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Nr. 139, 
Berichtigt. 


Antrag. 


Dr. Barth. Rickert. Der Reichstag wolle beſchließen: 
dem nachitehenden Geſeß die verfaifungsmäßige 
Zuftimmung zu eriheilen: 


Ge le % 5 
betreffend 


Abänderungen und Ergänzungen des Wahl- 
geſetzes für den deutichen Neichätag vom 
31. Mai 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutider Kaiſer, 
König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesraths und des Neichstags, was folgt: 


Artikel 1. 
An Stelle der $S. 6, 10, 11 und 16 des Wahl: 
gefeges für den deutſchen Reichstag vom 31. Mai 1869 
treten folgende Beſtimmungen: 


8. 6. 

Jeder Abgeordnete wird in einem befonderen Wahl 
freife gewählt. Jeder Wahlkreis wird zum Zwecke ber 
Stimmabgabe in Hleinere, mindejtens 400 Einwohner um 
faffende Bezirke getheilt, welche möglichit mit den Orts- 
emeinben zujfammenfallen jollen, fofern nicht bei volfreichen 
risgemeinden eine Unterabtheilung erforderlich wird. 

Mit u. ſ. w. (mie im Gefeß). 


. $. 10. 

Das Wahlrecht wird in Perſon durd Stimmzettel 
ohne Unterfchrift ausgeübt. Die Stinmzettel müſſen von 
weißem Papier und dürfen mit feinem äußeren Kennzeichen 
verjehen jein. 

Der Wähler = in einem amtlich abgeftempelten mit 
feinem jonftigen Kennzeichen verjehenen undurchſichtigen 
Umfchlag, deiien Form gleihmähig für alle Wahlkreiſe 
—* Bundesrath feſtgeſtellt wird, den Stimmzettel zu über: 
reichen, 


$. 11. 

Die Stimmzettel find außerhalb des MWahllofald mit 

dem Namen des Kandidaten, weldem der Wähler feine 

Stimme geben will, handichriftlih oder im Wege der Ver: 
vielfältigung zu verfehen. 


114. 

Die Stimmabgabe folgt in der Weile, daß jeder 
Wähler beim Erſcheinen im Wahllofal zunächſt vom 
Wahlvorjteher oder einem von biefem Beauftragten den 
abgejtempelten Umſchlag entgegennimmt und darauf 


einem ber Beobadhtung unzugänglihen und mit 


in 
dem Wahllofal in unmittelbarer Berbindung ſiehenden 
Raume den Stimmzettel in den Umſchlag ſteckt. 


Aftenftüde zu den Verhandlungen des Meichätages 1890. 


Reichstag. Aftenjtüde Nr. 139, 141. 


— — — — — 
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Den jo fouvertirten Stimmzettel hat der Wähler direkt 
dem Wahlvorfteher zu übergeben, welder den Umschlag 
mit dem darin befindlichen Zettel in bie Wahlurne 
legt. Jeder Wähler muß den abgeichtebenen Raum vor 
der Stimmabgabe betreten. Niemand darf ſich in diefem 
Raum ſonſt aufhalten, folange der Wähler darin ift, und 
Niemand darf auf dem Mege von diefem Raum zur Ball 
ume mit dem Wähler in Beziehung treten. Die Wahl- 
fandibaten jind berechtigt, auf ihren Namen Tautende 
Stimmzettel in dem abgeionderten Naume zur Benutzung 
für die Wähler auslegen zu laffen, und jeder Wahlvor— 
jtcher iſt zu folcher Auslegung verpflichtet, fobald ihm 
24 Stunden vor dem Beginn der Wahlhandlung Die 
Stimmzettel zu jenem Zweck überfandt werden. 


$. 16. 
Die Kojten für die Drudjormulare zu den Wahl 
protofollen, für die Umichläge und für die Ermittelung 
2... (mie bisher). 


Berlin, den 3. Juli 1890. 
Dr. Barth. NRidert. 


Unterſtützt durch: 


Dr. Bamberger. Dr. Baumbach (Berlin. Broemel. 
Dorn. Eberty. Funk. Goldihmidt. Dr. Gutfleiid. 
Dr. Hermes. Dr. Hirſch. Jordan. Dr. Langerhans. 


Lüders. Dr. Meyer Münch. Mundel. Badnide. 
Pflüger Ruge Schenck Scmiebder. Schrader. 
Schütte Seelig. Vollrath. Witte Zangemeiiter. 


Kr. 141. 


Perlin, den 6. November 1890. 


Seifionen gemadıten ent— 


In Berfolg der in früheren 
ih wid Ew. Hocdwohl- 


ſprechenden Mittheilungen beehre 

geboren beiliegend eine 
Ueberjiht über den Stand der Bauaus— 
führungen und der Beihaffung von Be: 
triebsmitteln für die Eifenbahnen in Elſaß— 
Rothringen und für die im Großherzog— 
thum Yuremburg belegenen Streden ber 
Wilhelm = Luremburg = Eijenbahnen am 
50. September 1890 

nit dem Grfuchen ergebenft zu überfenden, biefelbe ge: 

fälligft zur Kenntniß des Reichstages bringen zu wollen, 


In Vertretung des Neichöfanzlers: 
v. Maybadı. 
An 
ben Präfidenten des Reichstags 
Herrn von Levetzow 
Hochwohlgeboren. 
RU. f. E. Nr. 140511. 
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Ueberſicht 


den Stand der Bauausführungen und der Be— 

ſchaffung von Betriebsmitteln für die Eiſen— 

bahnen in Elſaß-Lothringen und für die im 

Großherzogtgum Luremburg belegenen Streden 

der Wilhelm = Luxemburg = Eifenbahnen am 
30. September 1890. 


A, Bauten, für welche die Geldimittel durch Das 
un. vom 2. März 1883 und durch das Geſetz 
Juli ee 1. S. 18 bezw. 137) 
bewilligt find. 

Für die SHerftellung einer Verbindungsbahn von 
Lutterbad) nah Mülhaufen (Hafenbaifin) find 920 000 M 
und für die Erweiterung der Werfftättenanlagen in Biſchheim 
500 000 A. bewilligt worden. 

Bis zum 30. September 1890 find für die vorge 
nannten Bauausführungen verausgabt . 1383 588,4 M 

Bon der bewilligten Summe von . 1420000, = 
ftehen noch zur Verfügung. . . ; 36 All,yo M. 
welche zur Fertigſtellung der Erweiterung des Bahnhofes 
Lutterbah ausreichen werben. 


B. Bauten und Beichaffungen, für welche bie 

Geldmittel durch Die ee vom 16. März 1885, 

vom 8, —— 1886 uud vom 4. März 1888 

¶ Reichs· Geſetzbl. ——— 63 ie Rab ©. 4 — S. 183) 
illi ud. 

Durch dieſe — wurden: 

1. für den Ausbau bes zweiten Geleifes zwiſchen ben 
Stationen Saaralben und Berthelmingen, ſowie 
zur Erbauung von Dienftwohnungen für das 
Fahrperſonal auf dem Bahnhofe 
Nieding . i . 2380 790 M. 

2. für die Erweiterung des Bahnhofes 
Saargemünd, die Errichtung von 
Dienitgebäudben für die Betriebs— 
birektion, Verkehrs⸗ und Maſchinen⸗ 
Infpektionen und die Erbauung von 
Dienftwohnungen für das Fahr: 
——— auf dem — — 
hofe . 

3a. für die Erweiterung. bes Bahn 
Hofes Diedenhofen und Erbauung 
von Dienftwohnungen für das 
er auf diefem Bahn: 


3b. für die Erweiterung bes Bahnhofes 
Wadgajien.. . 

4. für Die Herftellung eines Betriebe: 
Materialien-Haupidepots und einer 
Materialien = ————— in 
Biſchheim . . 

5. für die Einrichtung einer elettrifchen 
aut 6 er ®eleifeund Rampen 
2 den — ai und 


1156500 = 


697 490 


v 


220000 = 


639 630 


Sablon . 319950 = 


Seite . 


. 5414360 X ' für weitere Ausgaben verfügbar. 


Uebertrag . . 5414360 M 


6. für die Erweiterung des —— 
Luxemburg. . . 200 000 = 
7. Vermehrung ber Betriebsmittel . 20038000 = 
zufammen . 7617360 M. 
zur Verfügung geftellt. 


Berausgabt find bis zum 30. Sep- 


tember 1890 6 922 436,95.M. 
und daher noch für weitere Grotnzungen 
zur Verfügung . . 694 923,35 M. 


Bn Biffer 1, 2, 3a nnd 3b. Die Arbeiten find beendigt. 


Zu Biffer 4. Die Betriebsmaterialien-Hauptniederlage 
und die Materialien-Prüfungsanftalt in Biſchheim find her⸗ 
geſtellt und ihrer Beſtimmung übergeben. Der Bau eines 
dritten Lagerhauſes iſt in der Ausführung begriffen. 


Bu Biffer 5. Die elektriiche Beleuchtung der Geleife 
und Rampen auf den Bahnhöfen Meg und Sablon ift 
fertiggeftellt und in Betrieb genommen, 


Bu Biffer 6. Die Arbeiten zur Erweiterung des Bahn: 
hofes Luxemburg find beendet und jämmtliche neuen Anz 
lagen in Benußung. 


Bn Biffer 7. An Betriebsmitteln ſind beichafft: 
7 Güterzuglofomotiven mit Referveachien, 
6 Güterzugs-Tenderlofomotiven, 
22 dreiachſige Berfonenwagen J./II. Klaſſe, 
12 leichte Perſonenwagen J./II. Klaſſe, 
10 leichte Perſonenwagen IIL/III. Klaſſe, 
9 leichte Perſonenwagen II. Klaſſe, 
6 Perjonenwagen III. Klaſſe mit Poſtabthei— 
ung, 
3 leichte Gepädwagen, 
24 Güterzug-®epädwagen, 
122 offene Güterwagen, darunter 20 mit Bremjen, 
32 vieradhfige Plateauwagen, darunter 7 mit Bremjen, 
1 Dampftrahn für Lauterburg, 
49 zweiachſige Durdigangs-Perfonenwagen III. Klaſſe 
mit Einrichtung zur Beförderung Verwundeter 
im Gejammtbetrage von . : 1 918 849,95 AM. 
worauf bi8 Ende September 1890 . 1 794 750,60 A. 
gezahlt find. 
In Beftellung gegeben find: 
27 offene Güter: und Kolswagen mit Bremſe zum Ge 
fammtbetrage von 80 800 MH. 


C. Bauten, für welche die Geldmittel durch die 
Geſetze vom 30, März 1887 und 26, März 1888 


in lesterem bei Kapitel 10 Titel 1 und 2 (Meichd- 
Gejesbl. &. 125 bezw. S. 83) bewilligt find. 
1. Für die Herftellung einer normal- 
purigen, fetunbär zu betreibenden 
Eifenbahn von Hagendingen nad) 
Groß⸗Moyeuvre find . . 1510 000 AM 
2. für die Erbauung und Ausrüftung 
einer Keffelfchmiede in der Zentral⸗ 
Werkftätte Bifchheim nebſt Hers 
ftellung einer Sciebebühne und 
der erforderlichen Geleifeanlagen 140000 = 
zufammen 1650 000 M. 
bewilligt. 
Verausgabt find bis — 30. —— 
tember 1890. . ; 1 375 323,44.M. 
und find daher nod) . 274 676,36 * 
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Bu Biffer 1. Die Bahnlinie ift fertiggeftellt und feit 
dem 15. November 1888 im Betriebe. Durch die Er- 
Öffnung eines Hüttenwerfs in Rombach ijt nachträglich 
noch eine Erweiterung dieſes Bahnhofes, ſowie auch ber 
Station Hagendingen nothwendig geworden und in der 
Ausführung er ud 


Bu Biffer 2 Das Gebäude für die Keſſelſchmiede in 


Biſchheim ift fertiggeftellt, die innere Einrichtung vollendet 
und in Benußung genommen. 


D. Bauten, —— Geldmittel durch das Ge⸗ 
jet de -- 422 1888 bei Kapitel 10 Titel 4 
ejetbl. &. 83) bewilligt find. 
en dieſes Geſetz wurden: 


1. für die Weiterführung der Eiſen— 
bahn Straßburg » Rothau bis 


Saale . . 400 000 AM, 
2. für bie Heritellung einer normal- 
fpurigen, fefundär zu betreiben- 
ben Eijenbahn von Buchsweiler 
nad Ingweiler . . » 544000 = 
zufammen 944000 M. 
bewilligt. 
Verausgabt m: bis 30. ver 
tember 18980 . . 390 033,5 = 
fo daß no. 553 966,77.M. 


zur Verfügung ftehen.. Die nod erforberlichen Beträge für 
RothausSaales werden von ber Landesverwaltung gededt. 

Bun Biffer 1. Die Bahnlinie ift bis auf wenige Nach— 
arbeiten fertig geftellt und wird am 1. Dftober 1890 in 
Betrieb genommen. 


Zu Biffer 2. Die Bahnlinie ift fertig geftellt und feit 
dem 16. Dezember 1889 dem Betriebe übergeben. 


E. Bauten, für welche die Geldmittel durch das 
Pr vom 1. Juni 1887 und vom 26. März 1888 
:Gejesbl. S. A bezw. &. 83) bewilligt 


Dur dieſe Geſetze wurden: 
1. für die Herftellung bes zweiten Geleiſes 
a) von Eourcelles nad) Teterhen 3051 000 M. 
b) von Hargarten nad) Bous mit 
Abzweigung nady Völklingen . 
2. für die Verlegung der Linie Bitich- 
Saargemünb bei Folpersweiler und 
für Die zweigeleifige Herftellung der 
Reihsbahnitrede von Folperswei⸗ 
ler über die Verbindungskurve bei 
Saargemünd bis zur Bahnftrede 
Saargemünd-Saaralben 


2536 000 = 


677910 = 
zufammen 6264910 M 
bemilligt. 

Bis jet find — und vor⸗ 
ſchußweiſe verausgabt. + 5175 165,18 = 
unb bleiben daher no . h 1089 744,55 AM. 
für meitere Ausgaben zur Verfügung. 

Bu * la. Die Bauarbeiten zur Herſtellung des 
weiter Geleiſes von Courcelles nad Teterchen find fertig- 
gejtellt; das neue Geleis ift feit dem 15. Ditober 1888 
dem Betriebe übergeben. Die Erweiterung der Bahnhöfe 
Eourcelles und Kurzel wird ausgeführt. 


Bu Biffer Ib. Die Bauarbeiten zur Herjtellung des 
zweiten Geleifes von Hargarten nad) Bous mit Abzweigung 
nah Völklingen find ebenfalls vollendet. Die Strede Har- 
Serie ig wurde am 1. September 1888, die Strede 
Badgafjen-Bous am 22, Oktober 1888 und bie Strede 
BWadgafien-Bölklingen am 31. März 1889 zweigeleifig in 
Betrieb genommen. Die mit dem Bau der in Rede jtehen- 
den zweiten Geleiſe zufammenhängenden Erweiterungen der 
Bahnhöfe find für Bous fertiggeftellt, jtehen aber für 
Völklingen noch aus. 


Bun Biffer 2, Sämmtliche geplante Arbeiten find aus— 
geführt und jowohl die verlegte, als aud) die zweigeleiſig 
hergejtellte Strede in Benugung genommen. 


F. Bauten, für welche die Geldmittel durch das 
Gejek vom 4. März 1889 und a Februar 1890 
¶ eichs · Geſetzbl. ©. Dean: © . 25) bewilligt 


Durch diefe Geſetze wurden: 


1. für den Bau des zweiten Ges 
leifes auf der Theilitrede Ste 
—*— » Eberöweiler der Linie 
Diedenhofen-Teterdhen . . 


2. für die Herftellung einer normal- 
Ipurigen Eijenbahn von Weiler: 
thal nah Weiler . . . 

3. für Die Herftellung einer Giien- 
bahn von 1m Spurweite zwijchen 
Markolsheim umd Horburg, für 
den Ankauf und Die Bervoll: 
ftändigung der Ren Bahn 
linie von Horburg nad) Colmar 
und den Anſchluß der letzteren 
an die Güterftation Colmar der 
Hauptbahn, jowie für die Des 
ihaftung von Betriebsmitteln 

4. für die Herftellung einer normal= 
Ipurigen Eijenbahn von Altkird) 
über Werenzhaujen * Pfirt 
bezw. Alt⸗Pfirt J 


896 000 = 


1600 000 = 


— 4631 000 AM. 
bewilligt. 

Berausgabt * bis en 30. Er 
tember 1890 . : 1 381 043,15 = 


Es find habe se : 2.3249 956,51 cf. 
verfügbar, welche für weitere Ausgaben erforderlid) find. 


Du Differ 1. Die Ueberbauten der großen - eijernen 
Brüden find in Aufitellung begriffen, die Tunnels nahezu 
fertig. Alle übrigen Arbeiten jind vollendet. 


Bun Biffer 22 Der Grunderwerb ift mit jehr wenigen 
Ausnahmen gütlich durdgeführt. Der Bau und die An— 
lieferung der Oberbaumaterialien hat begonnen. 


Bun Biffer 3. Die Bahnlinie ColmarsHorburg iſt von 
der Kayſersberger eg ya fäuflih erworben 
und der Betrieb derjelben it vom 1. Auguft 1890 ab von 
der Reichseifenbahn übernommen worben. Die Fortſetzung 
der Bahn von Horburg nad Marlolsheim ift Fertiggeftelt 
und wird Anfangs November in Betrieb genommen. Für 
Horburg iſt ein Giüterbahnhof in Angriff genommen. An 
Betriebömitteln find für diefe Linie 3 Stud Schmaljpurs 
Tenderlofomotiven nebit 1 Satz Rejerveadhien geliefert. 

Außerdem find von ber Kayfersberger Thalbahn an- 
gekauft: 

103° 
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1 Schmaljpur-Tenderlofomotive, 
1 Roit: und Gepädwagen, 
2 Rerfonenwagen II. Klaſſe, 
1 Perſonenwagen I./Il1. Klaſſe, 
4 offene Güterwagen 
im Gejammtbetrage von 
In Beftellung gegeben find: 
2 bedeckte Schmaljpur-Güterwagen mit Bremje, 
+ offene Schmalipurs-Güterwagen mit Vremje, 
2 ScmaljpursBerjonenwagen IL /IIT. Klaſſe, 
1 Schmaljpur:Gepäd- und Rojtwagen, 
4 Sat Reſerveachſen 
zum Geſammtbetrage von . 34222 M. 
Bn Biffer 4. Die Bauerlaubnii der Grundbejiger iſt 
durchweg eingeholt und das Grunderwerbsgejchäft im Gange. 
Die Bauarbeiten haben begonnen. Die Oberbaumaterialien 
find in Beftellung gegeben und zum Theil bereits geliefert. 


6. Bauten, für welche die Geldmittel durch das 
Gejet vom 1. Februar 1890 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 25) 
bewilligt find, 


Durch das Gefeg wurden: 

1. zum Bau des zweiten Geleiſes 
auf der Theiljtrede Diedenhofen- 
Kedingen der Linie Diedenhofen- 
Teterhen . EN 

2. zur SHerftellung einer normal» 
Ipurigen Gifenbahn von Wal- 
burg nah Wörtb) . . . . . 

3. zur Serftellung einer normals 
a Eifenbahn von Saar- 
burg nach Alberſchweiler mit Ab— 
zweigung nah Heſſen und 
Vallerysthal.. 2.2. 

4. zur Herſtellung einer normal— 

ſpurigen Eiſenbahn von Selz 
über Walburg nach Merzweiler 

. zur Herſtellung einer normal— 

ſpurigen Eiſenbahn von Röſch— 


86 575,47 MM. 


432500 = 


250 000 = 


moog nad Hagenau . . . . 250 000 = 
6. für Grunderwerb zur Erweite— 
rung 
a) des Bahnhofes 
Colmar . . . 55000 M. 
b) des Bahnhofes 
Saargemind . 66000 = 
zuſammen 121 000 = 
7: für Erweiterung 
a) des Bahnhofes 
Straßburg . 90000 M. 
b) des Bahnhofes ä 
Bensdorf. . . 63000 = 
zuſammen 153 000 = 
8. für die Vermehrung der Be: 
triebsmittel . - » 2» 2»... 1000000 = 
zulammen 3116500 AM 
bewilligt. | 
Verausgabt find bis zum 30. Sep: N 
tember 180... 2 2 2202020. 138608,4 = 
jo daß nod) . 20977 Blue cM. 


für weitere Ausgaben verfügbar find. 

Zu Biffer 1. Die Strede Künzig-Kedingen ift im der 
Ausführung begriffen. Für die Strede Diedenhofensftünzig 
werden genane Rorarbeiten gemacht. 


— — —— — — ——— — 





Bu Biffer 2. Die Adminiſtrativ-Enquöte Hat ſtatt— 
gefunden. Die Spezialprojefte und Berechnungen zur Ber: 
dingung der Bauarbeiten find nahezu fertiggeitellt. 


Bun Biffer 3. Die Vorarbeiten find fertiggeftellt und 
die Verdingung der Bauarbeiten iſt eingeleitet. 


Zu Biffer 4 und 5. Der Bau diejer Bahnftreden hat 
nicht in Angriff genommen werben können, weil die Zus 
ſchüſſe Eljaß = Lothringens bis jetzt nicht bereit geftellt 
worden jind. 

Bu Differ 6. Der Grund und Boden zur Erweiterung 
des Bahnhofes Colmar it zum Theil erworben. Das 
Grunderwerbsgeihäft, betreffend die Erweiterung des Bahn 
hofes Saargemünd, iſt erledigt. 


Bu Biffer 7. Die Erweiterung des Bahnhofes Straß- 
burg ift nahezu fertiageftellt. Zur Erweiterung des Bahn- 
hofes Bensdorf ift der Anlauf des Grumd und Bodens 
und die Ausführung der Bauarbeiten vorbereitet. 


Zu Biffer 8. Ann Vetriebsmitteln find in Bejtellung 
gegeben: 
12 Güterzug«Tenderlofomotiven mit Reſerveachſen, 
6 Normal:Süterzuglolomotiven mit Reſerveachſen, 
230 bededte Güterwagen, darunter 115 mit Bremie 
nebft 20 Sag Reſerveachſen, 
15 vieradhjfige Plattformmwagen mit Bremſe. 


Nr, 142, 


Berlin, den 11. November. 


Der Unterzeichnete beehrt fih dem Reichstag beifol— 
gend die Weberfiht der Neihs:Musgaben und 
-Einnahmen für das Etatsjahr 1889/90 nebſt An— 


‚lagen mit dem Erjuchen vorzulegen: 


1. die in der Anlage I zufammengeftellten und moti= 
virten Gtatsüberjchreitungen und außeretatsmäßigen 
Ausgaben, 

. die in der Mnlage IN in Gemäßheit des $. 10 
des Gefepes über die Rechtsverhältniſſe der zum 
dienftlihen Gebraud einer NReidhsverwaltung bes 
jtimmten Gegenftände vom 25. Mai 1873 (Reichs— 
Gefegblatt Seite 113) nachgewieſenen, den Etat 
überjchreitenden und auferetatsmähigen Einnahmen 
aus der Beräußerung von Grumditüden, Mater 
rialien, Utenfilien oder jonftigen Gegenftänden 

vorbehaltlich der verfaffungsmähßigen Entlaftung genehmigen 

zu wollen, 


Der Neichöfanzler. 


In Vertretung: 
Freiherr von Maltzahu. 


An den Reichstag. 
RSM. I. 5039, 
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Nr. 143, 


Berlin, den 11. November 1890. 


Nah dem Gefehe vom 1. Februar 1888 — R.G.Bl. 
©. 9 — und nad) dem Geſetze vom 18. Februar 1889 — 
R-G.-Bl. S. 11 — wird die Kontrole des gejammten 
Haushalts des Deutihen Neichs für die beiden Etats— 
jahre 1887/88 und 1888/89 nad Maßgabe der im Geſetze 
vom 11. Februar 1875, betreffend die Hontrole des Reichs— 
haushalts pp. für das Jahr 1874, — ReGBl. für 1875 
5. 61 — mthaltenen Vorſchriften geführt. 

Gemäß dem zuletzt bezeichneten Gejepe finden bie 
Beitimmungen des Geſehes, betreffend die Emrichtung und 
Befugniſſe der Preußiſchen Ober-Rechnungskammer, vom 
27. März 1872 — Preußiſche Geſez-Sammlung S. 278 — 
Anwendung. Hiernach jind die Rechnungen der Kaſſe 
der Ober-Rechnungskammer von dem Chef-Präſi— 
denten der Ober-Rechnungskammer zu revidiren und mit 
den Revifions-Bemerkungen den beiden Häufern des Land— 
tags der Monarchie zur Prüfung und Decharge vorzulegen 
($.9 a. a. D.). Leßteres iſt bezügli dev Rechnungen 
für die beiden Etatsjahre 1887/88 und 1888/89 
geichehen, und find dieſe Rechnungen binfichtlich desjenigen 
Theils, weldyer ſich auf die Preußiſche Verwaltung bezieht, 
dehargirt worden. 

Bezüglich desjenigen Theils diejer Rechnungen, 
welcher die Reihövermwaltung betrifft, bedarf es in 
analoger Anwendung der Vorſchrift des angezogenen S 9 
Abſatz 2 der Prüfung und Entlaſtung ſeitens des Bundes— 
raths und des Reichstags. 

Nachdem der Bundesrath die entiprehende Entlaftung 
dur Beihluß vom 2. Dftober d. 3. ertheilt hat, beehrt 
ih der Unterzeichnete, die gedachten beiden Rechnungen 
nebit den dazu gehörigen Nachweilungen über Einnahme 
und Ausgabe an Schreibmaterialien und Gejchäftsformus 
laren mit den Belägen in zujammen 22 Heften jowie je 
einer beglaubigten Abichrift der Abnahme: und Reviſions— 
Verhandlungen von 9. Mai 1889 und vom 17. März 1890 
dem Reichstage beifolgend zur Beſchlußnahme ers 
aebenft vorzulegen. 


Der Reichsfanzler. 
In Bertretung: 
Freiherr von Maltahn. 
An den Reichstag. 
REN. 1. 4613. 


Beglanbigte Abſchrift. 
Verhandelt Potsdam, den 9. Mai 1889, 


Bei Abnahme und Reviſion der von der Dber-Ned)- 
nungslammer⸗Kaſſe elegten, am 13. November v. J. ein— 
gereihten Rechnung das Jahr vom 1. April 1887 bis 
Ende März 1888, die Einnahmen und Ausgaben für die 
Dber⸗Rechnungskammer und den Rechnungshof des Deuts 
ihen Reichs enthaltend, nebjt der angehängten Nebenfonds- 
rechnung ſowie der beigefügten Rechnungen über Einnahme 
und Ausgabe an Schreibmaterialien und Geichäftsformus 
wo für daſſelbe Jahr Hat fich nichts zu erinnern ges 
Amber. 





Zu bemerken ift Folgendes: 

1. Die nach dem Notat 1 über die Rechnung für das 
wa: 1886/87 noch rüdjtändig geweſene GEntlaftung 
der Rehnungsführer durch den Neicdhstag wegen besjenigen 
der Rechnung für das Gtatsjahr 1885/86, welcher 
ic) auf die Reichsverwaltung bezieht, hat unter dem 8. März 
1888 jtattgefunden. 

Die Rechnung für das Jahr vom 1. Mpril 1886 bis 
März; 1887 ift 

a) Hinfichtlih desjenigen Theils, der fih auf die 
Preußiihe Verwaltung bezieht, von dem Haufe 
der Abgeordneten in der Situng vom 23. April 
1888 und von dem Herrenhaufe in der Sigung 
vom 4. Mai deffelben Jahres, 

b) Hinsichtlich desjenigen Theils, der den Rechnungss 
hof des Deutſchen Reichs betrifit, von dem 
Yundesrath in der Sikung vom 8. November 
1388 und von dem Neidistage in der Sikung 
vom 19. März 1889 

dechargirt. 

2. Die Ober-Rechnungskammer-Kaſſe iſt am 8. März 
1888 unvermuthet revidirt worden, wobei fid) nichts zu 
erinnern gefunden * Außerdem haben die gewöhnlichen 
Reviſionen der Kaſſe allmonatlich in der vorgeſchriebenen 
Weiſe ſtattgefunden. 

3. Die vorliegende Rechnung ſtimmt mit dem Final— 
abſchluß der Ober-Rechnungsklammer-Kaſſe für das Jahr 
vom 1. April 1887 bis Ende März 1888 überein. 

4. Sämmtlid)e Beläge der Rechnung jind Hinfichtlich 
ber Zuläfjigkeit ihrer Vernichtung nad) zehnjähriger Aufs 
bewahrung geprüft, wobei fich ergeben hat, daß andere 
als die Beläge 1251 bis 1307 in dem mit dem Vermerk: 

„Det A. Nicht zu vernichtende Beläge." 
verjehenen Belagsheft 8 einer längeren Aufbewahrung nicht 
bedürfen. 


V. 


Der Chef-Präſident der Ober-Rechnungskammer, 
Wirkliche Geheime Rath 
gez. von Stünzuer. 


iD, 0, 


Nr. 167 P. 5. 
Beglaubigt 
(L. 8.) Briigmäller 
Gehelmer Rechnungsrath. 
Beglanbigte Abſchrift. 


Verhandelt Potsdam, den 17. März 1890, 


Die von der Ober-Rechnungskammer-Kaſſe gelegte, am 
8. November v. I. eingereichte Rechnung für das Jahr 
vom 1. April 1858 bis Ende März 1889, die Einnahmen 
und Ausgaben für die Ober-Rechnungslammer und den 
Redinungshof des Deutihen Neihs enthaltend, iſt nebft 
der derjelben angehängten Nebenfondsrehnung ſowie den 
—— Rechnungen über Einnahme und Ausgabe an 
Schreibmaterialien und Geſchäftsformularen für daſſelbe Jahr 
von dem unterzeichneten Chef-Präſidenten der Ober-Rech— 
nungsfammer abgenommen und revidirt worden, wobei ſich 
nichts zu erinnern gefunden hat. 


Zu bemerken ift Folgendes: 


1. Die Vorrechnungen bis zum Etatsjahre 1886/87 
einschließlich find bereits Dechargirt. Die Redinung für das 


Gtatsjahr 1887/88 Liegt zur Zeit dem Landtage zur Prüfung 
und Decharge vor. 

2. Die Ober-Rechnungskammer-Kaſſe it am 25. Fe— 
bruar 1889 — revidirt worden. Ein Anlaß zu 
Erinnerungen hat ſich hierbei nicht ergeben. Außerdem 

aben die gewöhnlichen Reviſionen der Kaſſe allmonatlid) 
in der vorgeſchriebenen Weiſe jtattgefunden. 

3. Die vorliegende Rechnung jtimmt mit dem Final— 
abihluß der Ober-Rehnungstammersftafle für das Jahr 
vom 1. April 1858 bis Ende März 1889 überein. 

4. Sämmiliche Veläge der Rechnung find hinſichtlich 
der Zuläffigfeit ihrer Vernichtung nad zehnjähriger Auf 
bewahrung geprüft, wobei fich ergeben hat, daß andere als 
die Beläge 1424 bis 1495 in dem mit dem Vermerk: 

„Heft A. Nicht zu vernichtende Beläge.” 
verjehenen Belagsheft 10 einer längeren Aufbewahrung nicht 
bedürfen. 

5. Die in der vorliegenden Rechnung nachgewieſenen 
Etats⸗Ueberſchreitungen find in den Ueberſichten von den 
Staats» bezw. Reichs-Einnahmen und Ausgaben für das 
Etatsjahr 1888/89 begründet. 


N, w. 0 


Der Chef-Präfident der Ober-Rechnungstammer, 
Mirkliche Geheime Rath 
gez. von Stünzner. 
Nr. 78 P.S. 
Beglaubigt 
Friſchmüller 
Geheimer Rechnungsrath. 


(L. 8.) 


Nr. 144. 
Antrag. 


Nintelen, Der Reichstag wolle beichließen: 
dem nachftehenden Gejepentiwurfe die verfaffungss 
mäßige Zuftimmung zu ertheilen: 


Ge 1} eb, 
betreffend 


die Abänderung und Ergänzung der Vorichriften 

der Strafprogegordnung über die Wiederauf- 

nahme des Verfahrens, ſowie die Entichädigung 
für unſchuldig erlittene Strafen. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen x. J 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtim⸗ 

mung des Bundesraths und des Reichsſstags, was folgt: 


Artikel I. 
An Stelle der Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
88. 409 Abi. 2 und 410 treten folgende Vorfchriften: 
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$. 409. 
(Abſ. 2.) Zeugen und Sadverftändige find, fofern 
deren Beeidigung zuläffig ift, eidlich zu vernehmen. 


$. 410. 

Das Gericht verordnet die Wiederaufnahme des Ver— 

fahrens und die Erneuerung der Hauptverhandlung: 

1. wenn die Wiederaufnahmegründe des $. 399 Nr. 3, 
4 ober des $.-402 Nr. 3, 4 vorliegen; 

2. wenn die Wiederaufnahmegründe des $. 399 Nr. 1, 
2 oder des $. 402 Nr. 1, 2 vorliegen und nad 
Lage der Sache anzunehmen ift, daß die in biefen 
> Dada bezeichnete Handlung auf bie Ent- 
ſcheidung Einfluß geübt hat; 

3. wenn im Fall des $. 399 Nr. 5 auf Grund ber 
neuen Thatjachen oder neuen Beweife anzunehmen 
ift, dab der Verurtheilte der ihm zur Laſt gelegten 
That nicht ſchuldig iſt, oder dab ein Umjtand, 
buch welchen die Anwendung eines ſchwereren 
Strafgeſetzes begründet ift, in Wegfall kommt. 

Andernfall8 wird der ker auf Wiederaufnahme 

des Verfahrens ohne mündliche Verhandlung als unbe— 
gründet verworfen, In — Weiſe wird im U 
der Nr. 3 des vorigen Abſatzes der Antrag verworfen, 
wenn zwar ein Die Anwendung eines jdhwereren Straf: 
gejeßes begründender Umftand für in Wegfall lommend 
— iſt, jedoch, ungeachtet der Anwendung eines 
anderen Strafgeſetzes, die erkannte Strafe zuläſſig und an— 
gemeſſen erſcheint. 
Artikel IL 


Die Vorjhrift der Strafprogekordnung $. 411 Abj. 2 
fällt weg. 

Artikel IN. 

Wenn der Verurtheilte, gegen welden die erfannte 
oder umgewandelte Strafe ganz oder theilmeife vollitredt ift, 
im Wiederaufnahmeverfahren freigejprochen wird, fo ift ber 
durd die Strafvollftredung entjtandene Vermögensſchaden 
nad) Mafgabe der nachjtehenden Vorſchriften zu erjegen. 


8. 1. 

Berechtigt zum Schabenserjag find der Freigeſprochene, 
fowie nad) feinem Tode deſſen Ehegatte und deſſen Ber: 
wandte in aufs und abjteigender Linie und feine Gejchmwijter, 
fofern dieſe Perfonen nach Vorſchrift des bürgerlichen Rechts 
von ihm zu unterftüßen geweſen wären. 


8. 2. 
Inſoweit der Angeklagte feine Verurtheilung durch 
Vorſatz oder grobes Verſchulden herbeigeführt hatte, ift ein 
Anſpruch auf Entihädigung par 


8. 3. 

Zum Schadenserfag verpflichtet ift die Staatskaffe des 
Bundesftaates, deifen Gericht das aufgehobene Urtheil ge- 
ſprochen — und, wenn das Reichsgericht in erfter und 
letter Inſtanz erfannt hatte, die Neichsfaffe. Die Staats- 
beziehungsweiſe Reichſskaſſe hat den NRüdgriff an den 
Scyuldigen. 


8. 4. 

Der Klage auf Erſatz des Schadens muß die Ent- 
jcheidung der betheiligten oberften Jujtizuerwaltungsbehörde 
—— Zu dem Zweck hat der Berechtigte binnen einer 
von ſechs Monaten ſeit dem Tage der Rechtskraft des 

eiiprechenden Urtheils bei der Staatsanwaltihaft des Ges 
richts, bei welchem das freiiprechende Urtheil ergangen ift, 
die Gewährung des Scyadenserjages in Antrag zu bringen. 
Der Untrag muß von einem Rechtsanwalt unterzeichnet fein, 
oder zu Protokoll des Gerichtsichreibers erflärt werben; 
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er fol ben Betrag der Entihädigungsfumme und die den 
Aniprud — Thatſachen und Beweiſe angeben. 

Gegen die Entſcheidung des gar der Juſtizverwal⸗ 
tung findet binnen einer Friſt von jehs Monaten feit Zu- 
ſtellung ber Enticheidung der Rechtsweg ftatt. 

Für die in biefem Paragraphen vorgefchriebenen Frifien 
find Die Beſtimmungen ber Givilprogehordnung über Noth— 
friften maßgebend. 


Zn 8. 5. 
. Pe die Verhandlung und Entſcheidung über den An- 
ſpruch ift die Civillammer des Landgerichts, von welchem 
oder in bejjen Bezirk das aufgehobene Strafurtheil ge: 
ſprochen war, ausſchließlich zuftändig. 


. 6. 

Vor ber endgültigen —3 des Betrages der zu 
—— Entſchädigung bildet der Entſchädigungsan⸗— 
pruch feinen Gegenſtand des Arreſtes, der Beſchiagnahme 
oder Pfändung. 

Bis zu dieſem Zeitpunkt kann der Berechtigte nicht 
über den Entſchaͤdigungsanſpruch verfügen, 


j 8. 7. 

Die vorftehenden Vorſchriften finden entſprechende An— 
wendung, wenn bie Wiederaufnahme zur Anwendumg eines 
milderen Strafgejeßes ober bei einer Geſammtſtrafe zu einer 
theilmeifen Freiſprechung geführt hat und die nunmehr er: 
fannte Strafe geringer ift, als die bereits vollftredite. 


Artikel IV, 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ber Berfündung 
in Kraft. 
Die Vorſchriften der Artikel I und IT finden auf 
jedes bereit anhängige Biederaufnahmeverfahren, in welchem 
die Erneuerung ber Hauptverhandlung noch nicht angeordnet 
ift, Anwendung. 

Die Vorſchriften des Artikel II finden auch auf die 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes Verurtheilten Anz 
wendung, jedoch nur, wenn fie unter Anwendung der Bor 
ichriften bes rtifel | diejes Geſetzes im Wiederaufnahme: 
verfahren freigefprochen werben. 


Artikel V. 
_, Der Reidhsfanzler wird ermächtigt, den Tert ber 
Strafprogehorbnung, wie er ſich aus dem in den Artikeln I 
und I feitgeftellten Menderungen ergiebt, durch das Reichs⸗ 
Geſetzblatt bekannt zu machen. 
Urkunbdlich ꝛc. 
Gegegeben ꝛc. 


Berlin, den 13. November 1890. 


Rintelen. 
Baron von Arnswaldt-Hardenboſtel. Dieden. 


Fritzen (Coblenz). rigen (Düfjeldorf). Dejanicz 
von Gliszezynski. Göſer. Graf. Gröber. Haanen. 


weſen, auf der Inſel in Geltung. au 
| Reichs trägt Preußen für das Gebiet ber Inſel durch 
‘ Bahlung eines Averfums nah Maßgabe des Artikels 38 





Nr. 145. 


Berlin, den 21. November 1890. 
Im Namen Seiner Majejtät des Kaiſers beehrt fich 
der Unterzeichnete ben beiliegenden 


Entwurf eines Gejeges, betreffend die Ver: 
einigung von Helgoland mit dem Deutfchen 
Neid, nebit Begründung, 


wie folder vom Bundesrat) bejchloffen worden, dem 
Neihstag zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vor— 
zulegen, 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


An den Reichstag. 
R. A.d. J. Rr. 14497 1. 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
die Vereinigung von Helgoland mit dem 


Deutſchen Reid). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen x. 


verordnien im Namen bes Neichs, nad) erfolgter ri 
bes Bundesraths und des Neichsiags, was folgt: 


g. 1. 

Die Inſel Helgoland nebft Aubehörungen tritt dem 
Bundesgebiete hinzu. 

Das Reich ertheilt feine Zuſtimmung dazu, daß die 
Anfel dem preußiſchen Staate einverleibt wird. 

8. 2. 

Mit dem Tage der Einverleibung in den preußischen 
Staat tritt die Verfaſſung des Deutſchen Neichs, mit Aus— 
nahme des Abjchnitts VI über das Boll und Handels— 

? den Musgaben des 


bſatz 3 der Neichsverfaflung bei. 


8. 3. 
Die von der Inſel herſtammenden Perjonen und 2. 


Dr. Freiherr Heereman von Zuydwpf. Heife. Hike | DIT dem 11. Auguft 1890 geborenen Kinder find von ber 
Graf von Hompejd. er Greiberr 2 iene Wehrpflicht befreit, 

von Kehler. Kochann. Letoha. Limbourg. Dr. jur, u Au ‚ iu 
Lingens. Menken. Metzner. Mooren. Müller Das Wahlgeſetz für den deutſchen Reichstag tritt mit 
Pleß). Dr. Orterer. Freiherr von Pfetten-Arnubach. dem in $. 2 bezeidmeten Tage gleichfalls auf der Infel in 


Dr. Borid. Stößel. von Strombed. Timmerman, | Kraft. 


Dr. Bindthorft. 


Furt Beichluß des Bundesraths wird die Inſel 
einem Wahlkreife zugetheilt. 


. 5. 
Durch Kaiferlihe Verordnung unter Zuftimmung bes 
Bundesraths wird feitgeftellt, immieweit die Vorſchriften in 
‚ den 88. 2, 3, 4, 7, 8 des Gejeßes, betreffend bie Reichs— 
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friegshäfen, vom 19. Juni 1883 (Reichs-Geſetzbl. S. 105) 
für die Injel und ihre Gewäſſer zur Anwendung gelangen, 


$. 6. 

Für die übrigen, vor dem in $. 2 bezeichneten Tage 
erlaffenen Reichsgeſetze wird der Zeitpunkt, mit welchem 
diejelben ganz oder theilweife in Kraft treten, durch Kaijer- 
pe ni Verordnung unter Zuftimmung des Bundesraths feſt⸗ 
geſetzi. 

Inſoweit die Schonung der auf der Inſel beſtehenden 
Geſetze und Gewohnheiten es erheiſcht, können auf dem in 
Abſatz 1 bezeichneten Wege an Stelle einzelner Vorſchriften 
der eimzuführenden Reichsgeſetze Uebergangsbejtimmungen 
erlaflen werden. Die Geltung folder Beitimmungen er- 
ſtrect ſich nicht über den 31. Dezember 1893. 


Urkundlich zc. 
Gegeben ꝛc. 


Begründung 


Durch den in der Beilage abgedrudten Artikel XI. 
des beufjchsengliichen Vertrages vom 1. Juli 1890 hat 
Ihre Majeftät die Königin von Großbritannien und Ir— 
land die Souveränetät über die Inſel Helgoland nebit 
deren Bubehörungen an Seine Majeftät den Kaiſer abge— 
treten. Nachdem die in dem Vertrage vorbehaltene Zus 
ftimmung des britijchen Parlaments zu dieſer Abtretung 
ertheilt worden war, hat am 9. Auguſt 1890 der britische 
Gouverneur die Inſel dem Kaiſerlichen Bevollmächtigten 
förmlich übergeben; am folgenden Tage it durch Seine 
Majeität den Kailer die feierliche Belikergreifung unter 
Vertündung der weiterhin beigefügten Wroflamation voll- 
zogen worden. Seitdem wird, nad) Mafgabe des an- 
liegenden Kaiſerlichen Erlaffes und der daran fich knüpfen— 
den Anordnung des Neichskanzler® vom 9, Auguſt 1890, 
die einftweilige Verwaltung der Inſel unter Aufficht des 
Reichskanzlers durch einen Gouvernenr und einen Kaifer- 
lien Kommiffar wahrgenommen. 


Es ericheint nicht wohl thunlich, die Inſel dauernd 
oder auch nur auf längere Zeit hinaus in ifolirter Stel- 
fung zu belaſſen. Ihr wirthſchaftliches Gedeihen beruht 
ſchon jegt nahezu ausjchliehlich auf Mo Beziehungen zum 
Reichsgebiet. Faſt der gefammte, auf 700 000 bis 800 000 
Markt im Jahre zu veranichlagende Ein- und Ausfuhr— 
verkehr der Inſel findet mit dem Neichögebiete ftatt, 
während beiſpielsweiſe Großbritannien neuerdings mur 
mit etwa einem Prozent an dieſem Verkehr betheiligt 
war. Auch das helgolander Seebad, defien Betrieb (bei 
Mitberücjichtigung der dadurch erwachjenden Vermehrung 
der — u. ſ. mw.) dem Gemeinweſen der Inſel 
den weitaus überwiegenden Theil feines Geſammteinlommens 
zuführt und ebenjo die wichtigfte Erwerbsquelle der helgo— 
lander Einwohnerſchaft bdarjtellt, zählt unter feinen — 
jährlich etwa 11000 — Beſuchern fait nur Deutſche. 
Durch die reichsgeſetzliche Sicherftellung und die daraus 
fi ergebende Erleichterung und Vermehrung aller dieſer 
Beziehungen kann deshalb der Wohlftand der Inſel nur 
gefördert werden. 

Andrerfeits erfordern auch die maritimen Intereſſen, 
welche ich für das Reich an Helgoland knüpfen, die Herbei— 
führung eines engeren Anjchluffes an das Bundesgebiet. 
Angefihts der weniger als ein Quadratlilometer betragenden 





Größe der Inſel nebjt Zubehörungen und angefidhts der 
auf etwas mehr als 2000 ſich belaufenden Einwohnerzahl 
kann — auch von anderen Erwägungen abgejehen — die 
Bildung eines neuen, eigenen Staatsverbandes im Bundes: 
gebiete nicht im Frage fommen; es iſt mithin erforderlich, 
da Helgoland einem Bundesjtaate einverleibt werde. 

Bon Alters her it die Infel als ein Theil der unter dem 
Namen Friesland zufammengefaßten Gebiete der deutichen 
Nordjeeküfte angejehen worden. Die erften beglaubigten 
Daten der SHelgolander Geſchichte laffen feinen Zweifel 
über dieſe Zufammengehörigkeit, welche in politifcher Bes 
ziehung dahin führte, daß der mannigfache Wechſel, dem Die 
Geſchicke Schleswig-Holfteins ausgefegt waren, fi) auch auf 
Helgoland erſtreckte. Nachdem die Inſel ſeit dem fünf- 
zehnten Nahrhundert im Befige der Herzöge von Schleswig 
Holftein, und zwar fpeziell der Inhaber des gottorper An— 
theils jich befunden Hatte, ging fie, zufolge der Kapitulation 
vom 9. Auguſt 1714, gleichzeitig mit dem Teptgenannten 
Antheil, * die Könige von Dänemark über. Erſt durch 
die am 5. September 1807 erfolgte Ucbergabe Helgolands 
an den Kommandanten eines britiichen Gejchwaders und 
durch den am 14. Januar 1814 zwifchen Dänemark und 
Großbritannien abgeichloffenen Friedensvertrag iſt das 
Scidjal der Inſel in andere Bahnen gelenkt worden. 
Das Bewußtſein der Stammeszugehörigkeit hat fi) jedoch 
auch in dieſem Jahrhundert erhalten und ift beiſpielsweiſe 
dadurd äußerlich hervorgetreten, dab die ſeit 1807 für 
Scleswig-Holftein auf dem Gebiete des Privatrechts und 
des Kirchenrechts ergangenen Geſetze und Verordnungen 
lange Zeit hindurch, zum Theil bis in die Gegenwart 
hinein, auf Helgoland unbeanjtandet zur Anwendung 
gelangt find. 

Es ftellt jomit einen folgerichtigen Abſchluß der ge- 
ſchichtlichen Entwidelung dar, wenn Helgoland nunmehr 
mit demjenigen Bundesjtaate vereinigt wird, welchem die ın 
Sprade, Sitte und Vergangenheit gleihartigen Gebietstheile 
—— Demgemäß liegt es in der Abſicht Seiner Majeſtät 
des Kaiſers, die vermöge der deutſch-engliſchen Vereinbarung 
überfommenen Souveränetätsrechte auf die Krone Preußen 
zu übertragen. 

Der gegenwärtige Entwurf zieht die aus Vor— 
ftehendem A ergebenden reichsverfaffungsmäßigen Konſe— 
quenzen, indem er im 

8.1 

zunächſt beſtimmt, daß die Inſel dem Bundesgebiete hinzu— 
tritt. Es unterliegt feinem Bedenken, dieſe Vereinigung 
ohne gleichzeitige Inkraftſezung der Neichsverfaflung herz 
beizuführen. In dieſer Beziehung bildet das Gejeg vom 
9. Juni 1871 über die Vereinigung Elſaß-Lothringens 
mit dem Neichögebiete (Reichs-Geſetzbl. S. 212) einen 
Vorgang. j 

gr Einverleibung der Inſel in den preußiſchen Staat 
bedart es eines — Landesgeſetzes. Das Reich 
ſanktionirt eine dahin gehende Verfügung und die damit 
verbundene Erweiterung des preußiſchen Staatsgebiets 
durch die im $. 1 Abſaß 2 ausgeſprochene Zuftimmung. 


8. 2. 

Es jteht anzunehmen, daß die Einverleibung der 
Infel in den preufiihen Staat binnen Kurzem vollzogen 
werden fann. Bis Dies geichehen, wird die gegenwärtige 
Verfaffung, deren Grundſätze durch die Eigenſchaft Hel- 
golands als eines außerhalb des engeren britischen Staats- 
verbandes ftehenden Gebietes bedingt wurden, in der durch 
den Kaiferlihen Erlaf vom 9. Auguſt 1890 mobdifizirten 
ir in Geltung bleiben müffen, da vor dem Anjchluß der 
Inſel an das Gebiet eines Bundesjtaates die zur Hand— 
habung der Neichsverfaffung erforderlidien Einrichtungen 
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mangeln. Zugleich mit diefem Anſchluſſe aber wird auch 
bie Reihsveriaffung in Kraft zu treten haben. 

Es bedarf jebod; einer Einſchränkung der in letzterer 
enthaltenen Vorſchriften zunädft aus dem Grunde, weil 
gemäß Artikel XI Nr. 5 des deutfch-englifchen Vertrages 
die Verpflichtung beiteht, den zur Zeit auf der Inſel 
geltenden Zolltarif bis zum 1. Januar 1910 nicht zu 
erhöhen. 

Gegenwärtig werben zufolge der von dem britifchen 
Gouverneur mit Genehmigung der Regierung erlaflenen 
Verordnungen (Ordinances) folgende Zölle auf der Inſel 
erhoben: 

1. Auf Wein; und zwar für jeden Anker ober vierzig 

ganze oder adhizig rg Flaſchen 10 ober 14 M, 
je nachdem die Flaſche einen Werth bis zu 3 M 
ober von mehr als 3 A. hat, 

2, auf Bier; und zwar für jeben Anker „bayeriſchen“ 
(deutfchen) Bieres 2,50 „H., für vierzig ganze ober 
achtzig halbe Flaſchen Porter oder Ale 3,0 H., 

3. auf Spiritus; und zwar, wenn ber Alkohol: 
gehalt Bis zu vierzig Grad beträgt, 25 M für 
den Anker, bei einem Mehrgehalt von je zehn 
Graben Altohol weitere 6,50 A, 

4. auf Petroleum und andere, aus Mineralien ges 
wonnene Brennöle; und zwar für jedes Kilo— 
gramm O,gg AM. 

Weitere Zölle beſtehen auf der Anfel nicht. 

Um der erwähnten Bertragsbejtimmung gerecht zu 
werben, erſcheint es als das Einfachſie und Richtigfte, daß 
die Inſel zunächſt wg der gemeinfchaftlichen deutſchen 
Boll e verbleibt. Auf der anderen Seite würde es nicht 
zwedmäßig fein, dem Reiche die Beſtimmung über bie fernere 
Geftaltung bes Zollweſens der Inſel während des hiernach vor= 
zufehenben lebergangszuftandes, insbejondere aud) die Be— 
fimmung über etwaige Abänderungen des auf der Inſel 
geltenden Zolltarif8 zuzuweiſen; vielmehr ift das Fortbe— 
ftehen der daſelbſt zur Zeit erhobenen Zölle jo durchaus 
von den örtlichen Bedürfniſſen abpängig, und es find Die 
Vorſchriften über die Erhebung Hölle derart Lokaler 
Natur, daß die einftweilige Erhaltung und Entwidelung 
der gegenwärtigen Einrichtungen am bejten in ber Hand 
der Landesregierung belaffen wird. Demgemäß — der 
Entwurf vor, von der Einführung des Äbſchnitts VI ber 
Reichsverfaſſung bis auf Weiteres abzufehen. Damit tritt 

ugleich die Nothmwendigfeit ein, die Erhebung eines Aver- 
on an Stelle der Zölle und Verbrauchsfteuern in ber 
felben Weiſe vorzujehen, wie e8 durch Artikel 38 Abſatz 3 
der Reihöverfaffung für die gegenwärtig vorhandenen Boll- 
ausichlüffe geichehen iſt. Einer dahin gehenden ausbrüd- 
lichen Borfonift wird e8 — ungeadhtet der Geringfügigkeit 
der im Betracht kommenden Summen — ſchon um des- 
willen bebürfen, weil anberenfalls eine Inkongruenz in 
Bezug auf die ben Bunbesftaaten zu überweijenden Beträge 
ſich ergeben würde. 


8.3. 

Bon den jonjtigen VBergünftigungen, welche der deutſch⸗ 
engliihe Bertrag den Helgoländern zufichert, wird bei dem 
vorliegenden Anlaß nod die zeitliche Befreiung von ber 
Wehrpflicht (Artikel XI Nr. 3 des Abkommens) zu berück— 
fihtigen jein, da e8 Hierbei um eine Einſchrünkung der 
Borjchrift im Artikel 67 der Reichsverfaſſung fich er 
Als Zeitpunkt, bis zu welchem die Wehrpflichtöfreiheit ſich 
24 iſt der 10. Auguſt 1890 gewählt worden, weil in 
der an dieſem Tage verfündeten Proklamation die ent- 
iprehende Zuſage an die derzeit lebende Generation zum 
jeierlihden Ausdrud gelangte. 

Attenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1890, 





Einer Vorſchrift zur Sicherung des den Helgoländern in 
Betreff ihrer Nationalität gewäbhrleifteten Optionsrechts be- 
darf es bei Gelegenheit der Einführung der Verfaſſung 
nicht. Diejenigen Helgoländer, weldye nicht etwa ſchon bis 
zum Inkrafttreten der Verfaffung ſich für die britifche 


‚Nationalität entſchieden haben jollten, werden unzweifelhaft 


zunächſt Deutſche; aber fie können, jo lange das Geſetz vom 
1. Juni 1870 (Bundes-Geſetzbl. S. 355) auf der Inſel 
nicht eingeführt ift, die erworbene Nationalität noch nad 
Landesrecht wieder aufgeben. Dies Landesredht befteht bis 
auf Weiteres in ben früherhin von der Landesregierung er: 
laffenen Vorfchriften, in den diefe Vorſchriften abändernden 
Beftimmungen des deutſch-engliſchen Vertrages und in den 
— noch ergehenden landesrechtlichen bee Ag 
chriften. Dadurch ift den Bewohnern der Inſel zunächſt 
das Optionsrecht geſichert. Ein reichsrechtlicher — 
würde erſt bei Einführung des Geſetzes vom 1. Juni 1870 
am Platze ſein. 


$. 4. 

Gleichzeitig mit der Neichsverfaffung muß, um ben 
Abſchnitt ber letzteren in Wirkſamleit treten zu laſſen, 
dad Wahlgejeg für den deutſchen Reichstag vom 31. Mai 
1869 (Bundes-Gefegbl. S. 145) zur Einführung gelangen. 
Da die Einwohnerzahl Helgolands zur Bildung emes 
eigenen Wahltreijes nicht ausreicht, jo iſt die Inſel an 
einen ber bereits bejtehenden Wahlkreife anzuſchließen. Die 
Beitimmung hierüber läßt ſich indeß erjt dann treffen, wenn 
fejtiteht, weldem Verwaltungsbezirle das Gebiet der Infel 
künftig angehören wird. Demnad) erſcheint es zwedmäßig, 
die —— zu einem Wahlkreiſe dem Bundesrathe vor- 
zube n. 


8. 5. 

Die öÖrtlihe Lage Helgolands unmittelbar vor ber 
Mündung der Jade mit dem Reichskriegshafen Wilhelms— 
haven und vor den Mündungen der Weſer und ber Elbe 
mit ben Haupthandelsfeehäfen Deutichlands, Bremen und 
Hamburg, nöthigt zu einer eingehenden Brüfung der frage, 
inwieweit die Hafenanlagen der Jufel, die Befeuerung, die 
Bezeichnung der Gewäſſer, eventuell auch die Beauffihtigung 
des Lootjenwejens, bereit? im Frieden der Aufſicht und 
Einwirkung derjenigen Behörden unterftellt werben müjjen, 
melde im Falle eines Krieges die Bertheidigung der vor- 
— Einfahrten zu übernehmen haben. Die Inſel 
ildet gleichjam einen vorgejhobenen Poſten und wird für 
den Kriegsbeobachtungs⸗ und Kriegsfignaldienit von bes 
fonderer Wichtigkeit fein, da jedes auf die Jade, Weſer 
oder Elbe zulaufende Schiff bei einigermaßen hellem Wetter, 
welches in der Regel einer ungehinderten Ravigirung inmer- 
halb biefer Gewäſſer zur Borausjegung dienen bürfte, von 
der Juſel Ieicht beobachtet werben fann; auch bietet fie den 
zum Worpoftendienjt ausgejandten Fahrzeugen zc. einen 
Schuf- und Stügpunkt. Ein Uebergang in fyeindeshand 
könnte die Aitionsfreiheit der deutjchen Flotte um deswillen 
wejentlich beeinträchtigen, weil die Infel dann dem Feinde 
fowohl für die Blofade ald auch für den Angriff auf die 
deutſche Nordfeeküfte viele ftrategiiche Vortheile bieten würde. 
Es werben daher militäriihe Maßnahmen zum Schuß ber 
Inſel gegen einen feindliden Handftreih zu treffen jein. 
Welche Ausdehnung diefen Maßnahmen zu geben ift, läßt 
fih im Einzelnen noch nicht überjehen. Jedenfalls aber 
ift es ſchon jept erforderlich, die gejeglihe Grundlage 
für ein derartiges Borgehen zu fidhern und baburdh 
zugleih die Möglichkeit auszuſchließen, daß etwa in 
Friedenszeiten Einrichtungen geihaffen werben, welche die 
der Inſel gegen einen feindlichen Angriff beimohnenbe 
natürliche Stärte zu ſchädigen geeignet wären. Aus dieſen 
Gründen fieht der Entwurf vor, daß bie für die Reichs— 
friegshäfen Kiel und Wilhelmshaven geltenden Beftimmungen 

104 
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des Neichögeleges vom 19. Juni 1883 durch Kaiferliche 
Verordnung unter ——— Bundesraths auf die 
Inſel Helgoland und deren äffer ausgedehnt werben 
fönnen. 


8. 6. 

Die befondere Geftaltung ber 
hältniffe und die im —— — en Vertrage gegebene 
Zuſicherung, daß die auf der Inſel heimiſchen Sitten und 
Gebräuhe nad) Möglichkeit for ejtehen jollen, werben zu 
einer vorjichtigen Prüfung der Frage nöthigen, mit welchem 
Zeitpunkte die jonftigen Neichsgefege auf Helgoland ein— 
geführt werden können. Solche Gejege, von deren Geltung 
die Durchführung grundlegender Vorſchriften der Reichs— 
verfaffung abhängt, werben vorausfichtlich gleichzeitig mit 
der leßteren im Wirkſamkeit treten Zönnen. Auch für eine 
Reihe anderer Reichsgeſetze wird dies in Ausficht zu nehmen 
fein. Hinſichtlich mancher Nechtsverhältniffe jedoch wird es 
in Frage fommen, ob nicht im Intereſſe der Schonung be= 
jtehender Einrichtungen und Anſchauungen die Einführun 
des Reichsrechts noch hinauszufchieben fein möchte. Noc) 
andere, der Reichsgejeggebung unterliegende Materien 
dürften zwar bald zu regeln fein, aber es werben babei 
Abweichungen von den Vorſchriften der geltenden Reichs— 
gefeße zur Erwägung gelangen. Eine ausreichende 
erg darüber, welche Abweichungen und auf eine 
wie lange Dauer hinaus diefelben nothwendig fein werden, 
läßt ſich zur Zeit nicht treffen. Vielmehr fteht diefe Regelung 
mit der Gejtaltung der landesrechtlichen Inftitutionen der 
Infel in umtrennbarem Zuſammenhang, und es bedarf jo: 
mit eines gleichartigen enge der Reichs- und ber 
Landesorgane, für welches die Vorausfegungen jept noch 
fehlen. Die demnächſt als nothwendig fid) ergebenden Ab- 
weichungen bei Gelegenheit der Einführung jedes einzelnen 
Neichsgejeges durch einen befonderen Akt der Reichsgeſetz— 
gebung feitzuftellen, würde ſchon wegen der damit ver- 
Hundenen äußeren Schwierigfeiten und aud um deswillen 
nicht angezeigt fein, weil für mande der in Betracht 
fommenden Verhältniffe eine allmälige Annäherung an 
die reichögejeglihen Beſtimmungen und ſomit eim mehr- 
maliges Vorgehen der Neichsorgane räthlich ericheinen 
fann. Der Entwurf (Abjah 2) fieht deshalb eine Weber: 
gangsfrift vor, inner deren die im Intereſſe der 
Schonung der beftehenden Verhältmiffe erforderlichen Ab— 
weihungen von einzelnen Beitimmungen der Reichsgeſetze 
im Berordnungsmwege zeitweilig geregelt werben jollen. 
Bor Ablauf der jo furz als thunlich bemeijenen Friſt wird 
jich beurtheilen laſſen, welche der Abweichungen auf längere 
Zeit hinaus aufrecht zu erhalten find, und dieſe Aufrecht— 
erhaltung wird alsdann durd einen erneuten AH ber 
Neichögejeggebung auszuſprechen ſein. Für diejenigen Vor— 
ſchriften der Reichsgeſetze, hinſichtlich deren eine Modifikation 
nicht in Frage kommt, handelt es ſich lediglich darum, 
ben Zeilpunkt der Einführung im Verordnungswege feſt— 
zuſetzen (Abſatz 1). 

Einen Ueberblick über die wichtigeren Verhältniſſe der 
Inſel ergiebt die beigefügte, aus den Berichten des Kaiſer— 
lichen Kommiſſars für Helgoland entnommene Darſtellung. 


Anlage A. 


Artikel XII. 


1. Vorbehaltlich der Zuſtimmung des britiichen Parla⸗ 
ments wird die Souveränetät über die Inſel Helgoland 
nebjt deren Zubehörungen von Ihrer Britischen Majejtät 
an Se, Majejtät den Deutſchen Kaiſer abgetreten. 


elgolänber Rechtsver⸗ 


2. Die deutſche Regierung wirb den aus dem ab— 
getretenen Gebiet herjtammenden Perjonen die Befugniß 
gewähren, vermöge einer vor dem 1. Januar 1892 von 
— felbft oder bei minderjährigen Kindern von deren 

ern oder Bormündern abzugebenden Erklärung Die 
britiſche Staatsangehörigfeit zu wählen. 

3. Die aus dem abgetretenen Gebiet herſtammenden 
Perſonen und ihre vor dem Tage der Unterzeichnung dieſer 
Ueberei geborenen Kinder bleiben von ber Erfüllung 
der Wehrpflicht im Kriegsheer und in der flotte in Deutjch- 
land befreit. 

4. Die zur Zeit beitehenden heimischen Gefege und 
—— bleiben, ſoweit es möglich iſt, unverändert 
fortbeſtehen. 

5. Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, bis 
zum 1. Januar 1910 den zur Zeit auf dem abgetretenen 
Gebiet in Geltung befindlichen Zolltarif nicht zu erhöhen. 

6. Alle Vermögensrechte, welche Privatperſonen oder 
beſtehende Korporationen der britiſchen Regi egen> 
über in Helgoland erworben haben, bleiben aufrecht er— 
halten; die ihnen entſprechenden Verpflichtungen gehen auf 
Se. Majejtät den Deutſchen Kaifer über. Unter dem Aus— 
druck — * iſt das Signalrecht des Lloyd in— 
begriffen. 

7. Die Rechte der britiſchen Fiſcher, bei jeder Witte— 
rung zu ankern, Lebensmittel und Waſſer einzunehmen, 
Neparaturen zu machen, die Waaren von einem Schiff auf 
das andere zu laben, Fiſche zu verkaufen, zu landen und 
Netze zu trodnen, bleiben unberührt. 


Berlin, den 1. Juli 1890. 


Anlage B. 
An die Einwohner von Helgoland. 


Helgoländer! 


ufolge vertragämäßigen Uebereintommens mit Ihrer 
Majejtät der Königin von Großbritannien und Irland 
ift bie Landeshoheit über Helgoland und deſſen Aus 
behörungen an Mid abgetreten. Auf friedlichen Wege kehrt 
Ihr damit in das Verhältnig zum deutſchen Vaterlande 
zurüd, auf welches die Gejdichte, die Lage und die Ver— 
fehrsbedingungen Eurer Infel hinweiſen. Durch Gemein- 
ſchaft des Stammes, der Sprache, der Sitten und Inter— 
ejien habt Ihr Euren deutſchen Brüdern von jeher nahe 
eitanden. Dank der wohlmollenden Weisheit Eurer bis- 
erigen Regierung hat fih daran aud w d Eurer 
ugehörigfeit zu dem mächtigen Britifchen Reiche nichts ge- 
ndert. Um jo freubiger begrüßt mit Mir jeber Deutjche 
Eure Wiebervereinigung mit dem deutfchen Volke und Vaters 
lande. 


Die nähere ſtaatsrechtliche Gejtaltung dieſer Wieber- 


vereinigung bleibt Meiner Beftimmung und ber verfajjungs- 
mäßigen Mitwirfung der zuftändigen ® Slörper 
vorbehalten. Indem Ih aber fchon j für Mich und 


Meine Nachfolger feierlich und für alle Zeiten von Helgo— 
land und deſſen Zubehörungen Befig ergreife, vertraue ch 
dem bewährten Sinne aller Seigol ber, die von jet an 
Deutſche fein wollen, daß fie Mir und dem Baterlande in 
unverbrüchlicher Treue zugethan bleiben werden. Dagegen 
fihere Ih Euch, jowie Euren Rechten Meinen Schuß und 
Meine FFürjorge zu. 

ch werde Sorge dafür tragen, dag Recht und Ge— 
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rechtigkeit unter Euch unparteiiſch gepflegt werben und Eure 
en on Gelege und Gewohnheiten, ſoweit möglich, uns 
verändert fortbeftehen. Eine wohlmollende und umfichtige 
Verwaltung wird aud in Zukunft beftrebt fein, Eure 
Wohlfahrt zu fördern und das wirthichaftliche Gedeihen 
der el zu heben. Um Euch den Uebergang in die 
neuen Verhaͤltniſſe zu erleichtern, foll das jet lebende Ge— 
ichledht von der Erfüllung ber allgemeinen Wehrpflicht im 
Heer und im ber flotte befreit bleiben. Auf eine . 
von Sahren wird an dem auf der Inſel geltenden Zoll: 
tarif nichts geändert werben. Alle Bermögensrechte, welche 
Privatperjonen ober beftehende Korporationen der König- 
lich britifchen Regierung gegenüber in Helgoland erworben 
haben, bleiben in Geltung. Die diefen Rechten entiprechenden 
Berpflichtungen werden hinfort von Mir und Meiner Ne 
gierung erfüllt werden. 

Der Bewahrung Gures väterliden Glaubens, der 
Pflege Eurer Kirche und Schule wird Meine befondere Auf: 
merfamfeit gewidmet fein. 

Mit wa rem: nehme Ich Helgoland in den Kranz 
der deutjchen Inſeln wieder auf, weldyer die vaterländifche 
Küfte umjäumt. Möge die Rückkehr zu Deutichland, die 
Theilnahme an jeinem e, feiner Unabhängigfeit und 
Freiheit Euch und Euren Nachkommen zu ftetem Segen ges 
reihen! Das malte Gott. 


Gegeben Helgoland, den 10. Auguſt 1890. 
Wilhelm, 


von Eaprivi. 


ec. 


Auf Ihren Vortrag bejtimme Ich, daß bis zur ver 
faffungsmäßigen Regelung der Verhältniffe Helgolands im 
Wege ber —— die Regierung der Inſel in 
Meinem Namen, auf G der dort beſtehenden Geſetz⸗ 
gebung und unter Schonung der vorhandenen Verwaltungs- 
organijation, durch den Reichskanzler geführt werben foll. 


An Bord Meiner Yacht Hohenzollern, dend. Auguſt 1890. 
Wilhelm. 


von Gaprivi. 
An den Reichstanzler. 


Bekanutmachung. 


Auf Grund vorſtehenden Allerhöchſten Erlaſſes iſt die Ver⸗ 
w der Inſel Helgoland und ihrer Zubehoͤrungen unter 
meiner Dberleitung einem Seeoffizier, welcher in dieſer Eigen— 
ſchaft den Titel „Gouverneur von Helgoland“ führt, und einem 
Eivilbeamten, welchem ber Titel „Kaiferliher Kommiffar für 
Helgoland” beigelegt wird, übertragen, 

Der Geichäftsfreis des Gouverneurs und des Kaiſer— 
lichen Kommiſſars ift dahin abgegrenzt, daß bem Gouverneur 
die Verwaltung bes Hafens, einſchließlich der Hafenpolizei, 
die Bermaltung des Seezeichen- und Leuchtfenerwefens, 
ſowie aller Gonfligen techniſchen Seeſachen, dem Kaiferlichen 
Kommiſſar Dagegen die übrige Eivilverwaltung, insbefonbere 
die Verwaltung der Kommunals, Polizeis, Kirchen, Schulz, 
Domänen-, Steuer- und Zollſachen, die Verwaltung ber 
Seebabeanftalt, ſowie endlich die Rechtspflege —— 

Die Verwaltung wird ebenſo wie die Rechtspflege bis 
auf Weiteres nach den zur Zeit auf Helgoland geltenden 





ae im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers 
geführt. 

Die bisherige Zuftändigkeit der Behörden bleibt im 
Uebrigen unverändert. 


Berlin, den 9. Auguſt 1890. 


Der Reichskanzler. 
von Gaprivi, 


Anlage D. 
Weberficht 
über 


die Verwaltungseinrichtungen und Rechts- 
verhältnifje Helgolands. 


I. Berfaffung. 

Sn der Zeit vor 1807 ftanden dem landesfürftlichen 
Landvogt 6 auf Lebenszeit ernannte einheimifhe Nath- 
männer als Gerichtsſchöffen und 8 für eime achtjährige 
Amtsdauer ernannte Vierteldmeifter oder Duartiermänner 
als Schagmeifter, Rechnungsbeamte und Bolizeimänner zur 
Seite. Damals bildeten Landvogt, Rath: und Duartier- 
märnmer die Regierung, welcher 16 auf Qebenszeit fungirende 
Landesältefte als Vertreter des Gemeinmwejens gegenüber 
ftanden. Leßtere waren zur Zeit der gottorpſchen Herrſchaft 
aus Wahlen hervorgegangen, fpäter wurben fie vom Land- 
vogt mit Zuftimmung ber Rathmänner emamt. Die 
Landesvorfteherfchaft, welche aus der Negierung ımd ben 
Landesälteften beftand, Hatte die Verfügung über das Ge— 
meindevermögen und das Gejeßgebungsredit in Ortsanges 
legenheiten ( ag ig a Oberbehörben waren das 
Obergericht zu Gottorp und die fchleswigsholfteinifche 
Kanzlei, ſowie in Eheſcheidungsſachen und kirchlichen An— 
gelegenheiten das ſchleswigſche Konſiſtorium. Die Gejep- 
gebun, b und Beſteuerung wurde von dem Landesherrn 
ausgeübt. 

Mit dem Uebergange der Inſel an England war das 
Geſetzgebungsrecht zunäcft wohl auf die gejeßgebenden 
Faktoren Großbritanniens übergegangen.. Steuern wurden 
an England nicht entrichtet, nach bem Grundfage bes briti- 
ſchen Staatsrechts, daß die auswärtigen Befigungen fich 
nur ſelbſt befteuern können. 

Die hauptfählihen Befugniſſe des Landvogts und ber 
früheren Mittelbehörden waren auf den Lieutenant-Governor 
ber Inſel übergegangen, weldje unter dem a of 
State for the Colonies ftand. Was die Gerichtsverfajlung 
anlangt, jo fungirten, nachdem bie zunächſt getroffene Ein- 
richtung eines aus 3 Helgoländer Mitgliedern bejtehenden 
Gerichts für geringe Sachen und eines Oberhofs für wich— 
tigere Handelsſachen fallen gelafjen war, die 6 Rathmänner 
für alle Rechtsangelegendeiten als ein jelbitändiges Gericht, 
von weldem man an ben Governor Berufung einlegen 
fonnte. Die höchſte Inſtanz bildete nicht das Queens- 
bench, fonbern das Judicial Committee of the Privy Council, 
der Rechtsnusichuß des Geheimen Raths der Königin; die 


"Koften waren indeſſen jo ho, daß bie dritte Inftanz faft 


niemals bejchritten wurde. In Ehes und Verlöbnigangelegen- 

beiten bildeten zunächſt bie Prediger mit 2 Rath: 

männern eine Art Konfiftorium, welches ſogar en durch 

Richterſpruch trennte. Später wurde die Rechtsbeſtändigkeit 

dieſer Inſtitution von dem Governor in Zweifel gezogen 
104* 
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und bie lehtere befeitigt. Die Rathmänner ergänzte ſich 
felbft und beftellten zugleich die Duartiermänner und Qandes- 
älteften; unter dem „approved“ des Governor wurden ſeitens 
ber Lanbesvorfteherihaft einzelne allgemeine Anordnungen 
von Iofaler Bedeutung getroffen. 

Unter dem 7. Januar 1864 wurde mittelft Königlichen 
Kabinetöbefehles eine Verfaſſung erlaffen, deren weſentliche 
Beftimmungen folgende find: Der Gouverneur foll die Re 

ierung ber Inſel handhaben, farm Ländereien erg 
Belt die Beamten auf die Dauer bed Gefallens Ahrer 
Majeftät an und entießt diefelben ihres Amtes, vorbehalt- 
li der Beftimmung der Königin in den wichtigeren Fällen, 
übt das Begnadigungsrecht aus und ertheilt ben 

durch feine Zufti Kraft und Gültigkeit, Es wird 
ein gejeßgebender Rath aus höchſtens 12 ernannten Mit 
gliedern gebildet, unter deſſen ‚Anweiſung und Beftimmung* 
der Gouverneur G * erlaſſen kann; der Krone verbleibt 
das Recht, ſolche Ge 


Mitgliedern des geſetzgebenden Rathes und 12 gewählten 
Gemeinde⸗Repraͤſentanten geſchaffen, deſſen 
die Auferlegung von Steuern und für jede Verfügung über 
die öffentlichen Gelder einzuholen iſt. Endlich wird ein 


uftimmung für | 





aus ernannten oder bezeichneten Mitgliebern beitehender | 


Kabinetsrath — Executive Couneil — eingefeßt, welcher 
dem Gouvernenr rathend zur Seite ftehen fol. — 


Diefer Kabinetsbefehl follte, wenn er nicht ſchon früher | 


widerrufen würde, auf Die Dauer von 5 Jahren in Kraft 
bleiben. Um 29. Februar 1868 wurde auf Untrag bes 
—— Gouverneurs durch Ordre of the Queen in 
Conneil, making provision for the Government of the 
Island of Heligoland, and declaring the powers of {he 
Governor thereof, jene Berfaffung wieder aufgehoben, und 
die gejammte Gefeßgebung und Erekutive in die Hand bes 
Gouverneurs gelegt. Nach Artilel II diejes Kabinets- 





Eingangszölle 
Gemeindeſteurrr 
Gerichtskoſten und Straf: 
WIE... 00% 
Kirchen: und Schulabgaben 
bühreen . . . . 
ft... 
Kaminfegen 
Vermiſchtes Ka 
Regierungsgebäube . 
B. 
Kurtare 
Bäber . . 
—— aan 
ttenbeleuchtung . 
Vermifhte . . . . 
Dünenpavillons . . . 


Miethe aus dem Konver⸗ 
fationshaus . . . . 





Sunmte 





lanntma des Reichslanzlers vom 9. 
ehe außer Kraft zu feen und felbft en 5 
Gejege zu geben. Weiter wird ein Gemeindehaus aus den | 





befehls ift der Gouverneur, welcher from time to time for 
the peace, order and good government of the Island of 
Heligoland Geſetze geben joll, hierbei an die Zuſtimmung 
eines gejeßgebenden Rathes nicht * gebunden. Bor dem 
Erlaß wichtigerer Gejege haben die Gouverneure vegelmäßig 
die Zuftimmung der Königm einzuholen. Die Jnftitution des 
Gemeindehnufes ift fortgefallen,; das Executive Council iſt 
zwar beibehalten, aber es fteht ihm nur eine beratende Stimme 
zu. Die Verwaltung der Inſel erfolgt unter Zugrundelegung 
eines Jahres⸗Etats, weldher ber Genehmigung des Staats- 
fefretärs Kolonialamtes unterliegt (f. Wbfehnitt I biejer 
Darftellung). Auch die Jahresrechnungen hat der Gouver- 
neur nach London einzufenden und Berwaltungsberichte zu 


Die Beſtimmungen der Berfaffung vom 29. Februar 1868 
find mit ben durch den Allerhöchſten Erlak nnd die Be— 
Auguft 1890 vor⸗ 

gezeichneten Mobdififationen noch jept in Rraft 

Die Rathmänner und die Landesälteften find feit 1864 
nicht mehr in Wirffamfeit; die Duartiermänner verjehen 
nur noch den Dienft als Lootfenoffiztere. 

An Selbjtverwaltungstollegien find außer dem Exe- 
eutive Conneil noch vorhanden: 

das Kirchenkollegium, die Sanitätslommiffion, das 
inanzlommittee, die Brandlommiffion und Die 
imenlommilfion. 

Die Befugniffe der drei erfigenannten Körperſchaften 
find weiter unten zu bezeichnen. Die beiben zulegt er- 
wähnten Kommiffionen, deren Mitglieder vom Gouverneur 
ernannt wurden, haben durd die Unterbreitung von Vor— 
ſchlägen für die Regelung und den Betrieb des Feuerlöſch- 
dienjtes und für die Unterhaltung der Düne, ſowie durch 
die Ausführung der von dem Gouverneur genehmigten 
Maßregeln eine erfolgreiche Thätigkeit entwidelt. 












A. 


I. Beioldungen 

. Benfionen . . . .» 

. Bofte und Telegraphens 
bienft 





i — — 
. Deffentliche Arbeiten . 
. Wohlthätige Zwede . 
. Bermidhts. . . .» 


B. 


I, Konzerte und Theater 
. Babeanftalt — 
Aus beſſerungen am 
Komwerſationshauſe 
Vermiſchtes 
Verbeſſerungen von 
Geſfundheitseinrichtun⸗ 
JJ —— 







92 676 









| 77400 


‚170 076 
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Spezialnachweiſuug der Ausgaben. 














Le 
A. 
I, Befoldungen. 
Regierung: Sefretär . — 

Dolmeticher . 

Schreiber . . 

Signalwärter und "Hausauffeher : 4910. — 
Gemeinde: Stabtiefretär (Town — 

Kämmerer 

zer enifor . 

Urbeitsoberaufieher 

Arbeitsauffeher . ; i 2550, — 
Kirche und ran Geiftlicher und Sclinipeflor 

Lehrer . . j . 

2. Lehrer und Turnlehrer . 

3. rer 

4, Lehrer 

Kirchendiener 7692. — 
Küftenwadhe: Stattonsbeamter und Strandauffege 

5 Mannfchaften . . i 

Beihükmächter . 219. — 
Bolizei: Magiſirat 

Rolizeifchreiber . 

3 Boliziften : 3720, — 
Poftamt: Boltmeifter . 

Roftfchreiber 

Briefträger . . . 

Landen und Einſchiffen der Bohiahen ; 28%. — 
Zelegraphenbürean: —— 

Telegraphift . 2004. — 
Feuerwehr: —— 

Majchinenmeifter 

Badımann . 

Kaminfeger . ; 1424. — 
Heilperſonal: Regierungsarzt . . 

Regierungsapotheler . 

2 Hebammen — 2 180 
Gaſſenlehrer 1500. — 
Lootſeninſpeltor 120. — 
Steuererheber . 400. — 

U. Benfionen . 4712. — 

IM. Poſt- und Telegrapbendienft. 

Fortſchaffung der Poſtſachen 
An Deutſchland zuruchugehlendes Porto 
Druck von Poſtlarten und Poſtwerthzeichen 
Unterhaltung des Poſtbüreausss 
Unterhaltung des — — 
Vermiſchtes 
15 700, — 


IV. Deffentlihde Arbeiten, 


Ausbefferung von Straßen, — 
Erhaltung des Bollweriß 
Erhaltung ber Lanbungsbrüde . 
Beteitigung ber Düne ei 

Kirche und Schulen . 

Feuerwehr . . . . 


Seite 
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Uebertrag . 
Regierungsgebäude und Batterien . —— 
Defentlide Speicher unb Gebäude . 
Be er. . nn 
Einzäunung bes Felens 
Verficherung 





38 810. — 
V. Ausgaben zu wohlthätigen Zweden. 


Unterhaltung des Armenhaufes 
Hoipitalausgaben.. . 

Berjorgung ber Geiftestranten. 880. — 
VI, Vermiſchtes. 


Ausgaben für das Regierungsbüreau und den Drud von 
Verordnungen . . — 

Feuerung für das Regierungsgebaude, die Büreaus x. 

Ausgaben für bas — 

Kleinere Ausgaben 5.800 


92 676. — 
B. 


I. Konzerte und Theater. 


Mufitsfapelle . . . 

Beihülfe zum Theater . . . 
Lohn an die Bühnenarbeiter . 
Zaufende Ausgaben . 12300. — 
ID. Babeanitalt. 


Befoldungen ber — 
Wärter . . : 
Löhne ber Fährleute . Fr 
Feuerung für die Mafchine 
Ünteraltung von Böten 
42900. — 


II. Ausbefferungen am Konverfationshaus . 


IV, Vermiſchte Ausgaben. 
Laufende Ausgaben . 
Deffentliche Anzeigen . 
Grottenbeleuchtung 
Badehaus 18900. — 
2500. — 


170076. — 


V, Berbeiferungen von Gefundheitseinrichtungen. 





Summe 








III. Zölle. 


Laut ber Ordinances von 1878 Mr. 1, von 1883 
Nr. 2, von 1884 Nr. 4, ſowie ber bie Iegtgenannte Ver— 
ordnung abänbernden Proflamation vom 6. Juli 1886 
werden auf Helgoland folgende Zölle erhoben: 


A. Auf Wein (Ordinance Nr. 1 von 1878, BifferI—Il): 

10 (Zehn) M für jeden Anter ober vierzig ganze 

oder achtzig Halbe Flaſchen, jofern bie einzelne 

Flaſche — Werth von 3 M oder weniger hat. 

14 (Vierzehn) „AM für jeden Anker oder vierzig 

ganze ig achtzig halbe Flaſchen, jofern die Flaſche 
einen Werth von mehr als 3 .% hat, 
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An ber Praris wird jeder mouffirende Wein | während die Verrechnung und Einziehung bes Zolles 


(Champagner oder deutſcher Mouffeur) auf mehr 
als 3 für die SFlafche, jeder andere Wein da— 
gegen, ohne Unterjchied der Sorte, auf den niebriger 
belafteten Betrag geſchaͤtzt. 


B. en — (Ordinanes von 1878 Nr. 1, Ziffer 

— VID: 

2,0 AM (Zwei Mark und achtzig Pfennige) für 
jeden Anker „bayerifchen“ (beutihen) Bieres. In 
ber Er werben für das Liter fieben Pfennige 
gerechnet. 


3,50 A (Drei Mark und ſechzig Pfennige 
vierzig ganze oder achtzig halbe Flaſchen 
oder Ale. 


©. Auf zum (Ordinance von 1884 Nr. 4, 
Ziffer U und Proflamation vom 6. Juli 1886): 
25 (HFünfundzwanzig) . M für jeden Anker, wenn 
der Aloholgehalt unter vierzig Brad beträgt. gr 
jede weiteren zehn Grab Mltoholgehalt werden 
6,50 AM. (jechs Mark und fünfzig Pfennige) mehr 
erhoben. Der Anker wird hier glei 37,57 Liter 
berechnet. Bei der Einfuhr in Faſchen redjnet 
die Praris 60 Pfennige bie Flaſche. Dem 
Spiritus gleich ftehen Liköre aller Art, auch Brenn- 
ſpiritus wird in der Regel verzollt. 


D. Auf Petroleum (Ordinance von 1883 Nr. 2): 

O,06 HM (jechs Pfennige) für das Kilogramm. 
As Petroleum gelten ale aus Mineralien ge 
wonnenen Brennöle (Ziffer I der vorgenannten 
Berordnung). 

Außer diefen Zöllen auf Wein, Bier, Spiri;- 
tuojen und Petroleum eriftiren Einfuhrzölle für 
Helgoland nicht. 

3* Einnahmen aus den Böllen betrugen (im 

arf): 


für 
orter 











Spiri⸗ 
tuoſen 






















im Jahre 1888 | 19 294,4 


p 11 842,5 | 11 816,16 
im Jahre 1889 


| 6 008,4 | 46 955, 
22 871,6 12 646, | 15 206,11 


4087,00 | 54 261,06 





Hiernad bilden, da die Gejammt-Bruttoeinnahmten 
Helgolands im Jahre 1888 auf 162 651,75 „AH, im Jahre 
1889 auf 191 542,45 M ſich beliefen, die Erträgniffe aus 
den Zöllen einen wejentlihen Bejtandtheil der Einnahme. 

Was das Verfahren bei der Zollerhebung anlangt, 
jo erfolgten in ber Praxis die Deflarationen der Schiffes 
führer über ben Inhalt der Schiffe (Clearances) nur in- 
joweit, als zollpflihtige Waaren thatfählih vorhanden 
find. Die Deflarationen wurden dem Officer ber 
Coastguards übergeben und biejer ftellte die Nichtigkeit 
berfelben feſt. Für die freftftellung der Stärke des Spiritus 


erijtirt ein einfacher Apparat im Zollſchuppen. Nachbem- 


die äußeren Erforderniſſe erfüllt waren, übergab ber Officer 
der Coastguards die Deklaration dem Schagmeifter, welcher 
alsdann jeinerfeits den Bol einzog. Da ein Bolllager 
überhaupt nicht vorhanden, jo wurden die Bollgebühren 
in ber a erft dann beigetrieben, wenn die Aushändi- 
gung ber Waaren bereits erfolgt war. 

Nachdem an Stelle der Coastguards das Kommando 
ber Kaiſerlichen Marine getreten, werben bis auf Weiteres 
die Funktionen des Coastguards Officer von dem Über- 
jtenermannsmaat jenes Kommandos wahrgenommen, 


durh den unter Auffiht des Kaiſerlichen Kommiſſars 
ſtehenden Schaßmeifter, wie bisher, erfolgt. 


IV. &teuern und Abgaben. 
A. Allgemeine Einlommenjteuer 
(taxation on real and personal property). 


Diefelbe ift begründet durch die Verordnung Nr. 5 
von 1868. Sie wird erhoben von jedem Einwohner, 
welcher einen ſelbſtändigen Haushalt befigt. Die Ein- 
Ihägung erfolgt in jedem Frühjahr durch das aus zwei 
Beamten (dem Landesſchatzmeiſter und dem Rechnungs— 
revifor), fowie aus vier Helgoländer Bürgern, von denen 
bisher jährlich Einer ausſchied und durch Neuernenmung 
ſeitens des Gouverneurs zu erjepen war, beftehende Finanz- 
fommitee, Die Art der Einfhägung ift eine einfache, es 
wird nicht etwa zunächſt das Einkommen ermittelt und 
darnad) die Steuer zu einem beftimmten Prozentſatz feft- 
geftellt, fondern ohne äußeren Maßſtab direkt ausgeſprochen, 
wie viel Steuer ein Jeder zu zahlen hat. NReflamationen 
gegen die Einfhäßun binnen 14 Tagen an das 
reg zu richten, gegen deſſen Entſcheidung bie 

erufung beim Gouverneur eingelegt werben fann. 

Die Eintommenjteuer brachte der Landeskaſſe im Jahre 
1888 10923,75 HM, im Jahre 1889 11 139,75 A ein. 
= dad Sahr 1890 find 510 Perfonen zur Einkommens 

uer eingeihäßt. Die weniger Bemittelten (Fiſcher und 
Schiffer) zahlen in der Negel 6,95 A. oder 6,75 «M. Der 
Hödhitbeitenerte zahlt etwa 350 M 


B. Gewerbejteuer. 


1. ®er in Helgoland einen Laden ober eine Ber: 
faufsniederlage errichten will (jofern es ſich nicht um den 
Berfauf von Fiſch, Gemüfe, Früchten, Feuerung ober be- 
raujchenden Getränten handelt), muß eine shop license für 
120 M, und wer, ohne einen feften Laden zu befigen, ſei 
es jelbjt oder durch Agenten verkaufen, feilhalten oder Be— 
ftellungen entgegennehmen will, muß eine dealer's license 
für 70 A, jährlich Löfen. 

Die Helgoländer Einwohner jedoch, welche die unter A 
bezeichnete Einfommenfteuer zahlen, find von der Entrichtung 
der hier fraglichen Steuern befreit, ihnen wird nur eine 
Regiftrationsgebühr von 50 Pfennigen zur Lajt gelegt, 
welche übrigens aud von den fremden erhoben wird. 

Das Nähere ift in der Ordinance Nr. 6 von 1883 
enthalten. Die Ausftellung der licenses erfolgt durch den 
Landesſchatzmeiſter. 

Hierher gehört auch die Seitens eines jeden von aus— 
wãrts kommenden Dienftboten oder Geſellen zu entrichtende 
Abgabe von jährlich 3 M, welche durch eine nicht mehr 
zu ermittelnde Proklamation des Gouverneurs eingeführt 
worben ift. 

2. Die Ordinances Nr. 1 und Nr. 4 von 1883 und 
Nr. 4 von 1884 enthalten neben zahlreichen gewerbe— 
polizeilichen Beitimmungen über den Kleinhandel mit Spiri- 
tuofen auch Vorſchriften über die Befteuerung diefes Handels. 
Darnach ift der Sale of spirits by retail — Verlauf von 
Wein, Bier und anderen Spirituofen in Gemäßen von 
weniger als einem Duart (Flaſche) — an die Boraus- 
fegung einer durch den Bolizeimagiftrat zu gewährenden, 
mit 100 A. im Jahre und einer Nebengebühr von 5 M 
a bezahlenden Licenz gefnüpft. Das Jahr, auf welches 

ieje Licenz ſich erftredt, läuft vom 1. September bis zum 
31. Auguft. Sol nur Wein und Bier verkauft werden, 
jo ernidriegt ſich die Steuer auf fünfzig Mark; ebenjo Haben 
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Befiper von Hotels und Neftaurants, die lediglich während 
ber Badeſaiſon offen find, mur fünfzig Mark zu entrichten. 


C. Jagd- und Hundeſteuer. 


1. Nach der Ordinance Mr. 1 von 1888 ift für die 
Erlaubniß, mit fyenerwaffen zu jagen (to carry and use a 
gun), eine Abgabe zu entrichten, und zwar von 25 AM. für 
die Jagd auf der Inſel und den umliegenden Gewäflern, 
von 7 AM. für die Jagd ausichließlih auf dem Wafler, 
und zwar minbeftens 300 yards (p. p. 270 m) von ber 
Inſel entfernt. 

Beſucher der Inſel find während der Badefaifon von 
ber Abgabe befreit. 

2. Nach einer Proflamation des Gouverneurs ift für 
jeben Hund, der einem SHelgoländer gehört, eine dogtax 
von 7,0 A im Jahr zu entrichten, 

Die Erträge aus den Pa unter B und C 
bezeichneten Licenzen beliefen fih im Jahre 1889 
auf zufammen 8378 AM 


D. Abgaben im Zufammenhang mit Kirde und 
' Säule. 


1. Nah den althelgolänbifchen Lanbesbeliebungen 
war von Jedem, ber eine Familie repräfentirte, ein „Haus- 
geld“ von 2,4 „AH im Jahr an den Paftor zu ten. 
Seitdem die Beſoldung des leßteren aus der Landeskaſſe 
erfolgt, bezieht diefe auch das Hausgeld, welches in feiner 
urfprünglichen g noch jebt entrichtet wird. 

Die dem or für die Bomahme kirchlicher Akte von 
den betheiligten Gemeinbegliedern zu zahlenden Gebühren 
fommen bier nicht in Betracht. 

2. Die Schule wird ans ber Landeskaſſe erhalten; 
ber legteren fließen dementſprechend auch bie Schulabgaben 
(school dues) zu, welche für jebes dem jchulpflidtigen Alter 
von 6-—14 Jahren angehörende Kind 4,90 „MH im Jahre 
betragen. 

Die unter D 1—2 bezeichneten Steuern bradten im 
Jahre 1889 eine Einnahme von 2411, AM. 


E. Gerihhtsgebühren. 

Es bejteht eine beftimmte Tare für Prozekhandlungen, 
Beglaubigungen, Verlautbarung von Berträgen, Bejtellung 
von Hypotheken, Abnahme von Eiben bei Helgoländer 
Fremdentrauungen u. j. w. Die Einnahme der Landes— 
faffe an Gerichtsgebühren einjchließlih ber erkannten @elb- 
bußen belief fi im Jahre 1888 auf 1857 „4, im Jahre 
1889 auf 3870 HM 

F. Sonftige Abgaben. 

Der Schornfteinfegermeifter erhält feine Befoldung und 

freie Wohnung aus Landesmitteln; demgemäß iſt die Ge- 

er für das Fegen, welche bei Gebäuden mit nur einem 
Geſchoß auf oh. für jedes weitere Stockwerk auf 40 Pf. 
mehr ſich beläuft und im Jahr 1889 eine Summe von 
490,15 „H. ergab, an die Landeskaſſe zu entrichten. 


G. Schließlich dürfte die Kurtare für Badegäſte zu 
erwähnen fein, welche ihren einzelnen Süßen nad) in der 
Ordinance Nr. 2 von 1884 genau BE ift und im 
Jahre 1889 die namhafte Summe von 22 383,70 H. für 
die Landeskaſſe einbrachte. 


V. Rerhtöverhältniffe au Grund uud Boden. 
A. Eigenthum des Gemeinwejens oder der Krone. 
Es darf davon ausgegangen werben, daß urjprüng- 


lich alle nicht im Brivateigenthum befindlichen Grumdftüde | 


bem durch bie Bewohner der Inſel gebildeten Gemein- 
weien zuſtanden. Nur im Bezug auf das angefhmwenmie 
Land erlitt diejer Grundjag eine Ausnahme, ba foldes 
Land mad altichleswigihem Recht der Krone (bem 
Könige) gehörte. Im Laufe der Beit, befonders unter 
britiſcher Herrichaft, hat außerdem die Krone (die Regierung) 
verſchiedene Grumbdftüde durch Kauf oder auf fonftige 
Weiſe bejonders erworben. Es traten ſich fomit fpäter 

ei verſchiedene Rechtsjubjelte in Geftalt der Krone und 
er Lanbihaft gegemüber. Allein auch dieſer Unterjchied 
ie tt, zum minbejten äußerlich, wenn nicht aud) 
rechtlich, verwiſcht worden, feitdem durch die im Jahre 1868 
erjolgte Aufhebung der Berfaffung die gefammte Regierungs- 
gewalt in die Hand bes Gouverneurs gelangte, und biejer 
über das Bermögen der Gemeinheit frei verfügte, jo daß 
eine Scheidung zwijdhen Staats: und Kommunaleigenthum 
ohne aftuelle Bedeutung geweſen wäre. 

Auf dem DOberlande hat ein Streifen Weidelandes 
längs ber Weftfüfte von jeher im Eigenthum des Injel- 
gemeinwejens gejtanden. Ein umfangreicher Landkompler 
auf der Mitte des Oberlandes ift während des Krimkrieges 
von der englijchen Krone verſchiedenen Privateigenthümern 
abgefauft und damals zur Erbauung von Baraden für 
Soldaten ber fFrembenlegion benugt, ſpäter aber als Kartoffel: 
land meiftbietend verpachtet worden. Das an diejed Terrain 
unmittelbar angrenzende Weideland („Sapstuhlen") ift ſtets 
von der Inſelgemeinſchaft innegehabt worden. Das Areal 
des MNegierungsgebäubes wurde zum größten Theil im 
Jahre 1807 fertens der britiichen Regierung von Wrivat- 
befigern durch Eintaufh gegen Kronland erworben. Ein 
Streifen BWeidelandes am ; entlang ijt jeit unvor⸗ 
benflichen Zeiten zu Vertheidigungs- und Armirungszweden 
verwendet worben. 

Das Unterland befteht unterhalb der Siemensterrafie 
ausihliegiih aus angeſchwemmtem Lande, welches nad) 
Bud III Kapitel 61 des Jütiſchen Low „dem Könige“ ge: 
hört. Eine Anzahl der hiernach der Krone überkommenen 
Grundſtücke ift jedoch durch Verkauf und andere Titel in 
Privathände übergegangen. Von dem übrig bleibenden 
Grunde ift ein Theil auf Iange Zeit (bis zum Jahre 1950) 
an Private zum Bau von Häufern verpadhtet. 

Die Düne befindet jih ihrem ganzen Umfange nad) 
im Landes⸗ oder Kroneigenthum. 


B. Brivateigenthum. 


Ein Grundbuh wird in Helgoland nicht geführt. 
Soweit daher nicht aus Hypothelenbejtellungen, gerichtlich 
verlautbarten Sauffontraften und Erbverträgen, Verkäufen 
von Land jeitens der Regierung und dergleichen etwas 
Beitimmtes zu ermitteln iſt, muß im der Regel auf ben 
Beſitz feit unerdenklichen Beiten zurüdgegriffen werben. 
Die Uebertragungen erfolgen in ber überwiegenden Anzahl 
ber Fälle durch Erbgang oder durch privatichriftlichen oder 
mündlichen Vertrag. 

Daß Nichthelgoländer auf Helgoland Grundeigenthum 
nicht erwerben können, wird durch die Landesbeliebungen 
ausgefprochen und durch in neuerer Zeit ergangene Ber: 
orbnungen beſtätigt. Vereinzelte Ausnahmen von dieſem 
Rechtsſatz ſind zugelaffen worden. 


VI. Rirchen:, Schul: und WUrmenpflegeverhältnifie. 


A. Die von der ausnahmslos lutheriſchen Einwohner: 
ichaft gebildete Kirchengemeinde hat aud) während der Alles 
verjchmelzenden Entwidelung jeit der Verfaſſungsänderung 
von 1 fih eine eigene juriftiiche Berfönlichkeit gewahrt. 
Sie hat ihre eigenen Einnahmen und Ausgaben, eine jelbjt- 
ftändige Berwaltung und Vertretung ihres Vermögens. 
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Die Einnahmen erwachien durd) das Opfergelb, bie Vers 
miethung von Kirchenftänden und Grabjtellen, die Buerlotts 
(Bürgerrechtsicheine), die Fremdentrauungen und dergleichen, 
jie belaufen ſich auf einige Taufend Mark im Jahre, welche 
zur Reparatur der Rirde und des Kirchhofs, ſowie zu 
kleineren Nebenbejoldbungen verwendet werben. 

An baarem Vermögen bejigt die Kirche jept 2280 M 

Die Vermögensverwaltung liegt in den Händen des 
Paſtors und zweier Juraten, von denen der eine die Rechnung 
führt. Bei der Rechnungsablegung werden auferdem die 
vier Diafonen zugezogen, weldien daneben der Umgang 
mit dem Slingelbeutel obliegt. Der Regierung wird die 
Rehnung zur Genehmhaltung vorgelegt. 

Das Kirchengebäude nebſt bem ae it als im 
Eigenthum der Kirche (Kirchengemeinde) ftehend anzufehen. 
Es wird, joweit die Mittel reichen, aus dem Sirchenver: 
mögen unterhalten. Doch hat zu größeren Reparaturen 
die Landeskaſſe, bisweilen auch die englifche Regierung 
beigefteuert. Der im Jahre 1885 neu gebaute Kirhthurm 
ift dem Heimathfinn eines Serge Helgoländers zu vers 
danken, — Außerdem befigt die Kirche noch ein Stüd 
Aderland. 

Das Gehalt des Paſtors wird aus der Landeskaſſe 
bezahlt. Daneben bezieht derjelbe Sporteln und Gebühren. 

Die Aemter des Drganijten und Küfters werden von 
zweien ber aus ber Landeskaſſe befoldeten Lehrer wahr: 
genommen. 

B. Die Schule ifteine Landes: (Regierungs-) Einrichtung. 
Das im Jahre 1841 aus Landesmitteln mit Unterftügung 
der engliſchen Regierung erbaute Schulgebäude in welchem 
die vier Schulflaffen, die Dienftwohnungen für drei Lehrer 
und Die — für den Paſtor ſich befinden, ſteht im 
—— es Landes und wird von letzterem unter⸗ 

alten. 

Ebenſo werben die Le ag aus ber Lanbes- 
kaſſe entrichtet. Diefelben find erft im lepten Winter neu 
geregelt. Den jämmtlihen Lehrern find Penfionen im 
—*— Yigo ihres Gehaltes für jedes Dienſtjahr zu— 
geſichert. 

Die Schule wird von durchſchnittlich 360 Kindern bes 
ſucht. Der Schulzwang beginnt mit Dftern des Jahres, 
in welchem bas 6. Lebensjahr vollendet wird, und enbet 
mit dem 1. April nad; Erreichung bes 14. Jahres. Die 
Kinder find in vier (Alters⸗) —* eingetheilt, in deren 
jeder regelmäßig zwei Jahre verweilt wird. Knaben und 
Mädchen werben gemeinfhaftlid unterrichtet. Lehrgegen- 
ftände find: Religion, Deutſch, Schreiben, Rechnen, 
Geographie, Geſchichte und Turnen. In den brei oberen 
Klaſſen wurde bis jept auch Engliſch gelehrt. 

Ueber die inneren Schulangelegenheiten führt gemäß 
der Verorbnung vom 28. Juli 1868 der Paſtor als 
„Superintendent‘“* die Aufficht, während die Aufficht über 
die wirthfchaftliche Seite dem durch die Ordinance Nr. 6 
von 1888 eingejegten Schoolboard obliegt. 

C. Die Armenpflege ruht in den Händen der 
Kirchenvertretung (des Geiftlihen uud der Juraten); Die 
unmittelbare Landesverwaltung befaßt ſich mit elben 
nit. Die Mittel, welche zur Armenunterftüßung vers 
mwenbet werben, erwachjen, und nachdem frühere geſetzliche 
Borfhriften über Armenabgaben objolet geworden find, ab- 
gefehen von einem jährlihen Zuſchuſſe von 312 M. 
aus der Landeskaſſe, aus freiwilligen Beiträgen, durch welche 
- Einnahme von etwa 2000 A im Jahre erzielt 
wird. 

Das Armenhaus fteht- im Eigentum bes Landes, 
aber in der Verwaltung ber firchlidhen Armenpflege. Der 
größte Theil deffelben ift an halbbedürftige Familien gegen 
ganz geringen Zins vermietet; zwei Bellen werben für 

Altenftüde zu ben Verhandlungen des Neichstages 1890. 


Irre refervirt. Außerdem find noch einige kleine Grund- 
ftüde vorhanden, welche wohl auch als im Eigenthum des 


Landes ftehend betrachtet werden müffen, deren Pacht— 


erträge aber — jährlih etwa 30 M — gleichfalls ber 
Armenkajle zufließen. 

Die Meiften der wirflih Armen (gegemwärtig etwa 
zehn Perſonen) jind in Familien gegen Koſtgeld unter 
gebracht. Vorwiegend durch ſolche Koftgelder find der 
Armenkaſſe im Jahre 1889 Ausgaben von rund 1 900 AM 
erwachſen. An Baarvermögen beſitzt die Kafle zur Zeit 
2600 A, welche in einer Sparkaſſe belegt find. 


VII. Sremdentraunngen. 


Die eigenartigen Helgoländer Dispenfationen von 
Aufgebot bei Fremdentrauungen gründen ſich, foviel zu ers 
mitteln, auf eim altes Gewohnheitsrecht des Fürſtenthums 
Schleswig (Gottorp); kobifizirt find die betreffenden Be— 
jtimmungen durch die Verordnung über das Aufgebot und 
die Trauung künftiger Ehegenoifen, für die Herzogthümer 
Schleswig und Holjtein vom 28. November 1800. 

In einigen Punkten ift von biefer Verordnung — 
unzweifelhaft unter dem Einfluffe der engliichen Rechts— 
a, — ſeit Langem abgewidhen worden; insbes 
jondere wird das Erforderniß, daß die Braut im Diftrikte 
des trauenden Paftord wohnen, dienen ober fonft ihren 
ordentlichen Aufenthalt haben muß, nicht beachte. Biel 
mehr entwidelte fi das Verfahren derart, daß die eine 
Trauung = Aufgebot begehrenden Fremden ſich zumädhft 
an den Paſtor wendeten; dieſer prüfte, ob materielle Ehe- 
binderniffe vorhanden fein, und wies, fofern das Ergebnif 
ein negatives, die Verlobten an das Gericht, vor welchem 
biefe nunmehr den Eid zu leiften Hatten, dab fie zur 
evangeliichen (fatholifchen) Kirche gehörten, konfirmirt, zur 
Beichte und zum heiligen Abendmahl gewejen, jomwie, daß 
fie nicht verheirathet feien, noch ſich in irgend ein anderes 
BVerhältnig oder Eheveriprechen eingelaffen haben. War 
dieſer Eid geleiftet, jo ertheilte, auf Benampricptigung feitens 
bes Gerichts, der Gouverneur dem Pajtor die Kopulations- 
Erlaubniß mitteljt eines Königsbriefs, und es erfolgte als— 
dann die Trauung durch den Paſtor. 

Seit der Uebergabe Helgolands ift das vorftehend 
beſchriebene Verfahren bis auf Weiteres im Wejentlichen 
beibehalten worden; doch erſtreckt fi), fofern die Verlobten 
Reichsangehörige find, Die Sadprüfung aud darauf ob 
nicht eim Ehehinderniß nad Maßgabe des Reichsgeſetzes 
vom 6. Februar 1875 vorliegt. 

Die für jede Fremdentrauung mit 200 Mark zu 
zahlenden Gebühren fließen dem Paftor, der Kirche, dem 
Organiften zc. und der Landeskaſſe zu. 


VIII. Privatrecht. 


. Das Herzogthum Holftein Hat als Theil des ehemaligen 
Deutjhen Reichs deſſen gemeines Recht als Hülfsrecht. 
Schleswig dagegen hat ſein älteres Recht mit Dänemark 
emein, und ſo auch deſſen ältere Hauptquelle, das jütſche 
ow, welches unter Waldemar dem Zweiten 1240 auf 
dem Reichſstage von Wordingburg abgefaßt, 1590 auf 
Veranlaffung des —— Kaab in die damals gebräuch—⸗ 
liche Sprache umgeſchrieben und 1593 von Blaſius Edenberger 
in das Plattdeutſche überſetzt worden iſt. Das gemeine 
Recht, deſſen Anwendung im Herzogthum Schleswig durch 
eine Königliche Verordnung vom 15. Juni 1742 verboten 
wurde, kann als fjubfidiäres Recht nur infomweit in Betracht 
fommen, als bei der Entjtehung und egung 5* 
Rectsinftitute Gerichtsgebrauch oder Geihichta anfuhnfielbe 
Rüdjiht genommen haben. . gblamutd mis 
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— hat ſich ſtets nach dem jütichen Low ge— 
richtet. Neben dem letzteren lommen in Ermangelung eines 
eigenen Inſelſtatuts die allgemeinen Verordnungen fuͤr das 
— Schleswig, insbeſondere das corpus statutorum 
lesv vensium und feit 1748 die Chronologiihe Sammlung 
der Königlichen Verordnungen und Verfügungen für die 
aaa er Schleswig und Holftein u. f. w., einige be 
ondere Verfügungen für die Anfel, welche angeblich in einer 
auf der Kieler Bibliothek befindlichen handſchriftlichen 
Sammlung enthalten find, ferner die Landesbeliebungen 
und endlich eine nicht unbeträchtliche Anzahl unter britiſcher 
Herrihaft ergangener Spezialgefeße zur Anwendung. 
Bemerkenswerth ift es, daß auch die nach 1807 für 
Schleswig-Holjtein erlaffenen Geſetze wenigftens theilweiſe 
als für Helgoland gültig angefehen worden find. Zunächſt 
ſcheinen biejelben, 3. B. die Gefinde- Ordnung vom 
25. Februar 1840, im Wege der Gewohnheit rezipirt 
mworben zu fein, fpäter wurde unter dem 2, November 
1864 eine Ordinance erlaffen, welche ausdrüdlich bes 
ftimmt, daß die meuefte durchgefchene bis zum Jahre 
1864 veröffentlichte Ansgabe des Law Code der Herzog- 
thümer Schleswig-Holftein die Grundlage für die Givil- 
und Kriminalgejeggebung in Helgoland bilden fol, und 
dat alle Eivil- und Kriminalſächen, welche nicht unter die 
eigenen Geſetze der Kolonie fielen, nach den Gejegen jenes 
Code zu enticheiden ſeien. Da ein einheitliher Geſetzes— 
fober für bie en Schleswig und Holitein damals 
nicht eriftirte, jo kann unter Law Code nur die erwähnte 
Chronologiſche Geſetzſammlung, beziehungsweife eine neuere 
ſyſtematiſche — — der einzelnen Verordnungen, 
deren erſter Band im Jahre 1827 erſchienen iſt, verſtanden 
worden ſein. Ob die Ordinance vom 2. November 1864 
Gültigkeit erlangt hat, läßt fich nicht mehr feft- 
ellen. 


Was die verfchiedenen Gebiete des Privatrechts ans 
langt, fo ift zumädft in Bezug auf das Familien- und 
Erbrecht wie auf das Sachenrecht zu jagen, daß — ab: 
gefehen von einzelnen Spezialgefepen und Gewohnheiten — 
die Vorjchriften des jütfchen Lows im Weſentlichen nody 
heute auf der Inſel Gültigkeit ae 

Einige befonders charalteriſtiſche Rechtsnormen mögen 
bier Erwähnung finden. 

Nah dem Low Ieben die Ehegatten in einer theil- 
weiien Gütergemeinſchaft (Bud I Kapitel 6). Gemein- 
Ichaftlih find a) Haus und Bofä (das baare Geld), jowie 
überhaupt das Boskaff, d. h. alles bewegliche Gut, foweit 
es eingebradht oder während ber Ehe erworben ift, b) bas 
Kaufland e) die während der Ehe von einem Ehegatten 
ererbten beweglichen Sachen nur dann, wenn von dem 
andern Ehegatten aud irgend etwas eingeerbt worden 
ift (I Kapitel 17). — Der Ehemann f eheliher Bormund 
der Frau (III Kapitel 44). Haben die Ehegatten feine 
Kinder, jo nimmt bei dem Tobe des Einen ber Ueber— 
lebende fein Sonbergut und die Häfte des gemeins 
ſchaftlichen Guts (1 Kapitel 6 88. 1 ımd 5). Sind Kinder 
vorhanden und ftirbt die Frau, fo behält der Mann fein 
Sondergut und theilt (1 Kapitel 6 $. 2) mit bem Kindern 
die Gütergemeinjchaft, jo daß er, wenn ein Sohn da it, 
Sohnestheil befommt. Stirbt Dagegen der Mann, fo hat 
die Frau aufer ihrem Sondergut (l Kapitel 6 $. 4) nur 
ein Recht auf beften Kindestheil aus den gemeinjchaftlichen 
Gütern. Nad) einem Helgoländer Gewohnheitsrecht bleibt 
jedoch der überlebende Ehegatte in dem ungetheilten Ber: 
= und erjt bei feiner Wiederverheirathung beziehungss 
weile nad) feinem Tode findet die Erbauseinanderjegung 
beziehungsweife Erbtheilung jtatt. 

‚ Meber die Erbfolge gelten unter Anderen die allge: 
meinen Grundfäge, dab von den Erben die männlichen 


zwei Theile, die weiblichen nur einen Theil erhalten (1 Ka— 
pitel 5), ſowie, daß mit dem fiebenten Grade ber Ber: 
wanbtichaft die Erbberedhtigung aufhört und im Falle bes 
Nichtvorhandenfeins erbberechtigter Verwandten der König 
erbt (I eg 23 8 6 ımd 7). Mad I Kapitel 4, 5 
und 9 ift die Erbfolgeordnung folgende: 

a) Dejcendenten, und zwar ſtindeskinder nach Stämmen; 

b) Bater und Mutter; 

e) Geichwilter und Gefchwifterfinder, und zwar Zn 

—— gleiche Rechte mit Vollgeſchwiſtern; 

d) Großeltern und andere Aſcendenten nach ber Nähe 

des Grades; 

e) entfernte Seitenverwandte nad) der Nähe bes 

Grabes. 

Nach den Grumdiägen des Lows kann man über feinen 

Nachlaß nur fehr beichränft verfügen (fogenannte Seelen- 
aben | Kapitel 39, IM Kapitel 45); die gefeplichen Erben 
Find vielmehr zugleich Notherben. Es bedurfte deshalb jede 
legtwillige Verfügung, als Abweichung vom G * 
der Beſtätigung des Geſehgebers. Dieſe wurde im Laufe 
der Beit ergänzt durch obrigfeitliche Bejtätigung. In dem 
no jet gültigen Patent vom 15. April 1786 ift dam 
ausdrüdlic bejtimmt worden, daß Jemand — eine Frauens⸗ 
perjon mit ihrem Kurator — vor zwei zeugmißfähigen 
Männern und einer obrigkeitlihen Perjon des Orts (fpäter 
wurden auch Notar und Prediger zugelaffen) feinen legten 
Willen errichten fann, und zwar entweder fchriftlih durch 
Vorzeigung einer denjelben enthaltenden Urkunde, oder durch 
mündliche Erklärung, welche von der öffentlichen Perjon 
niebergeichrieben wird. Auf Wunſch der Teftatoren werden 
letztwillige Verfügungen in das Gerichtsprotofollbuch ein- 
getragen. — Unter dem 1. Dezember 1875 hat ber 
Gouverneur eine bejondere Verordnung über teftamentarifche 
Verfügungen erlaffen. Bon der darin vorgefehenen Bes 
fugniß, ihre Teftamente in Gerichtsverwahrfam zu geben, 
haben indejlen erft 5 Perſonen Gebrauch gemadıt. 

Ein eigenthümlicher Vertrag ift die Flädföring (Haus: 
führung), durch weldhe Jemand fein ganzes Vermögen einem 
Andern für angemeflenen Lebensunterhalt und ſiandes— 
mähiges Begräbniß abtritt (l Kapitel 32). Wer fi fläd- 
fören will — ein ®erheiratheter darf es nur mit Ein- 
willigung feiner Frau oder zufammen mit diefer — fol 
dies gerichtlich (auf dem Ding) thun, und fein Vermögen 
zundchft feinen nächſten Erben „zu Recht ambieten“, 
wibdrigenfall® dieſe ihn auf gerichtlihem Wege in feinen 
früheren Zuſtand zurüdverfegen, oder ihn als ihren Fläd— 
föring zu Sich nehmen können. Der Flädfoöring verliert 
jein geſetzliches Erbredit. 

ür die Mündigkeit erforderte das Low das voll- 
endete 15. Nahr (1 Kapitel 7) bezichungsmeife 18. Jahr 
(l Kapitel 36), die Vormünderverordnung für das Her v 
thum Scjleswig vom 19. März 1742 ($. 24) ebenta 8 
das 18. Jahr, die Verordnung vom 27. April 1767 
er Sammlung S. 1) dagegen das vollendete 
21. Jahr. 
Als Spezialgefege über die Art der Verwaltung des 
Vermögens von bevormundeten Perfonen charalteriſiren 
ſich die Verordnung vom 25. Juni 1868 und die dieſe ab— 
ändernde Verordnung vom 9. Januar 1864. Bemerfens- 
werth ift die Einrichtung, daß zwei Gouvernementsbeamte 
in der Negel alle Vormundſchafien zu übernehmen haben. 

Mündige, unverheirathete, nicht etwa nod unter väter 
licher Gewalt ftehende (Low I Kapitel 7 $. 2) weibliche 
Perjonen bedürfen eines männlichen Beiftandes — Kurators 
— bei gewiſſen Rehtshandlungen, insbefondere bei Eins 
gehung wichtiger Verbindlichkeiten, deren Erzwingung fonft 
dur) eine (inrede vereitelt werben kann, ferner bei 
Teftamentserrichtungen, bei Grbtheilungen ſowie bei 
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der Führung von Prozeffen. Es gilt als zuläffig, daß 
eine Frauensperſon ſich einen ſolchen Kurator für ein bes 
ftimmtes Geſchäft jelbjt erwählt. 

Bon den nad jütiichen und ſchleswigſchem Recht vor— 
fommenden Arten des Eigenthumserwerbs ift abgejehen 
von der in ihren Wirkungen einer Erſitzung ähnlichen 
Lovhaevd — breijähriger Beſitz nad öffentlicher Ueber— 
tragung des Grumdjtüds — noch der Erwerb von Grund» 
eigenthum durch dreißigjährigen gutgläubigen Befig zu er- 
wähnen (Xomw | Kapitel 41, 42, 44 und Verordnung vom 


8. i 1774 (Chronologiide Sammlung S. 60). Ueber 
die Erfigung beweglicher Sachen, deren Verfolgung 
übrigens nah dem Kom II Kapitel 93 jehr be 


ihränft war, mangelt es an geleglichen Beſtimmungen; 
durch Gewohnheitsrecht ift 30 jährige Erfigung aud auf 
bewegliche Sachen ausgedehnt worden. — Betreffs der 
Erfigung von Dienjtbarfeiten jagt das Low | Kapitel 47, 
51, 52, 57, daß Jemand, der drei Jahre, um gerichtlich 
belangt zu werben, im Befige gewilfer dinglicher Gemeinde: 
rechte, & DB. auf einen Weg gewejen ift, Lovhaevd erwerbe. 
Dieſe Vorfchrift, welche jih auf die Annahme einer ftills 
ihweigenden Einwilligung des Belafteten gründet, ift all» 
gemein auf alle Dienjtbarfeiten ausgedehnt worden. — 
Ale dieje Veftimmungen haben Abänderungen erfahren 
durh eine Verordnung vom 2. September 1882 for the 
limitation of actions, nad) welcher lagen wegen uns 
beweglicher Güter innerhalb zehn Jahren, —— wegen be⸗ 
weglicher Sachen innerhalb dreier Jahre anhängig zu machen 
ſind, und die betreffenden Rechte nach Ablauf Friſten 
erlöſchen. 

Das alte Strandrecht, welches den Seefund (Vrag, 
Wrach) —* Weiteres für herrenloſes, und deshalb dem 
Könige zufallendes Gut anjah (Low III Kapitel 61), iſt 
in ben Herzogthümern ſehr lange mit großer Stvenge ge 
zu worden. Endlich drang die Auffaſſung durch, 

a5 das Gut zunächſt zum Bejten des vorhandenen oder 

ermittelnden Eigenthümers geborgen werden müjle, Die 
in dieſem Sinne für die Herzogthümer Schleswig und 
en 2c. erlaffene Strandordnung vom 30. Dezember 1803 
(Chronologiihe Sammlung S. 134) gilt u Helgoland 
noch jegt mit den Menderungen, welche durd die in ber 
vom Kolonialamt zu London für die Jahre 1864 bis 1868 
verfaßten offiziellen Sammlung enthaltenen Verordnungen 
vom 24. Oktober 1865, vom 23. November 1868 und 
vom 18. März 1876 eingeführt worden jind, 

Für die allgemeinen Begriffe des Obligationenredts 
gelten auf Helgoland bie römisch = rechtlichen Grundſätze. 
Ueber die Lehre vom civilrechtlihen Dolus, vom Berjehen 
und vom Erjaß des hierdurd verurſachten Schadens, mit 
Ausnahme des durch fremde Thiere verurſachten Schadens 
(Low Ill Kapitel 33, 48), enthalten die alten Gejege Nichts; 
auch Gemwohnheitsrechte werden ſchwer nachzuweiſen jein. 
Klagen „wegen Kontrafte oder Geld“ find auf Helgoland 
nad) der oben angezogenen Verordnung vom 2. September 
1882 innerhalb dreier Jahre, Klagen wegen Lohn oder 
Gehalt und a Entihädigungen innerhalb eines Jahres 
bei Verluſt der Anſprüche anhängig zu maden. 

Beiondere handelsrehtlide Gebräuche haben ſich 
nicht entwidelt; wenigftens F ſich dies bei der Rechtſprechung 
nicht herausgeſtellt. Der Wechſel iſt zwar nicht unbekannt; 
aber jefte Grundſätze über Wechſelrecht und Wechſelprozeß 
giebt es nicht. 

Zwei Spezialgejege find: die Verordnung über das 
Urheberredt an Gemälden, Zeichnungen und Vhotographien 
vom 13. April 1888, auf Grund deren —— zwei Ein⸗ 
tragungen in das angelegte Regiſter ſtattgefunden haben, 
und die Verordnung über betrügeriiche Waarenbezeichnungen 
vom 1. November 1889. 





IX. Strafrecht. 


Die peinlihe Halsgerichtsordnung Kaifer Karls V. vom 
Sahre 1532 hat im Wege des Gerichtsgebrauchs an Stelle 
der jtrafrechtlichen Beftimmungen des jütifchen Lows und 
älterer gen era allmählich Eingang in Schleswig 
und Holjtein gefunden und it endlich durd den Landtags— 
ihluß von 1610 offiziell in beiden Herzogthümern eins 
geführt worden. Im Laufe der Zeit find Die ftrengen 
Beitimmungen der Carolina vielfah durch landes- 
herrliche Berordnungen abgeändert, oder durd ben 
Gerichtsgebrauch gemildert worden. In neuerer Zeit jcheint 
man fid) bei der Strafredhtspflege nicht an beftimmte Rechts— 
normen gehalten, Jondern die Strafen ng freiem Ermeifen 
feftgejeßt zu haben. So wurde nicht jelten aus Zweck— 
mäßigkeitsgründen die Landesverweilung an Sielle von 

ejeglihen Strafen verfügt, und zwar auch gegen Eins 
he — Aus der neueſten Zeit find außer einigen 
olizeiverordnungen, welche Strafbeitimmungen enthalten, 
nur die Verordnungen vom 16. Juli und 1. Muguft 1889 
über bie Beſtrafung von Berbrehen und Vergehen gegen 
die Sittlichkeit, fowie vom 14. Mai 1889 über die Des 
ftrafung des Meineids anzuführen. 


X. Prozeh und Gerichtöverfaffung. 


Zunächſt find in bürgerliden Rechtsſtreitigkeiten Die 
Beitimmungen des jütihen Lomws zur Anwendung ges 
fommen, Später hat die Landgerichtsorduung für die 
Herzogthümer Schleswig und Holjtein vom Jahre 1573, 
weldye im Fahre 1636 revidirt worden ift, auch auf Helgo— 
land Gültigkeit gehabt; denn fie ift eine allgemeine Civil 
prozeßordnung hr die damals unter dem Namen Sc)les- 
mwig und SHolftein begriffenen Bezirle. Auch die abe 
ändernden Verordnungen, insbefondere die Vorschrift zur 
Einſchränkung der Gerichistermine bei den Untergerichten 
im Herzogthum Schleswig vom 15. Juli 1784 (Chrono- 
logiihe Sammlung S..162) werden mit einzelnen Modi- 
fifationen, melde in der abgejonderten Lage Helgolands 
und den einfachen Verhältniffen Dan Grund hatten, auf 
der Inſel angewendet worden jein. In der Zeit der 
britiihen Herrichaft bildete ſich durch den Gericdhtsgebraud) 
allmählih ein mit beionderen Formen nicht umgebenes, 
mündliches Verfahren heraus. 


Achnlih war die Entwidlung auf dem Gebiet des 
Strafprozejjes. Da die Carolina, wie bereits erwähnt, 
in den Herzogihümern Gültigkeit erhalten hat, jo werden 
aud die Formen des Helgoländer Strafprozeſſes zunädhjt 
die jenes Geſetzbuchs gemweien fein, bis fie durch landes— 
herelihe Verordnungen Mbänderungen erfahren haben; 
(Nepertorium der für die ag Schleswig und Holjtein 
erlajjenen Verordnungen zc. Kiel 1840, Theil l ©. 91). 
Seit 1807 geriethen die Formen des früheren jtrafpros 
zeffualiſchen Verfahrens allmählih in Vergeſſenheit. 

Schließlich wurde durch die Verordnungen über „beilere 
Rechtspflege" vom 2. Mai 1864 und 1. Juli 1868, welche 
Beitimmungen üher das Verfahren in Civil: und Straf: 
ſachen mit Vorſchriften über die Gerichisverfallung ver— 
binden, eine Kodififation geſchaffen. Hiernach it das ſo— 
genannte Polizeigericht, weldies aus dem Stipendiary 
Magistrate und emem Gerichtsſchreiber befteht, für Ange— 
legenheiten von geringerer Bedeutung zuftändig, und das 
Gericht der halbjährlihen Sigungen — Gouverneur und 
Prototollführer — für alle übrigen Angelegenheiten. Das 
legtere Gericht enticheidet auh in Ertrafigungen über 
Uppellationen gegen die Entiheidungen des Polizeigerichts. 
Gegen die Entjcheidungen des Gerichts der halbjährlidhen 
Sigungen iſt ein Nechtsmittel nicht vorgejehen. 
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Gegenwärtig übt der Kaiferlihe Kommiflar ſowohl die | 


Polizei⸗ wie die Gouvernements⸗Gerichtsbarkeit aus. 

Die in der Verordnung vorgefchriebenen Prototolle 
find der Reihe nah in das (übrigens bereits ſeit 
bem Jahre 1648 regelmäßig fortgeführte) Protokollbuch 
eingetragen worben; daſſelbe enthält zugleich die Akte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, mit Ausnahme der — 
beſtellungen, für welche ein beſonderes Buch geführt wird. 

Der Mangel an ausreichenden Beſtimmungen über 
das Zwangsvollſtreckungsweſen iſt in der Praxis be— 
ſonders fühlbar. Pfändungen behufs Ausführung von 
Erkenntniſſen ſollen nur ſelten ausgeführt worden ſein. Die 
Zuläſſigkeit ſolcher Pfändungen wurde durch die unter dem 
17. Juli 1871 erlaffenen „Beitimmungen, um ausmwärti 
fontrahirte Schulden gerichtlich zu belangen,” ausdrüdli 
anerfannt. 

Als ein wichtiges Spezialgefep ift zu erwähnen bie 
Scheidungs: und Ühegerihtsverordnung vom 
8. April 1872, Diejes Geſetz verordnet die Einfegung 
eines befonderen Scheidungs= und Ehegerichtshofs, weldyer 
aus dem Gouverneur, dem Pajtor-Superintendenten und 
den von der Königin ernannten weiteren Mitgliedern bes 
ftehen fol. Durd) die Verordnung vom 3. Juli 1884 ift 
legteres dahin abgeändert, daß dem Gouverneur die Er— 
nennung ber übrigen Gericdhtsmitglieder zujtehen jol. Im 
—— wird nicht nur das Verfahren geregelt, — nach 
Artikel XVIII ſollen die in dem Superior Courts of 
Common Law in Westminster angewendeten Beweismittel 

elten —, ſondern es wird auch beftimmt, aus welden 
ründen eine Ehe geſchieden werden darf. 


XI. Polizei. 

Bei der Stellung des engliſchen, Gouverneurs lag 
die Polizeigewalt durchaus in feiner Hand. Es jtand 
bei ihm, fih am die Vorſchläge und Gutachten der 
verſchiedenen Kommiffionen zu Halten oder fie zu 
verwerfen und felbititändige Verfügungen zu treffen. 
Sein Drgan zur Handhabung der niederen Polizei 
war ber gleichzeitig als Boligeiricpter fungirende 
Police Magistrate. Bei Handhabung der Sanitäts- 
polizei wurde der Gouverneur durch die mittelft Verord— 
nung Nr. 3 von 1886 eingefeßte Geſundheitskommiſſion 
unterjtügt, welche aus dem Lanbdesarzt, dem Polizeimagiftrat 

mehreren vom Gouverneur ernannten Mitgliedern 
beitand. 

Abgelehen von den im Verlaufe diefer Darftellung 
ſchon erwähnten Beitimmungen polizeilichen Inhalts kommen 
noch folgende Verordnungen in Betracht, welde einzelne 
Zweige des Sicherheitsweiens allgemein regeln, 

. Nahrungsmittelgefe vom 17. September 1885, 

Impfgeſetz vom 7. Juli 1888, 

. Duarantäneordnung vom 5. April 1888, 

. Berordnung über die Führung eines Sterberegifters 
und über Begräbnißweien vom 1. Dezember 1875, 

. Gewichts: und Maßordnung vom 25. April 1883, 

. BausBolizeiordnung vom 27. April 1888, 

. Dünenfhugordnung vom 8. Februar 1887, 

Bootsordnung vom 10. Mai 1884. 

Endlich ift zu menmen: die Dienftanmweifung für die 
Erehutiv- Polizeibeamten vom 24. Februar 1890, melde 
mittelbar einige Bejtimmungen über den Schuß der perjöns 
lichen Freiheit der Inſelbewohner enthält. 
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Nr. 146. 


Berlin, ben 23. November 1890, 


Dem Reichstag beehre ich mich beifolgend eine 


Denkſchrift über die Ausführung der feit 
dem Jahre 1875 erlafjenen Anleihegejege 


vorzulegen. 


Der Neichsfanzler. 
In Vertretung: 
Freiherr von Maltzahu. 


Un den Reichstag. 
REM. I. 5270. 


Deukfdrift 


über 


die Ausführung der feit dem Jahre 1875 
erlafjenen Anleihegejete. 


Die dem Neichstage unter dem 22, Oktober 1889 
vorgelegte Denkſchrift über die Musführung der feit dem 
Jahre 1875 erlafjenen Anleihegejege (Nr. 8 der Reichstags: 
druchſachen 7. Legislatur-Periode V. Seffion 1889) umfaßt 
die bis Mitte Oktober 1839 begebenen Anleihebeträge, jo- 
wie diejenigen auf Grund der gedachten Geſetze geleijteten 
Ausgaben, mweldie bis zum Äbſchluß des Gtatsjahres 
1888/89 definitiv verrechnet waren. 

Ter Bericht über die Ausführung jener .. ift ins- 
bejondere durch jpezifizirten Nachweis der im Gtatsjahre 
1889/90 aus Anleihemitteln geleifteten Ausgaben nunmehr 
fortzufegen. 

Anſchluß an die Haushalts-Ueberfiht für das 
Etatsjahr 1888/89 ift über die entiprechenden, während des 
Gtatsjahres 1889,90 zur definitiven Verrehnung gelangten 
Ausgaben, fowie über die Beihaffung der Dedungsmittel 
durch die Haushalts-lleberficht für das Etatsjahr 1889,90 
— Einmalige Uusgaben des außerordentlichen Etats Kapitel 
10 bis 15a, Einnahme Kapitel 23 Titel 1 bis 3 — der 
erforberlihe Ausweis gegeben. Die fraglichen Ausgaben 
und Einnahmen für die Keit bis zum Schluſſe des Etats— 
jahres 1889/90 find in der als Anlage A hier beigefügten 
Nachweiſung überfichtlich — — 

In der Anlage B ijt eine Ueberſicht über die Be— 
rn ber einzelnen Finanzgemeinſchaften an der Reichs— 
ihuld und der Verzinſung derjelben für das Etatsjahr 
1889/90 beigefügt. 

Seit Vorlegung der Denkſchrift vom 22. Oktober 1889 
ift durch Allerhöchiten Erla vom 17. März 1890 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 59) bejtimmt worden, daß auf Grumb bes 
Gejeges vom 16. Februar 1882, betreffend die Ausführung 
des Anjchluffes der freien und Hanjeftadt Hamburg an das 
—— (Reichs⸗Geſetzbl. S. 39), ein Betrag von 
4 000 A, auf Grund des Gejepes vom 16. März 1886, 
betreffend die Herftellung des Nord⸗Oſtſee⸗Kanals (Reichs: 
Geſetzbl. ©. Be ein Betrag von 16 000 000 M unb auf 
Grund des Geſetzes vom 1. Februar 1890, betreffend die 





Aufnahme einer Anleihe für Zwede der Verwaltungen des 
Reichsheeres, der Marine, der Neichseifenbahnen und der 
Poſt und Telegraphen (Reichs-Geſetzbl. S. 49), ein Betrag 
von 235 696 053 .H, zuſammen alio ein Betrag von 
255 696 053 M durch eine nad den Beltinmmungen des 
Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes-Geſetzbl. S. 339) 
zu verwaltenbe Anleihe beihafft und zu dieſem Zweck ein 
entiprechender Betrag von Schuldverfchreibungen, und zwar 
über zweihundert Darf, fünfhundert Mark, eintaujend Mark, 
zweitaufend Markt und fünftaufend Mark ausgegeben 
werbe, und dab die Anleihe mit jährlich drei ein halb vom 
Hundert in halbjährlidhen, auf den 2. Januar und 1. Zuli 
fallenden Terminen zu verzinfen jei. 

Wie in der vorjährigen Denffchrift angegeben, war 
von der 31/,prozentigen NReichsanleihe mit — und 
Juli⸗Zinsſcheinen bis Mitte Oltober 1889 der Nennbetrag 
von 453 898 700 .#. zur Begebung gelangt. Bis 
Ende Dezember 1889 jind ferner noch 6450 600 .K. 
. 102,60 bis 103,99 Prozent, und zwar 1950 600 M. 
irett an die Verwaltung des Neichs:Invalidenfonds, bie 
übrigen 5000000 M durch Bermittelung der Reichs— 
banf freihändig verfauft worden, fo daß fih das am 
2. Januar 1890 zu verzinfende 3’/,progentige Schuldfapital 
auf 460 849 300 bezgifferte. 

Im Jahre 1890 wurden zunächſt im Wege freihändigen 
Verfaufes bis zum 1. Februar 1890 no 8 prozentige 
Schuldverihreibungen im Nennbetrage von 10 000 000 A. 
durch die Reichsbank veräußert, und zwar zu Surfen, 
welche ſich zwiſchen 102,70 und 103,30 ——— bewegten. 

Die A diefe Weile flüffig gemachten Anleihemittel 
reichten indeffen zur Dedung der darauf angewiejenen 
Ausgaben nicht aus. Es ergab ſich daher die Noth- 
mwendigfeit ber Nealifirung eines erheblicheren Anleihes 
betrages, welche unter den obmwaltenden Umftänden nur 
dur Vermittelung eines SKonjortiums von Bankhäufern 
zu ermöglichen war. Das zu diefem Zweck am 5. Februar 
1890 unter der Leitung ber Reichsbank zujammengetretene 
Konjortium übernahm einen Nennbetrag von 129 000000 AM. 
S/gprozentiger Reichsanleihe zu dem feiten Kurſe von 
102 Prozent mit der Verpflichtung, den ganzen über— 
nommenen Betrag zum Kurje von 102'/, Brozent öffentlich 
zur Subjtription aufzulegen. Der der Reichskaſſe hierfür 
zufommenbde Kapitalerlös, welcher fich abzüglich der Schluß 
noten-Steuer von 13 158 auf 131 566 842 „#. beziffert, 
iſt bis zum 1. April 1890 allmählich eingezahlt worden. 

Sn den Monaten April, Mai und Juni 1890 wur— 
den noch Nennbeträge derſelben Anleihe von zufammen 
2 905 400 M zu Kurſen von 101,50, 101,30 und 100,59 Pros 
den an die Verwaltung des Reichs Invalidenfonds über- 
laſſen. 

In der Zeit von Anfang Januar bis Ende Juni 
1890 gelangte daher im Ganzen der Nennbetrag von 
141 905 400 M zur Veräußerung, davon 136 132 500 M. 
bis Ende März, dem Schluß des Etatsjahres 1889/90. 
Der hierdurch erzielte Erlös beträgt nad) Abzug der Ber: 
faufslojten und Stempelabgaben 144 769 053,50 AH, was 
einem Durchſchnitiskurſe von 102,98 Prozent entſpricht. 

Das am 1. Juli 1890 zu verzinjende 3'/,prozentige 
Schuldkapital ftellt ſich hiernach auf 602 754 700 .# 

Im Auguft 1890 erwarb die Verwaltung des Reichs— 
Invalidenfonds wiederum einen Nennbetrag von 190 000 AM. 
zum Kurſe von 99,75 Prozent. 

Inzwiſchen Hatte die durch Anleihe = Einnahmen zu 
bedende Ausgabe einen fo erheblichen Umfang erreicht, 
daß die Flüſſigmachung eines namhaften Betrages aus der 
Anleihe geboten erſchien. Denjelben durch weitere Bes 
gebung S’/oprozentiger Anleihe zu beſchaffen, war nad) 
Lage der Marktverhältniffe nicht angängig. Dagegen er: 
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Härte fih ein Konfortium von Bankhäufern bereit, ben 
Nennbetrag von 170 000 000 „AM in Sprozentiger Anleihe 
zu übernehmen, nachdem durch Alerhöchften Erlaß vom 
17. September 1890 (R.-®.:Bl. S. 177) dem Reichstanzler 
die Ermächtigung ertheilt worden war, den Zinsfuß für 
die zufolge der Erlafje vom 17. Dezember 1888 (R.-G.-BL 
©. 298), 7. September 1839 (R.-G.-BL. S. 193) und 
17. März 1890 (R.-G.-Bl. S. 59) noch zu begebenden 
Anleihebeträge auf drei vom Hundert feilzufegen. Das 
Gejchäft wurde am 30. September 1890 auf ber Grund— 
lage abgeſchloſſen, daß das Konjortium ben genannten Bes 
trag zum Kurſe von 86,40 Prozent unter der Bedingum 
übernahm, denjelben zum Kurje von 87 Prozent — 
— Subſtription aufzulegen. Dabei war vereinbart, da 
ie Einzahlungen Seitens der Mitglieder des Konſortiums 
allmälig in Theilbeträgen, die letzte Nate am 2. Februar 
1891, zu erfolgen haben. 

Nah Abzug der Schlußnotenftener im Betrage von 
14 688 „AM beziffert fich der der Neichskaffe aus biefem Bes 
gebungsgeichäft zufließende Kapitalerlös auf 146 865 312. 

Der Gejammtbetrag ber Anleihekredite belief ſich nad) 
ber Denfichrift vom 22. Oktober 1889 auf 

1 233 509 344,4 M. 

Den im Etatsjahr 1889/90 bei 
ben aus Anleihemitteln zu deckenden 
Ausgaben gemachten Erjpamiffen 
und den auf die Anleihefredite in 
Anrechnung kommenden, den Gtat 
überfchreitenden und außeretatsmäßis 
gen außerordentlihen Einnahmen 
entiprechend, hat ſich der obige Be— 
trag ermäßigt um . . 22.2. 

mithin auf 

Dagegen find neu hinzugetreten: 
1. laut Reichshaushaltsetats für 

1890/91 . 255 696 053 M 
2. laut Dritten 

Nachtrags zu 

bemjelben 50479291 = 
jo daß zur Zeit die Anleihekredite 
ih im Ganzen uf . . ... 
beziffern. 

Unter Mitberüdfichtigung der aus der Begebung von 
170 000 000 M 3prozentiger Anleihe noch zu Ieiftenden 
Einzahlungen und abgejehen von den — olgten 
freihändigen Verkäufen Heiner Beträge 39prozentiger Ans 
leihe, über welche definitive Abrechnungen noch nicht vor» 
liegen, find von den vorjtehenden Anleihekrediten bis jet 
realifirt worden: 


a) durch Begebung 4 progentiger 
Schuldverfchreibungen im Nenn 
betrage von 450 000 000 M. 
mit Sinsterminen vom 1. April 
und 1. Dftober. F 

b) durch ——— 3'/g prozentiger 
Schuldverſchreibungen im Nenns 
betrage von 71 000 000 M mit 
Binsterminen vom 1. April und 
1. DOftober . 70451 531,15 A 
im Nennbe⸗ 
trage von 
602 944 700 


2827 133,5 ⸗ 
1 230 682 211,5 AM. 


1536 857 555,25 M 


445 705 020,95 M 


Seite 445 705 020,05 A. 
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Ueberirag . . . 445 705 020,05 AM. 
terminen 
vom 2. Ja⸗ 
nuar und 
1. Juli. . 612 448 532,00 M. 
zufammen im Nennbetrage von i 
673 944 700 M. . 682 900 064,45 = 
ec) durch Begebung 3 progentiger 
Sculdverfhreibungen im Nenn- 
betrage von 170 000 000 „A mit 
Binsterminen vom 2, — und 
J. Sul . . . * 146 865 312,0 = 


— .. 1276 470 396,75 A 
Der Kurs, zu welchem dieſe Schuldverſchreibungen im 
Durchſchnitt begeben find, beträgt 
für bie dprogentige Reupsihul 99,0455 Prozent, 
s=s 3 3! 1013238 2 
= s 5 = s 86,39196 * 
fo daß der Zinsfuß, zu welchem die Reichskaſſe den aufs 
gefommenen Erlös zu verzinjen Hat, ſich 
für bie — Reichsſchuld auf 40486 Prozent, 
= = Bl; a = Bas  * 
= a 3 a = = 3,4267 = 
berechnet. 
Ueber die im Etatsjahre 1890/91 geleifteten, aus An 
leihemitteln zu dedenden Ausgaben wird erft nad) erfolgtem 
Finalabſchluß ein fpezifizirter Nachweis zu führen fein. 


Berlin, den 23. November 1890. 
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Aulage A. 


Nachweiſung 


der 


aus Anleihemitteln zu deckenden Ausgaben und der bezüg— 
lihen aus den Anleihen flüffig gemachten Einnahmen bis 
zum Schluſſe des Etatsjahres 1889/90. 
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1 2. 4. | 5. 6. 
— Es ſind ausgegeben — 
aushalis⸗ 
Ye Bezeichnung der Ausgaben = Eh im 
für 1889,90 i Hluß bes | Gtatsjahre | zuſammen 
Etatsjahres 1889/90 
1888/89 
Kap. Tit. 
Marf. Mart. Mark. 
I. Sr Rechnung der Gefammtheit aller Sumdes- 
ſtaaten. 
A. Verwaltung des Reichsheeres. 
1. Für SHeeresverſtärkungen, Steigerung ber 
erationd: und Schla igteit des Heeres, | | 
T endislofationen :ze., Kompletirung des | 
Warfenmateriald, Henderungen der Wehrpflicht. 
12 Auf Grund der Gefehe vom 28. März 1881 (R.- 
und G.Bl. ©. 68), vom 16. März 1885 (N.-G.-Bl. | 
12a. ©. 74), vom 8. März 1886 (R.-G.:Bl. S. 52), vom 
30. März 1887 (R.-G.:Bl. ©. 148), vom 1. Jumi 
1887 (R.-G.-Bl. S. 204), vom 20. Februar 1888 





( R.G.⸗Bl. ©. 55), vom 26. März 1888 (RG. Bl. 
©. 107), vom 4. März 1889 (R.-G.-BL. S. 37) und | 
vom 27. März 1889 (R.G.«Bl. ©. 45) . . . . |225 271 807,0, 80 081 913,45 305 353 720,47 


Summe 1 für jid. 


| 


| 
| 
2. Thorerweiterungdbanten. 


Auf Grund der Gefege vom 29. April 1878 (R.-G.-BL 

S. 87), vom 30. März 1879 (R.-6.:Bl. ©. 121) 

und vom 26. März 1880 (R.-©.-Bl. S. 95) . . 1 517 688,95 — 1517 688,55 
Summe 2 für fid. 
| 





8. Garnifoneinrichtungen in Eljah-Lothringen, 

12. |5 bis 8. | Auf Grund ber Gejege vom 29. April 1878 (R.-G.-BL 
87), vom 12. Juni 1878 (R.-G.:Bl. S. 105), 
vom 30. März 1879 (. = :®l. S. 121), vom 
26. März 1880 (R.-G.-Bl. S. 95), vom 28. März 
1881 (R.-G.:Bl. S. 68), vom 15. Februar 1882 (R.= 
G.BlS. 38), vom 2. März 1883 (R.-®.:B1. ©. 29), 
vom 2. Zuli 1883 (R.«G.«Bl. S. 148), vom 16. März 
1885 (R.-G.:Bl. S. 74), vom 8. März 1886 (R.=G.- 
Bl. S. 52), vom 30. März 1887 (NR.-G.-Bl. ©. 148), 
vom 1. Zuni 1887 (R.-G.-Bl. S. 204), vom 20. Fe— 
bruar 1888 m G.Bl. ©. 55), vom 26. März 1888 
R.⸗G.Bl. S ide und vom 4. ii 1889 jr :&.= | 
LS. .. . . | 22 146 834,,,| 1804 832,45! 23 951 667,29 


Summe 3 für fih, 


| 

















— e 


9. 10. 11. 12. 


7. 5 
Gegen bas Soll 
An Reiten nach ben 
find Summe Etats bezw. 
verblieben ben betreffen: 
ben Geſetzen 
Part. Matt. Mar. 


139 621 893,45|444 975 614,36)446 028 O1T,.o zdBgu Summe 1. Der Betrag in Spalte 4 iſt in ber 
Anlage A zur vorjährigen Anleibe-Denfihrift unter 
Ca 1 bid 4 nachgewieſen. 
N a ber 
| bie 
Betrag ber 
abe 
Nach der Haußbaltd- Fe mer FE ee 
Ueberfi 9 Refte 
a oe | of Iipatte 7) auf 
bei Kapitel 12 Summe A 
(Seite 270)... 2...» $ 
\ bei Kapitel 12 Xitel 39 
(Seite 234)... ..- » 
) bei Kapitel 12a Summe A 
) (Seite 288)... ... + 4 2001 083,au 
bei Kapitel 120 Xitel 18 
(Seite 288)... ...:+ 261 756,01 
| zuſammen wie nebenjtehenb 
_ 1517 688,2] 19135000]  — | 395 Bilser 


1 314 444,10] 25 266 111,4] 25 795 374,90 ı 529 262,55] 3u Summe 3. Der Betrag in Spalte 4 ift in ber 
1 ae A * vorjährigen Anleihe · Deutſchrift unter 
Ca 5 und 6 nachgewieſen. 
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Erläuterungen. 





mehr weniger 





















LI % 


Der 
Haushalis- 


Ueberſicht 
für 1889,90 


Kap. Tit. 





12. 38, 


18. | 
| 





Auf Grund der Gefehe vom 28. Mä 


Huf Grund der Geſetze vom 27. Januar 








3. 


Bezeicinung der Ausgahen. 


4. Feſtungsbauten. 

1881 (R.-®.-Bl. 
©. 68), vom 15. Februar 1882{R.-©.-Bl, S. 88), vom 
2. März 1883 (R.-®.-Bl. S. 29), vom 2. Zuli 1883 
(R-G.-BL. ©. 148), vom 16. März 1885 (R.-G.-Bl. 
©. 74), vom 8. März 1886 (R.-G.-Bl. S. 52), vom 
30. März 1887 (R.-G.-Bl. S. 148), vom 1. Juni 
1887 (R.-®.:BI. S. 204), vom 26. März 1888 (R.- 
En ©. 107) und vom 4. März 1889 (R.-&.-BL. 
S. 


Zum Bau der neuen Umwallung von Eöln . 


‚11, 381 Zu Feſſungsanlagen und Einebtumgsarbeiten 
und 35k 


Summe 4. 


5. Bervollftänbigung des Deutichen Eiſenbahn⸗ 


neges im Intereffe Der Landeövertheidigung. 


Auf Grund der Geſetze vom 1. Juni 1887 (R.-G.- 


Bi. ©. 204), vom 26. März 1988 (R.-©.-Bl. S. 107) 
mb vom 4. März 1889 (R.«G.⸗«Bl. S. 37). . . 


Summe 5 für fi. 





4. 


5. 6. 


Es find ausgegeben 


— 2 





56640714 





im 
Eatsjahre zufammen 
1889/90 
Merl. Marl. 
1 
235 928,54] 5 900 000,0 


| 
| 


64 945 603,95], 31 592 595,14 96 538 190, 
70.609 675,15, 31 828 528,95102 438 199,94 





50221 12 24262 56dyn 74 474 278, 


| 
| 


— — — — — — 
Summe A. 869 767 718120 137 967 885 60 735 559,4, 


B, Marineverwaltung. 


1875 
(R-G.:Bl. S. 18), vom 10. Mai 1877 (R.G.Bl. 
S. 494), vom 29. April 1878 (R.-®.-Bl. ©. 87), 
vom 30. März 1879 (R.-G.-Bl. ©. 121), 
vom 26. März 1880 (R.-G.-BL. ©. 95), vom 
28. März 1881 (R.-6.:Bl. S. 68), vom 15. Te 
bruar 1882 (R.«G.Bl. S. 38), vom 2. März 1883 
R-G-BL. S. 29), vom 2. Juli 1883 (R. G.Bl. 
©. 148), vom 12. April 1884 (R.-©.:Bl. ©. 21), vom 
16. März 1885 (R.-&.-Bl. S. 74), vom 8. März 
1886 (R-G.-Bl. S. 52), vom 30. März 1887 
(R.⸗G.-Bl. ©. 148), vom 26. März 1888 
(M.⸗G.«Bl. S. 107) und vom 4. Märı 1889 
(M.⸗G.⸗Bl. S. 37T ....% Ka . 


Summe B, für fich. 


. 1177 607 937,54 10 763 798,97,183 871 784,5, 
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Gegen das Soll 












An Reften nad) den 
find Summe | Etats bezw. 
verblieben den betreffen: | mehr weniger 
ben Gejepen 


Marl. 





163 336 290,,1671 071 844,17]673 049 321, 1977 476,35 





1 897 439,,1j100 269 176,,3[191 171 010,06 902 439,5 
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I3u Titel ia. 


3u Titel 11,331 und 33k. 


12. 


Erläuterungen. 


Die nebenſtehende Wudgabe von 
5 900 000 „4. ift nur vorſchußweiſe auf bie Anleibe 
übernommen, Die Erftattung berielben erfolgt aus 
benjenigen von der Stabt Cöln für die ehemaligen 
Feftungdgrunbftüde daſelbſt au zahlenden Kaufgelbern, 
weldye nicht bereits auf bie Ausgaben für den Bau 
ber neuen Ummallung vong Coöln in Rüdeinnahme ge 
kommen find. Solche Kaufgelder find im Etatsjahre 
1889/90 bei Kapitel 24 Titel 3 ber Einnahme (Haus- 
halts · Ueberſicht Seite 364) im Betrage von 106 000 .M. 
vereinnahmt und im Uebereinftimmung mit bem Gin: 
nahme-Kapitel 23: „And der Anleihe" auf bie Ge— 
fammtaudgabe ber Gemeinſchaft aller Bundesitaaten 
(Summe I) in nr “| ebracht worben. Unter 
Mitberüdfichtiaung bieler hufgelder ftellt ſich die Be 
laftung ber Anl für ben mebenbezeichneten Zwed 
am Schluß des Etatsjahres 1889/90 auf 5 794 000 „M. 


Nach der Haushalts · Ueber · 
ſicht für 1889/90 beziffert ſich 


die abe (Spalte 5) 
bei Titel 11 auf . - . . » 31 418 595,16 M. 
331 und 33k auf 174 000,00_* 


ufammen wie nebenftebend . 31592 595,14 «€ 
Der Betrag ber verbliebenen Reite 


(Spalte 7) 
I tel lauf.» » 
. 33i und B3k auf . 136 


aufammen mie nebenftebend 9012 230, € 


106 * 
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Der 
Haushalts⸗ 
Ueberſicht 
für 1889/90 


Kap. Tit. 

















Es find ausgegeben 





Bupihanng der Auıgal ge im 
ezeihnung der Ausgahen. S 
” u Shlup * Eiats jahre zuſammen 
Etatsjahres 1889/90 
1888/89 


Mart, | Mart. Mark. 


C. Gilenbahnverwaltung. 


Auf Grund der Geſetze vom 21. Mai 1877 (R.-G.:BL. 
S. 513), vom 8. Mai 1878 (R.-6.:Bl. S. 93), 
von 9, er ar (R-OD. S. 195), vom 24. Mai 
1881 (R.-& S. 93), vom 15. Februar 1882 
(N. G.⸗Bl. 3 FR vom 2. März 1883 (RO. Bl. 
&. 29), vom 2. Juli 1883 (R.-.:Bl. ©. 148), 
vom 16. März 1885 (R.G.«Bl. ©. 74), vom 8. März 
1886 (R.:6.:81, S. 52), vom 30. März 1887 
N-G:Bl. S. 148), vom 26. März 1838 (R.G.⸗Bl. 
S. 107) und vom 4. März 1889 (R.G.«Bl. S. 37) 


Summe €, für fic. 




















45 168592,59, 1631 895,14 46 800 488,1. 


D. Sur Erwerbung von zwei in Berlin gelegenen 
Grundftüden für das Neid. 
Auf Grund des Gefepes vom 23. Mai 1877 (R.-&.-Dl. 















7 564 380,00. — 7564 380, 
Summe D. für ſich. 


E. Münzweſen. 


anf‘ Grund der Gejege vom 29. April 1878 (R.=6.Bl. 
S.87) und vom 30. März 1879 (R.-G.-Bl. S. 121) 


Summe E. für fid. 










46 392 947,7 46 392 847,45 


F. Reichsdruckerei. 


a \ Grund des a vom 15. Mai 1879 — — Bl. 


. 139) . 4872 476,91, 4 872 476,41 


Summe F. für 9 


G. Zur Beſchaffung eines Betriebsfonds für die 
Reichsdruckerei. 


Auf Grund des Geſetzes vom 15. — 1882 
(RG⸗Bl. S. 38) . - 


Summe 6. für rn 


H. Beitrag des Reichs zu den Koften des Zoll: 
anſchluſſes Hamburgs. 


Auf Grund des Geſetzes vom 16. — 1882 
(ReG.Bl. S. 39) .. 


Summe H. für P\ 
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* das Soll 
An Reſten nad) ben — Tu 
find Summe Etats bezw. | 
verblieben den betreffen | mehr | weniger 
den Geſetzen 
Mark. E i 


4881 904,05] 51 682 392,35] 54 801 539,00 — 3119 146,51 


_ 1564 380,0] 7 564 380, | 
1760 272,10] 48 153 219,44 1846 780, 


= | 28 000 000,001 28 000 000,00 — — 








Erläuterungen. 


842 Reichstag. Aktenftüd Nr. 146. (Denkihrift über die 


Der 
Haushalts- 
Ueberficht 
für 1889/90 


Kap.‘ Tit. 





14. 2, 


10. | 2. 





Ausführung der Anleihegeieke.) 














Bezeichnung der Ansgahen. 





J. Beitrag des Reichs zu den SKoften des Zoll: 
anſchluſſes Bremens. 


Auf Grund des I: vom 31. — 1885 
(R.-G.:Bl. S. 79) e 


Summe J. für fh, 


K. Zu den Ausgaben für den Nord-Oftjer-Stanal. 


a Grund des Geſetzes vom 16. März 1886 
G.-⸗Bl. S. 58) find verausgabt i 
Dane. find er ben —— Preufene 
gebe —F 


Mithin bleiben aus der Anleihe zu decken 
Summe K. für fi. 


L. Zur vorläufigen Dedung der aus dem Reiche: 
jeftungsbanfonds entnommenen Vorſchüſſe. 


Auf Grund der Geſetze vom 30. März 1887 (R.-( G.⸗Bl. 
S. 148) und vom 26. März 1888 (R.:G.-Bl. S. 107) 


Summe L. für fid. 


bis zum 
Schluß des | 
Etatsjahres | 
1888/89 


Mare. 


9 000 000, 


8 412 494,09 
2 696 312,46 


5 716 182,48 





Es find ausgegeben 


| 
m | 
Etatsjahre | zufanımen 
1889/90 


Mare. | Matt. 


3 000 000,001 12 000 000,00 


| 


14 079 790,8 22 492 285,1 
4512 753,9) 7209 065, 


9.567 037,44 15 283 219,09 














Reichstag. Aktenftüd Nr. 146. (Denkichriit über die Ausführung der Anleibegejege.) > 343 





TUE RE Ti 12. 

Soll Gegen das Soll 
nach den 

Etats bezw. | 

den betreffen | mehr | weniger 

den Gejepen ) 


Mart. Mar. | Mark. 





Erläuterungen. 





_ 12 000 


000,00] 12 000 000,00 
18 176 341,54 33 459 561,47) 33 459 561,; | 
7038 051,4] 7662 807,47] 10 019 810, ‚2357 002,53 Zu Summe L. Für bie Umgeftaltung und Ausrüftung 


von rin Feftungen (Kapitel 12 Titel 9 bis 106 
ber — Ausgaben) find im Etatdjahre 1889/90 
(Haushaltö-Meberfiht Seite 274) ausgegeben worden 

NahRealif Reitfeft 2835 104,14 #. 
ach Realifirung des Reichöfeitungs- 
baufonds find die vorbezeichneten a. 
— —— it 7— a 
en tte a ch 
durch Fee en auf bie 
dem ey ungöbaufonds? ent 
nommenen Vorſchüffe zur Meichöfaffe 
fließen, eg injoweit auf An⸗ 
leihemittel zu übernehmen, als deren 
—— wicht durch die bei Reali- 
firung des genannten Fonds fih er- 











| zes Kurtgewinme erfolgen kann. 

n folden Kurdgeminuen ftandben laut 

Kapitel M Titel 2a der Einnahme 

in ber Haushaltö-leberficht für 1889/90 

(Seite 364) zur Verfügung . - - 221034815 
| Bleiben zu Laſten der Anleihe wie 
| nebenftehend (Spalte 5) . - . . 624 755 MM. 
| Die im Etatäjahre 1889/90 eingegangenen, unter 

— 34 Titel 2 ber ng ng t 
| Seite 362) nachgewieſenen Rüderftattungen auf bie 
| aus dem Reichöfeftungsbanfonds geleifteten Borihüfie 
| im Betrage von 715505 .„#. find in Uebereinſtimmun 
| mit dem Eummahme-Rapitel 23: „Mus der Anleihe” e_ 
N bie Sejammtaudgabe der Gemeinſchaft aller Bunbes- 
| faaten (Summe 1) im Anrechnung gebracht worden. 

Unter Mitberüdfichtigung dieſer Aüderftattungen ftellt 

ſich bie —— Anleihe für den nebenbe eichneten 

N am Schluß det Ütatöjahres 1889/90 auf 
| 6 947 302,07 «HM. 
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1. 2. 4. | 6. 
* Es ſind ausgegeben 
Haushalts⸗ sis 
Ueberſicht aeei is zum 
zeichnung der Ausgaben. & * 
für 1889/90 8 . Schluß bes Eiatsjahre zuſammen 
Etats jahres 168680 
1888/89 | 
Kap. Tit. 
Matt, Marf, | Mart. 
| 
M. Zu eifernen Vorſchüſſen für die Verwaltung | 
des Reichsheeres. 
- Grund des — vom 1. an 1887 EB: * — 
S. 204) 3 195 789,00! 3195 789,90 


12a.| 


auf die aus dem 
Vorſchüſſe, ſowie aus den von ber Stabt Cöln für die 
ehemaligen —— — — ER 
gelbern gededt . . 


Summe M. für Ki. 


Summe 


Bon diejen Aus —— werben durch Nüderftattungen 
eichs⸗Feſtungsbaufonds geleiteten 


Dleibt Summe I 


I. Zür Rechnung der Bumdeshnaten mit 
Ausſchluß von Bayern. 
Berwaltung des Reichsheeres. 

1. Kaſerneubauten. 


Auf Grund der Geſetze vom 10. Mai 1877 (K.G.Bl. 


S. 494), vom 29. April 1878 (R.-G.-BL ©. 87), vom 
30. März 1879 (R.-®.-B1.S. 121), vom 26. März 1880 
(R.G.⸗Bl. S. 95), vom 28. März 1881 (R.-G.Bl. 
©. 68), vom 15. fyebruar 1882 (R.-G.⸗Bl. S. 38), vom 
2. März 1883 (R.-G.«Bl. ©. 29), vom 2. Juli 1883 
(R-G-Bl. S. 148), vom 16. März 1885 (R.-©.-Bl. 
S.74), vom 8. März 1886 (R.-6.-Bl. ©. 52), 
vom 30.März 1887 (R.-®.-BI. S. 148), vom 1. Jumi 
1887 (K⸗GeBl. S. 204), vom 26. März; 1888 
(R.⸗G.«Bl. S. 107), vom 4. März; 1889 (R.-©. BI, 
S. 37) und vom 27. — 1889 Am G.⸗Bl. — 


a) Ordenilicher Etat . 
12. 12a5i830,)b} Außerorbentlicher Etat . 
'331und37, 
‚6 bis 9, 


— 1 


2. Bermehrung des Schanzzengs der Infanterie. 
a des ri au vom 26, März 1880 (R.G.Bl. 
6) . } 


Sunune 2 Für Ab, 






. 1693 686 023,16 167 555 322,17861 241 346,5, 
| 


- | a Bob 821 505,0 


. 1893 686 023,1 166 733 817,7. ‚860 419 841,55 


| 
N 
f 


3 601 350,13 3 601 350,12 
82 569 329,56 4 428 419,00 86 997 749,15 


86 170 679,5) 4 428 419,5 90 599 099, 
| 
| 
| 


105, — | 1075 662, 
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7 8. 
An Reiten 
find Summe 
verblieben 
Marf. Marl, 
_ 8 195 789,90] 3 195 789,00 


197 090 299,g0]1 057 510 141,4s|1 067 913 976,4: 






3 601 350,18 


2 121 564,4] 89 119 313,78] 93 807 371,00 








Altenjtüde zu den Berhandlungen des Reichſtages 1890. 








12. 





Erläuterungen. 





Im Etatsjahre 1889/90 find vereinnahmt worben: 
I. au Nüderftattungen auf bie aus bem — — 
baufends geleifteten Vorſchüſſe bei Kapitel 24 Zitel 2 
115505 AM. 





‚10403 835,4 


| der Einnahme. - - » 2 20. 


| 2. aus — Are — F — 
| ebe en naögrun . 
| (OR aranbiten Ranfseldern bei Ka- 
| pitel 24 Titel 3 ber Einnahme . . 106000 » 
zuſammen wie nebenftehenb . 821 505 4. 





‚ 51 022,a1 

4688 057,93] 3u db. Rah der Haushaltd-leberficht für 1889/90 be- 
ziffert fich: 

4 139 080,03 bie Sfiaußgabe (Spalte 5) 


bei Kapitel 12 Titel 12a bis 30 auf. 4287 405.12 „€. 
B lauf. Mo » 
-« 8Tauf » -. . 17900 » 

D .» 12a +» 6b 11 266,00 + 


zuſammen wie nebenftebend . 44284190 . 
der Betrag ber verbliebenen Hefte 


(Spalte 7) 
bei Kapitel 12 Titel 124 bis 30 auf . 192743501 A, 
.- 3Blauf. . - 4ldda > 
:« 12a» 6. . 
zufammen wie nebenftebend . 2121 564,0: M. 


37,75 
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Der — 
Haus ⸗ 
Ken , bis zum 
. Bezeichnung der Ausgaben. Schluß bes | 
für 1859,90 . 
Glatsjahres | 
| 1888/89 
Rop.| AU Mark, 
3. Grweiterung bezw. Neuerwerbung von 
Artillerie Schichplägen. 
12. 12. [Auf Grumd des Gefepes vom 2. März 1883 (R.-G.-Bl. 
| ©. 29), vom 2. Juli 1883 (R-G.Bl. S. 148), 
vom 16, März; 1885 (N. 5.81. ©. 74), vom 
8. März 1886 ige GaBl. S. 52) umd vom 4. — 
1889 (NR.GeBi S. 37) . . 8 944 776,98 
— f - +7 96191 118,4 
III. Für Rechnung der Sundesflanten mit 
Ausfchlnß von Bayern und Württemberg. 
Poft: und Telegraphen:Berwaltung. 
1. Einmalige Ausgaben des aukerordentlichen 
Etats. 
11. Auf Grund der Gejepe vom 27. Januar 1875 RG.Bl. 
S. 18), vom 3. Januar 1876 (R.-6.:BlL. ©. 1), vom 
3. Januar und 10. Mai 1877 (R.-®. DI. S. 1 md 
494), vom 29, April 1878 (RXGeBl. S. 87), vom 
30, März 1879 (N. 8.81. 5. 121), vom 26. März 
1880 (R.«G.Bl. S. 95), vom 28. März 1881 (R.- 
J BL ©. — und vom 26. ea: 1888 * G. Bl. 
— 55 803 669,42 
— 1 für fi, 
2. Zur Berftärfung der Betriebsmittel, 
JAuf Grund > aaa vom 15. Februar 1882 
(R.G.⸗Bl. S. 38) . . 8 750 000,00 
Summe 2 für ſich 
Summe II . .| 64553 660, 





Es find ausgegeben 


im 
Etatöjahre zujammen 
1889/90 


Marf. Mar. 


832 729,54 9 777 606,42 
5 261 149,4|101 452 267,56 





1 093 427,53, 56 897 097,8: 


2 | 8 750 000,00 


1 093 427,30 65 647 097,51 


GSelammtjumme . . 1854 430 81 2 173 088 395,10 1 027 619 207,0 
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7. 8 7 
Sol Gegen das Soll 
An Reften nad) den 
eig zn ——— Erläuterungen. 
verblieben den betreffen | mehr | weniger 
ben Geſetzen | 
Mart. Mt. Mi. 





2641 572,051 12 419 079,00] 12 419 079,90 -_ | — 
4 763 137,9|106 215 4050,0110 954 528,00 — 4 739 117,5 


1 309 567,95] 58 206 664,65] 58 713 888,00 — | 507 223,4 





— 8 750 00001 8 750 000,0 — == 


1 309 567,05] 66 956 864,55] 67 463 885,00 — 507 223,04 


203 163 004,25|1 230 682 211,25]! 246 332 387,47 — 15 650 176, 
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848 Reichstag. Aktenftüd Kr. 146. 
1. | 2% 3 
Der 
Haushalts 
Ueberſicht 
für 1889/90 Bezeichnung der Binnahmen, 
Kap. it. 
23, | 1. } Zu einmaligen Musgaben für —— der — 


aller Bundesſtaaten 


2. | Bu einmaligen Ausgaben für Demung * wundehſaaten 
nit Aus lhlu von Bayern . 


3.) Su einmaligen Ausgaben für — * Bundes« 
ftaaten mit Ausſchluß von Bayern und Württemberg 


Summe 


4 1 5 
Es finb vereinn 
bis zum | ; 
Schluß des er 
Gtatsi Elatsjahre 
tatsjahres | 1889/90 
1888/89 
Mart. Marl. 


zuſammen 





Moart. 


| of 
120 686 720,35 231 929 095,52 952 615 815,9: 


96 754 502,87 





6 925 891,2,1103 680 394,13 


64 555 669 1 706 024,30 66 259 694,0 


. [881 994 892,93 240 561 Oll,ıs 1 122 555 904,1 
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Gegen das Soll 





Soll 
nad) den 
Etats bezw. 
den beireffen- 
den Gejegen 





An Reſten 
find 
verblieben 











Summe 







i Erläuterungen. 
mehr weniger 


Marf. 





104 894 325,55]1 057 510 141,411 067 913 976,5 ‚10 403835,04] 3u Titel 1. Vergl. die Ausgabe Summe I. 


2 535 010,481106 215 405,,.1110 954 523,00 4739 117,54] 3u Titel 2. Vergl. die Ausgabe Summe IL 


| 
507 223,44]3u Titel 3. Bergl. die Ausgabe Summe I. 
115650 176, 





66 956 664,06] 67 463 888,40 
108 126 307,141 230 682 211,25|1 246 332 387,4 






Ueberſicht 
über 


die Betheiligung der einzelnen Finanzgemeinſchaften an der Reichsſchuld und der Verzinſung 
derſelben für das Etatsjahr 1889/90. 













Beitragsver⸗ 
Betrag hältniß zu den 
bes am 1. April und 
j 1. Ditober 1889 
Schuldkapitals | Fanigen Sinfen 


I. Aprozentige Reichsſchuld mit den Binsterminen vom 1. April umd 
1. Oktober. 


A. Finanzgemeinſchaft fänmtlicher Bımbesftaaten . j 
Finanzgemeinſchaft der Bundesftaaten mit Ausschluß von Vayem 
C. Finanzgemeinſchaft der Bundesſtaaten mit Ausſchluß von Bayern und 


Mart. Prozent. 


311 616 000 
79 152 400 


69,248 000 000 


* 


17,530 492 293 


59 231 600 13,168 577 778 


Summe I 


I. 3’, progentige Reichsſchuld mit den Binsterminen vom 1. April 
und 1. Oktober. 


A. Finanzgemeinſchaft ſämmtlicher Bundesftaaten . ; 
B. — ber Bundesſtaaten mit Ausſchluß von — 


Summe UI 


57 196 200 
13 803 800 





BO,558 023 169 
19,441 arı ssı 


100,00 000 000 
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III. 3'/sprogentige Reidys- 

ſchuld mit den Binster- 

minen vom 1. Iuli und 
2. Januar. 


A. Finanzgemeinſchaft 
fänmtliiher Bundes⸗ 
ftaaten . 


B. Finanzgemeinſchaft ber 
Bunbdesftaaten mit Aus: 
ſchluß von Bayern . 


C. Firanzgemeinihaft der 
Bımdesftaaten mit Aus— 
ſchluß von Bayern und 
Württemberg . 


Summe II 





Schuldfapital | für die in ber 


44 838 600] 397 529 400 


5. 
Netto⸗ 





Kapitalerlös Zugang 
” bie in der zum 

eit vom | Schulbfapital 
1 pri Die oap 
31. Dezember 


vom 
1889 1. April bis 


veräußerten 31. Dezember 


1889 


97 927 689 «| 94 499 800 


3229 765,5] 3116 700 


476 900 


101 651 613,35] 98 093 400 
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Nettos Hiernach ergiebt ſich ein Bei⸗ 
* ugan 
Nithin Kapitalerlös je s fi tragsverhälnig zu den am 
Schuldfapitat | für die im | ital j 
Etatsjahre — Schuldkapital1. Juli 2. Januar 




















am 1899,90 |, — — 1889 1890 Erläuterungen. 
1. Januar | veräuferten bis 1. April 1890 | 
1890 31. März 1890 fälligen Zinfen von 
Mare. Dart. Prozent Prozent. 
447 190 600 |231 929 095,5] 225 821 300 | 578 512 100 | 97,112040 441 | 97,0as 159 498 
6 509 600 6 925 881,5: 6 743 500 10 136 400 1,189 443 906 1,42 522 498 
7149 100 1 706 024,30 1 661 100 8 333 300 1,098 516 658 1,551 238 094 





460 849 300 [240 561 Ol1,ıs]| 234 225 900 | 596 981 800 | 100,000 o00 one | 100, oo o0o ooo 
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Nr, 147. 


Berlin, den 24. November 1890, 


Im Namen Seiner Majeftät des Kaijers beehrt ſich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 


Entwurf eines Gejepes, betreffend bie 
Kontrole des Neihshaushalts und des 
Zandeshaushalts von Elſaß-Lothringen 
für das Etatsjahr 1890/91, 


wie joldher vom — beſchloſſen worden, dem 
Reichstage zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme mit dem 
Bemerken vorzulegen, daß es einer Begründung des Ent- 
wurfs, welder ſich der Faſſung des gleihartigen Geſetzes 
vom 6. Februar d. Is. Reichs-Geſeßblait Seite 50) an— 
ſchließt, nicht bedürfen wird. 


Der Reichskanzler. 
von Caprivi. 


An den Reichstag. 
R.S.A. 1.5006. 


Entwurf eines Geſetzes, 


betreffend 


die Kontrole des Reichshaushalts und des 
Landeshaushalts von Elſaß-Lothringen für das 
Gtatsjahr 1890/91. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuſtimmun 
des Bundesraths und bes Neichstags, was ob A 


Die Kontrole des geſammten Reichshaushalts ſowi 
des Landeshaushalis von Eljaß-Lothringen für das Etats- 
jahr 1890/91 wird von der Preufiichen Ober-Rehnungss 
fammer unter der Benennung „Rechnungshof des Deutſchen 
Reichs“ nach Mafgabe der im Geſehe vom 11. Februar 1875 
(Reichs-Gejegbl. S. 61), betreffend die Kontrole des Reichs: 
fir Bas und des Landeshaushalts, von Eljaß-Löthringen 

tr das Jahr 1874, enthaltenen Rorichriften geführt. 

Ebenſo hat die Preußiſche Ober-Rechnungskammer in 

Ais auf die Rechnungen der Reichsbank fuͤr das Jahr 

bie gemäß S. 29 des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 

—— S. 177) dem Rechnungshof, des Deutſchen 
Reichs obliegenden Geſchäfte wahrzunehmen. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 





Berlin, ben 24. November 1890. 


Im Namen Seiner Majeftät des Kaifers beehrt fich 
der Umterzeichnete den beiliegenden 


Entwurf eines Gefeges, betreffend die Feſt— 
ftellung des für das 
Etats jahr 1891/92 


nebſt Anlagen und einer Denſſchrift, wie ſolcher vom 
Bundesrath beſchloſſen worden, dem Reichstage zur ver— 
faſſungsmäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 


FE a. 1 
| on Gaprivi. 


An den Reichstag. 
R. S. A. 1.5950. 





Mr, 149, 


Berlin, den 24. November 1890, 
Im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers beehrt fich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 


Entwurf eines ee Mar ra bie Auf— 
nahme einer Anleihe für Zwecke der Ber: 
mwaltungen bes Neihsheereß, der Marine, 
der NReihseijenbahnen und der Poſt und 
Telegrapben, 


nebjt Vegründung, wie folder vom Bundesrath beſchloſſen 
worden, dem Reichstag unter Bezugnahme auf den Reichs: 
haushalts-Etat für das Etatsjahr 1891/92 zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen Beſchlußnahme vorzulegen. 


Der Reichöfanzler. 
von Gaprivi. 

| An den Reichstag. 

| RSA. 1.531. 

| 

| 


— — 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 


die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der 

Verwaltungen des Reichsheeres, der Marine, 

der Neichseilenbahnen und der Poſt und 
Telegraphen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Raifer, 
König von Preußen ꝛc. 


verordnen im Namen bes Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 
des Bundesraths und des Neichstags, was folgt: 


8. 1. 
Der Neichslanzler wird ermächtigt, die außerorbent- 
lichen Gelbmittel, welche in dem Reihshaushalts-Etat für 
das Etatsjahr 1891/92 zur Beftreitung einmaliger Aus— 
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gaben der Bermwaltungen des Reichsheeres, der Marine, 
der Reichseiſenbahnen umd der Poft und Telegraphen mit 
62 570 339 Marf vorgejehen find, bis zur Höhe dieſes Bes 
trages im Wege bes Kredits flüffig zu machen und zu 
biefem Zweck in dem Nominalbetrage, wie er zur Be 
ihaffung jener Summe erforderlich fein wird, eine verzins- 
liche, nad) den Beftimmungen bes Geſetzes vom 19. Juni 1868 
(Bundes-Gejegbl. S. 339) zu verwaltende Anleihe aufzus 
nehmen und Schapanmweilungen auszugeben. 


8. 2. 

Die Beitimmungen in ben $$. 2 bis 5 bes Gefepes 
vom 27. Januar 1875, betreffend die Aufnahme einer An= 
leihe für Zwecke der Marine= und Telegraphen-Berwaltung, 
are aa uns ©. 18) finden auf die nad bem gegen- 
mwärtigen Gejege aufzunehmende Anleihe und auszugebenden 
Schapanweilungen mit der Maßgabe Anwendung, daß 
* cheine auch für einen längeren Zeitraum als vier 

ahre ausgegeben werben dürfen. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben zc. 


Begründung, 


Der vorliegende Gejep-Entwurf jchließt ſich ben gleich- 
artigen, mit Bezug auf den Reichshaushalts-Etat vorge- 
legten früheren ürfen infofern an, ala er die gejegliche 
Grundlage für die Aufnahme derjenigen Anleihemittel zu 
ihaffen beftimmt ift, welche in dem Reichshaushalts-Etat 
für 1891/92 in Kapitel 23 der Einnahme eingeftellt und 
Bu Beftreitung der in den Erläuterungen zu den Titeln 
ieſes Kapitels bezeichneten Ausgaben dienen follen. 

Dort find vorgefehen: 

bei ill...» 22.2. 
worunter zur Beſchaffung bes 
—— des Reichs zu den 
Koſten des Zollanſchluſſes Ham⸗ 
burgs 4000000 A, ſowie 
5 den Ausgaben für ben Nord⸗ 

ftieesftanal 19 700 000 M, 
zufammen . . 2 2 2.0. 
welche in den vorliegenden Ent⸗ 
wurf nicht aufzunehmen waren, 
weil die Ermädtigung zu deren 
Beihaffung im Wege bes 
Krebitö bereits durch die Ge— 
jege vom 16. Februar 1882 
NReichs⸗Geſetzbl. S. 39) und 
vom 16. Mär; 1886 (Reichs⸗ 
a ©. 58) ertheilt worden 
if, 


81 802579 A, 


23 700 000 = 


68 102579 M 
3717760 = 
750 000 » 

62 570 339 M 


bleiben 
bei Titel 2 . 
bei Titel 3 . u 
Im Ganzen 


Altenftüde zu ben Berbamblungen des Reicdhsiages 1890, 


Nr. 150. 


Berlin, den 24. November 1890. 


Im Namen Seiner Majeftät des Kaiſers beehrt fich 
der Unterzeichnete dem Neichstage ben anliegenden 
Entwurf eines Geſetzes, die Beſteuerung 
bes Zuders betreffend, 
nebit Begründung, wie folder vom Bundesrath beſchloſſen 
worden ıft, zur verfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vors 


aulegen. 
Der Reichskanzler. 
von Gaprivi. 


An den Reichstag. 
R.S.A. I. 3205. 


Entwurf eines Gefehes, 
die Bejtenerung des Zuckers betreffend. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaben Deutfher Raifer, 
König von Preußen x. 

verorbnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zuftimmung 

bes Bundesraths und bes Reichstags, was folgt: 


Erfler Theil. 
Befleuerung des inländiichen Rübenzuders. 


Erfier Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen. 
1. Gegenftand, Erhebungsart und Höhe der Steuer. 


&. 1. 

Der inländifche Nübenzuder unterliegt einer Ber: 
braudhsabgabe — Zuckerſteuer — und zu beren Sicherung 
ber Steuerfontrole. 

Im Sinne dieſes Gefehes gilt als inlänbifcher 
Nübenzuder aller im Inlande dur Bearbeitung von 
Nüben oder durch weitere Bearbeitung von Produlten, 
welche aus im Inlande bearbeiteten Rüben herſtammen, 
gewonnene fefte und flüffige Zuder, einschließlich der Rüben: 
fäfte, der Syüllmaffen und der Zuckerabläufe (Syrup, Melaffe), 
und zwar ohne Rückſicht darauf, ob bei ber Fabrikation 
eine Verwendung auch anderer zuderhaltiger Stoffe oder 
Zucker ftattgefunden hat. Unter der weiteren Bearbeitung 
von Produkten aus Rüben ift insbefondere verjtanden bie 
Entzuderung oder Raffination von Zuckerabläufen (Syrup, 
Melaffe), die Raffination von Rohzuder, die Auflöfung von 
feitem Zucker, die Inverfion, 


8.2. 

Die Zuderfteuer beträgt 22 Mark von 100 Kilogramm 
Nettogewidht. z 

Rübenfäfte und Abläufe der Zuderfabrikation find der 
Zuderfteuer nicht unterworfen. 

Der Bundesrath ift ermächtigt, Zuderabläufe, Rüben- 
—* ſowie Miſchungen von Zuckerabläufen und Rüben— 
ſäften mit einander oder mit anderen Stoffen, jedoch Rüben⸗ 
fäfte und Mifchungen, in welchen Rübenfäfte enthalten find, 
nur fomweit als fie nicht in Haushaltungen ausjchließlich 
zum eigenen Verbraud; bereitet werden, der Zuckerſteuer 
zum vollen oder zu einem ermäßigten Satze zu unterftellen. 
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Die Beftimmungen über Gegenftand und Höhe ber 
iernach (Abſatz 3) vom Bundesrath feſtgeſetzten Zucker— 
sie find dem Reichstag, fofern er verfammelt ift, fofort, 
andernfall8 aber bei dejlen nächftem Aufammentreten vor— 
zulegen. Diejelben find außer Kraft zu ſetzen, jomweit der 
Reichstag dies verlangt. 


2. Zahlungspfligt. 


8.3. 

Die Zuderjteuer ift zu entrichten, jobald der Zucker 
aus der Steuerkontrole in den freien Verkehr tritt. Bur 
Entrihtung ift derjenige verpflichtet, welcher den Zuder zur 
freien Verfügung erhält. 

Der Zuder haftet für den Betrag der Steuer ohne 
Nüdjicht auf die Rechte Dritter. In gleicher Weiſe haftet 
die zuderhaltige Waare im alle des $. 6 Ziffer I für 
die Steuer oder die gezahlte Vergütung. 

Gegen Sicherheitsbeftellung ift die Auderftener zu 
ftunden. Für eine Friſt bis zu drei Monaten kann jie 
aud ohne Sicherheitsbeftellung gejtundet werden, falls nicht 
Gründe vorliegen, welde den Eingang als gefährdet er— 


ſcheinen laſſen. 
3. Verjährung. 


$. 4. 

Alle Forderungen und Nachforberungen an Zucker— 
ſteuer, desgleichen die Anſprüche auf Erjag wegen zu viel 
oder zur Ungebühr entrichteter Zuckerſteuer Au; ned binnen 
Jahresfrift vom Tage des Kintritts der Zahlungsver— 

fichtung beziehungsweife der Zahlung an geredynet. Der 
— auf Nachzahlung defraudirter Gefälle verjährt in 
drei Eh 
das Regrekverhältnig bes Staates gegen bie 
Steuerbeamten finden dieſe Berjährungsfriften- keine Ans 


wendung. 
4. Befreiung bon der Zuderftener. 


. B. 
Zucker, welcher unter Errnertontrofe ausgeführt wird, 
ift von der Erhebung der Zuckerſteuer befreit. 
Bei der Ausfuhr von Zuder aus dem freien Verkehr 
findet eine Vergütung der Zuckerſteuer nicht ſtatt. 


8. 6. 

Nach näherer Beitimmung des Bunbesraths Tann 
L —2* — ber Ausfuhr von Fabrilaten, zu deren 
tellung inländiiher Nübenzuder verwendet 
worden ijt, oder im Falle der Niederlegung folder 
Fabrilate in fteuerfreien Niederlagen die Zucker— 
jteuer für Die verwendete Zudermenge unerhoben 
bleiben oder im entrichteten Betrage vergütet werben; 
2. inländijcher Nübenzuder zur Viehfütterung oder 
zur Herjtellung von anderen Fabrilaten als Ver: 
zehrungsgegenjtänden jteuerfrei abgelajjen werden. 
Zucker, welder . den unter 2 bezeichneten Zweden 
verwendet werden fol, muß in der Regel vor der ſteuer— 
freien Berabfolgung unter amtlicher Aufficht zum menfch- 

lihen Genuß unbraudbar gemacht (dematurirt) werden. 


weiter Abfdnitt. 
Stenerkontrole über die SHerftellung und den Verbleib 
unverfinerten inländifdien Rübenzuers. 
1. Kontrole der Buderfabrifen. 


1. Begriffebeſtimmung der Zuderfabrifen. 


Hi 
Zuderfabriten jind le zur Heritellung kryſtalliſirten 
NRübenzuders bejtimmten Anitalten, mit Ausnahme der Anz 
ftalten, welche lediglich verfteuerte Produlte aus Rüben 
weiter bearbeiten (3. B. verjteuerten Rohzucker raffiniven). 
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Inwieweit Fabrifen zur Herftellung nicht Eryftallifirten 
Rübenzuders als Zuderfabrifen im Sinne diejes Geſetzes 
anzujehen find, beftimmt der Bundesrath. 


2, Dem Fabrikinhaber zwedd der Stontrole obliegende 
Einrichtungen und Anzeigen. 


a) Sichernde bauliche Einrichtung der Zuderfabrifen. 


8. 8. 

Die Zuderfabriten müffen baulich fo eingerichtet jein, 
dab eine gegen die heimlihe Wegbringung von Zucker 
—*5* amtliche Bewachung derſelben ohne Schwierigkeit 
tattfinden, die Steuerbehörde auch den Gang der Fabrikation 
und den Verbleib der Fabrikate innerhalb der Fabrik ver- 
folgen kann. 

A, Für die Zuderfabriten, welche kryitallifirten Zuder 
eritellen, bedarf es, vorbehaltlidy der für einzelne bereits 
Fa dem 1. Auguſt 1888 bejtehende Fabriken bisher zus 
gelafjenen und eher zuläffigen Ausnahmen, 

entweder 
1. der Abſchließung derjenigen Räume, in melden die 
Kryſtalliſation der Eäfte, die Bearbeitung und bie 
Aufbewahrung von Eryftallifirtem Zuder jtattfindet, 
besgleihen derjenigen Räume, in welchen Zuder- 
abläufe (Syrup, Melaffe) fich befinden, gegen bie 
übrigen Fabriträume und nah außen, 


ober 

2. der Umfriedigung der Fabrikanlage. 

Auch liegt den FFabrifinhabern ob, auf Verlangen 

a) Die äthe, im welchen fich altige Säfte, 
Fullmaſſen oder Buderabläufe zu befinden pflegen, 
einfchließlih der Saftheber (Montejpus), Pumpen 
u, ſ. w. mit eimer bejonderen bi ren. 
zur Verhinderung bes heimlichen Wegbringens 
diefer Stoffe zu verjehen; 

b) zur Erleichterung der Ueberwadhung bes Betriebs 
und Verkehrs der Fabrik Wachtlofale für bie 
Auffihtsbeamten innerhalb oder außerhalb der 

brifräume berzuftellen. 

In Bezug auf die unter Ziffer 1 —— Einrichtung 
tann nachgelaſſen werden, daß Zuckerabläufe dauernd oder 
während der jtändigen Bewachung der Zuderfabrit aud in 
nicht fihernd abgejchloffenen Räumen fich befinden dürfen 
und dab fryjtallifirter Zuder außerhalb des Abjchluffes in 
ftewerfiher und zur Anlegung eines amtlichen Verſchluſſes 
eingerichteten Räumen aufbewahrt werben barf. 

B. Füͤr die Zuderfabrifen, welche feinen kryſtalliſirten 
Zucker heritellen, trifft der Bundesrath Beitimmung darüber, 
ob und weldhe Anforderungen in Bezug auf fichernde bau— 
lihe Einrichtung zu ftellen find (vergleihe $. 25 unter 
Biffer 2). 5 


8.9. 

Bezüglih der im &. 8 unter A Biffer 1 und 2 be 
zeichneten baulichen Einrichtungen gelten folgende nähere 
Beltimmungen: 

I. Zu Biffer 1. 


1. Die Zahl der äußeren Eingänge zu ben abzu= 
ſchließenden Fabrikräumen (Thüröffnungen, Labelufen und 
dergleichen), jowie die * der inneren Zugänge in ber 
ben Abſchluß bildenden Zwiſchenwand (Mauerwand, Eifens 
drahbtgitter, Holzwand oder dergleichen) ift fomweit zu be 
ichränten, als es mit ben unabweislichen Bebürfniffen des 
Fabrilbetriebs und Verkehrs vereinbar ift. Die äußeren 
Eingänge und, foweit es die Steuerbehörde fordert, auch 
die inneren Zugänge müſſen mit fihernden Thüren, Klappen 
oder dergleichen verjehen und dieſe zur Anlegung eines 
jteneramtlihen Berjchluffes eingerichtet jein. 
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2. Die Beni: und ähnliche Deffnungen der ab» 
zuichließenden Räume find durd Gitter von Eifen oder 
Eifendraht zu verfihern. Die Verfiherung kann bezüglid) 
der oberen Stockwerle und der Bedachung von der Steuer- 
behörbe theilmeije oder ganz erlaſſen werben. 


I. Zu Biffer 2. 

3. Neue Umfriedigungen find jo anzulegen, daß kein 
Gebäude innerhalb oder außerhalb bderjelben weniger als 
5 Meter von ber Umfriedigung entfernt liegt. Daffelbe 
Mindeitmaß der Entfernung ift bei der jpäteren Errichtung 
von Gebäuden innerhalb oder außerhalb neuer oder jept 
bereits vorhandener Umfriebigungen einzuhalten. Aus— 
nahmen find zuläfiig für bereits jeit dem 1. Auguft 1888 
bejtehende Zuderfabriten. 

4. In der Regel jollen die Umfriedigungen mindeſtens 
21/, Meter hoch fein und aus Steinmauern oder eifernen 
Gittern (Stäbe, Draht) beftehen. 

5. In Bezug auf die Zahl der Eingänge in der Um— 
—— finden bie Beſtimmungen unter I 1 entiprechende 


— 

6. fann geſtattet werben, daß die Umfriedigung 
zum Theil durch Gebäude gebildet wird. Die letzteren find 
entweder nach dem FFabrikhofe zu oder nach außen in der 
Art fihernd einzurichten, daß die vorhandenen Eingänge 
bejeitigt ober unter ‚Steuerverfhluß genommen und die 
Fenſier oder dergleichen nad Maßgabe der Beſtimmungen 
unter 1 2 vergittert werben, 


. 10. 

Der Inhaber einer Yuderfabrit iſt verpflichtet, den 
Anforderungen zu genügen, weldje nad ben —— 
88. 8 und 9 dieſes Geſetzes und den Ausführungsbeſtim— 
mungen des Bundesraths von der Steuerbehörde in Bezug 
auf die Anlegung, Abänderung und Injtandhaltung bau— 
liher Einrichtungen geftellt werben. Derjelbe darf Ber: 
änderungen in Bezug auf die vorſchriftsmäßig getroffenen 
Einrichtungen nur nad zuvor eingeholter und ertheilter Ges 
nehmigung der Steuerbehörde vornehmen. 

Die Wachtlokale der Auffichtsbeamten (vergleiche $. 8 
unter A b) hat der Fabrikinhaber reinigen, beleuchten und 
erwärmen zu lajlen. 


8. 11. 

Die erfimaligen Koften von Einrichtungen nach 88. 8 
und 9, mit Ausnahme der Koften der Einrichtung befonders 
abgeichloffener Näume zur Aufbewahrung Eryitallifirten 

ders in den im $. 8 unter A 1 bezeichneten Frabrifen 
vergleiche a. a. D. Abſatz 3), werden den Fabrkinhabern 
aus ber Reichskaſſe erjtattet, wenn die Einrichtungen von 
der Steuerbehörbe entweder 

1. für bereits feit dem 1. Auguſt 1888 bejtehende 

—— von welchen bisher die betreffende 
inrichtung nicht gefordert worden war, oder 

2. für am 1. Auguſt 1892 beſtehende Zuckerfabriken, 

deren Inhabern nach dem Zuckerſteuergeſetz vom 
9. Juli 1887 eine Verpflichtung zur ſichernden 
baulichen Einrichtung nicht oblag, 

angeordnet worden ſind. 

Wird von der Steuerbehörbe in Bezug auf eine Zuder- 
fabrif, für melde die Neichskaffe die erjtmaligen Koften der 
fihernden baulichen Einrichtungen zu tragen hatte, dem— 
nächſt eine Abänderung oder Vervollitändigung der ur— 
fprünglich angeordneten Einrichtungen gefordert, ohne daß 
dazu duch vorgenommene baulide Veränderungen ber 
—— ein Anlap gegeben war, jo find aud die neu ent— 

andenen Kojten dem Fabrikinhaber aus der Reichskaſſe 
zu erfegen. Der pe 3 kann jedoch verjagt werden, wenn 
die Anforderung geftellt ift, nachdem gegen ben Fabrik 


inhaber oder eine von ihm jtrafrechtlich fubfidiarifch zu vers 
tretende Perſon (vergleihe $. 57) eine Strafe wegen 
Defraudation der Zuderfteuer erlannt worden war. 


b, Bürcaus und Aufenthaltsräume für die Steuerbeamten. 


$. 12. 

Die Inhaber von — haben 

1. nach näherer Beſtimmung der Steuerbehörde die 
in der Fabrik für ben Abfertigungsdienſt erforder— 
lichen Bireanräume zu jtellen und mit dem nöthigen 
Mobiliar auszuftatten, 

2. auf Verlangen für die Ddienjtlih in der Fabrik 
anmwejenden Steuerbeamten ein geeignetes und ge= 
nügend ausgejtattetes Lokal zum Aufenthalt außers 
halb des Dienftes und zur Uebernadhtung zu ges 
gewähren. 

Der Fabrikinhaber Hat für die Inſtandhaltung, 
— Beleuchtung und Erwärmung dieſer Lokale zu 
orgen. 

Auf dem Lande kann im Falle des Vebürfniffes dem 
Fabrikinhaber die Verpflichtung auferlegt werden, für die 
= Beauffihtigung der Fabrik ftändig angeftellten Steuer- 
eamten Wohnungen nach näherer Bejtimmung der Steuer- 
behörde zu gewähren. 

Für das unter Ziffer 2 bezeichnete Lolal und die 
Leiftungen für daſſelbe nad Abſatz 2 jowie für die nad) 
Abſatz 3 zu gewährenden Wohnungen wird ſeitens ber 
Steuerverwaltung eine Vergütung gewährt, über deren 
Höhe rg einer Vereinbarung die der Drisbehörde 
vorgejegte Verwaltungsbehörde enticheidet. 


ec. Waageeinrichtungen. 


. 18. 

Zu den für die gucke ber jteuerlidhen Kontrole und 
Abfertigung vorzunehmenden amtlihen Berwiegungen haben 
die Fabrikinhaber Waagen und Gewichte on näherer Be⸗ 
ftimmung der Steuerbehörde zu halten und nad Anweijung 
der legteren die Waagen aufzujlellen, 


d. Unterfagung des Betriebs wegen ungenügender Ein 
richtung der Zuckerfabrik. 


$. 14. 

Die Steuerbehörbe kann, fo lange ihren Anforberungen 
in Bezug auf die in den 88. 8 bis 13 bezeichneten Eins 
richtungen nicht Genüge geleijtet ift, den Betrieb der Zuder- 
fabrit oder die Benußzung einzelner Näume oder Geräthe 
unterjagen. 


e. Anzeigen in Bezug auf Räume und Geräthe, 


g. 15. 

Ver eine Zuderfabrif errichten will, hat die Baupläne 
vor der Ausführung der zuftändigen Stenerbehörde vor— 
zulegen und deren Genehmigung, joweit das Steuerinterefje 
in Frage fommt, zu erwirfen. Die Steuerbehörde beſtimmt 
imsbejondere, welde fihernden baulichen Einrichtungen nad 
$$. 8 und 9 getroffen werben jollen. 

Dieje Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, 
wenn ber Umbau einer Buderfabrit beabfichtigt wird. 


. 16, 

Späteftend ſechs Wochen vor ber erſten Betriebser- 
öffnung einer neu errichteten oder umgebauten —— 
2 der Frabrifinhaber der Steuerhebeitelle des Bezirks eine 

achweiſung der zu der Fabrik gehörigen und der damit 

in Verbindung ftehenden oder unmittelbar daran angrenzens 

den Räume einzureichen, welche auch eine Beichreibung der 

Räume enthalten und von einem Grundriß derſelben bes 

gleitet fein muß. Für Fabriken, welche durd eine Um: 
108* 
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friedigung gefichert find ($. 8 umter A 2), it außerdem 
i rs der als Umfriedigung dienenden Anlage 
beizufügen. 

Gleiche Nachweiſungen haben die Inhaber bereits bes 
ftehender Zuckerfabriken jpäteftens ſechs Wochen vor der 

en nad dem 31. Juli 1892 jtattfindenden Betriebs— 
handlung einzureichen. 
$ 17. 

Veränderungen in Bezug auf ſolche Fabrikräume, 
welche in einer nad) $. 8 unter A 1 eingerichteten Zucker— 
fabrif innerhalb des Abjchluffes belegen find, dürfen nur 
mit Genehmigung der Steuerbehörde vorgenommen werben. 

Die geſchehene Ausführung der Veränderungen in 
Bezug auf die fichernden baulihen Einrichtungen einer 


Zuderfabrif ($. 10 Abjag 1) oder in Bezug auf bie im | 


vorigen Abjag bezeichneten Fabrikräume, desgleichen ber 
Beginn und die Beendigung von Veränderungen bezüglid) 
anderer angemeldeter Räume it von dem Fabrilinhaber 
fpäteftens innerhalb der nädhitfolgenden drei Tage der 
Steuerbehörbe jchriftlic anzuzeigen. 


$. 18. 

Durch Bunbesrathsbeihluß können die Inhaber von 
——— verpflichtet werden, Nachweiſungen über die 
ür den Fabrikbetrieb beſtimmten feſtſtehenden Geräthe, ſo— 
wie Anzeigen über Veränderungen in Bezug auf dieſe 
Geräthe der Steuerbehörde einzureichen, auch die Geräthe 
mit einer Ordbnungsnummer und, foweit diejelben zur Ge— 
winnung ober —— von Rüben- oder Zuckerſäften, 
— Aufnahme von Zuckerabläufen oder zu ähnlichen Zwecken 
ienen, mit der Angabe des Rauminhalts nad) Litern ver: 
ſehen zu laffen. 


f. Anzeige vom Befigwechfel. 


. 19. 

Jeder Wechfel im der einer Zuckerfabrik ift der 
Steuerbehörbe binnen einer Woche jeitens des neuen und 
in ben Fällen freiwilliger Befigübertragung auch feitens 
bes bisherigen Beſitzers jchriftlih anzuzeigen. 


g. Beftellung eines Betriebsleiters. 


. 20. 

Korporationen und Gelufaften, welche Zuderfabrifen 
befigen, ſowie andere ben Betrieb nicht felbjt leitende In— 
Kae folder Fabriklen haben der Steuerbehörbe diejenige 

erfon zu bezeichnen, welche als Betriebsleiter in ihrem 
Namen und Auftrage handelt. 


h. Betriebsanzeigen. 


21. 

Die Inhaber von 3 erfabrifen mit Rübenbearbeitung 
haben für jede Betriebsperiobe den Tag ber Betriebs— 
eröffnung minbejtens eine Woche vorher ſchriftlich der 
Steuerbehörde anzuzeigen. 

Eine entiprechende Anzeige ift von ben Inhabern 
anberer Auderfabriten zu maden, bevor der Betrieb erft- 
mals eröffnet ober zuerft nach dem 31. Juli 1892 fort 
gejegt wird. 

In den Anzeigen muß ferner die Angabe enthalten 
fein, ob umb mit welchen regelmäßigen Unterbrechungen 
earbeitet werden, ſowie welche tägliche Betriebszeit ftatt- 

fol. Menderungen find der Steuerbehörde rechtzeitig 
vorher jchriftlich anzuzeigen. 

Von anderen, als den vorgedadhten Unterbrechungen 
bes Betriebs ift alsbald nach dem Eintritt und von der 
Wiederaufnahme des Betriebs rechtzeitig vorher ſchriftliche 
Anzeige an die Steuerbehörbe zu erjtatten, 





8. 22. 

Bevor der Vetrieb einer Zuckerfabrik erſtmals eröffnet 
ober zuerſt nach dem 31. Juli 1892 fortgejegt wird, iſt 
von dem Fabrikinhaber der Steuerbehörde eine Beſchreibung 
des techniichen Verfahrens der Fabrikation einzureichen 
und darin indbefondere auch anzugeben, weldye Arten von 
Nübenzuder (vergleiche % 1 Abſaß 2) hergeftellt werden 
follen. Im Falle einer Wenderung ift die Beichreibung zu 
ergänzen ober zu erneuern. 


i, Duplifate vorgefchriebener Anzeigen. 


$. 23. 

Die in den 88. 16, 17, 21, 22 vorgeſchriebenen Anz 

zeigen u. j. w. find in doppelter Ausfertigung einzureichen, 

die zurücdgegebenen Duplifate nad) Anweiſung der Steuers 

behörbe in * Fabrik aufzubewahren und zur Verfügung 
ber revidirenden Beamten zu halten. 


8. Ausübung der Kontrole. 
a. Ständige Bewadnung der Zuderfabrifen. 


8. 24. 
Die Zuderfabrilen unterliegen ber —— Be⸗ 
wachung bei Tag und Nacht durch Steuerbeamte, jo lange 
ein Betrieb ftattfindet, auch während ruhenden Betriebs 
nach Beftimmung der Steuerbehörbde. 

Eine Verftärtung der zn einer Fabrik auf 
Koften des Fabrikinhabers kann — wenn gegen 
denſelben oder eine von ihm ſtrafrechtlich ſubſidiariſch zu 
vertretende Perſon (vergleiche $. 57) eine Strafe wegen 
Defraubation der Zuderiteuer erfannt worden ift und ber 
Verdacht heimlicher Wegbringung von Zucker entfteht. 


$. 25. 
An Stelle der ftändigen Bewach fan nach näherer 
Beftimmung bes Bundesraths eine pi 5 —— 
trole treten 
1. für diejenigen bereits ſeit dem 1. Auguſt 1888 
beſtehenden Fabriken kryſtalliſirten Zuckers, welchen 
bisher die ſichernde bauliche Einrichtung erlaſſen 
worden ift, folange biefer Erlaß fortbauert (ver⸗ 
leihe $. 8 unter A im Eingange), 
2. ſolche Zuderfabriten, weldye keinen Eryftallifirten 
Buder herjtellen (vergleihe $. 8 unter B). 


b. Derfchluß von — während der ftändigen 
8. 26. 
Während ber ftändigen Bewachung ber 


ewachung. 

—— 
ſind die äußeren Eingänge und die innerhalb Fabril 
vorhandenen Zugänge, ſoweit fie nicht für den gewöhnlichen 
Gebraud dienen, verſchloſſen zu Halten, nad Befinden 
unter fteueramtlihen Mitverfhluß zu nehmen und nur für 
die Dauer der nothwendigen VBenupung zu öffnen. Fü 
die Nachtzeit beftimmt die Steuerbehörbe, wie viele und 
welche Eingänge unverſchloſſen fein dürfen. 


c. Sicherungsmaßregeln während Aufhebung der ftändigen 
Bewachung. 


$. 27. 

ür die Zeit, während welder bie ftändige Bewachung 
zurüdgezogen if, trifft bie Steuerbehörde Anordnungen, welche 
Sicherheit gewähren, daß ein Betrieb in ber Zuckerfabrik 
nicht ftatifinden und aus —— Zucker ohne Vorwiſſen 
ber Steuerbehörbe nicht ernt werben kann. Hierzu 
dienen insbeſondere die amtliche Außergebrauchſetzung von 
Fabrifgeräthen durch Verſchlußanlegung oder in fonft ge 








eigneter Weife und die Stellung des vorhandenen Zuckers 
unter amtlichen Verſchluß. 

Soll eine Zuckerfabrik für längere Zeit aus der ftän- 
digen —— treten, ſo findet außerdem auf Grund der 
vom Fabrikinhaber abzugebenden Beſtandesdeklaration eine 
amtliche Feſtſtellung der Vorräthe an fertigem Zucker ($. 29 
Abſatz 1) ftatt, worauf diejelben unter fteuerlichen Raums 
verichluß genommen werden. Auf foldhe Zuderlager finden, 
bis die Fabrik wieder unter ftändige Bewachung tritt, die 
Beitimmungen über ftenerfreie Niederlagen für Zuder ($. 40) 
entfprechende Anwendung. 


d. Maßnahmen bei Betriebsunterbrehungen durch Yn- 
glüdsfälle. . 


. 28. 

Wird dur eine Beihäbinung ber Fabrik eine Unter 
bredung des Betriebs herbeigeführt, jo ordnet die Steuer: 
behörde die nach den Umftänden zur Sicdyerung des Steuer: 
intereffes erforderlichen befonderen Maßnahmen an. 


e. Aufbewahrungsräume für Zuder. 


$. 29. 
Fertiger Zuder jeder Art, insbefondere fryftallifirter 
—— (Rohzucker erſten Prodults und Nachprodulte, 
onſumzucker in Broden, Blöcken, Platten, Stangen, Wür— 
feln, Krümeln, Mehl u. ſ. w.), desgleichen Zuckerabläufe 
(Syrup, Melaſſe) dürfen nur in denjenigen Räumen der 
abrif aufbewahrt werben, deren Benußung zu dieſem 
wede ſchriftlich der Steuerbehörde angemeldet und von 
legterer genehmigt worden if. Die Anmeldung ijt in 
boppelter Ausfertigung einzureichen. 

Die Inhaber umfriedigter Zuderfabriten (vergleiche 
$. 8 unter A2) find verpflichtet, für die Zeit, während 
welcher eine ftändige Bewachung der Fabrik nicht ftattfindet 
(vergleihe $. 27), zur Lagerung von PVorräthen fertigen 
Zuders beziehungsweife zur Aufbewahrung der Beſtände 
an Zuderabläufen abgeſchloſſene und zur Anlegung eines 
Steuerverfchluffes eingerichtete Räume zu jtellen. 


f. Kontrole des Zuders in den Zuderfabrifen. 


. 80. 

Der in bie Buderfahriten einzuführende inlänbifche 
Rübenzuder ober andere Zuder ift der Steuerbehörbe unter 
Angabe der Art und Menge jchriftlih anzumelden und zur 
Revifion zu ftellen. Bei der Revifion des im gebundenen 
Berfehr unter Steuerverjhluß angelommenen Zuders karin 
—— voramilich ermittelte Gewicht als richtig angenommen 

en. 

In Robzuderfabriten ift von dem Fabrikinhaber das 
Gewicht des gewormenen Rohzuders im Anſchluß an die 
Ausihleuberung feftzuftellen. 


g. Buchführung der Fabrikinhaber. 


g. 31. 

Den Inhabern von Zuckerfabriken liegt ob, über ihren 
gefammten Fabrikationsbetrieb, insbeſondere über die Menge 
mb Art der verwendeten gerne Stoffe und Zucker, 
—— über die in verſchiedenen Abſchnitten der 
in ifation gewonnenen Brodulte nach den von der Steuer- 

örde mitzutheilenden Muftern Anfchreibungen zu führen, 
biefelben zur Einſicht der Steuerbeamten bereitzuhalten und 
Auszüge daraus in zu beftimmenden Peitabichnitten der 
Steuerbehörbe einzureichen. 

Die Frabrifinhaber haben der Steuerbehörde anzuzeigen, 
welhe Ermittelungen zweds Feſiſtellung der Menge der zur 
Berwendung gelangenden zuderhaltigen Stoffe und Zucker 
fowie der gewonnenen Produkte vorgenommen werden umb 


wann bieje Ermittelungen ftattfinden (vergleiche $. 30 Ab» 
a 


$ 2). 

Alljährlich iſt von dem Fabrikinhaber nach näherer 
Vorſchrift eine Nachweiſung des am 31. Juli vorhandenen 
Beſtandes an Zucker aufzuſtellen und der Steuerbehörde 
einzuſenden. 

Die außer den nad Abſatz 1 angeordneten An— 
ſchreibungen von der Fabrik geführten Anſchreibungen jeder 
Art (Bücher, Regiſter, Notizzetlel u. ſ. w.) über den Betrieb, 
deſſen Ergebniffe und den Abjag der Produkte, mit alleiniger 
Ausnahme der ausſchließlich die Geldrechnung betreffenden 
Bücher u. ſ. w., find auf Erfordern den Oberbeamten der 
Steuerverwaltung jederzeit zur Eimficht vorzulegen. 


h, Revifionsbefugniffe der Steuerbehörde. 


R 8. 32. 

Die Stenerbeamten find befugt, die Zuderfabrif, ſo— 
lange diejelbe im ®etriebe ift oder unter ftändiger Be— 
wadung jteht (vergleiche $. 24), zu jeder Zeit, andernfalls 
von Morgens ſechs bis Abends neum Uhr behufs der Res 
vilion zu beſuchen und, falls die Fabrik verſchloſſen fein 
ollte, jofortigen Einlaß zu verlangen. Die Revifionsbe- 

gniß e fih auf alle Räume der Fabrik, jowie auf 
die mit derjelben in Verbindung jtehenden oder unmittelbar 
daran angrenzenden Räume. Die Leitbejchräntung fällt 
fort, jobald Gefahr im Verzuge liegt. 

In Betreff der Verfolgung von Zumwiderhandlungen 
gegen dieſes Gefeß oder die in Gemä " beflelben er- 
laſſenen Berwaltungsvorichriften finden auf den Bereich ber 

derfabrifen und einen von der oberjten Landes-TFinanz- 
ehörde im Falle des Bedürfniſſes zu beitimmenben Um— 
freis derfelben die Beftimmungen in den 88. 126 und 127 
des Vereinszollgeſetzes entiprechende Anwendung mit ber 
Mahgabe, da das vorbezeichnete Gebiet ala Grenzbe— 
zirk gilt. 
. 39. 


$ 

Den revidirenden Steuerbeamten muß, unbeichabet 
der nad $. 31 Abja 4 ihmen zuftehenden Befugniß zur 
Einfihtnahme in die Buchführung der Fabrik, jede erforderte 
Auskunft in Bezug auf den TFabrifbetrieb ertheilt werden. 

Denjelben Find auf ihr Berlangrn und nad) ihrer 
näheren Bejtimmung Proben von ben in die Fabrik ein- 
gebrachten zuderhaltigen Stoffen und Zudern, desgleichen 
von den in ber Fabrik gewonnenen Produkten Rüben— 
fäfte, Zuderfäfte, Zuderabläufe, tryftallifirte Zuder u, ſ. w.) 
zu übergeben. 

Die revidirenden Beamten find befugt zur Ueber: 
wadhung der im $. 31 Abſatz 2 bezeichneten Gewichts: 
ermittelungen, desgleichen zur Vermeſſung des Nauminhalts 
der zum ;yabrikbetrieb dienenden Geräthe. 

Die Oberbeamten der Steuerverwaltung können Aufs 
—— des Beſtandes an Zucker in den Zucerfabriken ans 
ordnen, 


i. Bülfsleiftung bei Ausübung der Steuerfontrole, 


8. 34. 

Die Inhaber von Zuderfabrifen haben zu den amt— 
lihen Bermwiegungen, zu den amtlihen Verſchlußanlagen, 
zur Freftitellung des Thatbejtandes von Zumwiderhandlungen 
und zu allen jonjtigen zum Zweck der Steuerfontrole oder 
Steuerabfertigung ftattfindenden Amtshandlungen die 
Hülfsdienjte zu leiften oder leiften zu laſſen, welche erforder 
ld find, damit die Beamten die ihnen obliegenden Ge— 
ſchäfte in den vorgeſchriebenen Grenzen vollziehen können. 
Insbejondere ift auch für die Beleuchtung zu forgen und 
das Material zur Ausführung ber anıtlicen Verſchlußan⸗ 
legung zu liefern. 

Für die Pferde und Wagen der dienſtlich die Fabrik 
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beſuchenden Beamten ift von dem Fabrilinhaber auf Ver: 
langen ein gegen BWitterungseinflüffe geichügter Raum 
während ber Dauer der bienftlihen Anmejenheit der Be— 
amten zur Verfügung zu ftellen. 


k. Derpflichtung zur Befolgung der Kontrolebeftimmungen. 


$. 86. 

Die Kontrolebeftimmungen bes gegenwärtigen Geſehes 
und der gemäß demfelben erlaffenen Verwaltungsvorſchrif— 
ten ift nicht blos ber Fabrikinhaber und der denſelben ver- 
tretende Betriebsleiter, fondern auch jeder in der Fabrik 
Beichäftigte und Anweſende zu befolgen verpflichtet. 

Der Fabrikinhaber darf den Eintritt in bie zur Her— 
ftellung, weiteren Bearbeitung, Berpadung und Aufbe— 
wahrung von kryſtalliſirtem Zuder dienenden Fabrikräume 
anderen Perjonen als benen, melde bajelbit eine Be— 
Ihäftigung auszuüben 2... in der Negel nicht gejtatten. 

Angeftellte oder Arbeiter einer Zuderfabrif, weldye wegen 
einer Defraudation der AZuderfteuer beftraft worden find, 
müflen auf Erfordern der Steuerbehörde entlaflen und 
dürfen in einer anderen Zuderfabrift gegen den Einſpruch 
der Steuerbehördbe nicht angenommen oder beibehalten 
werben. 


I. Steuerlihe Abfertigung von Zuder aus ber 
Fabrik, 


1. Abmeldung des Zuders. 


. 36. 

Sum Zwed ber — von Zucker aus der 
Fabrik ift der Steuerbehörde eine ſchriftliche, insbeſondere 
die Art und Menge des Zuders und die begehrte Ab- 
fertigungsweife angebende Abmeldung einzureichen, und 
zwar in zwei Eremplaren, wenn ber Buder anders als 
in den freien Verkehr abgefertigt werden joll. 


2. Abfertigung in dem freien Verkehr. 


8. 37. 

Der zum Eintritt in ben freien Verkehr beftimmte fteuer- 
pflichtige Zucker ift amtlich zu verwiegen. Eine Beſchrän— 
fung auf probeweife Verwiegung ift zuläffig. Der Bundes: 
rath beftimmt die Prozentſätze des Bruttogemwichts, nad) 
welchen das Nettogewicht berechnet werden kann, 

Die Ei ahlung des Steuerbetrages kann mitteljt 
AZuderbegleitiheines II, bezüglich deflen Die Beftimmungen 
über Bollbegleiticpeine II entipredhende Anwendung finden, 
auf eine andere Steuerftelle überwiefen werden. 


$. 38. : 
Für die Verabfolgung von ge gegen Entrichtung 
ber Zuderfteuer an onen, welche im Bereich der Zuder- 
abrit wohnen, können vom Bundesrath erleichternde Be— 
—— getroffen werden. Auch kann derſelbe anordnen, 
daß der Vorrath an Zucker in den bezeichneten en 
un beftimmte Menge für den Kopf nicht überjchreiten 
barf. 


3. Abfertigung im gebundenen Verlehr. 


$. 39. 

Zucker, welcher beim Berlafjen der Zuderfabrif nicht in 
ben freien Verkehr treten fol, ift in ber Regel auf Zuder- 
begleitfhein 1 abzufertigen. Insbeſondere kann dieje Ab- 
fertigung ſtattfinden 

1. zur Ueberführung von unverfteuertem Zuder in 
3 eine andere Zuckerfabrik, , 
b) eine Fabrit, welder geftattet ift, zuderhaltige 


brifate unter Verwendung unverjteuerten 
zur Ausfuhr berzuftellen, 


e) eine Fabrik, welche undenaturirten Zuder zur 
Anfertigung von anderen Fabrikaten ala Vers 
zehrungsgegenftänben fteuerfrei verwenden darf, 

d) eine fteuerfreie Niederlage für Zuder. 

2. zur Ausfuhr von unverfteuertem Yuder. 

Die Beltimmungen des Vereinszollgeſezes und ber 
Ausführungsvorfchrilten zu bemjelben in Bezug auf bas 
Verfahren mit Begleitihen I finden entipredhende An— 
wendung auf bas Berfahren mit Zuderbegleitichein I. 


II. Steuerfreie Niederlagen für Zuder. 


$. 40. 
Steuerfreie Niederlagen werben zugelaffen, um 
1. für unverſteuerten — und für Fabrikate, 
welche unter Verwendung unverſteuerten Zuckers 
r Ausfuhr hergeſtellt find, die Erhebung ber 
Buderfteuer en 
2. auf Fabrikate, welche unter Verwendung ver: 
jteuerten Zuders Ausfuhr hergeftellt find, Die 
Bergütung ber —— fuͤr die verwendete 
uckermenge vorweg zu gewähren. 

AS fteuerfreie Niederlagen für Zuder können öffent 
lie Niederlagen und Privatniederlagen unter amtlichem 
Mitverſchluß benußt werben, melde entweder nur zur 
Ragerung von inländifchem Rübenzuder und von Fabrikaten, 
die ſolchen enthalten, ober zugleich zur Lagerung aus— 
ländifcher unverzollter Waaren bejtinmmt find. 

Bei Entnahme von Fabritaten aus der Niederlage in 
den freien Verkehr ift der darauf vergütete Steuerbetrag 
zurüdzuzahlen. 

Das Nähere bezüglich der fteuerfreien Niederlagen für 
Zuder, insbejondere bezüglich der Bewilligung und ſichernden 
Einrichtung, der Abfertigung des Zuders zu der Niederlage 
und von bderjelben, der während der Lagerung zuläfjigen 
Behandlung des Zuckers und der Haftung des Lager: 
inhabers wird vom Bundesrath angeorbnet. 

Der Bundesrath ift auch befugt, die Lagerung un- 
—— Zuckers in Niederlagen ohne amtlihen Mit— 
verſchluß zu gejtatten und die Bedingungen für dieſe Lage— 
rung zu bejtimmen. 


Dritter Abſchnitt. 


#ontrole über die Fabriken, welche verftenerten inländiſchen 
Nübenzucer weiter bearbeiten, über die Fabriken von 
Stärkezucer und gleidjgeftellte Fabriken. 


8. 41. 
Die Inhaber 
1. von Fabriken, in welchen Zuder durch weitere Be- 
arbeitung von verfteuertem inländifchen Rübenzuder 
(4. B. Raffination) hergeftellt wird, 
2. von fFabriten, in welchen Abläufe von inländiſchem 
Rübenzuder (Syrup, Melafje) raffinirt werben, 
3. von Fabriken, in welchen aus Rüben Säfte be— 
reitet werden, 
4. von Stärfezuderfabrifen, 
5. von Maltojefabriten 
find verpflichtet, biß zum 1. Auguſt 1892, ſofern aber bie 
Anftalt erſt fpäter errichtet wird, innerhalb vierzehn Tagen 
vor der Gröffnung des Betriebs der Steuerhebeitelle bes 
Bezirks jchriftliche Anzeige von dem Beftehen der Anſtalt 
zu machen. Desgleihen iſt ein Wechſel in der Perjon bes 
Befigers oder eine Verlegung des Betriebs in ein anderes 
Zolal oder an einen anderen Ort binnen vierzehn Tagen 
fchriftlich anzuzeigen, und zwar im Falle eines Oriswechſels 
mit Uebergang in einen anderen Steuerbezirt aud) der Hebe- 
ftelle des letzteren. 
Die Oberbeamten der Steuerverwaltung find befugt, 
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die vorbezeichneten Anftalten jeberzeit zur Kenntnignahme 
vom Betriebe zu beſuchen. Denfelben find auf Erforbern 
die über den Tyabrifationsbetrieb geführten Bücher vor: 
zulegen. 

Die Inhaber der im Abſatz 1 unter Ziffer 2 bis 5 
bezeichneten Anftalten unterliegen den im $. 31 Abjag 1 
ausgeiprochenen Verpflichtungen. 

Die Nevifionsbefugniß nah Abſatz 2 fteht den Ober— 
beamten der Steuerverwaltung auch bezüglich derjenigen 
Fabriken zu, deren Inhabern es geftattet ıft, zuderhaltige 
Fabrikate zur Ausfuhr unter Verwendung von umverfteuertem 

uder ober von verfteuertem Zuder mit dem Anſpruch auf 
Steuervergütung herzuſtellen, oder Zucker zur Anfertigung 
von anderen Fabrikaten als Verzehrungsgegenſtänden fteuer- 
frei zu verwenden. 

Der erg: fann die Vorfchriften im Abſatz 1 
bis 3 weiter auf ſolche nicht unter Abſatz 1 fallende 
Fabriken erjtreden, in melden Sacharin oder ähnliche 
Stoffe bereitet oder mit Stärfezuder und dergleichen ver- 
miſcht werben. 


Vierter Abſchnitt. 
Strafbeftimmungen. 
1. Begriff der Defraubation der Zuderftener. 


8. 42. 
Wer e8 unternimmt, 
a) die Zuderfteuer zu Hinterziehen, oder 
b) eine Berg ber Zuderjteuer ($. 6 Ziffer 1, 
$. 66) oder einen Zuſchuß ($. 67 Ziffer 1) zu 
erlangen, welde überhaupt nicht oder nur für 
eine geringere Zudermenge oder zu einem 
niebrigeren Saße zu beanfpruchen waren, ober 
e) die Rüdzahlung einer Vergütung der Zucker⸗ 
fteuer ($$. 40, 66) oder eines Zuſchuſſes ($. 67 
Biffer 1) zu umgehen, 
macht ſich einer Defraudation ber Zuckerſteuer ſchuldig. 
Ueberſteigt in zu b die Angabe bes Zucker— 
gehalts den bei der Nevifion ermittelten AZudergehalt um 
nit mehr als ein halbes Prozent, fo findet eine Be 
ftrafung nicht ftatt. 


8. 43. 

Die Defraudation der Zuderfteuer wird insbeſondere 

als vollbradt angenommen: 

1. wenn in einer Anftalt, deren Betrieb entgegen bem 
Er: der Steuerbehörbe nicht angezeigt ober beren 

etrieb auf Grund des $. 14 unterjagt ift, Rüben, 
Syrup oder Melafje einer zur Herftellung von 
fteuerpflihtigem Zucker geeigneten Bearbeitung 
unterworfen werben, 

2. wenn Geräthe, welche entgegen einer vom Bunbess 
rath nad, di 18 erlaffenen Vorfchrift der Steuer: 
behörbe nicht angemeldet find, oder wenn Räume 
ober Geräthe, deren Benutzung auf Grund des 
— 14 unterſagt iſt, benutzt werden, um Rüben 

eziehungsweiſe Syrup ober Melaſſe einer Ber 
arbeitung der umter 1 bezeichneten Art zu unters 
werfen, 

3. wenn Geräthe, welche, nachdem fie von der Steuer 
behörbe außer Gebrauch; geſetzt waren, unbefugter- 
weiſe wieder in Betrieb genommen find, zu dem 
unter 1 angegebenen Zwede benugt werden, 

4. wenn Buder aus ben Betriebsräumen oder den 
zur Yu hrung von Buder beftimmten Räumen 
einer Zuderfabrit unbefugterweife entfernt oder in 
benfelben unbefugterweife verbraucht wird, 


5. wenn re ohne zuvorige Anmeldung bei ber 
Steuerbehörbe aus einer Zuderfabrif hinweggebracht 
wird, 

6. werm über ben unter Steuerlontrole ftehenden 
Zucker unbefugter Weife verfügt wird, 

7. wenn Zucker, welcher zur Verwendung für be— 
ftimmte Zwede ftenerfrei abgelafjen worden iſt 
($. 6 Ziffer 2), zu anderen Bweden verwendet ober 
wem benaturirter Zuder für Menjchen genießbar 
gemacht wird, 

8. wenn bei ber Anmeldung von zuderhaltigen 
Fabrikaten zur Ausfuhr oder Nieberlegung mit 
dem Anſpruch auf Vergütung der 3 teuer für 
die verwendete Menge verfteuerten Zuders ($. 6 
Ziffer 1) dieſe Menge um mehr ald 10 Prozent 
zu hoch, oder wenn bei der Anmeldung von fteuers 
pflihtigem Zuder zur Abfertigung in ben freien 
Verkehr ober im gebundenen Verkehr bie Menge 
um mehr als 10 Prozent zu niedrig angegeben 
worden ift. 

Gewichtsabweichungen bis zu 10 Prozent find 
ftraffrei. 


$. 44. 

Der Defraubation ber Buderfieuer wirb es gleichge- 
achtet, wen jemanb er, von bem er weiß oder ben 
Umftänden nah annehmen muß, daß hinſichtlich besfelben 
eine Defraubation ber Zuderfieuer verübt worden ift, erwirbt 
ober in Umfaß bringt. 


$. 45. 

Das Dafein ber Defraubation der Zuckerſteuer wird 
in ben durch bie 88. 43 unb 44 angegebenen Fällen burd) 
bie bafelbft bezeichneten Thatfadhen begründet. 

Wird jedoch in diefen Fällen feitgeftell, daß eine De— 
fraudation der Zuderfteuer nicht hat verübt werden können 
ober baf eine foldhe nicht beabfichtigt geweſen ift, fo findet 
nur eine Orbnungsftrafe nad) $. 51 ftatt. 


2. Strafe der Defrandation der Zuderftener. 


8. 46. 
Wer eine Defraubation der Zuderftener begeht, 
eine Geldftrafe verwirkt, welche bem vierfadhen Betrage 
vorenthaltenen Steuer —— des zur Ungebühr 
beanſpruchten Bergütungsbetrages gleichlommt, zum minbeften 
aber breigig Mark für jeden einzelnen Fall beträgt. Neben 
ber Strafe iſt die Steuer zu entrichten; beziehungsweiſe ber 
zur Ungebühr empfangene Vergütungsbetrag zurüdzugahlen. 

In den fällen des $. 43 Ziffer 1 und 2 ift bie 
vorenthaltene Zuckerſteuer und die Strafe nach ber Zucker⸗ 
menge zu bemeflen, welche mit ben Geräthen 
i dreier Monate, von dem auf bie Entdeckung fol⸗ 

enden Tage zurückgerechnet, hätte bereitet werden können, 

Pofern nicht entweder eine größere Steuerhinterziehung ers 
mittelt ober erwiefen wird, baß ber Betrieb nur in geringerer 
Ausdehnung ftattgefunden hat. 

Im Falle des $. 43 Ziffer 3 wird, unter der gleichen 
Borausfegung wie am Schluſſe bes vorigen Abſahes, bie 
vorenthaltene Zuderfteuer und bie Strafe nach ber Buder- 
menge berechnet, welche ſeit ber Stunbe, zu welcher die un- 
befugterweife gebrauchten Geräthe zulegt amtlich unter 
Verſchluß gefunden mworben find, bis zur Seit ber Ents 
dedung mit den Geräthen hätte dergefielt werben können. 

Kann ber Betrag ber vorenthaltenen Zuderfteuer nicht 
fefigeftellt werben, jo tritt eine Geloftrafe von breifig bis 
zu zehntaufend Mark ein, 

iegt eine Uebertretung vor, fo ift bie Beihülfe und 
die Begünftigung mit Geldftrafe bis zu einhundertundfünfzig 
Mark zu beitrafen. 
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3. Straferhöhung der Defrandation im Rüdfalle, 


$. 47. 

Im Falle der Wiederholung der Defraudation nad) 
vorhergegangener Beftrafung wird die im $. 46 angebrohte 
Geldjtrafe verdoppelt. Jeder fernere Nüdfall zieht Ges 
fängnißitrafe bis zu drei Jahren nah ſich. Dod kann 
nd richterlichem Ermeſſen mit Berüdjichtigung aller Um— 
ftände der Zumwiberhandlung und der vorausgegangenen 
Fälle auf Haft oder auf Geldftrafe im —— Betrage 
der für den erſten Rückfall angedrohten Geldftrafe erkannt 
werden. 

$. 48. 

Die Straferhöhung wegen Rüdfalls tritt ein ohne 
Rückſicht darauf, ob die frühere Beftrafung in demjelben 
oder einem anderen Bunbesjtaate erfolgt iſt. 

Sie ift verwirkt, aud wenn die frühere Strafe nur 
theilweife verbüßt oder ganz oder theilweiſe erlafjen ift, 
bleibt dagegen ausgejchloffen, wenn jeit der Verbüßung 
ober dem Erlaß der früheren Strafe bis zur Begehung 
der neuen Strafthat drei Jahre verfloffen find. 


4. Straferhöhung wegen erſchwerender Umſtände. 


8. 49. 

In den Fällen bes $. 43 Biffer 1, 2 und 3 wird bie 
Strafe der Defraudation um die Hälfte geſchärft. Diefe 
Strafverfhärfung tritt auch im Falle des $. 43 Ziffer 6 
ein, wenn die Defraubation mittelft Verlegung eines amt: 
lichen Verſchluſſes verübt wird. 


5. Orbnungäftrafen. 
. 50. 

Wer ohne die Abfiht einer Hinterziehung der Zuder- 
fteuer die zur fichernden Abjchliefung einer Zuderfabrif ges 
troffenen Einrichtungen (vergleiche $. 8 unter A Biffer 1 
und 2) unbefugter Weife abändert oder verlegt oder einen 
in einer abrif oder an Räume, in welchen ſich un— 
verfteuerter inländiicher Rübenzucker befindet, o an 
Zuderjendbumgen angelegten amtlichen Verſchluß verlegt, 
— einer Geldſtrafe von fünfundzwanzig bis zu tauſend 


8. 51. 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes, ſowie die in Gemähheit derſelben erlafjenen und 
öffentlich oder den Betheiligten befonders befannt gemachten 
Verwaltungsvorſchriften werben, jofern keine befondere Strafe 
angebroht iſt, mit einer Orbnungsitrafe bis zu dreihundert 
Mark geahndet. 


8. 52. 

Mit Ordnungsſtrafe gemäß $. 51 wird auch belegt: 

1. wer einem zum Schuße der Zuckerſteuer verpflich- 
teten Beamten ober deſſen Angehörigen wegen einer 
auf biejelbe bezüglichen amtlihen Handlung oder 
der Unterlajjung einer ſolchen Gejchente oder anbere 
Vortheile anbietet, verjpricht oder gewährt, jofern 
nicht der Thatbeftand des $. 333 des Strafgejeß- 
buchs vorliegt; 

2. wer fih Handlungen oder Unterlaffungen zu 
Schulden kommen läßt, durch welche ein folder 
Beamter an der rechtmäßigen Ausübung der zum 
Schutze der Zuderfteuer ihm obliegenden amtlichen 
Thätigkeit verhindert wird, jofern nicht der That- 
—— ber 88.113 ober 114 des Strafgeſetzbuchs 
vorliegt. 


6. Strafen für Inhaber oder Leiter von Zuckerfabriken. 


$. 58. 
Verden in einer Zuderfabrit aus befonderen Anlagen 
beftehende heimliche Vorrichtungen zum Zweck der Hertel: 


lung oder Aufbewahrung von Zuder ermittelt, jo verfällt 
der Inhaber der Fabrik als foldher, unabhängig von ber 
Verfolgung der eigentlichen Thäter, in eine Geldjtrafe von 
fünfhundert bis fünftaufend Marf. 

Wird in einer Zuderfabrif ein amtlicher Verſchluß vers 
lebt, jo trifft den —— der Zuckerfabrik als ſolchen eine 
——— von fünfundzwanzig bis zu zweihundertundfünfzig 

a 


Diefe Strafen treten nur ein, wenn feftgejtellt ift, daß 
die Zuwiberhandlung mit Willen oder Wilfen des Inhabers 
der Zuderjabrit verübt worden ift. 


$. 54. 

Steht eine Zuderfabrit im Dei einer Korporation 
ober Gejellihaft, fo trifft die nach $. 53 bem SCH 
— ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit den nad $. 20 
beftellten Fabrikleiter. 

Leitet in anderen Fällen der Inhaber einer Zuder- 
fabrif den Betrieb nicht felbit, fo kann er die Uebertragum 
der vorbezeichneten jtrafrechtlichen Berantwortlichkeit au 
einen im jeinem Namen und Yuftrage handelnden Betriebs- 
leiter ($. 20) bei der Steuerbehörbde Antrag bringen. 

alla der Antrag genemigt wird, geht bie ftrafrechtliche 
erantwortlichkeit auf den Betriebsleiter über. Die Ge— 
nehmigung ift jederzeit widerruflich. 

Die Strafen der Abſätze 1 und 2 des $. 53 treten mur 
ein, wenn feftgeftellt ift, daß die Zuwiderhandlung mit 
. a Wiffen des Leiters ber Zuderfabrif verübt 
worden ift. 


8. 55. 

Wird der Inhaber einer Zuderfabrif im erften Rüd- 
falle wegen Defraudation verurtheilt, jo ift ihm zu unter» 
jagen, die Zuderfabrifation ſelbſt jemals wieder auszuüben, 
oder durch Andere zu feinem Vortheil ausüben zu laſſen. 
Die Steuerbehörbe it jedoch ermächtigt, zu Gunften ber 
Schuldigen Ausnahmen zu geitatten. 


7. Erefutiviihe Maßregeln. 


. 56. 

Unbeſchadet der BEN Ordnungsſtrafen kann die 
Steuerbehörde die Beobachtung der auf Grund der Be 
ftimmungen dieſes Gejeßes und der in Gemäßheit derjelben 
— aber *865 — en 
durch Androhung und Einziehung exekutiviſcher trafen 
bis zu fünfhundert Mark erzwingen, auch, wenn bie Bflichs 
tigen eine vorgejhriebene Einrichtung zu treffen unterlaflen, 
diefe auf Kojten der Pflichtigen herſtellen laſſen. Die Ein— 
ziehung der hierdurch erwachſenen Auslagen erfolgt in dem 
—— für die Beitreibung von Zollgefällen und mit 
dem Vorzugsrecht der letzteren. 


8. Subſidiariſche Vertretungkverbindlichleit dritter Perſonen. 


g. 51. 

Die Inhaber von Zuckerfabriken, ſowie andere Ge— 
werbe-⸗ und Handeltreibende haften für ihre Verwalter 
(Betriebsleiter u. j. w.), Gemwerbsgehülfen und diejenigen 
— * enoſſen, welche in der Lage find, auf den Gewerbe— 
etrieb Einfluß zu üben, Hinfichtlid der Geldftrafen, in 
welche Die zu vertretenden Perjonen wegen Verlegung ber 
Vorſchriften dieſes Gefeges und der in Gemäßheit derjelben 
erlaffenen Verwaltungsvorſchriften verurtheilt worden find, 
ſowie hinfichtlich der vorenthaltenen Zuderjteuer nad Maß— 
gabe der folgenden Beitimmungen: 


I. Die Haftung bezüglih der Geldftrafen tritt ein, 
wenn 
1. die Geldftrafen von dem eigentlih Schuldigen 


wegen Unvermögens nidyt beigetrieben werden 
können, und zugleich 


2. der Nachweis erbracht wird, daß der Gewerbe: 
oder Hanbeltreibende bei Auswahl und Anftellung 
der Verwalter und Gemwerbsgehülfen, oder bei 
Beauffichtigung berjelben jowie der Eingangs 
bezeichneten Hausgenofjen fahrläffig, das heißt nicht 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchafismannes 
zu Werke gegangen ift. 

Als —— gilt insbeſondere die wiſſentliche 
Anſtellung beziehungsweife Beibehaltung eines wegen Zucker⸗ 
jteuerdefraubation bereit8 bejtraften Verwalters oder Ge— 
werbögehülfen, jalls nicht die oberjte Landes-Finanzbehörde 
die Anjtellung beziehungsweije Beibehaltung eines ſolchen 
genehmigt hat. 

Iſt ein Juhaber einer — bereits wegen einer 
von ihm ſelbſt in der nachgewieſenen Abſicht der Steuer— 
verkürzung begangenen Zuckerſteuerdefraudation beſtraft, jo 
hat derſelbe die Vermuthung fahrläſſigen Verhaltens ſolange 
gegeu ſich, als er nicht nachweiſt, daß er bei Auswahl 
und Unjtellung beziehungsweiſe Beauffichtigung jeines Einz 
gangs bezeichneten Hülfsperjonals die Sorgfalt eines orbent- 
lichen Geihäftsmannes angewendet hat. 

I. Hinfichtlih der vorenthaltenen Steuer haftet der 
Gewerbe⸗ oder Hanbeltreibende für die unter I bezeichneten 
Perjonen mit jeinem Vermögen, wenn die Steuer von dem 
eigentlich Schuldigen wegen Umvermögens nicht beigetrieben 
werden fann. 

In denjenigen fällen jedod, im welchen die Berech— 
nung der vorenthaltenen Steuer lediglih auf Grund der 
in dieſem Gejeße vorgejdhriebenen Vermuthungen erfolgt 
($. 46 Abſatz 2 und 3), tritt die fubfidiarische Haftbarkeit 
des Gewerbe oder Hanbeltreibenden nur unter der zu 12 
beſtimmten Borausjegung ein. 

I. & vg ar Mer Geldftrafen auf Grund jub- 
fidiarifcher Haftung in äßheit der Borjchriften zu l kann 
der Gewerbe- oder beltreibende nur durch richterliches 
Erfenntniß verurtheilt werben. 

Daijelbe gilt für die Erlegung der vorenthaltenen 
Steuer, weldhe auf Grund der in dieſem Geſetze vorge 
ichriebenen Vermuthungen berechnet wird. 

IV. Der vorenthaltenen Zuderjteuer jteht im Sinne 
obiger Beitimmungen die zurüdzuzahlende Steuervergütung 
gleih ($. 46 Abfap 1). 

V. Die Befugniß der Steuerverwaltung, ftatt ber 
Einziehung der Geldbuße von dem ſubſidiariſch Verhafteten 
und unter Verzicht Hierauf die im Unvermögensfalle an die 
Stelle der Geldbuße zu verhängende Freiheitsſtrafe ſogleich 
an den eigentlih Schuldigen vollftreten zu Iaflen, wird 
durch die vorftehenden Beſſimmungen nicht berührt. 


9% Bufammensrefien mehrerer itrafbarer Handlungen. 
$. 58. 

Im Falle mehrerer oder wiederholter Zuwiderhand- 
lungen gegen bie Beitimmungen dieſes Geſetzes, welche nur 
mit Orbnungsitcafe bedroht find, jol, wenn die Zuwider— 
—— derſelben Art find und gleichzeitig entdeckt werben, 

ie Ordnungsſtrafe gegen denſelben Thäter, ſowie gegen 
mehrere Theilnehmer zuſammen nur im einmaligen Betrage 
ſeſtgeſetzt werben. 
10. Umwandlung der Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen. 
8. 59. 

Die Umwandlung der nicht beizutreibenden Gelditrafen 

in Freiheitsſtrafen erfolgt gemäß 88. 28 und 29 des Straf: 


gejegbudhe. 

Der Höchſtbetrag ber Freiheitsſtrafe ift jedoch bei einer 
Defraudation im wieberholten Nüdfalle zwei Jahre, bei 
einer mit Orbmungsitrafe bedrohten rg er ſowie 
in den Fällen des F. 56 drei Monate Gefängniß- 
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1. Strofverjährung. 


8. 60. 

Die Strafverfolgung von Defraudationen verjährt in 
drei Jahren, diejenige von Zumiderhandlungen, welche mit 
Ordnungsſtrafe bedroht find, in einem Jahre. 

Die Strafverfolgung auf Grund der Bellimmungen 
ber SS. 53 und 54 verjährt zugleich mit dem Eintritt ber 
Verjährung gegen den eigentlichen Thäter. 


12. Strafberfahren. 
8. 61. 
id Un db Ent- 
In Betreff der Feſtſtellung, eig: A 


ſcheidung der Zuwiderhandlungen gegen die immungen 
dieſes Geſetzes und die in Gemäßheit derfelben erlaffenen 
Verwaltungsvorjhriften, in Betreff der Strafmilderung und 
bes Grlajfes der Strafe im Gnabenwege kommen die Vor— 
ihriften zur Anwendung, nach welden fih das Verfahren 
wegen Zumwiderhandlungen gegen die Zollgefege bejtimmt. 


. 62. 
Die nah den Vorichriften diefes Geſetzes verwirkten 
Geldftrafen fallen dem Fiskus desjenigen Staates zu, von 
deſſen Behörden die Strafentfcheidung erlaffen worden ift. 


$. 68. 

Jede von einer nad) $. 61 zuftändigen Behörde en 
einer Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen biejes 
Geſetzes und in Gemäßheit berfelben erlaffenen Verwaltungs: 
vorſchriften einzuleitende Unterfuhung und zu erlaffende 
Strafentiheidung kann auch auf diejenigen Theilnehmer, 
weldje anderen Bunbesftaaten angehören, ausgebehnt 
werben. 

Die Strafvollitretung ift nöthigenfalls durch Erfuchen 
der zuſtändigen Behörben und Beamten desjenigen Bundes- 
ftaate zu bewirken, in deſſen Gebiet die Vollſtreckungs— 
maßregel zur Ausführung kommen joll. 

Fri Die 8 a und Beamten der Bunbesjtaaten follen 

gegenjeitig thätig und ohme 
Beiftand in allen gejeplihen Maßre leiften, welche fich 
auf die Berfolgungen von Zuwiderhandlungen gegen dieſes 
Geſetz beziehen. 


Zweiter Theil. 
Eingangszoll von Zuder. 


8. 64. 
Bom 1. Auguſt 1892 ab ift für feiten und flüffigen 
jeder Art ein Eingangszol von 36 Mark für 100 
ilogramm zu entrichten. Unter Zuder find aud Rüben: 
äfte, Füllmaffen und Buderabläufe (Syrup, Melafle) ver 
den 


Geht ausländiiher Zucker unter Steuerfontrole zur 
weiteren Bearbeitung in eine Auderfabrif, jo kann Die 
Steuerbehörde geftatten, daß der Eingangszoll zunächſt nur 
in dem nad Abzug ber Yuderftener von 22 Mark für 
100 Kilogramm ſich ergebenden Betrage, aljo zu dem Sape 
von 14 Mark für 100 Kilogramm —— und des 
Weiteren ber Zucker als unverſteuerter inlaͤndiſcher Rüben— 
zucker behandelt wird. 


Dritter Theil. 


Uebergangs⸗ und Schlußbeitimmungen. 
$. 68. 
Diejes Gefeg tritt mit dem 1. — 1892 in Kraft. 
Bon —— — ab ſind alle geſetzlichen Vor— 
ſchriften aufgehoben, welche über die Beſteuerimg des Zuckers 
in dem Geltungsbereich dieſes Geſetzes zur Bet beilehen. 
109 
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Für Gebietstheile, welche am 1. Auguft 1892 außer 
2. der Bollgrenze liegen, tritt, falls dieſelben in dieje 
renze eingefchloffen werden, mit dem Tage der Einſchließung 


das gegemwärtige Geſetz in Kraft. 


. 66. 

Für die vor dem 1. — 1892 hergeſtellten Zucker 

der nachbezeichneten Klaſſen: 

a) Rohzucker von mindeſtens 90 Prozent Zuckergehalt 
und raffinierter Zuder von unter 98, aber mindeflens 
90 Prozent Zudergehalt, 

b) Kandis und Zucker in weißen vollen harten Broten, 
Blöden, Platten, Stangen oder Würfeln, oder in 
Gegenwart der Steuerbehörde zerkleinert; ſoge— 
nannte Kryſtalls und andere weiße harte durch— 
icheinende Zuder in Kryitallform von mindeitens 
991, Prozent Zudergehalt, 

e) alle übrigen harten Zucker, ſowie alle weißen 
trodenen (nicht über 1 Prozent Waſſer enthaltenden) 
Zuder in Kryitall-, Krümel: und Mehlform von 
mindejtens 98 Prozent Zudergehalt, joweit diejelben 
nicht in die Klaſſe b gehören, 

wird im Falle der Ausfuhr oder der Niederlegung in einer 
öffentlichen Niederlage oder einer Privatniederlage unter 
amtlichen Mitverſchluß in einer Menge von mindeitens 


500 Kilogramm die Materialjteuervergütung nad den 
Süßen von 
zu Klaſſe a 8,5 Mart 
" n h 10,85 DD) 
10,00 0 


* — .. 
für 100 Kilogramm gewährt, wenn ber Buder bis zum 
31. Dftober 1892, diefen Tag einfchließlich, zur Abfertigung 
gejtellt und die Fdentität vom 1. Muguft 1892 ab bis zur 
Ausfuhr oder Niederlegung amtlid) feitgehalten worden ift. 

Unter der gleichen Vorausſetzung amtlicher Feſthaltung 
der Identität vom 1. Auguſt 1892 ab iſt verbrauchs— 
abgabenpflichtiger inländifcher Rübenzuder, welcher bis zum 
31 Dftober 1892, dieſen Zag einschließlich, zur Abfertigung 
in den freien Verkehr geftellt wird, nadı dem Satze der 
bisherigen Verbraudhsabgabe von 12 Mark für 100 Kilo- 
gramm abzmfertigen. Geſchieht die Abfertigung aus eimer 
Niederlage, in melde der Zuder gegen Vergütung der 
Materialfteuer aufgenommen worden war, jo ift die gewährte 
Vergütung zurüdzuzahlen. 

Ohne amtliche Feſthaltung der Identität vom 1. Auguft 
1892 ab wird die in den Abjägen 1 und 2 gedachte Steuer- 
behandlung den Seitens der gg] in den Monaten 
Auguft, September und DOftober 1892 zur Abfertigung ge: 
jtellten Zudern ſo lange zu Theil, als in der Fabrik Rüben 
wicht verarbeitet umd in dieſelbe feite oder flüſſige Buder 
oder Zuderabläufe entweder nicht, oder doch nur joldhe eins 
gebradyt werden, welche unzweifelhaft aus der Zeit vor 
dem 1. Auguſt 1892 herftanmen. 

In a. ger mit einen ſolchen Verfahren der 
Melaffeentzuderung, daß aus der Melafje nur unter Mit- 
verwendung von Nübenfaft feiter Zuder gewonnen werden 
fan, wird auf Antrog fteneramtlih am 1. Auguft 1892 
der Beitand an Melafje aufgenommen und die Menge des 
aus der Melafje auszubringenden Rohzuders von mindeftens 
90 Prozent Zudergehalt feitgeftelt. Bis zur Höhe diejer 
Menge kann die Fabrik während der Monate Auguft, Seps 
tember und Dftober 1892 den in der vorgedadhten Weiſe 
hergeitellten Rohzucker der bezeichneten Beſchaffenheit mit 
dem Anfpruch auf Steuerbehandlung nad Abſatz 1 und 2 
zur Abfertigung ftellen. 

Den Fabrilanten, welche zuderhaltige Fabrikate zur 
Ausfuhr mit dem Anſpruch auf Steuervergütung berjtellen, 
ift für ausgeführte oder niedergelegte TFabrikate, welche nach— 
weislfih vor dem 1. Auguſt 1892 hergeftellt und welche 
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vor dem 1. November deſſelben Jahres zur Abfertigung 
geſtellt worden ſind, diejenige Vergütung zu gewähren, 
welche ihnen nach dem Geſetz vom 9. Juli 1887 und den 
dazu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen zuftehen würde. 
Die gewährte Vergütung it für Fabrikate, weldje aus ber 
Niederlage in den freien Verkehr entnommen werden, zu— 
rüdzuzahlen. 
$. 67. 

Während der drei Jahre vom 1. Augujt 1892 bis 

zum 31. Juli 1895 gelten folgende Erleichterungen: 

1. Für ausgeführten oder in eine öffentliche Nieder- 
lage oder eine Privatniederlage unter amtlichen 
Mitverihluß aufgenommenen Zuder der im $. 66 
Abſatz 1 unter a, b umb e bezeichneten Arten, 
welcher innerhalb des gedachten Zeitraums in 
Mengen von mindeftens 500 Kilogramm zur Ab— 
fertigung geftellt worden ift, wird, — nicht der 
Zucker die Vergütung nad $. 66 Abſatz 1 er- 


hält, aus dem Ertrage der Zuderfteuer ein Zuſchuß 
gewährt, welcher 
für Buder der Klaſſe a 1,00 A. 
" ” " 7 b 1,75 7 
0 a 8 l,ıo " 


auf 100 Kilogramm beträgt. 
Wird Zucker aus der Niederlage in den freien 
Verkehr oder in eine Zuderfabrif entnommen, fo 
ift der darauf gewährte Zuſchuß zurüdzuzahlen. 
Der niedergelegte Zuder haftet der Steuerbehörde 
ohne Rücjicht auf die Nechte Dritter für den Bes 
trag des gewährten Zuſchuſſes. 
. Für — ep herrreeengmirg Buder, welder 

während der bezeichneten drei Jahre zurAlbfertigung 
in den freien Verkehr geitellt wird, ijt Die Ber- 
brauchsabgabe mit 20,75 Mark von 100 Kilogramm 
zu erheben. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben zc. 


Begründung. 


I. Im Allgemeinen. 


1. a. Der inländifche Nübenzuder unterliegt in Deutich- 
land jeit dem Jahre 1841 einer Steuer nach dem Gewicht 
der zur Bearbeitung gelangenben Nüben. Vom Jahre 1861 
ab ijt eine Vergütung der Steuer für den in das Ausland 
ausgeführten Zucder bewilligt worden. Die Vergütungs- 
Hajjen und ——— erfuhren eine durchgreifende 
Neuordnung durch das Zuckerſteuergeſetz vom 26, Juni 1869, 
welches bis zum Jahre 1883 unverändert in Kraft blieb. 
Einige Jahre nach dem Erlaß diejes Geſetzes begann eine 
Periode bejonders jchneller und bedeutjamer FFortichritte 
in der Züchtung zuderreicher Rüben und der fabrifatoriichen 
Ausnutzung des Nübenmaterialds. Die Zuderindujtrie er: 
zielte von da ab aus den Rüben durchſchnittliche Zucker— 
ausbeuten, weldye über das bei Negelung der Vergütungs- 
jäge angenommene Ausbeuteverhälinif in jteigendem Maße 
hinausgingen. In Folge deifen wurden der Induftrie für 
den außgerüßeten —— erheblich höhere Beträge vergütet, 
als für die bei ſeiner Herſtellung bearbeiteten Rüben an 
Steuer gezahlt worden waren. Dies machte ſich für die 
Reichsfinanzen um jo ftärker fühlbar, je mehr die Produktion 
und Damit auch die Ausfuhr von Nübenzuder wuchſen. 
Zugleih hatte das Sinfen des durchichnittlichen Bedarfs 
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an Rüben zur Herftellung einer Mengeneinheit Zuder 
andererſeits die weitere Wirkung, dab die Einnahme at 
Materialfteuer von der zum inländiichen Verbrauch ges 
langenden Zuckermenge fi fortgejegt verringerte. Die be— 
zeichneten beiden Mißftände führten namentlich vom Betriebs- 
jahre 188182 ab zu einem empfindlichen Rüdgange der 
Sieueraufkunft vom Zuder. Der Nemertrag der Rüben: 
zuderjtener (nach Abzug aud der Verwaltungstoften) be= 
rechnete ſich für die Betriebsjahre 1885/86, 1886/87 und 
1887/88 nur nod auf 16 932 822 „#., 18510145 und 
21 270 284 ,%. (zu vergleihen Reichötags-Drudjachen von 
1889/90 Nr. 58 Band 3 der Verhandlungen, ©. 247). 
Die gemachten Berfuche, eine ausreichende Aufbeſſerung 
des Steuerertrages vom Zucker ausfchließlih auf dem 
Boden ber Materialftener dur eine Abmindberung der 
Vergütungsjäge oder durch eine folche in Verbindung mit 
einer Erhöhung des Steuerfages der Rüben herbeizuführen 
(Gejege vom 7. Juli 1883, 13. Mai 1885 und 1. Juni 1886), 
erwiejen fi) als unwirffam. Mit dem Geſetz vom 9. Juli 
1837 wurde ber neue Weg eingeichlagen, neben der Material 
iteuer und unter wejentlicher Herabjegung derfelben, ſowie 
folgeweife der Vergũtungsſätze, eine Verbrauchsabgabe von 
dem in den freien Verkehr tretenden Zuder zu erheben. 

b. In Bezug auf die Ertragsfähigfeit der durch das 
letztgedachte Gejek geordneten Zuckerſteuer liegen jeht Die 
Erfahrungen der beiden Betriebsjahre 1888/89 und 1889/90 
vor. Bezüglich des erfteren Jahres iſt die Berechnung in 
der Art aufzuitellen, als ob aud ſchon in den Monaten 
Auguft und September 1888 allgemein ſowohl die Er: 
hebung der Verbrauchsabgabe beim Eintritt von Zuder in 
den freien Verkehr, ald aud die Vergütung nad den 
niedrigeren Süßen bei der Zuderausfuhr jtattgefunden 
hätte, während nad) den Uebergangsbeftimmungen damals 
erhebliche Mengen Zuder ohne Entrichtung der Verbrauchs: 
abgabe beziehungsweife mit dem Anſpruch auf die alte 
höhere Vergütung abgefertigt worden find. 


1. Auguft 1888 
I. Betriebsjahr ;;' Iuli 1880. 
A, Verbrauchsabgabe. 
An feſtem Zuder, Zuckerauflöſungen und verbrauds- 
abgabepflidhtigen Zuderabläufen find in den freien Verkehr 
getreten 3 540 149 Doppelgentner, wofür die Verbrauchs—⸗ 


abgabe (12 4 von 1 Doppelzentner) 42 481 788 M. 
on 
avon gehen ab die Vergütungen der 
Berbraudsabgabe für Zuder in ausges 
führten —— Fabrilaten (konden⸗ 
ſirie Milch, Chokolade u. ſ. w.) 157 23236 = 
bleiben 42 458 552 M. 
Es ſind weiter abzujeßen für Ver— 
waltungsfoften (4 Prozent der Brutto- 
aufkunf - 2 2 2 2 nn nn... 1699272 = 
Alſo Neinertrag 40 759 280 MN. 


B. Materialftener. 
An Rüben find bearbeitet 78 961 830 Doppelzentner, 
wofür die Steuer (a 80 Pf.) beträgt. 63 169 464 MW. 
Davon gehen ab an Steuerver- 
gütungen für ausgeführten Zuder, und 


zwar 
a) 4124242 Doppel⸗ 
zentner Rohzucker 


a B,50 . 35 066 057 M. 
Seite 35 056 057 .#. 63 169 464 AM. 


Uebertrag 35 056 057 M. 63 169 464 .# 
b) 1641 518 Doppel: 


zentner Kandis zc. 





alOssch . . 17482167 = 
c) 156 506 Doppel- 
zentnergemahlenen 
Zuder zc. 10,4 1565060 - 
zufammen . . 54103284 - 
bleiben 9 066 180 #. 
Ferner find abzufegen an Ver— 
waltungsfoften (4 Prozent der Brutto- 
aufkunft a nn 5 TR 
Alo Neinertrag . 6 539 401 #. 
C. Zuckerſteuer inägefammt, 
NReinertrag der Verbrauchsabgabe 40 159 280 AM. 
Neinertrag der Materialiteuer . 6539401 = 


Geſammt-Reinertrag der Zuderftener 47298 681 AM. 


II. Setriebsjahr —— 
A. Verbrauchsabgabe. 


An Verbrauchsabgabe find angeſchrieben 53 022 811 M. 
Davon gehen ab an Vergütungen der 


Verbrauhsabgabe für Zuder in aus 
geführten zuderhaltigen ‚Fabrifaten . 87608 = 
bleiben 52035 208 AM. 

Weiter find abzujegen die Verwaltungs- 
foften mit 4 Brogent der Bruttoauffunft 2120912 = 


Alſo Reinertrag 50814291 M. 


B. Materialftener. 


An Nüben jind bearbeitet 98 250 394 Doppelzeniner, für 
welche die Steuer (d 80 Pf.) .. 18 600 315 M. 
beträgt. 


Davon gehen ab an Steuervergütungen 
für ausgeführten Zuder, und zwar für 
a) 4938309 Doppel- 
zentner Rohzucker 
aß ch . . A IT5EET M 
b) 2157 366 Doppel- 
zentner Kandis 2c. 
a 105 M 22075048 = 
ec) 94917 Doppelzent- 
ner gemahlenen 
Zuderzce.a10.M 99170 = 
aufanmen 65 900 745 M 
bleiben 12 699 570 M. 
Ferner find abzufegen die Verwaltungs- 
koften mit 4 Prozent der Bruttoauftunft 3144013 = 
Alſo Reinertrag ° 9555557 M. 


C. Zuckerſteuer insgeſammt. 
Reinertrag der Verbraudsabgabe . 50 814 291 M 
Neinertrag der Materialfteuer . 9555557 - 


Gefammt-Reinertrag der Auderjteuer 60 369 848 MC 


e. Die Vergütungsſäte der Materialfteuer find maß— 
gebend nicht blos für die Höhe der Steuererjtattung bei 
der Zuderausfuhr, — auch für die Höhe des Betrages, 
mit welchem die Materialſteuer für den zum inländiſchen 
Verbrauch gelangenden Zucker die Konſumenten belaſtet. 
Der Inlandspreis unſeres Rübenzuckers bildet ſich auf 
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Grund des MWeltmarktpreifes, der PVergütungsfäge der 
Materialfteuer und des Sapes der Verbraudhsabgabe. 

Der geltende Vergütungsfag vor 8,59 .M für 1 Doppel- 

r Rohzuder entipricht der Annahme, daß FE Her⸗ 
Hell von 1 Doppelzentner Rohzücker durchſchnittlich 
10 Donsianan Rüben (& 80 Pf. Steuer) erforderlich 
feien. In Wirklichkeit ift während der Betriebsperiode 
1888/89 aus burdjchnittlih 7,9; Doppelzentner Rüben, 
während ber Betriebsperiobe 1889/90 aus durchſchnittlich 
Ta Doppelzentner Rüben 1 Doppelzentner er oe R 
mwonnen worden (vergleiche Anlage A). Dana = ür 
die gedachten beiden iebsjahre der Vergütungsſatz des 
Rohzuders den Produzenten durchſchnittlich einen Vortheil 
von 2,12 cH. beziehungsweile 2,97 .H auf 1 Doppelzentner 
Rohzucker gewährt. ; 

An diefem Gewinn nehmen die Buderraffineure, jo 
weit fie nicht Rohzuder eigenen Fabrikais verarbeiten, nicht 
Theil, da fie im Inlandspreife des Rohzuders die Steuer 
vergütung einschließlich jenes Steuergewinnes zahlen. Die 
Rarfineure geniehen aber ihrerjeits einen bejonderen Vor— 

eil dadurd, daß die —— von 10,55 „A. bes 
ziehungsweiſe 10 AH. für 1 Doppelzentner befte beziehungs— 
weife geringere Raffinaden und jogenannte ——— 
im Verhältniß zu dem Vergütungsſatz für Rohzucker in ber 
Art bemeffen find, als ob durdicmittlih 125, kg bes 
ziehungsweile 117,85 kg Rohzucker zur telung von 
100 kg ber betreffenden raffinirten Zucker erforderlid) jeien, 
während nad) allgemeiner und namentlih aud in unjerer 
amtlichen Statiftif Anwendung findender Annahme die Ges 
winnung von 100 kg jelbit ber beiten Rtaffinaben im 
Durchſchnitt nicht mehr als 111,1, kg Rohzuder erfordert 
(100 Rohzuder — 90 Raffinade),, Wenn die Raffineure 
an Materialitener — nad) dem Vergütungsſatz berechnet 
— für 11l,ı kg Rohzucker (100 8,50 = 111, : x) 
9,44 AH zu tragen haben und wenn fie ald Vergütung der 
Meterinffteuer t 100 kg raffinirte Buder 10,45 be— 
ziehungsmeife 10 M wieder empfangen, fo erzielen fie auf 
1 Doppelzentner raffinirte Zuder einen durchſchnittlichen 
Steuergewinn von 1, M beziehungsweije O,5 HM. Da 
der Steuergewinn ber Nohzuderproduftion auf 111,1 kg 
Nohzuder Hr das Jahr 1888/89 zu 2,5 .#, für das 
Fahr 1889/90 zu 2,55 ſich beredinet, jo beträgt der in 
den Vergütungsſätzen raffinirter Rübenzuder von 10,55 AM. 
beziehungsmweile 10 .#. enthaltene Gewinn aus ber Steuer: 
vergütung im Ganzen durchſchnittlich für das erftere Ih: 
3,57 74 beziehungsweife 2,93 A, fir das zweite Jahr 
Bus M. bez — 3,09 MH. 

Hiernach ftellen ſich die aus der Reichskaſſe gezahlten 
Gewinnbeträge für den in den fraglichen beiden Jahren 
ausgeführten Zuder folgendermaßen: 


Betriebsjahr 1888/89. 


für 4124242 Doppelzentner Rohzucker 
au MM: : een 8714398 AM 
für 1641 518 Doppeljentner Kandis zc. 


a d,s7 ee ra en 5860219 = 
für 156 506 Doppelgentner gemahlenen ze. 
Zucker sa 2a M : 20. 456 998 = 


zufammen 15060 610 M 


Betriebsjahr 1889/90. 
für 4 938 309 Doppelzentner Rohzuder 


Buhl ı en“ . 11209961 M. 
für 2157 366 Doppelzentner Kandis ꝛc. 


RW A er 8046975 = 

für 94 917 Doppelzentner gemahlenen zc. 
Zucker sd: M : = 222 0.292 344 = 
zufammen 19549 280 M. 
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Der Betrag des Steuergewinns der Zuckerinduſtrie an 
dem in län diſchen Konſum gelangenden Rübenzucker 
berechnet ſich ebenfalls auf Grundlage des durchſchnittlichen 
Ausfuhrgewinns für die Mengeneinheit Zucker in den vers 
ſchiedenen Vergütungsflaffen, und zwar nad) Maßgabe der 
bezüglichen Verbrauchsmengen. Eine genaue Berechnun 
diejes Steuergewinns läßt ſich nicht aufjtellen, weil nicht 
befannt ift, mit welcher ag 4 die Zuder der einzelnen 
Bonififationsklaifen an der jammimenge des in ben 
freien Verkehr gejepten Zuckers beiheiligt find. Ungweifel- 
haft jedoch tritt Rohzucker (Bonifilationsiag 8,50 AH) nur 
in fehr geringer Menge in den freien Verkehr und es ge— 
langen faſt ausſchließlich raffinirte Zuder zum inländischen 
Konjum. Auch ift anzunehmen, dab der Konfum an raffi- 
nirten Zuckern I. Klaſſe (Bonifitationsjag 10,65 AH) den 
Konjum an raffinirten Zuckern II. Klaſſe (Bonifilationsjag 
10 A) übertrifft. 

d. Von dem Maße der gefammten finanziellen Schädi— 

ung, welde ber Fiskus jetzt infofern erleidet, als der 
Stenermobus einerfeits die Reichslaſſe zur Zahlung zu 
großer Vergütungen für den erportirten Zuder nöthigt, 
andererſeits es ermöglicht, daß ein Theil ber von den 
beufjhen Konfumenten in dem Inlandspreije des Zuders 
voll getragenen Steuer in Folge der günjtigeren Ausbeute 
Berhältniife der Neichstaffe entzogen und der Buderinbujtrie 
zugeführt wird — erhält man ein deutliches Bild durch Ber: 
glei ung bes Ertrages, welchen eine ausſchließlich ald Ver— 
rauchsabgabe erhobene Zuderjteuer ohne Erhöhung der 
jegigen Steuerbelajtung des inlänbif —— 
konſums liefern würde, mit dem e unſerer kombinirten 
Materialfteuer und Verbrauchsabgabe. Die Belaſtung unſeres 
Zuderkonſums durch die Materialfteuer liegt zwiſchen 10 M 
und 1066 A für 1 Doppelzentner Yuder, alſo bie 
Gefammtbelaftung, unter Hinzutritt der Verbrauchsabgabe 
von 12 M, zwilhen 22 „Mm und 22,45 HM Es mag ine 
deffen unterftellt werben, daß der inländiſche Zuderkonjum 
an Steuer für 1 Doppelzentner Zucker duürchichnittlich mur 
22 HM. trage. Wird auf diefer Örundlage die bezeichnete 
Vergleihung in Bezug auf das Betriebsjahr 1889/90 an- 
geftellt, jo ergiebt fich Folgendes: 

Der Aufkunft an Verbrauchsabgabe von 52 935 203 M. 
entipricht eine Zudermenge von 4411 267 —— 
Für dieſe Zuckermenge würde eine Verbrauchsa ge e von 
22 ,#. für 1 Doppelzentner einen Ertrag von (4411267x22) 

97 047 874 M. 
bringen. 

Die dermalige Zuderjtener hat in 
1889/90 ergeben: 

an Verbraudhsabgabe 52 935 203 u. 
an Materialiteuer, 
nad) Abzug der Ber- 
ngen für ausge⸗ 
ührten Zuder ... . 12.699.570 = 
Zufammen . . 65634 773 = 

Mittelft einer reinen Verbraudhsabgabe 
wäre alfo, ohne höhere Belajtung ber 
inländijhen Zuderfonfumenten, ein 

Mehrertrag von 20.0. 81413 101,4 
aufgebracht worden. 

Diefe 31 413 101 HM. er eg ungefähr den Steuer: 
ewinn unferer Rübenzuderinduftrie er Materialiteuer 
ir das Jahr 1889/90. 

Die Aufkunft an Verbraudsabgabe und Materialftener 
für 1889/90 von 65 634 773 A. mindert ſich durch die 
BVerwaltungstoften von 2120912 M und 3144013 AM. 
auf einen Neinertrag von 60 369 848 AM. ab. Bei aus— 
ſchließlicher Erhebung der, Zurterfteuer als Berbraudhsab- 
gabe würde vorausfidtlid ein jährlicher Koftenaufwand 
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von 4000 000 A. ausreichen, von obigen 97 047 874 A 
würden alfo netto 93 047 874 „A. übrig bleiben. Diejer 
Reinertrag übertrifft denjenigen der Verbrauchsabgabe und 
Materialjteuer im Jahre 1889/90 um 32 678 026 M. 

Der Konfum in 1889/90 von 4411 267 Doppelzeniner 

er, und zwar fait ausſchließlich von raffinirtem 

cker, ijt höher als erwariet worden war. In dem Mehr 
fommt namentlich and der Einfluß der Vergrößerung des 
mais ar durch ben —— von Altona, 
und Hamburg zum Ausbruck. Beſondere Verhält— 
niſſe, welche auf eine außerordentliche und vorübergehende 
Steigerung des Zuckerverbrauchs in dem gedachten Jahre 
rer haben fünnten, liegen nicht vor. Hiernach Tann 
ü ge eine Menge von rund 4400 000 Doppelzeniner 
als der normale Jahrestonjum des deutichen Yuders 
euergebietd angenommen, und es fan, mit Rüdficht auf 
die Zunahme der Bevölferung und ganz abgejehen von 
emem Wachſen des Konfums pro Kopf, ſchon für eine nahe 
Zukunft auf einen durchſchnittlichen Jahreskonſum von 
4500 000 Doppelzentner gerechnet werben. Bon dieſer 
Zudermenge würde eine Verbrauchsabgabe von 22 A. für 
1 Doppelzentner eine Auflunft von 99 000 000 M, und 
nad Abzug von 4000000 AM. Berwaltungstoften einen 
Reinertag von 95000000 AM. liefert. Dagegen ift 
von der Zuckerſteuer im ihrer jegigen Einrichtung auch 
bei dem höheren Konſum ein Reinertrag vom mehr als 
jährlid) etwa 62 bis 63 Millionen Mark füglich nicht zu 
erwarten. 

Es würde alfo durch die Befeitigung der Material: 
jteuer und eine entiprechende Erhöhung der Verbrauchs: 
abgabe ohne Mehrbelaftung des ınländiihen Zucker— 
fonfums, ja fogar unter einer geringen Entlaftung des— 
jelben, der Reichskaſſe eine jährliche Mehreinnahme von 
mindeftens 32 Millionen Mark zugeführt werden. 

2. Die Ausgaben des Reichs haben ſich in den letzten 
Jahren in ho Grade vermehrt. Während nod im 
Etatsjahte 1889/90 den etatsmäßigen Ueberweifungen an 
die Bundesjtaaten in Höhe von 281 440000 . nur 
228 132 691 M Matrikularbeiträge gegenüberftanden, bes 
tragen nad) dem Entwurfe des Neichshaushalt-Etats für 
das Jahr 1891/92 die Matrifularbeiträge 322 623 505 M 
gern einem veranichlagten Leberweifungsbetrage von 

31 355 000 .#. Auf eine Verminderung des Ansgabes 
bebarfs des Reichs ift für abjehbare Zeit um fo weniger 
zu redmen, als die Hauptausgaben den nothmwenbigen 
Aufwendungen für Landesvettheidigungszwede entitammen. 
Vielmehr laͤßt fich mit Sicherheit ein weiteres Steigen des 
Ausgabe-Etats vorausjehen. Insbeſondere wird ſchon nad) 
wenigen Jahren das Gejeg über die Juvaliditäts- und 
Alteröverfiherung (vom 22. Juni 1889) fo hohe Ins 
forderungen an die Reichstaffe et daß benfelben 
ohne Steigerung des Steuerauflommens des Reichs auf 
die Dauer nicht Genüge geleiftet werben kann. Eine Er 
Öffnung ergiebigerer Einnahmequellen erſcheint auch deshalb 
geboten, weil bereits jegt die bei der früheren Vermehrung 
der Neichseirmahmen beabfichtigte Gewährung erheblicher 

Me an die Bundesſtaaten für ihre eigenen Zwecke 
aft ganz aufzuhören droht. 

Diejer Sachlage gegenüber ift es gerechtfertigt, die voll» 
ftändige Befeitigung der unſerer Rübenzuderinduftrie bis— 
her gewährten Steuervortheile in Ausficht zu nehmen 
und jo die aus der Steuerbelaftung des deutichen er 
verbraudhs fließenden Eimtahmen ungejehmälert der Reichs— 
fafje zuzumenden. Obwohl das dringende Bedürfniß der 
Vermehrung der Reihseinnahmen vorausfichtlich erſt nach 
eimigen Fahren eintreten wird, empfiehlt es ſich, Die er— 
forderlihe Abänderung ımferer Buderfteuergefeggebung 
nicht zu verſchieben. Denn der Zuderinduftrie Fönnen die 


aus der jegigen Steuereinrichtung ihr zufließenden Vor: 
teile nicht wohl plöglich und unvermittelt entzogen werden, 
ihr ift vielmehr eine jchonende Weberleitung billigerweife 
nicht zu verfagen. Das neue Zuderfteuergejep kann daher 
nicht —* Mehrerträge und kann die vollen Mehrerträge 
erit nach einigen Jahren liefern. (Vergl. unter 5.) 

3. Die Materialftener hat zweifellos der Entwidelung 
und Verbreitung ber beutichen Zuderinduftrie wejentliche 
Dienite geleiftet. Das fortichreitende Anwachſen dieſer 
Anduftrie ift aud der Landwirthichaft weiter Gebiete von 
Nutzen geweien, indem berfelben nicht nur baare Ein— 
nahmen aus dem Rübenbau zugeflofjen find, fondern fie 
auch zur Tiefkultur und befjeren Düngung und Bejtellung 
des Aderd gezwungen wurde, durch welde der Kulturs 
zuftand der Rübenwirthſchaften dauernd gehoben it. In 
neuerer Zeit hat jedoch ebenfalls unter dem Einfluſſe 
unjeres Steuerſyſtems — namentlih des darin begrün- 
deten Anreizes, duch Anbau jehr zuderreiher Nüben, 
durch möglichjt vollftändige Entzuderung und durch Ver— 
minderung der Generaltojten mittelſt Grokbetriebes die 
Eimmahme zu fteigern — unſere Zuderproduftion ſich mehr 
und mehr aus einem landwirthichaftlichen Gewerbe zu 
einer Groß⸗ und Exrportinduftrie in einem ſolchen Make 
entwidelt, daß es mindeſtens zweifelhaft ericheint, ob dieſe 
Entwidelung nicht bereits einen ungejunden Karakter trägt. 
&s möchte nicht blos entbehrlich, - fondern auch gefährlid) 
fein, diefen Gang der Dinge durch Zumendungen aus 
öffentlichen Mitteln noch weiter und dauernd zu fördern. 

Der jährliche Ueberſchuß der deutſchen Produktion an 
Rübenzuder über den inländiichen Bedarf beträgt ſchon ſeit 
einigen Jahren in der Negel zwiſchen 5 und 6 Millionen 
oder zwiſchen 6 und 7 Millionen Doppelzentner Rohzucker 
und Raffinaden; im Betriebsjahre 1889/90 tft die Ausfuhr 
fogar auf 7190592 Doppelzentner geftiegen (umgerechnet 
eine ohne Stenervergütung ausgeführte Fleine Menge von 
681 Doppelzentner). Die Verminderung der Steuervortheile 
durch das am 1. Auguſt 1888 im Kraft getretene Zucker— 
* eſetz vom 9. Juli 1887 hat nicht den Erfolg gehabt, 

ie Auderprobuftion einzufchränfen. Die auf Auder be 
arbeitete Rübenmenge betrug im Jahre 1887/88: 69639606 
Doppelzentner, im Jahre 1888/89: 78 961 830 Doppel- 
zentner, im Jahre 1889/90: 98 250 394 Doppelzentner. 
Nach den vorliegenden Nachrichten ift der Rübenbau audı 
für die foeben begonnene Betriebsperiode 1890/91 wiederum 
—— worden. Die geſammte Urproduktion an Rüben— 
zucker im Jahre 1889/90 ftellt ſich auf 12 609 508 Doppel⸗ 
zentner in Rohzucker; hinter dieſer Zahl bleibt die im Jahre 
1884/85 erreichte, bisher höchſte Probuftionsmenge von 
11 467 803 Doppelzentner um mehr als eine Million 
Doppelzentner zurüd. Die Produktion des laufenden Be- 
triebsjahres wird, ſoweit ſich bis jet Tiberfehen läßt, ber 
Probuftion von 1889/90 nahe kommen. Ju den Jahren 
1887/88 und 1888/89 hat Die Zahl der im Betriebe be: 
findlihen Auderfabrifen mit Rübenbearbeitung 391 und 
396 betragen; für 1889/90 ift bie Zap noch nicht definitiv 
feftgeftellt, fie beträgt nadı einer Angabe — 399, nad) einer 
anderen 402; im Dftober 1890 haben 403 Yuderfabrifen 
Rüben bearbeitet. Im Jahre 1889/90 jmd 5 Auderfabrifen 
mit Rübenbearbeitung neu eröffnet, eime ſolche Fabrik ijt 
glcihgeitig eingegangen; für das laufende Betriebsjahr iſt 
mit der Eröffnung von 8 bis 9 derartigen Fabriken, Für 
das Jahr 1891/92 mit der Eröffnung von 
Fabriken zu rechnen. Die mit der Dermallgen Aus⸗ 
dehnung unſerer Zuckerproduktion und gar mit 
einer weiteren Steigerung verbundenen Gefahren für die 
Induſtrie find um jo ernſter, als auch andere wichtige 
Länder der Erzeugung von Nübenzuder oder Rohrzucker 
ihre Vroduktion neuerlich bedeutend geiteigert oder doch 
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eine ſolche Steigerung in Angriff genommen haben. Eine 
Abſtandnahme von der fortwährenden Gründung neuer 
Zuckerfabriken in Deutſchland aber, oder eine merkbare 
Einſchränkung der Produltion unſerer beſtehenden Zucker— 
ſabrilen läßt ſich nach den bisherigen Erfahrungen nicht 
erwarten, wenn nicht die Materialjteuer bejeitigt und da= 
mit den Zuderproduzenten die Möglichkeit entzogen wird, 
ihren Betrieben namhafte Zuwendungen zu Laften der 
Steuerfaffe beziehungsmeife der deutfchen Konfumenten zu 
verschaffen und dieſe durch Großbetrieb zu fteigern. 

4. Die Beleitigung der Meaterialjteuer wird aud) 
jeitens der meiften Gegner dieſes Schrittes als eine an 
ſich berechtigte und richtige Mafregel anerkannt. Won 
der letzteren wird jedoch eine empfindliche Schädigum 
unjerer Rübenzuderinduftrie jo lange befürdtet, als no 
andere wichtige Länder der Buderproduftion Prämien 
gewähren. Die Meinung geht dahin, daf ohne die jegigen 
Begünftigungen umfer Rübenzuder auf dem Weltmarkte 
mit den prämiirten — nicht werde konkurriren können. 
Bor Allem werde die Konkurrenz des hoch, prämiirten 
franzöfiihen Zuckers erbrüdend wirken, Die einfeitige 
Abänderung der deutſchen Gejeßgebung werde daher zur 
Folge haben, daß der ort deutichen Zuckers mwejentlich 
zurüdgebe, allmälig vielleicht ganz aufhöre und ein großer 
Theil unferer Zuckerfabriken geichloffen werden müſſe, wo— 
durch aud die am Rübenbau betheiligte Landwirthichaft 
erheblich geſchädigt werden würde. 

Yögeken davon, daß für die Frage der weiteren 
Reform unjerer Zuderitener es nicht in erjter Linie ent 
ſcheidend fein kann, ob andere Staaten ihre Zuckerſteuer— 
gejeßgebung in gleicher Richtung abzuändern für gut finden 
entbehrt die Behauptung, daß ohne die jegigen Begünfti- 
gungen der deutiche Zucker gegenüber den prämiürten, 
namentlih den franzöfiihen Zuckern konkurrenzunfähig 
werden müfje, der inneren Begründung. Denn die Kons 
furrenzfähigfeit unferes Zuckers hängt davon ab, wie ſich 
die gefammten Bedingungen jeiner Produktion und Aus- 
fuhr im Verhältniß zu den Bedingungen der Zuderpro- 
duktion und =Musfuhr der übrigen betheiligten Länder 
ftellen. Eine Unfähigkeit zur Konkurrenz gegenüber dem 
Zuder von Prämienländern könnte für unjere Induſtrie 
nur infoweit eintreten, als die Zucerinduftrie jener Qänder 
ohne die Prämien oder ohne deren vollen Betrag ebenjo 
günftig produzirt und erportirt, wie die prämienloje deutſche 
Zuckerinduſtrie; nur eine derartig fituirte fremde Zuder- 
induftrie würde in dem vollen Betrage der Prämien oder 
einem Theile deffelben einen reinen Borjprung vor der 
deutſchen Zuderinduftrie genießen. Die betreffenden Prämien 
würden dann je nad) ihrer Höhe auf den Abfak deutſchen 
Zuders in das Ausland mehr oder minder nachtheilig nur 
unter der weiteren Vorausfegung wirfen können, daß Die 
aus den bezüglichen Brämienländern dem Weltmarkt und 
bejonders dem englifchen Markt zugeführten Zucdermengen 
bedeutend genug find, um mittelft derfelben einen ——— 
tigen Dru J den Preis des deutſchen Zuckers zu üben. 

Die Verhältniffe der Produktion und Ausfuhr von Zuder 
in Deutjhland und feinen Konkurrenzländern im Einzelnen 
vollftändig und genau Harzuftellen, ift ſehr ſchwierig. In Deutſch⸗ 
land würde dem Aufhören der bisherigen Steuervortheile durch 
den Wegfall der Materialitener eine Berbeflerung der Produk— 
ee der Zuderinduftrie infofern gegenüberftehen, 
als die Inhaber von Zuderfabriten mit Rübenbearbeitung 
der Zahlung der gedachten Steuer und der Sicherheits— 
leiftung für Die vorgängige Kreditirung derſelben enthoben 
werden und die Inhaber anderer Buderfabriten (Raffinerien, 
Melaffe-Entzuderungsanftalten) den zu bearbeitenden Zucker 
hinfort völlig —* einfaufen würden, während derſelbe 
bisher mit der Materialfteuer belaſtet, aljo erheblich 
theuerer war. Nach angeftellten Ermittelungen haben im 


Jahre 1889/90 von 399 im Betriebe befindlichen Zucker— 
fabrifen mit Nübenbearbeitung 392 Fabriken Material: 
jteuer-$redit gehabt, und zwar davon 390 Fabriken einen 
Kredit bis zu ſechs Monaten gegen Sicjerheitsleiftung. 
Die diefen legteren Fabriken Freditirte Summe an Material: 
iteuer betrug 76645945 . Andererſeits fallen mit ber 
Materialfteuer auch die Bonififations-Anerkenntniffe über 
ausgeführten oder niedergelegten Zucker hinweg, deren ſich 
die Yuderfabrifanten in mehr oder minder großem Umfange 
als Zahlungsmittel oder F Beſchaffung von Geld bedienen. 
Was Iveziell die Konkurrenz des deutſchen und bes 
franzöfifchen Zuckers betrifft, jo ift darauf hinzumeifen, 
daß bis jegt die deutſche Nübenzuderinduftrie der franzöſiſchen 
in Bezug auf das Maß der Zuderausbeute aus den Rüben 
überlegen it. Die während der Kampagne 1889/90 in 
Frankreich erzielte, bisher höchſte durchfchnittliche Ausbeute 
wird auf 10,50 Prozent raffinirten Zuder oder (nad) dem 
Verhältnig von 90 :100 umgerechnet) 11,7 Prozent Roh— 
zuder geſchätzt. In Deutſchland hat die Ausbeute, und 
zwar ohne Berücdjichtigung des außerhalb der Fabriken 
mit Rübenbearbeitung im Wege der Melafjeentzuderung 
gewonnenen Zuders, in den Jahren 1887/88, 1888/89 und 
1889/90 beziehungsweile 13,04, 11,96 und 12,95 Prozent Roh⸗ 
zuder betragen. Unter Einredynung ber gedachten Produktion 
duch Melafleentzuderung find in Deutichland pro 1887/88, 
1888/89 und 1889/90 beziehungsweiſe 13,77, 12,55 und 12,85 
Prozent Rohzuder aus den Rüben gezogen worden. 
ter bleibt die Ausfuhr an Auder von Frankreich 
nad) England, als dem Hauptmarkt für deutichen Zuder, 
ungeachtet ihrer in den legten Jahren ftattgehabten ſtarken 
Dani no immer Hinter der deutſchen Ausfuhr dort 
in erheblich zurüd. Nach der engliſchen Statiftif hat die 
Einfuhr frangöfiichen Zuckers in England betragen: 


7* Rohzucker zuſammen 
Devpelzentner 
im Jahre 1889 . . 1337 564 "300 934 1 638 498, 


in der Beit vom 1. Dt- 
tober 1839 bis 30. Sep- 


tember 1890 . 1679028 702628 2381 656, 
in ben erjien 9 Monaten 
des Jahres 1890 . 063988 466 939 1430 927. 


Dagegen hat fi) die unmittelbare Zuderausfuhr aus 
dem deutichen Zollgebiet nad) England während der gleichen 
Zeiträume nad) der deutſchen Statiftif (die engliſche giebt 
den deutjchen Zucderimport zufammen mit dem öfterreichijchen 
in je einer Summe an) folgendermaßen geftellt: 


— Rohzucker zuſammen 

im Jahre 1889 . 846 114 2028 718 2874 832, 
in der Zeit vom 1. Dt: 
tober 1889 bis 30. Sep- 

tember 1890 . 1217146 2864213 4081359, 
in den erften 9 Monaten 

bes Jahres 1890 . 939 725 2237600 3177 325. 

Außerdem wird von den in den fraglichen Zeiträumen 

aus dem deutſchen Bollgebiet nah den Zollausſchlüſſen 

erportirten Zucdermengen, welche ſich belaufen haben auf: 


ee Rohzucker zuſammen 
Doppelgentner 
im Sabre 1889 . 409 200 891887 1301 087, 
in der Zeit vom 1. Of: 
tober 1889 bis 30. Sep⸗ 
tember 1890 636 8111159846 1 796 657, 


in den erſten 9 Monaten 
des Jahres 1890 . . 495859 757374 1253 235, 
ein beträchtlicher Theil nadı England gegangen jein. 
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Bei den vorbezeichneten Mengenverhältnifjen der 
deutſchen und der franzöfifchen Zudereinfuhr nad) a. 
würde bort der franzöfiiche Zuder den deutichen vielleicht 
zeitweilig im Preife zu drüden vermögen, kann ihm aber 
teinesfalls dauernd den Preis diktiren. 

Es fommt aud in Betracht, dab Frankreich foeben 
eine Ermäßigung der Zuderfieuerprämien durch das ri 
vom 5. Muguft 1890 herbeigeführt hat. Wenngleich fi 
zur Beit ein abjchliegendes Uriheil über die Bedeutung 
diejes Gejeßes nicht gewinnen läßt, muß doc die ftatt- 
gehabte Prämienverminderung als eine erhebliche betrachtet 
werden. Die franzöfifhe Regierung ging bei ihren Vor— 
ichlägen in dem Entwurfe des Geſehes davon aus, daß 
durch die Verfleinerung der Prämien die FFehlbeträge an 
der Zuckerſiteuer, welche von ihr in der Budgetvorlage 
für 1891 mit ungefähr 25 000000 Fyrancs für 1889 an— 
gegeben und als vorausſichtlich nicht geringer für 1890 
bezeichnet worden waren, großentheils gededt werben 
würden. Durd die von den Kammern getroffenen Ab— 
änderungen des Gejeßentwurfs dürfte die Zuderinduftrie 
in Bezug auf das Maß ihrer künftigen Steuervortheile, 
wenn überhaupt, doch keinesfalls weſentlich günftiger geftellt 
werben, als es der ierungsentwurf beabſichtigt Hatte. 

Uebrigens ift bei einer Bergleihung der deutichen und 
der franzöſiſchen Zuderbefteuerung nicht außer Acht zu laſſen, 
daß bie letztere ungeachtet der Prämien erheblich = 
Erträge in die Staatskaſſe Tiefert, als bei uns. Der Ent 
wurf des franzöfiihen Budgets für 1891 hat als Aufkunft 
aus den Abgaben vom einheimifchen, folonialen und fremden 
Zuder, mit Ausnahme des Stärkezuders, die Summe von 
rund 175000000 Frances (140 000 000 A) vorgejehen. 
Diejer große Ertrag wird ermöglicht durch die Hohe Steuer: 
belaftung von 60 Franes (48 A) für 100 kg raffinirten 
Zuder. Dem gegenüber fteht in Deutfchland eine Aufkunft 
an Rübenzuderfteuer (ohne Abzug der Verwaltungstoften) 
en a. engl M und eine pe für ht 
und Syrup von ungefähr 1 500 000 A, zufammen ungefähr 
67500 

Außer Frankreich Hat neuerdings auch Belgien eine 
Abminderung der Zuderprämien vorgenommen (Gefeß vom 
27. Mai eg 

In allen beteiligten Ländern tritt, abgejehen von den 
Kreifen der Zuderinduftrie, immer ftärker das Verlangen 
hervor, die Zuderprämien und damit einen ſchweren Schaden 
des Finanzweſens thunlichft bald zu bejeitigen. Gleichwohl 
fann mit einem bejlimmten Zeitpunfte, von welchem ab in 
unjeren Sonfurrenzläntdern die Zuderprämien abgeihafit 
jein würden, noch nicht gerechnet werden. Um jo weniger 
läßt es bei der Lage unſerer Neichsfinanzen ſich recht- 
fertigen, den Uebergang zu dem Syjtem der reinen Ber: 
brauchsabgabe vom Bucher mit Rüdfiht auf den Fort: 
beftand von Zuderprämien in anderen Ländern weiter 
hinauszuſchieben. 

Zudem erſcheint es fraglich, ob die Verhältniſſe des 
Weltmarlis ſpäler ſich für unſere Zuckerinduſtrie — 
als im dem nächſten Jahren geftalten werden. Beiſpiels— 
weife können die im — rem ——3 
Berrühungen zur Hebung der Buderproduftion ſchon in 
nicht ferner Zeit v Folge haben, daß erheblich größere 
Mengen Rohrzuder am Weltmarkt erfcheinen und die Preife 
drüden. Müßte demnächſt die unvermeidliche und feinesfalls 
noch lange aufidiebbare Befeitigung der Materialjteuer und 
der damit verbundenen Begünjtigungen unferer Induftrie 
bei ungünftigerer Lage der legteren vorgenommen werden, 
jo würde fie mit Recht Klage darüber erheben können, daß 
der frühere beffere Augenblid verjäumt worden jei. 

5. In Bezug auf die künftige Geftaltung der Zuder- 
jteuer und ben MUebergang zu der meuen Einrichtung 


enthält der Gejeß-Entwurf folgende hauptſächliche Bes 
ftimmungen: bis zum 1. Auguſt 1892 bleibt die bisherige 
Beſteuerung des NRübenzuders von Beſtand; von dem 
genannten Tage ab fällt die Materialjteuer hinweg und 
wird der Zuder ausschließlich durch eine Verbraudsabgabe 
befteuert; dieſe bleibt unerhoben für den zur Ausfuhr ge 
langenden Zuder, jofern derjelbe fih von der Herftellung 
bis zum Weberjchreiten der Zollgrenze unter Steuerkontrole 
befunden hat; eine Vergütung der Berbraucdhsabgabe bei 
der Ausfuhr von Zuder aus dem freien Verkehr findet nicht 
ftatt; die Verbrauchsabgabe beträgt während der drei 
Jahre vom 1. Auguſt 1892 bis 31. Ku 1895 — 20,5 M. 
für 100 kg Zucker; innerhalb dieſer dreijährigen Periode 
werben für ausgeführten Zucker, welcher nad feiner Be— 
ichaffenheit in eine der jeßt für die Vergütung der Material: 
ftener bejtehenden drei Klaſſen gehört, Zuſchüſſe aus dem 
Erlrage der ——* gewährt, und zwar für Rohzucker 
1 A, für beſte Raffinaden 1,75 AH, für geringere Raffi— 
naden 1,4 „A auf 100 kg; vom 1. Auguſt 1895 ab be- 
trägt die Verbraudisabgabe 22 AM. für 100 kg Zuder. 

Der definitive Sap der Verbraudhsabgabe von 22 M 
geht über das dermalige Maß der Steuerbelaftung des ins 
ländiſchen Zuderfonfums nicht hinaus, da der et 
der jegigen Verbraudsabgabe um 10 A. die Entlaftung 
des Konſums von der Materialftener gegemüberjteht, welche 
— mie bereits erwähnt — ber Konfjument im Inlands— 
preife des Zuders bis zur Sch der Vergütungsfäße ent 
richtet. Es find jegt belaftet: beſte Naffinaben mit 
12 + 10,55) 22,65 0%, geringere Raffinaden mit (12 + 10) 

2 AM, Robzuder mit (12 + 8,50) 20,50 #. Die künftige 
Stenerbelaftung durch die Verbrauhsabgabe von 22 M. 
ift alfo für befte Raffinaden um O,s A niedriger als 
die bisherige; die Belaftung der geringeren Raffinaden 
bleibt unverändert; für Rohzucker ergiebt fi) allerdings 
eine Mehrbelaftung um 1,50 «AM Xeßtere ijt aber, da Roh— 
äzuder nur in Hemer Menge in den freien Verkehr tritt, 
nahezu ohne Bedeutung und wird jedenfalls durch die 
Entlaftung der bei ms in ER a Umfange zum 
Konfum gelangenden beften Raffinaden mehr als aufs 
gewogen. Hiernach jtehen der Höhe des Verbraudjs- 
abgabenjaßes von 22 HM. Bedenken im Intereffe des ins 
ländifchen Zuderfonjums nicht entgegen. Andererjeits er- 
icheint es nad) Lage der Reichsfinanzen unthunlid, unter 
22 AM. herabzugehen. Eine niedrigere Bemeſſung um aud) 
nur 1 bis 2.4 würde eine Dindereinnahme an Steuer um 
41/, bis 9 Millionen Mark bedeuten, ohne dab damit für 
die inländiſchen Auderfonjumenten ein merkbarer Vorteil 
verbunden wäre. 

Die Beibehaltung der Materialftener noch im Betriebs- 
jahre 1891/92 und die Gewährung von Zuſchüſſen auf aus- 
geführten Zuder während der dann folgenden drei Jahre 
ſcheinen geeignet, unſere a er mit ausreichender 
Schonung in die neuen Verhältniſſe überzuführen. Die 
—— Zuſchüſſe find nach ihren Sägen ungefähr 
halb jo hoch als die Steuervorteile, welche jeßt durch die 
zu pobe Bemeſſung der Süße der Materialfteuervergütung 
an bie Auderinbuffeie fließen. 

Während der Uebergangsperiode wird die Gewährung 
der Zufchüfle für ausgeführten Zuder den Inlandspreis 
der betreffenden Zuder in gleicher Weije beeinfluffen, wie 
jegt die Gewährung der Materialfteuervergütungen, d. h. 
der inländifhe Konjument wird im Zuckerpreiſe außer der 
Verbraudsabgabe auch den Zuſchuß nah dem ent 
Iprechenden Sage (1, AM, 1,0 AM. oder 1 M. für 
100 kg) zu zahlen haben. Mithin würde, wenn die 
Verbrauhsabgabe jhon innerhalb der Uebergangs- 
periode nad dem vollen Sape von 22 .# erhoben 
werden ſollte, für dieſe Zeit gegenüber der jeginen Höhe 
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ber Beſteuerung eime nicht ganz unerhebliche Mehrbelaftung 
des inländifchen Konfums eintreten, und zwar insbejondere 
auch des Konſums von raffinirten Zudern, während das 
Definitivum für diefe eine Abminderung beziehungsweile 
die Beibehaltung der jehigen Steuerbelaftung in Ausficht 
nimmt. Zur Vermeidung der vorbezeichneten Folge ift auf 
die Dauer der Uebergangsperiode eine Ermäßigung der 
Verbrauchsabgabe bis auf den Sap von 20,7, „HM. vorge 
jehen. Auch dabei noch ergiebt ſich für die Raffinaden der 
jeßigen Vergütungsklaſſe e eine Mehrbelaftung von 15 Pf. 
für 100 kg (20,75 + 1,0 = 22,15 «#, gegenüber jetzt 22 AM); 
diefe ift indeilen wegen ihrer Geringfügigfeit faum von 
prattiiher Bedeutung. Andererſeits würde eine nod) 
niedrigere Bemeſſung des vorläufigen Verbrauchsabgaben— 
ſatzes etwa auf 20,5 M, bei Annahme eines Jahres— 
fonfums von 4500 000 Doppelzentner inländischen Rüben— 
zuders, für jedes der drei Mebergangsjahre eine Minder— 
einnahme von 1125000 ‚A. gegenüber dem Ertrage aus 
dem Satze von 20,75 „AH. zur Folge haben, 

Die zu erwartende jährliche Steueraufkunft während 
der Uebergangsperiode läßt ſich ungefähr folgendermaßen 
berechnen: 

Einnahme an Verbrauchsabgabe für 4 500 000 Doppel⸗ 
zentner Zuder & 20,5 cl . ”» + 93375 000 AM 


Davon gehen ab die Verwaltungs: 
foften, nad) vorläufiger Schäßung, mit. 4000000 = 


Bleiben . 89 375 000 M 


Es gehen ferner ab die Zuſchüſſe für 
ausgeführten Zuder. Diejelben betragen, 
wenn die Ausfuhrmengen nad) dem Durch— 
ichnitt der 3 Betriebsjahre 1887/88 bis 
1889/1890 angelegt werden, 

für 4169 886 Doppelzentner Roh— 

zuder a1. . . 4169886 M. 
für 1 707 007 Doppel- 

zentner Naffinade I 

a 1,5 M . 2987262 = 
für 152954 Doppel- 

zentner Raffinade I 

a 1,40 Pr 214136 = 


zufammen . 71371284 - 
Hiernach verbleibt ein Neinertrag von 82003 716 AM. 


Indeſſen ift e8 bei dem neuerdings ſiark hervor- 
tretenden Streben unſerer Zuckerfabriken, die Steuervors 
theile durch größtmögliche Produktion in ergiebigfter Weife 
auszunußen, wahrſcheinlich, daß die Zuderausfuhr während 
der Uebergangsperiode den Durdichnitt der letzten 3 Be 
triebsjahre überjteigen und fi ungefähr jo hoch ftellen 
wird wie im Jahre 1889/90. Dementiprechend würde die 
von dem obigen Ertrage von . . . 898375000 M. 
abgehende Ausgabe an Zuſchüſſen be 


tragen: 

für 49838 309 Doppel- 

zentner Rohzuder 

al 2... 4988309 M. 
für 2 157 366 Doppel- 

zentmer Naffinade I 

a 1,5 «HM. . + 8775891 = 
für 94917 Doppel: 

zentner Raffinade II 

A 1,40 M Fa 132 884 = 

zufammen . 8846 584 = 


Mithin ergäbe fi ein Neinertrag 
DR ar ae 3808628 416 M 


Reichstag. Altenſtück Nr. 150. (Gefegentwurf, betreffend die Befteuerung des Zuders.) 





I. Im Einzelnen. 


Der Gejep-Entwurf ſchließt fich thunlichft an das jetzige 
Buderus an, ſoweit un % —ã—— — 
etrifft. Mehrere Abänderungen und Ergänzungen haben 
ſich auf Grund der inzwijchen gemachten ngen als 
erforderlich Berausgefleit. 


1. Zu 8. 1. 
Der inländiſche Nübenzuder wird weiterhin in dem 
Geſetz-Entwurf in der Regel mit dem Ausdrud „Zuder“ 
bezeichnet. 


2. Zu $. 2. 

a, Die im $. 3 Abſaßz 2 & geltenden Buderfteuer- 
gejeßes dem — eingeräumte Befugniß, Zucker— 
abläufe (Syrup, Melaſſe) mit der vollen oder einer er— 
mäßigten Verbraudhsabgabe zu belegen (vergl. Bundes— 
rathsbeſchluß vom 7. Juni 1888 im Gentralblatt für das 
Deutſche Reich 1888 ©. 193; Verhandlungen des Reichs— 
tags 1888/89, Band 4 Nr. 14 ©. 159), ift auf Rüben- 
fäfte, fowie Mifchungen von Zuderabläufen und Rüben- 
fäften mit einander oder mit anderen Stoffen unter dem 
Vorbehalt ausgedehnt worden, daf die in Haushaltungen 
ausjchlieflich zum eigenen Verbrauch bereiteten Rübenfäfte 
oder Mifhungen aus folhen und aus anderen Stoffen 
ftenerfrei belaffen werden müſſen. Dadurd fol im fis— 
faliichen wie im Intereſſe der Rü erinduftrie Die 
Möglichkeit gewährt werden, mit der Zuckerſteuer aufer 
den jeht derſelben unterworfenen Produkten künftig auch 
die unter den Namen Kraut, Syrup u. j. w. vortommenden 
eingebidten Säfte, welche aus üben, zum Theil unter 
Mitverwendung von Obſt, bereitet werden, infoweit zu be 
legen, als diejelben nach ihrer Be vorzugsweiſe 
als Süßungsmitlel zu dienen geeignet find. Bisher findet 
überwiegend eine Herfiellung ſolcher Nübenfäfte jtatt, weldhe 
von den weniger bemittelten Volksklaſſen an Stelle von 
Butter, Schmalz oder dergleichen genofien werben, wie 
dies namentlih in der Rheinprovinz in verhältnißmäßig 
großem Umfange, doch auch in anderen Gebieten (z. B. 
en Provinzen Sachſen und Weftfalen) ber Fall iſt. Die 
Bereitung von Rübenfäften der bezeichneten Art gefchieht 
—* Theil ausſchließlich für den Bedarf des eigenen 


aushalts, zum Theil für den eigenen Hausbedarf und 
daneben zum Abjag an Andere, zum Theil in größeren 
Außerdem werden in eimer 


—— Anſtalten. 
nzahl von Betrieben Rübenſäfte von beſſerer Be— 
ſchaſſenheit, bisweilen auch unter Mitverwendung von 
Zuckerabläufen, bereitet, welche zur Süßung von Speiſen, 
zum Einmachen von Früchten, zur Kuchenbäckerei oder zu 
ähnlichen Fan Verwendung finden können und finden. 
Auf die Produkte diefer Art würde die Veftenerung zu 
richten fein. Zur Zeit Liegt jedoch in biefer Beziehung 
weder ein dringendes Bedürfniß vor, nod läßt ſich ge: 
nügend überjehen, in welder Weife das Steuerobjeft zu— 

end näher zu beſtimmen und die Steuer angemeffen zu 
regeln fein uöchte. 

b. Die Beiteuerung des Stärkezuders ift in dem 
Geſeh-Entwurfe nicht vorgefehen. Bei dem bisherigen ge= 
ringen Umfange unferes inländischen Verbräuchs von 
Stärkezuder bejteht weder für die Reichslaſſe noch für die 
Rübenzuderinduftrie ein wefentliches Intereſſe an der als— 
baldigen Einführung einer Steuer auf bdenfelben. Auch 
erſcheint es unbillig, die bisherige Steuerfreiheit des Stärke: 
zuder8 zu bejeitigen, folange unfere Rübenzuderinduftrie 
noch Steuervortheile genicht. Mit dem —— Weg: 
fall der letzteren wird der geeignete Zeitpun Be: 
jteuerung auch des aus Kartoffeln oder Getreide oder 
Miſchungen beider bereiteten feften und uders, 
wie auch des Sacharins, nefommen fein. Es bleibt daher 
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vorbehalten, mittelit eines fpäter vorzulegenden Gejeh- 
Entwurfs die Einführung einer Steuer auf die bezeichneten 
Sühftoffe für die Zeit vom 1. Wuguft 1895 ab iu Vor— 
ihlag zu bringen. 


3. Zu S. 8. 

Der Vorbehalt im —* unter A wegen ausnahmss 
weiſer Abſtandnahme von der für die Fabriken, welche 
fryjtallifirten Zucker heritellen, als Regel vorgeſchriebenen 
fihernden baulichen Einrichtung bezieht fih auf fünf 
Buderraffinerien, welche bisher einer Steuerfontrole nad) 
Maßgabe bes $. 65 der Ausführungsbeftimmungen zum 
jegigen Buderjienergefeß unterliegen (vergl. auch $. 11 
Abſatz 1 Bifer 1, 8. 25 Biffer 1). 

Zu den ABuderfabrifen, welche feine Eryftallifirten 
Zuder herftellen (unter B), werden insbejondere ſolche ge- 
werbliche Anftalten gehören, in welchen Rübenſäfte zum 
Verbrauch bereitet oder — — die ſteuerfrei bezogen 
waren, einer ihre Beſchaffenheit verbeſſernden Bearbeitung 
unterzogen werden, wenn der Bundesrath Rübenſäfte oder 
Zuderabläufe einer Steuer unterſtellt haben wird. Be— 
züglich Diefer Anftalten laſſen fih nicht wohl beftimmte 
allgemeine Vorſchriften darüber ertheilen, ob und melde 
fihernden baulihen Einrichtungen zu treffen find. Biel- 
mehr wird es Hinfichtlich jeder einzelnen Fabrik der be- 
ionderen Prüfung umd Enticheidbung bedürfen. Hierfür 
werden vom Bundesrath leitende Gefihtspunkte aufzuftellen 
fein, wonach das Weitere von den Landesbehörden zu 
veranlajjen wäre, 


4. Zu 8. 9. 

Dieſe Beſtimmungen entſprechen im weſentlichen ben 
bisherigen bewährten Beftimunungen im $. 12 bes geltenden 
Zuderfteuergefeges und im $. 64 ber dazu ergangenen 
Ausführungsvorichriften. 


5. % 8. 11. 

Die Inhaber der im Abfag 1 unter Ziffer 1 bezeich- 
neten Buderfabrifen würden nad dem jetzigen Zuckerſteuer— 
geſetz Anſpruch auf Eritattung der eriimaligen Koften der 
in Frage kommenden Einrichtung haben. Diefer Anſpruch 
muß ihnen auch für die Zukunft gewahrt bleiben, Für 
die Erftattung der Einrichtungskoften an die unter Ziffer 2 
bezeicineten Fabriken fprechen diejelben Gründe, wie für 
die Beſtimmung im $. 13 Abjak 2 des geltenden Buder- 
jteuergefeßes. : 

Durd den erften Sa im Mlinea 2 des 8. 11 wird 
ein bisher vorgelommener Zweifel für die Zukunft ausges 
ichloffen. Die Beitimmung im zweiten Sak rechtfertigt ſich 
durd die Erwägung, daß in foldhen Fällen die ftrengere 
Anforderung in Bezug auf die fihernde Einrihtung der 
Fabrik meiltens durd; den Verdacht veranlaßt fein wird, 
weldyer gegen die Neblichkeit des Fabrilbeſitzers oder feiner 
Angejftellten u. ſ. w. in Folge der jtattgehabten Beitrafung 
Bar rer ift (vergl. $. 24 Abſatz 2). 


6. Zu 8. 12. 

Die gemachten Erfahrungen haben ergeben, daß es 
im dienſtlichen Intereife geboten ijt, den Inhabern der auf 
dem Lande belegenen Zuderfabrifen die Verpflichtung zur 
Gewährung von Wohnungen für das ftändige Steuerauf- 
ſichtsperſonal aufzuerlegen. Mangels einer ſolchen Ver— 
pflichtung haben ſich mehrfach Wohnungen für die Steuer: 
beamten in der Nähe der Fabriken nicht beſchaffen laſſen; 
die betreffenden Beamten find daher genöthigt, nach Beendi— 
gung des Dienftes und vor Wiederantritt deſſelben weite 
und namentlich bei ungünftiger Witterung beichwerliche 
Märſche zu mahen. Hierin liegt eine große Härte. Die- 
jelbe wird allerdings künftig injofern weniger hervortreten, 
als für die Zuderfabriten mit Rübenbearbeitung, welche 

Atenftüde zu den Verhandlungen des Neicdistages 18%. 


Reichstag. Aktenftüc Nr. 150. (Geſetzentwurf, betreffend die Beſteuerung des Zuders.) 


vorzugsweiſe auf dem Lande belegen find, die Zahl ber 
ftändigen Auffichtsbeamten durch den Wegfall der jegt zur 
Erhebung der Materialjtener ftattfindenden amtlichen Rüben- 
verwiegung fi) abmindert. Gleichwohl werden auch künf- 
tig Fälle vorkommen, in welchen den ftändigen Kontrols 
beamten bie erforderliche Wohnung in einer auf dem Lande 
belegenen Zuderfabrif oder in deren Nähe nur durd In— 
anſpruchnahme bes Fabrikinhabers beichafft werden kann. 
Diefem Gefihtspunft entſpricht die als Abſatz 3 in den 
5 12 aufgenommene Beitimmung. Im Abſatz 4 iſt Vor— 
orge getroffen, daß der Fabrikinhaber für die Gewährung 
der Wohnung voll entjchädigt werde. 


7. Bu $. 14. 

Durd die Sinzufügung der Worte „oder die Benußung 
einzelner Räume oder Geräthe” (vergl. $. 18 des geltenden 
—28 ſoll mit Rückſicht auf geäußerte Zweifel Hargeftellt 
werden, daß die Steuerbehörde das mildere Zwangsmitiel, 
falls dieſes für ausreichend erachtet, anzuwenden berech— 
tigt ift. 

8. Zu 8. 17. 

Veränderungen in Bezug auf einen in dem bier (Ab: 
fa 1) bezeichneten Abſchluß belegenen rikraum können 
eine Verminderung ber bisher durch den Abſchluß gewährten 
Sicherheit mit fi) bringen. Wbgefehen Hiervon kann es 
im Steuerintereffe erwünfjcht fein, bejondere fihernde An- 
orbnungen für die Zeit zu treffen, während welcher bie 
Veränderung ausgeführt wird. Mit Rüdficht auf in dieſen 
Beziehungen gemachte Erfahrungen empfiehlt ſich die Be— 
ftimmung im Abjaß 1. 


9 Zu 8. 18. 

Die bisher vorgeichriebene Anmeldung der feſt— 
ftehenden Geräthe ber Zuderfabrifen und ige von 
Veränderungen in biefer Geräthe (jeiges Zucker— 
jteuergefeg 8$. 20 ff, Ausführungsbeftimmungen $. 70) find 
für die Fabrilinhaber wie für die Steuerbehörden beichwer- 
lich und haben namentlich für die legteren eine mit viel 
Scjreiberei verbundene Führung von entiprechenden Inven— 
tarien zur Folge gehabt. Da anbererjeits dieſe Geräthe- 
fontrole für die Sicherung der Verbraucdhsabgabe kaum 
einen —— at, ſo iſt deren Beſeitigung angezeigt. Auf 
alle Fälle behält der $. 18 dem Bundesrath die Befugniß 
vor, Anordnung dahin zu treffen, daß die Fabrikinhaber 
zur Anmeldung von en Geräthen, zu bezüglichen 
Beränderungsanzeigen u. ſ. mw. verpflichtet werben. 


10. Zu $$. 24 bis 35 (Musübung ber Steuer: 
fontrole). 

Der Gejepentwurf geht davon aus, daß der Wegfall 
ber Materialftener und damit der amtlichen Rübenverwiegung 
feinen ausreichenden Anlaß bietet, neue Kontrolen zur Ver— 
hinderung des heimlichen Wegbringens von AZuder aus 
den AZuderfabriten anzuordnen. Die genaue Kenntnik ber 
Steuerbehörde von dem Gewicht der in ber Fabrik zur 
Bearbeitung gelangenden Rüben bildet an ſich fein erheb- 
liches Moment der Sicherung gegen Hinterziehungen der 
Berbraudsabgabe. Aus dem Gewicht der Rüben kann ein 
irgend ficherer Schluß auf die Menge des auszubringenden 
Zuders nicht gezogen, insbefondere kann daraufhin nicht 
etwa ein Voranjchlag ber erproduftion ber Fabrik ges 
macht werden, hinter weldem die der Steuerbehörbe vor— 
a —— nicht zurückbleiben dürfte, ohne daß 

r berechtigte Verdacht von Hinterziehungen ſich ergäbe. 
Uebrigens wird auch Künftig die Steuerbehörde zufolge der 
Beftimmungen im $. 31 fi) jeberzeit Keımtniß von dem 
Rübenverbraud der Fabrik vericha fönnen, wenngleich 
den auf diefem Wege erlangten Angaben die Gewähr der 
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vollen Zuverläſſigkeit wicht in dem Maße beiwohnt, 
wie bisher den Ergebniſſen der amtlichen Ermittelung des 
Nübengewichts. 

Es ift in Ermägung gezogen worden, fir Rohzucker— 
fabrifen eine alsbald nad der Musfchleuderung vor: 
zunehmende amtliche Verwiegung des Rohzuckers anzuordnen. 
Eine ſolche wäre ohne Erſchwerung des Fabrikbetriebs 
oder Schädigung des Produkts möglich, wie denn Die 
Fabrifinhaber fait durchweg eine, mehr oder weniger ge: 
naue, Gewichtsermittelung des aus der Gentrifuge ge- 
fommenen Robzuders vornehmen zu laſſen pflegen. Indeſſen 
würde die amtliche Verwiegung des ausgeichleuderten Roh— 
zuders, welche während der Zeit der Nübenbearbeitung fait 
umnausgejegt bei Tag und Nadıt, mithin für jede Fabrik 
durch mehrere einander ablöfende Steuerbeantte, ausgeführt 
werben müßte, ein ftarfes Deamtenperfonal und einen nam: 
haften Kojtenaufwand erfordern. Zudem würde bie 
meiftens in dem heißen Gentrifugenraum vorzunehmende 
Verwiegung eine beſchwerliche, die Geſundheit angreifende 
Arbeit jein und vorausfichtlidh vielfad zu nicht ums 
begründeten lagen der Beamten Anlaß geben. 
Die LUebertragung der amtlichen Verwiegung gegen 
eine Nemuneration an Angeſtellte oder Arbeiter 
der Fabrik, welhe dann auf das Steuerintereſſe 
zu vereidigen wären, erſcheint nicht rathſam. Unter dieſen 
Umftänden wird die amtliche Verwiegung des in den Roh— 
zuderfabrifen fertiggejtellten Rohzuckers nicht vorzuſchreiben 
fein. Dagegen will der Gefepentwurf den Inhabern von 
Nohzuderfabriten die Verpflichtung auflegen, ihrerjeits das 
Gewicht des gewonnenen Nohzuders im Anſchluß an die 
Ausjchleuderung feitzuftellen ($. 30 Abſatz 2). Wird da— 
neben auf Grund der Bejtimmungen "im $. 31 Ubjag 1 
den Frabrifinhabern aufgegeben, die Ergebniffe dieſer Ges 
wichtdermittelungen fortlaufend für die Steuerbehörde an— 
ujchreiben, fo erhält die lehtere Dadurch eine für die wirt: 
* Handhabung der Kontrole werthvolle Ueberſicht über 
den Gang der Produktion im der Fabrik und eine 
Grundlage zur Beurtheilung des Produktionsumfanges. 
Daß die Verwiegung und die Gewichtsanfchreibimg in zu— 
verläffiger Weiſe ftattfindet, wird durch die Beſtimmungen 
im $. 31 Abſatz 2 und 8. 33 Abſatz 5 thumlichht gefichert. 

Andererjeits ift e8 für zuläffig erachtet worden, von 
ben durch 88. 16 und 34 des geltenden Juderfienergefeges 
den Fabrikinhabern auferlegten Verpflichtungen in Bezug 
auf das Halten und die Benugung von befonderen Fabrik: 
lägern hinfort Abſtand zur nehmen. Die bezeichneten gejeh- 
lichen eſtimmungen find mit Rückſicht auf die aus dem 
Kreifen der Zuckerinduſtrie erhobenen Bedenken überhaupt 
nur in jehr abgeihmwächter Weile zum Vollzuge gelangt 
(vergl. 88. 80 und 81 der Musführumgsvoridriften). Eine 
erhebliche Anzahl von Zuderfabrifen beſitzt fein Fabriflager; 
die vorhandenen Fabrifläger pflegen faſt nur benußt zu 
werden, während der Betrieb der Fabriken auf längere 
Zeit ruht. Die Erfahrung hat gelehrt, daß die Fabrik— 
läger, wie fie in Dem jeßigen Zucerſteuergeſetze gedadıt 
waren, im Steuerintereife nicht nothwendig jind. Die viel: 
fach ausgeiprodhenen Wimſche der Zuderinduftrie wegen 
Abihaffung des Inſtituts der Fabrikläger können daher 
Berüchſichtigung finden. Zugleich ift jedoch die Beſtimmung 
im $. 34 Abſatz 3 des geltenden Zuckerſteuergeſetzes, wonach 
zur Aufbewahrung von Auder nur die zu dieſem Zweck 
der Steuerbehörde schriftlich angemeldeten Räume benupt 
werden dürfen, dahin verichärft worden, daß die Benußung 
der betreffenden Räume zu dem gedachten Zweck von der 
Genehmigung der Steuerbehörde abhängt 8 29 Abſatz 1). 
Much wird daran —— daß in den Fällen längerer 
Betriebsruhe von Zuderfabriten und daher erfolgter Zurück— 
ziehung der ftändigen Bewachung eine Lagerung der im den 


Aktenftüd Nr. 150. (Geſetzentwurf, betreffend die Beiteuerung 


Fabriken vorhandenen Yuderbeftände unter ſteuerlichem 
Raumverſchluß ftattzufinden hat (8. 27 Abſatz 2), Den 
Inhabern von umfriedigten Yuderfabriten iſt im $. 29 
Abjag 2 ausdrücklich die Verpflichtung aufgelegt, für den 
gedachten Zweck abgeichlofiene und zur Anlegung eines 
Stenerverfchluffes geeignete Fabrikräume zu ftellen. 


11. Bu 8. 27. 

Eine amtliche Verwiegung der Zudervorräthe in den 
Fällen des Abjat 2 verurfacht den Fabrikinhabern mehr 
oder minder erhebliche Koften, iſt auch leicht mit Be— 
ſchädigung der Zucker oder mit Verluſten an der Menge 
verbunden. Die Gewidhtsermittelung durch Berechnung 
auf Grund kubiſcher Vermeſſung ($. 89 Abſatz 1 der Aus— 
führungsbejlimmungen zum jegigen Zuckerſteuergeſetz) bat 
hi als jehr unzuverläffin gezeigt. Es wird Künftig nach— 
zulaſſen jein, daß die Feſtſiellung des VBorraths an fertigem 
Zuder auf Grund einer Vergleihung der Fabrikbücher mit 
der Bejtandesdellaration ftattfinden kann. 


12. Bu 8. 31. 

Anfchreibungen über Menge und Art der Zwiſchen— 
produfte (Säfte, Füllmaſſen u. j. w.) werben nur foweit 
angeordnet werden (Abjag 1), als es angängig ericheint, 
ohne den Fabrikanten bejondere Yajten oder Kojten auf— 
zulegen. 

Die Wirkſamkeit der Kontrole über die Produktion 
der Zuderfabrifen wird dadurch erhöht, daß die Steuer: 
beamten bisweilen an den im Abſatz 2 bezeichneten Ges 
wichtsermittelungen theilnehmen (vergl. $. 33 Abjak 3). 
Die vorgeichrieberre Anzeige ſoll nicht für jeden einzelnen 
Ermittelungsalt beionders eritattet werden, vielmehr würde 
eine allgemeine Anzeige genügen, in welcher es auch ber 
Angabe bejtimmter Tagesftunden nicht bedürfte. 


13. Zu 8. 33 Abſatz 4. 

Die amtliche —— des Zuckerbeſtandes einer 
Fabrik it eine fo einſchneidende Maßregel, dab gegen deren 
unbegründete Anordnung den Fabrikanten thumlichſt 
Sicherheit gewährt werden muß. Die bezügliche Befugniß 
ſoll daher nur den Oberbeamten der Stenerverwaltwng 
zuſtehen. Diefen wird in den Ausführungsvorſchriften 
nähere Anweiſung darüber ertheilt werden, unter welchen 
Vorausfegungen und in weldhem Umfange fie die Beftandes- 
aufnahme anordnen dürfen. 


14. Zu $. 40. 
Im Intereſſe der Zudermduftrie und des Auderhandels, 
fowie der Stenerverwaltung licht der legte Abjab vor, daß 
Läger für unverftenerten Zuder auch ohne amtlichen Mit- 
verſchluß bewilligt werden können. Dieſe Läger werden 
gleih den Privattranfitlägern ohne amtlichen Mitverichluß 
für unverzollte ausländiihe Waaren zu behandeln jein. 
Insbeſondere wird der Lagerinhaber für die Steuer nad) 
dem Einlagerungsgewicht zu haften, aljo ein demnächſt ſich 
ergebendes Mindergemwicht zu verftenern und auf Erfordern 
Sicherheit zu bejtellen haben. 


15. Bu 8. 41. 

Die Beſtimmung unter Ziffer 1 im Abſatz 1 bezieht 
ſich auf diejenigen Fabriken, welhe Waaren aus Zucker 
oder aus Zucker und anderen Stoffen herjtellen, auch dann 
nicht, wenn aus dem verjtenerten Zucker (3. B. Nobzuder) 
zunächſt wieder Zucker (3. B. Naffinade) bereitet wird, 
vorausgelegt, daß der bereitete Zucker nicht als folder, 
jondern nur nach weiterer Umarbeitung im Gejtalt von 
AZuderwaaren oder als Beitandtheil juderhaltiger Fabrilate 
(Chofolade, Bonbons, Marzipan, Kales u. j. w.) in den 
Verkehr aelangt. Zur Zeit bejteht insbejondere eine Anzahl 


Reidetag. Attenfrüct Ar. 150. (Gefebentmurf, betreffend bie Veſteuerung des Zuers. 


am 








von fleineren Fabriken, weldye aus verſteuertem Rohzucker 
Kandis heritellen. Diejelben unterliegen auf Grund des 
$. 11 des geltenden Zuderjienergejehes einer allgemeinen 
Stenerlontrole, wie fie in gleicher Weife der Entwurf im 
5. 41 Abjag 1 und 2 in Ausſicht nimmt, 
. Unter Stürkezuderfabrifen und Maltofefabriten find 
nicht blos die Fabriken verftanden, welche feſten Stärke: 
zuder oder Maltoje im feften Zuſtande herftellen, fondern 
auch die Fabrilen von flüſſigem Stärkezuder und flüſſiger 
Maltoſe (Stärte-Maltoje-Syrup). 


16. Bu 8. 45. 

Diejer Paragraph entipricht im Allgemeinen dem $. 43 
des geltenden Zuderjtenergejeges. Im Abjag 2 wird jedoch 
die von dem $. 43 abweidyende Faſſung wiederhergejtellt, 
welche der dem NReichstage vorgelegte Entwurf jenes Ges 
fees enthielt, und damit der Wideripruch bejeitigt, welcher 
zwiichen dem erjten und dem zweiten Abſatz des $. 43 


beiteht. 
17. Zu $. 50. 

Dieje beiondere Strafvorichrift empfiehlt ſich mit Rück— 
ficht auf die ſchwere Gefährdung des Stenerinterefjes durd) 
die hier bezeichneten Zumwiderhandlungen. 

18. Zu 8. 64. 

Der Zollſchutz des Nohzuders und der raffinirten 
re ftellt ſich nach dem jetigen Zuckerſteuergeſetz folgender- 
maßen: 


Rohzuder Naffinaden Raffinaden 
erjter Klaſſe zweiter Mafje 
Steuerbelaftung für 


den Inlandskonſum 20,50 ch 2a; AM 22,00 Al. 
Bolliag . 30,00 = 30,0 : 30,00 = 

alſo Schuß . IM Tas M 8,00 A 

Würde neben der künftigen Beitenerung des Rüben— 
zuders durch eine Verbraudysabgabe von 22. der bis: 
herige Zollfag von 30 A. beibehalten, jo beitände für jede 
der oben bezeichneten Zuderarten ein Zollſchutz von 8 .H, 
jo daß für den Rohzuder eine Verminderung des bisherigen 
Schutes um 1,5 „A einträte. Zur Bermeidung been 
mühte der Bolljag auf 31,50 „HM erhöhet werden. Aus den 
beteiligten Induſtriekreiſen it aber eine weitergehende Ber: 
ftärfung des Zollſchußes angeregt worden, und zwar na= 
mentlih mit Nüdficht auf die Naffinaden. Von den leßteren 
fommen vorzugsweiie die Kandiszuder in Betracht, melde 
hauptiädhlih von Belgien und Holland unter der Wirkung 
der bortigen gr —— eingehen. Es iſt an— 
zunehmen, daß unſere Einfuhr an raffinirtem Zucker über: 
wiegend aus Kandis beſteht. Dadurch werden unſere ein— 
heimiſchen Kandisfabrilen unverhältnißmäßig ſchwer be 
iroffen; unſere Geſammtproduktivn an Kandis erreicht 
bisher nur eine Höhe von etwa 150000 Doppelzentner 
im Jahr. 

Die Zudereinfuhr Hat im Durchſchnitt der drei Be— 
triebsjahre 1887/88 bis 1889/90 betragen 

Nohzuder . 27348 Doppelzentner. 
Raffinirte Zuder . 17070 s 


Bufammen 44418 Dopvelzentner. 


In neueſter Zeit zeigt fih eine erhebliche Steigerung. 
Während der drei Monate Auguft bis Oktober 1890 find 
in den freien Verkehr eingeführt: 20 986 Doppelzentner 
Robzuder, 12618 Doppelzentner vaffinirte Auder, zus 
jammen 33604 Doppelzentner; während der gleichen 
Periode des Jahres 1889 ftellte ſich die Einfuhr auf 
12 771 Doppelzentner Rohzucker, 5246 Doppelzeniner 
raffinirte Zucker, zuſammen 18017 Doppelgentner. Die 
Mehreinfuhr in den drei erften Monaten des Betriebsjahres 


1890/91 beträgt alfo: an NRohzuder 8215 Dop tner, 
an raffinirten Zuckern 7372 Doppelzentner, zuſammen 
15587 Doppelzentner. Die Einfuhr der gedachten drei 
Monate von zujammen 33 604 Doppelzentner Zuder bleibt 
hinter der Einfuhr des ganzen Jahres 1889/90 von ins- 
gefammt 37425 Doppelzentuer Zucker nur noh um 
3821 Doppelzentner zurüd. 

Um den einheimifchen Zudermarkt gegen die Einfuhr 
hoch prämürter Zuder des Auslandes wirfjamer zu jchügen, 
wird in MUebereinftimmung mit den Gutachten Sad: 
verfiändiger für Die nft der Bollfaß von 36 Mark für 
100 Kilogramm 3 er vorgeſchlagen. 

Bisher find Die feften inlänbilchen Rübenzuder und die 
daraus hergejtellten Auflöfungen Höher mit Steuer belajtet, 
als die der Verbraudsabgabe unterworfenen Abläufe 
(Syrup, Melaffe), indem auf den erjteren außer der Ver— 
brauchsabgabe aud) die Materialfteuer ruht, während von 
diefer die Abläufe faum betroffen werden. Würde ber 
Bundesrath künftig die volle Verbraudhsabgabe auf inlän- 
diſche Yuderabläufe legen, jo würden diefelben ebenjo in 
wie die feiten Zuder und Yuderauflöjungen befteuert fein; 
mit Rückſicht Hierauf läßt der Gefegentwurf einen niedrigeren 
Zollſatz für die vom Muslande eingehenden Zuderabläufe 
nicht weiter zu. 

Aus dem — Grunde rechtfertigt es ſich, die 
Nübenfäfte Binfii des Zolljapes den übrigen Zuckern 
gleichzufiellen. Die Füllmaſſen find ausdrüdlid erwähnt, 
um einen etwaigen Zweifel in Bezug auf ihre Zollbehand- 
lung auszuſchließen. Uebrigens liegt eine Einfuhr von 
Rübenjäften und Füllmaffen kaum im Bereich der Wahr: 
icheinlichkeit. 

19. Zu $. 66. 

Diefe Beſtimmungen verfolgen den gleichen Zweck wie 
die im 8. 6 des jeßigen reg und den bezüg- 
lichen Ausführungsvorſchriften enthaltenen Uebergangs: 
bejtimmungen. Dod) ijt eine Aufnahme der in den Fabriken 
vorhandenen Beitände an Rohzuder und unfertigen Fabri— 
faten und eine Abſchätzung des Ausbringens daraus an 
fertigem Auder allgemein nicht wieder zugelaflen, weil ſich 
diefes Verfahren als ein jchwer ausführbares erwieſen ” 
und ein Bedürfniß für die Zulaffung defielben neben der 
Beſtimmung im Abjag 3 nur im befchräntten Umfange bes 
jteht. Die betreffenden Falle find in Abſatz 4 berüdjichtigt 
worden. Die Uebergangsperiode iſt geräumig bemefjen, um 
Reklamationen wegen angeblich zu kurzer Friſten thunlichit 
vorzubeugen. 


Us Anlagen find beigefügt: 

A. Rübenzuderprodultion im deutſchen Bollgebiet in 
den Betriebsjahren von 1871/72 bis 1889/90. 

B. Einfuhr von Zuder in das deutiche Zollgebiet und 
Ausfuhr von Nübenzuder aus demjelben in den 
Betriebsjahren von 1871/72 bis 1889/90. 

C. Verbrauch von Nübenzuder im deutichen Zoll: 
gebiet in ben Vetriebsjahren von 1871/72 bis 
1889/90. 

D. Ausfuhr von Zuder aus dem deutichen Zollgebiet 
gegen Steuervergütung in den Betriebsjahren von 
1884/85 bis 1889/90. 

E. Produktion, Einfuhr und Ausfuhr des deutſchen 

Zollgebiets an Stärkezuder in den Vetriebsjahren 

von 1886/87 bis 1889/90. 


110* 


813 








Betriebs: 


jahr 


1871/72... 


1872/73... 
1873/74... 


1874/75... 
1875/76... 
1878/77... 
1877/78... 
1878,79... 
1879/80... . 
1880/81... . 
1881/82... . 
1882/83 . . 

1883/84. . . 
1884/85... . 
1885/86... . 
1886/87... 
1887/88 . 
1888/89 . 
1889/90*) . . 















geweſe⸗ 


nen Fa⸗ 


brifen 


ſelbſt⸗ 


gewonnene 


15 043 510 
21013 014 
24 208 086 
19 080 947 
28 363 068 
24 901 537 
28 727 752 
31 140 298 
28 505 861 
38 716 787 
34 317535 
44 486 318 
42 050 639° 





49 362 459 


41 990 474 
44 360 835 
37 976 517 
42 099 419 











2. An Rüben wurden bearbeitet 


gefaufte 


Reichstag. Altenſtück Nr, 150. (Gefegentwurf, betreffend bie Befteuerung des Zuckers.) 





Zuderprobultion in ben Zucderfabrifen mit Rübenbearbeitung. 


NRübenzucerproduftion im deutſchen Zollgebiet in 





3. An Buder wurde gewonnen 





zuſammen 





Rohzucker 
aller 
Produkte 





b. Konſumzucker 


aa, 


produzirte 
Menge 








bb. 


umgerechnet | Nohzuder 


ın 
Rohzucker 





In Mengen von 100 kg netto, 


1465 672 
10 802 494) 
{1 078 558) 

3 486 504 
13 249 774 
10 598 829 
12 181 928 
15 147 179 
19 546 754 
24 505 243 
28 401 944, 
42 985 219| 
47 130 664 
54.664424 
28 712 694 
38 705 877 
31 663 089 
36 862 411 








22509 182 | 1606 765 
31 815508 | 2371 424 
35 287639 | 2610 117 
27567451 | 2232070 
41612842 | 3223 111 
35 500 8688 | 2619 251 
40 909 650 | 3453 792 
46287477 | 3926 931 
48052615 | 3757183 
63 222030 | 5226 241 
62 719479 | 5735615 
8747115537 | 7980 901 
89 181303 | 9052179 

104 026 883 | 10 847 656 
70 703 168 | 7815 488 
83 068 T12 | 9458 305 
69 630 606 | 8793559 
18961830 | 9142 752 
98 250 394 _ 





206 123 
203 269 
240 231 


225643 


285 896 


220 725 | 


262 098 
268 600 
269 575 
266 328 
209 285 
263 243 
279 132 
306 118 
212 450 
318 378 
250 740 
241 836 





= 


257 654 
254 087 
300 290 
282 054 
357 371 
274 976 
326 299 
334 620 
336 969 


332 910 | 
261 607 


329 052 
348 914 
382 647 
265 561 
397 973 
313 425 
302 294 


C. 


zuſamnien 


in 


| (Spalte 6 
+9 
| 





9. 


1864 419 
2625 511 
2 910 407 
2564 124 
3 580 482 
2 804 227 
3 780 091 
4 261 551 
4094 152 
5 559 151 
5 997 222 
8 319 953 
9 401 093 
| 11 230 3083 

8 081 049 
| 9 A568 278 
| 9106 984 
9 445 046 
12 132 866 








*) Für dab Jahr 1889/90 laſſen ſich bie Zahlen zur Zeit nicht vollftändig angeben; auch können bie angegebenen Bablen nad 
**) Die fo berechneten Zuckermengen find vielleicht ehmad größer ald die wirklihen Ausbeuten. 





Reichstag. Altenſtück Nr. 150. (Gefepentwurf, betreffend die Befteuerung des Zuders.) 873 





den Betriebsjahren von 1871/72 bis 1889/90. 











II, Zuckerproduktion ber IT. Zuckerprodultion durch IV. V. VI. 
Meluſſe ⸗Entzuckerungsanſtalten] Melaſſeentzuckerung in den — 
N TER elaſſerntzucterung Die in Zur Herſtellung von 
a NS J —78 J > 
ohne Rübenbearbettung. = Zuderraffinerien. Spalte 11 Die t Doppelzentner 
& ’ h 123 — af: i er 
1, 2 1. 2, und 13 Sefanunt- Rohzucker waren an 
bezeichnete Rüben im Durchſchnitt 
Diefen Suder- produktion - . 
Melafſemengen * erforderlich 
Die daraus ee produlftion beträgt 2 
* gewonnene Zucker · * entipricht, j durd) in | 
2 menge (mad; Abzug — —— Melaſſe⸗ ausjchlichlich | einſchliehlich 
Melafie bes Eimourfd Melaffe | — a I] enizucderung {| Rohzucker 
an Rohzucker und ei ee beträgt Syaſi⸗ ge er 
Rab, | Konfunguder) j * Ausbeuteberhaͤltnitßz zuſammen (Spalte 8 + der in Spalte 10 bis 13 
bearbeitet beträgt bearbeitet | an Srunde aetsgt in 11 +19) bezeichneten 
in Roh zucker wird, einer Mob: | Mohzuder Zuckerproduktion 
zuckerutenge“) 





von 








An Mengen von 100 kg netto, 


2 = ER — 18684419 12,07 197 
2 . 2 | = _ 2625 511 12, 12,1 

— = _ | = ee 2 910 407 Zu 13,15 

u _ | = z 2564 124 10,7 | 10m 

2 | u Re ee I 3580 482 ii... 114 

au | 15 000 — u 15 000 2 909 227 12,97 12, 

— | 35000 = — 25 000 3 805 091 10,33 10,45 

— 40 000 — = 40 000 4 301 551 10,85 10,75 

— 60 000 = — 60 000 4154 152 11,74 11,57 

— 75.000 _ 75000 | 5634151 | 1m | Me 

85 000 — = 85 000 6 082 222 10,45 10,31 

> 125 000 — 125 000 8 444 953 0,5 10, añ 

— 205 000 — 205 000 9 6065 093 9,0 9,58 

— 237000 * = 337000 | 11 467 308 Das In 

— 300 000 — — 300 000 8 381 049 8,75 8,4 
830 810; | 256 449 297 068 70.089 326538 | 10182 816 Su | Bas 
216 870 | 378 180 250 858 103 471 481651 3 588 635 7,65 1,98 

1 118 715! | 455 948 71318 27 815 103 863 9 08 909 8,30 17 
1 {15 906: | 451 892 81 119 24 750 476 642 | 12609 508 8,10 7,79 





erfolgtem Abſchuß der Zahreßftatiftit noch Abänderungen erleiden, 
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Aulage B. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 150. (Geſetzentwurf, betreffend die Beftenerung des Zuckers . 








Einfuhr von Zucker in das deutſche Zollgebiet und Ausfuhr von Rüben— 








Betriebsjahre. 


1871/72 
1872/73 
1873/74 
1874/75 
1875/76 
1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1832/83 
1883/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 





Einfuhr 









































































Zuſammen — Die Melaſſe 
Raffinirter 
Rohzucker Geſammit⸗ — zur 
Zucker Syrup * 
Raffinirter — (Spalte 3) — * — — 
— here 
* raffinirter ——— beträgt in zoltpflichtige ereitung 
SH, Suder j Rohzucker * {unter 
— in ee Melaffe. — 
(Spalte Rohzucker. (Spa ’ Kon eo e 
2 * 3). 2 4 5). abgabefrei). 


In Mengen von 100 kg netto. 

315 832 127 305 443 137 141 450 457 282 73 298 81 341 
97 562 124 886 222 448 138 762 236 324 69 523 23 716 
84 148 161 483 245 631 179 426 265 574 61 021 50 422 
89 133 141 010 230 143 156 678 245 811 56 587 50 335 
24 526 145 273 169 799 161 414 135 940 48 397 4 748 
10 172 77.097 87 269 85 663 95 835 53 189 28 800 
11 674 49 153 60 327 54 814 66 288 41.028 7054 
15 304 39 012 54 316 43 347 58 651 38 329 31 827 
16 764 29 831 40 595 33 146 49 910 28 906 12 369 
12 662 22 654 35 306 25 171 37 823 33 220 48 510 
15 049 22 016 37 065 24 462 39 511 33 139 4 588 
23 705 21 038 44 743 23 376 47081 35 369 3611 
18 763 15 577 34 340 17 308 36 071 32 216 1695 
20 668 12 643 33 311 14 048 34 716 33 372 2816 
26 203 12 300 38 503 13 667 39 870 28 942 — 

15 675 14 618 30 293 16 242 31 917 27 166 1 
40 789 15 799 56 588 17 554 58 343 26 842 — 
20 164 19 078 9242 21 198 41 362 21 241 _ 
21 091 16 334 37 425 18 148 39 240 25 480 — 


Reichstag. Altenſtück Nr. 150. (Geſetzentwurf, betreffend die Beſteuerung des Zuders.) 








zucker aus demfelben in den Betriebsjahren von 1871/72 bis 1889/90. 
























56 665 
81 777 
118 092 
28 838 
458 942 
462 188 | 
712 010 
1.034 718 
#51 616 
2 214 420 
2 559 310 
3 207.027 
4 911 761 
5537 931 
4040 715 
4 896 801 
3 417,108 


4124 22 
4938 309 








gegen Steuervergüäfung. 





ſtandis⸗ ic, | 


Zucker. 








41 763 
51331 
41 120 
39 452 
41125 
13935 
140 013 
198 561 
252 364 
353 787 
399 160 
493 811 
642 109 
780 158 | 
660 196 | 
1303 789 
1322 128 | 
1641 518 
2157 366 











Zuſammen 
(Spalte 9 


+10+11). 


} Kandis⸗ ı, 
und anderer 
‚harter Buder) 
(Snalte 
10 + 11), 
wingerechnet 
in Nobzuder. 


Ausfuhr 





Die Belammtr 
ausfubr gegen 
Stener: 
vergätung 
beträgt in 
Nobzder 
(Spalte 
34 13). 










enge 
beträgt in 
Rohqucker 





12, 








18. 


In Mengenvon füükg netto, 


16.328 | 
28 472 
26 310 
15 359 | 
25 329 
43 423 
83 416 
113 906 
97.052 





206 814 * 


144 130 
242 181 
208 678 
318 852 
205 680 
238 528 
207 438 
156 506 


u4 017 





114 756 
161 580 
185 522 

83 649 
531306 
579 547 
235 439 


1342245 | 


3 

4643 019 
5 802 009 
5616 037 
4 906 600 
6439 418 
4 976 674 
5 922 266 


7 190 582 | 





64 546 
35670 
14 932 
60 801 
80 504 
130 308 
248 254 
341 697 
358 240 
622 890 
603 656 
817 789 
1 045 720 
1 195 896 
902 094 | 
1 714 019 





1099 518 
1 997 804 





2 502 587 





121 211 
170 447 
133 014 
89 739 
539 446 
502 587 
960 264 

1 376 415 
1335 856 
2837 310 
5 142 966 
4 724 796 
6 967 481 
6 736 827 
5 002 809 
8 610 820 
5 146 626 
6122 046 
7440 846 










ausfuhr 
beträgt in 
Nobzuder 
(Spalte 
14 + 15). 


16. 


142 760 
179 384 
216 550 
108 107 
561210 
* 603 559 
997 730 
1378 907 
1 342 159 
2 858 483 
3143 949 
4 725 514 
5858 144 
6737 275 
5.003 215 
6611 280 
5 147 285 
6122 549 
7441 527 





8% 










122 624 
148 744 
174 507 
171576 
160 782 
211 183 
141.475 
255 381 
050 618 
551 206 
245 508 
575 465 
245 699 
170 449 
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Anlage C. 
Verbrauch von NRübenzuder im deutfchen Zollgebiet 
Verbraud an inländiihdem Nübenzuder. 
Nach Abzug 
Die Produktion | Die Ausfuhr Au — Zum inländiſchen Von der Verbrauchsmenge 
Betriebs⸗ an an uon ber Verbrauch fallen auf ben 
jahre Rübenzuder Rübenzuder find in ben Kopf der Bevölkerung 
hat hat Spalte 3) freien Verlehr — —— 
betragen, betragen, verbleiben zum geſetzt, 
in Rohzuder | im Rohzucker le in Rohzucker vo . ** 
in Rohzuder Spalte 4 Spalte 5 
EEE TEE 2. 3 22 m: 6, BE} 
In Mengen von 100 kg netto, kg kg 
1871/72 1 864 419 142 760 1 721 659 _ d,98 — 
1872,73 2 625 511 179 384 2 446 127 55, es 
1873/74 2910407 216 550 2 693 857 — Ö,47 En 
1874/75 2 564 124 108 107 2 456 017 — 5,4 — 
1875/76 3580 482 561 210 3 019 272 — I = 
1876,77 2 909 227 603 539 2 305 688 R Bun = 
1877/78 3 805 091 967 780 2837 311 m 6,56 — 
1878,79 4 301 551 1 378 907 2 922 644 — 6,06 = 
1879,80 4154 152 1 342 158 2 811 993 — —E 
1880,81 5 684 151 2838 483 2 795 668 — 6,0 F 
1881/82 6.082 222 3 143 649 2 938 573 6,33 = 
1892/83 8 444953 4 725 514 3 719 439 = 8,0 = 
1883/84 9 606 093 5958 144 3.647 949 Im a 
1884/85 11 467 303 6 737 275 4 730 025 10,08 _ 
1885/86 8 381 049 5.003 215 3 377 834 Tai m 
1886/87 10 182 816 6 611 280 3 571 536 = iu 
1887/88 9 588 035 5 147 233 4441 402 = 9,0 — 
1888/89 9 908 909 6 122 549 3 786 360 3 931 347 as 8,15 
1839/90 12 609 508 7441 527 5 167 981 4 901 408 10,4 10,00 
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in den Betriebsjahren von 1871/72 bis 1889/90. 









Geſammtverbrauch an inländifchem Rübenzuder und eingeführtem fremden Zuder. 











Unter Hinzurechnung der Einfuhrmenge Bon ben 


zu ber in Spalte 9 und 10 
Berbraudsmenge an inländiichem Rübenzuder beredjneten Verbrauchsmengen 
ergiebt ſich entfallen 


Einfuhrmengen, 


in Rohzucker | eine Gejammt-Berbraudhsmenge 


auf ben Kopf ber Bevölkerung 




















| 
nad Spalte 4 nad Spalte 5 nad Spalte 9 | nad Spalte 10 





In Mengen von 100 kg netto. 


457 282 2178 941 | — 5, _ 
236 324 2682 451 | — 6,51 - 
263 574 2 957 431 | _ Ta _ 
245 811 2 701 828 | _ 6,43 — 
185 940 3 205 212 | _ 7,55 - 
95 835 240158  ) = — | = 
66 288 2 903 599 | _ Ö,50 — 
58 651 2 981 295 | _ 6,0 | -_ 
49 910 2 861 903 _ 6,45 | — 
37823 2 833 491 — 6,09 | _ 
39 511 2 978 084 I 6,81 | _ 
47 081 3 766 520 _ 8,90 | = 
36 071 3 684 020 — Bor _ 
34 716 4 764 744 | — 10,36 * 
39 870 3 417 704 | _ 1,97 * 
31 917 3 603 453 | — To = 
58 343 4 499 745 = 9,52 * 
41 362 3 827 722 | 3 972 709 Ta 8,0 
10,83 10,08 


39 240 Sa | 4940 648 | 
| 


Altenjtüde zu den Verhandlungen des Heichstages 1EX. tl 


v. 150. 








Reichstag. Allenſtück Nr. 








(Gefepentwurf, betreffend bie Beſlenerung des Zuclers.) 





Ausfuhr von Zucker aus dem deutſchen Zollgebiet gegen Steuer— 





1884/85. 




































| — BEER 
+, Aller übrige) «a, Aller übrige 
Kanbid: harle Zuder, Kaudis harte Zuder, 
zuder 'ſowie alle | Mohzuder zucker | fomie alle | 
Band und weißen, Br und | weißen, 
an der | trodenen uder trodenen 
= | Sie a | minbejtend ar 8 — 
— Kryita 5 t ale 
der weißen, | "Krümel. | 99 Prosent| weißen, | "Krümel: 
vollen, und Mehl- Bolarifation] vollen, und Mehl- 
Beſtimmung. nie —12 (Ar. 473 pre nt 
roten | 98 Progent | bezw. 699 | — 8 Prozent 
(Nr. 470 Bolarifation, {Rr. 470 | (Botarifeen! 
bezw. 697 | (Mr. a7 | des N Gen. 697 | Mr. 471 
des vom, 698 ſtat. WB pen; bezw. — 
ftat, WB) ftat. = 8) ſtat. W.⸗ Bietet, = B) 
100 kg | 100 ke | 100 ke | 10088 | 100 kr 






12 293 
126 759 681 173 


Bremen 

Hamburg-Atona 

Belgien 

Dänemark. 

Frankreich. 

Großbritannien 

Italien. 

Niederlande . 

Norwegen . —F 

Defterreihellngarn . 

Rortugal . ; 

Numänten . 

Rußland 

Schweben . 

Schweiz 

Spanien 

ZTürfe . . 2 

Uebriges Afrika : 

Oſtindiſche Infeln s 

Britiſch Nordamerika . 

Vereinigte Staaten von 
Amerila. . P 

Weſtindiſcher Archipel . 

Argentinische Republik 

Braſilien . . 

Uebriges Südamerila 

Auftralien . 

Deutjche Zollausichlüffe 
außer Bremen und 
— ung. . 

Ulebrige Länder . 

Nicht ermittelt 
Deutſches Zollgebiet 






2.699 
8504, 
139 91814 027 392 
2 718 
9162 
387 






2461 
99 
22 919 



















760 154 


*) Bezieht fih auf „Hamburg Preibafengebiete". 





1885/86. 











harte Zuder, 
u. |. w. 
von 
ı minbeitens 
98 Prozent 
Polarilation 
(Nr. 699n 
des 
fat, R.®#.) 


„|_100 kg 


—— 
Robzuder — Kani und Aller übrige 
om 
von mindeftens Zuder in 
90 Prozent | weißen | 
minbeftens - im 
| raffinirter | u. ſ. w. 
— —— 
‚Bolarifation]| unter 98, 
| (Mr. 472 aber Kryftalls 
n kg rn u. ſ. 
ezw. 699 | 90 Prozent 
bes Rolarifation (Nr. 698a 
(Mr. 97a | dep 
tat. WB, 
he t. 3.) fat. RB.) 
100 ke | 100 ke | 100 ke 
7. 8 9. 


















| 
23701 7730 111111 5049 
265092, 82675; 843688] 815 467 
zo 200 — | 10254] 22992 
13206 4705 122 4935 
3019 237 4358 

27319 968592625 B11la 221 434 

9 24 — — 
43015 2034 208907| 596 404 
13 650 775) 50 6 
21 — — 49 
187 — 441 
2 497 60 — 1 724 
38 370 504 649 286 
83521) 6008, 75 379) 
— 1249 


104 373, 


1722) 





105 249 


680 196, 205 689 





4040 7154 896 801 


ws 
Pe 
or 


111142 








42057 
485 493 


45 903 
19 175 


4 
311 226 
1 302 
62 458 


12 267 

858 
43 582 
47 790 


95 217 


124 412 


1 500 


1373, 


1 303 789 





23 





10. 





5 618 
55 573 
295 

2 251 


| 146 814 


| 5967 
1830 
196 


5991 
1419 
8740 
172 
| 2748 
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u FTEeT urn > 


vergütung in den: ;Betriebsiahren von 1884/85: bis 1889/90. 






































1887/88. 1888/89. 11889790. 
LySHUlmvn #7 . J — * — un ———— — 
Aller übrige 
Harte 2 Auder der Vergũtungsklaſſe Zuder der Bergütunigöflafie 
u. ſ. m. a | h | # “ | b |- e 
von 
mindeftene des Geſehes vom 9. 7. 1887 bed Geſetzes wom 9. 7. 1887 
98 Prozent „ 
Polarifation (fr, 710 Mr. 711 (Mr, 712 (Ar. 710 Ar al (Rr. 712 
(fr. 699a bei des bei deö bet des 
bes 
EB, t. BB, 88, BB. b ! W. 
Mt. 8) fat, WB.) | Bat. BR) | fa ſtat. WB) | flat. WB | ſtat BR.) 
100 | 10001 200 | 10 Ke | 00 A) 00h] 100 
13. 14, 15, 18. 17, 18. 19, 
4976 4952 8342 1069 er = = 
80 100 |*}1 030 206 | *) 466.655 *) 73 182 *)1 173 757 *) 5826781 *) 27 108 
_ 8 244 45 521 1682 1.028 34 304 2 
2905 9426 17 703 4693 4 707 189 4277 
N _ — 102 _ _ 6 — 
2623988) 438101] 94485] 2322100| 735948 36 782] 2822015| 1120846 21 593 
2512 1688 — = 57 _ 8413 13 038 1999 
290.500 |, . 45940, 12740] 483 472 59 210 1379| 443917 41 671 964 
. 2502 15 831: 2 878 _ 30 804 5 368 1.093 35 396 4743 
11|; 1060 — _ 423 74 — 2267 119 
204 J — 4 866 915! 360 16 527 1 397 971 
31 19 1.096 50 33 4237| 1596 RR 52 178 2749 
222 52 1454 2113 47 847 3.061 53 75411 5 922 
46 392 66 388 2 187 08 942 80 828 4252| 139202 73 389 9177 
ga7|; 110608 — 838 95 818 _ 934 77 202 18 
al — — 80 101 294 99 464 466 
— t —— 2 — — — — — 1 
_ 1 öl = _ 1877 92 715 1828 2 
— — J = I _ _ — 10 851 _ 
— | _ = 16 186 441 675 8412 — 
51 141965 6385| 6105| 817181 4 948 3 701 
Ren en 122 | 4 — 
8578 247 409 2 346 8936 
Fi — 754 5 90 
— 447 7 802 3114 485 
— 34 1530 25 
ı| — 18 _ 13 
— — 437 19 105 
328 — 243 299 1432 
207438| 4124242 1641518 | 2157386, 94917 
| 





nr 
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Anlage E. 


Produktion, Einfuhr umd Ausfuhr des deutjchen Zollgebiets an 

















Menge der zu Stärfezuder verarbeiteten Stärle Menge des gewonnenen 
. Zuſammen 
— Selbitfabrigicte Ungelaufte Bufaurmen Stärke: an 
gewejenen Stärke Stärke zuder Stärfes = — 
jahr Starke⸗ en FERIEN in zucker⸗ * > * 
anders | feiter iyrup | Stärkezuder- 
Fabriken | naſſe |trodene | naſſe | teodene | nafle | troden iyrup 
| (Spalte 9+10) 
i 
100 kg | 100 kg | 100 kg | 100 kg | 100 kg | 100 ka 100 kg 100 kg 
TEN .. 1.8 5. . | 2 | 8 10. 7 
| “ 
1886/87 29 245 952 |; 61 365 |417 719 | 19036 [663 871 ; 80401 149 620 | 300.000 449 620 
| | — 
1887/88 30 336 398 | 38070 [358374 | 31 177 |694 772 | 69 247 139037 | 335 158 474 195 
| er 
1388/89 . 29 245 499 | 24 953 1285986 | 10638 1531485 | 35591 110105 | 244 814 354 019 
4 ' 7) 
1889/90 30 287 026 : 28 145 |512 198 


ı 28518 1799224 56665 | 175802 | 346841 522613 
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Stärfezuder in den Vetriebsjahren von 1886/87 bis 1889/90. 





Einfuhr Ausfuhr 





— des 1 — = 














Stärkzuders in aus länbifhen Konſums 
ben dem 
Aufammen freien freien , 
| am feitem Verlehr Verkehr | Produftion Hiervon 
——— Stärlezucker, und Bleiben 8 
ußerdem Slarle uder⸗ von PR ab | emerfungen. 
* Einfuhr zum 
Goufem | Nrup und Stärfeguder Ausfuhr 
Couleur und (Spalte Konfum 
(Spalte Stärkeinrup 11414) (Spalte 15) 
11+12) 
100 kg 100 kg 100 kg 100 u | 100 Kg 100 kg 100 kg 
12. 13. 14. 15: 17. 18 19. 
2525| 474845 836 243 394 450256 | 248 3804 206 862 *) Dannıter Aryftallifirter 
Stärfezuder: 72 Dy. 
21805 | 496 000 145 259 444 474 340 259 444 214 896 | “+, Desgl. 8400 Dy. 
23060 | 377979 224 130 166 355 143 | 13166 224 977 } **) Deitunter 1299 Dz Iry- 
! | ftallifirter Stärfezuder. 
27450 | 550123 235 223 878 | 223 678 | 299 200 | +) Desgl. 2088 2. 
I 
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Nr, 151. 


Berlin, den 22, November 1890. 


Im Namen Seiner Majeität des Kaiſers beehrt ſich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 
Entwurf eines Gejeges über die Ab- 
änderung des Geſetzes, betreffend Die 
Krantenverfiherung der Arbeiter, vom 
15. Juni 1883, 
wie folder vom Bundesrath beſchloſſen worden it, nebſt 
Begründung und einer gu ammenftellung dem Reichstag 
zur verfaffungsmäßigen Beihlußnahme vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
v. Boetticher. 


An den Reichstag. 
R.A. d. J. Nr. 24134 I. 


Entwurf eines Geſetzes, 


über 


die Abänderung des Geſetzes, betreffend die 
Krankenverficherung der Arbeiter, 
vom 15. Juni 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaifer, 
König von Preußen zc. 

verorbnen im Namen bes Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 

des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


Artikel 1. 
Die 88. 1 bis 4 des Gefepes, betreffend die Kranten- 
verficherung ber Wrbeiter, vom 15. Juni 1883 werben 
durch folgende Beitimmungen erjeßt: 


A. Berficherungszmang. 


u 

Perſonen, welche gegen Öesanı oder Lohn beſchäftigt find: 

1. in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanftalten, 
Brüchen und Gruben, in Fabriken und Hütten— 
werfen, beim I und Binnendampfſchiff⸗ 
fahrtöbetriebe, auf Werften und bei Bauten, 

2. im Handelsgewerbe, im Handwerk und in fonftigen 
jtehenden Gemwerbebetrieben, 

23. in dem Geichäftsbetriebe der Anwälte, Notare und 
Gerichtsvollzieher, 

3. in Betrieben, in denen Dampfteffel oder durch 
elementare Kraft (Wind, Wafler, Dampf, Gas, 
heiße Luft 2c.) bewegte Triebwerke zur Verwen— 
dung kommen, jofern dieſe Verwendung nicht aus— 


ſchließlich in vorübergehender Benutzung einer nicht | 


ur Betriebsanlage gehörenden Kraftmafchine bes 
teht, 
jind, mit Musnahme der Gehülfen umd Lehrlinge in 
Apothefen, fowie der im $. 2 unter Ziffer 2 bis 5 aufge: 
führten Perſonen, jofern nicht die Beichäftigung durch Die 


Natur ihres Gegenſtandes oder im Voraus durd den Ar- 
beitsvertrag Fe einen Zeitraum von weniger als einer 
Mode beſchränkt ift, nad Maßgabe ber Vorjchriften diejes 
Geſehes gegen Krankheit zu verjichern. 

Betriebsbeamte, — — und Lehrlinge, 
ſowie die unter 2a fallenden Perſonen unterliegen der Ver— 
fiherungspfliht nur, wenn ihr Arbeitsverdienft an —* 
oder Gehalt ſechszweidritiel Mark für den Arbeitstag nicht 
überfteigt. 

Als Gehalt oder * im Sinne dieſes Geſetzes gelten 
auch Tantiemen und Naturalbezüge. Der Werth der 
Naturalbezüge wird nah Durchſchnittspreiſen von der 
unteren Verwaltungsbehörde fejtgefeßt. 


8. 2. 

Durch ftatutariiche Beſtimmung einer Gemeinde für 
ihren Bezirk, oder eines weiteren Kommunalverbandes für 
feinen Bezirk oder ile deffelben, kann die Anwendung 
der Vorſchriften bes $. 1 erftredit werben: 

1. auf diejenigen im $. 1 —— Perſonen, deren 
Beihäftigung durch die Natur 2 Gegenftandes 
ober im Voraus dur den Arbeitsvertrag auf 
einen Zeitraum von weniger als einer Bode be= 
ſchränkl ift, 

2. auf die in Kommunalbetrieben und im Kommunal- 
dienfte bejchäftigten Perſonen, auf melde bie 
Anwendung des $. 1 nicht Durch anderweite reiche- 
gefepliche Borfchriften erjtredt ift, 

3. auf diejenigen yamiliena ri eined Ge⸗ 
werbetreibenden, deren Beihäftigung in dem Ge— 
werbebetriebe nicht auf Grund eines Wrbeits- 
vertrages ftattfindet, 

4, auf jelbftändige Gewerbetreibende, welche in eigenen 
Betrieböftätten im Muftrage und für Rechnung 
anderer Gemwerbeireibender mit der Herſtellung oder 
Bearbeitung gewerblicher Erzeugnifie beicäftigt 
werden (Hausinduftrie), und zwar auch für den 
Fall, daß fie die Roh- und Hülfsftoffe jelbft be— 
Ihaffen, und aud für die Zeit, während welcher 
fie vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten, 

5. auf die in ber Land» und Forſtwirthſchaft be- 
ihäftigten Arbeiter und Betriebsbeamten. 

Die auf Grund diefer Vorjchrift ergebenden ftatutarifchen 
Beftimmungen müffen in den Fällen der Ziffern 1 und 4 
neben genauer Bezeichnung derjenigen Klaffen von Berjonen, 
auf welche die Anwendung der Vorichriften bes $. 1 erftredt 
werden joll, Beitimmungen über die Verpflichtung zur An— 
und Abmeldung, fowie über die Verpflichtung zur Eins 
zahlung ber Beiträge enthalten. 

Sie bedürfen der Genehmigung ber höheren Ber: 
waltungsbehörde und find in ber für Bekannimachungen 
der Gemeindebehörden vorgeichriebenen oder üblichen Form 
zu veröffentlichen. 


. 2a, 

Die Anwendung der Srorfegriften bes $. 1 fann auch 
auf joldye in Betrieben ober im Dienfte des Reichs oder 
eines Staates beihäftigte Perfonen erftredt werben, welche 
der Krankenverſicherungspflicht nicht bereits nad) geſetzlichen 
Beftimmungen unterliegen. Die Erftredung erfolgt durch 
—— bes Reichskanzlers beziehungsweiſe der Zentral⸗ 

ehörde. 


$. 3. 

Berjonen des Soldatenftandes, fowie ſolche in Be 
trieben oder im Dienfte des Reichs, eines Staates oder 
Kommunalverbandes beichäftigte Perfonen, welche dem 
Neid, Staat oder Kommunalverbande gegenüber in Krank— 
heitsfällen Anſpruch auf Fortzahlung des Gehalts oder 








bes Lohnes oder auf eine den Beitimmungen des 8. 6 

ng —— gr. * tens bar u Boden 
T anfung haben, von 

pfliht ausgenommen, — 


§. 3a. 
Auf ihren Antrag ſind von der Verſiche i 
en br 8 fi rſicherungspflicht zu 

1. Berfonen, welche in Folge von Verlegungen, Ge- 
breden, chronischen Krankheiten oder Alter nur 
theilweife oder nur zeitweife erwerbsfähig find, 
wenn der unterftüßungspflichtige Armenverband 
der Befreiung zuftimmt, 

2. Perfonen, welden gegen ihren Arbeitgeber für 
den Fall der Erkrankung ein Rechtsanſpruch auf 
eine den Beltimmungen bes $. 6 entiprechende 
ober gleihwerthige Unterftügung zufteht, fofern bie 
Leiftungsfähigfeit des Arbeitgebers zur Erfüllung 

‚des Anſpruchs geſichert ift. 

Wird der Antrag auf Befreiung von der Verwaltung 
der Gemeinde⸗Krankenverſicherung ober von dem Vorftande 
der Kranfenkaffe, welcher der Antragfteller an ehören 
würde, abgelehnt, jo enticheidet auf Anrufen des Antrags 
ftellers die Auffichtsbehörde endgültig. 

In dem Falle zu 2 gilt die eingeräumte Befreiung 
nur für die Dauer des Arbeitövertrages. Sie erlijcht vor 
en des Arbeitövertrages: 

a) wenn fie von der Auffichtsbehörde wegen nicht 
genügender Leiftungsjähigkeit des Arbeitgebers von 
Amtswegen oder auf Antrag eines Betheiligten 
aufgehoben wird, 

b) wenn ber Arbeitgeber die befreite Perſon zur 
Kranfenverfiherung anmeldet. Die Anmeldung ift 
ohne rechtliche Wirkung, wenn die befreite Perſon 
zur Zeit derjelben bereits erfranft war. 

Infoweit im Erfrankungsfalle der gegen den Arbeit: 
geber beftehende Anſpruch nicht erfüllt wird, ift auf Antrag 
der befreiten Berfon von der Gemeinde-Krankenverficherung 
oder von ber Krankenlaſſe, welcher fie im Nichtbefreiungs- 
falle angehört haben würde, die gejegliche oder ftatuten- 
mäßige Sranfenunterjtügung zu gewähren. Die zu bem 
Ende gemachten Aufwendungen find von dem Arbeitgeber 
zu erftatten. 


$. 3b. 

Auf den Antrag des Arbeitgebers find von der Ver: 
ficherungspflicht zu befreien Lehrlinge, welchen durch den 
Arbeitgeber für die während der Dauer des Lehrverhält- 
niffes eintretenden Erkrankungsfälle der Anſpruch auf freie 
Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gefichert ift. 

Die Beitimmungen des $. 3a Abjak 2, 3, 4 finden 
entiprechende Anwendung. 


B. Gemeinde-Arankenverficherung. 


$. 4. 
Für alle verfiherungspflichtigen Perſonen, welche nicht 
einer DOrts-frankentafle 3 16), . 
einer Betriebs: — Krankenkaſſe ($. 59), 
einer Bau⸗ſtrankenkaſſe ($. 69), 
einer Innungs⸗Krankenkaſſe ($. 73), 
einer Ruappichaftötaffe ($. 74) 
Tg tritt, vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 75, 
die GemeinbesKranlenverfiherung ein. 

Berjonen der in 88. 1, 2, 3 bezeichneten Art, welche 
der Berfiherungspflicht nicht unterliegen, ſowie Dienftboten 
find beredtigt, der Gemeinde-Krankenverſicherung der Ge: 
meinde, in beren irt fie beichäftigt find, beizutreten, 
Durch ftatutariiche Beftimmung ($. 2) kann auch anderen 
nichtverficherungspflichtigen Perfonen die Aufnahme in die 
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Gemeindesferanfenverficherung geftattet oder das Recht des 
Beitritts eingeräumt werden. 

Der Beitritt der Berechtigten erfolgt durch schriftliche 
oder mündliche Grflärung beim Gemeindbevoritande, ges 
währt aber feinen Anſpruch auf Unterftügung im Falle 
einer bereitd zur Zeit diefer Erflärung eingetretenen Er— 
franfung. Die Gemeinde ift beredhtigt, nichtverficherungs- 
pflichtige Perfonen, welche ſich zum Beitritt melden, einer 
ärztlichen Unterfuhung unterziehen zu laſſen, und, wenn 
dieſe eine bereits beftehenbe Krankheit ergiebt, von der Ver: 
fiherung uweiſen. 

Freiwillig Beigetretene, welche die Verſicherungsbei— 
träge ($. 5) an zwei auf einander folgenden Zahlungs— 
terminen nicht geleiftet Haben, jcheiden damit aus der Ge— 
meinde=franfenverfiherung aus. 


Artikel 2. 
Hinter $. 5 wirb folgender 8. 5a eingefchoben: 


$. 5a. 
ür Perſonen, welche, in Gewerbebetrieben befchäftigt 
find, deren Natur es mit fidh bringt, daß einzelne Arbeiten 
an wechjelnden Orten außerhalb der Betriebsftätte ausgeführt 
werben, gilt auch für die Beit, während welcher jie mit 
folhen Arbeiten bejchäftigt find, als Beichäftigungsort ber 
Si bes Gewerbebetriebes, 

Werden verficherungspflichtige Perfonen von einer 
öffentlichen oder privaten Vetrieböverwaltun mit Arbeiten 
befchäftigt, welche an wechſelnden, in verjchiebenen Ges 
meinbebezirfen belegenen Orten auszuführen find, fo gilt, 
falls nicht nach Anhörung der betheiligten Verwaltungen 
und Gemeinden von ber höheren Berwaltungsbehörde 
etwas Anderes beftimmt wird, als Beihäftigungsort die— 
jenige Gemeinde, in welcher die mit der unmittelbaren 
Leitung jener Arbeiten betraute Stelle ihren Sig hat. 

Für Perſonen, welde in ber Land» oder Forftwirth- 
Ichaft zur Beichäftigung an wechjelnden, in verfchiedenen 
Gemeindebezirken belegenen Orten — ſind, gilt 
ala Beſchäftigungsort der Sit des Betriebes ($. 44 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886, Reichs-Geſetzbl. S. 132). 


Artikel 3. 
Die $$. 6 bis 8 werben durch folgende Beftimmungen erfeßt: 


$. 6. 

Als Krankenunterftügung ift zu gewähren: 

1. von Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Be- 
handlung, Arznei, jowie Brillen, Bruchbänder und 
ähnliche Heilmittel; 

2. im falle der Erwerbsunfähigfeit vom dritten Tage 
nah dem Tage der Erkrankung ab für jeden 
Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte 
bes ortsüblihen Tagelohnes gewöhnlicher Tages 
arbeiter. 

Die Kranlenunterjtügung endet jpätejtens mit dem Ab— 
lauf ber dreizehnten Woche nad Beginn der Krankheit, im 
Falle der Erwerbsunfähigteit fpäteftens mit dem Ablauf der 
dreizehnten Woche nad) Beginn des Kranfengeldbezuges. 

Das Krankengeld ijt nach Ablauf jeder Woche zu zahlen. 


$. 6a. 

Die Gemeinden find ermächtigt, zu beſchließen: 

1. daß Perjonen, welche der Berfiherungspflicht nicht 
unterliegen und freiwillig der Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung beitreten, erjt nah Ablauf einer auf 
höchſtens —*— Wochen vom Beitritt ab zu be— 
meſſenden Friſt Kranfenunterftügung erhalten; 

2. daß Verſicherten, welche die Gemeinde-Kranken— 
verſicherung durch Betrug geſchädigt oder ſich die 
Krankheit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Be— 
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theiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durd) 
Trunffälligkeit oder geſchlechtliche Ausichweifungen 
zugezogen haben, das Krankengeld gar nicht oder 
nur iheilweile zu gewähren ift; 

3. dab Berfiderten, welche die Krankenunterſtützung 
ununterbrochen oder im Laufe eines Zeitraums 
von zwölf Monaten für dreizehn Wochen bezogen 
—— bei Eintritt eines neuen Unterftügungsfalles, 
ofern dieſer durch die gleiche micht gehobene 
Krankheitsurſache veranlagt iſt, im ae ber 
nädjiten zwölf Monate Kraulenunterſtützung nur 
für die Geſammtdauer von dreizehn Wochen zu 
. ren ift; 

4. daß Krankengeld allgemein oder unter beſtimmten 

Vorausjegungen ſchon vom Tage des Kintritts der 

Erwerbsunfähigfeit ab, jowie für Sonn: und Feſi— 

ioge zu zahlen ift. 

Die Gemeinden find ferner ermächtigt, Vorſchriften 

über die Krankenmeldung, über das Verhalten der Kranken 

und über bie Krantenaufigt zu erlaffen und zu bejtimmen, 
daß Berficherte, welche dieſen Worfchriften oder den Anord— 
nungen des behandelnden Arztes zuwiderhandeln, Drdnungs⸗ 
ſtrafen Dis zu zwanzig Mark zu erlegen haben, oder des Kran- 
fengelbes ganz ober theilweiſe verluftig gehen. Vorſchriften 
diejer Art bedürfen der Genehmigung der Aufjichtsbehörbe. 

Sind von der Gemeinde⸗Kranlenverſiche bejtinmmte 

—5* beſtellt, ſo Kamm bie Bezahlung der Behandlung 

duch andere Merzte, joweit nicht die Zuziehung des Kaflen- 

ur wegen Gefahr im Verzuge unthunlich war, abgelehnt 
werben. 


g. 7. 

An Stelle der im $. 6 vorgefchriebenen Leiftungen 
fann freie Kur und Verpflegung TG einem ——— 
gewährt werden, und zwar: 

1. für Diejenigen, welche verheirathet oder @licder 
einer Familie find, mit ihrer Zuftimmung, oder 
unabhän ig von berjelben, wenn bie ürt ber 
Krankheit Anforderungen an die Behandlung oder 
Verpflegung welden in der familie bes 
Erkrankten nicht genügt werben fann, oder wenn 
die Krankheit eine auftedende ift, oder wenn ber 
Erkrankte wiederholt den auf Grund des $. 6a 
Abſatz 2 erlaffenen Vorfehriften zuwider gehandelt 
hat, oder wenn deſſen Buftand ober erhalten 
eine fortgefehte Beoba erfordert; 

2. für fonftige Erkrankte unbedingt. 

Hat ber in — Krankenhauſe Unlergebrachte Ange— 
hörige, deren Unterhalt er bisher aus jeinem Arbeilsver— 
bienfte beftritten hat, fo ift neben der freien Sur und Ber: 
— bie Hälfte des im 8. 6 feſigefetzten Krankengeldes 


. 8. 

Der Betrag bes —** Tagelo öhnli 
Tagearbeiter wird von der an —— — * 
——— cn bekomme Pet 

i 
in achungen unnte Blatt 


Die — findet für männlich d weibliche, 
für De liche * —— "Arbeiter — in 
Die egung für jugendliche Arbeiter kann nt für 
—— ed Leute ($. 135 — Fe 4 ber Ge 

vor i i 
bie für junge Pen "Geizoffene Geffielhun — — 
Artikel 4. 
‚Im $. 10 Abſatz 3 werben bie Worte: „einer durch⸗ 
ber Berhfanilicen Sepresenbgebe ber Teen 
„ esausga r 
brei Jahre“. 


Artilel 5. 
Im 8.16 = zwifchen Abfa 1 und Abſatz 2 folgender 


oben: 
„Die Borjchriften bes $.5a finden auch Hier An— 
ung.“ 
Artikel 6. 

Die 88. 19 bis 21 werben durch folgende Beftimmun- 

gen erjet: .. 
a, 

Die Gemeinden find Pa Gewerbszweige oder 
Betriebsarten, für welche eine —— nicht be— 
ſteht, einer beſtehenden Orts-ſtrankenkaſſe nach Anhörung 
derſelben, und nachdem den betheiligten Verſicherungs— 
pflichtigen Gelegenheit zu einer Aeußerung darüber gegeben 
worden ift, — 

Gegen den Beſcheid, durch welchen die Zuweiſung aus- 
geiproden wird, fteht der Kafle inmerhalb vier Wochen nach 

er Zuftellung die Beſchwerde an die höhere VBerwaltungs- 
behörde zu. r 
. 19. 


Die Gewerbszweige und Betriebsarten, für welche eine 
Orts⸗Kranlenkaſſe errichtet wird, find in dem Kaſſenſtatut 
($. 23) zu bezeichnen. 

Die in diefen Gewerbszweigen und Betriebsarten be 
ichäftigten Perſonen werden, foweit fie verfiherungspflichtig 
find, vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 75, mit dem 
Tage, an weldem fie in die VBeichäftigung eintreten, Mit: 
glieder der Kafle, ſofern fie nicht vermöge ihrer Beichäftigung 
einer der in $$. 59, 69, 73, 74 bezeichneten Kaſſen angehören. 

Soweit fie nicht verficherungspflichtig find, haben fie 
das Recht, der Kaffe beizutreten. Der Beitritt erfolgt durch 
ichriftliche oder mündliche ge. bei dem Kaffen- 
vorjtande oder der auf Grund des $. 49 Abja 4 errichteten 
Meldeftelle, gewährt aber feinen .. auf Unterjtügung 
im Falle einer bereits ni Beit diefer Anmeldung ein- 
getretenen Erkrankung. Die Kaffe iſt berechtigt, nicht 
verficherungspflichtige Perfonen, welche ſich zum Beitritt 
melden, einer ärztlichen Unterſuchung unterziehen zu laſſen 
und ihre Aufnahme en wenn die Unterfuchung 
eine bereits bejtehende Krankheit ergiebt. 

Sind mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten d 
einem Betriebe vereinigt, fo gehören die in biefem be: 
ſchäftigten verfiherungspflichtigen Berfonen derjenigen Orts- 
Kranlenkaſſe an, welde für ben Gewerbszweig ober die 
Betriebsart errichtet ift, in denen die Mehrzahl dieſer 
Perſonen beichäftigt if. Im Zweifel entjcheidet, nach Ans 
hörung des Betriebsunternehmers, ber Vorſtände ber be 
theiligten Kaffen und der Auffihtsbehörbe, die höhere Vers 
waltungsbehörde endgültig. . 

Der Austritt ift verfiherungspflidtigen Perſonen mit 
dem Scluffe des Rehnungsjahres zu en wenn fie 
denſelben jpäteftens brei ate zuvor bei dem Borftande 
beantragen und vor dem Austritt nachweiſen, daß fie Mit- 

er einer der im $. 75 bezeichneten Kafjen geworben 
nd. 

Die Mitgliedfhaft nichtverjicherungspflichtiger Perfonen 
erlifcht, wenn ſie Die Beiträge an zwei auf einander folgenden 
Zahlungsterminen nicht geleiftet haben, 


20. 
Die Sina follen mindeftens gewähren: 
1. eine Krankenunterſtützung, welche nad) 88.6, 7,8 
mit der Maßgabe zu bemeſſen ift, daß ber durch— 


chnittliche Zagelo der Ber- 
— en bie Me errichier wich, foweit 
er brei Mark für den Arbeits idht über 


tag mi - 
fchreitet, an bie Stelle des ortsüblichen Tagelohnes 
gewöhnlicher Tagearbeiter tritt; 
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2. eine — in Höhe des Krankengeldes an 
ehelihe Wöchnerinnen, welche vor der eg 
bereit 6 Monate ununterbrochen einer auf Grun 
dieſes Gefepes errichteten Kaffe angehört — 
auf die Dauer von drei Wochen J ihrer Nieder⸗ 


nft; 
3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld 
im zwanzigfachen Betrage des durchſchnittlichen 
Tagelohnes (Ziffer 1). 

Die Seife ung des durchſchnittlichen Tagelohnes kann 
auch unter VBerüdfichtigung der zwiſchen den Kaſſen— 
mitgliedern Hinfichtlich der Lohnhöhe beftehenden Verſchieden— 
heiten Mafjenweije erfolgen. Der durchſchnittliche Tagelohn 
einer Maffe darf in diefem Falle nicht über den Betrag 
von vier Markt feitgeftellt werden. 

Als ehelihe Wöchnerinmen im Sinne des Abjag 1 


Ziffer 2 verheirathete Wöchnerinnen, fowie Witten 
und geſchiedene frauen, deren Entbindung innerhalb 
des geſetzlich für die Vermuthung ber ebelicen Geburt 


maßgebenden Zeitraumes — 
Verſtirbt ein als Mitglied der Kaffe Erkranlier nad 
Beendigung der Krantenunterftüßung, jo ift das Sterbe— 
eld zu gewähren, wenn die Erwerbsunfähigkeit bis zum 
ode fortgedauert hat, und der Tob im Folge berfelben 
Krankheit jpäteftend vor Ablauf eines Jahres nad Be— 
endigung der Krankenunterftügung eingetreten ift. 
Das Sterbegeld ift zunächft zur Dedung der Koften 
des Begräbnifjes bejtimmt und in dem aufgewenbdeten Bes 


8. 21. 
Eine Erhöhung und Erweiterung der Leiftungen der 

DOrts-Frantenfaflen iſt in folgendem Umfange zulällig: 

1. Die Dauer der Krankenunterſtützung famı auf 
einen längeren Zeitraum als dreizehn Wochen, bis 
zu einem Jahre feitgejeßt werben. 

Das Krankengeld kann n ober ımter be 

ftimmten VBorausfegungen jchon vom QTage des 

Eintritt8 der Erwerbsunfähigkeit ab, ſowie für 

Sonn» und Feſttage gewährt werben, fofern dies 

fowohl von Vertretung ber u Beiträgen ver⸗ 

pflichteten Arbeitgeber ($. 38), als auch von ber 
igen der Verficherten bejchloffen wird. 

2. Das Krankengeld kann auf einen u Ber 
trag, und zwar bis zu brei Viertel des durch— 
fchnittlichen Tagelohns & 20) feftgefeßt werben; 
neben freier ärztlicher Behandlung und Arznei 
fönnen auch andere als bie im $. 6 bezeichneten 

eilmittel gewährt werben. 

3, freier r und Verpflegung in einem 
Krantenhaufe kann Krankengeld bis zu einem Achtel 
des durchſchnitilichen — 5: 20) auch 
ſolchen bewilligt werden, welche nidht den Unter 
Ki Angehörigen aus ihrem Lohne bejtritten 


3a. Für bie Dauer eines Jahres von Beendigung der 

anfı ab kann Fürſorge für Re— 

tonwaleszenten, namentlich auch Unterbringung in 
einer Refonvaleszentenanftalt gewährt werben. 

4. Die Wöcjnerinnen » Unterftügung kann bis zur 
Dauer von ſechs Wochen nah ber Nieberkunft er= 
ver und aud unehelihen Wöchnerinnen gewährt 
wer 


en. 

5. Freie ärztliche — freie Arznei und ſon— 

ige Heilmittel koͤnnen für erkrankle Familien— 
Atenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1890. 


1a. 


angehörige der Kaffenmitglieder, fofern fie nicht 
ſelbſt dem — ——— unterliegen, 
gewährt werden. Unter bderjelben Vorausfegung 
fann für Ehefrauen ber Kaſſenmitglieder im Falle 
der Entbindung die nach Ziffer 4 zuläffige Inter: 
ftüßung gewährt werben. 

6. Das Sterbegeld kann auf einen höheren als ben 
zwangzigfadhen Betrag, und zwar bis zum vierzig- 
fachen Betrage des durdhichnittlichen Tagelohnes 
($. 20) erhöht werben, 

T. Beim Tode der Ehefrau oder eines Kindes eines 
Kaffenmitgliedes kann, fofern diefe Perfonen nicht 
jelbft in einem gejeglichen Berficherungsverhält- 
niffe jtehen, auf Grund deifen ihren Hinterbliebenen 
ein Anſpruch auf Sterbegeld zufteht, ein Sterbe- 
geld, und zwar für erjtere im Betrage bis 
pe Dritteln, für leptere bis zur Hälfte des für 

ad Mitglied feftgeitellten Sterbegeldes gewährt 
werden. 

Auf weitere Unterftügungen, namentlidy auf Invaliden-, 

BWittwen- und Watjenunterftügungen, dürfen die Leiftungen 
der Ortösstrantenfaflen nicht ausgedehnt werben. 


Artikel 7. 
Der $. 24 wird abgeändert, wie folgt: 


” 24. 
Das Kaſſenſtatut beden der Genehmigung der — eren 
Verwaltungsbehörde. Beſcheid iſt innerhalb ſechs Wochen 
zu ertheilen. ie Genehmigung darf nur verſagt werden, 
wenn das Statut den Anforderungen dieſes Geſetzes nicht 
enügt oder wenn die Bejtimmung über die Klaſſen von 
Een welche der Kaſſe angehören follen ($. 23 Abſatz 2 
gie 1), mit ben Beftimmungen bes Statuts einer anderen 
aſſe im Widerſpruch fteht. Wird die Genehmigung vers 
agt, fo find die Gründe mitzutheilen. Der verjagende Be- 
cheid kann im Wege des Berwaltungsftreitverfahrens, wo 
ein jolches nicht befieht, im Wege bes Nekurjes nad Maß» 
gabe der Vorfchriften der SS. 20, 21 ber Gewerbeorbnung 
angefochten werden. 
Abänderungen des Statuts unterliegen der gleichen 
Borichrift. 
Den Zeitpunkt, mit weldem bie Kaſſe ins Leben tritt, 
beftimmt die höhere Verwaltungsbehörbe. 
Artikel 8. 
Die 8$. 26 bis 28 werden durch folgende Beſtim— 
mungen erfeht 
$. 26. 
it 


ür ſämmtliche Kaffenmitglieder beginnt das Recht 
auf die Unterftügungen der Kaffe zum Betrage der gejeß- 
lichen Mindeftleiftungen der Kaffe ($. 20) mit dem Zeit 
punkte, in welchem fie Mitglieder der Kafle geworden find 
5 19). Bon Kaffenmitgliedern, weldje nachweiſen, daß 
ie bereits einer anderen —— angehört oder Bei⸗ 
träge zur Gemeindes$rantenverficherung geleiftet haben, 
und daß zwiſchen dem Seitpunkte, mit welchem fie aufs 
ehört haben, einer ſolchen Krankenkaſſe anzugehören ober 
Beiträge zur Gemeinde-rankenverfiherung zu leiften, und 
dem eitpunkte, in weldhem fie Mitglieder der Ortssfranfen- 
taſſe geworden find, nicht gi als dreizehn Wochen liegen, 
darf ein —— nicht erhoben werden. 
Kaſſenmitglieder, welche aus der Beſchäftigung, ver— 
möge welcher der Kaffe angehörten, behufs Erfüllung 
* Dienſtpflicht im Heere oder in der Marine ausge— 
ſchieden ſind und nach üllung der Dienſtpflicht in eine 
Beichäftigung zurückkehren, vermöge welcher fie ber Kaſſe 
wieder angehören, erwerben mit dem Zeitpunfte des Wieder— 
eintritts in die Kalle das Recht auf die vollen jtatuten- 
112 
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mäßigen Unterftügungen berfelben und können zur Zahlung 

eines neuen Eintrittögeldes nicht verpflichtet werden. Dass 

jelbe gilt von denjenigen, welche einer Kafje vermöge ber 
er in einem Gewerbszweige angehört haben, 
deſſen Natur eine periodiich wiederkehrende zeitweilige Ein— 
ftellung des Betriebes mit fi bringt, wenn fie in Folge 
der Iegteren ausgejchieden, aber nach Wieberbeginn ber 

Betrieböperiode in eine Beihäftigung zurüdgelehrt find, 

vermöge welcher fie wieder .. derfelben Kaffe werben. 
Someit die ee eſtimmungen nicht entgegen= 

ftehen, kann durch Kaſſenſtatut beftimmt werden, dah as 

Recht auf die Unterftügungen der Kaffe erft nad) Ablauf 

einer Karenzzeit beginnt, und daß neu eintretende Kaſſen— 

mitglieder ein Eintrittögeld zu zahlen haben. Die Karenzs 

zeit darf den Zeitraum von jehs Wochen, das Eintritts- 

eld darf den Betrag des für ſechs Wochen zu leiftenden 
fienbeitrages nicht überfteigen. 
8. 26a. 

Kajfenmitgliedern, welche leichzeitig anderweitig gegen 

eit verjichert find, it das Krankengeld ſoweit zu 

kürzen, als daſſelbe, zuſammen mit dem aus anderweiter 

Verjicherung bezogenen Kranfengelde, den vollen Betrag 

ihres durchſchnittlichen —— überſteigen würde. 

Durch das Kaſſenſtatut lann dieſe Kürzung ganz oder theil- 

weiſe ausgeſchloſſen werben. 

Durch das Kaſſenſtatut kann ferner beſtimmt werden: 
1. daß die Mitglieder bei Verluſt ihrer Anſprüche an 
die Kaſſe verpflichtet ſind, andere von ihnen ein— 
egangene Verſicherungsverhältniſſe, aus welchen 
ihnen Anſprüche auf Krankenunterſtützung zuſtehen, 
fofern fie zur Zeit des Eintritts in die Kaffe bereits 
bejtanden, binnen einer Woche nad dem Eintritt, 
fofern fie jpäter abgejchloffen werben, binnen einer 
Woche nad) dem Äbſchluſſe, dem Kaſſenvorſtande 
anzuzeigen; 

2, dab Mitgliedern, welche die Kaffe durch Betrug 
eichädigt oder ſich die Krankheit vorfäglih, oder 
uch ſchuldhafie VBetheiligung bei Schlägereien 

oder Raufhändeln, durch Trunffälligkeit oder ge— 
ichlechtliche Ausſchweifungen zugezogen haben, das 
ftatutenmäßige Krankengeld gar nicht, ober nur 
theilmeife zu gewähren ift; 

2a. daß Mitglieder, welche den durch Beſchluß der 
Generalverfammlung über die Krankenmeldung, 
das Verhalten der Kranken und Die — — 
ſicht erlaſſenen Vorſchriften oder den Anordnungen 
des behandelnden Arztes zuwiderhandeln, Ordnungs⸗ 
ſtrafen bis zu zwanzig Mark zu erlegen Haben, 
oder des Krankengeldes ganz oder theilmeije ver: 
luſtig gehen; 

2b. da für den all der Beftellung beftimmter Kaſſen— 

ärzte die Bezahlung der Behandlung durch andere 
Aerzte, jomeit nicht die Dusiegung des Kaſſen⸗ 
arztes wegen Gefahr im Verzuge unthunlid war, 
abgelehnt werden fan; 

3. daß Mitgliedern, welche die Kranfenunterftügung 
ununterbroden oder im Laufe eines Zeitraumes 
von zwölf Monaten für dreizehn Wochen bezogen 
a bei Eintritt eines neuen Unterftügungss 
alles, jofern diefer durch die gleiche nicht gehobene 
Krankheitsurſache veranlaßt worden ift, im Laufe 
der nächften zwölf Monate Kerankenunterftügung 
nur im gefeglichen Mindeſtbetrage ($. 20) und nur 
für die Geſammtdauer von dreizehn Moden zu 
ewähren ift; 

4. daß Verſonen, welche der Verfiherungspflicht nicht 
unterliegen und freiwillig der Kaſſe beitreten, erſt 
nad Ablauf einer auf höchſtens ſechs Wochen vom 


Beitritt ab zu bemefjenden Frift Krankenunter— 
ftügung erhalten; 

5. daß auch andere als die in den 88. 1 bis 3 ge— 
nannten Perjonen als Mitglieder ber Kafle aufs 
genommen werben fönnen, 

Die unter 2a bezeichneten Beſchlüſſe der Generalver- 
fammlung bedürfen der Genehmigung der Auffichtsbehörbe. 
Ueber Beihwerden gegen die Verfagung der Genehmigung 
entfcheidet die nächſt vorgefegte Dienſtbehörde endgültig. 

Abänderungen des Statutö, d welde die bis⸗ 

erigen Raffenleijtungen herabgefegt werben, finden auf ſolche 

itglieber, welchen bereits zur Zeit der Abänderung ein 

Unterftügungsanfpruc wegen eingetretener Krankheit zujteht, 
für die Dauer diefer Krankheit feine Anwendung. 


8. 27. 

Kaffenmitglieder, melde aus der die Mitgliebichaft 
begrünbenben Beſchäftigung ausſcheiden und nicht zu einer 
Beihäftigung übergehen, vermöge welcher fie Mitglieder 
einer anderen ber in den 8$. 16, 59, 69, 73, 74 bezeichneten 
Krankenlaſſen werben, bleiben ſolange Mitglieder, als fie 
ſich im Gebiete des Deutſchen Reis aufhalten, fofern fie 
ihre dahin gehende Abficht binnen einer Woche dem Kaſſen— 
vorftande anzeigen. Die Zahlung der vollen ftatuten- 
mäßigen Kaflenbeiträge zum erften Fälligkeitstermine ift 
der ausbrüdlichen Anzeige gleich zu eradıten, fofern ber 
— ——————— innerhalb ber für bie letztere vorge— 
chriebenen einwöchigen Friſt liegt. 

Die Mitgliedihaft erlifcht, werm die Beiträge an zwei 
— folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet 
werden. 

Durch Kaſſenſtatut kann beſtimmt werden, daß für 
nicht im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltende Mitglieder 
der im erſten Abſatze bezeichneten Art an die Stelle der 
im $. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten ge eine 
— — in Höhe von mindeſtens der Hälfte bes Kranken⸗ 
geldes tritt. 

Ueber bie ——— ber Beiträge, die Auszahlung 
ber Unterftügungen und bie Krankenkontrole für die nicht 
im Bezirke Gemeinde fih aufhaltenden Perſonen hat 
das Kaffenftatut Beitimmung zu treffen. 


$. 28. 

Berjonen, welche in {Folge eintretender Erwerbslofigteit 

aus der Kaffe ausicheiden, verbleibt ber Anſpruch auf bie 
eſetzlichen Mindeftleiftungen der Kaffe in U ũtzungs⸗ 
Pillen, welche während der Erwerbslofigteit und inner 
eined Zeitraumes von drei Wochen nad dem Ausſcheiden 
aus der Kaſſe eintreten, wenn der Ausfcheidenbe vor feinem 
Ausiheiden mindeftens drei Wochen ununterbrochen einer 
auf > diefes Gejeges errichteten Kranlenkaſſe anges 
hört hat. 

Diejer Anſpruch fällt weg, wenn bie Erwerbslofigkeit 
durch vertragswidrigen Austritt aus der Beichäftigung ver- 
urſacht worden ift oder wenn ber Betheiligte ſich nicht im 
Gebiete des Deutihen Reichs aufhält. 


Artikel 9. 


Im erften Abſatz des $. 32 werden bie Worte: „einer 
durchſchnittlichen Se Fer abe" erſetzt durch die Worte! 
„der burdhichnittlichen Jahresausgabe der lepten 
drei Jahre. 
Artifel 10. 
An Stelle des Abſatz 3 des $. 33 tritt folgende Be— 
ftimmung: 
Wird zur Wufrechterhaltung oder Wiederherjtellung 
der Leiftungsfähigfeit einer Kaffe eine fchleunige Ber: 
mehrung ihrer Einnahmen oder Verminderung ihrer 
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behörbe, vorbehaltlich des vorftehend vorgejchriebenen Ver: 
fahrens, eine jofortige vorläufige Erhöhung der Beiträge | 
oder Herabjegung der Leijtungen, Ießtere bis zur gejeglichen 
Mindeftleiftung und unbeſchadet der Borfchrit des 8. 26a | 
Abſatz 4, verfügen. Gegen dieſe Verfügung ift die Bes 
ſchwerde an die Zentralbehörde zuläffig. Dielelbe hat feine 
aufihiebende Wirkung. 


Artikel 11. 
Hinter $. 38 wirb folgender 8. 38 a eingeichoben: 


| 
Ausgaben el jo kann die höhere Verwaltungs: 


$. 38a. 

Die Arbeitgeber find berechtigt, fi in der Generals | 
verjammlung dur ihre Geihäftsführer oder Betriebsbe- 
amten vertreten zu laſſen. Bon ber Bertretung ijt dem 
Kaſſenvorſtande vor Beginn der Generalverjammlung An— 
zeige zu machen. 

Die Arbeitgeber find ferner berechtigt, 


Mitgliedern 
der aus Vertretern beftehenben Generalv 


ammlung und 
des Vorftandes Geichäftsführer oder Betriebsbeamte der 
zu Beiträgen verpflichteten Urbeitgeber zu wählen. Cine 
Bertretung ber — Mitglieder der Generalverſamm— 
lung oder des Borftandes findet nicht jtatt. 


Artilel 12. 

Der $. 39 erhält als zweiten Abſatz folgenden Zujag: 
Haben die Arbeitgeber auf die ihnen zuftehende Vertretung 
in der Generalverfammlung ober im Borjtande verzichtet, 
jo können fie diefe Vertretung nur mit Ablauf einer Wahl: | 
periobe wieder in Anjpruch nehmen. 

Artikel 13. 
. 40 erhält als fünften Abſatß folgenden Zuſaßz: 
Rrstraibchöche fann die Anlegung verfügbarer 
Gelder in anderen als ben vorjtehend bezeichneten zinss 
tragenden Papieren, jowie die vorübergehende Anlegung 
itweilig verfügbarer Betriebsgelder bei anderen als ben 


) 

| 

Der 
vorbezeichneten Kreditanjtalten widerruflich geftatten. 
| 


Die 


Artikel 14. 
Hinter $. 43 wird folgender $. 43a eingejhoben: 


$. 43u. 

Durch Beſchluß des weiteren Kommunalverbandes mit 
—— der höheren Verwaltungsbehörde oder, wo 
weitere Kommunalverbãnde Er beftehen, durch Verfügung 
ber höheren Verwaltungsbehörde können Klafien von Bere 
——— für welche Orts-Krankenkaſſen nicht 

eſtehen, einer beſtehenden gemeinſamen Orts-Krankenkaſſe 
nach Anhörung derſelben und nachdem Vertretern der be— 
theiligten Verſicherungspflichtigen Gelegenheit zu einer 
Aeußerung gegeben worden ift, zugewieſen werben. Gegen 
die Verfügung der höheren Verwaltungsbehörbe, durch 
welche die Zumweifung genehmigt oder angeordnet wird, 
fteht der Kafje innerhalb vier Wochen nad) der Zuftellung 
die Beſchwerde an bie Zentralbehörbe zu. 


Artikel 15. 
Die $$. 46 bis 51 werben durch folgende Beftimmungen 
eht: 


8. 46. 

Sämmtlihe oder mehrere Gemeinde = Srankenver: 
fiherungen und Orts-Kranlenlaſſen innerhalb des Vezirts 
einer Auffichtsbehörde können durch übereinftimmende Bes 
fchlüffe der beteiligten Kommumalverbände und der Generals | 
verfammlungen der betheiligten Hafen zu einem Verbande 
zum Zweck: | 

1. der Anftellung eines gemeinfamen Rechnungs und 

Kaffenführers und anderer gemeinfamer Bedieniteten, 
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2. der Abſchließung gemeinfamer Verträge mit Aerzten, 
Apotheten, Rranfenhäufern und Lieferanten von 
Heilmitteln und anderer Bebürfnifle der Kranken— 


pflege, 

3. der Anlage und des Betriebes gemeinfamer An- 
ftalten zur Heilung und Verpflegung erfrantter 
Mitglieder, fomwie zur Fürſorge für Relonvales— 
zenten 

ſich vereinigen. 

Die Vertretung bes Kaflenverbandes und bie Geſchäfts— 

führung für denfelben wird nad) Maßgabe eines von ber 

heren Verwaltungsbehörde zu genchmigenden Verbands— 
atuts durch einen von den Verwaltungen der betheiligten 
Gemeinde-franfenverfiherungen und den Rorftän ber 
betheiligten Kaffen zu wählenden oder, folange eine Wahl 
nicht zu Stande fommt, von ber Auffichtsbehörde zu er— 
nennenden Vorſtand wahrgenommen. Im falle der Anz 
ftelung eines gemeinfamen Rechnungs- und Kaflenführers 
fönnen durch das Verbandsftatut Beſtimmungen über ges 
meinlame Verwahrung der Beftände der beiheiligten Ge— 
———— und Krankenlaſſen getroffen 
werden. 

Der Verband kann unter feinem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht Magen und ver: 
Hagt werden. Die Ausgaben des Verbandes werden durch 
Beiträge der betheiligten Gemeindes$tranfenverficherungen 
und Kranlkenkaſſen gededt, welde in Ermangelung ander: 
weiter durch Uebereinfommen derfelben getroffener Regelun 
am Scluffe jedes Nehnungsjahres nah dem Verhältni 
der im Laufe des Nehmungsjahres vereinnahmten Kaſſen— 
beiträge umgelegt werben. 

Die Gemeindesftrantenverfiherungen und Kranlenkaſſen, 
welche dem Verbande angehören, find verpflichtet, auf Aufz 
forderung des Verbandsvorjtandes im Laufe des Rechnungs— 
fıpres diejenigen Vorſchüſſe zur Verbandstaffe zu leiſten, 
welde zur Dedung der gemeinfamen Ausgaben erforderlich 
find. Die VBorichüjle find in Ermangelung anderweiter durd) 
das Verbandsitatut getroffener Regelung nad) dem Verhältniß 
der im Laufe des zunächit voraufgegangenen Rechnungs— 
jahres vereimnahmten Kafjenbeiträge auszuſchreiben und 
umerhalb zweier Wochen nah erfolgter Ausſchreibung ein- 
zahlen. Die im Laufe des Nechnungsjahres gelcijteten 

orihüffe find bei der am Schluſſe deſſelben erfolgenden 
Umlegung zur Anrechnung zu bringen. 


$. 46a. 
Bu den im $. 46 Abjag 1 unter Ziffer 1 und 2 be 
eichneten Zwecken kann ein Verband in Ermangelung einer 
reinbarung durch eine nah Anhörung der betheiligten 
Kommunalverbände und Generalverfammlungen mit Ges 
nehmigung der höheren Vermwaltungsbehörde erfolgende 
Anordnung der Aufjihtsbehörde gebildet werben. 
Auf den fo gebildeten Verband finden die Bejtimmungen 
. 46 Abjag 2, 3, 4 mit der Maßgabe Anwendung, 
dab das Berbandsftatut, falls ein ſolches nicht innerhalb 
einer zu bejtimmenden Friſt durch Vereinbarung zu Stande 
kommt, von der Aufjichtsbehörde mit Genehmigung der 
höheren Verwaltungsbehörde erlaſſen wird. 


8. 46 b. 

Ein nad $. 46 Abſatz 1 gebildeter Verband kann 
durch übereinftimmende Beichlüffe der betheiligten Kommunal: 
verbände und der Generalverjammlungen der betheiligten 
Krantenkafjen aufgelöft werben. 

Jede Gemeindesftranfenverfiherung und Krankenkaſſe 
fann nad jehs Monate vorher erfolgter Aufkündigung 
mit dem Schluſſe bes Kalenderjahres aus dem Verbande 
austreten, Beruht der Verband auf einer nad 8. 46a 
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getroffenen Anordnung, jo bebarf der Austritt der Ger 
nehmigung der Aufjichtsbehörde. 

Soweit nicht durd das Verbandsftatut oder durch 
Uebereinfommen etwas Anderes bejtimmt ift, wird bei der 
Auflöfung des Verbandes oder beim Ausscheiden einer der 
betheiligten Kaſſen von dem nad Dedung der Schulden 
verbleibenden Vermögen des Verbandes jeder ausjcheidenden 
Kaffe derjenige Antheil überwieſen, welder auf fie nad) 
dem Verhältniß der im Laufe des Iepten Kalenderjahres 
vereinmahmten Kaſſenbeiträge entfällt. 

3. 41. 

Die Schließung einer — 55 muß erfolgen: 

1. wenn die Zahl der Mitglieder dauernd unter 
fünfzig ſinkt; 

2. wenn ſich aus den Jahresabſchlüſſen der Kaſſe er— 
giebt, daß die geſetzlichen Mindeſtleiſtungen auch nach 
erfolgter Erhöhung der Beiträge der Verſicherten 
auf drei Prozent des durchſchnittlichen Tagelohnes 
($. 20) nicht gedeckt werben können, und eine weitere 
rg der Beiträge nicht auf dem im $. 31 
Abjag 2 vorgejehenen Wege beichloffen wird. 

Die Auflöjung kann erfolgen, wenn fie von ber Ges 
meinbdebehörde unter Zuſtimmung dev Generalverfanmlung 
beantragt wird. 

Die Schliefung oder Auflöfung erfolgt durch Wer: 
fügung der höheren Verwaltungsbehörde, welche, fofern fie 
auf Schliegung einer Kaffe gerichtet ift, von der General: 
verfammlung, jofern dadurch die Auflöfung einer Kaffe ab: 
gelchnt wird, von der Gemeindebehörde beziehungsmweife ber 
Seneralverfammlung nad) Maßgabe des ‘ 24 angefochten 
werben kann. 

Wird eine Orts-Krankenkaſſe geichloffen oder aufgelöft, 
fo find die verjidherungspflichtigen Berjonen, für welche fie 
errichtet war, anderen Orts-Kranlenkaſſen und, ſoweit Dies 
nicht ohne erhebliche Benachtheiligung anderer Orts-⸗Kranken⸗ 
tafjen geichehen kann, der Gemeinde: Krankenverficherung 
zu überweijen. 

Das etwa vorhandene Vermögen der Kaffe ift im 
dieſem Falle zumächit zur Berichtigung der etwa vorhandenen 
Schulden umd zur Dedung der vor der Schliefung oder 
Auflöjung bereits entjtandenen Unterftügungsanjprüde zu 
verwenden. Der Reit fällt denjenigen Orts-Kranlkenkaſſen, 
fowie der Gemeindesferanfenverficherung zu, mweldyen die ber 
geſchloſſenen oder aufgelöften Kaffe angehörenden Perſonen 
überwiejen werden. Findet eine jolche Ueberweiſung nicht 
ftatt, jo ift der Net des Vermögens in der dem bisherigen 
Zwed am meiften eniſprechenden Weiſe zu verwenden. 

Die Verfügung über die Zumweifung der verfiherungs- 
pflichtigen Perjonen, für welde die geſchloſſene oder aufs 

elöjte Kaffe errichtet war, an andere Krankenkaſſen oder die 

emeindes$tranfenverficherung, ſowie über die Vertheilung 
oder Verwendung des Rejtvermögens wird von der höheren 
BVerwaltungsbehörde getroffen. Gegen dieſe Verfügung 
fteht den VBetheiligten innerhalb vier Wochen die Beſchwerde 
an die Zentralbehörde zu. Die Beſchwerde hat, — es 
ich um die Zuweiſung der verſicherungspflichtigen Perſonen 
ee feine aufidiebende Wirkung. 

Die Vorſchrift des erjten Abſatzes findet feine An— 
wendung, wenn nach dem Urtheile der höheren Verwaltungs- 
behörde die Gewährung der geſetzlichen Mindeftleiftungen 
durch vorhandenes Vermögen oder durch andere außer 
ordentliche Hülfsquellen gejichert it. 


. 48. 
Ortskrankenkaſſen, welche auf Grund der 88. 16, 17 
für verfiherungspflichtige Perſonen verichiedener Gewerbs— 


rc ober Betriebsarten errichtet find, köünmen nah Ans 


| 


rung der Gemeinde aufgelöft werden, wenn die Generals 
verfammlung der Kaſſe dies beantragt. 
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\ behörde lann für fämmtlidhe Gemeinde: 


| 


Unter der gleichen Vorausſetzung kann die Ausſcheidung 
der bemfelben Gewerbszweige oder derfelben Betriebsart 
angehörenden Kaffenmitglieder aus der gemeinfamen Kaffe 
erfolgen, wenn die Mehrzahl diejer Kaffenmitglieber zus 
jtimmt. 

Für Oriskranlenkaſſen, welche auf Grund der 88. 43 
oder 43 a gemeinjam für mehrere Gemeinden oder für einen 
weiteren Kommunalverband errichtet find, lann auf Antrag 
einer ber betheiligten Gemeinden oder der Generalverjamm: 
lung der betheiligten Kafje die Auflöfung oder Die Aus: 
ſcheidung der in einer oder mehreren der betheiligten Ges 
meinden bejchäftigten Kaſſenmitglieder erfolgen. 

Die Auflölung oder Ausiheidung erfolgt durch Ver— 
— der höheren Verwaltungsbehörde. Gegen die Ver— 

ung, durch welche die — oder Ausſcheidung an- 
geordnet oder . wird, jteht den Betheiligten inmerhalb 
vier Wochen die Beichwerde an die Yentralbehörde zu. 
Ueber die Verwendung und Verteilung des Bermögens, 
fowie über die anderweitige Verfiherung der verfidherungss 
pjlichtigen Perſonen ift nad) Maßgabe des 8. 47 Abjak 4 
bis 6 Beitimmung zu treffen. 


$. 48a. 

Ergiebt ſich, daß einem Kaffenftatut nad) $. 24 Abſatz 1 
die Genehmigung hätte verfagt werden müflen, jo hat 
die höhere VBerwaltungsbehörde die erforderliche Abänderung 
anzuordnen, Der die Abänderung anordnende Beſcheid 
tann auf dem im $. 24 Abſatz 1 bezeichneten Wege an— 
gefochten werden. 

Unterläßt die Vertretung der Kaffe, die endgültig an⸗ 
—— Abänderung zu beſchließen, ſo hat die höhere 

erwaltungs behörde die Beſchlußfaſſung anzuordnen und, 
falls dieſer Anordnung keine Folge gegeben wird, ihrerſeits 
die erforderliche Abänderung des Kaſſenſtatuts von Amts— 
wegen mit rechtsverbindliher Wirkung zu vollziehen. Das- 
felbe gilt, werm die Vertretung der Kaffe unterläßt, bie: 
jenigen Abänderungen des Kaffenftatuts zu beichliehen, 
welche durch endgültige, auf Grund ber 88. 18a, 33, 43a, 
47 Abſatz 6 erlaſſene Anordnungen erfordert werben. 


D. Gemeinfame Beftimmungen für die Gemeinde- 
Brankenverfiherung und für die Ortskennkenkaffen. 


8. 49. 

Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beichäftigte 
verfiherungspflichtige Berfon, welche nicht einer Betriebs— 
(Fabrik-) antentofe & 59), Bau⸗ſtrankenkaſſe (8. 69), 
Innungs-Krantentaffe ($. 73), Knappſchaftskaſſe ($. 74) 
angehört, ſpäteſtens am dritten Tage nach Beginn ber 
Behäftigung anzumelden und fpäteftens am britten Tage 
nad) Beendigung derſelben wieder abzumelden. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für vers 
icherungspflichtige Perſonen folder Klaſſen, für welche 

18-Kranfentafien bejtehen ($. 23 Abſatz 2 Ziffer 1), bei 
den durch das Statut diefer Kaffen bejtimmten Stellen, 
übrigens bei der Gemeindebehörde oder einer von dieſer 
zu beftimmenden Meldeftelle. 

In der Anmeldung zur Ortssfrankentaffe find aud) 
die behufs der Berechnung der Beiträge durch das Statut 
geforderten Angaben über die Lohnverhältnifje zu machen. 
Aenderungen in dieſen Verhältniſſen find jpäteftens am 
dritten Tage, nachdem jie eingetreten, anzumelden. 

Die Auffichtsbehörde, ſowie die höhere Verwaltungs- 
anfenverfiherungen 
und Orts-Krankenkaſſen ihres Bezirks oder einzelner Theile 


deffelben eine — Meldeſtelle errichten. Die Auf: 
bringung der Kojten derfelben erfolgt durch die betheiligten 
Gemeinden und Orts-ſtrankenkaſſen nad Maßgabe des 


$. 46 Abſatz 3, 4. 





8. 49a. 

, Bird für eine verfiherumngspflichtige Perjon die Ber 
freiung von der Verpflichtung, der Gemeindesfranken- 
em oder einer Ortösftrantenfajje anzugehören, in 
Anſpruch genommen, jo it diejer Anjpruch binnen der Ans 
meldefrijt ($. 49 Abſatz 1) unter Angabe des Befreiungs- 
— bei der Meldeſtelle geltend zu machen. Bis zur 

bringung des Nachweiſes des Befreiungsgrundes können 
für die angemeldete Perſon die fälligen Beiträge von der 
GemeindesKrankenverfiherung oder Drts-Krantentafje vor⸗ 
läufig erhoben werden. Wird der Nachweis erbracht, fo 
find die vorläufig erhobenen Beiträge binnen einer Woche 
zurüdzugahlen. 


$. 49b, 

fslaſſen der im $. 75 bezeichneten Art haben jedes 
Ausſcheiden eines verjiherungspflichtigen Mitgliedes aus 
ber Kafje und jedes Uebertreten eines jolchen in eine 
niedrigere Mitgliederflaffe binnen einer Woche bei der 
Meldeſtelle oder, in Ermangelung einer ſolchen, 
ei der Aufſichtsbehörde desjenigen Vezirts, in weldem 
bas Mitglied zur Zeit der legten Beitragszahlung beichäftigt 
war, unter m. jeines Aufenthaltsortes und feiner Bes 

ichäftigung zu dieſer Zeit ſchriftlich anzuzeigen. 

Für Hülfstaffen, welche örtliche Verwaltungsjtellen 
errichtet ha ift Die Anzeige von der örtlichen Verwal: 
— zu erjtatten. 

ur Erſtattung der Anzeige ijt für jede Hülfslajfe, 
fofern deren Borjtand nicht eine andere Perſon damit bes 
auftragt, der Rechnungsführer derjelben, für die örtliche 
Verwaltungsſtelle dasjenige Mitglied, welches die Ned): 
nungsgeichäfte berjelben führt, verpflichtet. 

Die Auffichtsbehörde hat die an fie gelangenden An— 
zeigen der Verwaltung der Gemeindesfrankenverficherung 
ober dem Vorjtand der Orts-Krankenkaſſe, welcher die in 
ber Anzeige bezeichnete Perſon nad) der in derfelben ans 
gegebenen Beihäftigung anzugehören verpflichtet iſt, zu 
uberweijen. 
50 


$. 50. 
Arbeitgeber, welche ber um nach $. 49 obliegenden 
Anmeldepfliht nicht genügen, ſowie Hülfskaſſen, für welche 
bie im 8. 48b vorgejchriebene Anzeige nicht erjtattet wird, 
haben alle Aufwendungen, welche eine Gemeindesfrantens 
verjicherung oder eine Orts-Rrantentafle auf Grund gejeß- 
liher oder ftatutarifcher Vorſchrift in eimem vor der Une 
meldung oder vor der Anzeige durch die nicht angemeldete 
oder nicht angezeigte Perſon veranlaßten Unterjtügungsfalle 
gemacht hat, zu erjtatten, 

Die Verpflichtung zur Entrihtung von Beiträgen für 
die Zeit, während ur die nid,t angemeldete oder nicht 
angezeigte Perſon ber Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder 
der Orts-Krankenlaſſe anzugehören verpflichtet war, wird 
hierdurch nicht berührt. 


8. 51. 

Die Wrbeitgeber find verpflichtet, Die Beiträge und 
Eintrittögelber, welche für bie von ihnen bejchäftigten 
Verſonen zur Gemeinde-Krankenwerſicherung oder zu emer 
Orts⸗Krankenkaſſe zu entrichten find, einzuzahlen. Die 
Beiträge find an die Gemeinde-franfenverficherung, ſofern 
nicht d Gemeindebeihluß andere ———— feſt⸗ 
Beh find, wöcentlih im Voraus, an die Orts-Kranken— 
r zu den durch Statut feſtgeſetzten Zahlungsterminen 
einzuzahlen. Das Eintrittsgeld iſt mit dem erſten fälligen 
Beitrag MERKE Die Beiträge find folange fortzus 
zahlen, bis die vorihriftsmäßige Abmeldung ($. 49) erfolgt 
ift, und für ben betreffenden Zeittheil zurückzuerſtatten, 
wern die rechtzeitig abgemeldete Perjon innerhalb ber 
— aus der bisherigen Beſchäftigung aus— 
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Wenn ber Berfiherte gleichzeitig in mehreren die Ver— 

| fiherungspflicht begründenden Arbeitsverhältniffen fteht, fo 

| — die ſämmtlichen Arbeitgeber als Geſammtſchuldner 
r bie vollen Beiträge und Eintrittsgelder. 

Durch Gemeindebeihluß mit Genehmigung der Auf: 
fichtsbehörde oder durch —— kann beſtimmt werden, 
daß die Beiträge ſtets für volle Wochen erhoben und zu— 

| rüdgezahlt werden. 


J 


Artikel 16. 


Die 88. 53 bis 58 werden durch folgende Beſtim— 
mungen erjeßt: 


8. 58. 

Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen bes 
Ihäftigten Berfonen die für diefelben ug Eintritts- 
gelder und Beiträge, im vollen ge, letztere jo- 
weit fie diefelben nicht nad) $. 52 aus eigenen Mitteln zu 
leiften haben, bei jeder Lohnzahlung in Abzug zu bringen. 
Abzüge für Beiträge dürfen fi) Höchftens auf die in den 
beiden legten Kobnzahlungsperioden fällig gewordenen 
Beiträge eritreden. 

Arbeitgeber, beren Zahlungsunfähigteit in dem nad) 
$. 55 eingeleiteten Beitreibungsverfahren feſtgeſtellt ift, find 
verpflichtet, die im Abjag 1 zugelafienen Lohnabzüge zu 
machen und deren Betrag jofort, nachdem der Abzug 
gemacht worden ift, an die berechtigte Kafje abzuliefern. 


8. 54. 
Ob und imwieweit die Vorjchriften des 8. 49 Abjap 1 
bis 3, $. 51 Abjaß 1, ee 52 auf die Arbeitgeber der im 
. 2 Abſatz 1 unter Ziffer 1 und 4 bezeichneten Perſonen 
nwendung finden, it durch ſtatutariſche Beſtimmung zu 
regeln; biefelbe bedarf der Genehmigung der höheren Ber: 
waltungsbehörde. 

Auf dem gleichen Wege kann bejtimmt werben: 

1. daß für diejenigen BVerficherten, auf welche die An— 
wendung der Borjchriften des $. 1 auf Grund 
bes $. 2 Abſatz 1 Fiffer 4 erjtredt ift, ſowie für 
die von ihnen beichäftigten verfiherungspflichtigen 
Berjonen die Beiträge und Unterftügungen jtatt 
nad dem ortsüblichen Lohne gewöhnlicher Tage: 
arbeiter (8. 8) oder nadı dem durchſchnittlichen 
Tagelohne ($. 20 Abſatz 1 Ziffer 1) in Prozenten 
des wirklichen Arbeitsverdienftes, ſoweit diefer vier 
Mart für den Arbeitstag nicht überjchreitet, feit- 
zuftellen find; 

2. daß die Arbeitgeber der im $. 2 Abſatz 1 Ziffer 4 
bezeichneten Gemwerbetreibenden, fofern auf diefe 
die Anwendung ber Vorſchriften des $. 1 erſtreckt 
ift, auch die Beiträge für die von diefen Gewerbes 
treibenden beſchäftigien verſicherungspflichtigen 
Perſonen einzuzahlen und zu einem Drittel aus 
eigenen Mitteln zu beſtreiten haben. 


. 55. 

Der Anſpruch auf Girtriigeiber und Beiträge ver- 
jährt in einem Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem er entjtanden iſt. Rückſtändige Eintrittsgelder und 
Beiträge werden in berjelben Weile beigetrieben, wie Ge— 
meindeabgaben. Die dafür beftehenden landesrechtlichen 
Vorſchriften finden auch infofern Amvendung, als fie über 
die aufichiebende Wirkung va gegen die Zahlungs— 
pflicht erhobener Einwendungen Bejtimmung treffen. 

Die —— Eintrittsgelder und Beiträge haben 
das Vorzugsrecht des 8. 54 Nr. 1 der Reichs-tonkurs— 
ordnung vom 10. Februar 1877. 

Sofern nad Gemeindebeihluß oder Kaſſenſtatut der 
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Einleitung des Beitreibungsverfahrens ein Mahnverfahren 
vorangeht, kann von Arbeitgebern, welche die Eintrittsgelder 
und Beiträge nicht zum FFälligkeitstermine eingezahlt haben, 
eine Mahngebühr erhoben und wie die Rüdjtände beige— 
trieben werden. Die Feſtſetzung des Betrages der Mahn: 
gebühr unterliegt der Genehmigung der Auffichtsbehörde. 


8. 56. 

Die Unterftügungsanjprüde auf Grund diefes Geſetzes 
verjähren in zwei Jahren vom Tage ihrer Entftehung an. 
ie dem Unterftügungsberechtigten zufiehenden Forde— 
rungen Zönmen mit rechtlicher Wirkung weder verpfändet, 
nod übertragen, noch für andere als die im $. 749 
Abſatz 4 der Civilprozeßordnung bezeichneten Forderungen 
der Ehefrau und chelihen Kinder und die des eriaß- 
berechtigten Armenverbandes gepfändet werden; fie dürfen 
nur auf geſchuldete Eintrittsgelder und Beiträge, welche 
von dem Unterftügungsberechtigten ielbft einzuzahlen waren, 
ſowie auf Gelditrafen, welche er durch Zumiderhandlungen 
egen die auf Grund des 8. 6a Abjah 2 ober $. 26a 
fe ab 2 Ziffer 2a erlafienen Vorſchriften verwirkt Hat, 

anfgerechnet werden. 


$. 67. 

Die auf geſetzlicher Vorfchrift beruhende Verpflichtung 
von Gemeinden oder Armenverbänden zur Unterftüßung 
hülfsbedürftiger Perjonen, ſowie die auf Gefe oder Ver— 
trag beruhenden Anſprüche ber Verficherten gegen Dritte 
werben durch dieſes Gejek nicht berührt. 

Soweit auf Grumd diejer Verpflichtung Unterftügungen 
für einen Beitraum geleiftet find, für weldhen dem Unter: 
ftügten auf Grund dieſes Gefeges ein Unterjtügungsaniprucd 
ufteht, geht der Ießtere im Betrage der geleifteten Unter 
—* auf die Gemeinde oder den Armenverband über, 
von weldyen die Unterftügung geleijtet ift. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternehmern und 
Kaſſen, weldje die den bezeichneten Gemeinden und Armen— 
verbänden obliegende Verpflichtung zur Unterftüßung auf 
Grund gejeplicher Vorſchrift erfüllt Haben. 

von ber Gemeindesfrantenverfiherung oder von 
der Orts-Krankenkaſſe Unterftüung in einem Kranlheits— 
falle geleiftet, für welchen dem Verſicherten ein gejeglicher 
Entihädigungsanfprudy gegen Dritte zuiteht, jo geht diejer 
Anſpruch in Höhe der geleifteten Unterftügung auf die Ge— 
meinde-Srantenverficherung oder die Oris⸗Krankenkaſſe über. 

An Fällen diefer Art gilt als Erfah der im 8. 6 
Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte bes 
gejeglihen Mindejtbetrages des Kranfengeldes, jofern nicht 
höhere Aufwendungen nachgewiejen werden. 


. 57a, 

Auf Erfordern einer GemeindesKrankenverficherung oder 
einer Orts⸗Krankenkaſſe ift den bei ihr verficherten Pers 
fonen, welche außerhalb des Bezirts berfelben wohnen, im 
Falle der Erkrankung von der für Verſicherungspflichtige 
deffelben Gewerbszweiges oder berjelben PVetriebsart bes 
rg Drtssftrantenfafle oder in Ermangelung einer 
olhen von der Gemeinde des —— dieſelbe Unter⸗ 
ſtũtzung zu gewähren, welche ber anlie von ber Ge— 
meinde⸗Krankenverſicherung oder Oris⸗Kranlenkaſſe, der er 
angehört, zu beanjpruchen hat. Dieje haben der unter 
ftügenden Orts-Krankenkaſſe oder Gemeinde die hieraus er— 
wachſenden Koſten zu eritatten. 

Dafjelbe gilt für Verſicherte, welche während eines 
vorübergehenden Aufenthalts —— des Bezirks der 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung oder Orts-Krankenlkaſſe, ber 
ie angehören, erkranken, ſofern oder ſolange ihre Ueber— 
ührung nach ihrem Wohnorte nicht erfolgen kann. 

Für die Erſtattung der Koſten gilt in dieſen Fällen 
als Erſatz der im $. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftun- 


gen die Hälfte des Krankengeldes, ſofern nicht höhere Aufs 
wendungen nachgewieſen werben. 


8. 57b. 

Sitreitigleiten zwiſchen Gemeinde-Rranfenverfiherungen 
BR era ee oder zwiſchen Orts-Rrantentaffen über 
die Frage, welcher von ihnen die in einem Gewerbszweige oder 
in einer Betriebsart oder in einem einzelnen Betriebe be= 
ichäftigten Perjonen angehören, werben von der höheren 
Verwaltungsbehörde entichieden. 

Gegen die Entſcheidung fteht den Betheiligten binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 

‚ Ergeht die Entſcheidung dahin, daß verfiherungs- 
pflichtige Perfonen einer anderen Kaſſe, als derjenigen, 
bei er fie bisher thatſächlich verſichert waren, anzu— 
ehören haben, jo ift in berjelben der Zeitpunft zu bes 
—— mit welchem das neue Verſicherungsverhältniß in 
aft tritt. 


. 58, 

Streitigfeiten, welche geben ben auf Grund biefes 
ai zu verſichernden Perfonen oder ihren Arbeitgebern 
einerſeits und der Gemeindesfranfenverfiherung oder der 
Orts⸗Krankenlaſſe andererjeits über das Berjiherungsver- 
hältniß oder über die Verpflichtung zur Leiftung oder Ein- 
ahlung von Eintrittsgeldern und Beiträgen oder über Unter: 

Aupungsaniprüdie entfieben, fowie Streitigkeiten zwiſchen einem 
Verbande ($$. 46 und 46a) und den betheiligten Kaflen aus 
dem Berbandsverhältniß werden von der Auffichtsbehörde 
entichieden. Die Entſcheidung kann binnen — Wochen 
nad der Zuſtellung derſelben im Wege des Verwaltungs— 
jtreitverfahrens, wo ein ſolches nicht beſteht, im Wege des 
Rekurſes nad) Mafgabe der Vorjchriften der SS. 20, 21 der 
Gewerbeordnung angefochten werden. Die cheidung der 
Aufjichtsbehörde ift vorläufig vollftredbar, ſoweit es ſich 
um Streitigkeiten handelt, welche Unterſtützungsanſprüche 
oder Anfprüche eines Verbandes an die betheiligten Kaffen 
betreffen. 
Streitigfeiten über die im $. 57 Abfaß 2 unb 3 be— 
zeichneten Anfprüche, Streitigkeiten über Erſtattungsanſprüche 
aus $. 3a Abſatz 4, 88. 3b, 50 und 57a, ferner Streitig- 
keiten zwijchen Gemeinde-Krankenverſicherungen und Kranfen- 
kaſſen über den Erjaß irrthümlich geleifteter Unterjtügungen 
werden im Vermwaltungsitreitverfahren, wo ein foldyes nicht 
befteht, von der Auffichtäbehörbe entjchieden. Die Ent: 
ſcheidung der Auffichtsbehörde kann binnen zwei Wochen 
nah Aujtellung derſelben im Wege des Rekurſes nad 
ie der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten 
werden. 


Artikel 17. 
Die $$. 63 bis 65 werden durch folgende Beitimmungen 
ept! . 


$. 63. 

‚ „ Verficherumgspflichtige Verfonen, welhe in dem Bes 
triebe, für welden eine Betriebs: (Fabrik) Krankenlaſſe 
errichtet iſt, beichäftigt werben, gehören vorbehaltlich der 
Beitimmungen des $. 75 mit dem Tage des Eintritts in 
die Beihäftigung der Kaſſe als Mitglieder an. 

Nichtverficherungspflicytige in dem Betriebe befchäftigte 
Perjonen haben das Recht, der Kaffe beizutreten. Der 
Beitritt erfolgt durch fchriftliche oder mündliche Anmelbu 
bei dem Kafjenvorftande, gewährt aber keinen Anſpru 
auf Unterftügung im Falle einer bereit3 zur Bei Dieier 
Anmeldung eingetretenen Erkrankung. Die Kaſſe ift be— 
rechtigt, nichtverficherungspflichtige ag wert melde fich 
zum Beitritt melden, emer ärztlihen Unterfuhung unter 
ziehen zu laffen und ihre Aufnahme abzulchnen, wenn die 
Unterfudhung eine bereits beftehende Krankheit ergiebt. 

Verfiherungspflichtigen Perfonen ift der Austritt mit 
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dem Schluffe bes €. zu geftatten, wenn fie | und ber 


denſelben minbeftens drei Monate vorher bei dem Vorſtande 
beantragen und vor dem Austritte nachweiſen, daß fie einer 
ber im $. 75 bezeichneten Kaffen angehören. 

Nichtverficherungspflichtige Perſonen, welche die Bei— 
träge an zwei ——— Zahlungsterminen nicht 
geleiſtet haben, ſcheiden damit aus der Kaſſe aus. 

. 64. 

Die für Ortskrankenkaſſen geltenden Beftimmungen ber 
8. 20 bis 42, 48a, 49a, 49b Abſatz 4 und 8. 50 finden 
auf die Betriebs: (Fabrik) Krankenkaſſen mit folgenden 
Abänderungen Anwendung: 

1. Durch Beitimmung des Statuts können die Bei— 
träge und Unterftügungen ftatt nach durchjchnitt- 
lichen —— ($. 20) in Prozenten des wirk— 
lichen Arbeitsverdienftes der einzelnen Verficherten 
feftgejegt werben, joweit diefer vier Mark für den 
Tag nicht überfteigt. 

. Das FKajlenftatut ® 23) ift durch den Betriebs: 
unternehmer in Perſon oder durch einen Beauf— 
tragten nad Anhörung ber beichäftigten Perſonen 
ober ber von benfelben gewählten Vertreter zu er- 


richten. 

. Dur das Kaffenftatut kann dem Betriebsunter- 
nehmer oder einem Vertreter deſſelben der Vorſitz 
im Borftande und in der Generalverjanmlung 
übertragen werben. 

. Die Rechnungs- und Kaffenführung ift unter Vers 
antwortlichfeit und auf Koften des Betriebsunter- 
nehmer8 durch einen von demſelben zu beftellen- 
den Rechnungs- und Kaffenführer wahrzunehmen. 
Verwendimgen von Kafjengeldern in ben en 
ber Betriebsunternehmer fallen unter die Vorſchrift 
des $. 42 Abſatz 2. 

. Reihen die Beitände einer auf Grund der Vor— 
ſchrift des $. 61 errichteten Betriebs- (Fabrik-) 
Krantenkafje nicht aus, um bie laufenden Aus- 
gaben berfelben zu deden, jo find von dem Be— 
rang die erforderlichen Vorſchüſſe zu 


leiften. 

. Die aus bem Betriebe ausgejchtebenen Perſonen, 
welche auf Grumb der Vorſchrift des 8. 27 Mit- 
glieder der Kaffe bleiben, können Stimmrechte nicht 
ausüben und Kaffenämter nicht befleiben. 

. Die Geltendmahung des Befreiungsanfpruchs 
$. 49a) hat jpäteftens am briften Tage nad 

ginn ber Beichäftigung bei dem Kaflenvorjtande 
zu erfolgen. 


$. 685. 

Die Betriebsunternehmer find verpflichtet, die ftatuten- 
mäßigen Eintrittsgelder und Beiträge für die von ihnen 
beihäftigten verfiherungspflichtigen Kaffenmitglieder zu den 
duch das Kaſſenſtatut feitgeiegten Sahlungsterminen in bie 
Kaffe —— und die Beiträge zu einem Drittel aus 
eigenen Mitteln zu leiſten. 

Sie ſind berechtigt, die Eintritisgelder und zwei Drittel 
der Beiträge den Kaſſenmitgliedern, ſu welche jie dieſelben 
einzahlen, bei jeder a in Abzug zu bringen. 
ng für Beiträge dürfen fich höchftens auf die in den 
bei legten Lohnzahlungsperioden fällig geworbenen 
Beiträge erftreden. 
erden die gejeglihen Mindeftleiftungen der Kaffe 
. 20) dur bie Beiträge, nachdem dieſe für die Ver— 

cherten drei Prozent ber durchſchnittlichen Tagelöhne ober 

3 Arbeitsverdienftes erreicht haben, nicht gededt, jo hat 
ber Betriebsunternehmer die zur Deckung derjelben erforder- 
lichen Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln zu Ieiften. 

Die Beftimmungen bes $. 51 Abjap 3, $. 53 Abjag 2 


tf, betr. die Rranfenverfiherung ber 
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. 55 bis 58 finden auch auf Betriebs: (Fabrik-) 
Krankenkaſſen Anwendung. - 
Artikel 18. 
— $. 67 werben folgende 88. 67a und 67h ein- 
geſchoben: 


8. 67a, 

Mehrere Betriebs- (Fabrik) Krantentaffen für Betriebe 
beffelben Unternehmers lönnen mit Zuftimmung ihrer 
Generalverfammlungen zu einer Kaffe vereinigt werben. 

Die Vereinigung erfolgt durch Errichtung eines Kaffen- 
ſtatuts für die vereinigte Kaffe nad) Vorſchrift des $. 64 

iffer 2 mit der Maßgabe, dak als Vertreter ber be— 
Fe flinten Perfonen die Generalverfammlungen ber be= 
ftehenden Kaffen gelten. j 

Mit dem Zeitpunkte, zu welchem die vereinigte Kaffe 
ins Leben tritt, gehen auf biejelbe alle Rechte und Ber- 
binblichteiten der bisherigen Kaffen über. 


. 67Tb, 

Geht von mehreren Betrieben eines Unternehmers, für 
welche eine gemeinjame Betriebs- (Fabrik) Krantentaffe 
bejteht, einer in ben Befig eines anderen Unternehmers 
über, fo jcheiden die in dieſem Betriebe befhäftigten Perſonen 
auf ben Antrag eines der betheiligten Unternehmer aus 
ber Kaffe aus. 2 
In diefem Falle erfolgt die Theilung des Vermögens 
ber bisher gemeinfamen Kaffe nad) folgenden Bejtimmungen: 

1. Ergiebt fih nad Berichtigung der etwa vors 

anbenen Schulden und Dedung ber vor bem 
eitpunkte bes Ausjcheidens bereits entitandenen 
nterftügungsanfprüde ein überfchießendes Ber: 
mögen, fo ift ber Theil befielben, mwelder dem 
Berhältnik der gas er ausſcheidenden zur Ge— 
fammtzahl der bisherigen Kaffenmitglieder ent- 
ipriht, derjenigen Sranfentaffe zu überweiſen, 
welder die An dem —— —— be⸗ 
ſchaftigten onen fortan anzugehören haben. 
—8 ſich ein Fehlbetrag, ß ift derſelbe, falls 
ber Antrag von bem lnternehmer bes aus- 
ſcheidenden Wetriebes geftellt worben ift, von 
diefem in dem umter Kiffer 1 feitgejeßten Ber- 
hältniß zu decken. — 

Der Antrag auf Ausſcheidung iſt an die höhere Ver— 
waltungsbehörde zu richten. Dieje beftimmt den Zeitpunkt, 
mit weldhem die Ausfcheidung ftattzufinden hat, und ent 
ſcheidet über die Vertheilung bes Vermögens. Gegen dieſe 
Entfheidung fteht den Betheiligten binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 

Artikel 19. 

Der fünfte Abſatz des $. 68 wirb abgeändert, wie folgt: 

Auf das Vermögen der geichloffenen oder aufgelöften 
Kaffe finden die Vorjchriften des 8. 47 Abſatz 5 An— 
wendung. Sind die zur Dedung bereits entftandener Unter: 
ftüßungsanfprüdhe ——— Mittel nicht vorhanden, ſo 
find die lehieren vor Schließung oder Auflöſung ber Kafle 
aufzubringen. Die Haftung für dieſelben Tiegt dem Bes 
triebsunternehmer ob. 


Artilel 20. 
Der $. 73 wird abgeändert, wie folgt: 


6. Iunungs-Arankenkaffen. 
$. 73. 
Auf Krankenkaffen, welche auf Grund der Vorſchriften 
des Titels VI der Gewerbeordnung von Junungen für die 
Gejellen und Lehrlinge ihrer Mitglieder errichtet werden, 
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finden bie Vorſchriften des $. 19 Abſatz 5, ss: 20 bis 22, 
26 bis 33, 39 bis 42, 46, 46a, 46b, 48a Abiah 2 $: 49b 
Abjap 4, SS. 50 bis 53, 55 bis 58, 64 Biffer 7, $. 65 Ab⸗ 
fa 3 Anwendung. 

Wird für eine Innung nad) an gg ber vorjtehenden 
Beitimmung eine Innungs-Krankenkaſſe errichtet, jo werden 
die von Innungsmitgliedern in ihrem Gewerbebetriebe be— 
Ihäftigten verfiherungspflichtigen Perſonen, vorbehaltlich der 

ejtimmung des $. 75, ſoweit fie zu dem Seitpunfte, mit 
welchem die Kafle ins Leben tritt, in diefer Beſchäftigung 
ftehen, mit biefem Peitpunkte, ſoweit fie jpäter in dieſe 
Beſchäftigung eintreten, mit diefem Eintritt Mitglieder der 
Innungs⸗Krankenkaſſe. 

Verſicherungspflichtige Perſonen, deren Arbeitgeber der 
Innung, für welche eine Innungs-Krankenkaſſe errichtet 1 
erſt nad; deren Errichtung beitreten, werden, ſoweit jie 
bisher einer Orts-ſtranlenkaſſe angehörten, mit Beginn des 
neuen Nehmungsjahres Mitglieder der Innungs-Kranken— 
falle, fofern der Arbeitgeber drei Monate zuvor dem Bor: 
ftande der Orts-Krankenlaſſe fernen Eintritt in die Innung 
nachgewieſen hat. 

Mit dem Zeitpunkt, mit welchem verficherungspflichtige 
Perſonen Mitglieder einer Innungs-Krankenkaſſe werden, 
ſcheiden fie aus anderen auf Grund dieſes @efehes er- 
richteten Kaſſen, welchen fie bis dahin vermöge ihrer Be— 
ihäftigung angehörten, aus. 

Den PBeitpunft, mit welchem eine neu errichtete 
Innungs⸗Krankenkaſſe ins Leben tritt, beſtimmt die höhere 
Verwaltungsbehörbe. 

Im Webrigen bleiben für dieje Kaſſen die Vorſchriften 

bes Titels VI der Gewerbeordnung in Kraft. 


Artikel 21. 
. Die $$. 75 und 76 werben burdh folgende Be— 
ftimmungen erfeßt: f 
. 75, 


Mitglieder der auf ir des ** — die ginge: 
' r 7. April 1876 (Neichs-GefepbL S. 128) 
ſchriebenen Hürfstaffen vom- Sun 1984 Mriche-Belenkt 3.54) 
errichteten Kafjen find von der Verpflichtung, der einde- 
Kranfenverficherung oder einer nad) Maßgabe dieſes Ge- 
jeges errichteten Krankenkafſe anzugehören, auf ihren Antrag 
zu befreien, wenn bie Hülfsfaffe, welder fie angehören, 
allen ihren eig rar oder doch derjenigen Mitgliederflaffe, 
8 welcher der Verſicherungspflichtige gehört, im Krankheits- 
alle mindeſtens diejenigen Leiſtungen gewährt, welche nach 
Maßgabe des $. 6 von ber Gemeinde, in deren Bezirk 
der Berficherungspflichtige befchäftigt ift, zu gewähren jind, 
Diefe Beitimmung findet aud auf Mitglieder ſolcher 
auf Grund Iandesrechtliher Vorſchriften errichteten Hülfss 
faffen Anwendung, deren Statut von einer Staatsbehörde 
genehmigt ift umb über bie Bildung eines Nefervefonds 
den 88. 32, 33 entiprechende Beltimmungen enthält. 


8. 75a. 

Den eingejchriebenen Hülfstaffen, ſowie den im $. 75 
Abſatz 2 bezeichneten, auf Grund landesrechtlicher Vor— 
fhriften errichteten Hülfskaſſen ift auf ihren Antrag eine 
amtliche Beicheinigung darüber auszuftellen, daß fie, vors 
behaltlihh der Höhe des FKranfengeldes, den Anforderungen 
bes $. 75 gemügen. 

Die Beſcheinigung wird ausgeftellt: 

1. für Kaffen, deren Bezirk über bie Grenzen eines 

re nicht hinausreicht, von der Bentral- 
rbe, 

2. für Kaſſen, deren Bezirk über die Grenzen eines 

Bunbesitaates Hinausreicht, von dem Reichskanzler. 

Wird die Beicheinigung verjagt, jo jind die Gründe 
mitzutheilen. 


| Tritt in dem Statut der Kaffe eine Menderung ein, 
fo ift von Amtswegen zu prüfen, ob Die Kaffe den An— 
' forderungen bes $. 75 aud) ferner entipricht. Nach dem 
| Ausfall diefer Prüfung ift die Beſcheinigung von Neuem 
zu ertheilen oder zu widerrufen. 
Die Beiheinigung und deren Widerruf find in dem 
alle zu 1 dur das für die amtlichen Bekanntmachungen 
ı der Bentralbehörde bejtimmte Blatt, in dem Falle zu 2 
durch den Reichs-Anzeiger bekannt zu machen. 


$. 75b. 

Bei Streitigkeiten über die Befreiung eines Mitgliedes 
einer Hülfskaffe von der Verpflichtung, einer Gemeinde: 
Kranfenverjiherung oder einer auf Grund diejes Geſetzes 
errichteten Krantenkaffe anzugehören, ift für die Entfcheidung 
der Frage, ob die Kaſſe den Anforderungen des $. 75 
genügt, vorbehaltlich der Frage, ob das Krankengeld die 
Hälfte des ortsüblichen Lohnes gewöhnlicher Tagearbeiter 
am Beihäftigungsorte des Mitgliedes erreicht, die auf 
Grund des $. 754 ausgejtellte Beſcheinigung maßgebend, 

Der Nachweis der Beicheinigung wird durd) Borlegung 
eined Eremplars des Kaſſenſtatuts geführt, in welchem das 
die Belanntmachung enthaltende Blatt nad Jahrgang, 
Nummer und Seitenzahl angegeben ift. 


$. 76, 
Die Beſtimmungen der $$. 57 und 58 Abſatz 2 finden 
auf die im $. 75 bezeichneten Hülfskaffen Anwendung. 
Artikel 22. 
or dem $. 77 werben folgende Beſtimmungen ein- 
geſchaltet: 


I. Schluß-, Straſ- und Uebergaugsbeſtimmungen. 
$. 768. j 

Die Verwaltungen der Gemeinde-Sranfenverficherung, 
jowie die Vorſtände der Krankenkaſſen und ber ım $. 15 
bezeichneten Hülfstaffen find verpflichtet, den auf Grund 
der Unfallverfiherungsgejege bejtehenden Berufsgenoſſen- 
ichaften, jowie den auf Grund bes Geſetzes, betreffend die 
Invaliditäts- und Alteröverjiherung, vom 22, Juni 1889 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 97) bejtehenden Berfiherungs-Anjtalten 
zu gejtatten, zum Zweck ber ittelung ber von ihren Mit 
liedern beziehungsweije den Wrbeitgebern ihres Bezirks 
Beihäftigten jicherten und beren Beihäftigungszeit und 
ag e durd Beauftragte von den Büchern Liften 
— e in Ka Geihäftsräumen — F ea 
ihäftsjtunden Einſicht zu nehmen. ie Mitglieder der 
Verwaltungen ber — we Min Mn und ber 
Kafienvorftände können dazu von ber Auffichtäbehörbe 
"durch Gelditrafen bis zu zwanzig Mark angehalten werden. 

$. 76b, 

Die Verwaltungen der Gemeindesfrankenverfiherung, 
jowie die Vorſtände der Krankenkaſſen und der im $. 75 
a. ülfstaffen find verpflichtet, jeden Erkrankungs⸗ 
fall, welcher durch einen nad) den Unfallverfiherungsgejegen 
a entjhädigenden Unfall herbeigeführt ift, jofern mit dem 

blauf der neunten Woche der Krankheit die Erwerbs— 
fähigkeit des Erkrankten noch nicht wieberhergeitellt 
ift, binnen drei Tagen nad diejem Zeitpunkte dem Vor— 
jtande der Berufsgenoſſenſchaft, bei welcher der Erkrankte 
gegen Unfall verfichert if, anzuzeigen. Iſt die Berufs: 
——— in Sektionen getheilt, ſo iſt die Anzeige an 
en Seltionsvorſtand zu richten. ur Erjtattung der Anz 
zeige ift ber Rechnungsführer verpflichtet. Für Hülfstaffen 
($. 75) findet Hierbei der $. 49b Abjap 3 Anwendung. 

Die Unterlaffung der Anzeige kann von der Aufſichts- 
behörde mit Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig Mark ge 
ahndet werben. 


8. T6c. 

In Erkranktungsfällen, welde durch Unfall herbeie 
geführt werben, ift die Berufsgenoſſenſchaft beredhtigt, das 
Heilverfahren auf ihre Kojten zu übernehmen. Vom Tage 
der Uebernahme an bis zur Beendigung des Heilverfahrens 
oder bis zum Ablauf der dreizehnten Woche nad Beginn 
des Srankengeldbezuges geht der Anſpruch des Erkrankten 
auf Krantengelb auf die Berufsgenoffenihaft über. Auf 
dieſe gehen dagegen für bdenjelben Zeitraum alle Ver— 
pflihtungen über, welche der Krankenkaſſe dem Erkrankten 
gegenüber obliegen. 

Streitigkeiten aus dieſem Verhältniffe werden, foweit 
fie zwiſchen dem Erkrankten und der Berufsgenoſſenſchaft 
entitehen, nad Borichrift des 8. 58 Abſaß 1, ſoweit 
fie zwiſchen der Berufsgenofjenihaft und der Gemeindes 
Krantenverfiherung oder Kranlenlaſſe entjtehen, nach Vor— 
ichrift des $. 53 Äbſatz 2 entjchieden. 

8. 76d. 

Den Berufsgenoffenihaften ftehen in Beziehung auf die 
Anwendung der N 16a, 76b, 766 das Neich, Die Staaten 
und Diejenigen Verbände gleich, welche nad) den Bes 
ftimmungen der Unfallverficherungsgefege an die Stelle der 
Berufsgenoffenfhaften treten. 


Artikel 23. 
Hinter $. 78 wird folgender $. 78a eingefhoben: 


$. 78a. 
‚ Auf_die Berechnung der in biefem Gefege vorgejehenen 
Friſten finden die Beſtimmungen der $$. 199 und 200 
der Eivilprozehordnung entiprediende Anwendung. 


Artikel 24. . 


Die SS. 81 und 82 werden durch folgende B 

ftimmungen erjeßt: 
8. 81. 

Wer der ihm nach $. 49 oder nach den auf Grund 
des 8. 2 Abjap 2 erlaflenen Beitimmungen obliegenden 

ichtung zur An⸗ oder Abmeld oder der ihm nad 
$. 49b obliegenden Anzeigepflicht nicht nachkommt, wird 
mit Geldftrafe bis zu zwanzig Mark beftraft. 


$. 32. 

Arbeitgeber, welche den von ihnen befchäftigten, dem 
Krankenverjiherungszwange umnterliegenden Perſonen bei 
der Lohuzahlung vorfäglid Höhere als bie nad) SS. 53, 
65 zuläffigen Beträge in Anrechnung bringen, oder ber 
Beitimmung des $. 53 Abſatz 2, oder dem Verbote bes 
$. 80 enigege andeln, werben, fofern nicht nad) anderen 
gejeglichen Beitimmungen eine härtere Strafe eintritt, mit 
Gelditrafe bis zu breihunbert art beitraft. 

Arbeitgeber, weldje auf Grund des $. 53 Abſatz 2 in 
Abzug gebrachte Lohnbeträge in eigenem verwenden, 
unterliegen ber Strafbeitimmung bes $. 266 bes Straf- 
geſetzbuches. 

$. 826. 


Die auf Grund der 88. 81, 82 verhängten Geld— 
ſtrafen fließen derjenigen Orts-, Betriebs: (Fabrik⸗), Baus 
oder Innungs⸗Krankenkaſſe zu, welcher bie betheiligte ver- 
fiherungspflictige Perfon angehört, in Ermangelung einer 
ſolchen Kaſſe der Gemeindesfrantenverjicherung. 


Artikel 26. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1892 in Kraft. 
Mit dem gleihen Tage treten außer Wirkſamkeit die 
Beitimmungen bes $. 4 übſatz 5 des Gejehes über die 
eingefchriebenen Hülfstaffen vom 7. April 1876 (Reichs⸗ 
Altenftüde zu den Verhandlungen bed Reichſtages 1890. 
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des Gefeges vom 1. Juni 








Geſetzbl. S. 128) in ber Saflung 
1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 54), des $. 15 Abjak 2 und 3 
bes Geſetzes über die Ausdehnung der Unfall und Kranken- 

| verfidderung vom 28. Mai 1885 Reichs-Geſetzbl. S. 159), 
und ber SS. 134 Abiaß 1, 135, 139, 140 des Geſetzes, 
betreffend die Unfalle und Krankenverfiherung der in land- 
und forjtwirthihaftlichen Betrieben beihäftigten Perſonen, 
vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132). 

Der Neichstanzler wird ermächtigt, den Text des 
Gejeßes vom 15. Juni 1883, wie er fih aus ben 
Uenderungen durch gegenwärtiges Gejeß ergiebt, durch das 
Reichs⸗Geſetzblatt bekannt zu machen. 


Urkundlich zc. 
Gegeben xc. 


Begründung. 


Das Gefep, betreffend die Kranfenverficherung ber 
Arbeiter, vom 15. Juni 1883 bat fi während einer nuns 
mehr jechsjährigen Wirkfamfeit ſowohl nad) feinen Orund- 
lagen, als in feinen einzelnen Bejtimmungen im Wejent- 
lien als zwedmäßig erwieſen. Wie es bei dem weiten 
Umfange des Gebiets, deſſen allgemeine Regelung in dieſem 
Geſetze zum erjten Male verjucdht worden iſt, und bei der 
Mannigfaltigkeit der dabei in Betracht fommenden Ber- 
hältmiffe nicht wohl anders zu erwarten war, haben ſich 
indejlen bei der Ausführung und der bisherigen Anwen— 
dung des Gejeges eine Neihe von Zweifeln und Unzuträg- 
lichfeiten ergeben, deren Beſeitigung wünjchenswerth und 
auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen möglich er— 
jcheint: Es handelt ſich dabei der überwiegenden Mehrzahl 
nad um Abänderungen und Ergänzungen eingelner Bes 
ftimmungen, welche die Grundlagen des Geſetzes nicht 
berühren und eine Rüdwirkung auf größere Theile deſſelben 
nicht ausüben werden. Die Begründung ber meiften in 
dem vorliegenden Entwurf vorgeichlagenen —— 
tann daher in ausreichender Weiſe zu den einzelnen Ar— 
tifeln erfolgen. Nur diejenigen Beſtimmungen, welche ſich 
auf das Verhältniß der verfchiedenen Strantenkaffen zu 
einander beziehen, bebürfen zu ihrem Berjtändniß und ihrer 
Begründung einer allgemeinen Erörterung. 

Der von den verbündeten Regierungen vorgelegte Ent» 
wurf (Druckſache des Neichstans 1882 Nr. 14) hatte durch 
die 88. 4, 15, 57, 66 Ablap 3, 67, 68, 69 für das Ver— 
hältniß der verſchiedenen Krantentaflen eine Regelung vors 
gejehen, nach welcher über das Verſicherungsverhältniß der 
—— en Perſonen, abgeſehen von denjenigen, 
welche einer eingeſchriebenen oder einer anderen Huůlfslaſſe 
angehören, die jeweilige Art der Beſchäftigung unbedingt 
maßgebend fen follte. Verſicherungspflichtige Perjonen 
follten, ſoweit fie nicht in einem Betriebe, ben eine 
Betriebs» oder Bau⸗Krankentaſſe oder eine Knappſchafts- 
tafie befteht, oder von einem Gemwerbetreibenden beichäftigt 
werden, ber einer mit einer Innungs⸗ ſtranlenlaſſe verſehenen 
Innung angehörte, Mitglieder derjenigen Orts-Krantenlaſſe 
fein, welche für den betreffenden Gewerbszweig oder bie be⸗ 
treffenbe Betriebsart errichtet fein würde, oder in Ermangelung 
einer folhen der GemeindesKrankenverfiherung angehören. 
Die zur Vorberathung des Entwurfs niedergejeßte Kom- 
mijfion des Reichstags verfolgte, wie aus den Grörterungen 
auf Seite 41 und 80 f. des Berichts (Druckſache Nr. 211) 


erhellt, die Abficht, diejes „Zwangskaſſenſyſtem“ durch das 
Suftem des „Kallenzwanges” zu eriegen, d. h. den Ver— 
118 
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ſicherungspflichtigen nicht nur die Wahl zu laſſen zwiſchen 
der Verſicherung bei der Zwangskaſſe, auf welche ſie durch 
ihre Beſchäftigung angewieſen ſind, und derjenigen bei 
einer —— —— ihnen auch die Möglichkeit zu 
geben, ihrer Verſicherungspflicht ſtatt bei der erſteren bei 
einer anderen auf Grund dieſes Geſetzes beſtehenden Kaſſe 
zu genügen. In der That ſind auf Antrag der Kommiſſion 
einzelne Beſtimmungen in das Geſetz aufgenommen, 
durch welche diefer Abficht in beichränttem Umfange rt 
getragen werben ſollte. Durd den Abſatz 4 des $. 1 
wird der Austritt aus einer Orts-Krankenkaſſe nicht nur 
den Mitgliedern von Hülfskaffen, ſondern aud demjenigen 
geftattet, welche Mitglieder einer anderen Orts-Kranlenkaſſe, 
einer Betriebs:, Baus oder Innungskaſſe oder einer Knapp— 
ichaftsfaffe geworben find. Ebenſo follen nah 8. 63 
Abſatz 1 diejenigen nicht Mitglieder einer Betriebs-franten- 
kaſſe werden, welche nachweijen, daß fie Mitglieder einer 
Innungs-Krankenkaſſe oder einer Knappſchaftslaſſe find, und 
das Gleiche gilt nah $. 72 Abſatz 3 auch für die Bau— 
Krankenkaſſe. Wirflih erreicht iſt indeſſen jene Abſicht 
nicht, weil es nach anderen Beſtimmungen des Geſetzes 
für die Wirlſamleit der in den 8. 19 und 63 auf— 
enommenen ger = an ber erforderlihen Voraus— 
etzung fehlt. Der 8. 19 kennt nämlich für verſicherungs— 
pllidtie Perſonen nur eine durch ihre Beichäftigung bes 
ingte Berpflichtung, der Orts-Krankenkaſſe anzugehören; 
ein Recht zum Beitritt räumt berfelbe in en 3 mur 
nichtverfiherumgspflichtigen Perjonen ein. Selbſt folche 
verficherungspflichtige onen, weldhe vermöge ihrer bis— 
berigen Beichäftigung einer Orts-Krantenkaffe angehören, 
können, wenn fie aus dieſer Beſchäfti ung ausscheiden, nach 
$. 27 nur dann Mitglieder der Rafle leiben, wenn fie 
nicht zu einer —— vermöge welcher ſie 
Mitglieder einer anderen Krankenkaſſe werden. Auch die 
durch einen Beſchluß des Reichstags in den 8. 26 auf- 
genommene Ziffer 5, nach welcher durch Statut beftimmt 
werden kann, daß ber Kaffe auch andere als die in den 
88. 1 bis 3 bezeichneten Perfonen beitreten bürfen, hat, 
wie bie ——— der Antragſteller (vergleiche ſteno— 
graphiſche Berichte S. 2114 f. und S. 2561) ergiebt, nur 
den Zweck verfolgt, der Orts-Krankenlaſſe eine ſtatutariſche 
Regelung zu geitatten, nach welcher andere nichtverficherungs= 
pflichtige Perfonen aufgenommen werden können. Ebenſo 
fennt der $. 63 als freiwillige Mitglieder der Betriebs- 
und folgeweile auch der Bau-Krankenkaſſen außer denen, 
welche auf Grund des 8. 27 Mitglieder verbleiben, nur 
nichtverfiherungspflichtige Berfonen. Daß eine verfiherungs- 
pflichtige Perſon einer Orts, Betriebs- oder Bausfranken: 
faife, welder fie nicht vermöge ihrer Beichäftigung angehört, 
als freimilliges Mitglied angehört, ift demnach nur in dem 
Halle möglich, daß fie aus der Beſchäftigung, vermöge 
welder fie Mitglied der Kalle geworden ift, ausicheidet 
und zu einer —— übergeht, vermöge welcher fie 
xvar verſicherungspflichtig bleibt, aber keiner der bezeichneten 
Kaſſen (ſondern nur der Gemeinde-Krankenverſicherung) an 
ehört. In dieſem Falle hört aber die Mitgliedſchaft nach 
. 27 in demjelben Augenblide auf, in weldem die Perjon 
m eine Beihäftigung eintritt, vermöge welcher fie Mitglied 
einer anderen Orts-, Betriebs⸗ oder au-Rrantentaffe wird, 
Daß eine verfiherungspflichtige Perſon, melde auf Grund 
ihrer Beidhäftigung einer beitinmten Orits·Krankenkaſſe an⸗ 
gehören würde, — — Mitglied einer anderen 
Orts⸗Krankenkaſſe oder einer Vetriebs- oder Bau⸗Kranken⸗ 
fafle it, oder in eime ſolche eintritt, kann demnach that- 
ſächlich nicht vorkommen. Es ift daher auch der im. 19 
—— Austritt auf Grund ſolcher Mitgliedſchaft nicht 
i 


Reichstag. Aktenſtück Nr. 151. 


Eben dafjelbe gilt aber auch von dem Verhälmiß der 
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Orts⸗, Betriebs: und Bau-Krankenkaſſen einerjeit3 zu den 
Innungs-Krankenkaſſen und Knappſchaftskaſſen andererjeits. 
Mitglieder einer Innungs-Krankenkaſſe können nur die bei 
Innungsmitgliedern bejchäftiaten Perſonen werden, weil 
die Innungen nur für dieje Krankenkaſſen zu errichten be— 
fügt find. Eine nicht bei einem Innungsmitgliede be— 
ihäftigte Perfon kann daher nicht als Freiwilliges Mitglied 
einer Innungs-ſtrankenkaſſe beitreten, und verjicherungs- 
flihtige Perjonen, welche aus der Beſchäftigung bei einem 
— ———— ausſcheiden, können nur auf Grund des 
$. 27 Mitglieder der Innungs-Krankenkaſſe bleiben, ſcheiden 
aber aus diefer aus, jobald fie in eine Beſchäftigung ein= 
treten, vermöge welder fie Mitglieder einer anderen 
Krankenkaſſe werden. Auch die Knappichaftstaffen im ge 
jeglichen Sinne werden nur für beitimmte einzelne berg— 
männifche Betriebe beziehungsmeile damit verbundene andere 
Betriebe oder für die in einem örtlichen Bezirke vorhandenen 
Betriebe diejer Art errichtet. Nur die in diefen Betrieben 
beichäftigten Perſonen können Mitglieder der Knap —* 
taſſen werden, und die Statuten ber Rnappichattafa en 
fennen für ſolche Berfonen, welche vermöge ihrer Beihäf- 
tigung Mitglieder geworden, demnähft aber aus dieſer 
Beihäftigung ausgeichieden find, wohl eine „Beurlaubung“, 
d. h. eine Aufrechterhaltung ihrer Rechte für den Fall des 
MWiedereintritts in bie Befhäftigun ‚ nicht aber eine Fort⸗ 
fegung der Mitgliedihaft für die Zeit, in welcher fie nicht 
in einer die Mitgliedihaft bedingenden Beſchäftigung ftehen. 
Hiernad) ift die Beitimmung des $. 19 Abjag 4 f., auch 
joweit e8 fi um Innungs-Krankenkaſſen und Knappſchafts— 
laſſen handelt, praftifch ohme Bedeutung, und daſſelbe gilt 
von ber Beitimmung des $. 63 Abſatz 1. Durch beide 
Beſtimmungen ist allo die Abſicht, welche mit ihrer Auf- 
nahme verfolgt wurde, nicht erreicht worden, wohl aber 
haben fie Unklarheiten und Zweifel über das Verhältniß 
der verfchiedenen Kaſſen zu einander zur Folge gehabt, 
welche zu unerwünjchten Streitigkeiten geführt haben, und 
demnach zu bejeitigen fein werben. Zu dem Ende dieje 
Beitimmungen durch Abänderung der übrigen das Ber: 
ältniß der Kaſſen zu einander regelnden Vorichriften das 
in zu ergänzen, daß ben Verfiherungspflichtigen wirklich 
in gewiſſen Örenzen die Wahl zwifchen verſchiedenen Kaſſen 
freigeitellt wird, bürfte fich micht empfehlen. Es würde 
dadurd nicht nur der Mitgliederbeftand der Kaffen in uns 
erwünichter Weife von AZufälligleiten abhängig und die 
Verwaltung derjelben ungleich vermwidelter gemadt, fondern 
auch die Regelung des Peitragsmeiens in bedenklicher 
Weije berührt werden. Diefe Regelung, wie fie in ben 
88. 51 ff. des na getroffen ift, geht von der Annahme 
aus, dab die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Einzahs 
lung und theilmeijen eigenen Dedung der Beiträge nur 
gegenüber derjenigen Kalle bejteht, welcher der von ihm 
befäftigte BVerfiherungspflichtige vermöge feiner Beſchäf— 
tigung Fraft gejeglicher und jtatutarischer Bejtimmung ans 
—— daß demnach jeder Arbeitgeber, fofern er nicht etwa 
Internehmer mehrerer, verjchiebenen Kaſſen zugewieſener 
Betriebe ift, diefe Verpflichtung für ſämmtliche von ihm 
beichäftigten Perjonen derjelben Kaffe gegenüber zu erfüllen 
hat. Sollte den Verficherungspflidtigen die Wahl zwifchen 
verſchiedenen Kaffen freigegeben und der Arbeitgeber ver: 
pflichtet werden, die Beiträge für jede von ihm beſchäftigte 
Perſon an die Kaffe zu zahlen, welcher fie beitritt, jo würbe 
es der Willkür der Verſicherungspflichtigen anheimgegeben 
werden, ben Arbeitgeber zu nöthigen, nicht nur an eine 
Mehrzahl von Kaflen für bie verſchiedenen Verficherungs- 
pflichtigen Beiträge zu zahlen, jondern unter Umftänden 
auch a Beiträge zu zahlen, als diejenige Kaffe erfordert, 
welche für die von ihm beichäftigten Verfi —— 

e⸗ 


zunächſt beſtimmt iſt. Der hierin liegenden ſchweren 


Reichstag. Aftenftüd Nr. 151. (Gefepentwurf, betr. die Krankenverſicherung der Arbeiter.) 


läfti und Unbilligfeit würde man nur dadurch aus— 
weichen können, daß man für diejenigen Verjicherten, welche 
von ihrer Wahlfreiheit Gebrauch machen, die Verpflichtung 
bes Arbeitgebers zur Beitragszahlung in Wegfall brächte, 
Damit aber würde wiederum die Wahlfreiheit für die Ver— 
fiherten ihren Werth; verlieren und außerdem bie Einziehung 
der Beiträge die durd) die gegenwärtige Regelung erzielte 
Einfachheit und Sicherheit einbüßen. 

Es erſcheint demnach geboten, es bei dem „Bwangss 
kaſſenſyſtem“ zu belaflen und Fa * Beitimmungen 
des Geſetzes, welche das Verhältniß Kaffen zu einander 
regeln, durchweg eine den zu geben, melde jeden 
Zweifel darüber ausſchließt, das jeder Verfiherungspflich- 
tige — mit Musnahme der Mitglieder der eingejchriebenen 
und jonjtigen Hülfskaffen — der Krankenkaſſe angehört, 
welche für die Beichäftigung, in ber er fteht, errichtet iſt. 
Auch das Verhältniß der Mitglieder der Hülfskafien 
ift durch die gegenwärtigen —— des Geſetzes nicht 
völlig Har und — geregelt. Nach der Faſſung der 
— 4, 19 Abſatz 2, 63 Abſatz 1_ würde anzunehmen ſein, daß 
ür Mitglieder von Hülfslaffen, wenn fie in eine Be— 
Ihäftigung eintreten, vermöge welcher fie nad) der geieh- 
lichen a. der Gemeindes$tranfenverficherung oder einer 
ge 8:franfenfafle angehören würden, nicht nur die 

—— ſondern auch das Recht hierzu in Wegfall 
fommt, daß fie alſo der Gemeinde-Kranlenverſicherung oder 
der zujtändigen Krankenkaſſe, auch wenn fie wollen, nicht 
337 lönnen. Dagegen verbleiben fie nad 8. 19 
Abjag 4 und $. 63 Abjap 3, wenn fie erjt im Laufe ber 
Beihäftigung, vermöge welder fie Mitglieder geworben 
find, einer freien Hülfskaſſe beitreten, Mitglieder der Ywangs- 
fafle, jo lange fie nicht in der vorgeichriebenen Art ihren 
Austritt aus der Zwangskaſſe erflären. In dem einen 
alle find jie gejeglich von der Zwangskaſſe ausgeichloffen, 
in dem anderen hängt e8 von ihrer freien Enſſchließung 
ab, ob ſie neben der freien Hüljsfafle aud) der Zwangss 
fafle angehören wollen. Für Diefe verjchiedenartige Bes 
handlung deifelben Berhältniffes liegt fein ausreichender 
Grund vor, und da es weder dem Intereſſe der Zwangs- 
kaffen noch demjenigen der Berficherungspflichtigen entipricht, 
denjenigen, welche einer freien Hülfslaſſe angehören, die 
Möglichkeit, auch der Zwangskaſſe ——— u ent⸗ 
ziehen, ſo wird es ſich in > len, das Verhältniß fo zu 

eln, daß die Ausſchließung der Mitglieder freier Hülfs— 
fatjen von der ihrer Beihäftigung entiprechenden Zugehörige 
keit zu einer Zwangskaſſe nur auf ihren Antrag eintritt. 

Eine weitere Aenderung in dem Verhältniß der Hülfs- 
faffen wird hinſichtlich der Vorausfegungen eintreten müſſen, 
unter denen ihre Mitglieder von der Verpflichtung, der 
Gemeinde⸗Kranlenverſicherung oder einer nah Maßgabe des 
Geſetzes errichteten Krankenlaſſe anzugehören, befreit werden. 

Nahdem bie Reichs-Geſetzgebung die allgemeine 
Krankenverfidherung als eine im ent en Intereſſe noth⸗ 
wendige Einrichtung anerkannt und zu ihrer Durd)- 
führung em Syſtem von Kaffeneinrichtungen geichaffen 
at, wird bi üllung der Verſicherungspflicht durch 

eilnahme an freien Kaffenbildungen nur unter ber 
Vorausſetzung zugelaffen werden können, daß dieſe ihren 
Mitgliedern das Mindeftmaß der Unteritügung, welches 
das Geſetz den Verſicherungspflichtigen gefihert wiſſen will, 
voll gewähren, und daß die Zulaſſung freien Kaſſen⸗ 
bildungen die allgemeine Durhführung der Krankenver— 
fiherung nicht gefährdet. Nach beiden Seiten hin entfprechen 
die Bejtimmungen des Krantenverficherungsgefeges nicht voll⸗ 
ftändig den Anforderungen, welche geftellt werden müffen. 

Die Beitimmungen des $. 75 gehen zwar von dem 
Grundſatze aus, daß die freien Hülfstaffen, um ihre Mit 
glieder von dem gejeglid eintretenden Verſicherungsver— 
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-hältmiß zu befreien, diejenige Unterftügung gewähren follen, 


welche dey Verficherten durch die Gemeinde-Krankenver— 
fiherung als Mindeſtmaß gefichert werden, fie weichen aber 
von Dieem Grundjage im Einzelnen nad zwei Richtungen 
ab. Indem jie die Mindeftunterftüägung nad) dem Stande 
bes ortsüblichen Tagelohnes in derjenigen Gemeinde bes 
meſſen, in welder die Hülfskafje ihren Sig hat, ſichern fie 
ben Mitgliedern derjenigen Hülfskaffe, welde ihre Wirt: 
famfeit über weitere Bezirke erftreden, nicht unter allen 
Umftänden dasjenige Maß der — welches ihnen 
beim Eintritt des geſetzlichen Verſicherun le 
durch die Gemeinde-Krankenverſicherung ihres Beſchäftigungs⸗ 
ortes gewährt werden würde. Die Unterftügung bleibt in 
allen Fällen Hinter diefem Maße zurüd, in welden der 
ortsübliche Tagelohn am Beichäftigungsorte höher ſieht, 
als an dem Sige der Hülfskaſſe. Schon bei der Berathung 
des Geſetzes wurde anerkannt, daß es dem aufgeftellten 
Grundjage mehr entiprechen würde, wenn die Befreiung 
von dem geſehlichen Verſicherungsverhältniß davon ab— 
Dängig gemacht würde, daß den Mitgliedern der Hülfs- 
aſſen mindejtens dafjelbe Strantengeld gewährt werde, 
welches am Beihäftigungsorte von der Gemeinde-Kranken— 
verficherung gewährt werde. Won der Aufnahme dieſer 
Beltimmung wurde nur deshalb Abjtand genommen, weil 
man die Schwierigkeiten der Durdführung als zu groß 
——— namentlich annahm, es werde in dieſem Falle 
den freien Hülfskaſſen an einer ſicheren Grundlage für die 
ſtatutariſche Bemeſſung ihrer Unterſtützung fehlen, indem 
ihnen nicht die Möglichkeit verſchafft werden kann, die 
Sätze des ortsüblichen Tagelohnes in allen Gemeinden, über 
welchen ſie ihren Bezirk erſtrecken wollten, kennen zu lernen. 
Nach der Beſtimmung des $. 8 des Geſetzes werden indeſſen 
die ortsüblihen Tagelöhne überall von der höheren Ver— 
waltungsbehörde fejtgejeßt und es bedarf nur einer Ergänzung 
diejer Beitimmung, wodurd die ſchon jeßt meift —— 
Veröffentlihung der getroffenen Feſtſtellungen vorgeſchrieben 
wird, um den Hülfstaffen die Möglichkeit zu geben, zu er— 
mitteln, wie hoch die Unterftügungen zu bemeſſen find, 
damit fie an den einzelnen Orten ihres Bezirks ausreichen, 
um die dajelbit beſchäftigten Mitglieder von ber gejeglichen 
Berfiherung zu befreien. Durd die Bildung von Mit 
gliederklaffen können die Kaflen ihre —— en ſo 
bemeſſen, dab fie in der höchſten Mitgliederklaſſe für die 
Drte mit den höchſten ortsüblichen Tagelöhnen genügen, 
während für Orte mit niedrigeren ortsübliden Tagelöhnen 
ſchon die Unterjtügungsjäge der unteren Mitgliederklaſſe 
ausreihen. Daß ſchon ber rer in ber 
unterften Mitgliederlaffe für alle Drte des Kaſſenbezirks, 
auch die mit den höchſten Tagelöhnen ausreiche, wird nicht 
zu fordern fein, da in dieſem Falle von den weitver— 
zweigten Kaſſen Unterftügungen gewährt werden müßten, 
weldhe für die meiften Mitglieber viel zu hoch fein würden. 
Nach der oben angegebenen Ergänzung des $. 8 Ubjap 1 
wird der Mufnahme derjenigen Beſtimmung, welde bem 
aufgeftellten richtigen Grundſatze vollftändig entſpricht, 
nichts entgegen jtehen, umd diejelbe empfiehlt ſich um jo 
mehr, als nad) dem Inkrafttreten des Kranken-Verſicherungs- 
geieges Fälle vorgekommen find, in denen Hülfskaſſen ihren 
Sig an Drte verlegt haben, in denen ber ortsübliche 
Tagelohn niedriger bemeifen ift, al® an bem bisherigen 
Sige der Kafjen. 

Von größerer gerry ift die zweite Abweichung 
von dem Grundſatze gleicher indeftleiftung, welche ſich in 
dem $. 75 findet. Sie beſteht darin, daß den Hülfskaſſen 
gejtattet ift, an Stelle der freien ärztlichen Behandlung 
und Arznei, welche die Gemeindesftrantenverfiherung und 
ſämmtliche gefeglihen Kaſſen gewähren müflen, eine Er— 
höhung des Krantengeldes um bie Hälfte des geſetzlichen 
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Mindeitbetrages eintreten zu laſſen. Schon bei der Bes 
rathung des Geſetzes wurde von verjchiedenen„Seiten bes 
hauptet, daß durch diefen Zuihuß zum Mindejtbetrage 
des Krantengeldes die Koften der ärztlichen Behandlung 
und Arznei nicht gededt werden würden, daß demnad) der 
34 feinen ausreichenden Erſatz für die letztere Leiſtung 
ilde und fomit die Beſtimmung dem aufgeftellten Grund— 
fage nicht entipredhe und eine Begünftigung der freien 
Hulfstafien gegenüber den mit ber Naturalleiftung be= 
lafteten geieglichen Verſicherungseinrichtungen enthalte. 
Diefer Einwand gegen die geltende Beſtimmung hat fidh 
in einem meit höheren Maße als begründet herausgeftellt, 
als damals von den Vertheidigern der lekteren und jelbjt 
von den Gegnern angenommen wurde, 

Nah der Statiftit der Krankenverfiherung für das 
Jahr 1886 belaufen ſich die für die Gewährung freier 
ärztlicher Behandlung und freier Arznei aufgewandten 
Koften im ganzen Reiche 

für die Gemeinde-Krankenverſicherung auf 2 005 058 M. 
für die Orts-Krankenkaſſen auf . . 6 870034 = 
für die Betriebs-Krankenkaſſen auf . 8 480 803 = 

Für fänmtliche vorgenannte Kaffen auf . 17 355 895 M. 

Dagegen beträgt die Summe der gezahlten Kranken— 
gelber, obwohl die legteren bei den organifirten Kaſſen 
dad für die Gemeinde = Krankenverficherung feſtgeſetzte 
Mindeitmaß zum Theil erheblich überfteigen, 


für die Gemeindesstrantenverjicherung 1 393 607 M. 
für die Orts-ſtrankenkaſſen. : 7543080 = 
für die Betriebs-Krankenkaſſen 7680347 = 
Für fämmtliche vorgenannte Kajien . 16617 034.#. 


Nah der Statiftif der Krankenverfiherung für das 
Sahr 1887 betragen: 
die Koften der freien ärztlichen Behandlung und Arznei 


für die GemeindesKrankenverfiherung 2 100 169. M. 
für die Orts-Krankenkaſſen 7481609 = 
für die Betriebs-Krantentaffen . » 8717647 = 
Zufammen . . 18299425 7 
die gezahlten Krankengelder 
für die Gemeinde-Kranlkenverſicherung 1517425 M. 
für die Orts-Krankenkaſſen. 8212231 = 
für die Betriebs-Krankenlaſſen 7895 318 - 


Zuſammen . 17 624 974 M. 
Nah der Statiftil der Krankenverfiherung für das 
Jahr 1888 betragen: 


die Koſten der freien ärztlichen Behandlung und Arzne 
für die GemeindesKranfenverfiherung 2501190 AM. 


für die Orts-Krankenkaſſen. 8981808 = 
für die Betriebs-Krankenkaſſen . 9484660 = 
Bufammen . "2OIGTEBB AH 


die gezahlten Krantengelder 
kr die Gemeinde-Krankenverſicherung 1657409 M. 


ür die Orts-Krankenkaſſen . 9722400 = 
für die Betriebs-Krankenkaſſen . 8699999 = 
Aufammen 20798808 M. 


Die für die Gewährung freier ärztlicher Behandlung 
und Arznei aufgemandten Koften überjteigen alſo durch— 
fchnittli die volle Summe der gezahlten Kraulengelder; 
ſelbſt bei den Orts⸗Krankenlaſſen, welche in dieſer Beziehung 
die günſtigſten Verhältniſſe aufweiſen, bleiben ſie nur um 
ein Geringes hinter dieſem Betrage zurück und überſteigen 
die Hälfte der gezahlten Krankengelder um ein Erhebliches. 
Es iſt dadurch erwiejen, daß die Hälfte des Mindejtbetrages 
des Krantengeldes einen völlig unzulänglichen Erjag der 
freien ärztlihen Behandlung und Arznei bildet, zumal ber 
einzelne erkrankte Berjiherungspflichtige, welcher ſich die 





freie ärztliche Behandlung und Arznei mitteljt des Kranlen= 
geldzuſchuſſes ſelbſt beichaffen ſoll, dafür regelmäßig ungleich 
mehr aufzumenden haben wird, als die Kaflen für den 
einzelnen gleichen Fall aufwenden müflen. Der Vorichlag, 
bielem Mißverhältniß durch eine weitere Erhöhung des Zu— 
ichlages zum Krankengelde abzuhelfen, jtößt auf das 

denfen, daß nicht einmal die Erhöhung des Zufchlages auf 
den vollen Betrag des Krankengeldes zu einem wirklich 
ausreichenden Erſatze der Naturalleiftung führen würde, 
ihon mit einer foldhen Erhöhung aber eine den Grund— 
ſätzen bes Geſetzes widerfprechende Ueberverſicherung eins 
treten würde. Dieiem Auskunftsmittel ftehen aber noch 
ungleich fchwerere Bedenken entgegen. Es wird allgemein 
als eine der mwohlthätigiten Wirkungen bes Kranlken— 
verficherungsgejehes anerkannt, daß in Folge der Beitimmun 
des 8. 6 ir 1 Biffer 1 die ärztliche Behandlung au 
in folden Kreiſen der Arbeiterbevölterung rechtzeitig ein= 
trete, in denen fie bisher in Folge der Mittellofigkeit oder 
der Gleichgültigkeit der Nächftbetheiligten mur im hödhften 
Nothfalle und folgeweiſe meiftens zu ipät . fei. 
Angefichts der großen Bedeutung, weldhe jene Beitimmung 
hiernad für die öffentliche Gejundheitspflege gewonnen hat, 
wird fie troß der nicht unerheblichen Schwierigkeiten, welche 
aus ihrer Durchführung bie und da ben Gemeinden und 
Kafjen erwachien find, nicht wieder befeitigt werden können, 
vielmehr als nothwendiger Gegenſtand der geſetzlich ges 
botenen Verſicherung aufredht erhalten werben müſſen. 
Hiernach erſcheint es aber unzuläffig, als Erſatz des gejeß- 
Iihen Berfiherungsverhältnifies die Mitgliebichaft bei einer 
Kaffe anzuertennen, welche an Stelle der freien ärztlichen 
Behandlung und Arznei einen im Voraus beftinmten Geld» 
betrag gewährt und es dem Empfänger überläßt, ob und 
in welchem Umfange er ſich dafür die ärztliche Behandlung 
und Arznei verichaffen kann und will. Bei der wirthichaft- 
lichen Lage und bei der geringen Werthſchätzung einer redht- 
zeitigen und ausreichenden ärztlichen ege, melde in 
großen Kreifen der verficherungspflichtigen Boltsflaffen noch 
als vorherrſchend angefehen werden müſſen, kann im der 
Verfiherung bei Kafjen der gedachten Art feine ausreichende 
Sicherung eines vom Geſetzgeber für weſentlich erachteten 
Gegenjtandes der Verfiherung anertannt werden. Es liegt 
darın vielmehr für viele Verficherte ein Anreiz, ſich dem 
gejeglichen Verficherumgsverhältniffe durch Eintritt in eine 
Hülfstaffe zu entziehen, um ſich unter Verzicht auf bie freie 
ärztliche Behandlung und Arznei eine höhere Geldunter- 
ftügung zu fihern. Je höher der Geldbetrag bemeſſen wird, 
welcher als Erſatz der freien ärztlihen Behandlung vom 
Geſeh gefordert wird, deito jtärfer wird diefer Anreiz und 
damit der Widerſpruch, in welchem die Zulaflung der Ver— 
fiherung bei ſolchen Kaffen mit einer Grundforderung des 
Sei fteht. Unter diefen Umjtänden wird die Befugniß 
der Hülfskaffen, ftatt der freien ärztlihen Behandlung und 
Arznei ein erhöhtes Krankengeld zu gewähren, nicht aufs 
recht erhalten werden können, vielmehr auch ihnen für Die 
Folge die gleiche Leiſtung wie der GemeindesRranfenz 
——— aufzuerlegen ſein. Der Einwand, daß vielen 
Hülfstaffen, deren Bezirk fih auf weite Gebiete erſtreckt 
und deren Mitglieder zum Theil zerjtreut in entfernten 
Orten wohnen, die Gewährung dieſer Unterftügung une 
verhältnigmäßig erſchweren werde, kann als durchſchlagend 
nicht anerfannt werden, da die gleiche Schwierigleit aud) 
für eine große Zahl von Gemeinde-Krankenverſicherungen 
und Drts-franfentaffen beftcht, welche, den Bezirk weiterer 
Kommunalverbände umfaſſend, gleichfalls vielfah im 
meilenmweit entfernten Orten einzelne Mitglieder zu unters 
ftügen haben. Die eingefchriebenen Hülfskaflen befigen 
übrigens in der ihnen nad $. 35 bes Gefepes vom 
7. April 1876 zuftehenden Befugniß, Verbände zur gegen- 
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feitigen Aushülfe zu bilden, ein wirffames Mittel, fich die 
Erfüllung der in Rede jtehenden Verpflichtung weſentlich 
zu erleichtern. 


Zu den einzelnen Artikeln des Geſetzentwurfs iſt 
Folgendes zu bemerken: 


Zu Artikel 1. 

Zu Z. 1. Aus Kreifen der Betheiligten ift wiederholt das 
Berlangen ausgeſprochen, die Handlungsgehülfen und Lehr: 
linge, welche zur Zeit nur auf dem im $. 2 vorgefehenen 
Wege der Berficherungspflicht unterworfen werben können, 
dem bireften geſetzlichen VBerfiherungszwange in demfelben 
Umfange wie die Betriebsbeamten zu unterwerfen. Bei 
dem Widerfpruche, welchen dieſes Verlangen in anderen 
Kreifen der Betheiligten gefunden hat, könnte es zweifelhaft 
ericheinen, ob demfelben zu entiprechen fei, wenn nicht ine 
mittelft das Gefeß vom 22. Juni 1889 die Handlungs- 

ehülfen und Lehrlinge Hinfichtlih der Imvaliditäts- und 
Alteröverficherung den Betriebsbeamten gleichgeftellt hätte 
(vergleihe 8. 1 Ziffer 2 a. a. D.). Erſcheint es nad) 
diefem Borgange ſchon an fid) zweckmäßig, die Handlungs— 
gehülfen und Lehrlinge auch Hinfichtlih der Kranken— 
verjicherung ben 


ebes vom 22. Juni 1889 für die Invaliditäts= und Alterss 
verfiherung dem Zwange unterworfen und nad) $. 22 
a.a. D. gleichfalls in die dem ortsüblihen Tagelohne ent- 
iprechende Lohnklaffe eingereiht werden, wenn fie nicht dem 

anfenverfiherungszwange unterworfen werden. 

Um die Handlungsgehülfen und Lehrlinge dem direkten 
Berfiherungszwange zu unterwerfen, würde es ihrer auss 
drücklichen Aufführung im $. 1 nicht bebürjen, wenn 
die Biffer 2 des $. 2 geftrichen wird, da die Betriebe, in 
denen fie beicäftigt find, zu ben. „ftehenden Gewerbes 
betrieben“ gehören. Der Deutlichfeit wegen empfiehlt es 
fih aber, das „Handelsgewerbe” in ber Ziffer 2 gleich 
dem „Handwerk“ usdrüd lic aufzuführen. 

Die Gefchäftsbetriebe der Anwälte, Notare und Ges 
richtsvollzieher gehören nicht zu den „Gewerbebetrieben“. 
Die darin beihäftigten Perfonen müſſen daher, um bem 
ankenverſich szwange unterworfen zu werden, in dem 
. 1 Abfag 1 ausdrüdlich aufgeführt werden. Nicht erfors 
lich dagegen erjcheint die ausdrüdliche Aufführung der 





ben vorftehend bezeichneten in ihren wirtbfchaftlichen Ver— 
hältniffen gleidhitehenden Perfonen, weldhe in den Büreaus 
der Berfiherungs-, Kommiſſions-, Auktionatoren- und ähn— 
lichen Geſchäften beichäftigt werden, da diefe Betriebe als 
„ltehende Gewerbebetriebe” anzufehen find. 

Da zu den Handlungsgehülfen und Lehrlingen auch 
die in Apotheken beſchäftigten Gehülfen und Lehrlinge ges 
hören, dieſe aber, nachdem für fie in dem Gefehe vom 
22. Juni 1889 Ziffer 2 des $. 1 eine Ausnahme beliebt 
worden ift, aud dem Sranfenverfiherungszwange nicht 
zu unterwerfen fein werden, jo wird ber unter Ziffer 2 
des Artifel 1 vorgejehene Zufaß Hinter den Worten „mit 
Ausnahme erforderlich. 

Um die Berfiherungspfliht der Handlungsgehülfen 
und Lehrlinge, fowie der unter Ziffer 2 fallenden Pers 
fonen in gleicher Weiſe, wie diejenige der Betriebsbeamten, 
zu begrenzen, bedarf es des unter Ziffer 4 des Artikel 1 
— enen Zuſates Hinter dem Worte „Betriebsbeamte“ 
im Abſatz 2 des 8. 1. 

Die Worte: „jofern nicht die Beihäftigung ihrer Natur 
nad) eine —— u. ſ. w.“ ſind auf Antrag der 
Kommiſſion durch Beſchluß des Reichstags in den $. 1 auf- 
genommen, um die BVerficherungspflicht bei Beichäftigungen 
auszufchliegen, welche von fo furzer Dauer find, daß wäh 
rend derjelben die dem Arbeitgeber zum Zwede der Dur 
führung des Berfiherungszwanges auferlegten Berpflidy- 
tungen nicht wohl erfüllt werden können (vergt. Bericht der 
VII Kommiffion, 5. —— I. Seſſion, Druck⸗ 
ſache Nr. 211 ©. 9). Die Verſicherungspflicht ſollte aus— 

eſchloſſen werden nicht nur bei ſolchen Beihäftigungen, 
ür welche im Voraus durch den Arbeitsvertrag eine fo 
kurze Dauer feitgefeßt wird, fonbern auch bei folden, für 
welche diefe kurze Dauer fih aus der Natur der Beſchäfti— 
gung von ſelbſt ergiebt. Dieſe Abficht iſt indejfen durch 
die Faſſung nicht völlig zutreffend zum Musdrud gebracht, 
da es pe Beichäftigungen giebt, welche zwar ihrer 
Natur nad vorübergehend find, aber dennod die Dauer 
einer Woche überfchreiten. Bei foldhen Beihäftigungen die 
Verſicherungspflicht auszufchließen, wie es durch ben Wort 
laut der Beitimmung geichieht, entipricht weder der urſprüng— 
lichen Abjiht der Kommilfion noch der Tendenz bes Ge— 
ſehes. Beiden wird vielmehr entiprochen werden, wenn die 
vorübergehende Natur einer Beihäftigung als Grund des 
Wegfalls der Verſicherungspflicht nur dann anerkannt wird, 
wenn fie eine kürzere als einwöchige Dauer der Beichäfti- 
gung. bedingt. 

yu $. 2. Im Folge der durd Artikel 1 * 3 im 

. 1 Abſatz 1 vorgenommenen Abänderung muß auch die 
iffer 1 des $. 2 eine entiprechende Menderung erfahren. 

Die bisherige Ziffer 2 wird in Folge des nunmehr 
im$.1 für Handlungsgehülfen und Lehrlinge ausgeſprochenen 
direkten gejeplichen Verjicherungszmwanges = ſtreichen fein. 

Die bisherige Ziffer 3 des $.2 ijt bereits durch den 
Mn 15 Abſatz 1 des Gejepes, betreffend die Ausdehnung der 

nfall- und Krantenverfiherung vom 28. Mai 1885 (Reichs: 
Gejepbl. S. 159), ‚bedingt außer Wirlſamleit gejeßt. Da 
fie durch diefe Bejtimmung jede jachlide Bedeutung vers 
loren bat, empfiehlt es ſich, fe auch formell aufzuheben. 


Die beiden zu ftreichenden Ziffern follen nad dem 
Entwurf durch zwei neue Ziffern 2 und 53 erjept 
werden. 


Durh die Aufnahme einer neuen Ziffer 2 ſoll die 
Möglichleit gegeben werden, einem mehrfach hervorgetretenen 
Bedürfniſſe zu entſprechen. Während Perfonen, welche in 
Betrieben der unter $. 1 Ziffer 1 und 3 bezeichneten Art 
beichäftigt werden, aud dann verjicherungspflichtig find, 
wenn dieſe Betriebe ſolche des Reiche, des Staats oder 
einer Kommune find, und während die in einer weiteren 
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Neihe von Reichs- und Staatsbetrieben beihäftigten Per- 
jonen durch die $.1 gi er 1 und $. 15 des Geſetzes über 
die Ausdehnung der Unfall» und Krankenverſicherung vom 
28. Mai 1885 der Verficherungspflidt unterworfen find, 
iebt es noch eine Anzahl in öffentlichen Betrieben bes 
äftigter Perſonen, welche, obwohl fie nad ihren wirth— 
ihaftlihen und jozialen Berhältniffen den unter die 8. 1 
und ‚2 fallenden Perſonen völlig gleichitehen, nur deshalb 
von der Krantenverfiherung ausgeſchloſſen find, weil Die 
Betriebe, in denen fie befchäftigt And, nicht als Gewerbe- 
betriebe angeiehen werden können. Dahin gehören 3. B. 
die bei manchen Behörden beftehenden lithographiichen Ans 
jtalten, die ſtädtiſchen Reinigungsanjtalten, die Berufsfeuer— 
wehren und andere. Je nad den Verhältniſſen empfichlt 
es ſich umfomehr, diefe Perſonen dem Berfidyerungszwang 
zu unterwerfen, als diefelben vielfach von der Beihäftigung 
in öffentlihen Betrieben zu derjenigen in gleichartigen Ges 
werbebetrieben übergehen und umgefehrt. Aber nicht nur 
für diefe in Betrieben d. h. bei wirthichaftlicher Thätigkeit 
beichäftigten Arbeiter des Neihs, der Staaten und Kom— 
munalverbände, jondern auch für manche andere untere 
Bedienitete derfelben z. B. Polizeibedienftete, unteres Bü— 
reauperjonal, empfiehlt e8 fich je nach ihren fpeziellen Vers 
ältniſſen nicht jelten, fie der Verficherungspflicht zu unters 
tellen, wenn fie nicht unter die neue Beltimmung des 8.8 
fallen. — Dieje —— der Verſicherungspflicht kann 
aber den ftatutarifchen Beftimmungen von Kommunalver— 
bänden nur hinfidhtlid der Kommunalbedienfteten überlafjen 
werden. Soweit es ſich um Bedienftete des Reichs oder 
eines Staates handelt, muß dieje Ausdehnung des Vers 
fiherungszwangs der Verfügung, im erſten Fall des Reichs— 
anzlers, im zweiten Fall der Landes-Gentralbehörde an— 
—*— bleiben, da es ſonſt zu einer unzuläſſigen Ver— 
chiedenheit der Verhältniſſe dieſer Perſonen im Folge 
ſtatutariſcher Beſtimmungen der Kommunalverbände kommen 
könnte. Bu der neuen Ziffer 2 des $. 2 tritt daher der 
$. 2a Hinzu. 

Die unter Ziffer 3 vorgefchlagene neue Beſtimmung 
joll eine Quelle von Zweifeln, welche ſich bei der Durch— 
führung des Gejeges gezeigt hat, bejeitigen. Da als Lohn 
im Sinne des Geſetzes aud) Naturalbezüge gelten, jo hat 
die Frage, ob FFamilienangehörige eines Gewerbtreibenden, 
welde von dieſem im Gewerbebetriebe bejchäftigt werden 
umd ihren Unterhalt erhalten, auch als Perjonen anzujehen 
find, welche gegen Lohn beſchäftigt werden, eine verjchiedene 
Beantwortung erfahren. Während fie von der einen Seite 
allgemein bejaht worden ift, wird von anderer Seite — 
aud in gerichtlichen Erlennmmifjen — die Auffafjung ver: 
treten, daß die —— von Familienangehoͤrigen, 
welche nicht auf Grund eines Arbeitsvertrages, ſondern als 
Ausfluß des Familienrechtes ſtattfinde, die Verſicherungs— 
pflicht nicht begründe. Durch die Aufnahme der neuen 
Bil 3 wird einerſeits Mar gejtellt werden, daß die ge 
eglihe Verfiherungspfliht auf Grund des $. 1 nur für 
ſolche Familienangehoͤrige eintritt, weldhe auf Grund eines 
Arbeitövertrages im Betriebe beihäftigt werden; anderer 
feits wird dadurch Borforge getroffen, daß die Verjicherungs- 
pflicht der ohne Arbeitsvertrag beichäftigten Familienmit— 
glieder durch Statut, den örtlichen Bedürfniſſen entfprechend, 
geregelt werden kann. 

Die bisherige Ziffer 4 des $. 2 enthält eine Aus- 
nahme von der allgemeinen Verſicherungspflicht, welche nad) 
den gemachten Erfahrungen durch ein praftiiches Bedürf— 
niß nicht gefordert wird, vielmehr bei voller Anwendung 
ablreihe, der Kranfenverfiherung dringend bedürftige Per— 
onen der Wohlthat diejer Verficherung beraubt. Die Strei- 
Hung dieſer Ziſſer 4 empfiehlt fich daher umſomehr, als 
eine ähnlide Ausnahme aud das Anvaliditätsverfiche: 


rungsgeieß nicht zuläßt. Die bisherige Ziffer 5 wird da— 
durd Ziffer 4. 

Der zu dieſer Ziffer 4 in Ausficht genommene Zuſatz foll 
in jeinem erjten Theile den bei der Anwendung des Geſetzes 
mehrfach hervorgetretenen Zweifel bejeitigen, ob auch die— 
jenigen jelbftändigen Gewerbtreibenden für verficherungs- 
pflichtig erklärt werden fönnen, welche zwar im Wuftrage 
und für Rechnung anderer Gewerbtreibender arbeiten, aber, 
wie es in einigen Zweigen der Hausindujtrie vorkommt, 
die Roh- und Hülfsjtoffe für die herzuftellenden Erzeugniffe 
jelbjt beſchaffen. Durch den zweiten Theil des Zuſatzes 
foll Vorſorge getroffen werden, daß für diejenigen unter 
Biffer 5 fallenden Gewerbtreibenden, welche in Folge der 
in vielen Zweigen der Hausinduftrie bejonders jtark hervor: 
tretenden Schwankungen des Arbeitämarktes nicht immer 
genügende Aufträge finden und dadurch genöthigt werden, 
vorübergehend durd Arbeiten auf eigene Rechnung ander- 
weiten Verdienjt zu juchen, auch während folder Zeiten 
die Verfiherungspflicht aufrecht erhalten und dadurd einer 
unerwünſchten häufigen Unterbredung des Verſicherungs— 
verhältniffes vorgebeugt werden kann. 

Der Zuſatz zu der bisherigen Ziffer 6 jept Ziffer 5 
empfiehlt jich, um die Ausdehnung der cherungspflicht 
auf alle diejenigen in der Landwirthſchaft beichäftigten Be— 
triebsbeamten zu ermöglichen, welche nad) $. 1 des Geſe 
vom 5. Mai 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) gegen Unfall 
verfichert find. 

Zu 8. 2a. Der neu eingejchobene $. 2a ift oben zu 
8. 2 Ziffer 2 begründet. 

Zu & 3. Der erfte Abſatz bes bisherigen $. 3 hat 
zu manden Zweifeln darüber Anlaß gegeben, melde 
Beamte, ald mit fejtem Gehalt angejtellt, von der Ver— 
fiherungspflicht befreit zu gelten haben. Auch konnte es 
als zuläffig angejehen werden, eine feſte Anſtellung auch 
in Fällen anzunehmen, in denen dem Beamten die Fort— 
ahlung jeines Gehalts oder die Gewährung einer ent 
—— Unterſtützung auf die Dauer von 13 Wochen 
nicht gefichert ift. 

ür die unter $. 1 des Musdehnungsgeiepes vom 
28. Mai 1885 fallenden Beamten und Perſonen des 
Soldatenftandes gilt ftatt Des 5: 3 des Krankenverfiherungs- 
gejeßes bisher der $. 15 Abſatz 2 jenes Geſetzes, weldyer 
die Vorausjegungen der Ausnahme von der Verficherung 
richtiger und beftimmter begrenzt, und nur an dem Mangel 
leidet, daß er die betreffenden Berfonen von der freiwilligen 
Theilnahme an der Verſicherung ausſchließt. 

Ein genügender Grund für eine verſchiedene Behand» 
lung der Beamten, welde ımter das Ausdehnungsgejeß, 
und derjenigen, welche unter das Krankenverſicherungsgeſetz 
fallen, liegt nicht vor. Es empfiehlt ſich daher, den bis— 
berigen $. 3 Abjag 1 des Krankenverfiherungsgefeges durch 
Verallgemeinerung des $. 15 Abſatz 2 des Ausdehnungss 
geießes zu eriegen, leßtere Beitimmung aber infomweit zu 
ändern, daß die betreffenden Berjonen nicht von ber frei- 
willigen Berfiherung ausgeſchloſſen arg 

Zu 88. 3a, 3b. Der zweite Abſatz des bisherigen $. 3 
joll durch die neuen $$. 3a und 3b erjegt werden. 
Die zahlreihen Mifbräuhe und Unzuträglichkeiten, zu 
denen die Beitimmung dieſes Abjages Anlaß gegeben 
dat, haben bereits dahin geführt, daß durch das Geſetz, 
etreffend die Unfalle und Seranfenverjicherung der in 
lande und forjtwirthichaftlichen Betrieben beſchäftigten 
Perſonen, vom 5. Mai 1886 die Befreiung von ber Vers 
fiherungspflicht in einer anderen, die Interejien ſowohl ber 
Verfiherungspflichtigen wie der Kranlenlaſſen beſſer fihern- 
den Weije geregelt worden iſt. Cine ähnliche Regelung 
wird, um eine dem Bedürfniß entſprechende Durchführung 
der Krankenverficherung ficher zu ftellen, auch für den Bes 








reih des Krankenverſicherungsgeſetzes ftattfinden müſſen. 
Daneben hat ſich bei der Anwendung dieſes Geſetzes eine 
weitere Ergänzung der in Rebe jtehenden Beſtimmung als 
zwedmäßig herausgejtellt. Es iſt nad; Erlaß des Kranken: 
verficherungsgejeßes nicht jelten vorgefommen, daß Perjonen, 
welche in Folge von chronischen Krankheiten, Gebrechen 
oder Alter nur noch theilweiſe oder zeitweiſe —— 
ſind, keine Beſchäftigung finden, weil die Arbeitgeber die 
Kranlkenkaſſe, welcher ihre Arbeiter angehören, nicht mit ber 
hohen Krankheitsgefahr folder Perjonen belajten wollen, 
Die Folge ift, daß die Lehteren Häufig von jeder Erwerbs- 
ee ausgejhloffen werden und troß noch —— 

eilweiſer oder zeitweiſer Erwerbsfähigkeit völlig der 
Armenpflege zur Laſt fallen. Die Armenverwaltung hat 
daher ein Intereſſe daran, daß dieſe Perſonen durch Ver 
freiung von der Verſicherungspflicht wenigſtens noch theil— 
weiſe —— een werden, und auf Dieje Weile 
an die Stelle der Verpflichtung zur vollen Armenunterftügung 
nur die Gefahr der Unterftügungspflicht in Krankheitsfällen 
tritt. Demgemäß will die Vejtimmung unter $. 3a Ziffer 1 
den Berjonen der gedachten Art die Befreiung von ber 
Verfiherungspfliht unter der Vorausfegung einräumen, 
daß der eintretenbenfalls unterjtügungspflidtige Armen— 
verband derjelben zuftimmt. 

Die Regelung, welde bie in dem bisherigen $. 3 
Abjag 2 vorgefehene Befreiung nad $. 3a Ziffer 2 finden 
fol, unterſcheidet fi von derjenigen im $. 136 des Gejepes 
vom 5. Mai 1886 nur —— daß die Befreiung auf 
Antrag nicht des Arbeitgebers, jondern des Arbeiters jtatt- 
finden joll. In dieſer Beziehung von der bisher geltenden 
Beſtimmung abzuweichen, liegen für das Gebiet der Kranfen- 
verfiherung gewerblicher Arbeiter feine gleich gewichtigen 
Gründe vor, wie fie bei der Regelung der SKranfens 
verfiherung der land» und forſtwirthſchaftlichen Arbeiter 
ausjhlaggebend geweſen find. eg ift aud) 
im zweiten Abſaß des $. 3a davon Abitand genommen, 
die Euntſcheidung über den Befreiungsantrag, wie e8 im 
} 136 a. a. D. geihehen, von vornherein der Aufjichts- 
ehörde zu überweiſen. 

Eine befondere Berüchſichtigun 
Befreiung von ber Verfidherungspflicht verdienen die Ver: 
hältniſſe der Lehrlinge der Handwerker. Diejen wird 
en der Lehrzeit von dem Meifter in der Negel fein 
Lohn gezahlt, jondern entweder Unterkunft und Verpflegung 
oder jtatt deſſen eine meijt geringe — in baarem 
Gelde (Koſtgeld) gewährt, Im erſieren e hat der 
Meiſter, wenn die geſetzliche Krankenverſicherung eintritt, 
nicht nur die vollen Beiträge aus eigenen Mittein zu be— 
ſtreiten, da in Ermangelung einer Lohnzahlung auch die 
Einbehaltung von zwei Dritteln der Beiträge nicht möͤglich 
üt, jondern er hat auch bei eintretender Erkrankung, fofern 
der L2ehrvertrag nicht ein Anderes bejtimmt, Die freie 
Unterkunft und Verpflegung fortzugewähren, während das 
Krankengeld, welches neben freier ärztliher Behandlung 
und Arznei von der Krankenkaffe zu zahlen ift, dem Lehrlin 
zufällt. Diejer Unbilligfeit kann der Meifter nur dadur 
entgehen, daß er bei Äbſchluß des Lehrvertrages die Vers 
pflihtung zur Gewährung von freier Unterkunft und Ver— 
pflegung für den Erfranfungsfall ausſchließt, oder von 
vornherein die Befreiung von der BVerficherungspflicht auf 
Grund bes $. 3a Biffer 2 herbeiführt. Beides ift gleich 
unerwünfcht, weil die häuslichen Verhältniſſe der ‘Familie 
des Lehrlings fajt immer und diejenigen des Meifters jehr 
häufig bie geeignete Unterbringung und Verpflegung eines 
erkrankten Lehrlings nicht zulafjen. 

Es empfiehlt fi daher, dem Meifter die Möglichkeit 
zu gewähren, die Befreiung feines en von ber 
Berficherungspflicht dadurch zu bewirken, daß er demfelben 


bei der Regelung der 
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für den Krankheitsfall freie Kur und Verpflegung in einem 
Kranfenhaufe ſichert. Die Hierauf gerichtete Beſtimmung 
des $. 3b erfcheint um jo mehr unbedenklid, als der im 
8. 7 Abſatz 2 vorgeſehene Fall bei Lehrlingen nicht ee 
vorfommen kann, und aud) für diejenigen Lehrlinge, welche 
ftatt der freien Unterkunft und Belöftigung eine Gelb: 
entſchädigung erhalten, die Aufnahme in ein Krankenhaus 
regelmäßig die zweckmäßigſte Art der Krantenunterftügung 
fein wird. Zugleich wird durch diefe Regelung der Gefahr 
der Simulation vorgebeugt, welche darin liegt, daß das 
bem Lehrling zufommende Krantengeld vielfah den Betrag 


‚der Geldvergütung überfteigt, welche der Lehrling ftatt der 


freien Unterkunft und Betöftigung erhält. 

Zu$.4. Die Abänderung des erften Abſatzes entſpricht 
bem in der allgemeinen Begründung dargelegten Bedürfniß 
ber anderweiten Regelung des Verhältniſſes der Kafjen zu 
einander. An die Stelle der namentlichen Aufführung der 
Hülfstaffen neben den Zwangskaſſen fol der Vorbehalt 
der Beſtimmung des $. 75 treten. In Verbindung mit 
der veränderten Faflung des Eingangs des $. 75 wird 
hierdurch Hargeftellt, daß die Mitglieder der Hülfskaſſen 
nur auf ihren Antrag von der Gemeinde-Krankenverſicherung, 
welcher fie vermöge ihrer Beichäftigung angehören würden, 
ausgeichlofien werden jollen. 

Der zweite a foll durch zwei neue Beſtimmungen 
ergänzt werben. Nach ber eriten foll den Gemeinden das 
Recht eingeräumt werden, auch anderen nicht verficherungs: 
pflihtigen Perſonen als den in 88. 1, 2, 3 bezeichneten 

en Beitritt zur Gemeinde-frantenverjiherung zu ermög— 
fihen. Namentlich für diejenigen Gemeinden, in welchen 
neben der Gemeinbe-Rrantenverhicherung organifirte Kranken⸗ 
kaſſen nicht beftehen, wird dadurch einem vielfach hervors 
getretenen Bebürfnik abgeholfen werden. j 

Dabei find zwei Fälle zu unterfcheiden: Entweder wird 
gewiffen Klaſſen von Perſonen ebenjo wie ben im erften 
Sat des zweiten Abſatzes bezeichneten ein Recht auf freis 
wi ee Beitritt eingeräumt, oder e8 wird der Verwaltung 
der Gemeinde-Krankenverſicherung die Befugniß beigelegt, 
fo wie dies auch ſchon bisher nad) $$. 26 Abjap 4 Ziffer 5 
bei den Ortskrankenkaſſen zugelaffen war, nach freiem Er- 
meſſen auch andere Perfonen zur Theilnahme an der Ber: 
fiherung zuzulaſſen. Beides fol nad dem Zuſatz zu 
8. . Abjak 2 der jtatutarifchen Beſtimmung anheimgegeben 
werben. 

Durd) die zweite ergänzende Bejtimmung follen die Ge 
meinden ermächtigt werden, den Eintritt nicht verfidherungs= 
pflichtiger, aber zum Beitritt berechtigter Berjonen in. bie 
Gemeindes$trankenverfiherung davon abhängig zu machen, 
daß eine ärztliche — nicht eine ſchon vorhandene 
Krankheit erweilt. Bei der Schwierigfeit des Na weiſes, 
daß eine bei ſolchen Perſonen nad) ihrer Aufnahme aufs 
tretende Krankheit ſchon zur Zeit des Eintritts vorhanden 
pesoeien, hat ji das Bedürfniß ergeben, den Gemeinden 

ie Anwendung diejes Schugmittels gegen Schädigung der 

Gemeinde⸗Krankenverſicherung zu ermöglichen. ie Be 
timmungen des dritten Abfages beziehen ſich nur auf Dies 
jenigen Berfonen, welchen ein Recht zum Beitritt eingeräumt 
it. Hinfichtlich derjenigen Berfonen, deren Aufnahme bem 
freien Ermefien vorbehalten ift, iſt es Sache der ſtatuta— 
riſchen Beſtimmung oder der Verwaltung, die Bedingungen 
der Aufnahme feitzuftellen, z. B. auch ein gewiſſes Yebens- 
alter von der Aufnahme auszufchliegen. 


Zu Artikel 2. 


Zu 8. 5a. Es giebt eine Reihe von Gemwerbetreibenden, 
welche die zu ihrem Betriebe g * Arbeiten nur zum 
Theil in ihren Betriebsſtätten, zum Theil bald an dieſem, 
bald an jenem Orte, und zwar ſowohl innerhalb als auch 
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außerhalb des Gemeindebezirks, in denen ihre Betriebs— 
jtätte belegen ift, ausführen laſſen. 

Die mit Arbeiten der legteren Art beichäftigten Arbeiter 
würden bei ftrenger Anwendung ber im erſten Abſatz auf: 
eftellten Regel ftet3 in derjenigen Gemeinde zu verfichern 
ein, in deren Bezirk fie jewetlig die ihnen übertragene 
Arbeit ausführen. Daraus würde ſich ein beftändiger 
Wechſel * Verſicherungsverhältniſſes ergeben, welcher 
nicht nur für ſie ſelbſt, ſondern auch für ihre Arbeitgeber 
und die betheiligten Gemeinde-Krankenverſicherungen 
erhebliche Unbequemlichkeiten und Unzuträglichkeiten zur 
Folge haben würde. Es empfiehlt ſich daher die neue Ber 
ftimmung des Abjag 1, nach welder für die mit foldhen 
Arbeiten beichäftigten Berfonen als Beſchäftigungsort der 
Sit des Gewerbebetriebes gelten foll. 

Eine ähnliche Negelung hat fi namentlidy für gewiſſe 
Arbeiter öffentliher Reiches, Staats» und Kommunalver: 
waltungen als nothwendig herausgeftellt. Es kommt 3. ®. 
in der Wege: und Waflerbau- und in der Telegraphenverwal- 
vielfach vor, daß eine Anzahl Arbeiter dauernd, aber 
in der Weiſe beichäftigt werben, daß fie auf ausgedehnteren, 
durch mehrere Gemeindebezirke fich eritredtenden Wege: und 
BWaflerzügen unter ftetem Wechſel der Arbeitsftelle Beſſe— 
rungs= oder Reinigungsarbeiten auszuführen haben. In 
biejen Fällen tritt ein fortwährender Wechjel der Gemeinde 
ein, welche thatfächlih als Beihäftigungsort anzujehen ift. 
Ein entipreddender Wechſel des Verfiherungsverhälmiffes 
würde unausführbar fein, weil der Beihäftigungsort zu 
raſch — nicht jelten an einem Tage mehrmals — wedhielt. 
Für dieje Fälle empfiehlt es fih, als Hegel zu bejtimmen, 
daß als Beihäftigungsort diejenige Gemeinde gilt, in 
welder die mit der unmittelbaren Leitung der Arbeiten 
betraute Stelle ihren Si hat. Da es indeſſen nicht jelten 
zweifelhaft jein wird, welche Stelle al$ die mit der uns 
mittelbaren Leitung beauftragte angufehen ijt, und ba es 
ferner vortommt, daß diefe Stelle in einer Gemeinde ihren 
Sik Hat, auf deren Bezirk fi) die Arbeiten der Verſiche— 
rungspflichtigen niemals erjtreden, und mit welchen die 
legteren auch fonft in Zeinerlei Beziehung ftehen, jo empfiehlt 
ß ein Vorbehalt, nach welchem das Verſicherungsverhältniß 
olcher Verſicherungspflichtigen durch die höhere Verwaltungs— 
behörde nach Anhörung der betheiligten Verwaltungen und 
Gemeinden anderweit geregelt werden lann. — Wenn 
ſolche Verhältniſſe auch vorzugsweiſe bei öffentlichen Ver— 
waltungen vorkommen, ſo treten ſie doch auch bei ähnlichen 
Privatbetrieben, z. B. bei Priatbahnen, bei in Alkord über— 
nommenen Wegebauten u. dergl. ein. Deshalb waren bie 
neuen Bejtimmungen aud auf private Betriebsverwaltungen 
zu erftreden. 

Zu 8. 5a Abſatz 3. Für die Krankenverſicherung 
land- und forſtwirthſchaftlicher Arbeiter gilt nad $. 134 
Abſatz 1 in Verbindung mit $. 10 Abſatz 3 des Gefepes vom 
5. Mai 1886 „im Zweifel” als Beichäftigungsort „Die 
jenige Gemeinde, in deren Bezirk der Sif des Betriebes 
S: 44 a. a. D.) belegen ift.“ Bei der Anwendung biefer 

ejtimmung hat fi) eine Werichiedenheit der Anfichten 
erausgeftellt, weldhe zu Unzuträglichkeiten führt. Jus— 
ejondere haben die Worte „im Zweifel“ hie und ba eine 
zu beſchränkte Wuslegung gefunden, durch melde den 
taktischen Bedürfniſſen auf dem Gebiete der Forſtwirth- 
* namentlich in den Fällen, in denen ein forſtwirth— 
ichaftliher Betrieb ſich über mehrere in verſchiedenen Ge— 
meinbebezirfen belegene Forſtgrundſtücke erjtredt, nicht ge— 
nügt wird. Nach richtiger, in einem Erkenntniſſe des 
preußiſchen ÜDberverwaltungsgerihts zum Ausdruck ge 
brachten Auslegung verbleibt es in dem Falle, daß ein 
Arbeiter regelmäßig in dem Bezirfe derjelben Gemeinde 
beichäftigt wird, bei der Regel des Gejeges, nach ber 





diefe Gemeinde als Beihäftigungsort gilt und folgeweife 
auch in diefer Gemeinde die Gemeinde-Krankenverſicherung 
einzutreten hat. Wenn dagegen das Arbeitsverhältniß ein 
ſolches iſt, daß die Beſchäftigung nad) ausdrüdlicher oder 
ſtillſchweigender Verabredung auf wedjelnden, in ver— 
idhiedenen Gemeinden belegenen Grundftüden jtattfindet, 
jo ſoll nicht der jemweilig wechſelnde Ort der einzelnen 
Arbeitsleiftung als Beihäftigungsort im Sinne des $. 5 
gelten, fondern der nad) $. 44 des Gefehes vom 5. Mai 
1886 fich bejtimmende Sitz bes Betriebes, jo baf ber 
Wechſel im Drt der Arbeitsleiftung eine Aenderung in dem 
Drte, wo die Krankenverſicherung jtattfindet, nicht zur 
Folge hat. 

Indem der Entwurf eine dementſprechende Beſtim— 
mung als Abſatz 3 in den $. 5a aufnimmt, will er das 
beftehenbe Recht nicht ändern, fondern nur den wahren, 
vom preußifhen ÜOberverwaltungsgericht bereits aner- 
fannten Sinn ber bisherigen — außer Zweifel 
ſtellen. 

Zu Artikel 8. 

u 88. 6 u. 6a. Der bisherige $. 6 ſoll mit Rüds 
ficht auf die erheblichen Ergänzungen, welche zum dritten 
Abſatz deifelben vorgejehen werden, in zwei SS. 6 und 6a 
zerlegt werden. 

Der neue $. 6 giebt die Beſtimmungen bes erjten, 
zweiten und vierten Abſatzes des bisherigen $. 6 wieder, 
von denen nur der zweite durch Erfegung der Worte „der 
Krankheit“ durch die Worte „des Krankengeldbezuges” eine 
Abänderung erleidet. Wird der Beitraum, bis zu deſſen 
Ablauf die Krankenunterftüßung zu gewähren ift, vom Bes 
inn ber Krankheit am geredjmet, jo wird nicht felten der 
Sair eintreten, daß ein Verfiherungspflichtiger, welcher an 
einer zunächſt die Erwerbsfähigfeit nicht aufhebenden Krant- 
ee leidet und deshalb nur die Ärztliche Behandlung in 

nfpruch nimmt, bei jpäterem Eintritt der Erwerbsunfähig- 
feit einen Anſpruch auf Krankengeld überhaupt nicht mehr 
oder nur noch für burze Zeit geltend machen kann. Darın 
würde eine nicht zu rechtfertigende Unbilligfeit und zugleich 
für die Verficherten ein Anreiz liegen, bei jeder leichten Er- 
frankung ſofort die Arbeit niederzulegen. Es empfiehlt ſich 
daher die Beſtimmung, dab der gedachte Zeitraum erft von 
dem Beginn des Krantengeldbezuges ab zu berechnen ift. 

Der $. 6a giebt unter Bier 1 und 2 ben Inhalt 
des dritten Abjapes des bisherigen $. 6 wieder und ver 
volljtändigt denfelben dadurch, ah die gänzliche oder theil- 
weiſe Entziehung des Krankengeldes auch ſolchen Ber: 
ſicherungspflichtigen gegenüber, welche die Gemeinde-Kranken⸗ 
verfiherung durch Betrug geihädigt haben, zugelaffen wird. 

i Seftimmung unter 3 foll die Möglichkeit gewähren, 
der mehrfach hervorgetretenen Gefahr einer ungerecht: 
fertigten Ausbeutung ber — — 
durch Perſonen, welche mehr invalide als krank find, ent— 

egenzutreten. Es iſt nicht felten vorgelommen, daß Pers 
onen, welche mit einem unheilbaren Leiden behuftet, aber 
eitweife noch zu einer Mrbeitsleijtung im Stande find, 
rn Uebernahme einer verfiherungspflichtigen Beichäftigung 
in die Gemeindesfrantenverficherung eintreten, nach einiger 
Zeit arbeitsunfähig werden und die Kranfenumterftügung 
in Anfpruch nehmen, demnächſt, nachdem fie in Folge ein— 
getretener relativer Beſſerung ober wegen Ablaufs bes 
dreizehnwöchigen Zeitraums aus der ärztlichen Behandlung 
entlaffen find, die verfiherungspflichtige Beſchäftigung wieder 
aufnehmen, um nad) kurzer Zeit die Franfenunterftügung 
abermals in Anjprud zu nehmen. Dur fortwährende 
Wiederholung diejes Verfahrens können Perſonen diefer Art 
Jahre lang mit kurzen Unterbrechungen die Krankenunter: 
ftügung genießen, ohne daß fie jemals für längere Seit 
Beiträge gezahlt hätten. 
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Die Beſtimmungen unter Ziffer 4 und Abſatz 2 des 
$. 6a entipreden den nach Ärtikel 6 im 8. 21 unter 
Ziffer 1a und nad Artifel 8 im $. 26 unter Biffer 2a 
aufzunehmenden, und werben dort ihre Begründung finden. 

Im Intereſſe der Gemeinde-Srankenverfiherung iſt es 
in ber Regel ge geboten, — Aerzte für die 
er er der Verficherten aufzuftellen und nur durch 
diefe regelmäßig die ihr obliegende ärztliche Behandlung 
gewähren zu lafjen. Diejes Recht muß ihr ausdrücklich 
im Geſetz gewahrt werden, um fie gegenüber vorgefommener 
andermweitiger Auslegung des $. 6 zu fchüßen. Anderſeits 
aber darf diefer Grundjag nicht fo weit ausgedehnt werden, 
daß der Erkrankte bei Vermeidung der eigenen Haftung für 
die ärztlichen Koften auch dann einen anderen als ben be— 
jtimmten Kaffenarzt nicht zuziehen dürfte, wenn wegen Ge— 
fahr im ®erzug der Rarffenarzt nicht rechtzeitig berufen 
werden kann. 

Zu 8. 7. Die zwangsweife Unterbringung in einem 
Krankenhaufe erjcheint als ein beredhtigtes Mittel, um die 
Gemeindesfrantenverfiherung und die Kranlenlaſſen gegen 
die Belaftung durch ſolche Verſicherte zu ſchützen, welche 
die Vorſchriflien über die Krankenmeldung oder über das 
erhalten während der Krankheit Hartnädig übertreten. 
Ebenjo kann fie dadurch erforderlich werden, daß der Bus 
ſtand des Erkrankten oder fein Verhalten Zweifel gegen 
das Vorhandenjein einer Krankheit erweden, die nur durch 
eine fortgefegte Beobachtung gehoben werden können. 


Zu$. 8. Für Kinder unter 14 Jahren, welche in Fa— 
briten und dieſen gleichgeitellten Anlagen beichäftigt werden, 
jteht der Lohn, da fie nach $. 135 Abſatz 2 der Gewerbeordnung 
nur jehs Stunden täglidy arbeiten bürfen, naturgemäß er— 
heblich niedriger, als für junge Leute zwiſchen 14 und 
16 Jahren, weldie nad) Abſatz 4 a. a. D. täglich zehn 
Stunden beichäftigt werden dürfen. Die gemeinjfame Feſt- 
itellung des ortsüblichen Tagelohnes für ſaͤmmtliche jugend» 
liche Arbeiter kann daher leicht die Folge haben, daß ber 
Lohn umd folgeweife das Krankengeld fr junge Leute uns 
verhältnifmäßig niedrig und für Kinder unverhältnißmäßig 

od; bemeifen werden muß. Es empfiehlt ſich, für ſolche 

De, in denen hieraus Unzuträglichleiten entftehen würden, 
die Möglichkeit einer getrennten Feſiſtellung des Lohnes für 
die beiden Klaſſen der jugendlichen Arbeiter zu geben. Wo 
— Gebrauch gemacht wird, muß für Lehrlinge die 
ür „junge Leute“ getroffene Feſiſtellung gelten. 


Zu Artikel 4. 

Es liegt fein Grund vor, für die Höhe des anzu— 
fammelnden NRejervefonds bei der Gemeinde-Kranfenver: 
fiherung einen anderen Maßſtab als denjenigen feſtzuſehzen, 
weldyer nad $. 32 für die organifirten Krankenkaſſen zur 
Anwendung gelangt. Dadurch rechtfertigt fich die Erſetzung 
des Wortes Jahreseinnahme durd das Wort „Jahresauss 
gabe”. Da eine Durdjchnittsberehnung der Jahresauss 
gabe eine bejtimmte Zahl von Jahren, für welche die Ber 
vechnung amzuftellen ift, vorausfegt, jo iſt hier, wie im 
$. 32 (vergleiche Artikel 12) eine joldhe Zahl aufgenommen, 


Zu Artikel 5. 

Die Verhälinifie, welche für die Gemeinde-Kranken— 
verjiherung die Durdführung der in dem neuen $. ba 
ausgeſprochenen Grundjäße erforderlich machen, beftehen in 
gleiher Weife auch für die Orts-Krankenkaſſen. Die Anz 
wendbarfeit der angezogenen Beitimmung wird demnach 
auch für dieje ——— ſein. 


Zu Artikel 6. 
Zu$. 18a. Der neue $. 18a foll eine Lüde ausfüllen, 


welche ſich namentlich in jolden Fällen fühlbar gemacht hat, | 
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in denen in einer Gemeinde nad der erften Ausführung 
des Geſetzes neue Gewerbszweige entjtanden find, welche 
bei der Errichtung der Drts-Krantentafle nicht berück— 
fichtigt worden waren. Da die Klaſſen von Perfonen, 
welche einer Orts-⸗Krankenkaſſe angehören, nad $. 23 Ab— 
faß 1 Ziffer 1 durch das Kafienftintut beſtimmt werben und 
Abänderungen des letzteren nad 8. 36 Ziffer 3 nur durch 
Beſchluß der Generalverfammlung 3 eigeführt werden 
lönnen, ſo war es bisher unmöglich, einer Kaſſe gegen 
ihren Willen neue Klaſſen von Perſonen zuzuweiſen. Dar: 
aus iſt im ben vorerwähnten Fällen mehrfach ber Uebel- 
ftand hervorgegangen, daß Die in einem bei der Kaſſen— 
organifation bisher nicht berüdfichtigten Gewerbszweige be— 
ichäftigten Verfiherungspflichtigen, weil feine der bejtehenden 
Orts⸗Kranlenlaſſen fie — wollte, auf die Gemeinde⸗ 
Kranfenverficherung angewieſen blieben. Es entſpricht der 
ben Gemeinden durch ben $. 16 angemwiejenen Stellung, 
daß ihnen die Befugniß eingeräumt wird, auch gegen den 
Willen der —— Kranlkenkaſſen die Verſicherung neu 
entjtehender Klaſſen von Verſicherungspflichtigen in einer 
den hältmiffen entſprechenden Weiſe zu regeln. Dafür, 
daß die im dieſem Falle erforderliche Aenderung des Kafjen- 
ſtaluts auch gegen ben Willen der beiheiligten Kaffe vor— 
genommen werden fann, trägt die Beltimmung bes $. 48a 
Abſatz 2 Sorge. 


Zu $. 19, Im $. 19 Abſatz 2 und 4 find diejenigen Ab— 
Änderungen vorgenommen, welche erforderlich find, um das 
Verhältniß der Kaſſen zu einander entiprechend den in der alle 
gemeinen Begründung gegebenen Darlegungen Har zu ftellen. 
Nach der dem zweiten Abja gegebenen Faſſung bleibt fein 
Zweifel mehr, daß die in den eimer Orts-Krankenkaſſe zu— 
gewiejenen Gewerbszweigen und Betriebsarten beichäftigten 
verfiherungspflichtigen Perfonen diefer Kaſſe nur dann nicht 
angehören, wenn fie entweder als Mitglieder einer Hülfs- 
fafle auf Grund des $. 75 die Vefreiung in Anſpruch 
nehmen oder einer der in 88. 59, 69, 73, 74 bezeichneten 
Kaſſen angehören. Die Erjegung des Wortes „nachweis— 
lich“ durch die Worte „vermöge ihrer Beſchäftigung“ ftellt 
far, daf nur diefe und nicht etwa die freie Entſchließung 
ber —— — die Zugehörigkeit zu einer der bezeich— 
neten Kaſſen cheidet. Etwa vorhandene andere Orts— 
Kranlenlafſſen werden nicht mehr, wie durch die bisherige 
Faſſung gefhah, unter diejenigen Kaffen gezählt, deren Mit: 
gliedihaft für Werficherungspflidtige die Zugehörigkeit 
zu derjenigen Orts-Krankenlaſſe aufhebt, welcher fie durch 
2. Beihäftigung zugemiejen find. In Konfequenz diefer 
Regelung ift die Beitimmung des Abjapes 4 (künftig Ab- 
fat 5) mittels Streihung des Wortes „übrigen“ und Er: 
feßung des Bass auf 8.4 durch denjenigen auf $. 75 
auf die Mitglieder der in leßterem Paragraphen bezeichneten 
Hülfstaflen bejchräntt worden, 

Der dritte Abſatz des $. 19 hat durch die neue Faſſung 
einen Zufa erhalten, durch welchen den Orts-Krankenkaſſen 
gegenüber den nicht verfiherungspflichtigen Perſonen, weldhe 
zum Beitritt berechtigt find, diejelbe Befugniß eingeräumt 
wird, welche nad) 8. 4 Abſatz 4 den Gemeinden für die 
Gemeindesftrankenverfiherung zuftehen Toll. : 

Die zwiichen den bisherigen Abjägen 3 und 4 einge 
ſchobene neue Bejtimmung bat ſich für Gemeinden, in Denen 
für die verjchiedenen Gewerbszweige befondere Orts-Kranken— 
faffen errichtet find, als Bedürfnig Herausgeftellt. Nicht nur 
im Großs, jondern auch im Mittel- und Kleingewerbe treten 
immer zahlreicher joldhe Betriebe auf, welche mehrere Ges 
werbszweige zu einem Gefammtbetriebe vereinigen und dem— 
nad), Ibfern für die legteren verfchiedene Orts-Kranlenlaſſen 
bejtehen, für feine bderjelben in ihrem vollen Umfange in 
Anſpruch genommen werden können. Die in diejen Bes 
* beſchäftigten Perſonen je nach dem Gewerbszweige, 
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weldyem fie angehören, verſchiedenen Kaſſen zu überweiſen, 
würde erg ür die Kaſſen wie für die Betheiligten uns 
zwednäßig jein. Es fiehlt jih daher, zu beitimmen, 
dab ſämmtliche in einem ſolchen Betriebe bejchäftigte Per- 
fonen einer Kranfenkafie angehören follen. Die Entſcheidung 
darüber, welche Kaffe in Fällen diefer Art zuſtändig fein 
joll, fan nur davon abhängig gemacht werden, welchem 
Gewerbözweige der Betrieb mit der Mehrzahl der in ihm 
bejchäftigten Perfonen angehört. Da hierüber aber Zweifel 
entjtehen können, fo hir. orjorge getroffen werden, daß 
dieje unter Berüdfichtigung der örtlihen Verhältniſſe und 
der Intereſſen der Betheiligten auf möglihi einfachem 
Wege entjchieden werben. 


Zu 8.20. Im $. 20 hat zunächſt die Ziffer 2 verjchiedene 
Abänderungen erfahren. Die Kommiffionsverhandlungen, 
aus benen diefe Beſtimmung hervorgegangen, laſſen erfermen, 
daß den Wöchnerinnen bei normal verlaufendem Wochen— 
bette nur eine dem Krantengelde gleichkommende Geldunters 
ſtützung, nicht aber freie ärztliche Behandlung und Arznei 
zu Theil werden jollte. Der Ausdruck „eine gleiche Unter 
ſtützung“ ſchließt aber, da er auf die Ziffer 1 zurüchveiit, 
die letzteren Leiftungen mit ein und gi den zu Zweifeln 
über den Umfang ber Unterftügung Anlaß. Um dieſe 
Aweifel für die Folge auszuichließen, ift der Ausdrud „eine 
Unterftügung in Höhe des Krankengeldes“ gewählt worden. 
Die Unterftüßung wird vom Tage der Niederkunft an ges 
währt, eine Karenzzeit tritt alſo nicht ein. Nach der 
bisherigen Faſſung beſteht fein Unterfchied zwiſchen ehe— 
lichen und nicht ehelichen Wöchnerinnen. Die Kom— 
miſſion glaubte bei ihrem Beſchluſſe dem ſittlichen Bedenken 
gegen die Unterſtützung nicht ehelicher Wöchnerinnen keine 
Bedeutung beimeſſen zu ſollen, weil es ſich bei dieſer Be— 
ſtimmung nicht um die Geltendmachung ſittlicher Geſichts— 
punkte, ſondern um die Abwendung des bei mangelnder 
Unterftügung in Folge des Wochenbettes eintretenden wirth— 
ſchaftlichen Niederganges er Im Verlaufe der Aus— 
führung des Geſetzes hat fich indeflen gezeigt, daß in weiten 
Kreiſen der Verfiherungspflichtigen das Berechtigfeitsgefühl 
dadurch verlegt wird, daß fie Beiträge zur Unterſtützung 
gefallener Mädchen und unfittlicher Witten leiſten müſſen. 
Nachdem diejer Auffaſſung bei der Negelung der Kranken— 
verjiherung der in der Lande und ‚yorjtwirthichaft bes 
ihäftigten Arbeiter duch den 8. 135 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 Rechnung getragen worden ift, wird in 
die vorliegende Beſtimmung dahin abzuändern jein, da 
die WöchnerinnensUnterftügung aejeglich nur im ‚Falle der 
ehelichen Niederfunft eintritt, und den Kranlkenkaſſen über— 
laſſen bleibt, diejelbe auf Grund des $. 21 Biffer 4 aud) 
für den ‚Fall der nicht ehelichen Niederkunft einzuführen. 
Die Beſtimmung des dritten Abjapes des $. 20 ſchließt 
fih in Bezug auf die Bejtimmung des Begriffs der ehe: 
lien Wöchnerinnen im Wejentlichen gleichsfalls dem $. 135 
des Gefepes vom 5. Mai 1886 an. 


Ein weiteres Bedenken gegen die Faſſung der bis» 
herigen Biffer 2 hat jich aus der Erfahrung ergeben, daß 
vielfah Schwangere kurz vor ihrer Entbindung, oft nur 
zum Schein, eine die Verfiherungspflicht begründende Be— 
Ihäftigung annehmen, lediglih um den Anipruch auf 
WöchnerinnensUnterftügung zu erwerben. Giner foldhen 
Ausbeutung der Krankenlaſſen kann nur dadurd begegnet 
werden, dab der Anſpruch auf —— von einer vor⸗ 
aufgegangenen längeren Dauer der Kaſſenmitgliedſchaft ab⸗ 
hängig gemacht wird. Es genügt aber für den Zweck 
und entipricht dem Verhältniß, welches grumdfäglich zwiſchen 
den verjchiedenen Kaſſen beitehen Toll, wenn hierbei nicht 
die Dauer der Mitgliedfchaft bei der einzelnen Kaffe als 
enticheidend angeiehen, ſondern nur eine voraufgegangene 


Verfiherung von gewiffer Dauer bei irgend einer Kranken— 
falle gefordert wird. 

Nach der gegenwärtigen Faſſung der Ziffer 3 ſoll das 
Sterbegeld nicht wie das Krantengeld nadı dem durdy- 
ſchnittlichen, ſondern nad dem ortsüblichen Tagelohn bes 
meffen werben. 

Dei dem Beſchluſſe der Kommilfion, aus welchem 
dieje von derjenigen der Borlage abweihende Bejtimmu 
hervorgegangen ift, war die Abſicht weniger daran 
gerichtet, einer zu hohen Bemeffung bes Sterbegeldes 
entgegenzutreten, als dahin, für Die verichiedenen Mitglieder 
derjelben Kaſſe eine möglichjt gleiche Höhe des Sterbegeldes 
zu fihern Die Erfahrung bat aber gelehrt, daß dieſe 
äußerliche Gleichheit, welche zur Folge hat, daß bei einer 
Abftufung der Beiträge und des Krankengeldes nad Lohn— 
klaſſen oder wirklichem Arbeitsverdienfte für die mit Höheren 
Beiträgen Belafteten das Sterbegeld nur in demjelben Be— 
trage gezahlt wird, wie für die mit er Beiträgen 
herangezogenen Mitglieder, als eine Unbilligkeit em— 
—* wird; zumal die Begräbnißkoſten, deren Deckung 

oh die nächſte Beſtimmung des Sterbegeldes iſt, natur— 

gemäß durch die Lebenshaltung des Verſtorbenen und 
jeiner Familie beeinflußt werden und demnach regel- 
mäßig für beſſer gelohnte Arbeiter höher fein werden, 
als Fr weniger body gelohnt. Es wird ſich daher 
empfehlen, als Maßſtab für die Höhe des Sterbegelbes den 
durchſchnittlichen Tagelohn anzunehmen, zumal die mit 
höheren Beiträgen belafteten Kaflenmitglieder zu den Aus— 
gaben der Kaſſe ſchon dadurch verhältnißmäßig jtärfer 
herangezogen werden, daß derjenige Theil der Kranten= 
unterftügung, welcher in der Gewährung freier ärztlicher 
Behandlung und Arznei beiteht, für alle Mitglieder troß 
ungleicher Beiträge gleich üit. 

Hinfichtlich des Anſpruchs auf den Bezug des Sterbes 
geldes enthielt das Geſetz bisher feine Bejtimmungen. Die 
Statute der Krankenlaſſen enthalten zwar hierüber Bes - 
ftimmungen, welche fich regelmäßig an die Vorſchläge der 
jeinerzeit veröffentlichten Meufterjtatute anjchließen. Die 
rechtlich bindende Kraft folder Statutsbeftimmungen iſt 
aber nicht unbezweifelt und bereitS durch einzelne gericht- 
liche Enticheidungen in Abrede gejtellt worden. Es muß 
zugegeben werden, daß die frage, an wen das Sterbegeld 
zu leiſten ift, jo materielle und hervorragende Bedeutung 
hat, daß jie im Gejepe geregelt werden muß. Der am 
Schluß des $. 20 beigefügte neue Abſatz trifft dieſe Ne 
gelung in derjenigen Weije, welche dem Zweck des Sterbe- 
geldes und den Intereſſen der Betheiligten gerecht wird 
und im Mejentlihen den bisherigen ftatutariichen Vor— 
ichriften entipricht. 

Die Bejtimmung des Abjapes 3 des bisherigen $. 20, 
nach welcher bei Gintheilung der Mitglieder ın Lohnklaflen 
der durchſchnittliche Tagelohn für feine Lohnklaſſe unter 
den Betrag des ortsüblichen Tagelohnes feitgejtellt werden 
darf, hat mehrfach zu Schwierigkeiten und Unzuträgliche 
keiten aeführt, da es in manchen Gegenden Indurfrieppeige 
giebt, in denen der durchidmittlihe Tagelohn einzelner 
Klaſſen von Arbeitern in der That hinter dem ortsüblichen 
Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter erheblich zurüdbleibt. 
Wenn in ſolchen Fällen das Krantengeld der betheiligten 
Urbeiter nach dem leßteren bemeflen wird, jo liegt darin 
eine Abweichung von dem Grundſatze, da die Kranken— 
unterjtügung im Verhältniß zum Verdienſte des Berficherten 
ftehen ſoll. In diefer Abweichung it aber auch feineswegs 
unter allen Umjtänden eine Begünftigung der niedriger ge: 
lohnten Mrbeiter zu erbliden, da derjelbe Lohniag, nad 
welchem das Krankengeld bemeſſen wird, aud) für die Höhe 
der Beiträge entjcheidend iſt, und demnach, wenn er den 
wirflichen Arbeitsverdienſt erheblich überfteigt, zu einer zu 
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hohen Pelajtung der Perficherten für den Zweck der 
Krantenverfiherung führt. Hiernach ericheint die Streichung 
der in Rede jtehenden Beitimmung gerechtfertigt. 

Der als lepter Abſatz des $. 20 aufgenommene Zuſatz 
verfolgt den Zwed, für die Zulunft die zahlreichen Streitig— 
keiten auszuschließen, welche bei der —— der Be⸗ 
ſtimmung unter Ziffer 3 bisher entſtanden ſind. Nach dem 
Wortlaute dieſer Beſtimmung — nur die Hinterbliebenen 
Derjenigen einen Anſpruch auf Sterbegeld, welche als Mit— 

lieder der Kaffe geſiorben ſind. Daß ein erkrankter Ver: 
— während der geſetzlichen oder ſtatutariſchen Dauer der 
Krankenunterſtützung noch als Mitglied der Krankenkaſſe an— 
zuſehen iſt, obwohl er nicht mehr in der Beſchäftigung ſieht, 
vermöge welcher er der Kaſſe angehört, wird allgemein an— 
genommen. Der Anſpruch der Hinterbliebenen eines Ver— 
ſtorbenen, deſſen Tod vor Mblauf jenes geſetzlichen oder 
ſtatutenmäßigen Zeitraums eingetreten iſt, wird demnach 
auch nicht bezweifelt. Verſtirbt aber ein als Mitglied einer 
Kaffe Erkrankter nach Ablauf jenes Zeitraumes, ohne 
wieder in die frühere Beſchäftigung eingetreten zu ſein, ſo 
beſteht zwiſchen gr und der Kalle, falls er nicht etwa 
durch freiwillige Zahlung der Beiträge auf Grund des 
$. 27 fi die Mitgliedſchaft erhalten hat, feinerlei Bes 
ziehung mehr, auf nd deren er noch als Mitglied an— 
gejehen werden könnte. Nach dem Wortlaute der Ziffer 3 
würden demnach die Hinterbliebenen eines nach Ablauf des 
mehrgedachten au Berftorbenen keinen Anſpruch auf 
Sterbegeld mehr haben. Hierin liegt aber eine unvertenn: 
bare Unbilligkeit, wenn die Krankheit nach Beendigung der 
Kranlenunterſtützung fortgedauert und in weiterem ununter— 
brochenen Berlaufe den Tod herbeigeführt hat. Auf der 
anderen Seite würde es mit dem Antereffe der Kranken— 
laſſen nicht vereinbar fein, in diefem Falle den Anſpruch 
auf Sterbegeld für unbefchränkte Zeit fortbejtehen zu laſſen. 
Eine gejepliche Regelung dieſer Frage empfiehlt ſich dringend, 
und die in dem Zuſaße zu 8. 20 im Musficht genommene 
Art derjelben dürfte dem Intereſſe der Verſicherten und 
ri Hinterbliebenen auf der einen und demjenigen der 

aſſen auf der anderen Seite in gleicher Weife gerecht 
werben. 

u 8. 21. Die wichtigite Abänderung, weldje der $. 21 
nad) dem Entwurf erfahren joll, bejteht in der Aufnahme der 
Ziffer 1a. Die Beitimmung unter $. 6 Abſatz 1 Ziffer 2, nach 
welcher das Krankengeld erft vom dritten Tage nad Beginn 
der Krankheit an gezahlt wird, kann nad) allgemein befolgter 
und durch die Vorverhandlungen geredptfertigter Auslegung 
weber für die Gemeinde-Krankenverſicherung durd; Gemeinde: 
beichluß, noch für die Orts: und die übrigen organifirten 
Krankenkaffen durch Statut abgeändert werden. Schon bei 
den Verhandlungen des Reichstags über das Geſetz ſtieß 
diefe Beitimmung auf lebhaften Widerſpruch; fie wurde in: 
defien mit überwiegender Mehrheit aufredht erhalten, weil 
man in der Karenzzeit von drei Tagen ein unentbehrliches 
Mittel zur Bekämpfung der Simulation erkennen zu müſſen 
glaubte. Bald nad dem Inkrafttreten des Geſetzes entitand 
indeifen unter den Mitgliedern der Orts- und Petriebs- 
Krankenkaſſen gegen die obligatorifche Karenzzeit eine leb— 
hafte Bewegung, welche in zahlreichen an den Bunbesrath 
und den Neichötag gerichteten Petitionen um Abänderung 
der betreffenden Beitimmung zum Ausdruck kam. In dielen 
wurde das Verlangen ausgeiprodhen, dab den Kaffen ges 
ftattet werde, die breitägige Karenzzeit durch ftatutariiche 
Beſtimmung zu verkürzen oder ganz zu befeitigen. Zur 
ni Beni diefes Verlangens wurbe ug gemacht, daß 
in der Karenzzeit ein Widerſpruch mit dem Grundgedanken 
bes Krankenwerſicherungsgeſetzes und für redliche Arbeiter 
eine ungerechtfertigte Härte liege. Auch berief man ſich 
darauf, daß die Mehrzahl der eingeſchriebenen Hülfskaſſen, 





welchen in dieſer rg die Freiheit der jtatutarifchen 
Regelung eingeräumt jei, ohne die Karenzzeit zu bejtehen 
vermödhten, und dab auch zahlreiche aus Er beftehenden 
Kaſſen hervorgegangene Ortd- und Betriebssfrantentaffen 
auf Grund der ihnen nad $. 85 des Geſetzes zujtehenden 
Befugniß, bisherige über die im Gelege gezogenen Grenzen 
hinausgehende Belangen beizubehalten, die Karenzzeit aus— 
geichloffen haben, ohne daß daraus Unzuträglichkeiten ent 
ftanden feiern. Bon den Aufjichtsbehörden wird dagegen 
nad) den darüber angeftellten Erhebungen noch vieljach die 
Anficht vertreten, bab die Karenzzeit nad wie vor einen 
dur andere Mittel nicht zu erfegenden Schuß gegen die 
Simulation bilde. Daneben wird darauf hingewieſen, daß 
aud), abgejehen von den Folgen der Simulation, aus der 
—5* der Karenzzeit den Kaſſen eine nicht unerhebliche 
Mehrausgabe erwachſen werde, indem in Folge derſelben 
für jeden Krankheitsfall, deſſen Dauer nicht die geſetzliche 
oder ftatutenmäßige Unterftügumgszeit überichreite, für drei 
Tage länger, als bisher, das Krankengeld werde zu zahlen 
fein. Won anderen Seiten wird eine vermittelnde Beſtim— 
mung dahin’ vorgefchlagen, daß den Kaffen gejtattet werde, 
für Krankheitsfälle, bei denen die er der Simulation 
— ſen erſcheine, namentlich bei ſolchen, welche auf 
ſichtbaren äußeren Schäden beruhen, die Karenzzeit aus— 
zufchließen, und für folde Krankheiten, weldhe längere Zeit 
andauern — etwa 2 Wochen — die Nadızahlung des 
Kranfengeldes zu beſchließen. Daneben wird aber auch 
die Anficht vertreten, daß es unbedenklich fei, den Kaflen 
die Freiheit ftatutarifher Beſchränkung oder Beſeitigung 
ber Karenzzeit einzuräumen, wenn —* gleichzeitig die 
Befugniß gegeben werde, zur Bekämpfung der Simulation 
wirkſame — über die Krankenmeldung, ſowie über 
— — und die Beaufſichtigung der Kranken zu 
erlaljen. 


Es wird zugegeben werden müflen, daß es an und 
für fi mit dem Zwed der Krantenverjicherung nicht völlig 
vereinbar ift, wenn das Krankengeld, welches nad dem 
Tagelohn bemeifen wird und in der Regel nur die Hälfte, 
höchſtens aber drei Viertel defjelben beträgt, für einzelne 
Tage, an welden wegen Krankheit der Tagelohn nicht 
verdient werden fann, gejeplich nicht gezahlt werden darf, 
und daß eine joldhe Regelung nur u dringende praltiſche 
Rückſichten auf die Leijtungsfähigkeit der Kaſſen gerecht» 
fertigt werden lann. Ebenſo entſpricht es der den Kranlen— 
fafien grundfäglid eingeräumten Selbjtverwaltung, wenn 
die Enticheidung darüber, ob die Karenzzeit für die Auf- 
rechterhaltung der Leiitungsfähigteit entbehrlidh ſei, den 
Generalverfammlungen der Kaflen überlajjen wird. Aller: 
dings liegt die Befürchtung nahe, daß die Generalver- 
ſammlungen, in denen die Arbeitervertreter immer die Mehr- 
heit bilden, bei den zu fallenden Beichlüffen gi das 
Einzelintereffe der Mitglieder, als die Fürſorge für bie 
dauernde Leiftungsfähigkeit der Kaſſe im Auge haben werden. 
Diejem Bedenken läßt ſich aber dur die Beſtimmung bes 
gegnen, daß die Karenzzeit nur beſchränkt ober bejeitigt 
werben kann, wenn in der Generalverfammlung ſowohl die 
Mehrheit der Arbeitgeber, wie diejenige der Verſicherten 
für Diejelbe ftimmt. Dieje Erſchwerung einer die geieglidhe 
Regel abändernden Beſchlußfaſſung welche durch die Ber: 
pflichtung der Arbeitgeber, die dadurch entjtehende Mehr: 
belaftung der Kaſſe an ihrem Theile mitzutragen, gerecht 
fertigt wird und im ber Veftimmung bes $. 31 Abſatz 2 
bereit einen Vorgang findet, dürfte ein ausreichendes 
Gegengewicht gegen die etwaige Neigung der Berficherten 
zu einer umbejonnenen Beichl —— Die darin 
liegende Bürgſchaft gegen übereilte Beſchlüſſe wird übri— 
gens noch dadurch verſtärkt, daß einem auf Beſeitigung 
der Karenzzeit lautenden Beſchluſſe von der höheren Ver— 
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waltungsbehörde die Genehmigung verfagt werden kam, 
wenn fi) herausftellt, daß die dadurch entjtehende Mehr- 
belajtung der Kaffe mit ihren jtatutenmäßigen Einnahmen 
nicht gebdedt werden fanı. Daneben wird den Kaſſen die 
Möglichkeit gegeben werden müflen, durch den Erlaß von 
Vorſchriften, wie fie im Artilel 9 ($. 26) vorgejehen wer— 
den, wirfame Mittel zur Bekämpfung der Simulation zu 
gewinnen. 

Wird den organifirten Kaſſen in dieſer Weije die Be 
fugniß zur Beſchränkung und Befeitigung der Karenzzeit 
eingeräumt, jo wird dieje auch für die Gemeinde-Kranken— 
—— zugelaſſen werden können, zumal hier die Be— 
ihlußnahme ohne Mitwirkung der Verſicherten der Ges 
meinde zujteht. 

Von geringerer Bedeutung ist die gleichfalls in Ziffer 1a 
ausgeiprodyene Befugniß der Kaſſen, zu beichliegen, daß 
das Kranlengeld aud für Sonn und Feſttage gewährt 
werden fol. Aus der bisherigen Negelung haben ſich 
namentlich in joldhen Fällen, in denen auf die dreitägige 
Karenzzeit noch ein Sonntag oder gar mehrere Feſttage 
folgen, empfindliche Härten ergeben, deren Bejeitigung 
winichenswerth ericheint. 

Die unter Ziffer 3a in Ausficht genommene Befug— 
nik der Kaflen, unter —* Leiſtungen auch die Fürſorge 
für Rekonvaleszenten aufzunehmen, wird, wenn fie auch 
unächſt nur wenig benugt werden jollte, mit der Zeit 
doch einen ſehr heilſamen Einfluß auszuüben im Stande 
fein. Den Kaſſen die Befugniß zur Gewährung dieſer 
Fürſorge für den Zeitraum eines Jahres nach Beendigung 
der Krankenunterſtützung zu gewähren, wird nicht als 
bedenflih angeſehen werben Lönnen. Beſonders er— 
wünſcht erjcheint die neue Beſtimmung um deswillen, 
weil fie die Möglichkeit gewährt, ſolchen Berficherten, 
melde nad) Beendigung des Heilverfahrens zwar wieder 
arbeitsfähig geworden find, aber nod der Schomung be- 
dürfen, Dur Fortgewährung einer Meinen Unterftügung 
in den Stand zu jegen, zunächſt theilweiſe ihre Beichäftigung 
ohne neue Gefährdung ihrer Gefundheit wieder aufzunehmen. 

Die in Ziffer 4 vorgenommene Menderung iſt die 
Dar der im $. 20 Ziffer 2 vorgejehenen andermeiten 


Faſſung. 

iffer 6 ift, entiprechend der Aenderung im $. 20 
Ziffer 3, das Wort „ortsüblichen” durd das Wort „burd)- 
ſchnittlichen“ erſetzt worden. 

Die Far Faſſung der Ziffer 7 hat zur Folge, 
dab bei Kaffen, welche beim Tode der frauen und 
Kinder ein Sterbegeld gewähren, denjenigen Mitgliedern, 
deren Ehefrauen oder Kinder vermöge ihrer Beſchäftigung 
der Gemeindesftrantenverficherung angehören, demnad) zwar 
der Verfiherung unterliegen, aber in einem Verſicherungs— 
verhältmiß ftehen, aus welchem ein zu. auf Sterbe- 
geld nicht erwächſt, aud gegen die Krankenfaffe einen 
jolhen Anspruch nicht haben und denmad) gegenüber ſol— 
chen Mitgliedern, deren Ehefrauen und Kinder nicht ver- 
fiherungspflichtig find, fi im Nachtheil befinden. Durch 
die — Faſſung wird dieſe Unbilligkeit beſeitigt 
werben. 


Zu Artikel 7, 

Da über die Klaſſen von Perjonen, weldye den eins 
zelnen Orts⸗Kranlenkaſſen angehören follen, für jede der— 
telben das Safjenjtatut Beſtimmung zu treffen hat, und 
nähere Vorſchriften hierüber im Geſehe nicht enthalten find, 
fo lann es vorkommen und iſt mehrfach vorgekommen, 
daß die Beſtimmungen zweier für denſelben Bezirk er⸗— 
richteten Orts⸗Krankenkaſſen mit einander im Widerſpruch 
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ſtehen, indem die im gewiſſen Gewerbszweigen oder Be— 
triebsarten beſchäftigten Perſonen von beiden Kaſſen in 





den Kreis der bei ihnen zu verſichernden Perſonen gezogen 
werden. Da eine ausdrückliche geſeßzliche Vorſchrift, gegen 
welde durch derartige Beſtimmungen verjtoßen würde, 
wicht bejteht und es demnach zweifelhaft erſcheint, ob in 
folhen Fällen die Genehmigung des SKaflenjtatuts auf 
Grund des $.24 Abſatz 1 in feiner gegenwärtigen Faſſung 
verfagt werden kann, jo wird ſich die im Entwurf vorge: 
ihlagene Bervolljtändigung der letzteren Beſtimmung 
empfehlen: zumal mit —8 auf die Ergänzung, welche 
die Beſtimmung des $. 24 nad) Artikel 18 des Entwurfes 
durch die Aufnahme des neuen $. 484 finden ſoll. 

Wenn für einzelne —— oder Betriebsarten, 
welche bisher einer für mehrere Gewerbsarten oder Betriebs: 
meige errichteten Orts-Krankenlaſſe angehörten, eine bes 
—— Orts-⸗Krankenkaſſe errichtet wird, jo ſcheiden die 
verſicherungspflichtigen Perſonen, welche in jenen Gewerbs⸗ 
zweigen oder Betriebsarlen beſchäftigt ſind, mit dem Zeit— 
punkte, zu welchem die neu errichtete Kaſſe ins Leben tritt, 
aus ‚ber bisherigen gemeinfamen Orts-Kranlenkaſſe aus. 
Daffelbe tritt ein, wein für einen Betrieb, welcher für die 
darin beichäftigten PVerfonen bisher einer Orts-Kranlenkaſſe 
angehörte, eine Betriebs-ſtrankenkaſſe errichtet wird. In 
beiden Fällen kann die Errichtung der neuen Kaffe unter 
Umftänden auf den Haushalt der alten einen jo erheblichen 
Einfluß ausüben, dab in ihren Einrichtungen weſentliche 
Veränderungen vorgenommen werden müfjen. 

Die Rüdfiht auf die alte Kaffe kann es demnach nöthig 
machen, daß die neue Kafje erit nad) einer angemeflenen 
Friſt, z. B. erſt mit dem Eintritt des neuen Rechnungs- 
jahres, ins Leben tritt. Um die Wahrung diefer Rückſicht 
in allen Fällen ficher zu ftellen, empfiehlt ſich die Be— 
ſtimmung, daß der Zeitpunkt, mit em eine neue Kalle 
ins Leben tritt, von der höheren Verwaltungsbehörde be— 
ftimmt wird. ; 


Zu Artikel 8, 

Zu $$. 26, 26a. Der 8. 26 bedarf jo erheblicher 
Ergänzungen, daß es ſich empfiehlt, ar zwei Baragraphen 
zu zerlegen. Der Knfige $ 26 ſoll daher nad) dem Ent⸗ 
mwurf mit dem zweiten Abſatze des bisherigen $. 26 abs 
[gtiehen und der Reſt des leßteren einen bejonberen $. 26a 

ilden. 

In den neuen 8. 26 joll als zweiter Abjag eine Be— 
ftimmung eingefhoben werben, durch die der im zweiten Sage 
des erſten Abſatzes ausgeſprochene Grundſatz eine durch die 
Billigkeit erforderte Erweiterung erfahren wird. Es erſcheint 
unbillig, denjenigen Verfiherungspflichtigen, welche durch 
die Erltung ihrer Dienjtpflicht genöthigt worden find, ein 
bejtehendes Werficherungsverhälmik für eine längere, als 
die im Abjag 1 Sap 2 vorgefehene 3 zu unterbreden, 
wenn fie nah Erfüllung der Dienftpflicht, fobald fie ihre 
bürgerliche Beihäftigung wieder aufnehmen, in das Ber: 
fiherungsverhältniß zurückkehren, die nochmalige Zahlung 
des Eintrittögeldes und eine Karenzzeit aufzuerlegen. Eine 
gleiche Umbilligfeit Liegt darin, dab BVerfiherungspflichtige, 
die aus einer Krankenkaſſe nur deshalb ausgejhieden find, 
weil fie in Folge der periodifchen Unterbredung des Be- 
triebes, in dem fie beichäftigt waren, aus der die Ver- 
ſicherungspflicht begründenden Beſchäftigung ausjchieden, 
bei ihrer Rückkehr in die Iegtere nad Wiederaufnahme des 
unterbrocdhenen Betriebes, fall die Unterbrechung länger 
als 13 Wochen gedauert hat, der nochmaligen Zahlung 
bes Eintrittsgeldes und der Karenzgeit unterworfen werben. 
In beiden Fällen ſoll daher nad) dem durch den Entwurf 
vorgejehenen neuen Abſatz die Zahlung des Eintrittsgeldes 
und die Karenzzeit ausgeſchloſſen fein. 


Zu 8. 26a. Die Biffer 1 des bisherigen 8. 26, 
nunmehr $. 26a, hat zu Zweifeln Veranlaffung gegeben 
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und fich nicht als zwedmäßig erwiejen. 
es, ob eine verficherungspfli tige Perſon, welde aus dem 
angegebenen Grunde von der Mitgliedihaft ausgeichloffen 
it, überhaupt unverfihert bleiben oder der Gemeindes 
Kranfenverficherung zufallen ſoll. Ebenfo, ob eine ver- 
fiherungspflichtige Perion, welche um  betrügerifcher 
Schädigung willen von einer Kaſſe ausgeſchloſſen it, wenn 
fie zu einer Beihäftigung übergeht, vermöge welcher fie einer 
auderen Kaſſe angehören würde, nur um jenes rundes 
willen auch von diejer Kaffe ohne Weiteres ausgeichloffen 
werden fann, oder ob dies nur zuläfig iſt, wenn auch 
dieje Kaffe wiederholt durch Betrug geſchädigt worden ift. 
Endlich ift es auch nicht unzweifelhaft, ob eine Perjon, 
welche nach erfolgtem Ausſchluß aus einer Kaſſe aud aus 
der Beihäftigung, vermöge weldyer fie derfelben angehört 
hat, —— demnächſt aber, nachdem ſie vielleicht 
längere Zeit einer anderen Kaſſe angehört hat, wieder in 
eine Beſchäftigung eintritt, vermöge welcher ſie wieder 
jener erſteren Kaſſe angehören würde, nunmehr als Mit— 
glied derſelben wieder zugelaſſen werden muß, oder auf 
Grund des früher erfolgten Ausſchluſſes zurückgewieſen 
werden kann. Für den Fall, daß die bisherige Beſtimmung 
aufrecht erhalten werden ſollte, würden die vorſtehenden 
Zweifel durch ergänzende Beſtimmungen zu beſeitigen ſein. 
Wie es aber einerſeits unbillig erſcheint, die Gemeinde— 
Krankenverſicherung durch Verſicherungspflichtige zu belaften, 
welche wegen ig betrügerijchen Verhaltens von einer or: 
ganifirten Kaſſe ausgeſchloſſen worden find, jo entpricht 
es andererjeits auch der Abficht des Geſetzes nicht, ſolche 
Perſonen von der Verfiherungspflicht zu befreien. Hiernach 
ericheint es rathfam, die gegemwärtige Beſtimmung unter 
Ziffer 1 zu bejeitigen und durch die im Eutwurf vorge: 
nommene Erweiterung ber Bejtimmung unter Ziffer 2, in 
Uebereinftimmung mit der Vorſchrift im 8. 6a Abſatz 1 Ziffer 2, 
die Kaſſen zu einer ſtatutariſchen FFeitfegung zu ermächtigen, 
nach welcher denjenigen, welde die Sale durch Betrug 
ihädigen, das Krankengeld ganz oder theilmweile entzogen 
werben kann. 


An Stelle der bisherigen ift unter Ziffer 1 eine neue 
Beftimmung aufgenommen, durch welche die Kaljenmitglieder 
verpflichtet werden jollen, über anderweit eingegangene 
Berjicherungsverhältniffe der Halle Anzeige zu eritatten. 
Diejelbe bildet eine Ergänzung zu der —E im 


Fraglich erſcheint 


dritten Abſatze des $. 26, welche ohne eine ſolche Ergänzung, 


wie die bisherige Erfahrung gelehrt hat, vielfach unwirfam 
bleibt. 

Die neue Ziffer 2a findet ihre Begründung in ben 
Erörterungen zu Artikel 7 8. 21 Ziffer 1a. Wird den 
Kaffen, wie nad) Artikel 2 $. 6a Abſab 2 den Gemeinden, 
die hier vorgeſehene Ermächtigung ertheilt, ſo wird Vor— 
ſorge getroffen werden müſſen, daß die auf Grund der— 
ſelben erlaſſenen Vorſchriften ein billiges Maß der Strenge 
nicht überſchreiten. Zu dem Ende wird durch den neuen 
legten Abſatz des $. 26 der Erlaß ſolcher Vorſchriften an 
die Genehmigung der Auffichtsbehörde gebunden. 

Die nen eingefhobene Beitimmung der Ziffer 2b ent- 
ipricht dem bereits zu 8. 6a Abſatz 3 dargelegten Bedürfniß. 

Das nad Ziffer 3 dem Kafjen zuftehende Recht ift 
durch Die neue Faſſung ſo geregelt, daß es dem den Ges 
meinden durch $. Ba Bitter 3 eingeräumten echte ent— 


Ipridht. 
Zu$. 27. Es find Zweifel darüber entjtanden, ob die 
Zahlung lligteitstermin der aus- 


Beiträge zum erften ; 
drüdlichen Anzeige ai dann gleich zu achten jei, wenn Der 

igfeitötermin erjt nach Ablauf der für die lektere vorges 
ichriebenen Friſt eintritt. Aus den Verhandlungen über die 
Beftimmung des Nbjages 1 des $. 27 geht hervor, daß 


(vs 
der legte Sap defieiien zär u 1- r 
um die yrüt, binnen zeit 274; i 
Fortiegung der Mügis:’£:- „ - — 
Umſtänden zu verlängern, zum: om. 


denen die Beitragsjahlung er’... » 
wendigleit einer daneben at; +. :- 
Härung zu überheben. Yu: ©» 5 
dann der letzteren gleihgeftellt, + : «= 
erft nach Ablauf der Friſt eintrie, % + 

aller derjenigen Kaſſen, welde Bararss- .. 

gerer Dauer, 3. B. vierwöchentliche 

gegeben, nad) dem Austritt aus der bet ...; 

vor Eintritt des nächſten FFälligteitsirm 5 » : .. 
Unterftügungsfal die Unterftügung in Arig-.4 .. 1. 
auch wenn fie gar nicht beabfichtigt Haben, t»  - . v 
aufrecht zu erhalten. Diefe Regelung konnte ı 4 
läffig erjcheinen, jo lange nad) Vorſchrift des wi ı 
Beiträge im Voraus zu zahlen waren. Birk wir 
8.51, wie im Entwurf Artikel 18 vorgejehen it, +.‘ ; 
geändert, daß die Beiträge auch nachfolgend gezafjlt ır.: +: 
können, jo empfiehlt es ſich auch, die Entſcheidung karuirr, 
ob die Mitgliedihaft aufrecht erhalten werben full, um: 
allen Umjtänden binnen der für die ausdrüdliche Erklärum 
vorgeichriebenen Friſt zu fordern, und diefer die Beitrags: 
ahlung zum erften SFälligkeitstermin mur dann aleid)zu: 
he en, wenn leßtere innerhalb jener Friſt eintritt. 


Bu $. 28. Der $. 28 hat durch feine gegenwärtige 
Faſſung zu dem Mifverftändnifle Anlaß gegeben, daß ein 
in Folge von Ermwerbslofigfeit ausgejdiedenes Mitglied 
höchſtens für drei Wochen Anspruch auf Krankengeld haben 
fönne, während die Absicht der Bejtimmung dahin geht, daß 
ein Unterftüßungsanipruch zwar nur in Fällen, welche 
fpäteftens binnen drei Wochen nad) dem Ausſcheiden eintreten, 
dann aber aud im vollen Umfange der gefeplichen Mindeſt— 
leiftung, alfo, foweit es ſich um Krankenunterſtũützung handelt, 
nöthigenfalls bis 13 Wochen gewährt werden fol. Durch 
die neue Faſſung des Entwurfs wird diefer Sinn der Bes 
ſtimmung außer Zweifel geftellt, zugleich aber in der Vor— 
ausſetzung des Anfpruchs eine Abänderung vorgenommen, 
Entſprechend dem —— welches nach der Abſicht des 
Geſehzes grundſätzlich zwifchen den verjchiedenen Kaſſen bes 
ker ie fol, wird die Aufrechterhaltung des Unterftügungs- 
anſpruchs für die nächſten drei Wochen nad dem Aus— 
fcheiden nicht davon abhängig gemacht, daß der Ausge— 
ſchiedene vorher drei Wochen lang der Kaſſe, aus der er 
in Folge von Erwerbsloſigkeit ausgeichieden iſt, jondern, 
daß er jo lange überhaupt einer auf Grund des Geſetzes 
errichteten Krantenkafle angehört hat. Dagegen foll eine 
Mitgliedihaft, welche nicht die Dauer von drei Wochen 
erreicht hat, einen ſolchen Anspruch in Zukunft nicht mehr 
begründen. Der Entwurf des Kranfenverfiherungsgeiepes 
wollte die Wohlthat des 8.28 nur im Falle unverjchuldeter Ers 
werbslofigkeit gewähren, die Worte „ohne ihr Verſchulden“ 
wurden aber vom Reichstag geſtrichen. Es muß aud ans 
erfannt werben, daß die Prüfung der Frage, ob die Er— 
werbslofigkeit durch ein Verſchulden herbeigeführt iſt, im 
Einzelfall zu ſchwer zu entjcheidenden Streitigkeiten führen 
fönnte. Insbeſondere würde Die ei nahe liegen, daß 
das Aufgeben einer Beihäftigung behufs Erzielung beſſeren 
Lohns und dergleichen als ein Verſchulden angerechnet 
würde. Anders aber liegt die Sache dann, wenn bie 
Erwerbslofigteit dur vertragswidrigen Austritt aus 
ber Beichäftigung herbeigeführt worden ijt. Die Trage, ob 
der Austritt ein vertragsmwidriger war, ift eine reine Rechts— 
frage, deren Entideidung feinen Schwierigkeiten unterliegt. 
Bei einer durch Vertragsbruch jelbit verfhuldeten Erwerbs— 
Lojigfeit dem Schuldigen auf Koſten der Kaflenmitglieder 
die Wohlihat von Unterftügungen ohne Gegenleiftung zus 





lommen zu laſſen, iſt nicht gerechtfertigt und wirlt wie eine 


Unterſtützung des Vertragsbruchs. 

Um Perjonen, welde zur Zeit des Gintritts d 
Unterftügungsfalles das Gebiet des Deutſchen Reichs bereits 
verlaſſen Haben, den Unterſtützungsanſpruch noch aufrecht: 
zuerhalten, liegt kein Grund vor, zumal den Kaſſen daraus 
leicht läftige Weiterungen entftehen können. 


Bu Artikel 9, 
Wie nad Artikel 5 im $. 10 Abjag 3 geichehen foll, 
jo empfiehlt es ſich aud, im $. 32 die Zahl der Jahre zu 
beitimmen, nach welden die Durchfchnittsausgabe zu bes 


rechnen ift. 
Zu Artikel 10. 

Der $. 33 jchreibt für die Erhöhung der Beiträge 
und für die Minderung der Kaffenleiitung ein Verfahren 
vor, deſſen Erledigung oft erhebliche Zeit in Anſpruch 
nimmt. Wie die bisherige Erfahrung gelehrt hat, kommen 
aber vielfach Fälle vor, in denen nur durch eine fchleunige 
Ausführung der Mafregel dem gänzlichen Verfalle einer 
Kaſſe vorgebeugt werden kann. Das öffentliche Interejie 
und dasjenige der Kaffen fordere daher, daß in dringenden 
Da ige Maßregeln zur Erhaltung der Leiftungs- 
ähigfeit einer Kaffe ergriffen werden können, Nach dem 
Inhalt der Bejtimmung, welche zu dem Ende ftatt des bis— 
herigen Abjages 3 dem $. 33 Hinzugefügt werden joll, Hat 
in jedem Falle, in welchem eine Erhöhung der Beiträge oder 
eine Minderung der Kaflenleiftungen durd) die höhere Ver— 
waltungsbehörde vorläufig angeordnet wird, hinterher das 
in den erjten drei Abſätzen vorgejchriebene Verfahren ftatt- 
zufinden, nad deſſen Beendigung das Ergebniß beijelben 
an die Stelle der vorläufig getroffenen Anordnung tritt, 
fofern dieſe nicht etwa ſchon vorher wieder aufgehoben 
fein follte. 

Der Inhalt des bisherigen Abja 
zweiten Abſatz bes $. 48a wiedergegeben. 


Zu Artikel 11. 


Ueber den Umfang, in weldem ſich die Arbeitgeber 
in den Organen der Kaſſe durch Geichäftsführer oder Be- 
triebsbeamte vertreten laſſen können, find mehrfach Streitig⸗ 
feiten entſtanden. Mus ben Verhandlungen über die 
88. 37 und 38 erhellt, dab es die Abjicht war, eine foldhe 
Vertretung in der Generalverfammlung zuzulaſſen, fofern 
dieje aus jämmtlichen Arbeitgebern und Verſicherien befteht, 


3 wird in dem 


und ebenjo, daß es den Arbeitgebern geftattet fein foll, in 


ſolche Generalverfammlungen, welche aus Vertretern be— 
ftehen, ſowie in den Kafjenvoritand als Mitglieder auch 
Geihäftsführer und Betriebsbeamte zu wählen. Dagegen 
- it aus jenen Verhandlungen nichts über die frage zu 
entnehmen, ob auch ein Mrbeitgeber, welder zum Mit- 
gliede einer aus Bertretern beftehenden Generalverjamm: 
lung oder eines Kafjenvorftandes gewählt ift, fich in diejer 
Eigenihaft durch feinen Geichäftsführer oder Betriebsbe— 
amten vertreten laſſen kann. Um für die Folge Zweifel 
hierüber auszuſchließen, empfiehlt es fidh, den Umfang der 
zuläffigen Vertretung geſetzlich zu regeln. 

Die zu bem Ende als neuer $. 38a in den Entwurf 
aufgenommene Beftimmung beruht auf der Auffaſſung, daß 
die Verhältniffe der Arbeitgeber, namentlich der Unternehmer 
größerer Betriebe, es nothmwendig machen, diefen zu ge 
jtatten, fid) in den aus jämmtlicyen Arbeitgebern und Vers 
ficherten beftehenden Generalverjammlungen vertreten zu 
lajfen, und aud als Mitglieder der aus Vertretern be— 
jtehenden Generalverfammlung, fowie des Kaffenvorjtandes 
Geſchäftsführer und Betriebsbeamte zu wählen. Dies ent- 
ſpricht auch dem Intereſſe der Raflen, da die gedachten 
Berdonen den Verhältniffen, welche bei der Verwaltung ber 
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Kaffe in Betracht lommen, häufig näher jtehen, als die Ar- 
beitgeber jelbft. Hierüber hinaus befteht aber fein Be— 
bürmiß, eine Vertretung zuzulaffen, und Die zen ber= 
jenigen, welde von den Arbeitgebern als Mitglieder der 
Generalverfammlung und des Vorſtandes — ſind, 
‚ trägt einen ehrenamtlichen Karalter und ſoll deshalb nicht 
duch die Willkür des Gewählten auf dritte Perfonen über- 
tragen werben fönnen, zumal daraus aud ein öfterer 
Wechſel der bei der Kaflenverwaltung mitwirfenden Ber: 
fonen hervorgehen würde, welcher dem Intereſſe der Kaffe 
nicht entipredden würde. 
Zu Artikel 12. 

Den Arbeitgebern fteht ein Recht auf Vertretung in 
der Generalverfammlung zu, fie find aber nicht verpflichtet, 
von biefem Rechte Gebraud madjen, können vielmehr 
auf diefes Necht verzichten. Ein foldher Verzicht fann aber 
ihon um deswillen nicht als ein ummiderruflicher ange— 
jehen werben, weil die Perfonen der beitragspflichtigen 
Arbeitgeber im Laufe der Zeit wechjeln und dem zur Zeit 
vorhandenen nicht die Befuguiß zugeiprochen werden kann, 
für alle künftig in das Werhälttig zur Kaffe eintretenden 
Arbeitgeber auf die Vertretung zu verzichten. Den Arbeit- 
gebern muß daher unbenommen fein, die Vertretung, auf 
welche fie verzichtet haben, wieder in Anfpruch zu nehmen. 
Auf der anderen Seite würde e3 mit einer —— Kaſſen⸗ 
verwaltung nicht vereinbar ſein, wenn den Arbeitgebern 
geftattet würde, das Recht auf Vertretung in jedem will— 
fürli) gewählten Mugenblid wieder in Anſpruch zu nehmen. 
Es empfiehlt ſich daher die als neuer Abſatz bes $. 39 
aufgenommene Beftimmung, nad welcher die Arbeitgeber 
nur mit dem Ablaufe einer Wahlperiode ihr Recht wieder 
in Anſpruch nehmen können. 


Zu Artikel 13. 

Zu $. 40. In denjenigen Staaten, in melden die 
Anlegung der Gelder Bevormundeter in Werthpapieren nicht 
durch „geſetzliche Vorſchriften“ geregelt iſt, ſondern durch 
Verordnungen oder Verwaltungsanordnungen, hat die Be— 
ſtimmung des Abſatz 4 des 8. 40 die Folge, daß Werth— 
papiere unzweifelhaft zuverläfliger Kreditanjtalten, ins= 
bejondere Pfandbriefe der größten und ficherften Hypotheken— 
banten von der Verwendung zur Anlegung von Geldern 
der Krankenkaſſen ausgeſchloſſen find, was Hr die letzteren 
ſehr befchwerlid if. Es kann aber ganz unbebenfli 
Landes = —5— örden überlaſſen werden, auch den 
Krankenkaſſen des Gebiets des betreffenden Bundesftaates die 
Anlage von Geldern in Werthpapieren folder Kreditan— 
—* zu geſtatten. Auch $. 129 bes AnvaliditätssVer- 
icherungsgeießes enthält eine — Beſtimmung. 

Weiter wird als ein Mißſtand dermalen empfunden, 
daß die Kranlkenkaſſen nicht in ein Kontokurrentverhältniß 
zu Banken treten können, weil dafjelbe eine vorübergehende 
Anlegung von Geldern bei diefen Banken mit fi) bringt. 
Der neue Zufag will es ermöglichen, den Krankenkaſſen die 
Eingehung eines Kontofurrentverhältniffes mit einzelnen 
bejtimmten Banken behufs rentirliher Unterbringung zeit 
weile verfügbarer Beftände zu ermöglichen. 


Zu Artikel 14. 


Die Beftimmung des $. 43a fol für gemeinfame Orts: 
kranlenkaſſen mehrerer Gemeinden oder eines ganzen Bezirks 
die Zuweiſung weiterer Klaſſen von Verfiherungspflichtigen 
ebenjo ermöglichen, wie $. 18a für die Ortskrankenkaſſen 
einer einzelnen Gemeinde. 


Bu Artikel 15. 


Zu 8. 46. Die Abänderungen, welche für den erften 
| Abſatz des $. 46 in Ausficht genommen find, bezweden, aud) 
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der GemeindesKrantenverfiherung die Betheiligung an einem 
Kafienverbande zu ermöglichen und die Zwede des Ver— 
bandes dadurch zu erweitern, da auch der Abſchluß ge— 
meinfamer Verträge mit Lieferanten von Heilmitteln und 
anderen Bedürfniſſen der Krankenpflege (Ziffer 2) und mit 
Rüdfiht auf die neue Beitimmung unter $. 21 Biffer 3a 
auch die Anlage und der Betrieb gemeinjamer Anſtalten 
zur Fürſorge für MNekonvaleszenten unter diefelbe auf: 
genommen werben, 


Zu 8. 46 Abſatz 2. Auch wenn für mehrere Kafien 
ein gemeinfamer Kaſſen- und Rechnungsführer beftellt hi 
müſſen in der Negel nad $. 40 Abjap 1 die Beftände 
jeder einzelnen Kaſſe geſondert aufbewahrt werden. Das 
Sejonderthalten aller eingehenden Gelder für die einzelnen 
Kaffen erjchwert aber die Verwaltung außerordentlich, umd 
ift entbehrlich, da die gelonderte Verrechnung für die eins 
zelnen Kaſſen dem praftiichen Bedürfniß genügt. Den 
Berbandftatut joll eine diesbezügliche Beftimmung durd) den 
im Abſatz 2 beigefügten Satz ermöglicht werden. 

Durd Abänderung des Abſatzes 3 und Hinzufügung 
des neuen Abjapes 4 joll das Kaſſenweſen der Verbände 
anderweit geregelt werben. Im Gingange des Abſatzes 3 
ift den Verbänden zur befieren Erfüllung ihrer Aufgaben 
rechtliche Selbftändigteit in der Weife verliehen worden, 
daß ihnen die Prozekfähigkeit und das Recht, unter ihrem 
Namen Rechte zu erwerben und Berbindlichkeiten — 
gehen, beigelegt worden iſt. Die gleichen Befugniſſe haben 
gemäß $. 25 Abſatz 1 die Ortskrankenkaſſen. Dagegen lag 
feine ausreichende Veranlaffung vor, auf die Verbände 
auch die Beſtimmung des $. 25 Abſatz 2 auszubehnen und 
demgemäß ihre Gläubiger ausfchließlid auf das Verbandes 
vermögen zu verweilen. Denn daß das Leptere für bie 
Schulden des Verbandes in erfier Reihe haftet, fteht ohne 
Weiteres feft, weitere bejondere Beftimmungen aber find 
nicht erforderlich, weil ein Nüdgriff auf die einzelnen 
Glieder des Verbandes ſchon durch die Natur der Sache 
ausgejchloffen if. Durd die das Kaſſenweſen der Ver: 
bände anderweit regelnden Vorſchriften der Abſätze 3 und 4 
in Verbindung mit der Vorſchrift des $. 58 Abſatz 1, wo— 
nach bei Streitigkeiten über Anſprüche eines Werbandes 
gegen feine Mitglieder die Entſcheidung der Auffichtsber 
börde vorläufig vollftredt werden kann, iſt ausreichend da— 
für ag getragen, daß die Verbände jederzeit über die— 
jenigen Mittel verfügen werben, melde zur Befriedigung 
* Bedürfniſſe und der Anſprüche ihrer Gläubiger hin— 
reichen. 

Was ſodann die ferneren Mbänderungen des Ab— 
ſatzes 3 anbetrifit, fo bietet die Zahl der Raflennitglieber, 
welche nad) dem bisherigen Wortlaut des Abjapes 2 
der —— der Beiträge zu Grunde gelegt werden ſoll, 
feinen brauchbaren Maßſtab. Soll dabei jedes Mitglied 
einer Kafje ohne Rückſicht auf die Dauer der Mitgliedichaft 
in gleicher Weife zur Anrechnung kommen, jo werden Kaſſen, 
bei denen ein häufiger Wechjel der Mitglieder eintritt, über: 
lajtet. Soll dagegen unter der Zahl der Mitglieder die 
durchichnittliche [ verjtanden werden, jo greift das Be— 
denfen Platz, dab die Beſtimmung der Durchſchnittszahl, 
wie jih bei Bearbeitung der Statiftit der Krantenkaffen 

ezeigt hat, auf kaum zu überwindende Schwierigkeiten jtößt. 
Bu einem leicht feitzuftellenden und gerechten Maßitabe 
gelangt man dagegen, wenn man die Summe der im Laufe 
des Rechnungsjahres vereinnahmten Beiträge zu Grumde 
legt. Dadurch wird bedingt — was übrigens auch bei 
Bemeijung der Beiträge nad) der Mitgliederzahl faum zu 


vermeiden jein wird —, daß die Nusgaben des Verbandes 


definitiv erjt jedesmal nad) Abſchluß eines Recdhnungsjahres 
auf die betheiligten Kaffen umgelegt werden lönnen. Folge— 
weife mu, da zur Dedung der im Laufe des Jahres vor— 


kommenden Ausgaben Mittel vorhanden fein müſſen, Vor: 
forge getroffen werden, daß die betheiligten Kaſſen durch 
die Verwaltung des Verbandes zu vorläufigen bei der 
definitiven Umlegung in Anrechnung zu bringenden Ein- 
zahlungen —— werden können. Dies geſchieht in 
dem neuen Abſatz 4 in der Weije, daß den Verbänden 
unbenommen bleibt, wie nad) Abſatz 3 für die definitive Auf— 
bringung der Berbandsausgaben, auch für die vorläufigen 
Einzahlungen abweichende Beſtimmungen zu treffen. 

Zu $. 465, Durch Aufnahme des neuen $. 46a ſoll 
die Möglichkeit geichaffen werben, einen Verband der im $. 46 
gedachten Art in Ermangelung einer Vereinbarung durch Ans 
ordnung der Wufjichtsbehörde mit Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde zu begründen, jedoch mit der Be 
ſchränkung, daß die Mufgaben des jo begründeten Ver— 
bandes die unter Ziffer 3 des $. 46 bezeichneten nicht mit 
umfaſſen jollen. Abgejehen von diefer Beſchränkung entipricht 
die Beſtimmung im Wefentlichen demjenigen, was von der 
Kommilfion des Neicdhstages feinerzeit als $. 42 Abjag 2 
des Entwurfs beantragt, durch Beſchluß des Plenums 
des Meichstags indeſſen en wurde. Die ine 
mittelft gemachten Erfahrungen haben im vollen Made 
betätigt, was damals für die Annahme Ddiefer Be— 
jtimmung geltend gemacht worden if. Umeradhtet ber 
unverlennbaren Bwedmäßigteit ber Werbände, welde 
auch bei der Berathung des Gejeß - Entwurfs nicht 
bejtritten wurde, find Diejelben bis jet doch nur in ver— 
hältnißmäßig geringer Zahl gebildet worden. Ihre Her: 
ftellung it in der —— der Fälle, in denen ſie ver— 
ſucht worden iſt, an Dem Widerſtreben eines Theiles der 
betheiligten Kaſſen gejcheitert, und es hat fid) gezeigt, daß 
dies MWiderftreben mehrfach nicht ſowohl auf die Abneigung 
der Kaffenmitglieder gegen den Auſchluß an einen ſolchen 
Verband, als auf den Einfluß von Kafjfenbeamten, welche 
dadurd entbehrlih gemacht fein würden, zurüdzuführen 
war. Die Vortheile derartiger Kafjenverbände für die 
Entwidelung der Krankenverfiherung, namentlih in großen 
Gemeinden, find aber jo bedeutend, dab es durchaus bes 
rechtigt erjcheint, die gejegliche Möglichkeit zu Ichaffen, 2 
Bildung aud ſolchen unbegründeten Widerſprüchen gegenüber 
durchzuſetzen. 

Bu 8. 46b. Das Geſetz enthielt bisher feine Be— 
ſtimmungen über die Muflöfung der Verbände und ben 
Austritt aus denſelben. Der $. 46b foll dieje Lüde aus: 
füllen. Iſt der Verband nadı 8. 46 Abſatz 1 durch freie 
— der Kaſſen zu Stande gekommen, jo muß 
aud deſſen Wiederauflöfung der freien —— der⸗ 
ſelben überlaſſen werden. Ebenſo muß jeder freiwillig bei— 
getretenen Kaſſe der Austritt mit dem Schluß des Kalender— 
jahrs geſtattet bleiben. 

Beruht aber der Verband auf Anordnung der Auf— 
ſichtsbehörde, ſo muß der Austriit jeder dem Verband 
zwangsweiſe zugetheilten Kaſſe von der Genehmigung dieſer 
Behörde abhängig gemacht werden. 

Die gänzliche Auflöſung eines durch behördliche An— 
ordnung errichteten Verbandes durch die Behörde un— 
mittelbar anordnen zu laſſen, liegt kein genügender Grund 
vor. Hält die Behörde den Verband nicht mehr für noth— 
wendig, jo mag fie ihre Ziwangäverfügung aufheben. Dann 
fann jede Kaffe austreten. 

Sowohl für den Tall des Wusicheidens einzelner 
Kafjen als der Auflöfung des ganzen Verbandes muß das 
vorhandene Vermögen zunächſt zur Dedung der Schulden 
des Verbandes verwendet werden. Auf den verbleibenden 
Nejt aber hat jede Kafje einen verhältnigmäßigen Anſpruch, 
welchem burd eine entjprechende Ueberweiſung an die aus- 
fcheidenden Kaſſen ftattzugeben ift. Der Mahfiab für dieſe 
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Theilung wird in erfter Linie durch das Werbandsitatut 
oder durch Uebereinkommen der Betheiligten feitzuftellen 
fein. Für den Fall aber, daß das Verbandsitatut hierüber 
nichts enthält und kein Webereinfommen zu Stande kommt, 
wird im Gejeg ein Bertheilungsmaßitab zu beitimmen fein, 
und als folder bietet fi) naturgemäß das Verhältniß der 
Kaffenbeiträge. 

Zu 8.47. Im $.47 follen durdy die neue Faſſung des 
Entwurfs zwei ſachliche Menderungen herbeigeführt werden. 

Nach dem gegenwärtigen Wortlaut der Ziffer 2 des 
erften Abſatzes # die Erhöhung der Beiträge über 3 Prozent 
davon abhängig, daß aus der Mitte der Beitragspflichtigen 
fein Wideripruch erfolgt; fie it demnach ausgejchloflen, 
wenn aud nur von einem eittzelmen Verſicherten oder 
einem einzelnen Arbeitgeber Widerfprudh erhoben wird. 
Eine ſolche Erſchwerung der Erhaltung einer bejtehenden 
Kaſſe erſcheint nicht zweckmäßig. Den berechtigten Interejien 
der Betheiligten wird in genügendem Maße Rechnung 
getragen werden, wenn die Erhöhung, wie es im $. 81 
für einen ähnlichen Fall geſchehen it, davon abhängig 
gemacht wird, daß diejelbe ſowohl von der Vertretung der 
beitragspflicdgtigen Arbeitgeber, wie von. derjenigen der 
Verſicherten — 2 — wird, 

Nach dem gegemwärtigen Wortlaut des vierten Abs 
ſatzes jollen im Falle der Schliefung oder Auflöfung einer 
Orts⸗Krankenkaſſe die verjiherungspflichtigen Perſonen, für 
welche fie errichtet war, anderen Orts-Ktrankenkaſſen über: 
wiejen werden, wenn dies „ohne Schädigung” derſelben 
neichehen kann. Hieraus würde ſich bei jtrenger Auslegung 
ergeben, dab eine ſolche Ueberweiſung unterbleiben muß, 
wenn dadurch der betreffenden Orts-Ktrankenkaſſe auch nur 
ber geringjte Nachtheil erwachſen würde, aljo z. ®. in 
jedem Falle, in welchem die Orts-Kranlenkaſſe, an welde 
die Ueberweiſung erfolgen fol, bereits einen Rejervefonds 
angeſammelt hat, weldyer durd den ihr zufallenden Theil 
des Nejtvermögend der aufgelöiten Kaſſe nicht um einen 
der Zahl der überwiejenen Berfiherungspflichtigen ent 
iprechenden Betrag vermehrt werben würde. 

Daß um derartiger geringer Schädigungen willen eine 
nad) den obwaltenden Verhältniſſen wünjchensiwerthe Rege— 
lung unterbleiben muß, ericheint nicht zwedmähig und ent- 
fpricht nicht dem Verhältniſſe der Solidarität der Verſiche— 
rungspflichtigen, von welchem das Gejeß im Uebrigen bei der 
DOrganifation der Kranfenverfiherung ausgeht. Es empfiehlt 
ſich daher durch Einfügung des Wortes „erheblidye” vor 
„Benadtheiligung“ dem Ermeſſen der entjcheidenden Be— 
hörde einen freieren Spielraum zu gewähren, als es durd) 
den gegenwärtigen Wortlaut geſchieht. 

Die übrigen Abänderungen und Ergänzungen, weldje 
der $. 47 nad) dem Entwurf erfahren foll, bezweden eine 
flarere Regelung der Zuftändigfeiten und des Verfahrens. 

Nah dem dritten Abſatze follen die Verfügungen der 
höheren Verwaltungsbehörden, welde die Schliefung oder 
Auflöjung einer Kaffe zum Gegenjtande haben, nach Maß— 
gabe des 8. 24 d. h. im ————— oder 
im Wege des Relurſes nach den 88. 20, 21 der Gewerbe— 
ordnung angefochten werden können. Es fehlt aber an 
einer Beſtimmung darüber, wer zur Anfechtung berechtigt 
fein joll, und die Faſſung läßt die Auffaflung zu, als ob 
auch die Verfügung, durch welche einem Antrage auf Auf— 
löfung entiprochen wird, der Anfechtung unterliege. Soweit 
es fih um Schließung einer Kaſſe handelt, kann nur eine 
von Amtswegen erlafene, die Schliefung ausipredende 
Verfügung in Frage kommen. Gegen dieſe wird, wenn 
die Vertretung der betroffenen Kaſſe ſich dabei beruhigt, 
feinem jonjt Betheiligten ein Nedhtsmittel einzuräumen ſein. 
Das Recht zur Anfechtung diefer Verfügung wird demnach 
nur der Generalverlammlung der Kaffe beizulegen fein. 
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Soweit die Auflöfung einer Kaffe in Frage neh welche 
nad dem zweiten Abſatze nur auf Antrag ber einde⸗ 
behörde mit Zuſtimmung der Generalverſammlung erfolgen 
kann, wird eine Anfechtung der dem Antrage entſprechenden 
Berfügung überhaupt nidyt und die Anfechtung einer die 
Anflöjung ablehnenden Verfügung nur durd die Gemeinde- 
behörde ober durch die Generalverſammlung erfolgen können. 

Bon welcher Behörde im Falle der Schließung oder 
Auflöfung einer Kaffe die Ueberweilung der verſicherungs— 
pflichtigen Perfonen an andere Orts-Krankenkaſſen oder an 
die Gemeinde = Krantenverfiherung ausgeiprodhen werden 
fol, fowie darüber, ob gegen die betreffende Verfügung 
ein Rechtsmittel und welches zuläffig fein joll, it im vierten 
Abjage nichts bejtimmt. Die Enticheidung über die Ver— 
theilung des etwaigen Reitvermögens einer geſchloſſenen 
oder aufgelöften Kalle ift duch den fünften Abſatz der 
höheren Verwaltungsbehörde übertragen. An einer Bes 
ſtimmung über ein ehvaiges NRedytsmittel fehlt es auch hier. 
In der Praris hat die Auffaffung Raum gewonnen, dab 
die Ueberweiſung der Berfiherungspflidtigen und die Ver- 
theilung des Reftvermögens auf dem durch den dritten Abe 
jap für die Schliefung oder Auflöfung der Kaſſe vorge— 
Ichriebenen Wege zu erfolgen habe, und demnach in gleicher 
Weiſe, wie diefe, angefodhten werben könne. Dafür, daß 
dies die Abjicht der geſetzgebenden Faktoren geweien, ie 
die über den $. 47 geführten Verhandlungen feinen An— 
halt, und die Dispojition des $. 47, nad welder im Ab— 
fat 3 von dem Schließungs- oder Auflöfungsakte und den 
dagegen zuläfligen Nechtsmitteln, demnächſt im Abſatz 4 
von der Ueberweilung der Verficherungspjlichtigen und im 
Abjak 5 erit von der Liquidation des Vermögens und dann 
von der über den Neft deifelben durch die höhere Verwal: 
tungsbehörde zu treffenden Verfügung die Rede ift, ſpricht 
dafür, daß dieje lepteren Mafregeln ſich an das Schliefungs- 
oder Auflöjungsverjahren anfchliegen, nicht aber einen Theil 
deifelben bilden und daher auch nicht mit denjelben Redhts- 
mitteln wie jene Verfügungen anzufechten jein jollen. 
Jedenfalls erſcheint es in hohem Grade unzweckmäßig, 
über folche Fragen, welche nur nad zwedmähigen Er— 
meſſen unter Berückſichtigung der thatjädhlichen Verhältniſſe 
entichieden werden können, von den Berwaltungsgeridhten 
Entſcheidungen treffen zu laffen, zumal in einem Verfahren, 
welches für eine kontradiktoriſche Verhandlung zwiſchen den 
Intereſſenten (den Kaſſen, weldyen die bisherigen Mitglieder 
übermwiejen werden, und unter melde das Bermögen vers 
theilt wird) feinen Raum bietet. 

Hiernach empfiehlt es fich, die AZuftändigfeit für bie 
im Anſchluß an die Schließung oder Auflöjung einer Kaſſe 
zu treffenden weiteren Verfügungen und die Dagegen zu— 
läffigen Nechtsmittel befonders zu regeln, Dies geſchieht 
in dem Entwurf in der Weiſe, daß in dem fünften Abſatz 
des $. 47 die Worte „nad Enticheidung der höheren Ver: 
waltungsbehörde” gejtrihen und in dem nen eingejchobenen 
ſechſten Abſatz die auf Grund des vierten und fünften Ab— 
jages zu erlaſſenden Verfügungen der höheren Verwaltungs 
behörde zugewicien werden, als Rechtsmittel Dagegen aber 
nur die Beſchwerde an die Zentralinjtanz, und zwar, ſo— 
weit es jih um das neue Werfiherungsverhältnif der 
Kaffenmitglieder handelt, unter Berjagung des Suspenfiv- 
effekts zugelaffen wird. 

Die im fünften Abjage enthaltene Beitimmung über die 
Vertheilung des Nejtvermögens genügt nach den bisherigen 
Erfahrungen nicht, um für alle Fälle eine zweckmäßige 
Regelung zu ermöglichen. Es kommen Fälle vor, in denen 
bei Auflöſung oder Schließung einer Kaffe eine Weber: 
weijung der bisherigen Mitglieder derielben an andere 
Kaſſen oder an die Gemeindesftranfenverficherung nicht 
ftattfinden kann, weil entweder ſolche Mitglieder nicht mehr 
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vorhanden jind, oder die vorhandenen zu einer die Kranken- 
verfiherungspjlicht nicht begründenden Beſchäftig über⸗ 
gehen. Namentlich kommt dies bei Orts-Krankenkaſſen vor, 
welche geichlofjen werden müfjen, weil ſämmtliche Mitglieder 
einer den Anforderungen des $. 75 entiprechenden Hülfs- 
fajie beigetreten find, jowie bei Betriebssftrantentafien, 
welche auf Grund des $. 67 Abjag 1 nah Einſtellung 
bes Betriebes nicht ſofort, fondern erft nachdem aus der 
zeitweiligen eine endgültige Betriebseinftellung geworden, 
zur Schließung gelangten. Im — Falle h 
die Beitimmung des $. 68 Abjag 5 nicht als überall 
ausreichend erwiejen, weil es Gemeinden giebt, in denen 
die Krankenverfiherung jo organifirt iſt, daß die Ges 
meindesfranlenverfiherung niemals in Wirkſamkeit treten 
fann. Die Beſtimmung des Abſatzes 5 bes $. 47 bedarf 
demnach einer Ergänzung, durch welche auch in Fällen 
der bezeichneten Art eine angemeſſene Verwendung bes 
Neftvermögens einer aufgelöiten oder geichlofjenen Kaffe 
ermöglicht wird. Diefe —— wird nur dadurch zu 
erreichen fein, daß der höheren Verwaltungsbehörde die 
Derfügung über die Verwendung des Rejtvermögens mit 
der Maßgabe eingeräumt wird, daß eine dem bisherigen 
Zwed thunlichſt entiprechende Verwendung jtattfinden muß. 
Da das neue Verfiherungsverhältni der bisherigen 
Mitglieder einer geſchloſſenen oder aufgelöften Kaſſe, weldes 
in Folge der auf Grund des fechsten Abjages erlafjenen 
Verfügung eintritt, ſoweit dabei Orts-Kränkenkaſſen in 
Frage kommen, in der Weile begründet wird, daß bes 
jtehenden Orts-Krankenkaſſen neue Klaſſen verficherungss 
pflichtiger Perfonen (Gewerbszweige oder Betriebsarten) 
zugewiejen werben, und diefe in dem Kafjenftatut bezeichnet 
werben müljen, um aud über die Zugehörigfeit derjenigen 
Berfiherungspflichtigen, welche künftig in den fraglichen 
Gewerbszweigen oder Betriebsarten beſchäftigt fein werden, 
feinen Zweifel zu laſſen, jo muß Vorſorge getroffen werden, 
dab die zu dem Ende erforderliche Abänderung des Kaſſen— 
ftatutS auch gegen den Willen der betheiligten Kaffe herbei— 
geführt werden fan. Dies gejchieht durch $. 48a Abjap 2. 


Zu. 48. Mit Rückſicht auf die im 8. 47 vorgenomme- 
nen Menderungen erjcheint es zweckmäßig, auch im $. 48 die 
Berfügung über die dajelbjt geregelte Auflöjung und Muss 
iheidung von den in Folge derjelben zu treffenden Ent— 
iheidungen über die anderweitige Verſicherung der Ber: 
fiherungspflichtigen und die Verwendung und Vertheilung 
des Vermögens zu trennen. Dementiprechend ijt ber 
vierte Abſatz des 8. 43 abgeändert worden. 

Zu 8. 48a. Cs iſt mehrfach vorgefommen, daß 
Kaſſenſtatuten, welche den geſetzlichen Anforderungen nicht 
entipredhen, die Genehmigung in folge eines a der 
genehmigenden Behörde ertheilt worben ift. Beſonders 
uf aber find die Fälle, in benen ein Kaſſenſtatut 
genehmigt worden ift, obwohl die Beſtimmung deſſelben 
über die Klajfen der der Kafje angehörenden Perjonen mit 
der gleihen Bejtimmung anderer Sajjenftatute im Wider 
— ſtand. Das Geſetz bietet zur Zeit fein Mittel, um 
in ſolchen Fällen die im Intereffe einer geordneten Durch— 
führung der Sranfenverfiherung erforderlide Abänderung 
auch gegen den Willen der betheiligten Kafjen berbeizus 
führen. 

In dem Gejege über die eingejchriebenen Hülfs- 
taflen ift duch 8. 29 Ziffer 5a im der Faſſung des Ge- 
jeges vom 1. Juni 1884 die Beſtimmung getroffen, daß 
die Kaſſe zu Schließen it, wenn die erforderliche Abänderung 
auf erlangen der höheren Verwaltungsbehörde nicht 
bewirkt wird. Die Schließung einer Kafle, deren Beſtand 
auf gejeßlicher Vorſchrift beruht, lann nicht in Ausſicht 
genommen werben. Die Abhülfe wird demnach im Bereich 
des Srantenverfiherungsgejeges nur auf dem Wege zu 
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ſuchen ſein, daß die Vertretung der Kaſſe zur Herbeiführung 
der als erforderlich erlannten Abänderung verpflichtet und 
für den all der Nichterfüllung dieſer Verpflichtung die 
‚ höhere Verwaltungsbehörde ermädtigt wird, die Abaͤnde— 
‚rung in Kraft zu feßen. Cine aleiche Ermädtigung muß 
der höheren VBerwaltungsbehörde für die Fälle der $$. 18a, 
33, 43a, 47 Ubjap 6 ertheilt werben. 

Zu $$. 49, 44a und 49b. Die Beitimmungen 
des Geſetzes über die Meldepflicht haben ihrem Zweck, 
die allgemeine Durchführung des Berfiherungszwanges 
fiherzuftellen, nicht vollſtändig entfprochen und zu Unzu— 
träglichteiten für die Krankenkaſſen, ſowie für die Arbeit» 
eber und Mrbeiter geführt. Nad dem gegemmärtigen 

ortlaut des 8. 49 Ubſatz 1 brauchen verficherungss 
pflichtige Berjonen, welche von der Verpflichtung, der Ge— 
meindesfrankenverfiherung oder einer Dris-Kranlkenlaſſe 
anzugehören — 3. B. als Mitglieder einer ber im $. 75 
bezeichneten Kaſſen — befreit find, nicht angemeldet zu 
werden. Ob dieſe Vorausfepung zutrifft, wird —* 
dem Urtheil des Arbeitgebers überlaſſen. Dieſer aber iſt 
in vielen Fällen nicht im Stande, zu beurtheilen, ob ein 
von ihm beſchäftigter Arbeiter wirllich Mitglied einer der 
im $. 75 bezeichneten Kaffe ift, und ob dieſe Kaffe ben 
Unforderungen des $. 7b entipridt. Es fommen daher 
zahlreiche Fälle vor, in denen die Arbeitgeber die Meldung 
unterlajjen, obwohl fie nad) dem Geſetze, weil in Wirklichkeit 
feine Befreiung vorliegt, —* verpflichtet ſind. Dadurch 
ſetzen ſich aber die Arbeitgeber der Gefahr aus, nicht nur 
der im $. 81 angebrohten Strafe zu verfallen, ſondern auch 
von der im $. 50 vorgejehenen Erjagpflidt betroffen zu 
werben. Der GemeindesKranlenverjicherung und den Orts— 
Krankenkaſſen wird durch die Beichränkung der Meldepflicht 
für alle diejenigen Verfiherungspflichtigen, welche nicht an= 
emeldet werden, weil fie von der Beitrittspflicht befreit zu 
ein glauben oder vorgeben, die Prüfung der Frage ent— 
zogen, ob wirklich ein Befreiungsgrund Ki; Es ‚liegt 


daher die Möglichkeit vor und tritt auch erfahrungsmäßig 
in zahlreichen Fällen ein, daß verfiherungspflichtige Per 
jonen nicht zu Beiträgen herangezogen werden, obwohl jie 
ber Gemeindesstrankenverfiherung oder einer Orls⸗ Kranken⸗ 
fafie angehören und von dieſer im Erkrankungsfalle unter 
jtügt werden müſſen. Daneben hat die gegenwärtige Bes 
ſtimmung die folge gehabt, daß die Arbeitgeber vielfad), 
um nur der mit ber Anmeldung und Abmeldung vers 
bundenen Miühewaltung überhoben zu jein, Arbeiter nur 
unter der Bedingung annehmen, daß fie einer der im $. 75 
bezeichneten Kaſſen beitreten, und dadurch einen der Ab— 
—* des Geſetzes zuwiderlaufenden Druck auf. die Arbeiter 
ausüben 


Ein weiterer Mangel der Bejtimmung des $. 49 
Abſatz 1 bejteht darin, daß die Anmeldepfticht nur bei 
Beginn der Beſchäftigung eintritt. Dadurch bleiben die 
zahlreichen Fälle unberüdjichtigt, in denen eine verjiherungs= 
pilichtige Perſon, welche beim Eintritt in die Beihäftigung 
einer der im $. 75 bezeichneten Kafjen angehört, im Ders 
lauf des Arbeitsverhäliniſſes aus diefer Kaſſe ausſcheidet, 
jei e8 in Folge ausdrücklichen Austritts, jei es in Folge 
der Nichtzahlung der Beiträge, und damit wieder der Ber: 
pflichtung, der Gemeindesftraufenverficherung oder einer 
Ortö-frankentaffe anzugehören, unterworfen wird, 

Dem zuerft erwähnten Mangel der geltenden Bes 
ftimmung kann wur dadurch abgeholfen werden, daß bie 
Anmeldepflicht auf alle verfiherungspflihtigen Perſonen 
ausgebehnt wird, welche nicht vermöge ihrer Beſchäftigung 
einer ber im Geſetze vorgejehenen Zwangskaſſen, mit Aus— 
nahme der Orts⸗Krankenkaſſen, angehören. Dementijprechend 
ift der erjte Abjah des $. 49 abgeändert. 

Um dem zulegt erwähnten Mangel abzuhelfen, muß 
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das Geſetz Vorforge treffen, dab das Ausſcheiden ver: 
fiherungspflichtiger Perfonen aus einer der im $. 75 bes 
zeichneten Kafjen zur Kenntniß derjenigen Gemeinde-Kranken— 
verjiherung oder Orts-Krankenlaſſe gelangt, weldher anzu— 
gehören der Ausgeichiedene nunmehr verpflichtet ift. Die 
Berpflichtung zu diefer Anzeige dem Arbeitgeber aufzuerlegen, 
iſt unthunlich, weil diefer, um feiner Verpflichtung nach— 
fommen zu können, genöthigt fein würde, für jede von ihm 
beichäftigte verjicherungspflichtige Perſon, weldhe beim Ein— 
tritt in die Beichäftigung einer der bezeichneten Hülfskaſſen 
in hat, bei jedem Termine für die Beitragszahlung 
zur GemeindesSeranfenverjiherung oder jur Orts-Kranken— 
fafje feitzuftellen, ob diefelbe nod Mitglied der fraglichen 
Kaſſe ift. Darin würde für die Arbeitgeber, namentlich für 
die Unternehmer von Betrieben, in denen eine größere 
Anzahl von Mitgliedern freier Hülfskaflen bejchäftigt iſt, 
eine unverhältnifmäßige Beläftigung liegen, und bei der 
Unfähigfeit vieler Arbeitgeber, die für die Anzeigepflicht 
enticheidende Frage richtig zu beurtheilen, würde Pe. diejem 
Wege das Ziel nicht erreicht werden. Es bleibt daher mır 
übrig, die Berpflichtung, welche er 76 den Hülfslaſſen unter 
der ne des Vorhandenjeins einer gemeinfamen 
Meldejtelle, ſchon jept durch Anordnung der Auflichtsbehörde 
auferlegt werden kann, zu verallgemeimern und unmittelbar 
durch das Geſetz unabhängig von jener Vorausſetzung allen 
im $. 75 ——— Kaſſen aufzuerlegen. Zu dem Ende 
iſt in den Entwurf der neue $. 49 b aufgenommen. Die 
betheiligte Krankenkaſſe, von welcher das Hülfskaſſen— 
mitglied Befreiung beanſprucht, muß nicht nur vom Aus— 
tritt des Befreiten aus der Hülfskafle, jondern auch davon 
Kenntniß erhalten, wenn derfelbe in eine niedrigere Mit: 
gliederflaffe eintritt, als diejenige, welcher er bei der An— 
erfennung des Befreiungsaniprudhs angehörte, Dies wird 
nothwendig dadurch, daß der neue $. 75 abweichend vom 
geltenden Geſetz nicht von allen Mitgliederklaſſen als 
Mindeftleiftung die Unterftügungen der Gemeinde-Kranken— 
verfiherung an dem maßgebenden Drt verlangt. Die 
hiernach von der Hülfslaſſe zu erjtattenden Anzeigen jollen 
an die gemeinfame Meldeſtelle oder in Grmangelung 
einer folden an die Auflichtsbehörde desjenigen Bezirks 
erfolgen, in weldem der Ausgefchiedene zur Zeit der 
legten Beitragszahlung beihäftigt war, und zwar unter 
Angabe des Aufenthaltsortes und der Beihäftigung zu 
biejer Zeit. Eine Anzeige an die einzelne Gemeinde-Kranken— 
verjicherung oder Orts⸗Krankenkaſſe, welcher die verficherungs- 
pflichtige Perfon mit ihrem Ausſcheiden aus der Hülfslaſſe 
zufällt, wird nicht gefordert werden können, weil die Art des 
eintretenden Verſicherungsverhältniſſes zweifelhaft oder unbe— 
fannt fein kann. Wo eine gemeiniame Meldeftelle nicht 
vorhanden iſt, ſoll demnach die Anzeige an die Auffichts- 
behörde erſtattet und durch diefe der betheiligten Gemeinde- 
Kranfenverfiherung oder Orts-Krankenkaſſe übermittelt 
werden. Für den Ort, wohin die Anzeige zu richten ift, 
und für die Angaben über Aufenthalt und Beichäftigung 
des Ausgeichiedenen fol der Zeitpunkt der letzten Beitragss 
zahlung entiheidend fein, weil in denjenigen Fällen, in 
denen das Ausſcheiden nicht Durch Austrittserflärung, fondern 
in Folge der Rüdftändigkeit der Veiträge erfolgt, die Hülfs- 
kaſſen von dem ſpäteren Aufenthalte des Ausgeſchiedenen und 
ſeiner Beſchäftigung häufig keine Kunde mehr haben werden. 
Andererſeits genügt es für den Zweck der Anzeige, wenn 
diejelbe an demjenigen Orte erfolgt, wo der Ausgeichiebene 
zur Zeit der legten Beitragszahlung in Beſchäftigung jtand, 
da bei einem inmittelit eingetretenen Wechſel der Bes 
häftigung die Anmeldepflicht des neuen Arbeitgebers wirk- 
am geworden ift. 


Die Verpflichtung zur Anzeige foll für diejenigen Hülfs— 
fallen, welde örtliche Berwaltungsitellen haben, dieſen ob— 
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liegen und, jomeit die Kaffen nicht andere Beſtimmung 
treffen, für die Hauptfaffe durch den Rehnungsführer, für 
die örtlichen Berwaltungsftellen durch dasjenige Mitglied 
erfüllt werden, welches die NRedinungsgeihäfte derjelben 
wahrnimmt, 

Zur Sicherſtellung der Erfüllung der den Hülfskaffen 
aufzuerlegenden Verpflichtung genügt die Strafbeitimmung 
des 8. 81 nicht. Wie die Arbeitgeber, welche die ihnen 
oblienende Anmeldung nicht erftatten, jo werden auch Die 
Hülfstaffen, für welde die —— obliegende Anzeige nicht 
erfolgt iſt, die Folgen der Nichterfüllung dieſer Verpflichtung 
tragen müſſen, wenn einer Gemeinde-Krankenverſicherung 
oder einer Orts-Krankenkaſſe Ausgaben zur Unterftügung 
einer nicht rechtzeitig angezeigten verfiherungapflictigen 
Perſon erwachſen find. Zu dem Ende ſoll der $. 50 nad) 
dem Entwurf eine entiprechende Ergänzung erfahren. 

Im Uebrigen ift zu dem Inhalte des Artifels 15 noch 
Folgendes zu bemerfen: 

Die bloße Anmeldung des Namens des Berfiherungs- 
pflichtigen und des Tages des Beginns der Beihäftigung 
genügt für die Orts-Krankenkaſſen, namentlich diejenigen mit 
verſchiedenen Mitgliederklaffen nicht, weil fie wegen ber 
verjchiedenen Beitrags= und Unterftügungsfäge willen muß, 
in welden Lohnverhältniſſen fih der Angemeldete befindet. 
Für den Zwang zu Angaben über die Lohnverhältniffe in 
den Anmeldungen fehlt es aber zur Zeit an einer zweifels— 
freien —* Grundlage, weshalb den bezüglichen 
atutarsihen Veltimmungen von manchen Gerichten ber 
Strafihuß verfagt wurde. Der neue Abfa 3 ſoll diefem 
Mangel abhelfen. 5 


Der bisherige dritte jegt vierte Abſatz des 8. 49 ſoll 
eine Ermeiterung erfahren, durch weldhe auch die höhere 
Verwaltungsbehörde die Befugniß erhält, für ihren Bezirk 
oder Theile deifelben eine gemeinfame Meldeftelle zu errichten, 
um dem Bedürfniß nad diefer Einrichtung namentlich aud) 
in folhen Fällen genügen zu können, wo es für benachbarte 
aber nicht zu demielben Auffichtsbezirke gehörende Gemeinden 
auftritt. Für die Aufbringung der Koften einer gemeinfamen 
Meldeftelle empfiehlt fich diefelbe Regelung, weldhe nad 
Artikel 16 im $. 46 Abſatz 3, 4 für die Aufbringung der 
Ausgaben der Kaflenverbände getroffen werden joll. 

Während nad dem bisherigen Wortlaut des $. 49 
Abſatz 1 im der erfolgenden Anmeldung eine Anerkennung 
ber Beitrittspflicht des Angemeldeten wenigftens jeitens des 
Arbeitgebers zu finden war, wird dies nad) erfolgter Abs 
änderung jener Beſtimmung nicht mehr der Fall jein. Es 
muß daher bei jeder Anmeldung feftgejtellt werden, ob für 
ben Mngemeldeten eine Befreiung in Anſpruch genommen 
wird, und ob die beanipruchte Befreiung begründet ift. 
Der nen aufgenommene $. 49a ſchreibt demnach vor, daß 
bei der Anmeldung im falle der Forderung der Befreiung 
der Grund berjelben anzugeben iſt. Wird die Befreiung 
anerkannt, fo ift die Sadıe erledigt. Entfteht dagegen über 
den Befreiungsanſpruch Streit, fo jollen bis zur Austragung 
deſſelben die Beiträge vorläufig gezahlt, im Falle der An— 
— der Befreiung aber binnen einer Woche erſtattet 
werden. 

Zu $. 50. Der $. 50 hat, abgeſehen von der bereits 
erörterten Ausdehnung der Erſatzpflicht auf die Hülfstaffen, 
welche die ſchuldige Anzeige nicht erftatten, noch eine Abs 
änderung erfahren, burd) welche außer Zweifel gejtellt wird, 
daß ſich die Erſatzpflicht auch auf das Sterbegeld erjtredt, 
weldyes eine Orts⸗Kranlkenkaſſe an die Hinterbliebenen eines 
nicht rechtzeitig angemeldeten Verſicherungspflichtigen zu 
zahlen gehabt hat. Außerdem empfichlt es ſich, ausdrüdlich 
auszuſprechen, daß die Verpflichtung zur Beitragszahlung 
— den etwaigen Eintritt der Erſatßpflicht nicht berührt 
wird. 
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Zu $. 51. Das Gefeg enthielt bisher feine Bes 
ſtimmungen über das Verfahren bei der Entrichtung ber 
Eintrittsgelder, joweit ſolche nach den Vorjchriften des $. 26 
überhaupt erhoben werben dürfen. Es empfiehlt fich, dieſe 
Lüde auszufüllen und dabei die Eintrittsgelder im Allge— 
meinen cbenſo zu behandeln wie die Beiträge. Insbejondere 
wird der Arbeitgeber das Eintritisgeld mit den Beiträgen 
vorzufchießen, der Berficherte aber daſſelbe zu erftatten haben. 
Eine Verpflichtung zur antheiligen Uebernahme des Eins 
trittsgelde8 auf eigene Koften liegt dem Arbeitgeber bisher 
nicht ob, es fehlt an einer ausreichenden Beranlaffung, 
ihm dieje Verpflichtung neuerdings aufzuerlegen. Bei Eins 
trittsgeldern handelt es ſich um einmalige, nicht, wie bei 
den Beiträgen, um laufende Zahlungen; der Zahlungstermin 
mußte daher befonders beftimmt werden und zwar zwed- 
mäßig auf denjenigen Zeitpunkt, zu welchem der erſte Beis 
trag allg ift. Tritt der Verficherte aus der Krankenkaſſe 
aus, jo kann ihm das einmal gezahlte Eintrittsgeld nicht 
zurüdgezahlt werden, da es nicht, wie Kafjenbeiträge, für 
bejtimmte Zeiträume, jondern ein für alle Mal für bie 
ganze Dauer der Sugehöri feit zur Krankenkaſſe ohne Rück— 
jicht darauf, wie lange dieſe Dauer währt, entrichtet wird, 

Die Erftattung des vom Arbeitgeber vorgejchoflenen 
Eintrittsgeldes durch den Arbeiter hat zweckmäßig bei der- 
jelben Lohnzahlung zu erfolgen, zu welcher die Beiträge 
antheilig zu erftatten find. Dabei werden die Eintrittös 
gelder En wie Die während der betreffenden Lohnzahlungss 
perioden fällig gewordenen Beiträge zum vollen Betrage 
zur Grftattung zu bringen fein, weil fie in diefen Lohn— 
epuniwege fällig geworben find; zu einer Vertheilung 

es Borichuffes auf mehrere Lohnzahlungstermine fehlt es an 
ausreichender Veranlaffung. 

Diefen Erwägungen entfpreden die Ergänzungen zu 
den 88. 51, 53, 55, 56, 58, 65, bei denen es fid) um Vor: 
ſchriften über das Eintrittsgeld hanbelt. 

Die Vorauszahlung der Beiträge fol nicht mehr, wie 
bisher, ſchlechthin vorgefchrieben werden, weil die Erfahrung 
gelehrt hat, daß diejelbe nicht überall durchführbar it. In 
—— ſoll es der Regelung durch Gemeindebeſchluß oder 

aſſenſtatut überlaſſen bleiben, ob die Beiträge im Voraus 
oder nachfolgend erhoben werden. Nur für den Fall, daf 
für die Gemeinde: Krankenverfiherung keine Beltimmung 
durch Gemeindebeihluß getroffen worden ift, wird die Bor- 
auszahlung der Beiträge vorgejchrieben. 
ach dem bisherigen Wortlaut des Schluffes des 8. 51 
fol die Zurüderftattung der Beiträge erfolgen, wenn die 
abgemeldete Perfon innerhalb der Zahlungsperiode aus der 
bisherigen Verſicherung ausſcheidet. Dieje Beitimmung be= 
darf einer zweifadhen Abänderung. Die ———— 
wird nur dann zuzugeſtehen ſein, wenn die Abmeldung 
rechtzeitig erfolgt iſt, fie wird aber andererſeits nicht nur dann 
zu erfolgen haben, wenn die abgemeldete Perſon aus der 
bisherigen Verſicherung ausgefchieden, fondern aud dann, 
wenn fie zu einer anderen Beichäftigung übergegangen ift, 
ohne aus der bisherigen Verfiherung auszufceiden, was 
bei der Gemeindesstrankenverfiherung und den Orts-Kranken⸗ 
laſſen durch den Uebergang zur Beſchäftigung bei einem 
anderen Arbeitgeber möglich id 

Die neue Beitimmung, welche dem $. 51 als Abſatz 2 
Fr ugefügt worden ift, hat 16 im Interefle einer Verein— 
—* des Kaſſen- und Rechnungsweſens als dringend 
ermünteht herausgejtellt. 


Zu Artikel 16. 
Zu. 53. Wegen ber Veltimmungen über das Ein- 
trittögeld vergl. die Erläuterungen zu &. 51. 
Nach den bisherigen Beſtimmungen konnte ber von 
dem Arbeitgeter vorgefhoflene, dem Berficherten aber zur 


Laft bleibende Theil der Kafjenbeiträge nur infoweit bei 
der Lohnzahlung einbehalten werden, als die Beiträge auf 
diejenige Arbeitsperiode, für welche die Lohnzahlung er: 
folgte, antheilsweije entfielen. Nach der neuen Vorſchrift 
bes 8. 51 Abſatz 3 dürfen die Beiträge für volle Wochen 
erhoben werden; ein Kalendermonat aber enthält im der 
Regel vier volle Wochen und außerdem noch einen Bruch 
theil einer fünften Woche. Wenn nun in foldhen Fällen 
die Abzüge auch ferner auf eine einzige Lohnzahlungs: 
periode beſchränkt bleiben jollen, jo würde der Arbeitgeber 
in den zahlreichen Fällen, in melden die Lohnzahlungs- 
veriode nad) Monaten beredinet wird, die Beiträge für 
diejenige Woche, in welche der Monatswechiel fällt, über: 
haupt nicht abziehen dürfen, weil der Beitrag zwar bie 
ganze Woche bedt, aber nur zum Theil auf denjenigen 
Monat (die Lohnzahlungsperiode) entfällt, für welchen der 
Lohn gezahlt wird. Es würde aljo in jolden Fällen ber 
Beitrag für eine Woche ganz dem Arbeitgeber zur Laft 
fallen, während ber Berficherte beitragsfrei bliebe, und dies 
wäre mit dem Grundjfaß des 8. 51 Abſatz 1 nicht ver- 
einbar. Freilich kann der Wrbeitgeber den Beitrag ber 
legten Woche nad Verhältnig der Zahl der Wochentage, 
welche noch in den einen und welche ſchon im den andern 
Monat fallen, theilen und denjenigen Theil bei der Lohn— 
zahlung einziehen, welcher auf die betreffende Lohnzahlungs: 
periode ent t; indeffen würden die hieraus entftehenden 
Schwierigkeiten zu der Bedeutung der Sache nicht in 
richtigem Verhältniß jtehen, und für den in die Lohn— 
zahlungsperiode nicht entfallenden Theil des Beitrags 
würde eine Einziehung body unmöglich bleiben. Zur Ber: 
meidung diefer Unzuträglichkeiten empfiehlt es fich vielmehr, 
nad) dem Borgange der 88. 109 Abſaß 3, 112 Abſatz 2 
bes Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes vom 
22. Juni 1889 vorzufchreiben, daß die Lohnabzüge auch 
noch für eine zweite, nämlich diejenige Lohnzahlungs: 
periode jollen jtattfinden dürfen, welche ber Periode, in 
welder die Beiträge fällig wurden, unmittelbar vorangeht. 
Demgemäß follen die bisherigen Vorjchriften des $. 53 
Abjag 1 und in gleicher Weife auch die Beftimmungen des 
$. 65 Abjag 2 dahin abgeändert werden, daß ſich die Ab— 
züge für Beiträge höchſtens auf die in den beiden letzten 
Lohnzahlungsperioden fällig gewordenen Beiträge erftreden 
dürfen 


Es kommt nicht jelten vor, daß Arbeitgeber, uner- 
achtet eingetretener und bereits feſtgeſtellter Zahlungs: 
unfähigfeit, fortfahren, verfiherungspflichtige Perſonen zu 
beihäftigen. In Fällen diefer Art fehlt e8 den Kaſſen an 
jeder Möglichkeit, für Diejenigen Perſonen, welchen fie im 
Erkrankungsfalle Unterftügung gewähren müſſen, Die Beir 
träge einzuziehen, da eine Beitreibung derjelben von dem 
yablungsunt igen Arbeitgeber ausgeſchloſſen ift, und zwar 
auch — derjenigen Zweidrittel, welche derſelbe 
ſeinen verſicherungspflichtigen Arbeitern am Lohne zu 
fürzen berechtigt iſt, und vielleicht auch wirklich gekürzt hat. 
Um dieſer Benachtheiligung der Kafjen joweit wie möglid) 
entgegen zu treten, foll dem 8. 53 eine Beftimmung ein= 
gefügt werden, nach welcher Arbeitgeber, deren Bahlungs- 
unfähigteit in dem auf Grund des $. 55 eingeleiteten Beis 
treibungsverfahren feftgeitellt ift, verpflichtet werden, hinfort 
die Yweidrittel der Beiträge bei der Lohnzahlung in Ab— 
zug zu bringen und an die Kaſſe ee Die zur 
Durhführung diejer Beſtimmung erforderlihe Strafbeitims 
mung ſoll in dem $. 82 aufgenommen werden. 

Zu$. 54. Für die im $. 2 unter Ziffer 5 bezeichneten (in 
der Hausindbuftrie beichäftigten) Perfonen hat * bie Bes 
mefjung der Beiträge und Unterjtügungen nad) durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelöhnen vielfach als undurchführbar erwieſen, da die 
Löhnung derjelben in der Regel nach der Art und Menge 
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26 Abſatz 4 Ziffer 2a nen aufgenommenen Beftimmungen 
verwirft worden find. 

Bu 8. 57. Die zahlreichen Fälle, in denen die Hälfte 
des geſetzlichen Mindejtbetrages des Krankengeldes nur einen 
unzureichenden Erjaß der im. $. 36 Abſatz 1 Ziffer 1 bezeich— 
neten Leiftungen ausmachen, Iaffen e8 nothwendig erjcheinen, 
dem Erjagberechtigten, welcher höhere Aufwendungen nad: 

umeifen vermag, den Anfpruch auf volle Erftattung ders 
—* einzuräumen. 

Zu8. 57a. Der Grundjah, nach welchem über das Ver: 
fiherungsverhältniß nicht der Wohnort, ſondern der Bes 
Ichäftigungsort des Verficherungspflichtigen enticheidet, bringt 
es mit ſich, daß die Kajlen vielfach Mitglieder Haben, weldye 
fich nicht im Bezirke derjelben aufhalten, und nach den en 
welche die 88. 5 und 16 erhalten follen, können fie ſogar 
Mitglieder haben, welche — —— zeitweiſe — außer⸗ 
halb ihres Bezirkes beſchäftigt ſind. Die ae Sr der 
Krankemunterftügung, namentlich der freien ärztlichen Be— 
handlung und Arznei an ſolche Mitglieder und die Konz 
trole der leßteren ım Falle der Erkrankung iſt vielfach mit 
beſonderen Schwierigkeiten verbunden, welche ſich erheblich 
dadurch vermindern laffen, dab die Gemeinde Kranken 
verfiherungen und Krankenkaſſen für einander eintreten. 
Es empfiehlt fid) daher, nad) dem Vorgange des $. 16 
Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend die Ausdehnung der 
Unfall: und Sranfenverficherung, vom 28. Mai 1885, die 
Krankenkaſſen und Gemeinden zu einer folchen Vertretung, 
ſoweit F in Anſpruch genommen wird, zu verpflichten. 
Es darf dabei der Hoffnung Raum gegeben werden, daß 
dieſe Beſtimmung für Krankenkaſſen benachbarter Bezirke 
zum Ausgangspunkte für die Abſchließung eines dauernden 
Abkommens werden wird, durch welches die Vermaltun 
der Kranfenverjiherung in vielen Fällen —— 
erleichtert und weniger koſtſpielig werden würde. Zu dem 
Ende joll nah dem Entwurf der neue $. 57 a aufgenommen 
werden, welcher im zweiten Abſatze die fragliche Verpflich— 
tung auch für den Fall ausſpricht, dab Kaffenmitglieder 
während eines vorübergehenden Aufenthalts außerhalb 
ihres one erfranten. 

Zu 88. 57b, 58. Die bisherigen Erfahrungen laſſen 
eine Abänderung der Beſtimmungen des Geſetzes über bie 
—— bei Streitigkeiten als dringend wünſchenswerth 

einen. 

Es kommen vielfach Streitigkeiten zwiſchen mehreren 
Kaſſen über das Verficherumgsverhältnik vor, bei denen es 
fih nicht um die Kaffenmitgliedichaft einzelner verſicherungs— 
pflichtiger Perfonen, fondern um die frage handelt, ob die 
in bejtinmmten Gewerbszweigen oder Betriebsarten beſchäftig— 
ten Berfonen in ihrer Geſammtheit nach den Beſtimmungen 
der Kaſſenſtatute der einen oder der anderen Kaffe angehören, 
oder ob einzelne Betriebe zu dem einen oder anderen Ge: 
werbszweige, für welche verjchiedene Kaſſen beftehen, zu 


rechnen find, 

Obwohl in dieſem Falle die betheiligten verficherungs- 
pflichtigen Berfonen und deren Arbeitgeber im der Regel 
fein Intereſſe daran haben, ob fie der einen oder ber anderen 
Kaffe zugemiejen werben, fo bietet das Geſetz doch zur 
Erledigung diefer Streitigkeiten mır ben im $. 58 vor— 
—— Weg, über das beſtehende Verſicherungsverhältniß 

ch ein erfahren zwiſchen der Kaſſe und dem 
einzelnen Berfiherungspflichtigen beziehungsweife feinem 
Arbeitgeber eine Entſcheidung herbeizuführen. Allerdings 
ift neuerlich durch reichsgerichtliches Erlenntniß fejtgeftellt 
worden, daß ein zwiſchen zwei Kaſſen entitehender Streit 
darüber, ob eine beftimmte Klaſſe von Perfonen bei ber 
einen oder der anderen Kaſſe zu verfichern jei, im Wege 
des Prozeſſes vor den ordentlichen Gerichten zum Austrage 
gebracht werden farm. Diefer Weg ericheint aber wenig 








geeignet, bei Streitigkeiten, deren Enticheidung regelmäßig 
von ber Beurtheilung gewerbetechnijcer Fragen abhängt 
und meift eine Deflaration der über bie Organifation der 
Krankenverfiherung durch die Kaſſenſtatute getroffenen Be: 
ftimmung einſchließt. Solche Streitigkeiten werden vielmehr 
am zwedmäßigiten durch diejenige Behörde entjchieden, 
welche für die Genehmigung dieſer organiſatoriſchen Beſtim— 
mungen zuftändig ift und Die zur Beurtheilung gewerbe— 
technijcher Fragen geeigneten Kräfte beſitzt. Demmad) 
empfiehlt fi die Aufnahme des $. 57 b, welcher die Ent— 
ſcheidung dieſer Streitigkeiten der höheren Verwaltungss 
behörde zuweiſt und dagegen mur die Beſchwerde an die 
Zentralbehörde zuläßt. Die — des 8. 57 b findet 
feine Anwendung, wenn der Streit über die Kaljenzugehörige 
feit nicht zwifchen den in Betradht kommenden Kaſſen, 
fondern zwiſchen dem einzelnen VBerfiherungspflichtigen und 
der Kaffe entjteht, weldhe den Berjicherungspflichtigen für 
fih in Anjprud nimmt, eine andere Kaffe aber die Zuges 
örigkeit deſſelben zu ihr nicht behauptet. In diefem Fall 
iegt fein genügender Anlaß zu dem Verfahren des $. 57 b 
vor. Die Entfdheidung über die frage der Kaffenzugehörig- 
feit bildet dann mur eine Vorfrage in dem Verfahren nad 
$. 58 Abſatz 1. 

Auch die Beſtimmungen über das Verfahren in Einzel 
ftreitigfeiten, wie es zur Seit im $. 58 geregelt ift, hat fich 
als abänderungsbebürftig erwiejen. 

Kol Nach dem gegenwärtigen Wortlaute dieſes Paragraphen 
ollen: 

1. Streitigkeiten zwifchen den Kaffenmitgliedern oder 
ihren Urbeitgebern einerjeits und der Kaffe anderer- 
feits Aber die Verpflichtung zur Leijtung ober 
Einzahlung von Beiträgen oder über Unterjtügungss 
anfprüche von der Auffichtsbehörde und demmächft 
im ordentlihen Rechtswege, 

2. Streitigkeiten über Unterftügungsanfprüche, melde 
von dem Kaflenmitgliede kraft gejeglicher Ceſſion 
auf Gemeinden oder Armenverbände übergegangen 
find, im Berwaltungsitreitverfahren, 

3. — gig ag 5 ac ge ger 
welhe von dem Kaffenmitgliede kraft gejeglicher 
Ceſſion auf die Kafje übergegangen find, gleichfalls 
im Berwaltungsitveitverfahren 

entjchieden werben, 

Der Begriff der Beiträge zu 1 iſt im weitejten Sinne 
zu nehmen, umfaßt alſo auch die Vorſchüſſe ($. 64 Nr. 5) 
und Zuſchüſſe ($. 65 Abjak 3) des Vetriebsunternehmers 
fowie des Bauherrn (8. 72) und der Innung ($. 73), 
ebenfo die Dedungsmittel für bereit3 entitandene Unter 
ftügungsanfprüdhe im Falle der Schliekung einer Betriebs- 
und einer Bau⸗ſtrankenkaſſe (SS. 68 Abſatz 5 umb 72 
Abſatz 3) und nach ausdrücklicher Beitimmung . 12 
Abjfap 4 auch die Leiltungen des Bauherrn auf Grund 
bes 8. 71, nicht aber die den Karakter einer Strafe 
tragenden Erjapleiftungen des 8. 50. 

Diefe Regelung ber Kompetenzverhältniffe beruht auf 
Beihlüffen der Reichstagstommiffion. Der Gefeg-Entwurf 
wollte die Streitigkeiten zwiſchen den Kafjenmitgliedern und 
ihren Arbeitgebern einerjeits und den Kaſſen andererjeits 
über Beitragspflichten und Unterftüßungsanfprücde und in 
gleicher Weiſe Streitigkeiten über Regreßanſprüche ber 

rmenverbände dem Berwaltungsftreitverfahren überweiſen. 
Regrekanfprüche der Krankenkaſſen gegendritte entſchädigungs⸗ 
pflichtige Berfonen kannte der Entwurf nicht. Die Reichs— 
tagsfommiffton nahm eine auf ſolche Regreßanſprüche be 
züglide Bejtimmung im 8. 57 auf und änderte bie 
Kompetenzbejtimmungen des $. 58 dahin, daf Streitigkeiten 
zwifchen den verficherten Perfonen und ihren Arbeitgebern 
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zum Austrag gebradit wird, wenn der BVerficherungss 
pflichtige in die Lage fommt, die Kranfenunterjtügung in 
Anjpruc zu nehmen. Es empfiehlt ſich daher, im Abjag 1 
ausdrüdlih auszuſprechen, daß die Frage, ob ein be— 
ftinmmtes Verſicherungsverhältniß bejteht, auch direlt auf 
dem Hier bezeichneten Wege zum Wustrage gebracht 
werden fan, 

Ueber die Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen 
einem Kafjenverband und den betheiligten Kaſſen aus dem 
Verbandsverhältwiß beſteht zur Zeit eine geſetzliche Be— 
ige: nit. Diefe Lüde wird dadurch zu befeitigen 
ein, dab man die genannten Streitigkeiten in das für fie 
geeignete Verfahren des $. 58 Ubjag 1 verweift. 

Den unter $. 58 Abjah 2 fallenden Erjtattungsans 
iprüchen zwiſchen Krankenkaſſen und Armenverbänden und 
Erftattungsanjprüchen aus $. 70 des Iandwirthichaftlichen 
——— und 8. 7 des Bauunfallver— 
ſicherungsgeſehes gleichartig find die Erjtattungsaniprüde 
aus SS. 3a Abſaß 4, 3b, 50 und 57a. Die Streitigkeiten 
über dieje Anſprüche find deshalb, wie im $. 12 des land» 
wirthichaftlihen Unfallverfiherungsgeieges und — 8 des 
Bauunfallverfiherungsgefehes dem Wermwaltungsitreitvers 
fahren nad) $. 58 Abjag 2 zu überweilen. 

Hat eine Gemeindesfranfenverfiherung oder Kranken— 
kaſſe einen ars in der irrthümlichen Annahme, die 
verpflichtete Kaffe zu fein, unterftüßt, fo ift die in Wirklichkeit 
verpflichtet gemwejene Kaffe um denjenigen Betrag, welchen 
fie zu leiften gehabt hätte, ungerechtfertigt bereichert, und 
war einerfeits zu Ungunften des Empfängers ber Unter 
bung, anderjeits zu Ungunften der Safe, welche die 
fraglide Unterftügung geleiftet hat. Nach allgemeinen 
Grundſätzen kann die bereicherte Kaſſe von derjenigen, zu 
deren Ungunften fie bereichert ift, auf Erſatz in Höhe der 
Bereicherung belangt werden, wie dies auf den Gebiet des 
Armenweſens bei derartigen Berhältniffen zwiſchen — 
Armenverbänden anerkannt iſt. Es würde weder im Inter— 
eſſe des Unterjtüßten, noch der erſatzberechtigten Kaffe liegen, 
die legtere darauf zu verweifen, ſich Erjak von dem Unter: 
ftügten zu verjchafien, und den Unterſtützten darauf, die 
richtige Kaffe nachträglih auf Leiftung der Unterftügung 
zu belangen. Solde Erjaganfprüche —* wie die anderen 
bereits angeführten dem Verwaltungsſtreitverfahren nad) 
$. 58 Abſatz 2 zu übermweijen, 


Zu Artikel 17. 

Bu $. 63. Hinfichtlih der Abänderung des eriten 
Abfages des $. 63 wird auf die allgemeinen Erörterungen 
über die anderweite Regelung des Verhältniſſes der 
Kaffen zu einander verwieſen. 

Der Zufag zum zweiten Abjah des $. 63 räumt den 
Betriebs Krantenkaffen den nicht verjicherungspflichtigen 
Perſonen gegenüber daſſelbe Recht ein, weldes den 
Gemeindesftrantenverfiherungen nad) $. 4 Abſatz 3 und den 
DOrts-Rrantentafjen nad) $. 19 Abjag 3 zuftehen joll. 

Zu $. 64. Die neue Beftimmung des $. 48a wird 
aud auf die Betriebs (Fabrik) Krankenkaffen Anwendung 
finden müflen, da aud bei diejen der Fall vordommen 
kann, daß die Genehmigung irrthümlich erteilt worden ift. 
Ebenſo müfjen in Folge der Aenderumgen, welche hinſicht— 
li des Verhaltens der Hülfsfaffen und hinſichtlich der 
Meldepflicht vorgenommen find, auch die 88. 49, 49a, 
49b Abſatz 4 auf die Betriebs: (Fabrik) Krantenkajien in 
derjelben Weife wie auf die Orts-Krankenkaſſen Anwendung 
finden. Demgemäß ift der Eingang im $. 64 abgeändert 
worden. Da für die Berjicherungspflichtigen, die vermöge 
ihrer Beihäftigung einer Betriebs-Krankenkaſſe angehören, 
die Meldepflicht nicht befteht, fo muß die Friſt für die Anz 
meldung des Befreiungsaniprucdes anders, als im 8. 49a 











geihehen it, beftinmmt werden. Dies gejchicht durch die 
Aufnahme der neuen Beſtimmung unter Bilfer 7. 


Zu $. 65. Der 8. 65 ift durch die Beftimmungen 
über das Gintrittsgeld ergänzt worden, weldje bei $. 51 
ihre Begründung gefunden hat. Außerdem ift die Beſtim— 
mung über die Lohnabzüge in derjelben Weile, wie im 
$. 53 Abſatz 1 geändert worden. 


Zu Artikel 18. 


Bu 8. 67a und 67b. Nad) 8. 60 fteht dem Unternehmer 
mehrerer Betriebe das Recht zu, eine gemeinfame Betriebs⸗ 
Krankenlaſſe für ſämmtliche in dieſen Betrieben beſchäftigten ver- 
ſicherungspflichtigen Perſonen zu errichten. Dagegen iſt der 
Fall, daß ſich die Vereinigung der für mehrere Betriebe des— 
ſelben Unternehmers bereits beſtehenden Betriebs-Kranken— 
taſſen zu einer gemeinſamen Kaffe als wünſchenswerth heraus— 
ſtellen ſollte, im Geſetß nicht vorgeſehen, während er thatſäch— 
lid) nicht ſelten und namentlich dann vorkommt, wenn mehrere 
Betriebe aus der Hand der bisherigen mehreren Untere 
nehmer in die Hand eines Unternehmers übergehen. In 
biefem Falle kann nad den gegenwärtigen Beltimmungen 
des Geſetzes die Vereinigung der mehreren Betriebs-sranfen- 
faflen zu einer gemeinfamen nur dadurch erreicht werden, 
daß zumächit die Auflöfung der beitehenden Kaſſen auf dem 
Ey umftändlihen Wege des $. 68 Abſatz 3 bemirkt und 
jodann für ſämmtliche Betriebe zufammen eine neue Bes 
triebs⸗Krankenkaſſe begründet wird. 

Dem vorliegenden Bedürfniffe joll nah dem Entwurf 
durch die Aufnahme eines neuen 8. 67 a entiprochen werden, 
wonach die Vereini ung, nachdem die Öeneralverfammlungen 
ber betheiligten Raflen ihr zugeſtimmt haben, durch Errichtung 
eines Kaflenftatuts für die neu zu begründende gemeinfame 
Kaſſe erfolgt. Dabei jollen alle Beitimmungen, welche für 
die Begründung einer Betriebs-Krankenkaſſe gelten, An— 
wendung finden, mit ber Maßgabe, dab die nach 8. 64 
Ziffer 2 vorgeſchriebene Mitwirkung der beſchaͤftigten Ber 
jonen auf die Generalverfammlungen der zu vereinigenden 
Kaſſen übergeht, wodurch denjelben die Möglichkeit gegeben 
wird, etwaige bejondere Interefien der Mitglieder einzelner 
der beftehenden Kaſſen geltend zu machen. 

Wie durch den $. 67 a dem Bedürfnif der Vereinigung 
der für mehrere Betriebe eines Vetriebsunternehmers bes 
itehenden beſonderen Betriebs-Kranlenkaſſen Rechnung ges 
tragen wird, jo ſollen durch den 8. 67 b die Fälle berück 
fichtigt werben, in denen von den mehreren Betrieben eines 
Unternehmers einer in den Beſitz eines anderen Unterneh— 
mers übergeht, und es ſich als wünfchenswerth heraus— 
jtellt, die in diefem Betriebe beichäftigten —— aus der 
bisher gemeinſamen Betriebs-Krankenkaſſe auszuſcheiden. 

Die vorgeſchlagene Beſtimmung geht von der Annahme 
aus, daß der Fortbeſtand der Gemeinſamkeit der Kranken— 
verſicherung jo lange unbedenklich it, als die betheiligten 
Unternehmer darüber einverjtanden find, daß aber die 
Trennung rathſam erfcheint, jobald einer der ee 
den FFrortbeitand der Gemeinſamkeit als einen Uebelſtand 
empfindet und demgemäß die Trennung beantragt. 

Für Diefen Fall müſſen Beſtimmungen über bie 
Regelung der Vermögensverhältniſſe getroffen werden. 
die bisher gemeinſame Kaffe Altivvermögen, jo er: 
ſcheint es billig, daß der der Zahl der ausjcheidenden 
Mitglieder entjprechende Theil defjelben derjenigen Kranken— 
faffe, welcher die ausſcheidenden Mitglieder fortan ange— 
li werben, zufällt, möge diefe Kaſſe num eine neue oder 
ür Betriebe deyjelben Unternehmers bereits bejtehende Be— 
triebs-Krankenkaſſe oder die Orts-ſtrankenkaſſe oder bie 
Gemeinde⸗Krankenverſicherung fein. 

Beiteht in dem Vermögen der Kaffe ein Fehlbetrag, 
fo wird Vorſorge zu treffen jein, daß die bei der Kaſſe zu— 
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von der Zwangsverpflictung in Anfpruch nehmen können, 
haben ihre Begründung bereits in den allgemeinen Er— 
örterungen gefunden. 


Hinfichtlich der auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften 
errichteten Hülfstaffen Fa fi) die Nothwendigkeit heraus: 
geitellt, Vorſorge zu treffen, daß diefelben ihren Mitgliedern 
die Unterftügungen, welche deren Befreiung von dem Eintritt 
in eines ber geſetzlichen Verfiherungsverhältniffe rechtfertigen, 
nicht nur verſprechen, jondern pen einige Sicherheit. dafür 
bieten, daß dieſe Unterftüßungen wirklich gewährt werden. 
Diefe Sicherheit befteht zur Zeit nicht überall, da die 
landesrechtlihen Vorfchriften in verfchiedenen Gebieten des 
Reichs die Errichtung von Krankenfaffen ermöglichen, ohne 
dab der Rechtsbeſtand berjelben von irgend einer obrig- 
feitlihen Mitwirkung oder von der Beachtung irgend welcher 
materieller Vorichriften abhängig wäre. Bei dieſen Kaſſen 
ift e8 lediglich von der Einfict und dem guten Willen ber 
Begründer abhängig, ob durch ihr Statut eine die geregelte 
Verwaltung und die Geltendmachung ber Anfprüche ber 
Berficherten ermöglihende Organifation, ſowie bie fort 
dauernde Leiftungsfähigfeit gefichert wird. Kaſſen diejer 
Art jollen daher nach dem zweiten Abſatze bes $. 75 den 
eingejchriebenen Hülfskaffen nur dann gleichitehen, wenn 
ihr Statut von einer Staatsbehörbe genehmigt it und Be— 
ftimmungen enthält, durch weldhe die Anfammlung eines 
Rejervefonds in gleicher Weife, wie durch die $$. 32, 33 
bes — verbürgt wird. 


Zu s 75, 76. Durch die SS. 75a und 75b follen für 
die Folge die Unzuträglichkeiten bejeitigt werden, welche für 
alle Betheiligten bisher daraus entftanden find, daß bie Ent- 
ſcheidung über die Frage, ob eine Hülfsfafle den An— 
—— bes $. 75 entſpricht, im jedem einzelnen 
Streitfalle von der für deffen Entfcheidung zuftändigen Be— 
hörde felbjtändig zu enticheiden war. Nach dem Entwurf 
fol die Anerlennung einer freien Hülfskaſſe als einer 
ſolchen, welche den Anforderungen des $. 75 entſpricht, ein 
für allemal in ber Weile ausgefprodhen werden, daß bie 
zur Entſcheidung bes einzelnen Streitfalles berufene Be— 
hörde nur noch darüber zu befinden hat, ob das Kranten= 
geld die örtlich erforderliche Höhe erreicht. Diefe Regelung 
jet voraus, daß bei der Prüfung der Trage, ob die An— 
erfennung zu erfolgen hat, nad) gleihmäßigen Grundfäßen 
verfahren, und daß die Anerkennung von einer Stelle auss 

eiprodhen wird, deren Entſcheidung für alle zur Ent— 
Peibung ber einzelnen Streitfälle berufenen Behörden ver- 
binblih gemacht werden kann. Die Austellung ber bie 
Anerkennung ausiprechenden Beicheinigungen fol daher für 
Hülfskaflen, deren Bezirke die Grenzen eines Bundesitantes 
nicht überjchreiten, der LandessFentralbehörde, für Hülfs- 
laſſen, deren Bezirke fih über mehrere Bundesftaaten oder 
über das ganze Reich erjtreden, dem Reichslanzler über: 
tragen werden. Um ferner jede einzelne zur Entſcheidung 
eines Streitfalles berufene Behörde in den Stand zu feßen, 
fejtzuftellen, ob die Beicheinigung für die in frage ftehende 
Kaſſe ertheilt iſt, fol jede Ertheilung ober Zurüdnahme 
einer Beiheinigung durch das für die Belanntmachungen 
der die Beſcheinigung ausjtellenden Behörde beſtimmte 
Blatt veröffentliht und der Nachweis der Beicheinigung 
dur; Vorlegung eines Eremplars des Kaſſenſtatuts ges 
führt werden, in weldem das die Beicheinigung ent 
haltende Blatt nad Jahrgang, Nummer und Seitenzahl 
angegeben wird. 


a $. 76. Der vg 76 wird durd Die 
neue Beftimmung des $. 49b, betreffend die Anzeigepflicht 
der Hülfsfaffen, erjegt. An feiner Stelle fol unter derjelben 
Baragraphenziffer eine neue Beltimmung aufgenommen 








Abſatz 2 auch für die im 8. 75 bezeidmeten Hülfskaffen in 
Geltung gejebt werben. 

Es liegt fein Grund vor, den Gemeinden und Armen 
verbänden, welche verficherten Perfonen Unterftügung ge 
leiftet haben, den freien Hülfskaſſen gegenüber nicht das— 
jelbe Recht, wie den Zwangskaſſen gegenüber, zu gewähren. 
Ebenjo entſpricht es der Billigkeit, die gejeplidhen Ent— 
ſchädigungsanſprüche der Verfiherten gegen Dritte umter 
derjelben Vorausſetzung und in demjelben Umfange auf die 
Hülfstaffen übergehen zu laſſen, wie fie nach $. 57 Abſatz 3 
auf die Bmwangstafjen übergehen. 

Streitigkeiten über die aus $. 57 entftehenden Erſatz— 
anfprüche werben, auch wenn Hülfskaſſen babei betheiligt 
find, auf dem im $. 58 Abjak 2 bezeichneten Wege zu 
enticheiden fein. Daffelbe gu von Streitigfeiten, welche 
zwiſchen Hülfskaflen und Kranfenkaffen über den Erſatz 
irrthümlich geleifteter Unterſtützungen entftehen. 

Die Ueberſchrift unter J ift in Folge des veränderten 
Inhalts des $. 76 von der Stelle vor dieſem Paragraphen 
an bie Stelle hinter demjelben zu verſehen. 


Zu Artikel 2. 


Nach Artikel 22 des Entwurfs jollen in das Geſetz 
verſchiedene Beitimmungen aufgenommen werden, welche fich 
im Intereſſe der auf Grund der Unfallverjiherungsgejepe 
errichteten Berufsgenoffenichaften als dringend wünſchens⸗ 
werth herausgeftellt haben. 

Zu 8.760. Nach $. 71 des Unfallverficherungsgeießes 
vom 6. Auli 1884 (Reichs-Geſetzblatt Seite 69) haben 
die Mitglieder ber Berufsgenoflenihaft alljährlih eine 
Rahmeifung der während des abgelaufenen Rechnungs: 
jahres in 8 Betrieben beſchäftigten verſicherten Perſonen 
und der von ihnen verdienten Gehälter und Löhne einzus 
reihen. Um die Richtigkeit diefer Nachweifungen, melde 
die Grundlage der ug ec der Beiträge bilden, fontro= 
liren zu können, ift den Genoffenjchaften im $. 82a.a.D, 
das Recht beigelegt, die Geihäftsbücdher und Liften ihrer 
Mitglieder, aus denen die Zahl der beihäftigten Arbeiter 
und Beamten und die Beträge der von dieſen verdienten 
Löhne und Gehälter erfichtlih werden, einzujehen. Diejes 
Mittel der Kontrole hat fich als unzureichend erwieſen, 
namentlich für diejenigen Berufsgenoffenihaften, denen eine 
große Zahl von Heinen Unternehmern angehören. Abge— 
jehen davon, daß es für die Berufsgenofienihaften unaus— 
führbar ift, von den Geichäftsbüchern und Lohnliften jedes 
einzelnen Heinen Unternehmers Einficht nehmen zu laflen, 
fteht der Wirffamfeit diefer Kontrole auch der Umſtand ent 
gegen, daß es bei den fleinen Unternehmern vielfach an 
einer Buche und Liftenführung fehlt, auf Grund deren die 
Richtigkeit der von ihnen eingereichten Nachweiſungen ges 
prüft werden könnte. Unter dieſen Umftänden iſt es für 
die Hg ng ei ar von großem Werthe, die Bücher 
und Liften Krankenkaſſen, aus denen die Zahl und Ber 
ihäftigungsdauer der bei den einzelnen Unternehmern beſchäf⸗ 
tigten BVerjicherungspflichtigen und vielfady auch deren Lohn- 
bezüge leicht zu ermitteln find, einfehen laſſen zu dürfen, 
Für die Krantenkaſſen werden aus der Verpflichtung, die 
Einficht zu geftatten, da dieje nur in den Geihäftsräumen 
und während der Geſchäftsſtunden vorgenommen werden 
foll, weder Koften noch eine erhebliche Beläftigung erwachſen. 

Zu 88. 766 und 760. Nach $. 5 des Unfallver— 
fiherungsgefeges vom 6. Juli 1884 erfolgt die Unterftügung 
eines in FFolge eines Unfalls Erkrankten bis zum Ablauf 
der ſechſten Woche ausſchließlich durch die Krankenkaſſe, der 
der Erfrankte angehört. Bei Fortdauer der Erwerbsuns 
fähigfeit nad) Ablauf der jechiten Woche tritt die Verpflich- 
tung des Betriebsumternehmers zur Ergänzung des Kranfen« 


werben, durch welche die Beſtimmungen der $$. 57 und 58 | neldes auf zwei Drittel des Arbeitslohnes ein, und mit dem 


Altenjtüde zu den Verhandlungen des Reichstages 18. 
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Zuſammenſtellung 


des 


gegenwärtigen Wortlauts 
des 
Gefebes, betreffend die Brankenverficherung der Arbeiter, 
vom 15. Juni 1883 


mit demjenigen, welder fidh ans dem die Abänderung diefes Gefehes 
betreffenden Gefeh- Entwurf ergiebt. 


—— ee — 
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5 2. 

Durch ftatutarifche Beſti g einer Gemeinde für 
ihren Bezirt, oder eines weiteren Kommmmalverbandes für 
feinen Bezirk ober Theile deffelben, kann die Anwendung 
der Vorſchriften des $. 1 erſtreckt werden: 

1. auf diejenigen im $. 1 bezeichneten Berfonen, deren 
Beihätigung ihrer Natur nad) eine vorübergehende 
oder durch den Wrbeitsvertrag im Voraus auf 
einen Zeitraum von weniger als einer Woche be- 


ihräntt it, 
2. auf Handlungs-Gehülfen und Lehrlinge, Gehülfen 
und Lehrlinge in Apotheken, 


3. auf Perſonen, welche in anderen als den im sl 
bezeichneten Transportgewerben beihäftigt werden, 


4. auf Berfonen, welche von Gewerbetreibenden außer: 
halb eh Betriebsftätten beichäftigt werben, 

5. auf jelbjtändige Gewerbetreibende, welche in eigenen 
Betriebsftätten im Muftrage und für Rechnung 
anderer Gewerbetreibender mit der Herftellung oder 
Bearbeitung gewerblicher Erzeugniſſe beidäftigt 
werben (Hausinduftrie), 


6. auf die in der Lande und Forftwirthichaft be 

ichäftigten Arbeiter. 

Die auf Grund diefer Vorſchrift ergehenden ftatutarijchen 
Beitimmungen müfjen neben genauer Bezeihnung derjenigen 
Klaſſen von Perjonen, auf welche die Anwendung der Vor— 
ſchriften des $. 1 erjtredit werden ſoll, Beftimmungen über 
die Berpflidtung zur An= und Abmeldung, jowie über die 
Verpflichtung zur Einzahlung der Beiträge enthalten. 


Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Ber: 
waltungsbehörde und find in ber für Belannimachungen 
ber &emeindebehörden vorgeichriebenen oder üblichen Form 
zu veröffentlichen. 


$. 3, 

Auf Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des 
Neichs, eines ſtaates oder eines Kommunalverbandes 
mit feftem Gehalt angeftellt find, finden die Bejtimmungen 
der 88. 1, 2 diejes Geſetzes keine Anwendung. 


Auf ihren Antrag find von der Berficherungspflicht 

befreien Perjonen, welche im Krankheitsfalle rn 
*. dreizehn Wochen auf Verpflegung in der Familie des 
Arbeitgebers oder mr Ba des Gehaltes oder des 
Lohnes Anſpruch haben. 
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. 2. 

Durch ſiatutariſche — einer Gemeinde für 
ihren Bezirk, oder eines weiteren Kommunalverbandes für 
ſeinen Bezirk oder Theile deſſelben, kann die Anwendung 
der —*8 des $. 1 erftredit werben: 

1. auf Diejenigen im $&. 1 bezeichneten Berfonen, 
beren Beichäftigung durch die Natur ihres 
Gegenftandes oder im Voraus durch ben 
Arbeitsvertrag auf einen Zeitraum von weniger 
als einer Woche beichräntt iſt, 

2. auf die in Kommunalbetrieben und im 
Kommunaldienjte beihäftigten Berfonen, 
auf welde die Anwendung bes $. 1 nicht 
dur) anderweite reihsgejeglide Vor— 
ſchriften erjtredt ift, 

3. auf diejenigen yamilienangehörigen eines 
Gewerbetreibenden, deren Beſchäftigun 
in dem Gewerbebetriebe nidt auf Grun 
eines Arbeitövertrages ftattfindet, 


4. auf felbjtändige Gewerbetreibende, welde in 


eigenen Betriebsftätten im Wuftrage und 
für Rechnung anderer Gewerbetreib mit 
der SHerftellung ober Bearbeitung gewerblicher 


Erzeugnifle beichäftigt werden (Hausinduftrie), 
und zwar aud für ben fall, daß fie die 
Roh- und Hülfsitoffe ſelbſt befhaffen, und 
aud für die Zeit, während welcher jie vor— 
übergehend für eigene Rechnung arbeiten, 

5. auf Die in ber Land» umd Forſtwirthſchaft be- 

ihäftigten Arbeiter und Betriebsheamten. 

Die auf Grund diefer Vorſchrift ergehenden ftatutarifchen 
Beitimmungen müffen in den Fällen der Ziffern 1 
und 4 neben genauer Bezeichnung derjenigen Klafjen von 
Perfonen, auf weldhe die Anwendung der Vorfchriften des 

| werden joll, Beftimmungen über die Ver— 
pflihtung zur An⸗ und Abmeldung, fowie über die Ver— 
pflichtung zur Einzahlung der Beiträge enthalten. 

Sie bebürfen der Genehmigung der höheren Ber- 
waltungsbehörde und find in ber für Bekanntmachungen 
ber Gemeindebehörden vorgefchriebenen oder üblichen Form 
zu veröffentlichen. 


. 2a. 

Die Anwendung Be Vorfhriften bes 8. 1 
fann aud auf folde in Betrieben oder im Dienfte 
des Reichs oder eines Staates beſchäftigte Per— 
fonen erftredt werben, welde der Kranken— 
a te in nicht bereits nad geſetzlichen 
Bejtimmungen unterliegen. Die Erftredung er— 
folgt durch Berfügung des Reichskanzlers be— 
JJ—— der Bentralbehörbe. 


. 8. 

Berjonen des —— ſowie ſolche 
in Betrieben oder im Dienſte des Reichs, eines 
Staates oder Kommunalverbandes beſchäftigte 
Perſonen, welche dem Reich, Staat oder Kommunal— 
verbande gegenüber in Krankheitsfällen Anſpruch 
auf Fortzahlung bes Gehalts oder des Lohnes 
oder auf eine den Beftimmungen bes $. 6 ent 
fprehende Unterftüßung mindeftens für dreizehn 
Wochen nad ber Erkrankung haben, jind von der 
Verfiherungspflidt ausgenommen. 

Abſatz 2 fällt fort. 
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Geſetz.) 

Perſonen der in 88. 1, 2, 3 bezeichneten Art, welche 
der Berficherungspflicht nicht unterliegen, ſowie Dienftboten 
iind beredhtigt, der Gemeinde-Franterverfiherung ber Ges 
meinde, in beren Bezirk fie beichäftigt find, beizutreten. 
Der Beitritt erfolgt durch fchriftliche oder mündliche Ers 
fHärung beim Gemeindevorftande, gewährt aber feinen An— 
ſpruch auf Unterftügung im Falle einer bereits zur Beit 
diejer Erklärung eingetretenen Erkrankung. Beigetretene, 
weldhe die Verfiherungsbeiträge ($. 5) an zwei aufeinander 
folgenden Sahlungsterminen nicht geleiftet haben, jcheiden 
damit aus der Gemeinde-Kranlenverficherung aus. 


5 


Denjenigen Perſonen, für welche die Gemeinde-Kranken— 
verfiherung eintriit, ift von der Gemeinde, in deren Bezirk 
fie beihäftigt find, im Falle einer Krankheit oder durch 
Krankheit herbeigeführten Erwerbsunfähigtet Kranken: 
unterftügung zu gewähren. 

Bon denſelben hat die Gemeinde Krankenverficherungs: 
beiträge ($. 9) zu erheben, 


8. 6. 

Als Krankenunterſtützung it zu gewähren: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Ber 
handlung, Arznei, ſowie Brillen, Bruchbänder und 
aͤhnliche Heilmittel; 

2. im falle ber Erwerbsunfähigfeit, vom dritten 
Tage nad bem Tage der Erfrantung ab für jeden 
Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte 


923 





Novelle.) 

Perſonen der in 88. 1, 2, 3 bezeichneten Art, welche 
ber Verficherungspflicht nicht unterliegen, fowie Dienjtboten 
find berechtigt, der Gemeinde-Krankenverſicherung ber Ge— 
meinde, in Deren Bezirk fie bejchäftigt find, beizutreten. 
Durh ftatutarifhe Beftimmung ($. 2) kann aud 
anderen nichtverliherungspflichtigen Berjonen die 
Aufnahme in die Gemeindesfranfenverfiderung 
geftattet oder das Recht des Beitritt eingeräumt 
werben. 


Der Beitritt der Berechtigten erfolgt durch ſchrifl— 
lihe oder mündliche Erklärung Lim Gemeindevorftande, 
gewährt aber feinen Anſpruch auf Unterftügung im Falle 
einer bereit$ zur Zeit Diefer Erklärung eingetretenen Er— 
krankung. Die Gemeinde iſt beredtigt, nidtver- 
fiherungspflidtige Berjonen, welde jih zum Bei— 
tritt melden, einer ärztlihen Unterfuhung unter: 
ziehen zu laffen, und, wenn biefe eine bereits be— 
jtehende Krankheit ergiebt, von der Verfiherung 
zurüdzumeijen. 

Freiwillig Beigetretene, melde die Verficherungs- 
beiträge ($. 5) an zwei auf einander folgenden —— 
terminen nicht geleitet haben, jcheiben damit aus der Ge— 
meinbes$ranfenverficherung aus. 


8. 5. 
Unveränderi. 


8. Da. 

ür Berjonen, melde in Gewerbebetrieben 
beihäftigt find, deren Natur es mit fid bringt, 
dab einzelne Arbeiten an wechfelnden Orten außer: 
halb der Betriebsftätte ausgeführt werden, gilt 
auch für die Beit, er eis welder fie mit folden 
Arbeiten beihäftigt find, als Beihäftigungsort 
ber Siß bes Gewerbebetriebes. 

Werden verlierungspflidtige Berfonen von 
einer öffentliden ober privaten Betriebsver- 
waltung mit Arbeiten bejchäftigt, welde an 
wecdjelnden, in verjhiedenen Gemeinbebezirfen 
belegenen Drien auszuführen find, fo gilt, falls 
nit nah Anhörung der betheiligten Berwaltungen 
und Gemeinden von der höheren Verwaltungsbes 
hörde etwas Anderes beftimmt wird, als Beſchäf— 
tigungsort diejenige Gemeinde, in welder die mit 
der unmittelbaren Leitung jener Ürbeiten betraute 
Stelle ihren Siß hat. 

Für Berjonen, welde in der Lands oder Forſt— 
wirthſchaft zur Beihäftigung an wechſelnden, in 
verfhiedenen Gemeindebezirken belegenen Orten 
angenommen find, gilt als Beihäftigungsort ber 
Siß des Betriebes u 44 des Gejeßed vom 
5. Mai 1886, Reichs-Geſetzbl. ©. 132). 


8. 6. 
Als Krankenunterftügung ift zu gewähren: 

1. vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Bes 
handlung, Arznei, ſowie Brillen, Bruchbänder und 
ähnliche Heilmittel; 

2, im Falle der Erwerbsunfähigkeit, vom dritten Tage 
nah dem Tage der Erfranfung ab für jeden 
Arbeitstag ein Krankengeld in Höhe der Hälfte 
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2. für fonftige Erkrankte unbedingt. 

Hat ber in einem Krankenhauſe Untergebradhte Ange— 
hörige, deren Unterhalt er bisher aus jeinem Arbeils— 
verbienfte beftritten hat, jo ift neben ber freien Kur und 
—— die Hälfte bes im 8. 6 feſtgeſetzten Kranken— 
gelbes zu leiſten. 


. 8. 
Der Betrag des ortbüßtichen Tagelohnes gewöhnlicher 
ZTagearbeiter wird von ber —— Verwaltungsbehörde 
= Anhörung ber Gemeindebehörde feftgejept. 


Die etzung findet für männliche und weibliche, 
für jugendliche und erwadjjene Arbeiter bejonders ftatt. 
Für Lehrlinge gilt die für jugendliche Arbeiter getroffene 
Feſtſtellung. 


8. 9. 
Die von der Gemeinde zu eg Verficherungs: 
beiträge jollen, folange nicht nah Maßgabe des $. 10 
etwas anderes feſtgeſetzt ift, eimumbeinhalb Prozent bes 
ortsüblichen Tagelohnes (vergl. $. 8) nicht überfteigen und 
find — beſonderer Beſchlußnahme in dieſer Höhe zu 


Dieſelben fließen in eine beſondere Kaſſe, aus welcher 
auch die Krankenunterſtũtzungen zu beſtreiten find. 

Die Einnahmen und Ausgaben diejer Kafje find ges 
trennt von ben fonjtigen Einnahmen und Ausgaben der 
Gemeinde fejtzuftellen und zu verredinen. Die Verwaltung 
ber Kafle hat die Gemeinde unentgeltlich zu führen. Ein 
Jahresabſchluß der Kaffe nebit einer Ueberſicht über die 
Berficherten und die Krankheitsverhältniſſe ift alljährlich der 

Verwaltungsbehörde einzureichen, 

Reihen die Beitände der SKranfenverficherungstafle 
nicht aus, um die fällig werdenden Ausgaben berfelben zu 
deden, jo jind aus ber Gemeindekaſſe die erforderlichen 
Borfhüffe zu leiften, welche ihr, vorbehaltlid der Bes 
ftimmungen des $. 10, demnächſt aus der Sranken- 
verſicherungslaſſe mit ihrem Aejervefonds zu erjtatten find. 


. 10. 

Ergiebt fih aus den Sabeesabeläien, daß die geſetz⸗ 
li Kranlkenverſicherungsbeiträge zur Dedung der geſetz— 
lichen SKrankenunterftügungen nicht ausreichen, jo können 
mit Genehmigung der höheren Berwaltungsbehörde die 
Beiträge bis zu zwei Prozent des ortsüblichen Tagelohnes 
($. 8) erhöht werben. 

Ueberihüffe der Einnahmen über die Ausgaben, welche 
nicht zur Dedung etwaiger Vorſchüſſe der Gemeinde in 
Anſpruch genommen werben, find zunächft zur Anſammlung 
eines Rejervefonds zu verwenden. 

Ergeben fihb aus ben Jahresabichlüffen dauernd 
Ueberfhüffe der Einnahmen aus Beiträgen über die Aus: 

aben, jo find nad Anfammlung eines Refervefonds im 

etrage einer durchſchnittlichen Fahreseinnahme zunächſt 
die Beiträge bis zu einundeinhalb Prozent des ortsüblichen 
ZTagelohnes 6 8) zu ermäßigen. Verbleiben alsdann nod) 
Ueberſchüſſe, jo hat die Gemeinde zu beichliegen, ob eine 
weitere Herabfegung der Beiträge oder eine Erhöhung der 
Unterftügungen eintreten foll. olgt eine Beihlugnahme 
nicht, jo kann die höhere VBerwaltungsbehörde die Herab- 
fegung ber Beiträge verfügen. 


’ 


Altenftüde zu ben Verhandlungen des Reidstages 1890 


(Rovelle.) 
deſſen cr ober Berhalten eine fort» 
eſetzte Beobachtung erfordert; 

2. Fir ſonſtige Erkrantte unbedingt. 

Hat der in einem Krankenhauſe Untergebradhte Ans 
gehörige, deren Unterhalt er bisher aus feinem Arbeits: 
verbienfte beftritten hat, fo iſt neben der freien Sur und 
Verpflegung die Hälfte des im $. 6 feſtgeſetzten Kranken— 
geldes zu leijten. 


8. 8. 

Der Betrag des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher 
Tagearbeiter wird von der höheren Berwaltungsbehörbe 
— Anhörung der Gemeindebehörde feſtgeſetzt und durch 
das für ihre amtlichen Bekanntmachungen beſtimmte 
Blatt veröffentlicht. 

Die Feitiegung findet für männliche und weibliche, 
für jugendliche und erwachſene Arbeiter beſonders ftatt. 
Die Feitfegung für jugendliche Arbeiter fann ge- 
trennt für Kinder und junge Leute ($. 135 Abjap 1 
und 4 der Gewerbeordnung) vorgenommen werben, 


—* Lehrlinge gilt die für junge Leute getroffene Feſt— 
ung. 


8. 9. 
Unverändert. 


8§. 10. 

Ergiebt fih aus ben Jahresabſchlüſſen, daß bie ge— 
jeglichen Krantenverfiherungsbeiträge zur Dedung der ge 
jeglichen Krantenunterftügungen nicht ausreichen, A können 
mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörbe bie 
Beiträge bis zu zwei Prozent des ortsüblihen Tagelohnes 
(8. no werben. 

eberihüfle der Einnahmen über die Ausgaben, welche 
nicht zur Dedung etwaiger Vorſchüſſe der Gemeinde in 
Anſpruch genommen werden, find zunächft zur Anſammlung 
eines Rejervefonds zu verwenden. 

Ergeben fid) aus den Jahresabichlüffen dauernd Ueber: 
ichüffe der Einnahmen aus Beiträgen über die Ausgaben, 
fo find nah Anfammlung eines Nefervefonds im Betrage 
der burchichnittlihen Jahresausgabe der letzten drei 
Jahre zunächſt die Beiträge bis zu einundeinhalb Prozent 
bes ortsüblichen — (8. 8) zu ermäßigen. Ver— 
bleiben alsdann noch Ueberſchüſſe, ſo hat die Gemeinde zu 
beſchließen, ob eine weitere Herabſetzung der Beiträge oder 
eine Erhöhung der Unterſtüßungen eintreten ſoll. Erfolgt 
eine Beſchlußnahme nicht, jo kann die höhere Verwaltungs— 
behörbe die Herabſetzung der Beiträge verfügen. 
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Geſeb.) 


$. 14. 

Eine auf Grund bes $. 12 oder bes $. 13 herbeige- 
führte Vereinigung kann auf demfelben Wege wieder aufs 
gelöft werden, auf welchem fie herbeigeführt it. 

Durch Beihluß des weiteren Kommunalverbandes oder 
Verfügung der in Verwaltungsbehörde kann die Aufs 
löfung nur auf Antrag einer ber beteiligten Gemeinden 
—— werden. 

‚die Vertheilung eines etwa reger Ne 
jervefonds ift, falls die Auflöfung durch Beſchluß erfolgt, 
durch dieſen, falls fie von der höheren Bermaltungs- 
behörde angeordnet wird, in der die Auflöfung anordnen— 
den Verfügung Beftimmung zu treffen. 

Gegen die Verfügung ber höheren Verwaltungsbe- 
hörde, Durch welche die Genehmigung zu einer beichloffe: 
nen Auflöſung eriheilt oder verfagt wird, oder durch welche 
die Auflöjung angeordnet wird, jteht den beteiligten Ge— 
meinden und Kommunalverbänden innerhalb vier Wochen 
die Beſchwerde an die Zentralbehörde zu. 


. 15. 
Tür Gemeinden, weil nach den Landesgefeen ben 
nad; Worfchrift Diejes Gejehes verfiherungspflichtigen Per- 
onen Kranfenunterftüßung gewähren und dagegen zur Er— 
hebung bejtimmter Beiträge berechtigt find, gilt die lan— 
esgejeglih geregelte Krankenverfiherung als Gemeinde 
Krantenverfiherung im Sinne Diejes Geſetzes, ſofern die 
Unterftügung den Anforderungen diefes Gejees genügt und 
a: Beiträge, als nad) demfelben zuläffig find, nicht er— 
oben werben. ine hiernach etwa erforderliche Erhöhung 
er Unterftägung oder Ermäßigung der Beiträge muß ſpä⸗— 
teftens bis zum Ablauf eines Jahres nad) Inkrafitreten 
diejes Geſetzes herbeigeführt werben. 


ce. Oris⸗ſtraukenkaſſen. 


. 16. 

Die Gemeinden find — für die in ihrem Be— 
zirk beſchäftigten verſicherungspfüchtigen Perſonen Orts— 
Krankenkaſſen zu errichten, ſo die Zahl der in der Kaſſe 
zu verſichernden Perſonen mindeſtens einhundert beträgt. 


Die Oris-Krankenkaſſen ſollen in der Regel für die in 
einem Gewerbszweige oder in einer Betriebsart beichäftigten 
Verſonen errichtet werben. 

Die Errihtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen für 
mehrere Gewerbözweige oder Betriebsarten ift zuläflig, 
wenn die Zahl der in dem einzelnen Gewerbszweigen und 
reg beichäftigten Verſonen weniger als einhun— 


Gewerbszweige oder Betriebsarten, in welchen ein— 
hundert Perſonen oder mehr beihäftigt werden, können mit 
anderen Gewerbszweigen oder Betriebsarten zu einer ge: 
meinfamen Orts=franfentafle nur vereinigt werden, nad) 
bem ben in ihmen beichäftigten Perſonen Gelegenheit zu 
einer Meußerung über die Errichtung der gemeinfamen Rafle 
gegeben mworben if. Wird in diefem Falle Widerſpruch 
erhoben, fo entſcheidet über bie Zuläfjigkeit ber Errichtung 
die höhere Verwaltungsbehörbe. 


17. 

Durd Anordnung rn. höheren 2erwaltungsbehörbe 
fan die Gemeinde verpflichtet werben, für die in einem 
Gemwerbszweige oder in einer Betriebsart beichäftigten Per— 
fonen eine Dris-Krankenkaſſe zu errichten, wenn Dies von 
Betheiligten beantragt wird und diefem Antrage, nachdem 
ſaͤmmtlichen Vetheiligten zu einer Weuferung darüber Ge: 
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(Rovelle.) 
g. 14. 
Unverändert. 


$. 15. 
Unveränbert. 


c. Orts⸗Krankenkaſſen. 


. 16. 

Die Gemeinden find — für die in ihrem Be— 
zirke beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perfonen Orts— 
Krankenkaſſen zu errichten, ſofern die Zahl der in der Kaſſe 
zu verſichernden Perſonen mindeſtens einhundert beträgt. 

Die Vorſchriften des $. 5a finden auch Be 
Anwendung. 

Die Orts-Krankenkaſſen jollen in der Negel für die 
in einem Gewerbszweige oder in einer Betriebsart bes 
Ichäftigten Perſonen errichtet werden, 

Die Errihtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen für 
mehrere Gewerbszweige oder Betriebsarten ift zuläffig, 
wenn die Zahl der in den einzelnen Gewerbsjweigen und 
ee ai beichäftigten Berjonen weniger als einhundert 

eträgt. 

Gewerbözweige oder Betriebsarten, in welchen eins 
hundert Berjonen oder mehr beichäftigt werden, können mit 
anderen Gemwerbözweigen oder Betriebsarten zu einer ge— 
meinfamen Orts-Krankenlaſſe nur vereinigt werben, nad): 
dem den in ihnen bejchäftigten Berjonen Gelegenheit zu 
einer Aeußerung über die Errichtung der gemeinſamen 
Kaſſe gegeben worden it. Wird in diefem Falle Wider: 
fpruch erhoben, jo eutſcheidet über die Zuläſſigkeit der Er— 
richtung die höhere Verwaltungsbehörde, 


8. 17. 
Unverändert. 
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Der Austritt iſt verſicherungspflichtigen Perſonen mit 
dem Schluſſe des Rechnungsjahres zu geſtatten, wenn ſie 
denſelben ſpäteſtens drei Monate zuvor bei dem Vorſtande 
beantragen und vor dem Austritte nachweiſen, daß ſie 
Mitglieder einer der übrigen im $. 4 bezeichneten Kaſſen 
geworben find. 

Die Mitgliedſchaft nichtverfiherungspflichtiger Perſonen 
erliſcht, wenn fie die Beiträge an zwei auf einander fol— 
genden Zahlungsterminen nicht geleijtet haben. 


$. 20. 
Die Ortskrankenkaſſen follen mindeftens gewähren: 

1. eine Krankenunterſtützung, welche nad) 88. 6, 7, 8 
mit der Maßgabe zu bemefjen ift, daß der durd)- 
ichnittliche Tagelohn derjenigen Maffen der Ber: 
fiherten, für welche die Kaffe errichtet wird, ſoweit 
er drei Mark für den Arbeitstag nicht überſchreitet, 
an die Stelle des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn- 
liher Tagearbeiter tritt; 

2. eine gleiche Unterftügung an Wöchnerinnen auf 
die Dauer von drei Wochen nad) ihrer Niederkunft; 


3. für ben Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld 
im zwanzigfachen Betrage des ortsühlichen Tage- 
lohnes ($. 8). 

Die Feſiſtellung des durchſchnittlichen Tagelohnes kann 
auch unter üdihtigung der zwiſchen den Safjenmit- 
gliedern Hinfichtlih der Lohnhöhe beſtehenden Verſchieden— 
heiten Flafjernweife erfolgen. Der durchſchnittliche Tagelohn 
einer Klaſſe darf in diefem Falle nicht über den g 
von vier Mark und nicht unter den Betrag des ortsüblichen 
Tagelohnes ($. 8) feitgeftellt werden. 


8. 21. 
Eine ee und Erweiterung ber Leiftungen ber 
Oriskrankenkaſſen in folgendem Umfange zuläffig: 
1. Die Dauer der Kranfenunterftügung fann auf einen 
längeren Zeitraum als dreizehn Wochen bis zu 
einem Jahre feſtgeſetzt werben. 


(Rovelle.) 
richtet ift, in denen die neuen biefer Berfonen 
beijhäftigt if. Im Zweifel entjheidet, nad Anz 
hörung bes Betriebsunternehmers, der Vorſtände 
ber betheiligten Kaſſen und ber Aufjihtsbehörbe, 
bie höhere Verwaltungsbehörbe endgültig. 

Der Austritt ift verficherungspflichtigen Perfonen mit 
dem Schluffe bes Rechnungsjahres zu gejtatten, wenn fie 
benjelben jpäteftens drei Monate zuvor bei dem Vorſtande 
beantragen und vor dem Wustritt nachweiſen, daß fie 
Mitglieder einer der im $. 75 bezeichneten Kaſſen ge- 
worden jind. 

Die Mitgliedſchaft nichtverficherungspflichtiger Perſonen 
erlifcht, werm fie Die Beiträge an zwei auf einander folgen- 
Bahlungsterminen nicht geleiftet haben. 


8. 20. 
Die Ortskrankenkaſſen follen mindeſtens gewähren: 

1. eine Krankenunterſtützung, welde _ 88.6, 7, 8 
mit der Maßgabe zu bemeflen ift, daß der durdh- 
ſchnittliche Tagelohn derjenigen Klaſſen der Ber- 
ficherten, für welche bie Kaffe errichtet wird, ſoweit 
er brei Mark für den Arbeitstag nicht überjchreitet, 
an die Stelle des ortsüblichen Tagelohnes gewöhn⸗ 
licher Tagearbeiter tritt; 

2. eine Unterjtügung in Höhe des Krankengeldes 
an ehelihe Wöchnerinnen, welde vor der 
Entbindung bereits ſechs Monate ununter- 
broden einer auf Grund dieſes Geſetzes 
errichteten Kaſſe angehört haben, auf bie 
Dauer von drei Moden nad) ihrer Niederkunft; 

3. für den Todesfall eines Mitgliedes ein Sterbegeld 
im zwangzigfachen Betrage des durhänittligen 
Tagelohnes (öiffer ); 

Die Seite ng des durchſchnittlichen Tagelohnes kann 
auch unter Berückſichtigung der zwiſchen ben SKaflenmit- 
liedern hinſichtlich der Lohnhöhe beftehenden Verſchieden— 
beiten Hajjenweife erfolgen. Der durchfchnittliche Tagelohn 
einer Klaſſe darf in dieſem Falle nicht über den Betrag 
von vier Mark feftgejtellt werben. 


Als ehelihe Wöhnerinnen im Sinne des Ab— 
faß 1 zilfer 2 gelten verheiratete Wöchnerinnen, 
fowie Wittwen und ————— Ehefrauen, deren 
Entbindung innerhalb des geſetzlich für die Ver— 
muthung der ehelichen Geburt maßgebenden Zeit— 
raumes erfolgt. 

Verſtirbt ein als Mitglied der Kaſſe Erkrankter 
nad Beendigung der Kranfenunterftügung, jo ift 
das Sterbegeld zu gewähren, wenn bie Erwerbs— 
unfähigfeit bis zum Tode fortgedauert hat, und 
der Tod in folge derjelben Krankheit ſpäteſtens 
vor Ablauf eines Jahres nah Beendigung ber 
Kranlenunterftügung eingetreten if. 

Das Sterbegeld ift zunädft zur Dedung der 
Koften des Begräbniffes beftimmt und in dem auf» 
gewendeten Betrage demjenigen auszuzahlen, 
welder das Begräbnik beforgt. Ein etwaiger 
Ueberſchuß ift dem Hinterbliebenen Ehegatten, im 
Ermangelung eines folden den nädften Erben 
auszuzahlen. Sind folde Perjonen nicht vor» 
handen, jo verbleibt der Ueberfhuß der Kaffe. 


g. 21. 
Eine a und Erweiterung ber Leiftungen ber 
Oris⸗Krankenlaſſen ift in folgendem Umfange auläff, - 

1. Die Dauer der Kranfenunterftügung fann auf einen 
längeren Zeitraum als breizehn-Wochen, bis zu 
einem Jahre feftgefet werben. 

1a. Das Kranfengeld kann allgemein ober 
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(Gejep.) 
zwange unterliegenben Berfonen, welche ber Kaffe 
als Mitglieder angehören ſollen; 

. über Art und Umfang der Unterftägungen; 

. über die Höhe der Beiträge; 

. über die Bildung des Borjtandes und den Umfang 

feiner Befugnifie; 

. über die Zujammenfegung und Berufung ber 
Generalverjammlung und über die Art ihrer Bes 
ſchlußfaſſung; 

6. über die Abänderung des Statuts; 

7. über die Aufftelung und Prüfung der Jahress 


rechnung. 
Das Statut darf keine Beitimmung enthalten, welche 
mit dem Zwed der Kaffe nicht in Verbindung jteht oder 
geieglihen Vorſchriften zumwiderläuft. 


$. 24. 

Das Kaſſenſtatut bedarf der Genehmigung der höheren 
Kr Beſcheid ift inmerhalb ſechs Wochen 
zu ertheilen. Die Genehmigung darf nur verfagt werden, 
wenn das Statut den Anforderungen diefes Gejeges nicht 
genügt. Wird die Genehmigung verjagt, jo find die Gründe 
mitzutheilen. Der verfagende Beicheid kann im Wege des 
Bermwaltungsftreitverfahrens, wo ein ſolches nicht befteht, im 
Wege des Rekurſes nad Maßgabe der Vorjchriften der 
SS. 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten werben. 


ct wm 


Abänderungen bes Statuts unterliegen ber gleichen 
Vorſchrift. 


8. 25. 

Die Orts-Krankenkaſſe kann unter ihrem Namen Rechte 
erwerben umd Rerbindlichkeiten eingehen, vor Gericht Magen 
und verklagt werben. 

Für alle Berbindlichkeiten der Kaſſe haftet den Kaſſen— 
aläubigern nur das Vermögen der Kafje. 


$. 26. 

Für fämmtliche Kaffenmitglieder beginnt das Recht auf 
die Unterftügungen der Kaffe zum Betrage der geſetzlichen 
Mindeftleiftungen der Kaffe ($. 20) mit dem Beitpunkte, in 
welchem fie Mitglieder der Kaſſe geworben jind ($. 19). 
Bon Kajienmitgliedern, welche nachweiſen, daf fie bereits einer 
anderen Krankenkaſſe angehört oder Beiträge zur Gemeinde- 
Krankenverſicherung geleistet haben, und daß zwifchen dem 
—— mit welchem ſie aufgehört haben, einer ſolchen 

ankenkaſſe anzugehören oder Beiträge zur Gemeinde— 
Krankenverſicherung zu leiſten, und dem Zeilpunkte, in 
weldhem fie Mitglieder der Orts-Krankenkaſſe geworden 
find, nicht mehr als dreizehn Wochen liegen, darf ein Eins 
trittögeld nicht erhoben werden. 


(Rovelle,) 


8. 24. 

Das Kaflenftatut bedarf der Genehmigung ber höhe 
ren Bermwaltungsbehörde. Beſcheid ift innerhalb jechs 
Wochen zu ertheilen. Die Genehmigung darf nur verfagt 
werben, wenn das Statut den Anforderungen dieſes Ge— 
jeges nicht genügt oder wenn die Bejtimmung über 
die Klafjen von Perfonen, welde der Kaffe an: 
Hit jollen ($. 23 Abfag 2 Biffer 1), mit den 

eftimmungen bes Statuts einer anderen Kafje 
im ®Widerjprud fteht. Wirb die Genehmigung verjagt, 
fo find die Gründe mitzuiheilen. Der verfagende Beſcheid 
fann im Wege bes Verwaltungsftreitverfahrens, wo ein 
ſolches nicht befteht, im Wege des Nefurjes nah Mafgabe 
ber Borjchriften der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung ars 
gefochten werben. 

Abänderungen bes Statuts unterliegen der gleichen 
Vorſchrift. 

Den Zeitpunkt, mit welchem die Kaſſe ins 
Leben tritt, beſtimmt bie höhere Verwaltungs— 
behörde. 


g. 26. 
Unveränbert. 


8. 26. 

Für ſämmtliche Kaſſenmitglieder beginnt bas Recht auf 
die Unterftügungen der Kaffe zum Betrage der geſetzlichen 
Mindeftleiftungen der Kaſſe ($. 20) mit dem Zeitpunfte, im 
weldem fie Mitglieder der Kaſſe geworden find (8. 19). Bon 
Kaffenmitgliedern, welche nachweiſen, daß fie bereits einer 
anderen Kranfentajje angehört oder Beiträge zur Gemeinde: 
Krankenverſicherung geleijtet haben, und daß zwilchen dem 
—— mit welchem ſie aufgehört haben, einer ſolchen 

rankenkaſſe anzugehören oder Beiträge zur Gemeinde— 
Krankenverſicherung zu leiſten, und dem Zeitpunlkte, in 
welchem fie Mitglieder der Orts-Kranlenlaſſe geworden find, 
nicht mehr als dreizehn Wochen liegen, darf ein Eintritts- 
geld nicht erhoben werden. 

Rafjenmitglieder, welde aus berBeihäftigung, 
vermöge welder fie der Kaffe angehörten, behufs 
Erfüllung ihrer Dienftpfliht im Heere oder in 
der Marine ausgeidieden jind und nad Erfüllung 
ber Dienftpfliht in eine Beihäftigung zurüd- 
fehren, vermöge welcher fie ber Kaſſe wieder ans 
gehören, erwerben mit dem Zeitpunkte des Wieder- 
eintritts in die Kalle das Recht auf die vollen 
ftatutenmäßigen Unterftügungen berielben und 
fönnen zur Zahlung eines neuen Eintrittsgeldes 
nicht verpflidtet werben. Daffelbe gilt von dene 
jenigen, welde einer Kajje vermöge ber Beſchäf— 


image 
not 
avallable 
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(Geiep.) 
Krankheit ein Zeitraum von dreizehn Wochen oder 
mehr liegt; 


+. daß Perfonen, welche ber Verfiherungspflicht nicht 

unterliegen und freiwillig der Kaffe beitreten, erjt 
nad Ablauf einer auf höchftens ſechs Wochen vom 
BVeitritte ab zu bemeſſenden Friſt Kranlenunter- 
wg erhalten; 

ak auch andere als die in den 88. 1 bis 3 ge 
nannten Perfonen als Mitglieder der Kaffe aufge 
nommen werben können. 


Abänderungen des Statuts, durch welche die bis- 
—* Kaſſenleiſtungen herabgeſetzt werden, finden auf 
olche Mitglieder, welchen bereits zur Zeit der Abänderung 
ein Unterjtüßungsanfprud) —* eingetretener Krankheit 
zufleht, für die Dauer dieſer Krankheit feine Anwendung. 


— 

eg er wc aus der die Mitgliedſchaft 
begrünbenden Beihäftigung ausfcheiden und nicht zu einer 
Behhäftigung übergehen, vermöge welcher fie Mitglieder 
einer anderen ber in ben 88. 16, 59, 69, 73, 74 bezeich⸗ 
neten Krankenkaſſen werben, bleiben ſolange Mitglieder, 
als fie ſich im Gebiete des Deutſchen Reichs aufhalten, 
fofern fie ihre dahin gehende Abſicht binnen einer Woche 
dem Kafjenvorftande anzeigen. Die Zahlung der vollen 
ftatutenmäßigen Kafjenbeiträge zum erjten Fälligkeitstermine 
ift der ausbrüdlichen Anzeige gleich zu erachten. 


Die Mitgliedſchaft erlifcht, wenn die Beiträge an zwei 
auf — folgenden Zahlungsterminen nicht geleiftet 
werden. 

Durch Kaſſenſtatut kann beſtimmt werden, daß für 
nicht im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltende Mit —* 
der im erſten Abſatze bezeichneten Art an die Stelle der 
im F. 6 Abſatz 1 Nr. 1 bezeichneten Leiſtungen eine Er— 
höhung des Krankengeldes um die Hälfte feines Ber 
trages tritt, 

Ueber die Einfendung der Beiträge, die Auszahlung 
der Unterftüßungen und die Krankenkontrole für die nicht 
im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltenden Perſonen hat 
das Kafjenftatut Beſtimmung zu treffen. 

8. 28. 

Kaſſenmitglieder, welche erwerbslos werben, behalten für 
die Dauer der Erwerbslofigkeit, jedoch wicht für einen läns 
geren Zeitraum, als fie ber Kafje angehört haben, und 
—— für drei Wochen ihre Anſprüche auf die geſetzlichen 

indeſtleiſtungen der Kaſſe. 


$. 29. . 

Die Mitglieder find der Kaffe gegenüber lediglich zu 
den auf Grund dieſes Gejepes und des Kaflenjtatuts feit- 
gejtellten Beiträgen verpflichtet. 

Aktenfiüde zu den Verhandlungen des Reichstages 18W. 
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nur im gejeplihen Mindejtbetrage ($. 20) 
und nur Hr die Gejammtdauer von drei— 
ur Wochen zu gewähren ift; 

daß Verfonen, ar der pay ig aan nicht 
unterliegen und freiwillig der Kaffe beitreten, erſt 
nad Ablauf einer auf höchſtens ſechs Wochen vom 
Beitritt ab zu bemeſſenden Friſt Krankenunters 
ftüßung erhalten; 

5. daß auch andere als die in den $8. 1 bis 3 ge- 
nannten Berfonen als Mitglieder der Kaffe aufs 
genommen werben können. 

Die unter 2a bezeihneten Beſchlüſſe ber Gene— 
ralverfammlung bedürfen ber Genehmigung der 
Auffichtsbehörde. Ueber Beſchwerden gegen die 
Verfagung der Genehmigung enticheidet die nächſt— 
vorgejegte Dienjtbehörde endgültig. 

Ubänderungen des Statuts, durch welche die bisherigen 
Kafjenleiftungen herabgejept werden, finden auf ſolche Mit 

lieder, welchen bereits zur Zeit der Abänderung ein Unter 
tüßungsanfprucdh wegen eingetretener Krankheit zufteht, für 
die Dauer diefer Krankheit feine Anwendung. 

8. 27. 

Kafjenmitglieder, welche aus der die Mitgliedſchaft be— 
grimdenden Beichäftigung ausjcheiden, und nicht zu einer 
Beihäftigung übergehen, vermöge melder fie Mitglieder 
einer anderen ber in den F8. 16, 59, 69, 73, 74 bezeidh- 
neten Krankenkaſſen werben, bleiben folange Mitglieder, als 
% ſich im Gebiete des Deutfchen Neichs aufhalten, fofern 

e ihre dahin gehende Abjicht binnen einer Woche dem 
Kaffenvorftande anzeigen. Die Zahlung der vollen ftatuten- 
mäßigen Kafjenbeiträge zum erften Fälligleitstermine ijt ber 
ausdrüdlihen Anzeige gleih zu erachten, ſofern der 
Hälligfeitstermin innerhalb der für Die letztere 
Sotasterlebenen einwödigen Friſt liegt. 

Die Mitgliebichaft erlifht, wenn die Beiträge an zwei 
auf — folgenden Zahlungsterminen nicht geleiſtet 
werden. 

Durch Kaſſenſtatut kann beſtimmt werden, daß für 
nicht im Bezirke der Gemeinde ſich aufhaltende Mitglieder 
der im erjten Abſatze bezeichneten Art an die Stelle der 
im $. 6 Abjag 1 Ziffer 1 bezeichneten Leitungen eine 
Vergütung in Höhe von mindejtens der Hälfte bes 
Kranlengeldes tritt. 

Ueber die Einjendung der Beiträge, die Auszahlung 
ber Unterftügungen und die Krankenkontrole für die nicht 
im Bezirke der Gemeinde jich aufhaltenden Perſonen hat 
das Kaſſenſtatut Beſtimmung zu treffen. 

. 28. 

Berfonen, melde in Folge eintreiender Er- 
werbsloſigkeit aus der Kaffe ansiheiden, ver: 
bleibt der Anſpruch auf die geſetzlichen Mindeſt— 
leiftungen der Kaffe in Unterftüßungsfällen, 
welde während ber Erwerbslofigkeit und inner 
ha eines Zeitraumes von drei Wochen nad dem 

usiheiden aus der Kaffe eintreten, wenn der 
Ausjcheidende vor jeinem Ausfheiden mindeftens 


drei Wochen ununterbroden einer auf Grund 
diejes Gejepes errichteten Krankenkaſſe ange: 
hört hat. 


Diefer Anſpruch fällt weg, wenn bie Erwerbs» 
lofigteit durch vertragsmidrigen Austritt aus der 
Beihäftigung verurfadht worden ift oder wenn der 
Betheiligte fih nicht im Gebiete des Deutſchen 
Neihs aufhält. 

$. 29. 


Unverändert, 
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(&ejeb.) 


. 34. 

Die Kaffe muß einen von der Generalverfammlung 
($. 37) gewählten Borjtand haben. Die Wahl, welde, 
abgefehen von der den Arbeitgebern nach $ 38 zuſiehenden 
Vertretung, aus der Mitte der Kafjenmitglieder erfolgt, 
findet unter Zeitung bes Vorftandes ftatt. Nur die * 
Wahl nach Errichtung der Kaffe, ſowie ſpätere Wahlen, 
bei welchen ein Vorſtand nicht vorhanden iſt, werben von 
einem Bertreter der Wuffichtsbebörde geleitet. Ueber die 
Wahlverhandlung ift ein Protokoll aufzunehmen, 

Der Borftand hat über jede Menderung in feiner Zu— 
jammenjegung und über das Ergebni jeder Wahl der 
Auffihtsbehörde binnen einer Woche Anzeige zu erftatten. 
Iſt Die Anzeige nicht erfolgt, fo kann die Menberung dritten 
Berjonen nur dam entgegengejegt werben, wenn bewieſen 
wird, daß fie Iepteren befannt war. 


$. 35. 

Der Vorftand vertritt die Kaffe gerichtlich und außer: 
gerichtlich und führt nah Mafgabe des Kaflenftatuts Die 
laufende Verwaltung derſelben. Die Vertretung erjiredt 
ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, 
für welche nach den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich 
iſt. Durch das Statut kann einem Mitgliede oder mehreren 
Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung nach außen 
übertragen werden. 

ur Legitimation bes Vorſtandes bei allen Rechts— 

geihäften genügt Die Beicheinigung der Auffichtsbehörbe, 
dab die darin bezeichneten Perjonen zur Zeit den Vor— 
ſtand bilden. 

s. 36. 

Soweit die Wahrnehmung der Angelegenheiten ber 
Kaffe nicht nach Vorjchrift des Geſetzes oder des Statuts 
dem Vorftande obliegt, ftcht die Beſchlußnahme darüber 
ber Generalverfammlung zu. Derjelben muß vorbehalten 
bleiben: 

1. die Abnahme der Jahresrechnung und die Befug- 
ih, dieſelbe vorgängia duch einen befonderen 
Ausſchuß prüfen zu lallen; 

2. die Verfolgung von Auſprüchen, welche der Kaſſe 
gegen Borjtandsmitglieder aus deren Amtsführung 
erwadhien, durch Beauftragte; 

3. die Beſchlußnahme über Abänderung der Statuten. 


8. 37. 

Die Generalverſammlung beiteht nach Beitimmung des 
Statuts entweder ans ſämmtlichen Kaffenmitgliedern, welche 
großjährig und im Mefige der bürgerliden Ehrenredhte 
jind, oder aus Vertretern, weldje von den bezeichneten Mit: 
gliedern aus ihrer Mitte gemählt werden. 

Die Generalverfanmlung muß aus Vertretern beitehen, 
wenn die Kaffe fünfhundert oder mehr Mitglieder zählt. 

Veiteht die Generalverfammlung aus Vertretern, fo 
findet Die Wahl derfelben unter Leitung des Vorſtandes 
ftatt. Nur bie eritmalige Wahl nad Errichtung ber Kaffe, 
ſowie ſpätere Wahlen, bei welchen ein Borjtand nicht vor: 
handen ift, werden von einem Vertreter der Aufſichtsbehörde 
geleitet. 


8. 38, 

Arbeitgeber, welche für die von ihnen befchäftigten 
Mitglieder einer Orts-Krankenkaſſe an diefe Beiträge aus 
eigenen Mitteln zu zahlen verpflichtet find ($. 52), Haben 
Anſpruch auf Vertretung im Vorftande und ber General: 
verjammlung ber Kaſſe. 


935 








(Novelle,) 
feglichen Mindeftleiftung und unbeſchadet der Vor— 
Ichrift des $. 26a Abſatz 4, verfügen. Gegen dieſe 
Verfügung ift die Beihwerde an bie Bentrals 
Behörde zuläjfig. Diejelbe Hat feine auffhiebende 
Wirkung. 

8. 34, 


Unverändert 


. 85. 
Unverändert. 


8. 36, 
Unverändert. 


8. 37. 
Unverändert. 


„38. 
Unverändert, 
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(Befep.) 


. 41, 

Die Kaffe ift verpflichtet, in den vorgeichriebenen 
riften und nad) den —— Formularen Webers 
ichten über die Mitglieder, über die Kranfheits: und 
Sterbefälle, über die vereinnahmten Beiträge und die ge 
leifteten Unterjtügungen, jowie einen Rechnungsabſchluß der 

Auffichtsbehörde einzureichen. 
Die höhere Verwaltungsbehörde ift befugt, über Art 
und Form der Nehnungsführung Vorſchriften zu erlaffen. 


$. 42. 
Pr Die eig rn — — er — une und 
enführer haften ber Kaffe für pflichtmäßige Verwaltung 
wie Vormünder ihren Münbeln. 

Verwenden fie verfügbare Gelder der Kaffe in ihrem 
Nugen, fo könmen fie unbeichadet der jtrafrechtlichen Ver— 
folgung durch die Aufjichtsbehörde angehalten werden, das 
in —— Nutzen verwendete Geld vom Beginn der Ver— 
wendung an zu verzinſen. Den Zinsfuß beſtimmt die Auf— 
fihtsbehörde nad ihrem Ermeſſen auf adıt bis zwanzig 
vom Hundert. 

Handeln fie abfichtlih zum Nachteile der Er: jo 
er liegen fie der Beitimmung bes $. 266 des Strafgeieß- 
8, 


8. 48. 

Mehrere Gemeinden können fich durch übereinftimmende 
Beihlüffe zur Errichtung gemeinjfamer Orts-Krankenkaſſen 
für ihre Bezirke vereinigen. 

Durch Beſchluß eines weiteren Kommunalverbandes 
fann für deſſen Bezirk oder für Theile deflelben die Er: 
richtung gemeinfamer Orts-Rranfentaffen angeordnet werben. 

Wo weitere Kommmmalverbände nicht beftehen, kann 
die Erridtung gemeinfamer Orts-Krankenkaſſen durch Ber- 
fügung der höheren Verwaltungsbehörde für einzelne Theile 
ihre Verwaltungsbezirks angeordnet werden. 

Derartige Beihlüffe und Verfügungen müffen zugleid) 
Veftimmungen darüber treffen, für melde Gewerbszweige 
oder Betriebsarten die gemeinfamen Orts-Krankenkaſſen er= 
richtet und von weldyer Behörde für die lepteren die den 
Gemeinbebehörden übertragenen Obliegenheiten wahrge— 
nommen werden jollen. 

Die Beichlüffe bedürfen der Genehmigung ber höheren 
Verwaltungsbehörde. Dieje kann vor Ertheilung der Ges 
nebmigung ben bei der Erridhtung der gemeinfamen Kran— 
fentafjen beteiligten Perſonen zu einer Meußerung darüber 


Gelegenheit geben und die Genehmigung verjagen, wenn. 


aus der Mitte der Betheiligten Widerſpruch dagegen er: 
hoben wird. 

Gegen die Verfügung der höheren Berwaltungsbehörde, 
durch welche die Genehmigung verjagt oder ertheilt oder 
die Errichtung einer gemeinfamen Orts-Krankenkaſſe ange: 
ordnet wird, hebt ben betheiligten Gemeinden und Kom— 
munalverbänden innerhalb vier Wochen die Beichwerbe an 
die Zentralbehörbe zu. 
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(Rovelle.) 
übergehende Anlegung zeitweilig verfügbarer Be— 
triebsgelder bei anderen als den vorbezeihneten 
Kreditanftalten widerruflich geftatten. 


8. 41. 
Unverändert. 


g. 42. 
Unverändert, 


$. 43. 
Unveränbert. 


8. 43a. 

Durd Beihluß des weiteren Kommunalvers 
bandes mit Genehmigung ber höheren 2ermwal- 
tungsbehörde oder, wo weitere Kommunalvers 
bänbde nicht beftehen, durch ae ber höheren 
Verwaltungsbehörde können Klaſſen von Ver— 
jiherungspflidhtigen, für welde Orts-Kranken— 
tafien nicht beitehen, einer bejtehenden gemein— 
jamen Orts-franfenfajfe nah Anhörung berfelben 
und nahdem Vertretern der betheiligten Verſiche— 
rungspflihtigen Gelegenheit zu einer Aeußerung 


image 
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(Befeg.) 
Negelung nah der Zahl der Kafjenmitglieder umgelegt 
werben. 


47. 
Die Schließung — muß erfolgen: 
1. wenn die Zahl der Mitglieder dauernd unter fünf— 
zig ſinkt, 
2. wenn fid) aus den Jahresabſchlüſſen ber Kalle er⸗ 
giebt, daß die gejeglichen Mindeftleiftungen auch 
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(Novelle. ) 


des Verbandes werden durch Beiträge der betheiligten Ge— 
meinde-Krankenverſicherungen und Krankenkaſſen 
gedeckt, welche in Ermangelung anderweiter durch Ueber— 
einfommen derſelben getroffener Regelung am Schluſſe 
jedes Rechnungsjahres nad dem Verhältniß der 
im Laufe des NRehnungsjahres vereinnahmten 
Kaſſenbeiträge umgelegt werden. 

Die Gemeinde - Kranlenverjiherungen und 
Krantenkajfen, welde dem Berbande angehören, 
iind verpflichtet, auf Aufforderung bes Verbands- 
vorjtandes im Laufe des Nednungsjahres die— 
jenigen Borihüffe zur Verbandskaſſe zu leiften, 
welde zur Dedung der gemeinfamen Ausgaben 
erforderlih find. Die Vorſchüſſe find in Ers 
mangelung andermweiter durd das Berbandsftatut 
getroffener Regelung nad dem Verhältniß der im 
Zaufe des zunädit voraufgegangenen Rechnungs— 
jahres vereinnahmten Kallenbeiträge auszu— 
fchreiben und innerhalb zweier Boden nad er— 
folgter Husichreibung einzuzgahlen. Die im Laufe 
bes Rechnungsjahres acleinelen Vorſchüſſe jind 
bei der am Schluſſe deflelben erfolgenden Um— 
legung zur Anrechnung zu bringen. 


’ S. 46a. 

Zu den im $. 46 Abſatz 1 unter Ziffer 1 und 2 
bezeichneten Zweden Fann ein Verband in Er- 
mangelung einer Bereinbarung durd eine nad 
Anhörung der betheiligten Rommunalverbände 
und Generalverlammlungen mit Genehmigung der 
höheren Bermaltungsbehörde erfolgende An— 
ordnung der Muffichtsbehörde gebildet werden. 

Auf den jo gebildeten Berband finden die Be— 
jtimmungen des 8. 46 Abjag 2, 3, 4 mit der Maße 
gabe Anwendung, dak das Berbandsftatut, falls 
ein ſolches nicht innerhalb einer zu beftimmenden 
Fri dur Vereinbarung zu Stande kommt, von 
der Auffitsbehörde mit Genehmigung der höheren 
Berwaltungsbehörbe erlaflen wird. 


8. 46 b. 

Ein nad $. 46 Abſatz 1 gebildeter Verband 
fann durch übereinftimmende Beſchlüſſe der bes 
theiligten Kommunalverbände und der General: 
verjammlungen der betheiligten #ranfenfafien 
aufgelöft werden. 

Sede Gemeinde » Serankenverfiherung und 
Kraukenkaſſe faun nad ſechs Monate vorher er: 
folgter Muftündigung mit dem Sala. des 
Kalenderjahres aus dem Werbande austreten. 
Beruht der Verband auf einer nad) $. 46a getroffes 
nen Anordnung, jo bedarf der Austritt ber Ges 
nehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Someit nit durch das Verbandsftatut oder 
durh Uebereinlommen etwas Anderes beftimmt 
ift, wird bei der Muflöfung des Verbandes oder 
beim Ausſcheiden einer ber beiheiligten Kaſſen 
von dem nadı Dedung der Schulden verbleibenden 
Bermögen des Berbandes jeder ausſcheidenden 
Kaffe derjenige Antheil überwiefen, welder auf 
fie nah dem Berhältniß der im Laufe des letzten 
Kalenderjahres Kaffenbeiträge 


vereinnahmten 
entfällt. 


s. 47. 
Die Schliefung einer Oriskrankenkaſſe muß erfolgen: 
1. wem Die Zahl der Mitglieder dauernd unter 
fünfzig ſinkt, 
2, wenn fih aus den Jahresabſchlüſſen der Kaffe 
ergiebt, daß die gejeglichen Mindeftleiftungen auch 
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(Gejep.) 
in einer oder mehreren der betheiligten Gemeinden be— 
ihäftigten Kaflenmitglieder erfolgen. 

Die Auflöfung oder Ausſcheidung erfolgt durch Ver: 
fügung der höheren Berwaltungsbehörde, in welder nad) 
Mabgabe des $. 47 Abſatz 4, 5 über die Verwendung und 
Vertheilung des Vermögens, fowie über bie anderweitige 
Verfiherung der verjiherungspflidhtigen Perjonen Be: 
ſtimmung zu treffen iſt. Gegen die a durd; welche 
die Auflöfung oder Ausſcheidung angeordnet oder verfagt 
wird, fteht den PBeiheiligten innerhalb vier Wochen bie 
Beihwerde an die Zentralbehörde zu. 


D. Gemeinjame Beſti en für die Gemeinde: 
SKiranfenverficherung umd für die Orts⸗Krauken⸗ 
kaſſen. 

8. 49. 

Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beſchäftigte 
verſicherungspflichtige Perſon, für welche die Gemeinde— 
krankenverſicherung eintritt, oder welche einer Ortskranken— 
kaſſe angehört, jpäteftens am dritten Tage nach Beginn ber 
Beihäftigung anzumelden und fpätejtens am dritten Tage 
au Veendigung des Arbeitsverhältniſſes wieder abzu— 
melden. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für bie 
Gemeinde-Krankenverfiherung bei der Gemeindebehörbe 
oder einer von diejer zu betimmenden Meldejtelle, für die 
REN bei den durch das Statut bejtimmten 

tellen. 


Die Auffihtsbehörde kann eine gemeinjame Meldeftelle 
für die Gemeindesstrantenverficherung und fämmtliche Orts- 
Kranlenkaſſen eines Bezirks errichten Die Koften derfelben 
find von der Gemeinde und den Orts-Krankenkaſſen nad) 
Maßgabe der Zahl der im Jahresdurchſchnitt bei ihnen 
verficherten Berjonen zu beftreiten. 
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Novelle.) 
Ausfheidbung der in einer ober mehreren der beiheiligten 
Gemeinden befchäftigten Kaffenmitglieder erfolgen. 

Die Auflöfung oder Ausiheidung erfolgt durch Ver— 
—* der höheren Berwaltungsbehörde. Gegen die Ver— 
ügung, durch welche die Auflöfung oder Ausiheidung an— 
georbnet oder verſagt wird, jteht den Betheiligten innerhalb 
vier Wochen die Beichwerde an die Bentralbehörde zu. 
Ueber die Verwendung und Vertheilung des Vermögens, 
ſowie über die anderweitige ——— der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen iſt nach Maßgabe des $. 47 Abs 
ſatz 4bis 6 Beſtimmung zu treffen. 


8. 48a. 

Ergiebt ſich, daß einem Kaſſenſtatut nach $. 24 
Abſatz 1 die bie Bone hälte verjagt werden 
müſſen, jo hat die höhere Verwaltungsbehörde die 
erfordberlihe Abänderung anzuordnen. Der die 
Abänderung anordbnende Befheid fann auf dem 
im $. 24 Abjag 1 bezeichneten Wege angefochten 
werden. 

Unterläßt die Vertretung der Kaffe, die end 

ültig angeordnete Abänderung zu beſchließen, jo 

hat die höhere Verwaltungsbehörde die Beſchluß— 
affung anzuordnen und falls diejer Anordnung 
feine Folge gegeben wird, ihrerjeits die erforder: 
lihe Abänderung des Kaſſenſtatuts von Amts— 
wegen mit redhtsverbindlider Wirkung zu voll- 
a Dafjelbe gilt, wenn die Vertretung ber 
Kaſſe unterläßt, diejenigen Abänderungen des 
Kaſſenſtatuts zu befhliegen, welche durch end— 
gültige, auf Grund der 88. 18a, 33, 43a, 47, Abſatz 6 
erlajjene Anordnungen erfordert werden. 


D. Gemeinjame Beitimmungen die Gemeinde- 
Kranfenverficherung 75 für die Orts⸗Krauken⸗ 
en. 


8. 49. 

Die Arbeitgeber haben jede von ihnen beichäftigte 
verfiherungspflichtige Berfon, weldhe nicht einer Betriebs- 
(Fabrik) Krankenkaſſe ($. 59), Bau-Krankenkaſſe 
N 69), Innungs-Krankenkaſſe (8. 78) Knappſchafts— 
kaſſe ($. 74) angehört, ſpäteſtens am dritten Tage nach 
Beginn der Beichäftigung anzumelden und fpäteftens am 
dritten Tage nad) Beendigung derjelben wieder abzumelden. 

Die Anmeldungen und Abmeldungen erfolgen für 
verfiherungspflidtige Perfonen folder Klaſſen, 
für welde Orts-Krankenkaſſen bejtehen ($. 23 Ab— 
ſatz 2 Ziffer 1), bei den durd das Statut dieſer 
Kafien beftimmten Stellen, übrigens bei der Ges 
meindebehörde oder einer von dieſer zu beitimmenden 
Meldeftelle. 

In der Anmeldung zur Orts-Krankenkaſſe find 
auch die behufs der Berehnung der Beiträge 
durh das Statut geforderten Angaben über bie 
— zu machen. Aenderungen in 
dieſen Verhältniſſen ſind ſpäteſtens am dritten 
Tage, nachdem fie eingetreten, anzumelden. 

Die Auffihtsbehörde, fowie die höhere Verwal— 
tungsbehörde fann für fämmtlide Gemeinde: 
Krankenverfiherungen und Orts-Krankenkaſſen 
ihres Bezirks oder einzelner Theile deſſelben 
eine gemeinfame Melbeftelle errichten. Die Auf: 
bringung der Kojten derjelben erfolgt durd bie 
betheiligten Gemeinden und Orts-Krankenkaſſen 
nad Maßgabe des $. 46 Abſatz 3, 4. 

$. 49a. . | 

Wird für eine verfiberungspflidtige Perſon 

die Befreiung von der Berpflidtung, der Ge— 
213 
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Geſeßz.) 
fortzuzahlen, bis die vorſchriftsmäßige Abmeldung (8. 49) 
erfolgt ıfi, und für den betreffenden Zeittheil zurädzus 
eritatten, wenn Die abgemeldbete Perſon innerhalb der 
ablungsperiode aus der biöherigen Verſicherung aus: 
cheidet. 


. 52. 

Die Arbeitgeber haben ein Drittel der Beiträge, welde 
auf die von ihmen bejchäftigten verficherungspflichtigen 
Perſonen entiallen, aus eigenen Mitteln zu leiften, 

Durch jtatutariiche Negelung ($. 2) kann beftinumt 
werden, daß Arbeitgeber, in deren Betrieben Dampfkeſſel 
oder durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht ver: 
wendet und mehr als zwei dem Strankenverjicherungszwange 
unterliegende Berfonen nicht beichäftigt werden, von ber 
Verpflichtung zur Leiftung von Beiträgen aus eigenen 
Mitteln befreit find. R 

$. 593. 


Die Wrbeitgeber jind berechtigt, den von ihnen bes 
ihäftigten Perſonen die Beiträge, welche fie für dieſelben 
einzahlen, joweit fie joldhe nicht nach $. 52 aus eigenen 
Mitteln zu leisten haben, bei jeder regelmäßigen Lohn— 
a in Abzug zu bringen, jomeit fie auf diefe Lohn— 
zahlungsperiode antheilsweije entfallen. 


Auf Streitigkeiten zwilchen dem Arbeitgeber und ben 
von ihm beichäftigten Perfonen über die Berechnung und 
Anrechnung der von diejen zu leiftenden Beiträge findet 
$. 120a der Gewerbeordnung Anwendung. 


8. 54. 
Ob und imwieweit die Borfchriften der 88. 49 bis 
53 auf bie Arbeitgeber der im 8. 2 ımter 1 bis 6 be- 
zeichneten Berfonen Anwendung finden, ift durch ftatutarifche 
Beftimmung zu regeln; diefelbe bedarf der Genehmigung 
der höheren Berwaltungsbehörde. 
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Movelle.) 

ſetzten Zahlungsterminen einzuzahlen. Das Gintritts- 
geld iſt mit dem erſten fälligen Beitrage einzu— 
zahlen. Die Beiträge find ſo lange fortzuzahlen, bis die 
vorihriftsmäßige Abmeldung ($. 49) erfolgt it, und für 
ben betreffenden Zeittheil zurüiczuerfiatten, wenn die rechts 
zeitig abgemeldete Perſon innerhalb der Bahlungsperiode 
ans ber bisherigen Beſchäftigung ausſcheidet. 

Wenn der Berjiherte gleichzeitig in mehreren 
die Verfiherungspflidt begründenden Arbeits: 
verhältnifien jteht, jo haften die fämmtliden 
Arbeitgeber als Geſammtſchuldner für die vollen 
Beiträge und Eintritisgelder. 

Durh Gemeindebeihluß mit Genehmigung 
der Aufiihtsbehörde oder durd Kaſſenſtatut fann 
beftinmt werben, baß die Beiträge ftets für volle 
Boden erhoben und zurüdgezahlt werden. 


$. 52. 
Unverändert. 


8. 53. 

Die Arbeitgeber find berechtigt, den von ihnen beidäf- 
tigten Perjonen die für diefelben eingezahlien Ein- 
irittsgelder und Beiträge, erjtere im vollen Betrage, 
legtere fomeit fie dieſelben nicht nach $. 52 aus eigenen 
Mitteln zu Teiften haben, bei jeder Lohnzahlung in Abzug 
zu bringen. Abzüge für Beiträge dürfen ſich höch— 
ſtens auf die in den beiden lepten Yohnzahlungs> 
perioden fällig gewordenen Beiträge erjtreden. 

Mrbeitgeber, deren HZahlungsunfäbigfeit in 
dem nad) 8. 55 eingeleiteten Beitreibungsverfahren 
feftgeftellt ift, find verpflichtet, die inı Mbjag 1 
augelalfenen Lohnabzüge zu machen und deren 
Betrag jofort, nachdem der Abzug gemacht worden 
ift, au die berechtigte Kaffe abzuliefern, 

Abſatz 3 fällt fort. 


8. 54. 
Db und immwieweit die Norjchriften des S. 49 Abjap 1 
bis 8, 8. 51 Abjag 1, 8. 52 auf die Arbeitgeber ber im 
8. 2 Abſatz 1 unter Ziffer 1 und 4 bezeichneten Per— 
fonen Anwendung finden, it durch ſtatutariſche Beſtimmung 
zu regeln; dieſelbe bedarf der Genehmigung der höheren 
Berwaltungsbehörbe. 
Auf dem gleichen Wege kann beftimmt werden: 
1. daß für diejenigen Verſicherten, auf welde 
die Anwendung der Vorſchriften des S$. 1 
auf Grund des 8. 2 Abjap 1 Ziffer 4 er— 
ſtreckt iſt, ſowie für die von ihnen beichäf- 
tigten verfiherungspflidtigen Berjonen die 
Beiträge und Unterftügungen ftatt nach dem 
ortsüblihen Lohne gemwöhnlider Tage- 
arbeiter ($. 8) oder nad dem durchſchnitt— 
lihen Zagelohne ($. 20 Abſatz 1 Bitter 1) 
in Prozenten des wirlliden Arbeitsver— 
dienftes, ſoweit dieſer vier Mark für den 
Arbeitstag nicht überschreitet, feſtzuſtellen 
find, 
ur 
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Geſeh.) 

Entſchädigungsanſpruch gegen Dritte zuſteht, fo geht dieſer 
Anſpruch in Höhe der geleiſteten Unlerſtützung auf die 
Gemeinde = Krankenverficherung oder die Oriskranken— 
faffe über. 

In gen biefer Art gilt als Erfah der im $. 6 
Abſatz 1 Nr. 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte des ge 
jeglichen Mindeftbeirages des Kranfengeldes. 


8. 58. 

Streitigleiten, welche zwiichen den auf Grund dieſes 
Geſetzes zu verfihernden Perſonen oder ihren Arbeitgebern 
einerjeitö und der Gemeindesstranfenverficherung oder der 
Drts-Rrantenkafje andererjeit8 über die Verpflichtung zur 
Leiftung oder Einzahlung von Beiträgen oder über Unter: 
ade entftehen, werben von der Auffichtsbehörbe 

chieden. Gegen deren Enticheidung findet binnen zwei 
Wochen nad Zuftelung derjelben die Berufung auf den 
Rechtsweg mittelft Erhebung der Klage ſtatt. Die Ent- 
icheidung it vorläufig vollftredbar, ſoweit es ſich um Streitig- 
feiten handelt, weldhe Unterjtüßungsaniprüche betreffen. 


Novelle.) 

Entihädigungsanipruc gegen Dritte zuiteht, jo geht dieſer 
Anſpruch in Höhe der geleifteten Unterftügung auf die Ge: 
meindesstrantenverfiherung oder die Oris-ſtrankenkaſſe über. 

In Fällen diefer Art gilt als Erſatz der im 8. 6 Ab— 
fag 1 Ziffer 1 bezeichneten Leiftungen die Hälfte des gejeß- 
lihen Mindeftbetrages des Sranlengeldes, jofern nicht 
höhere Aufwendungen nadgewiejen werden. 


. 57a, 

Auf Erfordern — Gemeinde-Krankenver— 
ſicherung oder einer Ortskrankenkaſſe iſt den bei 
ihr verſicherten Perſonen, welche außerhalb des 
Bezirks derſelben wohnen, im Falle der Erkran— 
fung von der für Berfiherungspflidtige deffelben 
Gewerbszweiges oder derfelben Betriebsart be- 
ftehenden Drtsfranfenfaffe oder in Ermangelung 
einer folden von der Gemeinde des Wohnorts 
diejelbe Unterftügung zu gewähren, welde ber 
Erfrantte von der Gemeindesfrantenverfiderung 
oder ie N der er angehört, zu beans 
fpruden hat. Dieje haben der unterftüßenden 
Ortskrankenkaſſe oder Gemeinde die hieraus er— 
wadienden Koften zu erftatten. 

Daffelbe gilt für Verficherte, welde während 
eines vorübergehenden Aufenthalts außerhalb 
des Bezirls der Gemeindesftranktenverjiherung 
oder Ortskrankenkaſſe, der fie angehören, er— 
franfen, jofern oder folange ihre Weberführung 
nad ihrem Wohnorte nicht erfolgen fann. 

Für die Erjtattung der Kojten gilt in dieſen 
ällen als Erjaß der im $. 6 Abſatz 1 Ziffer 1 
ezeichneten Leijtungen die Hälfte des Kranken— 

geldes, fofern nicht Höhere Aufwendungen nadges 
wiejen werden. R 
.9Tb, 


Streitigfeiten zwiſchen Gemeinde-Krankenver— 
ſicherungen und Oriskrankenkaſſen oder zwiſchen 
Ortskrankenkaſſen über die Frage, welcher von 
ii die in einem Gewerbszweige oder in einer 

etriebsart oder in einem einzelnen Betriebe be= 
Ihäftigten Perfonen angehören, werden von ber 
höheren Berwaltungsbehörde entſchieden. 

Gegen die Entjheidung fteht den Betheiligten 
binnen zwei Woden die Beihwerde an die 
Sentralbehörde zu. 

Ergeht die Entiheidung dahin, daß verfide- 
rungspflichtige Berjonen einer anderen Kafie, 
als derjenigen, bei welder fie bisher thatjählich 
verfihert waren, anzugehören haben, fo ift im 
derjelben der ——— zu beſtimmen, mit welchem 
das neue Verficherungsverhältniß in Kraft tritt. 


8. 58. 

Streitigkeiten, welche zwiſchen den auf Grund biejes 
Geſetzes zu verfihernden Berfonen ober ihren Arbeitgebern 
einerjeitö und der Gemeindesstrankenverfiherung oder ber 
Ortskrankenkaſſe andererjeits über das Verſicherungs— 
verhältniß oder über die Verpflichtung zur Leiſtung oder 
Einzahlung von Eintrittsgeldern und Beiträgen oder 
über Unterftügungsaniprüdhe entitehen, jowie Streitig= 
feiten zwijhen einem ®Berbande ($$. 46 und 46a) 
und ben betheiligten Kaſſen aus dem Verbands— 
verhältniß werden von der Aufjichtsbehörde entichieden. 
Die Entſcheidung kann binnen zwei Wochen nad 
der Zuftellung derjelben im Wege bes Verwaltungs: 
ftreitverfahrens, wo ein ſolches nicht bejteht, im 
Wege des Rekurſes nah Maßgabe ber Vor⸗ 
ſchriften der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung ans 
gefodhten werden. Die Entſcheidung der Aufſichts— 
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(Befep.) 


g. 63. 

Verfiherungspflichtige Perjonen, welde in dem Bes 
triebe, für welchen eine Betriebs: (Fabrik) Krankenkaſſe 
errichtet ift, beichäftigt werden, gehören mit dem Tage des 
Eintritts in die Beihäftigung der Kaſſe als Mitglieder an, 
fofern fie nicht nachweislich Mitglieder einer der in den 
8$. 73, 74, 75 bezeichneten Kaſſen find. 

Nichtverfiherungspflichtige in dem Betriebe beichäftigte 
Perfonen haben das Recht, der Kaſſe beizutreten. Der 
Beitritt erfolgt durch fchriftliche oder mündliche Anmeldun 
bei dem Kaſſenvorſtande, gewährt aber feinen Auſpruch * 
Unterftügung im Falle einer bereits zur Zeit dieſer An— 
meldung eingetretenen Erkrankung. 


Verfiherungspflichtigen Perſonen ift der Mustritt mit 
dem Schluffe des Rechnungsjahres zu geftatten, wenn fie 
benjelben mindeftens drei Monate = bei dem Vorjtande 
beantragen und vor dem Austritte nachweiſen, daß fie einer 
der im $. 75 bezeichneten Kaffen angehören. 

Nihtverfiherungspflichtige Perjonen, welche die Bei— 
träge an zwei aufeina olgenden Zahlungsterminen nicht 
geleiftet haben, jcheiden damit aus der Kaſſe aus, 


8. 64. 
Die $$. 20 bis 42 finden auf die Betriebs: (Fabril-) 
Kranlenlaſſen mit folgenden Abänderungen Anwendung: 


1. Durch Beitimmung des Statuts können die Bei- 
träge und Unterftügungen ftatt nach durchſchnitt— 
lichen —— ($. 20) in Prozenten des wirf: 
lien Arbeitsverdienftes der einzelnen Verficherten 
— — dieſer vier Mark für den 

ag mi teigt. 

2. Das Kafjenftatut ($. 23) ift durch den Betriebs: 
unternehmer in Perfon oder dur einen Beauf— 
tragten nach Anhörung der beſchäftigten Berfonen 
oder ber von bdenfelben gewählten Vertreter zu er 


richten. 

3. Durch das Raffenftatut kann dem Betriebsunter- 
nehmer oder einem Vertreter beffelben der Vorjik 
im Borftande und in ber Generalverfammlung 
übertragen werben. 

4. Die Rechnungs- und Kaſſenführung ift unter Ber: 
antwortlichkeit und auf Koſten des Betriebsunter— 
nehmers dur einen von demfelben zu beftellenden 
Rechnungs: und Kaffenführer wahrzunehmen. Ber: 
wenbungen von Kaffengeldern in ben Nußen der 
ee fallen unter die Vorfchrift des 


Eu Abſatz 2. 

5. Reihen die Beſtände einer auf Grund der Por: 
ihrift des $. 61 errichteten DVetriebs: (Fabrik) 
Kranlenlaſſe nicht aus, um die laufenden Mus: 
gaben berjelben zu deden, fo find von dem Be: 
— die erforderlichen Vorſchüſſe zu 

iften. 

6. Die aus dem Betriebe ausgeſchiedenen Berfonen, 
welche auf Grund der Vorfchrift des $. 27 Mit 
glieder der Kaffe bleiben, können Stimmrechte nicht 
ausüben und Kaffenämter nicht befleiden. 
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Novelle.) 


$. 68. 

Verfiherungspflichtige Perjonen, welche in dem Ber 
triebe, für welden eine Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe 
errichtet ift, bejchäftigt werben, gehören vorbehaltlidh der 
Beftimmungen des $. 75 mit dem Tage des Eintritis 
in die Beichäftigung der Kaſſe als Mitglieder an. 


Nichtverjiherungspflichtige in dem Betriebe beichäftigte 
Perfonen haben das Recht, der Kafje beizutreten. Der Beis 
tritt erfolgt durch jchriftliche oder mündliche Anmeldung bei 
dem Raflenvorftande, gewährt aber feinen Anjprud auf 
Unterftügung im alle einer bereits zur Zeit dieſer Anmel— 
dung eingetretenen Erkrankung. Die Kaſſe ift beredtigt, 
nihtverjiherungspflidtige Perfonen, welde ji 
zum Beitritt melden, einer ärztlichen Unterfuhung 
unterziehen zu laſſen und ihre Aufnahme ab— 

ulehnen, wenn die Unterjudung eine bereits be= 
hehenbe Krankheit ergiebt. 

Verfiherungspflichtigen Perſonen iſt der Austritt mit 
dem Schluſſe des Nechnungsjahres zu geftatten, wenn fie 
denjelben mindeftens drei Monate vorher bei dem Vor— 
ftande beantragen und vor dem Austritie nachweiſen, daf 
fie einer der im $. 75 bezeichneten Kaffen angehören. 

Nihtverfiherungspflichtige Perſonen, welche die Bei— 
träge an zwei aufeinander folgenden Zahlungsterminen nicht 
geleijtet haben, jcheiden damit aus der Kaſſe aus. 


$. 64. 

Die für Ortskrankenkaſſen geltenden Be— 
ftimmungen der $$. 20 bis 42, 48a, 49a, 49b Ab— 
j m 4 und $. 50 finden auf die Betriebs- (Fabrik) Kranken⸗ 
kaſſen mit folgenden Abänderungen Anwendung: 

1. Durch Beſtimmung des Statuts können bie Bei— 
träge und Unterftügungen ftatt nach durchſchnitt— 
lihen Tagelöhnen ($. 20) in Prozenten des wirt: . 
lichen Arbeitsverdienftes der einzelnen Verſicherten 
feftgejeßt werben, joweit diefer vier Mark für den 
Tag nicht überfteigt. 

2. Das Kaffenftatut ($. 23) ift durch den Betriebs- 
unternehmer in Perſon oder durd einen Beauf: 
tragten nad Anhörung der beichäftigten Berfonen 
er der von denjelben gewählten Vertreter zu er— 
richten. 

3. Durdy das Kaffenftatut kann dem Vetriebsunter- 
nehmer oder einem Vertreter defjelben der Vorſitz 
im Vorſtande und in der Generalverfammlung 
übertragen werden. 

4. Die Rechnungs: und Kaflenführung ift unter Ver- 
antwortlichleit und auf Koften des Betriebsunter- 
nehmers durch einen von demſelben zu beftellenden 
Rechnungs: und SKaflenführer wahrzunehmen. 
Verwendungen von ————— in den en 
der Betriebsunternehmer fallen unter die Vorſchrift 
des 8. 42 Abſatz 2. 

5. Reichen die Behlände einer auf Grund der Vor— 
ihrift des $. 61 errichteten Betriebs- (FFabrik:) 
Krankenlaſſe nicht aus, um die laufenden Aus: 
gaben derjelben zu deden, jo find von dem Bes 
— die erforderlichen Vorſchüſſe zu 
leiſten. 

6. Die aus dem Betriebe ausgeſchiedenen Perſonen, 
welche auf Grund der Vorſchrift des $. 27 Mit— 
glieder der Kaffe bleiben, können Stimmrechte 
nicht ausüben und Kajfenämter nicht befleiden. 

7. Die Geltendmadhung des Befreiungss 
anjpruchs ($. 49a) hat jpäteftens am dritten 
Tage nad Beginn ber Beidhäftigung bei 
dem Kafjenvorjtande zu erfolgen. 
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(Gejep.) 


i $. 68. 

Die Kaffe ift zu ſchließen: 

1. wenn der Betrieb oder bie Betriebe, für melde 
fie errichtet ift, aufgelöft werben; 

2. joweit nicht auf ben Betrieb, für melden bie 
Kaffe errichtet ift, die Vorſchrift des $. 61 Abjak 1 
Anwendung findet, wenn die Zahl der in dem 
Betriebe bejchäftigten verfiherungspflichtigen Per⸗ 
fonen dauernd unter die geſehliche Mindeſtzahl 
($. 60) ſinkt und die dauernde Leiftungsfähigteit 
der Kaſſe nicht genügend fichergejtellt wird ($. 61 
Abſatz 2); 

3. wenn der Betriebsunternehmer es unterläßt, für 
ordnungsmäßige Kaffen- und Rechnungsführung 
Sorge > tragen. 

In dem Falle zu 3 kann gleichzeitig mit der Schließung 
ber Kaffe dem Betriebsunternehmer die im $. 62 vorge 
ſehene Verpflihtung auferlegt und die Erridtung einer 
neuen Betriebs- (Fabrik) Krankenkaſſe verfagt werden. 

Die Kaffe kann nad) Anhörung ber betheiligten Ges 
meinden aufgelöft werben, wenn ber eg 
unter Zuftimmung der Generalverfammlung die Auflöjung 
beantra 


gt. 
Die Schließung oder Auflöfung erfolgt durch die höhere 
Berwaltungsbehörde. Gegen ben dieſelbe ausiprechenden 
oder ablehnenden Beſcheid, in welchem die Gründe anzus 
eben find, kann binnen zwei Wochen nach der Zuftellung 
werde an die vorgeſetzte Behörde erhoben werden. 


Auf das Vermögen der geichloffenen oder aufgelöften 
Kaffe finden die Vorjchriften bes 8. 47 Abjap 5 mit ber 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1890. 








(Novelle. ) 
$. 67Tb. 

Geht von mehreren Betrieben eines Unter: 
nehmers, für welde eine gemeinfame Betriebs- 
(Fabrik-) Krankenkaſſe bejteht, einer in den Be— 
fig eines anderen Unternehmers über, jo fheiden 
bie in diejem Betriebe bejhäftigden Berjonen auf 
den Antrag eines der betheiligten Unternehmer 
aus ber Kaffe aus, 

In dieſem Falle erfolgt die Theilung des Ver— 
mögens der bisher gemeinfamen Kafie nad fols 
genden Beſtimmungen: 

1. Ergiebt ſich nad Berichtigung der etwa 
vorhandenen Schulden und Dedung der 
vor dem Zeitpunkte bes Ausſcheidens be— 
reits entftandenen Unterftügungsaniprüde 
ein überjhiehendes Vermögen, jo tft ber 
Theil deifelben, welder dem ee 
der Zahl der ausjheidenden zur Gejammt- 
ahl der bisherigen Kafjenmitglieber. ents 
richt, derjenigen Krankenkaſſe zu übers 
mweifen, welder die in dem ausjcheidenden 
Betriebe bejhäftigten Berfonen fortan ans 
zugebören haben. 

2. Ergiebt ſich ein Fehlbetrag, jo ift derjelbe, 
falls der Antrag von dem — er 
bes ausjheidenden Betriebes geitellt 
worden ift, von diejem in dem unter Biffer 1 
feſtgeſetzten Verhältniß zu deden. 

Der Antrag auf Ausfheidung ift an die höhere 
Berwaltungsbehörde zu richten. Dieje beftimmt 
ben Beitpunft, mit welddem die Ausjcheidung ftatt- 
zufinden hat, und entſcheidet über die Bertheilung 
des te er Gegen dieſe Entſcheidung jteht 
den DBetheiligten binnen zwei Wodhen die Be— 
ſchwerde an die Zentralbehörbe zu. 


. 68. 

Die Kaffe ift zu ſchließen: 

1. wenn der Betrieb oder die Betriebe, für welche fie 
errichtet ift, aufgelöft werben; 

2, jomweit nicht auf ben Betrieb, für welchen bie 
Kaffe errichtet ift, die Vorjchrift des $. 61 Ab— 
jag 1 Anwendung findet, wenn die Zahl der in 
dem Betriebe befhäftigten verficherungspflichtigen 
Perfonen dauernd unter die gejeplihe Mindeftzahl 
($. 60) finft umd die dauernde Leijtungsfähigteit 
der Kafje nicht genügend fichergeftellt wird ($. 61 
Abjah 2); 

3. wenn der Betriebsunternehmer es unterläßt, für 
ordnungsmäßige Kaſſen- und Rechnungsführung 
Sorge zu tragen. 

In dem Falle zu 3 kann gleichzeitig mit der Schließung 
ber Kaſſe dem Betriebsunternehmer die im $. 62 vorge 
jehene Verpflichtung auferlegt und die Erridtung einer 
neuen Betriebs: (Fabrik) Kranlenlaſſe verjagt werden. 

Die Kaffe kann nad Anhörung der betheiligten Ge— 
meinden aufgelöft werben, wenn der Betriebsunternehmer 
unter Zuftimmung der Generalverfammlung die Auflöjung 
beantragt. 

Die Schliefung oder Auflöfung erfolgt durch bie 
höhere DVerwaltungsbehörde. Gegen den Diejelbe aus— 
Iprechenden oder ablehnenden Beſcheid, in welchem die Gründe 
anzugeben find, kann binnen zwei Wochen nad) der Bus 
ftellung Beſchwerde an die vorgefeßte Behörde erhoben 
werben. 

Auf das Vermögen der gelötofienen oder aufgelöften 
Kaffe finden bie Borfhriften 8 8. 47 Abſatz 5 Anwen: 
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Gejeß.) 
Geſellen und Lehrlinge ihrer Mitglieder errichtet werden, 
finden die Borfchriften der SS. 19 Abſaß 4, 20 bis 22, 
27 bis 33, 39 bis 42, 51 bis 58, 55 bis 58, 05 Ab: 
fa 3 Anwendung. 


Im Uebrigen bleiben für diefe Kaſſen die VBorichriften 
des Titels VI der Gewerbeordnung in Kraft. 


H. Berhältuik ber kan und der eit- 
geichriebenen und anderen Hülfsfaflen zur Krauken⸗ 
verfichernung. 

8. 74. 

Für Die Mitglieder der auf Grund berggeieplicher 
Vorſchriſten errichteten Krankenkaſſen Knappſchaftskaſſen) 
tritt weder die Gemeinde-Krankenverſicherung noch die Ver— 
pflichtung, einer nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes 
Geſetzes errichteten —— anzugehören, ein. 

Die ſtatutenmäßigen Leiſtungen dieſer Kaſſen in 
Kranlheitsfällen müſſen, ſofern ſie den Betrag der für die 
Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſen vorgeſchriebenen Mindeſt— 
leiſtungen nicht erreichen, ſpäteſtens bis zum Ablauf des 
Jahres 1836 für ſämmtliche Mitglieder auf diefen Betrag 
erhöht werden, 

Die dazu erforderliche Abänderung der Statuten ber 
Knappſchaftskaſſen ift, ſoweit fie nicht innerhalb der ge— 
dachten Friſt auf dem durd die Landesgejeße oder Die 
Statuten vorgeihriebenen Wege erfolgt, durch die Auffichts- 
behörden mit rechtsverbindlicher Wirkung vorzunehmen. 

Die Vorfchriften des $. 26 Abjag 1 finden audı auf 
Knappſchaftskaſſen Anwendung. 

Sm Uebrigen bleiben die landesgefeglihen Vorſchriflen 
über die Knappſchaftskaſſen unberührt. 
$. 75. 

Für Mitglieder der auf Grund des Geſetzes vom 7. April 
1576 Reichs-Geſetzbl. S. 125) errichteten eingeichrieberren 
Hülfskafien, ſowie der auf®rund landesrechtlicher Vorſchriften 
errichteten Hülfstaffen, für welde ein Zwang zum Beitritt 


Reichstag. Aktenſtück Nr. 151. (Gefegentwurf, betr. die Krankenverfiherung der Arbeiter.) 
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Movelle.) 


Geſellen und Lehrlinge ihrer Mitglieder errichtet werden, 
finden die Vorſchriſten des $. 19 Abſatz 5, 88. 20 bis 22, 
26 bis 33, 30 bis 42, 46, 46a, 46h, ANa Abſatz 2, 
8. 49h Abſatz 4, SS. 50 bis 53, 55 bis 58, 64 Biffer 7, 
S. 65 Abſatß 3 Anwendung. 

Mird für eine Innung mad Mafgabe der vor: 
jtehenden Beitimmung eine Innungs-Krankenkaſſe 
errichtet, jo werben die von Aunungsmitgliedern 
in ihrem Gewerbebetriebe beſchäftigten ver- 
jiderungspflidhtigen Perfonen, vorbehaltlich der 
Beſtimmung des $. 75, joweit fie zu dem Zeilpunkte, 
mit welchem die Kafje ins Leben tritt, in dieſer 
Beſchäftigung fichen, mit diefem Zeitpunkte, foweit 
fie jpäter in dieſe Befhäftigung eintreten, mit 
ee Eintritt Mitglieder der Innungs-Kranken— 
fajje. 

VerſicherungspflichtigePerſonen, Deren Arbeit— 
geber der Innung, für welche eine Innungs— 
Krankenkaſſe errichtet iſt, erſt nach deren Errichtung 
beitreten, werden, ſoweit fie bisher einer Orts— 
Krankenkaſſe angehörten, mit Beginn des neuen 
Nedhnungsjahres Mitglieder der Innungs- Kranken 
kaſſe, fofern der Arbeitgeber drei Monate zuvor 
dem VBorjtande der Orts-Krankenkaſſe feinen Eins 
tritt in Die Innung nachgewieſen hat. 

Mit dem Zeitpunfte, mit welchem verſicherungs— 
pflichtige Berfonen Mitglieder einer Innungs— 
Krankenkaſſe werden, ſcheiden jie aus anderen 
auf Grund Diejes Geſetzes errichteten Kafien, 
welchen jie bis dahin vermöge ihrer Beihäftigung 
angehörten, aus. 

Den Beitpunkt, mit weldem eine neuerridhtete 
Innungs-Krankenkaſſe ins Leben tritt, beftimmt 
die höhere Berwaltungsbehörde. 

Sm Uebrigen bleiben für diefe Kaſſen die Vorſchriften 
des Titels VI der Gewerbeordnung in Kraft. 


H. Verhältnii der Knappſchaftskaſſen und der ein- 
geichriebenen und anderen Hülfskaſſen zur 
Sirantenverficherung. 

8. 74. 

Unverändert. 


$. 75. 
Mitglieder der auf Grund des Geſetzes über 
i i . i — .o 7. April 1876 
die eingeichriebenen Hülfskaſſen vom i_ Sunt i884 
MeichtesGeſeßbl &, 128) = ** er 7 
(Heihe-Wefeptl © 59 errichteten Kaſſen find von 
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Geſeb.) 


J. Schluß, Straf und Uebergangsbeftimmungen. 


$. 76. 

It für einen Bezirk eine gemeinfame Meldejtelle nad) 
Mabgabe des $. 49 Abſatz 3 errichtet, jo kann die Auf— 
fihtsbehörde anordnen, daß die Kranlkenkaſſen des Bezirks, 
deren Mitgliedichaft von der Verpflichtung, der Gemeinde: 
Krankenverjiherung oder einer Orts-Krankenkaſſe anzu— 
gehören, befreit, jeden Austritt eines Mitgliedes binnen 
einer Woche bei der Meldeftelle zur Anzeige bringen. 

Die Anordnung ift in der für Bekanntmachungen der 
Gemeindebehörden vorgefcdhriebenen oder üblihen Form zu 
veröffentlichen. 

Zur Eritattung der Anzeige iſt für jede Kaffe, fofern 
deren Borftand nicht eine andere Perſon benennt, ber 
Kaffen- und Rechnungsführer derfelben verpflichtet. 





Novelle.) 


g. 76, 
Die Bejtimmungen der $$. 57 und 58 Fre 2 
finden auf die im $. 75 bezeichneten Hülfskaſſen 
Anwendung. 


J. Schluß⸗, Straf: und Hebergangäbeitimmungen. 


$. 76a. 

Die Verwaltungen der Gemeinde-Krankenver— 
jiherung, jowie die Vorſtände der Krankenkaſſen 
und der im $. 75 bezeichneten Hülfskaſſen jind 
verpflichtet, den auf Grund der Unfallverfid e— 
rungsgejebe bejtehenden Berufsigenojjenihaften, 
jowie den auf Grund des Gejeges, betreffend 
die Invaliditäts- und Wltersverjiherung, vom 
22. Juni 1889 (Reichs-Geſetzbl. S. 97) beftehenden 
VBerjiherungsanjtalten zu gejtatten, zum Jwed der 
Ermittelung der von ihren Mitgliedern dr drin ie 
weile den Arbeitgebern ihres Bezirks bejdhäftigten 
Verliherten und deren Beihäftigungszeit und 
Lohnhöhe durch Beauftragte von den Büchern und 
Lijten der Kajje in deren Gejhäftsräumen während 
der Geſchäftsſtunden Einjfiht zu nehmen Die 
Mitglieder der Berwaltungen der Gemeindes 
Kranlenverfiderung und der Kaſſenvorſtände 
tönnen dazu von der Aufſichtsbehörde durch Geld: 
ftrafen bis zu zwanzig Mark angehalten werden, 


. T6b. 

Die Verwaltungen der Gemeindesfrantenvers 
jiherung, jowie die Vorjtände der Krankenkaſſen 
und der im $. 75 bezeihneten Hülfskaſſen find 
verpflichtet, jeden Erfranfungsfall, welder durd 
einen nad den Unfallverjiherungsgefegen zu ents 
ihädigenden Unfall herbeigeführt iſt, jofern mit 
dem Ablauf der neunten Woche der Krankheit die 
Erwerbsfähigfeit des Erfranften noch nidt wieder 

ergeftellt ift, binnen drei Tagen nad dieſem 
—EX dem Vorſtande der Berufsgenoſſenſchaft, 
bei welcher der Erkrankte gegen Unfall verſichert 
ift, anzuzeigen. Iſt die Berufsgenojjenihaft in 
Seltionen getheilt, jo ift die Anzeige an den Sek— 
tionsvorftand zu rihten. Zur Erjtattung der Ans 
zeige ijt der Rehnungsführer verpflidtet. Für 
Hülfstafien ($. 75) findet Hierbei der $. 49b 
Abjah 3 Anwendung. 

Die Unterlaffung der Anzeige fann von der 
Auflihtsbehörde mit Drdnungsitrafe bis zu 
zwanzig Mark geahndet werben. 


8. T6c. 

In Erfrantungsfällen, welde durch Unfall 
herbeigeführt werden, ift die Berufsgenofienihaft 
berechtigt, das Heilverfahren auf ihre Kojten zu 
übernehmen. Bom Tage der Uebernahme an bis 
zur Beendigung bes Heilverfahrens oder bis zum 
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(Gejep } 
Verbote des $. 80 entgegenhandeln, werden, jofern nicht 
nah anderen gejeglichen Beitimmungen eine härtere Strafe 
eintritt, ınit Geldjtrafe bis zu dreihumdert Mark beftrait. 


$. 83. 

Die in diefem Geſetze für Gemeinden getroffenen Be: 
jtimmungen gelten aud für die einem Gemeindeverbande 
nicht einverleibten jelbftändigen Gutsbezirke und Gemar— 
fungen mit Ausnahme des $. 5 Abſatz 2 und des S. 13. 
Soweit aus denjelben der Gemeinde Rechte und Pflichten 
erwadhien, tritt an ihre Stelle der Gutsherr oder der Ge: 
markungsberechtigte. 


8. 84. 

Die erg | darüber, weldje Behörden in jedem 
Bunbdesjtaate unter Gemeindebehörde, höhere Verwaltungs: 
behörde, und melde Verbände als weitere Kommunal: 
verbände im Sinne dieſes Geſetzes zu verftehen find, bleibt 
ben Lanbdesregierungen mit der Mafgabe überlaffen, daß 
mit den von den höheren Xerwaltungsbehörden wahrzu— 
nehmenden Gejchäften diejenigen höheren Berwaltungsbe- 
ge zu betrauen find, welde nach Landesrecht die Auf— 

cht oder Dberauffiht in Gemeindeangelegenheiten wahrzus 
nehmen haben. 

Die auf Grund diefer Vorſchrift erlaffenen Beftimmungen 
find befannt zu machen. 

Bei Betriebs: (Fabrik) und Bausstrankenkafjen, welche 
ausſchließlich für Betriebe des Neichs oder des Staates 
errichtet werden, können die Befugniffe und Obliegenheiten 
der Aufjichtsbehörde und der höheren Verwaltungsbehörde 
ben den Verwaltungen dieſer Betriebe vorgefeßten Dienfts 
behörben übertragen werben. 


. 86. 

Beitehende Krantenkafjen, in Anjehung deren nad) den 
bisher geltenden Vorſchriften für Berfonen, welche unter die 
Vorſchrift des $. 1 fallen, eine Beitrittspflicht begründet 
war, unterliegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

Die Statuten diefer Kaſſen find, ſoweit fie Hinfichtlich 
der Beitimmungen über die Kaffenleiftungen und Kaſſen— 
——* über die Vertretung und Verwaltung der Kaſſe 
ben Borjchriften dieſes Geſetzes nicht genügen, bis zum 
1. Januar 1885 der dazu erforberliden Abänderung zu 
a 

ird die erforderliche Abänderung nicht bis zu dieſem 
Beitpunkte auf dem durch die bisher geltenden Vorſchriften 
vorgejehenen Wege vorgenommen, fo wird biefelbe von der 
höheren Berwaltungsbehörde mit rechtsverbindlicher Wirkung 


vollaogen. 

Bisherige Zeiftungen dieſer Kafjen, weldye nad) ben 
Vorſchriften dieſes Geſetzes von den Krankenkaffen nicht 
übernommen werben bürfen, fönnen, fomweit fie nicht in 
Invaliden-, Wittwen- und Waifenpenfionen beftehen, bei- 
behalten werben, fofern die bisherigen ftatutenmäßigen 
Kaflenbeiträge mit Hülfe der Finfünfte des eiwa vorhandenen 








Novelle.) 
oder der Beitimmung des $. 53 Abſatz 2, 
oder dem Verbote des $. 80 entgegenhandeln, werden, ſo— 
fern nicht nach anderen gejeglidhen Beſtimmungen eine här— 
Be ri eintritt, mit Geldftrafe bis zu dreihundert Marl 
eſtraft. 

Arbeitgeber, welche auf Grund bes $. 53 Ab— 
ſatz 2 in Abzug gebrachte Lohnbeträge in eigenem 
Nupen verwenden, unterliegen der Strafbeftim- 
mung des $. 266 des Strafgeiegbudes. 


8. 82a. 

Die auf Grund der $$. 81, 82 verhängten 
Geldjtrafen fließen derjenigen Orts-, Betriebs— 
(Fabrifs), Baus oder Innungs-Krankenkaſſe zu, 
welder die betheiligte verjiherungspflidtige 
Berjon angehört, in Ermangelung einer folden 
Kaſſe der Gemeinde-Krankenverſicherung. 


8. 83. 
Unverändert. 


8. 84. 
Unveränbert. 


$. 85. 
Unverändert. 
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(&heleg.) 
Beitimmungen treten, ſoweit fie den Vorfchriften dieſes Ge— 
jeges zuwiderlaufen, außer Kraft. 
Das Geſetz über eingeichriebene Hülfskaſſen vom 
7. April 1876 (NReichs-Gejepbl. S. 125) findet in Zukunft 
auf die unter die Vorſchriften der Mbfchnitte C bis G 
dieſes Geſetzes fallenden Kaſſen feine Anwendung mehr. 
Auf beftehende Kaflen dieſer Urt, welche als eingeichriebene 
Hülfsfaflen zugelaflen find, finden die Borichriften des $. 85 
Abjap 1, 2, 3, 5 Anwendung. 


. 88. 

Die Beitimmungen bie Geſetzes treten, ſoweit fie bie 
Beſchlußfaſſung über die ftatutariihe Einführung des Ver: 
ficherungszwanges, ſowie die Herjtellung der zur Durch— 
führung des Veriherungszwanges dienenden Einrichtungen 
betreffen, mit dem 1. Dezember 1883, die übrigen mit dem 
1. Dezember 1884 in Kraft. 

Urkundlih unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unter 
ihrift und beigedrudtem Kaiſerlichen Infiegel 


Gegeben Berlin, den 15. Juni 1883. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Aktenſtücke zu den Verhandlungen des Reichsſtlages 189. 


(Rovelle.) 


$. 88. 


Unverändert. 


Urkundlich ꝛc. 


Gegeben ıc. 


die Rranfenverfiherung ber Arheiter) 957 
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die Angehörigen eines ausländiihen Staates em Ber | des Zuftellungsweiens, und der Geihäftsgang des Patent- 


geltungsrecht zur Anwendung gebradjt werde. 


. 18. 
Die Ertheilung, die Erkeong ber Nichtigkeit und die 
Zurücknahme der Patente erfolgt durch das Patentamt. 
Das Patentamt hat jeinen Sig in Berlin. Es befteht 
aus einem Präfidenten, aus Mitgliedern, welche die Bes 
[übigung zum Nichteramt oder zum höheren Verwaltungs: 
ienſt befigen (rechtskundige Mitglieder) und aus Mit- 
liedern, weldje in einem Zweige der Technik ſachverſtändig 
And (techniſche Mitglieder). Die Mitglieder werben, und 
2. der Präfident auf Vorſchlag des Bundesraths, vom 
atjer ernannt. Die Berufung der redhtöfundigen Mit 
glieder erfolgt, wenn fie im Neichs- oder Staatsdienft ein 
Amt bekleiden, auf die Dauer diefes Amts, anderenfalls auf 
Lebenszeit. Die Berufung der technijchen Mitglieder er— 
folgt entweber auf Lebenszeit oder auf fünf Jahre. In 
legterem alle finden auf fie die Beſtimmungen im $. 16 
des Geſetzes, betreffend die Nechtsverhältniffe der Reichs— 
beamten, von 31. März 1873 keine Anwendung. 


8. 14. 

In dem Patentamt werden: 

1. Abtheilungen für die Patentanmeldungen (Anmelde 
abtheilungen), 

2. eine Abtheilung für die Anträge auf Erflärung 
der Nichtigkeit oder auf Zurüdnahme von Patenten 
(Nichtigkeitsabtheilung), 

3. Abtheilungen für die Beſchwerden (Beichwerbeab: 
theilungen 

gebildet. 

In den Anmeldeabtheilungen dürfen nur ſolche tech— 
niſche Mitglieder mitwirken, welche auf Lebenszeit berufen 
find. Die technifchen Mitglieder der Anmeldeabtheilungen 
dürfen nicht in den übrigen Abtheilungen, die technifchen 
Mitglieder der legteren nicht in ben Anmelbeabiheilungen 
mitwirken. 

Die Beſchlußfähigkeit der Anmeldeabtheilungen und 
der Beſchwerdeabtheilungen iſt durch die Anweſenheit von 
mindeſtens drei Mitgliedern bedingt, unter welchen ſich zwei 
techniſche Mitglieder befinden —* 

Die Entſcheidungen der Nichtigkeitsabtheilung erfolgen 
in der Beſetzung von zwei rechtskundigen und drei tech— 
nifhen Mitgliedern. Zu anderen Beihlußfaffungen gemügt 
die Anmwejenheit von drei Mitgliedern. 

Die Beltimmungen der Civilprogekordnung über Aus— 
fchließung und Ablehnung der Gerichtsperfonen finden ent— 
ſprechende Anwendung. 

Zu den Berathungen können Sadverjtändige, welche 
nicht Mitglieder find, zugezogen werben; Diefelben dürfen 
an den Abjtimmungen nicht theilnehmen. 


8. 15. 

Die Beihlüffe und die Enticheidungen der Abthei— 
lungen erfolgen im Namen bes Patentamts; fie find mit 
Gründen zu verſehen, ſchriftlich auszufertigen und allen 
Betheiligten von Amtswegen zuzuftellen. 


$. 16. 

Gegen die Beichlüffe der Anmeldeabtheilungen und ber 
Nihtigkeitsabtheilung findet die Beſchwerde ftatt. An der 
Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde darf fein Mitglied 
Theil nehmen, welches bei dem angefochtenen Beſchluſſe 
mitgewirkt hat. 


8. 17. 
Die Bildung der Abtheilungen, die Beſtimmung 7 
Geſchäftskreiſes, die Formen des Verfahrens, einſchließlich 


amts werden, inſoweit dieſes Geſetz nicht —— 
darüber trifft, durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuſtim⸗ 
mung bes Bundesraths geregelt. 


&. 18. 

Das Patentamt ift verpflichtet, auf Erfuchen der Ge— 
richte über Fragen, welche Patente betreffen, Gutachten ab- 
zugeben, jofern in dem gerichtlichen Berfahren von ein= 
ander abweichende Gutachten mehrerer Sachverſtändiger 
vorliegen. 

Im Uebrigen ift das Patentamt nicht befugt, ohne 
Genehmigung des Neichskanzlers außerhalb feines geſetz— 
ep ea Beichlüffe zu faffen oder Gutachten 
abzugeben. 


$. 20. 

Die Anmeldung einer ndung Behufs Ertheilung 
eines Patents geſchieht jchriftlih bei dem Patentamt. Für 
jede Erfindung ift eme befondere Anmeldung erforderlich. 
Die Anmeldung muß den Antrag auf Ertheilung des Patents 
enthalten und im dem Antrage den Gegenftand, welcher 
durch das Patent geihüßt werden fol, genau bezeichnen. 
In einer Anlage tft die Erfindung dergeftalt zu beichreiben, 
dab danach die Benutzung derfelben durch andere Sachver— 
ftändige möglich erſcheint. Much find die erforderlichen 
Reihnungen, bildlichen Darftellungen, Modelle und Probe— 
jtüde beizufügen. 

Das Patentamt erläft Beſtimmungen über die fonftigen 
Erfordernifje der Anmeldung. 

Bis zu dem Beichluffe über die Bekanntmachung der 
Anmeldung find Abänderungen der darin enthaltenen An— 

aben zuläffig. Gleichzeitig mit der Anmeldung find für 
ie Rofen des Verfahrens 20 . zu zahlen. 


8. 21. 

Iſt durch die Anmeldung den vorgefchriebenen An— 
forderungen nicht genügt, jo verlangt das Patentamt von 
dem Patentfucher unter Bezeichnung der Mängel deren Bes 
jeitigung. Wird dieſer Aufforderung nicht genügt, fo ift 
die Anmeldung zurückzuweiſen. 


$. 22. 

Erachtet das Patentamt die Anmeldung für gehörig er— 
folgt und die Ertheilung eines Patents nicht Hr ausge⸗ 
ſchloſſen, fo beſchließt es die Bekanntmachung der Anmel— 
dung. Mit der Bekanntmachung treten für den Gegenſtand 
der Anmeldung zu Gunjten des Patentjuchers einftweilen 
die gefeplichen Wirkungen des Patents ein ($$. 4, 5). 

Eradıtet das Patentamt die Ertheilung eines Patents 
für ausgejchlofien, jo weiſt es die Anmeldung zurüd, 


8. 23. 

Die re der Anmeldung geihicht in der 
Weife, daß der Name des Patentſuchers und der weſent— 
liche Inhalt des in feiner Anmeldung enthaltenen Antrags 
dur den „Reichs-Anzeiger“ einmal veröffentlicht wird. 
Mit der Veröffentlichung tt die Anzeige zu verbinden, daß 
der Gegenftand der Anmeldung einftweilen gegen unbefugte 
Benutzung geihüßt fei. 

Gleichzeitig ift die Anmeldung mit jänmtlichen Bei— 
lagen bei dem Patentamt zur Einficht für Jedermann aus: 
zulegen. Auf dem durch $. 17 des Gejeges beſtimmten 
Wege kann angeordnet werden, daß die Auslegung auch 
außerhalb Berlins zu erfolgen habe. 

Die Bekanntmachung kann auf Antrag des Watent- 
fuchers für die Dauer von höchſtens drei Monaten, von 
den Tage des Beſchluſſes über die Bekanntmachung an 
gerechnet, ausgelegt werden. 

Handelt e8 ſich um ein im Namen der Reichsverwal— 
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tung für die Zwecke des Heeres oder der flotte nadh- 
gejuchtes Patent, jo erfolgt auf Antrag die Patentertheilung 
ohne jede Bekanntmachung. In diejem Falle unterbleibt 
auch die Eintragung in die Patentrolle. 


. 24, 

Innerhalb acht Wochen nad der Veröffentlichung 
($. 23) ift die erite Jahresgebühr ($. 8 Abjag 1) einzus 
ahlen. Erfolgt die Einzahlung nicht binnen dieſer Friſt, 
i gilt die Anmeldung als zurüdgenommen. 

Innerhalb der gleichen Friſt kann gegen die Ertheilung 
des Patents Einſpruch erhoben werden. Der Einſpruch 
muß ſchriftlich erfolgen und mit Gründen verſehen ſein. 
Er kann nur auf die Behauptung geſtützt werden, daß der 
Gegenſtand nach SS. 1 und 2 nicht patentfähig ſei, oder 
daß dem Patentſucher ein Anſpruch auf das Patent nach 
8. 3 nicht zuſtehe. Im Falle des 8. 3 Abſatz 2 iſt nur 
der Verlegte zum Einſpruch berechtigt. 

Nach Ablauf der Friſt hat das Patentamt über die 
Ertheilung des Patents Beſchluß zu fallen, 

Bor der Beſchlußfaſſung lann das Patentamt die 
Ladung und Anhörung der Beiheiligten, ſowie die Begut- 
achtung des Antrags durch Sachverftändige und jonitige 
* Aufklärung der Sache erforderliche Ermittelungen an— 
ordnen. 


8. 25. 

Gegen den Beſchluß, durch welchen die Anmeldung 

—— wird, kann ber Patentſucher, und gegen ben 
eſchluß, durch weldhen über die Ertheilung des Patents 
entſchieden wird, ber Batentfucher oder der Einfpredyende | 
binnen vier Wochen nad der Zuftellung Beichwerbe eins | 
legen. Mit der Einlegung der Beſchwerde find für bie | 
Koften des Beichwerdeverfahrens 20 ‚7. zu zahlen; erfolgt 
be Zahlung nicht, jo gilt die Beſchwerde als nicht er— 
oben. 

Sit die Beichwerde an ſich nicht ftatthaft oder ift Dier | 
jelbe verfpätet eingelegt, fo wird fie als unzuläffig verworfen. 

Wird die Beſchwerde für zuläſſig befunden, ſo richtet ſich 
das weitere Verfahren nad) $. 24 Abjag 4. Qt ein Gegner 
des Beichwerdeführers vorhanden, jo muß die Ladung und 
Anhörung der Betheiligten auf Antrag eines derjelben er: 
folgen. Im Uebrigen darf der Antrag des Beſchwerdeführers 
auf Ladung und Anhörung mur abgelehnt werden, wenn 
nad den Umftänden die Annahme ausgeſchloſſen erſcheint, 
daß die Anhörung zur Auflflärung der Sache bdienlich 
fein werde. 

Sol die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde auf 
Grund anderer als der in dem angegrifftenen Beſchluſſe 
berüdfichtigten Umftände erfolgen, io giebi das Patentamt 
den Betheiligten zuvor Öelegenheit, ſich hierüber zu äußern. 


8. 26. 

Iſt die Eriheilung des Patents endgültig beſchloſſen, 
fo erläßt das Patentamt Darüber durch den ‚Reichs-Anzeiger“ 
eine Bekanntmachung und fertigt demnächſt für den Ratent- 
inhaber eine Urkunde aus. ' 

Wird die Anmeldung nad) der Veröffentlichung ($. 23) 
zurüdgenommen oder wird das Patent verfagt, jo ift dies 
ebenfalls befannt zu machen, Die eingezahlte Zahresgebühr | 














wird in diefen Fällen erſtattet. Bit der Verfagung des 
Patents gelten die Wirkungen des einitweiligen Schußes 
als nicht eingetreten. 

8. 27. 

Die Einleitung des Verfahrens wegen Erflärung der 
Nichtigkeit oder wegen Zurücknahme des Patents erfolgt 
nur auf Antrag. 

Im Falle des 8. 10 Nr. 3 ift nur ber Verlepte zu 
dem Antrage berechtigt. i 

Im Falle des $. 10 Nr. 1 it nach Ablauf von fünf 
Jahren, von dem Tage der über die Ertheilung des Patents 
erfolgten Bekanntmachung ($. 26 Abſaß 1) geredimet, der 
Antrag unftatthaft. 

Der Antrag ift fchriftlih an das Patentamt zu richten 
und hat die Thatjadhen anzugeben, auf welde er geftüßt 
wird. Mit dem Antrage ift eine Gebühr von 50, zu zahlen. 
Erfolgt die Zahlung nicht, fo gilt der Antrag als micht 
geitellt. Die Gebühr wird erftattet, wenn das Verfahren 
ohne Anhörung der PVetheiligten beendet wird. 

Wohnt der Antragsteller im Ausland, jo hat er dem 
Begner auf defien Verlangen Sicherheit wegen der Koſten 
des Verfahrens zu leiften. Die Höhe der Sicherheit wird 
von dem Patentamt nach freien Ermeſſen feitgefegt. Dem 
UAntragfteller wird bei Anordnung der Sicherheitsleiftung 
eine Friſt beftimmt, binnen welcher die Sicherheit zu Leiften 
it. Erfolgt die Sicherheitsleiftung nicht vor Ablauf ber 
Frift, jo gilt der Antrag als zurückgenommen. 


. 3. 

Wer wiſſentlich * aus grober Fahrläſſigkeit den 
Beſtimmungen der 88. 4 und 5 zuwider eine Erfindung in 
Benugung nimmt, it dem erlegten zur Entſchädigung 
verpflichtet. 

$. 35. 

Wer willentlih den Beſtimmungen der 88. 4 und 5 
zuwider eine Erfindung in Venugung nimmt, wird mit 
Gelditrafe bis zu fünftaujend Mark oder mit Gefängniß 


Die 


‚ bis zu einem Jahre beitraft. 


Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
Zurüdnahme des Antrags ift zuläflig. 

Wird auf Strafe erkannt, jo iſt zugleih dem Berlegten 
die Befugniß zuzuſprechen, die Werurtheilung auf often 
des Verurtheilten öffentlich bekannt zu maden. Die Art 
der Bekanntmachung, jomwie bie Friſt zu derjelben iſt im 
Urtheil zu beſtimmen. 


Artikel II. 

Die Beſtimmung im $. 27 Abſatz 3 des Artikels I 
findet auf die zur Zeit befiehenden Patente mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß der Antrag mindeltens bis zum 
Ablauf von drei Jahren nach dem Tage des Infrafttretens 
dieſes Geſetzes ftatthaft ift. 

Artikel HI. 

Dieſes Geſetz tritt mit Dem 

Urlundlich ze. 

Gegeben zc. 


in Kraft. 
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Begründung. 


Das Patentgeſetz vom 25. Mai 1877 hatte ſich Die 
Aufgabe geftellt, eine einheitliche Negelimg des deutichen 
Patentweiens in dem Sinme herbeizuführen, daß dem Er— 
finder die Frucht feiner Arbeit gejihert und dadurch zus 
gleich der Anreiz zum geiftigen Schaffen auf gewerblichen 
Gebiet veritärkt, andererieits aber auch, daß die Bewegungs— 
freiheit der Industrie nicht ohne Noth gehemmt werde. 
Das Geſetz wollte mithin Einrichtungen treffen, mittelft deren 
nene Erfindungen auch wirklich als ſolche erfannt und mit 
dem NRechtsjchug umgeben würden; es wollte aber zugleich 
verhindern, daß die Induftrie von einer uneinſchränkbaren 
Anzahl äußerlich mit dem Rechtsſchutz umfleideter, innerlich 
aber ungerechtfertigter Patente überfluthet würde, welche 
entweder in fremde Intereſſenſphären unberechtigterweile ein= 
griffen und erſt im Prozeßwege befeitigt werden mühten, 
oder welche Iediglih den Zwecken der Reklame dienten 
und das Ansehen der deutſchen Patente im Ganzen herab» 
drückt 


en, 

Man darf behaupten, dab die Beſtimmungen des 
Geſetzes umd deren Handhabung zur Erreihung des vor— 
gezeichneten Zieles in nachhaltiger Weile beigetragen haben, 
und dab der Verſuch, das deutſche Patentrecht auf einen 
jelbitftändigen, den befonderen Verhältniſſen der heimischen 
Induftrie und den deutichen Anfchauungen Rechnung tragen= 
den Boden zu ftellen, nicht vergeblich geweien it. 

Die anliegenden Ueberſichten über die Entwidlung 
unſeres Patentweſens —— der Jahre 1877 bis 1889 
laffen erkennen, wie ſchnell nad) dem Inkrafttreten des Ge— 
ießes Die neuen Einrichtungen ſich eingelebt und wie fie, 
ohne auffällige Schwankungen, fich weiter entwidelt haben. 
Einen hervortretenden Zug bildet die Stetigfeit in der Zahl 
der Patentertheilungen. Der Durchſchnitt derielben 
fir die verflofjenen zwölf vollen Jahre beläuft ſich auf 
4200; diefe Durdfchnittszahl ſtimmt mit der Zahl der 
Patentertheilungen im erften vollen Jahre (1878) überein, 
und die Ertheilungen in fänmtlichen fpäteren Zahren weichen 
von ihr nur um einige Hunderte ab. Eine ähnliche Gleich— 
mähigfeit macht fh in Bezug auf diejenigen Patents 
anmeldungen geltend, welche als zur Auslegung geeignet 
befunden worden find; bier halten ſich die Ergebnijfe der 
einzelnen Jahre nahe an die Durchſchnittszahl von rund 
4600. Endlidy find auch in der Zahl der gegen die bes 
kannt gemachten Anmeldungen ergangenen Einfprüdhe 
(durchichmittlich rund 900), ſowie der gegen ertheilte Batente 
erhobenen Nichtigkeitsanträge (durdhichnittlih 100, von 
denen etwa 40 zur Vernichtung oder doch zur Beichränkung 
des Patentes führten) bedeutende Unterichiede in den ein— 
zelnen Jahren nicht zu Tage getreten, 

Erheblih anders geftaltet fih dagegen die Statiftik 
der Patentanmeldungen und ber Berkwecben gegen 
die Beſchlüſſe des Patentamts. Bei den Anmeldungen zeigt 
ih in den Jahren 1878 bis 1886 eine ziemlich gleichmäßig 
anhaltende Steigerung um durchſchnittlich 450 im Jahr. 
Vährend der Jahre 1387 und 1888 ift ein — wenngleich 
unbedentendes — Sinfen der Ziffer bemerkbar; dagegen 
bebt die letztere jih im Jahre 1889 auf 11645 gegen 
9889 im Vorjahr. Cine noch beträchtlichere —— Re 
in der Zahl der Beſchwerden jtattgefunden, welche ım Jahre 
1878 auf 643, im Jahre 1889 aber auf 2 884 ſich beliefen. 
Es zeigt fih dabei während der Jahre 1887 bis 1888 
dafielbe Nachlaſſen der Steigerung, welches bezüglich der 
Patentanmeldungen erwähnt wurde. Für die Frage, in 
welchem Umfange die Erhebung von Beſchwerden auf Die 
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Anzahl der Patentertheilungen von Einfluß geweſen ift, 
gewährt die Weberfiht VI einigen Anhalt, durch welchen 
ſich jedenfalls ſoviel ergiebt, daß etwa ein Siebentel aller 
Patentertheilungen durch Beichreitung des Beſchwerdeweges 
erzielt wird, während die jo ertheilten Batente zur Ger 
—— der Anmeldungen ſich nahezu wie fünf zu hundert 
verhalten, 

Eine Gegenüberftellung des Ergebnifles der inländijchen 
und desjenigen der ausländiidhen Patentpflege führt zu 
fiheren Schlüffen über die wirthichaftliche Bedeutung des 
Schutzes um deswillen nicht, weil die Art der Erlangung 
eines Patentes und das Bedürfnif, den Waaren durch eine 
Patentirung den Schein eines höheren Werthes zu vers 
leihen, in den verichiedenen Län überaus verjchieden 
find. Bon Intereffe ift jedoch die Statiftif des Auslandes 
infofern, als fie erfennen läßt, ob auch in ben anderen 
Ländern der Grfindungsihug während der letzten Jahre 
fih in feiten Grenzen gehalten oder ob er an Umfang ge 
wonnen bat. An Frankreich ift im Wejentlichen das 
Erftere der Fall, indem dort bereits jeit dem Jahre 1877 
bis zum Jahre 1889 mit geringen Schwantungen die Zahl 
der Patente auf 7000 bis 8000 im Jahre jich belaufen 
hat. Zufolge des in Frankreich enden reinen An— 
meldeſyſtems deckt fi dort die Zahl der Anmeldungen 
mit derjenigen der Ertheilungen nahezu; jo erfolgten im 
Jahre 1889 Ay 7941 Anmeldungen 7807 Ertheilungen, 
während 27 Geſuche zurüdgewiejen und 103 zurüdgezogen 
wurden. Auch in den Dureiniaten Staaten von 
Amerika hat fid), nachdem von 1840 bis 1882 andauernde 
erhebliche Steigerungen ftattgefunden hatten, ſeit 1883 die 
gahı der Ratentanmeldungen in bemerfenswerth ſtetiger 
Weiſe auf nahezu 36 000 im ra gehalten, diejenige der 
Ertheilungen aber durchſchnittlich eiwa 22000 betragen. 
Die Zahl der im Jahre 1889 ertheilten Patente (22 080) 
bleibt gegen die höchſte Ziffer diefer Periode (24 233 im 
Fahre 1885) nicht umerheblih zurüd. Wie aus Bor: 
jtehendem erjichtlich, nehmen in den Vereinigten Staaten 
die Zurückweiſungen von PBatentgejuchen einen beträchtlichen 
Raum ein. 

In Großbritannien erfolgte unmittelbar nach dem 
Infraftireten des Geſetzes vom 25. Auguſt 1883 eine Vers 
mehrung der Patente um das Vierfadhe. In dem Zeitraum 
von 1884 bis 1886 tritt ein Stillftand ein, während in 
den Jahren 1887 bis 1889 wiederum ein allmäliges An— 
jteigen (von 18000 auf 21 000) zu verzeichnen ift. 

In Defterreih- Ungarn Hat die Zahl der Batent- 
anmeldungen von 2613 im Jahre 1882 auf 4072 im 
Sabre 1889, die Zahl der Patentertheilungen im gleichen 
Beitraum von 2377 auf 3481 ſich vermehrt. 

Der Werth, melden die Induftrie dem Patentichuge 
der einzelnen Länder beimißt, läßt ſich bis zu einem ge 
wiffen Grade daraus erkennen, inwieweit das Musland an 
dem GErwerbe von Patenten im Inlande ſich betheiligt. 
Unter diefem Geſichtspunkte verdient es Erwähnung, daß 
die Zahl der für Ausländer ausgegebenen deutſchen Patente 
ſich auf 15 542, mithin auf mehr als 30% aller Patente 
belaufen hat. In Großbritannien betrug der Antheil des 
Auslandes während des Jahres 1889 etwa 24%., in den 
Vereinigten Staaten von Amerika während des Jahres 
1888 etwa 7%. Vergleicht man den Austauſch der ge= 
nannten Länder unter einander, jo ergiebt ſich für die 
neuejten Jahre, dat dem Angehörigen Großbritanniens und 
ber Vereinigten Staaten von Amerifa in Deutjchland 10 
beziehungsmweije 1,7°/o, dagegen den Deutjchen in Groß— 
britannien 6,500, und in den Vereinigten Staaten 1,7°/o 
aller Batente zuertannt worden find. 

Auch bei Betrachtung der Ergebniſſe des deutſchen 
Patentwejens für ſich allein wäre es nicht zutreffend, Lediglich 
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die Zahl der Patentertheilungen als Maßſtab für den Um— 
fang des wirthichafilichen Bedürfniſſes zu verwenden. 
—— die —— — — —— * Patentamt bei 
Abgrenzung der nbungsm äufig zu vers 
fahre, und daß demgemäß die Zahl ber Burüchveifu en 
eine unberechtigt große jei, werben nicht bejtreiten wollen, 
dab einem bedeutenden Theile der wirklich patentirten Er— 
findungen die Fähigkeit mangelt, zur Hebung bes Ge— 
werbfleißes und jomi zur Erhöhung des Voltswohlftandes 
oder auch nur zur Werbeflerung der Vermögenslage bes 
Erfinders beizutragen. Wie weit Die — der Fälle, 
in denen bei der Patentertheilung die Möglichkeit einer 
ergiebigen Ausnußung vorlag, über bie Pre der demnächſt 
thatjächlih mit Grfolg verwertheten Patente ſich erhebt, 
geht ichon daraus hervor, daß rund die Hälfte aller Patente 
troß der Geringfügigfeit der Anfangsgebühren den Zeit— 
raum von zwei Jahren nicht überdanert hat, daß mehr 
als 10000 Patente bereits nach einjährigem Bejtehen, und 
mehr als 4000 Patente, ohne überhaupt in Wirkſamkeit 
getreten zu fein, durch Nichtzahlung der Gebühr erlojchen 
find (Ueberjicht IX). Auf der anderen Seite befindet ſich 
die Megelmäßigteit, mit welcher in ben jeit Erlaf des 
Batentgejeßes verflofienen Beitabjchnitten die Zahl der im 
Kraft gebliebenen Patente geftiegen ift, mit der Stetigkeit 
in der Zahl der Patentertheilungen im Einklang. 

Es kann hiernad) nicht zugegeben werden, daß das 
gewerbliche Le Deutihlands nad einer quantitativen 
Vermehrung des Erfindungsichußes drängt, und daß es 
mwohlgethan fein würde, in ganz neue Bahnen einzulenfen, 
um ein Anfchwellen in der Zahl der Patente zu ermög— 
lihen. Ein Bruch mit dem nunmehr bereits feit längerer 
Zeit in Geltung befindlichen Syitem der Borprüfung würbe 
den ®Bortheil der in dieſem Zeitraum gejammelten Er— 
fahrungen preisgeben und die Induftrie nöthigen, in einem 
neuen Uebergangsprozeſſe die Unzuträglichkeiten zu em— 
pfinden, welde, wie die Entwidlung der Gejepgebung 
anderer Länder zeigt, auch bei der Annahme des Anmelbes 
ſyſtems nicht ausbleiben. 

Der vorjichend vertretene Standpunkt wird von ber 
überwiegenden Mehrheit ber deutſchen &ewerbetreibenden 
getheilt. Se ift andererfeits die Meimmg herrichend, 
daß es einer Reviſion bes —— in der Richtung 
auf die Verbeſſerung und den PMusbau der beſtehenden 
Einrichtungen bedürfe, werm ein dauernd befriedigender Zus 
jtand erreicht werben folle. Die Art und Weiſe, in weldyer 
die Vorprüfung —— worden iſt, hat die Zuſtimmung 
ber Induſtrie nicht in vollem Maße gefunden; vielmehr 
wird geflagt, daß die Beſchlußfaſſungen des mit dieſer 
Handhabung betrauten PBatentamts nicht immer die ſach— 
liche Durhdringung des Stoffes und die Würdigung aller 
mahgebenden en Geſichtspunkte haben erkennen laſſen. 
Mag mun a diefe Mibjtimmung theilweife auf den 
äußeren Umſtand zurüdzuführen fein, daß mit ber Zahl 
ber Patentanmeldungen auch diejenige der Zurückweiſungen 
ſich erheblich vermehrt hat, jo muß body bis zu einem ges 
wiffen Grade die Verechtigung der lagen anerkannt werden. 
Es ſteht außer Zweifel, daß das Patentamt in feiner gegen- 
mwärtigen Geſtalumg den Aufgaben, welche das Geſeß ihm 
zuweiſt, nicht mehr gewachlen it. Neben ben Anmeldungen 
und den Beichwerden haben auch die der Behörde ob— 
liegenden Zwifchentorrefpondenzen und die jonftigen durch 
den Gejchäftsgang bedingten Werfügungen berart zus 
genommen, daß das Patentamt gegemwärtig rund 70 000 
geihäftliche Vorlagen im Jahre zu bewältigen hat. Die 
durchweg nur nebenamtlich thätigen Mitglieder ber Behörbe 
jind demzufolge überbürdet. Durd eine Vermehrung der 
gab! folder — lieder würde die einheitliche Erledigung 


ev Geſchafte umd damit die ſichere Handhabung des Ge— 


jeges im Frage geitellt werden. Es bedarf fomit einer 
Yenderung bes Geiepes, durch welde die Drganifation 
des Patentamt auf eine neue Grundlage geftellt wird. 
Hierbei ergiebt ſich gleichzeitig die Gelegenheit, das patents 
amtliche Verfahren mit vermehrten Garantien zu umgeben 
und eine Neihe einzelner Mängel, welche durch die Praxis 
bes Patentamıts und durch die Nechtipredjung der Gerichte 
kenntlich geworden find, zu bejeitigen. 

Um eine gründliche Prüfung der laut gewordenen 
Klagen und die Wahrung der verichiebenartigen dabei in 
Betracht kommenden Intereffen zu fihern, wurde bereits im 
Jahre 1886 auf Beranlafjung des Bundesraths eine 
Verjammlung hervorragender Sadverjtändiger aus ben 
Streifen der Bilenfhaft und Induſtrie einberufen. Die 

ammlung, deren Berathungen ein umfafjendes, unter 
Berückſichtigung aller Abänderungsvorſchläge im Einzelnen 
formulirtes Programm zu Grunde lag, hat die in letzterem 
aufgeitellten Tragen nad eingehender Diskuffion beant— 
wortet und außerdem über eine Neihe jelbitjtändiger An— 
regungen Beſchluß gefaßt. 

Da das auf die vorbejeichnete Weile gewonnene 
Material nicht durchweg zur unmittelbaren legislatorijchen 
Verwerthung ſich eignete, jo war es erforderlid, aus ben 
Erfahrungen des Patentamts jelbjt weitere Unterlagen für 
Die —— ber Reviſion zu entnehmen. An der Hand 
diejer Erfahrungen und unter thunlichjter Berüdfichtigung 
ber Enquetevorſchläge wurde der Entwurf einer Novelle 
zum Batentgeje ausgearbeitet und im Frühjahr d. 3. durch 
Veröffentlihung im Reichsanzeiger ee Kenntniß 

ebracht. Daraufhin haben die Patentweſen nahe⸗ 

henden Vereine, Intereſſenvertretungen und Sachlundigen, 
wohl nahezu in Vollſtändigleit, zu dem Inhalte des Entwurfs 
Stellung genommen. Es darf hervorgehoben werden, daß 
die eingegangenen Weußerungen in ganz überwiegender 
Mehrheit ſich auf den Boden der Vorlage ftellen und die 
letztere als zur Verbefjerung des jebigen Zuſtandes dienlich 
anjehen. Daß bei dem erneuten Anlaß zur Erörterung das 
bereits vorhandene Material durd eine nicht geringe Ans 
zahl weiterer Einzelwünſche vermehrt worden iſt, vermag 
Ungefihts der Mannigfaltigkeit der durch das Patentgejeg 
berührten Interefjen Befremden nicht zu erregen. Manchen 
dieſer Wünſche konnte der nad Eingang ſämmtlicher Aeuße— 
rungen fejtgejtellte gegenwärtige Entwurf gerecht werben. 
Dagegen iſt eine Reihe anderer Anträge nicht für berechtigt 
erkannt worben. 

Em Theil der Anträge — namentlich foldher, welche 
eine Mbänderung oder Klarftellung der grundlegenden Vor— 
fchriften im $. 1 des Patentgejeßes bezweden — wird fich 
erledigen oder doch erheblich an Boden verlieren, wenn, 
wie es ber Entwurf emes Geſetzes über bie Gebraud)s- 
mufter anftrebt, unabhängig vom Erfindungsſchutze den 
minder weittragenden Nenerumgen des täglichen Gewerbes 
lebens, welche ſich weniger als Grfindungen aniprechen 
laſſen, gleihwohl aber bisher vielfah den Schuß bes 
Batenigelepeb im Anſpruch genommen haben, ein leicht zu 
erlangender beſonderer — dargeboten wird. Eine weitere 
Kategorie — insbeſondere ſolche Wünſche, welche auf eine 
feftere Geſtaltung ber Praxis des Patentamts in Bezug 
auf bie äußeren formen des Verfahrens ſich richten — 
entzieht fich der Regelung durch das Geſetz, wirb aber bei 
den bem Erlaſſe des letzteren ſich anjchliehenden Verwaltungse 
ordnungen die verdiente ——— zu finden haben. 
Manche ſonſtige Anregungen greifen über das Gebiet des 
Patentweſens hinaus und würden nur auf dem Boden 
der bürgerlichen Geſetzgebung zur Geltung gelangen können. 
Nach Ausiheidung diejer Gruppen bleiben nur verhältniße 
mäßig wenige Anträge übrig, welche entweder bie Trag— 
meite bes geltenben Geſethzes unterſchäzen ober aber bie 
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veruchsweife Schaffung bisher nicht erprobter Einrichtungen 
anftreben und deshalb mit dem Zwecke des gegempärtigen 
in unvereinbarem Widerſpruch ftehen. 
Der Entwurf enthält Beſtimmungen über: 
I. die Einridtung und ben Geſchäftskreis bes 
Batentamts ($$. 13 bis 18), 
II. das patentamtlihe Verfahren, 
insbejondere in Betreff des Gebührenwejens 
. 8, 24), in Betreff der Bekanntmachung der 
tentanmeldungen (8. 23), in Betreff des 
Verfahrens in der Veſchwerdeinſtanz ($. 25) 
und in Betreff der Zulaffung von Nicdtigfeitss 
anträgen ($. 27), 
I. das materielle Patentrecht, 
insbejonbere in Betreff bes Berhältniffes mehrerer 
Patentanmeldungen oder Patente zu einander 
($$. 3, 10), in Betreff der Wirkungen des Pa— 
tents ($$. 4, 5), in Betreff der Wahrung des 
internationalen Gegenſeitigleitsrechts ($. 12) und 
5 Betreff der Haftpflicht bei Patentverlegungen 
($ 34). 
In Bezug auf diefe, wie amf einige ſonſtige Aenderungen 
ift zu den eimgelnen Paragraphen das Nachjtehende zu 
bemerten: 


u & 3. 

Wenn der Gegenftand einer Patentanmeldung in Folge 
der Beröffentlihumg oder offenhmdigen Benugung einer 
früher angemeldeten oder patentirten Erfindung nicht mehr 
als nen ($. 2) fih barftellt, jo ift Fein Zweifel darüber 
möglich, daß das Patentamt jene fpätere Anmeldimg zu— 
rich eifen muß. Dagegen find in Bezug auf die Erledigung 
ber fonftigen Fälle einer Konkurrenz von Anmeldungen 
mit anderen Anmeldungen oder mit Patenten Zweifel ent- 
ftanden. Die eine Meinung geht dahin, daß im ſolchen 
Fällen das Vorzugsreht der früheren vor der fpäteren An— 
meldung im Rechtswege geltend zu machen fei. Nach der 
anderen Auffaffung aber # e3 die Aufgabe des Patentamts, 
im Patentertheilungsverfahren zu prüfen, ob der Gegen- 
ftand einer Anmeldung mit dem Gegenitande einer früheren 
Anmeldung ſich ganz oder theifweife deckt oder doch wenigſtens 
den Inhalt einer früher angemeldeten Erfindung ganz ober 
theilweiſe verwerthet, und im Bejahungsfalle die Feſt— 
ſtellung zu treffen, welchen ber Betheiligten oder im welchem 
Umfarge jedem bderfelben der Anfpruch auf Ertheilung bes 
Patents zufteht oder inmieweit der fpätere Anmelder bei 
Berwerthimg des Patents an die immung bes fraft 
früherer Anmeldung Berechtigten gebunden ift. 

Der 8. 3 Abſaß 1 des Entwurfs entjdheidet die Frage, 
in Uebereinftimmmg mit der Braris des Patentamts und 
end dem Wunſche des überwiegenden Theil® der 
gewerblichen Kreife, im letzterem Sinne. Durch nen 
— — zweiten Sat wird insbeſondere klargeſiellt, 
daß die Aufgabe des Patentamts, das durch Die e 
Anmeldung begründete Recht im eilungsverfahren zur 
Geltung zu bringen, wicht nur dann Platz greift, wenn der 
Gegenftand der Ipäteren Anmeldung mit dem Gegenftande 
jenes Rechts vollkommen fich deckt, ſondern auch dann 
wer nur eim theilweiſes Ineinandergreifen vorhanden ift, 
derart, daß die fpätere Erfindimg nicht ohne Beeinträchtigung 
bes Rechts des früheren Anmelders in Benutzung genommen 
werben Fam. Im erften Fall hat das Patentamt die 
ipätere Anmeldung einfach zurückzuweiſen; im zweiten hat 
es das Patent mr unter Wahrung des älteren Patent 
rechts, aljo in entiprechender Beſchränkung zu eilen, 
indem es entweder ben Patentanſpruch inhaltlich beſchränkt 
oder bie Berugung bed neuen Patents von der Zuſtiumung 


des Inhabers des älteren Patents für abhängig erklärt. | 





Der new binzugefügte Sa bringt weiterhin zum Aus— 
drud, daß die —— nicht * der früheren An⸗ 
meldung als folder zu Theil wird. Vielmehr muß hinzu—⸗ 
fommen, daß die Anmeldung zur Ertheilung eines Patents 
geführt hat und daß das Patent noch befteht. Treffen dieje 
Vorausſetzungen nicht zu (beifpielsweife, weil die frühere 
Anmeldung zurüdgezogen wird), jo wird durch die frühere 
Anmeldung die Patentirung der fpäter angemeldeten Er— 
findung nicht gehindert. Selbftverftändlich muß aber, wenn 
die jpätere Anmeldung eingeht, während das Ertheilungs- 
verfahren über die frühere fih noch im Gange befindet, 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die frühere Uns 
meldung zur Batentirung führt; es darf daher bie end» 
gültige Beſchlußfaſſung über die jpätere Anmeldung erjt 


' erfolgen, wenn die erfte endgültig erledigt if. 


Die vom Patentamt in Gemäßheit der Beſtimmung 
bes $. 3 Abſatz 1 feitgeftellte Beſchränkung eines Patents 
bleibt für die Tragweite deſſelben ebenjo maßgebend, wie 
ſonſtige Beſchränkungen, melde das Amt dem Inhalt der 
Anmeldung gegemüber, jei es burd bie Faſſung des Titels, 
ei es db die Formulirung des Patentanfpruchs, feſt⸗ 
gejtelt hat. Andererjeits ift, wenn die PBatentirung ohne 
einen Vorbehalt im Sinne des $.3 Ubjag 1 erfolgte, dem 
Inhaber des Patents eben damit die Befugniß zur unbes 
ichränften Au der Erfindung gewährleiftet ($. 4) 
und hieraus folgt, daß, jo lange das Patent in diejer 
Geftalt bejteht, der Juhaber beffelben und feine Rechtsnach— 
folger gegen das Verbietungsrecht des Inhabers eines 
älteren Batents gededt find. 

Daß die in den vorbezeichneten Richtungen ergebenden 
Feititellungen des Patentamts die Gerichte ebenjo binden, 
wie alle jonjtigen auf den Juhalt des Patents bezüglichen 
Feitfiellungen, ergiebt ſich von ſelbſt. 

Ergänzt wird die Menderung des $. 3 Abſatz 1 durch 
die entiprehenden Aenderungen im $. 10 Nr. 2 und im 
$. 24 Abjag 2. Damit bürken die aufgetauchten Zweifel 
ihre Erledigumg in vollem Umfange gefunden haben. Na— 
mentlich ergiebt jih daraus, im welder Were die recht⸗ 
lichen iehungen ber jogenannten Abhängigfeitspatente 
f en , d. h. derjenigen Patente, weldye vermöge 
ihres inhaltlihen Zufanmenhangs mit einem älteren Patente 
mt ohne die Zuſtimmung des Inhabers des lepteren 
Patents benupt werden dürfen. Es erſcheint daher nicht 
erforderlich, über den Begriff und die Tragweite dieſer 
——— noch beſondere Beſtimmungen vor— 

ehen. 


8.4. 

Der bisherige Wortlant des F. 4 hat die Deutung 
hervorgerufen, als ob bie — ———— lediglich ein 
negatives Recht, ein Unterſagungsrecht gegenüber Dritten 
erzeuge. Dieſe Anſchauung wird indeſſen dem Weſen des 
Patents nicht gerecht. Der Zweck des letzleren iſt, dem 
Patentinhaber die Ausbeutung der Erfmdung zu ſichern, 
und die zur Erreichung des Zweckes nothwendige Befugniß 
der Ausfchliefung Anderer erſchöpft nur die eine Seite des 
Patentrechts. Da die grundlägliche Auffaffung nicht ohne 
Einfluß auf die rechtliche Beurtheilung der aus dem Patent 
fi) ergebenden Befugniſſe ift, jo Bringt der Entwurf den 
Wortlaut des Geſeßes mit der Faſſung anderer Reichs— 
geſetze ($. 1 des Geſetzes über das Urheberrecht an Schrift- 
werfen 2c. vom 1. Jumi 1870, 8. 8 des Geſetzes über Marten- 
ſchutz vom 30. November 1874 u. U. m.) m Emflang und 
ſtellt dadurch feit, dab der Patentinhaber berechtigt ift, 

1. die Erfindung felbft zu benußen, 

2. jeden Anderen von der Benupung auszufchließen. 

Nach dem Patentgeieh ift der ohne Erlaubniß bes 
Patentinhabers erfolgende Gebrauch eines patenlirten 
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Gegenitandes — von ben Patenten auf ein Verfahren ab- 
geiehen — inſoweit unftatthaft, als es um eine Majchine 
ober eine ſonſtige Betriebsvorrihtung, ein Werkzeug ober 
ein jonjtiges Arbeitsgeräth ſich handelt, während bei ben 
unter diefe Kategorien nicht fallenden Gegenftänden der 
Patentihug ſich auf den Gebrauch nicht mit erftredt. Diejer 
Unterſchied hat in der Praris Schwierigkeiten ergeben, Da 
die Einſchränlung des Rechtsſchutzes bei —— 
welche nicht Arbeitsgeräthe u. ſ. w., ſondern lediglich Ge— 
brauchsmittel find, innerlich nicht immer begründet erſcheint, 
jo neigt die Rechtſprechung zu einer thunlichjt weiten Aus— 
legung der Begriffe „Betriebsvorrichtung” und „Arbeitss 
geräth". Im ſolchen Fällen aber, in welchen auf biejem 
Wege den ſachlich begründeten Intereſſen ihre Geltung nicht 
verichafft werden konnte, find zumeilen empfindliche Nach— 
theile für den Batentinhaber dadurch erwachſen, daß der 
patentirte Gegenjtand aus dem Auslande, oder auch in 
jeinen einzelnen durch das Patent nicht geichügten Beitand- 
theilen aus dem Inlande bezogen und (im leßteren Falle 
nadı Bujammenfegung der ohne Verlegung des Patents 
bezogenen Bejtandtheile) jodann im beliebigen Umfange in 
Gebraudh genommen werden durfte. Es ift daher rathjam, 
die geltende Verjchiedenheit in der Wirkung des Patents 
zu beſeitigen und die umfaffenderen Vorichriften des bis— 
herigen $. 4 Abſatz 2 auf alle Gebraudhsgegenftände zu 
eritreden. 

Diejer Erweiterung gegenüber kann es aber nicht mehr 
für zuläffig erachtet werden, den Patentihuß aud auf das 
Gebiet des häuslichen Gebrauchs zu erſtrecken. Der Ent- 
mwurf hat daher, im Einklang mit den in der Batent- 
enquete vom Sahre 1886 Fu Mr Wünſchen, der oben 
erörterten Ausdehnung eine Einſchränkung injofern gegen- 
überjtellt, als er ausdrüdlich beftimmt, daß nur derjenige 
Gebraudy) unter den Patentſchutz falle, welcher fid als 
„gewerbsmäßig“ darakterifirt. Es foll durch letzteren Bes 
griff die gewerbliche Benußzung im weiteſten Sinne, ins— 
beſondere auch diejenige im Bereiche der Land- und Forſi— 
wirthichaft, des Vergbaues, des Verkehrsweſens u. |. w. 
getroffen werden. Ängeſichts der Auslegung, weldie ber 
Ausdrud „gewerbsmäßig“ in der ee gefunden 
at, fteht es nicht zu befürchten, daß der Wortlaut des 
Sntwurfs zu Mikverftändniffen Anlaß bieten werde. Ebenjo 
fann es feinem Zweifel unterliegen, daß auch die Wer: 
wendung als Hülfsmittel der gewerblichen Produktion 
von ben Borjchriften des 8. 4 betroffen wird. 

Die Magen der hemifhen Induſtrie über die un— 
redlihe Konkurrenz, welche ausländifhe Fabriken dem 
deutichen Gewerbe dadurch bereiten, daß fie die mittelft 
eines in Deutſchland patentirten Verfahrens hergeſtellten, 
an ſich nicht patentirten Stoffe in das Neichögebiet ein: 
führen, haben wejentlih abgenommen, feitdem durch die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts fejtgeftellt ift, daß die 
Wirkungen des für ein Verfahren ertheilten Patents auch 
dem durch das Verfahren hervorgebradhten Erzeugniß zu 
Gute kommen, Der Entwurf beftätigt dieje Auffajlung aus- 
drüdlich, indem er die Erzeugniffe eines patentirten Ber- 
fahrens in demfelben Umfange jchügt wie alle ſonſtigen 
Gebrauchsgegenſtände. Auf Diele Weiſe werden die Schwierige 
feiten und Wermidelungen vermieden, welde von ber 
Patentirung chemiſcher Stoffe als folder zu beforgen fein 
würden. Den Erzeugniffen eines mechaniſchen Verfahrens 
einen geringeren Schuß angedeihen zu laſſen als denjenigen 
eines chemiſchen Verfahrens, erjcheint weder geredjtfertigt 
noch ausführbar. 

Wenn Seitens der betheiligten Kreiſe geltend gemacht 
worden ift, daß die Bekämpfung jener ausländiichen Kon— 
furrenz auch infofern auf Schwierigkeiten ftoße, als ber 





brachten Stoffe mitteljt des patentirten Verfahrens hergeftellt 
jeien und nicht etwa auch mitteljt eines anderen Berfahrens 
haben hergeſtellt werden können, nur felten auf Seiten der 
Gerichte als erbracht anerkannt werde, jo beruhen dieſe 
Klagen auf vereinzelten Vorkommniſſen, welche der über: 
wiegenden Auffaſſung der deutſchen Gerichtshöfe nicht mehr 
entiprechen dürften. Gegenwärtig wird, fo viel befannt, 
bei Regelung der Beweis- und Gegenbeweislaft nicht die 
abjtrafte Möglichkeit des Beftehens eines anderen Ver— 
fahrens, fondern die Frage als entſcheidend betradhtet, ob 
im einzelnen falle für das thatſächliche Vorhandenfein eines 
ſolchen anderen Verfahrens ausreichendes Material beige- 
bradt werden kann. Eines Einſchreitens wird ſich die 
Gejeggebung deshalb hier um fo eher enthalten dürfen, als 
fänmtlichen Vorſchlägen, die dafür in Betracht fümen, Be— 
denen entgegengehalten werben können. 

Uebrigens wird auch die Beitimmung im $. 34 bes 
Entwurfs, welche den Kreis der verfolgbaren Patentver- 
legungen in der Richtung auf die fubjektive Haftbarkeit 
wejentlic) erweitert, die hier beiprocdhenen Schwierigkeiten, 
ſoweit fie überhaupt noch wahrgenommen werben jollten, 
als weniger bedenklich ericheinen laſſen. 

In Bezug auf einen anderen aus ben Streifen ber 
chemiſchen Induſtrie geäußerten Wunsch, welcher fih im 
Intereffe der gewerblichen Bewegungsfreiheit darauf richtet, 
daß die Patentirung eines chemiſchen Verfahrens jtets nur 
infoweit erfolgen möge, als dafjelbe die Herftellung genau 
bezeichneter Stoffe bezwede, mag bemerkt werden, daß 
es einer (ohnehin ſchwer zu formulirenden) Aenderung des 
Geſetzes hierzu nicht bedarf, da das Patentamt, unter zus 
treffender Auslegung des 8. 1 Nr. 2 des Gejehes, Die 
ftrenge Durdführung diejes Grundjaßes ſich bereits ange 
legen fein läßt. 

Bu $.5 


Von mehreren Seiten ift angeregt worben, daß das 
Recht desjenigen, welcher zur yet der Anmeldung des 
Patentinhabers die Erfindung bereits in Benußung ges 
nommen oder eine ſolche Benugung genügend vorbereitet 
hatte ($. 5 Abjap 1), ſchärfer ausgejtaltet werden müſſe. 

Diefe Anregungen bewegen fih indeß nach verſchie— 
denen Richtungen und heben ſich zum Theil gegenfeitig auf. 
Schon daraus geht hervor, wie ſchwierig e8 fein würde, 
jede einzelne Zweifelsfrage, welche in Bezug auf die Ent» 
—* und ben Umfang des den Batentihug einſchränkenden 
Rechts, in Bezug auf deffen Uebertragbarteit u. ſ. w. ſich 
etwa ergeben fann, durch das Geſetz im Voraus zu Löfen. 
Auch iſt nicht erſichtlich, daß ein dringendes Bedürfniß 
hierzu vorhanden wäre; vielmehr haben, ſoviel belannt, 
die Beitimmungen bes Geſetzes durch die gerichtliche Praxis 
eine im Wefentlichen zutreffende Würdigung erfahren. 

Es wird deshalb genügen, nur Die eine, in ber 
Rechtswiſſenſchaft verſchieden beantwortete grundjäßliche 
Frage, ob der im Abſatz 1 vorgeiehene Rechtsſchutz feine 
Begrenzung durd die Art und den Umfang der Benugung 
findet, in welche die Erfindung zur Seit der Anmeldung 
des Patentinhabers ſchon genommen war, durch eine geſetz— 
liche Interpretation zu entjcheiden. Der Entwurf verneint 
diefe Frage, indem er davon ausgeht, daß die dem Patents 
inhaber gegebene Unterſagungsbefugniß gegenüber dem 
jenigen, welder kraft früherer eigener Benutzung ein 
materielle Anrecht an die Erfindung erworben hat, über- 
* nicht in Wirkſamkeit tritt. Es wird ſomit ausge— 
prochen, daß dem Letzteren eine beliebige Erweiterung der 
Ausnutzung für die Zwede jeines Vetriebes, aber auch nur 
für dieſe Zwecke geftattet iſt. 


Zu $. 8. 
Bon den während der Jahre 1877 bis 1889 ertheilten 


Beweis, dab die vom Auslande her in den Verfehr ge | 50780 Ratenten find 4016 bereits unmittelbar nad) der 
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Ertheilung hinfällig geworden, weil der Batentinhaber die 
erfte, bei der Ertheilung des Patents zahlbare Jahresge— 
bühr zu zahlen unterließ. Der Grund für dieſe Erſcheinung 
ift zu einem großen Theil darin zu juchen, daß es den Ans 
mel nit auf die Verwerthung des Rechtsſchutzes, 
londern darauf ankam, die Thatfadhe der Patentertheilung 
zu Zweden der Reklame auszunugen. Mißbräuchen ſolcher 
Art, welche ebenfo jehr das Anfehen der Patente wie das 
Interejfe der redlichen Patentinhaber beeinträchtigen, ift 
entqegenzutreten, zumal da in derartigen Fällen dem Patent- 
amt erheblihe und nutzloſe Opfer an Arbeit zugemuthet 
werben, und die Neichöfafle für die durch Drudlequng der 
Batentihriften 2c. erwachlenden Koften in den Hemden 
bühren allein nur unzureichende Dedung erhält. Dem 
redlichen Patentſucher gegenüber ericheint es unbedenklich, 
die Friſt für die Zahlung der Gebühr vor die Ertheilung 
des Patents zu verlegen und mit dem Feitpunkt beginnen 

laſſen, mit welchem das Patentamt die angemeldete Er: 
nie nad) der erften Prüfung für geeignet zur Aus— 
—5 erachtet hat. Der zu dieſem Zwed in den &. 8 
Abjag 1 aufgenommene Grumdjag wird in den Vorjchriften 
über das Ertheilungsverfahren ($. 24 Abſatz 1) zur Durch— 
füprung gebradyt. Im Falle der Verfagung des Patents 
joll, um jede Härte zu vermeiden, ohne bejonderen An— 
trag die Nüderjtattung der voransgezahlten Gebühr ers 
folgen ($. 26) 

Was die Entrihtung der Gebühren für das zweite 
und die folgenden Jahre ($. 8 Abjag 2) anlangt, jo ift 
die bisher gewährte dreimonatige Zahlungsirift nach der 
‚rälligleit der Gebühr von geringem praftiichen Nupen, da 
es in der Regel dem Paientinhaber nicht — auf eine 
kurze Hinausſchiebung der Zahlung, als darauf ankommt, 
vor den Folgen einer Unachtſamkeit in der er. 
der Su bewahrt zu werden. Der Entwurf kürzt deshal 
die Zahlungsfriſt auf jehs Wochen ab, fieht aber anderer- 
jeits eine zweite Friſt, vor, in welder die Folgen einer 
Unadtfamteit noch bejeitigt werden können, nachdem ber 
Batentinhaber durch eine amtliche Mittheilung auf die Uns 
achtſjamkeit Hingemwiejen worden ift. Eine ſolche Mitiheilun 
foll in Zukunft nad) Ablauf der eriten jechswöchigen Sri 
regelmäßig an bie Patentinhaber ergehen. Das Patents 
amt wird bie entiprechenden Einrichtungen zu treffen haben. 
Die Einrichtungen im Geſetze ſelbſt vorzufehen, erjcheint 
ſchon um desmillen nicht zwecmäßig, weil dann ber Ber 
fall des Patents von dem Nachweiſe abhängig fein 
mürbe, daß dem Batentinhaber die durch das Geſeß vor- 
geiehene Mittheilung auch wirklich zugegangen je. Ein 
older Nachweis mürde in vielen SFällen, namentlich bei 
ausländischen Patentinhabern, mißlich fein; es würde außer— 
dem bas Patentamt dädurch mit neuen und umjtändlichen 
Geichäftsanordnungen belajtet werden. Die Abſicht geht da= 
—* die Mahnung durch einfachen Brief an den in die 

atentrolle eingetragenen Berechtigten erfolgen zu laſſen. 
Dieſe Aufgabe des Patentamtis läßt ſich in genügender 
Weiſe durch die Ausführungsbeſtimmungen feſtſtellen. 

Der vielfach geäußerte Wunſch, daß Vorauszahlungen 
der Gebühren für mehrere Jahre zugelaſſen werden möchten, 
um bei Ertheilung von Licenzen oder beim Abſchluß fonftiger 
die Verwerthung des Patents bezielender Verträge dem 
Erwerber des Nutzungsrechts gegenüber das Veltehen des 
Patentrechts auf längere Zeit hinaus ficherftellen zu können, 
ift durch die unter dem 12. Mai 1890 (Patentblatt von 
1880 S. 197) ergangene Anordnung des Watentamts ers 
ledigt, nach welcher Vorauszahlungen ohne Einſchränkung 
angenommen werben und im Falle des Erlöfchens der 
Patente durch Verzicht, Erflärung der Nichtigkeit oder Zur 
rüdnahme die Rüdzahlung der nicht fällig gewordenen 
Gebühren erfolgt. Bei diefer Anordnung, weldhe Schwierig: 

Altenjtüde zu den Verhandlungen des Reichstages 18M. 


keiten nicht hervorgerufen hat, wird es auch in eg 
verbleiben haben, Der nachträglichen gefeßlichen She 
ftellung einer ſchon jet von der Verwaltung anerkannten 
Befugniß des Patentinhabers bedarf es nicht. 


Im 8. 9 
find lediglich die durch die Umgeftaltung des 8. 8 ſich er- 
gebenden FFaflungsänderungen vorgenommen worden. 


Der $. 10 

ftellt duch die neue Beſtimmung unter Mr. 2 außer 
Zweifel, daf in den Fällen, in welden ein Patent entgegen 
der Vorſchrift des $. 3 Abſatz 1 ertheilt — Herſtellung 
des dieſer Vorſchrift entſprechenden Zuſtandes im Wege des 
Nichtigkeitsverfahrens zu erfolgen hat. Hiermit iſt den 
Nichtigkeitsinftangen die Eniſcheidung in Fällen der Kollifion 
zwifchen mehreren Patenten (oder zwiſchen einem Patent 
und einer Anmeldung) auch dann vorbehalten, wenn bie 
Beltimmungen der 88. 1 und 2 ($. 10 Nr. 1) zur Be: 
jeitigung diefer Kollifion nicht ausreichen. Aus der Faſſung 
der Nr. 2 im $. 10 ergiebt fi, daß — entipredhend dem 
zu $. 3 Bemerften — das auf Grund der früheren An— 
meldung ertheilte Patent in dem a noch beftehen 
muß, im welchen mit Rüchkſicht auf daffelbe ein fpäteres 
Patent für nichtig erflärt werden joll. 


Zu $. 12. 

Das Patenigeſetz ſtellt in Bezug auf die Erlangung 
und die Verwerthung der Patente den Ausländer dem In: 
länder völlig gleich. Damit ift es auf einem Gebiete, 
auf weldem die internationalen Verfehröbeziehungen fo 
* und fo eng find, anderen Staaten mit gutem Bei— 
piel vorangegangen, 

für die Zukunft wird diejes Prinzip des deutſchen 
Rechts, joweit irgend thunlich, aufrecht erhalten bleiben 
nrüflen. Es fteht dann um fo cher zu hoffen, dab Die Ent- 

widlung der Öeiehgebung im Auslande in derjelben Richtung 
fich vollziehen und zur Ausgleichung der noch vorhandenen 
Gegenfähe führen wird; erſt dann werden ben Deutjchen 
im Wuslande Diejenigen Rechte geſichert fein, weldje das 
deutſche Recht ohne Weiteres den Ausländern gewährleiſtet 
det Ein Verſüuch zum Ausgleich der befichenden Vers 
hiedenheiten iſt bekanntlich bereit® von einer Neihe von 
Staaten mittelft Bildung der internationalen Union zum 
Schutze des gewerbliden Eigentums gemacht worden. 
Immerhin fihert die Union, welche für die Erlangung des 
Patentfchußes mandhe formelle Grleichterungen begründet 
get für die Verwerihung der Patente in wichtigen praktiſchen 
eziehungen dem Aırgehörigen ber Verbandsftaaten noch 
nicht alle die Rechte, welche das beutfche Gejeh dem Aus— 
länder eingeräumt hat. In Dentjchland kann ſich daher 
der Geiehgcher der Thatfahe nicht verſchließen, daß für 
jeßt eine —— des gleichmäßigen Verhaltens aller 
Staaten gegenüber den Auslandspatenten nicht vorliegt. 
Werden dur eine joldie Rechtsun leichheit die deutſchen 
Intereifen ernftlich bedroht, jo läßt eh die Anwendung bes 
Vergeltungsrechts nicht umgehen, Der Entwurf bietet eine 
andhabe hierfür, indem er den $. 12 durch eine dem 
. 4 Abſaß 2 der Konfursordnung nachgebildete Vorſchrift 
ergänzt. 3 nachdem ein größeres oder geringeres Maf 
der Beeinträchtigung deutſcher Intereffen zum Vorgehen 
Anlaß bieten jollte, faun die Wiedervergeltung in völliger 
—— der Angehörigen des betreffenden Staates 
oder auch nur in einer Einſchränkung ihrer Rechte beftehen. 
Der Entwurf geht davon aus, daß die Aufftellung dieſes 
Vorbehalts in den gewerblichen Kreifen des Auslandes zum 
Anerkenntniß der Nothwendigleit beitragen wird, daß eine 
‚ wirkliche Ausgleihung der nationalen Nechtsiäge im Patents 
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wejen nur auf dem Boden voller Gleichberedhtigung des 
ne und Auslandes, wie die deutſche Geſetzgebung fie ftatuirt, 
ſich vollziehen kann. Die Erkenntniß von diejer Noth— 
wendigkeit wird den Bejtrebungen, welche der Union zu 
Grunde liegen, eine neue Unterjtüßung gewähren und aud) 
für Deutjchland eine Verftändigung nit nur mit den in 
er Union vereinigten Staaten, jondern auch mit den an 
diefer nicht betheiligten wichtigeren Induſtrieſtaaten er: 
leichtern. 


Die Aenderung am Schluffe des Abſatzes 1 bezweckt 
eine Anpaffung der dort enthaltenen Vorſchrift über den 
Gerichtsitand an die Beftimmungen der Civilprozeßordnung. 


Bu 88. 13, 14. 

Aus der Tabelle II ijt die Entwidlung zu erkennen, 
welche der Perfonalbeftand des Patentamts in der Zeit von 
1877 bis 1889 erfahren hat. Die les trat mit 39 
Beamten, darunter 22 Mitgliedern, in ihre Thätigfeit ein, 
während berjelben gegenwärtig 172 Beamte, darunter 36 
Mitglieder, angehören. Freilich bietet dieſe Bergleihung 
der Anfangs mit den Endziffern ein völlig zutreffendes 
Bild nicht dar, weil als derjenige Zeitpunkt, in welchem 
die Wirkſamkeit des Patentamts id) u allen Seiten Hin 
entfaltet hatte, erft etwa der Beginn des Jahres 1880 be— 
trachtet werden darf. Allein auch jeit dem legten Jahre 
ift eine Vermehrung der Beamtenzahl um nahezu ein Viertel 
(von 133 auf 172) erfolgt, und dieſe Vermehrung würde 
noch jtärfer geweſen fein, wenn nicht während der Iehten 
Jahre bei neuen Anftellungen grundjäglih die Grenze 
aͤußerſter Nothwendigkeit innegehalten wäre. Bemerkens— 
werth erſcheint, daß die Steigerung der Perſonenzahl ſeit 
1880 ſich nur in geringem Maße auf die Mitglieder erſtreckt, 
vielmehr vornehmlich durch die Heranziehung ſolcher Hülfs— 
kräfte hervorgerufen iſt, welche den Mitgliedern in der Er— 
mittelung und Sichtung des für die Beſchlußfaſſung wichtigen 

' Materials an die Hand zu gehen haben. Es liegt hierin 
ein Hinweis für die Beantwortung der Frage, an welchem 
Mangel die Organifation der Behörde hauptiächlich leidet; 
er beitcht darin, daß den Mitgliedern, welche ſich den Auf— 
gaben des Patentamts mur imjomweit widmen können, als 
es die Rückſicht auf ihren Hauptberuf ihnen gejtattet, die 
Durddringung und Beherrfhung des in fortwährend ge— 
fteigertem Umfange an fie herantretenden Stoffes immer 
fchwerer wird, 


Wie bereits in den allgemeinen Grörterungen dar— 
elegt, kann durch eine bloße Rerjonalvermehrung dauernde 
bhülfe fernerhin nicht gejchaffen werden; die gegenwärtige 
Organifation, nad) welcher die vornehmſte Gewähr für den 
— alt der Abtheilungen und für die Stetigleit der 

eſchlußfaſſungen durd die Berjon des Präfidenten — 
wird, verträgt eine Erweiterung nicht mehr. Der Entwurf 
beabſichtigt demgemäß eine grundſätzliche Umgeftaltung 
herbeizufuͤhren durch 

1. die Berufung von techniſchen und rechtslundigen 
Mitgliedern, welche der Behörde auf Lebenszeit 
im Hauptamt angehören follen; 

2, die volljtändige Trennung des Berjonals für die 
Abtheilungen eriter Inftanz (Anmeldeabtheilungen) 
von demjenigen für die Abtheilung der zweiten und 
der Nichtigkeitsinſtanz (Beichwerdeabtheilungen und 
Nichtigkeitsabtheilung) derart, daß 

3. die technifchen Mitglieder ber Anmeldeabtheilungen 
ſämmtlich im Hauptamt angeftellt jein müffen. 

Es joll demgemäß, und zwar im Wege ber Gtatsfeit- 

jegung, die Anftellung einer ſolchen Anzahl von hauptamt- 
lihen Mitgliedern bewirkt werden, welde zur Bejegung der | 
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Anmeldeabtheilungen dauernd ausreidht. Die Höhe diefer 
Zahl läßt ſich vor endgültiger Durdführung der nenen 
Organifation nicht mit voller Sicherheit beitimmen. Vor— 
ausſichtlich wird es angemeſſen jein, an Stelle der bisherigen 
ſechs, gleichzeitig mit Angelegenheiten erjter und zweiter 
Injtanz bejaßten Abtheilungen für die Zukunft zumächit vier 
Anmelde: und zwei Beichwerdeabtheilungen zu bilden. Wenn 
ſonach auf jede Anmeldeabiheilung im Durchſchnitt mehr 
als zwanzig derjenigen techniſchen Patentklaffen, in welche 
die Anmeldungen durch das Patentamt gruppirt find, ent— 
fallen, jo wird die Mitgliederzahl der einzelnen Abtheilungen 
ausgiebig bemeſſen werben müſſen; denn die Leiftungss 
fähigkeit der Leßteren aus davon ab, ob in ihnen ge- 
nügend jpezialifirte Fachkenniniſſe vertreten find. Auf diejen 
Grundlagen wird die Bemeſſung der Mitgliederzahl nad 
Maßgabe der weiteren Erfahrungen im Wege allmäliger 
Entwidelung des Etats zu erfolgen haben. 

Die hauptamtlichen Mitglieder werden vermöge ihrer, 
aus der dauernden Verbindung mit der Behörde erwachienden 
Gejhäftsgewandtheit zur Bewältigung der großen Maſſe 
des zum erften Male an das Patentamt gelangenden Ma- 
terials, alfo zur Behandlung der Patentanmeldungen in 
erfter Inſtanz, vorzugsweife geeignet fein. Für die Er- 
fahrung und Autorität der nictftändigen Mitglieder bleibt 
eine, mehr als bislang vor Ueberlaftung geſchützte Wirk: 
famfeit in den durch das Verfahren erjter Inſtanz bereits 
gefichteten Fällen, welche durch Erhebung der Beſchwerde 
zur nochmaligen Prüfung gebracht werden. Die Bemeffum 
des Berionals für die Beichwerdeabtheilungen wird — 
davon abhängen, ob in Folge der neuen Organiſation eine 
Abnahme in der Zahl der Beſchwerden eintreten wird, und 
in welchem Umfange die Wirkungen der Zulaſſung der 
mündlichen Verhandlung ($. 25) ſich geltend machen werben. 

Das techniſche Perfonal der Beichwerdeabtheilungen 
joll zugleich zur Belegung der Nichtigfeitsabtheilung ver: 
wendet werden, deren Geftaltung eine Aenderung nicht 
erfährt. 

Was die rechtsverftändigen Mitglieder des Patentamts 
anlangt, jo geht der Entwurf davon aus, Fe ihre Vers 
wendung in den verjhiedenen Abtheilungen ſich nad Maf- 
gabe des praftiihen Bedürfniffes zu regeln haben wird. 

Den beträdhtlihen Mehrausgaben, welche die neue 
Organifation mit ſich bringt, wird eine geringe Erſparniß 
infofern gegenüberjtehen, al$ ein Theil der dem Patentamt 
jet zugewiejenen techniſchen Hiufskräfte vorausfidhtlich ents 
behrlicdh werden wird. Im Uebrigen kann, Angejichts der 
Nothwendigkeit, die durch unzureichende Ausftattung der 
Behörde erwachlenen Mißſtände zu bejeitigen und das 
Vertrauen der Induftrie in die Thätigfeit des Patentamts 
Bi ftärten, die Koftenfrage nicht enticheidend ins Gewicht 

en. 


Zu $$. 15 bis 17. 

Die im $. 15 Abſatz 2 des Geſetzes vorgejehene Art 
der Zuftellung verurſacht in den meilten Fällen unnöthige 
Umftände und führt befonders dann zu Weiterungen, wenn 
der Adreſſat die Vollziehung des Emmpfangsicheines ver: 
weigert, Es wird ſich empfehlen, für joldye Fälle, in 
welchen der Friſtenlauf enticheidende Rechtswirkungen mit 
fi bringt, das Zuſtellungsweſen der Givilprozekorbnung 
anzumenden, im Uebrigen aber einfachere formen einzu— 
führen. Dieje Einzelheiten find jedoch pajjender im Wege 
der Ausführungsverordnung zu regeln. Demgemäß ift die 
Streihung des bisherigen — 2 umd eine entſprechende 
Ergänzung des $. 17 erfolgt. 

Die Beitimmung im $. 15 Abſatz 3 des Geſehes ift 
in den $. 16 des Entwurfs übernommen worden, 








Zu $. 18. 

Die Gerichte machen von der ihnen durch das Geſetz 
eingeräumten Befugniß, das Patentamt zur Abgabe von 
Gutachten zu veranlaffen, in erheblichem Umfange Gebrauch. 
Die dem Batentamt dadurch erwachſende Thätigkfeit ift in— 
iofern für diefe Behörde ſelbſt förderlich, als letere dadurd) 
in dauernder Berührung mit der Rechtſprechung gehalten 
wird, und ihre Mitglieder eine genanere Kenntniß von den 
Birfungen erhalten, welche das Patent im gewerblichen 
Leben äußert. Als bedenklich Hat ſich jedoch die unters 
ihiedslofe Heranziejung des Patentamts zur Erftattung 
gerichtlicher Gutachten erwiejen, und zwar nicht nur in der 
Richtung, dab dafjelbe häufig in die Lage gebracht wird, 
über ein in thatſächlicher Beziehung noch nicht ausreichend 
geflärtes Material fi) zu äußern, jondern vornehmlid; auch 
aus dem Grunde, weil die Ausſprüche des Ratentamts in 
der weiteren Gntwidlung bes Rechtsfalles zum Gegenftande 
der Kritik durch anderweit vernommene Sachverſtändige 
gemacht werden, ohne daß das Patentamt in der Lage 
die nicht immer zutreffenden Ausführungen ſeinerſeits richtig 
zu ſtellen. Das Anſehen der techniſchen Centralinſtanz kann 
hierdurch beeinträchtigt werden. Der Entwurf entiprict 
dieſen Rüdfichten, indem er, im Einklang mit den Wünjchen 
der gewerblichen Kreiſe, die Verpflichtung des Patentamts 
auf die Abgabe von fogenannten Obergutachten beichränft. 
Selbitredend verfolgt die Menderung nur dem Zweck, bie 
Mitwirkung der Behörde von beſtimmten Vorausſetzungen 
abhängig zu machen; eine Einfchräntung der den Gerichten 
juitehenden freien Beweiswürdigung kommt nicht in Frage. 

Welche Abtheilungen des Patentamts nad dem Ins— 
lebentreten ber neuen Organilation mit der gutachtlichen 
Virffamkeit zu betrauen Ad, joll gemäß $. 17 des Ge 
fepes im Verordnungswege beftimmt werden. 


Zu $. 20. 

Eine neue Bejtimmung enthält der Entwurf mur im 
Abſatz 3, und zwar dahin, dak Abänderungen der Ans 
meldung nicht mehr bis zur Bekauntmachung der Ießteren, 
jondern nur bis zu dem Beſchluſſe über dieſe Bekanntmachung 
zuläfjig fein folen. Dadurd wird ermöglicht, daß mit dem 
Zeitpunkt des Beſchluſſes das für die Beurtheilung erforder: 
liche Material abgeſchloſſen vorliegt. Es erjcheint dies um 
jo mehr von Bedeutung, als nad) der im $. 23 Abſatz 3 
vorgejehenen Aenderung die Bekanntmachung für die Dauer 
von drei Monaten ausgejeßt werden kam, 


Zu $. 21. 

Der Wortlaut des 8. 21 im Patentgejepe läßt Zweifel 
darüber auflommen, ob Mittheilungen des Patentſuchers, 
welche die Beſeitigung der vom Patentamt bezeichneten 
Mängel der Anmeldung bezweden, berüdjichtigt werden 
tönen, wenn fie zwar nad) Ablauf der dem Ratentjucher 
geitellten Friſt, aber vor dem die Anmeldung zurückweiſenden 
Veſchluſſe eingehen. Da die Bejahung biejer Drage dem 
Intereffe des Patentjuchers entgegentommt und mit ber 
Beitimmung des $. 20 Abjag 3 im Einklang jteht, jo er 
ſchien eine Wenderung des Wortlauts wünfchenswerth. 

Um mehrfach geäußerten jonjtigen Bedenken gegen die 
Faſſung diejes Paragraphen zu begegnen, darf hervorge- 
hoben werden, daß es dem Patentamt nicht etwa obliegt, 
aus dem formellen Grunde, weil einer Aufforderung des 
PBatentamts gar nicht oder nicht volljtändig entſprochen ift, 
die Anmeldung unter allen Umftänden in vollem Umfange 
ztrüctzuweiſen. Bielmehr ift das Patentamt auch in jolchen 
Fällen, Sofern jolches den Abjichten oder Antereifen des 
Batentjuchers nicht zumiderläuft, in der Lage, das Patent 
injoweit zu ertheilen, als der Anmeldung ein Mangel an 
den vorgejchriebenen Anforderungen nicht anhaftet, 
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Bu 8. 22, 

Die Veränderung im Abſatßz 2 verfolgt den Zweck, der 
Annahme vorzubeugen, als ob das Verhältwiß zwifchen 
mehreren Anmeldern ($. 3 Abſatz 1) jeitens des Patent: 
amts nicht in den Kreis feiner Prüfung einzubeziehen fei. 
Das Nähere hierüber ergeben die Bemerkungen zu $. 3, 
aus welchen auch hervorgeht, daß die Zurückweiſung ſich 
auf einen Theil der Anmeldung beſchränken kann. 


Zu $. 28, 


Der Umſtand, daß die Auslegung der Anmeldungen 
nebjt Beilagen ausfchließlih am Sitze des Patentamts, in 
Berlin, erfolgt, hat ben Bewohnern ber ferner gelegenen 
großen Induftriegebiete zu Klagen Anlaß geneben, denen 
die Berechtigung nicht durchaus abzufpredhen ijt. Die Bes 
kanntmachungen im Reichs-Anzeiger können den Betheiligten 
eine erjchöpfende Information darüber, ob eine Anmeldung 
in beftehende Rechte eingreift und demgemäh im Wege des 
Einſpruchs anzufechten ift, nicht gewähren; bazu bedarf es 
in der Regel der Kenntmiß von dem eigentlichen Inhalt 
der Anmeldung. Die von Berlin entfernt wohnenden 
Anduftriellen, deren Geichäftsbetrieb den Einwirkungen des 
Patentweſens unterliegt, find alſo gezwungen, en 
mit Weiterungen und Koften verbundene Vorkehrungen zu 
treffen, um ſich über alle ihre Intereifen möglicherweife bes 
rührenden Patentanmeldungen auf dem Laufenden zu er 
halten. Es würde von vielen Seiten mit (Freude begrüßt 
werden, wenn es gelänge, diejen Ungzuträglichkeiten abzu— 
helfen. Der Entwurf will den Weg dazu anbahnen, indem 
er die Möglichkeit zuläßt, den einen oder anderen der 
wichtigeren Induſtrieplätze des Reichs zur Auslegeitelle neben 
Berlin zu bejtimmen (Abſatz 2). 

Die weitere Verfolgung diefes Weges muß der Aus— 
führungsverordnung vorbehalten bleiben, ſowohl deshalb, 
weil die Wahl der geeigneten Orte fich nicht ein= für alle 
mal treffen läßt, bejonders aber auch darum, weil erft an 
der Hand der Erfahrung ermittelt werden kann, ob nicht 
durd; das bei einer Auslegung an mehreren Drten aufzus 
jtellende Erforderniß der Vervielfältigung der Anmeldung 
und ihrer Beilagen zu bedeutende Schwierigkeiten er 
wachſen. 

Für Patentanmelder, welche zunächſt darüber Gewiß— 

eit zu erhalten wünſchen, ob das Patentamt die Erfindung 
für patentfähig und demgemäß für geeignet zur Bekannt— 
machung erachtet, und welche nach Erlangung dieſer Ge— 
wißheit die Erfindung auch im Auslande zur Patentirung 
anzumelden beabfichtigen, fan der Umſtand, daß die Be— 
fanntmadhung in Deutſchland unmittelbar nach dem biejelbe 
verfügenden Beichluffe erfolgt, Nachtheile hervorrufen, ſei 
e8, weil die Bekanntmachung ſelbſt von der ausländijchen 
Gejepgebung als ein Patenthindernik angejehen wird, fei 
es, weil dieje Bekanntmachung zu anderweiten, der Batentirung 
im Auslande hinderlichen Veröffentlihungen führt. Das 
Patentamt ift bisher in ſolchen Fällen dem Bedürfniß durch 
eine Ausjegung der Bekanntmachung für kurze Zeit entgegen- 
efommen; es erjcheint indeſſen wünfchenswerth, biejer 
raxis einen fejten gejeplichen Anhalt und bamit Die Mög- 
lichteit einer weiteren Ausdehnung zu bieten (Abſatz 3). 

Bei den für die Zwecke des Heeres ober ber Flotte 
nachgeſuchten Patenten unterbleibt ſchon jet die Auslegung 
der Anmeldung und ihrer Beilagen. In ſolchen Fällen jedoch 
in welchen eine völlige 43 altung als nothwendig ſich 
erweiſt, lönnen auch die für die Anmeldung und ebenſo 
die für das Patent vorgeſehenen Bekanntmachungen durch 
den Reichs-Anzeiger und das Patentblatt eine den militä— 
riſchen 6 nachtheilige Wirkung ausüben. Der Ent⸗ 
wurf ſchreibt daher vor (Abſatz 4), daß in ſolchen Fällen 
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auf Antrag jede Veröffentlihung und dementipredhend aud) 
die Eintragung in die Patentrolle in Fortfall kommen joll. 


Zu 8. 24. 

Durch die Beſtimmung im Abjag 1 wird der im $. 8 
neu aufgejtellte Grundſatz, daß die Einzahlung der erjten 
Zahresgebühr vor Ertheilung des Patents erfolgen fol, 
zur Ausführung gebradit. 

Der Abſatz 2 ftellt feſt, daß die Erhebung des Eine 
ſpruchs nur innerhalb der achtwöchigen Friſt, nicht aber, 
wie bisher, darüber hinaus bis zum Mugenblid der Be— 
ſchlußfaſſung zuläffig fein ſoll. Diefe Beſchränkung ift ges 
boten, um ie Beſchlußfaſſung des Patentamts — Grund 
eines völlig abgeſchloſſenen, nicht jeden Augenblick noch 
einer nachträglichen Ergänzung ausgeſetzten Materials vor: 
bereiten zu fönnen. 

Die Gründe, aus welchen Einſpruch erhoben werden 
kann, haben eine Erweiterung erfahren, um die Beſtimmung 
mit den bei 88. 3, 10 und 22 beſprochenen Grundſätzen 
in Einklang zu bringen. 


Bu $. 25. 

Wie ans den einleitenden Bemerkungen erfichtlich, it 
die Zahl der Beichwerden gegen Beihlüfle des Batentamts 
im nemmnswerthem Grade gewachſen. Den zahlenmähig 
ſtärkſten umb fachlich weitaus wichtigſten Antheil an dieſer 
Steigerung hat die im $. 25 behandelte Kategorie folder 
Beichwerden, welche fih gegen Beihlüffe über Verjagung 
ober Erthei des Patents richten. Dieje Beichwerden 
haben feit dem Jahre 1880 nahezu verdreifacht und 
erreichten im Jahre 1889 annähernd die Zahl 3000. 

Mu nun zwar zugegeben werden, daß die Fälle, in 
welchen Beſchwerden diejer Art von Erfolg begleitet geweſen 
find, während der legten Jahre ebenfalls eine Vermehrung 
erfahren haben (Ueberficht VI), jo läßt fih doch aus 
Män ber Beichlußfaffungen erfter Inſtanz allein Die 
hier beiprochene Ericheinung nicht erklären. Biel mehr m 
dabei offenbar der im Patentweien jich vielfach gr r 
machende Uniſtaud kam dak Anmelder nicht jelten 
dem Gegenjtande ihrer Anmeldung eine zu hohe Bedeutung 
beilegen, daß in ihnen deshalb leicht die Ueberzeugung ers 
wect wird, ihre Erfindung begegne nicht der verdienten 
Würdigung, und daß fie ſomit beftrebt find, jedes ſich dar— 
bietende Mittel zur Erzielung einer bejleren Werthſchätzung 
zu erjchöpfen. Dem Geſetzgeber erwächſt die Verpflichtung, 
diefen Auſchauungen imomweit Rechnung zu tragen, als 
andere ſachliche Nüdfichten dies gejtatten, um damit der 
Gefahr vorzubeugen, dab das Vertrauen im die gerechte 
und einfichtige Prüfung der angenteldeten Erfinder in weis 
teren Kreiſen erjchfittert werde. Es ijt deshalb befonderer 
Werth darauf zu legen, dat die wit feinem weiteren Rechts— 
mittel aufechtbaren Beiglupfaffungen des Patentamts durch 
ein Verfahren vorbereitet werden, weldyes auch in dert Augen 
des Publikums Zweifel über die eingehende Würdigung 
bes geſammten Sachverhalts möglichft ausſchließt. 

Von den gleichen Erwägungen ausgehend, hat bereits 
die im Fahre 1886 berufene Enquete-Kommiſſion der Ver— 
befferung des Verfahrens im der Beſchwerde-Inſtanz ein 
bejonderes Gericht beigelegt. Wenn die an jener Enguete 
betheiligten Sacverjtändigen ihre Beidlüjfe auf die Ein- 
richtung einer dritten Inftanz erjtwedt haben, jo wird davon 
ausgegangen werden dürfen, daß die hierauf gerichteten 
Beitrebungen, weldye übrigens in ſehr verichiedenartigen 
Gejtaltungen — Beſtellung des Reichsgerichts zur dritten 
Juſtanz, Schaffung eines Patent erichtshofs, Zulaſſung einer 
Klage auf Auerkennung der ndungsmerktmale 2c. — zu 
Tage traten, durch die geplante Reorganifation des Patent» 
amis den Boden verlieven werben. Abgeſehen Hiervon 
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hat der Entwurf die von ber Induftrie gegebenen Anz 
regungen in mweitgehendem Maße berüdjichtigt. Ueber die 
Einrihtung gejonderter, mit namhaften Sachfennern zu be 
fegender Beichwerde-Abtheilungen ift zu den SS. 13 und 14 
das Nähere bemerkt worden; bier handelt es ſich um die 
Garantien, durch welde dem Verfahren in ber Bes 
ſchwerde-Inſtanz ein vermehrtes Anſehen beizulegen it. 

Die beabfichtigte Umgeftaltung des Patentamts gejtattet 
es zumächft, die bisher nach & 25 Abjak 2 des Geſetzes 
lediglid in das Ermejfen des Batentamts — Zulaſſung 
der mimdlichen Verhandlung inſoweit zur Regel zu erheben, 
als es dem berechtigten Bedürfniß entſpricht ($. 25 Abſatz 3 
bes Entwurfs), Der Wert) der mündlichen Verhandlung 
für die Betheiligten liegt weniger in ber wegen der 
enticheidenden Abtheilung über die Bedeutung und Trag- 
weite der Vorlagen, als vielmehr in der Beruhigung ber 
Betheiligten, daß zu dem ablehnenden Beſchluſſe des Amts 
irrige oder wmißverjtändlihe Anſchauungen nicht geführt 
— Es kann dem Anſehen des Patentamts nur förder— 
ich ſein, wenn die Betheiligten durch eine häufigere An— 
wendung des mündlichen Verfahrens Gelegenheit erhalten, 
ſich dieſe Ueberzeugung zu verſchaffen. Dem Intereſſe der 
Sache entipricht es daher, wenn das mündliche Verfahren 
in gewiſſen Grenzen dem Patentamt zur Pflicht gemacht 
wird, und der Entwurf bezeichnet die Grenzen, in welchen 
dies ohne Gefährdung anderer Rückſichten möglich iſt. Ueber 
diefe Grenzen noch hinanuszugehen und etwa die mündliche 
Verhandlung ohne jede Einjchränktung von dem Antrage 
der Betheiligten allein abhängig zu machen, erſcheint durch 
die Sadye nicht begründet und im Intereſſe der Thätigkeit 
des Patentamts nicht vathjam. Es würde die Anmelder 
zu Anträgen verleiten, weldie die bejchlußfaflenden Abs 
theilungen mit mündlichen Verhandlungen überbürden. Eine 
ſolche Folge würde der Gründlichkeit diefer Verhandlungen 
nachteilig werden, die jchnelle Erledigung der Patentan= 
meldungen, auf welche nicht nur im Antereffe des Anmelders, 
ſondern aud in demjenigen der Eonfurrivenden Gewerb— 
treibenden Werth zu legen if, erſchweren und zu einer Er- 
weiterung des Amts führen, für weldie das geeignete 
Perſonal kaum zu beichaffen fein würde, weldhe aber auch, 
wenn fie einträte, die Einheitlichfeit der Grundjähe ber Ent: 
icheidungen ernftlih gefährden müßte. 

Eine bedeutfame Gewähr für die gründliche Würdigung 
der Intereſſen des Patentjuchers liegt in der fernerhin neu 
aufgenommenen Vorſchrift Abſatz 4), nach welcher der 
zweitinſtanzlichen Beſchlußfaſſung neue Thatſachen und Er— 
wägungen nicht zu Grunde gelegt werden ſollen, über 
welche die Betheiligien nicht zuvor ſich geäußert haben. 
63 muß zur Minderung des Anjehens der endgültigen Be- 
ichlüffe beitragen, wenn durch dieſe zwar die Gründe der 
eriten Inſtanz für nicht ausreichend erklärt werben, gleich- 
wohl aber auf Grund anderweiter, dem Belömerhelihrer 
unerwarteier und von ihm noch wicht gewürdigter Umſtände 
die Abweilung der Beichwerde erfolgt. Ebenſo mie ber 
Betheiligte Gelegenheit gehabt hat, die von der erften In— 
jtanz erhobenen ımd zum Grunde der Abweiiung gemachten 
Bedenken zu erörtern, ift es auch billig, ihm die Mögliche 
feit zu bieten, zur Mufflärumg ber in zweiter Inftanz neu 
hervorgetretenen Bedenten beizutragen. Der Entwurf giebt 
deshalb den Bejchwerdeabtheilungen eme entiprechende, 
ausnahmslos bindende Direktive. Nicht thuulich ericheimt 
e8, in Fällen diefer Art die Zurücdverweilung der Sache 
in die erjte Initanz anzuordnen. Es würde hierburd, da 
gegen den neuen Beichluß der Anmeldeabtheilung wiederum 
das Rechtsmittel der Beſchwerde zuläffig wäre, eine Ver— 
längerung des Initanzenzuges ind Unbeſchränkte bewirkt 
werden; gleichzeitig aber jtände eme Trübung des Ber- 
hältnifies, — den verſchiedenen Inſtanzen zu be— 
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fürdten, wenn die Beichwerdeabtheilungen den Abtheilumgen 
erfter Inſtanz die für die emente Beſchlußfaſſung maß: 
gebenden Gefichtspunkte vorzeichnen, oder wenn andererjeits 
die Anmeldeabtheilungen die von den Abtheilungen zweiter 
Inftanz hervorgehobenen Umſtände bei der erneuten Ber 
ſchlußfaſſung unbeachtet laſſen dürften. 


Bu $. 26. 

Ueber die Rüdzahlung der erften Jahresgebühr im 
Falle der Berjagung des Patentes fowie im lle der 
Zurücknahme der Anmeldung it zu $. 8 das Erforderliche 

emerkt worden. Im Uebrigen ftellt der Entwurf feft, da 
auch über die nad) der Veröffentlihung erfolgende Zurü 
nahme der Anmeldung cine Bekanntmachung im Reichs— 
Anzeiger zu ergehen hat. 

Mehrfach ift der Wunſch kundgegeben worben, es möge 
dem Patentinhaber eine Mitwirkung bei der endgültigen 
Feititellung des Wortlautes der in die Patenturkunde aufs 
zunehmenden Beichreibung eingeräumt werden, fofern er 
hebliche Umarbeitungen des von dem Vatentfucher jelbjt ges 
wählten Wortlautes in Frage ftehen. Es wird beabjichtigt, 
dieſent Wunſche durch die im Anſchluß an das Gejeß zu 
erlaſſenden VBerwaltungsbeitimmungen entgegen zu kommen, 
foweit die geihäftlihen Rückſichten es gejtatten. Eine 
Menderung des Geſetzes ift Hierzu nicht erforderlich. 


Zu $. 27. 

Aus der Faſſung des Abſatzes 2 ergiebt fi, daß in 
denjenigen fällen, welche der Entwurf ($ 10 Nr. 2) in 
Ergänzung des Patentgeſetzes dem Nidtigkeitsverfahren 
unterjtellt, Jedermann zu dem Antrage auf Erklärung der 
Nichtigkeit befugt iſt. Es liegt im allgemeinen Intereſſe, 
daß die Tragweite der beftehenden Batente feftgeitellt und 
eine Kollifion zwiſchen mehreren Patenten bejeitigt wird, 

Der Begriff der Erfindung, jowie der Neuheit einer 
jolchen, wird im nicht jeltenen Faͤllen zu verjchtedenen Zeiten 
eine verjchiedene Beurtheilung erfahren. Je größer alio ber 
jeit Ertheilung des Patentes verjloffene Zeitraum ift, deſto 
ſchwieriger geftaltet ſich die nachträgliche Prüfung ber 
Batentfähigkeit. Es Tiegt auch nahe, daß die Beurtheilung 
diefer Frage in den (adveritänbigen Kreiſen ſich verjchärft, 
je weiter die Technik auf dem in Frage kommenden Ge— 
biete jortfchreitet und je mehr die Empfindung für Die 
Schwierigkeiten fih abſtumpft, welde den erjten Schritten 
auf den durch ein Patent neu erichloffenen technischen Wegen 
entgegengeltanden haben. Die Vernichtung der Patente 
vieljährigen Beftandes wird nicht leicht auf Grund einfacher 
a en Angaben, welche die Uebereinftimmung Des 

atentinhaltes mit einem früher befannt gewejenen Fabrikat 
oder Verfahren zweifello8 darthun, beantragt werden. 
Fälle einer ſolchen Fdentität bleiben nicht längere Jahre 
verborgen und gegenüber den Batentberechtigten kaum 
längere Zeit unverwerthet. Bei dem Angriff auf ältere 
Batente handelt es ſich vielmehr regelmäßig um die techniſche 
Würdigung des geiſtigen Werthes, weldyer den von dem 
Batentinhaber geſchaffenen Abweichungen des ihm patentirten 
Segenftandes von früher befannt gemwejenen Dingen beis 
umeſſen iſt. Für diefe Würdigung ift die jeweilige ſub— 
jettive Auffaffung der urtheilenden Sadverjtändigen von 
großer Bedeutung. Der Autorität der urtheilenden Behörde 
fann es nicht dienlich fein, wenn Verſchiedenheiten in der 
techniichen Geitaltung, welche als Erfindung und als neu 
anerkannt worden waren, nad) einer Neihe von Jahren als 
ungenügend angejehen werden, um das Patent vor der Ver— 
wer Zu zu jchügen. Und der —— welcher an 
die Verwerthung dieſes Patents ſeine Kraft und ſeine Mittel 
eſetzt Hat, wird es als eine Ungerechtigkeit empfinden, wenn 
einen Unternehmungen der Boden entzogen wird, nicht weil 


Patent enigegentreten. In der That wird es ſchon jeßt 
als Härte empfunden, daß eine für nen erachtete Erfindung 
während der ganzen Dauer des Patents der Gefahr unter- 
liegt, des Patentſchutzes in Folge von Nichtigkeitskflagen 
lediglid) aus dem Grunde wieder verlujtig zu gehen, weil 
die Auffaffung der entfcheidenden Inſtanz über das, was 
Erfindung oder was men iſt, im Laufe der Zeit fich ge— 
ändert hat. Um die des Erfindungsſchutzes theilhaftigen 
wirthichaftlichen Unternehmungen gegen einen joldyen Wechſel 
der Anſchaumgen thunlichit ſicher zu ftellen, will der Entwurf 
die Anfechtbarleit des Patents wegen der aus den SS. 1 
und 2 fich ergebenden Gründe, weldye in der Anwendung 
auf das Nichtigkeitsverfahren, vornehmlih in dem Mangel 
der Neuheit beitehen, nur während einer eingeichränkten 
Zeitdauer geitatten. 

Was die Bemeffung der Zeitdauer anlangt, fo kommt 
dafür zunächſt in Betracht, daß das Patentgejeß im 8. 11 
dem Batentinhaber drei Jahre Friſt giebt, bevor er über: 
haupt genöthigt werden kann, feine Erfindung in größerem 
Umfange zur Ausführung zu bringen. Aber auch abgejehen 
hiervon werben die Wirkungen des Patents innerhalb der 
erjten Jahre erfahrungsmäßig nicht immer in einem Um— 
fange zu Tage treten, welcher ausreichenden ai für die 
Erhebung der Nichtigkeitsflage bietet. Andererjeits würde 
eine Beſtimmung, welche die Nichtigfeitsflage nur für die 
legten Jahre der geſetzlichen Patentdauer ausſchließt, ber 
Abficht nicht entſprechen, weil die überwiegende Zahl der 
Patente bis zu ben letzten Jahren der geſetzlichen Patents 
dauer gar nicht gelangt. Deshalb erflärt der Entwurf die 
en binnen einer Frift von fünf Jahren für jtatthaft 
(Abſatz 3). 

Die zeitliche Beſchränlung richtet ſich nur gegen ſolche 
Nichligleitsanträge, welche die in den SS. 1 und 2 zum 
Ausdrud gelommenen Merkmale in Frage jtellen, weil nur 
in dieſer Beziehung an einen etwaigen Wechjel in den 
Anſchauungen des Batentamts Beforgniie für den einzelnen 
Patentinhaber fich nüpfen werden. Das Verhaälmiß zwiſchen 
mehreren ſich volllommen dedenden oder theilweiſe ineins 
andergreifenden Patentrechten ($. 3 Abſatz 1, $. 10 Nr. 2) 
muß für die ganze Dauer des Beſtehens der Patente einer 
Regelung im Wege des Nichtigkeitsverfahrens unterworfen 
bleiben, weil das unanfechtbare Nebeneinanderbeftchen fich 
gegenfeitig ausjchliegender Nechte zu unhaltbaren Folgen 
führen würde. Nach den bisherigen Erfahrungen pflegen 
übrigens Kollifionen zwiſchen mehreren Patenten u in 
den eriten Jahren des Vejichens zum Austrag gebradt 
zu werden. Daß die auf eine Entwendung ($. 3 Abſatz 2, 
$. 10 Nr. 3) ſich gründende Nicdhtigkeitsflage einer Friſt 
nicht unterworfen werden kann, bedarf feiner Darlegung. 
Es ift richtig, daß auf dem hiermit bejchrittenen Wege in 
dem Nichtigfeitsverfahren eine verjdiedene Beurtheilung 
patentirter Gegenſtände gegenüber demjenigen, was Gemein 
gut der gewerblichen Welt ift, und demjenigen, was ſich im 
dem bevorrecdteten Beſitz eines Patentinhabers befindet, 
begründet wird. Diefe Möglichkeit wird aber als eine 
Ungerechtigleit faum empfunden werden, und es fann aus 
Billigfeitse und Zweckmäßigkeitsrückſichten jehr wohl be 
gründet ericheinen, daß die Berechtigung eines jeit Jahren 
beitehenden Wrivilegs gegenüber der Allgemeinheit nach— 
ſichtiger beurtheilt wird, als gegenüber einem anderen 
gleihartigen Brivileg. 

Wie gegen verfpätete, fo will der Entwurf aud gegen 
frivole Nichtigkeitsflagen dem Batentinhaber einen jtärkeren 
Schuß gewähren. Unbegründete lagen unter Wiederholung 
fogar der in einen —— Nichtigkeitsverfahren Ichon abs 
geiwiefenen Gründe find, wie die Erfahrung gezeigt hat, 
nicht jelten, und fie werden dadurch erleichtert, daß das 


neue Thatjahen, jondern weil neue Auffafjungen dem | Nichtigkeitsverfahren nur Recht unter den Parteien jchafft, 
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und daß in dieſem Verfahren, obwohl daſſelbe einem ge- 
richtlihen Streitverfahren ſich weſentlich nähert, Streitge- 
bühren bis jegt nicht erhoben werden. Es erſcheint daher 
erechtfertigt, Die — des Nichtigkeitsantrages von der 
—— einer mäßigen Gebühr abhängig zu machen (Abſatz 4), 
damit der Betheiligte zu einer forgfältigen Prüfung ſich ver— 
anlaßt jieht, ehe er dem PBatentinhaber jowie dem Patentamt 
und dem Meichsgericht zeitraubende Verhandlungen auf: 


nöthigt. Eine Härte würde es aber jein, die Gebühr ein= | 


zubehalten, wenn e8 zu dem wejentlichiten Theil diejer Ver- 
handlungen, der mündlichen Anhörung der Parteien, nicht 
lommt, be es, weil die Klage zurücdgenommten wird, fei es, 
weil der Patentinhaber von der Vertretung feines Rechts 
Abftand nimmt und deshalb dem Antrage ohne Weiteres 
entiprochen wird ($. 28 Abſatz 2); für dieje Fälle ijt dem 
gemäß die Zurüdzahlung der Gebühr vorgejehen. 

An die Einführung der gedadjten Henderungen Mmüpft 
fid) eine doppelte Erwartung. Zunächſt die, dab die In— 
baber der ‘Batente von jpelulativen oder leichtſinnigen 
Nichtigkeitsanträgen weniger als bisher werden beläftigt 
und dadurd in der wirfjamen Ausnutzung der patentirten 
Erfindungen weniger werben behindert werden, Sodann 
aber bie, dab die Erhebung begründeter Einwendungen 
gegen die Patentertheilung fi in erhöhtem Grade dem 
Einjprudsverfahren zukehren wird, und dab damit nicht 
nur die Beichlußfaffung über die Patentertheilung eine 
größere Sicherheit erhalten, fjondern daß, vermöge der 
bejleren Fundirung der Batente, auch eine weitere Abnahme 
der Nichtigleitstlagen eintreten wird. 

Wohnt der Antragfteller im Auslande, jo erwächft dem 
Patentinhaber die Gefahr, ohne Erſatz für die Auslagen 
u bleiben, welde ihm durch die Vertretung feiner Anz 
Porliche im Nichtigkeitsverfahren erwachſen. Diejer Gefahr 
ſoll durd eine den Bejtimmungen in an 102 ff. der Eivil- 
prozekordnung nachgebildete Vorſchrift entgegengetreten 
werden (Abſaß 5). 


Zu $$. 34 und 35. 


Das Patentgefeh geht davon aus, daß der Verkehr 
vor der Unficherheit geichüßt werden müſſe, welcher er aus— 
aejegt fein würde, wenn Jedermann über den Inhalt und 
die Tragweite der — Patente ſich fortlaufend in 
Kenntniß zu erhalten hätte, um der Gefahr der gerichtlichen 
Beitrafung und der ciwilrechtlichen Ki) zu entgehen. 
Das Geſetz hat deshalb nur die wiſſentliche Patentver— 
letzung unter Verfolgung geftellt. Jene Rüdficht wird auch 
fernerhin in erfter Linie maßgebend zu bleiben haben; fie 
darf inde nicht dahin führen, daß dem Patentinhaber die 
Geltendmachung der ihm durch die Patentertheilung ges 
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währleifteten Rechte weſentlich verſchränkt wird, Eine 
ſolche Beeinträchtigung wird, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, durch die enge Being des Palentgeſetzes in der 
Ihat bewirkt, da der Nachweis der Wiflentlichkeit bei 
Patentverlegungen vielfach mit großen Schwierigkeiten ver: 
bunden ift, und der Patentinhaber daher unter Umständen 
gegen eine Verlegung feines Rechts überhaupt nicht mit 
Erfolg einfchreiten fann. Wenngleidy deshalb bei der Ver: 
Ihärfung der geltenden Beſtimmungen nicht foweit gegangen 
zu werden braud)t, wie es in jonftigen dem Scuße des 
geiftigen Eigenthums dienenden Gefegen ($. 18 des Geſetzes, 
etreffend das Urheberreht an Schriftwerfen x, vom 
11. Juni 1870 u. U.) geichehen ift, und wenn insbejondere 
eine Menderung in den Vorausſetzungen für die Strafbar- 
feit der Batentverlegung nicht angezeigt ericheint, jo dürfte 
doch den Intereſſen des Patentinhabers injoweit Rechnung 
zu fragen fein, daß bezüglich der civilrechtlichen Ent- 


ſchädigungspflicht die grebe Fahrläſſigkeit der Wiſſentlich— 





Aufmerkſamlkeit angehalten. 


feit gleichgejtellt wird. Dadurch wird nur derjenige, welchen 
ohnehin jein Beruf in fortgejegte Berührung mit den Er— 
zeugnijlen patentirter Erfindungen bringt, zu verichärfter 
Die im $. 4 des Entwurfs 
zum Musdrud gebrachte Beſchränkung, kraft deren die 
Wirkungen des Patentſchutzes nur auf den gewerbs— 
mäßigen Gebraud; fich eritreden, giebt die Gewähr da= 
gegen, daß Perfonen, welden eine lche verſchärfte Aufs 
merfiamtfeit nicht zugumuthen ift, im den Kreis der Ent— 
ihädigungspflichtigen einbezogen werden. 

Die Tonitigen Urheberrechtögejege (das bereits erwähnte 
Geſetz vom 11. Juni 1870, ferner die Gejehe vom 9,, 10. 
und 11. Januar 1876) laſſen die Zurücknahme des geitellten 
Strafantrags zu. Es liegt fein Grund vor, die Patent- 
verlegumgen anders zu behandeln und einen gütlichen Aus— 
gleich nach gejtelltem Strafantrag auszuſchließen, zumal da 
die Strafandrohung im $. 35 vorwiegend den Schuß des 
individuellen Rechts bezweckt. Daß die Zurücknahme nur 
bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Erkennt 
niſſes zuläffig üt, ergiebt fih aus 8. 64 des Straf: 
geſetzbuchs. 

Zu Artikel Il, 

Zur Vermeidung von Härten bedarf «8 einer Ueber— 
gangsbeftimmung, welche ermöglicht, daß gegen die beim 
Inkrafttreten der Vorschrift im 7 27 Abjak 3 des Ent- 
wurfs bereits jeit länger als fünf Jahren bejtehenden oder 
dod) dieſe Zeitdauer binnen Kurzem erreidhenden Patente 
noch innerhalb einer angemefjenen Frift die Nichtigkeits- 
Hage erhoben werden kann. Der Entwurf bemißt, ent= 
Iprehend den Wünſchen der betheiligten Kreiſe, dieſe Frift 
auf drei Jahre. 
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13 500,06 79 840,00 





1878 265 150,0 395 864,9, 
1879 410 165,00 560 121,10 
1880 514 525,00 672 731,55 
1881 660 940, 826 21,7 
1882 787 350,00 961 264,50 
1883 928 570,00 1121 408,54 
1884 1 058 610,0 1 265 581,05 
1885 1 157 210,00 1 387 562,15 
1886 1 274 940,00 1526 776,40 
1887 1 375 950,00 1 624 063,4, 

1 472 050,00 1 721 787,98 


1 637 840,0 1 928 129,65 


14 071 377,85 











1877— 18898 2.089 420,00 421 700,0 





3 457,53 
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1882 1883 1884 1885 1886 1887 1888 1889 
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Mat, | Mark Mark. Mart Marl. Mark. Mark. Dart. 
89 667,45 88 912,9 88 BOB,as | 86 108,55 90 764,44 101 982,11 111 628,00 110 150, 
1849151 | 187 607,50 | 190 BLEI 218 41640 | 242020, | 239 507,50 | 244590 | 265 7770 
37 200,00 | 37685, | 37 701200 44100 | 46 15Ö | 46380, | ABA | 49 640m 
80 442,5 |! 80 228,33 84 849,0 48 223,35 41 209,5 53 552,50 64 890,51 62 943,55 
| | 
5 440,0 ' 5 610,0 5 510,0 6 515,00 6 905,0 6 915, 6 643,90 T 930,00 
113 609,40 | 87887, 99 646,5 102 969,13 112 782,98 97 455,00 124 652,40 120 668,30 
135 838,10 | 165 013,75 | 150 958,72 | 1371224 | 126 141,04 | 120310, | 129 1164, | 135 2Bl,m 
| 
647 172,55 | 652 024,05 | 658 158,5 | 643 dd, | 665 IT| 666 102,1 7127 466,18 752 390,51 
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VII. Ergebnifle des —— — 












































lie 1879 | 1880| 1881 | 18821883 1884 Me 1886| 1887 | 1888| 1889 
| 
Burüdnahmeanträge . » - - — — — ı L 14 sl u|ws|u| s| ul 8! 6 
Davon vor ber er⸗ | 
ledigt. . . - — — — — — 1 5 |. si 4 6 6 
Rechtskräſtige Entfepeidungen: | | | 
auf Suüdnahfme . . . .|- — — — 1 — | 1 ı1—-18| 7 1 3 
auf iheilweife Zuräcnahme .| — , -— | — — - | - |) - | -1-|— il—- | — 
auf Abweilung . . - — — — 14 — 4 23 5 2: te 1! 8 
Beim Jahresſchluß unerledigte An | | | 
täge. else ee re ae 5 
Entſcheidungen bes Patentamt . Leise) lt ee 10 | 3 
Enticheidungen des Reihsgerihts | —  — | — | — — — 1| — 2 1 | 1l- 6 
| 








IX. u der Patente. 





Wegen Richtz, a Kar Ton 100 der mit 
2 hung dem nebenbemertten 


Betrage gebühren- 
pflichtig gewordenen 
Batente find erlojchen 


Betrag Die nebenbemerfte 
N Gebühr if faui der nebenbemertten 
* ebhhe iR ſauig Gebuhr find 
Jahresgebühr. geworden für erloſchen 
Mart. x Prtente®). 





*) Die mit dem Hauptpatente erlofchenen Zufaßpatente find in den Bahlen nicht enthalten. 
) Ginfchliehlich 4589 Aufappaiente. 
Die Ueberfiht umfaht alle in der Zeit vom 1. Auli 1877 bis 81, Dezember 1889 ertheilten Reichspatente und bie in 
foldhe umgewandelten Landespatente. 
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Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die 
Zurüchtahme des Antrags ift zuläffig. 

Wird auf Strafe erfamtt, jo ift zugleich dem Verlepten 
die Befugniß zugufprechen, die Verurfheilung auf Koften des 
Verurtheilten öffentlich bekannt zu machen. Die Art der 
Bekanntmachung, ſowie die Friſt zu berfelben ift im Urtheil 
zu beftimmen, 2 

8. 11. 

Statt jeber aus diefem Geſehe entipringenden Entſchädi⸗ 
gung kann auf Verlangen des Beihädigten neben der Strafe 
auf eine an F zu erlegende Buße bis zum Betrage von 
zehntauſend Mark erfannt werden. Für dieſe Buße haften 
die zu derjelben Verurtheilten als Geſammtſchuldner. 

Eine erkannte Buße ſchließt die Geltendmachung eines 
weiteren Entjhädigungsanipruds aus. 


$. 12. 

In bürgerlihen Nechtsftreitigkeiten, in welchen durch 
Klage ober Widerflage ein Anſpruch auf Grund der Beitum- 
mumgen dieſes Geſetzes geltend gemacht ift, wird Die Vers 
handlung und Entſcheidung lepter Inſtanz im Sinne des 
8. 8 des Einführungsgejeges zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
dem Reichsgericht zugemieien. 


&. 18. 

Wer im Inlanbe einen Wohnfig oder eine Riederlaffung 
nicht hat, fan mur dann den Anſpruch auf den Schuß 
dieſes Geſetzes geltend machen, wenn in bem Staate, in 
welchem fein Wohnfig oder feine Niederlaffung fich befindet, 
nad) einer im Reichs⸗Geſetzblait enthaltenen Belanntmachung 
deuiſche Gebrauchsmuſter einen Schuß genießen. 

Ver auf Grund dieſer Beitimmung eine Anmeldung 
bewirkt, muß gleichzeitig einen im Inlande wohnhaften Ver- 
treter bejtellen. Name und Wohnfig des Vertreters werben 
in bie Rolle eingetragen. Der eingetragene Vertreter ift zur 
Vertretung bes Schutzberechtigten in den bas Gebraudt 
mufter betreffenden Rechtsitreitigkeiten befugt. Der Ort, wo 
der Vertreter feinen Wohnfig hat, und in Ermangelung eines 
foldyen ber Ort, wo das Patentamt feinen Sik hat, gilt im 
Sinne bes $. 24 ber ——— — als der Ort, wo 
ber Bermögensgegenftand ſich befindet. 


$. 14. 

Die zur Ausführung diefes Gejepes erforderlichen Bes 
ftimmungen über die Einrichtung und den Geſchäftsgang des 
Batentamts werben burd) — Verordnung unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesraihs getroffen. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Begründung. 


Nachdem bei der Anwendung bes Geſetzes vom 11. Januar 
1876, betreffend das Urhebertecht an Muftern und Modellen 
NReichs⸗Geſetzbl. ©. 11), die Auffeifung zur Geltung gelangt 
ift, daß durch biefes Geſetz nur die fogenannten Fier- oder 

Hmadsmufier gefhüpt werben, hat mehr und mehr bie 
Ueberzeugiing Raum gewonnen, daß bas zwilchen ben 
nen jener Art und ben durch bas —— * eſchũtz⸗ 
ten Erfindungen liegende Gebiet ſolcher gewerblicher Erzeug⸗ 
niſſe, welche nicht Iediglich durch eine neue Form die Äußere 


einer in ber Geftaltung ober Konftruftion vorgenommenen 
Neuerung die Verwendbarkeit erhöhen jollen, des Schutzes 
ebenfals bedarf. Der Mangel eines berartigen Schubes 
leitet in ber Praris vielfach zu dem Beſtreben, bie fchußs 
bebürftigen Mobelle in einer der beveits jet des Schutzes 
iheilhaftigen Kategorien gewerblicher Erzeugnijfe unterzus 
bringen. Sehr häufig werben in bie Bei den Amtsgerichten 
geführten Mujtertegifter Gegenftände eingetragen, deren Ge— 
ftaltung offenfichtlich nicht bie Zwecke eined neuen Geſchmacks⸗ 
mufters verfolgt. Das gleiche Beftreben zeigt ſich nach ber 
Seite des Erfindungsſchuhes. Die in diefer Richtung an— 
geflellten Ermittelungen laffen, wenn fie aud; einen be— 
jtimmten zahlenmäßigen Anhalt nicht ergeben, doch darüber 
feinen Zweifel, daß bas Patentamt mit ber Prüfung einer 
bedeutenden Anzahl von Anmeldungen befaßt wird, welche 
jich ihm nicht zuwenden würden, wenn ber Weg jur Er: 
langung eines befonderen Schutzes für bie ſogenannten 
Gebrauchsmuſter ſich darböte. Namentlich in den Patent: 
Haffen, in welchen bie im praftifchert Leben wohl als „Heine 
Erfindungen“ bezeichneten Erzeugniffe einen beträdhtlicheren 
Raum einnehmen, — fo in den Klaſſen 3 (Belleidungss 
induftrie), 33 (Hands und Reifegeräthe), 34 (Hauswirth- 
ſchaftliche Geräthe), 37 (Hochbauweſen), 44 (Rurzwaaren), 
64 (Schanfgeräthihaften), 69 (Schneiberwerkzeuge), 70 
(Schreib» und Beichenmaterialien) — darf bie Zahl ber 
jenigen Anmeldungen, deren Burüdweifung erfolgen muß, 
weil eine Erfindung im Sinne des Patenigefeßes nicht vor: 
liegt, während das Vorhandenſein einer lechniſch verwerth- 
baren Neuerung gleihwohl in Frage fommen kann, auf 
einen nennenswerthen Prozentiap aller Anmeldungen vers 
anſchlagt werben, unb es mag auch vielleicht nicht unbe 
gründet fein, baf in manchen jyällen eine Batentertheilung 
erfolgt ift, weil bie Erwägung eimwirkte, daß jur Zeit eitte 
geſetzliche Scheidung zwifhen Erfindungen und Gebrauchs⸗ 
muftern nicht vorhanden und ein Rechtsihug für bas Ger 
biet der lepteren nicht gegeben ift. 

Dementipredhend hat die Rückſicht auf die Entlaftung 
des Patentamts und auf die wirfame Durchführung ber 
durch bett Enwurf einer Novelle eingeleiteten Revifion des 
Vatentgeſetzes nicht ummefentlich zur Werftärtung ber auf 
die Einführung eines Gebrauchsmufterfchuges gerichteten 
Beitrebungen beigetragen. In dem Berichte über bas Er— 
gebniß ber Batent:-Enquete vom Jahre 1886 mwirb anf 
Grund eines nahezu einftimmigen Beſchluſſes der gehörten 
Sachverftändigen dargelegt, dab als nothwendiges Morrelat 
der Beibehaltung Dep Dorsräafunasnerfaßrend bei der Patent⸗ 
—— die Schaffung beſondeter Einrichtungen für ben 

uß ber Nüplichleits- oder Gebratichömufter zu betrachten 
fei. Nachdem diefe Auffafſung in zahlreichen felbftänbigen 
Anregungen aus den betheiligten "reifen Zuſtimmung ges 
funben hatte, und ſodann auch bei der vorläufigen Wer 
öffentlichimg des Entwurſs einer Novelle zum Paientgejeh 
die baldige Ausfüllung der in ber Geſetzgebung vorhans 
denen Lüde in Ausſicht geftellt worben war, verfolgt ber 
gegenwärtige Entwurf ben Zweck, es zu ermöglichen, daß 
er geſetzgeberiſche Worgehen auf beiben Gebieten gleichen 

itt halte. 

Wenn das Geſetz vom 11. Januar 1870 nur auf &es 
Ihmadsmufter angewendet wird, jo ift dafür vor Allem bie 
aus feiner Cntfiehingsgeichichte gezogerte Folgerung maß⸗ 
gebend geweſen, daß es den Mufterichug nur in berielben 
Beigränkung habe einführen wollen, wie ihn das fran« 
zöſiſche — kennt, Dieſe Beſchränkumg iſt indeſſen in ans 
deren großen Induftrieftaaten, melde eine a 
ebung befigen, nicht feitgehalten worden, oder es iſt doch, 
oweit fie urfprünglicdh vorhanden war, jpäter eine eite⸗ 
rung eingetreten. In Großbritannien wurde durch bie 
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ftaltungen und Vorrichtungen, welche einem Arbeits: — 
Gebrauchszweck zu dienen beſtimmt find, für ſchutzfähig er⸗ 


Märt, mithin alle diejenigen Neuerungen ausschließt, welche 
lediglich eine Einwirkung auf den Schönheitsjinn bezweden. 
Dagegen wird gegenüber den Erfindungen nicht eine 
beide Gebiete abjolut von einander trennende Grenze gezogen, 
jondern im Anhalt an die durch $.4 des Batentgefepes 
bezeichneten Kategorien von Gegenftänden, auf welche der 
Batentihuß jich erſtreckt, nur eine Ausjonderung derjenigen 
Kategorien vorgejehen, welche unbedingt von dem Gebrauchs— 
muſterſchutz ausgeſchloſſen bleiben ſollen. Ausgeſchieden 
werden durch die Beſtimmungen im 8. 1 zunächſt ſolche 
Neuerungen, welde ein Verfahren zur Herſtellung von 
Gegenjtänden betreffen. Indem ſodann die zu fchüßenden 
Neuerungen als ſolche au Geräthichaften für Arbeitszwecke 
oder an Gegenftänden des Gebrauchs darakterifirt werben, 
foll damit ausgedrüdt werden, daß auch Maſchinen und 
Betriebsvorridhtungen für den Mufterfchug außer Betracht 
bleiben. Hiermit dürfte genügender Anhalt für eine zweck— 
entiprechende Handhabung des Gejepes geboten fein. Daß 
die Entwidelung der Praris ſich in der Richtung auf eine 
fefte Grenzziehung zwilchen Erfindung und Gebraudhsmufter 
vollzicht, it nicht zu erwarten und überhaupt nicht zu er— 
reihen. Es wird immer ein gewiljes Gebiet von Gegen 
änden verbleiben, bei welchen es zweifelhaft jein fann, ob 
fie richtiger als neue Erfindungen oder als neue Modelle 
— werden. Dieſen Zweifel mag der Urheber der 
Neuerung nach ſeinem Intereſſe erledigen, indem er nach 
ſeinem Ermeſſen über die Art des Schutzes beſtimmt, welchen 
er in Anſpruch nehmen will. Wenn die Wirkung der in 
Frage ftehenden Regelung fih dahin äußert, daß nicht nur 
für ſolche Neuerungen, deren Beſchaffenheit die Erlangung 
des Batentihupes unbedingt ausichließt, jondern auch für 
ſolche Arbeits: oder Gebraudhsgegenftände, deren technischer 
und wirthihaftliher Werth die Berechtigung oder das Be: 
dürfniß des Palentſchutzes zweifelhaft ericheinen läßt, der 
Gebrauhsmufterfhug in Änſpruch —— wird, ſo 
dürfte darin ein Nachtheil nicht zu erblicken fein. 
ur kurzen Bezeichnung der unter den Entwurf fallen: 
den Gruppe von Modellen iſt der in der Literatur und 
Praris eingebürgerte Ausdrud „Gebrauchsmuſter“ beibe— 
Er worden, obwohl die engere Bedeutung, welche das 
eich vom 11. Januar 1876 dem Worte „Mufter” beilegt, 
hier nicht zutrifft. 
Der Begriff der Neuheit ift im Allgemeinen ebenfo, wie 
im Patentgejeß feitgeftellt worden (Abſ. 2). Es liegt ohne 
Meiteres in diefem Begriff, dab die Abweichung von be= 
reits befannten Gejtaltungen oder Vorrichtungen eine jelb: 
ftändige, eigenartige fein muß; demgemäß erjcheint die Hins 
ufügung bes Worts „eigenthümlich“ nicht nothwendig. Die 
Neuheit ift nicht mehr vorhanden, wenn eine öffentliche Bes 
ſchreibung ober offentundige Benutzung in der Weile ftatt- 
efunden hat, daß daraus ohne Zuhllfenahme eines weiteren, 
Flbftändigen Gedantens die Eigenſchaften des Modells er— 
kannt werden können. Darüber, ob leßteres der Fall ift, 
wird —— entſcheiden ug * genen 
Hervorhebung, daß es genügt, wenn die der gewerblichen 
Belt zugänglichen Thatſachen einem Sadwerftändigen die 
Benußung des Modells ermöglichen, bedarf es hier um fo 
weniger, als die durch das Geſetz zu ſchützenden Neuerungen 
in der Regel ohne bejondere Sachkunde jid werben beur- 
theilen laſſen. 


us. 2. 

Die in der Einleitung erwähnten ausländifchen Gejepe, 
welche den Gebrauchsmuftern einen Schuß gewähren, ſtimmen 
auch darin überein, daß fie zur Hinterlegungsitelle diefelbe 
Gentralbehörbe gewählt haben, welche für die Annahme von 
Batent-Anmeldungen zuftändig it. 

Aktenftüde zu den Verhandlungen des Reichstages 1890. 


Reichstag, Aktenftüd Nr. 153. (Gefegentwurf, betr. den Schug von Gebrauchsmitteln.) 
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So ift in Großbritannien das Geſuch um Eintragung 
eines Mufterd an den Comptroller General of Patents, 
Designs and Trade Marks zu richten. Das Gefuh muß 
das Weſen des Mufters und die Klaſſe von Waaren be: 
zeichnen, in welcher die Negiftrirung erfolgen fol; beizufügen 
jind Zeichnungen, Photographien oder jonjtige Darftellungen, 
weldhe nad) der Anficht des Comptroller die Identifizirung 
des Mufters ermöglichen. Much in den Vereinigten Staaten 
von Amerika iſt der Patentlommijfar gleichzeitig für die 
Entgegennahme der Anmeldungen auf Mufterpatente zu— 
ftändig. Der Anmeldung ift in der Negel ein Modell bei: 
zufügen, ausnahmsweife werden Zeichnungen und Photos 
graphien zugelafjen. In der Schweiz erfolgt die Hinterlegung 
von Muftern und Modellen bei dem Eidgenöfjiichen Amte 
für gewerbliches rang Dem Hinterlegungsgefuche iſt 
ein Eremplar jedes Mufters oder Modells, offen oder vers 
fiegelt, oder eine photographiiche Darjtellung beizugeben. 

Auch für Die deutſchen Verhälmiſſe erſcheint es als das 
Zutreffende, die Vervollftändigung des gewerblihen Schuges 

durch Erweiterung der Aufgaben des Patentamts herbeis 
zuführen, anftalt die Regiftrirung der Gebrauchsmuſter auf 
die zahlreichen örtlichen Amtsftellen zu vertheilen, welche 
das Geſetz vom 11. Januar 1876 mit der Führung des 
Mufterregifters betraut. Hierfür fpricht einerjeits die Vers 
wandtichaft des Gebraudhsmufterweiens mit dem Patent: 
wejen, andererieits aber auch die Nücficht auf die Anduftrie, 
welche in nahezu allen ihren Zweigen. an dem Gebrauchs: 
muſterweſen intereffirt ift, während das Geſchmacksmuſſer— 
wejen nur ganz beſtimmte Induftriegruppen berührt. Der 
gefammten Induftrie muß deshalb daran gelegen fein, ohne 
erhebliche Weiterungen und Koften einen Weberblid über 
die des Schutzes —— Gegenſtände zu erhalten, ſo— 
wie die auf dieſem Gebiete vorgehenden Aenderungen 
ſchnellſtens zu erfahren. Die Bekanntmachungen im „Reichs— 
Anzeiger” erfüllen ben Zweck einer ſolchen vollftändigen 
Information nicht; dagegen gewähren die durch ben Ent: 
wurf vorgefehene Mufterrolle im Berein mit der Patents 
rolle und bie Unterlagen zu den Eintragungen in beide 
| Rollen ein erihöpfendes Bild von den zur gewerblichen Aus— 
beutung beftimmten hier in I fonımenden Neuerungen, 





Die Bedenken, melde für das Patentamt felbit aus 
der Erweiterung feines Geſchäftskreiſes entjtehen, find nicht 
fo groß, daß fie die erg einer derartigen Vereinigung 
überwögen. Wird durch den Gebrauchsmufterichug Die 
Wirkung erzielt, daß eine Anzahl Heinerer Neuerungen fich 
von dem Batentprüfungsverfahren ab- und dem Regiſtri— 
rungsverfahren zumendet, jo tritt im Gegentheil eine Ente 
Be der Behörde ein. Behufs Führung der Mufters 
rolle bedarf es der Einrichtung bejonderer, mit Mitgliedern 

zu beſetzender Abtheilungen nicht, und aud die Zahl der 
Negiltrirungsbeamten wird bei der Einfachheit der Thätig— 
feit vorausſichtlich gering bemefjen werden können. 

Die Erforderniffe der Anmeldung werden durd ben 
Entwurf auf das Nothwendigite beichräntt. Es bedarf 
der Beichreibung des einzutragenden Gegenjtandes nur ins 
joweit, als dadurd eine ausreichende nbdlage für Die 
demmädhitige Geltendmachung des Schußes geboten wird. 
Unter diejem Gefichtspunfte hat der Anmelder lediglich 
kraft eigenen Interefjes zu erwägen, welche Merfmale im 
Einzelnen hervorgehoben werden müflen, damit bei der 
Nedtsverfolgung das Vorhandenjein einer Neuerung und 
die Identität des eingetragenen ®egenftandes mit dem 
Gegenftande, für welden der Schuß in Anſpruch genommen 
werden joll, außer Zweifel ſtehen. Dasſelbe gilt bezüglid) 
der Frage, in welcher Form das Modell jelbft bei der An— 
meldung zur Darftellung zu bringen if. Nur die That- 
jachen, dab das einzutragende Modell und die an lepterem 

ı vorhandene, dem ürbeits- oder Gebrauchszweck dienende 
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Zwecke die Beichreitung des Rechtsweges erforderlich, fo ers 
wächjt nach Vorftehendem für den Eingetragenen bie Ver- 
pflichtung, das Vorhandenfein der materiellen Borausjegungen 
zu behaupten und darzuthun. Demgemäß beftimmt der Ein= 
gangsjag, daß nicht etwa die Eintragung als ſolche, fondern 
nur die Eintragung eines im Sinne des $, 1 als Gebrauchs: 
muſter ſich darjtellenden Gegenftandes den geſetzlichen Schuß 
begründet. 

Auf der anderen Seite hat die Thatfache der Eintra= 
gung eines Gegenftandes in die Mufierrolle immerhin zur 
Folge, daß der Gegenftand dadurch ein vermehrtes Anjehen 
erhält und daß bei Demjenigen, welcher zur erjchöpfenden 
Würdigung des gefammten einfchlagenden Materials nicht 
im Stande ift, zunächſt die Meinung hervorgerufen wird, 
daß ber And ie ein ſchutzberechtigter fei. Auf Dieje 
Weile kann ſchon die Eintragung an ſich in die Antereffen 
Dritter ftörend eingreifen. Es muß deshalb ein Weg er: 
öffnet werden, auf welchem dem durch die Eintragung Bes 
nachtheiligten die Beſeitigung der legteren möglich ift. Der 
Entwurf trägt diefer Nothwendigfeit Nechnung, indem er fir 
den Fall, daß es an materiellen Vorausſetzungen für den 
geſetzlichen Schuß mangelt, eine Klage auf Löſchung ber Ein: 
tragung für zuläffig erflärt. Dabei war demjenigen, welcher 
eine ſolche Löſchungsklage erhebt, die Verpflichtung zum 
Nachweis feines befonderen Iniereſſes an der Löſchung nicht 
aufzuerlegen; vielmehr muß im Intereſſe des Schuges der 
———— Freiheit Jedermann die Befugniß haben, einem 
Eingriff in den gemeinſamen techniſchen Beſitz, welcher durch 
eine materiell ungerechtfertigte Eintragung begründet wird, 
im Wege der Klage entgegenzutreten. Wird dem auf Löſchung 
gerichteten Antrage der Klage rechtskräftig jtattgegeben, To 
it der Eingetragene anzuhalten, Die Löſchung durch Verzicht: 
feiftung auf die Eintragung ($. 8 Abjak 2 des Entwarfe) 
herbeizuführen, und jomit erlangt der von einem einzelnen 
Gegner des Eingetragenen ertrittene Sieg eine Rechtswirkung 
für die Allgemeinheit. 

Außerdem entjcheidet der 8.4 über das Verhältniß ber 
Rechte aus verfchiedenen Anmeldungen, welche einen gang 
oder theilweije gleichartigen Gegenftand betreffen. Es wird 
in dieſer Hinficht derſelbe Grundiag aufgejtellt, nad) weldem 
jih das Rangverhältniß unter den Patentanmeldungen bes 
ftimmt. Weber den Beitpunkt der Anmeldungen an ſich kann 
nad der geihäftlihen Behandlung der legteren ein Zweifel 
nicht entjtehen; dagegen wird die frage, ob und inwieweit 
der Gegenſtand einer fpäteren Anmeldung mit demjenigen 
einer früheren Anmeldung ſich dedt, und ob demnach das 
Net aus der früheren Anmeldung dasjenige aus der ſpä— 
teren Anmeldung aufhebt oder einfchränft, auf demjelben 
Wege zum Austrag zu bringen fein, welder einerjeits für 
die Geltendmachung des Schutzrechts und andererjeits für 
die Befeitigung unbegründeter Eintragungen überhaupt vor— 
geichrieben it. Somit fallen Prioritätsftreitigleiten unter 
die Zuftändigkeit der Gerichte. Allein auch jeder Dritte kann 
fih darauf berufen, daß der jpäteren Anmeldung durch Die 
frühere Anmeldung der Boden entzogen fei, und es ift alfo 
Jedermann beredtigt, in ſolchem Falle die Löſchung der auf 
Grund der jpäleren Anmeldung erfolgten Eintragung zu 
begehren. 


Im Uebrigen regelt der Entwurf die Wirkungen des 
Schupredts in derjelben Weile, wie e8 der Entwurf einer 
Novelle zum Patentgeſetz bezüglich der Wirkungen der Patent: 
ertheilung vorfieht. Auch die Frage, wie weit die Aus— 
ichliegung Anderer von der Benugung des angemeldeten 
Gegenftandes ſich erjtredt, ijt im Einklang mit ben für die 
Revifion des Patentgeſetzes aufgeitellten Vorſchlägen behandelt 
worden, nicht nur, weil die praftiihen Bedürfnijfe in diefer 
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wünjchenswerth erſcheint, die gleichartige Entwickelung beider 
Arten des Schutzes auf dem Gebiet der Rechtsverfolgung 
zu ſichern. 

Bu 8. 5. 


Sowohl für die mit den Eintragungen in die Muſter— 
rolle betraute Behörde, ald aud für Dritte, gegenüber 
melden das Schußrecht zur Geltung zu bringen ift, erfcheint 
der Anmelder des Gegenftandes als die zur Inanſpruch— 
nahme des Schußes berechtigte Perſon. Des Nachweiſes, 
daß die fchugbebürftige Neuerung von dem Anmelder jelbjt 
herrühre, bedarf es weder bei Gelegenheit der Anmeldung, 
noch in den an die Eintragung ſich knüpfenden Rechts— 
jtreitigfeiten. In diefer Beziehung ſtimmen die Vorfchriften 
des Entwurfs mit den Grundſätzen des Patentgejeßes über: 
ein, da die Erwägungen, welche dazu führten, bei der 
Patentertheilung von dem Erforderniffe des Nachweiſes der 
geiftigen Urheberſchaft abzufehen, nad) der Art der hier eins 
ichlagenden gewerblichen Berhältniffe auch auf den Gebrauchs⸗ 
muſterſchutz zutreffen. Es it um jo unbedenflicher, dieſe 
Grundſätze anzumenden, nachdem im Patentwejen ſich er- 
geben hat, daß die Fälle mißbräuchlicher Benutzung von 
fremden Konzeptionen, im Vergleich zu der Zahl der Patent- 
anmeldungen, wenig beträchtlich find. 

Immerhin ni für Fälle der legtgenannten Art Bor: 
forge getroffen werden. Hat der Anmelder die wejentlichen 
Grundlagen jeiner Anmeldung dem Ergebniffe der Thätig: 
keit eines Anderen ohne deſſen Einwilligung entlehnt, fo i 
dem Erſteren die in der Erlangung des Schuges liegende 
Rechtsverbefferung auf einem rechtswidrigen Wege zugefom- 
men. Der dadurch verlegte Urheber muß daher die Be- 
fugniß zur Anfechtung der Eintragung erhalten, und zwar 
wird er nach Maßgabe der zu 8. 4 entwidelten Grundſätze 
dieſe Befugniß ſowohl dadurch ausüben können, daß er ber 
Geltendmachung des Schutzrechts durch den Eingetragenen 
den Nachweis der Entwendung entgegenſtellt, als auch da— 
durch, daß er ſeinerſeits die Löſchung der zu Unrecht er— 
folgten Eintragung verlangt. Dritte Perſonen dagegen 
fünnen ſich auf die Entwendung nicht berufen, da die Teß- 
tere lediglih das Verhältnig zwiſchen Urheber und An— 
melder beeinflußt. 

In der Aufftellung der Merkmale für die Entwendung 
hat der Entwurf fih an die Beſtimmungen des PBatent- 
geſetzes angeichloffen und dabei nur diejenigen Unterſchiede 
zum Ausdruck gelangen laffen, welche ſich aus ber Begren- 
zung des Gebiets der Gebrauchsmuſter von felbft ergeben. 


Bu $. 6. 

Wie in den Erläuterungen zu $. 1 dargelegt, erjcheint 
es nicht thunlich, eine erjchöpfende Grenze zwiſchen dem 
Gebiete der Erfindung und dem des Gebrauhsmufters zu 
“ir Es iſt demnach mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß ein und berielbe Gegenfiand von einer Seite zum 
Mufterregifter und von einer anderen Seite zur Patentirung 
angemeldet wird. Inſoweit dabei die Veröffentlichung oder 
offenfimdige Benugung des Gegenftandes der einen Anmel- 
dung zur Folge hat, daß der Gegenjtand der anderen An— 
meldung nicht mehr als neu (6. 2 des Patentgefeges, 8. 1 
Abſatz 2 des vorliegenden Entwurfs) ſich —— bedarf 
es einer beſonderen Regelung des Verhältniſſes zwiſchen 
den verſchiedenen Anmeldern nicht. Hier fehlt es an den 
Vorausſetzungen, ſei es für die Patentertheilung, ſei es für 
die Geltendmachung des Mufterfchugrechts, und das zu Un— 
recht ertheilte Patent oder die * das Vorhandenſein der 
materiellen Vorausſetzungen erfolgte Eintragung in bie 
Mufterrolle kann durch Erhebung der Nichtigkeitsflage ($- 10 
des Patentgefeges) oder der Klage auf —28 der Ein⸗ 
tragung ($. 4 des vorliegenden Entwurfs) beſeitigt werden. 


Richtung völlig gleich find, fondern auch, weil e8 dringend | Ebenfo it für den Fall, daß der eine Anmelder dem an— 
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Bu 88.9 bis 11. 

In Betreff der civilrechtlichen und der jtrafredhtlichen 
Verfolgung von Berlegungen des Schugredyts hält ſich der 
Entwurf im Einklang mit denjenigen Vorſchriften, weldye für 
das Patentweſen we ebend oder durch den Entwurf einer 
Novelle — Palentgeſetz in Ausſicht genommen find. Es 
werden danach die von Entſchädigungsklagen, 
die Verjährung der Entſchädigungsanſprüche, die Voraus— 
jegungen ber Strafbarteit, das Höchſtmaß der zuläffigen Strafe, 
die Zuerkeunung einer Buße an Stelle der Entſchädigung 
u, j. w. für beide Materien in durchaus gleicher Weile ge= 
regelt. Hierdurch wird die Gleihmäßigfeit in der Entwidlung 
beider Arten des Schuges gewährleijtet. Hinderniffe gegen 
die Anwendung der erwähnten Beftimmungen des Patents 
gefeges auf das Gebraudsmufterweien ergeben ſich nicht. 
Insbejondere find die Strafen der Patentverlegung derart 
normirt, daß fie für die Berlegungen des Mufterfhußrechts 
nicht als zu hoch erfcheinen, zumal da dem Ermeljen des 
ertennenden Richters ein weiter Spielraum gelaffen iſt. Auch 
für die Ausdehnung der Entihädigungspfliht auf jolde 
Fälle, in welchen aus grober sg eine Verlegung 
des Schutzrechts ftattgefunden hat, jprechen Diejelben Gründe, 
aus denen die entiprechende Aenderung im $. 34 des Patent⸗ 
gejeges in Vorſchlag gebradjt werben joll. 


Zu $. 12. 

Es bedarf einer bejonderen Beftimmung, damit in dem 
gerichtlihen Verfahren über Anſprüche aus diefem Gefe die 
Nevijionen und Beſchwerden, für welche nad) dem Gerichts— 
verfafjungsgeieg an und für ſich das Neichsgericht zuitändig 
it, dem legteren auch für das Gebiet derjenigen Bundes— 
ftaaten zugewieſen werben, in welchen auf Grund ber Vor— 
ichrift im $. 8 des Einführungsgejepes zum Gerichtsvers 
fafjungsgejege ein oberjtes Landesgericht beſteht. Daß es 
wünjchenswerth ift, auch hier diefelbe Negelung eintreten zu 
laſſen, wie joldye für das Patentweſen in Geltung ſich bes 
findet ($. 37 bes Patentgefeßes, di 8 Abſatz 2 des Ein- 
führumgsgefeges zum Gerichtsverfaffungsgejepe), wird einer 

onderen Begründung nicht bedürfen. 


u.$. 13. 

Mas das —* zum Auslande anlangt, ſo wird 
ebenſo, wie in ſonſſigen Geſehen über den Schuß der Ur— 
heberrechte bereits — und wie durch den Entwurf 
der Novelle zum Patentgeſetz für das Patentweſen in Aus— 
ſicht genommen, auch in Betreff des Gebrauchsmuſterſchuhes 
ein Weg zu eröffnen fein, um ben Grundſatz der Gegen— 
feitigfeit zur Geltung zu bringen. Es ift indeß dabei zu 
berüdjihtigen, daß im Patentweien die Gleichitellung des 
Ausländers mit dem Inländer bereits jeit Jahren gehand- 
habt worden it, und daß es mit Rückſicht auf diejen ein— 
gebürgerten Nechtszuftand dort räthlidher erſcheint, die An— 
gehörigen der das Prinzip der Gegenfeitigleit Deutſchland 
gegenüber praktiſch nicht anerfennenden Staaten im Wege 
der Ausnahme von dem Patentihug auszuſchließen, während 
in Bezug auf den in Deutjchland jeht neu einzuführenden 
und in den verichiedenen Staaten des Auslandes verſchieden— 
artig behandelten Gebrauchsmufterichuk richtiger eine aus: 
drüdliche Zulaſſung derjenigen einzelnen Staaten vorgejehen 
wird, deren Gejepgebung genügende Garantie für eine ent 
iprechende Gegenleiftung bietet. Demnach empfiehlt es ſich 
hier, den Grundſatz in derjelben pofitiven Weite zu faſſen, 
wie das Markenjchußgejeg vom 30. November 1874 ihn 
ausipriht. j 
Hinfichtlich der Bedingungen, unter weldhen nach Abs 
jap 2 des $. 13 der Ausländer das Schuhrecht zur Auss 
übung zu bringen hat, lehut ſich der Entwurf wiederum an 
die patentrechtlichen Beflimmungen an. 

Die Entfeidung über das Vorhandenfein der hiernach 


— — — — — — — — — 


aufgeſtellien Erforderniſſe wird ebenfalls den Gerichten zu— 
tehen; das Patentamt iſt nur inſofern betheiligt, als es von 

nicht im Inlande wohnenden ober eine Handelsnieder— 
laffung befißenden Anmelder die Beftellung eines inländischen 
Vertreters zu verlangen Hat, ehe die Eintragung in die 
Mufterrolle erfolgen darf. 


Zu 8. 14. 

Die zur Handhabung der Beftimmungen des Entwurfs 
nothwendigen Ausführungsvorichriften werden namentlich die 
Frage, durch welches Perjonal und in welcher Weife die 
Mufterrolle zu führen ift, zum Gegenftanb haben. Der Er: 
laß diefer Vorfchriften durch eine Kaiſerliche Verordnung 
unter Zuftimmung des Bundesraths entipricht dem $. 17 
des Patentgejehes. 


Nr, 154. 


Berlin, den 30. November 1890. 


Im Namen Seiner Majejtät des Kaifers beehrt ſich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Prüfung. der Läufe und Verſchlüſſe der 
Handfenerwaffen 


nebjt Begründung, wie foldher vom Bundesrathe beichloffen 
worden, dem Reichskage zur verfaflungsmähigen Beichluß- 
nahme ganz ergebenjt vorzulegen. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher, 


An den Reichstag. 
R.Ud.I. Nr. 2496 II. 


Entwurf eines Gefehes, 


betreffend 


die Prüfung der Läufe und Verſchlüſſe der 
Handfeuerwaffen. 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, 
König von Preußen ze. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter Zu— 
ftimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


un 
Haudfeuerwaffen jeder * dürfen nur dann rare 
oder in den Verkehr gebracht werden, wenn Ihe Läufe und 
Verſchlüſſe nach den Vorjchriften dieſes Geſetzes in amt— 
lichen Prüfungsanſtalten geprüft und mit Prüfungszeichen 
verſehen ſind. 


Die Prüfung beſteht in einer Beihußprobe mit vers 
ftärkter Ladung. 
Die Prüfung findet bei Terzerolen und Revolvern 


‚ einmal ftatt. Auch bei anderen Handfenerwaffen Tann, 
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Die Prüfung der Handfeuerwaffen in amtlichen 
Prüfungsanftalten bejteht auf geſetzlicher Grundlage in 
Belgien, England und Frankreich bereits jeit langer Zeit, 
in Belgien jeit 1672. Im biejen brei Ländern ift bie 
Prüfung eine obligatoriſche. In Belgien befindet fich die 
Prüfungsanftalt in Lüttich, dem Hauptfiß ber belgiſchen 
Gewehrtmduftrie, mit einem vom König ernannten Ober: 
beamten und einer durch die Gewehrfabrifanten des Orts 
gewählten Verwaltungstommiffion. Die Beihuhprobe ber 
Waffen ift je nach der Art derjelben eine eins, ziweis, unter 
Umftänden breimalige. Die neuefte gejeplihe Grundlage 
bildet das Gejek vom 24. Mai 1888 (loi portant röglemen- 
tation de la situation du bane d’&preuves des armes à 
fen “tabli à Liöge) Moniteur belge von 1888 Nr. 160. 
Die zu dem Geſetz durch den König erlafienen Ausführungss 
beftimmungen find unter bem 6. März 1889 in bem 
Moniteur belge von 1889 Nr. 69 veröffentlicht worden. 
In England liegt das Prüfungsgeihäft in den Händen 
der Büůchſenmacherinnungen von London und Birmingham. 
Der Staat überwacht indeſſen das Verfahren. Die Be— 
ihußprobe ift, je nachdem die Waffe unter eine der gefeplich 
bejtimmten Klaſſen entfällt, eine ein= beziehungsweiſe zwei 
malige. Die gejeglihe Grundlage bilden hier die Gun 
Barrel Proof Act vom 13. Juli 1868 und die zu derfelben 
erlaffenen, unter dem 28. Dezember 1887 von der Aufs 
fihtsbehörbe genehmigten neneften Ausführungsbeitimmungen 
(London Gazette vom 3. Januar 1888). In Frankreich 
it die Prüfungsanftalt zu St. Etienne mit der dortigen 
Handelslammer in Verbindung gebracht. Der Direktor 
wird vom Minijter ernannt, Die Beſchußprobe ift eine 
ein= bis zweimalige. Unterſchieden werden für diefelbe: 
glatte Waffen zu Sriegszweden, gezogene Waffen (Kriegs-, 
Jagd» und Luruswaffen) und andere Waffen. Die geſetz— 
lihe Grundlage bildet das Deeret imprial portant 
Reglement d’administration publique sur l’öpreuve des 
armes à feu portatives vom 22. April 1868. Mit Be- 
ziehung auf die Strafbeſtimmungen find noch maßgebend 
die 7 Tre der Artifel 8 und 15 des Kailerlichen 
Dekret vom 14. Dezember 1810. 

, Unter bem 16. März 1886 hat die öfterreihiiche Re— 
gierung ben gejeggebenden Faktoren einen Gejegentwurf, 
betreffend die obligatoriihe Erprobung aller Handfener: 
waffen, vorgelegt. Ueber diefen Gejegentwurf wurde von 
dem Gemwerbeausichuß des Abgeorbnetenhaufes unter dem 
31. Januar 1888 Bericht erftattet. — wurde der 
Entwurf in der von dem Se vorgeichlagenen 
Faſſung durch beide, Häufer des ölterreichifchen Reichs— 
raths angenommen. Die Publikation des Geſetzes fteht 
jedoch nody bevor. Nach der Begründung jenes Entwurfs 
-ift die Einbringung eines Gejepentwurfs gleichen Inhalts 
bei den gejepgebenden Faktoren Ungarns in Ausficht ges 
nommen. Eine 4 für fahultative Prüfung der 
a en befteht in Ferlach in Defterreich bereits 
ei i 


Nah den übereinftimmenden Vorfchriften Belgiens 
(Art. 11 Abſatz 1 des Geſetzes von 1888),*) Englands 


*) Belgifches Gefey vom 24. Mat 1888, 


Artıcıe 10. 

Nul ne peut vendre, exposer en vente, ni aroir dans 
ses magasins, boutigues ou atdliers aucune arme ow partie 
d'armo aujette A Nöpreuve, qui n'ait dprouvde et 
marqude des gons que comporte son degr& d’achäre- 
ment, conformöment aux arrötös royaux pris en exdeution 
de l’article 9, 50 de la präsente loi. 

Aartcıe 11. 

Ne tombent pas sous l’application de Partiele 10, les 
armen & fen importses de ’ötranger, qui portent le poingon 
d’un banc d’spreures ofticiellement reconnu par le gouver- 
nement du pays de provenance. 


(Art. 129 bis 132 der Gun Barrel Proof Act)*) und 
ee (Artikel 1 Abſatz 2 des Dekrets von 1868)**) 
ind im biefen Ländern aus dem Auslande eingeführte 
dfeuerwaffen nur dann von ber Prüfung befreit, wenn 
te die geſetzlich vorgefchriebenen Prüfungszeihen ihres Er— 
zeugungslandes tragen. Für England bejteht außerdem 
die Bejtimmung, dab die Prüfungszeichen des auswärtigen 
Staates, um als den engliichen gleihwerthig anerkannt zu 
werden, in ein Regifter einer der beiden oben genannten 
Büchfenmadherinnungen eingetragen fein müſſen. Durch die 
angeführten geſetzlichen Belimnuungen Belgiens, Englands 
und Frankreichs find die deutſchen Erzeuger von Hand» 
len gegenwärtig und folange es eine amtliche Prüs 
0 folder Waffen auf gejeglicher Grundlage in Deutſch⸗ 
land nicht giebt, genöthigt, ihre Erzeugniſſe, wenn dieſelben 
nad) einem der genannten Länder ausgeführt werden jollen, 
dorthin, unter Umſtänden wiederholt, behufs Bornahme 
ber Prüfung zu jenden. Der Ausfuhrhandel Hat Hierunter 
zu leiden. 

Der öſterreichiſche Gefegentwurf ($. 1 Abſatz 2) hat 
vorgeſchlagen, daß in das Geltungsgebiet des Geſetzes eins 
geführte Handfeuerwaffen dem Prüfungszwang unterliegen, 

„woferne fie nicht mit — den inländijchen gleid) 
u achtenden — fremdländijchen Probezeichen ver 
* find, Welche Stempel fremdländiſcher Probir⸗ 
anftalten den inländiſchen gleich gehalten werben, 
wird im Berordnungswege fejtgejtellt.” . 

Der öjterreichiiche Geſetzvorſchlag hat demnach die Zus 
lafjung im Auslande hergeftellter Handfeuerwaffen ebenfalls 
davon abhängig gemacht, daß diejelben die Prüfungs: 
zeichen eines auswärtigen Landes tragen, glei dem 
engliichen Geſetz aber die Vorſchrift noch dadurch ver— 
ihärft, daß eine Prüfung in der Richtung ftattfinden fol, 
ob die ausländiichen Zeichen dem inländijhen gleich zu 
achten find. Sobald der öſterreichiſche Gejegentwurf mit 
der eben bezeichneten Beitimmung Geſetz wird, jo muß auch 
der verhältnigmäßig erhebliche Ausfuhrhandel Deutihlands 
mit Handfeuerwaffen nad) Defterreid eine Behinderung ers 
leiden, falls nicht das Reich dem Handel eine Unterjtügung 
durch Einführung der amtlichen Prüfung für Handfeuer- 
waffen zu Theil werden läßt. Der Ausfuhrhandel Dentid: 
lands (hauptjädhlihd von Suhl) mit Jagd» und Yuruss 
Bi nad) Oeſterreich Ungarn belief ſich an Werth 
im Jahre 


1885 auf . 383 000 #. 
1886 = . 309 000 = 
1887 = 367 000 = 
1888 = 248000 = 
18589 = 607000 = 
*) Gnglifches Geſetz vom 13. Juli 1868. 
Arrıcıe 132, 


Every Barrel of Foreign Manufacture, having duly and 
lawfully impressed thereon the due and proper Mark, Sign, 
or Character indicative of the due Proof thereof at any 
Foreign Proof House, the Marks whereof shall be entered 
in and correspond with the Register of Foreign Proof 
Marks kept at the Proof House of either of the Two Com- 
panies, shall be exempted from the Provisions of this 
Adı — — 


**) Franzöfifces Geſetr vom 22. April 1868, 


Arrıcıa 1. 

Toutes les armes & feu fabriquöes en France, de quelque 
calibre et dimension qu'elles soient, doivent ötre öprouvees 
aux bancs d’äpreuve dtablis & cet effet dans les centres de 
fabrication, 

Il en est de möme des armes A feu importdes de 
Vötranger, & moins qu’elles ne portent le poingon d’äpreuve 
lögale du pays de provenance. 

"+, Die deutſche Ausfuprftatiftit unterfcheidet nicht zwiſchen Defter- 


I reich und Ungarn. 
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Reichstag. 


Zu. 3. 

Die Behandlung der na 
untauglich nbenen Waffen ift nad dem Vorgange der 
Ausführungsbeftimmungen zu dem belgiſchen Geſeß Ur: 
tifel 14*) geregelt. 

Unter Aufbaudung ift eine in Folge von Ungleichheit 
des Materials entjtandene, ringförmige oder halbringförmige 
Ermeiterung des Laufs zu verjtehen. 


Zu. 4. 

Nach Vornahme von Veränderungen an einer Waffe, 
welche auf die Sicherheit des Abfeuerns berjelben von Ein— 
Huß fein können, erſcheint eine befondere, von den für die 
Herftellung der Waffe vorgeihriebenen Beihußproben un— 
abhängige Prüfung geboten. Als ſolche in der bezeichneten 
Richtung wejentliche Veränderungen find Veränderungen indem 
Kaliber und an dem Berjchluffe anzujehen**). Als eine Verän- 
derung im Kaliber wird jedoch nicht die unerhebliche Er- 
weiterung bes Rohrs in Folge der Herftellung von Büchſen⸗ 

ügen in demfelben angejehen werben können. Die Stärke 
Bicler befonderen Probe hat fih naturgemäß nad) ber 
——— minder fortgeſchrittenen Herſtellung der Waffe 
zu richten. 


einer Beſchußprobe für 


Oeſterreichiſcher Geſetz · Eutwurf. 


8, 

Die Beflimmungen * welcher Vorgang bei der 
Einfuhr von Fenerwaffen, dann bei ber Erprobung ber ein ⸗ 
und ber im Inlande erzeugten Feuerwaffen einzu- 
falten ift, dann über bie nad jeder Probe der Waffe auf- 
ubrüdenten Stempel, die Kali nung und Pr. en 
Beien unb über bie in ber Probiranftalt für bie or 
nabıne der Proben zu erlegenden Zaren werben, nach An 
hörung einer vom Landelbininifterkum einzuberufenden, aus 
—— gebildeten Kommlſſton, im Verorbnungswege 

getroffen. 


*) Reglement göndral du Br Een des armes ä feu 
ttabli A Lidge vom 6. März e 


Arrıcıa 14. 

Les contröleurs et räviseurs visitent les armes qui ont 
subi l’epreuve. 

Ils rendent irrsparables celles qui sont döfestueuses ot 
dont les defauts graves pourraient ötre paillds; ils marquent 
de ia lettre Recelles qui sont jugdes susceptibles de röpa- 
rations et apposent leur poingon particulier sur celles qu'ils 
jugent bonnes; ces derniöres regoivent ensuite le poincon 
d’acceptation. 

)Oeſterreichiſcher Geſetz· Eutwurf. 
& 8 Abſaß 1. 

Feuerwaffen, welche bein Gintritt ber Wirkſamleit dieſes 
—8 is im Gebrauche geſtanden haben, unterliegen den 

mmungen befjelben nur in dem alle, wenn nadträglid 
eine Kaliberänderung vorgenommen oder die Umgejtaltung 
eined Borberlaberd in ein Hinterladegemehr ausgeführt wird, 


Eugliſches Geſetz vom 13. Juli 1808, 

E doubl —— anal ed ding 

‚very e rovisionally proved accor to 
the recited Act or this Act, and at any Time thereafter 
reduced in 8 in any progressive Stage of the 
Manufacture tbereof, shall for the Purposes of tbis Act be 
desmed an unproved Barrel, except for the Purpose of 
—— and until it shall hare recelred the definitive 

f. 


Asrıcıe 111. 

If any Barrel which shall be marked as proved under 
recited Act or this Act shall by any Process of Manufac- 
ture, or by any other Means whatsoever other than the 
User and Wear and Tear thereof, be unduly reduced in 
Substance or Strength so as that the Mark thereon does 
not duly represent the Proof which if then ng Haste it 
would bear, every such Barrel shall for the Purposes of 
this Act be deemed an unproved Barrel. 


Attenftüce zu den Verhandlungen des Neichstages 1890. 


Attenftüd Nr. 154.  (Gefepentwurf, betr. bie Prüfung ber Hanbfeuermaflen.) 
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Zu 8 5. 

Die Vorſchrift dieſes Paragraphen ift beitimmt, ben 
nöthigen — Te für die beim Erlaß dieſes Geſetzes 
bereits hergeftellten oder in der Herſtellung begriffenen 
Handſchußwaffen zu vermitteln, 

Die Befreiung der mit dem Vorrathszeichen verjehenen 
Waffen von der Prüfungspfliht wird durch $. 6 be— 
Ihräntt. 

Zu 8. 


Die Erridtung der Prüfungsanftalten ift entſprechend 
dem im Reich befolgten Grundſatz, daß gemwerbepoligeiliche 
Beftimmungen dur die Landesregierungen ausgeführt 
werben, ben leßteren übertragen. 

Ob den mit der Leitung des Prüfungsverfahrens zu 
betrauenden Staatsbeamten nad) dem Mufter der belgifchen 
und franzöfiihen Gejepgebung ein Beirat aus der Zahl 
der Gewerbeintereffenten, Inhaber von Gewehrfabrifen, 
Kleinmeilter 2c. beizuftellen ift oder ob die Probiranftalten 
mit bereits beftehenden Staatsanftalten (Militärwerkftätten 
von Handfenerwaffen) in Berbindung m bringen find, 
bleibt den Landesregierungen anheimgeftellt. 


Zu 8.9. 

Für eine wirffame Durchführung des Prüfungszwanges 
bezüglid) ber feilgehaltenen ober in Handel ——— 
Handfeuerwaffen iſt die Androhung der Einziehung der 
nicht gehörig geprüften oder von der Prüfung behreiten 
Waffen als Nebenftrafe neben der nad) Abfag 1 dieſes 
Paragraphen verwirkten Strafe unerläßlich (Artifel 15 des 
belgischen Gejeges, Artikel 8 und 15 bes franzöfichen Ger 
feßes vom 14. Dezember 1810)*). 


Zu S. 10. 
Das Gefeg wird feinem vollen Umfange nah in Kraft 
u fegen fein, ſobald Prüfungsanjtalten in der erforderlichen 
nzahl durch die Landesregierungen errichtet fein werben. 


) Belgiſches Gefeg vom 24, Mai 1888, 


Anrıcıe 15. 

Tout eontreveniant à la disposition de l’article 10 est 

ible d’une amende de 300 pour la premiöre fois, 

une amende double en cas de recidive, et de ia confis- 
cation des armes delictueuses. 

Toute personne qui aura vendu, exposs en vente ou 
detenu dans ses ins ou atöliers une arme d'un ealibre 
different de celui designs par le poinson dont elle porte 
l’empreinte, est passible d'une amende qui ne pourra ötre 
infdrieure A 50 francs, ni excöder 100 franes. L’arme 
delictueuse sera confisquee. 


Frangöfifches Gefeg vom 14, Dezember 1810, 


Arrıcın 8. 

Les fabricants, marchands et ouvriers canonniers ne 
pourront vendre aucun canon sans qu'il ait dt& dprouve 
et marqus du poingon d’acceptation, & peine de trois 
cents francs d’amende pour la premiäre fois, d’une amende 
double en cas de recidive et de co: on des canons 
ainsi mis en vente. 


Arrıcre 15. 

Tout canon vendu ou livrd sous un calibre difförent de 
celui designed par le poingon dont il porterait l'empreinte 
sera saisi, et celni qui l'aura vendu ou livrö sera condamns 
ä une amende qui ne pourra ötre au dessous de cinquante 
francs, ni exeöder cent francs. 
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zu laffen, ob das dem Protejte beiliegende Flug— 
blatt von ihm herrührt und eventuell in welcher 
Weiſe und Anzahl daffelbe verbreitet worden ift, 
fowie fejtftellen zu laffen, ıwie viele Bergleute und 
Invaliden im 9. hannoverſchen Wahlbezirke 
wohnen; 


3. über die in dem Protejte des Arbeiterwahllomitees | 


ad 2, 5, 6, 8, 11, 13, 14 behaupteten Thatjachen 


hebungen anftellen und diefelben dem Reichstage 
augehen zu Laffen. 


Berlin, den 3. Dezember 1890. 
Ridert. 


Der obige Antrag bat in ber 34. Plenarfigung des Reichstages 
die geihäftsordnungsmäßige Unteritäßung erhalten. 


Nr. 157, 
Antrag 


Dr, Windthorft und Genoffen. 
beichließen: 
dem nachſtehenden Geſetzentwurfe die verfajlungs: 
mäßige Buftimmung zu ertheilen: 


Gefet, 
betreffend 


die Aufhebung des Geſetzes über den Orden 
der Geſellſchaft Jeſu, vom 4. Juli 1872 
(Reich8-Gefekblatt von 1872 ©. 253). 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutiher Kaiſer, 
König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nad erfolgter Zus 
ftimmung des Bundesraths und des Neichstags, was folgt: 


8.1. | 

Das Geſetz, betreffend den Orden ber Geſellſchaft Jeſu, 
vom > Juli 1872 (Reichs-Geſehblatt S. 255) wird aufs 
nehoben. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 197. 


Graf Adelmann v. Adelmannsfelden. 
Lichtenfels. 
ring. 
Gliszezynski. 


Greiß. 
Der Reichstag wolle | 


‚dv. Schönborn = Wiefentheid. 


8. 2. 
Die zur Ausführung und zur Sicherftellung des Boll: 


zugs des im $. 1 genannten Gejeges erlaffenen Anordnungen 
verlieren ihre Gültigfeit. 


8. 3. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage feiner 


durch Vernehmung der betreffenden Zeugen Er— | a a ana 


Urkundlich ze. 
Gegeben 2. 


Berlin, den 3. Dezember 1890. 


Dr. Bindthorft. 


WMihbidhler, 
Prinz v. Arenberg. Dr. Bachem. Graf v. Balleftrem. 
Bedmann. Bender. Biehl. Dr Bod (Machen). 
Bödilfer. Braun Freiherr v. Buol= Berenberp. 
Burlein. Graf v. Ehamard Freiherr v. Dalmwigf: 

Dieden. Graf Drofte zu Bilde 
Evers. Fiſcher. Freiherr zu Frandenftein. 
Dr. Franz. Fritzen (Coblenz). Frigen (Düffeldorf). 
Freiherr v. Gagern. Graf v. Galen. Dejanicz nv. 
t Goejer. Graf. v. Grand- Ay. 
—Gröber. Haanen. Haberland. Haus. 
Dr, Freiherr Heereman von Zuydwyk. Heſſe. Hil— 
pert. Hitze. Reichſsgraf von und zu Hoensbrocd. 
Graf v. Hompejh. Horn. Freiherr v. Huene Hug. 
v.Kehler. Kerjting. Kirdammer Kloſe. Kodann. 
Krebs. Landes. Lauck Lehemeir. Lehner. 


Xen 
der. Leonhard. Lerzer. Letocha. Dr. Lieber, 
Limbourg. Dr. jur, Lingens. Marbe. Dr. Graf 
Matuſchka. Mayer (Landshut. Menken. Mepner. 
Mey. Mooren. Müller (Blei), Nedermann. 
Dr. Drterer. Dr. Berger. Pezold. Freiherr v. 
Pfetten-Arnbach. Dr. Bord. Graf v. Preyſing 


(Dillingen). Graf v. Preyfing (Straubing). Rarkowski. 
Dr. Reichensperger. Reichert (Baden), Reichert 
(Bayern). Reindl. Rintelen. Dr. Rubolppi. 
Dr. Schaedler. Schaettgen. v. Schalſcha. Graf 
Schuler. Spahn. 
Sperlid. Stößel. v. Strombed. Szmula, Tints 
merman. Wagner Graf vo. Walderdorff. Watten: 
dorf. Weber. Weiß (Paſſau). Wenders. Freiherr 
v. Wendt Wenzel. Wildegger. Wiplöperger. 
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Beſtehendes Gefet. 





auf bie einer in ben Landesgeſetzen ent- 
haltenen Rechtsnorm geftüßt wird; 


4. der Beſchwerde gegen Entiheidungen der Land: 
geridhte in bürgerlichen Rechtsjtreitigfeiten; 

5. ber Beſchwerde gegen jtrafrichterliche Entfpeibumgen 
eriter Inftanz, ſoweit nicht die Zuftändigfeit der Straf- 
fammer begründet ift, und gegen cheidungen 
der Straflammern in der Beſchwerdeinſtanz und 
Berufungsinftangz. 


$. 136. 

In Strafſachen ift das Neichögericht zuſtändig: 

1. für die Unterſuchung und Entſcheidung in erſter 

und letzter Inſtanz in den Fällen des Hodhverraths 

und des Landesverraths, infofern dieſe Verbrechen 
egen den Kaiſer oder das Reich gerichtet find; 

k fir die Verhandlung und Entſcheidung über die 
Rechtsmittel der Revifion gegen Urtheile der Straf- 
fammern in erjter Inſtanz, infomweit nicht die Bus 
ftändigfeit der Dberlandesgerichte begründet ift, 
und gegen Urtheile der Schwurgerichte. 

In Strafjahen wegen Zumwiberhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher in die Reichs: 
kaſſe fliegender Abgaben und Gefälle ift das Neichsgericht 
auch für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechis- 
mittel der Nevifion gegen Urtheile der Straflammern in 
ber Berufungsinftang zujtändig, jofern die Entſcheidung des 
Reichsgerichts von der Staatsanwaltihaft bei der Ein- 
fendung der Alten an das Revifionsgericht beantragt wird. 


8. 76. 

Die Straffammern find als erfennende Gerichte ferner 
zuftändig für Die —— und Entſcheidung über das 
ir ber Berufung gegen bie Urtheile der Schöffen: 
gerichte. 


8. 78. 

Durh Anordnung der Landesjufti verwaltung Tann 
wegen großer Entfernung bes Sandgerichtsfipes bei einem 
Amtsgerichte für Bezirk eines oder mehrerer Amtsge— 
richte eine Straffammer gebildet und derjelben für Dielen 
Bezirk die gejammte Thätigkeit der Straffammer des Land- 
gerichts oder ein Theil diejer Thätigkeit zugewieſen werben. 

Die Beſetzung einer ſolchen Straftammer erfolgt aus 
Mitgliedern des Landgerichts oder Amisrichtern des Bezirks, 
für welden die Kammer gebildet wird. Der Borjigende 
wird jtändig, die Amtsrichter werden auf die Dauer des 
Geſchäftsjahres durd die Teer eng Burg 
die übrigen Mitglieder werden nad) Maßgabe $. 62 
dur das Präfidium des Landgerichts bezeichnet. 


Beichbtag. Attenfiid Nr. 158. 
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Antrag Dr. Reichensperger. 


a) das Urtheil erfter Inftanz vom Schöffengericht 
erlaffen tft, 

b) das Urtheil erfter Inftanz von der Straftammer 
erlafjen ift und die Reviſion ausfchließlich auf 
die Verlegung einer in den Landesgeſetzen ent 
haltenen Rechtsnorm geftügt wird; 


5. ber Beſchwerde gegen jtrafrichterliche Entſcheidungen 
erfter Inftanz, Torpeit nicht die Buftändigfeit ber 
Straffammer begründet ift, gegen Entſcheidungen 
der Strafkammern in ber Beſchwerdeinſtanz und 
in der Berufungsinftanz, ſowie gegen Entſchei— 
dungen der Strafberufungstammern. 

$. 136. 


2. für die Verhandlung und Entſcheidung über das 
Rechtsmittel der Revifion gegen Urtheile der Straf- 
berufungsfammern, ſoweit nicht die Zuftändigkeit 
bes Dberlandesgerichts begründet ift, und gegen 
Urtheile der Schwurgerichte. 


Artikel I. 
Hinter den $$. 76 und 78 des Gerichtsverfafjungs- 
gejeßes werden folgende 88. 76a und 78a eingefchaltet: 


$. T6a, IRIIERR 

Die Strafberufungsfammern find zuftändig für bie 

Verhandlung und Entiheidung über das Nechtömittel der 
Beru 


ng b 
1. gegen die Urtheile der Straffammern in erfter 


Satan EN 
2. gegen bie Urtheile der Schöffengerichte, ſoweit nicht 
die Zuftändigkeit der Straffammern begründet ift. 


. 788. 

Durch die PETERS, AU MN lann bejtimmt wer- 
den, daß bei Landgerichten, weldye mit weniger als 10 Mit- 
liedern, einfchließlih des Präfibenten, beſetzt find, zum 
wecke ber vollftändigen Bejekung der Strafberufungs- 
fammer Mitglieder eines benachbarten Landgerichts oder 
Amtsrichter des Bezirks des Landgerichts, bei welchem bie 
Kammer gebildet wird, als Beifiger mitwirken. Die Bor- 
ſchriften der $$. 62, 63 finden mit der Maßgabe Anwen: 
dung, daß die Beſtimmung der Mitglieder bes Landgerichts 
durch das Präfidbium des benachbarten Landgerichts erfolgt. 
Die Amtsrichter werden durch die Landesjuftizuerwaltung 

auf die Dauer eines Gejchäftsjahres bejtimmt. 


Durd die Landesjuftizverwaltung kann auch bejtinmt 
werben, daß bie Bezirke zweier benachbarter Landgerichte 
deffelben Oberlandesgerichtsbezirts zu dem Zwecke — 
werden, daß diejenigen Geſchaͤfte, welche von der Straf- 
berufungstammer eines der Landgericht zu erledigen fein 
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Beſtehendes Geſetz. 





auf Eröffnung der Vorunterſuchung abgelehnt worden iſt, 
findet ſofortige Beſchwerde ftatt. — r 


$. 266 Abi. 1. 
Wird der Angeflagte verurtheilt, jo müffen die Urtheils- 
gründe die für erwieſen eradhteten Thatfachen angeben, in 
welchen die gejeglihen Merkmale der ftrafbaren Handlung 
efunden werben. Inſoweit der Beweis aus anderen Thats 
achen gefolgert wird, follen auch dieje Thatſachen an— 
gegeben werden. 


. 273. 

Das Protokoll muß L. Gang und die Ergebniffe der 

ee im Wejentlichen wiedergeben und die 

eobadhtung aller wejentlihen Förmlichkeiten erfichtlich 

machen, auch die Bezeichnung der verlefenen Schriftftüde, 

fowie die im Laufe der Verhandlung geftellten Anträge, 

Bi Fa an ara Entiheidungen und die Urtheilsformel ents 
alten. 


Aus der Hauptverhandlung vor dem Schöffengerichte 
find außerdem die wefentlihen Ergebniffe der Vernehmungen 
in das Protofoll are 

Kommt e8 auf die Feitftellung eines Vorganges in der 

uptverhandlung oder des Wortlauts einer Ausſage oder 
einer Aeußerung an, jo hat der Vorſihende die volljtändige 
Niederjhreibung und Verlefung anzuordnen. In dem Pros 
tofolle ift zu bemerken, daß die Verlefung geſchehen und 
die Genehmigung erfolgt ift, oder weldhe Einwendungen er 
hoben find, 


$. 274. 
Die Beobachtung der für die Hauptverhandlung vor— 
—— Förmlichkeiten Tann nur durch das Protokoll 
ewieſen werden. Gegen ben dieſe Förmlichkeiten betreffen— 
* —* deſſelben iſt nur der Nachweis der Fälſchung 
g. 


8. 364. 
Die Berufung findet ſtatt gegen die Urtheile der 
Schöffengerichte. 


$. 371. 

It von einer der im $. 340 bezeichneten Perſonen die 
Berufung eingelegt worden, fo ge das Gericht auch den 
Angeklagten zu ber Hauptverhandlung vorzulaben und lann 
i 7 Ausbleiben zu berjelben zwangsweiſe vor: 

en laffen. 


. 374, 
Die Revifion findet ftatt gegen die Urtheile der Land— 
gerichte und der Schwurgeridhte. 


$. 399 Nr. 5. 
5. wenn neue Thatfachen oder Beweismittel beigebracht 
‚ welche allein ober in Berbindung mit den 
üher erhobenen Beweiſen die Freiſprechung bes 
Angeflagten oder in Anwendung eines milderen 
Strafgefeßes eine geringere Bejtrafung zu be 
gründen geeignet jind. In den vor den Schöffen: 


Reichstag. Altenſtück Nr. 158. 
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Antrag Dr. Reichensperger. 





auf Eröffnung der Borunterfuhung abgelehnt worden ift, 
findet fofortige Beſchwerde jtatt. 

Wird der Beichwerde des Angefchuldigten ftattgegeben, 
fo wird ber Beichluß, durch welchen das Hauptverfahren 
eröffnet ift, hinfällig. 


8. 266 Abf. 1. 

Wird der Angellagte verurtheilt, fo müffen die Urtheils- 
gründe die für erwieſen erachteten Thatſachen, in welchen 
die gefeplichen Merkmale der ftrafbaren Handlung gefunden 
werben, und die Gründe angeben, aus melden » ice That⸗ 
ſachen für erwieſen erachtet worden ſind. 


. 273. 

Das Protofoll muß = Gang und die Ergebniffe der 
Hauptverhandlung im Wejentlichen wiedergeben und die 
Beobadtung aller weſentlichen Förmlichkeiten erfichtlich 
machen, auch die Bezeichnung der verlefenen Schriftitüde, 
fowie die im Laufe ber Verhandlung geitellten Anträge, 
die ergangenen Entſcheidungen und die Urtheilsformel ent 
alten. 


Aus der ng een find außerdem die wejent- 
lichen Ergebniſſe der Vernehmmmgen in das Protofoll aufs 
zunehmen, j 

Kommt es auf die FFeftitellung eines Vorganges in 
der Hauptverhandlung oder des Wortlautes einer Ausſage 
oder einer Aeußerung an, jo hat das Gericht die volljtän- 
dige Niederichreibung und Berlefung anzuordnen. In dem 
Protokoll iſt zu bemerken, daß die Verlefung geihehen und 
die Genehmigung erfolgt ift, oder welde Einwendungen 
erhoben find. 

Erfolgt die Beobachtung der vorgefchriebenen Förms 
lichkeiten nad) Anficht der bei der Verhandlung gen 
in mangelhafter oder ungenügender Weife, jo find Die 

ee des Vorganges und 
ototoll zu verlangen. 


legteren berechtigt, Die 
beifen Aufnahme in das 


$. 274. 

Die Beobachtung der für die Hauptverhandlung vor— 
gejchriebenen Förmlichkeiten kann nur durch das Protokoll 
bewieſen werden. Gegen den dieſe Förmlichkeiten betreffens 
den Juhalt deſſelben ift nur der Nachweis der Unrichtige 
keit zuläffig. 


8. 364. j 
Die Berufung findet ftatt gegen die Urtheile ber 
Scöffengerichte und gegen die Urtheile der Straflammern 
in erjter Inftanz. * 
3. 371. 


Iſt von einer der im $. 340 bezeichneten Perſonen die 
Berufung eingelegt, jo hat das Gericht außer Demjenigen, 
der die Berufung eingelegt hat, aud den Angeflagten zu 
der — — vorzuladen und kann ihn bei ſeinem 
Ausbleiben zu derſelben zwangsweiſe vorführen laſſen. 


8. 374. 
Die Reviſion findet jtatt gegen die Urtheile der Straf- 
fammern in der Berufungsinftanz, gegen die Urtheile ber 
Strafberufungstammern und gegen die Urtheile der Schwur— 


gerichte, 
8. 399 Nr. 5. 

5. wenn neue Thatſachen oder Beweismittel beigebracht 
ber welche allein oder in Verbindung mit den 
rüher erhobenen Beweiſen die Freiſprechung bes 
Angeflagten oder in Anwendung eines milderen 
Strafgejees eine geringere Beitrafung zu begründen 
geeignet find. Im Strafſachen, welde nicht vor 
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Reichstag. Aftenftüd Nr. 159. Rechnungsergebniſſe dev Berufsgenoſſenſchaften.) 997 











Ar. 159. 


Berlin, den 2. Dezember 1890. 


Nach S. 77 des Unfallverfiherungsgefeges vom 6. Zuli 1884 (Neichs- 
Geſetzbl. S. 6P), 8. 86 des Geſetzes, beirefiend die Unfall- und Sranfen- 
verfiherung der in land» und forftwirthichaftlihen Betrieben beichäftigten 
Berjonen, vom 5. Mai 1886 (Neichs:Gefekbl, S. 132) und 8. 89 des Ger 
feßes, betreffend die Unfallverficherung der Seeleute und anderer bei ber 
Seeſchiffahrt betheiligter Verfonen, vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 329) 
ift dem Reichſstage über die gefammten Redhnungsergebnifje der Be— 
rufsgenoſſenſchaften nah dem Mbichluffe eines jeden Rechnungsjahres 
eine vom Reichs-Verſicherungsamt aufzuftellende Nachweiſung vorzulegen. 
Diefe Vorjchrift gilt gemäß $. 1 des Geſetzes, beireffend die Ausdehnung 
ber Unfall und Krankenverſicherung vom 28. Mai 1885 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 159) und gemäß $. 43 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Unfallverfiche: 
rung ber bei Bauten bejchäftigten Perſonen, vom 11. Juli 1887 (Reichs— 
Geſetzbl. S. 287) auch für den Geltungsbereich diejer beiden Gejepe. 

Dem Reidhstage beehrt ſich der Unterzeicdynete die Nahmeilung für 
das Jahr 1889 nebſt Vorbemerkungen, einer auszugsweiien Zuſammen— 
jtellung bejonders wichtiger Zahlen aus den Tabellen, jowie einer Ueberficht 
über das für die gewerblichen Berufsgenoffenihaften ermittelte prozentuale 
Verhältniß der laufenden Verwaltungsfoften zu der Zahl der verficherten 
Perſonen, der Betriebe und der Unfälle, ſowie zu den anrechnungsfähigen 
Löhnen beifolgend zu überjenden. 


Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


An den Neichstag. 
R. A. d. 3. Rr. 2490 II. 


Aftenftüde zu den Berhanblungen bed Reichstages 1830. 126 
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Reichstag. Aktenjtüd Nr. 159. (Rechnungsergebniſſe der Berufsgenofienihaften.) 
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Vorbemerkungen.“ 


1. Der vorliegenden Nachweiſung über die Rechnungs— 
ergebniffe für die fünfte Nechnungsperiode, während deren 
die gefepliche Unfallverficherung beitanden hat, find diefelben 
Tabellenformulare zu Grunde gelegt worden, wie für bie 
vorangegangene Nechmungsperiode. 


2. Zu Tabelle 1 (Organifation). 


I. Die Zahl der Berufsgenofjenihaften, auf 
welche jih die Rechnungsergebniſſe beziehen, hat 
ih von 86 auf 112 erhöht, umd zwar find im 
Laufe des Nechnungsjahres hinzugetreten: 

auf Grund des landwirthſchaftlichen Unfall: 
verfiherungsgejeges vom 5. Mai 1886: 
26 Iandwirthichaftliche Berufsgenoſſenſchaften. 
Dei den in den Königreihen Bayern und 
Sadjen, in den Großherzogthümern Heſſen, Med- 
lenburg-Schwerin und Didenburg, in den Herzogs 
thümern Braunfchweig, Sachjen-Altenburg und 
Sadjen-Eoburg= Gotha, in den aeg 
Schwarzburg-Rudoljtadt, Reuß &. R, Neuß j. L. 
und Lippe, ſowie im Staatsgebiet der Freien 
anfeitadt Bremen gebildeten Iandwirthichaftlichen 
Berufsgenofienihaften it bie Unfallverfiherung 
mit dem 1. Januar 1889 in Kraft getreten, bei 


den landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften für 
die Freie und Hanfeftadt Hamburg und das | 


Neihsland Elfah-Lothringen mit dem 1. Mai 1389 
und bei ber lanbwirthichaftlichen Berufsgenofien- 
ſchaft für das Herzogthum Sachſen-Meiningen 
mit dem 1. Dftober 1839. 

Um einen ungefähren Ueberblit über den 
Umfang der Iandwirthichaftlichen Unfallverfiherung 
zu geben, find bei den Iandwirthichaftlichen Be— 
rufsgenoſſenſchaften in Spalte 14 der Tabelle 1 
(und beziehungsmweife Spalte 2 der Tabelle 3) 
durchweg aus ber Berufszählung vom 5. Juni 
1882 entnommene Zahlen der durchſchnittlich ver- 
ficherten Perfonen eingeftellt worden. Der Verſuch, 
nad dem gegenwärtigen Stande die in den einzel— 
nen lanwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften be— 


ſchaͤftigten verſicherten Perſonen zu ermitteln und 
i gegenüber der von | 


a. a. D. einzuftellen, ſchlu 
—— Vorſtänden geltend gemachten Schwierig— 
feit der Durchführung fehl. 


I, Die Zahl der ſtaatlichen a 
it auf Grund des landwirthſchaftlichen Unfall: 
verficherungsgejeges vom 5. Mai 1886 und bes 
Bauunfallv 

Rechnungsjah auf 152 geſtiegen, die 

ber Provinzial und Kommunal-Ausführungs— 

behörden — auf Grund ber Ziffer 3 des gr 
des Bauunfallverfiherungsgefeges vom 11. Juli 

1887 als Leiftungefäbig erflärte Verbände — von 

48 auf 133, fo daß zufammen 285 Ausführungss 

behörben aufzuzählen waren. 


Bei ben 13 Verfiherungsanftalten ber Bau— 
gewertö-Berufsgenofienichaften iſt eine Aenderung 
in der Organifation nicht eingetreten. 

3. Tabelle 1 Spalte 15 (Lohnbeträge). 
——* von falſchen Schlüſſen wir enden 
daß bie bie gewerblichen Berufsgenofienichaften ein- 


III. 


et ge vom 11. Juli 1887 im 
e von 1 


gejtellten Lohnbeträge ſich mit den wirklich gezahlten Löhnen 

nicht deden. Der Vordrud der Spalte läßt ausdrüdlich 

erfermen, daß es ſich hier nicht um die Aufftellung einer 

Lohnſtatiſtik, jondern um die Gewährung eines Einblides 

in den für die Berechnung der Beiträge wichtigen, lediglich 

—— Faltor der „anrechnungsfähigen“ Löhne ꝛc. 
n 


Dei den Berufsgenoffenihaften 1 — 62 wird nad 
den gefeplihen Beitimmungen als „anrehnumgsfähiger" 
Sohn ze. der 4 Mark für ben Arbeitstag überjteigende 
Lohnbetrag nur mit einem Drittel herangezogen, während 
| andererſeits für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter 
der ortsübliche Tagelohn Erwachſener anzujeßen ift ($. 10 

Abjap 1 und 2 des Unfallverfiherungsgefepes). Bei der 
Tiefbau-Berufsgenoflenihaft (64) findet zwar eine Reduk— 
tion der 4 Mark für den Arbeitstag überfteigenden Löhne 
| bei der Beitragsberechnung nicht jtatt ($. 10 Abjag 1 des 
| Bauumfallverfiherungsgejeßes), jedoh kommt auch hier für 
\ jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche 
Tagelohn Erwachjener zum Anfage. Bei der Seeberufs- 
genoſſenſchaft (63) ift der in Spalte 15 der Tabelle 1 ein= 
geftellte Betrag unter Zugrundelegung ber Zeitdauer ber 
| Beihäftigung der Verficherten nad Maßgabe des gemäh 
Bi 6 beziehungsweife 7 des Seeunfallverjicherungsgejebes 
eſtgeſetzten Jahresarbeitsverbienites berechnet werden. 

Eine Anftellung von Vergleihen über die Lohnhöhe 
in den einzelnen Berufsgenoſſenſchaften ermöglichen die hier 
gebotenen Zahlenangaben hiernady nicht, und können Bes 
| rechnungen der Löhne auf den Kopf der verficherten Per- 





fonen um fo weniger ein zutreffendes Bild gewähren, als 
die durchſchnittliche Arbeitszeit in den einzelnen Gewerben 
keineswegs gleich ift. 

Für die landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften, 
für welche hinſichtlich der Beitragsberechnung weſentlich 
abweichende geiepliche Beftimmungen (Arbeitsbedarfsnadh- 
weijung, Grundfteuerfuß 2c.) gelten, iſt die Aufnahme von 
Lohnabgaben in Spalte 15 der Tabelle 1 unterblieben. 
Das Gleiche gilt für die Verfiherungsanitalten der Baus 
u Er rer 

4, Tabelle 2. „Ausgaben und Einnahmen” (und 
beziehungsweile Tabelle 1 Spalten 18 und 19). jFür bie 
Aufnahme von Beträgen ift bier, wie im Vorjahre als 
legter Termin der Rüdbuhung von Ausgaben der 1. März 
und als legter Termin der Rüdbudhung von Einnahmen 
der 15. Muguft des auf das Nechnungsjahr folgenden 
Jahres im Allgemeinen —— geweſen. 

Bei den — alten der Baugewerks⸗Berufs⸗ 
enoſſenſchaften find Rüdbuchungen der für das abgelanfene 
Rechmngsjahr verrechnenden Einnahmen umd Ausgaben 

Beitpuntt der Aufjtellung des NRecdhnungs- 





nur bis zum 
\ abjchluffes der einzelnen Berjiherungsanftalt zugelaſſen 
| worden, damit die Angaben in den nad) $. 18 Abjap 1 
Ziffer 5 des Bauunfallverſicherungsgeſetzes vom 11. Juli 
1887 veröffentlihen Rechnungsabſchlüſſen mit den vor— 
liegenden Rechnungsergebnifien überemftimmen. 

5. Bu Tabelle 2 Spalte 31. Die zuſammen mit den 
Prämien für Rettung Verunglüdter und für Abmwendung 
von Unglüdsfällen nachgewieſenen Koften der Fürſorge für 
Berlekte innerhalb der erften dreizehn Wochen nad bem 
Unfall, welde von * pre und 

' Ausführungsbehörben über das Maß der geſetzlichen Vers 
pflichtungen hinaus aufgewenbet wurden, um bie Folgen 
126* 
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Auszugsweiſe Zuſammenſtellung der wichtigſten Zählen aus den Tabellen. 
(Die entſprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Rechnungsjahr 1888 ſind in eckigen Klammern beigejept.) 


Wie die rn erfermen läßt, find im Jahre 1889 
I. 


112*) [86] Berufsgenofienfchaften mit: 
917 915] Sektionen, 
1.089 929] Mitgliedern der Genoſſenſchaftsvorſtände, 
5 260 [5 274] Mitgliedern der Seftionsvorftände, 
21 421 [15 336] Bertrauensmärmern, , 2 
157 [125] angeftellten befoldeten Beauftragten (Revifionsingenieuren 2c.), 
1001 [973] Sciedsgerichten, 
4002 3911] Arbeitervertretern bei über 
5 126 044**) [3 396 704] Betrieben und 
12 831 246 [9 897 428] verficherten Berfonen 
an Eutjchädiguugsbetzägen > 2 222. 1295 18705 64] 
und an laufenden Berwaltungsloften . . > 2 2 2 222 nn nn 4145 633,05 0”) [3486 729,15 Me] 
gezahlt worden. 


Die weiteren Ausgaben an Koften der Unfallunterfuhungen und der Feftftellung der Entſchädi— 
gungen, an Schiedsgerichts- und Unfallverhütungsfoften betragen 1072 864, M. 845 139,96 A] 
Die — abgefehen von geringen Beträgen — lediglich auf die neu errichteten Berufsgenoſſenſchaften fallenden 
Koften ber erften Einrichtung belaufen fi, einjchließlich der Ausgaben auf Grund übernommener Unfallver: 


iherungsverträge ($. 100 des Unfallverſicherungsgeſehes) auf . . - 233 342,25 AM. [245 773,49 M 
In den Rejervefonds find für das Jahr 1889 bis zum 15. Auguſt 1890 12917 376,55 A [12 325 379,41 H. 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen i 7 A") [25 668 549,05 A| 


a — Fu EI ED Sr ARE 
au iven aben (Tabelle 2, Spalte 49) für 112 Berufsgenoſſenſchaften nachgewieſen ſind, denen 
— * A — 115,90 A”) [29 730 033,85 „#] 
an effektiven Einnahmen (Tabelle 2, Spalte 57) — bie Ießteren umfajfen die von den meiften Berufsgenoſſenſchaften 
mitumgelegten Betriebsmittel für das Jahr 1890 — gegenüber jtehen. j 
Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Beitände belaufen fich für fämmtliche Berufsgenoffen- 
haften auf > > 2 een nn. 667867007 AM [4297 756,08 Al 
der Gefammtbetrag des Rejervefonds uf . . 2 2 2.2.2 2020.42 067 548,95 AM [28 412 028,83 AM] 


Sodann find für den gleichen Zeitraum 
II. bei 


285 [178] Ausführungsbehörden der Reichs-, Staats-, Provinzial: und Kommunal 
betriebe mit: 
275 174] Schiedsgerichten und 
1275 954] Arbeitervertretern bei 


543 320 [446 250] verficherten Perſonen 
an Entfhäbigungsbetränen . > 2: 2 2 2 22. 
an Berwaliungskoften . . 2:2 
an Koften ber Unfallunterfuhungen und an Feſiſtellung der Ent: 
Ihädigungen, ſowie an Schiedsgerichts: und Unfallverhütungs- 
DEE a N van ne ae SE IE 39 502,90 AM. 20 692,59 HM. 
BRD u.a u a an ie ca ana een a ae EL [979 954,17 MA] 


verausgabt worben. 


1387 637,9 M [956 413,54 4 
6 191,54 Mı [2 847,74 


IN. Bon den 13 BVerfiherumgsanftalten der Baugewerks-Berufsgenoffenihaften wurden 
an Entfhäbigungsbeträgen 2:2 120 255,4 MN. - 384,45 M] 
Seite , . 120 255,03 A, 19 384,05 A] 


3 64 gewerbliche und 48 ge ang ———— 


Die erhebliche Verme etriebe findet Erklärung in dem Zutritt 26 lanbwirt Berufs haften. 
”) Rad 8 —— — für bie a —2 * 65728 — Det ale er 
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Ueberſicht 
über 
den Autheil, welcher von den laufenden Verwaltungsloſten“) der gewerblichen Berufsgenoſſenſchaften 
(Tabelle 2 Spalten 36 bis 47) im Rechnungsjahr 1889, auf den Kopf der verficherten Perfonen (Ta- 
belle 1 Spalten 11 bis 14), und auf je 1000 Mark der anrechnungsfähigen Löhne““) (Tabelle 1 


Spalte 15), auf jeden Betrieb (Tabelle 1 Spalte 10) und auf jeden im Rechuungsjahr zur Anmeldung 
gelangten Unfallf) (Tabelle 3 Spalte 31) berechnet, entfällt, 

















Zaufende Verwaltungstoften im 
Nehnungsjahre 1889 








Fb auf je ” ben 
auf ben | 1000 6. m 
Gewerblide Berufsgenofienfhaften. opf derider anred- auf kteninnn Sabre 


verficherten nungäfä- | Betrich puma acı 
Berjonen. bigen 2 



























Lohne. Unfall. 
1. | Snappihafts-Berufsgenoflenihaft . Or 1126,55 | Bias 
2. | Steinbruchs-Berufsgenofienihaft . . Date | ‚or 1005 | Al,os 
3. Berufsgenoflenfafe der Feinmechanik j | 1,00 | 22,88 | 44,00 
4. | Süddeulſche Eifen- und tahl-Berufsgenoffenfchaft : 0,6 | Om 9,5 15,51 
5. | Sũüdweſtdeutſche Eifen-Berufsgenoffenishaft. . ‚ 0,9 | 37,6 4, 
6. einiſch-Weſtfäliſche Hütten⸗ und Waiwerls⸗ Berufsgenofſenſchaft as ‚st | 127,06 ‚2 
T, iſch⸗ — —“— * — ⸗— — | 
— 0,70 0,78 | 11,51 | 12,90 
8. 72 ‚87 15,93 | 12,46 
9. ‚10 O5 | 1805 | 14,6 
10. O,57 O0, | 3a | 9m 
11. ‚72 O,30 | 15, | 9,29 
12. ‚8 O8 43 
13. O,55 0,74 | 15,35 | 33,16 
14, 0, 1,06 21 92 77,00 
15. —V O,s4 | 39,30 37,79 
16. — — 0,4 | Or 28,533 53,16 
17. gie —— ——5J“ — 0 99 Ts 46,92 
18, erufsgenoffenie aft ber Hemiſchen Indu wrie le | Ars | Mr | 29,55 
19. | Berufsgenoffenfhaft ber Gas- und Waflerwerte . i — 1,15 le | 4,» | 28,98 
20. | Leinen-Berufsgenoſſenſchaft . a a ae Sarah 0,4 | O,75 | 39,5 | Bl, 
21. | Norbbeutiche Tertil-Berufsgenofienfchaft ee Ga 0, | 2, | 35,58 
22. | Sübbeutiche Tertil= Berufsgenofienichaft a Pa er 2 Os | O0 | 27, 27, 
23. | Schlefiiche Tertil-Berufsgenoffenihaft . nenne Od Oi 2 | 32,55 
24. | Tertil-Berufsgenofienihaft von Elfaß- Lothringen ee re Os Or 4060 30,78 
| 


9 Die Höhe der lauſenden Berwaltungsfoften hängt in jeder Berufsgenoſſenſchaſt nicht nur von der Zahl der verſicherten 
Berfonen, fondern auch von der Zahl der Betriebe, der Unfallgefährlichkeit der beirefjenden Berufszweige, der räumlidhen Ausdehnung 
der Berufsgenofjen —*9 der Art der Organiſation und Verwaltung und von anderen Beſonderheiten der betrefienden Berufsgenofien- 
haften ab. Nur leihmäßiger Berüdfihtigung aller biefer Geheispunte läßt ſich ein zuverläffiges Urtheil ger ewinnen, in 
welchem Berhältniß * in den einzelnen Berufs —* aften thatjä m —— Beträge zu der Geſammtwirkung der Ber 
noſſenſchaft fiehen. Zu Vergleichen über die Angemefjenheit der wendungen der Berufsgenofjenjhaften unter ein- 
ander — an en der vorfichenden Ueberfiät aufgefäßrien Biffern ohne Weiteres nigt dienen. 

Bei Baugemwert3-Berufsgenoffenichaften find die als Paufhbetrag zur Verrechnung fommenden nicht ausjheidbaren 
Antheilko — Berfi —— 65— den vorliegenden ge abgerechnet worden (vergleiche Vorbemerkungen Bifier 6), gleichen 
bei —— —— ——— — ie nach der Anmerkung 7) zu Seite 88 auf das Vorjahr entjallenden 


"E Bergleige 
?) Bergteide — — 
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not 
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Tabellen, 


J. Berufsgenoſſenſchaften. 


A. Gewerbliche. 
B. Landwirthſchaftliche. 


Attenſtuce zu den Verhandlungen des Reichtiages 1890. 127 
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Berjierte Berfonen: 
= (Für die Beitrags: (Bahl der Verlepten, 


berechmung im Anrech- | für welche Entſchaͤdigungen 

















Ausgaben, | Einnahmen. | 












btingende feftaeftellt worden ſind.) 
durchſchnittlich mung zu bringende Be- Vergl. Tab. 2] (Bergt. Tab. 2 
Unter | le — träge der Löhne und | Im daufe des 
ebs· udere. (Spalten Beftanb aus | Mechmungd- palte 57.) 
nehmer. | Heamıte und 1-18) Gehälter der verfigerten u jahres Yihfu- 
Atbeiter. "| Perfonen — Spalte 14.) ie 

















genoffenfhaften. 
liche. 
46 123 | 141 | 975410 310 114 152,0 ame | 3168 (5078088 | 5458247. | 1. 
260 230 990 _ 231 250 74 182 151,0 156 | 930 | 1428323,16 | 1597486, | 2% 
50 9189 | — 51929 43.530 698,0, m | 130 167 562,0 382,5 | 8. 
ER 92 770 - 92770 75 853 941,» 815 518 598607,0 | 698608, | &. 
_ 31 870 _ | 31 370 26 131 428,00 229 in 212707, | 255045, | 5 
DR HB | — 84 828 86 940 848,55 ms | sr Toon] tm 6 
597 30 846 517 | 81900 13 296 377,0 74 | 539 60 | 7. 
64 66 911 -— | 669% 55 540 487,0 443 392 aa Art 8 
| I 

— 51 763 — 312783 45 977 958,00 404 | 316 352 610, 405 452,08 | 9 
8 wi I | 39 994 122,00 = ws | 435 412984, | 468 89,0 | 10. 
ar BR ⸗60 00ꝛ 61 664 041,00 | 460 514085; | 669941 IM. 
1 38 190 - I 101 28 603 932,4 | 48 103 039,4 | 138055, 12 

7 56 750 9 | 55846 41 704 057, | 135 193419, | 955452, 18 

8 22 158 — 228 166 15 363 714 2. “| 4 58 205,13 6238817 | 14. 
10 50 563 — 4 50 573 35 278 366,52 164 | 100 163 536,36 193 921,4 18. 

! r 

23 55 605 4 | 5572 36 951 405,08 120 | 76 102404, | 149 307,56 | 16. 
14 232 728 — 232 742 94 271 300,0 81T 516 616 073, 738 458,0 | 17. 
216 Er 71 91446 T1 611 050,13 873 | 513 873 788,0 | 916 703,07 18. 
5 28 130 7 28 212 21 898 382,01 165 | 108 194 346,06 | 244836, |19. 

4 38 528 103 | 3863 20 951 195,00 230; 117 101399,m | 138 166 | BO. 
8 1643 | — 116 536 64 817 520,56 51 | 24 301 087,6 | 350830, |21 
_ ass | — | 7388 41 393 014,1 3239 | 188 179 325,07 | 219793, 22 
4 41 632 - 541636 17 712 889,00 165 130 73 456,0 909 | 28. 
256 ET — 60 986 36 550 750,12 22 | 138 11624, | 156678, |. 

| 

8 10001 | — 104.089 68 669 036,00 3 | 249 288891, | 37244, 8 
“ 158 365 2 193 666 79 616 007, sı | 293 255 669,65 | 289317, | 36. 
6 40 693 _ 40 699 25 141 498,0 | 5 46512, 60.000, | 27. 

9 56 168 4 55218 31 472 999, 689 | 364 51T | 53171, DB. 
10 55 780 92 55.882 38 217 344,43 27 | 136 148 369,08 | 265337, |20. 
_ 45.491 _ 45491 35 104 539,3 27 | 143 203 682,0 | 2051 MO 
20 20 424 — 1 24 12 583 425,00 180 | 98 127140, | 145 878,1» |81. 
49 127 805 _ 128 296 34 661 169,00 1305 903 886 892,0 | 892619, | BR 

| 
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Tabelle 1. 
| Organifatiom 
8ahl der 
Mitglieder 
Berufs. Delegirten | = 
det der jämmt| Aue Ber- errichteten 
e t Se Urbeiter- | Betriebe. 
genoffenidaften. Gersffen | Ilfen Genoffen- | franens- geftellten Siebe 


tionen. ſchafts · | Seltiond- verfanm. | männer, fragten. WR | 


| vorftandes.| vorftäne. | ung. 














1 2 3 4 5. 6. 7. 8 9 10 
3. | —— Holz · — — G. — 15 — 94 71 1 | l 17 3 639 
4.| —— do.ðv 25 35 93 5 34 6.369 
35. | Müllerei j 17 5 85 86 zu 9 17 119 38 151 
56. ——— Indujtrie · 
Bun ß — 12 — — 99 1 6 24 9890 
87. Zucker · B. G 12 — — 34 — 7 19 455 
38. | Brennerei-B.®. 11 15 55 40 299 — 11 77 7666 
30. —— und Meijerei. GwB. G. 9 17 63 125 186 9 9 81 5503 
4. 5 21 35 — 148 2 5 45 4371 
41. Setebunging u _ 11 — 29 127 — 6 23 2789 
42. B.G. un ee: 
| ne Ges Deutihen hd 16 10 76 63 134 — 16 82 3 158 
3 Hamburgiſche Baugewert-B.®. 5 7 25 34 159 = 5 35 8328 
44. | Norböftlihe Baugewerks · B. G. 5 13 28 60 190 1 5 38 15 308 
45. Schlefſch · Poſenſchẽ Baugemerts- 5736 
8.8 5 11 25 36 177 = 5 35 
14 annoberfche Baugewerls · B. ®. 1 11 36 87 334 1 4 44 13 080 
| — 
3 9 2 _; 34 105 — 3 83 5494 
= Sähfiihe Baugewer-B.®, . 6 8 42 59 114 1 6 54 9320 
2* e Baugewerls · B.G. 4 9 20 26 — 4 26 4308 
— Baugewerks · 
7 10 49 31 157 — 7 56 9779 
‚| Reim Weſtfaliſche Bauge- 
erls ⸗ B.G. 8 17 62 86 216 | 11 8 69 16 021 
52 Brtenbeige Bangewert- 
83.6, _ 9 — — 38 2 1 11 5402 
58. che Baugewerli-B.G, . 2 _ 70 279 1 1 25 12 934 
54. | ab tige —— — — 6 13 5 28 77 6 6 42 71871 
bb. | Sue. E 9 9 45 40 98 — | 68 4102 
56. | Brivatbahn-® ® P . — 5 — — 5 _ 5b ı 15 119 
57. | Straßenbahn · B .S. — 7 — — 24 — 4 | 18 226 
58. | — — * 
mer er 9 15 * 244 — 9 16 989 
59. —— 39 5 195 42 1405 39 195 26 897 
60. — — — 
G. 4 7 21 40 30 4 29 3136 
61, Ohteuiae ® — 8 — 19 19 — 1 9 4762 
62, * che "Sinnenfiabne! 
— 5 * 24 2 2 9 7729 
63. PR 8. Pa er 6 8 27 39 48 — 6 12 1785 
64. | Tiefbau: B. ©. — a _ 13 — 64 — 8 29 1578 
Summe A.. . . 365 137 2009 2302 8097 152 413 2826 872 286 





*) Die bier eingejtellten Beträge decken fich nicht mit den tbatfächlich gezahlten Lohnbeträgen (fiche Vorbemerkungen Ziffer 8). 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 159 


Allgemeine Ueberſicht. 


Unter 


nehmer. 


18 656 





Berjiherte Perfonen: 


durchſchnittlich 


beſchaͤftigte 
Betriebs · 

beautte und 
Arbeiter. 


47118 822 


Andere, 











Zuſammen. 


(Spalten 
11-13.) 


14. 


20 330 
32 735 
86 913 


49 622 
97151 


42 381 
67123 
98 280 
99 599 


58569 


52 976 
139 324 


71005 
119 304 


937384 


106 316 
30 188 


56 263 
98 208 
21 944 


87674 
39 551 
59 681 
28 504 
34499 


68 218 
64 690 


12 686 
19532 


21 003 


40 400 
164 025 


4742548 


(Rechnungsergebnifle der Berufsgenofienihaften.) 





Bopnbeträge.*) Unfälle 


(Für Die Beiträge: 
berechnung in Anrech · 
nung zu bringende Be 
träge der Löhne und 
Gehälter ber verfiherten 
Berfonen — Spalte 14.) 


Beltand aus 
ben 
Vorjahren. 
Me. 


(Zahl der Verlepten, 
für welche Entſchaͤdlgungen 
fejtgeflellt werben find.) 





m Laufe bed 
— 5 Spalie 49.) 
lahres hinzu · 
gelomwene 
Fälle, 
(Bergi. Tab.8 
Spalte 7.) 





15. 


15 078 374,00 
18 848 696,0 
52 862 151,00 


30 235 534,54 
35 B60 082,5 


24 318 710,00 
65 196 825,00 
46 763 500,00 
53 793 830,00 


3332 067,0 


39 710 799,1 
90 634 502,00 


31 863 264,0 
37 240 282,00 


25 558 696,0 


66 426 012,0 
13 661 414,0 


30 528 270, 
60 174 030,0 
12 524 209, 


46 377 839,0 
235 711059, 
53 741 012,00 
22 961 804,0 
12 635 606, 


61 029 420,0 
41 750 551,00 


9912 040,05 
13 173 044,0 


10 174 981,00 


22570 511,00 
714 197 492,00 


2947 138 403,51 31726 





1009 
Ausgaben, | Einnahmen. 
(Bergl. Tab. 2| (Bergl. Tab. 2 
Epalte 57.) 
db, — 
19. 

| 
179 95 1,83 198 760,05 38. 
201 047,5: 207 922,55 4. 
1 280 585,4 1557 099 a3 36 
224 992,0 254 278,07 : 36. 
434411, 514 421,0 | 37. 
282 583, 380 294,13 | 38, 
1151 648,05 | 1424 898,15 | 39 
67 689,54 110 672,08 |. 
107 908,13 142 149,00 |41. 
41 749,73 68 166,0 | 42. 
455 898 ‚99 629 669 35 | 48. 
1248318, | 1258576, | 44. 
330 361,7, 366 150,37 46. 
380 950,00 500 158,3 46 

I 
259 842 u: 259 342, 47. 
756 802,4 756 802, |48. 
153 683,35 159 108,a5 14. 
334 148,0 408 537, 60. 

| 
9303 348,18 975 576, '51. 

| 
200 449,86 200 449,86 62 

} 
531 975,55 531 975,3 | 53. 
323 607,95 362 882,00 | 54 
134 273,9 177 897,00 | 56. 
279 509,0 279 509,80 | ib. 
105 322,x: 105 322, 57. 
892 775,05 | 1866 242,0: | 58, 
692 945,17 185 349, 50. 
158419, | 153419, |60. 
179 256 ,1= 210 859,17 | 61. 
90 BIO,0 129 400, | 62. 
249 959,08 322 040,0 | 68. 


625 647,2 





22340 [29 677 028, 


2011775, pe 


I 
35 861 630,u: | 
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Tabelle 1. 
—— — — — — — 
Organiſationu. 
Babl der 
Mitglieder 
Datufs: N Delegirten ax 
bed der jämmt: dit Ber. “ errichteten 
v n ten. Set: Arbeiter: | Betriebe. 
a a - | Benoffen- | Tidjen —— frauend- — Schieds · 
tionen. ſchafis | Seftions- a eauf· vertreter. 


verſamm | männer, gerichte. 
vorftandes.| vorjtänbe, a — 





| 
| 
| 
— 


1. 2. 3 | 4. 5. 6. 7. 8 9. 10. 



































I 
1 | Ofipreubifche en) 36 183 252 36 262 — 36 72 85 614 
2 Beitpreubi . wi u 182 27 _ _ 97 54 70 750 
3 | Brandenburgiicdhe . 3 11 259 39 960 — 39 TR 176 526 
4.| Bommerjcde . 30 13 | 206 so 444 _ so 60 93 684 
5. | Rofenjche . 42 10 | 294 42 | 246 _ 42 er 98 977 
6.| Sqhieſiſche 64 15) 048 64 282 ı | 6 128 368 756 
7.) Innbwirtbichaftlihe B.G. für | 
R ae Br Sadjen — 43 14 | 296 43 2271 = 48 86 240 447 
ol · ¶ a 
—* { wis 20 1 | 012 2 54 — — 50 86 878 
9.| Hanno 79 | — 79 2006 -_ 79 158 293 404 
10. 43 14 | 291 48 0 — 48 86 238 106 
11. Sefien-Raftauifce . 4 15 307 45 573 4 EN) 192 347 
12. | ®beinilde j 79 15 544 79 161 — 9 158 557423 
18 | Oberbayerifche . = _ 3 | 46 — 1 2 98 296 
14. | Nieberbanerilche . -_ | 4 — | 2 75 — —1 2 83 891 
15.| Pfalziſche — 5 Me 2 | 68 j; = 1 2 107 124 
I | 
16. tie , — le 20 4 | — N 2 76 773 
17. Der Äni . _ ı|I — 24 7 | ı 1 2 69 241 
18. | Mittelfräm he . _ 5 ı —_ 7 4 — 1 2 71 706 
19. | Unterfräntifche . _ 5 - I > 87 - ı | 2 97 663 
D.| Shwähiihe . - 1004 - 2 46 — ĩ 2 87 728 
| 
21. — tef für dad Köni | | 
300. \ms el — |. 2s8 9200| — 1 2 188 458 
2. ns arı | 
il -— | 5 | 42 48 er 1 2 180 000 
». * « * Schwarz · 
waldfreis 4 I 3 | 8 * ı 2 158 876 
M. . . Soft  — | 4 — I Mi _ 1 2 70 000 
». Donau⸗ 
44J4 — 5 | - | ® 93 Pa 1 2 111900 
| | 
2 Bahiice landwirtbichaftliche | | | 
TU ee = 5 — 35 347 = ı 2 237 630 
27. | Lanbwirthicjaftliche B.G. für das | | 
Großherzogthum Heffen 6 — 3% 18 — 1 2 199 218 
28. Medlenburg- se) 5 | Pr 56 1 2 31.078 
| EScdwerinich ide 8.8. = dl N 
29. Weimeriſche — s —2360 | — 2 37 500 
30. | Medlenbu ‚Etrehipiihe = 5 — !ı 8 4 | — I 2 4310 
81. | Ofdenburgiice — 74 — 14158 Fa — i 2 35576 
82.| Braunſchweigiſche ' — 5 — 21 435 -_ | | 2 34 702 
38. Sadhien-Meiningenide » - | 6 — 24 20 —_ | ro | 2 31 835 
34. |  Enchien-Ultenburgiihe + = ee 17 17 = 1 | 2 13 215 





+) Die bier eingeftellten Zahlen find ber Berufssählung vom 5. Juni 1882 entnommen (fiehe Borbemerkangen Ziffer 2, I Abſaß 3)- 
*, Eiche Vorbemerkungen Ziffer 3. 
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Allgemeine Ueberficht, 


en ee R 
Berficherte Berfonen: Lahnbeträge.*) Unfähe. 


(Für bie Beitrags · Gahl der Verlepten, 
| berechnung in Inred> een Husgaben. | Einnahmen. 
i ellt worben find, 
Unter gr Bufammen. en — eg u . (Bergi. Tab, 2] (Bergl. Tab, 2 
. Ka — träge ber Löhne und Zur Laufe desſ 
KDD» - | (Spalten 


nehmer. Senne ab Gehälter der verflcherten Beſtand aus Rechnungß· Epalte 49,) Spalte 57.) 








1-18, jahres hinzu- 
Arbeiter. ' 3) Berjonen — Spalte 14.) den en 
® 
Berjahren. (Bergl. Tab.3 
Al. Spalte 7.) w w 
Ih, 1% 13. 1 17, 7 16. 17. 18. 19, 
ſchaftliche. 

— — — auss 481) — 36 2ıl 49 261,00 688721 
— _ — | (287384) - 18 140 50 755, Rn 2. 
- — (407 403) = 50 385 89 946,0 202095 8. 
- _ — | (288419) — EN 232 51 298, 4409,65 | 4. 
* | — — 3. @narı) - IK 234 54882, | 625065 | 5 
- — — (775 272) _ 5 #3 | 9425, 4018,56 
FE np — (365 826) eu co 456 100927, | 197498,» | 7. 
_ | - es (196 109) = 36 287 63 292,0 5308, | 8. 
- 1. a (418 471) — 119 748 159 086,0 1475,00 | 9. 
- | _ — | (1257) = 24 252 43 192,0 4310, 1. 
_ — = (249 454) _ 19 357 124 89%, | 124892, |11. 
- I = = | (555498) = 52 340 81 970, m 1 
- I — = (249 191) m * 130 14 906,04 22506, 18. 
— — 233 504) er en 59 4956,00 5540, 14. 
— = 2 (166 878) = = 49 8336, | 10740, | 18. 
= = - | (164770) = a 55 481,0 | 11100, | 16. 
= Z A (137 733) Ber = 72 5 176,0 969, |17. 
= = = (153 986) E = 83 9 206,55 16848, | 18. 
-_ | ur — 172115) — 72 769,0 |- 11881, 19. 
z un — , 8159) — u 78 7 888,40 16 355,14 I20. 
= - | asıeen = * 326 153684, | 278264, |21. 
= u | = | (98 019) _ we | m 3145 | 10801, |M. 
= Er —6 605) 4a ı 18 613 | 7298,16 88. 
_ — * 64 226) = 13 122 27 984,0 38 009,5 | 24. 
= = u (97 400) — 18 188 31 109,0 39 371,0 126. 
= — a (331 660) = 5 193 67 269,00 99 195,0 26. 
= — — (157 315) — — 51 41 377,0 10,0 |87. 
u = = (118 354) — 18 278 64917, | 122 289,4 128. 
_ — _ 54 63 — 35 173 49 769,4 76733, |. 
_ — — is 539 = * 32 13 858,57 Older |. 
- I (58 273) = = 66 18 207,0 30795, |81. 
_ — — (58 386 — — 39 14 376,0 9,0 |88, 
_ _ — (37 010 - er _ 2 896,.4 _ 38. 
_ — — (25 951) _ = 20 10 080,13 18 193,51 |34. 


1012 Reichstag. Aktenſtück Nr. 159. (Rechnungsergebniffe der Berufsgoffenfchaften.) 


Tabelle 1. 


N ars BB nn near en moon Tome ng mann nn nd 
Organiſation. 




















— Mitglieder 
—— Delegirten 
| Be | MM | errichteten 
genoffenfhaften Set | Bi * we —** — geſtellten Arbeiter | Betriebe. 
" Bea ⸗ 
tienen ſchafts | Sektious ⸗ Bee männer. — gerichte vertreter. 
vorſtandes. vorftände. fung. 
| 
Re a EN ER 10 
| | 
35.| Coburgiſche land» und forftw 
le = | 5 | - | ml ol | nn] 0m 
r ae BB. sage r — 5 — 83 2 _ | 1 2 18414 
37. 8 land» und forſtwirth · 
B. 2 et, > 7 _ 22 23 | 1 1 2 22 580 
u 
Eee, N ie 4 19 46 | | 1 2 12 335 
RW & B. —— io berät ” . * — — — 
[Re At tt —* _ 5 — 15 18 | — 1 2 11 736 
40.| La ** ti d 
R ma —— _ 5 — 19 33 | _ 1 2 4022 
41. gute nhjgrilärS., für dad 
enthum Reuß j. . . — 5 — 24 22 | — 1 2 7541 
ES iäigaftige  . 07 7 u ıı 09 5.850 
w — — | 
wir . er ; biäafide — 5 — 26 34 — | N) 2 is 797 
44 B.G. der Bremiſchen Landwirthe — 8 — 60 1 1 1 2 1458 
ee * —8— ER 5 s2 34 | 1 2 4253 
Umertiäffige Tndwirtifdafe| — u 2 
a — Pe 1 — a re 9 — 43 33 | _ ) 2 84 356 
r “a Is : * Ber — 8 — 26 si — 1 2 48 500 
e landwirt 
—— — s — 45 4 | ui 1 2 38 183 


Summe B. . . 588 1 176 4 758 808 


413 2826 372 236 


B. Landwirt i 
teen — Gaga i 1625 | 13324 588 1176 | 4753808 





Gefammtjumme .„. . .| 97 | 1.089 5260 3927 | 21421 157 1001 4002 5126044 





9 ei 2 —— Se} find der Berufszählung vom 5. Juni 1882 entnommen (fiehe Vorbemerkungen Ziffer 2, I Abiap 3). 





























Aktenftüde au ben Verhandlungen bed Reichstages 18%. 
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Allgemeine Ueberficht. 
— — — — u träg Unfälle, 
Berſicherte Perſonen: Bohnbeträge.*) j 
mu] (Für bie Beitrag! Zahl der Berichten, 
berechnung in Anred- für welche Entſchaͤdigungen Ausgaben. Gin 
durchichnitilich feftgeftellt worden find.) .s 
ß nung zu bringende Be- 8 —1 AR 
beichäftigte Bufommen. (Bergl. Tab, 2] iBergl. Tab. 2 
Unter« träge der Löhne und | Im Laufe des 
Betriebs · | Andere, (Spalten z Beftand aus | Rechnungs: | Spalte 49.) | Spalte 57.) 
nehmer. ae und Gehälter ber verficherten . jahres binzu- 
Arbeiter a Berjonen — Spalte 14.) a ae 
' " Vorjahren. (Bergl, Zab.3 
M. Spalte 7) AM. dl. 
1l. 12. 18. 14. 15. 16. 17. 18. 19, 
| | 
| | 
— — — +) (9 695) — — 7 11414 2880,15 86 
_ -— — (19792) — 18 103.00 18 157,0 | 36. 
= 2 [= (33 704) er 1% 409 13 461,7 | 87, 
- | - | - (12 777) - 1852 92574 |88. 
- — _ (12 230) — 11 226,00 11 551,00 30 
_ — — (4 876) — 1 583,55 — 40 
— — — (12 353) — 6 176,03 10430. 41. 
— ⸗ — (5 285) _ 3484.18 6333, | 42. 
— — -- (19 802) — 4519,09 7422,00 |43. 
— — — (5 152) _ 1 780,10 3379 14. 
— — — (8 756) — 6 890,19 70164 |45. 
— — — (123 757) — 10 001 25 192, 46. 
— — — (78 564) — 8483.10 20 548; | 47. 
— — — 66 812) — 5016,15 - 18 
er — = (8.088 698) 1714370| 1825 218,0 
18 656 4718822 5070 4 742 548 2947 138 403,91 29 677 028,1: | 35861 630, 
1 
— — — (8 088 698) 1 714 827,0 1825 213, 
18 656 4718822 5070 |(12831 246) 2 947 138 403,01 32 366 25 971 31 391 355,01 | 37686 64444 
! 
128 
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Tabelle 2. 


EEE — 


Ausgaben. 













a Entihäpigungs 


Erwerbsunfäbigfeit. Todesfälle. 



























i Beruf. | | * = 
| ı Renten ndbungen Renten 
genofienihaften Koften bed Renten Beerdigungdr) F | an Wittwen, = 
Heil» | an | u] 
| Berlshte kojten. Wittwen smiederner Kinder 
verfahren, erlepte. Getöbteter. | peirathung. | _ Getöbteter, 
| | 
„| | lm m um nm 
u Safer are je m 


I. Berufs- 
A. Gewerb: 
















1.| Rmappfbalts-B.®. . . .|1699 918130 1542111 225 868,51] 804 | 48 454, ! 1826 249 850,18) 148 77 389,5 4 8201500 819,1 
2| Steinbuhs-BG. . . . 465, 20 621,98 | 1874| 336 761,21 201 87695 | 5il 555760) 3995, 1095| 85 646,0 
3 | 9®. der Feinmechanik . .| 49 2606, | 283) 38610 4 208,00 | 18, 2lidm) ' 5720| 23 31260 
4. Gütteutige ifn- und | 

Stabl-B.& 196, 1064841 1221) 208627,50| 38 | 2 168231 53 8384 2 | 80m 73 828m 
b. Sirnchbeutiäe Ein BS.| 67 269m. 296] 58501] 25 | 14h I 3 1481, | 133) 15 8454 

Y Ni 9 

6. Rheiniid- Wehfäkgegätten | ! 

und Malzwertd.B 448 185494 | 1631) 378253,0| 67 | A565 | 183 210600 8 | 46900 334] 38529, 
7.| Rheiniſch · eftfätiiche —* 

ſchinen bau · und Kleineiſen · | t 

induftrie-®.®, . 515| 1687348 | 1111) 204832,50| 32 | 19995 52! BO 1 | A| 128 14 154 
8.| Eädi.- Tbüringiiche Eilen- | | 

und Stahl-B.®. .| 188 50264 789] 187812, 20 HK I Tr 2 TI | 12 183,12 
9. — Eſen · und | | 

Stabl-H.® 143) 6027 | 658] 118667,00| 21 | 12600 | 67 83420 1) 5da | 82 7775,00 


10. aloe —8 ind eig 








148) 4665, | 843] 129 046,00] 68 | 2092| 119) 120611 4 27470 189) 17 895,0 


11. | Norbweftlibe Eifen- und 











Stabl-B.G... -| 214] 11 143,0 || 988) 187817, 36 2 26840 69 10 145.) 6 | 307733 | 130) 13 916,18 
12 | Sübbeutjdhe Edel. und | 

Unedelmetall-®,.6.. . 7 21444 187 17472, 2 770 | 2 Did) 1 127,0 5 477,00 
18. Norddeutſche Edel und Un | I N 

edelmetallinduftrie-B.®. 55 2 3 ru | 3 20 2 1 4040) 44| 46040 


14.| B.&. ber Duflinftrumenten: 
ftrie 





Indu ; 6700| 100 16 | — 6 690 

16. SB... 37 20 23 501 7 0 235 m — | — 1 76 6267 
ji | 

Zörfer- BB... 2.» u 90 170 MOM 9 3 2 2 | — | 48 3875 


16. 

17. Zienelei-#.®, . 143 7933,08 1035| 170018,as) 
B B.G. verchemifchen. Induftrie 221 1209997 | 428 244 668, 10 
20. 


B.G. der Gad- — —— 
werfe . 46 2482 | 923 523% 


87 | 36697: || 161, 195420) 6 224140 115 24 386,88 
SI | 4763| 59) 309 | 250 18 as 20 














; 13 u) 50 8.859,0, - — 101 11 687,0 
keinen ®®. - | 23 153401 355 35305 8 1220, 9 104d0r — — 20 1395,50 

| | 
21.| Norddeutſche Tertil-B.®. .| 130 5037 | 652) 96483,m| 31 Slim‘ 62 a 8 998,0 | 87 78250 
22, —— Textii. B. .| 92 31360 450 503840 17 Be he 1 598,0 38 3401, 
23.) Schlefiiche Terti-B.®. . | 19 Than) 37 BC 11 360,05) 20 1941 Ad 31 2281, 

24 id von Elſaß · | 

engen | 52 6821| 3089 2809| 7 8970| 18 2Tbla 2 8586 34] 3883,50 

». PR eftfätifche Tertil- | | | 
B8.. 22.20... 85 359805 | 320 86877, 18 684,00 7 an 1 540,0 14 8006,86 

| | | | 

I | 
26.| Sächfijche — 83 16564 | 736 77612 18 890" 58 a 1 449,6 | 100. 10 009,6 
27.! Sciten-B.G. . I 21 832100) 75 120094 8 158,30 2 3070 — — JB4613 
. Rapiermaher- RG. . 169| 7696,06 | 926 140710, 53 | 2201| 95 11436 3 | 15911 194] 1633600 
29.| Bapierverarbeitungs-B.®. 40) 37775 | 1386| 39400 4 Wis 3 899: — - 53324 
30. | Lederinduftrie®.&. . . -| 44 192m! 813] 566570] 20 | 10290 | 40 86142 — — 77 81244 
31.| Sähfiihe Hol #®. . . 1 BT OTTO 6 22 18 2720 — _ 35) 3159, 
82. | Nordbeutige Holz B.&.. .| 835) 14.480,05 1993| 290 094,08] 78 378500 175 2 lllas 6 | 1756,10 | 373) 30 948,5 











1717 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben. 
beträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 
— — — ber Ents 
Renten Renten an bie | Renten an Renten an Kur- und Abfinbungen ſchãdig ungs · 
on Ehefrauen | Kinder Aſzendenten Verpflegungs; beträge. 
f ls an 
B R in Kranlenhäuſern in Krankenhäuſern in Kranfenbänfern foften an (Spalten 3, 5 
ſzendenten umtergebrachter ) untergebrachter | umtergebradhter , Stranfenhäufer Ausländer. 7,9,11,13,15, 
Getöbteter, Berlepter, N Berlepter. Berlepter. i gezahlt, 17, 19, 21, 28, 
i i 25.) 
Perſ. de. Perl. | A, | Verf, | A, Peri. | A. Perſj. Al. MM. 
als IK mn | m To: n.dm| m > 
genoffenfdaften. 
lide. 
148 20121,201) 667 | 19 616,0] 1774 36 221,10! 21 | 748,18 | 1.097 1105 822,17 4 1975, 2 378 700, 1. 
43 | 53Tu| 83: 2620,08! 211) 48224! 4 | 228,58 176 | 19.059,28 8 10 506,0 553 949,0 2, 
y 309 ‚oo 5 69,43 | 7 | 14lıs|i 1 17,0 | 15! 1087, — — 48 911,10 3 
8 | 109820] 32 6390| 76 1388; 1 8,50 77) 6387,18 1 360,00 248 725,12 4. 
11 1637, 14 340,06. 40 560 4 159,50 35| 3519, 1 200,00 95 534,4 6. 
| 
21 | 2677,u] 1830| 4 * 360 8, 12 | 647,m 2855| 3115| — — 513 8544 6 
13 | 1650| 68 15510 151) 290601 9 | 321, 126) 18097,5| — — 265 854,52 1. 
1 
2 480,05 40 11ll,s 1 1381, ) — — 61| 8337,% — — 175 612, 8 
1 1630| 43 47m) 77) 1085, | 1 0, 62| 430 — _ 149 062,0 9. 
9 366,8 55 1488,51 45| 2448,78 5 116,2 76) 10 579,00 — — 184 008, 10. 
5 872,40 32 1 157,4 | 63| 2 151,00 — — 70 5919,18 — — 238 466, 11. 
It ru | ru 628600 — = 8 5 — se 2078 12. 
4 384.01 12 BE 52 1 50,06 | A| 2400| — _ 78 208, 18. 
- — 2 Um! 3 318, | — — 4 2| 550] — — 1956,15 |14. 
3 28,0 13 376,0 31 Al! — _ 23| 2042, 2 950,00 66 200,08 15. 
| 
ı | 120,0 5 220 15 6542,0 — — | 10) 13400] — — 86 498.0 16. 
10 3 1 15 A 2 43,55 | 118| 17577, 2 1.000,00 250694 117. 
5 | 2918,0| 102 | 31891) 218| 40%: 5 | 246,0 146 | 1595| — _ 366557,  |18. 
2 188344) 14 306m 3 la) — — 17| 2994, - — 80213, 19. 
2 80,03 5 { 160,34 ‚ 1 Sul — — 7 5, 1 500,00 40 744, 20. 
| | 
4 211,00 9 2 1 120,01 1 15,50 4| 1995| — — 1220164 21. 
8 177,1] 12 193,1 15 145,4| — — 27| 1851,50 _ — 64 342, 22. 
3 96, 2 Ba) — — — 9% 462, 300895  |38. 
| 
1 0 — — — — 1 — 5) Blu — = 43.098,73 |. 
6 7290| 2 | 3 | 618,10 41| 2532,00 2 1 400,50 110881,  |25. 
_ — | 89 7 51| 548 — = 105006, |. 
1 180,00 1 251,0 l 188,0. 3 56131 — — 132840  |27. 
13 118028] 35 4160 65 629,0 83| 6919,56 — — 189 307,18 28. 
— — 2 31, | 2 56, 62731 — — 46 0183 |9. 
2 21840) 11 31440 36 691,39 18| 1776,71 — _ 7 50 
— — 12 69 16 424,00. 14 2860, — — 50 833, 31. 
10 Bölus| 84 | 1778,00 149) 2581, 122 | 10916,% 1 180,00 378575, 82. 
h 
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.  (Rednungsergebniffe der Berufsg? "ofienidaften.) 


Ausgaben. 





Berufs— 


genofſſenſchaften. 































nn Holzindustrie» 


Südweitdeutfche Hol. ®. 
Müllerei-B.®, . 
Rabrungamite + Inbufire 


Zuder-B,®. 


PBrennerel-®.®. 

Brauerei. und Mälzerei- 8 ©. 

Tabal · B. G. 

Befleidungsinduftrie®. 6. 

B.®. der Schorniteinfe e 
meljter des Deutſchen 


— Baugewerks · 
Nordoftliche Baugewerts. 
—— Bofenjge Bauge 
Samneejäe Baugewerts- 
Me * ijche 8 wau. 
3 eb ige‘ zug 


Sidhflihe Baugewerls · B. G. 
— Baugewerls · 


o3 — Bauge 
ben acräie Bauge 


elienbeniie Bauge 
werls · B 


Bayeriſche Baugewerks · B.G. 
Ting — 


—— 6. 
rwatbahn · BG. 
traßenbahn-B.®. 


€ —— —— und 


—— B.G.. 
rn Binnenfeif 
fahrts · B 

—S v. 6 

Djtteutiche Binnenfei 
fahrt 4.8. . . 

See B. G. . . 

Tiefbau b®, . 


Erwerböunfähigteit, 
Koften bed | Renten 
Seil | an 
verfabrens. | Berlepte 
Perf. | 4. | Bei. | de. 
Ei SE ET 5 
| 
217) 302643 419] 60815, 
40) 169373 440) 65 246,08 
59) 10277,93 1499| 235 80%; 
49) 219205 a 72 346,0 
155, 10 263,43 | | 807] 124 968,18 
li 
66 405806 497) 75 688,17 
360| 16 921,06 | 1458| 347 971,18 
14) 2196,50 | | 15 90, 
28 189436 | 267) 36 266,0 
3 5920| 3 5976,6 
153| 6676, ) 457] 128 961,ıs 
1341| 42417, | 1491| 391 102,45 
54 593306! 544) 99 851,8 
187) 51134 522] 100 520,8 
277 6361er) ATI 92 771,80 
279) 7366, | 739] 180 547,35 
58| 21081 282] 38 936,56 
160) 571901 449) 87 7734 
678) 20 732,54 | 919) 191499, 
34 2900,01 M6l 46 878,6 
858) 23 955, | 1060) 196 358,51 
70 244001! 424 8363247 
26 1198; | 191) 39213, 
75 476890 | 2658| 79 638,5 
34 3972,01 127 264770 
354 17389,04 | 1070. 255 284, 
83| 12 Mlın | 691 175 522,08 
39 3655,48 9 228064 
141) 5045, | 152) 36 904,0 
2 11a 127] 12057: 
8 54770: 18 16 886 60 
3854| 123264 ‚1 — 234 023,98 





Eumme A. 




















Tabelle 2. 


a. Entfhäbiguugsb* 
Tobesfälle 


| Renten Abfindungen 
—— an an Wittwen 
im falle ber 
toten. Sinwen Wiederver · 
| Getöbteter. heirathung. 
Bel m Be m Be 4. 
se Ele. Im! m 
16 = a 3760 2| Mes 
10 | 47h) 23 2567| 1 588,40 
| 4 143 17967) 3| 1808 
10 540, | id 252070 2617846 
50 | 1806.06 || 131) 14 988,0 4 1145. 
19 — 80 Be 2 | 124 
9 | 5953| 204 33 005,15 T| 3817 

8 144.0 7 68385 — — 

4 165.07 5 6 — — 

51 2 6 107101 11 49900 
55 | 4018| 84 1511500) 1 765,0 
102 5991 | 175| 41 276,0) 10 | 3568, 
81 | 3217| 216 20 131.3. 8| 2197, 

| 8 
52 | 2666| 102 18318) 2) Mdm 
27 | 1468| 95 10 u 1] 4390 
85 | 43530 181) 28 984m! 5| 2378 
22 8 41 431620 — — 
47 24060 85 10 504 2 | 8m 
84 49705 171) 239000 9| 4597 
20 | 10080, 58 761530 | 1638,10 
# I 
85 | 4381! 169] 22375 | ‘| 21970 
36 | 18580. 74 10 0822 — _ 

2 12200 5 Ms — _ 
34 | 154700, 100 12 844m | 3 1373 
EI 20 FIT — _ 

| 
97 | 55864 216 387760 | 4 1481 
115 | 65093: 223] 274666 11 | 4707, 
\ Hi 
38 | 19970: 42 81m, 1 551,00 
0) 233 5 9 3 | 18 
| 1 62 6 5) 1870 

L| 4w| 98 13814, 2 Oll,oo 

145 | 5927, 14 2ldar | — _ 


1a) 


| | 


526 488,07 42023 8.109 894,12|3 329 | 175 284,25 6.848) 951 319 315 


152 128 





| 
| 














Renten 
an 
Kinder 
Getöbteter. 
| 
Per) 4 

| 18 
24 5474,00 
55 4415,51 
297] 28 334,58 
40 4 235,00 
2712| 23 731,07 
1501 11 958,15 
481] 53.6290 
8 558,00 
8 757,0 
9 1 148,6 
188) 20 706,00 
191) 49 177, 
3591 2382700 
201 19089, 
182) 12077 
289) 28 730,15 
9 5 210,0 
207 17810, 
450) 43 795,0 
96 8 282,0 
359) 30 363,10 
1355| 13599, 
9 1 174,20 
220 19800, 
32 4533,10 
403) 41851, 
445 36 737,0: 
29 9471, 
108) 12818, 
119 7 980,05 
177) 17444, 
m 22860 


1441111 492 869,06 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben. 
deträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 
. f —— der Ent · 
Renten Renten an die | Renten an | Renten an Kur- und Abfindungen ſchãdigungb· 
or Gheirauen | Kinder | Mizenbenten N Berpflegungs- er betröge. | 
Pr R in Krantenhänfern | in Kranfenhäufern im Kranfenhäufern often an (Spalten 3, 5, | 
Ipenbenten untergebradhter | umtergebradhter | untergebrachter | Kranfenhäufer Ausländer. 7,9,11,18,15, | 
Getöbteter. Verlepter. Berlepte, | gezahlt. 17, nat 23, 
Ber. \ Berl. AM. 
14. j 26. 
5 77170, 33. 
5 18 BRB ‚er 34. 
9 819 362,0 |85. 
8 87 688828 88 
* 187 787,0 37. 
3 a 106 694,4 | 8. 
20 2676, 490 375,07 30. 
1 21 19813 140. 
1 114, 40593, 141. 
= 10.136,05 |42. 
e 191 528,  |48- 
47 495 209,05 |. 
12 170 652, | 8. 
8 147 844,4 | 46 
3 125 270, | #. 
2 219 049, 48. 
— 54 TIT,sı 49. 
11 134 571, ID. 
19 21 076,44 323878,» |B1. 
6 137 4039,44 74 902,51 52. 
17 1277 296 895,5: |58. 
9 975, 87 127 662, 64. 
— 12,08 5 43 205,01 55. 
2 870,70 66 129 060,4 | 56. 
— 248, 25 Al 28, 57. 
u 2615, 158 376155, 158. 
12 2 400,1 713 291 908, 50. 
7 357, 4 51 065,07 60 
7 A ,as 42 72 655,u | 61. 
E, 132,15 30 32 067,14 62, 
39 15 66 269,0 63. 
18 56 348 004,21 64. 
617 er 5341 |123 116 | 111 | 4581, || 4924 | 996 Sh1,og 12 278 151,75 
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Berufs: 


genoſſenſchaften. 





Koften bet | Renten 
Heil» | an 
verfabrens. | Berlepte. 


2. 


1. | Oftpreuife (el 10 
2. | Beitpreußifte . 1l 
8. | Brandenburgifche . 73 
4. | Bommerjdye . 26 
5. | Bojenjche . 25 
6. | Schleftiche . 76 

7. Landwirthſchaftliche B.G. für die 
Provinz Sahiemn . . . .| 87 
8. | Schledwi. a ar 46 

fteinifche lihe 8.6. 

9. Hanneverſche . 136 
10, | Weftfäfifche . 42 
11. en-NRaffautiche . 80 
12, Einige . 70 
18. | Oberbayerifche . 2 
14. | Nieberbayeriiche . 1 
15. | Pfälziiche . 4 
16 ‚ Oberpfälziihe - 8 
17. Ob her € “ 4 
18. | Deittelfräntiiche . 5 
19. | Unterfränfifche . 16 
0. | Schwäbiide . 8 

Landwirthſchaft für das König · 
21. liche Igen reich 6) #3 

22. . für den Nedar- 
kreis . 7 

23. . « + Echmwar- 
" zn 
je “ 0 . e 1l 

2. . .. Bonau- 
freis 29 

26. | Padiidhe landwirthſchaftliche 

a —— 

27. Landwirthſchaftliche B.G. für das 
Orobbergogtpum Heſſen . . 6 
28. | Medlenburg« f lanbwirtbidaft- 9 

Schwerinihe liche 8.8, } 
2. —— 63 

A edienburg.Strelt . 

81.) Dikenburgilde vihe . Mi 
32 | Braunfhweigi . 6 
33 | Sadjen-Peiningenihe + _ 
34. Sachjen-Ultenburgiihe «+ 1 





Uuögaben. 


Is | 





200,0 
305,38 
1 724,50 
1 095,4u 
593, 


1896,05 


2 907,00 
1 789.0 


5 168,00) 
1276» 


Pi 
1 vn 


3179,55 
13,00 
8 











Erwerbbunfähigkelt. 


Berl. A. "Be. A. 


4. |; 


254 


146 
21 
















12 435,5 

















Beerdigung®: 


fojten. 


1 524) 


1089,35. 
2 O6 
1737,33 
1978,15 


3407. 


2 784,44 
1 542,0 


3 468,40 
1509,46 


1 769,43 
2528, 





Renten Abfindungen 
4 an Wittwen 
im Falle der 
Wittwen Widewer 
Getöbteter. | heirathung. 








a. Entſhädigange— 


Todesfaälle. 


2840, 
1216,50 
3 196,95 
2 868,00, 
3149,00 


— 


3 640 


5 513,10 
2504 


667,20 
26.4 — 


“ 


- | 


f 
8 020,4 
3 295,06 








Bun 


10075 2 
8165 1 


614,5) 
| 


2389,15 


36320 


1646, 
1021,20 
35,40 
422.0 
497,00 

















4 252 43 


1292, 
3 296,0 
4418 
5 464,0 


6021 a 


6 998 40 
1353,38 


6 916,23 
2 281, 


3 430,19 
4995,73 
1 408,5 
448,90 
666,53 


373,87 
312,06 
372,70 

66,98 
337,00 


1560,10 


1 197,6 


1326,55 
915,0 


842 As 
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Ausgaben und Einnahmen. 











Ausgaben J 
| 
| 


beiträge 








Unterbringung im Krankenhaus. Summe 

ur 2 — — -—_- 4 der Ent 

Renten Renten an bie Renten an Renten an | Kur und Abjinbungen ihädigungd« 

an Ehefrauen Kinder Alzendenten | Verpflegungs- un beträge. 
Alsendent in Krantenhäufern in Krantenbäufern| in Kranfenhäufern, koſten an (Spalten 8, 5, 
senbenten | untergebrachter | mtergebrachter | untergebrachter | Krankenbäufer Ausländer. 7,9, 11,18.15, 
Getoͤdteter. BVerlcpter. Verleger. | Berlepter. gezahlt. 1, 18,21, 23, 

Bel| 4 | Ber. 4. | Berl, | Pe) 4. | Berl | 0 | Bel |. Me. 





19. 






































= — 13 215,0] 31 PT 1199 HERE er | 3 | * RR 23155» | 1. 
N 6 7 102,0 21 1 — — 22 _ _ 12 710, | 2 
2 172,70] 27 335,9 40 SH, — _ 70 _ — 496 | 8 
5 187, 11 0, 26 1,4 — _ 16 - _ 234 4 
2 | a | — | _ - 2m | 6. 
| | 
5 236, 14 Pu 19 158. — — | 31 = = 44 368,10 ls 
3 240,0] 18 Hl 47 ö — — 12 — — 59 442,0 | 1. 
— — 284,23 18 466,0 — — | 19 — — 35 662.0 8. 
| 199,5] 15 114,5 289,0 1 15,0. 35 = _ 80 765,7 | 9. 
4 1270| 5 89,08] 19 24, A 102,5, 20 — — 29 48230 10 
| 
1} 
2 127, 7 9,0 9 4) 1 bo 2 Ze — 39571, 11. 
3 290,0] 11 15lume 23 567,0 — - in — _ 4742,12 |12. 
— u — = — — — 4 — — 10 434,33 13. 
— = — — _ 2 — — 2 — — 3510. 1. 
- | - I-| - |-| - 225 - _ 38, 116, 
N 
— — l=-f- 1-1 = T-1 > Jı _ - 2671, [16 
_ = -| - Zu ee u = u = 2346, 17 
_ — 3 2 1 2 — _ 4 _ — 4312, 18. 
— — — — — — = — —1 — — 4885,81 19. 
_ > _ — — = — Ya 1 _ — 4985,00 ,W. 
| | | 
- _ | Hm 8| Ba —-| — 18 2 350, 198770 12. 
| | 
= ex — — — — — — 2 1 38,0 11232 |. 
ı [7 u ul 4 12,0 — — 2 — _ 12 564,15 19. 
_ _ _ _ _ — — — 17 — — 116440 24 
— — — — Pr | — = — 5 — — 10.468,01 | 25 
| 
1 14 6 90,05. 20 167,0, — — |» — — 21862, * 
1 69, 1 lu 2 2m — - 1% — _ 381, 2. 
= _ 13 355,0 22 mm — - | 2 _ — 275 
2 65,0 8 870 7 136,1 — _ 21 — — 17 484,05 20 
— — ) 39, 8 TI — — 4 _ _ 21  M. 
1 20, 1 230 — —— - 18 — — 5756, 81. 
1 4 1 2 2 79,0 — _ 2 — — 342 
Ze 3 wi -| - I -| - 2 _ _ 1499, |. 
I l 
| fi 
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Tabelle 2. 





N 


DNerufd- 


genoffenfHaften. 


a Ar dr e land · und forftwirtb« 


Gothaiſche an und forftwirtp: 
ſchaftliche B.G. 


- | Anbaltiiche land und ferftwitg 
2.8. 


ichaftliche 


38. Schwarzdurg · ‚Rudolftätifhe 





.- und forftwirthichaftliche 
. —— — 
ee 8.0, 


——— e 54 am 
3 Kürftent MR euß A. 


gan wirt ti 8.6. 
dad 4 Reuß j. Mi 


2. | Schaumburg-Fippifche landwirth · 


daftlide B&.. . . . . 
eirpiige landwirthſchaftliche 


ie m taten 


. 8.6. der Bremifchen Landwirtbe 


Te landwirthſchaftliche 


MD a en 
ee er er 
De er Be Be 


DL => Fe ee Er Br Br Be 


Summe B . . . 
A. Gewerbliche Berufdgenoffen- 
— 


B. Landwirthſchaftliche — 
genoſſenſchaflen 






































Kuögnben 





a. Entihädigungs: 

















Ermwerböunfähigleit. Todesfälle. 
| Abfindungen enten 
Koften des Renten — | en ® 
Beerbigungb- an | an 
Heil⸗ an | im Falle der 
Wittwen Kinder 
verfahrens. Berlepte. |  Wiebernen | 
Getödteter. beiratbung. | Getöbteter, 
| 
J 
Ball “Beil « Beil « ven. Be 4 
——— 
2. | 2 1. : | 
| 
1 35,00 5 244 l 1 20,00 — _ — — 

1 4,49 17 982, 3 3 Ya — — | 7 102,10 
_ _ | 1341] 12 4880 — - 1 86 137,0 
2 80 12 478,0 2 2 95, — — — 

7 ** 20 2 2838.0 4 2 182 — — —1 54, 
— — 2 156,80 1 1 dl) — _ — — 
2 Ta 6 339,05 3 2 las — - | 4 94,0 
4 22,0 4 106 13 2 2 122 — — 1 Slas 
2 60,0 7 422,50 3 2 1384| — — 2 105,0 
_ — 3 202,30 1 1 108,31 — — 2 162,30 
_ | — au u 3 2 97 = — _ _ 
— — 7 1684 4 1 13, — — 8 Sl, 
2 4 4 1570| 2 A — = — — 
= — = — 1 — — — — = — 
Bi 
995] 32 TOlas, 5277) 423 789,00] 1341) 41 TIbm, I 58003, 101 2817,10, 1672] 68 708,4: 
12226 526 488,0 42028 8 109 894,13] 3329| 175 2m 6848 951 819.) 315) 152 1280114411 1492 869,05 
995) 32 J— 5277) 423 789,00] 1341) 41 775 | 979 58003, A 10) 2 2 1672 65 708,0 
) If | 
. 118221) 559 190,2. 473008 533 683,r3| 4 670] 217 059,7 7827 1009328 sr] “u 154 wo. 1608311 561 577, 


Gejammtjumme . . 





| 











Ausgaben und Einnahmen. 


Undgaben. 
















































































beträge 
Unterbringung im Krantenhans. Summe 
— — — — — — — ber Ent 
Henten Renten an die Menten an ; Renten an Kur- und Abfindungen Ihäbinunges 
an Ehefrauen | Kinder 4 Wizendenten -Verpflegungs- es beträge. 
Binkent in Krankenhäuſern in Krankenhäuſern in Krankenbäuiern foften an R (Spalten 3,5, 
Aſzeudenten untergebrachter | untergebradhter untergebradhter | Kranfenhäufer Ausländer. 7,9, 11,13, 15, 
Betöbteter, Berlegter. |  Berlepter. Verlepter. | gezahlt. 1, — 23, 
\ ++ 
| 
Perſ. x | Bei. un ES Ber Ze ur"; Pe! Me 
Tıe I m. BET ER 
| | | | 
= _ | — — — er — — — — — 329,0 136. 
— 2 31 ou 2 23,0 — — 3 351,51 — — 1686,32 36. 
| | 
_ _ 2 6 — = — — 11 448, u) we 2829,  |87. 
' N i 
= ze Is —— —— 1 — J 6188 
_ _ 1 7,0 J In - 3 Be — — 8196, 89. 
| | | | 
| | | i 
— — — — — — — — 2: 181, r | — 408 40. 
ER — — — — — 1 — — — — — = 64, 141. 
— — — — — — — | — — — -- — H5, 142. 
= —* — — - 1— — — Ber _ — 817,15 43 
en _ _ — — =. — zZ ti = — — 518,5 4. 
— — 1 20,0, — - I - — * — * 288,07 |45. 
- ze | - | dd s.J- _ 3 A — _ 889,  |46. 
| ) 
— — — | — — — J — — — — — — 262,5 147. 
ii u j 
— — — — ii — — | — | — — — — — 33, 48. 
| | | | | 
4 | 2002, 200: 3 089,0 370 4669,75 6 122,3. 505 40653, 678 258,37 





617 | 78.832,04] 2555 77 381,06 5341| 128 116,00 I, 4581, 4324 525 Bl, 12 278 151,75 








*V 2042,45] 201 80880 370 4669; 6| 122,0. 505 40653,18 i 678 258,57 
j u 

1 I | N 

6 BOT 2756 80 470,4 6 711 127 7 117 TO 5420 566 95 60 797 13 12 956 410,15 





Altenftüde zu den Verhandlungen bes Reichſtages 1840. 123 
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RN Tabelle 2. 
Uusgaben. 
a. Unfauberfütungstoflen. © Allgemeine 
b. Roften J | 1.Roftendererften Einrichtung. 
f * ru R fi bei. Rang Bir ae 
Berufs. unter often | 
fuchungen Ueber | | Bis en 
genoſſenſchaften. 3 gerichts | wachung | Unfaliver: | Ungtstehitten, | lammen. Perjönliche ben Bu: 
8 t „ ‚Nomie Hoften ber und fammen. 
der der hutungs enge für | (Bpalten 29 s Nommener 
Entihäbi- Betriche. , er Berichte ** sis a1) | ſachliche Unfallver⸗ (@patten * 
P t eriten n | un 
gungen. ſchriften. Beden mad Dem Koften. — | 
4. . > N MM | ——— 


ru 








Knappſchaſte · B. G. 

Stelubruchs · AG... . 

B. G. ber Feinmeanit . Br 
—— Eilen- und © ahl · 


Süůdweftdeutſche Eifen-B.®. 


Rheiniſch + Weſtfaͤlliche Hülten · 
und Walzwerls «BG, . 
Rheinlich- Beftfäriiche Naicinen. 
—* und — — 


B.G. 

Sãchſiſch » —— Gijen- 
und Stahl WB. . 

— Gijen- und erst 
3.8 


eaielige Sifen und Stable 


| Nordwetliche Eifen- und Stahl: 
2.0 


Güpdbeutiche Edel- und Unebel- 
metall · ·. ß. 
Norddeutſche Ebel: und Un— 
edeimetallinduftrieB,G. . . 
28, der Mufilinftrumenten 
Anduftrie . — 
GIB, . 


Toöpferel · B.G. 

Zlegelel · B. G.. 

B.&. ber demiichen Aupduftrie 
B.G. der Gas ⸗ und — 
Leinen⸗B. G.. Re 


Norddeutſche Tertil-B.6, 

Suͤddeutiche Tertil-B.®.. 

Schleſiſche Tertil-B.8. . . 

T Tertil · B. G. von Gliah- Loth⸗ 
ringen . 


— Bennauite Korte 


Sachſiſche — 


Seiten B. G.. 
Papiermachert B.&. . 
Papierverarbeltungs · B. 
Lederinduſtrie · B 
Sãchſtſche Holy 3.8. z 
Moreteutige HelB. 


10 695,2 


2042 
10 742, 
5 73T aı 


4 089,8 


T 250,37 
50.4 
3043,90 


57636 
1482,53 


167845 
8 204,9 
15 022,50 
3071, 
1 043,50 


2400, 
1617, 
756,98 


138,10 


1955,09 


733390 
90,20 
6 008,30 


2225,98 


2 718.4 
4 OT1,0s 
13 08 35 


34 936m 
14 668,43 


2342 


89042 
2 137, 


T 794,03 


+ 690, 
T82l,a 
4 185,53 


3032,06 


6 388,70 
532,33 
304930 


982 15 
20, 


2502, 
9815, 


10 719, 


3 857,0 
22180 


3 370,45 
1944,57 
bt, 


1415, 


2924,13 


3 206, 

819,55 
5 WO, 
2597, 
2088. 
26144 
Denen 


5 633,8 
32 002 43 
9473,n 


13 472,46 
5920, 





12 870,00 ! 


3 79640 


446, 


2 187,13 


1 192,5 


230,0 | 


42 406,46 


4355,50 
362,02 
758,15 


7 600,00 
15 369,15 


23.4 
220,0 
2 036,78 





1595,00 | 
418308 


2 46H 
12 296,0 


2lln 
24 
J00 0 


810 


2127| 


387.39 
37,0 
685,30 


11 











31. 


] 1323, 
| 318, 


| 30,00 


202,0 
25,00 


56, 





| 7 168,0 
| 32 736,4 
9303,94 


‚13554, 
| 5120, 


3817,70 
132, 


4 605,56 
2187 13 
117,0 


| 11922 


430 4 
2 127,0 
4322 
187 ‚oo 
635,0 


4 355.50 
1 362,08 
738,18 


7600,00 


16 578,55 


EHEM 
230,40 

4 151,5 
7595,00 

| 5 14l,u 
ı 2546, 
| 15 129, 
1} 


11111411 

















L Berufs- 
Gewerb- 
| 104,01 194,01 
| 35,0 3,59 
I AT) Abe 
| 201 — Bolsa 
I Aa 6224 
— — 
| 

29 290, | 29 290,0 
76,04 76.0 
130,08 | 130,85 
39,7u | 89,1 

401 ar 401m 
792,18 | 792,14 

| 110,05 110,45 
454,13 454,13 
192,9 192,2 

| 115,13 115,19 
146, 146,33 
Hin 343,00 
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Ausgaben. 
Berwaltungstofe en 
2, Raufende  Bermaltungsfoften. = we 
Retfelsken und Tagegelder, einthlichtich ebewiger in Feine bee | | | x 
eg halten aufzn a Kai lag ei f | Gehälter Lokal · —— Perto | Juſet · | Binfen | 
; Wine | | be miethen, \fiem, Drud:| often, | zn | und WARE 

der Weroflen.‘ | der Ber- ber Dele | | Beamten | Heizung, lachen, For— Boten: | fenftige | fonjtiger | * " 

ihafte Eee | girten zur der | und Beleuch· mulare ır., Publ. Verwal Exalien 36 


5löhne | 
Bebienfte | tung — . Fationds tungsauf · 


ten. x  (Smpenlare, | foften. | want. 


worftäube unb der Busihäfle. trauens · | Genoſſen· bis 46.) 


1,5 4] . 

un free Bercih ———— ee Beamten. 
noßenigaft- Exttion. % 1 
HM. | ME | , Fe } MB | M. | re 


. ee Te] 43. 44, 


37. 38, ss. | il 











36, 








genoffenfdaften. 
lide 


76H 7152,41 3210, 0 2363, 970 BIT 16 726,20. Ol, 5 3497 258655, 1 
25050 5 2180 26 LIE TTEEB ET IDEE i Mm 16420 15859, 2 
G44,a! 462,0 773,10) 1572,00 473,0] 22338, 83297, 650,0 5 200 367,0) 1 HiMl,ır 43520, 3. 

' | | | ' 
1 866,0 523,1 391,0 _  1087,| 37 100.200 8 4258,060.0 BSR DM, 1823 1018,78 63 704,70! 4. 
— — Ü,.o _ ) 32, 8 108,0 506, TOR 1BOL,LE 12,0 1048 0 12 799,5) 5. 


— 733,05 483,15 -_ | 478,0 20 895,13 580,00, 3780,01 3158,02 285,00 1 751,0 32 147, 6. 


485,10 7127,90 368,4 102, Mn 3353, BIT 8 219,12] 5297,06 550,5: 3619,08 56 933, 7. 





788 — lab 17 57h 25216m 27m 4817 On — — 48 101,07] 8. 





853,76 133,20 204,8, 819, 417,1) 26 873,55 3090, 2 507,0) 2 725,19 64,0 » 5 103,18 40 TH, 9. 


| | i 
DIE 450 TE — 573,10) 21 8620 306 4015,100 297,0 Milan 1873| - 37822, 10. 


625,0 1578,05 205,0 1922,00 510,15 29 524,00 


1969,41 8601,u| 500,1) 246,5) 1381, 49 615,0| 11. 


| . 
54l,ısl 169,00 Sa 20m Ilka 900 LADE ABB EEE] 55 DE 16 499,2 12. 


























510 Be 1040 0,0 O5 2 188, 31T 2420 3 LE 305 
| | 

6 Mir — — 16,00) 10950,00 12500 122400 7790 236 114643 IE 14 
1926,90 343,10) 518,51 — ı 1366, 1641 1,0 126 2319, 1 433,78) 259,10 1 634 M473,0015 

655,50 1 146,50 474 4. 1840, 49,20 12 568,0, I60,00| 2471, 2 247,00 842,34 HAN ,ss| 24 240,5! 16. 
54 AO 62 22 52 AOL 59T 13ER O5 Aa LAOS SEIT. 
4068, 83764, 135,18 — 902,5) 62 792,5 6 203, 10162, 8528,18 GT, 19 TAl,ssı 117 970,00, 18. 
2 168,00) 1475, — 8024 79,00) 12 914,a| TE, 3744 40 2 115,0 329,10 175, w. 26 — 19. 

ABl,s0 354,10 56,00) 1 TR2,00 568,0) 8 810,0) 683,001 14l6,rı) 1307, 206,70 265, Er 15 ke 20. 

| ) | | | 

908,50 1282, 154,00 1244,00 — 32 298,0 138,0 33 Te 10,0 2 FE 46 732,0 21. 
1039, 1041, 16, — 268,05 14967, 1681,00 2312,00 1 148,00 509,05 136, 24 340,m 22. 

764, 208 ‚wo — — 660, OO, 398,00 1351, 721,0 81,10 963,0 11 196,08 

| | | 
178,05 — — — 102,0! 14 620,00) 552,000 1087,00 Y36,s0 221,0 83 er 20 8 24 
636,35 TO1,as 22,0 — 1396,05) 22 7410| 2657, 8246, 2617, Er TOR, 46 316,5 26. 
1 


| 


34 310," 26. 


en | ba — 329,00 20 784100 37680 2085 25080 18m OS, 
= 125,00, 2,88) — 249,15 5670 1094,16 16744 874,3 119,:9 500,04 10 214,54, 27. 
1742,01 3 068,:) 475,10 — 1320,31 33 473,04 2 995,1 4 788,0 5685,04) 100,17 32852, 56 930. . 
13005 6,0 — 227700 18800 277200 36240 3574| 3053, 3a Adlbso 43912. 29. 
24m 17680 He — 756,00] 247495] 13670 2980,00 1 Bm 14471 39991, 30 
6 — 20,0 — — 9575,00) 1048,06 1491,00 26220 dm 1169,08 16 240, | 31. 





2459,05 1410,10 105,0 2376, 408,1 52321, 6140,05 12200,0| 11 678,17 629,m) 1377, 91 105,0 32. 
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Un 8 . a bei en 
| VORGESEHEN 2 
| a. Unfaverütungstaften. © Allgemeine 
| b, ur | — I.Rohendererften Einrichiung 
nſa tamien ” — — e — 
Berufs» unter: je. Schleds · Koſten bei Raneer 
hung |" SAH Me | Qu Ipernngeltitihe| gu 
genojjenfhaften. —*8 perichts | ¶ wachung Unfallver | unalaae aten. lammen. u über | fammen. 
der tollen, der hütungs · ee ESralten 30 ; Mommener| tn 20 
| Entihäbi- i vor- | Berlepte innerhalb; gie 31.) fachliche | Umfahver, | (Fralten 3 
gungen Retriche, der erisen dreigehn! Koften. fiherunge: und 3.) 
. ‚ Ichriften. Ka dem! verträge. 
Be — 4. An . . el .. A. A. 
27. 28. |! 0 | 3 33, 33 34. 35. 
38. Baveriiche Holzinduſtrie · V. G. 1220 AT 4 30 — — 14 356,00 — Tl,asi Tlas 
34. GSübweitdentihe Holz ⸗· B. G. 3804) 24774 T 198,78. 33m | T23l,n — 284,73) 9B4,rs 
35. | Miüllerei-B.®, = 19 975,05] 14 759,u]| 23 210,00 0,0 82,0 |! 23347, — 4402,211 4402, 
3. Nahrun mittel Suuftrie 8 as| 4 69 J At 1 dä, | 1708,08 — 367,07 367,4 
37. Zucker⸗ — 44801 6 507,7 — — 100,00 | 100,00 — = — 
I I 
38. Brenncerel · B. G. 3443.41 3352,» — 324 E | 335,08 — | 165,18) 165,13 
39 Brauerel · und Mälgerei: B. ®. 2238 ,n 2108,04 18 91 L,w 348,5 — 19 259 as — 2 96 1,4 2 961, 
40. Tabs BG. . . 119,0] 1 581,0 — 1 723,75 — 17231,j1I — | - |) - 
41. Belleidungsinbuftrie-B. ®. I 196,0) 2015,50 - — — — — — * 
42. B.G. ter et | 
meiiter des Deutichen Reichs 303,75] 3 000,0. — — — _ _ 51,34 Sl, 
i H 
43. | Hamburgiiche { — 450 Tr A — Bl | 1 -— | 59 5 
4 Pordöfliche . 1935, en — — = _ — 1 50 5 
45. Schleſiſch · Poſenſche 7120441 214] - — — — — 23680 2369,4 
46. | Hannoverjde . 3639, 4 108, 10 - — — — — 108,28, 108 ua 
47, | Magdeburgiſche 3656,00] 2596, — — — J — * 1299,76 1299,16 
| 
48. Sãchfiſche 12 998,54 6 500,0 382,2 22,50 483,50 888, — 202020 2020,3 
49. Pe « 8081, 2 2506,00 1170, 27,0 HR, 255,0 ‚ 1234,22! 124,» 
50. Heſſen · Naſſauiſche 5494101 5239,00 135,80 O,0n 155,0 — | 197 2! 197,02 
51. Rheiniid Weſtfaͤliſche 3471, 5025,55 1883,13 1122,35 — 3 006,0 — 420,0) 420,0 
52. BWiürttenbergiidye 1589 ıs ru” 327,5 538, 865,55 — 356,m| 356,07 
I 
| 
58, Baverlſche . 1 976,5] 1708,00 549,0 1753,70 136,95 | 2440, — | 154,10| 154,13 
54. | Sühmweltlidhe ‘ 5401, 170,4 3 196,m — — 3196, —2 | — 
55. Duchdrucer·B.ch. 1208,10 2064,0] 49050 — _ 4905 „45 544,0 12 686, 
56. | Brivatbabı- BO, . 324 4 — — — — — — 
57. | Strafenbatn.B.@, 12T nn — — 21,00 1 - — we 
N I 
58. | Spebditiond, — en | 
lerei· B.G. 12 59,20] 7670 — | 1246 ‚a! 17 0 1 263, — | 1149, 1 149,01 
59. | Fubrwerfi-®, ®. : 11 281,10] 9459,u4] 1202,00 — — 1 202,0 — | 604,0 604,50 
60. | — Shnnenfiflahet: | | 
e 1410,73 1 071,5 — — 32,0 32,s0| — 213,0 213,00 
61. Po BE ®. Eid 2301,85 — — | 56830 568,30 — — | — 
62. — Dimenſcahen | | 
129840 20 en — = 2 —- | — — 
63. Ph » ®. : ———— RB, 2294, — 20,00 1002, 1 022,25 98,9 — | 98,0 
64.) Tiefbau · B. G. 004 6 u 9408,. 102, _ 41314 — 105,50, 105,» 
| Summe A. +1 362 647,00] 302 142,00] 275 644,90] 18 367,3 7576,19 ' 301 588,8: 642,01 57 wo.) 58 142,05 





*) Wegen ber hierin enthaltenen, nicht ansicheibbaren Verwaltungstoften für die Verficherungsanftalten, welche ald Pauſchbeträge 
+) Hierunter befinden ſich 9703, +4. auf das Rechmungkjahr 1888 entfallende ESeltiondverwaltungsfoften, welde von der be- 
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Ausgaben und Einnahmen. 









AUnsgaben. 



























































VBerwaltungdtoften. 
2. Laufende Berwaltungstoften. _ — P 
Meifeloften und Tagegelder, einfhlichlin ‚eitnalger in feine ber | | | 
Be » neben ze d. | Lotkal⸗ Sri: Borto- Sufer- | Zinfen | 
mietben, 'Tien, Druc.| foften a | mb | 
| ber Dele- — | Heizung, fachen, For: £ fonftiger | a 
der Genofen — der Ber | oirten zur | Boten- * 
ie | % 3 der und Beleuch mulare x. | 5 Bub, Verwal. | (Spalten 36 
und ber A trauens⸗ noſſen | Inſtand ⸗ lohne tati a, #46.) 
| idhaftöver- | Beamten. Bedienſte · tung Itungded x. ationd- | tungsauf- 
und fer den Bere) der | männer. |; ammlung. ten. x. |&nventare. loſten. want. 
——— Seltion. | | 
Mi. 4. M_| Mi. . ? A DR" TER Er" SUR Er” ⸗ > 
37. 40. 4. x ? 44. | 
| — 1357, 150,00 11 686,0] 1456, 1864, 2216, 78,50 669,16 19 680,05 | 38. 
769.) 98,4 221,0 289,0, 15 460,00 194,0] 2490, 3020, 1500, 3280,08 29 481,0: | H. 
451,10, 42413 2365,15] 5944,05 | 588,55 | 124 209,5) 10077,15| 13 688,| 83 991,16 400,0 6 117,0! 202 026,04 | 35. 
2169 5 — 562,0 — 413,76 15 800,0) 1200,01 7507,51) 8889,10 312, 850,50 87 655,50 | 36. 
18790 — _ _ — 18.468,06 2125, 3283,50 1684,50 112 | 152 4 87. 
1746,08! 1307,50 2257,50 3046,00 504.15 37 930,00] 458,0) 14150 5 092,08/ 408.0 616,0 61907, 188. 
Ti, 2279, — — 613,50 81 238,50 6008,00  IEIO,a 10 T5G,r 965, 5536,70 117 169,05 | 89. 
3019, 1055, — Wen: 429,15 12 245,0) 1200,01 3103, 1 997,28) 132,5 456,5 23 640,07 40. 
1101,00 = 250,55 1649,00 — 3 432,0 194, 1576,15) 2 225,0 8,10 550,04), 22 733,0 | 41. 
749,700) 1538, — 967,30 — 9536,05 10020 IT 1 4, 366,64 2744 01 20 121,0 | 42. 





* 


2971,05 5689 5 186,20 3 706,10 296 0 29 706,50 3967. 51ld.ı 4 98973 266,6 914,0|*) 62807, 
12 502,08) 22 440,9) 1325,00 37,0 67 251,50] 9087,01 1747517 12971, 986, 6 025,35 *) 157 646,5 
| 























Es 


4998,00 7601, 1131, 416,50 — 22 673,01) 235021 2710, 4629 208,0 1272,34*) 48 083,4 45. 
4509,18) 8379,18 80, 2468, 271, 37 210,5] 4150,21) 62820 6449, 562,19 6 323,99|*) 77 404,05 | 46. 
1322, 576, 131,0] 298,00 64,0 7680,07) 1581,20) 4617, 3314,01 5l,ro 8 198,05|*) 38 184, | 47. 


11 398 „15| 7074,15] 860,0 48,50 34 946,50] 4452,00 8051, 9209, 1369,03 4227,06*) 85 749,18 
1309,15) 1270, 270,0 315,50 11 769,10 378,0 3141.0 3070, 442,00 2051,35*) 27 208,9: 
AO, 3760, 663, 10 113,02 24 266,70) 3362,14] 3 MT, 3866,40 5354,00 1517,97*) 54 017,0 
5796,05 3625,55) 1 516,0 354,06 44 745,12) 6137,51 8260,15 B059,m| 2 149,72 2639,54*) 89096,- 

— 17360 — — 9556, 22, 8 013,00 2047,57) 316,» 1433,2|*) 22 898,00 


RIESE 








342,0 _ 3394,15 2598,:0 — 25 842,.0 2913 N 5 Mn 75,1*) 50 549,0 53. 
1709, 470,36 Ayo Add 12581, 25130, 2305,50 5 I | TIL) 57 513,00 | DR. 
1313,00 758,10. 259,0 2 258,10 554,06 2145900 2625,50 #24, 3209,17) 269, 2075,0 38 996,06 | 55. 

HM | _ 122,00 9750,00 264,0 1323,17 SU6.l 38T) 487,0 18 780, | 56. 
2318 30,0 — 330, 10 843,50 1200,0| 2195,01 1485,51 118,00 1450,01 19 966,0: | 57. 


83.088, 9178,70) 15 246,107 14 747,72] 1620, | 17372,7| 144 823,13 





4 601,0 4 030,10 34518, 9063 16 555,0] 15.593,01) 7133,18 , 11.250,08) 159 079,9 


| 
| | 
929,04 3,00 | 25830,5]| 1504,01 2953, 3046,01 285,05 960,527) 36 386,13 


58. 
59. 
- oo. 
7146, 1182,00 | 76,0 | 10360 729,0 BON 2209, BUG, | 20080 30456, Gl. 
| 
62. 
63. 
‚64 


1473, 1097,65 — 75,00 13 118,15] 1500,00 11580 2 ldd,ıl 276,0 1894,17] 22 677,08 
759,10 93,00, 2650,15 425,0 26 656,00 5042,51 4422,00 299 ,nl 367, 3769, AT 581,54 | 
4 276,0 88,0, — — 83 778,20 13 707,00) 14 694,54 13 084,501 17 224,00 | 12 319,0 *) 159 173,15 













| 

| | 

144 656,35| 110 276,35) 118 349,30. 69 797,73 | 36.449,05 1923 500,35| 204 315,16) 858 984,10) 851 237,2) 6O 708,20 | 236 866,15] 3 615 141,15 
| 




















($. 17 Abfap 6 des Bauunfallverfiherungsgejeped) zum Nachweis kommen, ſiehe Vorbemerkungen Biffer 6. 
treffenden Berufsgenoſſenſchaft im Vorjahr nicht mit nachgemiefen waren. 
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Koch Tabelle 2. 








Ausgaben 


4 Unjativerfütungstoflen. 


© Kllgemeine 















1.Roiten! ber eriten Fi nrihtung 
Vrainten für - — 


| Koften bei Reltung Bern» 












Berufö- e, Schieds· lleber- glüdier und Ausgaben 
erichto⸗ Erlaß von | ir arena | Bu IPerfönlicheimuf rum. gu— 
genofjenjhaften. ß wachung | Unfallver | Unptücelätten, | ſammen. und über⸗ ſammen. 


owie Aofeen ber 
toften. der bäturg®- | frärkorge für (Sralten 59 
F vor Berlegte innerbals;  gir 51.) 
Betriebe, R ö der eriten berischt u 2 
‚ Ihriften. Wesen nad Dem 
| Unfall 


img, hommener 

ſachſiche Unfallver ‚ (Zipotten 37 

Keften. ſicherungs a 
verträge. 























Xandwirth: 
1. Oftpreuhtiche en 1057,65 | 808,0 _ — — 1764. — 17 
2. Weftpreußifche 1421 330,71 _ _ EHI 45,00 1 2083,04 — 1 208 «= 
3 Brandenburgiide . 626, 1 057,0 — — — — 2106,4 — 2 106,0 
4. Pomueride ‚ 299,0 | 1568,16 _ _ 104,50 104,30 - — — 
5. Poſenſche 893 10 1 103,1 — — — — — — — 
6. Schleftiche 2396,21 2 900, — — 1 949,49 1949,59 925,0 -— 125,81 
7. Landwirihſchaftliche B. G. für 
Br rt Sachſen * A | 8072, |] 1 749,58 -- _ 455,16 455, 10 608,94 — 608,58 
8. Schles wig · Hol · landwirtbicaft- r ! | 2 208 
— { ie 86. } SR | 1829,06 - |] 14,0 14,0 | 898,0 893,01 
9 Dannoverice ’ 6 7834 3472,u — Las | 26 cs | 27,53 — — — 
10 Weſtfaͤliſche J 1813,» 1721, — | — | 134,10 | 134,10 Fr — 2,0 
i | | 
11. Heſſen· Naſſauiſche 4442, | 2422. — | 3! _ 356 1 TB52,51 — 1 782,3 
12. Rheiniſche B 3550, | 2262, —_— | — — — — — 
13 Dberbayeriſche 1496,40 _ — — — — 465,00 465,00 
14. Niederbaneriiche . 30,0 136,01 — — — N — 35,00 - 35,00 
15. Pfaãlziſche . 644,u 100,0 — 18% _ 128,75 | 1029,80! = 1029,50 
I 
16. Oberpfäfziiche ‚ 697,15 99,50 _ | _ — — 530,30 _ ı 530,18 
17. Oberfräntiiche . 199,16 _ _ — — — 1 124,18 -- 1 124,15 
18. Mittelfräntifche . 1 BS6,0s 150,50 — — 53,50 53,0 127,0 = 127,50 
19 Unterfränkiiche . 224,1 _ — — — = 14308 — 1473, 
20 Schwãbiſche 570, | 120,8 - — — — 1114, - 1 114,0 
21. Sandwirthichaft: (fir das Köni | | | 
re ige f (fü — a} 8468,15 | 559,5 - | - | rum 170 66 6860 — | 66586, 
22! B für ben Nedar | 
| kreis . | 1200, ul — | En — — 8 009,3 — 8 000,55 
2. . .» + Echwar- | | | 
waldktels | 1084,55 96 2 _ 2. _ | _ 672,05 — 672,05 
24. - “+ Ranftkreis | 1 575,0 3,0 — — — 794, — 794,31 
2. » «+ Donau. | | ı 
rei? . . | 1097, 7,6 — — — | — 2880,54 | — |) 2880, 
26. an — — 
453 10 347, — — — — 14 787,4 — 14 787.4 
27. —æ — — 28. für | | 
De a A Heſſen | 1829, 219,54 _ — — 29 05420 — 29 054,9 
Meckllenburg⸗ t rn 
Ar —— ea. } 5755, | 5 162,ar _ | _ en | _ 1 860,75 — 1 860,15 
29. Weimariſche 3664, 505,00 _ _ 30,0 30,00 594,05 — 694,05 
30, Mecklenburg · Strelitziſche 3814 BU L,so _ | _ _ | “ 2 363,04 — 2 363,90 
31. Dibenburgiiche . 1 134,0 _ =; — _ — 5 160,30 — 5 160,30 
32 Braunfchweiztiche . 6 86,55 — — = PR 693, ._ 693 6 
33, Sachten-Meiningenihe - 13,30 _ — — = _ 1323, - 1323, 
34. Sachfen-Altenburgiiche » 440,04 183,04 — — — — 2023, — 2623,0 
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Ausgaben und Einnahmen. 
E; u 8 9 a [2 em 
Verwaltungstofen. . PR 
E —— 2. Laufende Bermaltungstoften. "| 
Reifetosften und Tagegelde er, x, elnftkehlidh ewaiget in Peine der 6 b | 
te Ye Sana ah ri Sebälter | Lokal· er | orte | Suter | ‚Binfen | | 
— —X u der miiethen, lien, Dendt| toften * und — 
verlieneffede, <- der: | der Mer | der Dele | Beamten | Heizung, ſachen, For) Beten rBiee fonftiger ammen. 
—— girten zur der und WBeleuch; jnulare ac, Löhne Bubli- Verwal | (palte 36 
ve * u weihäfe, traueus · Genoſſen · Bedienſte⸗ hu Zuſtand | hob | fationg. | fungsaufe | ah 
* Hr den Bereit Ei | männer, | |haftöver- Beamten, | Serie ung haltung dei 3 | m | 
[.79 „| Settion. | Kr ſammlung. | ten. un Inventars. | often. wan | 
neflenädhaft. | | | | 
nr ar Zur AM. I a : Ma | MM | Me I 7 Wer. 0 EB 
36. 37. | 8. 39 | 4 43. 4 | 8 46. 41. 
ſchaftliche. 
| | | | 12 F1TB19 | 3890 | 2413.0 24080 | Bm | 16h | 240380 | 1. 
190,13 Fr — * — 17 309,05 | 182,00 | 2135,52 201344 | 89,0 | 2313,56 | 24 238,00 2. 
— | 52,00 | 1326,10 60,00 — 21 T50, 727,00 | 3187,07 | 3300,00 | 58,06 | 446,0 | 30 858,58 8. 
161,00 | — 362,0 | — — 1261440 880,0 | 1758,00 | 1732, 142,06 12,00 | 17 163,06 4. 
108,90 ; 1738, 299,80 | — — 9079,00 — | 1919, | 1036,08 | 22,0 | 4551,10 | 18 757,08 | 5. 
| N 
1770| 1066| 0 | 17,0 1819686 | 589,0 | 3576, | 2835| BR | 7180 46T | 6. 
163,0 | el 1140| — 1 | 24002, | 333,0 | 630 | 3546| 308 | dm 3480| T. 
138,6: | 1976,10 | 1954, 719,08 160,81 9453,43 878,1 | R919,4 | 2808,10 | 23,0 | 2422,08 | 2221123 | 8. 
378,0 | 57340 | 419m | — — 19780 | 384,5 | 470% | 4628,50 | 388,.0 | 639, | 68085, | 9. 
— 87,10 178,0 826,18 — 5 259,38 97,50 | 2 299,52 | 915,08 | 282,1 | 190, | 10 088,13 10. 
1325,30 838,07 ‘147,0 — — 22 295, 906,00 | 371540 297, | 2ld,a | 6 300,3: 38 615,06 | 11. 
— 306, 1 1438,00 = 307,58 19580, | 1826, | 2651, | 1831, 149,0 502,23 | 28 685,16 |12. 
u ea: 
„00 = == * — _ =, 4 a) 40,40 - | ‚10 —W 
235,* — 56,6 10,00 — — | — | 1757, | 194 on 84,0 | 212,35 2550, 15. 
i i 1 | 
Mn! - — — — — — 221.0. 155.00 Be — 889,15 16. 
Hs, — | — — — —58 1 1 90 150617. 
519,50 — 128,13 * — — — 141* 264 710 0 | 267545 18. 
383,00 — 237, ar — — | 170,08 _ { 50,75 271m | — — Llt2,.r 19. 
600,53 je = 13,8 — | En — I} Mm | 93,0 | 17,10 | Im | 97,5 20. 
| | | | 
| | | N 
155,0 | — 4,58 — 180,0 20 310,34 | 1506,00 | 1169,05 2 757 4.1 23m 7027, ) 38140, |21. 
| 
— | — 513,00 _ 4079, | 368,15 | 661, 674,48 62,0 | 2987,06 | 9147,10 22. 
388 ‚u | — — 3414 — 10 091,18 | \ 201,5 N 349 or 919,51 | 61, | 10 169,5 | 22521, |28. 
316,1 Aa — 352,0 | 37, | 1968,54 165,7 | 698,56 556,0 83,05 171,5 | 4880,06 24. 
32m | — _ 505,10 Ad,m | 20 | | Ben | 1588,00 | 8849, * 
| Bu | 
622,0 | — 843,0 - | — | 3478,16 | 416,» | 1 640,3 | 649,49 20,07 | 2,88 | 7674,  |26. 
| -— | — Bo | | 6 |. 
A TB, a5 | — 119,50 | 1621,35 — 12 824, 603,5 1930.0 2790,» 73,48 1 444,2 | 26 279,18 8. 
2417,» | 116,15 | 204,55 746,0 18,0 | 54ld,n 596,5) 864, 899 ‚as 39,0 2183,05 | 13502, 129. 
958,0 -- 120,18 255,70 41,00 4337, 200,00 | 1 173,33 518,5: 44l,as 27,» 86624 80. 
| 
1635,06 — 130,00 | 348,10 _ 2657, | 2m | 518 10, 325,0 | 6156, |BI. 
T6l,ro — _ 9,50, 60,0 163316 63T, ı 15h | Ha | 906, - | 9550, |3. 
— — — — — 880,00 190,0 | 2m la — — 155706 388. 
596, — 8,20 252,8 15,0 | 1460,00 375,00 120,53 | 202,00 25,0 7280| 3783. 34. 
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Noch Tabelle 2. 


— —— — — — nn a — — 


Ausgaben. 


d. Unfallberhütungstoſten. 


| 


















©. Ullgemeine 


L. Koftendererften Einristung. 





Prämien für | 





Berufs— | Koften bei | Rettung Berm- 
. nlücter und 
gi | Erlaß von | en ——— | u: Perjönliche au Om 
genofjenfhaften. wachung |Unfallver- | Umpthzoisuen, lammen j an Su 


ame Noſten der 
ber bütungs: | N — für Epalten 3 


vor Verlehte gie bis 21.) 
i |: b 
Betriebe. | iriften. ge rei ön 
| Unfall 


nommener fommen. 

fachliche ünfaliver | (galten 33 

Koften. — und 34.) 
trägt, 








.| Goburgiiche — ſorſtwirth · 



















kyutiiie 2 u — * _ 1330 — | 188m 
36. Gothaiſche land. u forftwirth. | 
idaftlihe ® Bu ch— _ I Bold — | 800, 
31. — 8 und forftwirtg- | | 
ſchaftliche B.G. Gl — — — — Ko I —87740 
38. Sahwarzburg-Rudolftätiice | 
land» und forſtwirthſchaftliche | 
8.6, 3 - | — - 02 — 802,00 
39, |‘ Schwarzbur Sonberöhau gnie | 
“nnteirtbidaftliche B. 269, 762,5 422,0 — 1184,08 — — = 
40. ir 8.8, "= 
dad Füritenthbum Neuß ü nn — 115, 
41. Landwirthſchaftliche B.G. ir 
das Fuͤrſtenthum Reuß j. 8. 2599,04 — 2599,4 
42. Schaumburg » Lippiſche land | 
wirthſchaftliche B. G. — 45,00 — 45,00 
48. eippilge tandwiripihaftche 
BG. . 817,35 = 817,35 
44. eu — Bremiſchen Land» 
| RR 308230 598,0 
4. Sanbugite landwirtſchaft. | 
| Tide 8.6 139,6 — | 139, 
46. — jfi äfilge landwirlhſchaft. | 
Ihe 8 880 88,10 
47. Oberelſaſſiſche laudwirthſchaſt· | 
„ge 8.8. 109,4 — 1.096, 
48. | Eothringife laudwirtſchaft. | 
I UDO 2... Hm — 946,44 
| | 
Summe B . . . | 72569,0r 29 Tr MI | 175 199 3 * 175 199,43 


i 


642,0 57 500,05 | 58 142,0 


‚A. Gewerbliche —“ 
ſchaften . 362 647,00] ! 275 644,0 18 367,70 


B. Landwirthſchaftliche Berufs. 
genofienidyaften . . - .| 72569, 29 129,5 








Tr, 909, | 1519,58 — 175 199,43 


Gejammtfumme . . » [435 216,9] 331 271,20] 276 407,15 19 276,5 10 692,11. | 306 376,00] 175 842,2| 57 500,0 | 233 342,08 
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Ausgaben und Einnahmen. 


Yudgaben. 


Bermaltungstofen. 

















2. Sanfende ® Bermaltungstoften. 




































































Reifefofen nah Zagegeiber, tinfdtehfid enaiger {m Tine ber | 7 1 
hen Erin u ihn. RT Gehälter | otal- | —— | Rorto: | Juſer | Binfen | 
Mritglieber | der miethen, |fiem, Drud: g often eg und 
ber —* det Ber, | der Dele ! Beamten | Heizung, ſachen For. Boten» | onfti e , fonftiger Zuſammen. 
irten zur! der und Beleuch, mulare x. 7. ? Ar Verwal: |t&vatten 16 
borftände und der ‚Aarjääfe, teauend« | Öenoffen- u Inftande Löhne | Publ bin 46.) 
555 —* ichaftöver- Beamten. | Bebienfte- fung haltung bed Pr fationd- |tungsauf- | 
wub für den Beni der | männer, te Be i foiten. d 
se Se jammlung. n. xX. Invweniars. —— 
* | | 
Dr a BE ER / 4. Mb. Mn Pr a U” . A KERR . A—. 
40 42. 4, | 
— — — 19,30: 32.0 850,00 — | 22,n5' 22T, 85,00, 56,58 594,78 35. 
120,0 — 90,0 197,10 a 5 IEO,D Gl,s 56168 8.006,00, 36. 
| | 
— — — 648,35 — | 8 653,7) 349,95, TI6,ss) 391,15 337, 296,86] 6 594 se) 87. 
| 
I 
150,0 — 6 288,00 a u O0 208138, 
A — 387100 — 1700,00 200,0 Bd 0 858 A 38 
ke — | — * — 120,0 — 230,53 25,0 — — 449,25: 40. 
Be 572, 12,00 800,0) 148,0 En) His 35,40 1010 26,4. 
H ; N 
Mm -_ | 1 Zu 24,0 100,0 — 366,0 100,6! 27, 98,35 1963,00. 42. 
21 |, BE Mi 1 — 174,0 142,00 u 2 855,0 48. 
F —— | = = 500,0 — — e 101,6) 619,4 4. 
J 1 
1088 1a — 4 91,50) 546,10 29,0 1198,30 272,0 172 10 475,79 _ 9, 4427,09. 46. 
u = = 7870| 380 58000 MOM 1245, 208, Is. Bu 85884 
| | 
960,30 — — 598 10 59 15 1 876,40 76 478,* 114, 149,5 A, 5 129,30; 4. 
ER — re = | 20 Ma u 3 5 — 4.026. 48, 
| | | 
25 345,0 10 781, 13 887,101 12 165,75 1405,24 342 389,0, 14 834,9: 63 Tiß,u 46 104, 5 138 59 908,10 596 220,08; 
| | N 
i | I i 
144 656,35. 110 276 ,95| 118 349,0 69 797,15) 36449, “ 1 023 500,a5) 204 315,1) 358 984.10 351 237,90! 60 708,20 286 886,15. 8615 141,ı 
| | | 
1 | | h 
253 10 TEL,As| 13887,10 12 165,70 1405,56 342 339,00) 14 834,2. 68 T16,2‘ 46 104,0; 5738,| 59 902,10 59% 220, 
170 002,54) 121 058,0! 132 286,35! 81 968,0 37 854,202 265 839,54) 219 150,00| 422 700,21) 397 341,0 66 447,12) 296 106, 4211 361, 
[) 1 


| | 
1 | 























Altenftüde zu ben Verhandlungen bes Meichdtaged 1890. 130 


1080 Reichstag. Alienſtüc Pr. 139. (Rednungsergebnifje der Beruf &hfenidaften. 























Noch Tabelle 2. 

Ausgaben. Einnahmen. 

Summe 
f. der Beftand Eingegangene 
Berufögenofienihaften. Einlagen Ausgaben * 
unter a bis 1. Anfang 
in den (Spalten 96, be Unmfagen. 
eſervejouds. | 27, 28, 32,35, ARechnungsjahres, 
47 unb 48.) 

—— MM Me. 4. 

1 48. 49 50, 51. 
L Berufs- 
A. Gewerb: 
1. | Ruuideli:B.8. . an el ——— 2 378 700,0 5.079 083, 379 097,0 5.055 279, 
2. Steinbrucht · S.ß. 649 546,0 1428 323,16 167 449, 1425 292,5 
8. BG. ber Beinmehamt - > 2 22 61 138, 167 562, 54 778,10 198 286,14 
4. Ehdbeutfche Eifen- und Stahl-BB.. . 2 2220. 248 725,10 593 607 er 86 208,54 6LO 641,4 
5. | Gühmeftbeutiche Eiſen BB... 2 2 222 95534, 212 307,m 33 989,4 290 606, 
6. Rheiniſch ⸗Weſtfaͤlljche Hütten: und Walzwert-8.8.. . . . 513 854,14 1.089 024, 74 925,5 1.097 019, 
7.) Rhein BWeftf. Maſchinenbau⸗ u. Mleineifeninpuftrie®B.®. . . 265 854,53 608 625,78 32 122,70 631 696,4 
B8. Shäfljh-Thüringiihe Eifen- und Stahl ·S.ß. 175 612,4 422 5ld,os 3 922,06 468 087,55 
9. Norböftlihe Eifen- und Stab · B.ß. 149 062, 352 610,0 20 367,05 383 429.0 
10. | Schleſiſche Eijen- und Stahl BG. . - 2 2 22... 183 850,9 412 984,4 61 631,0 405 030,53 
11. | Norbweftlihe Eifen- und Etahl- BB. . . . 2.2... 238 466,0. 574 083,21 67 018,3 594 509,18 
12. Süddeutſche Edel- und Umedelmetal-B.®. . . . 2... 62 394,58 103 089,1: 17 465,98 110 254,00 
13.| Nordd. Edel- ı. Unedelmetallinduftrie®.®. . . . 2... 78 208,0 193 412,01 55 522,0 199 316,1 
4.| 2:8. der Mufifinftrumenten-Inbufteie . » 2 2 22.2. 19 556,13 58 205,1 2 612,3 59 791, 
BE. en 66200, 163 536,95 30.420, 163 051,1, 
26. | Topferei · en 36 652,14 102 404,5 48 293,8 100 248,0 
17. | Biegeli BO. 2 22 250 689,44 616.073,18 145 326, 582.868, 
18.| B. G. ber chemiſchen Smduflrie > 2222 rn 320 304,70 878 788,38 _ 914 553,00 
19.| B.G. ber Gab und Maflerwerte . . 2 oo 2 2 — 80 213,4 194 346,59 49 060,13 195 411,71 
SO. | Se 40 744,73 101 399, 75 908,1. 56 238,00 
21.| Norkbeutiche Textil · S.ßß. . 122 016, 301 087,36 66 914, 281 693,0 
22.) Gübbentiche Test... 22. 85 657,0 179 395,9 39 468, 178 505,55 
28. | Schleſiſche TertlBO. 222 rn 30 089, 73 456,38 18 145,6 72 443,00 
24. | SertilB,8, von Elſaß · Leihringen.. 48 008/, 116 244 40 434,0 115 835,0 
25. | Rheintfch-Weftfäliche Textil · S.ß. 110 881,1 288 891,10 67 357,0 304 157,53 
26. | Ehchfiiche Textil B.h. 105 006 or 255 669,38 3 213,9 284 592,0 
| Sn 17 328,90 46 512, 13 648,15 46 210,38 
28.| Popiermacher BO... 22 189 307,15 451 719, 83 057 ‚a 447 633,13 
29. | Papterverarbeitung · 8.ß. en 46 019,» 148 369,05 121 914,30 135 563 ‚as 
80. | Lebderinduſtrie Bd... > 2 76 348,4 203 682,96 32 228, 207 824, 
31.) Saͤchfiſche Ol... 2 50 838,30 127 140,5 18 744,0 126 444,54 
32. | Norddeutſche Holz B.vv. 378 575,4 886 892, 71 291,5: 810 543,35 
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Ausgaben und Ginnahmen. 




















Busen 














| — — Bet 
| | | | * 
Peiträge. Ent- En | | | Summe Referneisubs 
nabınen Straf. nabınen | Sonſtige | der am Ehluß 
aus bem aus | Binfen. | Em ‚ Einnahmen, bes 
Prämien. Rrferve- gelber. pe nahmen, | (Spalten 50 Renungs 
fonde. & a | dia 56.) jahres. 
4. 





genoffenfdaften. 














lide 
- — 30, _ is o7 | 57T 5 468 2475 BO 164 32 9296997, | 1. 
— | — 3 2324 | -_ 1532,00 | 1597436. 169 112,0 1862 7690 | 2. 
_ _ 168,00 -— | 1184 _ 254 382,36 86 819,0: 247 88800 | 8. 
— — 747,0 = 428,1 583,00 698 609,50 104 995,08 839438, | 4. 
- — 210, — Bu 1 402 140 | 5. 
- I - _ - 76, | Os | 1172 Thl,en 83 717, 1808419 6 
- | - 1843, — Bm — u 717 = Typ 57 045,0 882 2m | 7. 
— — 1 682,00 — 2640 474 168, An 615 213,78 8 
— — 23 7 4890 | 8a Mn | 405452; | 52842, | 9, 
- | - 5100 -— 0 487,00 | 1683| 55450 BIER 10, 
- I - | 70,0 EI Pre 7 Pr En Br PT Yo pn BI A5B,0« 77 18. 
— | — 60,00 26,09 24H 4,00 128 055,.% 25 018,5 188 588,0 | 12 
= | er 23,0 = 33045 0m | 54 62 40, 265446 13 
_ | eg 20,0 — _ 29,0 62 38317 4 178,0 6B4lder | 14. 
— - 211,0 — 238.46 — | 198921, 30 384,0 228 792, | 16. 
- _ | 155,00 _ m | 20 TE 46 180516 16. 
— | - | 14% 456,18 3 4233. 3m 738 45844 12 791 184,6 17, 
— Mrs 329,06 670 970er 42 915 13713595 118. 
_ _ | _ en 351 Id | 244 836, 50 490,2 302 776,4 | 19. 
— — — — 868.51 150,10 133 166. 31 167,2 142 227, |. 
- | —- 1 — — 20 leo | 35083065 49 792,0 460 31%, | 24. 
- = ci _ 63T 5 DET 39 31769 | 
— — — * 6m | Br | MI 17 478,0 105 158,06 128 
— — | r | = Mn | 0, TE 40 434,0 173975, 1. 
— | — | 185,00 = 834 4 Tao | 372 441,0 83 550, 403 346,10 2b. 
e — we | 5m 985.1 16 5 289 317,0 33 647, 3790 | 
— er — = 47m | — | 60.000, 13.488,14 64 196,00 | 97 
Br | — AU} 436,06 531 713, 79 984, ET W 
— = BA | = 1187,90 66T | 26533706 | 116968, 1585, | 2 
Re | — 240 — 26 1 2405 184 36 831,0 246 180, | 0 
— — 306 a0 263,20 Bro | M5RT| 18797 179 541,0 81 
— — 8149 u 1989,10 | — | 892 619 5 726,54 1288 416,0 82 
| | 
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Noch Tabelle 2. 








SEHEE 


E58 


Bernfögenoffenfbaften 








a nöga * en, 
Summe 
t, ver 
Einlagen Ausgaben 
unter a bis f. 
in ben 


(Spalten 26, 





Bayeriſche Holzinduftrie-B,6 
Sübweftbeutihe Holz B.&. 


| Müllerei-B.G. 





Nahrungsmittel. Inbuftrie-B. ®. 
Zuder-B,6, . 


Brennere-B,B. . . i 
Brauerei» und Maͤlzerei · B. G. 
Tabal · B. G. 
Belleidungsinduftrie-B. ©. 


B.G. der Schornfteinfegermeifter bed Deutcen Reicht. 


Hamburgijche Baugewerls · B. G. 
Norböftliche Baugewerld-B.®. . 
Schleſiſch · Poſenſche Baugewerks · B. G. 
Hannoverſche Baugewerks · B.G. 
Dagdeburgiſche Baugewerks . B. 


Saãchſtiſche Baugewerls ·B. G. 
Thüringiſche Baugewerks · B.G. 
Heſſen · Naſſauiſche Baugewerls · V. G. 


MHeinifch-Weftfäliiche Baugewerks ·B. G. 


Wuͤrttembergiſche Baugewerls · B. G. 


Bayeriſche Baugewerks ·B. O 
Sübmweftlihe Bangewerfd-B.®, 
Buchdruder-B.G. 
Privatbahn · V. 
Straßenbahn · B.G. 


| Spebitiond, Epeicherei- und Kellerel · B. G. 


Fuhrwerls · B.G. 
Weſtdeutſche Binneni6iffahrte- 2. 8 


Elbichiffahrts · B.G. 


Oſtdeutſche Binnenſchiffahrts · B. 3— 


See ⸗B.G. 


Tiefbau B.G. 


Neſerdefonds. 27,28, 32,35, 
47 und 48.) 
Er HH. * 
48, 49. 

77 170,94 179 951 40 
18 683 201 047,21 
696 662,40 1 280 535,54 
87888. 224 992 5 
187 787, 434 411, 
106 694. 282 588.30 
40,875, 1 151 Gkdas 
19 812,15 6706894 
40 593 3 107 909,43 
10 136, 41 149,13 
191 528,9; 455 898,5 
579 598,30 1 243 518,6 
100 000 ou 330 361,13 
14784, 330 950,09 
38 884, 259 842 11 
429 502,2 756 302,5 
64 797,51 153 688,36 
134 57144 334 148,49 
470440 903 348 5 
98 950, 200 449 a8 


178 255,1 
127 662.1 
43 205,61 
129 060,14 
41336. 


531975, 
323 607, 
134 273,28 
279 509 so 
105 322,31 


349 222, 
219 430,8 
63 289,05 


892 175, 
692 945.17 
153 419,33 
179 256,18 

90 810,96 
249 952 96 
625 647,a0 


72 655,0 
32 067,14 
132 578,50 
91043, 





12 759 218,06 29 677 028,11 


Einnahmen. 
Beftand Eingegangene 
au 
Anfang 
bes Umlagen. 
Rehnungsjahres. 
4. ‚A. 
50. 51. 
22 012,07 173 567, 
228,0 204 080,4 
190 094 54 1 331 903, 
44 036,50 209 509, 
19 TB, 432 651.11 
97 927 53 279 107,53 
262 702,85 1 159 929,0; 
59 112, TO 677, 
40 325,0 100 755,85 
26 167, 40 319,07 
84 737 18 521 448,07 
2 848,40 1243 143,08 
20 651,3: 334 629,47 
58 912,30 425 857,51 
— 255511, 
67 438,00 674 411 .ıs 
578,4 149 126,06 
69 699 0: 330 478,51 
12 596.0 892 281,09 
2 882,55 191 553.06 
— 522 419,5 
42 68 1,0r 311 763,0 
4140, 154 750,08 
— 279 509,50 
Tlsr 101 883,03 
153 599,3 1 6883 113,0s 
69 748,04 T11 084,78 
1647, 151 764,18 
38 951 176 486,96 
58 922,45 68 100,51 
68.079,08 253 961,0 


484 138,0 1487 250,14 


4 119 937,35 31385 598, 


FR) Wegen der vereinnahmten Pauſchbetrͤge * a ausfheidbaren Berwaltungsfoften für die Berfiherungapfliätigen, fiche Vor⸗ 


*) Bergleihe Vorbemerkungen Ziffer 8 Abiap 2 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Einnahmen. 
Betrag 
Beſtand bet 
Beiträge. Ent- Ein, Summe am Säinb | Keſerdefonde 
nahmen Strafe | nahmen Sonftige der des am Schluß 
auß bem | aus Binfen, Ein · Einnahmen. Rednungs: des 
Prämien. | NReleme gelder. er nahınen. | (Spalten 50 jahres. Reguungs 
| fonbe. u biö 56.) jahres. 
4. 4. Mn 4. 4. A. di. 4. 
la. 52 58. 5. 55. 35% 58. 59. 
H [2 
— Re, 226,0 20,40 556,04 34T, | 198 760,8 18 809 ‚os 271 396,0 [88. 
— _ 1047, | — _ 496, | 207 98, 6874,04 296 192,5 [34. 
— = 32355, | 2746,10 _ > 155709,0| 276564, | 1218698, |86. 
_ _ 320, | = 406,0 = 254 278,0 29 280,54 289 530,0 |36. 
— — — — — — 659 ns 514 421,0 20009 a1 725 307,0: 187. 
— — 1 026,6 — 834,5 1398, | 380294, 97 ll, 360 070,01 |38. 
— — Im - 1847,11 309,10 | 1485| 27329, | 2561 177,0 |89. 
_ _ 499,0 | — 383,40 _ 110 672,6 42 983,2 67 804,10 |40. 
= I | - _ 172,07 142 149,m 425,0 121 605,0 141. 
7 - 701, | _ 102, | in 68 166,86 26 417, 38 842,5 |48. 
| 
— — 00T | 918, 603, |) 17 993,8 629 669,0 173 771,50 704 754, 148, 
— _ 12409, | _ 175,0 | _ 1258 576, 15 257,0 1490 155,13 |44. 
_ _ 2580, | - 3782, 7) 4556, | 366 150,6 35 788, 433 270,14 |46. 
= _ 3 047,0 _ 883,05 I 4) 11456, | 500 158,0 119 208,14 516.485, |46. 
— -— 1 10860 _ 1% 14) 1500 | 259842 _ 366 45, 147. 
— — 915,0 — 3194,02 I0o 782,18 756 802,1 — 817 047,72 148. 
— — 2 276.40 — 39181 3409,6 159 108,3 5425, 197 807,73 149. 
= — | 142, 663,0 +) 5581,1 | 408 537,0 74 388,05 447 326,15 |50. 
- | - | sm _ 1383,05 7) 3658, | 9755766] 722884 | 828 153,= |aı. 
— _ 1 227,0 — 108,15 W 4683, | OA, _ 250 422,0 |52. 
— -— | 1886 = — 200040 581975, _ 772 189,16 |58. 
— — | el — 342,0 ) 1198 | 362 882,09 39274, 476247, |54. 
—— 1785 | _ i = _ | _ 177 897,00 43 628,83 169 828,14 155. 
as — 4 — = as 4 — 279 509 so _ 435 396,10 | 66. 
— — 3.099 2 37,0 228 ss 0,2 105 322,2 — 204 557,05 |57. 
AR -— | 11395 198,05 877,1 3188, | 1866| 973 466, 529 539,50 |58. 
= -— | an 38,40 - Yo) TEE 9240 | 665626, 50. 
_ — 7,00 | — — 0,10 | 168 418,2* — 164 87004. 60 
— — 421,0 _ _ — 1210859, 31 602,40 209 972, |61. 
— — 869 oo — 1 508,15 _ 129 400, 38 589, 84 871, 162. 
— — — — — 222 010,0 72 087,6 161842,10 68 
> — TOR, | _ 20522, | +) 19 156,0 | 2011 775,30 | ) 1 386 127,46 147 188,00 |64. 
Ren 138 096 ‚10 | 8505, | 9309, | 114 666,0 6184602, | 41885 866,” 


bemerkungen Ziffer 6. 








35 861 630,6 
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YUuügaben. Einnahmen. 
Summe 
h. der Beftand Eingegangene 
. Ausgaben zu 
Berufsgenoſſenſchaften. Einlagen —— Anfang 
In den (Spalten 26, bes umlagen 
Neſerdeſonds. 27,28, 32,35, JRechnungsjahreß. 
4T und 48.) 

— le. 4. N 4. 

48. 49. 50 51. 
B. Laudwirth- 
1. | Oſtpreuhiſche landwirthſchaftliche BO. - : > 222: - = 49 261,0 19 818,00 48 675,0 
2.| Weſipreußiſche landwirthſchaftliche BèGGßG.. . 10 204, 50 755,0 36 624, 55 488,00 
8.| Brandenburgifche Iandwirtbichaftlihe B. G. ı. » _ 39 946,0 1 174, 87800, 
4.| Pommerſche lanbwirthihaftlihe 8.8. . - 2.2... — 51 228,* == +0) 44 Mi, 
5.| Poſenſche landwirthſchaftliche 86. . . - . - ERBE 7875,00 54 882 00 695 ,. 60 535 ‚31 
6.| Schlefiiche lanbwirthichaftlihe BB. . » ı 2. 2 na -- 99 425,9 — +)*) 40 069,3 
7.| Landwirthſchaftliche B.G. für die Provinz Sadin . . . - — 100 227,06 16 190,55 111 170,0 
8. Schleswig ⸗Holſtelniſche Iandwirtbichaftlihe 8.6... . - . - — 63 292,00 — +)*) 58 725,0 
9. Hannoveriche Iandwirkbihaftlihe BE. . . 2 2: 22 2a — 159 086, — +”) 1434, 
10. Weſtfällſche landwirthſchaftliche B.ßG. — 43 192,0 _ 43 010,0 
11. Heſſen ⸗Naſſauiſche landwirihſchaftliche BE. . - .» .. . 31 630,7 124 892,0 — 124 892,0 

12, | Rheinlſche landwirthſchaftliche BB... . 2 22... — 81 970,4 = DI — 
18. | Oberbayerifche landwirthſchaftliche B&. . . . . —F _ 14 906,04 _ 22 486,0 
14. | Rliederbayeriſche Tanbwirtbihaftlihe 8.8. . . - IR — 4 958,0 — 5 540,98 
“ Pfaãlziſche landwirthſchaftliche B.BG. — 8 836,50 _ 10 474,24 
16. | Oberpfälgifhe landwirthſchaftliche B G. - - _ 4827, - 11 082,10 
17.| Oberfräntifce landwirthſchaftliche BO... - > 20... — 5 176,0 — 9 580,84 
18 | Mittelfräntifche landwirtbihaftlide B&. . : » - 2... — 9206 = — 16 646,4 
19. Unterfränkiſche landwirthſchaftliche B.G. — 7695 u _ 11 815,5: 
20. | Schwäbijche landwirthſchaftliche .ß. = 7888 40 I 16 313,11 
21. Landwirthſchaftliche BG. für das Königreich Sadin . . . 19 877,0 153 084,4 _ 277 846, 
22.| Landwirthiaftlihe BB. für den Nedarkeid . . . . . . 1 423,85 31 445,0 2 581,08 37 725,10 
28. | Landwirtbichaftlihe B.G. für den Schwarzwaldlreis. . . . 24 14,0 61 134, 11 074,51 52 420,0 
24. Landwirthſchaftliche B.G. für den Jagſtlreiß.. 9 500,00 27 934,4 8 542,90 29 467,18 
25, | Sanbwirtbichaftliche B,&. für ben Donanfreid . . * T 806,0 31 109,6 3 736,13 35 618,4 
26. Badiſche landwirihſchaftliche 86. . - >22... 22 240,18 67 269,0 _ +) 89 118,0 

27, Landwirthſchaftliche B.&. für das Großherzogthum Hein . — 41 377,0 — e) — 
W. Meclenburg · Schwerinſche landwirthſchaftliche B.BG. — 64 317.40 54 373,35 67 368,05 
29, | Welmariſche landwirthſchaftliche BGß. is 987,14 49 769,0 23 009.6 53 587,0 
W.| Metlenburg-Streligihe landwirthſchaftliche B.&. . . - . _ 13 853,5 _ 20 061,0 
31. | Oldenburgiſche landwirthſchaftliche 86. . - . 22 .. — 18 207,.s — _ 30 Hin 

32. Braunſchweigiſche landwirthſchaftliche BO. . . .:... _ 14 376,01 — *) — 

33,.| Sachſen ⸗Meiningenſche landwirthſchaftliche B. GB. — 28964 — *) — 
34. Sachfen ·Altenburgiſche Tanbwirtbihaftlihe B.&. . . . . - 1499,36 10 030,19 — 18 1908,1 


+) Bei ig landwirtbichafttichen Beruftgenoffenfchaften, welche bei Uufftellung ber Rechnungsergebnifſe für bat Jahr 1888 mit 


det res 1888 — ſoweit ſolche erfolgt it — enftand bejonderer Kontroie geweſen. 
* ) Ein 5 der 66 war zur Zeit der Aufſtellung der vorliegenden Nachweiſung mit ber 
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Ausgaben und Einnahmen. 










Einnahmen. 














Beiträge, Ent · Ein · Summe 
nahmen Straf. nahmen Sonftige ber 
aus bem aus Ein. Einnahmen. 
Prämien. | Referne gelber. Boligen. nahmen. | (Spalten 50 








(haftlide. 























— | — — | — | Sl, | 350,13 68 872 11 19 610, — 1 
— — 3040 — 7,60 Os | 921510 41 395 46 10 861,0 2. 
—, — 1 0 — — 50 The | 90.208, 202, — 3. 
— — 1000 — _ 64,00 44 409,55 — — 4 
= ul ia ea ee 5 | 62506, 7623,16 857 | 5 
l N 
- | - | on | - | - IB | 40108 - — 6 
— — 00 | - — Mr | 127498, 27 Tl — 7. 
— — 2040 — | 16 210 | 53928; — — 8 
- | - 1 0% — . — 1475, _ — 0. 
— = | 700 — — Mile | 43 19% — — 10, 
— — — — — | - | 1924 899,u — 3490 11. 
— | — — — — 230 | 23,00 — — 12. 
— — | — — — | 20 | 22506 7 600,9 _ | 18. 
= - — _ - 10-4 55408 584,55 — 14. 
— — — 4 —, — 2840010 7404 1903,14 — 15. 
re — * — — 18,18 | 11100 6 272,0 — 16. 
— — — — | — 4, 9629, 4452,35 — 17. 
_ = — —— —— 68 7.77 99 7641, — 18. 
— — iso | _ — | 194 | 11351m 3 656,04 — 10 
- — —, — — 42.0 16 355,14 8.467, - 20 
J A a - | | 124579, 19877 121. 
- - _ — — EB 51,99 8 861.0 142543 22 
— _ — — | 20 92307 72928,16 11 798,4 271m 28. 
- — * — 1 — — 38.009,10 10.075,54 12 100 IM. 
= — | — — | 22,10 — 398871 8 21m 9 926 4 25. 
_ - | - | u — 100770 | 99195, 31 925,16 2400 2 
- - — -_ — 100 | 10,98 - - 2. 
= — |) 2m _ 3 | 910 | 1222394 57321 _ 28. 
— — B6,0 — 100,15 | — 76 788,36 26 964,0 16 481,90 29. 
— — 10m | a 9,0 20 141, 6.287,0 _ 3. 
_ _ — — Bu | 412,16 30 795, 12 587 53 — 31. 
— — 15,0 - | _ 79,0 94,70 — — 82, 
— — — — — — — — — 38. 
- — | — — | _ — 18 1834 8 168, 1499,56 | 3. 


der Durchführung der Umlage noch im Müdftande waren, iſt bie vorgenommene Verrechnung ber nachträglichen Umlagen auf bie Ausgaben 
Dunhführung ber Umlage ganz oder zum größten Thell no im Rüdftanbe. 














Berufögenosfenihaften. 


Coburgiſche land. und forftwirtbfchaftlice BB, . 
Gothaiſche land- und forſtwirthſchaftliche B.G 
Anbalttihe land · und forſtwirthſchaftliche B.G. 


Schwarzburg · Rudolſtädtiſche land und forſtwirthſchafll. B.G. 
Schwarzburg · Sondertzhaufenſche landwirthſchaftliche B.G.. 


bLandwirthſchaftliche B.G. für das Fürſtenthum Reuß & 8. . 
Landwirthſchaftliche B.G. für das Fürſtenthum Reuß j. &, 

| Shaumburg-Bippifce landwirthſchaftliche B.G. 
Lippiſche landwirthſchaftliche B.G 


BG. der Bremiſchen kandwirthe 
Hamburgiſche landwirthſchafiliche B.GB. 
Unterelfäffiihe landwirthſchaftliche B. G. 
Dberelfäffiiche landwirthſchaftliche B,®. 
Lothringiſche landwirthſchaftliche B.G. 


Summe B. 
A. Gewerbliche Berufſgenoſſenſchaften 
B. Landwirthſchaftliche Berufsgenoffenfchaften . 


Geſammtſunune 
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Noch Tabelle 2. 



















YUndgaben, Einnahmen. 
Summe 
1. der Beſtand Eingegangene 
Einlagen Ausgaben au 
unter a bis f. Anfang 
in ben (Spalten 26, des Uwilagen. 
Neſerueſouda. 27, 28, 32,35, Rechnungsjahres. 
47 und 48.) 
A, 2 zZ 
48. 49. 51. 
_ 1 141,00 — 2 806,13 
— 18 103,00 — 18 157,30 
2829,00 13 409,27 _ 13 400,9 
Sl, 4852,11 — 9 172,0 
2557, 11 226,0 — 11 335,09 
— 1 583,55 - 9 — 
— 6 176,03 — 10 430,0: 
969,04 3484 13 lo 6 326,0 
— 15194 — 7398 3 
— 1 780,10 BIT, 
7144 6 BB0 — 6.304 
— 10 001 4 — 25 182,4 
— 6483,18 — 20 526,61 
— 5016,15 — 9 — 
158 168,10 1 714 827. 177 Bid, 1621 406,53 
12 759 213,6 29 677 028,1 4119 937, 51 385 598 * 
158 163,10 1 714 327,0 177 Biß, 1621 406,53 
12 917 376,56 31391 355,0 4297 756,08 33 007 005 3 


*, Ein Theil der landwirthſchaftlichen Berufsgenoffenichaft war zur Zeit der Hufftellung der vorliegenden Rachweifung mit ber 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Einnahmen. 
| 7 = —— ——— J Betrag 
| Belland det 
Beiträge. Ent | Ein- ' Summe am Schluh Neſerdefoude 
nahmen Straf. nahmen | Sonftige der des am Schluß 
aus dem | aus Binfen. | Ein ' Einnahmen. | Rehnungss des 
Prämien. Reſerve | gelber. un nahmen. | (Spalten 50 jahres. Rechnungs: 
fonde. (vergl, | I 8 56) jahres. 









Er. 34.) 











1 726,8; 


1855,08 
138 096 0 
1 855,08 





139 952,5 

















1 464,10 
93 099 ‚10 
1464,19 


94 569,5 















22 668,14 
114 666, 
22 668 ,VN 


137 335 12 









IRS0,, 
18 157,2 
13 46) a7 

9 257 
11 551, 


7016,8 
25 132, 
20 548, 












1825 213,0 





35 361 630,6 





1825 213,m 


37 686 844, 








1 TAR ‚ss 
A, 
5l,so 

4405,73 

324,08 




















4 254,04 
2 849,78 
2 902 00 
1599,74 
126,5 

15 131,10 
14 064, 







"431 067,0 
6 184 602,8 
*, 491 067,81 





171 682, 
41 885 866,37 
171 682,0 















BREEBERESSE BEER 









*) 6675 670, 


42 057 548 ‚ua 


Durbführung der Umlage noch im Rückſtande. Hierand erflärt fih aud das Mehr in der Summe ber Beftinte (Spalte 58). 
Altenftüde zu den Verhandlungen ded Neichätages 1890. 


151 





(Rechnungsergebniffe der ber BerufsAhofienihaften.) 














1038 Reichstag. Altenſtück Nr. 159. 
Durch · a. Dahl, Aller wab Grfälrät ber Merirktm. 
ſchnittliche 
Beruf» Zahl ber 
Jugendliche 
| verficherten Er. g 
ı  genefjenfhaften. Berfonen, a (unter 16 Jahr 
wachſene. 
(Tabelle 1, vn). 
Spalte 14.) 
m. m | w 
L 2. 8. 4 5.16 
1. | Knappfchafts.B.G, . 375410 [30897 | | 50 1 13 163 
2 | Steinbrucdt-B.®. . . 2331350 | 9838| — 71 — 990 
8./8.®. der Feinmerhantt . . .| 51929 | 119 3 6 21 150 
4. | Sũddeutſche Eifen- und Stahl- 
ER 92770 | 466 2 46 — 513 
5. Sũdweſtdeutſche Eifen-B.®, . 31370 |] 166 2 3| — 171 
6. | Rhetnif Ans de Hütten | 
| und * 816281 800 — 32 1 842 
7. | Rheinifch - 33 Beine 
nenbau- und 
induftrie®.®. . 610 | 456 3 49 1] 539 
8 Sigi CThũ · Eifen- und 
he Stahl BB. 66975 | 349 3| — | 39 
9. Rervölllige . 51783 | 300 8 12 ı] sıs 
10. | Schlefiche . 66201 | 391 10 23 11 425 
11. Nordweſtliche 69092 |] 455 - 25 — 460 
12. — Edel» und Unedel · 
‚  metall-d 38 191 4 10 4 — 48 
18. | Pte ext, und Unebel: 
metallinduftrie B 55 846 116 4 4 1 125 
14.86 ter Duflinftrumenten | 
' Rmbuftrie . . 22 166 39 — 2 — 4l 
15. Glat⸗i6 er er at. 50 573 92 6 2 — 100 
16. Topferei · . ß. 55 722 66 8 5| 2 76 
17. r elei · . G. 232 742 | 469 19 24 | 4| 516 
18 . der dhemifdhen Induftrie . A 91446 | 489 14 6 4| 518 
19. ©. & ber Sad» und — 232121 100 — — — 108 
20. Leinen ⸗ B. G... 38 635 12 36 7 2] 117 
21. | Norbdeutiche Tertil-B.&., . 116536 | 149 80 7 8] 4 
= Süpddentiche Textil · B.G.. 73888 | 116 54 10) 8] 188 
28. | Seide Terril:B.G. . 41656 54 57 4 5] 120 
en von llah- Eoth- 
60 986 76 31 12 14 | 133 
25. Beni MeRlältfee Tertil- 
8... 2.220.000] 104089 | 182 45 11! 111 249 
26. | Eähflihe Textil · B. G. 153666 | 157 | 101 EI 14 | 29% 
7 EtmBG ... 40.699 37 8 4 6 55 
28. Vaplermachet · B. G. 55218 | 335 24 13 21 364 
29. | apierverarbeitungd-®.®. 55 882 75 43 7 11] 136 
30. | Xererinduftrie®.®. . -» 4 | 132) 2 9 — 143 
31. | Säcfifbe Holy... . 20 444 2 — bi — 98 
32 Norddeutſche beio . 128296 | 882 5 | — 908 





Tabelle 3. 





Berlehte Berionen, für — * | 


b. Gegenſtände und Vorgänge, 














l. Berufs: 

A. Gewerb-= 

117 76 177 62 1352 
15 5 718 8 353 
3| 2 ıl 6 3 
il - 31 25 48 
11 — 2 16 4i 
4l 6 to hm 
si-|I- |» 47 
slıl-|]% 33 
st I — Tu 33 
>| 2 ı| 88 54 
3| 3 ıt 2» 47 
_ ıl- 1 1 
= 3 — 9 5 
112121— 8 
— — — l 
u — — l 7 
22 2 l 9 126 
| 2 | 48 
1 1 —1 5 12 
a eg 8 
si:I-]| 6 
5 1 _ — 9 
sl ı -I- 5 
cha 2 10 
2121— 12 
si ı - Iı 5 
Er 1 — — 2 
ı| s|ı — 8 18 

7 re 7 
— ıl - 6 7 
ER 4 — — 2 
2| 5 ıl 3 1 


*) Wegen ber Bebeutung des Ergebniffed ber auf dad Tauſeud ausgeführten Berehnungen, fiehe Vorbemerkungen Ziffer 10. 
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Unfälle. 


1039 





Sanfe des Rechnungsjahres Entihädigungen feitgeitellt worden find, 
bet weldyen fi die Unfälle ereigneten, 












Dauernde 
Erwerbs · 
unfaͤhigleit 


der entſchaͤdigungsberechtigten 
Hinterbliebenen der Getoͤdteten 
(Spalte 33.) 




























Kartett 
aller 


Art ac) | Mm | Zu · 


En denten. fammen. 


2. 30, 














11. 


genoffenfdaften. 

















"(sn 3) 
















4 


lide, 
237 | 189 128 | 155 1 9 2051 216 | 8161 644 | 1868 1 385 | 509 1304 46 [1949 [27038] 72, 1. 
132 66 55 63 7 8 115 23] 198 67 5881 13571113 20 11 414 | 3742 2 
16 10 J — — — 15 7 4 11 106 y 2 4 — 6 3. 
37 74 20 — — — 9 19 37 35 | 371 70 21 2 6 49 | 4056 4 
17 y 10 | — 2 10 6 24 6 95 46 18 4 2 43 f 3118 b. 
103 90 16 31 3 2 46 | 110 63 | 1387| 513 | 188 40 | 108 9 152 | 93783) 11 6. 
40 60 12 is] — 1 78 16 a6 21 | 389 93 23 57 6 86 | 441 7. 
26 53 8 2 1 54 7 20 26 | 298 48 17 41 1 s9| 3861 8, 
28 62 3 1 1 2 52 20 30 20 | 235 4l 20 18 38 f 2787 9. 
28 55 80 12 — 29 63 47 40 | 301 37 22 36 4 62 | 3862 1. 
68 51 3 3 2 — 76 17 36 11) 366 47 26 | 5, 1 7215 2. 
_ 1 = — — = 7 — 2 2 39 5 — — 1 1 9,10] 19. 
12 15 3 — — 5 10 5 5 98 17 5 1141 — 16 16,4] 18 
5 3 1 I — — 2 1 1 l 56 3 _ — | _ 212 li. 
16 20 5 2 — 1 — 41 9 3 73 15 2 76 3 104 127 1a. 
11 9 10 61 — — 4 9 9 13 42 12 5 3| — 18 456 16, 
65 2 80 62 5 11 22 2 87 92 26 78 44 3| — 125 | 2022 17. 
58 69 31 I — 7 10 45 73 9 | 313 97 57) 190 4 191 $ 3952| Ad, 18. 
2 11 8 II — l 16 18 12 11 66 19 11 30 2 43 925 39,.| 19 
8 — 2 21 — — 7 — 3 2| 106 6 2 1 1 4 5 1, 
39 10 6 11 — — 2 1 34 9! 170 81 18 18 sa | 1315) 11,8] 21. 
24 12 1 = _ 3 4 12 B| 148 20 8 | — 35 8838| 12,00] 22. 
11 6 2 — — — 2 6 11 4| 100 5 5 9 3 17 344) 2. 
10 8 4 Il — 1 6 4 7 _ 90 36 5 | — 18 660 
28 32 6 I — _ 4 8 12 tt | ı91 s5 7 1580) 15,10] 25. 
29 14 5 -Ii — 4 9 4 — 1401 26. 
9 2 -- —1 — — — 6 3 — 50 2 | 2| — 3 197) 4,041 27. 
55 37 6 il - _ 18 5 52 171 23 52 97 62 4 93 | 1727 31,128. 
10 12 — it — 1 l 6 a 1 87 45 8 sl — 8 125 29. 
24 13 15 —1 — 1 14 7 21 8| 102 12 14 1) — 85 692) 15,21] 30. 
6 9 6 = — — 5 11 73 9 ) „| — 12 556 31. 
104 | 103 47 5 6 1 22 47 17 4| Hl 168 5 | 113 4 172 | 4276 82. 


131° 
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Tabelle 3. 
Berlehte Perſonen, für welche im 
Durch· a. Zoll, Aller ard Gelälcht der dencuen b. Gegenfände und Vorgänge, 
ſchnittliche 
Beruft- Zahl ber —— or a te — 
verſicherten & Jugend liche *— — * 5 — * 
genoſſenſchaften. Rerjenen (unter 16 Jah ⸗ Tonen miäffienen *5— un (@rsie| vn: per 
(Tabelle ı,| walene. dom» — zen| anne | Pi" 
' zen), an Bene] Hibeite- | tot“ | Butser, | Stoffe 
Sralte 14 } en. men Ber wie Geber Jarnarate. Dyzaniit — Um ſall cu 
or . legte r jeuge. | (Ermio- ale, ver 
(Spalte | I4inen iica und Däupfe | Gegen · 
| h 2) 3 jonftiar.) x. finden 
! ———— ER: 
| 1. 2. 1.12. | 181] 1. 
38. Baperiiche Holzinduſtrie · B. G. 20 330 ) — 2 6 
34 Südmeltteurtihe Holz · B. G. 32 735 2 _ _ 12 
85 | Müllerei-B.®. , 865918 5 — 5 35 
36 a a Seouftrie®. ©. 49 522 4 1 3 2 
87. Zuder-B.B, 97 151 3 — 29 35 
39. | Brennerei-B,G, 42 381 6 _ 7 7 
39 Brauerei · und Malerel. B. G. 67123 [3 — 10 23 
40 Tabal · B.G. .. 95 280 i — — 7 
41. Befleidungeinduftrie-®. ®... 99 599 2 _ 3 4 
42.188 ber Gcornfteinfeger- 5869 _ — — 1 
meifter ded Deutſchen Reichs 
43. | Hamburgifge ) —— 52 976 a 2 4 49 
44 | Norvöftliche . 139 324 l 6 18 178 
45. Schleſich · Poſenſche 71005 — 16 80 
46 Hannovberſche 119 304 _ — 6 50 
47.) Magdeburgijche . 97384 _ 3 4 57 
48.| Eichflihe . 106 316 — 8 1 93 
49 Tbüringiſche . 30 188 — — 1 27 
560Heſſen · Naſſauiſche 56 263 4 3 65 
51 | RoeintidWefttäliihe » 8 206 —— 2 17 169 
62. | Württembergiidpe . 21 944 _ 1| — 3 
53 | Baveriſche 37674 _ 
54.| Sübmeitlide i 39551 = 31 415 
5. | Buböruder-B,G, . . . 59 681 — — — 2 
56. | Yrivatbahn- B. G.. 28 RO4 1 1 1 18 
57.| Straßenbahn-B.®. 34.499 — =] :- 2 
58 | Spebitiond-, —— und 
Kellerei:B.®. . P 68 218 — 89 
5. KubrwertsB., 64 60 — 26 
60. We 2 Binnenfiifahrt 
r 12686 — l bi) tl 
61 Sibfäifahrt 80. . 19 532 ı) -| 2] 
62, — Binnenfäffahris 
| 210083 —1 — —1 L 
63. —* * ® . —F 40 400 — 3 3 3 
64, Tiefbau BG. na 164 025 1 4 l 258 
Summe A. 4742 518 [20809 746 675 110 |22 340' 4) 4752] 638 197 371 676 | 4076 











) Wegen der Bedeutung bes rgebnifjes ber auf daß Taufend ausgeführten Berechnungen, fiche Vorbemerkungen Ziffer 10. 
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Unfälle. 
Laufe des Rechnungsjahres Entihädigungen fefigeftellt worden find. Bst 
bei weldyen ſich Die Unfälle ereigneten. e. folge der Berlehnngen. — 


Dauernde uetaber 
Erwerbs. Fass der N 
Hinterbliebenen eten 
; se) 
RE, (Zpaite 33.) 


en» 
vorge, Mi : 








79. 


Zafue 





u 
u 5 





I1l.l 


4 
> 
1 


lawml 





all 











317 enes] 1440) so2 | ash | 222 [1383 | 1340) 3582] 233112788) 383% 2110) 4697 212) 701 130549 29,0 
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Digitized by Google 









Berufs. 


genojjenjdaften. 
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Tabelle 3. 





Verletzte Perſonen, für welche im 
b. Gegenfände und Vorgänge, 





ſchnittliche 
Zahl der 
verficherten 
Perſonen. 
Tabelle 1, 
Spalte 14.) 











Jugendliche 
(unter 16 Jah 





B. Zandwirthb- 


+) 
} (459 481) 











1. en ala] ıJlof.|s5|- 1-1 5 | - | 
2. | Weftpreußlihe . (287 384)] 109 9 9 1 140 | 0, | 49 _ _ 1 — 11 
3.) Brandenburgiſche (407403) | 305 56 | 19 5 1 385 | Os | 61 — — 4 3] 38 
4. | Bommeriche . (283 4119) ] 190 9 7 ı | 232 | 0, | 51 — — — — 12 
5. Peſenſche 3918711 24 421 ı6 2 | 204 | 0,5 | 108 — — 1 — 33 
6. | Schlefiiche . (775 272)! 351 4 | 2 6 | 463 | 0, I 90 — — — _ 76 
7. \andwirtbichaftlihe B.G. für 
J ci Pt an * (365 826)] 363 16 15 2 456 I 1, 50 _ _ 4 2 36 
1 eswig · Hol · ¶ landwirtbichaft- ana g = = — 
—8 { ee essıon| a | 5| 7 | a [ar fin] 3 1 16 
9. | Hannoverjche . (413471) 554 | 167 24 3 748 | 1, 72 1 — 1 42 
10 Weſtfalijche . (@72575)] 205 | 32 | 13 2 122 ]0»]4 1 —- | - _ _ 17 
11. Heſſen · Naſſauiſche sine | a sl — Ill - I — I -| + 
12 | Rbeiniiche . (555er 361 13 ı | 340 | 0a |] 45 _ — — — 26 
13. Oberbayeriſche 249 19191 10% 17 8 2 130 | O0, 16 2 — l 1 40 
14. Niederbayeriiche B 233 5041| 43 12 4 — 59 * 13 _ — — — 12 
15. Pfalziſche 1668781 4 3 i — 49 | 0, 1 _ _ 1 1 l 
16. | Oberpfätzifche . (164 770)| 4 10 4 _ 5 !0s | — — — — 7 
17. | Oberfränfiiche . (137 723)| 52 13 7 _ 7210| 23 _ _ = — 2 
18 | Mirtelfränfifche . (153 986,1| 61 19 2 1 3|04 | 35 2 — 1 — 5 
19. | Unterfränfijche . (72 1151] 56 12 4 - 72 | 0, 9 _ — — — 6 
20. Schwãbiſche (188 159)) 64 10 4 — |] 0a | ıs — — — — 9 
u et a Sale) (287 607)) aı | al | a Je fın Je | — 1 ıls:|» 
22. . für den Nedar- 
freis | (98 012)] 102 14 4 ılıa IJıaI ea I — I — _ — 7 
. .. Schwarz. 
waldfreia | (93505)] 129 34 2 ) 166 | 1, 17 _ _ — — 15 
24. . *» « Sagittreid | (84226)| 107 9 4 2 | ı2 | Los] 19 — = 1 _ 10 
2. . Donau · 
kreis | (97400)| 109 18 7 ılı8 Jıel8 I — _ — — 14 
26. | Babiihe landwirthſchaftliche 
BE. . 2 2.20.2022» 1831660) | 172 18 8 — !ı8 losI| 3 I — — — — 43 
27. | Landwirtbichaftliche B.G. für das . 
ra — — (157315)] 47 s| — 1 5 I0u | — — — [+ = 10 
5 enburg- f lanbwirtbichaft- P er 
—e* — —— ) assso| ıs | ol 52l28s 23 ll - I -1 5 19 
29. | Weimarifche , (54631)| 132 | 37 1 s I 13 | 3 | 19 — — — 2 7 
30. Meclenburg · Strelißiſche· (19539)| 26 5 I — 3211 3 _ — — 1 2 
31. | Didenburatiche . (58273)] 50 11 4 1 66 | Las 7 — — — — 2 
32. Braunſchweigiſche . (58386)] 38 | — — 39 ‚er 5 — — _ — 1 
33. er ie . (TO) — — — — — — — — — — — — 
34. | Sadjen-Atenburglide » (35951)] 15 I —- — 0 | 0, 1 — — — — 2 
*) Für die Berechnungen auf dad Tauſend find bei ben landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften, wo die Unfallangaben fih nur 
gelegt. 


+) Die bier eingeftellten Zablen 


+ 


ur ber Vebentung des en ber auf dad Taujend ausgeführten Berechnungen, fiebe Vorbemerkungen Ziffer 10. 


nd der Berufszählung vom 5, Juni 1892 entnommen (fiehe Vorbemerkungen Ziffer 2, I Abſaß 3). 
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Unfälle. 














Raufe veB Resiuungsjahreh Entfhädigungen feftgeftellt worden find. 
e. folge der Berleßungen. 


aller 
Berley. Huf 1000 


ten, für ver 
welche im Aiherte 

Dauernde eh | Werfonen 
Erwerbs der entſchaͤdigungsberechtigten | gied * 9 
Hinterbliebenen der Getödleten.) "nn? | fonmen 


inte ich Tod. | unfähigfeit. . jahres 
fiteher- : 2 j v 3 (Spalte 23.} Unfall: 





bei weichen ſich die Unfälle ereigneten. 





Zhiere | Hanb- 
werla · 


Untalle . 
Beim N fd. I Rus 
denten. ſammen. 








20. 


























40 8 1 s | 3 7 „ 54 42 | 14 4 42 98 1 141 2356| 0, | ı 
26 2 23 3 16 4 4 34 — 82 24 18 37 1 6 456 2 
13 | — 52 - 5 49 _ 54 64 so | 168 | 128 52 s2ı 2 | 136 1116 20 | 8 
|] — 43 1 — 36 — 51 59 21 | 110 2 39 2 2 | 13 6561 | 
39 5 56 2 _ 32 8 15 67 18 | 206 8 47 | 106 2115 819! 2,0 | 5 
I 
125 3 3| — _ 49 2 43 | 118 19: 164 162 | 107 | 149 5 261117141 241] 6 
we | 14 1 22 15 9 8 185 | 213 | 53 | 105 8 I ı65 11601 45 | 7 
s9 | 18 3] — 7 18 18 49 PT; 60 124 „| — 43 11226 6,5 | 8 
145 | ss | 198 7 4 50 2 | ı9 10'434 11801 60 97 ı | 158 [2151| 5571| 9 
31 | 20 31 — — 9 27 16 9 es lıs| 221 4 6 2561 1,0 110 
] 
[ 
071 — 571 — — Ri 19 62 56 » |ı7 | 1491 36 57 2 9 8 Br ll 
s s Jı2] — — 29 16 18 70 10 | 141 119 | 39 82 2 | 13 434 | 0, [12 
13 5 ı]ı — — 15 5 15 44 4 Br 4 | 20 #| — 683 2656| 1er [13 
15 1 II — — 4 5 _ 16 8 38 7 7 3 | — 3 127, 0, [14 
14 1 | — — 9 2 2 19 _ 27 31 1 “| — 10 117) 0,0 [15 
! 
13 4 8s81 — 2 3 6 1 13 2 15 4 “li — 168 134 0,4 ]16 
15 3 161 — _ 2 5 6 12 — 25 35 6 14 — 20 84 0. [17 
14 2 4 | — — 8 4 8 15 1 40 27 7 is —| 3 310 | 2, [18 
15 5 31 — | — 7 I — 4 I - 12 46 8 ı| —- I 2] ı8sl 1a |9 
12 4 31 — _ 8 3 = 20 -— 1% 32 | ı0 »I|-!» 192) 1,0 [20 
| | 
ss| ı6 71 — — 34 19 9 11 1, 9» jı51 3 53 — 85 | 1666| 5, [21 
i 
61 3 iz 1 — — I1 7 7 28 1 27 5] 3| — 51 2239| 2, [22 
2 ol si - | - |“ silu| » 5slilelvialı 5 | 216 2 [33 
77 2 | — _ 16 12 — 26 162 33114 16 — 30 2,0 124 
4| — 71 — — 10 16 2 20 3 79 36 | 13 31 4 48 | 2, 18. 
4, 11 I — — 12 18 18 58 = 59 76 | 39 9 i 137 785) 2, [86 
1 I 
4l — siı— _ 5 2 4 14 3 16 18 | 14 1 25 145| O0, 27. 
571 5 87 2 — 26 12 27 24 i2 100 132117 >| — 52 914 Tran 28. 
69 10 25 1 — 19 9 12 21 6 46 100 1ı 16 — 27 464 | 8,0 120. 
14 l 3 _ — 6 - 2 4 — 17 11 1 1 _ 2 144 | T,ar 30. 
23 6 s| — 5 6 5 4 17 2 25 2111 281 35 436) T,n |31. 
5 2 | — _ 4 H 4 13 s I 9 14 8 14 1 23 2337| 4, ][82. 
— _ — — — — - — — — — — — — — — 301 3, ]|38. 
| — | — — 6 1 — 2 417 711— 2 — 2 1655| 5 | 
I 
3 





auf Theile des Jahres berichen (vergleiche Vorbemerkungen Ziffer 2, I Abſaß 2), bie auf ein ganzes Jahr entfallenden Unfallzahlen zu Grunde 
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Tabelle 3. 





Berufbt— 


genofjenidaften 





Coburgiſche land · und forftwirtb- 
Idaitliche B.®. 

GSothalſche —— und ferftwirtb« 
ſchaftliche B. G. 

Anhaltiſche or und forftwirth- 
ichaftliche B j 

Schwarzburg » e Butoflittilige 
—— und forſtwirthſchaftliche 


39. Schwarbu Sondersbaufeniche 
landwirtbichaftlihe 8.8... . 


Landwirtbichaftliche B.®. I das 
Fürjtentbum Reuß ä. 
Landwirthſchaftliche B. G. ji das 
Fürftentbtum Reuß E 
. Schaumburg Lippiſche anti: 
ſchaftliche B.G. 
** andwirtoſchaftiiche 


B 8. der Bremiihen Lanbwirthe 
— landwirtbichaitlicye 


Untereljälfiiche landwirthſchaft. 

liche B. G. 

. | Oberetjäifiiche Tantwirtbichaft- 
Lotzenggiſche laidwinthſcaſuicẽ 
B.G 





liche B. G. 


Summe B. 


A. Gewerbliche — — 
ihaften . . . 


‚B. Landwirthſchaflliche Berufs- 
| genofienichaften —F 


Geſammtſumwme 















Durch · 
ſchnitt liche 
Zahl der 
verſicherten 
Berjonen. 
(Tabelle 1, 
Spalte 14.) 


9 695) 
(19 792) 
(33 704) 


(12 777) 
(12 230) 


(4 876) 
(12 353) 
(5 285) 


(19 802) 
(5 152) 


(8 756) 
(123 757) 
(78 564) 
(95 912) 





(8088 698) 


(4142548) |2 








(8088698) 


(12.891246) | 26 044 


5235) 1109 








0 809 





746 


5235 1109 


a. Jahl, Alter and Gefälcit der Berichten. 


Jugendliche 
(unter 16 Jah · 





1855 





| 
I 
| 
| 


Verletzte Perſonen, für welche im 
b. Gegenſtände und Vorgänge, 














































Auf 1000 Bu 

ham * Hammer 

Bu | gr bead, 
Giufturg, 

(Epaite Heat» 

2) fom- und 
men, Ten Ser lmfallen 
— ichlaen Pc 

. at. 

7.) ftänden, 

14. 

2 

6 

1 

2 

1 

4 

2 

1 

1 







161 128971 





) Für die Berechnungen auf das Taujend find bei den landwirtbichaftlichen Berufsgenofienihaften, wo die Unfallangaben ſich mur 


gelegt. 


Wegen der Bedeutung des Ergebniſſes der auf das Taufend ausgeführten Berechnungen, fiebe Vorbemerkung 3 


+) Die bier eingeftellten Zabien find der Berufäzählung vom 5 


iffer 10. 
5. Zuni 1882 entnommen (jiehe Vorbemerkungen Ziffer 2, I Abſaß 3). 


Unfälle. 
Laufe des Rehnungsjahres Entihädigungen feitgeitellt worden find. 
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Baht 
— — — — — — —— ——— ——— —— — — 
bei welden ſich die Unfälle ereigneten, ©. Folge der Verlehungen, — 
ten, für | ver 
Fell welche im! fhperte 
Leitern Dauernde Babl * Berfonen 
— Erwerbt- der entſchaͤdigungsberechtigten a4. | (ER © 


[Hinterbliebenen der Getöbteten.| nunge- | komren 
























trieb, aͤbi 
infaͤhiglelt 
— “. eben: unf big Epalte 98.) — F 
Berti | Tragen * 
fungen u. April | | * 5 
u völlige. = len.) Alnder. her a manben, 




















24. 25. 27. 30. 








28. | m. 







= 5 


u I = 


558 








| 
— 1507 39 |, 2378119542 2, 





1562| 286 260| 2665 
| I 
3735] 2363 233112 788 2 110} 4697 212 Totu lan 540) 29,0 
| | | 
1562] 286 2650| 2663 832 | 1507 39 | 2378119542] 2 














) | 
52971 2048| assc| 874 | 317 | 988 | 1698] 1898] 4750| 2591 15451 | 6179| 2942 Fr 251 | 9397 J159 091 12, 


| | | 


auf Theile bed Jahres bezieben (vergleiche Borbemertungen Ziffer 2, 1 Ablap 2), bie anf ein ganzed Jahr entfallenden Unfall zahlen zu Grunde 


Atenflücte zu den Verhandlungen des Reichstages 1890, 132 
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U. Ausführungsbehörden, 


A. Staatliche, 
B. Brovinzial- und Kommunal-Ausführungsbehörden. 


Tabelle 1. Allgemeine Ueberficht. 








Oraanifatiom 







Andgaben. 

















ſchnittlich 


er· 
Arbeiter · beichäftigte 


richteten 
Schiers, | 
gerichte, treter. 


Kudfübrungäbebörtem 





J Tab.2 
Spalte 49.) 





A. Staatlide Ausführungsbehörden. 
a) Marinevertvaltung. 


1. REN — au Danzig. 4572,11 
8. » Kiel i $ 902, 
3, . . 0. Wilhelmshaven A 14 152,14 


Enmme a. 27620 


b) Seereöverwaltung. 








4 | Sal. — bes Garde ⸗Korps zu Berlin . i 1 ı 2 349,0 
5. ' I, Armee ⸗Korps zu Königsberg i. Br. l | 11 10 996 ‚se 
6. ‚ - 1. Armee-Korpd zu Steitin l 1 ı l 1000,18 
7. . » IL Armee-Korps zu Berlin l 55 37 24 914,0 
8. . . « IV. ArmeeKorps zu Magdeburg . l 13 | 5 4047,50 
9. ‚ V. Armee⸗Korpso zu Pojen . 1 — 1 249,0 
10, ' « VI. UrmerKorps zu Bredlau . 1 1 | 2 920,r 
tt. + VI. UrmerKorpd zu Münjter i. Weſtf. l — — 73,00 
12. , . - VI. Armee⸗Korps zu Eoblenz l 7 l 1 741, 
13, ‘ « IX. Armee-Korps zu Altona i l _ 392,9 
14. ‚ ' » X. Armee-Korpd zu Hannover. t — — 68,3: 
15. » - XI. Armee⸗Korps zu Gaflel. ! 12 32 + 651m 
16 . - XI. Armee.Kotps zu Dresden i 2 i 320,4: 
1. . . * XI, Armer-Korps zu Stuttgart . 1 2 — 667 ,s 
18. . . » XIV. ArmecKorpd zu Karlörube. . - ) l — 486,00 
19. . ‘ - XV, Armee-Korps zu Straßburg i. Elſaß 1 16 1 8379, 
20. . » I. baperifchen Urmee-Korps zu Münden 1 17 9 7354, 
21. . + A. baveriſchen Armee-Korps zu Würzburg I T| ) 27122, 
Zunme b 


18 144 | 28371 161 114 | TORES u 
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Tabelle 1. Allgemeine Weberficht. 








Organifatiom 






































er ſchnittlich 
Arbeiter· 
Ausfäührungebehörden. richteten befgäftigte (Bergl. Tab. 2 
ver⸗ Betriebs · 
Schiebis beamte Spalte 49.) 
gerichte, treter, und Bor Imene File 


(val. Tab, 5 


Ürbeiter. Jahren. Spalte”. ) 








e) Poft: und Telegraphenverwaltung. 







- | Boft-Berfiherungstommifflen zu Berlin . 18 837, 
Diretion der Agl. bayeriſchen Peſten und Telegraphen zu 
Münden > 2 2 nn 4918, 


Kal. —— — Generalbireftion ber — — * 
tut “ . 


grapben zu tgart . 2 0. 





Sunme © 


ee Eifenbahn-Direftion zu Altona» -» > 2 2 000 7280 | F 38 
‘ » Beln. 2 222000 * 241270 24 148 924,08 
e Brelan 2» 2 22200 2 20 878 | 92 441,m 
> . » Beomberd . 2 2 00a. 19 300 128 85 458,0m 
Pa > 7.) 12 105 | 76 962,0 
B ne | 12.070 | 55 786,00 
i. . ’ » Branffnt aM... 2.2.5. 10.010 55 387,58 
Hannober 2 2. ’ | ; 18.848 | 85 261,10 
- Köln (linlerh) » > 2 20. } 14 652 66 199,00 
« Köln (tehtörh.)- - ©: . - | 17533 ? % 104 652,00 
. Magbebud .» : 2» 22... 17 172 | x 85 879,0 
| ®eneralbireltion ber Kal. — — — uu 
Münden , . N 18 208 L 83 575,2 
. | &eneraldireftion ber en leoiiae Sasteenbapen au ‚ 
' Dreöten . » N 3 1700 37327, 
' Generalbirettion der Kgl PER Gtantteifenhahnen 
und ber Bobdenfee-Dampfigiffahrt zu Stuttgart . . . | E 5000 ö EA! 26 318,54 
‘ ®eneralbireftion ber Großherzegl. Bann Ouiteljenkchnen 
zu Karlörube. . - 7 833 39 903, 
ı 
| Direftion der Main · Necarbahn · Verwaltung zu Darmftabt, . 1138 4 Te 
Großherzogl. Direktion ber oberhefſiſchen Eifenbahnen zu @iehen | 350 i 5 1069,m 
| Großherzegl. olbenburg. Eiſenbahn · Direktion zu Dibenburg . 1 796 | 1798,54 
Generaldirektion ber Eiſenbahnen in Elfaß-Bothringen zu Straß: 


| NE Aue 874 44 190, 


Summd... |, 234 437 | 1181 995,0 





182° 


- fi 
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Tabelle 1. Allgemeine Ueberficht. 





Drganifatiom. 







Zahl der 5 * 
Durch · Ausgaben. 
ſchnittlich | De, 


er Rei 
richteten —* fand | nungd- (Bergl, Tab, 2 


Egiedt, " Beamte zugelom. | Spalte 49.) 
gerichte, . und 
Urbeiter. 
























Audführungsbebäörtben Arbeiter» 





e) Baggerei-, Binnenfchiffahrts-, Flöherei-, Prahm und Yährbetriebe. 
44. | Generaldirektion der Kgl. bayeriſchen Gtantteifenbahnen zu | 
nd. ı 2 2 2 0a ne a  — | — | — — — — 


45. | Genäctaldirektion der Agl. Aafiigen — a 
| Dredten . . . . 


46. | Generalbireltion der gl. württembergifchen Gern 
: und der Bodenfee-Dampfiiffahrt au Stuttgart . . 


Großherzogl. Dberdireltion des Wafler- und Straßenbaueß zu 
A wen ae 


4. 


48 Generalbireltion ber worte. — — —— 


zu Karlsruhe. 
40. Greßherzogl. Baudireltion zu Oldenburg 
50 Deputatlon für Handel und Schiffahrt zu Hamburg 
51 | Zweite Sektion der Baudeputation zu Hamburg . 


Summe e - 18 993, 


N) Land: und forftwirthichaftliche Verwaltung. 


52 | ng Seren Den } zu Königäberg i./Pr 1 2 or | 2 | sein 
53 + Bumbinnen . . 1 | 2 8247 | 35 1 868,5 
Mi . Danzig. ... ı|l a se | sc! 1879, 
5. + Marienwerder . l 2 9563 | 11 1563,08 
56. | . » Potddem . . . I 2 10663 | — it 3 016,35 
51. + Frankfurt a./D. . ) 2 23% | — 16 2658, 
58 | + Steltin. . - . 1 2 4534 5 10 2 000,65 
59. | . . Klin... . 1 2 2556 | - 7 1 061,0 
60 Kgl. Regirm : 2 2 2 220.0» Shralfund. . . ı | 2 sss ı — - 





*) Die Angaben für die unter Ifd. Nr. 44, 45, 46 und 48 fallenden Betriebe find bei ven It, Nr, 36, 37, 88 und 39 mitberüdfidtigt. 





Tabelle 1. 





Musfüäbrungdöbehbörten 








N hehe Bomhnen and Berfen  ) DU Polen. 
62; . - Bromberg . 
63. | . « Breslau 
64. « Biegnip 
65. « Oppeln 
66. | ‚ » Magdeburg 
67. . « Merfeburg 
68. = + Erfurt, . 
6. . Schletwig 
70. Hannever. 
71 Hildet heim 
2 Lüneburg. 
73. | . « Stabe . 

- 74, Kl. Regierung . . . .. .  » Dünabrüd. 
Een Domäne und Werken ] > Minden 
6. | . » Arnöberg . 
17.| 2 . Raflel . 
78 | . « Wiesbaden 
”.| + « Koblenz 
8 . . Düffeldorf 
81. Kolu 
82 » Trier 
3 ’ . Haden 
4 Agl. — — (Forft- } « Münden . 
8. “ » Banböhut , 

1 b » Speyer 
87. . « Regensburg . 
| i . Bapreuth . 
8. . Anbbach 
% . » Würzburg 
9. » Augsburg 


92.| Direktion ber —— zu Dresben 
8.| Asl. Forſtdirektion zu Stuttgart . 











er · 
richteten 
Schiebds 
gerichte. 


eh — — 


— —— —— —— — — — 


— ——— —— — — — 





Allgemeine —— 


Arbeiler · 
ver · 


treter. 


X 


nu wo En ee Ob ⸗»— 


en 
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ſchnittlich 
beſchaftigte 








U ber Berl 
Bi — 
gungen fr 
ps 


— 
Im Laufe 
bed Rech⸗ 
— 

ahres bin. 

aus den —— 

Vor⸗ mene Fälle. 
Kugl. Tab. 5 

| Spalt) 








Ausgaben, 





(Berg. Tab. 2 








Spalte 49.) 









1 O0, 


26h, 
1 858,00 
547,58 
B60,.0 
Yol,ss 
TOR, 
627,36 
561,5 
640,1 
3693,25 
906,10 
118,20 
202,98 


740,2 


582,00 

7 146,00 
1191,08 
Bld,m 
67,00 
162,08 
568, 
29, 


1452,07 


595,30 
704,0 
550, 
400,20 
258,16 
1041,ı, 
174,» 
4 826,08 
5 375,0 
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Tabelle 1. —— —— 





Organifatiom 

































Durch · werken * Ansgaben, 
F iegnittlih | ge. | Ju Laufe 
Antjfüähbrungsbehbörten, Arbeiter- befchäftigte = I Vergl. Tab. 2 
Sicht. ver Betriebs» au den iahres Hin. 
| ea beaurte zugekom · | Spalte 44.) 
| gerichte. treter. und — —— 
(vgl. Tab 
Arbeiter. Jiahren. Spalte 7) 








94. | Oberfte Berwaltungsbehörbe des Großherzgl. Haushalts 3. Schwerin 


95. Greßherzgl. Kammer und Forjtfollegium zu Schwerin 1 485,9 
96. | Großherzgl. Staatäminifterium, Depart. der Finanzen zu Weimar 222,0 
M. —7 ogl. Kommiſſſon für bie land» und — — 

Unfallverſicherung zu Oldenburg . . 72,00 
8. | — Regierung zu Eutin 228, 
“wm. » Birfenfelb . — 
100 Herjegl. Kammer, Direktion der Forſten zu Braunfels 3 766, 


341,0 





101. ; Minifterium für Elfaß-Lolbringen zu Straßburg i. E. 


Summe f 





s) Bauverwaltung. 





1 | ul. Regierungd-Präfident zu Königsbern . » >» =» 1 4 1 635 ) l 383,15 
108. | . . + Gumbinnen, i l 4 887 2 l 230,18 
104 | Kgl. Ober-Bräflbent der Prov. Weſtpreußen zu Danzig . ı 5 3102 4 | 16 5097,34 
105. | Kgl. Regierung-Präfident zu Rotstan. . 2». 2.0. ı | 8 1430 2 | 9 1 986, 
106.| » . Frantfurt a. D. 1 4 350 8 | — 38 1,0 
107.) - « Stettin 1 N 476 sl 3 1 010,08 
108. |: ‚ » Gößlin l 6 621 l 406,8 
100. | » ' » Stralfunb ! 3 200 1 | — 372, 
110.| - . « Bofen ) 6 412 1 2 352,0 
m. i » Bromberg . —— 600 I) 6 1 767,0 
112. au Dber-Präfident der Prov. Schlefien au Breiim ,. . . - l 9 7295 4 | 9 1479, 
113. . . Sachſen zu Magbeburg 1 9 2488 5 3 1 505,0 
114: Bil. a ze au Schledwig 1 7 312 2 1 1 180,3 
115. » » Hannover l 4 399 1 — 3), 
116. » ‚ - Büneburg 1 6 232 _ — — 
17.) » , » Stade 1 4 23 | -— 2 596,7 
18. + » - Auch ... I | 5 491 1 2 986,0 
119.» . « Münfter i. W.. ı| 5 55 — 288,00 
120.» + « Minden . I 4 487 — 1 153,0 
i 6 608 3 2 1510,» 


121. -« ‚ » Bießbaden . 
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Tabelle 1. Allgemeine Weberficht. 














Berſicherte Unfälle. 
Zahl der 
= Perfonen. | 

















Durch · Ausgabeu. 
Andfühbrungdbehärden. — | Arbeiter — Er (Bergl, Tab. 2 
ver: Betriebs · a hen tabres hin- 
— — F —— Spalte 49.) 
Arbeiter. | jahren. er, ” 
ET — — 
18. Kgl. Ober-Präfident der Rheinprovinz zu Eoblen -. . . . - 1 | 5 897 3 3 1832,17 
123. | &eneralbireltion ber Kgl. jächf. Stantseifenbahnen zu Dresben . 1 32 1 905 — 2 245, 
124. Kgl. Minifterialabth. f. d. Straßen u. Waſſerbau zu Stuttgart l 5 5000 5 2 1226, 
125. | Mal. Gorflbireftion zu Etuttgart . © 222 ss I|-| ı 144, 
126. Sroßherzgl, Oberdireltion d. Waffer- und Etrapenbaned z. Karlerube. l | 7 4659 6 J 2457, 
127. | “ Kanımer und Forjtkollegium zu Schwerin . . a 0 219 — 2 532,5 
128. | . Ghaufjeeverwaltungdfemmtjfion zu Schwerin . . -» ı 6 387 — — 40,0 
9) + Flufkbmufommiifien zu Schwerin . 2 222. - ! 2 124 — = 48,00 
130. . Pinifterialdepart. d. Innern zu Weimar . . . . i 3 287 — * — 
131. | Baubepartement zu Neuftreliß . . 2 2 2 20. 1 5 80 I — 406,50 
132 . Baudirektion zu Oldenburg © © 2» 2220. 1 | 7 520 ı _ 40,00 
133. ‚ Regierung zu Eutin © 2 2 2 2 nenn ! | 2 45 I — 64,0 
134. . Regierung zu Birkenfeld. . > 2 2 nn I 2 12 — — — 
135. Herzogliche Baudireltion zu Braunſchweig. 9 1799 — 7 1375,19 
136, . Minifterium, Abth. d. Finanzen zu Altenburg . I 7 120 - F — 
137. Sandedausihuß zu Er 2 22 nn I 0 53 zu Ze — 
138. | Fürſtl. Bauamt zu Büdeburg. nn en I 6 110 eh Bir _ 
189. | Baudeputatiom zu LÜbed 2 > 2 2 2 ren 1 6 398 4 3 2409,05 
140, | Erite Seltion ber Baudepntation zu Gamburg . 2» > 0. 1 5 ı371 6 | : 1 667,40 
141. | Minifterium f. Eljaf-Bothringen, Abth. d, Innern zu Straßburg i. E. 1 9 6.069 * 3 1664,75 
142. | Großberzogl. beſſiſches Minlfterium ber — ar Fe Pr 
Baumefen zu Darmjtadt) . . 0 0 =- I — 
Eummg. . . 40 221 47299 62 90 34 222,4 


*| Die Drganilation ift im Rechnungsſjahr 1889 od wicht zur Durchſührung gelangt. 
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Tabelle 1. 





Organiſation. 





Allgemeine Ueberſicht. 












Zahl der 

















| Arbeiter 
richteten | 


Sciede | "Et 
gerichte. treter. 


Nusfühbrungsbehbörden. 









Berficherte 


—— 


Durch · 
ſchnittlich 
beichäftigte 
Betriebd: 
beamte 
und 
Arbeiter, 


h) Seeidhiffahrtäd: w. Betriebe 


143 , Kl, Negierungs Präftbent zu Königäberg i.Pr. . 2... l 4 
144. | Kgl. Ober-Fräfibent der Prov, Weftpreußen zu Dansig . 
145. | Kgl. RegierungdPräfident zu Stettin . 


146.| « . . + Gitlin 
147. . . . « Etralfund 
148. » ‚ . » Shleswig . 
149.| . . . « 2üneburg 
150.1 ._ , “ « Stade 
161.. Aurich 


152, | Deputation für Handel und Schiffahrt zu Hamburg 
I 


| Summe h 





a. Marineverwaltung - > 220 3 | 16 

b. Heeredognwaltung e | 

©. Poft- und Zelegraphenverwaktung 
| d. Eifenbahnvermaltung . 


| e. Baggerei-, Binnenfhifffahrts, Flöherei-, Prahın- und Fähre: 
Bettebe: si ee ee et een 


f. Sand» und forſtwirthſchaftliche Verwaltung 
g. Bauverwaltung 
'h. Seeſchiffahrts · x. Betriebe . 


Eumme A. 


134 


8383 
28 J71 
12 178 

234 437 


3279 
188 793 
47299 
548 


523 283 



















23 27 626, 


| 710 868,10 


53 | 26 308,15 
2459| 1345 | 1181950 


18 993,36 
63 577,40 
84 222,5: 

3846, 


2027 1427 368, 
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Tabelle 1. Allgemeine Ueberſicht. 
Drganifjation 
| Zahl der E: Zahl ber Derlepten, 
| _ ] für weiber Gutbär 
| LEE | Mugesen 
— ittlich Be: Im Laufe] 
ö e Arbeiter am “de Rec. [Bergl. Tab, 2 
Ausfühbrungäbehbörden richteten ——— * — 
Saiers | | a den dndur Spalte 49.) 
gerichte. treter. und Bor- |mene Fälle 
Arbeiter. jahren. (Bl. at N er 
— ». u 1. 16. r 




















B. Provinzial: und Kommmmnal-Ausführungsbehörden. 













































1. | Landeshauptmann ber Provinz Oftpreußen zu Königsberg i. Pr. N 6 100 _ _ — 
2.bLandesdirektor der Provinz Weſtpreuhen zu Danzia l 2 458 — _ 124,0 
8. . . * Brandenburg » Berlin . I | 6 748 — | 1 110, 
4. | Yanbeöhauptmann ber Provinz Polen zu Poſen l 1 245 — 2 423,08 
5. | Banbesbireftor . »  Gadjen zu Merjeburg . . - I 10 730 — 1 195,10 
6. . . Schleswig ⸗ Holftein zu Kiel ı 4 374 — | _ = 
7. | Randesbireftorium ber Provinz Hannover zu Hannover ı 10 1 483 _ i 2ÜB,55 
8. | Landedhanptmann der Provinz Beitfalen zu Münfter i./W. l ‚18 2000 2 2 979, 
9. | Ganbeibireftor Det Begiräserbande des Regierungebeire Gaffl | | 
au Caſſel B 11 930 ı | l 440,00 
10. | Ranbesbireltor bed — ——— bed — — | 
Wiesbaden zu Wiesbaben . . 0 394 _ — 19,0 
11. Landeddirektor der Rheinproving zu Düffelberf . ı I 8 1862 _ 4 286,10 
12. | Borfipender bes Sanbesausichufles zu Sigmaringen ! 6 Tb - 2 12,10 
18. | Sandrath; bed Kreifes Goldap (Oftpr.) zu Goldap . 1 2 50 =. = 
14. . - + Gtallupönen zu Gtallupönen. . ! 4 150 — - _ 
15. - Magnit zu Ragnit 1 0 12 = = * 
16. . D . Heydekrug zu Heydektug l 4 27 — — — 
17. ‚ . pilltallen zu Pilltallen . I 4 4 — — — 
18. . . Darkehmen zu Darkehmen. J 36 zu — 57,00 
19. rn Sohammiäburg zu Johannisburg ı s 7 a — = 
a. . ; * By zu Lya 1 4 60 * = — 
21. .  Gumbinnen zu Gumbinnen - . I 2 216 = == 
22. 5 . + Gentburg zu Gendburg 1. Oflpr. 1 | 4 28 =: | = — 
Ds. . . -  Iufterburg zu Sufterburg*) . 0 N 0 _ | — — 
Maggie men me mann | | — 
%5. | Borfipender des Kreisausfguffes bes Kreiſes Bablau zu Babiau| 4 ” o | * = 





) Die DOrgantiatton iſt im Rechnungsjahr 18939 noch nicht zur Durchführung gelangt. 


Altenfüde zu den Berhandlungen des Heichstages 1890 
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Tabelle 1. Allgemeine Ueberſicht. 











Zahl ber 
| Hnsgaben 
Ausfühbrungdöbehbörben — Urbeiler · Bergl. Tab. 2 
Schiene. | . 
er Spalte 49.) 
— 4. 
1. . 5;% 18. 
en De a —— ı le 23m 
27 Heiligenbeil zu Helligenbill . 2. +» 1 6 = 
3. Br. Holland zu Pr, Holland . . 2... 1 2 — 
29. . .« Stuhm (Weſtpr) zu Sum . » 2.0. l 1) — 
So. Rofenberg zu Roſenberg Bißr, . : . - - 1 0 er 
3 Gulm zu Culm. 1 0 _ 
32, Marienburg zu Marinburg .» 2 2. - 1 2 = 
». Neuftadt zu Neuftadt WiPr. . . . : - - 1 4 — 
3. . Ditrſchau an Dil. 2 2 na N 2 — 
3. Bupig zu Bub) -» 2: 2 een 0 0 —— 
36. Danzig (Höhe) au Dangg . » » > 2 0 = N 2 = 
37 Danzig (Niederung) zu Danig . » » + -» N 0 58,00 
38. Pr. Stargard zu Pr. Stargard... - - 1 2 = 
39. Rarthaub zu Kachub . 2 20. SE De — 
40. | Banbrath des Kreiſes Soldin zu Soldin ı 1 2 — 
#. . Adnigoberg RM. zu Königsberg N. / M. 2 = 
42. 0008 riebeberg RM. zu Friedberg N/M. . 1 14 139,3 
#3. . . - Goran RR. zu Sorau N .... ı 2 — 
4 ‚ Ralau zu Ralu. » 2 > 200 l 2 — 
45 u bed Kreiaubfchuffes bed Kreifes Weftprignig zu 
BE ee ee 1 0 _ 
46. Zandrath bed Kreiſes Greifswald zu Greiftwald i./.. . - - 1 2 60,00 
47. J * Grimmen zu Grimmen 1 | 2 — 
[gen ng anne mu mm |, e 
49. | Vorfigenber bed Kreisaudfgufies bed Kreiſes Regenwalde zu Tubes 1 | 2 — 
b0 Naugard zu Naugard ı | 2 — 
51 vyrin zu voiß.. 0 pr 
52. . . . «  .  Öreifenbagen zu i 
Greifenhagen . l ı 6 = 
aaa 
eo 0. —8 
Neiße zu Neiße 1 | 6 


*) Die Organifation tft im Rechnungtjahr 1889 noch nicht zur Durchführung gelangt 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 159, 


Husführungsöbehbäörbenm. 


Tabelle 1. 








33 am >83 


Gr. Wartenberg zu ®r. Wartenberg 


Sprottan zu Sprottn . . . +» » 
Dppeln u Oppeln... 2. 


Brieg zu Bi . 20. 
Trebmig zu Trebmip . » » + 


Grünberg zu Grünberg. » - - » 
Faltenberg D. Schl. zu Fallenberg O. Schl.. 1 
&rottlau zu Gesttln . :» .. 


Bredlaudanb zu Bredlu . . . » 
Sr. Strehlig zu Gr. Sirehlig . - 
Biegnig-Canb zu Megmip - - + - 
Rüben zu Lüben. 
Leobſchũt zu Beobfhüp . » - - - 


Landrath des Kreifes Salzwedel zu Saljmebel . - 


ur 


des ſereldaud ſchuffes 
ſes Jerichew I au Burg.» » 


Eechnungsergebniſſe der Berufsgenoffenihaften.) 
Allgemeine Ueberfict. 









Nenhalbensleben zu Neuhalbendleben . . - 


Jerichow II zu Genthin . - - - 
Bolmirfledt zu Wolmirfiett . - - 


Kalbe a./S. zu Kalbe a./G. . - - 


Dfeerdieben zu Dferlieben . - 
Helligenftabt zu Heiligenftabt‘) . - 


Magiftrat zu Müpfpaufen W/Thär. . . . - - » 


Borfigenber des Kreltausſ 
des Kreiſet Feng — au Rapeburg . 


Pa — 


Organiſation. 


en 22 228 a» Con am mn 


oo ws Sn ww ww » 


> 


7 


Berfigerte 


Berfonen, *5ã Yu 
Durch · zocken 


fhnitlih | Be. 


Im Laufe 


_1066 


Geichäftigte | and | mungee (Berl. Tab. 2 


Betriebb- 


basis and den 
und Bor mene 


Arbeiter. |jahren. 





14 1 16. 


) Die Organifatien ift im Rechnungejahr 1889 mod nicht zur Durchführung gelangt. 


— — — 


17. 


in. 
Spalte 49.) 
® 


(ogl. Tab.3 
Spalte 7.) 


18. 


133* 
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Tabelle 1. Allgemeine Neberficht. 











Drganifatiom 
































Ausfühbrungsbebärden. — | Arbeiter. — F vn Bergl. Tab. 2 
—B aus ben tom. | Gpalte 40.) 
gerichte. | treter. und Bor ns 

i — Arbeiter kan | palte 7.) z 
7 9. 14. “| m 18. 
81. Borfigender des Kreitausfchufies | 
des Kreiſeß Werner zu Werner (Dann) . . ... l 4 9 wu — 25,00 
82. . Emben zu Eimten » 2 2 22 000. ı | 4 15 — — 1 
88. Norden zu Norden 2 2 2 nn ı | 6 17 - | - 0, 
| Berk zu Lee........ .. 1 2 17 —— — — 
85. Landrath bes Kreijed Coesfeld zu Cote . 2 2... 1 | 4 23 - | — 4, 
86 kũdinghauſen zu Lüdinghaufen t ß 63 — = 16,0 
ST. . Abaus zu Abub. . 2 2 2 20a 1 2 25 — — — 
88. Vorſithender des Kreisausſchufſes | 
de Kreiſes Diinden au Minden . . a ee 1 2 38 — — — 
9 , Büren zu Bien -. . - » 2 2 2 0a. 1 2 50 * — — 
90 * Wittgenſtein zu Berleburg. 2... ı 4 50 — — — 
2. . Barburg zu Warburg . : 2 2 2 20. l 2 50 — — — 
m Hörter zu Hörter . > 2 2 rn l 2 71 — — — 
—9— Bielefeld Stadt und Land zu Bielefeld . . ı 4 135 = — — 
H.| Magiſtrat zu Bichefelde > 2 200 l 6 57 — — _ 
B Bodum . . : —— 1 4 35 — — — 
. DOberbürgermeifter u Dortmund 20m 2 nn 1 3 77 I — — 
97.| BVorfigender des Kreisausſchufſes 
bes Kreiſes Gersfeld au Gersfeſdeß.. 0 0 =. — _ 
98. Magiftrat zu Frankfurt a. M. ı | 3 678 _ | i 288 ‚su 
m. DOberbürgermelfter zu Düfielborf » 2 22 2 on 2 un | 4 110 1 —— — 
gM. Stadtrath au Chemnib 2 22 ı 5 200 2 l 591, 
D- Bauabteilung des Gemeinderatbd zu Stuttgart . . . . . l 5 416 1 | ı 12,13 
02, Amtsverjammlungdausihuk H 
1 der Amtöforporation Bradenheim zu Bradenheim , . . N 5 40 — — 4,00 
8 Leonberg zu Leonbergg 1 3 58 — | — _ 
sel DOberamtöpflege Laupheim zu Laupheim. . 2 2 2 20. 1 | 1 42 — | — — 
* ——— zu Böblinge 1; 2 43 — — u 
| . Heidenheim zu Heibenbeim . . . . ı |! 2 85 _ _ 27,0 
| . Galldorf zu Sailberf . . ... 1 2 98 _ | — — 
08. | , Ellwangen zu Ellwangen . - . . ) 2 91 — — 22,0 
'o0., . Stutigart Amt au Stuftgart . . . 1 8 52 — _ 28,26 
1 


*) Die Organifation fit im Rechnungsjahr 1889 noch nicht zur Durchführung gelangt. 
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Tabelle 1. 





DOrsanifatiom. 





Ausfühbrungsbehörden 


—— —— 




















110, | 


115. 
16. 
17. 
118. 





1m. 
128. | 
1m. | 
128. 
126. 
19. 
128. 
19. 
180. 
131. 
132. 


183. 


u —— zu Künzelsau 

®erabronn - Gerabronn 

. Horb « Horb 

. Aalen « Malen . . 

. Debringen + Debringen . 

B Baibingen - Baihingen*) . 
Magiftrat zu Schwerin . 
Deiverbanbörorftand des Il. — im — 


Oldenburg zu Ellwũrden. 


De BE 


Amtövorftanb zu Varel . 
‚ + Eilwürben 
. . Bedta, 
’ - Kloppenburg 
Magiftrat » Böthen 
. « Bernburg 
Kreitantihuß des Kreiſes Zerbit zu Zerbit . 
. Gsdthen » Göthen 
‚ . « Bernburg +» Bernburg 
. . »  Ballenftebt » Ballenftebt . 
. Deſſau Deſſau 
Magiſtrat zu Stadthagen 


Umtöverfammlung bed Landrathsamts Büdeburg-Arendburg zu 

Dilirs. nen an 

Amtsverfanmmlung bed Banbratpänmts Stadthagen · Hagenburg zu 

WAUBERBGEN a ee a a ee 
Summe B. 


4. Staatliche Ansführungsbehörben a 
B. Provingial · und — — — 


Geſammtſumme 


*) Die Organiſation iſt im Rechnungkjahr 1889 noch nicht 






















Berfiherte fälle. 
Zahl der 
erfonen. | Reise Geiaant 
zz l gemjjen ein 
Durch · a ee Andgaben. 
—— ſchnittiich Be· | Im Laufe 
Arbeiter⸗ u des Rech · 
richteten beigpäftigte | ſtand nungs. |(Bergl. Tab. 2 
\ vor» Betriebs- N jahres hin n· 
Schiets· beamte faus den zugefom, | Spalte 49.) 
gerichte. freter und Bor- |mene m 
| Arbeiter. |jahren. —88— N pr 
si 9 “u. Jeim| Aß— 
25,0 
39.5 
20,3 
N, 
28,0 
20.037 5 968,17 
523 283 1 427 368,0. 
20 037 5 968,17 
275 1275 543390 |2855 ! 2048 | 1433 331,, 


zur Durdführung gelangt. 
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a ndöga be em 
a Eutihädigungs- 
Zobetfälle. 














ü b 
Ausführungsbehäörben. Roften des m... 
Hell. im Falle ber 
Wiederver · 
verfahren, — 
Perſ. 4. Berl. | 


4. Staatlide 
a) Marine: 



























De a ee 


1. | Raiferliche Werft zu Danzig | Aka) 11 5 8599, 160 ii - I — 
N “zu Kiel | | 8.976,18 lila | — | 
*| . . zu Milbelmdhaven . u 673,44 6 | — | 
| Summe a. — | 
b) H9eered: 
4. Rgl. Intendantur des Garbe-Rorpd zu Berlin 1 So 35 00 -— ı - | — | — = 
5. a Sit. —— des J. IrmeeRurps m | | N 
önigäberg i | mul oo Inu] 8 10 | - 
6. | Kal. ——— * 1. Armee Kant zu 
—* DR AIR 2 Wie 
7 au Zu —* BB Uedem zu 
EFT NE il 492,0! 91 122609, |] — — | 1 20,00 1 559, 
8. | Raul. — des w. — zu 
agdchur8ggg... 1 67,50 11 2174, —1 40,06 + 48, | —1 6,0 
9. Kal. —— des V. — zu | 
A. > re l 37,0 1 185," — — — — — — 
10. | Rat Zutenantur bes VI. rmtue a f | 
* RA — 3 525 3 16 — _ — — — — 





PR er Br Be Be 


. u. 0 + 8 


16. A —8 vet UnmeeRens zu 


17. |Rgl. 8* Ye xun. Armee Rorpt zu 
._— 


18. £ Seissbunkır Fr alt: — au 
arlörube — 


19. | Kal. Intenbantur bed XV. — m 
ge i Einf . 


k mtenbantur bed . eigen —* 
* Fa Münden io 
21. "kin ——— - 1. ‚Seren! Am 








Summe b. 





J 





beiträge 
ber Ents 
Renten an bie Renten an | Renten an Kur und | Abfindungen qquͤrinnge⸗ 
Ehefrauen Kinder — In! Verpflegungs- an 
in Srantenhäufern } in Krantenhäufern | koften an Aubländer. (Spalten 3,5, 


9,11, 13,15, 
1 19, 21, 23, 
25.) 


Bei. | 4. A. 


18. al 26. 





Ausfüßrungsbehörden. 


verwaltung. 
3989, 
8898, 
14 115,0 








26 992.9 





verwaltung. 








- - | - _ I) nf — _ — — 2 | 18,5 | — | — 279,00 | 4. 
i | | 

15 | 12840) 1 1 | | BT | — — — | se; | 10281, | 5. 
| | ! l | 

2 tee et Sehe ee ee 
| | N eo | | 

= — — — Jal ul sim — - 13) m | an | 7. 
| | 

2 em, — | - — — - i-|I-1-! - 1-|- 3813,5 | 8. 
! \ | i 
Ä I N 

— — — — 1- — — — — | — - - 1-1 - 248, | 9. 

i | 
ee pe - I - - I -|I-|I - = ef 18, 10. 

















6618,16 ı 





r _ Zabeile 2. 












Ausgaben. 












a. Entijääpigungs- 
Todesfälle. 









Roften bes Renten 
Heil · an 


Ausdfährungsbehörden. 





Wie derver · 
verfahrens. Berlegte. heltathung. 
Bei| m Bu 4. 
1. 2 146 | e 














22. Boft- Berfiherungs-Rommiffien zu Berlin 
23. Direktion der Kal. bayerifchen Daex und 
| Telegraphen zu Münden . . 
24. Kal. württenbergiiche — — pr 
often und Telegraphen zu Stuttgart 


11 714,0 
3432,00 


1 120,7 


Summe 6. 





16 266, 


d) Eifenbahn- 
S W,w| 36; 5567mj 2 | 1141, 


2. Agl. — zu Altona . 
























33 Ill, 78 | 21 984,0 














































».| + J « Berlin . 119 6206,55 316 | 99 129,06 28 1 208,0 128 | 16 005,0 2 694,23 
21.) » . . » Bredlau 54 | 4253,00) 187 | 54361, 27 | 926.0) 96 | 10852, 5 | 1462, 
| - “ . « Bromberg . 33 | 2889,00 | 226 | 49 318,0 38 | 1327,0| 97 | 11435, 7 2129,00 
m. ‚ + Giberfeld . 2 722,0 57086, | 2 | 9760 3) 0 1 584,0 
| 
30.| » ' . « Erfurt . ! 1 826,00 ı 32 117,00 19 57 | 7724,01 1 527,00 
31.| - . . BSrantfurta. W.ſ 39 | 3109, 108 Iss0wl 8 | au 1 297,0 
832.» ‚ . » Sannover . 16 | 1581,00! 205 | 60513, 17 68 | 87080, 2 68T, 
3.|« . 00 Köln Ciinfärh)| 46 | 2012,00) 164 | 489880] 14 38 | 47398, 4 | 1853, 
|. ‚ er Rölntehtärh)| 06 | 37600, 2 | 73 860,0| 24 62) B4dl,o 4 | 1880,m 
85.» . Magdeburg | 4 362,0 3166844) 29 | 70| 909,6) 6 | 2406, 
36. | eneralbireftion ber Stgl. ——— | 
| eifenbahnen zu Münden. . . .| 103 | 96060) 219 | 526580] 19 | 6 | 98 

37. Oeneraldirektlon ber Kal. füäfigen Stat i | | | 

eifenbahnen zu Dresden . 115 | 6517,0| 222 | 49 797, 2 9% | 1098,65 4 1422,54 
38. | Generalbirektion der Sal. — | | ' | 

er Stantdeifenbabnen und ber Boten | | 

ee-Dampfiiffahrt zu Stuttgart 44 16 6 19440 6 BT 16 2000 — — 

I 

39. | Generaldireftion der Großherzogl. badiſchen | | | 

Staatdeifenbahmen zu Karlsruhe —* \ 2417,06 | 81 | 19 947,14 m 688,10 | 39 hu 2 888.0 
40. | Direktion ber Main - Rekubain « — | | | | 

tung zu Darmftabt . . De 9, 2 — _ 2 335,10! — — 


41. Großherzogl. Direktion ber oberen 
Eifenbabnen au Siefen . . » 


42. Großherzogl. olbenburgiiche Sienbahn dt 
reftion zu Dibenburg . . 


48. Generaldireftion der Gifensapnen in eins 
‘ Rothringen zu Strahburg i.@.. . 











1,0! 1.082,00 















N | 
48, 669,73 44,00 


















35 O12,#r 






23 | 1886| 125 al 30 18 















55 





I ! 
Summe d. 876 135 7 au 13810,4| 221 119073,m| 48 | 16 805, 
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Ausgaben und Einnahmen. 








Ausgaben. 



































beiträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Sım 7 e | 
7 der Ent: 
Renten | Renten Renten an bie Renten an Renten an Kur und Abfindungen | quriguage. 
4 = Ehefrauen Kinder > in) Berpflegungs- an beiträge. 
ind Winenbent in Krankenhaͤuſern in Krankenbäufern Häufen u koften an « " (Spalten 3, 5 
— | ſzen enten umtergebradter untergebrachter re Krantenhäufer utlander. 7,9,11,13,15, 
Getöbteter. | Getöbteler. Verlegter. Verlepter. Berlepter, gezahlt. 17, a 23, 
F 25.) 

Berl. 4. | Bei. | 0. [Bei.| 4. vVer. 4. | Bei) 4. vWerſ. 4. IF Bei. | m. N 
e| » I/ua!is fıe| m 46 | ”. a a ee lee en 








Zelegraphbenverwaltung. 


28 241,0 1 | 2 2 20,0) 1 | a 5 — 18 767, | 22. 
| | . | i I 
3 70m — - I —- _ — - | - | - _ - | - 4896, 28 
I | I fi i 
| . N: | | 
4 3m — = 2 6,0 | 2 wi -|- | 18a - | - 2349,17 M. 
i t | 









26 012,17 



































verwaltung. 
TB 6 — = TI 0 161 a le | — 38 255,00 W. 
229 20 225,0 7 1033,10 20 AO! 29: 526,1 1 13,50 23| 2237, —1 390,00 148 210,13 26. 
y | i I 
182 | 185660 3 | Ella — - I-| - — — | Mali — — 91 535,0 | 27. 
218 | 154990 3 | 1 en | s|ı18ual — — 84 358,00 |. 
71 7028 4 564,1 9 ah 1 I Bu | 76 139,1. 20. 
I | t } 
119 | 9840 1 140 131 2470 33) ol — | - | 10 > | — 55.0510 | 30 
65 74844 - _ 4| 384,0 e| Bun! — | - — — u 53 339, |31 
ı07 | 1045341 4 | nd 93) mi al mal —- — 2» “ll - — 84 081,4 | 32. 
91) 83900 6 | Tr 111 1410 37 u 2 lien — — 64 651, 33 
126 | 1202800 6 | BU 7 | 18650 9 1 | 1 | — | — 103 753,00 | 4 
128 | 1866,16 | 817% 6 nl 16 1 8 | 40; | ul — | — 83 103, \85 
v 
| h | 1 | 
114 | 108850 8 | 30 2) 1 5 | | ie | — 82 420,0 | 36. 
| | | 
218 | 15356, — — Bu 6 Bu | Br 10 U | — 86 301, 187. 
| l | 
| 190 5 — Mi 1 | - 1 8] mol - | - 26 043,00 | 88. 
N N | 
sı| 8950 8 | 1 | 1 2 99 | - | - | n| u] - | - 39 682,65 | 39, 
| | | 
3 226, FR = Pa u | — — | — — — — — 3455, 40. 
| | | 
F — _ —— — —— | ie WER DR Tmr = __ 1083,00 41. 
! | | 
2 AN, — — —1 19, | — — — — | 1| SD — ER 1 792,5 | 42. 
; h | | 
22 2 u | _ 43 255,11 | #8. 
| I 1 ! 
1820 1685090! 58 | 6698,| 117 | 2505, | 283 | 8489, | 18 | 205,01 187 117607, | 1 | 890,00] 1 166.470,0: 





| | | 
I J 


Aktenftücke zu den Verhandlungen bed Reichſtages 1890. 184 
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Tabelle 2. 





Ausgaben. 


a. Entihäbigungs- 
































Tobesfälle, 
| Austüäbrumgdbebörbenm. Koften des Renten Renten Mbfindungen 
| Beerbigungd- | an an Wittwen 
| Heil · an toi | Wittwen im Falle ber 
| enen. Wiederver- 
bi] 

| verfahrens. Berleßte. Getöbteter. 25 

Verſ. dl. 





e) Baggerei, Binneuſchiffahrts-⸗, Flößerei-, 


44. | Generaldireltion ber Sal. —— 
Staatseiſenbahnen zu Münden . . 












„| &eneralbireftion der Kl. Kafligen — 
eiſenbahnen zu Dresten . 


46. | | Seneralbireftion der Kgl. württembergiichen 
, Staatdeilenbahnen und ber Bodenfee 
| Dampfihiffahrt zu Stuttgart . 


1 

47. | Grofibersogl. Oberbircktion des Waſſer · | | 
ı und Straßenbaues zu Karlsruhe . — — — — l 9,0 | 23, — — 

48. Generaldirektien ber Großherzogl. badiſchen | 
Staatdeifenbahnen zu Rarlerube . . 








49. | Sroßherzogl. Baudirektion zu Dlbenburg 


, | Deputation für — und — zu | | 
Hamburg . » 3 | 362,0 22 9,28 2 1428 Fa = 
51. | Zweite Seftion ber — * 


Hamburg 308,0 — ar 











Summe 6. 112080 | 8 | Se | 13 | 18 — = 


f) Zand- und forft- 








52, | Kal. Regierung, Ub⸗ 
ee aurönigäbergi ße. | 2 | 19,10 | 17 | 1468| 2 | 600 8 | 187 N 180 
| ” und Forften | 
58 . « Gumbinnen,. . 3 61,0 6 | u en 7 4 | — | a 
54 . Dr le 
55. » Meremeder | 7 | 380 | 8 3160| 5 | 1 5 | 
\ 
56. A Boledam. . .| 2 | Abo | 8 | 100m | 4 | 100 | 4} Bl | — _ 
57 . - Brantfurt .0.| - | — | 06 3 | 00 | 3 | ML“ J 2 
58. | . - Etettn . . . 2 136,0 || 10 | 891,0 1 30,00 2 | — En 
9 . an. >| — — - 1-| - 
60. | Kal. Regierung zu Stralun . ...I — — — — un = = in ” = 
| | | 








ae u a nn nn u 


) Die Angaben für bie unter Ifb, Wr. 44, 45, 46 und 48 fallenden Betriebe find bei ben Ifb, Nr. 36, 37, 38 und 89 mitberücſichtigt. 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben. | 
beiträge | 
— — — — F — * PP au EEE e re — ie 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 
- x Be Tre Ba re Be ee ber Ent 
Menten | Renten Renten an bie Renten an Renten an Kur» und Abfindungen | qudignngs 
| Ehefrauen Kinder Agendenten in Merpflegungs- an beträgt. 
an N an i > — Kranlen · 
Kind Atem in Krankenhaͤufern in Krankenbäuſern —588 foiten an Auländ (Spalten 3, 5 
—— ſzendenten untergebrachter untetgebrachter ni —— ey Krantenhäufer — 7,9,11.18, 18, 
Getbbteter. Getöbteter. Berlepter. Verlegter. Berlepter. gezahlt, 17, Il. 28, 
N N i 
| Perl. A Pe. €. Perſ. * = 
1] 20 29. | =. | 
Prahbm: und Fährbetriebe, 
B | I 
— | — — — — | — — — J — — — — — 4. 
F Er = -1-! - I-| - |-|-|- “ — 4. 
| | | 
= - !- | - |-| - i-1 -1)-|-|- = — 
— ee eh er et EI EEE pe 300,0 |47. 
| | | 
— - | - —— - 4 
— — “ 
17 | 14180 | u — 1 Ile! 1 sl -|-lı 12,0 10 853,48 |. 
| | | | | 
380,0 | — || 5 497,0 7446,n ka 
2428,m | = 5 | | 18 600,1 


wirthſchaftliche Verwaltung. 














| | 
| ul 2 | oo al ur | wer | - 26th 
| | | | 
6 200,10] — _ = - — zit — — — -|- 1 290,12 
s| ..l-| - I ı ale ——— 
3 102,5 | — _ 1 24 as _ — — — 1 186,07 - 1445, 
| 
"u Dee, 95 Er en 4 | ie ur | 2 156,10 
‘| a | = I) Bu - | — | er | - 2 4382— —E i 
| ul -— I - I -| - I - ee ee 1828,03 
— — | - - I - _ — _ - |-,-]1 - — 555,0 








134° 
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Tabelle 2. 





















Ausgaben. 





a. Entfhädigungs- 











| Erwerböunfähigteit, Todesfälle, 
Ausfühbrungsbehbürbden. i , Renten Abfindungen 

Koften des Renten — J an Bittwen 

| Heil · an Wittwen im Falle ber 

koſten. Mieherver: 

| verfahren. | Verletzte. Geloͤdteter. ————— 
















A. 


5. 


Perſ. A. berſ. 
4. 



































61. Kl. Regierung, Ab- 
Helme Me Bee | uam. | 1 | ml 3 | Mm wi-| - 
| und Korften | 
62 . » Bromberg 1 lea: 1 131, — — — — — — 
63 » Breslau . i 5, 11 | 520,7 2; 60,0 3 ; 180, — — 
6 . Liegniß I 1896| 1 | 84m | Da: 3 | 1Mo| — _ 
65. . . Dppeln — - 114 760,0 | — | — — — 1* — 
| N | 
6 . » Magdeburg . 3 | 63,0 5 642, ı | 2m| 1 | 80 | _ 
67. | - » Merjeburg 1 | 2m) 3 | u | — — — — — 
68 . « Erfurt. | Ba) 5| Bu - | — _ _ - 
[7 Schleöwig — | — 1 5 258, 1 | Ho; 1 3,00 — — 
70 Hannover. 2 29,20 4 306,15 l | Wis, — — — 
u. Suldetheim 5 | 12601 in | 2900| 3 | 1000| 2 | 1850) 1 | Mm 
72. . . Eüneburg. | 7 | iin 3 | rl 2 62,0 | 0ui - | - 
73. . . Siade. .| I 69,00 | 90 | — * — — - — 
74. Agl. Regierung zu Obnabrüue. - — 1 1831 — — — — _ 
75 ‚Regierung, u \ | 
— dee zu Minden . | 3 | 25 | — — — - |- — 
und Forſten | | 
16. | . « Amdberg. -| 2 | N) #ul-| —- - I - | - _ 
11. » Kaffl.. .| 0 370,0 34 | 2880| 2 6 3 80,00 || — _ 
78. ’ . Wiesbaden .| 4 ml 9 | 99 | 1 — ze = 
79. . « Kobleng . . 1.°| 92 oe - | - - | — — 
80 . Duſſeldborf -—! — I - — — — Mi = — — 
81. . . ædin... 172 ER van 31 -|I - — — — — 
8. . . tier ...| 2 u | 6220 — N em —— E 
| » . Moden . .| — _ 1 Yu] -— |! - _ _ — — 
81. Kal Regierungsfinanz- | & | _ | 
fammer (Horftab · zu Münden. . 2 | 2l,sı Bi 607,10 3 35| 3 197,0 N 254,8 
'  tbeilung) J | | I 
85. Landthut. . 1 | 168] u 20,0) 1 78, — _ 
86. ‚ .« Speer . . 1 | A 5 6124] — = — — i- — 
ne . e Megensburg. | — | — 1 4 436,55 | — - N — — — — 
88 Bayreuth. I — | — 217,20 2 || — x 
5. . eh. .| - | — 1 | 26 | 00) 1 | Sa — * 
00 Würzburg. 2 32,53 6 ea —- — — — — 
N. | ‘ « Mugdburg . l 6,0 3 | Tu) — | — Key | _ — — 
92. Direltien der Forſteinrichtungsanſtalt zu | | 
{ Dreoden. nn | _ 10 1024,17 3 | 9%, 8 100,11 — = 
23. Kgl. Forftdireftion zu Stuttgart . . .| 12 5) 26 21680] 10 | 33, ı 10 60, — — 
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Ausgabe und Einnahme. 









































































































m — — — — — — — * 
Yusgaben 
beiträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Suume 
nn — ver Eut⸗ 
Renten Renten Renien an bie | Renten an | Renten an Kur und Abfindungen (hädipungs» 
“a * Ebefrauen Kinter re in Berpflegungsd« an beträgt. 
: in Kranfenhäufern ‚ in Kranfenhäufern | ü koften an (Spalten 3, 5 
Kinder ; Nigendenten | ntergebrachter untergebrachter — Kranfenhäufer | Ausländer. 7,9,11, 18, 15, 
&etöbteter, | Getödteter. Berlepter. BVerlepter, Berlepter. j gezablt. 17, ey 23, 
Perf. Al, ‚ Berl MA. Beri. | Peri. Al. 
a Ts Den Den ala. ” 
[ 
— — — — — - — — — — — | — — — 665,0 61. 
| N | 
— Be Eu u = == = a — | — — — 133,00 62 
9 33) — — = — — — -_ | — -_ — * 1089,75 683 
Ho —- — — — — — -|+- — — — — 499,75 64. 
— — | — — — — — — — — -- — 760. ‚66. 
l | 
sl ul - | - I-| - | Ani | - I 1l Ral-|- 32,6 66 
le = et ee are 
-| - I-!- I- | = I-! - ,‚-]-1]-1! - ]|-|- | u |e 
| um! -|- I-! - — - ;„-!-|-| - ]-1- 1 00 1. 
— — — — 1 I, | 2 17,03 — | 1 | 37,0 — — 483,71 70, 
7 486,00 l 50,0] — — — * -_ = — _ — 3379,55 7I. 
— — — — 1 9,18 ı | u. — — 1 37,0 | — — 764,1 7 . 
- | - '- |- I-| - |=-| - I -| -!-| - I -|- 18,0 | 78. 
— — — — 10,1 8 4 | — — I go 182,0 | 74. 
u — elle — — - — — —21 — - — 656, 75 
er PR = — er. ne = — ı ul ı]l l— — 550,4 | 76. 
> 191,00 — — 4 46,00 | 80,0 _ _ 3 | 323,09 — — 4040,00 7. 
— — | — — — — — — - — 1 69,00 — — 1106,4 78. 
= = 1 ll — — — — — — — — - — Aldo 70. 
— — _ — — — — | — — — | — 1— — — — — 80 
_ N —— En N 6,0 1 90 | — _ 1 nm | — - 89,5  |81. 
| | 
rt — — er — — — | — — — 4 — — — — 562,20 82. 
u - | — — — en — — — | — — — — 19; 68. 
5 | 1m — | . 1 5 2 Sn! — | - il Wal | — | 182m 84. 
1 | 4as ! u. — — — — — | — re — — — AT8,0 86. 
= — — — — er — — —— — — _ * 659,0 66. 
— — —— — — — u _ — — — — — — 46,5 87. 
J oo 
line. ri | - I-| - | - | - !-1-1|-1i - ]-|- | 3% je 
2 m — — _ _ - | - | -|-|- — — — 188,06 89. 
Es & I ni — = Fe — - ⸗ GT WM. 
= _ — | Pe Br — — — — _ _ _ -_ — 103,0 01. 
Bu — — un | — _ - | — — - - | - ld 9. 
22 978s0 — — 4 54,00 | utr=1-1.| mual-|- 5106, 8. 
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Tabelle 2. 














Ausgaben. 


a, Entiäänigungse 





Ermwerböunfählgfelt. 










































| Totesfäle 
YAusführungsbebörten. Renten Albſindungen 
Koſten des Renten Beerdigunge an Rittwen 
Heil an Witwen im alle ber 
koften. Wiederver: 
verfahrens. Verlepte. Getöbteter. | —*— 
Perſ. +, Perſ. MM. Mer de Berl. AM. Perf. | AM. 
— a I | N 2 u n De > 
N 1. 2. 38 1.5 6. 1. 809 10, 1 
| | | —— 
| 
9,| Oberfle Berwaltungsbebörbe des Großher⸗ | | | 
zoglihen Haubhaltes zu Schwerin _ _ = — | ws) uw, Sl = 
9. | Srofberzogl. — u. — 
ı u Schwerin 5 | 230, 9 8386811 38,0 ! 83,10 ı — 
96. Greßherzogl Stoatbminifterium, —** 
ment ber Finanzen zu Weimar . » . j hs 2 2141 — — — = — 
97.| Großherzogl. Koemmiſſton für die Tand- u. 
foritwirthichaftliche — — zu 
Oldenburg. cs 1 72201 —— — — — ia = 
| | 
98. | Großberzogl. Regierung zu Eutin . — * 1 Bl — — il Cam — — 
9». ‚ - Birkenfeld -| - u + x _ _ * F 
100. Herzogl. Kammer, Diretion ber — 
zu raunſchweig ze 1 12, l Bei — | — nit — — — 
101. Minifterium für Eijab- ‚thingen m 
| Straßburg I. €. . 
Summe f. . 2559, 1 3 
g) Bauper: 
102. | Kl. Regterungs-Präfident zu Königöberg . | — — 2 nf — kan | z == 
108. + . Gumbinnen. | — _ 3 20 | — — - | — — — 
104. Ryl. Ober-Präfdent der Brovin; welt: | 
preußen zu Danıig . .» l 133,58 5 | 944,31 7 345,40 8 | 1046, Zu r- 
105. Kgl. RegierungPräfitent zu Boltdam 3 156,36 9, 164, l 4040 — * — — 
106. =» , Kranffurtad.]| — — 2 212401 — — l %,0 = = 
I 
107. » J « Stettin . — — 21392, 320 1 55,2 3 231,10 — | = 
108. » » Kötlin . _ _ - - 11 32,0 ı | Huaji- | — 
109, , - Stralfun .| — 1 m. — = Zi FE pe 
110. + Poien 1 12, 1 Bol 2 | BL ] “ul - | - 
111. » J Bromberge. 4 30,00 5 346, — — 2 | 226 73 — * 
| 
| 
112, Kgl. Ober-Präfident — — — 
zu Bredlau . . — 7 4ll,ar 2) 10,0 4) Sa — * 
118. Agl. Ober-Bräfibent. ter Brain Enden | 
‚zu Magdeburg. . . ı 20,00 3 7940 2 W,n 3 428,00 — J — 
114. * Regierungd-Präfident zu Ecletulz .1 — — 3 1162301 — — — PER — = 
115. . « mw .| — u N 301 — = ze — —— 
116.| » . » Lüneburg — — — — — — — * | en 
17. D “ - Stade l 14,0 si 592 ra — | — | — — | — 
118. . « Aurich — — 3 ai — — — J— 
119. . -Münfteri@. | — — 1 Bo en — — — ge 
10.| » . . « Minben , 2 — | 150,00 er — 2 — — 
121 . . » MWiehbaten . 1 DIR m 5 1037,.41 — — = Br 


l 
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Ausgaben und Einnahmen. 














Ausgaben. 





















veträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 

- TER ET —— der Ent 

Herten 1!  Benten Renten an bie Renten au | Renten an | Kur und Abfindungen | zgäpigungs- 

u . Ehefranen Kinder | —— m BVerpflegungs- an beträge, 

gi iendenk in $ranfenhäufern | in Krantenhäujern rm —— loften an Auslänb (Spalten 3, 5 
nd ſien enten | umtergebradhter ; untergebrachter untergebradster Krantenhäufer EL, 13.15. 
&etöbteter. Getödteter. Berlepter, Berlepter. Berlegter. gezahlt. 17, 1 2 u. 
N N N | I ; | 
Ber. | . | Berl 4. |Bel| m Perſ. 0. | Ber. | .4. Perſ. «. u 
e.| u. I Is m. ee 2 | 
























I) al — — 12490 | 8. 
| 

— — — 216, | % 
| 


72,0 | 9. 


228, ». 





99,50 100. 


206,10 





48 101,15 






































_ - 1-1] - 1 - -— — - — — — — - — 227, 102. 
= Ar | - — u * — Sa — — — = - | - 230, 108. 
20, 2100, | — * -| - — — — —1 - - | - 4570, 10. 
— — — — — — — m zn | — — — — — 1 840,18 105. 
1 12,0 — _ * — — — — | - _ — — — 881,00 106 
| 

6 42,0] — _ _ - i- | — — — — - - | — 1010, | 107. 
3 is723 - | - I -i — - — - | — — - - — 364,6 | 108. 

_ — - | - — — — — — — — — — 367, 100 
5 13,0 — - I - - | — — — — — — — — 352, 110. 
8 807,10 — — 220.. 5 in, wol — | — 1681, 111. 

| | 4 | 
6 ul Aa) — — 0. | — — 1— 30] - | — 1479, 112. 
\ F ! 1 N i 

— — |-| - I- | - | - - == * = — — | 12890 118. 
— — - - — - — — — — — - - — 1162 114 
- - 1-1 -|-1|1 — — — — — — - — — Bm 116. 
— - — - | - _ _ = | — — — — — — - * 
— — — — I - — — — — — — — - — 596,1 117. 
= - be | — 4 | Min | — | 1 Bu — | — Ts ns 
— — — - | - — — — | - — — — — — 2880 110 
— — — -|- | - — — — — — _ - — 150.0 120 
— — — — 1 7,0 4 20 — — 1 Bol — — 1488, 121. 
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Tabelle 2. 








Ausgaben. 








®. . Gntfgädigungs: 









































Grmerheunfäigti Toteafälle. 
Uusfübrungdbebüörben. Renten ‘ Mbfindungen 
füh g Koften Des Renten Beerbigunge 1 z an Mithnen 
Heil» an i im Falle der 
a Verleßzt loſten. Wittwen Wiederver · 
J 2 
verfahrend, eriegte. Getödteter. heirathung. 








Per. | AMA. Perj. He. Perl. | Al. Berl. | A. N Berl | “er 


3, 
122. | Kal. re der — Lu | 
Koblenz . . 1 EP u a Bu 1:77 
I 


128. Generaldirektion der Kal. Sächſ. Staats. ı | 
eifenbaßnen zu Dredten. . -» — — I; 50, 


124. Ral. Minifterialabtheilung f. d. Straben 
und Waſſerbau zu Stufigart. l 2m. 6 1066, 


125. | Kol. Forftdireltion zu Stuttgart . . .| — — - I — 
126. Großherzogliche Oberbirektion des Wafler- | 
und Straßenbanes zu Rarlömıbe i.8..| 6 104,85 8 813.40 


127. *8* zogl. Kammer⸗ — — 
chwerin l 37,35 3 303,07 








128. | Großfergoglige Ghaufferoerwaltungstom- 
mijfion zu Schwerin. . . . — — — = 


129. | Großberzoglihe Flußbaukommiſſſon zu 
Cdwerin. - - » 2 0 7 220% 





130. | Sroßberzogl. ——— — | 
| au Weimar. . _ — — J — 











131. | Großherzog, Baubepartement zu Neuftrelig | | — — l | 400,0 
| I 
132. . Baudirektion zu Oldenburg | — | — | 3 Mo — — — - 13æ | _ 
133. . Regierung zu Eutin . * — = - 1 — — 
134.) ‚ Regierung zu Birkenfeld. = — — — — — 
185. Herzogliche Baubireltion zu Braunſchweig me _ = = — | — 
| | 


186. . Minifterium, — WE 
Finanzen zu Altenburg . i 


1. Herzogliche Landesaubſchuß zu Greiz . 
188, | Fürftliches Bauamt zu Büdeburg . 
139. | Baudeputation au Lübel . 

140 | ErfteSektion ber Baubeputation zu Hamburg 


141. | Mintftertum für —— Abthei · 
des Innern, zu Straßbneg 1. — 





142. —— heſſtſches Minifterium der 
Finanzen, Abtheilung für Baumefen zu 
Darmftadt . a east gie 











Sunmg . 4 244,0 | 


—— 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben. 
beiträge 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe | 
m ne | 
Henten | Renten Renten an die | Menten an Renten an , Kur und Abfindungen (änigungs: | 
Pr 4 Ehefrauen || Kinder | nn Berpflegungd- an befräge. | 
in Krantenhäufern ‚In Srantenhäujern | 12 K foften am Spalten 3, 5,| 
Kinder Wgenbenien untergebrachter | untergebrachter ) —— Kraukenhãuſer Ausländer. SL 18,15, 
Getöbteter. | &etöbteter, Beriefter. | Berlegter. | Verlepter. . gezahlt. 17, na, 2, 
i J | 
a 4. Berl 4. Bel! 4. ver. 4. Bei Be | Ber | 4. 4 
—— —— - — — I. — BAER: | VEN - - u — — 
2.) 3 14.16. 16 | vw. bwl m Koi. ml 2. | 3. | 
. ! ! ß 
| | | | | 
5 | — | Br un tee = u = = 1832, 122, 
| | i | 
= —— are 5 | — — — — —— HR Hs 188. 
u = El 6 — iS -| - Fe = —— 1068, 124. 
5 Ba — | _ — — — _ — — — — — — 136,00 126. 
| | I | | 
| ul -| - I - — — 52—2u - —] 21α Iä 
— = — l 74 — — | _ — 01 116,0 — — 464,53 127. 
= - 1-1. = = — N — er — =: | = _ 128 
| | | 
ı | ) | 
| 1 
-| -i-}-|-| -i-| - 1-j-1-| - |-|-| - m 
| | 
—— |_ A WR Er — 400, | 181. 
| | | | 
a — — N — Zabel 490,0 |182 
a ee | — 4,0 1188 
l | 
= = ie -| - I-| - — == = u. — 1a⸗ 
| | ı | 
— ER a a a 908,4 | 185 
| | | | 
_ — | — — — — 13 — — — | - — _ - — 136 
| 
2 —— I _ en _ u ee Ar sie ——— — 137. 
| | ı 
— — — — — — — — — — | _ | — — — — 188 
— — — | = - 1|-1-] 0. |ım. 
sh | 10 140. 
| | I | N | 
-| - — - f en u Pi EIER rw. vo — 1602, 1341. 
| | | 
ni a Dan ee DEN Eu Se —— el are kn — 102 
t [ | | 
7— | | 
71 6lllaı| 2 |172,m 5 3; 21 | — [= 10 | 99 | — |) — | 31510, 
l | | 
I 
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Tabelle 2. 





Ansgaben 





a Eutihänigungse 



















| Erwerböunfähigfeit. Todesfälle. 
| — — — ee me — 
Ausfübrungäbebörben. Renten Abfinduugen 
Kojten des Renten ——— = an Bittwen 
Heil. an * Bittwen im alle der 
Open. | Wiederver · 
verfahrenb. Verlehte. Geiddieler. era 


Bef.| 4. Bel | «. 


7 
.. 














Bei. | Mm Perſ. 4. Berl. 
EI 





148. Kal. Regierungspräfident zu Königsberg i. Br] — — I[—- — 1| 48,00 | 1 166,0 — — 


144. Kol. Oberpräfldent ber Bu. * 
preußen zu Danzig 


145.| Kgl. Reglerungs-Präfident zu Stettin 
































146. » . b « Göslin.. 
147. » . . « Giralfund . 
18, . . . Schletwig 
* Luneburg 
0. - . Siade 
—R . Aurich. 
152. Deputation für zn ws Salfahrt m 
Hamburg . » 
Summe h. . 
RNetapitulation zum A 
.) Marinemaltung . 0 04 | 19] 1000} 70) 2400| 2] 1300} 6 Bu — = 
b) Hrereßvermaltung ee 1210, 5658 24 9 17 20 2 | 1189 
©) Boft- und Telegraphenvermaltung. - 147,0! 1666| 10 5 rn 450,0 
a) Eifenbahnwerwaltung - - - - - - 55 455,0 761802, | 311 | 18810, | 991 119073) 48 | 16.803, 
©) Baggerei⸗ Binnenfä fahrt here, | | | 
Brahın. und Fährbetri Tun 1200| 8 5 is 1 — 
N) Land · u. forftwirthſchaftliche Verwaltung | 105 | 3534, 2550| 6 1 6 BE 
) Bawerwaltung » 2 2 28 1186| 17578 | u he — 
Im) Seeſchlffahris · z. Betriebe - - - - 397,0 2559, Pe 525,0 - | - 
Summe A... - 65.009,18 40 188444 | 1081 188 086,03 oe 19.099 
N | | | | 
| | I | 
| | 
1 { 
} I 
| 









































.. —* in f 5 " „. Er be * 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Husgaben. 
bettäge, 
Unterbringung Im Krankenhaus. Summe 
—— I i z Fu EHE [u ee on u ä Abi ber. Eut⸗ 
Renten Renten Renten an bie Renten an — Kur · und bfindungen ſcadigungs 
an an Ehefrauen Kinder TRITT BWerpflegunge- an beträge. 
e in Kranfenbäufere || in Krantenbäujern er keiten au * Spalten 3,5, 
Kinder zent enten untergebrachter untergebrachter — Krantenbäuier Aueländer. ey 1181 5 
Setöbteter. Betöbteter, Berlepter. Verledter. Verlepter, gezahlt. 17, . 23,| 
Berl A. Ber. | a. Verſ. A. PBeri. Me. Perij. 4. | Berl. He. Per. | 4. AM. 
>|. | 15 6. | 1m. 418. 19 20. | 21.8 9. 33, 2 





Betriebe 






I | 290 | — = 464m 148 
SE Se Te — MM. 
_ - | r- a — 145. 
ee EZ =, 18. 
— | — | — — 914,0 147. 
* ur | = = 646,0 148 
== | - | - - = 10. 
_ — — — _ 10. 


























| Mal — | — 3 Be I a u 286 992, 
22) 3081 1 | He un Le er Dee — 66 787.16 
10) 3500| 1 | ml 4 Bm 7 | 1 s| 01 - | - 36 012, 
1820 [168,509 | 58 |6688w| 117 | 2595m| 238 | 3439. 13 ion | 1Te0n0| 2 18900] 1166470. 
lan - | - | si nl | u | - | $ u — —E 18000, 
00 | 4085 3 | 110m| % | 01 u SB 1 | | 8 | Bhf — | — 43 1045 
al so ale 5 rn rw - I - Io) un - I - 31510. 
1| ‚WUol — — — _ — — —— — | _ _ — — „3830,15 | 


2098 188 915, 60 7132,231 168 | 3588| 8325 TE 16 Br) 2 | 24204 1 |390,0 1883 304,10 | 
| | 
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Tabelle 2. 





Ansführungsöbebörden. 


l, ek ber Provinz Djipreußen 
zu Konigsber 11% 
Provinz Weſtpreußen 


mzig 
3. ad der Provinz Brandenburg 
Pe 27 11 RE: 
4. —— der — ana 


a8 8 er 


Derfeburg ae ae 


6. | en he ber Provinz Schleswig · 
olftein zu Kiel - 2 2 2 2 2 2. 

7. Landesdire — der Provinz Hannover 

zu Hannobrr 

8. ee Provinz Weftfalen 





u Münfter n®. .... 
or des Be; irföverbandes bet 
Gaffel : 





7 a7 Aue? Tas Tuer Tuer SoeT  Te 


. nr Re He 


12, she bed " eankeimörgufe au 


a a ha a 


ldap 
14. —8 bes Kreiſes Etallupönen au 

Staluponen » >» 2 2 2 nn 
15. Landrath ded Kreifes Ragnit zu Ragnit . 


16. Sandra bed Kreiſes Heydekrug zu Heyde ⸗ 


But — — 


. .. 8 2 — 


18, je 2 bed Kreiſes Darlehmen zu Dar. 
a | BODDREN 3, a0 Aa wa Ze 


* — Kreifes — zu 

—— 

W. a 8* raſes Lyd zu ud. 
2. —* bes m — zu Gum: 


. 2. 0... 


SE Tu! ER: Sal BE 





4. | Borfi aber des Kreidaus ſchuffes 
ne es dr zu * bel 

— — "des 

*5* eie zu Babian . . - 


— 
Ausgaben. 


Grwerbounfähigei. 
Koften des | Renten 
Heil» an 
verfabren, Verlepte. 
Perſ. 7 h Perf. | 


3. 





4. 











Beerdigungs · 
koſten. 


6. 





= 





n. Entihädigungs- 


Wittwen 
Getodteter. 


8.1 








Berl. | 4. Ber. 4 Berl. 4. 








Abfindungen 
an Wittwen 
im Falle der 
Wie derver · 
heirathung. 


na! u 
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Ausgaben und Einnahmen, 


Unögabemn 






















































beiträge. - 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe! 
— — a En ne u 7 der Ent ·⸗ 
Renten | Renten Renien an bie Renten an Renten an Kur und Abfindungen ſchadigungs · 
| (Ebefrauen Kinder Mpendenten in! Werpflegungs an beträge. | 
* in Kranlenhauſern im &ranfenbäufern — loſten an Ausländ (Spalten 3, 5 
Aa | dien untergebrachter | untergebrachter antergcrae Kranfenhäufer udländer. sr 1315, 
etödieter, eipbteter. Berlehter. ter, * czadlt. 17, 19, 21 23, 
Verlehter. Veriepter ge zad 35) | 
| Bed) 0 [Beh] m Beh] “. Bei.) | Bel. | 4. Mb. 








| Bet 4. 
ALIC 














es. 20o 





























Ansführungsbehörden. 
— 1 
PR - I- | - ER = —— ar — Be BE — m 
| Fo En u a = —— — 6 
er - 1 - = — —— 2 
— — | - | — — — — — — — — — — 6 3. 
I 
4 149,0 | — _ — | _ - | —- - | —- J = - — El I PT & 
BE — i — — 1 21 | - — _— — I | 8, — — 163,4 5 
| | | 
= bear ber Here ba - 6 
= i _ 2 — = — — — = — 1 — — iss | 7 
— — — — — — — — — = -_ — — — do8 
= —— —— —— = Eu (rien HO,w | 9 
f | 
— — J12 — — — — J — er _ - — _ 10 
i | | | 
I \ | 
_ _ — _ _ - I -| —- — — — — — — 244 11 
= = | lie — —— — a . Be — 12. 
| | 
- — - — — — | — _ — | - — _ _ 13 
— — — = = — 1— — — — — — en * — 14 
— — — — — = | — — — — — — — — 15 
— - I - _ _ — _ - — — — — —— _ 16 
_ _ _ _ — _ _ _ - I — — — —— — 17 
I i 
— — — — — ee Ve — — — — _ - — — 18 
= _ — ——— — — — re BE — — — — 19 
= =j=,=|=!=|=, 313,312, =[=3)2| = 8 
l n 1 
fl | 
= - | - — I-! —- — — — — — — — — 21 
| | { 
a ee an De ee en a Pe ee Pe en en 
| | 
— — —— — — — im = = — — — = — —— 23 
_ ee ra ee re 0 7 Dee - 
| N 
— — | — — * — — = —— = —— = 2 
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Tabelle 2. 


— — — — — — —— — nn ö bß““ ñ —— e Ú — — —— 


Ausführungabehörden. 


— — — 





26. Borſthender des Kreisausſchufſes 
tes Kreiſes Pr. Eylau zu Pr. Eylau 


25. Helligen beil zu Heiligenbeil 
En * Br. Holland zu Pr. Holland 
2, Stuhm (Weſtpr) zu 
Shhm . ..... 
3. Roſenberg zu Roſenberg 
Bee). 2... 
31 J Culm au Culin 
32. Marienburg zu Marien 
| br . 2.22. . 
33. Neuſtadt zu Meuſtadi 
Beitpe). . . . . 
4 Dirſchau zu Dirſchan 
Pubig au Pupig . 
| 
36. Danzig (Höhe) zu Danzig 
37ĩ. Danzig Eliederung) zu 
| Dani . 2... 
J— BWr. Stargard zu Pr. 
| Strgard. . .. . 
so. ‚ ſtarthaus zu Karthauß 


4. Landrath des Kereiſes Soldiun zu Soldin 


41. ar NM, 

zu Koönigeberg N. M. 

42. Zriedeberg RM, 9 

| Briedeberg RM, 
4 » . . Goran N.«v. 


zu 
Sorau RA, . . 
Kalau zu Kalau 


|Gorfigenber bed Kreisausſchuſſes des Kreir 
ſes Weftprignig zu Perleberg . .. 


44, | 
45. 


46. Landrat des Sreifes Greiftwald zu Greifs 
— 





17. . . Grimmen zu Grimmen 
48. |Borfigenber ded Kreitausihufes 
bes Kreiſes Ufedon»Wollln zu Swine · 
mimde. . . 2... 
4. . Regenwalde iu Babes 
50, Naugard zu Naugarb 
51. Borig zu Prrip 
52. | Greifenbagen zu Greifen. 
N Dun... 20% 
53, +» Namslau zu Namslau 
SH... ... 
54. Neiße zu Neihe 











Ansgaben. 











—————— ———————— 


























a. Entihäbfgungs- 










rwerbsunfaͤhigkeit. Todesfälle, 
ä —— z — 
H Renten Abfinburgen 
= bed Renten Berrbigungt- | * au — 
eil⸗ an im Zalle der 
koſten. wittwen | Wiederver · 
verfahrens. | Derlente. | Setöbteter. heirathung. 
Bert | #4. | Beri| Berl | “| Bert | .M. Ber. a. 
27T 3% sl 6. 1...) 9 0) 1. 
PL: En 5 = 
ee Se — zu) u Hm 
2ER IE 7 Wie ER u WR We 
| | | I 
i | ı J 
— de * — am — — — 
— = — _ = * | En —— — | = 
I 
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Einnahmen und Ausgaben. 

















AUnsgabem 


beiträge 


Summe 
der Ent 
ſchadigungs· 
betrũge. 


Spalten 8, 5, 
7,9,11, 13,15, 






Unterbringung im ſtrankenhaus. 
















Abfindungen 
an 
Ausländer. 


Renten an 
Aßendenten in 
Kranten- 


Menten an 
Kinder 

in Rranfenhänfern } in Krankenhäufern | 

ji untergebrachter 
Berlepter. 


| Kur und 
! Berpflegungs: 
" Foften art 
Kranfenhäufer 
gezahlt, 





















Aſzendenten 


em 
Getöbteter. untergebracht 























Bei. | N — Bei. |. Bert. | Mi 
14. — | = PT BET — _ 
| | IM 
sel ee ee 
- — - - I - - - i-|1-1i- — — — — 2. 
I: — we z = a er > —— u ‚ 
| | | 28. 
— — _ _ — — —4 - | — _ — - = 29, 
| | | | 
L | 
— —— — Er — J ie — — un 38. 
A ee le ae 
= = 1» | --]j- [= = a = — — *8* 
— Ben - I - _ _ u ae! Da _ - — — 36 
— 66— | - BER), a8 -] - = - | - - ig 
= - — —— — — —— ee — - — u 39. 
— ee — — — — — — — 2° — ‚#0. 
_ _ _ — 1— Me _ - — — — -!- _ 2. 
{ | | 
— — ee — — u Duell Sr — — — - 43. 
en = = — — Fe — — — — — - — 
| | l_ | 
_ _ = I — * — — — — — — 46. 
_ BR — er — — —— = —— ⸗ 4 
— er — — RER — — — —— — — — — 49. 
er — = — — — ———— — — — — bu, 
2 = * = -| I — ar - | -1- ne — — = 31. 
F | | 
ehe Sue 
| 
2 = | | - - I -| - ie >| - Is 
* — — ⸗ — — Maine — — — — iM. 

































Berlepter. 

















17,19, 21,28, 
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Tabelle 2. 


Ausfübrumngsbehörden. 





. | Vorfipenber des Kreisausſchuſſes 
| des Kreifes Freyſtadt zu Wrepftadt . 


56. . ——8— —— a 
57. Gr. as zu Br. 
Wartenberg . . 
AR. Sproltau zu — 
30 Oppeln zu Oppeln 
60. Glogau zu Ologau 
61. Brieg zu Brieg 
62 Trebniß zu Trebnip . 
64. Grünberg zu Grünberg . 
64. Falfenberg OSchl. m 
Falkenberg O.Schl. 
6. Grottlau zu Grottkau 
66 Breslautand zu Breslau 
67. Sr. EStrehlig zu Gr. 
Stmhlid. . ... 
68. » Liegniß · Land zu Liegnitz 
3— eüben zu Lüben 
70 Leobſchũtz zu Leebſchütz 
71. Landrath dei Breit — a 
Iawebel . r 
72. 


| Borfigender bes Kreitansiäuflee 
des Kreifes Jerichew 1 zu Burg . 





18. Neubaldensleben zu Neu- 
baldensleben . . . 
24. Jerichow IT zu Genthin 
75. | u ie gl zu —— 
| t 
76. Kalbe a. S. nain. 
iT. — a — 


78 | . Seen zu Seligen 
= Magiftrat zu Mühlhauſen i. Thür. 


-  Vorfipenber de3 Kreißausichuffes 
des Kreiſes Herzegthum — 
zu Raßeburg 





Ausgaben. 





























a. Entjhäbigungs- 














Grwerböunfähigteit, Tobenfälle. 
— E — — 
| Renten Abfindungen 
Koften des Renten Gerrbigungee | = an Witwen 
Hell, an N im Falle der 
Berfeht Toften, | Bitiwen Wiedervet · 
verfahrens. erlebte. | Getöbteter. —— 
N 1 
Perl. A. Ber. | A. Te. | A. | Berl. A, Perf. | A. 
DEI ER E KIR Er 
| | 
= = | zus — — — _ = -| - 
en | 
= u En — — = —— 
= — — = — zu —— 
1 1, 1 50,00 u — — | — — — 
— — = a = — = | pa _ Be 
— = = — = - — — — = 
240 00 | — - — | — | _ — 
— — — = Er _ ha IM a ni 
| | 
| m = F = — — | _ F 
| il 
.- N — — — — — | — — | — — 
1 2 1,50 2 264, — — — — = — 
—1 74 * l 12, =] — — — 
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— und Einnahmen. 
Ausgaben. 
beträge. 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 
der Ent: 
Renten Renten Renten an bie | Menten am Renten an Rur- und Abfindungen ſchadigungs · 
4 4 Ehefrauen Kinder je er In} Berpflegungs- an beträge, 
in Krantenhäujern || In Krantenhäufern En vn koften an Iten 3. 5, 
Kinder Migendenten | Untergebradhter —8* — Srantenpäufer | Ausländer. |1Spalten 3. 5, 
Grtöbteter, ®etöbteter. Berlepter. Berlepter Berlepter. gezahlt. 17, a: al, 23, 
Pi 4. Ber]. | 4. a. 
12. | 18. 4 | 2. FT u 
I 1 | 
l | ! 
— — —— J — —— * 
—— —— — 66 
| 
a —— 
— — ul — — 58. 
= | 2 — — 89,0 5. 
—— - | - - 60. 
— | — — — — 61. 
ei — — — — 62. 
— | — — — — 668 
= m Al _ — — 64. 
= — — — 50,10 '68. 
— — — — — 66 
— — | — — * 67. 
- | - — - — 668. 
— — — — — 69. 
— es — — — 70. 
— er — — — 71. 
— = | — — 302,1 72. 
— F | - — — 18 
— —— ng or — | 74. 
= > = la — 75 
— = | - |". 
= ar —— _ m. 
— — — — — 18. 
I — — — 86,* 79 
— = le = Ss. 
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88 


107. 


EER SR BE RR® 


Ausfübrungsbebäörben. 


1. 


| Vorfipenber bes Kreisaus ſchuſſes 


des Kreiſes Weener zu Weener (Dannov.) 
Enten au Emten 
. Norden zu Norden . 
Leer zu Eeer . 


.| Sanbrath des Kreiſes Goedfelb zu Coetſel⸗ 


rüdinghauſen zu — 
bingbaufen . . 


Ahaus zu Ahaus 


Borſihender des Kreidausſchuſſes 


des Kreiſes Minden zu Minden 
Büren zu Büren 
. Wittgenftein zu Berleburg 


, Barburg zu Warburg . 
«  Hörter zu Höpter 


Bielefeld Stabt und ip 
zu Bielefeld . . . 


‚| Magiftrat zu Bielefeld . . 


Bodum . 


Oberbürgermelfter zu Dortmund 


Vorſißender bed ee 5 bed — 
Gerdfeld zu Gersfeld 


‚| Magiftrat zu Frankfurt a. m. ; 
| Dberbürgermeifter zu Düffeldarf. . 
.| Stabtrath zu Ghemnig . . 


. — bes — mu Cini 


— — der —— 
ration Bradenbeim zu Brackenheim 


Untsverfammlungsausichuß der — 
ration Leonberg zu Leonberg 


Oberautspflege Laupheim zu Sande 
. | Amiäverfamm: 


Iungäaueihuß 
der Amtöforpo« 
ratien 


Löhlingen zu Röblingen . 


Heibenbeim zu Heidenheim 
Balltorf zu Sailborf 
Ellwangen zu Ellwangen 
Stuttgart Ant zu Stutt- 
gaexni... 











Yudgabenm. 


Erwerbsunfähigteit 
Koften bei | Renten 
Heil: ; an 
verfahrens | Berlepte 
Bei.) 4. ver. 4. 
2. 8. 4. 5. 
| 
r - I - AR 
#2 | Pe Deal 
N | 2m | | Nm 
I 3 | I | Mm 
| | 
2 | 05 2 | IE 
| 

















a. Entiääpdiguunss- 





Todesfälle, 
Renten Abfınbungen 
= | an — 
im e ber 
ı Bitten | Wiederver · 
&etöbteter. hetrathung. 
Bet | 4. Bet 4. 
31» In] 1 














Ausgaben nnd Einnahmen. 
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beiträge, 











Unterbringung im Krankenhaus. Eumme 


ber Ent» 
ſchadigungs· 
beiträge, 
(Spalten 3, 5,| 
7,9,11, 18,15, 
17, 19, 21,28, 
25.) 





Kur umd 
Verpflegungs- 
toten an 
Krantenhäuler 
gezahlt. 


Renten an 
Kinder 
in &ranfenhäufern 
untergebrachter 
Berlepter, 


Renten an | 
Ajienbenten 
Aranken · 
hãuſern 
untergebrach 
BVerlepter. 


Renien an bie 
Ehefrauen 

in Kranfenbäufern 

untergebrachter 
Berlepter. 


















Vetöbteter. 




























































| | | | 
J nel Mae Ak real il Kae Kerr En Fin - a. 
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Ausgaben und Ginnahmen. 













































































Ausgaben. 
detrage. 
Unterbringung im Krankenhaus. Cunme 
— — — — der Eni⸗ 
Renten | Renten Renten an be [ Renten an Viren — Aur · und Abfindungen (Mänigungs- 
ä | * Ehefrauen | Rinder Aſendenten in Werpflegungs · an beträge, 
inStrantenbäufern |in@rantenpäufen, Frrntten | toften am —— 
Kinder Mgendenten | untergebrachter | umtergebrachter — Krantenhäufer | Ausländer ‚9,11, 18,15, 
Getöbteter. Getödteter. Berlepter. Berlepter. Berlepter. | geablt. 17, 19,21, 28, 
| | 4A 2) | 
Berl Be Pl Be Berl | A. | Verſ. 4. | Perl. | A. MM. 
TE RT RRT: 16. 1 | 1. 20. | an ı m. 3. | 2. | ». 26. 
| m 
i 
— — - | - I -| - — — — — — _ - — -— 10 
| | | | | | e 
=} - I = [— | == ef -— Im 
Be Re 7 ee 
a a ED ee a a a a a 
| | 
-_ — — 21 — — ls - — 116 
— - — 1— — I-| - =. Sl — -i- u 116 
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| I 
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a Mh 2 bene ra eh ee ee 3 {1 
| i I | 18. 
a ee 
i | | | | : 129. 
1-2 [=1 21-1 121-121 = [-1-] 
2 — — — — J + PR a | ER EEE = I we 180 
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| \ | a ae 
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Noch Tabelle 2. 

















































d. nfallderhütungstoften. “ Blige:- 
rlmian für 1. Koften ber erſten 
Koften bei — 
— 45 Ueber · Erlaß von a Ausgaben 
Unsfübruangtbehörben a für nung Su | Berfönlice 
geriäit- | wachung | Unfalver | yusrieiänen, | fammen, — Inf, On 





ber | Hütungs- 7 Bm —A 
Betriebe vor · ¶ Werlepte — vio 31) 
ſchriften. gelen Dicken! 
| Kafel. 


a. AM. A, 





fachliche | Hnfaler- 
Koften. —— 




















31. 





A. Staatlide 


. Marine 






wu 


’ ſteiſerliche Bet u Dani » » 
j a gi 2 8 
#, . “ » Wilhelmshaven . 


IH 


Summe a, 


4, ir € des Garber-Korpd zu ] 





- 4n| — — - — — — 
5. Agl. Intendantur des I. Armee» «Korps ) 
zu Königäberg i. Pr. -. 650,57 - — — | — — — 
6. Kal. Inten er "des 11. Armee - « Korps I | 
ı Stettin 12,00 ul -— | - Ei Mn — - 
7. Kal. Intenbantur des lil. Arınee-Stornö 
| ! Berlin . 28,0 589 18 — 16,05 — | 16,0 — — 
8. * tendantur ded IV. Urmeestorps 
| agbeburg . . . 20,05 163,23 _ * — — — — 
9.| Kol. Intendantur des V. Armee- Korps 
| au Polen . — — — - * — u = 
10. Ral. ntenbantur des VI. Armee: Korps 
zu-Breslaun . . _ 64, - — — — — — 
11.| 8al. —— bes VI. Armee · Rorpo 
zu Münfter f . Meflf. . _ 78 40 — — — — — — 
12. Kgl. Jutendantur det VIII. Armee Korps 
m Koblenz 24,00 Id, — _ 29er ' 29,01 — — 
13. Kgi. —— des IX. Armee: ‚Korps 
au Wtona. . . i — 804 — — — — — — 
14. Kal. Intendantur bes X. Armee» Korps 
zu Sannover. . — 64, — — Zu — — = 
15. Sntendantur bed XI. Armee Korps 
u Gaffel . 30,40 131,00 — — — — — PR 
16, Ru. Antendantur des XII. Armes Korps 
u Dreddten , . — 107 #3 _ — — — — — 
17. Kal. Intendantur bed xiil. Arnee · Corpo 
u Stuttg art, . Ton 53% — — — — — — 
18. Kgl. ————— bes xıv. ariiel · komwi 
zu Rarlörube .B., . . 2,0 31.00 - — — J — _ ai 
19, * —— * XV. — Korps 
traßburg 52,0 340,4 — — | — — — — 
20, Kal. armani I *. l. Boayeriſchen 
Armee · Korps zu Münden — 19228 — - | — — — — 
21. Agl. Intendantur des IL. Baperiichen | 
Armee · Korps zu Bürzburg . . - - O0, 140,80 — — 1 — — * * 


| 
| Eumm b. . .| 1765 Bödd,n — 16,83 29, 46.8 — — 
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Ausgaben und Einnahmen. 








Ausgaben. 










meine Bermwaltungstefhen. 










2, Raufende Berwaltungsfoften. 









































Einrichtung. € . 
Aridi umb bEagegsibet, Eäreib- 7 j J der Yusgaben 
Din Epakiın ie amade materialien, | Ports Inſertions · Binfen unter | 
f du Drudjahen, | koften, und und Zuſammen. | = bis 6. 
MER: Beamten Formulare ꝛc., Boten: | fonftige fonftiger (Spalten Epalten 36, 97 
rwal · — ——— 
eye 33 Inſtand · löhne Publila · a6 bis ac |26, 39, as und an) | 
. x  |tionttoften, tungbauf- | 
Inventard. wand. 
4. "er SR 0 RE SR ER . 
35. 43, 44. 5 | 4. 





Aunsfüßrungsbedörden. 
verwaltung. 






14 152,14 







27 626,04 




























849, 4. 
10996, | 5. 
1 000,2 6 
24 914, 7. 
AUT | 8. 
240,0 9. 
920,5 [10. 
730 11. 
1741, [12 
3%» |18. 
65 114 
5651, 115 
820, |16. 
667,0 117 
486,00 











70 868,10 
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a. Tabelle 2. 























Brämim für 

Koften bei ur I Berum- 

Grlaßvon | für ——— Zu · 

wachung |Unfallver-| . rien fammen. 
bütungs- en 

vor Bla 













| 
Ausfühbrungdbehbörben, 








co) PBoft- nnd 


‘ Boft-Berfiherungs-Rommiifion zu Berlin . 


m. 
23.| Direltion der Kgl. bayeriſchen —* und 
Telegraphen zu Münden . . 


U. 1. Württember atiße Generaibireftion —* 
hen und Ti egraphen zu Stuttgart . 


Summe 0. 































25.| Kal. Eifenbahn-Direltion zu Altona . - 289,0 — — — — — 
W.— Berlin 7,0 706,15 — — zu — — 
M.| - « Bretlau . . — 241,00 — 665,c0 665,00 — — 
. - Bromberg . 212,0 643,00 — 195,00 195,0 - — 
29. . . « Eiberfelb T2,12 205 ‚0 — 545,00 545,00 — — 
30 J Erfurt 12,00 340,00 108,00 75,00 183,0 — * 
31. »FranffurtaM.| 357, | 1359, — 331411. 331m — = 
32.| - D « Hannover 4,5: | 1174,5# — | _ — — — 
3. -Kölnilinkörb.) 3,00 930,00 * 615,00 615, — — 
24 Kolnſrechtarh.) 15,0 704 ‚oo _ 180,00 180,00 _ — 
35. . + Magdeburg . 778,10 - _ — — 
36 


Generaldireltlen der Kal. ven 
ünden . 


Staatseifenbahnen zu 525,1 











Generalbtreftion der Eiienbahnen in Sin 
Lothringen zu Straßburg 1. E, . . 


37. Generalbireftion ber Kal. —0 

Staatseifenbahnen au Dresden 759,1 — — — 
88. Generaldirellion der Kgl. wurttembergiſ 

Staats eiſenbahnen * der see 

Dampfichiffahrt zu Stuttgart . 15,0 — 
39.| Generaldirektien ber Großherzoglich able 

ſchen Staatseifenbahnen zu Karlörube . _ _ 
40. Direktion — — — 

zu Darmftabt — — 
41. Großherzogliche Direktion der serefien 

Eijenbahnen zu Gießen. = — 
42. Großberzeglih oldeubu e Siena 

——— — Dibenb — —— — — 
43. 
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Ausgaben und Einnahmen. 

















Ausgaben. 








meine Berwaltungstoßen. 





































Einrichtung. 2. Baufende Berwaltungstoften, Eumme 
Beliefchten und Tagegeider, — — J r Ausgaben 
einfäliehiih etwaiger In Peine ber Echreib- | Zinfen unter 
lgnaben ein unehmenden | Gehälter materiatten, | Porto Jynſertiond au also 

Zu · J 4. der Drucſachen, koften, und fonftiger Bufanmen. | 
—— | Baekarı de Beamten Formulare ze, Boten» | fonftige Berwal. | Epaltem  ji&paltm 26, 27.) 
— ER — * der der und Infland · loͤhne Publika Lasik 38 88 46) 28, 3%, 35, | 
und 3) eh! Beamten. | Bebienfteten. | Haltung det x. llonstoſten. * mb 47.) 
| Inventart, | i 
— “| 6 N ET a I A. A. En 
) 


4. 43. 





45. 





46. 







18 887,0 


4 018,0 
2 503,15 
26 308,15 


verwaltung. 


— Fe | = = = 1 148 924,0 |». 
” ” a ——— — 92 441,00 | 27. 
= er 23 En I ee — 85 438,00 | 8 
2 = a ee = — 1 — 76 962, | 29. 


=. a 55 786,0 | 
Re — 56 387,55 | 
er 85 261,10 


. = 66 199,0 
— = — — J — — 104 652,0 
= li a = _ = z = 83 879. 











87, 88 575, | 36. 





du — | — 440 26 318,4 | 88 





= me — = | — 39 908, | 39. 





. = = li er 4267: | 40. 


6,0 — — — 6,00 1069, | #1. 





4,0 — — 4J— 4 1798, | 42 


- I — — | 44 190,55 | 48. 





= — = JJ —4 87 327,0 | 87. 
| 1 181 925, 
| 


Altenftüde zu den Verbandlungen des Heichktages 18% 137 
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Noch Tabelle 2. 



















Uuögaben. 


d, Unfaliverhätungstoften. a” TIlge:r 















! | 1. Roften ber erften 
| | aeg Bemn. 
Ueber | —— — Im aben 
Ausführumgsbebörben. ‚Grlaßvon | für Komenrung | Bu Perfſonliche 

| Unfall hr rund 

wagung | Unfalloer.| zuunestinen, | fammen. | np über: 
| der | bütumgb- | Tomin Mohn, bet | (ayatıen 29 —*6 
Betriehe, | vor  |Beriegte Innerhals] Me 21.) Unfallver- 
ſchtiften. mag dem Koften. |Nberungs- 
Nafal.  ; erträge. 


— — — | — — — —— —— — 


e) Baggerei-, Binnenfchiffahrtd-, Flößerei⸗—, 


44. Generaldireltlon ber Kal. bayeriſchen 
| Staateifenbahnen zu Münden . . 


45, ‚Generaldireftion ber Agl. Hiajfiigren Gmail. 
| eifenbahnen zu Dredben. . 


46. Generaldirektion der Kal. württembernifchen 
‘ GStaatdeifenbahnen und ber Bodenjer- 
i Dampfihiffahrt zu Stuttgart . e 


i 


47. Grogberzogl. Oberdireftion bed Waſſer⸗ 
und Gtrafenbaues zu Karlärube. . . 


48. |Generalbireftion der Großberzogl. — 
Staatseiſenbahnen zu Karlöruhe . . 


49. Großherzogl. Baubireltion zu Oldenburg 
50. |Deputation für age — BER u. 





Hamburg 123,98 — — — — — = 
51. Zweite Sektion ber ; Benbepaiallen au 
| Hamburg E 135,54 _ — — = I — 








60 Agl. Regierung zu Stralſund — — — = 


Summe e... 
DD 2and» und forft- 

= peitung Für Biete | i | | | 
| Steuern, Domänen zu Königäbergi. Pr. — 72, — — 860 860, — I — 

und Forften | 
53. - Gumbinnen. . _ Sl lee 526, 526,0 en | — 
54. Danzig . . | 178 263,50 — — — | — = — 
55. . « Marienwerber .| 117,4 = = — — | — — — 
56. . - Potadam . | — eo | - _ | — Hs | — I — 
51. . » Branffurt a. O. 7260 210,44 rt — 80 580,0 — 2 
58. . s Stettin . . » Hs 98,8 — _ 597, 557,8 4,00 — 
406,54 17, — 


| 
| 
k 
59. . »- Etlin . . - 1x0 81,0 - 1 - 406m 


*) Die Angaben für bie unter ben Ifb. Nen. 44, 45, 46 und 48 fallenden Betriebe find bei den Ifb, Mm. 36, 37, 38 unb 39 mitberüdfichtigt. 
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Ausgaben und Einnahmen. 








meine Berwaltungstofllen 
Einrihtung.| 















2. Raufende Berwaltungstoften. 



























Summe 
— und Tagegelder — 
rin chliehlich eimaiger in feime ber Schreib · der Ausgaben 
a = — Gehälter | materinlien, | Porto- Jnfertions- Bien me | 
Zw 2. Te d. der Dradjahen, | koſten, | mb und Zuſammen. | 
ſammen. Mitalteber bi fonftiger a bis e. 
S— „ Beamten Formulare ec., Boten- | fonftige 8 ie 
tat » ie m ber und Inftande | Löhne | Publifa- (Oyallım 30, 21, 
“ nt für | Beamten. | Bebienfteten. | haltung bed x. tionstoften, a akuten 
ven Bereich ber Indventars. 
MM 28 4 
49, 











18 998,32 





wirtbihaftlihde Verwaltung. 





— _ | — — — — — — | — 8607,78 62. 
— A | ⸗ = er = — — — 1868,55  |58. 
= I _ 5 2” = = — — 1879 64 
= F — er — AR = = 1569 66. 
> ar Pe — | = — — a . 3016, 656. 
= = a Se u en = * 23,0 2658 87. 
4,0 — — — | 6,35 — — — 6,3 2 000,5 58. 
m = — ui _ — — un 1061, 60. 
A Di c u PER ra = 





187* 
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Noch Tabelle 2. 
| Ausgaben. 
d. Unfelfverfütungstoflen. e. Kllges 
| b, Roflen 5 1 ; 2 1. Koften der erſten 
der Unſal Vramien für — — — 
unter Ic. Sqhieds· Koften bei Be —— 
Ausführungsbehörden. |fuhungen Ueber: · ¶ Erlaß von für ame | gu [Mutgaben m anne 
und ber derichts. wachung | Umfallver | mnpszuiänen, | ſammen. ” 
zenftelun x . über | und 
Fee often, der . bülungs- —5 (&patten zo | Nommen j fachliche 
| Entihädi Betriebe. — Bern * sn |h —— 
| gungen. i * —* | ; 
Me. db, Mb. , 4. 4. "Br: 
i F 28. 80. 31. 32. FF ET 
61 | Kgl. Regierung, Ab» l | 
ee, aminen | du Bol - || - 1-1 Mm | um) - | - 
I und Forften 
62. . « Bromberg . 5,00 = _ — 122 | 12m — — 
63. « Breslau 27,0 88,07 — — 652,18 | 652 ru — — 
64, ‚ - Biegnih . — - — — 970 | 07,0 _ _ 
65 , « Oppeln , 99,05 _ = _ — | _ — 
66. « Magdeburg — 59,06 Eh: — * J > = 
67. » Merfeburg . _ = — — 9! 99, — — 
68. » Erfurt . 61, | 159,50 - 3740 Tal — — 
69. Schleswig — _ - — 50,10 50,0 u Be — 
70. » Hannover . 63,50 _ — — 92, | 92,0 _— — 
11. Hildes heim 12040 158,03 — — 54, 5A ,as _ 
12. « Lüneburg . 1,00 — — — 140,00 140,98 — — 
78. Stade — pen — — — — — — 
74 Kal. — zu Osnabrück — — — — - — — — 
76. Kal. Regierung, Ab · 
| — —— | zu Minden 0,15 — * I 83,01 Sa re Ye 
| und Forften 
16. | « Amöberg 32,0 — _ — — — — 
7. Kaſſel 96,00 -_ — _ 263,0 | 2268,00 _ - 
"| + Miesbaben. 50,00 34,5 _ _ — _ — — 
70. Kbvoblenz — . — — 4000 400,0 — — 
80. » Dürfeldorf . = 2 _ _ 67,00 Tal — _ 
81. . Köln — 73,4 - — - — 
82. Trier 16, — — * — - = 
83. »- Yadhen’, 10,50 — — — — — — — 
84. Kal. — 
| — an Münden . 71,50 79,10 — — — — * Bee 
85. = Sandöhut . 21,0 94,00 _ = = = — = 
8. | « Epeyer . 9, | 44,00 -— — en = = = 
8. + Regendburg _ _ _ — 54, 54,0 59,90 — 
88. . « Bayreuth . 10,0 | 43,0 ei — u = = = 
9. . Ansbach. 12,00 — — | — | u — 22,00 — 
W.| + Würsburg . 4l,oo — — — | — — 40,0 
9. + Aundburg . 1,00 69,50 — | - | — — = — 
R.| Direktion ber ———— au 39,18 100 ,s3 — — — — 624,4 — 
Dreiten. . | 
W. Kal. Forftbireftion au Etuttgart 92,00 111,30 — _ | _ _ — — 
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Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben. 
meine Bermeltungstoflen. 5 — 
Einst 2. Laufende Berwaltungsfoften. ee 
" — —TReifefsiten und Zagegelter. | —— 1 5 — —_ Summe | 
einfhlieslih etmaiger in feine ber Schreib · | Der Ausgaben { 
folgenden EyeheT anfausehmenden | Gehälter | materialien, | Perto- |Injertions. Zinfen unter 
— — * — d. der Drudjaden, | koſten, und * Bufammen abite 
— 3 u Beamten Formulare ıc,, Boten, fonftige En —— FEN 
a — * der ber und Juſtand · löhne | Pubtifa- 36 biß ac) | 2% 32, 55 um ar.) ! 
milflonen 1 für Beamten, | Bebienfteten | haltung bes x. tiondloften. —— 
—S Zuventars. | amd. 
4. | —A. MM Dr er N ah | 
R 3. 45. 


















































— 382,00 — — J - 382,00 7 146,00 11. 
_ — | — | 0s0 0, 1 191,00 78. 
= = - — — — 81440 70. 
— — — — — — 670 60. 
ar Br an ei _ — 1624 | 81 
— = - Fin _ - 66840 82. 
_ es — — — — 2,38. 
| 
— — — — — — 1452 BA. 
— — ze — — * 59,0 686. 
— — = — — — 794, 5, 
er = — u _ _ 550,0 87. 
— 90,0 — — — 90,00 1000 | 8. 
— 3450 0,10 — — 35,50 26810 80. 
— 285.0 = = = 285,0 104 |. 
RE es _ — = — 174,8 91. 
2472, 112,00 4 — 6a 247 455 Re 
_ 65,04 — — — 65,6 5 875.0 | W. 
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Noch Tabelle 2. 








Yuögaben, 
d. Unfallverhütuugstoflen. 









o Wllges 



























1, Koften der erften 
Prämien für — — — 
Koſten bei | Rettung Berun- u 
Ausiührungsbehbörden. Uber —— —— Zu · Perſonliche auf Brand 
afallver | mngtätsiäten, | fammen, unb über- 
der hütungs« | a —— Ebalten #9 nommener 
Betriche vor · an TE ſachliche 5* 
ſchriften. en bee Koiten. erungsd- 
aa u verträge. 
— 











4. — VBerwaltungsbehörde des — 
zogl. Haushaltes zu Schwerin . 
9. : Brchherzogl. — und Bere 

ı au Schwe 
9%. Großberzogl Etsatbwinifterium, Dear 
der Finanzen, zu Delmar , . 
97. Großherzogl. Kommiſſton für bie land. 
und forftwirtbichaftliche — 
rung zu Oldenburg. . - 











9. — Regierung zu Eutin . 
». . * Birkenfeld 


100. Ge Kammer-Direltion ber Gorften 
u Braunf ihweig. . . 


101. — für Eijab- Estprigen zu erh 
burg i / E. 


Summe f. 11 920,9 


102. 5* — — zu — 





121. | » Mietkaben . — 28,00 — 


- 50 — _ _ _ _ — 
108. Pi kei zu Sumbinnen — — — — — | _ — _ 
104. | Kal, Ober- Präfibent der — — | 
preußen zu Danzig 14,0 142,8 — A 870,58 370,58 — — 
108. | Kal. Regierungapräfitent zu Botedam 1* 49,00 97,00 - — — — — — 
108. . Frankfurt a. O. — — — — — — — — 
107. . Stettin... .| — = - | - _ _ — — 
108. . - Chtlin . . . — 42,08 — — = _ _ = 
109. . » Stralfund . . er — _ _ _ — — 
110 «Befn . . » _ = _ — — — — — 
111. Bromberg — 57.40 * — u — * — 
112. Bu ER EEE ME ber —— — | | 
F : — — — — — _ — — 
118, | Kgl. Ober-Präfident * Beni Sat | 
zu Magdeburg . . 30,00 183,0 — — — — — — 
114. | Kat. en zu Säletwig R 18,00 -- — — * — — F 
115. « Hannover , — — — — — _ — Pr 
116. . « Lüneburg . — — — — — — — — 
117. Stade — m — —_ — | — — — 
118. ‚ Hub . . 40,00 20,70 — — — | — — — 
119. . + Münfteri/®. = — — — — — — = 
120, ‚ » Minden. . 3,06 — — — — — — = 
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Ausgaben und Einnahmen. 











Uundgaben. 


meine Bermaltungstofen. 


















Ginrihtung. 2. Laufende Berwaltungskoften. Summe 
eliefohten und Kagegelder | 
iger a deine der Schreib · | der 
* In Ersten Smehmratn | Gehälter | materialien, | Porto: Infertiong, Binlen —— 
a. d. der Drudjaden, | koſten, und Bufanmen, 

fammen. 6 be | — Formulare «| Boten | fonftige | zer (Spalten — 
Inſtand · loͤhhne Publita . tungsaufe | 9° Ma 46) (Spalten 36, 97, 
—— haltung des x. tioudtoſten. = mie 





| 
=“ Anventard. | | 


nn Mi. 























61,0 42200 63 577,0 





























verwaltung. 
= — — — — — - — — 283,10 108. 
” Er - | - — — _ _ _ 230,75 108. 
52 = — 6 — — — — — 5097, 104. 
— — — — — | — | _ — — 1986, 105. 
iR — — = ui _ - 1 — 381,0 166. 
ne = _ = | — — | — — — 10104 107. 
— Br = — — * — _ 406, 1108. 
= — e — — — — — 325 109. 
— — — — — — — — — 352, 110. 
BR - - — u als = 78, 1767, 11. 
| | | 

E = | = = > — = | = 2 1479 112. 
— = | = — | — — — — — 15050 118 

= = ı = — - | — — 118043 114. 
— — — — — - —— — 30 116. 
— = = = — — | _ _ _ _ 116. 
= = u Be er a 1 — — 596 117. 
= ” FR m du = — = Im 986 1118, 
Er = = 2 = — = — — 2380 110, 
— nr = — — — — 1530 10 
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Noch Tabelle 2. 





Ausg a ben. 
d. Unfelverhütungstofen. 





e, Allge- 


1. Roften der eriten 




















} Prämien für 
| Koſten bei | Rrtrung Berun- | 
i ‚sindier um 
Ausführungebepöärben Ueber: Erlaß von fir Mbrcenrum | i ögaben 
| a ö 2 geriätd- | wachung Unfallver- | E J | I —— au Bun 
| ber | Miungt- —J— nomtnener 


rg — Erꝛum * 
Betriebe. bor- —— u rd bit 21.) 


ſchriften. Boden mag u —2 


jachliche Unfalver. 
Koſten. ſtcherungs · 
— vertraͤge. 




































— 


122.| Sal. Dieryeäibent | ber Bpelnproning m | 
Koblens . - a — _ = — J— 


123. Generalbireftion d. Kal. ſächſiſchen — 
elſenbahnen zu Dredden — — — — — J— 


124. Kgl. Miniſterialabth. für ben N und | 
|  BWafferbau zu Etnttgart . . - — 124,00 — u — = BR 








125. | gl. Forftbireftion zu Stuttgart . . - 3,00 das — — — — 


Großher yanl, Oberbireftion des Waſſer⸗ | 
126. und Straßenbaues zu Karlörufe . . 67,20 8» _  B1o _ 


127. Großberzogl. — und — 
zu Schwerin . . 30,00 


Grohherzugl. Chauſſee — — ‚Kom: 
milfton zu Schwerin . . _ 


129. | Großherzegl. Flußbau » Kommiffien au | 
Edwern . » «ren. — J9 — — 


3 


180. | Großherzogl. ——— d. Innern 
zu Weimar. u 


131. | Großherzogl. Baubepartement zu Neuftrelitz — 





132. . Banbireltion zu Dibenburg 
138. . Regierung zu Eutin . 

134. . Regierung zu Birlenfelb . 
185.) Herzogl. Baubireftion zu Braunfhweig . 
136. a —— — der en 








187.| Landesausſchuß zu Greiz 
188. | Fürftl. Bauamt zu Büdeburg 
189. | Baubeputation zu Lübeck 


140. * Sektion — — zu Dem 
burg. . » 


141. Minifterium für Elfah-Lothringen, Abtbei- 
lung des Innern zu Straßburg i. Eli. . 





Großher eregl Minifterium ber Finanzen, 
Abth tung für Baumwelen zu Darmſiadt . | — _ 


Summe g. 526,66 











Ausgaben und Einnahmen. 
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meine Berwaltungstoflen 
Einrihtung. 


2. Laufende Verwaltungsfoften. _ 


Melfefoften und Zagegelber, 
— Mine ber 


einihliehlih etwaiger i 
folgenben Spalten aufzunehmerben 
Aublsgre. 





de 8 d. 
fammen, Witglirber ber 
eaſchaſtt · 
(Epalsen ar und be ber 
uns 36.) Auslhüfe, 
—— Beamten. 
—eS 
4. Mi. —* 
85. 36. 40 
34 0 Zu Er 
ı 
Im =. I 
I 
10,0 17,0 a2 














Gehälter 


ber 


Beamten Formulare ., 


und 


Ausgaben. 


Schreib. 
materialien, 


Drudjaden, 
Inftand-» 


Bedienfteten | haltung bet 


4. 


Anventard. 


48. 





Attenftüde zu den Verhandlungen des Reichätaget 1890. 














Porto. 
toften, 
Boten- 
löhne 
x. 


4. 
44. 


Snfertiong.| Zinſen 
und 
fonftiger 
era Verwal · 
tungsauf · 
tlondtoſten. 
onstoften. Re 
— — 
4. 46. 

















Bufammen. 


(Spalten 
36 bis 46.) 


Eunme 
ber Ausgaben 
unter 
a bis oc. 


(Eypalten 26, 97, 
28, 32, 55 und 47.) 





— EA — 
49. 
1832, 1 
245,71 128. 
1 226,0 124, 
144, 1235. 
2457,00 1286. 
532,58 127. 
40,00 | 128. 
48,56 | 129. 
— 130 
406,0 131 
490,0 132 
64,0 138 
— 134 
1875,14 135 
_ 136 
— 137. 
— '138. 
2403, | 189. 
| 
1667,00 | 140. 
1664, | 141. 


34 222,0 
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Ausfühbrungibebörben. 


| | | 


143. |Hgl-Reglerungs-Präfident auftönigebergi. Pr. 


144. Agl. Ober-Präfivent der — u» 
preußen zu Danzig . . 


145. Kal. Regierungs-Bräfident zu Stettin . 





146. +» . 5 . Götlin . 
1. . 5 . « Gtraliund . 
148. | » ‚ « Schleswig . 
149. | B « tineburg . 
150.| » . . - State . 
151.| » . . « Aurich . 
152. | Deputation für un und — m 
Hamburg . 


Summe b. . 


a. Marineverwaltung . 

b. Serreäverwaltung 

|& Voſt · und Telegraphenvermaltung . 
14 Eilenbabnverwaltun . - - + 


Baggerei · Bi ifffahrts · F16 . 
ı* En a und Fährbetri ei $ — 


. Land · u. forſtwirthſchaftliche Verwaltung 
x. Bauverwaltung 
k Seeſchiffahrid · xc. Betriebe 





Summe A. 


9,0 
176,15 

17,5 
1 245,08 


3,0 
1 520,50 
234,» 


6,00 


Ausgaben. 





17 202.12 





d. Unialverhütungsfoften. 


gen nad 
Unfall. 















92,00 


29,0: 
9, 


4 150,35 


11 920 ,.u 
388,56 


16 590 45 








Prämien für 
Koften bei ir Le rus · 


Eriaß von | nit * 


nugla han· n 
ſe rr le —* der 
Kürforge für 
Beten —2 
8 —* breigehn, 





ter und 
— 
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e. Allge⸗ 
1. Koften der erſten 


Berföntiße auf Orund 
und über: 
noemme 
si | aBlide ünfler, 
Bm. Dechräge. 








16 852,1 
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Ausgaben und Einnahmen. 
, Ausgaben. 
meine Berwaltiungstofllen. 
Einrichtung. 2. Laufende Berwaltungstoften. Eumme 
nit  lende hm or 
FHRANEOE 4 De Schreib · ber Mudgaben 
Nolan Are um enehmenden | Gehäfter | materialien, | Porter [Snfertiong.) Sinſen unter 
du der Drudfahen, | koften, und und Bufammen, na bis e, 
— Beamten [Formulare x.) Boten | fonftige | Luſtiger (Spalten | (&palten 26, 97, 
(rn * und Inſtand · löhne | Rublika- Bermal- | 5 Bis 46.) | 3%, 32, 56 una ar.) 
Bedienfteten | Haltung bed . fiondtoften.| kungtauf · 
Inventars. wand, 
5 „EEE —AA4. Mb. Me. zB 












44. | 





45. 





ꝛe. Betriebe, 




















464, 143 
-— 44. 
— 145. 
— 146. 
9200 147 
A 1168 
— 140 
— 1460. 
Om 1181. 
1815, 
3846, 
27 626, 
70 868,10 
26 308,15 
1181 985,0 | 
_ | 18.995,00 | 
2472, | | 6 | 
34 222 37 | 
3 846,7 
24720 | | | 1 42T 368,04 
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. Sandeödiretor j 


. ‚Tanbesbireftor 


Reichstag. 





Ausfühbrungsbehörden. 


. — ber Agifae Dftpreußen 
zu 8 u rue Bake 
. er Provinz Weſtpreußen 


PR — der Provinz Brandenburg 
zu Berlin . 


Landeshauptmann der Provinz Poſen zu 


MbeßBiretior”" der "Wroving "End 
er rovinz achſen zu 
Meriebug - > 0 2 2 nee 


ter Provinz 


Schleswig. 
Holfteim zu Kiel . 


7. Landesbirefto rinnt der Provinz . Hannover 


. Zanbratb bes 


zu Hanuno ver 


Landeshauptmann der Provinz Beitfalen 


u Münfter £ W. 


R Sanbesbirehtor bes Berirköwerbanbes vet 


Regierung bbezirls Kaffel zu Kaflel . 


, Yanbeibireftor Des Bezirköverbandes dee 


Regierung bez. Wiedbaden zu Wiesbaden 


Landeddireltor der Rheinprovinz zu Düffel- 


1: EEE Er Ver 
'Borfipender de Yanbesausichufies au Sig- 
maringen 


Landrath bes Areiiet Beldap Oft.) su 


Goldap 


| des Kreifes Stalupönen a 


Stallupönen 


Banbrath des Kreifet 3 Ragnit zu "Ragnit. 


xandrath bed Kreijed Heybelrug au Heyde⸗ 


a 
. andratb des Kreiſes Pillkallen m Bil. 


fallen 





Landrath ve $ Kreiles Dartepmen au Dar- 


fehmen . 


. Enanbratb de Kreifen dobennitburg mu 


Johannis bur 
Breite et zu "ud 


| 


. Bandratb bed Kreiſes Gumbinnen zu 


Gumbinuen . 
Landrath des Kreifes Senäburg” zu 
burg i, Dftpr. 


Send. 


23. Yantratb bed Mreiles Infterburg zu 


Anfterburg . 


24. a a des Kitlaueſchuffes bes Kreiſes 


Neldenburg zu Neidenbur 


Vorſitzender des e bes reich 


Labiau zu Yabiau 
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Ueber · 
wachung 
der 
Betriebe. 








Hu 8 ga b e * 
d. Unfallverhütungstoflen. 


Peg | für 
Koften bel * —— 
Erlaß von für Kmsdung 
Unfallver | q, glä@hätten, 
hũtungb · Kofben ber 
Bürforge für 
vor“ Berlehte innerhalb 
ſchriften. Sem na ten 





Bu · Perſonliche 
fonmen. | un F 


Noch Tabelle 2. 









1. Roften ber eriten 





Pr aben 
rund 


nommener 












ſachliche Unfallver: 
Roften. ange 






A. 





| 
! 
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Ausgaben und Einnahmen. 











Nudgaben. 


— — —— — — — — — —* 








meine Berwaltungeteſten 















cineituna c.. 2. Laufende Berwaltungäfoften a 

Fiefaitchtig emaiger {a fe br Schreib · der Mußgaben 
nthmenben | Gehätter | materialien, | Parto: unter 

Bu 2. d. ber Drudfaben, | Koiten, a bis e, 
— — eek Beamten —— at. ei (@palten 30, 97, 
em 33 Änorftände und ber ber und and» ne 24, 39, 55 mb 47.) 

— — fir Bermten. | Pebienfteten | haltung bes x. 
ben ber Inventard. 







He. 
49. 









Ausfüßrungsbehörden. 





























= _ ar Me Hi hehe = Pi 
— = SE 124,08 = u J 124m um 2. 
= = ar. Hl I — — er, 10m 18. 
| | 
— — — — | — — — | — | _ 423,18 4. 
os I Ee — sa: 30 - | - | 18% 195,10 5. 
| | 9 | 
— = — | = — 1 - 1 - 41 _ — 6 
1} € 
— — — — — | — — ** Bi 206,55 T 
— — — — — | — — — — 419,0 8 
— — — — | _ J — _ — — 440,0 9 
l I 
— — | — — 9,0 10,0 | — — 19,80 19,0 10 
! 
_ _ _ _ — — — — — 286,10 ik 
— — — — 11, | kn | u — 12,50 12,10 12 
= = = = - — — _ -— | 
Zeile Be hi me ke el 
x Zsh = = u = re = |k 
| | 
| | | 
-|- I - | -|=-|-|-)-|- | - | 
x z Zn n el =. la 
l I 
— — l — — — | 5,0u 10,00 — | 15,0 57,na | 18 
- _ — — — — — — | — — 18 
= ee I = 8 
| | ) 
„= = = | = = > = — — = Pr 
Pe — _ | — = Ze a ug ur —* |oo 
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Noch Tabelle 2. 














Ausgaben. 





e. Allge⸗ 
1. Roften ber erſten 





& ft bei a 
often uud 
Ueber | Grlah von eu gZu · Perſonliche abe 
wacung |Ünfallver | wngtiasiägen, | fammen, d 

jemie Roften ber = — 


hũtungb · 
N fachlile | Unfallver 
# 
Koften. ern 







Yusfübrungäbehörben. 















bis 81.) 





ſchriften. Bed ng em 


26. Borfipender bed Kreisausichufies 




















| des Kreifed Pr. Eylau zu Pr. Eylau _ 23.0 — — - = = 
2. , «  Heiligenbeil zu Heiligenkeil — — — — — = = — 
28. . * Pr. Holland zu Pr. Holland = — — — _ _ es = 
29. . « Stuhm{BW/Rr.) zu Stuhm — — — I — — — RR = 
30. . .  Rofenberg zu Mofenberg | 
B/Br.) . — — — — — — — — 
3. . - ulm zu Gulm .. . _ — — ut — — — — 
32. ‘ - Dearienburg ” —— 
burg. — — — | — — — — — 
33. . Neuſtadt zu Rat 
{ *).. — — — — — — — — 
3. . Dirſchau zu Dirfihan. . — — — — — — — — 
3. -» MPupig zu Publ . . - = _ — DEE — — — = 
36, * Danzig (Höhe) zu Danzig — — — — — — — RR 
37. ‚ Danzig — zu 
| Daniig » — _ _ _ _ = 30 m a 
5 ‚ , pa — zu Br. Sir | 
b —— zu Rarttaus k — er — 2 — J— — a 
“ — des Sreijed Soldin zu Soldin e _ — — — — = — 
41. GKsſoͤnigsberg NM. zu | | 
Königäberg HM. . = == — — — — — — 
4421 rer NM. zu ! 
riebeberg AM. . = 32,0 — — — = 14,» | — 
43. ‚ ‚ , Tue BR | 
. — — — — f — — — — 
4.) B “ “ F zu Ralau. ö = zu - — — * F | _ 
45, Borfigender des Kreisausfchufles 1 
des Kreiſes Weftpriegnig zu Perleberg a a _ u — se u | = 
46. Landrath des Kreiſes Greiföwald zu Greifd- | 
wald i/Pomm. . . _ — — — — — do I — 
4A: BGrimmen zu Grimmen — — - — | au = - | - 
48. Vorfipender bed Kreisausſchuſſeẽ ' 
| bed Kreiſes Miedom- Son zu Sur | 
münde. . — — — — — = = — 
49. 5 -  Regenwalbe zu zaben — — — — ae — = = 
50. . Naugard zu Naugard. -» = — — — — = sr = 
51. . »  Porig zu Per . . . — — — — * J— Pr z 
62. BEN, zu m. | 
| bagen. . — — — — = I ı 9 — — 
58. . « Namdlau zu Rameian 
WS. . . . — — = — 7,0 7,10 - — 
> b *» Meike zu meiße een — — — — —— = _ — 
| 
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Ansaaben und Einnahmen. 





Ausgaben. 







meine Berwaltungstohen. 





























Einriätung. EIS 2. Laufende Berwaltungstoften, Summe 
BENENTEE * — 

em auf zune hunenden J unter 

Fe n * Porto» |Infertiond Bei Bl 





(Spalten 26, 97, 
28, 39, 33 und 47.) 





ren | — — — — — — — — — — — — — 






































| | | | 
— — - - — — | _ — = Bo 1% 
- = _ = =. = ee = =. Nie; 
— — — — | PR | Fe f = — — Da‘ 
— — — — * | — — = — _ 29. 
= u u > ES 3 - Is. 
_ — _ — — — — — — = 91. 
- nr ui - 1. - — — = 82 
I — — _ — Re BR = — _ 33. 
_ _ _ _ — — — — = _ 38, 
* u WE _ = _ - — _ - |s 
— = = — _ — EEE — = 86 
30,0 a I — 20,00 3,0 | — — 23,00 50 37 
= rn 2, = = — re — ER u |s. 
= _ S zn _ = z = * — 30 
er 2 = = — 40. 

| 
— * — — — Ne - FR = — 41. 
IH, 925 _ — — I ir — 92,15 139,5 #8. 
_ —— F ze let ce | - e u 43 
— — en — — — — Er — —— 4. 
— Eu — = | — _ er > Pr 45. 
60, - I — — | — — I = 60,0 n 
— — — Zi — — — — — — ‘ 
| \ 
| ) i 

— = en = = ı = _ — Br = 48. 
— — ans nun \ — | — — — — — 40. 
= = — = = =; = = = 50 
— — | — = _ — — — — — 61 
— — — = — — = > = = 52. 
— ai — — * N — — u — Tao 53. 
5. 


1100 













— — en | — —— 7 | — — — 
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Aubführungsbehörden 


55. Bern bed Kreidaußichuffer 
Kreijed Freyſtadt zu Freyſtadt 


u. — au 


Gr-Bartenberg zu 9 
Wartenberg . . 


Eprottau au Sprottan . 
Oppeln zu Oppeln 


Glogan zu Glogau 
Brieg au Brieg 
Trebnig zu Trebnip . 
Grünberg iu Grünberg . 
Itenberg in D.-Schl. zu 
ori in O.Schl.. 
Grottkau zu Grottkau 
Breslau⸗Land zu Breslau 
GSroß⸗ Strelitz zu Gro 
—— — 
Liegniß · kand zu Liegnißz. 
Lũben zu Rüben 


Leobihäp zu Leobihüp . 


71. Landrath des Kreiſes —— F Salz · 


72. Borflhender des — 





57. 5 
58. ⸗ 
50. ‚ 
60. 
4 - 
62. | 5 
68. “ 
64 „ 
&. | = 
66. | - 
4» 
68. 5 
60. | « 
eo - 
1 

73. . 
14. : 

7. 

76. « 
1. - 
78. « 


: 


beö Kreiſes Jerichew I zu Burg . 


Neubalbendlehen zu * 
halbensleben . . 
Jerichow IT zu Benthin 
rg au — 
Kalbe a. S. zu Kalbe. © 
Dfcherdleben au ers⸗ 
Ibn... — 
—— au Heiligen» 
DE: 0 5 a 


19. | Magiftrat zu Müblbaufen i. Thür. 
50. | Vorfipender bed Kreidausichuffes bed Krei⸗ 


ſes Herzogthum Lauenburg zu Rapeburg 























YHuögaben. 
d. Unfollverhütungstoflen. 


glädter en 
für Atwendanz 
ven 
k IT 
o 







Bu- 


fommen, 
(Spalten 99 


bis 31.) 








(Rechnungsergebniffe ber Berufögenoffenidaften.) 
Noch Tabelle 2. 





















o Ullges 

1. Roften ber erfken 
Berfönlide sur Grund 
— 
ſachliche | Unfallver. 
auten. Men 
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Ausgaben und Einnahmen. 


Ansgaben. 








meine Berwaltungstoßen 




















Einrihtung. 2. Laufende Berwaltungstoften. 
= IF @etlekohen und Tagegelder, De 1 Summe 
— heine ber | Schreib · | Binfen | der Ausgaben 
felgenben Bye enfaunchmnden | Gehätter | materlalien, | Porto · Juſertions "np unter 
du d. ber Drudiahen, | koften, | und fonftiger Zuſammen. abe 
fammen. Alan Beamten Formulare x.,) Boten | fonftige | merpalı |  (Epalten | repatten 36, 27 
(&yalten 33 Änorlände wab ber ber | und Inftand · löhne | Bubtifa- tungbauf- | 36 Bid 46) 28,39, 35 wa! 
und 34.) wussgüfle, Koın« | ngdauf- — | 
55 1 fr Benmten, Bebienfteten. | haltung bes x.  jtiondkoften and ' 
er 
Seaoffenigart. Suventars. 
“I FA 6 ——— — 
35. 36. “. | 4. 43. 44. 45. 46. 47. 49. 
— _ * — — — — _ — — 56, 
_ — 10,0 — 24,0 — — — 34,00 34,0 56. 
_ -_ — — — — — - — — 57. 
nu — — — _ — Per — — = |58. 
20,0 _ - — * * — * * 142.05 5 
— — — = — — — — — - 0 
_ - — — — — — — — 9,00 61 
— — — — — 2,0 = — 2,0 68,0 62. 
— = — = — | — — — — — 63 
13,40 = * u — — = — — 13,0 | 64. 
l 
| 
20,00 — — — ar Il - — — — 87, | 65- 
. u u E BAR) 63 a mern en u 
= = — m _ — — * — — 67. 
— = | = — => - a — 68. 
11,0 — _ — — — * — — 11, 60. 
Zu * — * — Ne Ne — — W. 





0, 104, 





I ra Fi 
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111 711 
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Noch Tabelle 2. 








Yudgaben, 





d, Unfafiverfütungstofen. ; & Kllger 
’ a a — — 
|, er ne 1. Roften ber erften 
often Ki: · 
— . war . 
Ausfübrungdbehbörben ucher Erlah von — rung Be $ —J und 


wachung |Unfallver | ungtütstiten, | Tammen. 2 
der bülung®- er} — der 


ten 3 
Betriebe, | Far rin lung 1) | feslide — 











chriften. nn —8 Koften. —— 
dl, ER } 4. 4 4 
1 9. | 30, TIER 32. 33.. u. 
1. | a des Kreisausichufies ) 
es Kreifed Weener zu er (Hann.) — 21,00 _ — — — — 
32. . Emden zu Emben . . . — — — - | — — 4. — 
88. ‚ Norden » Morden. . . = — — - | _ — 30, ai 
ER . leer “ker. .,.. — — — - | .- _ — — 
36. Landrath bes Ktreiſes Coesfeld zu Eoedfelb — — — — — — 44 | — 
86. . Cüdinghaufen zu w | 
| Dingbaufen . en löe _ _ _ — - — 
7. . Ahaus zu Ahaub . — — — 4 — | _ — = 
88.| Berflgenber des Kreidausſchuſſes | 
deB Kreiſes Minden zu Minden . . - == = — _ — — — Er 
8. . Büren + Büren _ — _ _ — je — —— 
W.; . BWittgenftein zu Berleburg - — — — — — — — 
| | 
9 Warburg zu Warburg . . — — _ — — | _ — _ 
n. Hörter zu Hörer . . . — — _ _ — — — — 
8. Bielefeld Stadt und — | 
zu Bielefelb . — — — — — — — — 
94. Magiſtrat zu Bielefeld . 2. 22. . — un — a — _ — 
. Bodum. » 2 2 20. _ _ = = — * Ar _ 
%.| Oberbürgermeifter zu Dortmund . . . — = — — — — — 
N. Berſißender des Kreisausſchuſſes | 
. bes Kreiſes Gersfeld zu Sersfelb . — — — — — IN — u Er 
8 Magiſtrat zu Frankfurt a. MM... .. — 181.6 - 1 - | _ — _ = 
99.| Dberbürgermeifter zu Düfeldorf . . .| — — TE, ee ee ze — — 


100. Stadtrath zu Chemniß 19,4 — — — — u a. Hk in 


101.| Bauabtheilung bes — — au | 
Stuttgart . - 1,» 16, — — — — — — 


108. Unttverfommiungtansiguß der Amtätor- | | 
' Foration Bradenbeim zu Bradenbeim . — — = - | _ — — = 


108. a der Amtölor 
poration Reonberg zu Feonberg . . . _ — — 


104. Oberamtspflege Laupheim zu Laupheim — — Br — 








Stuttgart . _ 28,15 - — 





1055. Amtsverſammlungsaus ſchu | 
traten king au En | 
106. . Heidenheim zu | | 
' Heidenheim . _ — = — — — 97,00 _ 
107. ‚ Gaildorf zubail- | | 
if. -.. - _ e — — — Pre — 
108, ‚ Ellwangen zu EI- 
I wangen + . — 22,00 — N _ — — — —— 
108. . Stuttgart Ant m | 
I 
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GE ss 8 — — — — — —— —— nn nn Bu —— — 


Ausgaben und Einnahmen. 








Ausgaben. 


meine Bermaltungstohen 
Gm ——L—L—— 2. Kaufende Vermitungthen___[_[_[_—„——_| 


























WellctEen ns and un hie Sqhreib · | ber 
folgenden End set Gehälter | materinlten, | Porte- |Infertiong.) ¶ Zinſen unigr 
du. a 6 der | Drudfachen, | often, | und | nd 8Seiammen. bid 6 
Immen. | Buydde ter \ Beamten Formulare ıc.,| Boten | fjonftige —— epatten | Gym 26 2, 
(Spalten 34 de unR der der ! und Inſtaud · loͤhnt | Publile- 26 58 46.) 
*R vediendeten. Haltung det | ac.  Mondtflen —— —— 
Omen] 
4. * 4 4 4 — — 4 4. 
35. 36. 0. 4. 43 44. 45 e. | m m 1 
! 
— — — — — 4,00 — — | 4,00 25,00 81. 
das — — — — 3/* — — 3, Ta 8. 
30,8 — — — — — — — | — 0, 8. 
= u = = = — — — er 84. 
44 — — — — — — — — 4, 85. 
= = * u = - — - — lo | 88. 
= = 2 en = je — * — we 87. 
_ a a ” = Mens ee - Ie 
— — — — — J — — — — 89. 
— = — — ur — — — — — 90 
En Dee | a ee Feel ee te dl a Vo 
= = — — = | u — — = = 9. 
— — — — — _ — — — — 9. 
— — — — — - _ _ — — 
_ — = = -_ | - — - _ — 8 
= ae — — ⸗ — er * = I 3 
— — — — — - _ _ — — N 
_ - | _ — — — — — * 288,04 8 
se | = _ — — — — — — N) 
_ - — _ _ - — - — 591, [100 
= — | = _ — O0, _ — | Oas 7112,13 r 
— — | = | — 4,00 — — — 4, 4,00 102. 
er Pr EEE = nr — = — 108. 
= _ — — _ _ _ - | — — 104. 
| 
! ! 
27,0 — is — | — | — — I — } 27,00 106 
i 
2 = | _ = _ — — | — _ 107 
jan =, 05 = — - — _ _ 22,00 08 
| 
= — — — — — — — — 28. 109 
1 
| 
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Ausfühbrungdbebörben. 


J. 


110 ————— 


gt Künzeldau zu Künzeldau 


111. . Gerabronn » Gerabronn 
112. ‚ Horb » Horb. . 
118. . Aalen » Yalen. 
114. Dehringen » Debringen 
115. b Vaihingen + Daibingen 
116.) Magiftrat zu Schwerin 

117.| ‚ . Güftrem. » » 2: 0 re. 
118.| Deihverbanbevorftand bed II. Deichverban- 


bed im Herzogtum — au er 
mwürben . . 





119.| Amtsvorſtand zu Barel 

120. . . ger . . 

121. . - Eliwürben . 

122. . Bedita . z 

123. . - Kloppenburg . . 

124. Magiftrat zu Götben . . 

125. . + Bernburg . » 

126. Kreisausfchuß bed Kreiſes Zerbft zu Zerbft. 

127. 5 . « Köthenzuöthen 

128. B * «Bernburg zu 
Bernburg . . 

129. . » «  KBallenftebt zu 
Dallen . 

130. . VDeſſau zu Defſau 

131.| Maglftrat zu Stadthagen. 

132.| Amteverfammlung bed Bandrat$tamts 


Büdeburg- Arenöburg zu Büdeburg . 


Amtöverfammlung des dandrathdamts 
Stabthagen-Hagenburg zu Stadthagen 


Summe B . 
4. Staatliche Ausführungsbehörben 


B. Provinzial» und — RR 
rungöbehörben . a 


Bejammtfumme - . , 
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182,13 555,54 


17202 13 





3354,88 








182 13 555,5 


3536,06 


17767.0 


Audgaben. 


Ueber: 
wahung | Unfaliver- 

der | bütungs- 
Betriebe. | „PP! 










A. 





16710,00 


(Rechnungsergebniffe der Berufsgenoflenihaften.) 


Noch Tabelle 2. 





& Mllges 
1. Koften ber erften 


ge · NBerfünticel ar ogaben 
k vor eat Or 
—. fachliche Infise, 
Rrpen. verträge. 


16976,1 
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Ausgaben und Einnabmen. 



















































Yusgaben. = 
meine Berwaltungsdtoften 

Einristung| 709, Laufende Berwaltungstoften . . 

F Reiletofien um Tage eiber, a er — a iu Summe 
einfchließitch etwaiger Im feine der | Schreib» i Andgaben 
ra, — I utsuar | Gehälter | materialien, | orte: |Infertiong.) Dinſen | unter 

k dw . d. | ber | Drudjachen, | foften, und — ‘ Bufammen. | a bis e, 
j den hendaft. Beamten Formulare ıc.; Boten- | jonftige na | (&palten (@ealten 26, 97 
(Spalten 38  |vorftänte uns der der unb | Anftand» löhne | Buhlifa | #6 bis a6) Is, 42,35 une ar.) 
end 24.) Berjchühe, Komme | | tungsauf · 
miffiezen ıc für Beamten. Bedienſteten. haltung bes it. tionäfoften.; et 
—E Inventars. | x | 
4. 4. 2” ARE: BER. 0 ae. v. A. A ” BR 
35 36. 40, 41. 43, 4. | 4 | 46. 47 49. 
| | 
| | | | | 
> —— u — 10. 
I no a | _ u ve =. + Pi 
— = Fan Ey — m. 
_ — — —— _ 25,00 118 
| | ⸗ - I. | - = 114 
} 
| | | 
— _ - — — — 115. 
— — — -_ - I - 1 - |. - — 118 
_ - — — ER = — — = = 117 
3,8 — - — — _ — _ = 30,6 118 
_ - — = E00 = — — < = 119 
- - | - - = = Pe ee — 120 
20,2 — — — | - _ m) — _ 20,» | 121. 
122, 























5 963,17 





— — 3714 


2472,420 188,91 5 820,08 1427 368, 














37 1,a 5963,17 








2472,» 188,51 1433 33 1,55 





2657,0 





6 191,04 
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Ausfühbrungd- 


bebörden. 


Aktenſtück Nr. 159. 













Durch · 
ſchnittliche 
Zahl der 
verficherten 
Berjonen, 
(Tabelle I, 
Spalte 14.) 









Rechnungsergebniffe der Berufsgenoffenihaften.) 




















Zugendliche 
(unter 16 Jah ⸗ 





ren). 








Kaijerlihe Werft Danzig 
‚ Aiel 


pe 


4.| Rgl. Intendantur des Garde» 
Korps zu Berlin. . . 
5. | Kal. Intendantur bes I. Armee: 
| Korps zu KRönigäberg i. Pr. 
6.) Kgl. Intendantur ded Il. Armee- 
Korps zu Stettin . 
Agl. Intendantur besIll. Urmee- 
Korps zu Berlin . . 
8. | Kol. Sntenbantur deö IV Arne: 
Korps zu Magdeburg. 


9.) Rgl. Intendantur ded V. Armee · 
Korps zu Pofen . . 
10, | Kgl. Intendantur bed VI. airnee 


— zu Bredla lau 
11. 
12. 8. A heim, bes VI. 

Urmee-Korpb zu Koblenz . 
18.| Kal. Intendantur des IX. — 
Korps zu Altona . 





14. | Kl. Intendantur des X. Armer- 
15. | Kgl. Intendantur des XI. Armee 
16. | Rgl. Intendantur des XII. 
17. | Aal. — des XIL 


18. | Kal ee bes XIV, 
| Er ver, zu Karlömbe . 





l 


19. | ‚ gl. Intendantur bed XV. 
Armee · Korps zußtraßburg i. E. 

2. | Kl. Intendantur des 1. bayeri- 
| chen Armee-Korps zu Münden 

21. Br Intendbantur bed II. bayeri- 
e — zu — 


Summe b 


) Wegen der Bebeutung bed Ergebnifjed der auf das Tauſend 



























Berletzte Perſonen, für welde im 
b. Gegenftände und Vorgänge, 








A) Staatlide 
a) Marines 








auögeführten Berechnungen fiebe Vorbemerkungen Ziffer 10. 
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Unfälle. 
Laufe des Rechnungkjahres Entihädigungen feitgeftellt werden find. — 
bei welpen fiay die Mufälle ereigneten. e. Solge der Verlehungen. rung. Mt 100 
| m 
ee ſicherit 
Baht Zaufe ig 


ber entichäbigungeberedhtigten | un. (89 9 
Hinterbliebenen der Getöbteten| mungs- | kommnen 





jahres | Ber- 
Topalie 28). Unfad —* 
| | — tey- 1) 
. ee I Mizene | Due NR 
; — Rinder, | — ei 











9. |». =. | 301 aı. 





Ausfüßrungs 
verwaltung 














1 

8. 
ee eete Eee Be a 4) Sul 
1 ee re ee 8 3 la 3 1 5 ıı ll wlwals 
-t-t-|1-|- 1 BERG E05 2) PAPER BEIGE FE Din 3| 56| 6 
e|ı 1 ıl-|I- 8 ıı - ıı9 ee ren we 
2 2Ii-1-1I-1- | - | - J 1 3 I — 51-14 6u 29314 
-1-1-1-1-1[1-1I1- ı 1 - — ı1I-]-!|-|-|- 10 | 33 | 9 
N ee ee Fre re rn Dre Ben es ee “| le 
—— ee -!-|1-|- fu 
ee — 1 -|I|-1-1I1-|-1ı1-|- 61 | 26,5 [12 
- I -1I1-1-1-1!-1-1-1-1-|1-1-1- | - | - | - ı| 2% [18 
-1-1-1-1-1-1-1-1-1- | - 1-1 - | - '!- 1-1 - | - [u 
- I - s|-|-|- ıJ|-Iuv]j - |. 1 2 | - 5 86 | 844 [15 
— — 1-1 -|1-1- 1. 1-1 - — 1132113 —— 17 | 19: [16 
- 1-1 -1-1-1-1-1-1-]1-|1-1-1-|-1|-1-1- | - 
-1-1-|-1-|-1-1-}=]-]-|-][-)-[-1-] :) oje 
1 3 ıi-|-]|- ı| -— 1 2 681— 112— ı | 102 | 80, [19 
— 4 — — — _ _ _ _ la 1 _ — — — 46 26,0 120 
- ı1-I-1-1-1|1-|-|-|- ıI1-|-|-|-|- 10 | 16,0 [21 
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Reichstag 
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Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoſſ enſchaften) 




















Austübrungd- 


bebhörden. 


Durch · 
ſchnittliche 
Zahl der 
verſicherten 
VPerſonen. 
(Tabelle 1, 
Spalte 14.) 





























Jugendliche 
Er 


wachiene, 








(unter 16 Zah⸗ 









ren) 


















22. | Bojt- Verfiherungs-Kommiiflen 

zu Berlin . 
23, | Direktion der Kal. bayer. Boten 
| und Zelegraphen zu Münden 
24, | &gl. Württemder iſche General 
|  bireftion der Bolten und Te 
| fegraphen zu Stuttgart . 


Summe e. 


2. | Eifenbabn: 
' Direftion J zn Altona . 
‚ Berlin . 
Breslau 
Bromberg . 
Elberfeld 


— 


Erfurt . 
ie 'm. 
annover 
Koͤln (linkerhein.) 
+ Kölntredtörbein.) 
+ Magdeburg 


& BERESS 


Seneralbireltion der Kal. bape- 
riſchen Staatgelſenbahnen zu 
Münden. . — 

Gentraldirektion der & ſächſi · 
ſchen eu au 

| Deedten . . » 

Generalbireftion ber Kal. wärt- 
tembergijhen Staatseifenbah- 
nen und der Bodenſee · Dampf · 
ſchiffahrt zu Stuttgart . . 

39. | Generalbireftion der Großher ⸗ 

zogl. badiſchen Staatseijen- 

babnen zu KRarlörube . 


= 
22 





40. Direltion der Main » Nedar 
| _ babnvermaltung zu Darmftabt 

41. | | Großherzog! Direktion der ober 
en GEijenbabnen zu 


42. | Großbery, N) olbenburgij 
| —* —EXE zu Diben: 

ra . 

48. | Generaldireftion der Eijen. 


bahnen in Elſaß Someingen 
zu Straßburg i. & ._. 


Summe d.. 


*) Wegen der Bebeutung bed Ergebnifies ber 











8 
dd Eifeunbahn:- 
1280 s| -]| -ı -I s|on — 2 2 
412350 1136 ı 1 — | 138 54 5— — 2 g 
20 878 10 | -- — — | 110 | 5er = _ _ _ — _ 
19300 | 122 | - — 1132 | 6% 41 -! -1-]|] —!t 9 
12 105 79 + — — 79 | 68 — — * — 1 l 
12.070 2] ) -1%|5 ıl|l -I -|)| —- 2 2 
10 010 3| — — _ 43 | in — — —21 — 1 2 
18.348 4 ıd ı1) —-| 8 | 4 ı| — ı)l -—| — ‘ 
14 652 Bi — - I 21 88 | Sa ıl-]|] -I - 1 1 
17533 2!‘ -|I — -I1I »|.»1 -I -I -I -| - l 
17172 a| -I -| -| %82|4n| — ıl -] -|I — 3 
I 
| | 1} 
18 208 145 — — — 145 | T,os l 2 1 — — 15 
17.090 2|/| —-I -| -I | 5% 8 11 —21— 2| »0 
5 000 — a u ED 2 75 a Be En u N 
7983 42 ıl -I -I 8 | 35% ıl -I -|I -| — 5 
1 
1138 a —1 — _ 34:1 -1-1 -|I -1I -|] — 
4 
330 5ñ5 — — — 5 155 — — — — — i 
1 796 4 — — = 4 2,0 _ — — — _ — 
8794 t|ı — — - [Le ' 46 2 1 ıl -— | - 6 
234437 hısa | al 2! has sul el 51 53 | -T ul 


auf das Tauſend ausgeführten Berechnungen fiebe Vorbemerkungen Ziffer 10. 
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Unfäffe. 

Laufe des Rechnungsjahres Entihädigungen feitgeftellt worden find. 2 | 

bei welchen ſich die Unfälle ereigneten, © Zolge der Verletzungen. Ad uf 100 
Dauernte 
Erwerbs · 


Tod. 
unfãhigleit. (Zpalie 29). 


gr | | | 
heile ns Aſzen | Bur 
— weiſe 5 | benten. ut 


| 5] | 2. |_30. 














23.| 2. 























6 I art le ıl u |» si ıo| »| — | a0 58. |%. 
si 101 —-|I| si -I-|!» ıl ai 19 ni al | 2 ' 87 | 1045| 48,0 [6 
2121 21 1ı —àù1 -1! 98| 21 si si ala | | 68 | 762] 360 [27 
Te 1er Z ee“ 1 9 serial — ! 183 | 5790| 30,0 |8. 
ui ai -—| ul —-|I - 4 elalı a 6 si ıs il er 323 434 IR. 
10 ir are! = 4 21101 si ai si ni | — | 477 a. |. 
1 6 J ee 2 ı 8 sim 8 ai a! — w| 38 34: |81. 
| 2 ılsi -I-I% ıl al ıs|) si ui ı | se] a 20. |82. 
>| ıs Be ee 4 ıl ul 31 0 sl ı) 9%; 8) 38 | 6i8 42, |88. 
a BE er er en ee et siIz2|l»| 5 ılal as! —- | | 70 40,15 184. 
a re I 7 a re De ı|l * 6 5| m| | 7 3 | 59 | 67439 [36 
| a ee "| olalilslieluin| 2 | 42 | 1088| 92, |86. 
16 8 ia re ıl -In stell ai | — ! 60 1085| 59, |87. 
l 
9 et ee 1 s|woj| » 4 a 8, 1) 18[| 1827. 
4 el —111 21— 7 ılı inkl ıs sim 11 235 1 644 80, 139 
| 

Aa le 5—— 3 ıl -I-!: -|-| - 106| 93,15 |40, 
2 1 -I —- | — —-—I — l _ 1 2 21 — — — — 3 27, |41. 
— — a 4 — son — — 1 1 1 1 — — — — 88) 49,00 | 42. 
ılal-Imi - I -L alsı ehmlsh 7T | #1 181 500l 9. Mas. 
mlıa) len] — ı FL um | 57 | oo | 228 | cos | 209 | ass | 58 | u | 160 Jı0 790! 46,0 


Altenftüde zu den Verhandlungen bes Reichdtages 18%. 140 
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Tabelle 3, 

































Durch · a. Jehl. Allet and Fragtegt dee Lericzten. 
ſchnittliche 
Ausfährungs— Zahl der ge tͤbt — 
verficherten Gr Zugendliche | Bor. - ae | des 
bebörben, Berfonen. (unter 16 Zab- 7 — 
Tabelle 1. wachſene. ten) ech unb 
Spalte 14.) j — 







Gegen 
ſtaͤnden 























4. Generaldirektion der Kgl. baye⸗ 
riſchen ai zu 


Munchen . . — 


45. Geueraldirektion der Ast. ſach 
ſchen — au 
Dresden}. - - — 


46. Generaldirektlon der Kal. württem- 
bergiſchen Staatsetfenbabnen 
und ber — 
fahrt zu Stuttgart} . . 


47. Großhetzogl. Dberdireftion des 
Baffer- und — — zu 
Karlörube. . . 26 
48. | ®eneraldireftion ber Srofbergogl. 
badiſchen —⸗ 
zu Karlötubet , . — 
49. Großherzogl. Baubireftion zu 
Didenbutg 2 2... = 160 
50. | Deputation für Handel und 
Schiffahrt zu Hamburg . . 1697 


51. Dune Bei ea Verne puin Ken 
zu Hamburg . . 





Summe 6.. 


52.| Sal. Regierung, 


| Ne * zu —— 


| Domänen und| " 0768 | 25 1 - -]# | 2:I1-1-1-])-]- 12 
Forſten | 

5. . + Gumbinnen 8247 55 — —* — 3 | 421 — — a — —— 18 

SM . - Danzig. .| 3822 16 = ur — is 4201 — — = — — 12 
55. | . « Marien, | 

werder .| 9563 11 - I - _ nis -1- 1 - — 1— 

56. ‚ » Potsdam .| 10663 11 — = — Te Fe ee — Zt > ze g 

57 « Branffurt 

a. O.. 2256 15 l — .- 16 Tel — — u — — — 

58. - Stettin. .| 45% 9 I —  - I» | al-1|I-|-1-]-1|- 

59. . » Göstin . .| 2556 1|- - | 11241— Im Iren) Dar) Ben 5 
60 — — m — 

jund. . 383 _ _ — — m |. — — = a _ — 








*) Wegen ber Bedeutung des Ergebniſſes der auf bad Taufend ausgeführten Berechnungen fiche Borbemerkung Zeffer 10. 
* Die Angaben für die unter Ifb. Nr. 44, 45, 46 umd 48 fallenden Betriebe finb unter (fd. Nr. a6, 37, 38 und 39 mitberkdlichtigt. 
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Unfälle. 








Lauſe des Rechnungsjahres Entihädigungen feſtgeſtelt worden find. 
bei welden id; die Unfälle errigneten, 













Babl 
der entidädiqungöberedhtigten 
Hinterbliebenen der ®rtöoteten. 

(Spalte 23) 







Dauernbe 
(Ermwerbö- 
unfähigfeit 





Boräber- 











ge hende 





Erwerbs: 















unb Meber 













im Diben untäbig- Unfal- Irkle. 
Veriit · ¶ Tragen adren anzeigen (ep. a1.) 
fangen | =. eritadiet a 


theit · 


wurden. 
welie. 


völlige. 





















— —14 
— | 16 
— — 146. 
ı | 38,0[47 
| 
— — 148. 
— — 149. 
238 | 140, 
112 | 80 
351 | 107,06 














I 
| | 
— 10 1 — — ) _ _ 2 3 8 11 2 3 — 5 54 5 62 
3 5 — — — 7 1 6 2 4 23 5 6 — 12 56 6, |58. 
= * = — — 3 _ 2 — 2 12 1 8 _ 4 18 4,n |54. 
| 
_ — — — — _ 2 _ 3 = 4 4 as ı 2 — 5 22 | 2,2 |56. 
— — — _ — l — 4 — 1 6 4 a en s| 0 %u |56 
= i _ _ — — 1 14 a 4 7 2 3 ı A| — 7 st | 18, 157. 
ı1-1I-1-1-]|-]|]- a ı h - — Ii- — ı1 38 | 5 
4 1} 
= = — — AR A 1 1 — 4 3 — — — — 14 5,15 19. 
Ei ca ge ee DE I (Er pe —— 8, 20,0 |60. 











Tabelle 3. 










Verlehte Perſonen, für weiße in 
b. Gegenftände und Vorgänge, 














Durch · 
ſchnittliche 
Zahl der 
verſicherten 
PBerſonen. 
Tabelle 1, 
Spalte 14.) 















Berufs— 








Jugendliche 
(unter 16 Jah · 







Er- 


wachſene. 


genofjenfhaften. 


























61.| —— „HS | | 
—8*8 direkte. Poſen.. 5470 2 —- | - ı 3 7051 - I - I - I - I - 2 
mänen u, Sohn nn) 
62 | « Bromberg 1550 1 — —— 0,5] — - _ — — 1 
63. | ‚ « Bredlau . 1500 15 — — 15 10,00 — 12 
64. . « 2legnig 631 1 - — i 1,08 — 1 
65. . » Oppeln 2460 J ı — - I u] Sa _ 7 
66. . + Magdeburg 1 607 6 _ — 6 | 3; — — 
61. D « Merjeburg 3900 3 — _ 3 |! On _ 1 
68. . - Erfurt. 1398 5 — — 5 8,58 — 9 
69 , Schlebwig 2047 5 — = 5 | Bu — 5 
70. . « Hannover, 1393 5 — — 5 3,0 — 2 
71. J Hildesheim 3453 14 — — 14 4,05 — 
12, « Lüneburg. 2471 71-|,= _ 7 | dm _ 5 
13. . . Stade. arı I, — -- 3 | 3m - 
14. äniglige Begierung J Osna ⸗ | 
430 1 — — 1 2,38 — — 
75. Kal. Aegietung 
ren "Se zu Minden . 1783 4 — | — 4 2,0 * 2 
mänen u Forſten 
76. . Arnsberg. 51 .2|- we ne _ 2 
11. . « Gaflel . 9389 30 3 — 33 8,51 — 16 
18. » Wiesbaden 6.653 0 | — — 10 1,50 .. 5 
19. . « Goblenz 2394 1 — — 1 OÖ, — 1 
80. ; . . Düffelberf 906 - — — — 1. _ _ 
81 ‚ - Köln 270 | — — l 3,70 _ — 
82 | . „ Trier . 3788 6 — — 6 1,61 _ 3 
83. Aachen 1741 — — 1 O,s7 = _ 
SH. | Kgl. Regierungsfinangfammer Dan is — — 18 3,* — 6 
an zu Münden 
85 Landshut 2740 4 — - 4 | 1a — 2 
5 . « Epeper .| 3500 s— 5 | 10 — 
87. . » Begend- 
| bury . 5900 a — — 3 Ö,s: — 3 
88. + Bayreuth 4 740 4 — — 4 OD, _ 3 
89. . Aunsbach 4 800 2— — 20 — 1 
90 Würzburg | sm | 6 — — 1 6 | 0. = 3 
91. Augbburg 4484 3 — — 3 | 0. = 2 
m. | Direltion der —— 
anſtalt zu Dresden . . 5488 3| — — 18 | 2,1 — 10 
W. Kgl. Forftdireftion zu Ehutigart 22684 35 — — 35 | Lu _ 23 


“ Wegen dev Bedeutung des Ergebniffes der 





auf das Taufend ausgeführten Berechnungen fiehe Vorbemerkungen Ziffer 10. 
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Unfälle. 
en 
Lanfe des Rehnungsjahres Entihädigungen feitgeftellt worden find. 















Zebl 
* aller Auf Soc 
bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. ©. Falge der Verletzungen. Berieh: | wer 






ten, für 





Näperte 







* * mweidhe ba 
Fall sehr Sri 
® * = 1 Ferionen 
von weh wert. | en Dauernbe Jabl Sauit ® = 
Selterm, | end Mb- | Aeber · | behn · PETE p bra Em. 
x ft er ei dia ebereditig 
Frepven [eben | fakzen hit · Son Erwerbt · ber eutſchã gungẽsberechtigten Nech | eanmnen 
aꝛc Sm. — een — Hinterbliebenen der ÖSelöbteten.| munge- · a, 
aus m. trieb, u ne unfäbrgkeit. — ayre) 
» Ddand age x ’ —* las 
Buben ze] SE SRG | ee ſtige Spalte 33.) 38 et 
in geben, und ae k Unfall 










Merties | Tragen | Barren | Fahrei * angt aen (Ep, * 
fmpen x. older x.) Seil geit Men: | Bu erjteltet 
Ir Het zc) säflin — Klier. inder in — wirrdru. 
16. 16. 17. 18. 9. 20, 2 2 23. 24. 25, ER, F 28, 29. | 30 31. 32, 
—— 
— 2 l — I — — l 22 4, [61 
u * — - - — — — _ 4 2, 162 
N 3 = — 3 — 3 2) 9 14 17 44 | 20,2 168 
— — — 1 — = — — — 11 | 17, |64 
— u = 5 — — H) = — — — 22 8,0 165 
— _ = l — 4 3 i 1l Es | 66. 
1 — — _ l — i - 2 — — — 24 8,15 167. 
; ! 4 — _ 23 204168 
— — — — 1 — N] | 4 — * 5 !,u [69 
— 3 — — l l Ri — — -- 17 2,0 170 
2 t _ - — 3 1 1 9 2 7 10 5 224 45,4171 
— — — 1 2 — — 5 i — 3 24 Ya 172, 
— 1 — — — — — 8 — — s | 10,8 178, 
= 1 = J — ae t En — — — — 6 13, 174 
— 1 *— — = _ _ 2 2 = — — — 21215 
— — — — — l - | — — — 16 21,1» 176, 
4 3 t — 2 1 19 11 2 1 — Bi) 141 | 15,0: 177, 
B 5 = g N _ A a . _ 4 Bar 178, 
— — PR — — — ] — — — 18 Ts» 179. 
m = E . J * = = | 10) 11,04 | 80. 
— — * — — — — — | 2 7,0 181. 
= — un ” > — * a — — — A ik,n 82. 
— — ” _ -- . ! — .- - 12 Ga IB. 
2 _ 4 . _ 5 _ 4 g 3 _ 8 139 | 25,0 |. 
= — 2 _ _ 1 l 1 | I I — a 8 | 21,17 F86. 
2 — — — -- — 74 A6. 
— E — — 8 . — — — — — 4,0 [87 
— — — — 2 l 1 — — J 35 1,or |B8. 
— — — = l i l | 2 — 3 12 2,0 189. 
1 _ — — 3 2 _ | — — 82 | 12,0 |W. 
1 — — — — — 2 1 = — — 8 I, [91 
u — = Br 3 N 7 2 3 4 _ 7 95 17 102 
3 * = — 1 10 I 5 18 9 21 30 1 288 | 12,0 [8 
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Ausfährungs— 


behörden 


Oberſte Berwaltungäbebörde bed 
— aushalts zu 


Großherzogl. Kammer und 
Forſtlollegium zu Schwerin . 
Großberzogl. Staatdminifterium, 
Departement ber Sinangen, 

zu Weimar . . 
Grchberzogl. Kommiifion "für 
die land» und forſtwirthſchaft · 
liche —— * 
Oldenbutg 


— Regierung zu 





ertsemig Regierung "zu 


Herioal. J—— Direftion der 
Rorften zu Hraunjchwei 


5 | Minifterium für Eifahrtot rin. 


gen au Straßburg 1./E. . 








.| Kgl 
Kal. Reg e) 


Summe ft. 


\ Kg * — in au 


Pig ———— au 


Kol. Ober: Träfident "der Bro: 
—— ug zu Danzig 
Kal. Regie: 


rungs- — au Potsdam . 


Franlfurt a. O. 


Stettin 
Göoslin. 
Stralſund 
Voſen .. 
Bromberg. 


Kal. Ober-Präfitent ber Pro- 
u ar zu Breslau . 

äfident ber Tro- 
vinz rn fen zu Magdeburg 


| au Schleswig 


. * Hannover . 
, + Lüneburg . 


u = —* 


= 
= 
= 
=. 
"N 
J 


Minden 
Wieebaden 


Borbewertungen Di 


Durch · 
ſchnittliche 
Zahl der 
verſicherten 
Perſonen. 

(Zabelle I, 
Spalte 14.) 





4430 
2156 
188 793 








Nr. 159. 





Rechnungsergebniſſe 





der Berufsgenoſſenſchaften.. 


ie Jah, Are wnb Gefälrht dr Bere. 





Er 
wachjene 
m. | m. 
8. | 4. 
| 
10 — 
l 1 
l = 
1 — 
* — 
— 
373 7 
= 
1 — 
| — 
1: 
| — 
a 
6 — 
I 
9 — 
3 — 
1} lic 
—— 
2 - 
I — 
1% 
| — 


114111 


Jugendliche 
(unter 16 Jah⸗ 


ren). 





Eich 


mul 





wo - 1 


Verlehte Perſonen, für weihe im 


11111 


Tabelle 3. 


h. Gegenſtände und Vorgänge, 


144111 


111114 


runde gelegt. 


11411 


en der Bebeutung bed Ergebnifies ber auf dad Tauſend ausgeführten Berechnungen fiehe Vorbemerkungen 
er 2 I Ubjap 2), die auf eim ganzes Jahr entfallenden Unfallgahlen zu 


11161 


1444 








tl 


Ziffer 10. Bei 
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Unfälle, 
Laufe des Rechnuugsjahres Entſchädigungen fefgeftellt worben find. Baht | 
r aller | 
bei welchen ſich die Unfälle ereigneten, ©. Zolge der Berlchungen. BDerieh- Auf 1000 
dem, Kür | vu 
Fall ſain · ——7* 
son fahrt | (Steh, ahl Bauje — 
omem, a re Dauernde 2 2 ’ be |en9) 
Treppen Wertehe | Bih 2.) e Erwerbs der entſchaͤdigungoͤberechtigten men. | papers 
- | on — interbliebenen der Getödteten | mungt | wer. 
Erben tr Boffer.| ug ftige. unfaͤhigkeit (Epalte 23.) fabreb | jepte 
lu (Fe | alter Bu (34. 31.) 
ze Tragen aber | Lnfäle nn ) 
ungen Bord | bei | Abel | | aheen | gu [rent 
“. 1) | weile, MBiltinen., | Bent. | onen BR 
13. 2.38.) | 3. 2. 238.1 9. | 30.1 3. 3. 
} | ] 
| | 
— = - I|- | - | — 4 ih 
2 2 2 ) -1|13 58 | 22,0 5 
| 
- ) | — 33 | Is 
— BE: wur — — — 2, 3. 97. 
er 1 F — — — 18 | 69,15 | M. 
— — — — — | — | 15,2 1 W 
_ 2 — — | Me 108 | 24,5 | 100. 
u = 1 et 5 3m 101. 
a | — s ee stisishehs Ins Fi I sı ! si a Is Jısso | 10% 
waltung. 
— —3 = — — — 1 _ _ — 4 — — — — — 4 2,4102 
6— — I 1,1 [108 
l 1 — 5 — 1 3 5 — 11 — 3 8 — 11 29 9, |1M. 
ı1 -!I!-|-|-|- Il — ı 1 2 51 — — — — | 18 |) 13% [105 
= ar = _ — = — = — = u a a — — 16. 
1 — — — — — 2 — 1 — 1 1 1 lı — 2 24 50, 1107. 
— — = — 1 — — * 1 — I _ — ii 1— 2 2 3,4 | 108. 
- !-1!I-|-!-1!-1-1-1-1!-|1!-]-]1]-1-1- 1-13 |% 118. 
— — — — — — — 2 — = — 1 5 l 7 8 19, | 110 
3 — — = us Be 6 n - | 5 — ı1ı 5 — 6 11 | 18,:5 [111 
| | 
= El a er g 2 1 17:6 Iv— 1 2— 83136 443112 
= Fell Sei et el ya I|-ı- ı | 8 | 3m |18. 
Pr ee) Be Er er u Me ı1-1-1-]-1-7- | 0 220 [1 
-I-!-|-1-1|- -1I-1|I-|-|-1-]1-1!-1-+-]1-]|- |, - ha. 
-1I-|-|-]-1-1-1-1-1-1-1-1]-1i-1-1-]- | - [ae 
i I 
> — = 2 Er _ = — — = 2 — — — — 1 z417 
— — = — — — — — — 2 — — — — 8 | 6,00 |118. 
— — = = _ = _ — — 1 — — — — — t | 18,13 [119 
— = — mi — ⸗ — — -. _ 1 — — — — — 1 2,0 | 120 
Ta) J Eee ae une) TERRGE EEE DEE I | 1 ı I => — 4 6,5 [121 


Ifb. Nr. 101 find ben im Rede ftebenden Berechnungen, weil bie Unfallangaben fih mur auf eimen Theil des Jahres beziehen (vergleiche 
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Berlehte Perfonen, für — im 
















































Durch · a. Bad, Allee nah Geflecht der Lerlehien. b, Gegenflände und Vorgänge, 
ſchnittliche ern 
Yusführungs- Zabl der gefäße> | kumaıen 
verficherten Jugendliche Batr- he, | grad, 
bebörv Er. R kühle, beide Tinker, 
SANFMEN: Berfonen. {unter 16 Jah · : | pas. 
(Tabelle ı,| wachſene. Safe | am 
* ⸗ ren]. 0, [Mmfstien 
Spalte 14.) 1 wale, | von 
Dämpfe Segen: 
m. | m. 
j j f £ 13. 







































| F 
122. Kgl. Ober-Präfident der Rhein⸗ | 
provinz zu Koblem . . . 897 — — 3 3 — — — — — — 
123. |&enernlbireftion der Kol. fächfi- | 
ſchen REICHEN ten an 
Dresten . . 1905 - — 2 | 181 — = — — — — 
124, agl. Miniferiatabtheifung für | 
Strafen und — ur | 
Stuttgart. . . 5 000 zu 2? 01-1 - | - _ — — 
125. Agl. Forſtdirektion zu Stuttgart 976 _ — E — — — — — = 
126. Großherzegl. Oberdireftion des | 
Waſſer · und —— .. 
Karlaruhe 4659 _ — 6 —E — Pr — — Pi 1 
127. Großherzogl. Kammer · und Korft- | 
tollegium zu Schwerin . . 319 _ _ 2/91 - I - I -ı - | - 1 
128. Großherzogl. Ehauffee- Verwal. | 
tungstommifflon zu Schwerin 387 — — — am — — = = en En 
129. Großherzogl. — — 
—————— 124 - ll let le le le le | 
130. Großherzogl. inifteriafdeparte 
ment bed Innern zu Weimar 287 — — — — — — — — — — 
131. Großher; — zu | 
Neuftrelih . — 80 — — — = — = _ — — * 
132. Großherzogl. — zu 
| Dibenburg . . 520 — — — — — = F = = — 
133. Großherzogl. Reglerung zu Gattin 45 _ — — — — — — — ⸗ — 
134 —— — * * 
lenfeld 12 = ans — — — er _ _ = 
135. Herzogl. Bandircten au Braun 
faweig . . 1799 - — /.1-1-1-1-]1)-1- 
136. Herzogl. Minifterium, aAbiheuung 
ber Finanzen, zu Altenburg 120 — — — — — — — — — 
137. Rantesausguß au Sr; . . 53 — — — _ — — — — — — 
188. Fürftf. Bauamt zu Büdeburg. 110 = — — — -- -1I-1|1-|- 
2 Baudeputation zu Lübed . . 398 = _ : | 1 - = = — — 2 
40. Erſte Sektion der DEREN N 
* zu Hamburg 1371 _ — 1 0,1 — = — — — = 
141. Minifterium für Glfap. Anthrin, 
| gen, Abtheilung des Innern, | 
ı au Straßburg . & . . 6.069 — — 80 t _ — — * 
142. Großherzogl. heiſiſches Mi. 1 
niſterlum ber Finanzen, Ab. | | 
| tbeilung für Baumefen, zu j ! 
Damftatt . . . 2... — — — — — — = — — = — 
| ! 
Summe. . .| 47299 so | — — — 90 — 6 — — 5 um 7 


*) Wegen ber Bedeutung des Ergebniffes ber auf dad Tauſend audgefübrten Berechnung ſiehe Borbemerfungen Ziffer 10. 
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Unfälle, 
Baufe des Rehuungsjahres Entjhädigungen feigefellt worden fin. = 
Be weißen A Me Mnfähe ereignete. — 
* . 
Berfones 






ber entfhäbigungäberechtinten] gun. | Er 9 
Öinterbliebenen der Getöbteten.| mungs- | armen 











141. 


142. 


jagera | Der 
Unfall | fehte 
augeigen (Sp. 3 
Bu eritodtet % 

FT ET u 
8 Bm 
2 1, 
9 1,0 
5 5,13 
33 T,os 
5 22,0 
8 T,rs 
1 8,06 
PR = — — - — —e — — — — — — — 1 3,08 
- - I! -1I-1-1|-]1-1-]|-1-1-1-]-1-]35 | 
* — — — — — — 1 — _ _ u — — — 1 | 8,» 
l — — — 3 1 — 8 2 2 — — — — 36 20,0 
u | REEL IRETR 
— — — — 1 — 21 — 1 — — — — — 3 | 82, 
1 — — = = —121— i —1— — - 40 | 29,18 
— — — — — — Pen, 2 1 — — — — — 12 1,os 
9 4 8 — 18 — 13 2 23 10 |; 4 16 13 27 2 43 363 | T,ar 


Altenftüde zu ben Verhandlungen bed Reichttages 1880. 141 
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_ Tabelle 8. 






Berlehte — für welde im 


d. Gegenfände um Yorgänge, 











Durd- 
ſchnittliche 
Zahl der 
verſicherten 

Verſonen. 
(Zabelle 1, 
Spalte 14.) 











Audführungs- 









Zugenbliche 
(unter 16 Jah · 








Er 


wachjene. 


behbörden. 








143. | Kal. inte zu 
ıı 


Königäberg 134 | —-— | — | _ 1! ai -— I -1T-1- 1-1] - 
14. I. Oberpräfldent der Provin 
en zu Danzig r 151 — — — — — — — = = = = RER 
145. | Kgl. Regierungspräfident zu | 
Etelin . » 2 2.» 71 — — — — — — — — — — — — 
146. Kal. Regteruhgspräfdent zu | 
Gitlin . - » 2 22. 161 — _ — — — Fr — = — — = > 
147. | gl. Regierungdpräfident zu 
Steallund . - 22. - 48 U ne Irre DEE ge Dee 
148. ” Re a men 
ei 53 1| — — -- L| 18,0 1 — — — — 


149. un — — zu 


neburg . ie re er ee we ee 


160.) Kal. Regierungspräfident zu 
She -. 2. 2 20. 





s/i-|-|-|-]-|-1-1-1-1-|-]|]- 

151. Ra Rn zu 
u ae et I — — I — = I — — Are — = — 

152. — für Handel und 
chiffahrt zu Hamburg. . 228 3 — — — 3 Ida — — — — — — 
Suume h . . . 543 il — — — 6) 11, 1 — = - _ — 
Rekapitulation zu A. 
a) Marineverwaltung . . . 8 383 231 — .- — 2358| 3, 2 l — — l 2 
b) Seereöverwaltum . . . 28 371 91 18 — 6 114 4, 26 — —1 21 4 3 

e) Poſt · und Telegtaphenver⸗ 
wat > 2 22. sıni »| -— | -|- 3 301 — ı1-1-I|I- 8 
d) Gijenbahnvermaltung . .| 234437 | 1330| 4 2, —- 113561 suf 7 5 31211 76 

6) Bapgerei», “ Binnenſchiff⸗ 

fahrtö«, ¶ Floͤßerel · Prahin- 
und Fährbetriebe . — 3 279 28 — — — 3] Ta 2 l _ — — 5 
t) —** und —— 

liche Bermal 188 793 375 7 ı I ı 382] 2,0 — — — l — 196 
8) Bauvermaltun . . . . 47 299 nn — - — 90) 1,00 5 — — 5 — 7 
h) Seeſchiffahtls · ac. Betriebe. s| ci -1I-|—- elıinl ıl - I - I - | -1I- 
Summe A. . . . 528 283 | 1989] 29 3 6 2077| — 66 8 4 27 16 297 





*) Wegen ber Bebentung des Grgebniffes der auf das Tauſend ausgeführten Berechnungen fiebe Vorbemerkungen Ziffer 10. 


Unfälle, 
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Banfe ded Neihnungsjafres Eutfhäbigungen fegefeilt worden find. 
bei welchen ſich die Aufäle erägneten. 


(tantlide Ausfühbrungsbehördben). 


171 


21 


235 


194 


34 


270 


11 


672 


676 


18 


25 


3 
1 


117 


210 


7 


57 


53 
25 


2 
25 


3 
14 


209 


233 





8ahl 


(Spalte 48) 


675 


Azen · 
denlen. 


14 


18 


ter entjäbigungüberedhtigten 
Hinterbliebenen der Ghetöbteten.| mungs 


1014 


Unßell | Iehte. 
anzeigen (Sp. 31. 
erſtalie⸗ 

wurben. 


198) 38,0 


sa9| 29,07 


{ 


68! 5,58 


10790, 46,0 


851 107,04 
1.960) 10,0 
9 16, 





141" 
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Tabelle 3. 
Berlehte Perſonen, für welche im 
Durdy a. Jah, Ziter woh Gefäledt her Beriehlen, b. Gegenflände und Norgänge, 
ſchnittliche 
Zahl der 
BU verſicherten Jugendliche 
genoſſenſchaften. | Berjonen. (unter 16 Jah · 
(Zabelle 1, 


Spalte 14.) 











1. Landeſhauptinann der Provinz 
Dftpreu zu Konigkberg | | 
——— 100 — — - I — — | — = _ — — — — 
2. | Landesdireltor der Provinz Weſt | | ! 
preußen zu Danzig . 458 — — — — — 1 — — u 2 — — — 
8. Bandeöbireftor ber Brsin; Bran. | ! 
benburg zu Berlin, . - 7148 1 — = = ı ia] — = * — — 
4. | Landes haupimann ber Frovinz 
Pofen zu Pofen . 1245 2 — — — 2— — — — — — — 
5. — —— | 
fen zu Merjeburg . . 730 l — — — 1 1* — — — — — — 
I J 
6. | Landesditektor der Provinz \ | 
Schleswig · Holſtein zu Kiel . 374 — — — — — — — — _ — — — 
7. | 8anbesdireftorium der Provinz | 
Hannover zu Hannover . . 1483 ı - - — t Ol — — — — — — 
8. | Landeshauptnann ber u | | 
Behfalen zu Münfter i. W. 2000 2 — — FE 2 I 1mf — — — — — — 
9.) Landeßdireltor des Bezirfäver- | | 
bandes bed — — | 
Kaſſel zu Kaſſe 930 1 — — — 131 — — — — — — 
10. Landeſdirektor des Bezirkäver- 
bandes bed Regierungdbezirts h | 
Miesbaben zu Micsbaden . 394 = — — — — — — — — — — — 
11. | Landesdireltor ber Rheinprovinz 
zu Düffelborf . 1862 ı\|- [| -|- | 251-1 -|- 1-1 -1- 
12. | Borfigender bet Landedaus. | | 
ſchuſſes zu Sigmaringen. . 75 — — — — - | - _ — _ - — * 
13. | Candrath des — Goldap | 
(Oftpr.) zu Goltap . 50 _ _ _ _ a Mars — — _ — — — 
14, Landrath des SKreijes Stallu. 
pönen zu Stalupönen . 150 - — — — — — — — — = — — 
16. Laudrath bes — Ragnit 
zu Ragnit . . 43 — — — — - — — — — — — — 
16 ey ed Kreifes Heydekrug ” 
17. FR sa ER Biltalen | 
zu Pilfalen . 49 _— — _ _ — — — — — — — — 
18. Laudtath bes 363 var. | 
fehmen zu D : 36 = _ — — — — — — — — — 
19. — Des Kreiles "Sopannis- ! 
rg zu Tobanmieburg . . 7 - I1-1-1!1-1|1-,-1-|-1-1-1-1!- 
20. —* bed Kreiſes End zu Lyck 60 - — — — — | — — — — * — — 
21. Landrath ber Kreiſes Gum ⸗ | | 
binnen zu Gumbinnen . . 216 — — — — — — — — — — — — 
22. Landrath des Kreiſes Sendburg | 
za Eendburg i. Oſtpr. 23 — — — — — — — — — — _ — 
W.Landtath des Sreifes Infier. 
burg zu Infterburg . . — — — — — — — — — — _ _ — 
24. — Des Kreidausichuffeh | 
bes Kreljes Neidenburg zu . ' 
Reidendug - 2 2... 53 — — — — — — — Ar — u — — 
25. | Borfigender des Kreisausichuffes n | 
ded Kreiſes Labiau zu Rabtau 86 — — — — — — — — — — — — 





*) Wegen ber Bebeutung deb Ergebniſſes ber auf dad Tauſend ausgeführten Berechnungen ſiehe Vorbemerkungen Ziffer 10. Bei 
der Verficherumgäpflicht eine Berechnung zu Spalte 8 und 32 unterblieben. 
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Unfälle, 








Laufe des Rechnungbjahres utſchäigungen feſtgeſtellt worden ſind. 








bei welchen ſich die Anſälle eretgneten. 


1 — — — 
— 1 _ — 
— 1 _ — 

1 1 1 — 


den im Laufe des Jahres 1889 


Dauernde 
Erwerbs · 
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»öige- | weile. 


i ber entihädigungäberechtigten 
Hinterbliebenen der &etödteten. 
(Spalte 23.) 


“| Zinber. 
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neu binzugetrefenen Provinzial und Kommunal 





+ Nusführsumgsbehörden 


Bye 


|». | x 
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ten. 
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wegen ber verfehlebenen Dauer 
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„ae = — ——— 








Tabelle 3. 





Berlehte Berfonen, für welche im 























Durch · a. Zahl, Alter unb Gefälsht her Wrrirklen. b. Gegenflände und Vorgänge, 
ſchnittliche 
Ausfühbrungb- Zahl der . 
Zugenbliche 
verficherten Er 8 
bebörbden. Perſonen. — (unter 16 Jah · 
ene. 
(Tabelle 1, on). 
Spalte 14.) 
m w. m w 
nn Ei 2 . Is 6 
>. | Berfbene de itantjgufe | 
Pr. Eylau zu Pr. Eylau . . 75 _ — — — — — — _ _ — — — 
2i.| Heiligenbeil zu Heiligenbeil 2 — — — — — un _ — — —— — 
Pr.Holland zu Pr-Hollaud. 90 — — — — — — — — — in => — 
29. Stuhm (Weſtpr.) zu Stuhm 11 - — — — _ _ = _ — — = = 
30 | Rofenberg zu |. in | 
Beitpreußen . . 36 — -- _ — — — — — — _ = — 
3.| Culm zu Elm...» . 40 - — — — = en — — — — — ui 
32.) Marienburg zu Marienburg. 30 _ — — — — — — — An — —— 
33. Neuſtadt zu Neuſtadt i. Weſtpr. 10 — — — — — — — — — — — — 
34. Dirtſchau zu Dirſchau. 32 -|-I- | -1I-|-1-]|-1-]|-1-]|- 
35.| Pupig zu Pupia . .» » - _ _ — — — — _ _ — — — — 1 
36.| Damzig (Höhe) zu Danzig . 20 - — — — — — _ — — — — — 
37.) Danzig (Niederung) zu Danzig 30 — | -- — — — _ — — — = — 
38.| Pr.Stargard zu Pr.Stargard 70 - 1 — — — — 1 — — = — * ——— 
39.| Karthaus zu Karthaus . 23 — — — — — — _ _ — — u 
40. | Sanbrath bed Kreifes: | | 
Soldin zu Eoldin . . - - 32 — — — _ - — — — — * = = 
| Mönigebern NM. zu Rdnkgd | 
berg N RM... Ri 918 — | — — — — — — — — _ = = 
42.) fFriebeber MM. u Sriebe: 
a 0 — — — — — — — 1— — — = 
43.) Soran NE. zu Sorau MM, . 32 - — — — — _ — — en = — — 
44. Kalau zu Kalu .» .. . 24 — — - | - _ = = — = = En = 
45.| Borfipender bes Kreisautichufies | 
Weſtprigniß zu Perleberg . 25 _ _ _ — — — u sr = _ — = 
46. Landrath bes Kreiſes ! 
Greifswald zu Greifswaldi.P. 50 — — — — — — = — — * — Eu 
47. Grimmen zu Grimmen . . 25 — _ en — nu — — — rer 2 — ER 
48. | RE Freibausjchuffes | 
— lin zu — 
mänte 34 - |-1-|-|-|-1|1-1-1-]-]|1-1- 
4. — zu rabe Ne 55 _ _ — — _ —— — _ = — — — 
50.| Naugard zu Naugard. . - 45 - — - — — — — — _ — — — 
ut rel et estate 
52. Gretfenhagen zu Greifenhagen 90 _ — — 1 — — = = * = ai = — 
53.| Namtdlau zu Namslau I. Schl. 188 — — - — — = = _ _ — re 
| 





54 | Meibe zu Meite. - : 86 =) — — — — = = = — = _ En 


9 en ber Bedeutung des Ergebniſſes der auf dad Tauſend audgeführten Berechnungen ſiehe Vorbemerkungen Ziffer 10. Bei 
Verfiherungspflicht eine Berehmung zu Spalte 8 und 32 unterblieben. 
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Laufe vo Reihuungsjahred Entfhädigungen fegeftelt worben find. PR 


bei welchen ſich die Anfälle ereigneten. e. Zolge der Beriekungen, Werte: [af 1000) 
ten, für der · 

weidhe im ſicherit 
Dauernde Zahl * Berfonen 
Emerbt- ber entiädigungäberehtigten | qua, | (#9) 


Hinterbliebenen der Getübteten,| mung | Mrmen 
(Spalte 93.) jatıen | Ber 
" Unjall- | fehle. 
anzeigen (@p. 31.) 
erftaitet Y 


Wurwen Kinher. —* Bu wurden. 
enden. | ſammen. 


27. | =». | ®. | ©. | 31. | 3. 


unfähigteit. [rs 
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ben im Laufe des Jahres 1889 nen hinzugetretenen Provinzial, und RommunalAnsführungsbehörben ift wegen be 
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verichiedenen Dauer ber 
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Tabelle 3. 





Verlehte Perſonen, für welde im 


Durdj- Me U, Allee aid Grügiehl der derliten. | b, Genenflände und Vorgänge, 
ſchnittliche 


Audfüährungsd, Zahl der 
verficherten Jugendliche 


behbrden. Perſonen. (unter 16 Jah · 
Tabelle 1, 
Spalte 14.) 





1. 2. 


56. —— Da kr 
bed Freilich 


Freyſtadt zu Frepftadt .. 50 — — _ _ _ _ — > — en I — 
56. aa nenn © au * 


120 — — — — — — _ — — ar — — 
57.| Gr— —— zu * Ber * 
58. — zu Epustten. F 24 _ — — = — = — — = — — ii 
59.! Dppeln zu Oppeln. . . . 59 1 — = _ l — — — — — _ — 
60. Glogau zu GOlogauu. 72 — — — — — — — — — u = — 
61.) Brieg zu Brieg. 746 — — _ — = _ _ — — — — — 
62. Trebniß zu Trebniß 57 — — _ — — — = — Be _ = — 
63. Grünberg zu Grünberg . . 60 — —- I —- _ — — _ _ — — — — 
We RE ES ee bes Sp 
66. Grottlan zu Groitlau. . . 60 1 - _ _ 1 — — — — — = u 
66.) Breslau⸗Land zu Breslau . 70 — — — rn ver = rer * * = — 
67.| Gr.trehliß zu Br.-Strehlig 40 - — — — Per _ = = — — —— 
Liegniß · kLand zu Liegniz 30 — — — — — — = — de — = — 
Luben zu Lüben 24 — — _ AR — — * — — * — Er 
70.5 Leobſchütz zu Leobſchüß 30 _ — — — — er = HE — — — — 
71. Landrath bed zum — | 
zu Salzwedel . . 448 _ | — — — — —* _ = = = — — 
Berfipenber heisse | 
.| Serihow I zu Burg . . . 161 | — — — 2 _ — — — = — = 
78.| Neubalbendleben ” — 
dendleben 77 — Pr — — = — — — — — es = 
74. Jerichow II zu Genthin F 50 _ _ _ PER = — — — BE Pr — _ 
75. Bolmirftedt zu Wolmirftebt . 40 — — — — — —— — — = — — 
76. Kalbe a. ©. zu Kalbe a. ©. 70 — — = — = = Zi — = — = er 
71.) Dfchertleben zu Dicheräleben 70 . = — = = a > = = — u 
78.| Heiligenftabt zu Heiligenftabt u — Fr — — — — Ps = = = = = 
79. — zu —— 
zhür. . . 50 ıl-— — — 1 u = _ = — — 1 
80 — bed Rreitaudfihuffes 
—— — 
—* * gr ug. » 34 — = _ — — — — — — — — u 





*) Wegen ber Bedeutung des Ergebniſſes der auf dad Tauſend ausgeführten Berechnungen fiehe Borbemerlungen Biffer 10. Bei 
Verſicherungspflicht eine — zu Spalte 8 und 32 ieh . EEE DR ' 


Reichstag. 


Unfälle. 
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Laufe des Rechnungsjahres Entijhädigungen feftgeftett werben find. 
bei weldgen fi die Unfälle ereigneten. 
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den im Baufe bed Jahres 1889 nen hinzugetretenen 
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VGinterbliebenen ber Getödteten. 
unfähig: (Spalte 23) 
feit. 
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». | 7. | 2. | 20. | so. 
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— lontcen 
ichs | UVer⸗ 
Unfel- | jepte. 
anjeigen a 
erliadtet Rap 
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Provinzial- und KRommunalMusfübrungsbehörben it wegen ber verjchiebenen Dauer ber 


Aftenftüde zu den Verhandlungen des Meidätages 1890. 
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Berlehte J— für welche im 


Durch a. ZuM, Altır zub Gefäinät ber Berichten, | b, Gegenſtände und Vorgänge, 






































ſchnittliche 
Ausfübrungs- Zahl der . 
versicherten Jugendliche 
Er- 
| bebörben, Verſonen. (unter 16 Jahr 
| (Tabelle 1, wachſene. 
— ven). 2 e apparate. 
Epalte 14.) R ® . | türpio« 
| in. | w. in. w. 
iu 1 9, .|.1|5 6. 
SL | Vorfigenber des Kreidaneichnfied 
des Kreilet: 

Weener zu Weener (Hammer) 9 u * — — — = — — — * — 
82,| Emden zu Emdem 16 — — — — — 
G. Norden zu Norden. 17 _ — — ze — * — — 
4. Leer zu Beer 17 — - _ — 

8, Landratb des Kreiſes 

Goedkelb zu Coebfeſd 23 _ — — — — _ — — — — 
W. Lüũdinghaufen zu Lüdinghaufen 63 -- _ — — — — — — — * — 
87. Ahaus zu Ahaus 25 — — — — — — * — 
38. , Borfipender det Kreibaut ſchuſſes 

des Arciied: 

Minden zu Binden . . « 38 = _ = — — — — _ — 
8.| Büren zu Büren— 0 — — — — _ - — — — - 
W.| BWittgenftein zu Berleburg . 50 — — — — — - — — - — — 
9.| Marburg zu Warburg. 50 = = — — — — — — = 
92. Hörer zu Söfer - ... 71 — — — — _ — — _ _ — — 
9.: Bielefeld Stadt u, Band zu | 

Bielkflb . 2 2... 125 — — = — — — — — — — 
94. Magifteat zu Bielefeld 57 — BE — — = — — * — — 
9. . Bochum 35 — — = — en = = — pr — 
06 | Oberbürgermeifter an Dortinund 7 — — _ — = m = — = _ 
97 | Borfigender bes Krelbausichuffes 

des Sreiied Gersfeld zu 

Seriilb . . . _ — — — = — — — — 
8. Magiſtrat au Frankfurt —— 678 ] _ - — lu - _ _ — — 
90 Oberbũrgermeiſter u Düffeldorf 110 _ — — — — — — — 
100 Stadtrath zu Ghemnis . . . 200 | - _ 1 5,00 — — — — — 
101. | Bauabtheilung ded Gemeinde 

raths zu BStuttpart, . . 416 N — — = 1 20 — — — — _ 
102. | Amteverſammlungsausſchuh ber 

Aıntaforperation: 

Bradenheim zu Bradenbeim . 40 e — — = I — — — u — = 
108. | Leonberg zu Leonberg. . . BR — — — — — — — = — — 
104. | Oberamiepflege Laupheim zu 

ı Ranpbeim . » 2. 20. 42 — = — — — = — ni — — * 
106. | Antsverſammlungſsausſchuß der 
| Amtslerporation : 

Böblingen zu Böblingen. . 48 I Fu — = ir — — — = 
106. Heidenheim zu Heidenheim 3 _ . = = = — = ps un — = — 
107. Gaildorf zu Gaildoerf. ur — — — u — = Eu er — — = = 
108, | Eliwangen au Ellwangen . 91 = — ei — = BEE = — = — — 

100. Stuttgart Amt zn Stuttgart 2 * * * Ben * = 


*) Wegen ber Bedeutung ted np der auf dad Taufend ausgeführten Berechnungen fiche Vorbemerkungen Ziffer 10. Bei 
Berficerungspfiidt eine Berechnung zu Spalte 8 unb 32 unterblieben. 





Reichstag. Altenſtück Nr. 159. (Recnungsergebniffe der Berufsgenoſſenſchaften.) 1127 












































Unfälle. 
— — — — — — — 
Laufe des Rechnungsjahres Entihädigungen feitgeftelt worden find. geh | 
aa 
bei welchen Tiny die Unfälle ereigneten, e. Zolge der Verletzungen. Beten. Auf tom 
fe, ten, für ber 
mal Bub» & tif: Theere Hand · a Im flerte 
vor “I ee fen | aber | 4@tah, | merke > i Zahl Daft (ger 
Leitern, | iob dit | Meber | Kuh | und | Sata] Kap EEE ang © entfcpäbigumgsberechtigten | gen en 
ur fahren be Üerfehi Bir hg enfohe Son Ermwerbä: gehende 25 N adigung 8 Kech · as 
2 von R au 1 .,, Tod — Hinterbliebenen ber @betöbteten,] nungs- | 
sus Hasrı trieb, Kaßer. iätiehe | rate. . ob. | unfübigfeit, [Ermwerbo- jafeen | Be 
Euten ıc. “ * ip Gem ſtige (Spalte 43.) 2 | 
ia und (der: (Ball aller er, ze. enfabig · * 
Pertie- Karren | fohren über Ustälte u ampeigen (Sp. 81.1 
tungen , aber Porb bein Spaten, erfiattel | +) 
3. &rt ze.) > 2.) Reiten — Wittwer! Ainder Aigen» ; Ya Tminden. 
| beiten. | laummen 
15. \imfl. 12. | a. | 22 |». 9. | 28 | m. | so] sı. | 3. 
— — — — — — — — — — — _ — 181. 
_ a _ — = - = - | - _ = — = = — — 182 
-/I-|-|-I|-1-1|-1-1-1-1-1-1-|-|-|-1|-|-|s 
Sa: We: 5 —— a vr IR, WERT) De SEE Pat se Aare | BE 
— — — — — — = BEE — = = — — _ — 185 
Ei: RE) BEN An RE WAR I en RER 
— — — — — — — ale - — - — — — — — — 8 
en — u — — _ — Pe _ _ — — - — — a Br u. 
_ u _ _ = — — —121— = — — — _ = — 19. 
— _ — — — _ — — — — - — — — — 90 
— — —1I—II—21——1251— ——2——126—l. 
1} 
5 — = er — — — = — - er u 92 
— — er ._ — — — = = un - | —_ — — _ = 98 
— = — — — a = = — — — — — — — 94 
— — — = = ee u = — — = — = — — 9 
2 I - 5 =z u z ze —— u = — — — -- _ % 
— 6— -|- | - | -|]I- | - |n 
— — = — — 1 — — — I = — = — — 10 14,75] 8. 
— — - 1-1 - - I — — 1-]| - — — - 1 100,00] 9. 
— — — — — l — * — l a — * 9 45, 1. 
l — — — _ — — — — — — | — — * 1 | 26,4 101. 
= — = = — — _ _ — —110. 
— — — = = — = — — — — — — — — — —1108. 
Zus — — au an = FR _ — — — — — — — — — — 110%, 
— — * a = R en —— — — = — — I - 118. 
— — — = — F = — — — — VF — — 10%. 
— — * — I. — —_ — — — — 1107 
Ri en er = _ -_ — — 108 
— 2 R x - — — — — = F 109 





den im Laufe des Jahres 1889 neu binzugetretenen Provinzial: und Kommunal-Ausführungsbehörden iſt wegen ber verſchiedenen Dauer der 
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I Tabelle 3. 
u Verlegte Perſouen, für welche im 
Du 5 Gegenfänbe und Wocgängn, 
ſchnitiliche 
Ausfährungé; Zahl der 
verſichetenſ Er— Zugendliche 
behörden. Verſonen. (unter 16 Jah⸗ 


(Tabelle 1, wachſene. 
Spalte 14.) 


ren]. 





110. | Antsverfammlungsausfhuß 
ber Amtötorporation Künzelö- 
au zu Künzeldan . . . . 

111, | Amtöverfammlungsansihu 
der Umtäforporation de — = Zi 
bronn zw Gerabronn . . . 701 — — * — = * = = 

112, | Amtsverfammlungsausicuf 
der Amtöforporation Horb zu | 


or — 
113 — 





| 
| 
115, | Amtsverfammlungsausihuß | 
der Amtöforporation Bair N 
| hingen zu Baibingen. . . _ _ 

116. Magiftrat zu Schwerin. , . 4331 — = 
17, . - Güftrem . . . al — | — 
118,| Deidywerbands » Vorftand bes | 

II. Deidywerbandes im Sem | 


ı1ı 

ha 
| 

114 


thum Ditenburg zu 
ürden 


wür! 481 — — — — — — — — — = = = 
119.) Amtsvorftand zu Barel . . . _ — — — — — — — — — 
120, ‚ . Iewer. . . a! -1=- 1- li - f-1- - I - - 1-1-1I- 
121. . « Elwürden . Tr mes ge] zer me Dre EEE [HP DREI ——— 
122. . . Behta. . . %I-|-I-|-!-|-I=|=|=|=-|!>=[|> 
123. . * Gloppenburg . | — _ — — F | — — — — — — = 
124. Magiftrat zu Götben. . . . | — = — — * — — 22 en = = 
125. 36 | I 


Bernburg. . . 
12%. — des Kreiſes Zerbft 
zu re En 
127. | Kreisausihufibes Kreifes Göthen 
zu Eben . » 2.2... 
128. | Kreisausichuß des Ktreiſes Bern- 


burg zu Bernburg. . . . 
129. | Kreigausfchuß des Kreifes Ballen 








ftedt zu Ballenftert 200 * 
130. — — u 

u Deflau . . 2.2... 65 
in. Magiftrat zu Stadthagen . . 13 => 
132. | Amtöverfammlung des Land- 

ratbdamis Büdeburg- Urend- 

burg zu Büdeburg. . . . 48 = 
138. —— — es Land · 


rathsamts Stadthagen · Hagen · 

burg zu Stadthagen . . 

| Summe B. .. 

| 

A. Staatlide Ausführungsbe- 
hörten . . - - .1 523283 






B. Provinzial: und Kommunal» 
Ausführungsbehörden 







20.087 












Sejammtfumme . | 543 320 29 


*) Wegen | der Bedeutung des Ergebnifje der auf das Taufend ausgeführten Berechnungen fiche Borbemertungen Ziffer 10. Bei 
Verficherungspflicht eine Berechnung zu Spalte 8 und 32 unterblieben. 
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Unfälle. 
Laufe des Rechnungsjahres Entihädigungen feftgeftellt worden find. gehl 
— Auf 100 
ten, für| Pre 
weiche im! füherie 
Laufe Beriomen 
bet 


ber entichäbigungäberehtigten | gg, | (Er ) 


„ [Ointerbliebenen der Getödteten.| nungs- | fommen 
— fahre | Ber 
Unfelle | fehie. 
ange lgen * 
erieattet 


ieil- A | „ j “ Au- —— 7 
wege. | weile, ' fanımen. 








so. | 31. , 9. 





| 
a — 1110. 





























den im Laufe des Jahres 1889 neu binzugetretenen Provinzial- und Kemmunal-Ausführungsbehörben it wegen ber verſchledenen Dauer ber 
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III. Verfiherungsanfalten. 


Tabelle 1. Allgemeine Ueberficht.*) 
Unfälle, 
(Zahl der Berlepten, für 


welche Entihäbdigungen 
feftgeftellt an ind.) 























VBerfiherungtanftalten Unsgaben, | Einnahmen. 
Im Laufe — er 
| (Bgl. Zab, 2 4Bgl. Tab. 2 
“ — —* ite 49.) F 
} A bir 
Baugewerfsd-Berufsgenofienidaften. and ben lahred hinzu · vw. valte 67.) 
gelommene 
Vorjſahren. Fälle. 
(. Tab. 3 
—— — J RR F palte 7.) u db. ER. Fr 8 
1 16 17 18 19 
| 
1. | Berficherungsanftalt der Hamburgiſchen Baugemert8.®. . . . . - 7 | 17 21 057,23 100 370,4 
2: a . Rorböftlihen Baugewert8B.®.. . . . . . u 36 39 254 95 289,2 
3 | j « Schleftfh-Pofenfen Baugewert- 8.6. . 9 22 197550 | 48 185,0 
4. ‚ Hannoverſchen Baugewerti-B.®, 25 50 49 125,16 162 759,53 
5. . » Magbeburgifhen Bangewerts-B.®, 5 17 II 101,9 52 481,0 
6. | Berfiherungsanftalt der Saͤchſiſchen Baugewerks ⸗B.G. 18 | 38 33 422,0 132 976, 
1. : « Thüringifchen Baugewerks · B.G. 7 | 8 9320, 23 251,2 
8 | B + Heffen-Rafauiihen Baugewerks · B. G.. 5 10 10 824,06 53 848,50 
%| . Rheiniſch⸗Weſtfaͤliſchen Baugewerts:B&,. . 9 8 7436,19 86 455,1 
10. ‚ » Bürttembergiihen Baugewerts-B.®. . . 3 48 21 6, 89 458, 
| 
11. : Berficherungsanftalt der Bayeriſchen Baugewerks B.G. 34 58 72 801,15 190 118,1 
12 . + Sürwetlihen Baugewerls · B.G 16 48 82 841, 139 335,21 
! 
18. | . « Tiefbau · B. G. 12 86 70 201,5] 288 797,15 
| BVerfiherungdanftalten zujammen . 


| 
171 | 430 398 991, | 1458 277, 


) Angaben über bie Organifation ac. laſſen fih bei den eigenartigen Verbäftniffen der von den Berufögenoffenihaften mitverwalteten 
Berficherungsanftalten nicht bringen. 





1132 Reichstag. Aktenſtück Nr. 159. 9. (Recdnungsergebmifle der Berufsgenoffenihaften.) 
Ausgaben. 
Berjiherungsanftalten Grwerböunfähigfeit. E —— 
ber DE 2 Du Ps | 
| Baugewerts-Beruga, JKoſten deng. Benin 8,erdigungs an 
genoſſenſchaften. Sell. | * koften Wittwen 
verfahrens. Berlepte. WGSaddieier 











—— — 
Berſicherungsanſtalt 


Berſicherungsanſtalt 


Verſicherungsanftalt 


| Berfiherungsanftalten I 


—— — der 
Hamburgiſchen Bauge: 
werls · .G.. Br 


ter 
ey en Bauge ⸗ 
der 
Schleſtſch⸗ en 


Baugewe 


ber 
Sannoverihen Bauge- 
wetsB.®.. . . * 


der 
— — Bau · 
gewerlt · BG. * 


erungdanftalt b 
eat Er 


Sirene 
ER) 


Berfiherungdanftalt ber 
Helen Nafjauifchen Bau · 
werd... . . . 

Verfiherungsanftalt ber 


Meitfäl 
—* 


Berſicherungsanftalt 
Wurtteru ber iſchen m. 
gewertt: B. .. 


nftalt der 
Bauge: 


ber 
Bayerischen Baugewerls 
BB... .:..>+. 


erungdanftalt ber 
ehhwige "Bug 


Berficherungsunftalt 
—— 


ſammen 


der 


























. 


12 ! 


18 


85 












I, 








Tabelle 2. 











a, Entigädigungs: 


ERBSANERTIE 





1175,» 


375,5 


508, 


25,65 


Gh, 











20 2883,15 
36 6 867,0 
27 | 4622,0 
62 | 9389, 
13 | 2 791,35 
37, Toiße 
12 | 1658,55 
12 3 130, 
13 2 430 
20 3:890,0 
108 | 19 798,08 
! 
44 | 6 122,0 


81 128,96 




















i 

1500 3 46600 
| 

3 MO 1 
182.» 4 0 MT 
Mo 6 465 
13806 5| 392,0 
235,00 5 ST; 
I s 

85,00 3 186,18 
50,00 2 429,36 
| 

— 3 631,0 | 
| 

192,0) 6, Mn! 
m 28) 2808. | 
42 | 1508 
439 14 | 1I6Bm 











3.536,05 103 | 10 080,0 


3 Bel.) 


—— 
an Wittwen 
im Falle der 


Wiederver · 
heirathung. 








I 


2 


N 
Bw | 1 
| 
| 
| 


324,00 





Menten 


Kinder 
Getöbteter, 


19 


12 


13 | 


43 






605,0 , 175 







162 


1797 


40,0 


786,54 


2 1,00 


555,17 


639,54 


BE HAT 


169,70 


2 176,0 


950,43 





11 042,5 


*) Hierin find am durch die betbeiligten Gemeinden anfzubringenden Entiäeigungsbeträgen Für Unfälle bei ben im $. 2: Hit. b 
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Ausgaben und Einnahmen. 


ee m ee m mm —— — — —— — 
Ausgaben. 




































































beiträge 
Unterbringung im Krankenhaus. Summe 
— —— WETTE ——— zu RE Zi ber Ent« 
Renten Renten an bie | Menten an Renten an Kur · und Abfindungen ſchadigungs · 
* Ehefrauen | Kinder | Afzenbenten | Berpflegungds su Beträge. 

A — in Krankenhãufern in Krankenhaufern in Krantenhäufern toften an (Spalten 8, 5 
Igendenten untergebradhter  umtergebradhter | untergebradter Krankenhäufer Ausländer. 7,9,11,13, 16, 
Getöbteter. Berlepter. | Berlepter. | Werlepter. gezahlt. 17, — 23, 

| | | — 
Bel. m. BVerſ. 4. Perſ. 0 PVerſ. A. Perſ. 4. Berl. Me. 4. 
| 15 Je) m em To | 26. 
| | 
1 90,0 2 27,» 8 2u| — — 1 4 413,00 — — 4 279,4 1. 
— | — 5 184,05 9 18,0) — — | 4 960,81 — — 2605 | 2 
| 
| 
_ _ 2 51, 5 ul — Fa 300, — _ 6574,00 3. 
W 
1 45,0 2 1,os 9 5,5 | — — 4 127,40 _ — 11 591,0 4. 
| | | | | 

— = 1 20,80 2 31,» | — | — | 3 208,0 or | — 4 098,0 >. 

— — 6 185,2 14 | 256123 — | — 10 805,75 i 859,2 11 388, ı 6 

| | | | 

— — | - I — | _ — — — — — — 23114 7. 

J 
| | | 
= ir ET Be — a. 2 Sal = — 4426, 8. 
J 

en — | 4487,19 9. 

u. = | 5376 | 10. 
1 | 56,0 276970 m. 

— — 10 735,04 12. 

= 147390 | 18 

] s 
3 191,4 120 255,0 *) | 














bed Bauunfallverficherumgsgejepe® bezeichneten Bauarbeiten enthalten: 9 197,04 4 
Aftenftüde zu ben Berbandblungen des Meichötaged 1390, 143 


1184 






























Berfiherungdanftalten > * 
der unters je. Schieds· 
ſuchungen 
Baugewerks-Beruft und ber | geriis: 
Feßftellung 
genoflenigaften. —** loſten. 
gungen. 
+ — _#. A. 
1. 27. 28. 
1. | Berfiherungdanftalt der Ham- 
burgiichen Baugewerls · B. G. 324 
2 — me der Nord · 
‚ öltlihen Baugewerls-B.G. 12,00 
8. | Berficherungsanftalt der Schle 
flih-Rofenien Baugewerks ⸗ 
I BE... 2200. . 
4. Berficherungsanftalt ber Ham 
noverfhen Baugewert-B.®. 113,05 
5. Verfiherungsanitalt der Magde · 
burgiſchen Baugewerks · B. G. Al, 
I 
6, Berfiherungsanftalt ber Eidjfi- 
' schen Baugewerks · B. G. 28,0 
T. Verficherungsanftalt der Thür 
ringifchen Baugewerfd-B.®. 
8. Verfiherungsanftalt der Hefjen- 
Nafiauifhen Baugewerls · 
I BGBGB. 161,10 
9. — ber Rhein.» 
Weftfäliihen Baugewerls⸗ 
1 We 
10. Berfiherungdanftalt der Würt- 


tembergifhen Baugewerls · 
7 


11. | Berficherungsanftalt der Baye ⸗ 


12. 


18. 


riſchen Baugewerks · B. G. 


Verficherungsanftalt ber Süb- 
weitlihen Baugewerls · B. G. 


Berficherungdanſtali ber Zieh 
muB. .. 2,6 





Berfiherungsdanftalten zui. . 





) Wegen ber bierin 


130,35 


816, 


684,10 


1 108,» 


4610, 
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Noch Tabelle 2. 
Ausgaben. 
d. Unfalserhütungstoflen. e. Allgemeine 
| „Seien * 1.Roftendererften Einrichtung 
Koſten bei | *a Beam 
" nlädter und 
leber Erlafven | für Mbnendung Bus Werſönliche Ausgaben 
* | von auf Örund) Bw 
wahung | Anfallver- 8 iütsfstien, ſammen. EN über: 
ver | Hütumgs: | Temn Ruhm ber | een 20 nommener 
eier. | „ver Weisen] sun | Iedlhe |Mafelben TR" 
. f en, derung: 
a Fe Refen. | ertrige 
Mt. MM 4. ll, 4 # 
29. 30. 31. 32, 33. 34, 35. 
= u HIN 2 
158,80 _ -_ | — 
356,09 _ - | — 
| 
-— | Hal 4m 
| 
— 162,35 162,33 
I 
I 
53 | 67 en ml - 20h, | Wim 
| | | 








enthaltenen Pauſchbeträge ehe Vorbemerkungen Ziffer 6, 
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Ausgaben und Einnahmen. 











Bermwaltungstoflen 


— — — — — — — 











2. Laufende Bermaltungstofen. 














chen BEER 



































































Relletsften und ————— tenqließlich —— in. in Bene 
* lelgeuden Epa Auslagen. Gehälter Rokal. Schreib Anfer- Zinſen 
weligie — der iethen as Pot | Hand. und 
er mietgen, lien, Drud-| often, 
— 5 der Dele- Beamten | Heizung, ſachen, Fot a I | Sonftiger | — 
ber Genoßen ber der Ber | Roten | fonftiae | 
ia Beltiont+ * zut und Beleuch | mulare x. 7. | Rubli- Verwal · | — “ 
oochände un er —— trauend- — Inftand- | loͤhne un; tungdauf 
. * *8 Ei n ftöver» — Bebienfte | tung haltung dei ic. | h * ‚ tungeanf- 
* — manner. Be. ten. x  |Inventard, | often. | wand. | | 
—— .— | | | | 
A. A| 4. MT MT Mi 3 aM | . 4. | MM | 
36. 37. es | 9) 0 | 4, 42. 43. 44. 4. 46. 7 | 
_ | 18,0 | Mn — | 17,10 5914, Ti | 1668| 3053,15 15.086,05 | 1. 
126 | 11180 | 837. — 1-1 189596 | 19750 | 35490 | „1.870,06 23645, | 8. 
| | | 
— — - - — 36T) — Be — 9Abkm | 8. 
I | | | | 
| Ä ! ! \ ; 
_ 49,5 | lt 11 188,06 —* 3955| 263344 2840 12 842.0. 20581120 A 
| | | i 
_ = — — — 340n| — A er Be en 50 65. 
| | | 
| l | 
_ u = er — 1.9800 = 676,0 Lol Alm | 92m | 12818, | 6. 
* — — — — 1000| — 36000 Gi Te | 37183231 586 7. 
i | | 
en - | »- _ 6, - le) ul Bl — 5123| 5971 | 8. 
| | | 
F ” — —— | ne = = — 2070 2070 | 9. 
\ ' l | 
0 | — - — — STE! — 50010) LOB A! A 12T TO. 
| | | | | 
— — 207 10 — — 10 660,00 | 1 238,5 |. 4 Te 3348| 733 | 3057| 23988, | 11. 
— — — — — 8 664100 128340 16T 19881 Bm | 2596, | 1559555 | 1 
— — 6 18641 _ 3072| 16H — 20 738,05| 408216 |18. 






1312,43 | 724816 








17 443,06 202 398,53 


726,06 | 118546 | 2015,0 — 68,64 82 176,00 | K012 | 20 978.58 























143° 
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Noch Tabelle 2. 
Ausgaben. Einnahmen. 
Summe 
Berfiderungsanftelten t. der Beftand Eingegangene 
ber Einlagen Ausgaben zu 
Baugewerks Berufsgenofſenſchafte Run —— 
n. i 
— — (Spalten 26, bed Umlagen. 
Rejervefoube, | 27, 28, 32, 35, Rehnungsjahres. 
47 und 48.) 
4 4 Me * Me 

nn) — — — 
1. 48. 49. 50. 51. 

1. Berfiherungsanftalt ber Hamburgiſchen Baugewerls · BG. , 1 225,13 21 057, 44 165,0 — 

2 Nordoͤſtlichen BaugewerlsB.®. . . 2812, 39 254,1 10 883,2 — 

3 Schleſiſch ⸗ Poſenſchen Baugewerks · B G 3 727, 19 755.4 7883,35 — 

4 + Hannoverjhen Baugewerls ⸗B G 7 104,18 49 125, 73 734,0 — 

6 Magdeburgiſchen Baugewerls · B.G. 1668,08 I1 101, 11 720,13 = 

6.| Berfiherungsanftalt ber Sähflichen Baugewerks · S. . . . 8443 4 88 422,4 48 729,5 — 

7. . Thüringiſchen Baugewerd-B,®, . _ 998, 9 320,4 3 720,96 — 

8. . + Heffen-Naffanifhen Baugewerks B. G 255,18 10 824 15 824,7 - 

9. ‚ Rheintſch ⸗Weſtfäl. Baugewerts.B.®, 878,10 7438,10 43 558,4 — 
10. . Württembergiſchen Baugewerts:B.®. 3581, 21 846, 33 173, 413,0 
11. Berfigerungsanftalt der Bayeriſchen Baugewerts: 8.8. . . 20 20, 72 801, 61 870,79 6 374,0 
12. " - Gübweftlichen Baugewerts-B.®, . . 5216,10 32 841, 53 695,6 BT5,0s 
13. . - Tiebanß®, . 2220. 13 548, 70 201,0 94 859,46 - 

BVerfierungsanftalten zufammen . . . 69 679,05 398 991,23 503 814 7669,35 


*) Bergleihe Vorbemerkungen Ziffer 8. 
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Ausgaben und Einnnahmen. 





Einnahmen, 














Betrag 
Gin. Beſtand des 
Beltrůge. Ent. — Summe am Schiub | Refervefonbs 
nahmen | Straf- SM Sonftige ber des am Schluß 
aus dem Bolzen Binfen. Ein- Einnahmen. Nedmumgs: bes 
Prämien. Reſerve · gelder nahmen. | (Spalten 50 jahres, Rechnungs: 
onds. bis 56. 8. 
f &. 34) 56.) jahre 
Me * M Me Me Me M. 
5la. 52. 33 | 54, 55. 56. 57. 
| 
54 629,1 _ | 528,00 _ | 1051,15 ex 100 370,48 79 319, 1696, 
81 655,0 = | 2 750,0 — | = = 95 289, 56 035,17 5.307, 
34.492,56 | _ | m, — 505,0 27, 43 135,5 28 379,00 64Tl,m 
87 889 u | — | 348,05 | 2 787,0 — 162 759,03 113 634,97 13 552,8 
40 618,51 | — 123,00 — — 18, 52 481,4 41379, 2809, 
82 938,4 — 0,0 _ 1988, par 182 976, 99 558,08 15 206,51 
| H 
| | 
19 484,55 = | = = | 96,0 _ 23 Bl, 13 931, 2098, 
37 864,04 =, Ir a 7 2,00 53 48,0 43 023,0 5127, 
42 902,1 _ j _ u ! — — 86 455,18 79 019,59 8 721,0 
54 430, - — _— 51440, 0,0 89 458,56 67611, 5 510,05 
117 925,9 — I 1658, — | 2298,10 0,0 190 118,1 117 316,18 29 682,15 
80 965,50 — 8 220, — 578,45 — 139 335,1 106 498,03 9979,20 
190 878,0 = — = 3559,10 _ 288 797,15 218 595,0 16 386,06 
l 
996 125, uni 8 867,4 — 11 758,9 4,5 | 1458277, | *)1 059 286, 117 850,96 
} 
| 
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Tabelle 3. 





valenn⸗ Perſonen, für welche im 


a. dahl. Alter unh Gefälehd ber Jerleiee b. Gegenſtände und Vorgänge, 
Berjihderungdanftalten 


der Jugendliche 


(unter 16 Jah · 


Er 


ſchaften. wachſene. 3) kom 
ren). men ® Krbeits- 





Bangewerfd.:Berufögenojjen- 
| 





1.| ® —— 5 der Hamburgifchen 
augewerfd- Fe ——— 


2. | —— = ——— * 


8. a in ber Ettih Polen 
Baugewerti 


4. en der Sennomteen Om 
gewerls · B. G 





5.| Berſicherungsanſtalt — Mi bebur; chen 
te. . * su 


6. le ber — * 


7 a ber — Ba 
8. nr ber Seen Rafaugen 





augewerls · G. G.. 
9. B lt ber RKheini we 
an gute me 
| 8 a ber Bictenbegiten 
augewerls· 


11 — ber Bayeriſchen Bau ⸗ 
aewerts · s. een 
12 en der Sübweftlihen Bau · 
gewerls · O.ß. 


18.| Berfiherungsanftalt ber Tiefbau ⸗ B. OG.. 





3 l | — 430 — 5 I — 7 9] 142 





Berfiherungdanftalten zufammen | 426 





1139 











Laufe des Rechnungsjahres Entſchädigungen feilgelellt worden find, 
bei welchen ſich die Unfälle ereigneten, 








Danernde Zahl 
Erwerbs: 


unfäbigfeit. 











(Epalle 23.) 







ber entſchaͤdigungsberechtigten 
Hinterblichenen ber Getödteten. 


Zahl aller 
Berlepten, fü 
weldhe im 
Laufe bes 
Rechnungs: 
jahres 
Unfallangeigen 
eritattet 


wurben. 












— — — — — — lee 











1371 34 20 1 3 2 53 12 75 236 2107 18) 62 | 112 I 








Derlin, ben 23. November 1890. 


Das Neichs-Verficherungsamt. 
Dr. Bödiker. 
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Nr. 160. 


Sechſtes Verzeichniß 


bei dem Reichſstage eingegangenen Petitionen. 
8. Legislatur- Periode. I, Seifion 1890. 


4. I. Kommiffion für die Petitionen. 


Journ. I. Nr. 2433. I. Zapp zu Charlottenburg, führt Beſchwerde wegen Juftizuerweigerung. 

= H.Nr. 2437. Adam Örzegorzyf, üherer bittet um Bewilligung einer Unfallrente zc. 
Bergmann zu NRoßberg, 

= I1.Nr. 2438, * ries, Bremſer zu Weißen- bittet um anderweite Feſtſetzung ſeiner Penſion ꝛc. 
urg, 

= 1.RNr. 2432. Der Vorſtand des Vereins der 
Berliner Kaufleute der Kolonials 
waarenbrande, 

: 1,Nr. 2541. Der Vorftand der Gnefener Kauf: 
männifchen Vereinigung ber Ko— 
Ionialwaarenbrandhe, 

= [1.NRr. 3210. Der ®erein Danziger Detailliften 
der Kolonialmaarenbrande, 


— 1.Nr. 3023. Wirthe zu Straßburg i. Elf. und | bitten, den Konjumvereinen den Verkauf und Ausichant 


Umgegend, geiftiger Getränke zu verbieten, ferner die Konjumvereine 
1. Nr. 3024, Der Borfiand des Wirthe⸗Vereins erjelben Beſteuerung 2c. zu unterwerfen wie gleichartige 


für Metz und Umgegend, Geſchaͤfte. 


bitten um Reviſion der Genoſſenſchaftsgeſetzgebung (gegen 
die Errichtung und den Betrieb von Konſumvereinen und 
von Aktiengeſellſchaften zum Verkauf und zur Herſtellung 
von Verbrauchsgegenſtääͤnden und Lebensmitteln — 
Offizierverein, Waarenhaus für deutſche Beamten, —). 





” 


Folgende Betenten bitten, ben Geſchäftsbetrieb ber Konjumvereine zu beſchränken, die Konſumvereine 
in gleiher Weije wie Gewerbetreibende zur Steuer heranzuziehen, aud die fernere Gründung von 
Konfumvereinen für beftimmte Gejellihaftsflafjen (Beamten ze.) zu unterfagen: 


Journ. II. Nr. 3773. Der Aweigverband jelbftftändiger deuticher Konditoren zu Bromberg, 
U. Nr. 3774. Der Zweigverband felbitftändiger deuticher Konditoren der Be. zu Guben, 
I. Nr. 3785. Der Borftand des Verbandes jelbtftändiger deutſcher Konditoren zu Berlin, 
I. Nr. 3786. Der Zweigverband re deutſcher Konditoren zu Eſſen, 
I. Nr. 5658. Der HYweigverband jelbftftändiger deutſcher Konditoren zu Görlig, 

- Der YZweigverband der Altmark jelbftftändiger deutjcher Konditoren zu Seehaufen i. A, 

11. Nr. 5687. Der mittelrheiniihe Verband felbftjtändiger deutjcher Konditoren zu Mainz, 

1. Nr. 5688. Der Berein jelbjtftändiger Konditoren Berlins, 

11. Nr. 5752. Der — Anhalt des Verbands ſelbſtſtändiger deutſcher Konditoren zu Bromberg, 

Der Berband jelbftitändiger deutſcher Konditoren und Pfefferfüchler zu Halle a. ©. 


Handwerker und Gewerbetreibende Bitten um Einſchränkung des Haufirhandels und des Ges 
bes — Saarbrüden und Ge- ichäftsbetriebes 2c. der Konjumvereine. 
genoffen, 
IE Abgeordneten Pfähler 
z it 


überreicht.) 
« 11. Nr. 3078, Gewerbetreibende und Handwerker bitten um Verbot des — eventl. um Einführung 
der Kreiſe Bernkaftel, Cochem, einer Ortsſteuer für den Betrieb des Haufirhandels, um 
Simmern, Wittlich, Zell zc. Einſchränkung des Geichäftsbetriebes 2c. ber Konjum- 
(Vom Abgeordneten Dieden vereine, fowie um Beichräntung der Anfertigung von 
Hanbelsartifeln in Strafanftalten zc. 
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(1348 Unterjchriften,) 
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Volgende Betenten bitten uuı Bejeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgejepes: 


Journ. I. Nr. 2435. Bernhard Götze, Eigarrenmadier zu Altenburg (S.:M. I und Genofjen, 
1. Nr. 2436. Karl Sauer, yabrifarbeiter zu Altenburg (S.- Su), und Genoffen, 
II. Nr. 2620. Oskar Wimer, ringe Le zu Altenburg (S 1 ), und Genofjen, 

1. Nr. 2621. Louis Weiſſe, ürtler zu Altenburg (S.:M.), und Genoſſen, 

Nr. 2622. Georg Wentzel, Hutmacher zu Alter rg (5.9), und Ger +fien, 

Nr. 2623, ga Nietichel, Hutmacher zu Altenburg (S.-9.), und Genofjen, 

Nr. aul Schubert, Yabrifarbeiter zu Altenbur 8 A.), und Genofien, 

Nr. 2625. Philipp Zeiffig, Zimmerer zu Altenburg (S..), und Genofien, 

Nr. 2626. Bernhard Schade, Ladirer zu Altenburg (S.M.), und Genojien, 

Nr. 2627. Wilhelm Müller, Shuhmader u Altenburg (S.-U.), und Genofien, 

Nr. 2628. Emil Martin, —— eiter zu Altenburg (SA.), und Genoſſen, 

Nr. 2629. u. Lutz, Hutmacher zu urg (S.«A.), und Genoſſen, 

Nr. Schütze, Maler zu Altenburg (S.-.), und offen, 

Nr. 2631. Rihard Neumann zu Altenburg (S.:4.), und Genofien, 

Nr. 2632. Joh. Ströh zu Altenburg (S.:N.) und Genojien 

Nr. 2633. Guftav Schleſier zu Altenburg (S.:R.) und Genoffen, 

Nr. 2634. Bernhard Oskar Bachmann, Gerbermeifter zu Altenburg (S.-9.), 

Nr. 2635. a Willſch, Kindergärtnerin zu Annaberg (Erzgebirge), und Genoffen, 

Nr. 2636. 2. Nenner zu Augsburg und Genoſſen, 

II. Nr. 2637. Franz Mad zu Auma (Thüringen) und Genofjen, 
Nr. 2638. Eduard Schneder zu Auma (Thüringen) und Genoffen, 
Nr. 2639. Friedrich Seifert zu Auma (Thüringen) und Benofjen, 
Nr. 2640. Otto Weiſſe zu Auma —— und Genoffen, 
Nr. 2641. Franz Mahrenholz zu Auma (Thüringen) und Genoflen, 
= 2642, er Kämpjer jr, jr sgehülie 3 r Peer und Genojjen, 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr. 
Nr 
Nr 
Nr 
Nr. 
Nr 


1. Nr. 2643 mil Heil, Reberhänd er 

II. Nr. 2644. Qul. Kunow, Naburheiltunbiger zu Berl und Senofien, 
I. Nr. 2645. 9. Stoß, Kaufmann zu Berlin, und ei, m 

II. Nr. 2646. de la PBeridre, Techniker zu Berlin, und Genoffen, 


. 2647. Dito Mannftedt, Bädermeifter zu Verlin, und Genoſſen, 
. 2648. ©. Neinte, Maler zu Berlin, und Genofjen, 

. 2649. &. el rei Kaufmann zu —— und Genoſſen, 
. 2650. €. Dahms, Schneidermeiſter zu Berlin, und Genoſſen, 

. 2651. M. Klein, Dr. phil. zu Berlin, und Genofjen, 

. 2652. Dslar Schöurod, Bankbeamter zu Berlin, und Genoffen, 
I. Nr. 2653. Paul Walter, Lithograph zu Berlin, und Genoffen, 

1. Nr. 2654. Ernft Leibnig, Boflbenmier zu Berlin, und Genoffen, 

II. Nr. 2655. Dito Zeyß, Bankbeamter zu Berlin, und Genoffen, 

II. Nr. 2656. — Gahl, Fabritant zu Verlin, und Genofjen, 

Il. Nr. 2657. Der Naturheilverein zu Böhrigen, 

II. Nr. 2658. | Krenge, Lehrer * erg Le Genoffen, 


nunmehr vn % 
— 
— 


Schroder, Gymnaſiallehrer zu 
r. Wulf, Stations-Aſſiſtent zu Bremen, und Genoſſen, 
II. Nr. 2661. o- Warendorff zu Bremen und Genofjen, 
2662. G. Büchel zu Bremen und Genofjen, 
2663. 58 Schnaars, Tiſchler zu Bremen, und 
2664. gr Tudhiceerer, Krämer zu Bremen, und Ge 
€. F. Mulde zu Bremen und Genofjen, 
2666. Rothmeifter zu Breslau und Genoſſen, 
2667. Maximilian Jaerſch, Pianiſt zu Breslau, und Genoſſ 
2668. Joſeph Zelder, Klempnermeiſter zu Breslau, Be 
2669. Meyer, Oberlehrer zu Breslau, 
2670. Baul Richter, —— zu Breslau, und Genoſſen, 
2671. Magda Foerſter zu Breslau und Genofjen, 
2672. Robert Reid, Geihäftsführer zu Breslau, und Genofjen, 
2673. Emilie Beyer zu Breslau, 
2674. P. Langoſch, Kaufmann zu Breslau, und Genoffen, 
2675. Karl Schneider zu Brunndöbra und Genoflem, 
2676. Anna Illing zu Buchholz ——— mb Genoſſen, 
2677. Carl Lehm zu Buchholz (Sachſen) und 
2678. Du Müller, Schloffer zu Buckau be burg, und Genoflen, 
2679. C. Ritzau zu Budau bei edge u noffen, 
2680. Karl Groß, Schloffer zu Budan bei Magdeburg, und Genofien, 
2681. Wilhelm Albani, em zu Gainsdorf, und Genoffen, 
2682. Louis Schneider, Fabrikant zu Chenmig (Sachſen), 
2683. 93. Mar Schneider, Droguift zu Chemnig (Sachſen) 
2684. Dean“ Pauls, Bädermeifter und Hausbejiger zu Chemnig. 


Ultenftüde zu den Verhandlungen bes Reihätages 1890, 144 
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Folgende Betenten bitten um Befeitigung bes Impfzwanges bezw. Aufhebung bes Impfgefepes: 
Journ. I. Nr. 2685. Georg Hüdel zu Chenmig, 
II. Nr. 2686. Theodor Thalmann, Scnittwaarenhändler zu Chemnig, und Genofien, 
1. Nr. 2687. Linus Schenkel, Kaufmann zu Chenmit, und Genoffen, 
II. Nr. 2688. Carl Hermann Franz, Eifenbahnbetriebsfekretär zu Chemnitz, und Genoffen, 
II. Nr. 2689, Carl Junghanns, BüreauAffiftent zu Chemmig, und Genofien, 
1, Nr. 2690, Reinhold Schneider zu Ehemnik und ®enofien, 
I, Nr. 2691. E. Edarbt, Naturheilfünftler zu Coburg, und Genoflen, 
II. Nr. 26982, Bruno Reinhold, Rorzellanmaler zu Cölln a. d. Elbe, und Genoſſen, 
„Nr. 2693. Gottreih Blehihmidt, Steinbruchmeifter zu Cölln a. d. Elbe, und Genoffen, 
I. Nr. 2694. P. Minners, Tifchlermeifter zu Cottbus, und Genoffen, 
1. Nr. 26985. Hermann Liebich, Tifchlermeifter zu Cottbus, und Genoſſen, 
II. Nr. 2696. K. Nombed zu Eotibus umd Genoifen, 
11. Nr. 2697. Paul Kanzler zu Cottbus und Genoffen, 
U. Nr. 2698. Fritz Wittkowski zu Cottbus und Genoflen, 
U. Nr. 2699, briftian Semiſch, Mafchinenführer zu Cottbus, und Genoffen, 


sun Kenn Mh 
— 
— 


:» 1.Nr. 2700. Dito Margraf, Schloſſer zu Cottbus, und Genoſſen, 

II. Nr. 2701. 8. 8 Debus, Kaufmann zu Darmſtadt, und Genoffen, 

: 1er. 2702, Gar! Dohnat, Kaufmann zu Deflau, und Genoffen, 

«= M,Nr. 2703. Rudolf Schmidt zu Deflau und Genoffen, 

s W1.Nr. 2704. Dr. Größler, Herzogl. Bibliothekar zu Deſſau, 

= 1.0. 2705. Bruno Schmidt, Steinmeg zu Leubnig bei Dresden, und Genoffen, 
= TR 2706. Richard Bayer, Lehrer zu Dresden, und Genojlen, 

s TI Rr. 2707. Hermann Wehner, Steinmeg zu Dresden, und Genoffen, 

= 1. Nr. 2708. Paul Hofmann, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 

= 1,Nr 2709, Marimilian Walther, Steinmeß zu Dresden, und Genoffen, 

s N1.Rr. 2710. Richard Klemm, Polierer zu Gotta bei Dresden, und Genofien, 

« 1.0. 2711. Zen Geride, Steinmeg zu Dresden, und Genoffen, 

:= WR. 2712, orig Richter, Buchdrucker zu Piefhen bei Dresden, und Genoffen, 
s Nr. 2713. Franz Schumann, Steinmeß zu Dresden, und Genoffen, 

«= 1.Nr. 2714. Richard Höfgen, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 

»II. Nr. 2715. Arthur Schmidt, Steinmeß zu Dresden, und Genoffen, 

s M.#r. 2716. Hermann Schoenfeld, Buchdrudereibefiter zu Dresden, und Genoffen, 
= 1.Nr 2717. Eduard Czurda, Steinmeß zu Dresden, und Genoffen, 

=» WR. 2718 W. Weidner, Tifchler zu Dresden, und Genoffen, 

-ULU. Nr. 2719. Arthur v. Studnitz, Negierungsrath a. D. zu Dresden, und Genoflen, 
« 11.Rr. 2720. €. H. Harzbeder zu Dresden und Genoffen, 

:s 11.0. 2721. Earl Hermann Nitzſche, Zimmermann zu Dresden, und Genoflen, 
:« 1.Rr. 2722, © P. Shillbad, Mafhinift zu Dresden, und Genoſſen, 

= MNr. 2723. Ludewig, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 

=» TI.Nr. 2724. ulius Gräfe, Lehrer und Schriftiteller zu Dresden, und Genoffen, 
-U. Nr. 2725. Dtto Haupt, Boftaffiftent zu Dresden, 

= II.Nr. 2726. Carl Dtto Kämps, Daugewerker zu Dresben, 

-UI. Nr. 2727. Dtto Geisler, Tiſchler zu Dresden, und Genoffen, 

:s W1.Nr. 2728. €. Siegismund zu Danzig und Genoffen, 

s I1.Nr. 2728. Paul Fiſcher, Kaufmann zu Dresden, 

- 1.Nr. 2730. Mar Günther, Buchbindermeiſter zu Dresden, 

: 1.Nr. 2731. Auguſt Krüger, Schuhmachermeiſter zu Dresden, 

-II. Nr. 2732, Adolph Schmidt, Erpedient zu Dresden, und Genoflen, 

«= 1.Nr. 2733. Dr. med. Lahmann, Sanatorium „Weißer Hirſch“ bei Dresben, und Genoffen, 
⸗II. Nr. 2734. N. Breuß zu Dresden, 

s 1.0. 2735. 2, Adolf Müller zu Dresden, 

= 11.Rr. 2736. Elife Richter zu Dresden und Genoffen, 

:s M.Rr 2737. Auguſt Thoenes zu Dresden, 

= 1.Nr. 2738. Dswald Wolf, Aufichreiber zu Pieſchen bei Dresden, und Genoffen, 
: 1.Nr 2739. Schulf-Drüggelte, Ehren = Mıntmann zu Drüggelte, und Genoffen, 
:s MR 2740. Walther Schirmer zu Düren, 

: TI.Rr. 2741. Bild. Prigge zu Düren, 

:s 1.Rr 2742. Bernhard Spaltenftein zu Düren, 

= 1. Nr. 2743. Paul Midbdendorf zu Düffeldorf, unb Genofien, 

= 1.Nr 2744 Beter Mayrhofer, Mepger zu Düffeldorf, und Genoffen, 

«= 1.NRr. 2745. Wolfe. Kapp, Ingenieur zu Düffeldorf, und Genofen, 

= I1.Nr 2746. Nehl zu Düffeldorf, und Genoffen, 

= 1.0. 2747. Paul Schüpe, Mufifiehrer zu Düffeldorf, und Genoffen, 

«= 1.Nr 2748. 9. Sonnenjhein, Immobiliengeichäft zu Düfleldorf, und Genoſſen, 
II. Nr. 2749, 5 Blömer zu Düſſeldorf, 

II. Nr. 2750. et. Steves, Dekorationsmaler zu Düſſeldorf, und Genoffen, 


I. Rr. 2751. Fritz Gohmann, Bädermeifter zu Düſſeldorf, und Genioffen. 
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Folgende Petenten bitten um Befeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgeſetzes: 


Journ. I. Nr. 2752, Franz Windolf zu Düffeldorf und Genoffen, 
» IN. 2753. Ostar Scheffler, Lehrer zu Eilenburg, und Genofien, 
= 1.Nr. 2754. €. Thom, Schneidermeijter zu Eilenburg, und Genofjen, 
- M.Nr. 2755. ©. Arndt, Glafermeifter zu Eilenburg, und Genojien, 
— 1. Rr. 2756. Wilhelm Friedrid, Strumpfwirker zu Einfiedel (Bez. Zwidau), und Genoſſen, 
— 1.Nr. 2757. Paul v. Jagemann, Eijenbahn-Affütent zu Einfiebel (Bez. Zwidan), und Genoffen, 
: 1 Nr. 2758. — * Fritzſche, Strumpfwirler zu Einſiedel (Bez. Zwidau), und Genoſſen, 
:s 1.NRr. 2759. Joh. Ad. Böhning zu Eiſenach und Genoſſen, 
= 1.NRr. 2760. Dito Meyer, Kaufmann zu Eisleben, und Genoſſen, 
«= J1U.Nr 2761. Jalob Geisweidt, Pader zu Elberfeld, und Genoſſen, 
= II. Nr. 2762. — Haueiſen zu Elſterberg und Genoſſen, 
ILII. Nr. 2763. obert Vorwieger zu Elſterberg und Genoſſen, 
= 1.Nr. 2764. Heinrich Louis Schädlich zu Elſterberg und Genoſſen, 
: Nr. 2765. Auguſt Eihelmann, Tuchmacher zu Forſt i. 2, und Genoffen, 
s I1.Rr. 2766. an Robel, Spinnmeijter zu Forſt i. L., und Genoffen, 
s 1.NMr. 2767. Wilh. Riedel, Tuchmacher zu Forſt i. 2, und Genoffen, 
= II.Nr. 2768. Alfred Windifh, Dfenjeger zu Forſt i. 2, und Genofjen, 
« |1.Nr. 2769, > Gebauer, Scloffermeifter zu Forft i. 2, und Genofien, 
s II. Nr. 2770. ulius Wiedemann, Werkfführer zu Forft i. 2, und Genoſſen, 
—U. Nr. 2771. Martin Hartmann, Spinnmeijter zu Jorſt i. &,, und Genofien, 
= [1.Nr. 2772. Julius Voige, Spinnmeijter go i. L., und Genoſſen, 
-III. Nr. 2773. Wilhelm Schüße, Lehrer zu * ti. 2, und Genofjen, 
-U. Nr. 2774. Emil Pürfhel, Spinnmeifter zu Forſt i. L., und Genoffen, 
- 1.Nr. 2775. Earl Brandt, Rejtaurateur zu Eat i. &, und Genofien, 
= 11.Nr. 2776. Paul Nöpel, Tifchlermeifter zu Forſt i. 2, und Genofien, 
s Nr. 2777. Julius Herrmann, Maurer zu Forft i. 2, und Genoffen, 
» 1.Nr 2778, Hermann Lehmann, Stellmadyer zu Forft i. 2., und Genoffen, 
= 1.Nr. 2779. Mar Pommerente, Schuhmacermeifter zu Forſt i. L., und Genofjen, 
= I1.Nr. 2780. Carl Mertſch, Händler zu Forſt i. &., und Genoffen, 
= MN. 2781. A. P. Miethmann zu Forſt i. 2. und Genoffen, 
«= 1.Nr. 2782. €. Kiechle zu Freiburg (Breisgau) und Genoffen, 
= T.Nr. 2783. Ludwig Wörner, Shmieb zu Denzlingen, und Genofien, 
«= 1.Nr. 2784. Wilhelm Widersheim zu freiburg —— und Genoſſen, 
-UI. Nr. 2785. J. Schlaupitz zu Freiburg Echleſien) und oſſen, 
UII. Nr. 2786. a Rasper zu Freiburg lefien) und Genoffen, 
= 1,Nr. 2787. eter Hoffmann zu Freiburg (Schlefien) und Genofjen, 
s 1.Nr. 2788. Ignaz Scholz, Aufjeher zu Freiburg (Schlefien), und Genofjen, 
= 1.Nr. 2789. Joſeph Vollmer, Berwalter zu Gatlingen (Baden), und Genofjen, 
«= D.Nr. 2790. 9. Kirihbaum, Oberfteiger Grube Bindweide b. Gebhardshain, und Genofien, 
= [Nr 2791. Emil Dsbert Teihmann, Stuhlfabritant zu Geringswalde (Sadjen), und Genoffen, 
-UII. Nr. 2792, Jul. Kepler zu Glauchau und Genoffen, 
= 1.Nr. 2793. Alwin Theodor Günther, Webermeifter zu Glauchau, 
= 1.Rr. 2794. Johann Seidel zu Glauchau und Genofien, 
= 1.0. 2795. Julius Sped zu Glauhau und Genoffen, 
« 1.Rr. 2796. Karl Hermann Herridt zu Glauchau und Genoffen, 
- II. Nr. 2797. Weigel zu Glauchau und Genoffen, 
= 1. Nr. 2798. ouid Weber, Kau n zu Glauchau, und Genojien, 
= 1. Nr. 2799. Se Bunzler zu Glauchau und Genofen, 
= 11.Nr. 2800, ohann Heinrih Ernft Schmalfuß, Weber zu Glauchau, und Genoffen, 
= 1.Nr. 2801. ugo von Einfiedel, NealihulsOberlehrer zu Glauchau, und Genoffen, 
II. Nr. 2802. riedrich Schneider, Kaufmann zu Glauchau, und Genoſſen, 
= 11.0. 2803. ugo Bingner zu Glaudau und Genoffen, 
= 1.Nr. 2804. K. $ öhnert, Feilenhauer zu Glaudau, und Genoffen, 
:s 1.Nr 2805. Carl Gottlob Leipziger zu Glauchau und Genoffen, 
» 1.Nr. 2806. Richard Horn, Hutmader zu Glauchau, und Genofjen, 
=  T.Nr. 2807, Wilhelm Lügner, Kaufmann zu Glaudau, und Genoflen, 
- 1.Nr 2808. Emil Werrmann, Webermeijler zu Glauchau, und Genoffen, 
= I.Rr. 2809. Auguſt Wolf zu Glauchau, 
= 1.Rr. 2810. Suftav Müller, Weber zu Glaudan, 
= I.Nr. 2811. Georg Loehner, Webermeijter zu Glauchau, und Genofjen, 
= W.Nr. 2812. gun Löffler zu Glauchau und Genoffen, 
s TI.Nr. 2813. mil Siegel zu Glauchau und Genofjen, 
= T.Nr. 2814. Morik Walther zu Glauchau und Genojfen, 
«= 1.Nr. 2815. ermann Rudolph Groß, Webermeijter und Komtorift, zu Glauchau, 
= I. Nr. 2816 riedrih Wilhelm Müller, Rejtaurateur zu Glöſa, und Genoffen, 
⸗II. Nr. 2817, rabs, Mittelſchullehrer zu Glogau, und Genoſſen, 
-UIl. Nr. 2818. Anton Raufhenbad, Rentier zu Gößnitz (Sachſ.-Altenb.), und Genoſſen. 
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Folgende Betenten bitten um Bejeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgefepes: 


Journ. I. Nr. 2819. ©. Siejede, Agent zu Gößnig (Sadıj.-Altenb.), und Genoffen, 
. 2820. Lina Fiebig zu Gößnitz (Sachſ-Altenb.) und Genojfen, 
2821. D. Schwalbe zu Gr. Lichterfelde und Genoffen, 
2822. gt Langer, Kirchſchullehrer zu Großolbersdorf, und Genoſſen, 
. KRonis Reichel, Polizeidiener zu Großolbersdorf, und Genofjen, 
2824. Guft. Bauerſachs, art. san, zu Groß-Walbur (Hzgth. Coburg), und Genoffen, 
2825. Auguſt Anke, Naturheiltundiger zu Hainichen, und Genoflen, 
2826. erd. Fraudſen, Tapezierer zu Hamburg, Eppendorf, und Genoffen, 
2827. . Hafner zu Hamburg und Genofien, 
. 8. Ch. Martens, Lehrer zu — 
2829. W. Werner, Buchhändler zu Leipzig, und Genoſſen, 
2830. J. C. Erichs zu Hamburg und Genoſſen, 
2831. Rudolf Werner, Dr. phil. zu Hamburg, und Genoſſen, 
2832. $ Schmüfen zu Hamburg und Genofjen, 
. . P. Hütmohl zu Hamburg, 
2834 €. Römer, Naturarzt zu Hamtover, 
2835. Auguſt Belik, Leberhänbler zu Hannover, und Genoffen, 
2836. W. Bartels, Kaufmann zu Hannover, ımb Genoffen, 
2837. ©. Mette, Kaufmann zu Hannover, und Genoffen, 
2838. W. Schrader, Kaufmann zu Hannover, und Genofien, 
2839. Garl Lange, Rentier zu Hannover, und Genofien, 
2840, Seegers, Nendant zu Hannover, und Genoſſen, 
284. W. Sander, Mafler zu Hannover, und Genoffen, 
2842. Georg Bellers jun, Kaufmann zu Hannover, und Genoffen, 
2843. ©. Laverſcher, Hülfsrevifor zu Hannover, und Genofien, 
2844, Dito Gakmann, Kaufmann zu Hannover, und Genofjen, 
2845. ——— Kaufmann zu Hannover, und Genoſſen, 


new an han Mh AA nn 
— 
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u 2846. Eduard Dredsler zu Harthau (Erzgebirge) und Genoffen, 
u 2847. Woldemar Bahnert, Schneider zu Herrenhaide, und Genojien, 
II. 2848. Ernit ze Schumann, Stemmeg und Hausbefiger zu Hilbersdorf bei Chemnig, und 
Genofien, 
= I 2849. Richard Diener, Knopfmacher zu Kamig Sachſ.-Altenb.), und Genofien, 
- U 2850. garen Aler, Lehrer zu Königſtein a. d. Elbe, und Genofien, 
- MI 2851 aul mp Schmiedemeifter zu Langenchursdorf bei Waldenburg in Sachſen, und Genofien, 
5 Aug. Rothemann zu Langenweßendorf und Genofjen, 


2853. is Reonhardt zu Leimbah und Genofien, 
. Karl Utermöhlen, Lehrer zu Leinde, und Genofien, 
2855. Mar Schröder zu Leipzig-Rendnig und Genofien, 
2856. Oskar Wagner, Naturheiltumndiger zu Leipzig-Reudnig, und Genoffen, 
2 — — — au Leipaig, u Genoſſen, offe 
. Emi egel, Budhhandlungsgehülfe zu Leipzig, und Genoffen, 
2859. Guftav Winter zu Leipzig und Genoffen, i 
2860. F. A. Winkler zu Leipzig und Genoflen, 
2861. Willibald Benndorf zu Leipzig und Genoſſen, 
2862. — Hiller, Buchdruckereibeſiher zu Leipzig, und Genoſſen, 
2863. Richard, Müller zu Leipzig und Genoffen, 
2864. Ernft Eifenfhmidt zu Leipzig und Genoffen, 
2865. Robert Sieferth zu Leipzig und Genoffen, 
2866. €. Rothe zu Leipzig und Genoffen, 
2867. Nihard Beine, Notenftecher zu Leipzig, und Genoffen, 
2868. Guſtav Schügenmeifter zu Beipgigestendnip und Genoffen, 
2869. Adolf Drof, Mafchinenmeifter zu Gohlis bei Leipzig, und Genoffen, 
2870. Richard Mitzſchka, Buchbinder zu Leipzig, und Genoffen, 
28711. Hermann Kleine, Steindruder zu Leipzig-Sellerhaufen, und Genofien, 
2872. Louis Seidelmeyer, Redakteur zu Leipzig, und Genofien, 
2873. german Mengemwein, Schneider zu Leipzig-Gohlis, und Genoffen, 
. arl Thomas, Klempnermeifter zu Leipzig-Mödern, und Genofjen, 
2875. Heinrich Falke, Tifchler zu Leipzig-Gohlis, und Genofien, 
2876. Wilhelm Arnold, Spinner zu Leipzig-Gohlis, und Genofien, 
2877. Julius Albrecht, Naturheilprattiter zu Leisnig (Sachſen), und Genoſſen, 


u 2878. Wilhelm Wünſch, Naturheilpraftifer zu Leisnig (Sachſen), und Genoffen, 
u 2879. Emil Kluge, Werkführer zu Leisnig (Sachſen), und Genoſſen, 

u, 2880. Bruno Köhler, pralt. Naturheilt. zu Limbach (Sachen), und Genoſſen, 
II, 2581. Rihard Ritter, Kaufmann zu Limbach (Sadien), und Genofien, 

u 2882. Guſtav Baumgärtel, Mafleur zu Limbach (Sachſen), und Genoffen, 


EPPERTERFERERPPRREEREERERFRRTTTERFEEBEFEFERITEERERIITRFRERITTERTNT 
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vun ANNE Ma aneeeneaen Mahn. 
— 
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2888. Den, Joſef Meyer, Borzellanmaler zu Meißen, und Genofien, 
einrih Roeber, Former zu Meißen, und Genoffen. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 160. (Sechſtes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 1145 











Folgende Beienten bitten um Befeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung bes Impfgefepes: 


Zourn. II. Nr. 2885. Richard Goldhahn, Porzellanmaler zu Meißen, und Genoffen, 
U. Nr. 2886. C. Roßberg, Tſchlermeiſter zu Meißen, und Genofjen, 


:s I.Nr. 2887. end Müller, Vlabmeifter zu Meißen, und Genoffen, 
= 1.Nr. 2888. rung Wilhelm zu Meifen und Genoffen, 
« 1.Nr 2889. ©. Köhler, Kaufmann zu Memel, 
s 11.Rr. 2890. gan M. Shulg zu Memel und Genoffen, 
:s 1.Rr. 289. E. Buddrid, PIE a zu Memel, 
= M1.Nr. 2892. Charles Scharffetter, Kaufmann zu Memel, und Genoffen, 
«= T1.Rr. 2893. Carl Hörich, Scloffermeifter zu Minkwitz bei Leisnig (Sachſen), und Genofien, 
:s I n 2 Theodor Weichſert, Strumpffabrifant zu Mittelfrohna, und Genofjen, 
is 2896, 
= 11. Nr. 2897. Der Berein für Naturheiltunde zu Mühlan (Sachen), 
«= 1.Nr. 2898. Berfeld, Weltipr.Prof. zu Mühlau (Sachſen), und Genojjen, 
= 1.Nr. 2899. Auguft Bräuer zu Mühlau (Sachen) und Genofjen, 
= 11.Rr. 2900. David Julius Müller zu Mühlau (Sachſen) und Genoffen, 
« 1.Rr. 2901. F. Dito Schönfeld zu Mühlan (Sadjen) und Genoffen, 
«= M.NRr. 2902. Theodor Rıdard Naumann zu Mühlau (Sahien) und Genofien, 
= 11.NRr. 2903. Dito Eidam zu Mühlau (Sadıken) und Genofjen, 
= T1.Rr. 2904. Eduard Lange, Schreiblehrer zu Naumburg a. S., und Genoffen, 
= 11.Nr. 2905. Alwin Zihiejhe, Kaufmann zu Naumburg a. ©., und Genofjen, 
s I.Nr. 2906. Rihard Werner, Kaufmann zu Naumburg a. S., und Genoſſen, 
= 1.Nr. 2907. ©. nr Lohndiener zu Naumburg a. ©., und Genoſſen, 
-». Nr. 2908. Adolf Börner, Kaufmann zu Naunhof bei Leipzig, und Genoffen, 
= 1.Nr 2909. F. Rud. Bappe zu Nenreudnig und Genoffen, 
= 11.Nr. 2910. Albin Germann, Buchbinder zu Neuftadt a. d. Haide, und Genoffen, 
= 1.Nr 2911. Franz Bochmann, Schnittwaarenhändler zu Nieberplanig, und Genoffen, 
= 1.Nr. 2912. Franz Günther, Tiſchler zu Niederplanig, und Genoffen, 
«= 1.Rr 2913. Karl Augujt Franz, Bergarbeiter zu Niederplanig, und Genoffen, 
: 1.Nr. 2914. Oskar Schulze zu Niederfchlema und Genoſſen, 
:s 1.Nr. 2915. — Strobelt zu Oberſchlema und Genoſſen, 
= 1.Nr. 2916. Ernft Zimmermann, Töpfer zu Oberfpaar bei Cölln a. d. Elbe, und Genoſſen, 
« 1.Nr. 2917. Ernjt Berndt zu Ohorn und Genoffen, 
= T.Nr. 2918. R. A. Hampus, Kaufmann zu Penig i. S., und Genoffen, 
= 1.Rr. 2919. Ludwig Herzfeld, Aſſekuranzbeamter zu Plauen-Dresden, und Genoffen, 
= 1.Nr 2820, Robert Martin, Kaufmann zu Blauen i. V., und Genoffen, 
:» I1.Rr. 2921. Hermann Breyer, Kaufmann zu Plauen i. ®., und Genofjen, 
= 1.NRr. 2922. Albin Rihard Leupold, Kaufmann zu Plauen i. B., und Genoffen, 
= 1.Nr 2923. © M. Stumpf, Fabrifarbeiter zu Plauen i. ®., und Genoſſen, 
«= T.Nr. 2924. Guftav Edardt, Stier zu Planen i. V., und Genoffen, 
= W1.NRr. 2925. Franz Dito Roth, Bürgerjhullehrer zu Plauen i. V., und Genofien, 
= 1.Nr 2926. Louis Tiebe, Schuhmachermeifter zu Plauen i. ®,, und Genoffen, 
= 1.Nr. 2927. Dtto Hadlich, Tiichler zu Plauen i. B, und Genoffen, 
» I.Nr 29283. Mar Grimm, Kommis zu Plauen i. V., und Genofjen, 
: I. Nr. 2929, et Schul, Verrüdenmaher zu Planen i. ®., und Genoffen, 
= 1.Rr. 2930. Ernſt Bod zu Polsnig bei freiburg i. Schl., und Genoffen, 
= 1.Nr. 2931. frau Elife Thoenes zu Radebeul bei Dresden, 
:s I1.Nr. 2932, Garl Thoenes zu Radebeul bei Dresden, 
« 1.0. 2933. Lina Krahmer zu Radebeul bei Dresden, 
= T1.Nr. 2934. Roſa Dejterreicdh zu Nadebeul bei Dresden, 
s I1.Nr. 2935. frau E. Thoenes zu Radebeul bei Dresden, 
= I1.Nr. 2936. Garl Guſtav Thoenes, Fabrikbefiger zu Nabebeul bei Dresden, 
= 1.Nr. 2937. Margarethe Thoenes zu Radebeul bei Dresden, 
» 1.Nr. 2938. Ernſt Streder zu Rodach (Herzogthum Coburg) und Genoflen, 
= 1.Nr. 2039. Georg Sinner, Gutsbefiger auf Rheinburg bei Gailingen (Baden), 
= 11.NRr. 2940. Lorenz Hoch, Mühlenbauer zu Rofenheim, und Genoſſen, 
:= 11.Nr. 2941. Birringen, Maler zu Rofenheim, und Genoſſen, 
«= 1.Nr 2942. Dito Kirchbach, Buchhalter zu Roßwein i. S., und Genoffen, 
«= TI.Nr. 2943. einrih Mildner, Berkmeifter zu Roßwein i. S., und Genofjen, 
= 1,Rr. 2944. duard Dito, Schuhmacher zu Roßwein i. S., und Genofjen, 
= I1.Nr. 2945. ermann Löwe, Eilenfchmelzer zu Schmiedeberg (Erzgebirge), und Genoſſen, 
= 11.Rr. 2946. . Freiesleben, Kuopffabritant zu Schmölln (Sachjjen-Altenburg), und Genoffen, 
« 1.Nr. 2947. Hugo Fiſcher, Buchbinder zu Schmölln (Sadjfen-Altenburg), und Genofjen, 
= Nr. 2948. Moritz Fiſcher, Tifchlermeifter zu Schmölln (Sachjen-Altnburg), und Genoffen, 
= I1.Nr. 2949. Dito Böttcher, Buchbinder zu Schmöln (Sachſen-Altenburg), und Genoffen, 
- 1.Nr. 2950. —— Zeuner, Dekorationsmaler zu Schmölln (Sachſen-Altenburg), und Genoſſen, 
⸗A1I. Nr. 2951. Emil Geßner zu Schneeberg und Genoſſen, 
-UI. Nr. 2952. Schulze, Vermeilungs-Ingenieur zu Schwarzenberg (Sachſen), und Genofjen. 














Folgende Betenten bitten um Befeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgeſetzes: 


Journ. II. Nr. 2953. E. Beelow, Beamter zu Stettin, und Genofjen, 
= 1.Nr. 2954. &. Oppermann, EN zu Stettin, und Genofjen 


* 
⸗ ‚Nr. 2955. Franz Heertſch, Gaſthofsbeſitzer zu Taupadel bei Gößnitz (Sachſen-Altenburg), und Genoſſen, 
s 11.Nr. 2956. Ernſt Moritz Müller zu Tharandt und Genoſſen, 
= 11.Nr. 2957. €. Starefte, Rittergutsbefiger zu Tſchauchelwitz bei Rotfurben, Kreis Breslau, 
= T1.Nr. 2958. T. Lampe zu Wachendorf bei Syle, 
s 1. Nr. 2959. Carl Köpping zu Waldenburg (Sadjen) und Genoffen, 
= T.Rr. 2960. Albert Engelmann zu Weida und Genofjen, 
= 1.Nr. 2961. Wilhelm Otto Friedrich zu Weida und Genoffen, 
= 1. Rr. 2962. Karl Kühn, Webermeijter zu Weida, und Genoffen, 
s T.Nr. 2963. Hugo Münbdel, Slafermeifier zu Weißenfels, und Genoffen, 
= 1.Nr. 2964. Jalob Wilhelm Paul Spengler, Kaufmann zu Wurzen (Sadjen), und Genofjen, 
«= 1.Nr. 2965. zn olz, Lehrer zu Barrentin, 
= J1.RNr. 2966. Karl Syring, Dredsler zu Zeig, und Genofien, 
: 11.NRr. 2967. Julius Konrad, Eifendreher zu Zeig, und Genofien, 
= 1.Nr. 2968. . S. Steinberg, Kaufmann zu Zeiß, und Genojjen, 
= 11.Nr. 2969. ermann Sigling zu Zeulenroda und Genofien, 
= II. Nr. 2970. Carl Gebhardt zu Zeulenroda und Genoffen, 
= 1.Nr. 2971. Gottlob Döhler zu Zeulenroda und Genojlen, 
= 1.Nr 2972. Robert Sachs zu Zeulenroda und Genofjen, 
-UII. Nr. 2973. Johann Rothemund zu Zeulenroda und Genoffen, 
= 1.Nr. 2974, gen Sporn zu Zeulenroda und Genoffen, 
= I1.Nr. 2975. arl Oberländer zu Zeulenroda und Genoſſen, 
= 1. Nr. 2976. Robert Waldenmeyer zu Zeulenroda und Genoſſen, 
= T.Nr. 2977. Hermann Schubert zu Zeulenroda und Genoflen, 
= 1.Nr. 2978. Garl Schred zu Zeulenroda und Genofien, 
= IH, Nr. 2979. einrich Görler zu Zeulenroda und Genojien, 
= Nr. 2980. Franz Thoß zu Zeulenroda und Genoffen, 
= 1.Nr. 2981. ermann Arnold zu Zeulenroda und Genoffen, 
= 1.Nr. 2982, Hermann Gneupel zu Beulenroda und Genoſſen, 
= TI.NRr. 2983. Umalie Augufte Müller zu Zichopau und Genofien, 
= II.NRr. 2984. Friedrich Guftan Niepel zu Iſchopau und Genoffen, 
= 1.Nr 2985. Ludwig Dito Schmidt zu ihopau und Genojjen, 
= 1.Nr. 2986. Ernſt Linus Ulbricht zu Zſchopau und Genofien, 
= I.Nr. 2987. riedrih Morig Niepel zu Zichopau und Genoſſen, 
s I.Nr. 2988. 8. Heeger, Tijcplermeifter zu Zichopau, und Genofien, 
« 1.0. 2989. Ad. Naundorf zu Zichopau und Genojien, 
= 11.NRr. 2990. Anton Kleinhans zu Zſchopau und Genofjen, 
= M1.Rr. 2991. Paul Theodor Zöllner zu Zſchopau und Genofien, 
= 1.Nr. 2992. erg Heinig, Gutsbefiger zu Zürchau bei Lehndorf (Sachſen-Altenburgh, und Genojfen, 
= I1.0r. 2993. einrid Seiler, ;zärber zu Schweizerthal, und Genojjen, 
«= 1.Nr. 2994. Anton Albert Thierich zu Burgftädt und Genofien, 


1. Nr. 2995. Franz Otto Steidten zu Burkersdorf und Genojlen, 
1. Nr. 2996. Luis Emil Lindner zn Burkersdorf und Genofien, 


= I1.Nr. 2997. oe bh Frommhold zu Burkersdorf und Genoffen, 

:» II. Nr. 2998. ermann Selbmann zu Burgitädt und Genojien, 

- 1.Nr. 2999. eg Wihelm Gräfe zu Burgſtädt und Genofien, 

- T1,Rr. 3000. Aulius Dioniſius Zihode zu Burgſtädt und Genofjen, 

= I.NRr. 3001. Amalie Thereie Fiſcher zu Burgſtädt und Genofien, 

s 1.Nr 3002. Carl Heinrid Franz Weber zu Burgftädt und Genoffen, 

= 1.NRr. 3008. Hermann Reinhard Drlamünde zu Burgſtädt und Genofjen, 

= 11.NRr. 3004. Friedrich Wilhelm Papsdorf zu Burgitädt und Genoſſen, 
-UI. Nr. 3005. Arthur Mar Grünzig zu Burgftädt und Genoffen. 

= 11. Nr. 3006. en Auguſt — zu Burkersdorf und Genoſſen, 

= 1. Nr. 3007. ohann Gottlieb Agften zu Burkersdorf und Genofjen, 

= 1.Nr. 3008. Robert Bernhard Alban Teihmann zu Burgjtädt und Genoſſen, 
= M1.Nr. 3009. Robert Rüdiger, Naturheiltundiger zu Burgftädt, und Genofien, 

= 1.Nr. 3010. Wilhelm Schlepel, Hausbefiger zu Glaußnig bei Burgftädt, und Genofien, 
-—UI. Nr. 3011. Karl Scheibe zu Köthensdorf und Genofien, 

* 


1. Nr. 3012. Ernſt A zu Köthensdorf und Genoſſen, 
1. Nr. 3013. Ernſt M. Werner, Strumpfwirker zu Gamsdorf, und Genoſſen, 
1, Nr. 3014. Reinhard Hofmann zu Köthensdorf und Genoſſen, 


= Nr. 3015. gran Büttner zu Köthensdorf und Genoffen, 
= 11.Nr. 3016. Louis Beyer zu Burgftädt und Genofien, 
= |1.Rr 3017. Emil Lange zu Burgſtädt und Genoſſen. 


(Four. II. Nr. 2993 bis 3017 vom Abgeordneten Schmidt (Sachſen) überreiht) + 
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Folgende Betenten bitten um Bejeitigung bes Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgefeges: 


Journ. I. Nr. 3018. Georg Mann und Genofien (ohne Ortsangabe), 
= 1. Nr. 3082. gr Gundermann zu Apolda und Genoffen, 
- 1. 3083. Lonis Haupt zu Apolda und Genoſſen, 
- 11.Rr. 3084. Karl Komptor, Wirfer zu Apolda, und Genoſſen, 
: U 3085. Dttilie Häufer zu Apolda, 
: IL 3086. Wilh. Leutloff zu Apolda und Genoffen, 
= Nr 3087. Ignaß Gundermann, Konditor zu Apolda, und Genoffen, 
: U 3088. Julius Voigt, Kaufmann zu Apolda, und Genoffen, 
:s I 3089. Wolfgang Müller zu Mpolda und Genoffen, 
:» 1. 3090. Auguſt Schmidt zu Apolda und Genoſſen, 
- 1. 309. Karl Maſchke, Wirker zu Apolda, und Genoffen, 
: U 3092. geit Hubel zu Augsburg und Genoffen, 
:s WI 3093. ouis Lemke zu Bremen und Genofjen, 
:» UI 309. Wilhelm Keupel zu Bremen und Genojien, 
: I. 3095. gran Paul, Kürjchnermeifter zu Breslau, 
: I 3096. E. Guſtav Hempel, Eifenbahnpader zu Chemnitz, und Genoſſen, 
:» U 3097. W. Gotthardt, Hydropath zu Dresden, und Genoffen, 
:- U 3098. €. ©. Bernhardt, Markthelfer zu Dresden, und Genoffen, 
:- U. 3099. Karl Robert Wendiſch, Schuhmachermeifter di Geringswalde, und Genoffen, 
: I 3100. Louis Oswald Ulbricht, Webermeifter zu Glauchau, und Genofien, 
:= M. 3101. Ernft Mori Vögler, Weber zu Glauchau, und Genofjen, 
- U 3102. Dswald Krüger, Kaufmann zu Görlik, und Genoſſen, 
:» U. 3103. 8. Schröder zu Hamburg und Genoffen, 
s Emil und Lina Eifelt zu Hainichen, 
:= 1. 3105. G. DOftermann, Kaufmann zu Hannover, und Genoffen, 
II. 3106. FF. Wohlers zu Haſtedt und Genoſſen, 


3107. Wilh. Semler zu Haſtedt und Genoſſen, 

3108. H. Schonvogel zu Haſtedt und Genoſſen, 

3109. J. F. Limtzmann zu re und Genoffen, 
3110. ©. Küfter, Lehrer zu Magdeburg, und Genofien, 

. Guftan Tuchen, Tıfchler zu Magdeburg, und Genoffen, 
3112. Albert Hartmann, Arbeiter zu Magdeburg, und Genoffen, 
Eonrad Knierim, Arbeiter zu Magdeburg, und Genoffen, 
3114. Dito Neumann, Arbeiter zu Magdeburg, und Genoffen, 
Eljäffer, KultursIngenieur zu Magdeburg, und Genoffen, 
3116. Dito Niemann, Ingenieur zu Magdeburg, und Genoffen, 
3117. Alfred Kirchner zu Magdeburg und Genoffen, 

3118. Wild. Knorr, Scloffer zu Magdeburg, und Genofien, 
. Fried. Wind, Arbeiter zu Magdeburg, und Genojien, 
3120. . Saedel, Schuhmacher zu Magdeburg, und Genoffen, 
uſtav Niefewolt, Ingenieur zu Magdeburg, und Genofien, 
3122. Auguſt Liebzeit, Töpfer zu Meißen, und Genofien, 
3123. u 5 Defreich zu Meißen und Genoffen, 
ar Mierſch, Tiichler zu Meißen, und Genoſſen, 
3135. F. D. Mißbach, Porzellanmaler zu Meißen, und Genoffen, 
3126. Moritz Guftav Nipiche, Maurer zu Meiken, und Genoflen, 
3127. Klara Kießling zu Meißen und Genofien, 
. Frau 2. Schreier zu Mittweida und Genoffen, 
II. Nr. 3129. Emil Baul Schreier, Fabrikarbeiter zu Mittweida, und Genoflen, 
II. Nr. 3130. Louis Groß, Appreteur zu Mittweida, und Genoffen, 
II, Nr. 3131. Guftav Schneider, Delikateffenhändler zu Mittweida, und Genofien, 
11. Nr. 3132. Zeidler, Weber zu Mittweida, und Genoſſen, 
N. Nr. 3133. Oswin Horn, Fabrifarbeiter zu Mittweida, und Genofjen, 
. Kouis Kraut, Lederhändler zu Mittweida, und Genoffen, 

D. Nr. 3135. Dito NRöger, Fleiſcher zu Mittweida, und Genoflen, 
U. Nr. 3136. Auguft Brodforb, Krankenkaſſen-Verwalier zu Mittweida, und Genoſſen, 
II. Nr. 3137. Emil Diege, Hutmadjer zn Mittweida, und Genoflen, 
I. Nr. 3138. €. H. Auras, Fabrikant zu Mittweida, und Genoffen, 
I. Nr. 3139. ranz Oskar Ryſſel zu Mittweida und Genofjen, 

. riedrih Haußer zu Mittweida, und Genoſſen, 


11 


. Müller, Kirchen- und Kaſſendiener zu Mittweida, und Genoſſen, 
II. Nr. 3142. Emil Bere, Weber zu Mittweida, und Genofjen, 

II. Nr. 3143. Emil Beyer zu Mittweida und Genoffen, 

I. Nr. 3144. Hugo Dietrich, Werfmeifter zu Mittweida, und Genoffen, 

U. Rr. 3145. Paul Müller, Sparlaffentontroleur zu Mittweida, und Genoffen, 
II. Rr. 3146. Emil Fiſcher, Bäder zu Mittweida, und Genofjen, 

I. Nr. 3147. Ed. Fritzſche, Frifeur zu Mittweida, und Genoffen. 
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Folgende Petenten bitten um Befeitigung bes Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgejeges: 


Journ. II. Nr. 3148. Ernft Groß, Kaufmann zu Mittweida, und Genoffen, 
II. Nr. 3149. Eduard Fiedler zu Mittweida und Genojlen, 
. Nr. 3150. Richard Ronneberger, Weber zu Mittweida, und Genojlen, 
. Nr. 3151. Mar Heik, Schuhmadhermeifter zu Mittweida, und Genoflen, 
. Nr. 3152. Carl Wilh. Rougf, Kaufmann zu Mittweida, und Genoffen, 
. Nr. 3153. Earl Fiſcher, Fabrikant zu Mittweida, und Genoſſen, 
. Nr. 3154. Fr. Robert Müller, Reguleur zu Mittweida, und Genofien, 
. Nr. 3155. Dito Blecher, Kürfchnermeifter zu Naumburg, und Genofjen, 
. Nr. 3156. Conrad Philipp zu Obermeifa und Genofien, 
. Nr. 3157. — Stahl zu Offenbach a. M. und Genoſſen, 
eorg Gärtner zu Offenbach a. M. und Genoſſen, 
. Nr. 3159. riedrih Schade zu Offenbah a. M. und Genofjen, 
. Nr. 3160. mil Kaifer zu Offenbach a. M. und Genojlen, 
. Nr. 3161. Hermann Stöhr zu Offenbach a. M. und Genofjen, 
3162. Johannes Helmus zu Offenbadh a. M und Genoflen, 
3163. Bruno Krauſch, Schneidermeifter zu Ditendorf bei Mittweida, und Genofjen, 
83164. Andreas Nothe, Gutsbejiger zu Roßbach bei Naumburg a. d. S., und Genoſſen, 
3165. Hermann Rothe, Eigarrenfabrifant zu Sachſenburg bei Frankenberg i S., und Genofien, 
3166. Wilhelm Boigt zu Schneeberg und Genofjen, 
3167. Emil Leihjenring zu Schneeberg und Genofjen, 
3168. Richard Dredfel zu Schneeberg und Genoffen, 
3169. Gujtav Arnold zu Schneeberg und Genofien, 
3170. Louis Schmitt zu Schneeberg und Genofjen, 
8171. Paul Gerber zu Schneeberg und Genoſſen, 
8172. Gottlieb Gropp zu Schneeberg und Genofien, 
3173. Herrmann Röder, Schuhmadjermeifter zu Schneeberg, und Genoflen, 
3174. Rob. Büttner zu Schneeberg und Genoſſen, 
3175. Ferdinand Richter zu Schneeberg und Genofien, 
8176. . Schlegel zu Schneeberg und Genofjen, 
. EU re zu Schneeberg und Genoffen, 
3178. D. 4. Gerber zu Schneeberg und Genofjen, 
3179. W. Fingelberger zu Schneeberg und Genofjen, 
3180. Eduard Tautenhahn zu Schneeberg und Genoffen, 
3181. Emil Grünert, Syabrifarbeiter zu Schönborn bei Mittweida, und Genofjen, 
3182. . Wilhelm Röffiger zu Wolfenburg und Genofjen, 
3183. erm. Shmig, Kaufmann zu Wurzen, und Genoifen, 
3184. riedrih Hermann Hennig, Klempnermeifter zu Wurzen, und Genoflen, 
3185. ermann Berthold, Tapetendruder zu Wurzen, und Genoſſen, 
3186, Karl Friedrid Benjamin Schulze, Strumpfwirlermeifter zu Wurzen, und Genoffen, 
. Mbolph Hennig, Mühlenarbeiter zu Wurzen, und Genofjen, 
3188. Louis Eiche, prakt. Naturheill. zu Wurzen, und Genofien, 
3189. Theodor Heinrih Schindler zu Wurzen und Genoſſen, 
3190. Ben Kießling zu Wurzen und Genofien, 
Eben Bed zu Wurzen und Genofien, 
8192. Richard Beit zu Wurzen und Genofien, 
3193. Hermann Schmidt, Tifchlermeifter zu Wurzen, und Genoffen, 
3194. Richard Heffe, Lehrer zu Wurzen, und Genofjen, 
3195. Otto Earliohn, Buchhändler zu Zeig, und Genoffen, 
3196. geinzi Davibeit, Stellmacher zu Zeig, und Genoffen, 
arl Bohne, Lehrer zu Zwickau, 
3198. €. H. Lang, Lokalkaſſirer zu Zwidau, und Genofen, 
3199. Johann Nier, Tiſchler zu Zwidau, und Genoffen, 
3200. Karl Philipp, Schneidermeifter zu Zwidau, und Genoſſen, 
3260. Gottlieb Heinemann zu Freiburg i. B. und Genoſſen, 
. 3261. Karl Raufer zu Freiburg i. B. und Genoſſen, 
. 3262. Rudolf Goldſchagg, Schriftjeger zu Freiburg i. B., und Genoffen, 
. 3263. Sek Horlader zu Haslad und Genofien, 
. Julius Burgheimer zu Freiburg i. B. und Genoſſen, 
. 3265. Muguft Kruhl, Schriftieger zu Hirſchberg i. Schl,, und Genofjen, 
. 3266. De Rob. Böhm, Maurerpolier zu Niederplanig, und Genofjen, 
. . Adolf Flechſig, Kumfidrechsler zu Niederplanig, und Genofjen, 
. 3268. Emil Roſe, Arbeiter zu Zeitz, und Genofien, 
3337. Friedrich Auguft Baldauf zu Burkhardsdorf und Genoffen, 
. 3338. Eduard Ludwig Schlegel, Korbmadermeijter zu Burlhardsdorf, und Genoffen, 
. 3339. Heinrid W. Gläffer, Steinmeß zu Burfhardsdorf, und Geuoſſen, 
. 3340. Ernjt Albin Meißner, Strumpfwirker zu Burkhardsdorf, und Genoffen, 
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u 3341. Karl Auguft Schulz, Maurer zu Burkhardsdorf, und Genoffen. 
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Folgende Petenten bitten um Befeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgefepes: 


Journ, 1. Nr. 3342. Carl Hermann Dehme, Strumpfwirker zu Burkhardsdorf, und Genoffen, 
1. Nr. 3343. € W. Findeifen, Strumpfwirker zu Burkhardsdorf, und Genoffen, 
II. Nr. 3344. Gottlieb Zölsmann zu Langenwolfchendorf b. Zeulenroda und Genoffen, 
. Nr. . Gujtav Gärtner E Langenwoljchendorf b. Zeulenroda und Genoſſen, 
11. Nr. 3346. Louis Köchel zu Langenwoljhendorf b. Zeulenroda und Genoffen, 

I. Nr. 3347. Rihard Dolze, Schiffahrtsbeamter u Dresden-Pieihen, und Genoffen, 

1. Nr. 3348. 2. Rinderspader zu Offenbad a. M. und Genofjen, 

1. Nr. 3349. Beter Hoffäller zu Dffenbad a. M. und Genoffen, 

. Kofef Zwid zu Offenbach a. M. und Genoffen, 

1. Rr. 3356. Nohann Engelmann, Kuticher zu Dresden, und Genoffen, 

I. Nr. 3357. ©. Schwent, Maler zu Leipzig, und Genoffen, 

. Kunert und Genoſſen zu Dfterburg, 

1. Nr. 3359. W. Leipholz, Mufillehrer zu Berlin, 

1. Nr. 3360. Emil Lohmann, Hausbefiger und Stuhlbauer zu Böhlen bei Tanndorf, und Genoffen, 
Nr. 3361. Oskar gelbie, Wirthichaftsbefiger zu Böhlen bei Tanndorf, und Genoſſen, 

Nr. 3362. Eugen Krueger, Buchhändler zu Danzig, und Genoffen, 
Nr. 3363. Richard Scholz, Schloffer zu Dortmund, und Genoflen, 
Nr. 3364. ©. Schaarmann, Hobler zu Dortmund, und Genoſſen, 

II. er 3365. Ludwig Schröder, Bergmann zu Dortmund, und Genoſſen, 
Nr 
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. 3366. Karl Schmalenbeck, Bergmann zu Dortmund, und Genoſſen, 
3367. Joſef Fuchs, Studateur zu Dortmund, und Genoſſen, 
3368. Mlois Ruth, Arbeiter zu Dortmund, und Genofien, 
3369. Mar Scholz, Puddler zu Dortmund, und Genofien, 
1. Nr. 3370. Frau Stolze zu Dortmund und Genoffen, 
Fr. Rotermund, Dreher zu Dortmund, und Genoffen, 
i . %. Kaiſer, Bergmann zu Dortmund, und Genofjen, 
I. Nr. 3373. Ph. Berning, Arbeiter zu Dortmund, und Genoffen, 
I. Nr. 3374. Karl Seyffardt zu Dortmund und Genofien, 
Nr. 3375. Louis Eberhardt, Feilenhauer zu Dortmund, und Genofien, 
Nr. 3376. Emil Werner, Schmied zu Dortmund, und Genoffen, 
u. - 3377. Mey, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 
Nr 


namen 
— 
a; 
co 
[27 
— 
Je} 


= 1. Nr. 3378. Hugo gilaer, Lehrer zu Dresden, und Genoflen, 

= MI. Nr. 3379, € D. Landmeſſer, Lehrer zu Dresden, und Genoflen, 

= 1. Nr. 3380. Rich. Mitreiter, Lehrer zu Dresden, und Genofjen, 

= 1. Nr. 3381. A. Wolff, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 

= 11. Nr. 3382. Guſtav Yumpe, Lehrer zu Dresden, und Genoffen, 

- 1. Nr. 3383. Oswald Politer, Kirchſchullehrer zu Dürrweitzſchen bei Leisnig, und Genoſſen, 
= II. Rr. 3384. Georg Schellhas zu Eiſenach, 

= I. Nr. 3385. Friedrich Engelhardt zu Eijenad), 

«= 11. Nr. 3386. Älbert Birfholz, Buchhändler zu Elbing, und Genoffen, 

= 1. Nr. 3387. E. Eduard Gruber zu Großenhain, 

= 1. Rr. 3388. Eugen d’Albert zu ÖroßsLichterfelde bei Berlin, 

- I. Nr. 3389. Pluͤſchick, Tuchmacher zu Spremberg, und Genoffen, 

= 1. Nr. 3390, W. J. Müller, Tuchmacher zu Spremberg, und Genoffen, 

: N. Nr. 3391. Mar Winkler, Tiſchler zu Spremberg, und Genoflen, 

— I. Nr. 3392. Mar Krüger, Tuchfabrikant zu Spremberg, und Genoſſen, 

-: HI. Nr. 3393. D. P. Müller, Kaufmann zu Spremberg, und Genoffen, 

— I. Nr. 3394. Herm. Stief, Schuhmacher zu Spremberg, und Genoffen, 

— 1. Nr. 3395. Adolf Kelling, Zimmermann zu Spremberg, und Genoffen, 
= I. Nr. 3396. Karl Wiefinger, Gelbgieher zu Spremberg, und Genofjen, 
= 1 Nr. 3397. W. Neugebauer zu Spremberg und Genoffen, 

= 11. Nr. 3398. 9H. Felliich zu Spremberg und Genofjen, 

= II. Nr. 3399. & rmann Schulze, Bildhauer zu Spremberg, und Genoffen, 
» 11. Nr. 3400. ruſt Krüger, Scheermeifter zu Spremberg, und Genoffen, 
- 1. Nr. 3401. Heinrid Wiesner, Tuchmacher zu Spremberg, und Genoffen, 
- 11. Nr. 3402, Amand, Praffe, Reftaurateur zu Spremberg, und Genoffen, 
— ID. Nr. 34098. Louis Ludwig, Schneider zu Spremberg, und Genofjen, 

= 1.Nr 3404. Georg Mufdorf, Maler zu Spremberg, und Genojien, 

= 1.Nr. 3405. R. Gröfhner zu Stabt-Sulza und Genoffen, 

s 11.NRr. 3406. Louis Prager, Salzjieder zu Stadt-Sulga, und Genofjen, 

= 1.Nr 3407. Rich. Traber, Maler zu Stadbt-Sulza, und Genoffen, 

= 1.Nr. 3408. €. ®. Förfte, Reftaurateur zu Stadt-Sulza, und Genoffen, 
s 11.Nr. 3409. Auguſt Dechand, Wirker zu Stadt-Sulza, und Genojjen, 

- 11.Rr. 3410. Friedrich Schulze, Schloffer zu Trachau, und Genofjen, 

= 1.Rr 3411. Eduard Bauer, Kaufmann zu Treuen i. V., und Genoffen, 
= 11.NRr. 3412. Gottlieb Gofner, Maler zu Treuen i. V., und Genofien, 

«= 1.Nr 3413. Aug. Ramsdorf, Fabrilant zu Treuen i. V., und Genoffen. 
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Folgende Petenten bitten um Befeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgeſetzes: 


Journ. I, Nr. 


[ET a ae a "a Due Bas Bose | Base > Bosse Bas Bas Te T Ba U Ba U Bu 


Bas | Bu | Base Bau | Ze U BEE U Zee Zu U zu 


vun nam 


ED 


II. Nr. 


3414. 
3415. 


. 3416, 
. 3417. 
. 3439, 
. 3440. 
. 3441. 


Louis Jahn, FFärbereibefiger zu Treuen i. ®., 

®. Karl Seibel, Reftaurateur zu Treuen i. ®., und Genoſſen, 

W. Dehlede zu Weihenfels und Genofien, 

L. Neumann zu Weißenfels und Genoſſen, 

Müller, geprüfter Eivilingenieur zu fFriedenau bei Berlin, und Genoifen, 

Müller, Boitkajfirer zu Poſen, und Genoffen, 

Thiele, Kammergerichtsreferendar zu Berlin, und Genoflen, 

ge Dittrich zu Dresden, R 
r. med. Martin, praktifcher Arzt zu Meiderich, und Genofjen (1206 Unterichriften), 

G. Zinſer, Architekt zu Karlsruhe (Baden), und Genoffen, 

en Dehmichen, Strohhutpreffer zu Pieſchen, und Genoflen, 
ermann Beckert zu Piefchen und Genoffen, 

Wilh. Richter, Auffeher zu Pieſchen, und Genoffen, 

Be Ernjt Richter, Handarbeiter zu Pieſchen, und Genoffen, 
ınft Müller, prakt. Vertreter der Naturheiltunde zu Biefchen, und Genoflen, 

Alfred v. Braun, PBrivatus zu Vieſchen, und Genoffen, . 

Oskar Kroh, Fabrikbeamter zu Pieſchen und Genoffen, 

ER M. Reincke zu Pieſchen, und Genoſſen, 

Karl Auguſt Eißner, Hauswirth zu Pieſchen, und Genoſſen, 

Adolf Haaſe zu Pieſchen, und Genofjen, 

Alb. Rödiger, Gelbgieher zu Pieichen, und Genoffen, 

Georg Melzer, Steingutdreher zu Pieſchen, und Genoffen, 

Karl Hugo Wittig, Steingutdreher zu Biejchen, und Genofjen, 

Oskar Zieger, Steingutdreher zu Dresden, und Genofjen, 

Mar Thummel, Steingutdreher zu Dresden, und Genofjen, 

Franz Hohmann, Schleifer zu Dresden, und Genofjen, 

Rich. Arno Stiefler, Eigarrenarbeiter zu Dresden, und Genofjen, 

Julius Schnabel, Schloffermeifter zu Gößnig (S.-M.), und Genoſſen, 

Bruno Pöge, Stellmacher zu Göhnig (5 -W.), und Genoffen, 

Epriftian Gottfr. Hahn, Tijchlermeifter zu Gößnig (S.-M.), und Genofien, 

Dswald Werner, Brauereipachter zu Heinichen bei Gößnitz (S.-W.), und Genoffen, 

Michael Keil, Hausbefiger zu Merlach bei Gößnitz (S.-M.), und Genoffen, 

F. Bernhard Kertiher, Schuhmacher zu Naundorf bei Göhnig (S.-A.), und Genofen, 
ermann Haufotte, Gutsbefiger zu Untergogenthal bei Göhnig (S.:M.), und Genoſſen, 
ermann Albredt, Handarbeiter zu Zehma, und Genoſſen, 
ihard Pflug, Buchhandlungsgehilfe zu Leipzig, und Genoffen, 

Karl Schremmel, Buchbinder zu Leipzig, und Genoffen, 

Ad. Morig, Buchbinder zu Leipzig, und Genoſſen, 
einrih Mar Naumann, Markthelfer zu Leipzig, und Genofien, 
Ibert Diettrich, Markthelfer zu Leipzig, und oſſen, 

Jentzſch, Beamter zu Dresden, und Genofjen, 

Be Albin Müller zu Stollberg (Erzgeb.) und Geuoſſen, 
r. Junder, Gnmnafiallehrer zu Rendsburg, und Genoffen, 

Soh. Möller, Gaftwirth zu Nendsburg, und Genoffen, 

Didhut, Poſtverwalter zu Braunlage, und Genoſſen, 

Beyer zu Braunlage und Genoffen, 
eumwold, Bojtverwalter zu Tanne (Harz), und Genojien, 
arniſch, Schuhmacher zu Schellenberg, und Genofien, 
ofeph Wolf, Handarbeiter zu Zeig, und Genofjen, 

Karl Klindworth, Profeſſor der Mufil zu Berlin, und Genofien, 

Dr. Ernft Jedliczka zu Berlin, 

Fey, Maler und Glaser zu Bielefeld, und Genoſſen, 

Wilhelm Bitter zu Bielefeld und Genoſſen, 

H. Steinmeyer, Bierhändler zu Bielefeld, und Genojien, 

Auguſt Küfter, Kaufmann zu Bielefeld, und Genoſſen, 

Guſtav Reimann, Schirmmadjer zu Bielefeld, und Genoſſen, 

Fritz Kramme, Malermeijter zu Bielefeld, und Genoſſen, 

Wild. Kellermann, Fuhrmann zu Dortmund, und Genoffen, 

W. Obermann zu Dortmund und Genojjen, 
ermann Berger zu Dortmund und Genojien, 

Fleer, Metallarbeiter zu Dortmund, und Genoffen, 
ug. Lohmenyer, Uhrmacher zu Dortmund, und Genofjen, 

Se Heided, Hyabrifarbeiter zu Dortmund, und Genoffen, 
riedrih Dreier zu Dortmund und Genoffen, 

8. Schulte zu Dortmund und Genoffen, 

Buftav Goerich, Schuhmacher zu Somborn, und Genoffen, 

9. Gärtner, Schloffer zu Dortmund, und Genoffen. 
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Folgende Betenten bitten um Bejeitigung des Impfzwanges bezw. Aufhebung des Impfgeſetzes: 


. U. Nr. 3809. 
3810. 
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II. 3818. 
u 3819, 
UI 3820. 
II. Nr. 3821. 
1I. Nr. 3822 
U, Nr. 3823. 
1. Nr. 3824. 
II. Nr. 3825. 
I, Nr. 3826. 
II. Nr. 8827. 
I. Nr. 3828, 
Il, Nr. 3829, 
1. Nr. 3830. 
I. Rr. 3831. 
I, Nr. 3832. 
U. Nr. 3833. 
U. Nr. 3834, 
I. Nr. 5659, 
II. Nr. 5660. 
I, Nr. 5661. 
II. Nr. 5662 
11. Nr. 5663. 
II, Nr. 5664. 
1. Nr. 5665. 
U. Nr. 5666. 
1. Nr. 5667, 
II. Nr. 5668, 
U. Nr. 5669. 
II. Nr. 5678. 
1, Rr. 5679, 
I. Nr. 5694. 
I. Nr. 5695. 
I. Nr. 5696. 
I. Nr. 5697. 
U. Nr. 5698. 
I. Nr. 5699. 
II. Nr. 5700. 
I, Nr. 5701. 
II. Rr. 5702, 
U. Nr. 5708. 
I. Nr. 5704. 
II. Nr. 5705. 
I. Nr. 57086. 
I. Nr. 5707. 
I, Nr. 5708, 
II. Nr. 5709. 
I. Rr. 5710. 
1. Nr. 5711. 


EEREFFEITTR 


3811. 
3812. 
3813. 
3814. 
3815. 
3816. 
3817. 


E. Müller zu Dortmund und Genofien, 

Karl Floer, Wertmeifter zu Dortmund, und Genoöoſſen, 

Hermann Förfter zu Leipnik bei Tanndorf i. S. und Genoffen, 

Heinrih Sauer, Bergmann zu Lütgendortmund, und Genoflen, 

Wilhelm Kurz zu Lütgendortmund und Genoifen, 

Ehr. Röfind, Vergmann zu Lütgendortmund, und Genoffen, 

Ernft Kirſche, Siedemeifter zu Saline Neuſulza, und Genoffen, 

Dst. Hänel, Lehrer zu Niederwürihnig im Erzgeb., und Genofien, 

Herm, Kulke zu Spremberg (Laufig) und Genoffen, 

Adolf Böhm zu Spremberg (Laufig) und Genoifen, 

Guſtav Stahn zu Spremberg (Lauſitz) und Genoſſen, 

Paul Büttner, Friſeur zu Spremberg, und Genofien, 
rip Püſchel, Spartafjensstontroleur zu Spremberg, und Genofjen, 
tanz Rajel, Buchbindermeiiter zu Spremberg, und Genofien, 
oßlau, Lehrer zu Spremberg, und Genoffen, 

Dan Habermann, Tuchmalter zu Spremberg, und Genoffen, 
arl Mußdorf, Handelsmann zu Spremberg, und Genofien, 

Edmund Hügel, Kaufmann zu Stadt Sulza, und Genoſſen, 

Guſtav Reid, Buchdrudereibefiger zu Treuen, und Genojien, 

A. A. Wolf, Fabrilant zu Treuen, und Genoſſen, 

Wilhelm Kemnitzer, Weber zu Treuen, und Genojien, 

Elife Sienrers zu MWeikenfels und Genoffen, 

Mathilde *8* zu Weißenfels und Genoſſen, 

Paeh zu Weißenfels und Genoſſen, 
rip Rudel zu Weißenfels und Genofien, 
rau Schmidt zu Weißenfels und Genofien, 

Rihard Leutzſch, Tuchmacher zu Frantenhaufen, und Genofjen, 

Oskar Dreißel, Tuchmacher zu Frankenhauſen, und Genofien, 

Emil Oskar Spohn, Bimmergejelle zu Frankenhauſen, und Genoſſen, 

Emil Friedrih, Schuhmacher zu Frantenhaufen, und Genoflen, 
riedrih Hennig, Tuchmacher zu Frankenhauſen, und Genoſſen, 
ermann Bauer, Tiichler zu Frankenhauſen, und Genoffen, 
arl Gutader zu Dffenbah a. M. und Genofen, 

Ulwin Sieberg zu Offenbad a. M. und Genoffen, 

Dörſam zu Ofſenbach a. M. und Genofjen, 

er Rudolph, Schuhmacher zu Lindenau bei Leipzig, und Genoſſen, 
arl Vogel, Uhrmacher zu Großenhain, und Genoſſen, 

Ditomar Müller, Tuchmacher zu Erimmitihau, und Genofien, 

Valentin Wagner, Schneidermeijter zu Crimmitſchau, und Genofjen, 
. 35 Haug, Schuhmacher zu Freiburg i. B., und Genofjen, 
ahn, Rojtiefretär zu Liegnitz, und Genofien, 
ujtav Berthold, Trikotagenfabrifant zu Limbach i. S., und Genoffen, 

Vieweg, een zu Limbad) i. S., und Genoffen, 

Emil Landgraf, Wirker zu Limbach i. S., und Genofjen, 

Müller, Poſtſekretär zu Liegnig, und Genofjen, 

Paul Diege, Webermeifter zu Cottbus, und Genofien, 

Verein für Gejundheitspflege und arzueilofe Heilmeife für Rabenau und Umgebung, 
riedrih Muguft Schneider, Milhhändler zu Nabenau, und Genojien, 
aul Pretzſch, Bädermeifter zu Großölia, und Genoſſen, 
einrih Schmieder, Gutöheliger zu Rabenau, und Genoffen, 

Alwin Vietzſch, Fabrikarbeiter zu Kleinölſa, und Genojlen, 

Ernit Klauß zu Seifersdorf und Genofjen, 

Emil Göhler zu Borlas und Genofjen, 

Hermann Hartmann zu Seifersdorf und Genoffen, 

Oswald Klippel zu Seifersdorf und Genoſſen, 

Hermann Hille, Fabrikarbeiter zu Großölſa, und Genoſſen, 

(11. Nr. 5701 bis 5710: 148 Unterjchriften.) 

Arnold Kühler zu Döbeln und Genofjen. 


Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Impfgefehes und Verbot der Impfung: 


Karl Griebel, prakt. Vertreter der Naturheilfunde aus Coburg, und Genoffen, 
Th. Kämpfer zu Eibenftod, 
€. 2. Seidel, Schneider zu Markersdorf (Bez. Leipzig), und Genofjen, 
. Robert Thate, Strumpfwirker r Claußwitz, und Genoffen, 
. Witte, Kaflirer zu Hannover, und Genofien, 
Robert Öreller, Schloffermeifter zu Schmölln, und Genoffen, 
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Journ. II. Nr. 3252. 


Nr. 


. Nr. 


. Nr. 


. 3253. 
. 3254. 


. 3255. 
. 3256. 


. 3257. 


. 3258. 
. 3259. 


. 3418. 
. 3419. 
3420. 
. 3421. 


. 3422, 
. 3835. 
. 3836. 


. 2440, 
. 2444. 


2445, 


. 2446. 


‚Nr. 2447. 


. 2448. 


. 2450, 


2542. 


5654, 


. 5123. 


. 3353. 
. Nr. 3787 


Julius Guſtav Sproß, Naturs 
heiltundiger zu Harthau i. Erz— 
gebirge, und Genofien, 

Morik Zimmermann, Ober-Boft- 
affiitent zu Dresden, 

Heinrih Ende zu Zeulenroda und 
Genoſſen, 


KarlDietrich, Juwelier zuDresden, 
Hermann Schmidt, Formen— 
tijchler zu Dresden, und Genoſſen, 
A. Uhlig, Tiichler zu Dresden, und 
nofien, 


M. U. Securius zu Wiesbaden, 
Reinhard Berndt zu Deuben, 
Dez. Dresden, 


Heinrih Paul Bloß zu Adorf 


i. Voigtl., 

Otto Reinhold Thierfelder, 
Lehrer in Gürtheb. Brambach, 
Joachim, Bahnaſſiſtent zu Kaiſers— 

lautern, und Genoſſen, 

Johann Chriſtian Mall, Be— 
zirksamtsoberſchreiber in Kempten 
i. Bayern, und Genoffen, 

F. Winter zu Tangermünde und 
Genoffen, 

Hermann Marſchner, Bahn: 
meifter zu Grofjfteinberg, 

Hoppe, Lehrer zu Weikenfels, und 
Genoffen, 

Ludwig Kaiſer zu Elpersheim 
und Genoffen zu Mergentheim, 
Molfsbudh und Müniter, 

(Bom Abgeordneten Pflüger 
(Württemberg) überreicht.) 
Alexis Hotop, — 
zu Cöln (Rhein), und Genoſſen, 
(Vom Abgeordneten Dr. Windt⸗ 

horſt überreicht.) 

€. ©. L. Kaden aus Oberwieſen— 


thal, 3. 3. in Annaberg, 
A. Walter, Maſchiniſt zu Ruhrort, 


Friedrich Wilhelm Landsberg, 
Schuhmacher zu Zwickau, 
Gebrüder Grether, Gipsmüller zu 
Maulburg, und Genoſſen, 
(Bom Abgeordneten Schuler 
überreicht. 
Saalwädter & Tuchen, Kokos: 
— zu Schönebeck 


a. . [7] 

Auguſt Leumer, Vorſitzender des 
Gärtnervereind für Dresden und 
Umgegend, und Genoffen, 


Theodor Zinzen, Baugewerlks— 
meifter zu Düjieldorf, und Ges 
nofjen, 

A. Berg, Flajchnermeifter zu Geis: 
lingen, und Genofien, 

Die Börjentommiffion der ober- 
ſchleſiſchen Getreidebörje zu Glei- 
mwiß, 








bitten um Verbot der Impfung. 


bitten um Vefeitigung der Impfung beim Militär. 


bitten um Erlaf; eines Geſetzes, weldhes ben Impfärzten vor— 
ichreibt, Impfſchädigungen bei den Behörden zur Anzeige 
zu bringen. 

bittet um Abänderung des Impfgeſetzes. 

bittet um Aufhebung des Ampfzwanges event. um Außer- 
fraftfegung des Geſehes jolange, bis es gelungen iſt, die 
Möglichkeit einer Erkrankung in Folge ber Impfung 
auszuschließen, fowie um Schabloshaltung der durch die 
Impfung Geichädigten. 


bitten um Einführung einer geordneten Laienfontrole aller 
Impfungen und um fofortige Abjchaffung des Impf— 
zwanges 


bitten, eine weitere Erhöhung der Militärlaſt nur dann zu 
bewilligen, wenn die altive Dienſtzeit bei der Infanterie 
auf 2 Jahre herabgeſetzt werde. 


bitten um Regelung der Dienftverhältmilje der Gehilfen der 
Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. 


bittet um Rechtshilſe. 

bittet um Bewilligung einer Penſion oder laufenden Unter: 
ftügung. 

führt Belipwerbe wegen Juftizverweigerung. 


bitten um Einführung eines Zolles auf Gips und Gips- 
waaren von etwa 20 Bf. für 100 ke. 


bitten um Nüderftattung von Zoll für Kokosgarn. 


bitten um Einführung eines Zolles auf friiches Gemüfe mit 
Ausnahme von Kraut von 30 .# auf 100 kg während ber 
Monate Dezember bis einſchließlich Mai und eines ſolchen 
von 10 für 100 kg während der übrigen Monate. 

bitten um Erhöhung des Bolles auf fertige, behobelte und 
ugerichtete Bautıfchlerarbeiten auf 6 „X für 100 ke. 


bitten um Zollermäßigungen und Einfuhrerleichterungen für 
Lebensmittel. 

bittet, Die etwaige Ermäßigung ober Aufhebung der Ges 
treidezölle Ren auf ruffiiches Getreide ausdehnen, 
jebenfalls aber die Einführung von Differentialzöllen 
mit Ausſchluß Rußlands ablehnen zu wollen. 
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Journ. II. Mr. 5684. Bädermeifter zu Elberfeld u. ſ. w.: bitten um Hufhebung der Getreidezölle eventuell um Herab: 
Rud. Schiebelbadh und Ge fegung berjelben auf den bis 1887 in Kraft geweſenen 
noſſen, Zollſatz. 

(Vom Abgeordneten Schmidt 
Elberfeld) überreicht.) 


Folgende Petenten bitten um Ermäßigung des Zolles für Hafer auf 10 AM. für 1000 ke: 
Journ. I. Nr. 3269. 9. Scharfenberg zu Berlin und Genojlen, 
: 1.Nr. 3270. Chriſtian Br Gebhardt, Güterbeförderer zu Dehringen (Württemberg), 
— 1.Rr. 3271. Hermann Funke zu Freiberg (Sadjen) und Genojien, 
: 1.Nr 3272, Muguft Peters zu Münfter i. W. und Genojien, 
N. Nr. 3273. W. Schäfer, Fubrunternehmer zu Hildesheim, und Genoſſen, 
U. Nr. 3274. 8. Janßen, Bofthalter zu Oldenburg, und Genofien, 
1. Nr. 3275. Weihold & Eo., Spediteure zu Waldheim (Sachſen), und Genofien, 
I. Nr. 3276. TH. Krah zu Minden und Genojlen, 
. 3277. Karl Griffel zu Wilhelmshaven und Genoffen, 
1. Nr. 3278. Wilhelm Mohri, Fuhrunternehimer zu Hörde, und Genoiien, 
1. Nr. 3279. 5 Vollbredt zu Grund und Genofien, z 
Il. Nr. 3280. hr. Mönd, Rofthalter zu Coburg, und Genojien, 
I. Nr. 3281. A. Peterſen, Fuhrmann zu Dttenfen, und Genojien, 
I. Nr. 3282. TH. Schlüter, Pofthalter zu Lübeck, und Genoſſen, 


“ “ * % “ 13 * 
— 
— 
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= 11.Nr. 3283. €. Kutfche, Spediteur zu Reichenbach i. Schl., und Genoſſen, 

= D.Nr. 3284. ye Heider, Lohnfuhrwertsbefiger zu Habelfhwerdt, und Genoſſen, 

= T1.Nr. 3285. Paul Müller zu Oblau und Genojien, 

s I1.Nr. 3286. $ Bethje, Nollfuhrunternehmer zu Brieg, und Genoffen. 

= 1,Nr. 3287. ulins Knollmeyer zu Breslau und Genoffen, 

= 11.NRr. 3288. Wilhelm Bähſchmitt zu Breslau und Genofien, 

= 1.Nr. 3289. Joſeph Siegel zu Glak und Genojien, 

= 1.Rr. 3290. Fr. Klophaus, Fuhrunternehmer zu Barmen, und Genoiien, 

«= 1.RNr. 3291. ©. I. Kürvers zu dern und Genojien, 

= 1.NRr. 3292. D. ——— zu Cottbus und Genoſſen, 

= I1.Nr. 3293. . Scharf, Fuhrwerksbefiger zu Striegau i. Schl., und Genofien, 

= 1E.Nr, 3294. ermann Henkel zu Berlin und Genojlen, 

= I1.Nr. 3295. Wegner zu Roftod und Genoſſen, 

= II.Nr. 3296. 8 Raddap zu Carwitz i. P., 

= 11. Nr. 3297. ictor Schmidt zu Coblenz und Genoſſen, 

= 1.Nr. 3298. rag Wilhelm, Fuhrwerlsbejiger zu Löbau (Sachſen), und Genofjen, 
= 11.Nr. 3299. uftav Bahr, Bäder zu Eilau, und Genoſſen, 

«= 1.Nr. 3300. Morig Schwerin, Fuhrwerksbefiger zu Feſtenberg, und Genoffen, 

= 1.0. 3301. Au ae Nudolph zu Waldenburg und Genofien, 

= 1.Nr. 3302. Guftlav Scholz zu Schweidnig und Genoffen, 

= 1.0. 3303. Dtto Koffmahn zu Dels und Genoffen, 

= 1,0. 3304. Adolph Perjide zu Neumarkt und Genoſſen, 

« 11.Rr. 3305. €. Hoffmann zu Namslau und Genoſſen, 

= I1.Nr. 3306. €. Heymann, Fuhrherr, Kal. ſächſ. Hoflieferant zu Breslau, und Genoffen, 
= I1,Nr. 3307. 9. Harloff, FFuhrwerksbefiger zu Hamburg, und Genojien, 

« M.NRr. 3308. 9. Dwinger, Fuhrmann zu Hamburg, und Genofien, 

= N1.Rr. 3309. €. 9. Soltau & Sohn, Equipagen-Fuhrweſen-Inhaber zu Hamburg, und Genoſſen, 
:s 1.Rr 3310 H. N. R. Schmidt, Fuhrherr zu Hamburg, und Genoffen, 

: 1.Rr. 3311. P. H. M. Sud, Fuhrmann zu er mg und Genoſſen, 

= 1.Nr. 3312. F. F. Eh. Klein, Fuhrherr zu Hamburg, und Genofjen, 

= 1.NRr 3313. Lorenz Stegelmann, ji rwerksbeſitzer zu Hamburg, und Genofjen, 

= 1.0. 3314. einrih Wachtmann & Eo., Fuhrherren zu Hohenfelde Hamburg, und Genofjen, 
« 1.0. 3315. J. €. Sooft, Fuhrwerksbefiger zu Hamburg, und Genofjen, 

= M1.Nr. 3316. Ehlers & Loewenthal, Kaufleute zu Hamburg, und Genofien, 

= 1.Nr. 3317. Transport-Altien-Gejellihaft, vorm. 3. Hevecke zu Hamburg, und Genofien, 


1. Nr. 3318. Martin Felix Thomann, Fuhrmwerksbefiger zu Hamburg, und Genoffen, 
MI. Nr. 3319. Louis Behrens, Fuhrwerksbefiger zu Wandsbed, und Genofien, 


= 1.RNr. 3320. 3. J. Maylandt, Fuhrherr zu Hamburg, und Genoffen, 

=» 1.NRr. 3321. Claus Billerbed, Fuhrherr zu Hamburg, und Genofien, 

«= I1.Nr. 3322. €. 9. I. Wohlerdt, Fuhrherr zu Hamburg, und Genoffen, 

« I1.NRr. 3328. I. 9. Möding, Fuhrwerksbeſitzer zu — und Genoſſen, 
= 11,Nr. 3324. 9. Kock, Fuhrwertsbeſitzer zu Bergedorf, und Genoſſen, 

-UII. Nr. 3325. Joh. Rhode, Fuhrmann zu Hamburg, und Genoſſen, 

= 1.Nr. 3326. Louis Hagel, Fuhrwerksbeſißer zu Harburg, und Genofien, 

s IN 3327. ©. D. Keritens, Fuhrwertsbefiger zu Hamburg, und Genoffen, 
«= T1.Nr 3328. ®. I. Jonßen, Fuhrherr zu Hamburg, und Genofien, 

= 1.Nr. 3329. Emil Dölle, Hotelbefiger zu Cuxhaven, und Genoſſen. 
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Folgende Petenten bitten um Ermäßigung des Bolles für Hafer auf 10 AM. für 1000 kg: 


Sour. I. Nr. 3330. F. W. Harenberg, Bier —7— zu burg, und Genoſſen, 
- 1.Rr. 3331. 2 9. Gebers Wwe. & Söhne, Fuhrgeſch AR zu —— unb Genoffen, 

Nr. 3332, N. Stodmann, Fuhrherr zu Hamburg, 

1. Nr. 3333. Wild. Krogmann, —— er zu Ben und ——— 
Nr. 3334. 2 ——— zu Hamburg und Genoſſen, 

I. Nr. 3335. artini, Fuhrmann zu Hamburg, und Genoffen, 
‚Nr. 3336. —5* Schaaf zu Marburg, und Genofjen, 

II. Nr. 3478. ugo Langer zu Neigenhain, und Genofien, 

II, Ar. 3479. gs Bruhn, Fuhrunternehmer zu Flensburg, und Genoffen, 

s 11. Nr. 3480, zen en, Bauunternehmer zu Tondern, und Genofien, 

— Nr. 3481. Mohr, Fuhrwerksbeſitzer zu Elmshorn, und Genofien, 

- 1.Nr. 3482. I. David, Fuhrmann zu Kellinahufen, und Genofjen, 

= 1.Nr. 3483, Sohannes Burius zu Ludenwalde und Genofjen, 


« 1.Nr. 3484. €. Meyer, Br rwerfsbefiger zu 1; Marne, und Genoſſen, 
= 1, Nr. 3755. $; Günth otsdam und Genofjen, 
: DH. Nr. 3756, eodor — J——— Fuhrherr zu Spandau, und Genoſſen, 
= 1.0. 3757. Kukluk zu -Blomberg, 
I, Nr. 3758, 7 Bartelsmeyer zu Lemgo, 
-AUIll. Nr. 3759, Obermeyer zu Osnabrück und Genoſſen, 
II. Nr. 3760, * 8 Ottelien zu Blomberg, 
Il, Nr. 3761. zu Blomberg, 
II. Nr. 3762, HR , Webefing zu Blomberg, 
= 11.Nr. 3763. Ab. Stotefnul zu Blomberg, 
I. Nr. 3764. Karl Scheller zu Rirdorf und Genojien, 
I. Nr. 3765. Berger, Hotelbe iber zu Brandenburg a. H. und Genofien, 
= 11. Nr. 3766. Aug. Kukkuk zu Blomberg, 
11. Nr. 3767. — zu Lemgo, 
— 1.Rr. 3768. Wilhelm Lange zu Blomberg, 
= 11.NRr. 3769. Wilhelm Herbft zu Blomberg, 
«= 1.Nr. 3770. 9. Capelle zu Blomberg. 


Folgende Petenten bitten um Befeitigung des Vieheinfuhrverbots und um Aufhebung des Zolles 
auf Fleifh, Vieh und Getreide: 


Journ. II. Nr. 3240. Bludau, Schneidermeifter zu Glogau, und Genofien, 
II. Nr. 3241. F Ehrhardt, Porzellandreher zu MagdeburgeBudau, und Genoſſen, 
U. Nr. 3242. ausler, Porzellanmaler zu Budau, und Genoffen, 
1. Nr. 3243. Allerley, Zimmermann zu Kolmar in Pofen, und Genoffen, 
I. Nr. 3244. Auguft Meier, Bergmann zu Aplerbeder-Mark, und Genoffen, 
. Nr. 3245. Joh. Map, Tiſchler zu Berlin, und Genofien, 
II. Nr. 3352. Karl Martin, Porzellandreher zu Stanowig, und Genoffen, 
II. Nr. 3355. TH. Balzer, Steingutdreher zu Kolmar in Poſen, und Genoffen, 
nr 3430. Auguſt Hoffmann, Arbeiter zu Naumburg a. d. Saale, und Genoffen, 
is 3433. 
II, Nr. 3473. Karl Knoche, Maihinenmwärter zu Froſe i. U, und Genofien, 
1. Nr. 3474. Leopold Geduld, Klempner zu Berlin, und Genoffen, 


vyıy nr nn am 
— 
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I. Nr. 5718. Rudolph Bernſtein, Buchbinder zu Delitzſch, und Genoſſen, 
I. Nr. 5719. F. Bo Arbeiter zu Delitzſch, und Genoffen, 
- M1.Nr. 5720. Dtto 9 Hanbdarbeiter zu Deligih, und Genoffen, 
= 1. Nr. 5721. 9. Steige, erg zu Delitzſch, und Genoffen, 
I. Nr. 5713 bis 5721: 1165 Unterfchriften.) 
- TI.NRNr. 5751. Der — der Tiſchler und verwandter Berufe zu Bieberach (Württemberg). 


« Nr. 2548. Die Handelsfammer zu Sagan, bittet um Ertheilung ber Erlaubniß zur Einfuhr von 
u Schweinen in die Städte Sagan und Sprottau. 

= 1,Nr. 3042. Der Magijtrat zu Tilfit, bittet um Wufhebung des Verbots ber Einfuhr von Rind- 

vieh und Schweinen aus Rubland. 

»  1.Nr. 3209. Der Gewerbe-Verein zu Borken i. W., bittet um Aufhebung rejp. Abänderung bes Geſetzes betr. 
die Inwaliditäts- Ar Altersverjüherung, um Ermäßigung 
der indirekten Abgaben auf Nahrungsmittel, ſowie um 
Aufhebung ber Biche und Getreibezölle. 


= T1.Rr. 5681. Karl Rattmann, Borzellandreher zu Gera, und Genoffen, 

= 1.Nr. 5712. Louis Viered, Tischler zu Ueckermünde, und Genoffen, 

= 1.NRr. 5713. Hermann Wittenberg, Schloffer zu Uedermünde, und Genoſſen, 
s II. Nr. 5714. a Kaufmann zu Delitzſch, und Genoffen, 

= 1 Nr. 5715. Fr ‚ Arbeiter zu Delitzſch, und Genoſſen, 

= 1.Nr. 5716, hmibt ‚, Cigarrenfabrifant zu Delitzſch, und Genoffen, 

= 1. Nr. 5717. —* Heyer, Buchhalter zu Delihſch, und Genoffen, 
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Folgende Betenten bitten, beim Bundesrath —— zu wollen, daß die Durchführung des In— 


validitäts- und Altersverſicherungsgeſetzes hinausge 


Journ. II. Nr. 2549, 


II. Nr. 2550. 
I. Nr. 2551. 
I. Nr. 2552, 
II. Nr. 2557. 
II, Nr. 2558. 


II. Nr. 2559. 
II. Nr. 3040. 


I, Nr. 2553. 


II. Nr. 24586. 


Il. Nr. 3028. 


II, Nr. 5682. 


Il, Nr. 5683. 


I. Nr. 2456. 
U. Nr. 2457. 
Il, Nr. 2458. 
II. Nr. 2459. 
1, Rr. 2460. 


U. Nr. 2461. 
Il. Nr. 5724. 


U. Nr. 2462. 


Il, Nr. 2463. 


Il, Nr. 2464. 


oben und eine nohmalige Prüfung deffelben 
vorgenommen werde: 


Die Handelskammer zu Bielefeld, — 
Die Handels» und Gewerbekammer zu Sonnenburg (Sachſen-Meiningen), 
Die Handelsfammer zu Lauban, 
Die Vorfteher der Kaufmannjhaft zu Stettin, 
(Bom Abg. Broemel überreicht.) 
Die Handels: und Gewerbefammer zu Hildburghaufen, 
Der freifinnige Wahlverein Erfurt, 
Der Potsdamer:Thor-Bezirkö-Verein zu Berlin, 
Die Handelskammer zu Stolberg (Rheinland). 


Die Handelsfammer zu Lüdenfheid, bittet, beim Bundesrath zu beantragen, daß bie Durchführung 
des Invaliditäts-Verſicherungsgeſetzes hinausgeſchoben 
werde, und ſodann bei nochmaliger Prüfung des Geſetzes, 
ae vorläufig nur auf die induftriellen Arbeiter zu bes 
ichränten, 

Befiger Heiner landwirthſchaftlicher bitten um —— des Branntweinſteuergeſetzes zu 
Kombranntmeinbrenmereien:J.®. Gunften der Meinen landwirthfchaftlidhen Brennereien. 
3. Mohn zu Dauborn, ni 
rungsbezirt Wiesbaden, und es 
noflen, 

— Abgeordneten Münch 
erreicht.) 

Kornbranntweinbrennereibefiger und Bitten um Mbänderung des Branntweinftenergefeges — 
Preihefefabrifanten des Hebe- Kontingentirung, Stundung der Abgaben, Aufitellung der 
bezirfs Mettmann und ber ats Deftillirblafen u. |. wm. —. 
grenzenden Hebebezirke, 

Beſitzer kleiner landwirthſchaftlicher bitten um Abänderung des Branntweinſteuergeſetzes. 
Branntweinbrennereien Naflaus: 

Karl Heinrich Schäfer zu 
Dauborn und Genoſſen, 
(Bom Abgeordneten Münch 
überreicht.) 

Der Vorftand bes beutichen Apo- betreffend bie Steuerfreiheit des zu Heilzwecken verwendeten 
thefervereins i. U. ber Generals Branntweins. 
verfammlung des Vereins, 

—— ———— Dr. Buhl 
überreicht.) 

FriedrihWimt,verunglüdter&ifen- bittet um Auszahlung von angeblid rüdftändigem Lohn. 
bahnarbeiter zu Handſchuhsheim, 

I. Kienzle, Fabrikant zu Schwen— 
ningen, und Genofien, 

Joſeph Fuchs, Wirth zu Weig- 
heim, und offen, 

A. Grimm, Maler zu Deißlingen, 
und Genoffen, 


Johannes Gruler zu Mühle | gitten, dem deuſſch-oſtafrilaniſchen Bertrage bezüglich Oſt⸗ 
. haufen, Amt Tuttlingen, und Ge afrifas die Zuſtimmung nicht zu ertheilen. 


no en, 

Schaible, Schultheiß zu Thunin— 
gen, und Genoffen, 

Dr. med. Eberhard Müller zu 
Calw (Württemberg), 

(Bom Abgeordneten Freiherrn 
von Bültlingen überreicht.) u. 

Franz Ploch, VBuchdrudereibefiger bittet um Erlaß eines Geſetzes, betreffend das Geheimmittel- 
und Beitungsverleger zu Königs: weien und das Annonciren von Geheim= und Heilmitteln. 
hütte (Ober-Schlejien), 

Der Vorftand der Allgemeinen Kon⸗ bittet um Abänderung des $. 184 des Strafgejegbuds — 
ferenz der deutſchen Sittlichkeitss Beitrafung ber Herftellung, Verbreitung ꝛc. von Schrif⸗ 
vereine und Genoſſen, tem 2c., a in fittlicher Beziehung Aergerniß zu geben 

geeignet find. ö 

Der Verband der Darlehnstaffens bittet um Nevifion des Geſetzes, betreffend den Wucher. 
vereine zc. Raiffeifenfcher Organi⸗ 
fation in Mittelfranten, 
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Journ. I, Nr. 2465, 


= I Nr. 3039. 


: 1. Nr. 3075. 


. Nr. 
Il. 


. Nr. 


2466. 


. 2537. 
. 2538. 


. 2539, 
. 2540. 
. 2543, 
. 2544. 
2545. 
. 2546. 
. 2574. 
. 3230. 
. 3231. 
. 3232. 
. 3424. 
. 3429. 
. 5983. 
. 3229. 
3044. 


3213. 
. 3214. 
. 3233. 
. 3754. 
. 3788, 
2580. 








Der Verband der Darlehnskaſſen⸗ 
vereine 2c. Raiffeifenfcher Organi⸗ 
fation für Oberfranten, 

Der Verbandstag der unterelfäffischen 
a zu Straß⸗ 


Der  Berbanb der Darlehnstafiens 
vereine und fonjtiger ländlicher 
Genoſſenſchaften Raiffeiſenſcher 
Organiſation für Schwaben und 
Neuburg, 

Die Handelskammer zu Göttingen, 


Kaiſer zu Reichwalde in Djipreußen, 
M. Niethe, Buchdrucdereibefiger zu 
Berlin, 
(Bom Abgeordneten Prinzen 
zu Carolath = Schönaich 
überreicht.) 
KarlLudwig Harth zu Auderghem 
bei Brüffel, 
G. A. Tzitichke zu Gardelegen, 


—— Beſitzer 
Arna Haberl zu Vohburg in 


Bayern, 

Mar Feldner, Militär-nvalide 
zu Pappenheim (Bayern), 

Julius Dito Mehlis zu Klein— 
laufenburg, 

Röſchmann, früherer Polthilfsbote 
zu Neumünfter, 

—— Poſtſekretär a. D. 


zu Def, - 

Wiegand, Poſtſchaffner a. D. zu 
ed, 

— Poſiſchaffner a. D. zu 


etz, 

Fr. Beihl, Poſtſekretär a. D. zu 
Dresden, 

H. Holite, Roftichaffner zu Hans 
nover, 

Dennufat, Dber = Telegraphen= 
Alfiftent a. D. zu Düffeldorf, 
Beul und Genoffen zu Neumarkt 
(Oberpfalz), Militär-Invaliden, 
Gottlieb Höpfner, ftädtiicher Boll 

zicehungsbeamter zu Wilhelms— 


haven, 

Friedemann, Poitverwalter a. D. 
zu Dresden, 

Berling, Poſtdirektor a. D. zu 
— 

Walter, eiwachtmeiſter zu 

Berlin, und ey fien, 

Karl Heinrich Spranger, Poſt— 

direftor a, D. * Dresden, 


Emil Döring, Poſtſekretär a. D. 
zu Dresden, 
Antonie Grund, ehemalige 


Bieherin zu Naflo, 


bitten um Revifion des Geſetzes, betreffend den Wucher. 


ſchließt ſich der Petition der Handelskammer Wiesbaden, 
betreffend den Verkehr mit Wein, an — II Nr. 372 —. 

führt Beſchwerde. 

betreffend das angeblih von ihm erfundene Chiffririyften 
(Entihädigungsanfprüde). 


bittet um Nechtshilfe. 


bittet um Nieberichlagung einer auf Grund des Unfall 
verfiherungsgelehes verhängten Strafe. 
bittet um Rechtshilfe. 


bittet um Auskunft in einer Juftizangelegenheit. 


bittet um Gleichſtellung feiner Penſion mit derjenigen der 
Invaliden aus dem Sriege 1870/71. 

bittet um Aufbejlerung der PBenfionen der Invaliden aus 
den Kriegen 1864, 1866 und 1870/71. 


; bitten um Erhöhung ihrer Penfionen. 


bitten um Penfionserhöhung. 


bittet um Abänderung des $. 33 des Mil« Pen. ei. — 
Regelung der Militärs Penfionsverhälniffe der im Ge- 
meindedienſt angeftellten Militär-Invaliden —. 


bitten, — zum Reichsbeamtengeſetz vom 24. April 1886 
auf die vor dem 1. April 1882 penfionirten Beamten 
auszudehnen. 


bittet um Bewilligung des Armenrechts behufs Anftrengung 
eines Prozefles. 


Folgende Petenten bitten um Aufhebung des Geſetzes, betreffend den Drden der Gejellichaft Jefu: 
Dr. Lingens, Mitglied des Neihstages, und Genoſſen, im Nuftrage einer Verfammlung von 


Journ. I. Nr. 2581. 
= [1 Nr. 3043, 
= DI, Nr. 3215. 


Bürgern Aachens und Burticheids, 


Tigges, Pfarrer zu Olpe in Weftfalen, und Genojien, 
(Vom Abgeordneten Dr. Reihensperger überreicht.) 
9. Caasmann, Pfarrer zu Mettmann, und Genofjen, 


Reichstag. Altenſtück Nr. 160. (Scchftes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 1157 


Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Gejeges, betreffend den Orden der Gejellihaft Jeſu: 


Journ. I, 
11. Nr. 
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Nr. 


3216. 
3217. 
3218. 
3219, 
3220. 
3221. 
3222. 
3223. 


. 3228. 
. 3435. 


1. 3436. 
. 3471. 


. 3175, 
. 3776. 
. 3117. 


. 3778. 
. 5672. 
. 5673. 
. 5692. 
. 5693. 


. 5731. 


. 5632. 
. 5733. 
. 5734. 
. 5735. 
. 5736. 


5137. 


. 6738. 
. 5739. 
. 5740. 
. 5741. 
. 5742. 
. 5i43. 
. 5744. 
. 5745, 
. 5746. 
. 6747. 
. 5748, 
. Nr. 
. Nr. 


5749. 
5750. 


Louis Müller, Kaufmann zu Königsberg i. Pr., und Genofjen, (177 Unterjchriften). 
Dr. Poſchmann, Arzt und Kirchenvorftandsmitglied zu Wormditt, und Genoſſen, 
Joſeph Moſchall, Lokalkaplan zu Open, und Genoffen, 
Anton Liedigk, Gemeindevorjieher zu Gronau, und Genofien, 
Franz Ruhnigl, Pfarrer zu Kalkftein, und Genoſſen, 
Anton Langwald, Befiger zu Migehnen, und Genojjen, 
Guſtav Breyer, Pfarrer zu Wuſen, und Genofjen, 
Joachim Bahr, Gemeindevorfteher zu Bafien, und Genojlen, 
(1. Nr. 3217 bis 3223 mit 1969 Unterſchriften), 
(ll. Nr. 3216 bis 3223 vom Abgeordneten Krebs — 
Das Kreiswahlkomitee der Zentrumspartei des Wahlkreiſes M.«Gladbach und Genoſſen, 
(Vom Abgeordneten v. Kehler überreicht.) 
Müller, Rechtsanwalt und Stadtverordneter zu Trier, und Genoſſen, im Auftrage mehrerer 
hundert Bürger Trierd, 
(Bom Abgeordneten Rintelen überreicht.) 
gu o Dorjemagen, Kaufmann zu Wefel, und Genofien, 
ne Walderborff und Genofjen zu Limburg a. d. 2., i. M. einer Verſammlung von ca. 1000 
tatholiihen Männern, 
grang Liedig, Kaufmann zu Guttftadt, und Genoffen (641 Unterjchriften), 
nton Malies, Pfarrer zu Bludau, und Genoffen (116 Unterichriften), 
WB Mdt, Nentier zu Elbing, und Genofjen (392 Unterfchriften), 
Il. 3775 bis 3777 vom Abgeordneten Krebs überreicht.) 
Selbititändige Einwohner der Pfarrerei Rhode: Pfarrer Hudeftein und Genofien, 
Delan Mardner und Genofien, ohne Ortsangabe, Boftitempel Hattersheim, 
A. Eyfert, Pfarrer zu Hartenfels bei Herſchbach, und Genoſſen, 
9. te Poel, Pfarrer zu Herſchbach (Wefterwald), und Genoffen, 
M. Eifer, Landtagsabgeordneter zu Euskirch, und Genofjen, 
(Bom Abgeorbneten Dr. Rudolphi überreicht.) 
Hinßler, Großherzl. Oberamtsrichter zu Radolfzell, und Genoffen, i. A. einer Verſammlung 
von 300 latholiſchen Männern, 
Die Bürger von Ketert: Pfarrer Diehr und Genojien, 
Die Pfarrgemeinde zu Hallgarten (Nheingaufreis): Pfarrer Eberhart und Genofien, 
Gemeinde Weilbah (Landkreis ge Pfarrer Hanz und Genofjen, 
Wolf, Pfarrer zu Oberwalluf, und Genojien, 
Drth, Pfarrer zu Wider, und Genoffen, 
Bonn, Dekan zu Niedererbad, und Genofjen, 
Sugen ‚ Bfarrer zu Oberweſel, und Genoffen, 
chloſſer, Biarrer zu Mörlen, und Genofjen, 
Warzelhan, Pfarrer zu Arfurt, und Genofjen, 
Schaefer, Pfarrer zu Schönberg, und Genofjen, 
Ehrlich, Delan zu Eronberg, und Genofien, 
Dezius, Kapları zu Lorchhauſen, und Genofien, 
Schneider, Pfarrer zu Ropenhahn, und Genoſſen, 
Trippe, Piarrer zu Bigge, und Genoffen, 
Lillotte, Vikar zu Olsberg, und Genoffen, 
Schröder zu Elleringhaufen und Genofien, 
Noch zu Antfeld und Genofien, 
Kräling, —— zu Hellmeringhauſen, und Genoſſen, 
Ehlen zu Lösnich a. d. Moſel und Genoſſen. 
(il. 5750 vom Abgeordneten Dieden überreicht.) 


Folgende Betenten bitten um Beibehaltung des Gejepes, betreffend den Orden der Gefellichaft Jefu: 


Sour. II. 
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3437. 
. 3470, 
. 3476, 
. 3788, 
. 3784. 
. 5657. 


5689. 


. 5690. 
. 5729. 
. 5730, 


Die Mitglieder der Kreisignode Wiesbaden, 
Dr. Martius, Oberpfarrer zu Dommitzſch bei Torgau, und Genofjen, 
Baum, Bürgermeifter zu Hartenrod, und Genofjen, 
3. Miiſchelen, Schultheif; zu Gerlingen (Württemberg), und Genoflen, 
2. Kühner, Pfarrverweier zu Leimen (Baden), und Genoſſen, 
empp zu Hirſchlanden (Württemberg) und Genoflen. 
eim, Schultheiß zu Leonbronn, und Genoffen, 
übler, Bürgermeifter zu Doſſenbach, und Genoffen, 
Brenniger, Pfarrer zu an (Württemberg), und Genoffen, 
Mitglieder ber evangeliichen Pfarrerei Oberauroff: Pfarrer Spieß und Genofen. 


Folgende Petenten bitten um Einfhräntung des börjenmäßigen Terminhandels in Nahrungsmitteln 


und unentbehrliden Berbraudsgegenftänben: 


Journ. I. Nr. 3025. Auguſt Schmidt, Gutsbefiger h Niederlungwig, und Genoffen, 


= 1.Nr. 3026. Der Vorftand bes landwirihſcha 


⸗UILII. Nr. 3027. 
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tlihen Gentralvereins für Schlefien zu Breslau, 
Karl Kreer, Kaufmann zu Siegen, und Genojjen. 
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Folgende Betenten bitten um Einſchränkung des börjenmäßigen Terminhandels in Nahrungsmitteln 
und unentbehrlihen VBerbraudsgegenftänden: 


Journ. I, Nr. 3041. Theodor Kurk, Gutsbefiger zu Weißbach bei Rochlitz i. Sachſen, und Genojien, 

: 1.Nr 3060. Spangenberg, Yandes:-Dekonomierath und Landtagsabgeorbneter zu Hameln, und Genoſſen, 

— 1M.Nr 3235. Nenter, Vorwerksbefiger zu Alrftadt-Lüben, und Genofien, 

— MN 3236. Der Iandwirthichaftlihe Verein für Miitteldorf und Umgegend, 

- MN 3351. Der landwirthichaftliche Verein Erdmannshain bei Naunhof i. Sadıfen, 

— MN. 3472. Der landwirthſchaftliche Verein Dichap N, 

-  1,Nr. 3477, Hermann Dehme zu Berlin und Genoſſen zu Achenheim, Adlershof bei Berlin, Adorf (Voigt- 

3838 bis 5651. land), Ahaus i. W, Niberweiler (Württemberg), Albesdorf (Lothringen), Alfeld (Bayern), 

Algringen (Lothringen), Allenftein, Alsleben a. S., Altbreiſach, Alt-Doljtädt, Alte Glashütte 
(Lothringen), Altemünſter in Oberbayern, Altena, Nitenburg (S.«A.), Altenwerder b. Hamburg, 
Altona, Alt: Berlswalde, Alt-Nöhrsdurf bei Bolfenhain, Wltwaltersdorf, Altweiftrig, Amberg 
(Bayern), Amorbach, Ancy, Annaberg (Erzgebirge), Annaburg (Reg-Bez. Merjeburg), Antonien- 
hütte, Aplerbeck, Arusdorf bei Penig, Arnuſtadt 1. Th, Arnswalde, Arzberg (Oberfranten), 
Asbach, Aſchaffenburg, Aſchbach, Aſchendorf a. Ems, Hieleben, Aufſeß (Oberfranten), Augs— 
burg, Baden-Baden, Badra bei Sondershauſen, Beerwalde (Sachſen), va Baitz b. Belzig, 
Ballkenkoppel, Bamberg, Bargeshagen, Barkel, Barmen, Barnow, Bartenſtein (Württemberg), 
Bartenſtein (O.“Pr.), Batzlow, Baumgarten b. Ohlau, Bautzen, Bayerdießen, Bayreuth (Ober: 
franfen), Beek, Beierberg, Belgard a. d. Perſante, Benfeld (Elſaß), Bensheim a. d. B., Benſtedt 
bei Teutſchenthal, Berchtesgaden, Bergbieten, Bergen auf Rügen, Berlin, Bernburg (Anhalt), 
Bernftadt (Sachen), Amt Bernftein, Beuthen (Ober-Schleiten), Beverungen, Bad Bibra, 
Bidern, Bilfingen, Bingen a. Rh., Binon (Pommern), Biſchdorf (Lothringen), Biskupitz, 
Biltorf, Blankenburg a. H, Blantenburg (Schwarzthal), Blaubeuren (Württemberg), Blickweiler, 
Bobref (D,..Sch.) Bocholt (Wejtfalen), Bochun, Bömiß (Pommern), Bonjal, Bornftedt, Forntin 
bei Croeſſin, Borowe bei Lippuſch (Wefipreufen), Borberg (Baden), Bramberg, Brandenburg 
a. 9, Braunfels, Braunschweig, Breuthof, VBrendorf, Breslau, Brettady (Württemberg), Bretten 
(Baden), Brieg i. ©., Brielhof bei Hechingen, Briefen, Brieſtow i. M., Bromberg, Bruchfal, 
Brud bei München, Buchen, YBudowintke, Büdingen (Heffen), Bürgſtadt a. M., Bunzlau, 
Burg a, d. Wipper, Burgambach, Burgbernheim (Mittelfranken), Burghaig, Burgheim, 
Burgwindheim, Burowing, Buttelitedt, Buttenheim, Camin (Mecdtenburg), Cannſtatt (Württemberg), 
Ganth, Capellen bei Geldern, Carlsruhe (O.Schl, Cafjel, Caub a. Rh., Clausthal, Cleve, 
Cham «Dberpfalz), Charlottenbrunn, Charlottenburg, Cheminot, Chenmig, Chrijtinenhof, 
Goblenz, Coburg, Coͤlu (Rhein), Cölpin (Pommern), Cöslin, Göthen (Anhalt), Golberg, 
Colmar (Db.:Eljah), Conradswaldau Kreis Schweidnitz, Coprieben, Gotta, Cottbus, Crefeld, 
Greglüngen, Crimmitſchau, Cunewalde, Ezarnedoly (Ble5), Dammendorf bei Duck, Dammeretz, 
Danzig, Darlehmen, Darmftadt, Dattenfoll, Deſſau, Deusdorf, Deutſch-Wilke (Poſen), Dieden— 
hofen (Lothringen) Diedelsheim (Baden), Dieltirhen (Pfalz), Diemeringen, Dießen, Diepen— 
ſiepen, Dietlingen bei Pforzheim, Diez, Dingolfing (Bayern), Dinkelſcherben, Dirsdorf, Ditters- 
dorf, Döhlau bei Oberfogan, Döhlen bei Torgau, Dörpen, Donaueſchingen, Donauftauf, 
Dormum, Dortmund, Dremmen, Dresden, Drojedow, Duderttadt, Düben, Düfleldorf, Duisburg, 
Dumbach, Durlad, Dußendteih, Ebersberg (Oberbayern), Echzell, Edenheim (Frankfurt 
a. M.), Gdernfürde, Edelsfeld, Edenkoben, Egeln, Gogenfelden, Eggſtätt, Eichwalde bei 
Mrotichen, Cidel, Eiſenach, Eisleben, Elberfeld, Elbersreuth, Elgenau bei Gilgenburg (Dit: 
preußen), Ellrich, Ellwangen (Württemberg), Bad Eljter, Emmerich, Emmersdorf (Niederbayern), 
Entirh a. Mofel, Epfendorf (Württemberg), Eppingen, Erdartsweiler, Erfurt, Erfweiler, Erlen— 
bad bei Marktheidenfeld, Erling (Oberbayern, Erſtein (Elſaß), Eichweiler, Eſſen 
(Ruhr), Eigersleben, Euerdorf, EulausWilhelmspütte, Eußenhauſen, Eybach (Württemberg), 
Fahrnau, Feldberg WMecklenburg), Fiſchen, Flensburg, Folklingen, Forbach (Lothringen), 
Franlkenſtein (Schleſien), Frankfurt a. M., Frantfurt a. D., Frauenmark, Fredersdorf, Freiamt 
in B., Freiberg (Sachſen), Freiburg in ®, Freiburg (Schleſien), Freilaſſing, Friedland (Bez. 
Oppeln), Friedland (D.-SchL), Friedrichshagen, Freyſtadt, Fünenſhaff a. Alſen, Fürth, Füßen, 
Gablenz, Gadebuſch (Mecklenhurgh, Gadegaſt, Garmiſch, Gartſchin, Gars, Gebrontshauſen 
(Oberbayern), Gebweiler (Elſaß), Gefäll, Geinsheim Rheinpfalzh, Gelſenlirchen, Gemmingen, 
Gemünden, Georgshütte bei Laurahütte, Giersdorf bei Alzenau, Gießen, Gifhorn, Gladisgorpe, 
Gläſendorf, Glatz, Glauchau, Gleiwitz (O..5.) Glöthe, (Bez. Magdeburg), Glogau, Glückſtadt, 
Goch, Golkwitz, Godziszewo, Götſchendorf bei Ringenwalde, Glogau, Görlitz, Golkowitz, 
Goslar a. 9, Gotha, Grabenſtetten, Grafentraubach, Gramm (Nord: Schleswig), 
Gramſchütz (Kreis Glogan), Grefrath bei Erefeld, Greiffenderg (Schlefien), Greiſau, 
Greiz, Grenz, Grillenburg, Grombah (Baden), Gronau (Württemberg), Groß— 
Bartelsdorf Oſt-Preußen), Groß-Bennuhnen, Großbodungen, Groß:Vorktom, Groß-Borken- 
bagen, GroßsBrunan, Groß-Carolinenfeld, Groß-Darfowig, Groß⸗Dommatau, Großenhain, 
Gr.-Lütlenfürft, Großmoneuore, Gr.-Purden (Ditpr.), Gr.:Rauden O.«S.), Gr.«Salze (Prov. 
Sachſen), Gr-Schmogran (Schlefien), Gr.-Sittenjen, Gr.-Strehlig, Gr.-Trampten, Großvargula, 
Gr. Wartenberg, Gr⸗Zyglin (O-S.), Grotttau, Guben, Güglingen, Günzburg (Bayern), 
Güften, Güſtrow (Medlenburg), Gütersioh, Gumbrechtshoffen, Gutientag (Schlejien), Haag, 
(Oberbayem), Hagelloch (Württemberg), Hagen i.W., Hagenaut i. Elſaß, Haiern (Naſſau), Haim— 
bad) (Bayern), Hainewalde b. Zittau, Halberftadt, Halle a. S., Hamburg, Hamın ı.W., 
Hanau a. M., Handſchuhsheim, Holzheim, Hannover, Hanshagen (Pommern), Harburg, Hars— 
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Folgende Betenten bitten um Einſchränkung des börjenmähigen Terminhandels in Nahrungsmitteln 
und unentbehrliden Berbrauchsgegenjtänden: 


tirchen, Schloß Hartenftein (Sachſen), Hafen, Haßloch, Hattingen, Hattitedt (Schl.=Holft.), 
Havelberg, Heilbronn, Heilbrunn, Heiligenitadt, Heinrichsdorf, Helm b. Wittenburg, Hemmers: 
dorf, Herbigheim, Herbolzheim, Herford, Hermerode, Hildburghaufen, Hilden (Rhein), Hilders 
(Dftpr.), Himmelftädt, Hinterzarien, Hirſchaid b. Bamberg, Hirſchberg (Schlejien), Höchitadt, 
Hoenigsdori, Hötensleben, Hofheim, Hoffſtädt, Hohendorf (O.:Preufen), Hohenpölz, Hohen- 
tengen (Württemberg), Hohen-Wittliugen (Württemberg), Hoidding, Homburg, Honau, Hoyers- 
werda, Huglfing, Hündlingen, Hunfird, Hufum, Jahnsbach, Jahnsdorf, Janowitz, Jargelin, 
Jeiſing-Hoſtrup, Jena, Jeitenhauſen, Jever (Oldenburg), Ihringen, Ingweiler (Unter-Eljaf), 
Inſingen, Johannisburg (Ditpr.), Ismanusdorf, Jüterbog, Jwenberg, Kaiferslautern, Kaldau, 
Kalljtadt (Nheinpfalz), Kamerau-Schöneck (Weftpreufen), Kamionka, Kandern, Kappotichen 
(Düpr.), Karlsruhe (Baden), Karteninglen, Kattowis (D.-Schl.), Kaufbeuren, Kempten, Kempen 
(Rhein), Keppeln, Kerzdorf (Kreis Lauban), Keffelitadt, Kindiſch (Sachen), Kirberg, Kirchheim, 
Kittlitz (Sachſen), Kittliptreben, Klein-Hoſchütz, Klein-Lübs, Kleinftruppen b. Pirna, Klöckſin 
Mecklenburgh, Kochern (Lothringen), Königsberg (Oſtpr.), Königshain, Königſtein a. Elbe, Köſtlach 
b. Pfirt, Kölſchenbroda, Kötzting, Kogel, Kohlgrub, Kolmar i. P., Konſianz, Koppershagen, 
Koſchentin (D.S.), Koſtenblut, Kreuzburg (O.“S.), Kreiwiß (O.«Sh, Kroitih (Schlefien), Krum— 
bach, Kuchelna (Natibor), Kühbach (Oberbayern), Kuriſchow, Kuznitzla b. Jacobswalde, Laden: 
burg b. Mannheim, Lämmersdorf, Landan i. d. Pf, Lanudech Landsberg (D.-S.), Landshut 
(Bayern), Langenan, Langenlonsheim, Langenfandel, Laub (Bayern), Laubach, Laucha 
a. Main, Land, Lauenburg (Pommern), Laufnen, Laupheim, Lanrahütte (D.-S.), Lauterbach, 
Lautern (Heflen), Laut) b. Königsberg, Lechhauſen, Leipzig, Leobſchütz, Leuber, Leuzendorf 
(Württemberg), Lewezow b. Treptow (Pommern), Lewin, Lich (Oberheflen), Lieberhanfen, 
Viegnig, Lienheim (Baden), Limburg, Lindady (Baden), Linden a. Nuhr, Lingen, Linnich, Linz 
a. Rhein, Lipienken (Weftpreugen), Liljan (O.-5), Liſſik, Löffelfcheid, Lörrach, Lohm (Mark), 
Yoitersdorf b. Aßling, Lubow (Sir, Neuſtetlin), Lubjchan b. Woiſchnik, Luckau, Ludenmwalde, 
Ludwigsburg, Ludwignitadt, Lübben, Lübeck, Lüben (Schl), Lügumklofter, Lüneburg, Lünen, 
Lütgendortmund, Lützelſtein (Elſaß), Luſinau b. Tübingen, Lyd, Magdeburg, Mainbernheim, 
Mainz, Maldewin b. Friedrichsgnade, Mangichüg (Brig), Mannheim, Marbach, Marggrabowa, 
Markirch, Molsheim (Elſaß), Markneufirchen, Martinwaldau, Masmünfter (Reichsland), Maſſow, 
Maſſow (Pommern), Mechenried, Medelsheim, Meersburg a. Bodenjer, Mehlaufen (Dftpreußen), 
Meiningen, Memmingen, Memprechtshofen (Baden), Menchhoſen, Meflelhaufen, Mettmann, 
Meg, Meoperwiefe (Lolhringen), Menjelwig (S. Altenburg), Mewe, Miltenberg a. Main, 
Mittelberg, Mittelwalde, Mittersheim (Lothringen), Mochlig (Kreis Lübben), Moder b Ihorn, 
Möckmühl, Mörleubach (Heilen), Möttingen, Mohmehnen b. Gerdauen, Monheim, Moosbach, 
Mühlbach b. Eppingen (Baden), Miülhanfen i. E, Mülheim a. d. Nuhr, München, M. Glade 
bad), Mulda i. S., Muſchenheim (Oberheifen), Myslontlowo, Nagold, Naumburg a. d. Saale, 
Grahlig, Nauſſeden (Kreis Heydelrug i. DOftpr.), Nebra, Nehesdorf b. Finſterwalde, Nelbey, Neilel: 
wang, Schloß Neubenern (Ober:Bayern), Neubreiſach, Nenenberg, Neuenbürg, Neu Globſtow bei 
Menz, Neu-Goͤrlitz (Oftpr.), Neukirch (Laufig), Neunkirchen (Württemberg), Neumarkt, Neunftetten, 
Neu-Ruppin, Neuſalz a. O, Neu a. Rhein, Neuftadt a. Haardt (Pfalz), Neuftadt, Neu: 
ſtadt a. N, Neuſtadt (Wejtpreufen), Nenjtadt (Oberſchleſien), Neuftrelig, Nieder = Ellguth 
b. Kreuzberg (Dberfchlefien, Niederhergheim, Niederfaina, Nieder-Langenau, Niederlöhuig 
b. Drosden, Niederndorf, Niedernenfich, Niewe b. Schurgaft, Nördlingen, Nohfelden, Nord: 
haujen, Nordheim (Hejlen), Northeim, Noſſen, Nürnberg, Nußbaum, Oberau (Oberhejien), 
Obercunnersdorf, Obercumewalde, Oberdorf b. B. Oberelsbach, DOberglogau, Obergriesbad), 
Dberheriichdorf b. Warmbrunn, Oberholzheim (Württemberg), Dberfrumbadh, Ober-Langen— 
bielau, Obermarchthal, Oberöblingen a. See, Ober-Növersdorf, Oberſchondorf, Oberſchwedel— 
dorf (Kreis Glap), Oberſöchering i. Oberbayern, Oberweichersbuch b. Stein a, d. R., Ober: 
wielenthal, Oberwittelsbach, Ochſenwang (Württemberg), Dberberg, Dening, Onolzheim 
b. Krailsheim (Württemberg), Tffenburg (Baden), Ohlau, Oldenburg, Oppeln, Orb, Drtelss 
burg, DOrtenburg, Djtheim, Dice, Dften, Dfterburg, Ditercappeln, Dfterwid (Mr. Konig), 
Djtrichen, Ditro b. Pauſchwitz (Sachſen), Pähl, Range (Lothringen), Patſchkau, Pattendorf, Paulshütte 
b. Schoppinig (Oberjchl.), Rawlowig (Oberichleiten), Pegnitz (Bayern), Peine, Beistretiham, Peiſter⸗ 
wiß b. Ohlau, Petershagen, Pforzheim, Pfullendorf, Vierzysta b. Gneſen, Pillau, Piltſch, Pirna, 
Plantſtadt, Blajchken, Plawniowitz, Pleß Oberſchl.), Pleſchen (Poſen, Plohn b. Langenfeld, Pölitz, 
Pößneck, Polling, Volzin, Pombſen (Schlefien), Pomehrendorf, Voppenreuth (Bayern), Poſen, 
Porsdam, Prechlau, Prerow, Vrieſtewitz, Protzan (Kreis FFranfenftein), Pſchow, Putlitz, Pyritz, 
Vorcelette (Lothringen), Quars (Schleswig-Holſtein), Quedlinburg, Rade vorm Wald, Radenz, 
Ragnit, Ruhmel, Rain a. Lech i. Bayern, Ramſtedt, Rappoltsweiler (Elfab), Rajtadt, 
Raſtenburg (Oſtpreußen), Rathenow, Natibor, Natingen, Ravensburg (Württemberg), Rayers— 
oyen, Nednighembad (Bayern), Regendorf, Regensburg, Reichelsheim, Reichenbach (Schlefien) 
Reichenhof b. Rhein, Reichenweier, Reichertshofen, Reinickendorf b. Berlin, Reinöd, Relau, 
Remſcheld, Rentzow, Repzin, Reußendorf, Reutlingen, Rhodt i. Pfalz, Rieden, Römhild, Ro— 
mansthal i. Oberfranken, Rochlitz, Rodingel, Nösnik b. Dirſche (D./S.), Rogaſen, Rohnau, 
Roſalie Grube b. Groß⸗Dombrowka, Roſenberg (O. S.), Roſenberg (W.-Pr.), Roſenhagen, Roßla 
(Harz), Roſtock, Nothenberg i. Baden, Rott a. Inn, Rottenburg, Ruda (O.S.,) Rüdesheim, 
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Folgende Petenten bitten um Einfhräntung des börfenmäßigen Terminhandels in Nahrungsmitteln 


Journ, II. Nr 
: 1.Nr. 
: 1R 

1. Nr 
: 1. Mr. 
= 1, Nr 
: MN 
:s 1.Rr 
s N. Nr. 
: 1. Nr. 
- MN 
s I. Mr. 


. 5122. 
3077. 


. 3045. 
. 3061. 
3073. 
. 3074. 
. 3076. 
. 3081. 


3208. 
3211. 


. 3212. 


3227. 


und unentbehrliden Verbraudsgegenitänden: 


Rügenwalde a. d. Ditiee, Ruhla, Ruhrort, Nummelsburg b. Berlin, Saadau b. Biſchofs— 
burg (D./P.), Saal a. Saale, Saarburg i. Lothringen, Saarn a. Ruhr, Saarbrüden, Sadıja, 
Sädingen, Saenig, Salzbrunn, St. Albredit 5b. Danzig, St. Amarin (Eljah), St. Arnual 
b. Saarbrüden, St. Blaſien, St. Medard (Lothringen), Sandbhof b. Marienburg 1. Weftpreußen, 
Saufenberg (D./S.), Satteldorf gi! ‚ Scafftedt, Schalke, Schapbach, Scheeßel, 
Schirmed ı. E. Schkeuditz, Schlanow b. Woldenberg, Schlaitdorf, Schleiz, Schleswig, Schleu— 
fingen, Schmograu, Schnappad), Schneidemühl, Schnodſenbach, Schömberg (Schlef.), Schönau 
a. d. Eigen, Schönbeck (Medlenburg), Schönbrunn b. Wunfiedel, Schöneberg b. Berlin, 
Schoened, Schönenbah, Schönflie; a. M., Schomburg, Schonach, Schoppinig, Schotten 
(Oberheffen), Schottenftein, Schroß, Vorwerk b. Schrog (W.-Pr.), Schwabah, Schwaigern, 
Schwärzach b. Mainleus, Schwanenbach, Schwarzwaldau, Schweitmig, Schweinfurt, Schwerin, 
Schweh a. W., Schwiebus, Schwörzkirch, Seebad, Seelow, Seifersdorf (Sachen), Seitendborf 
b. Sorgau, Seligenftadt a. M., Seyda b. Hermsdorf i. Sachſen, Siemianowig, Siemionka 
b. Strenge, Silberbad, Slonawy b. Obornif, Sobernheim, Sögel, Sohland a. R., Soldin, 
Solingen, Soltau i. H, Sondershaus b. Ahaus, Sonthofen, Spremberg, Stadt Gardinge, 
Stammham b. Ingolitadt, Staffurt, Stafwinnen, Stedienberg, Steele a. Ruhr, Steig, Stein 
b. Nürnberg, Steingaden, Steinpleis (Sadıjen), Stendal, Stennewig i. d. Neumart, Stetten, 
Stettin, Stollberg, Stolz, Stolzenfelde, Strachmin, Straßburg (Elſaß), Straßburg (Weftpreußen), 
Strega b. Forft i. 2, Strehlen (Schlef.), Stroppen, Strullendorf, Stubersheim, Stühlingen, 
Stuttgart, Sudenburg (Magdeburg), Tännesberg, Taubenheim, Tegel, Templin, Thannenkirch 
(Bergheim), Thauer b. Stemau a. D., Theefien, Thorn, Thundorf, Tiefenftein (Baden) Tilfit, 
Tirſchtiegel, Titifee (Baden), Tolfemit, Torgau, Traufhwig, Trendel, Treptow a. Rega, Treyfa 
(Heflen), Trittan, Troplowig, Tichiefer b. Neufalz a. O., Tſchirnau, Tüg, Meberlingen, Uer- 
dingen, Unna, Unteralting (Bayern), Umnterboihingen, Untereglfing, Unterfreuzberg, Unter: 
leichtersbach, Unterpeihenberg, Urjprung, Balepp (Bayern) Bellahn, Bendenheim, Vielau, Viel 
brunn, Villingen, Biffelhövede, Waldenburg (Schlefien), Waltershofen i. B, Wald Michelbag, 
Waldjee (Württemberg), Walditetten, Wallbach, Warmbrunn i. Sch, Wamemünde, Waſſer— 
burg, Wattenſcheid, Weiden, Wedel (Holftein), Wehlau, Wehrsdorf i. Sachſen, Weinböhla, 
Weißenburg, Weißenfels a. Saale, Weißenſtadt (Bayern), Welnau, Wels, Wenttau, Wermten 
b. Heiligenbeil, Wernrode, Wejel, Weſtend, Weiterdingen, Weſthoſen (Elſaß), Weplar, Wilhelminen- 
Fig Wilhelmsfelde, Wilkau (Slogan), Wilmsdorf, Winningen, Wintershaujen, Winterjtetten- 
tadt, Wiebelsheim, Wiek auf Rügen, Widrath, Wiersbie b. Lublinig (O.«Sch.), Wiesbaden, 
Wiefentheid, Wieszen, Witten, Wittenberge, Woldenberg (N./M.), Wolfenweiler (Baden), 
RWoltin (Rommern), Worms, Wronte, Wülfrath (Rheinland), Würzburg, Wüften- 
felbig, Wyſſola, Zabrze (O. Schl.), Zanderborten, Zehlendorf (Kr. Teltow), Zehren, Zeil, Zeit: 
lofs (Unterfranken), Zell (Oberfranken), Zembowig, Biebingen, Ziemkendorf, Zill, Zobten (Sr. 
Löwenberg i, Schl.), Zottwig, Zſchopau, Zweibrüden, Achhaufen i. Württemberg, Bolſchwißz, 
Dorf Kaſſel b. Gelnhaufen, Denzig, Doberfhwig, Floͤha (Sachen), Friedersdorf (Kreis 
Zauban), Gersborf II, b. Leisnig (Sachſen), Hüls. (II. Nr. 3838 bis 5651: 20 288 Unterjchriften.) 


Ernft Ed. Böttger, Handelsmann zu Hermsdorf, und Genoſſen. 


Die Handelsfammer zu Eafjel und 
Genofien, 


Deide, Kreisichreiber zu Heinrichs— 
walde (Dftpreußen), 

3. 9. Braun zu Straud), Kreis 
Montjoie, i. A. einer Berfammlung, 

— Schmidt, geb. Gattel zu 


Berlin, 
J. H. Schütte, Färbermeiſter zu 
Hannover, 
Dito Bütomw, Redakteur zu Char— 
Iottenburg, 
Reinhold Krüger, Privatmann 
md Eigenthümer zu Berlin, 
Elife Heſſels zu London, 
Juſtin Hohmann, Butterhänbler 
zu Brand bei Hilders, 
Der Vorftand der Tudergilde zu 
Rollin, 
(Bom Abgeordneten von Hent 
überreicht.) 
Georg Wendel zu Leipzig, 


bitten, eine Enquete über die den Krifen im Kaffee und 

Zudergefhäft zu Grunde liegenden Ausfchreitungen bes 

Terminhandels zu veranlafjen und einer Wiederholung ber- 

artiger Krifen vorzubeugen. ' 

bittet wiederholt um Ertheilung des Civilverforgungs- 
ſcheines und um Bewilligung einer PBenfion. 

bittet um theilweije Verlegung der Roerthalbahn. 


bittet um Rechtshilfe. 

führt Beſchwerde wegen Juftizverweigerung. 

betr. Begründung einer neuen Kirche. 

bittet um Erlaß eines Geſetzes, welches die Unterbringung 
geiftig —— Perſonen in Irrenanſtalten verhinderi. 

bittet um Rechtshilfe. 

bittet um Rechts hilfe. 


bittet um Ablöfung der Tuderfiicherei. 


führt Beſchwerde wegen Juftizverweigerung. 
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Journ, II. Nr. 3425. Dito Bremider zu Gummersbach 
(Rheinpreußen), 
= 1.Nr. 3475. Der allgemeine deutjche Frauen— 
verein zu Leipzig, 
(Vom Abgeordneten Nidert 
überreicht.) 

Schulg, ehemaliger Kranlenwärter 
zu Gark a. D,, 

Richard Goerdeler, Profeffor zu 
Penninglon ee 

Ernft Könn, Büdergejelle zu 
Berlin, 

Das Präjidium des Verbandes 
bayerijher Gajtwirthe zu Niürn- 
berg, 

Hermann Leſſer und Genoſſen zu 
Berlin im Auftrage einer öffent- 
lihen Verfammlung von männ— 
lien und weiblichen Angejtellten 
des Handelsgewerbes, 

Mauer zu Kneſebeck, 

Dr. ©. F. Stoedlin zu Allentomwn, 
Vereinigte Staaten von Nord— 
Amerika, 

W. Stod zu Bielefeld, 


Theodor Hauf, Invalide zu 
Bütow (Bezirt Eöslin), 

Peter Reichert, Schmiedenteifter 
zu Gutenthal, 

(Vom Abgeordneten Dieden 
überreicht.) 

Der Borftand des Vereins gegen 
den Mißbrauch geiftiger Getränfe 
zu Hildesheim-Bremen, 

(Bom Abgeordneten v. Keudell 
überreicht.) 


. 3153, 
. 3771. 
. 3837. 
. 5653. 


. 5676, 


. 5685. 


. 5686. 


. 5691. 


. 5725. 


. 5984. 


. Nr. 5985, 





bittet um Anerkennung als Militärinvalide, 


betreffend Zulaffung der Frauen zum Studium der Medizin 2c. 


bittet um Bewilligung von Militär-Invalidenbenefizien. 
führt Beſchwerde. 
bittet um Rechtshilfe. 


bittet um Abänderung des $. 285 des Strafgefepbuchs 
(Geftattung von Glüdipielen). 


bittet um Abänderung des Artikel 61 des Handelsgeſetzbuchs 
dahin, daß die Kündigung des Mrbeitsverhältniffes 
mindejtens 1 Monat vor den Austritt und zwar vom 
1. des einen Monats zum 1. des andern zu erfolgen Habe, 


bittet um Rechtshilfe. 
bietet ein Mittel gegen die Diphtheritis zum Ankauf an. 


betreffend Prüfung feiner Methode zur vollften Ausnutzung 
der Düngerftoffe. 
bittet um Bewilligung der Verftümmelungszulage. 


bittet um Bewilligung einer laufenden Unterftügung. 


betreffend den Erlaß eines Geſetzes zur Bekämpfung des 
Mißbrauchs geiftiger Getränfe. 


B. 111. Kommiffion für den Reichshaushalts-Etat. 


Nr. 2582. Der Verein Berliner Kaufleute und 


Snduftrieller, 


Journ. II. 


bitten das Porto für foldye Waarenprobenfendungen, welche 
fi) äußerlich von den Drudjadhenfendungen nicht unter: 
ſcheiden, im Inlandsverkehr den Druckſachen-Portoſätzen 
gleichzuſtellen, zc. 


Folgende Petenten bitten um Ermäßigung der Gebühren für die an Zeitungen gerichteten Depeſchen 
und um Bewilligung eines Vorranges bei der Beförderung für ſolche Depeſchen: 


Journ. II. Nr. 5754 
bis 5982, Frankfurt a. M., 


Stuttgart, Aachen, 


Rudolf Moffe zu Berlin (Berliner Tageblatt) und Genoſſen zu Breslau, Danzig, Berlin, Dresden, 
annover, Göln, Leipzig, Magdeburg, Negensburg, München, Mannheim, 
Itenburg, Amberg, Apolda, Aichaffenburg, Aſchersleben, Augsburg, Barmen, 


Baugen, Bayreuth, Bernburg, Beuthen (Oberjchlefien), Bielefeld, Bochum, Bonn, Brandenburg 
a. d. Havel, Braunschweig, Bremen, Bromberg, Cannitatt, Caſſel, Chemnig, Coblenz, Coburg, 
Eolberg, Colmar im Elſaß, Cöslin, Cottbus, Crefeld, Danzig, Darmftadt, Defjau, Detmold, 
Dortmund, Duisburg, Eichftätt, Eiſenach, Eisleben, Elberfeld, Emden, Erfurt, Erlangen, Ejien, 
Ehlingen, Flensburg, Frankfurt a. d. Oder, freiburg i. Breisgau, Freiſing, Fulda, Gera, 
Gießen, M.-Gladbad), Glogau, Görlig, Göttingen, Gotha, Greifswald, Greiz, Guben, Hagen 
i. W. Halle a. d. S., Hamburg, Hamm i.W., Hannover, Heidelberg, Heilbronn, Hildesheim, 
Jena, Ingolftadt a. D., Anfterburg, St. Johann (Saar), Kaiferslantern, Karlsruhe (Baden), 
Kempten, Kiel, Königsberg, Konftanz, Kreuznach, Landau (Pfalz), Landsberg, Leobihüß, 


rg a. d. zu 


Ling a. Rh., Yübed, Ludwigshafen, Mainz, Mannheim, Marienburg, 
nden (Weitf.), Münfter (MWejtf.), Naumburg a. d. S., Neuftadt a.d. H., Neu-Streliß, 


Nordhanfen, Nürnberg, Osnabrüd, Paderborn, Paſſau, Pforzheim, Poſen, Duedlinburg, Ratibor, 
Negensburg, Nemiceid, Rheydt, Noftod i. M. Nuhrort, Saarbrüden, Schweidnig, Schweins 
furt, Schwelm, Schwerin ı. M,, Spandau, Speyer, Stargard i. Pom., Staßfurt, Stettin, 
Stolp i. Pom,, Stralfund, Straßburg, Um, Thorn, Tilfit, Trier, Weimar, Weißenfels, Weiel, 
Wiesbaden, Wilhelmshafen, Worms, Würzburg, Zeig, Zweibrüden, Zwickau i. Sc. 

(II. 5754 bis 5972 von Abgeordneten Dr. Pachnicke überreicht.) 
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C. VI. Kommiſſion zur Vorberathung des —— betreffend die Abänderung der Gewerbe⸗ 
rdnung. 


Journ. I. Nr. 2454. Die Großherzogliche Hande 
zu Gießen, 
= 11.Nr. 2494. Die Handelstanmer zu Sagan, 
= Nr 2485. Die Handelsfammer fir die Nieder: 
laufig zu Eotibus, 
= 1.Nr 2555. Die Handelstammer zu Nordhauien, 
1. Nr. 3019. Die Handelstanmer für die Kreiſe 
Hirſchberg und Schönau i. St. 
zu Hirſchberg i. Schl., 
I. Nr. 3035. Die Handelsfanmer fir die Kreiſe 
Karlsruhe und Baden, 
— ll. Nr. 2482. Die Handelsfammer zu Straß— 
burg i. €, 


= Al. Nr. 2485. Die Handelskammer zu Yüdenjcheid, 


= Nr 2565. Der Gentralverein der deutichen 
Rollenwaarenfabrifanten zu Burg 


bei Magdeburg, 


lerammer ſchließen ſich der Petition der Handelskammern der Rhein— 


provinz — II. Nr. 1630 — an. 


ichließt fich der Petition der Handelsfammer der Rhein— 
provinz — II. Nr. 1630 — und der Betition des deut: 
Ichen Buchdruckerei-Vereins — II Nr. 1401 — an. 

ſchließt ſich der Petition der rheinifhen Hanbelskanınern 
— II. Nr. 1630 — an mit der Bitte um Abänderung 
des $. 105b Abſatz 2 dahin, dab die Feſtſetzung der 
Stumden auf Grund der einzuholenden Vorſchläge des 
zur Vertretung des Handels und der Induſtrie be: 
rufenen Organs (Handelstammer) zu erfolgen habe, nad) 
Ablauf der fejtgejegten Stunden jänmtliche Geichäfte aus- 
nahmslos zu jchliegen feien md der Hanfirhandel unters 
jagt werde. 

ichließt fih der Petition der Handelsfammern der Rhein— 
provinz — II. Nr. 1630 — an und bittet ferner umfolgende 
Abänderung des Entwurfs: Im Handelsgewerbe 6 Stunden 
Sonntagsarbeit; Fortfegung des Betriebes bei Waifer: 
fraftbetrieben zur Zeit niedriger Temperatur; gegen die Herz 
abjegung der Arbeitszeit der verheiratheten rauen u. |. w. 

ſchließt fi) der Petition der Handelstammer Mannheim 

I. Nr. 869 — an mit der Abweichung, daß fie um 

Erlaß einer Arbeitsordnung für jede Fabrik und um 
Namhaftmachung der Gewerbe bezw. Betriebe in $. 105.1 
und $. 105e bittet. 

bittet um Abänderung: den 2. Weihnachtsfeiertag und dei 
Tag nad) Neujahr nicht als obligatoriihe Ruhetage feit- 
zuſehen; Wacht: und Aufſichtsdienſt von den Beſtimmungen 
über die Sonntagsruhe auszufchließen; die Beitimmungen 
über die Arbeitsräume, Veiriebsvorrichtungen, Ma- 
ſchinen ze. ($$. 1200) abzuändern; die Trennung der 
Sejchlechter in den Mrbeitsräumen dem Ermeſſen der 
Induſtriellen zu überlaifen, den Arbeitern das Recht zur 
Aeußerung über die Arbeitsordnung nicht zu ertheilen; 
an Sonmabenden und Borabenden der Feſttage die 
Arbeitszeit bis 6 Uhr Abends für den ganzen Betrieb 
fejtzuhalten; die ‚rauen auf ihren Antrag "a Stunde 
vor der Mittagspaufe zu entlafjen; die Zahl der Tage, 
an welchen Arbeiterinnen 13 Stunden täglih beſchäftigt 
werben fünnen, auf 60 feſtzuſetzen. 

bittet um Abänderung: Schließung der Verfaufsjtellen an 
Sonntagen von Nadmittags 2 Uhr ab; Beichäftigung 
in den übrigen Handelsgewerben 3 Stunden am Vor— 
mittage; Betriebe, welche mit Tag: und Nachtſchicht 
arbeiten, an den auf Wochentagen fallenden Feittagen 
12 Stunden Ruhezeit; gegen eine 48 ftündige Ruhezeit 
für das Nenjahrsfeit; Ausdehnung der Arbeitszeit der 
Arbeiterinnen über 13 Stunden betreffend; Gejtattung 
dieſer Arbeitszeit an 60 Tagen jährlich; Entlaſſung der 
Arbeiterinnen, welche ein Hauswejen zu beforgen haben; 
Mittags '/, Stunde vor Schluß der Arbeitszeit betveffend, 
nicht ſämmtliche weibliche Perſonen, jondern nur Arbeite- 
innen, welche ein Hausweſen zu beforgen haben, an 
den Tagen vor Sonn und Feſtlagen Nachmittags 5'/, Uhr 
zu entlafjen. j . i 

bittet den $. 134 d des Entwurfs zu ftreichen, im $. 120.d 
zu beitinmen, daß die Verufögenoffenichaften in allen 
‚Fällen als die fompetenten Sadwerftändigensfollegien 
vor Erlaß der Schutzvorſchriften 2c. zu hören find, das Neu- 
jahrsfeſt unter den Feſten mit 48 ſtündiger Ruhe zu 
jtreichen; gegen die Fürzere Arbeitszeit der verheiratheten 
Arbeiterinnen und gegen bie Verlängerung der Mittagspauſe 
für Wrbeiterinnen, welde ein Hausweſen zu beforgen 
haben; gegen die 6 wöchige Nichtbeichäftigung der Frauen 
nach der Niederkunft ꝛc. 


Reichstag. 


Journ. II, Nr. 


1. Nr. 25 


MH. Nr. 
il, Nr, 


1, Nr. 


IT. Nr. 


II. Mr. 
I, Nr. 


II. Wer. 
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2566. Die Vereinigung deutſcher Flaſchen- bittet für die Flafcheninduftrie Ausnahmebeitimmungen von 


2568. 
25689. 


2572. 


2573. 


2577. 
3434. 


fabrifen zu Hamburg, 


Die Handelskammer zu Wiesbaden, 


Die Handelsfammer zu Münfter in 
Woeftfalen, 
Fabrikanten-Verein zu Forſt i. ©, 


Der Handels- und Gewerbeverein 
zu Gaffel, 
(Bom Abgeordneten Dr. Böttcher 
überreicht.) 


Vereinigung deuticher Tabaf- und 
Gigarrenenduftrieller zu Franl⸗ 
furt a. M,, 


Der Verband Berliner 
inbduftrieller, 

Der Borjtand des Vereins ber Kupfer— 
ichmiedereien Deutihlands zu 
Hannover, 


Metalle 


Die Handelstanmer zu Hannover, 


dem Verbot der Somntagsarbeit zu erlaflen; den Erlaß 
der Schußvorrichtungen und die Ueberwachung der Aus: 
führung diefer Maßregeln den Berufsgenofienihaften zu 
übertragen; die Auszahlung des Lohns der minderjährigen 
Arbeiter an die Eltern ꝛc. geſetzlich vorzufchreiben; Die 
Befugniß der Vrbeitgeber wieder herzuftellen, Pi durch 
Konventionalſtrafen vor Kontraltbruch zu ſichern; Die 
$$. 1340, 134d, 1340 Abſah 1, 134 f, 134g (Mrbeits- 
ordnung betreffend) zu ftreichen. 


bittet um Abänderung: betreffend die Ruhezeit an den 


Sonntagen ꝛc. und Feſtſetzung der Arbeitsftunden durch 
die Polizei nah Anhörung der Handelsfammer ꝛc.; die 
Ausnahmen von der Sonntagsruhe betreffend; die An— 
rechnung von Lebensmitteln, Stoff ꝛc. auf den Lohn 
betreffend; die Schugvorichriften 2c. betreffend; den Ar: 
beitövertrag und die Arbeitsordnnung betreffend; die Be— 
ſchäftigung der Arbeiterinnen und die Beſchäftigung der 
Kinder über 13 Jahre in Fabriken betreffend zc. 


macht Vorſchläge zur Abänderung der verfchiedenften Theile 


des Entwurfs. 


bittet um Abänderung: Anhörung der Vertretung der In— 


duftrie (Handelsfammer 2c.) vor Erlaß der in dem Ent- 
wurf vorgejehenen verichiedenen Verfügungen betreffend; 
die Musnahmen von der Sonntagsruhe betreffend; Ans 
rechnung der Selbftkoften für Wohnung, Stoffe zc. auf 
den Lohn betreffend; Die Unkleide- und Waſchräume be- 
ireffend: die Vorichriften zum Schuße der Arbeiter be— 
ireffend; den Vertragsbruch beireffend; die Arbeitsord- 
nung betreffend; die Beichäftigung der Arbeiterinnen bes 
treffend ꝛc. 


macht Vorfchläge zur Abänderung der Vorlage beziehungs- 


weile der Kommiſſionsbeſchlüſſe: Beibehaltung der Ruhe— 
paujen an Sonntagen zc., wie in der Negierungsvorlage 
vorgefehen, dem Handelsgewerbe gleichzuftellen alle Ge: 
werbe mit Ladengeichäften; jpätejter Beginn der Sonntags» 
ruhe Morgens 6 Uhr; die Ausnahmen von der 
Sonntagsruhe und die über die Befhäftigung an Sonn: 
tagen 2c. zu führenden Verzeichniſſe ꝛc. betreffend; gegen 
den Unterricht in den FFortbildungsichulen während der 
Arbeitszeit; Ueberwachung der Schußvorrichtungen ꝛc. 
den Unfallverfiherungen, Innungsvorftänden, Kranken— 
taffenvorftänden zu übertragen; Vertragsbrudh und Ar— 
beitsordnung betreffend. 


bittet um Mbänderung: die Ausnahmen von der Sonntagss 


rube betreffend; die Beihäftigung der Arbeiterinnen ber 
treffend; die Schutzvorſchriften ze. und die Arbeitsordnung 
betreffend; den Bertragsbruch betreffend; die Kennzeichnung 
der Zeugniſſe betreffend. 


bitten um Abänderung der verichiedenften Theile des Geſetz— 


entwurfs: betreffend Beginn der Ruhe an Sonntagen zc.; 
betreffend die MNeparaturarbeiten an Sonntagen ꝛc.; bes 
treffend die Musftelung der Zeugniſſe; gegen den Unter: 
richt der Fortbildungsichulen an Werktagen während ber 
Arbeitszeit; betreffend die Ankleideräume 2c.,; betreffend 
die Schutzvorſchriften; betreffend den Vertragsbruch; be= 
treffend die Arbeitsordnung u. ſ. w. 


bitiet um Abänderung des Gefehentwurfs: gegen Schluß 


der Geichäfte um 1 Uhr, fowie gegen gänzlichen Schluß 
am 1. Weihnachts-, Oſtern- und Wfingjtfeiertag; vor 
Erlaf aller Verfügungen der Bolizeibehörden ſachver— 
ftändige Organe zu hören; betreffend Sonntagsruhe der 
Betriebe mit Wafferkraft; betreffend Anrechnung von Lebens: 
mitteln 2c. auf den Lohn zu den Selbſtkoſten; die Höhe 
der Buße betreffend; Arbeitsordnung betreffend; Die 
Beſchäftigung der Frauen betreffend u. ſ. w. 





Journ. I. Nr. 3020. Der Verein zur Beſchränkung der 
Arbeitszeit in den Spinnereien 
des Handelsfammerbezirts Glad— 
bad) und der Verband der rheis 
nifcheweftfäliichen Baumwollſpin⸗ 
nereien zu M.-Gladbadı, 

(Von Abgeordneten Möller 
überreicht.) 

Verband der deutichen Schuh und 
Scäftefabrifanten zu Berlin, 


= TI.Nr. 3021, 


«= T11.Nr. 3070. Die Handelsfammer zu Hanau, 
(Bom Abgeordneten Dr. Schier 


überreicht.) 


= 1, Nr. 3071 Der Vorſtand des Vereins der Metall- 
Induſtriellen der Provinz Hannover 
und 
der Vorſtand der freien Vereini— 
gung der Induftriellen von Han— 
nover und Lindau, 
(Bom Abgeordneten Dr. Bött- 
cher überreicht.) : 


— 1.Nr. 3224. Mitglieder des deutjchen Gewerbe: 
vereins zu Berlin i. A. einer Ver: 
fammlung des Vereines, 

(Bom Sbgeorbneter Dr. Hirſch 


überreicht.) 


: MN. 3354. Dberichlefifher Berg- und Hütten- 
mänijcher Verein zu Kattowitz, 
= II. Nr. 3428, Die Handelstammer zu Göttingen, 
1, Nr. 3485. Der Verein für die Rübenzucker— 
Induſtrie des deutſchen Neichs zu 
Berlin, 
HM. Nr. 3782, Die Hamburgiihe Gewerbefammer 


i. M. des beufichen Gewerbe— 
fanımertages, 


bitten um Abänderung: bezüglich der ſonn- und fefttäglichen 
Nuhepaufen nicht über die Negierungsvorlage hinaus zu 
gehen; Befreiung des Wadhtperjonals von der Sonntags= 
ruhe; Streichung des Abſatz 3 des s. '105e; gegen Die 
Aeußerung der Arbeiter über die Arbeitsordnung; gegen 
bie Beſchäftigung der verheiratheten Frauen während 
nur 10 Stunden zc.; Beihäftigung der jugendlichen Arbeiter 
in Spinnereien betreffend u. f. w. 

bittet um Abänderung: Entlaffung der Arbeiterinnen an 
Sonnabenden ꝛc. Nachmittags 6 Uhr, Beichäftigung 
der Arbeiterinnen über 16 Jahren bis zu 12 Stunden 
an 90 Tagen jährlich, jedoch höchſtens 30 Tage Hinter- 
einander, bei jedesmaliger längerer Beihäftigung mur 
Anzeige an die Polizei erforderlih; gegen den Kom— 
miſſionsbeſchluß, betreffend 10ftündige Arbeit der ver- 
heiratheten frauen; Entlaffung der Arbeiterinnen, welche 
ein Hausweſen zu beforgen haben, nur auf ihren An— 
trag '/s Stunde vor der Mittagspaufe; betreffend ben 
Unterricht in den Syortbildungsichulen; betreffend ben 
Vertragsbruh und die Anrehnung von Zuthaten auf 
den Lohn ze. 

bittet unter Weberreihung einer Abichrift ihres Gutachtens 
über den Gefegentwurf, betreffend die Gewerbeordnung, 
um Streihung des $. 134d und um Abänderung des 
$. 1204 (gegen die ®Bereitftellung von bejonderen 
Räumen zur —— der Mahlzeilen, Erlaß der Ber: 
füqungen nur im Einverftändniß mit den gewerblichen 
Schiedsgerichten zc.) 

bitten um Abänderung des Entwurfs: ſiatt „Feſttage“ zu 
fegen : „allgemeine FFefttage”; Ruhezeit der mit Tag- 
und Nachtſchicht arbeitenden Werke betreffend; die Ar- 
beiten zur Reinigung, Reparatur 2c. an Sonntagen be— 
treffend; Kennzeichnung der Zeugniffe betreffend, gegen 
den Fortbildungsichulunterricht während der Arbeitszeit; 
die Trennung der Geſchlechter in den Fabriken ꝛc. be- 
treffend; die Mahregeln zum m. ber Arbeiter bes 
treffend; den Vertragsbrud ber Arbeiter betreffend; die 
Arbeitsorbnung betreffend; die Beihäftigung der Ar— 
beiterinnen betreffend ꝛc. 

bitten um Abänderung: —— im $ 1056 Abſatz 1. 
36 Stunden; Sonntagsarbeit im SHandelsgewerbe 
3 Stumden; Feſtſetzung diefer Stunde durch Drgane der 
Selbftverwaltung; Beichäftigung von Kindern unter 
14 Jahren zu verbieten; bejchränfte Arbeitszeit für jugend- 
liche Arbeiter bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, Arbeits- 
zeit der Arbeiterinnen 10 Stunden; in größeren Betrieben 
Arbeiterausihüfle über die Wrbeitsordnung zu hören; 
Arbeitsvertragsbrudh betreffend; Koalitionsrecht betreffend. 

bittet um Abänderung der verjhiedenften Beftimmungen des 
Entwurfs beziehungsweife der Kommiffionsbeihlüffe 

bittet um Abänderung; die Sonntagsruhe betreffend; die 
Ausnahmen von der Sonntagsruhe betreffend, den Erlaß 
der Schugvorfchriften betreffend; den Vertragsbrud) be= 
treffend; Die Arbeitsorbnung betreffend; die Beihäftigung 
der weiblichen Arbeiter betreffend zc. 

bittet um Wbänderung bezüglich der Sonntagsruhe, der 
Frauenarbeit, der Schußvorfchriften, des Vertragsbruds, 
der Arbeitsordnung ac. 

bittet um Abänderung: die Sonn: und Feſttagsarbeit be— 
treffend ; die Anhörung der Organe des Handels be— 
iehungsweife der Verufsgenoſſenſchaften vor Erlaß der 

erfügungen ber Behörden betreffend; die Anrechnung 

auf den Lohn betreffend; die Zeit des Unterrichts in den 
Fortbildungsichulen betreffend; die Schutzvorſchriften ber 
treffend; den Bertragsbrud betreffend; die Verhältniſſe 
der Betriebsbeamten betreffend; die Arbeitsorbnung be= 
treffend; die Beichäftigung der Kinder, der jugendlicher 
Arbeiter und ber Arbeiterinnen betreffend; das Koalitions— 
recht betreffend. 


Reichetag. A 

Souzn. Il, Nr. 5665 
= MH. Nr. 5728. 
= 1. Wr. 2473. 
s II, Mr. 2431. 
= I Nr. 2556. 
s HH, Nr. 2563, 
= TI. Nr. 2476. 
= NH, Nr. 5656, 
«= 11. Ar. 2487. 
= I. Rr. 2468. 
= 1. Nr. 2474, 
= 1. Nr. 2472, 
:= 11.Rr. 3066. 
*» MB. Ne. 3780. 
- 1. Nr. 3427, 
= 1. Nr. 2475. 
:» MR. 2576, 


Der Berein deutſcher Buderraffinerien 
zu Berlin, 


Der Gentralverbaub beuticher Ju⸗ 
dujtrieller zu Berlin, 


Angehörige des belsftandes zu 
Franlfurt a. M,, 


Der kaufmännische Berein zu Barmen, 


Geichäftsinhaber zu Hanau, 


„Bermania”, Verband junger Kauf⸗ 
leute der Kolonialwaarenbrand)e 
zu Berlin, 

Albert Laaſch, Handlungsgehülfe 
zu Berlin, i. 9. einer öffentlichen 
Berfammlung von Handlungs— 
gehülfen, 


Paul Spielhagen, Kaufmann zu 
Potsdam, und Genoffen, 
(Bom Abgeordneten Dr. Ruge 
üiberrei . — 
Handlungsgehülfen zu Neu⸗ er; 
Jacob Rohweder nnd Genoffen, 
Handfungsgehülfen zu Dldenburg 
in Holftein: Buſch und Genoflen, 
Theodor fFinfter, Golbarbeiter zu 
Görlig und Genofien, 


Der Kaufmänniſche Verein zu El- 
berfeld, 


Kaufleute zu Einbed: F. M. Findel 
und Genofien, 


Der kaufmännifche Verein zu Eis- 
leben, 


* Verein ber Kaufleute zu Gleis 


’ 


Der kaufmännische Verein „Mercur“ 
zu Erlangen, - 


Der Berein gegen Unweſen in Hanbel 
und ed — zu Siegen, 


Altenftüde zu den Berhandlungen bed Reichstages 1890. 
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bittet um Abänderung: Ausnahmeftellung der Zuderraffi- 
aan bezüglid der Sonntagsruhe und bezüglich) 
der Beihäftigung der Arbeiterinnen, 

macht Vorſchläge zur Abänderung der in erjter 2 von 
der Kommiſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Abänderung der Gewerbeordnung, gefaßten Beſchlüſſe. 

bitten um —— prinzipieller Sonntagsruhe für das 
Handelsgewerbe. 

— 3203 Unterſchriften —. 

bittet, in Fabrilgeſchäften und im Großhandel die Sonntags- 
arbeit für Handlungsgehilfen und Lehrlinge ganz zu vers 
bieten und im Ladengeſchäft als Uebergang zur all- 
gemeinen Sonntagsruhe die Arbeitszeit auf 3 Stunden 
während des Vormittags zu bejchränten. 

bitten, an Sonntagen zc. Die Beichäftigung der Gehülfen ze. 
im Handelögewerbe nur bis zum Beginn des VBormittags- 
gottesdienftes zu geitatten. 

wie vorjtehend bei Il. 2556 und Anordnung der Schliekung 
fänmtlicher Läden vom Beginn des Vormittagdgottes- 
bienjtes an. 

bittet, die Schliekung ſämmtlicher kaufmänniſcher Geichäfte 
an Sonne und Freittagen von 10 Uhr Vormittags ab 

uordnen, die Beichäftigung ber Ungejtellten nad) 

dieſem Zeitpunkt zu verbieten und nah 3 Jahren die 
volljtändige Sonntagsruhe für das Handelögewerbe ein 


zuführen. 

bitten zu bejtimmen, daß die kaufmänniſchen Geichäfte an 
Sonntagen um 10 Uhr Vormittags zu ſchließen jeien 
und die Beichäftigung der Angeftellten nad) diefer Zeit 
verboten werde. 


bitten zu bejtimmen, daß im gefammten Handelsgewerbe 
die Verfaufslofalitäten an Sonn- und Feiertagen von 
1 Uhr Nadymittags ab geichloffen fein müffen, 


bitten zu beftimmen, daß Berkaufsgeihäfte an Sonn- und 
Felttagen, ausgenommen während des Monats Dezember, 
von Nahmittags 1 Uhr ab gejchlofien fein müſſen. 

bittet, zu beftimmen, daß Gehüfen 2c. in Handelsgeichäften 
an Sonntagen ꝛc. nur Vormittags von 7 bis 9 und 
11 bis 1 Uhr beichäftigt und Läden nur während dieſer 
Zeit geöffnet ſein dürfen. 

bitten, die Schliegung der Verfaufsftellen um 1 Uhr Nad)- 
mittags an Sonms und Feſttagen für alle Detailgeichäfte 
gleihmäßig anzuordnen und die Feſiſetzung der Stunden 
nicht der MWolizeibehörde zu übertragen; längere Bes 
ihäftigung als 5 Stunden an den leßten 3 Sonntagen 
vor Weihnachten, Dftern und Pfingſten zu geftatten; den 
Haufirhandel zu beſchränken und die Offizier, Beamten- 
und Konfumvereineeinerihrem Umſatze entſprechenden Steuer 
zu unterwerfen, eventuell diejelben gänzlich zu verbieten. 

betreffend die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe: 1 Uhr 
Nachmittags Schliehung der Verkaufsftellen; Beichäftigung 
im übrigen Hanbdelsgewerbe 3 Stunden Vormittags; 

" ausnahmsweife längere Beichäftigung (F8. 105 b u. e) nicht 
über 10 Stunden und nur auf Vorſchlag der Handels: 
kammern ꝛc. von der Bolizeibehörde zu genehmigen. 

bittet um Schliefung der Geihäftslofale an Sonn= und 
Felttagen um 2 up Nachmittags, ausgenommen den 
legten Sonntag vor Oſtern und Pfingften und die beiden 
legten Sonntage vor Weinachten. 

bittet, für das Handelsgewerbe an Sonn: und Feſttagen 
eine Marimalarbeitszeit von 5 Stunden, welche jpäteftens 
Nachmittags 1 Uhr beendet fein muß, feitzufegen und 
die untergeordneten Feiertage nicht als Feſttage im 
Sinne des Geſetzes zu bezeichnen. 

bittet, den Gefchäftsverfehr an Sonn: und Feſttagen auf 
5 Stunden außerhalb des Hauptgottesdienjtes zu bes 
Schränken, weldye für jeden Ort von ber —— 
nah Anhörung ber Gewerbetreibenden feſtzuſetzen jeien. 
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bittet, e8 bezüglich der Sonntagsruhe bei den Beftimmungen 
der Vorlage zu belaflen, den $. 105g zu ftreidhen und 
ben Abſatz 2 des 8. 1050. abzuändern. 

erflären fih gegen volle Sonntagsruhe für die Eigarrens 
geihäfte und bitten die Stunden, an welden Sonntags 
arbeit zu gejtatten fei, für die Cigarrengefchäfte auf den 
Nachmittag und Abend zu verlegen ſowie bie Feſtſetzung 
ber Stunden der Drisbehörde zu überlaffen. 


Journ. I. Nr. 2571. DerÖrtögewerbevereinzu Darmftadt, 


amburg: U. G. Müller und 


: 1.Nr 2498. en von Eigarrengejchäften zu 
enoffen, 


Folgende Betenten bitten, das vollftändige Schließen der Verfaufsftellen an Sonn und Feſttagen von 

Nadhmittags 1 Uhr ab überhaupt nicht anordnen zu wollen und die Berfaufsftunden für folde Ge— 

ihäftsbranden, welde mit Lebensmitteln handeln, an Sonn= und Feſttagen nicht weiter zu be— 

ihränfen, eventuell den Polizeibehörden zu überlaſſen, die Gefhäftsitunden, an welden die Läden 
geöffnet fein dürfen, nad den örtlichen Verhältniſſen feftäujegen: 


Journ. II. Nr. 2478, . Wittwer & Go. zu Jauer und Genofjen, 
⸗II. Nr. 2479. aul Becker zu Raudten und Genoſſen, 
« 1.Nr 2480. Dito Dpitz, Kaufmann zu Hohenfriedeberg (Kreis Bollenhain), und Genoſſen, 
= 1.Rr 2484. 8 Brodtmann zu Neufalz und Genofien, 
e 11.Nr. 2489. Mar Dpik zu Bolfenhain und Genoſſen, 
= D.Nr. 2490. €. Friebel zu Neumark i. Schl. und Genoſſen, 
= 11.Rr 2491. R. Hutter & Eo. zu Lähn i. Sch. und Genofien, 
«= I1.Nr. 2579. Wilhelm Hiltmann zu Sagan und Genoflen, 
(Bom Abgeordneten Dr. von Fordenbed überreicht.) 
«= 1.Nr. 3086. Hermann Frenzel zu Grünberg i. Sc. und Genoflen, 
- 1.Nr 3049. Ad. Krauſe zu freiburg ı. Schl. und Genoffen, 
= 1.Nr 5986. F. 9. Leonhardt, Nadlermeifter zu Striegau, und Genofien. 
(Bom Mbgeordneten Stephan überreicht.) 
= 1.Nr. 2564. Der Vorftand bes kaufmänniſchen bittet, das vollitändige Schließen der Verkaufsftellen an 


Vereins zu Waldenburg i. Schl. 
und Genofien, 
(Bom Abgeorbneien Eberty 


Sonn: und Feſttagen von Nadhmittags 1 Uhr ab nicht 
anzuorbnen, auch die bisherigen Verkaufsſiunden für 
ſolche Branchen, weldhe mit Lebensmitteln Handeln, an 


überreicht.) Somm= und Feſitagen nicht weiter einzufchränten. 


folgende Betenten bitten, die beſtehenden Vorſchriften über die Schließung ber Berfaufsftellen in ben 
Heineren Städten an den Sonn= und Feſttagen beitehen zu laffen: 


Journ. I, Nr. 3050. Der Verein der Bunzlauer Kaufmannichaft, 
= 1. Nr. 3051. Kaufleute und Handwerker zu Friedeberg a. Q., 
= I. Nr. 3052. . 2, Müller zu Haynau (Sclefien) und Genoffen, 
s I Nr. 3053. Karl Lange zu Winzig und Genoffen, 
= 1. Nr. 3054. Adolph Cohn zu Martliffa und Genoffen, 
:s I. Nr. 3055. 8. Bath, Kaufmann zu Neuftaebtel, und Genoſſen, 
s 1. Nr. 3056. Karl Garthajer, Kaufmann zu Reichenbach (Oberlaufig), und Genoffen, 
: 1. Nr. 3057. €. Rindermann’s Nachfolger zu Löwenberg in Schlefien und Genojien, 
: 1. Nr. 3058. Zulius Baum zu Kopenau und Genoffen, 
s MR. 3059. Julius Krafft zu Freyſtadt in Schlefien und Genofjen, 


bittet, die Nr. 1a bes $. 105e der Gewerbeorbnung wie 
folgt zu faffen: 
la, für einen Sonntag oder für den Neujahrstag 
auf Urbeiten zur Durchführung ber geſetzlich vorge— 
ſchriebenen Inventur, 


= SH. Nr. 2477. Die Handelstammer zu Caſſel 


folgende Betenten bitten um NIE ung mit den Angejtellten des Handelsgewerbes und um 
Feſtſezung einer fünfftündigen Sonntagsarbeit (bis 1 Uhr Nahmittags): 

Journ. I, Nr. 2561, Barbiers, Friſeur- und Perrüdenmachergehülfen zu Braunfchweig, Bremen, Halle a. S., Bab 
3022, 3072, 3080, Langenſchwalbach, Wiesbaden, Biebrih, Hamburg, Prorzheim, Cöln a. Rh., Lübed, Altona, 
3202 bis 3207, Spandau. 

3225, 3226, 3740, 
3779, 657127. 

Sourn. II. Nr. 2570. Verband deutſcher Perrüdenmacher: 
und Friſeurgehülfen-Vereine zu 
Leipzig und Genoffen, 

Barbiers, Friſeur⸗ und Perrüden- 
machergehülfen zu Chemnitz, 


bitten um Zulaſſung einer fünfſtündigen Sonntagsarbeit. 


= IM. Nr. 2498. bitten um Feſtſetzung einer fünfftündigen Sonntagsarbeit 

und um gefeplihen Schluß ber Selhäfte um 12 reip. 

1 Uhr Nadmittags an Sonn= und Feſtiagen; bie —* 
a 


ſetzung der Stunden nicht der Polizeibchörde zu berl 
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Journ, II. Nr. 2495. Barbier-, Friſeur- und Perrüdens bitten um Feſtſetzung einer fünf» bis fiebenftündigen Arbeits- 
machergehülfen zu Dortmund, zeit an Sonn und FFeittagen. 
= 11. Nr. 2492. Ausihuß der Barbier- und Friſeur- bitten um Einführung einer een Sonntagsarbeit 
Innumgsgehülfen zu Leipzig und (von 6 Uhr früh bis 3 Uhr Nachmittags) und um Schluß 
Genoſſen, ſaͤmmtlicher Geichäfte nach 3 Uhr Nachmittags. 


Folgende Betenten bitten, den Betrieb bes Barbier- und Frifeurgemerbes an Sonn» und Fefttagen 
nur bis 3 Uhr Nahmittags zu geftatten mit Ausnahme des erften Weihnachts-, Dfier- und 
Pfingftfeiertages: 


Journ. II. Nr. 2469. Der Vorftand bes Verbandes ber freien Bereinigung felbftändiger VBarbiere und Friſeure 

Deutſchlands, i. A. des am 19. und 20. Auguft 1890 in Berlin jtattgefundenen Kongreſſes; 

= 11... 2470. Hermann Jahns und Genoſſen zu Berlin, i. A. einer öffentlichen Berfammlung; 

« I1.Rr. 2496. Bauer zu frankfurt a. D., i. W. einer daſelbſt ftatigefundenen Verfammlung ftelbftändiger 
Barbiere, Friſeure und Perrückenmacher fowie deren Gehülfen; 

= I.NRr. 2560. Klaus zu Leipzig, i. 9. einer daſelbſt ftattgefundenen öffentlihen Verſammlung aller Barbiere, 
Friſeure und Perrückenmacher fowie deren —— 

-UII. Nr. 2575. Rehme zu Caſſel, i. U. einer daſelbſt ſtatigefundenen Verſammlung der Barbiere und Friſeure. 


= II.Nr. 3069. Die Vorſtandſchaft des Landes- bittet, für die Bader- und Friſeurgewerbe die Sonntags— 
verbands bayer. Vereine und In- arbeit bis 3 Uhr Nahmittags und für die Zeit von Neu- 
nungen appr. Bader und Friſeure jahr bis Faſchingsſonntag bis 7 Uhr Abends zu ge 
zu München, Hatten. 


Folgende Betenten bitten, ben Betrieb bes Barbier= und Frifeurgewerbes an Sonn= und Feſttagen 
nicht zu unterfagen: 


Journ, II. Nr. 3486 Der Vorftand des Verbandes „Bund beuticher Barbier:, Friſeur- und Perrüdenmaher-Innungen“ 
bis 3739, er und die Innungen zu Aachen, Altenburg (S.-A.), Altona, Annaberg i. S., Anklam, 
Sberg, Arnſtadt, Ajchersleben, Attendorn, Auerbach i. S., Baupen, Beeliß, Beeskow, Beck, 
Berlin, Beubum, Beuthen i. D.-S., Bibra, Bitterfeld, Bonn, Borna, Brandenburg a. d. H., 
Braunsberg, Braunſchweig, Bremen, Breslau, Brieg, Bromberg, Budau, Bunzlau, Ealbe a. d. S., 
Eaflel, Charlottenburg, Ehemnig, Coblenz, Goepenid, Coeslin, Cottbus, Cöthen, Erefeld, 
Eüftrin, Grimmitihau, Darmftadt, Detmold, Delitih, Deſſau, Deuben, Ditmarjchen, Dortmund, 
Döbeln, Dresden, Driefen, Duisburg, Eberswalde, Egeln, Eifenady, Eisleben, Elberfeld, 
Elbing, Elze, Erfurt, Efien, Flensburg, Forſt, Frankenthal, Frankfurt a. d. O., Freienwalde, 
greiburg i. Schl., Fürſtenwalde (Spree), Gelfenfirchen, Gera, bitebdt, Giehen, M.-Glabbadh, 
lauchau, Glogau, Gneſen, Goslar, Gotha, Görlig, Göttingen, Graubenz, Greifswald, Greiz 
R. ä. 2), Guben, Güftrow, Hagen, Halberitabt, Halle a. d. S., Hameln, Hamm i.W., Hamburg, 
anau, Hannover, Heidelberg, Harburg, Heppenheim, Hettjtebt, Hildesheim, Hirihberg, Hufum, 
auer, Jena a. S., St. Johann, Neunkirchen, Igehoe, Infterburg i. Dftpr., Karlsruhe, Stiel, 
Konig, Köln a. Rh., Königsberg i. Neum., Königsberg i. Pr., Königshütte i. D.-S., Krotoſchin, 
Lauban, Langenfalza, Leipzig, Leobihüß, Liegnig, Liſſa i. P., Löbtau, Ludenmwalde, Ludwigs: 
luft, Ludau, Lübeck, Magdeburg, Mannheim, Mainz, Marienburg i. Weftpr,, Marienmwerber, 
Meerane i. Sachſen, Meißen, Memel, Merjeburg, Mejerit, Mes, Möllen, Namslau, Nauen, 
Neiße, Neumünfter, NeusRuppin, Neuftrelig, Nordhaufen, Northeim, Oberhaufen, Dels, Ohlau, 
Oppeln, Dsnabrüd, Dftrowo, Oſchatz, Dfchersleben, Ditenfen, Paſewalk, Pr Pirna, 
Poſen, Potsdam, Pegau, Prenzlau, Radeberg, Rawitſch, Renzburg, Rirdorf, Roftod, Sagan, 
Sangerhaufen, Siegen, Soldin, Solingen, Sorau, Suhl, Sminemünde, Schneidemühl, Schönes 
bed, Schwarzenberg, Schweibnig, Schwerin i. Medlenburg, Stade, Stakfurth, Stettin, Steglitz, 
Stolp i. P., Stralfund, Strehlen, Striegau, Spandau, Spremberg, Thorn, Tilfit, Torgau, 
Treptow, Uelzen, Verden, Waldenburg, Waren i. M., Waltershaufen, Weimar, Weißenfels, 
Weißenſee, Weſel, Wiesbaden, Wismar, Wittenberg, Wohlau, Wolfenbüttel, Wolmirjtedt, 
Worms, Wurzen, Zehdenid, Zeig, Zerbft, Zittau. 


s H.Nr. 2497. Die Mitglieder ber II, Breslauer bitten um unbeſchränkte Ausübung ihres Gewerbes an 


Barbiere und Friſeur-Innung, Sonn» und Fejttagen. 
= 11.Nr. 2471. Der Verein der Kunft: und Handels- bittet, für Gärtnereien und Blumenhandlungen ben Gewerbe- 
gärtner zu Berlin, betrieb an Sonn» und Feſttagen zu gefatien. 


Folgende Betenten bitten, bie Beftimmungen des $. 105b über die Sonntagsruhe nicht auf bie Betriebe 
ber Bärtnereien und Blumenhandlungen auszubehnen: 


Kourn. II. Nr. 2499, Der Kölner Gartenbauverein, 

1. Nr. 2500. Die Mitglieder des Vereins zur Beförderung bes Gartenbaues in den preußischen Staaten zu Berlin, 
Il. Nr. 2501. Der Berein deutſcher Gartenkünftler zu Berlin, 

1. Nr. 2502. Die Gartenbaugefellihaft zu Berlin, 

1. Nr. 2508. Die Geſellſchaft vereinigter Handelsgärtner zu Pankow bei Berlin, 

1. Nr. 2504. Die Mitglieder des Pankow: Schönhaufener Gartenbauvereins, 

11. Nr. 2505. Die Mitglieder des Gartenbauvereins für Steglig (Berlin) und Umgegend, 


van m 
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Folgende Petenten bitten, die Beftimmungen des $. 105b über bie Sonntagstuhe nicht anf die Betriebe 
ber Gärtnereien und Blumenhandlungen auszudehnen: 


Journ. II. Nr. 2506. Die Mitglieder des Gartenbauvereins zu Gaflel, 
II. Ar. 2507. Die Mitglieder der Frankfurter Handelsgärtnerverbindung, 
1. Nr. 2508. Die Mitglieder des Hannoverſchen Gartenbauvereins, 
II. Nr. 2509. Die Genoſſenſchaft „Flora“, Geſellſchaft für Botanik und Gartenbau zu Dresden, 
II. Nr. 2510. Die Mitglieder des Leipziger Gärtnervereins, 
, . Die Mitglieder bes Lindenauer Gärtnervereins, 
I. Nr. 2512. Die Mitglieder des Connewitzer Gärtnervereins, 
II. Nr. 2513. Die Mitglieder des Gartenbauvereins zu Magdeburg, 
1. Nr. 2514. Die Mitglieder des Gartenbauvereins für frankfurt a. D. und Umgegenbd, 
II, Nr. 2515. Die Mitglieder der Seftion für Gartenbau des landwirthſchaftlichen Peritralvereins bes Herzog⸗ 
thums —— 
1. Nr. 2516. Die Mitglieder des Königsberger Gartenbauvereins, 
II. Nr. 2517. Der Gartenbauverein zu Darmitadt, 
II. Nr. 2518. Die Mitglieder des Danziger Gartenbanvereins, 
3 . Die Mitglieder des Bromberger Gartenbauvereins, 
11. Nr. 2520. Der Borland bes Gartenbauvereins für das Großherzogthum Baden zu Karlsruhe, 
N. Nr. 2521. Die Mitglieder des Gartenbauvereins zu Lübed, 
II. Nr. 2522. Die Mitglieder des Görliger Gartenbauvereins, 
II. Nr. 2523. Die Mitglieder des Gartenbauvereins zu Aachen und Burtfcheid, 
II. Nr. 2524. Der Gärtterverein von Halle und Umgegend, 
II. Nr. 2525. Die Gärtner und die Inhaber gärtneriidher Geſchäfte zu Stettin, 
II. Nr. 2526. Die Mitglieder des Gartenbauvereins „Flora“ zu Stuttgart, 
I. Nr. 2527. Die Vorftandsmitglieder des Gartenbauvereins von Unter-Elfaß zu Straßburg i. E., 
. 2628. Die Mitglieder des Mülheimer Gartenbauvereins zu Mülheim am Rhein, 
I. Nr. 2529. Die Mitglieder des Vereins Anhaltiſcher Handelsgärtner, Zweigverein Cöthen, 
1. Nr. 2530. Die Mitglieder des Gartenbauvereins Fürth in Bayern, 
I. Nr. 2531. Die Mitglieder des Gartenbauvereins im Niejengebirge zu Hirſchberg i. SchL, 
II, Nr. 2532. Die Mitglieder der ſchwäbiſch-bayeriſchen Gartenbaugelellihaft und bes Gärtnervereins für ge» 
werbliche Zwede in Augsburg, 
II, Nr. 2538. Die Mitglieder des Gartenbauvereins Aſchaffenburg, 
II, Nr, 2554, Die Mitglieder des Bonner Gartenbauvereins, 
II. Nr. 2535. Die Mitglieder des Köln-Lindenthaler Gartenbauvereins, 
Il, Nr. 2536. Die Mitglieder des Elbinger Gärtnervereins, 
1. Nr. 3030. Die Mitglieder des Charlottenburger Gartenbauvereins, 
} . Die Mitglieder des Gartenbauvereins zu Cottbus, 
II, Nr. 3032. Der ichlefiiche Gentralverein für Gärtner und Gartenfreunde, 
II. Nr. 3033. Bremiſche Kunft: und Handelsgärtner, 
II. Nr. 3034. Die Gartenbaugefellihaft „iFlora” zu Dresden und Genoffen, 
II. Nr. 3781. Der Gera’er Gartenbauverem. 
Il, Nr. 2554. Der Vorſtand des Gärtnereivereins 
„Galanthus“ zu Leipzig⸗Lindenau, 
= 1. Nr. 3067. Gärtner Münchens und Umgegend: | bitten um Ablehnung ber Petition des Kölner Gartenbau— 
Mar Kolb, K. Ober-JInipektor vereins, betr. iung bes Gärtnereibetriebes ꝛc. von 
zu München, und Genojlen, der Sonntagsrube. 
= 11. Nr. 3068. Gärtner zu Naſſau: Hammer- 
ſchmidt und Genojien, j 
= I. Nr. 3047. 2. Kauffmann, Vorfigender des bitten, die Weizenbäderei von Innehaltung ber Sonntags: 
Vereins N. zu Berlin und Ges ruhe zu befreien. 
nofien (Bäder = Bezirksvereine 
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Berlins), 
» 1. Nr. 2452. Der Vorftand der Miüllerinnung betreffend die Sonntagsruhe ber Betriebe, welche aus: 
des Kreiſes Friedeberg N./M. ſchliehlich auf Wind oder unregelmägige Wa ft ans 
gewiefen find, und betr. bie Anordnung der Schutzvor⸗ 
ee, —— die Fabrikinſpelloren an Stelle ber 
olizeibehörben. 
s I. Nr. 2486. Der Vorjtand der Müllerinnung bittet, bie Betriebe mit ausjchließlih Wind- oder unregel- 
zu Heilsberg (Dftpreufen), mäßiger Waflerkraft von der 24 


ruhe zu befreien und zur Anordnung ber Schutz⸗ 
vorrichtungen zc. die Fyabrifinfpektoren und nicht bie 
M. Nr. 2569. Der Borftend des Veteins bet Bill — — — Itm Sonntag 
⸗ . Nr. R r n e ein um Ei er tert 
Gas: und Baflerfachmänner die Licht und Wonlferierte ol 
N und Weftfalens zu 
onn, 
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Journ, I. Nr. 3038. 


v 


II. Nr. 3201. 


II. Nr. 3426, 


II. Nr. 2453. 


II. Nr. 2487. 
II. Nr. 3079. 


II. Nr. 2481. 
I. Ar. 5670, 


II, Nr. 5680. 
U. Nr. 2434. 


II. Nr. 2451. 


I. Rr. 3037. 


II. Nr. 3048. 


I. Nr. 2488. 


Gebr. Balm zu Neulochen bei 

Unterlochen (Württemberg), 
(Vom Abgeordneten Haehnle 
überreicht.) 

Der jchlefiihe Ameigverein vom 
Verbande beutiher Müller zu 
Breslau, 

Der Vorſtand des oftpreußiichen 
Smeigverbandes d er Müller 
zu Frauenburg (Dftpr.), 

Handwerksmeiſter zu Liegnig, 
(Bom Abgeordneten Qange über: 


reicht.) 
a: oftfriefiiche Handmwerferbund zu 


eer, 

Der Ausſchuß des Verbandes der 
beutfhen Berufsgenoffenichaften 
zu Berlin, 

Der Verein der Mrbeitgeber von 
Harburg und Umgegend, 

Die Buchdruckereibeſiher in ber 
SektionVIIl(Berlin-Brandenburg) 
des beutichen Buchdrudervereins 


zu Berlin, 
Der Arbeiter-Berband für Hamburg- 


na, 

Dsfar Schüßler, Ladirer zu Berlin, 
und Genofjen, im Auftrage bes 
Kongreffes der Arbeiter der preuß. 
Staatseifenbahnen, 

Karl Stürmer und F. Be; 

i t 


Die —— des Wahlkreiſes 
Lichtenfels⸗Kronach: Kaſper Hecky 
zu Schwürbitz und Genoſſen, 


bitten, den Papierfabriken, welche mit unregelmäßiger Waſſer⸗ 
kraft arbeiten, zu geflatten, ihre Holländer mit ber vor- 
handenen Wafferfraft an Sonntagen zc. zu betreiben. 


Bitten um Abänderung: Berüdfihtigung ber — ——— 
tm 8. 105d; vor Etlaß ber Kerfbonngen r unteren 
zn... die Bernfsgenoffenihaftsorgane zu 
befragen; Erlaf einer Arbeitsordnung nur für Fabriken, 

| welche mindeftens 10 Arbeiter beichäftigen; Streichung 
bes 8. 134d ic. 

bitten, einen gefeglichen Amang zum Befuche von Fort— 
bildungsſchulen für Arbeiter unter 18 Jahren richt ein= 
führen zu wollen. 

bittet, ben $. 120 bahin abzuänbern, baf jede Verpflichtung 

m Befuche ber gewerblichen Fortbildungdſchulen aufhöre. 
bittet um Abänderung der Beftimmmungen über bie Schuß- 
vorfhriften ze. 


bittet um Streihung bes $: 
beiter über die Arbeitsor 
bitten um Mbänberun bealich er Rubepaufen atı Sonn- 
tagen 2c. und bezüglich der Beichäftigung der Arbeiterinnen. 


134d — Aeußerung der Ars 
mung 20 —. 


macht VBorfchläge zur ya Sr Gefepentrourfs, betr. 
die Abänderung der Gewerbe-Orbnung. 

bitten um inrichtung von Arbeiterausſchüſſen und tm 
Bejeitigung der Allordarbeit. 


erflären ſich für bie Beichläfie des Pariſer Arbeiterfongreifes 
und für Einführung eines 8 ftündigen Arbeitstages. 


bittet um Einführung bes 8 ftündigen Arbeitstages für Die 
Bergarbeiter und einer zweiſtimbigen Mittagspanfe für 
alle Arbeiter. 

bittten, die Anfertigung von Korbwaaren in ben Zucht⸗ 
häufen und Strafanjtalten zu unterfagen. 


— — — 


D. 1X, Aommiſſion zur Borberathung des Geſe urfs, betreffend die Abäuderuug von Beftim⸗ 


mungen des 


trafgeſetzbuchs: 


Mage a Petenten bitten, die Novelle zum Strafgejepbudh dahin zu erweitern, daß bie ftrafredt = 
t 


hen Vorſchriften zum Schupe der Eifenba nett au 
Sourn. II. Nr. 2583. 
« HR. 2684. 
1. Nr. 2685. 
I. Nr. 2586. 
I. Nr. 2587. 


u. Ne. 2588, 
I. Nr. 2589, 


wann m w 


uwmu 


auf bie Pferde-Eifenbahnen ausgebehnt werden: 


Aachener und Burtfcheider Pferbeetfenbahngejellihaft und Genoffen, 


Braunſchweiget Straßeneifenbahngejel 
ellichaft, 


Breslauer Strafeneifenbahn 


ſchaft, 


Leipziger — 


Danziger Straßen-Eiſenbahn, 


Dtesdner Straßenbahn und Genoſſen, 


alleſche Straßenbahn, 

traßen⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu 
Grohe 
Zrammways Company, Hamburg, 


zes und Genoffen, 
Hambnrg-Altonaer Straßen dahn⸗Geſellſchaft, 


u ee Pferdebahn⸗Geſellſchaft, 


aſſeler Stadt-Eifenbahn A.G., 
ensburger Straßenbahn A=®., 


eutſche Lokale und Straßenbahn-Geſellſchaft in Chemnitz, 
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Folgende Betenten bitten, die Novelle zum Strafgeiegbud dahin zu erweitern, baß die ſtrafrechtlichen 
Vorſchriften zum Schuße der Eijenbahnen auch auf die Pferdeeijenbahnen ausgedehnt werden: 


Journ. I. Nr. 2597. 


Erfurter Straßenbahn Aftien-Gefelichaft, 


s HI.Nr. 2598. Königsberger Pferdeeiſenbahn-Geſellſchaft, 

«= 1.Nr. 2599. Poſener PferbeeifenbahnsGejellicaft, 

: 11,Nr. 2600. Stettiner Straßen-Eiſenbahn-Geſellſchaft, 

:s T.Rr. 2601. Große Bremer Pferdebahn, 

= |1,Rr. 2602, Bremer Pferdebahn, 

= [I.Nr. 2608. Magdeburger TrambahnAktiengejellihaft und Genoffen, 
= [I.Nr. 2604. Augsburger Trambahn, 

= 1.Nr. 2605. 2 Reuß Wittwe zu Ingolftadt, 

s 1Rr. 2606. Münchener Trambahn:Aktien-Gejellichaft, 

= T.Nr. 2607. Nürnbergsfürther Strafenbahn-Gejellichaft, 

= T1.Nr. 2608. Bremerhavener Straßenbahn, 

= 1.0. 2609. Lübeder Pferde-Eiſenbahn-Geſellſchaft, 

« Nr. 2610. Straßburger Straßenbahn-Gejelichaft, 

= 1.Nr. 2611. Kieler Straßen-Eijenbahn-Gejellidaft, 

s 1.Nr. 2612. Potsdamer Straßenbahn-Geſellſchaft, 

= I.Nr. 2613. Medlenburgiihe Straßen-Eifenbahn-Aktien-Gejelihaft zu Roftod, 
= 1.Nr. 2614. Vereinigte Karlsrufe-Mühlburger und Durlacher Pferde: und Dampfbahn-Geſellſchaft, 
= T1.Nr. 2615. Görliper Straßenbahn, 

= T.Nr. 2616. Wittenberger Pierbebahn, 

= 1.Nr. 2617. Städtiſche Straßenbahn Wiesloch, 

= @1Nr. 2618, — Straßenbahn, 

UI. Nr. 2619 chleswiger Strafenbahn-W.-G., 

= 1.Nr. 5674. Kieler Straßen-Eifenbahngejelihaft, 

» TI.NRr. 5675. Meher Trambahn. 


Ferner find folgende Petitionen eingegangen: 


1. Zum Gefetentwurf, betreffend die Beftenerung des Zuderd — Nr. 150 der Drudjachen —: 


Journ. II. Nr. 5726. Die Melteften der Kaufmannſchaft 
zu Magbeburg, 


2. Zum Gefegentwurf über die 


Journ. II. Nr. 3029. Peter Pollmann zu NRonsborf 
und Genofien, 
(Bom Abgeordneten Schmidt 
(Elberfeld) überreicht.) 


» T1.NRr. 3046. Gentralvoritand bes Vereins „Sur 
kunft“ und ber Krankenkaſſe des 


Vereins „Zukunft“ zu Berlin, 


-= [1.Nr. 3234. Der PVorftand ber Kranken und 
Begräbniflaffe des Verbandes 
deutſcher Handlungsgehülfen zu 
Leipiiß, 

Der tralvorftand bes land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereins für Rhein⸗ 
preußen, 

Mitglieder des Vorftandes und ber 
Generalverfammlung der Orts— 
franfenkafje ber aurer und 
Zimmerleute zu Stargardti. Bont., 

Die Handelstammer zu Harburg, 


«= 1.Nr. 3438, 


«= 11. Nr. 3772. 


: TI.Nr. 5652. 


des Geh: 
Urbeiter, vom 15. Juni 1883 — Nr. 151 der 


bitten um Ablehnung bes Gejegentwurfs. 


‚ betreffend die Kranfenverficherung der 
Druckſachen —: 

bitten, ben Abſatz 5 des $. 2 des Arbeiterfranfenverficherungs- 
geiebes dahin zu ergänzen, daß bie im Geſchäfte der Eltern 
eihäftigten, zum Hausjtande gehörenden Kinder, fofern 
bie Eltern ig ihres Bermögensftandes nicht zum Eins 
tritt in bie Kaffen verpflichtet find, ebenfalls nicht zum 
Beitritt verpflichtet find, aber aufgenommen werben können. 
bittet, bei Abänderung des Kranlenverfiherungsgejeßes den 
Beitimmungen über die Naturalleiftungen der freien Hilfs- 
kaſſen an Arzt und Medizin ſowie über bie bejonderen Anz 
träge der Mitglieder der freien Hilfskaſſen wegen Befreiung 
von der Mitgliedfchaft der Zwangskaſſen die Zuftimmung 
nicht zu =. 

Be um Abänderung ber Novelle zum Krankenverſicherungs⸗ 
geſeh. 


betreffend die Reviſion bes Krankenverſicherungsgeſetzes. 


bitten um Abänderung des Krankenverſicherungsgeſetzes. 


bittet, das Krankenverficherungsgejeß nicht auf die Handlungs⸗ 
gehülfen und Handlungslehrlinge auszudehnen. 
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Journ. II, Nr. 5671. SKranfen- und Begräbnißkaſſe des bitten, bie Veftimmungen des Entwurfs bezüglich der Anmel- 
faufmännifchen Vereins zu Frank: bung ber Mitglieder der freien Hülfskaffen bei den jtaatlichen 
furt a. M. und Genofjen, Kaflen, bezüglich der Gewährung freier ärztlicher Behand- 

lung und freier Heilmittel durch die Hülfskaſſen, und bezüg:. 
lich ber hg der Minimalleittung der freien Hülfs- 
faffen nad dem Beichäftigungsort ihrer Mitglieder ab- 
lehnen, auch fonftigen Aenderungen zu Ungunften ber 
era Hülfskaffe entgegenzutreten. 


3. Zum Geſetzeutwurf, betreffend die Ubänderung des Patentgejeged — Nr. 152 der Druckſachen —: 


Journ. II. Nr. 3062, Der Verband ber thüringifhen Ge- Bitten um Abänderung ber Novelle zum Patentgejep dahin, 
3063, 3065, 3237, werbevereine, bie Gewerbever⸗ daß die Patentgebühr mit Beginn des zweiten 3 
3238, 3289, 3423, eine zu Buttftädt, Saalfeld (Saale), 20 „A betrage und jedes Jahr um 20 ſieige, um 

Suhl i. Th, Jena, Leheften, Eintritt de Deutichen Reichs in bie internationale Union 
Auma, — Fr —— igenthums ſowie um Einführung 
“ ſog. — utzes für techniſche Formver⸗ 
erungen u. ſ. w. 
Journ. 1. Nr. 2439, Der Vorſtand des Induſtrievereins 


zu Uchte, 
(vom Abg. Baron v. Arms | machen Vorfchläge zur Abänderung des Patentgefepes und 
walde-Böhme überreicht.) bitten um Erlaß eines befonderen Gejeges zum Schupe 


«e 1. Nr. 2547. Der Gewerbeverein zu Jany und Ge- | der Gebrauchsmuſter. 


en, 

» 1. Rr. 3064. Der mittelrheinifche yabrifanten- “ bittet, die Patentgebühren nicht höher feftzufepen, als zur 
verein zu Mainz, Beſtreitung der Koften des Patentamts erforderlich ki: 
bittet ferner um Anſchluß des Deutſchen Reichs an bie 
internationale Union zum Schutze gewerbliden Eigen- 
thums, um Milberung des Patentverfahrens namentlid) 
infichtlih der abgemwiefenen Patente, um Zulaffung der 
orauszahlung der Patentgebühren und um Aufnahme 
der Beitimmung, daß vor Verfall des Patentes an die 

Zahlung der Gebühren erinnert werben müſſe. 


Berlin, ben 3. Dezember 1890. 
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Nr. 161. 
Antrag. 


Auer und Genoſſen. Der Reichstag wolle beichliegen: 
ben Neichslanzler zu erfuchen, zu veranlajien, 
daß die bei dem Königlichen Landgericht Hannover 
— den Abgeordneten Wurm 

gen Vergehens gegen die F5. 166, 131, 74 
be 2 Reichs Sitzafgeleßhuchb, $ 20 bes Reiche: 
gefeges über die Prefie, a 1. Mai 1874; 

b) wegen Bergehens gegen bie 88. 185, 186, 194, 
200 bes Reichs⸗Strafgeſetz buchs 

ſchwebenden Strafverfahren für die Dauer ber 

Seſſion eingeftellt werben. 


Berlin, den 4. Dezember 1890. 


Bebel. Birk. Blos. Bod (Magdeburg). 
Dieg. Dreesbad. Förſter. Frohme. 
Geyer. Grillenberger. arım. eine. Hickel. 
Joeſt. Kunert. Lieblnecht. Meiſter. Meßger. 
Molkenbuhr. Schippel. Schmidt (Frankfurt). 
Schmidt (Sachſen). Schulge. Schumader Schwartz. 


Auer. 
Bruhns. 


Seifert Singer. Stadthagen. Stolle. Tußauer. 
Ulrich. v. Bollmar. Wurm. 
Nr. 162. 


Mündlicher Bericht 
der 


Kommiffion für die Petitionen. 


Berichterftatter: Abgeordneter von Norman. 
Antrag der Kommiſſion: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
über bie Petitionen 

des Vorſtandes bes Bezirks-Bereins der Ham- 
burger Vorſtadt zu Berlin — II. Nr. 593 — 
und Des Bude vereind ber beutjchefreifinnigen 
Fortſchritts⸗) Partei im VI. Berliner Reichs— 
tagswahlkreiſe — II. Nr. 1854 —, betreffend 
bas Wahlgejeh, 


zur Tagesordnung überzugehen. 
Berlin, den 4. Dezember 1890. 


Die Kommiſſion für die Petitionen. 


wer. von N 
Vorſihender. —S 





Nr. 163. 
Abändernngs-Antrag 


zur 


dritten Berathung des Entwurfs eines Geſetzes, 
betreffend die Vereinigung von Helgoland mit 
dem Deutichen Reiche — Nr. 145 der Drud- 

fachen 


Klemm (Sachen). Der Reichstag welle beſchließen: 
dem Geſetze als $. 7 Hinzuzufügen: 
„Diefes Gefep tritt mit der Verkündung in 


— 


Kraft.“ 

Berlin, ben 4, Dezember 1890. 

Klemm (Sachen). 

Unterftügt durch: 
Udermann. Bold (Minden, Boht. v. Eolmar: 
' Meyenburg. Graf v. — Friedrichſtein. Graf 
zu Dohna-Schlobitten. rege. Freihert 
v. Frieſen. Dr. Gieſe. Hahn. r. Hartmann. 
Hempel. Graf v. Holftein. Hulgid. v. Jagow 


(Potsdam). v. Jagom (MRühftädt), v. Kleiſt-Rezo w. 
Graj v. Kleiſt-Schmenzin. Freiherr v. Malgahn: 


Vanjelow. Freiherr v. Manteuffel. Dr. Mehnert. 
Dr. Schier. Freiherr v. Scleinig. v. Schöning. 
von ber SchulenburgeBeegendorf. v. Stauby. 
Steinmann Uhden Widmann v. Winterfeldt- 
Mentin. 
Nr. 164. 


Berlin, den 26. November 1890. 
Dem Reichstag beehrt ſich der Unterzeichnete anbei eine 


Sammlung von Aktenſtücken, die Ermor- 
dung von Deutſchen im Sultanat Witu 


betreffend, vorzulegen. 
Der Reichöfanzler. 


von Caprivi. 
An den Reichstag. 


Ermordung von Deutſchen im Sultamat Mit. 


Inhaltsverzeichniß. 





Anhalt. 







1890, 
23. Geptbr. Bericht bed fiellvertretenben 
“ra a pain omas Banziber, 

Benadrichtigung von ber Gens 

Genofien . . 


be3 Künpel und jeiner 1174 


Reichstag. 


Altenſtück Nr. 164. 





(Gemordung von Deuticen in Bitu.) 
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Inhalt, 


| Seite. 
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1890 


33, Septbr. | 


23. Septbr 


25. Sepibr. 


28. Sepibr. 


| 30, Geptbr. 


12 


. Dftober, 


3. Oftober. 


3. Oftober, 


| 3, Dftober. 


4. Oktober. 


' 8, Oktober. 


ı 8 Dftober. 


Dftober. 


9. Dkober. 


. Dftober. 


—— Erfah an den ſtellver ⸗ 
tretenben Staiferlichen Generallonſul zu 
Banzibar, | 
! Annabıne ber angebotenen Entfenbung | 
eines englijchen Kriegsihifis nad Lamu 
ı Telegraphifcher —— an den Kaiſerlichen 
Boticdjafter im Don! 
Benadridtigun — * der Ermordung | 
der Künpeljhen Crpedition und Bean | 
tragung ber Unterfuhung . 


‚Zelegrapifter Brick eb gaiſerlichen 
Botichafters in 


Befehl Lord —— an den eng 
liſchen Generalkenſul in Zanzibar, die 
Borgänge in Witu zu unterguchen . 

graphifcher Erlah au den Sulferlichen 
—5 in Banzibar, 
Nachfrage nach Nationale der in 
Bitu Ödteten und Geretteten und 
betreffd angeblicher — der 
—— Flagge . - 

elegraphiicher Bericht des Raiferlichen 

| — zu Zauzibar. 
a Ingeneuts Meuſchel 
und des Studenten Häßler. Jrrthüm- 
lihe Einziehung einer deutſchen Flagge 

und Sühnung dieſes Zwifhenfallee. . 
' Telegraphifcher Berl elben. 

8* von hei und — 
ber in Witu Getöbteten 
Telegraphiſcher Verich | 
“nun Senior. Gag En iiſche Re 
erung babe fein Rriegaigif zur Ber 
| und MProteftorat über Witu 
noch nicht angelretin . - 
ZTelegraphifcher Erlaf an ben  Reiferichen | 
Generaltanfnl | 


zu 
Weifung, ben — — 
amtlich zu vernehmen . . 
— iſchet * an ben Kaiferlichen 
Gefhäftöträger in London, N 
Auld ded Sultans an den Bor 
ängen in Witu. Deutihlanb erwartet | 
ee Beftrafung der Schuldigen 
ohne Rückſicht darauf, ob Englands 
Schußherrſchaft über aa wart | 
' war oder nicht . . 
Telegraphifcher Serich bes auiſerlichen 


Generaltonfuls 
Ausjage des Be Meuſchel 


Telegraphiſcher Bericht des Kaiſerlichen 
Geſchaftotrũgers in Louden. 


Bereitwilligkeit Lord Saltäburps, unfere 

' Snterefjen in Witu zu u fhüpen. Wunſch 
einer gemeimiamen Aktion und gemein» 
famer Unteriuhung ber Borgänge durch 
deutfchen und englijchen Generallonſul 

Zelegraphifger Erlab an ben Kaiſerlichen 


zu 
Eingehen auf tie Vorſchläge ber 
engliichen Reglerung und —“ 
Beifungen . 
her Erlaf an u ben Raiferliden 
— 8 
— ber — Lord Salid- 
burps 
Teegraphifcier Bericht bes "Ruiferfiien 
Geichäftöträgerd in London. ! 
Dank der engliſchen Regierung für 
Annabme ihrer Borihläge . - 
Schreiben au das Kaiſerlicht Dberfom- | 
manbo ber Marine. | 
| Eventuelle Requifition eines Kater | 
lichen Kriegsſchiffs feitend - — 
lonſuls zu Zanzibar. . . 
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23. 


26, 


28, 


3. 


92. 


! 20. — — — Oberko mmandos 
ei bes vorhergehenden | | 


| 11, Dftober. | 


12. Oftober. 


' 11. Dober. 


, 50. Ditober. Tel 


11. Oftober, 


16. Dftober. 


3. Oktober, 


26. Oftober. 


29. Oktober. 


| 31. Oktober. | 


1. Novbr. 


10. Dftober, | 


3. Rovbr. 


8. Norbr. 


1 
18, Oktober. | 


2. Rovbr. 


Schreibens . 
Tele graphiſcher Bericht bes Kaiferlihen 
‘  Generalfonjuld zu Zanzibar. 
Bedeuken gegen ie Reiſe landein . 
waͤrts und neue Borihläge . . . 


Telegrapfifdjer Erlai an den Ruiferfichen | 


Generaltonfuf 
Inſtrultion 
Witu. 
Promemeria ir Königlich ———— 
nischen Botſchaft (cugliſcher Text). 
eifungen Lord Salisburys an ben 
engliſchen Senerallor ſul zu Zanzibar . 


— Fr iglich 

“ otſcha 

len Lord Salisburys am den 
englijchen Generalkonſul zu Banzibar . 


Banzibar, 


ür bad a. gegen | 


großbritan | 
de —— | 


Telegraphijdjer Bericht des Kaiſerlichen | 


Generalfonfuld zu Banzibar, 
i Projeftirte Maßregeln behufs Be 
ftrafung ber Schuldigen in Witun . . 


pedition. - - 
| su nlagen. 
phifcher Bericht deffelben. 

Hüdtchr bes —— und engliſchen 
Generaltonjuld von Witu und — 
der Repreflalien doſelbſt 

Tele, er Bericht deſſelben. 
a und gerftörung von Bitu 
egraphifcher Erfah an den Raiferlichen 
Generaftonfnl zu Banzibar, 


nad Witu zur 
| mationen . » 
Erlaß an den Ruiferticen Generaltonful 


en behufs Sicherung bei 

Lebend und Eigenthums ber Reichdan- 
bhörigen ia Wıtu und — der 

Klonen. . 

| Telegraphifdjer Bericht ves aauiſerlichen 

Geuceralisnſuls zu Yanziber. 

Unmöglicpteit, etwas zur Endſcha- 





| | Bert 
—— der — * 


Deife del — Generaltonfuld | 
— ber Rekla ! 


digung Berwertbbaret in Wltu zu er | 


langen . 


Beide des Biferligen. Generatonfuls 


zu Zanziber, 


! rem Telegramm vom 3. Dftober 


Ar. 8 


*R über die Her eb 
ehe 


Grin den Kaiferlichen Votſchafter in 
London. 


| Entſchaͤdigung für die durch Die Witn- | 


Kataftrephe Betroffenen 


Serie de Maiferlichen Botfcafters in | 


London. | 
Die engliſchen Behörten werben an- 
nah Möglicykeit auf | 


ewleſen werden, 
| Ertangung von — — 
wirken . .» 


| Bericht er Kaiterligen "Generaftonfnts 
nzib 
male — gegen 


ER 


Be t deffelben 
hr über bie a Aftion 
gegen tu —— 
6 Anlagen. 
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A 1. 


Telegramm, 


Zanzibar, ben 23. September 1890. 
Eingenangen in Berlin am gleihen Tage. 


Der hiefige englifhe Generalfonful theilt mir auf 
Grund einer aus Lamu an ihm gelangten Nachricht 
Nachſtehendes mit: 

Der dentiche Reichsangehörige Künpel und acht ihn 
begleitende Deutjche, welche Nanmımetich erst vor Kurzem auf 
dem Neihspoitdampfer „Reichstag“ im Lamu eingetroffen, 
hätten fich mit der Abficht, dort Holz zu fällen, nach Witu 
auf den Weg gemacht und feien froß der von dem Thor: 
mächter erfahrenen Zurückweiſung in die Stadt eingedrungen. 

Als beim Verlafien der Stadt, am 15. September, 
der Thorwächter den Ausweg verjperrte, habe Küntzel ihm 
niedergeſchoſſen. Die Einmohner der Stadt hätten alsdann 
Küngel und jeine Genoffen überfallen und alle bis auf 
einen getödtet. 

Falls umfererfeits eine Unterſuchung der Sadhe ein- 
treten jolle, erflärfe der engliſche Generalkonſul jeine Bereit: 
milligfeit, diejerhalb em Kriegsihifi nad) Lamu zu bes 
orbern, 

Nedmwip. 
Auswärtiges Amt, Berlin. 


M 2. 
Telegramm. 
Berlin, den 23. September 1890. 


Sie werden hiermit ermädtigt, die von dem engliichen 
Seneraltonjul zum Zmed der Unteriuchung der Vorgänge 
in Witu _—- Entfendung eines engliichen Kriegs: 
ſchiffes nach Lamu Artzırnehmen. 

Marſchall. 


An den ſtellveriretenden Generalkonſul, 
Zanzibar. 


M 3. 


Erledtaim. 
Berlin, den 23. September 1890. 


Von dem ftellvertretenden Generaltonful zu Zanzibar 
erhalte ich folgende telegraphiihe Meldung: 

„Der deuiſche NReichsangehörige Küngel und acht ihn 
begleitende Deutiche, welche faͤnnntlich erft vor Kurzem auf 
dem Reihspoftdampfer „Neidistan" in Lammu eingetroffen, 
hätten fid) mit der Abficht, dort Holz zu fällen, nad Witu 
auf den Weg gemacht und feien troß der von dem Thors 
wädhter erfahrenen Zurücdweifung in die Stadt eingedrungen. 

Als beim Verlaſſen der Stadt, am 15. September, 
ber Thormächter den Ausweg veriperrte, habe Küntzel ihr 
wiebergeicheflen. Die Einwohnet der Stadt hätten alsdann 
Küngel und feine Genoffen überfallen und alle bis auf 
einen getödtet. 

Falls ımfererjeits eine Unterfuhung der Sache ein- 
teten ſolle, erflärte der engliiche Generallonjul feine Be— 
— dieſerhalb ein Ktiegsſchiff nach Lamu zu be— 
ordern.“ 


Reichſstag. Altenſtück Nr. 164. (Ermordung don Deutſchen in Witu 


Ich Habe den ſtellverkretenden Generalkonful ermächtigt, 
die von dem engliſchen Generalkonſul angebotene Entfendumg 
eines Kriegsſchiffs nach Lamu anzunehmen. Dem hiefigen 
großbritanniichen Geichäftsträger, Herm Le Poer Trend), 
werde ich Vorſtehendes mittheilen und dabei bemerken, daß 
unſererſeits eine umgehende amtliche Unterfuchung der Vor- 
gänge in Witu erwartet werde. Ich bitte dieſen unſeren 
Wunſch der engliichen Regierung bekannt zu geben. 

Marſchakl. 
Seiner Excellenz dem Kaiſerlichen Botſchafter 
Herrn Grafen von Hapfeld, 
London. 


MA. 
Telegramm. 


London, den 25. September 1890. 
Eingegangen im Berlin am gleichen Tage. 
Lord Salisbury hat dem englifchen Generaltonjul in 
—— den telegraphiſchen Befehl ertheilt, zur Lnter- 
uͤchung det Vorgänge in Witu mgefäumt ein Kriegeichiff 
dorfhin zu beordern. 
Hapfelbt. 


Answärtiges Amt, Berlin. 


AB. 
Telegtadmm. 
Berlin, den 28. September 1890. 
Ich wünfche telegraphiſche Angaben über die Namen 
und Herkunft der in Witu getöbteten und geretteten Deutichen, 
ſowie Über die angebliche Beichimpfung der deutſchen Flagge 
durd dert Ertgländer Thomfor. 
Marſchall. 


Hr den Kaiſerlichen Generallonful, 
| Zanzibar. 


AR 6. 
- Selegramm. 


Banzibar; den 30. September 1890, 
Eingegangen ih Berlin am gleichen Tage. 


Die Namen und Verhältniffe der in Witu zo 
Deutihen Haben bis jept Hoch nicht * feitgeftellt werden 
tönnen. Die Gerelielen ſollen der Ingenieur Meuſchel aus 
— und der — gi and — I a 

er » oflafrilanifchen aft, 
Thomſon, hat vor ig ie irtihfemlih in dem ber 
deutjh=oftaftifantichen  Gefellichaft gehörigen Gebiet bei 
Witu eine von, deren Beamten aufgegogene beutiiße ne 
eingezogen. Der Gouvernenr ber engliichen Gefellichaft, 
Sir Francis de Winton, * hierauf die Beſtrafung des 
Thomſon eintreten lafſen; ſowohl er ſelbſt als auch der 
engliſche Generaltonſul hierſelbſi haben ſiber dieſen Votfall 
amtlich ihr Bedauern ausgeſprochen. Ich glaubte daher, 


Reichstag. Altenſtück Nr. 164. (Ermordung von Deutſchen in Witu.) 


in Uebereinftimmung mit der Bertretung der beutichsoft= 
afrikaniſchen Gejellihaft, den Zwiſchenfall als beigelegt be: 
trachten zu jollen. 

Michahelles. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


MT. 
Gelegramm. 


Zanzibar, ben 2. Dftober 1890, 
Eingegangen in Berlin am gleichen Tage. 


In Witu find die folgenden Perſonen getödtet worden! 
Landwirth Küntzel aus Eppenreuth, 
Kaufmann Stauf aus Siegen, 
olzihläger Urban aus Brunnthal, 
immermann Jarwiedi aus Szarley, 
immermann Glaus aus Niemmwegen, 
äder Karl Horn und 
Scloffer Friedrih Horn aus Neuftadt in der 
Pfalz und 
Drottlef aus Siebenbürgen. 

Der Kolonift Behnke aus Preußen ift in der Nähe 
von Witu ermorbet worden, aus dem gauzen Sultanat 
ſuchen fi die noch übrigen Deutſchen zu flüchten. 

Michahelles. 
Auswärtiges Amt, Berlin, 


MB. 
Telegramm. 


Banzibar, den 3. Dftober 1890. 
Eingegangen in Berlin am gleiden Tage. 


Meuſchel ift aus Witu hier eingetroffen. Der hieſige 
engliihe Generaltonjul erklärt, er habe momentan fein 
Kriegsichiff zur Entjendung nad Lamu verfügbar, übrigens 
babe die englifhe Regierung die Oberhoheit über das 
Sultanat Wit nod nicht angetreten. 

Michahelles. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


M9, 
Telegramm. 
Berlin, den 3. Oktober 1890. 
Meuſchel ift amtlich über die Vorgänge in Witu zu 
vernehmen und die weſentlichſten Punkte * Ausſage 
find ſelegraphiſch Hierher mitzutheilen. 
An den Kaiſerlichen Generaltonful, 


Banzibar. 


Marſchall. 


AM 10. 


Helegramm. 
Berlin, den B. Oltober 1890. 


Nach ber telegraphifchen Verichterftattung bes Kaifer- 
lien —— — ber bürfte es feinem Zweifel 
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unterliegen, dab bie Ermorbung der Reichsangehörigen 
durd die Eingeborenen von Witu von dem Sultan, wenn 
wicht gebilligt, jo doch jedenfalls zugelaflen wurde. Auch 
jegt noch jollen deutſche Anfiedler im Sultanat einer all- 
gemeinen Werfolgung ſeitens der Eingeborenen ausgejeßt 
jein und der drohenden Lebensgefahr nur durch die Flucht 
entgehen können. Gleich nad) dem Maffacre der Küntzelſchen 
Erpedition ijt auch ein Koloniſt Behnke aus Preuhen inner 
halb des Sultanats ermordet worden. 

In einer Unterredung mit dem großbritaunijchen Ge- 
ihäftsträger, Herrn Le Poer Trend), habe ich dieſe Bor: 
aänge heute eingehend erörtert und erklärt, daß die Kailer- 
liche Regierung auf die jofortige Beitrafung der Schuldigen 
ſowie auf eventuellen Schadenserfah bejtehen müfje und 
weiterhin erwarte, daß die großbritannische Regierung ben 
deutichen Intereſſen in Witu in Zukunft einen thatfräftigen, 
ausreihenden Schuß —— laſſen werde. 

Euer Hochgeboren erſuche ich ergebenſt, unſere An— 
ſprüche der dortigen Regierung gegenüber mündlich auf das 
Nahdrüdlichite zu vertreten und dabei vorfommendenfalls 
zu betonen, daß eine etwaige Auffaſſung, als habe England 
die —— über Witu, nach erfolgter Aufgabe der— 
ſelben unſererſeits, noch nicht angetreten, zu dem Schluſſe 
führen würde, daß wir ſelbſt alsdann zum Vorgehen in 
Witu befugt find. 

Marſchall. 


Seiner Hochgeboren dem Kaiſerlichen Geſchäftsträger 
Grafen von Metternich, 
London. 


M 11. 
Telegramm. 


Zanzibar, den 4. Oktober 1890. 
Eingegangen in Berlin am gleihen Tage. 

Meuſchel hat Folgendes ausgejagt: 

„Seitens des Sultans ijt vor Ertheilung der Er— 
laubniß zur Anfiedelung von Küntzel verlangt worden, daß 
er ein Schreiben des engliichen Konjuls in Lamu vorlege. 
Da Küngel diefem Verlangen nicht nachkam, jondern ohne 
Weiteres mit den Arbeiten begann, ließ der Sultan bie 
Deutihen nah Witu führen und dort unterbringen. Als 
Küngel und Genoſſen am zweiten Tage den Verſüch unters 
nahmen, gewaltfam aus Witu auszubreden, wurde ein 
Theil derjelben innerhalb, die Uebrigen außerhalb der Stadt 

etödtet." 
. Darüber, wer mit der Anwendung von Waffen bes 
gonnen, vermochte Meuſchel feine Auskunft zu geben. Der 
Sultan ließ Herrn Toeppen herbeirufen, der aber erjt nad) 
bem Blutbad in Witu eintraf. 

Michahelles. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


NM 12. 
Telegramm. 


London, den 8 Dftober 1890. 
Wie mir der engliiche Unterſtaatsſekretär Sir Villiers 
Lifter mittheilte, hat Lord Salisbury ſich durchaus beveit 
erklärt, die Wahrung unferer Intereſſen in Witu zu über- 
nehmen; er wünfche jedoch, daß Deutihland und England 
fi) zu gemeinfamem Vorgehen in Witu vereinige. Der 
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englijche Admiral, welcher fich zur Zeit mit der gejammten 
Flotie in Mozambique aufhält, hat telegraphijche —— 
erhalten, ſich ſofort nach Zanzibar zu begeben, woſelbſt 
momentan fein einziges engliſches Kriegsſchiff ſtationirt iſt. 
Der Admiral wird dem deutſchen und engliſchen General— 
konſul den Vorſchlag machen, mit ihm nad Witu zu gehen, 
um daſelbſt die Unterfuchung einzuleiten und dann Vor: 
ichläge über die Beitrafung der Schuldigen hierher zu 
richten. 

5 Wie mir der Unterftaatsjetretär mittheilte, hat ber 
Sultan mittlerweile die Zugänge zu dem 16 engliiche 
Meilen vom Meere gelegenen Wıtu verfperren laſſen, wos 
durch die Expedition weſentlich erſchwert wird. 


Metternid. 
Auswärtiges Amt, Berlin. 


NM 13. 
Telegramm. 
Berlin, den 8. Dftober 1890. 


Die großbritanniſche Regierung hat ſich bereit erklärt, 
unjere Interejfen in Witu zu ſchühen, dabei jedod den 
Wunsch zu erkennen gegeben, daß Deutichland und England 
fich zu gemeinſamem Vorgehen in Witu vereinigen möchten. 
Zu diefem Ende ift der engliihe Admiral telegrapiidh an— 
gewieſen worden, ſich unverweilt von Mozambique nad) 
Zanzibar zu begeben und bajelbft Euer Hochwohlgeboren 
jowie den engliichen Generaltonful aufzufordern, mit ihm 
nah Witu zu gehen, um dort gemeinfam die Unterfudhung 
einzuleiten umd Borichläge über die Bejtrafung ber 
Scduldigen zu machen. Diefer Vorſchlag der englifchen 
Regierung ift unfererjeits angenommen worden und werden 
Euer Hodhmwohlgeboren daher eriucht, der Aufforderung des 
engliihen Admirals in der Weile nadyzulommen, dab Sie 
die Reife entweder an Bord eines engliſchen Kriegsſchiffes 
antreten oder aber eines S. M. Striegsichiffe zu dieſem 
Zweck requiriven, Ueber die Ausführung diefer Weifungen 
wollen Euer Hochwohlgeboren telegraphiich berichten. 


Marſchall. 
An 
ben Kaiſerlichen Generallonſul, 
Zanzibar. 
A 14. 
Telegramm. 


Berlin, den 8. Oktober 1890. 


Wir nehmen den Vorſchlag Lord Salisburys, eine 
gemeinfame Aktion in Witu eintreten zu laflen, an und ift 
der Kaijerlihe Generaltonful in Zanzibar telegraphiih an— 
gewiejen worden, der Aufforderung des engliſchen Admirals, 
ihn nah Witu zu begleiten, nachzulommen. Es bleibt 
Herrn Michahelles jedoch überlaffen, die Reife an Bord 
eines engliihen Kriegsichiffes anzutreten oder ein deutiches 
Kriegsichiif zu dieſem Zwed zu requiriren. — wollen 
Euer Hochwohlgeboren zur Kenntniß der großbritannifchen 
Regierung bringen. 

Maridall. 
Seiner Hochgeboren dem Kaiferlichen Gejhäftsträger 
Herr Grafen von Metternich, 


London. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 164. (Ermordung von Deutichen in Bitu) 


A 15. 
Telegramm. 


London, ben 9. Dftober 1890. 


Der engliiche Unterftaatsfelretär dankt für unfer Ein- 
gehen auf den Vorſchlag feiner Regierung, betreffend eine 
gemeinjame Aktion gegen Witu, und wird Lord Salisbury, 
der abwejend, noch heute eine diesbezüglihe Mitteilung 
machen. Wie mir Sir Villiers Lifter jagte, ift das ge- 
fammte englifche Geſchwader von Mozambique nah Zanzis 
bar beorbert worben, um im Hinblick auf die ſchwierigen 
Ortsverhältniffe und ein damit verbundenes Erforderniß 
einer größeren Anzahl von Landungstruppen, einen jo- 
fortigen Erfolg der gegen Witu zu richtenden Neprefjalien 


zu fihern. 
Metternid. 
Auswärtiges Amt, Berlin. 


NM 16. 


Berlin, den 9. Ditober 1890. 

Behufs Unterfuhung wegen ber in Witu erfolgten 
Ermordung deutſcher NReichsangehörigen hat die groß— 
britanniiche Negierung eine gemeinfame Altion in der Art 
vorgeihlagen, daß der engliſche Admiral ſich auf tele 
graphiſchen Befehl von feiner gegenwärtigen Station Mo- 
zambique nad Zanzibar begeben und dort den Kaiſerlichen 
wie den engliihen Generaltonful erjuden wird, ihn nad) 
Witu zu begleiten. Daſelbſt wird der Admiral, von den 
beiden Konſuln unterjtüst, das Nähere ermitteln und jeiner 
Regierung Vorſchläge wegen eines weiteren Vorgehens 
gegen die Schuldigen unterbreiten. 

Ih habe diefen Vorſchlag angenommen und ben 
Kaiſerlichen Generaltonful mit entſprechender Weifung tele 
raphiſch verfehen, dabei aber jeinem Ermeſſen anheimger 
Heil, die Reiſe nad Witu auf einem engliihen Kriegsſchiff 
zu machen oder ein Kaiferlices Schiff zu diefem Zweck zu 
requiriren. 

Euer Ercellenz beehre ih mich von Vorftehendem er- 
— Mittheilung zu machen und um geneigte weitere 
efehle, ſofern ſolche etwa noch erforderlich ſein ſollten, 
nach Zanzibar zu bitten. 

gez. Marſchall. 


Seiner Excellenz dem kommandirenden Admiral, 
Herrn Freiherrn von der Goltz. 


M 17. 


Berlin, den 10. Oltober 1890. 
Euer Ercellenz beehre ich mich ganz ergebenft mitzu= 
theilen, dab ich den älteften Dffizier ber Rafrifanifhen 
Station, dem ſehr gefälligen Schreiben vom 9. d. M. ent- 
Keen telegraphiich angewiefen habe, den Kaijerlichen 
neraltonful auf deffen Anfuchen mit einem S. M. Schiffe 


nad Witu zu bringen. 
Der lommandirende Admiral. 


gez. Freiherr von ber Golf. 
Seiner Ercellenz dem Staatsfekretär des Auswärtigen Amts 
Herrn Freiherrn Marſchall von Bieberftein. 
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M 18. 


Telegramm. 


Banzibar, den 11. Ollober 1890. 
Eingegangen in Berlin am gleichen Tage. 


Uebereinjtimmend mit der Anficht des engliichen Gene: 
raltonfuls, kann ich von einer Reife in das Innere bis 

Stadt Witu einen Erfolg nicht verfprechen, muß Dies 
Abe dagegen, mit Rüdficht auf die im Volke herrſchende 
— als entſchieden gefährlich bezeichnen. 

ch halte es für zweckdienlicher, wenn mein engliſcher 

Kollege und ich uns nach Lamu begeben würden, um dort 
die Vorgänge zu unterſuchen, und die Aufforderung an 
den Sultan richteten, mit uns an einem geeigneten Punkt 
feiner Küfte zufammenzutreften. 

Die Ankunft des englifchen Admirals wird hier für 
den 14. d. M. erwartet. 

Michahelles. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


A 19. 
Telegramm. 
Berlin, den 12. Oktober 1890. 


In Ausführung der gegen Witu zu ergreifenden Maß— 
regeln laffen wir uns vornehmlich von dem Geſichtspunkte 
leiten, eine möglichit jchnelle Ahndung des an den Deutjchen 
verübten Mordes, jowie eine thatkräftige Sicherung des 
deutihen Befigthums, wobei vornehmlich das Eigenthum 
des Küntzelſchen Unternehmens in Betradyt kommt, herbei- 
zuführen. 

Es entzieht ſich diesſeits der Beurtheilung, welche 
Schritte hierzu am zweddienlichiten fein werden, und er- 
mächtige ich Sie daher, die entipredhenden Maßnahmen mit 
dem engliihen Admiral und Generalkonſul zu vereinbaren 
und zu ergreifen. 

Marfchall. 


An den Kaiſerlichen Generaltonjul, 
Zanzibar. 


A 20. 
Memorandum. 
(Bom großbritannijhen Gejhäftöträger überreicht.) 

Lord Salisbury has —— to Her Majesty's 
Consul General at Zanzibar that the Admiral Commander- 
in-chief on the East Indies Station suggests that he 
(Euan Smith) and the German Representative should pro- 
ceed to Lamu in a man-of-war, — that the Sultan of 
Wita sbould be informed of the coming of the mission 
and asked to furnislı them a safe conduct, and that if 
satisfied that it is safe for the mission to proceed the 
Representatives of Great Britain and Germany, accom- 
panied by the commander of the vessel of war and a 
guard, should go inland to investigate into the recent 
outrages. 

Should the roads be found closed and the Sultan 
refuse redress, the British Admiral is prepared to conduet 
a small expedition inst the Sultan in concert with the 
British East African Company, but he hopes the presence 
of a man-of-war will have the desired effeet and render 
such an expedition unnecessary. 


The admiral is anxious to act without delay and 
has been informed that the course he proposes to take 
is approved by Her Majesty’s Government and that the 
eommander of the „Cossack“ should be instructed to 
eoncert with you (Euan Smith) and your German colleague 
as to joint naval action which it is understood the 
German (Government has left to the diseretion of the 
German Consul General. 


British Embassy Berlin, 
October 11. 1890. 


Zu Nr. 20. 





(Ueberjegung.) 
Promemoria. 


Lord Salisbury Hat den Königlich großbritannijchen 
Generalkonſul zu Zanzibar von Nachſtehendem telegraphiich 
in Kenntniß 

Dem Vorſchlage des kommandirenden Admirals auf 
der oſtindiſchen Station gemäß, ſolle er, der engliſche Ge- 
neralfonjul (Euan Smith) fih in Gemeinſchaft mit dem 
Vertreter des Deutſchen Reichs an Bord eines Kriegsſchiffes 
nah Lamu begeben. Der Sultan von Witu folle von dem 
Eintreffen der Miffion benachrichtigt und um Gejtellung 
eines jicheren Geleites für diefelbe erfucht werden. Wenn ' 
die Vertreter Englands und Deutichlands übereinftimmend 
der Anficht jeien, daß die Miſſion bei einer Neife lands» 
einwärtd feinerlei Gefahr laufe, jo ſolle diejelbe unter 
Begleitung des Kommandanten des englischen Kriegsichiffes 
und einer Eskorte unternommen und die Unterfuchung in 
Betreff der verübten Blutthat eingeleitet werden. Der 
britiſche Admiral Habe Anftalten getroffen, um für den Fall, 
da die Zugänge verjperrt gefunden würden und der Sultarı 
jede Genugthuung verweigere, eine beſchränkte Erpedition 
gegen denſelben zu umternehmen, zu deren Ausführung aud) 
die Hülfe der britiſchen oſtafrikaniſchen Gefellichaft in An— 
genommen werben folle. Der engliihe Admiral gebe 
fih jedoch der Hoffnung hin, daß ein Ericheinen des eng— 
lichen Kriegsichiffes den gewünſchten Eindrud hervorbringen 
und eine weitere Expedition unmöthig machen werde. 

Da der Admiral ohne Zeitverluft zu handeln wünſche, 
fo fei ihm mitgetheilt worden, daß die von ihm geplanten 
Schritte feitens der großbritannischen Regierung gut geheißen 
würden. Der Nomiral jole dem Kommandanten 3. M. 
Schiff „Coſſack“ den Befehl ertheilen, fich über ein gemein- 
james Vorgehen zur See mit englifchen Generalkonſul 
und deſſen beutichen Kollegen zu verftändigen. Die deutſche 
Regierung habe, wie man glaube, in diefer Beziehung ihrem 
Generaltonjul freie Hand gelafjen. 


Berlin, den 11. Ditober 1890. 
Königlih großbritannifche Botſchaft. 


NM 21. 
Telegramm. 
Banzibar den 16. Dftober 1890. 


Eingegangen in Berlin am gleichen Tage, 


Der englifche Admiral beabfichtigt, zur Durchführung 
ber Beitrafung der Schuldigen, das Standredht in Witu 
zu proflamiren und die Aufforderung an den Sultan zu 
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richten, er jolle fih an einem bejtimmten Tage der nächſten 
Bode in Lamu einfinden. Falls der Sultan der Ladung 
nicht Folge leijtet, wird eine bewaffnete Erpedition in das 
Sultanat unternommen. Ich werde mid dem engliſchen 
Geſchwader an Bord &. M. Schiff „Schwalbe” anſchließen. 


Michahelles. 
Auswärtiges Amt, Berlin, 


AM 22. 


Banzibar, den 3. Oktober 1890. 
Eingegangen in Berlin am 24. Oltober 18%. 


Während ih vom 20, bis 27. v. M. von Zanzibar 
abweſend war, um mid) dur die Seefahrt und einen 
kurzen Aufenthalt an den Hühleren Küftenplägen Bangani 
und Tanga zu erholen, traf jeitens des engliſchen Konſular— 
agenten Pigott in Lamu folgende Depeihe bei dem 

efigen engliſchen Generaltonſul ein: 


„Mombafja, 22. September 1890. 


Künpel, welcher mit 9 Deutichen anlangte, um Holz in 
Witu zu Schlagen, beftand darauf, mit feinen Arbeiten zu 
beginnen, obgleid Fumo Bakari die Erlaubnik verweigerte, 
und griff, als ihm Widerjiand entgegengejept wurde, zu 
den Waffen. Er und 7 Undere gingen nad Witu und 

“wollten am 15. die Stadt verlaffen, Thorwächter wollte 
fie nicht paſſiren laſſen. Küngel zog Revolver und jchoß 
ihn und Andere. Gingeborene wandten ſich dann gegen 
Europäer, alle tödtend, famen dann nah Milonumbi, 
Küngels Hauptquartier, und töbleten Karl Horn. Häßler 
iſt hier in Sicherheit. Toeppen ift jegt in Witu, war zu 
der Zeit nicht dort. Schreibe mit „Juba“. 

Ich halte alles für wahr.“ 

Herr Oberſt Euan Smith machte Herrn von Redwitz 
von dem Telegramm Mittheilung und war gleichzeitig 
erbötig, ein engliſches Kriegsſchiff nach Lamu zu entſenden, 
falls unſererſeits eine Unterſuchung des Falles angeordnet 
würde. Der Hohen Weiſung vom 23. v. M. gemäß wurde 
bad MAnerbieten von Herm von Redwiß acceptirt, der Oberjt 
telegraphurte an den Admiral Sir Coward Tremantle nad) 
Mozambique, er möge ein Schiff nach Norden detachiren, 
erhielt indeh die Antwort, es fei dort fein Kriegsſchiff ent 
behrlih. Somit ift mein engliicher Kollege vorläufig außer 
Stande, jein Anerbieten zur Ausführung zu bringen. 

Meber die Vorgänge im Sultanat Witu find erjt mit 
der geitern eingetroffenen englifchen Poſt genauere Berichte 
eingegangen, und ferner ift der Angehörige der Künpelichen 

edition, Meujchel, hier angekommen. Lepierer ijt dies— 
ſeits zu Brotofoll vernommen, und gejtatte ich mir 

1. deifen Ausfage, 

2. Ausſage des Kurt Toeppen vor dem englifchen 

Konfularagenten in Lam, 
3. engliiche Ueberſetzung eines Briefes bes Sultans 
Fumo Balari an Herrn Pigott 
(vergl. die unten folgenden drei Anlagen) zur hochgeneigten 
Kenntnißnahme einzureichen. 

Der Verlauf ift nad vorliegendem Material in den 
Hauptzügen folgender geweien: 

Am 24. Auguſt landete Küngel mit feinen Begleitern, 
nämlich 

1. dem Kaufmann Friedrich Wilhelm Stauf aus 
Siegen in Weftfalen, 

. dem Tedhniler Auguft Meuſchel aus Kitzingen, 

. dem Bäder Karl Hom aus Neuftadt (Pfalz), 

. dem Schloffer Friedrich Horn aus Neuftabt (Pfalz), 

. dem Studenten Friedrich Häßler aus Bamberg, 


Ka SZ N 


6. dem Holzichläger Jofeph Urban aus München, 
7. dem Zimmermann Fohannes Claus aus Niem- 
wegen (Holland), 
8. dem Zimmermann Joſeph Jarwiecki aus Scharley 
in Preußen, 
9. Joſeph Drottlef aus Hermannftadt in Sieben- 
bürgen, 
in Lamu und, nachdem die Ausrüftung der Mitglieder dort 
vervollftändigt war, fiedelte die Erpedition nad) Mlomumbi, 
einem SKüftendorf im Sultanate Witu, über, Dort wurbe 
ein Schuppen errichtet und mit den Bewohnern des Dorfes 
ein freundichaftli Verhältnig unterhalten, während 
Küntzel mühe —— von Witu über - sa iß, 
eine Sägemũ zu errichten, verhandelte. Nah Küntzels 
Heußerungen war ir Kata feinen Plänen nicht ab: 
geneigt, ehe er indeß feine Einwilligung ertheilen wollte, 
verlangte er ein Einführungsichreiben bes engliichen Kon— 
fuls, und es war ber erfte ernjte Differenzpuntt, dab Küntzel 
em ſolches beizubringen außer Stande war. Ter Sultan 
it offenbar der Meinung geweien, daß nad) Entziehung 
des deutſchen Proteftorat® aud der Schu über Reichs— 
angehörige nicht mehr von beutichen Behörden geübt werde, 
jondern ebenfalls auf Eugland übergegangen ſei. Das 
Schreiben hatte für Fumo Bakari den Werth, feitzuftellen, 
an wen er bei etwaigen Streitigkeiten mit den Anfiedlern 
ih zu wenden Haben würde. Che der Punkt geregelt 
war, lieh Küngel jeine Genoffen nah dem Utuamiwalde, 
etwa zwei Stunden von Witu entfernt, vorrüden und dort 
eine Hütte errichten. Er hatte dann offenbar erfahren, daß 
dies dem Willen des Sultans zuwider lief, denn nad 
Meuſchels Ausjage jandte er den Drottlef zu ihnen, um 
fie zu warnen, „es jeien ernfte Nachrichten aus Witu eins 
gegangen”. Fumo Balari ließ nun am 14. September 
die in Utuami befindliche Abtheilung nah Witu geleiten, 
in einem Haufe unterbringen, verpflegen und ihuen die 
Waffen abnehmen. Tags zuvor hatte er an Toeppen, der 
in Lamu war und dies brieflich mitgetheilt hat, geſchrieben 
und ihn erſucht, nah Witu zu Iommen, offenbar, um die 
Streitigfeiten mit Küngel zu ordnen; unglüdlicherweile 
brad) Toeppen erft am 15. auf und fam an, als die Kata- 
ſtrophe ſchon eingetreten war. Am Nachmittag des 14. Sep— 
tember fam auch Küntzel mit Fritz Horn in Witu an, und 
wurde die Lage der Europäer bedenklich. Nah Behaup— 
tung des Sultans hatte Küngel auf dem freien Plage vor 
dem Palaft, wo der Flaggenmaſt des Sultans jteht, öffent: 
lich Scmähreden gegen Fumo Balari ausgejtoßen, und 
auch Meufchel, der fein Suaheli verftand, giebt an, Küntzel 
ſei jehr heftig gewein und Habe auf dem Plage laut ge- 
ſchrieen. Als nun am 15, v.M. Vormittags die um das 
Haus der Europäer verfammelten Soldaten zahlreicher 
wurden, beſchloſſen Küngel und Genoſſen gewaltiam durch— 
zubrechen; fie verteilten die ihnen verbliebenen Waffen, 
und in einem Mugenblid, als die Soldaten ſich zerjtreut 
zu haben jdienen, eilten fie nach dem füdlichen Stabtthore. 
Während Küntzel mit Claus, Jarwiecki, Stauf und Meufchel 
die das Thor verſchließenden Querhölzer aufriſſen, fielen 
hinter ihnen die eriten Schüffe; von welcher Seite zuerft 
efeuert worden, wird wohl niemals fetzujtellen fein. Dem 
riedrid) Horn, Urban umd Drottlef ift es überhaupt nicht 
geglüdt, bis ans Thor zu kommen und fie find jchon in 
der Stadt niedergemadjt; Küngel, Stauf, Claus und Jar: 
wiech wurden auf der Flucht getödtet, und nur Meufchel 
gelang cs, durch hohes Gras verborgen, troß feiner Ver— 
wundung nad Kipini zu enttommen, wo ihn Toeppen fand 
und ihn auf einer Dhau nah Lamu brachte. 
Wie Fumo Balari Toeppen gegemüber behauptet hat, 
habe er verſucht, jeine Leute von Yyeinbfeligkeiten zurück⸗ 
zuhalten, ſie hätten aber nicht mehr auf ihn gehört, da auch 
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auf ihrer Seite mehrere gefallen wären. Durch die Blut— 
that fanatijirt, wandte fid) die Volksmenge dann mordend 
und brennend gegen alle europäiſchen Niederlaſſungen, die 
fie erreichen konnte, und fo fielen ihr im Mkonumbi ber 
junge Garl Horn, der Küntzels Lager beauffichtigte, und 
in Baltia bei Idio der Koloniſt Behnke zum Opfer. Die 
Anſiedelung des Permdborf im Walde von Utuami wurde 
— ebenfalls einige Tage jpäter der Sit bes 
englifhen Miſſionars During und eine Palmenſchamba der 
früheren Witugejellihaft bei Kiongma, die übrigen im 
Sultamate anfälfigen Europäer, Kolonijten wie Miifionare 
fonnten fich rechtzeitig retten umd find nad Lam ges 
flüchtet, anf bem ganzen Feſtland an der Mandabucht 
berricht momentan offene Feindfeligkeit gegen alles Euro- 
päifche. Ein Mitgkied der Künhzelſchen Expedition, Häfler, 
war kurz > nad Lamu gereift und ift dadurch am 
Leben geblieben. 

Der Vertreter ber früheren Witngefellichaft, Weih aus 
Lamm, berichtet, daß im jenen Gegenden in den Iehten 
Momaten eine allgemeine Gährung herrſchte ımd jeber Heine 
Zwiſchenfall Anlaß des Losichlagens werden fonnte. Der 
von engliiher Seite veranlafte öffentliche Anſchlag des 
Delreis Seyyid Alis gegen den Sflavenvertauf im Foll- 
hauſe zu Lamu erfolgle, ohne daß die Macht vorhanden 
mar, eine ſolche einſchneibende Verfügung auch durch— 
zuſetzen, und jo bedurfte es nur bes unvorſichtigen Auf— 
tretend Stüngeld, um einen blutigen Ausbruch der Volks— 
wuth herbeizufühten. 
ad) emer Meldung des engliichen Konfulat-Agenten 
in Lamu hätte Fumo Bulari fomohl die nördlich feines 
Sultanats mohnhaften Somalichefs als auch die großen 
einheimijchen Yäuptlinge aus ber Gegend von Gaji und 
Takaungu in der engliichen Intereffeniphäre zu einer Be— 
ſptechung eingeladen. 

ge. Michahelles. 


Seiner Ercellenz 
ben NReichstanzler, General der Infaitterie, 
Herm von GCaprivi. 


Anlage 1 zü 7 22. 


Berhandelt Zanzibat, den 9. Ober 1890, 


Behufs Ermittelung der Thatſachen, welche zu der Er- 
morbung von einigen Reichsangehörigen im Sultanat Witu 
geführt haben, war geladen und heute vor dem unter: 
zeichneten Beamten erſchienen: 

.. ber bayerifche Staatsangehörige Auguſt Meuſchel. 

Derjelbe erklärte: Br Ana au 

Zur Berjon: 
Sch Heiße Auguſt Meufchel, bin geboren den 
23. Januar 1862 zu Königshofen in Grezfeld 
in Unterfranfen, Sohn des in Kißingen wohn- 
haften Apothefers Friedrich Meuſchel, evange— 
liſchetr Konfeſſion, zur Zeit in der Seewehr 
2. Aufgebois. 
Zur Sache: 
Nachdem der Erſchienene darauf aufmerlſam 
gpmadht worden ivar, von wie mweittragender 
debeitung feine Ausjage unter Umftänden jein 
fönnte, und ermahnt worden war, die Wahrheit 
zu ſagen: 

Die Belanntichaft von Küngel Habe ich vor ungefähr 
2'/4 Jahren auf der Rückreiſe von Auſtralien nad — ⸗ 
land gematcht. Etwa ein Fahr ſpüter traf ich ihn zufällig 


wieder m Ludwigshafen und fuchte er mich bei dieſer Ge— 
legenheit dafür zu gewinnen, mich in meiner Eigenfchaft 
ald Techniter an einem Unternehmen behufs Gewinnung 
von Holz in Oſiafrila zu betheiligen. 

Sch konnte damals nicht näher anf das Projekt ein- 
gehen, weil ich noch anderweitig geichäftlih m Mannheim 
gebunden war. Im Jannar d. J. fuchte mich Küntzel 
wiederum in Mannheim auf und ſprach bei dieſer Ges 
legenheit von Nenem von jeinen Projekten, Als es mir 
nım eimige Monate fpäter gelang, meine geichäftliche Ver— 
bindung in Mannheim zu löjen, jegte ich mich meinerjeits 
wieder mit Küngel in Verbindung und erklärte mich bereit, 
auf fein früheres Anerbieten einzugehen. Künpel ſetzte mir 
num jein Projelt näher auseinander: er wolle mit einer 
Anzahl von Neihsangehörigen und einer Dampfſchneide— 
fäge nad Witu hinausgehen, woſelbſt er in Tangave in 
dem jogenamten Bradswald Unpflanzungen beſäße; aufer- 
dem habe ihm der Sultan von Witu verjproden, am 
einigen Stellen im Sultanate Holz fchlagen zw bürfen. 
Etwas Schriftliches konnte Küngel nicht beibringen, doch 
zweifelte ih nach dem Auftreten Künpels nicht daran, daß 
er das behauptete Verjprechen vom Sultan erhalten habe. 

Mein Vater wurde jedod in Folge von ungünftigen 
Artikeln, die über das Künthelſche Unternehmen in der 
Zeitung erfchienen waren, unruhig, wandte fi an das 
Auswärtige Amt und erhielt von dort thaätſächlich keine 
günſtige Auskunft über den Charakter Küntzels. Da uns 
jedoch vor dem Geheimen DOber-Regierungsrath Bormann 
in Oldenburg mitgetheilt wurde, daß das Künpeljche Unter: 
nehmen in jeder Beziehung ausſichtsvoll fei, jo trug ich 
tein Bedenken, 3000 Mark für denjelben beiguichießen und 
mich ſelbſt mit Küngel nach Dftafrita zu begeben, 

Küntel hatte die Anſchaffung ber erforderlichen Ma: 
ſchinen und Werkzeuge übernommen und zur Meile nad) 
Ditafrifa noch Urban, Jarwiedi, Clans und die beiden 
Gebrüder Horn, jeine Neffen, und Häßler engagiri. Wir 
traten bie Reife nad) Dftafrila mit dem Dampfer „Reichstag“ 
an; auf der .. würden noch Stauf und Drottleff und 
der Somali Jama, welche ſich zufällig an Bord befanden, 
von Küngel für das Unternehmen gemontnen. 

Am 24; Auguſt landete wir mit unſerer ganzen Aus 
rüſtung in Lamu. Die erften Tage umferes dortigen 
Aufenthaltd verwendeten wit zu dem Anlauf von Proviant. 
In Lantıt erfuhr ich geſprächsweiſe, dah mohl viel Wald 
im Suliantite vorhanden ſei, andererieits wurden wir aber 
auch darauf aufmerfatt gemacht, daß das Unternehmen 
wegen ber hohen Transpotttoften mit vielen Unkoften ver: 
Müpft fein würde, Sch machte in Lamu auch bie Bekatnt- 
ichaft von Earl Weiß, derfelbe verfanfte uns Kleinere Muss 
rũuftungsgegenſtände und beſprach mit uns die Bollforma- 
Htäten, ohne ſich im Uebtigen über das Unternehmen jelbft 
aus zulafſen. Ernftlich iſt uns von feiner Seite von bem 
Unternehmen in Lamu abgerathen worden, 

In den legten Tagen des Auguſt verließen wir, nach— 
bem mir loch einige Diener in Lamu ergagirt hatten, auf 
einer Dhau den leßteren Hafen und begaben uns Alle mit 
der gejammten Ausrüftuhg nadı Mklonumbi. Mit Zus 
ftimmung der Einwohner des Orts bejogen wir Alle das 
an ber Küſte belegene alte Zollhaus, welches, wie mir 
Künpel mittheilte, unmittelbar zuvor von ben Solbaten bes 
Sultans von Witn für uns geräumt fein follte. Nachdem 
wir alle unjere Ausrüftungsgegenjtände in Mkonumbi ges 
landet hatten, begannen wir mit ber Errichtung eine# 
Schuppens dicht am Eingange des Dorfes, um bie Sachen 
vor Näfle zu bewähren. Die Einwohner des Dorfes 
bhinderten uns hieran nicht und waren uns im Uebrigen 
and) freundlich nefinmt, in legierer Weziehung Egg hi 
bejonders ein Bang Sultaina ben Ali vortheilhaft aus 
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Küntzel hatte bereits von Lamu aus ein Begrüßungs- 
ichreiben an den Sultan von Witu gerichtet und bei unjerem 
Eintreffen in Mionumbi ein Antwortſchreiben des Sultans 
vorgefunden, welches ihn zu einem perjönlichen Beſuch nach 
Witu einlud. Küntzel begab fid) in Folge deſſen am 1. 
ober 2. September zufammen mit Häßler und dem Dol« 
metiher Jama nad Witu, von wo er zwei Tage jpäter 
höchft befriedigt mit feinen Begleitern zurücklehrte. Er 
theilte uns mit, der Sultan habe fie freundlich empfangen, 
fei im —* nicht gegen unſer Unternehmen und habe 
nur einen Brief des engliſchen Konſuls zu Lamu verlangt, 
in welchem ſich derſelbe mit unjerem Vorhaben einverftanden 
erklären follte. Davon, daß der Sultan bereits ausdrück⸗ 
lich die Erlaubnif zum Holzfällen in jeinem Gebiete bei 
—— ertheilt habe, hat Küntzel damals nichts 
erzählt. 
Ungefähr am 5. September begab fidy Küngel nad) 
Lamu, um den dortigen englijchen Konful zur Ausfertigung 
eines entiprechenden Schreibens zu veranlafien, kehrte jedod) 
alsbald ohne ein ſolches Schreiben nah Mkonumbi zurüd, 
da das engliidhe Konjulat an dem damaligen Tage ohne 
Vertretung war. Ich will bei diejer Gelegenheit noch er— 
wähnen, daß wir, nachdem wir mit dem „Reichstag“ in 
Lamu angelommen waren, den engliichen Konful Symons 
um feine Unterftüßung in diefer Angelegenheit angegangen, 
von demfelben jedoch die Antwort erhalten er 
fönne für uns nichts thun, da er feinen Einfluß auf den 
Sultan von Witu habe; im Uebrigen würde er uns aber 
nad) beiten Kräften nnterftügen. 

Bis zum 9. September trat in unferem freundſchaft— 
lichen Berhältniffe zu den Eingeborenen von Mfonumbi 
feine Aenderung ein. An diefen Tage machte ich einen 
Beſuch bei dem Koloniften Joſeph FFriedrih in Baltia und 
als ich Abends zurüdtehrte, erzählten mir meine Gefährten, 
der Dorfältefte von Mkonumbi ſei bei ihnen geweſen und 
habe ihnen mitgetheilt, er oder ein anderer der Melteften 
von Mkonumbi habe einen Brief vom Sultan von Witu 
erhalten, durch melden die Einwohner angewiefen feien, 
uns feine Qebensmittel mehr zu verlaufen und uns an dem 
Weiterbau des Schup zu verhindern. Noch an dem— 
felben Abend ftellten wir Nachtwachen aus, da wir einen 
Angriff der ölferung fürchten zu müfjen glaubten, es 
verlief aber alles friedlich, und hielten wir am 10. Schauri 
mit dem Dorfälteften ab, ohne jedoch zu einer Verftändigung 
mit ben Einwohnern zu fonmen, Wir erflärten alsdann, 
daß wir das Dorf niederbrennen müßten, wenn wir feine 
Lebensmittel erhielten, und erwiderten nunmehr die Dorf- 
älteften, in dem Sultansbriefe habe nur gejtanden, man 
jollte uns an dem Bau des Schuppens hindern, Lebens: 
mittel könnten wir kaufen. Der Brief des Sultans wurde 
ung nicht gezeigt, da derjelbe verloren gegangen fei. That- 
fählih wurden uns dann auch Lebensmittel gegen Be— 
zahlung verabfolgt. 

—— — wir gerüchtweiſe gehört, daß ſich in 
der Nähe von Mkonumbi Soldaten geſammelt hatten und 
am 11. September erjhien Bana Homari mit etwa 
40 Mann von der Stadt Witu her. Bana Homari theilte 
Künpel in freundichaftlichiter Weife mit, daß der Sultan 
gar nichts gegen unſer Unternehmen hätte, wir könnten 
aud) einen Schuppen bauen; er beftände nur auf einen 
Brief des engliihen Konſuls. Bana Homari theilte uns 
weiter mit, der Sultan jei nur durch einen gewilien Bana 
Ali gegen uns aufgehegt worden; derjelbe fer nämlich fürz- 
li von Mtonumbi nah Witu gefommen und habe dem 
Sultan erzählt, er jei ohne jede Veranlaflung an dem 
erjteren Drte von Künkel und zwei Anderen mit bem 
Revolver bedroht worden. Ich will hierdurch ausdrücklich 
erklären, ba diefe Angabe des Bana Ali ummwahr ift und 
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er ſich einer Gewaltthätigkeit in Mfonumbi jchuldig ge 
madıt hat. 

In Uebereinftimmung mit Bana Homari wurde als» 
dann beicdhloffen, Urban, Stauf, Jarwiedi, Claus und mic 
nad) dem dem Sultan gehörigen Otwaniewalde zu jenden, 
um an einer beftimmten Stelle in ber Mitte zwiſchen der 
Küfte und der Stadt Ritu mit dem Bau des Fundaments 
für das Sägewerk zu beginnen. Wir alle waren ber An— 
ſicht, daß der Sultan von Witu hiergegen nichts haben 
könne, da Banag Homari gegen unjeren Plan feine Ein— 
wendung erhob. Am 13. September brad ich mit dem 
Senannten nad) der bezeichneten Stelle auf, Küntzel und 
Bana Homari gaben uns eine Strede das Geleite. Nod) 
an demielben Nachmittage begannen wir an der bezeichneten 
Stelle mit der Anlage einer Hütte. Am 14. früh jchidten 
wir zwei unferer Träger mit Gejchenfen nad) Witu. Kurze 
Beit darauf fam Drottleff zu uns; derjelbe theilte uns mit, 
er jei uns von Küntzel nachgeichidt worden, um uns zu 
warnen, es feien ernfte Nachrichten aus Witu eingegangen, 
wir möchten auf unjerer Hut fein. Im Laufe des Vor— 
mittags erjchien dann der genannte Bana Ali, ein gewiſſer 
Sheriff Abdallah, joviel ich weiß, umd noch andere Beamte 
des Sultans mit 40 Soldaten, die fi nach und nad auf 
150 vermehrten. Einer von den Beamten übergab uns 
einen Brief, den wir aber nicht leſen konnten, da feiner 
von uns der Suaheliiprahe mächtig war. Wir jchidten 
deshalb den Brief mit einem unferer Träger nad) Mkonumbi, 
damit er dort überjegt werden konnte. Nach Abgang bes 
Briefes begammen num Verhandlungen zwijchen uns und 
ben Sultansbeamten, aus denen wir Mangels eines Dol- 
metſchers nur foviel verftehen konnten, daß uns der Sultan 
in Witu perfönlich zu jprechen wünfche und daß wir uns 
deshalb fofort in Begleitung ber Soldaten dorthin zu be— 
geben hätten. Wir weigerten uns anfänglid und wollten 
zunächft die Antwort aus Mkonumbi abwarten, ſchließlich 
blieb uns aber nichts Anderes übrig, als ums zu fügen, 
und wurden wir nad Witu geleitet, woſelbſt wir gegen 
3 Uhr Nachmittags anlangten. Unſer Gepäd und unjere 
Ausrüftung wurde uns von ben Soldaten nadıgetragen, 
unfere Diener und Träger waren vorher, bis auf die 
beiden, welde wir am Morgen nad Wilu gefandt Hatten 
und einen Koch, entflohen. Dieje beiden Diener begegneten 
uns auf unferem Mariche nad Witu und ſchloſſen fi uns 
wieder an. 

In Witu angelommen, wurden wir nach einem Haufe 
ganz im der Nähe des Sultanspalaftes geleitet. Der 
Sultan fandte uns ein Schaf zum Geſchenk, und erlangten 
wir nad) langen Verhandlungen die Erlaubniß, im Palaft 
einen Befuch zu machen. 

Vorher Hatte man uns unfere Waffen abverlangt, da 
uns der Sultan bewaffnet nicht empfangen könne; anfänglich 
weigerten wir uns, unjere Waffen aus der Hand zu geben, 
famen aber fpäter mit den Beamten des Sultans, die uns 
im Walde abgeholt hatten, überein, unfere Waffen in unferem 
Haufe nieberzulegen und biejelben durch die beiben Diener, 
die uns geblieben waren, bewachen zu laffen. 

Im Palafte wurden wir von einem großen breit 
ichulterigen Mann, der uns als Sultan vorgeftellt wurde, 
freundlich empfangen, id) habe aber fpäter erfahren, daß 
derjelbe nicht der Sultan, fondern ein Onlel deſſelben, 
Bana Mku, geweſen war. Irgendwelche geihäftlihe Anz 
gelegenheiten fonnten wir mit dem angeblihen Sultan 
wegen Unkenntniß der Sprache nicht beſprechen, wie wir 
und denn überhaupt bis dahin nur mühjam durch Beichen- 
ſprache hatten verjtändigen können. 

Als wir in unfer Haus zurüdfamen, waren unjere 
Waffen fort und —— uns die zur Bewachung 5* 
gelaffenen Diener, daß während unſerer Abweſenheit 








Soldaten des Sultans gekommen wären und ihnen die 
Baffen gewaltfam meggenommen hätten. Die Namen 
biefer beiden Diener dürften durch Häßler in Lamu zu 
erfahren fein. 

Ih begab mich nun jofort wieder auf die Straße 
und juchte im Palaſte vorzufprechen, um mich über die 
Wegnahme der Waffen zu beſchweren, jedod ohne Erfolg. 

Gegen 5 Uhr Nachmittags erjchien Küngel mit feinem 
Neften Fri Horn und Dana ri in Begleitung einer 
größeren Anzahl Soldaten in Wit Küngel hatte durch 
unfere weggelaufenen Träger in Mlonumbi von dem, was 
uns paffirt war, gehört und ſich augenblidlih nadı der 
erwähnten Stelle im Walde und von da nach Witu be 
geben. Küntzel war denjelben Soldaten, die uns im Walde 
abgeholt hatten und demnächſt offenbar zu jeiner Abholung 
in ber Richtung nad) der Stelle im Walde zurüdgegangen 
waren, begegnet und mit dieſen in Witu eingezogen. 
—* war ſehr aufgeregt, als er erfuhr, daß uns die 
Waffen weggenommen worden jeien, und verlangte jofort, 
wenn auch ohne Erfolg, zum Sultan geführt zu werben, 
Bana Homari verjucdhte ihn zu beruhigen und jchien über: 
haupt mehr auf unferer Seite zu fein, theilte Küntzel aller 
dings auch mit, daß er feinen Einfluß auf den Sultan 
verloren habe, und daß der a. ganz umter dem Ein— 
fluß der anderen Beamten ftände, welche lügenhafte Ge— 
rüchte über uns verbreitet hätten. Küngel war mit einem 
Karabiner, einer Büchsflinte und zwei Nevolvern bewaffnet 
und jagte mir, man hätte ihm dieſe Waffen bei dem Be— 
treten von Witu am Thore abnehmen wollen, Bana Homari 
—* indeſſen den betreffenden Soldaten zu Boden ge— 
ſchlagen. 

Gegen Abend verfhwand plötzlich Bana Homari und 
fing hiermit unſere Lage an, bedenklich zu werden. In 
der Nacht, die wir in dem uns zugewieſenen Hauſe ver— 
brachten, und am anderen Morgen jammelten ſich immer 
mehr Soldaten in der Nähe unferes Haufes. Küntzel vers 
juhte am Morgen des 15. nochmals Zutritt zu dem 
Sultan zu erlangen. Als ihm dies abgejdhlagen wurde, 
wurde er ſehr heitig und jchrie laut io; dem Platze vor 
dem WBalafte; er (deint auh Schimpfreden gegen einen 
Beamten gebraucht zu haben, denn er wurde von einem 
ſolchen in heftiger Weife zurüdgejtoßen, irgend welche Ge— 
waltthätigfeiten hat ſich Küngel aber nit zu Schulden 
fommen laffen. 

Um 9 Uhr Morgens erfchien nochmals Dana Homari 
in unferem Haufe und erfärte uns, er könne nichts für uns 
thun, es jei das Beſte, wenn wir uns fo ruhig wie möglid) 
verhielten. 

Da ſich inzwiſchen aber immer mehr Soldaten anges 
ſammelt hatten, bejchloffen wir, die Stadt erforberlichenfalls 
mit Gewalt zu verlaffen, und als die Soldaten ſich 
einige Augenblide von unferem Haufe entfernt zu haben 
ſchienen, verließen wir daffelbe, nadydem Küngel jeine Waffen 
an ums vertheilt hatte, den Karabiner nahm Küntel, Stauf 
die Büchsflinte und Drottleff und ich je einen Nevolver. 
Wir verjuchten, Witu durch das ſüdliche Thor zu verlaifen; 
als wir an das lehtere famen, fanden wir es durch vers 
ſchiedene Duerhölger verfchloffen. Küngel ging voran und 
forderte den unbewaffneten Thorwächter auf, zu öffnen. 
Der letztere ſchickte fi aud an, das oberſte Der Quer— 
2 herauszuziehen, als auch ſchon Künpel und wir 

nderen die übrigen Querhölzer herausriffen. Küngel ver- 
ließ das Thor zuerft und hörte ich in diefem Augenblick 
hinter mir Schüffe fallen. Demnächſt folgten Claus und 
Jarwiecki, dann ich und etwas Hinter mir Stauf, welcher 
mir auf meine Frage nad) den Anderen mittheilte, Urban 
läge bereits todt durd einen Schuß in den Kopf im ber 
Stadt, er jelbjt habe beim Verlafien des Thores mehrmals 


Aktenftüde zu den Verhandlungen des Neichötages 1890, 


Reichstag. Aftenftüd Nr. 164. _ (Ermordung von Deutſchen in Witu.) 


auf feine Verfolger Iosgefeuert und offenbar auch einige 
getroffen. Drottleff und Fritz Horn fcheint es nicht mehr 
geglüdt zu jein, die Stadt zu verlaffen, wenigftens habe 
ic) fie nicht wiedergejehen. Wir Anderen, Künkel, Stauf, 
SJarwiechi Claus und id; wurden demnächſt von vielleicht 
200 Eingebornen, unter denen ich auch Sultansasfaris 
bemerkte, verfolgt. Diejelben jchoffen mit Gewehren und 
Pfeilen nach uns und fuchten ſich gegen unfere Schüffe im 
hohen Grafe zu decken. So lange wir noch Munition 
hatten, hielten fich unfere Verfolger noch in einer gewiſſen 
Entfernung, als uns biefelbe aber auszugehen anfing, 
famen fie uns von allen Seiten näher und näher. Etwa 
eine Stunde, nachdem wir die Stadt verlaffen hatten, erhielt 
ih als erfter, der verwundet wurde, einen Schuß dur) 
den rechten Oberſchenkel und bald darauf einen leichten 
Pfeilſchuß in den Nüden und wurde ich ım Folge deifen 
ſo ſchwach, daß ich zurücdbleiben mußte. Küngel rief mir 
nod) zu, in dem hohen Graje gegen meine Verfolger 
Dodung zu juchen, und da er mir jagte, daß er alle jene 
Patronen verſchoſſen habe, gab ich ihm noch meinen Re— 
volver und einige Batronen, die mir nun doch nichts mehr 
nüßen fonnten. Weiteres über das Schicdjal meiner Ges 
jährten, von denen, als ich zurüdblieb, noch feiner ver— 
wundert war, vermag ich nicht zu befunden. Ich jelbft 
wurde halb bewußtlos, hörte no einige Zeit ſchießen und 
blieb jelbjt in dem hohen Grafe den Mugen meiner Ber: 
folger verborgen. 

Ich mochte vielleiht eine Stunde in dem Graſe ge 
legen haben, als id) von Neuem Stimmen und lautes 
Schreien neben mir hörte; man jchien mic) zu fuchen und 
als man mich nicht fand, wurde das Gras ringsumber 
angezündet, Mir gelang es, aus dem Feuer zu enttommen 
und nachdem ich zwei Tage in der Wildniß umbergeirrt 
war, ohne Nahrung zu finden, traf id am 17. September 
Morgens in Kipint ein, wo ich von Arabern freundlich 
aufgenommen wurde. An demjelben Tage traf ich dortjelbit 
Kurt Toeppen und Robert Penndorf, welche mir mittheilten, 
fie feien einen Tag nad) dem Angriff auf uns in Witu 
geweien. Sie hätten dortjelbft den Sultan, der ſich an— 
fänglich hätte verleugnen laſſen, geiprochen, derjelbe habe 
Pr u a an dem ganzen Angriff auf uns ſei 

üngel ſchuld, der zuerſt auf den Thorwächter gefchoffen 
uad uns gewaltiam aus der Stadt Witu entfernt Habe. 

Das Mitglied unjerer Erpedition, Häßler, war zu ber 
Zeit, als Künpel am 14. September von Mkonumbi nad) 
Witu aufbrad, in Lamm, um nochmals mit dem dortigen 
englischen sKonjular-Mgenten wegen des Briefes an den 
Sultan von Witu Rückſprache zu nehmen. 

Carl Horn war von Küngel in Monumbi fammt dem 
Dolmetiher Jama zurüdgelajjen worben und ift, wie mir 
ber letztere mitgetheilt hat, am 16. September angeblich 
auf Befehl des Sultans von Witu unter Veihülfe bes 
Ada von Mkonumbi ermordet worden. 

Der Bana Sultana ben Ali, von dem ich bereits 
früher erwähnte, daß er uns freundlich geſonnen fei, ſoll 
den Mord des Garl Horn zu verhindern geſucht haben. 

Der ꝛc. Vehnde, der Genofle des Joſeph Friedrich in 
Baltia, ift in der Nacht vom 17. auf den 18. September von 
Wituleuten unter Beihülfe der Leute aus Hanſum Arabu, 
gleichfalls im Witu-Sultannte belegen, ermordet worben. 
Die betreffende Nachricht gelangte durch einen Dhauführer, 
der von dem engliichen Konfular-Agenten zur Rettung des 
Behncke abgejandt war, nad) Lam. 

Die Neihsangehörigen Schönert und Tot find von 
ihrer in der Nähe bei Wangi gelegenen Schamba am 
18. September nadı Lamu geflohen, da fie in Erfahrung 
gebracht hatten, dab auch ihre Schamba auf Vefehl des 
Sultans von Witu dur Wituleute niedergebrannt werden 
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jollte. Der Dorfältefte von Wangi joll die zu dieſem Zweck 
herbeigefonmmenen Witnleute indeß von der Zerſtörung abs 
gehalten Haben. 


Auf Vorhalt: 


Diefes ift die volle Wahrheit, die ich jederzeit mt 
qutem Gewiflen beſchwören kann. Mir ijt demnach ins⸗ 
beſondere nichts davon bekannt, daß Küntzel eine heftige 
Szene mit dem Sultan oder einem feiner Beamten gehabt 
hat, in welcher demjelben das Recht zur Holzfällung unters 
fagt fein fol. Sch felbit wie die übrigen Mitglieder ber 
Grpedition find ſiels der Weberzeugung gewejen, daß ber 
Sultan nichts gegen unſer Unternehmen habe, Ich weiß 
auch nichts davon, daß ſich Küngel den Eingang in Witu 
erzwungen und den Thorwächter niedergeſchoſſen hat, Hätte 
dies Küngel geihan, jo Hätte ich es unbedingt nod in 
Ritu erfahren müſſen umd bin id) der Anſicht, daß Küntzel 
gerade jo wie ich und meine Begleiter halb gewalttam zu 
dem Eintritt in Witu gezwungen worden iſt. Irgeud welde 
Gewaltthätigfeiten find von feinen von uns im Witu vor 
genommen worden, und madıten wir erjt außerhalb der 
Stadt, nachdem unſer Gefährte Urban in der Stadt ers 
ſchoſſen worden war und wir Anderen angegriffen wurden, 
von unjeren Schußwaffen Gebrand. 


v. u. g. 
a. A. Meuſchel. 
gez. von Buri, gez. Dietrichs, 
Gerichtsaſſeſſor. — — J. ala Brototol- 
führer, 


Anlage 2 zu Nr. 22. 
(Heberfegung.) 
Ausfage des Herrn K. Torppen. 


Dieſe im engliſcher Sprache aufgenommene Ausfage enthält ver 
ichtedene Unflarheiten, welde ſich in der Ueberſetzung nicht befeitigen 
liehen-} 


Lamu, den 19. September 1890. 


Herrn Berndorf, verlieh ih Lamu 
am Weontag, den 15, September 1890 und Tangte in 
Mlonumbi am jelben Abend um etwa 10 Uhr an. Ich 
erfuhr, daß dort feine Nachricht von Küntzel eingetroffen 
war, jah aber Licht in feinem Lager, und man jagte, daß 
ein Europäer dajelbjt ſchliefe. Am folgenden Morgen um 
etwa 4 Uhr 30 Minuten erreichte ih Fungaſumbo, wo 
nah 6 Uhr nod feine Nachricht eingetroffen war. Ich 
erreichte den Hochwald um 10 Uhr und traf 4 Leute, 
welche ich fragte: „Was für Nachrichten?“; jie ſchienen jehr 
erschroden und berichteten, daß alles in Ordnung jei. Die 
Europäer und der Sultan jeien gute Freunde. Wir mars 
jchirten dann nach Utuami, Seren Bendolphs Platz, und 
ſahen feine mit Gewehren bewaffneten Leute. Die Männer, 
welche den Platz bewadjten, riefen! „Dies iſt Bwana Pembe 
und Bendolph.” Wir gingen weiter und fanden das Haus 
verbrannt und alles zerftört. Der Aufleher erzählte uns 
dann von dem Gefecht in Witu. Es Tamen mın 4 oder 
5 Soldaten mit mir, da es gefährlid war, durch das Land 
zu reifen. Nabe bei NKami trafen wir 4 Wituleute, 
welche auf dem Wege nad) der Hüfte begriffen waren; ie 
fagten aber nicht, wohin fie gingen. Wir ſetzten unferen 
Weg nah Witu fort und langten dort etwa um 11 Uhr 
an. Ich begab mid nach dem Haufe von Mmari Madi, 
wo ich zu wohnen pflegte, wem id in Ritu war, Ein 
Mann öffnete, und ıch Jah den Sultan und alle angejehenen 


Begleitet von 


Leute von Witu (30 oder 40) dort fißen. Ih nahm 
meinen Hut ab, legte mein Gewehr nieder und ſprach zum 
Sultan. Derielbe jagte darauf zu mir und ben Anderen, 
er hätte nicht genlaubt, daß ich wieder nad Witu fommen 
würde, da Herr Küntzel jebem einen Strid und eine 
Peitſche gezeigt und gefagt hätte, das ſei „Soſhima“ für 
Bwana Pembe. Ich fagte darauf, dab ich feine Furcht 
vor Küngel habe, denn ich hätte ihm nichts gethan und er 
würde mie nichts hun. Ich Hätte nur in Mkonumbi 
gewacht, nachdem Herr Weiß ihm Hätte aufbreden jehen. 

Der Sultan erzählte mir darauf Folgendes: „Zuerſt 
kam Herr Küntzel mit Anderen und mit Herm Häßler nad) 
Witu und Küntzel verlangte feine eigene Schamba und 
jeine Arbeiter. Der Sultan erwiderte darauf, Küntzel bes 
ſäße feine eigenen Arbeiter in Witu, er, der Sultan, habe 
ihm nur foldhe zum Arbeiten gegeben. Die Weißen, welde 
im vergangenen Jahre in Ütuami gewejen jeien, Herr 
Doerier oder Herr Wendorff, würden bie bezeugen. 
Küngel antwortete darauf: „Ihr feid Hunde.” Der Sultan 
bemerkte, er würde Die Erlaubniß zum Mbholzen des 
Waldes nicht eriheilen, Künßel würde daher beifer thun, 
ſich zu entfernen. Küntzel und Hähler fehrten darauf nad 
Mkonumbi zurück. Der Sultan ließ feinen Leuten daſelbſt 
jagen, fie möchten denfelben Feine Lebensmittel verfaufen; 
darauf aber hörte er, daß fie Gewalt brauchen und lämpfen 
wollten, und da er dies zu vermeiden wünſchte, Tieh er 
feinen Leuten fagen, fie möchten ihnen „alles verkaufen, 
was fie verlangten. Er jandte Omari Madi mit einem 
Briefe ab, wünſchte aber nicht, daß die Europäer nad) 
Witu kämen. Küntzel jandte darauf Omari nad einen 
Orte in ber Nähe des Waldes und wies fie an, eine 
„Banda” (Schuppen) zu errichten. Mls der Sultan bies 
hörte, jendete er Leute nach dieſem Orte und lieh den 
Herren jagen, fie möchten nah Witu fommen. Sie famen 
und er überließ ihnen ein — zur Wohnung und ſaudte 
ihnen Lebensmittel. Die Witnleute erzählten dem Sultan, 
dab fie und die Herren ſich freundlich entgegenfämen und 
feinen Streit miteinander hätten. Der Sultan wußte, daß 
Küngel wie ein Raſender jei, und daß, wenn er anlangte, es 
ein Gefecht geben würde. Er lieh Daher die Herren nach feiner 
Paraza kommen und jandte nad ihrer Ankunft Leute nad 
ihrem Haufe, um ihre Waffen nebft Deunition fortzunehmen. 
Auch befahl er Omari Madi, wenn Küntzel in die Stadt 
fäme, ihm jeine Wafſſen zu nehmen; Omari wollte bies 
aber nicht thun, da Künpel jein Freund geweſen ſei. So 
famen Küngel und die Anderen mit ihren Waffen. Der 
Sultan ließ nun Küntzel jagen, er müſſe in Ritu warten, 
bis er ein Schreiben vom Konful in Lamu beigebracht Habe. 
Küngel ging darauf nad) dem Haufe, wo die Anderen ſich 
bejanden, weigerte ſich indeflen, irgend etwas anzunehmen. 
Am nächſten Morgen ging Küntzel in ber Strase umber, 
ſtieß in ſuaheliſcher Sprache Flüche gegen ben Sultan aus, 
nannte ihn einen Hund ze. und fagie, der Sultan habe 
gar nichts zn jagen, und er brauchte jeine Erlaubni nicht, 
um irgend eimas zu hun. Müngel fagte, er fei zum 
Kampfe bereit, der Sultan würde gut (hun, ſich auch bereit 
zu machen, fein Gewehr ſei ebenſo gut, mie das des 
Sultans. Küngel äußerte mehrmals zu Omari Mabdi, daß 
er zum Mampfe bereit jet und nur auf einen VBormand 
marte, um denſelben zu beginnen. Als Küntzel bei der 
Frlaggenjtange ftand, wolten die Soldaten ihn töbten, ber 
Sultan aber hielt fie zurüd, da er feinen Europäer in 
feiner Stadt tödten wollte, und da Küntzels Worte ihn 
nicht verlegen könnten. Omari Madi fam num und theilte 
dem Sulian mit, Küntzel wolle ſich entfernen und nicht auf 
irgend melde Schreiben warten. Der Sultan erwiberte 
Dmari Madi, er möge Küntzel jagen, es jei beifer, daß er 
in Frieden ginge und die Stadt verliche. 





Als DOmari das Haus verließ, hörte er einen Schuß 
neben dem Stadithor. Er befahl den Soldaten, nicht zu 
feuern, aber dieſe wollten nicht hören und erwiderten: „Sie 
ihießen auf uns und wir wollen auf fie jchiehen.“ Der 
Sultan endete zwei Andere, um dem Feuern Einhalt zu 
thun, aber die Soldaten wollten nicht gehordhen. 

Folgendes wurde dem Sultan von den Soldaten er— 
zählt, denn er befand ſich im Haufe und konnte nicht ſelbſt 
fehen, was vorfiel: 

Als Küngel mit feinen fieben Leuten das Haus ver: 
ließ, hatten fie zufammen zwei Gewehre und drei Nevolver; 
er fam an das Gitter und verjuchte die Duerbalten zu 
entfernen. Der Thorwädter fagte zu ihm: „Warte, bis ich 
des Sultans Erlaubriß empfangen habe, Dich paffiren zu 
lafien“; Küntzel ergriff darauf feinen Nevolver und jchof 
den Wächter jofort nieder; er liegt innerhalb der Stadt 
begraben. Küngel nahm darauf die Onerbalfen fort und 
ging durdy das Thor. Darauf fenerten alle Wituleute auf 
einmal. Bier Deutiche wurden jofort getödtet, einer inner: 
halb und einer außerhalb des Gitters. (?) Die Uebrigen 
wurden von den Sultansleuten verfolgt; der Sultan ver: 
fuchte vergeblich dies zu verhindern. Drei ber Uebrigen 
wurden etwa eine Stunde von Ritu getödtet. Ueber den 
achten konnte man nichts in Erfahrung bringen. Küntzel 
wurde zulegt getödtet, von mehreren Kugeln und vielen 
Pieilen getroffen; als er fiel, rief er aus: „Bafi Bunduli“ 
„Amin, Amini“. Die Sultansleute famen heran und 
forderten ihn auf, feinen Renolver fortzumwerfen, was er 
aud) that; er verlangte darauf zum Sultan gebracht zu 
werden, ftarb aber nad) wenigen Minuten (vermutlich durch 
Pfeilgift); fie ließen ihn daſelbſt liegen. 

Der Sultan jagte mir darauf, daß er den Vorfall 
aufs Tieffte bedaure, er habe feinen Leuten nicht befohlen, 
zu feuern oder Küntzel etwas zu Leide zu thun; alle Ans 
deren jeien jehr gut und freundlich gemwejen, nur Küntzel 
habe den Kampf gewollt und die ganze Sache veranlaft. 
Der Sultan ſchüttelte mir die Hand und entfernte fich. 

Nah der Vespermahlzeit lieh ich den Sultan um die 
Grlaubnib bitten, die gefallenen Deutichen zu beerdigen. 
Er erwiderte, daß er Diejelbe gern ertheilen würde, daß 
aber die Soldaten des Alida und die Medizinmänner es 
nicht erlauben wollten, weil es nicht gebräudjlidy fei, Leute 
zu beerdigen, melde ihren Sultan in irgend einer Weiſe 
verlegt hätten. Ih ging fpäter aus und fah die vier 
Männer außerhalb des Gitters; fie warın ganz nadt, aber 
in feiner Meife verftümmelt,; die übrigen jah ich nidjt. Am 
nächſten Tage wollte ich in der Sache etwas thun, mußte 
aber abreifen. Der Sultan ließ mir fagen, er wünſche, 
daß ih nah Mombaffa umd Zanzibar mich begebe, gab 
mir ein Schreiben an Sie (Herm Pigott) mit und fagte 
mir, ih jolle Ihnen den Vorfall erzählen. Er mwünjchte, 
ich möchte jofort abreifen, da viele fremde in der Stadt 
jeien und uns tödten könnten. Durch Mfonumbi zu reifen, 
wollte er mir nicht geftatten, weil dort dichter Wald ift 
und es vielleicht nicht ſicher jei; er gab mir darauf 10 As- 
faris und nachdem wir gegeſſen hatten, brachen wir um 
11 Uhr Vormittags nah Kipini auf, etwa 2 Stunden vor 
Kipini fahen wir die Fußſpuren eine Europäers. Als 
ich mit der Esforte in die Nähe von Kipini Fam, ging id) 
Direft nad) der Baraza des Alida; er war jehr freundlich 
und gab mir eine Wohnung. Nah etwa einer halben 
Stunde kam Herr Meufchel herein. Ich miethete eine Dhau 
und wir jchliefen an Bord, jegelten von Kipini um 6 Uhr 
Vormittags ab und langten in Lamu am Donnerftag um 
3 Nachmittags an. 
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Anlage 3 zu Nr. 22. 


Ueberfeßung nach einer flüchtigen (rongh) englifchen 
Uebertragung. 


Vom 
Sultan Fumo Balfari ben Sultan 
Witu. 
Nah Salams: 

Ich empfing Ihr Schreiben, worin Sie mich in Be— 
treff der getödteten Europäer befragten. Bon Anfang an, 
als Küngel anlangte, fuchte ich ihn aufzuhalten, zuerit im 
Mlonumbi, von wo meine Leute mir jeine Ankunft mit 
theilten. Ich lieh ihn — und ſah ihn, als er kam. 
Er erzählte mir, daß er hier arbeiten und ein Haus bauen 
wolle; er käme mit 11 Guropäern. Ich erwiderte ihm, 


daß ich, jo lange ich unter deutſchem Schug ftand, niemals 


etwas ohne Erlaubniß dev Deutſchen gethan Habe. „Geh 
jest nad) Zanzibar zum engliichen Konſul und bringe mir 
ein Schreiben von * Wenn er Dir erlaubt, zu bauen, 
fo magſt Du kommen und thun, was Du begehrſt.“ Er 
ging dann nah Mkonumbi zurück, und meine dortigen 
Unterihanen jchrieben mir, daß er dort baue. Ich jandte 
einen Brief, um ihn daran zu verhindern; als meine Unter: 
thanen dies thaten, wollte er gegen fie fimpfen. Darauf 
ichrieben fie mir und ich fandte Omari Madi mit Briefen, 
Dmari Madi berichtete mir, daß er die Europäer 
ejehen und ihnen meinen Auftrag überbradt Habe. 
Sr hörten aber nicht darauf. Küntzel jandte jechs 
von feinen Leuten mit ihren Trägern, um „mit Gewalt” 
zu bauen, Darauf jhicte id) Soldaten ab, um die Leute 
zu mir zu bringen. Sie famen zur Stadt und ich gab 
ihnen einen Haus zur Wohnung. Am Abend fam Küntzel 
mit Omari Madi in die Stadt; er ging zu jeinen „Brüdern 
und führte eine ungeziemende Sprade. — Am Morgen, 
als fie erwachten, fam er auf meine Flaggenſtange zu, 
dort jtieß er Schmähreden aus, während ſich alle Askaris 
und viele Leute dafelbit befanden. Das Wolf wollte mit 
ihm Streit anfangen; id) verhinderte dies aber und befahl, 
ihn in Ruhe zu laſſen. Sie verlangten Erlaubniß, nad 
fonumbi zu gehen; ich jagte ihm, ich würde an ben 
Koniul in Lamm fchreiben und feine Antwort erwarten, 
Als ich ihm dies jagte, beſchimpfte er mid nod mehr. 
Ich ſchrieb Ihnen am 29. Saffe (15. September), daß 
ein Europäer hierher gefommen jei und daß ich ihn zurüd- 
gehalten hätte, wenn er mit Gewalt ginge, jo Fönnte ich 
ihn nicht Kindern, ich würde ihn gehen laſſen. Diejer Brief 
wurde um 1 Uhr (7 Uhr früh) abgefandt. Um 4 Uhr 
(10 Uhr Vormittags) ging er mit Gewalt, Ih jandte 
darauf Omari Mabdi, u ging und zu ihm ſprach; er 
wollte aber nicht hören und beidimpfte mid. Darauf 
redete Omari mit ihm umd verjuchte, ihn hineinzuholen. 
Er ging aber hinaus, bevor ich es erfuhr, er ſchlug“) einen 
Mann und ftieg ihm zu Boden, dann ſchlug er einen ans 
deren, und der Askari wollte nicht —* zuſehen, als er 
ſeine Genoſſen zu Boden geſchlagen ſah. Darauf hörte 
ich Schüſſe. Ich ſandte Leute, um die Streitenden zu 
trennen. Der Abgejandte ſah einen Europäer fallen und 
auch meine Leute fielen. Ich konnte fie nicht zurücdhalten. 
Die Nachricht, da drei Europäer in Wanga getödtet worden 
find, habe ih nicht vernommen. 
f 4. Saffr 1308. 
Bitu, | 19. September 1890. 

Empfangen in Lamu am 20. September 1890. 


93. J. P. W. Pigott. 


9 Das gebrauchte Wort „piga“ kann „ichlagen“ ober „Ihiehen* 
bedeuten. 
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M 23. 


Telegramm. 


Banzibar, den 26. Dftober 1890. 
Eingegangen in Berlin am gleichen Tage. 


In Begleitung des englischen Generalfonfuls bin ich 
heute von Lamu zurüdgekehrt, nachdem der Sultan von 
Witu ſich geweigert hatte, dort vor den Konjuln zu er- 
icheinen umd die an der Ermordung der Deutihen Schul— 
digen auszuliefern. In Folge diefer Weigerung haben die 
Feindjeligkeiten dadurd) begonnen, daß der engliſche Ad— 
miral Fremantile am 24. d. M. mehrere Küftendörfer des 
Sultanats niederbrennen lieh. ‚ 

Mich ahelles. 


Auswartiges Amt, Berlin. 


NM 24. 
Telenramm. 
Banzibar, den 29. Dftober 1890. 
ö Eingegangen in Berlin amt gleichen Tage. 
Der engliihe Admiral hat Witu am gejtrigen Tage 
eingenommen und durch Feuer zerjtört, 


j Michahelles. 
Auswärtiges Amt, Berlin. 


M 25. 
Telegramm. 
Berlin, den 30. Oktober 1890. 


Euer — —— erſuche ich, ſich baldmoͤglichſt 
in Perſon, behufs Vertretung unſerer Reklamationen und 
Erwirkung von Schutz für deutſches Eigenthum, nach Witu 
zurückzubegeben. 

Marſchall. 


An den Kaiſerlichen Generalkonſul, 
Zanzibar. 


NM 26. 
Berlin, den 31. Dftober 1890, 


Nachdem feitens der engliſchen Regierung die zur Bes 
itrafung des Sultans Fumo Bakari geeigneten Maßnahmen 
eingeleitet worden find, wird Ihre Hauptaufgabe aus Anlaf 
der jüngften Vorgänge in Witu darin beftehen, das Eigen- 

um, und, jomweit Dies noch bedroht if, das Leben ber 

eihsangehörigen in Witu ficherzuftellen, den entjtandenen 
Schaden zu ermitteln und ungejäumt auf Erfah zu dringen. 
Das hier vorliegende Material ift nicht genügend, um 
Euer Hohmwohlgeboren die geltend zu machenden Schadens: 
forderungen bejtimmt bezeichnen zu fönnen. Ich nehme 
aber an, daß fid Manches an Ort und Stelle ermitteln 
laffen wird, und daß einige der Gejchädigten, 5. B ber 
Ingenieur Meufchel, der weiter unten erwähnte Bautechniter 

riedrich, ferner der Vertreter der deutſch-oſtafrilaniſchen 
Sejellihaft unter Anderen in der Lage fein werden, Ihnen 
in dieſer Beziehung Aufklärung zu geben, 

Unter den Geihädigten befinden fich zunächjt die Mit- 
glieder der Küntzelſchen Erpedition, beziehungsweiſe die Ans 
gehörigen der Ermordeten, zugleih aber auch die inläns 
diſchen Intereifenten, welche mit Kapital an dem Unter: 





nehmen betheiligt und dafjelbe mit Hauseinrichtungen, land⸗ 
wirthichaftlichen Geräthen, Sämereien, Maſchinen, Waffen 
u. ;. w. ausgerüftet haben. Ueber die Einzelheiten werden 
die am 1. d. M,. nah Witu abgereiften Herren Denhardt 
und von Carnap Auskunft ertheilen können. Der an ben 
bereits vorhanden geweſenen Pilanzungen ꝛc. angerichtete 
Schaden wird von dort aus ermittelt werden können. 

Die deutſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft hat hierher mit— 
getheilt, da ihr Stationshaus in Kiongwe in der Nadıt 
vom 29. v. M. in Brand geitedt worden fei. Auch hier— 
für wird ein Erſatzanſpruch geltend zu machen jein. Ebenfo 
für den Verlust, welchen der Bautechniker Joſef Friedrich 
erlitten hat, deilen der Inſel Lamu gegenüber gelegene 
Plantage nach Mittheilung des Vaters in der Nadıt vom 
17. zum 18. v. M. niedergebrannt jein und welcher ſich 
jest ohne Hülfsmittel in der Stadt Lamu aufhalten jol. 
Dierbei wirrde auch der Fall des ermordeten Gehülfen 
Behnle zu berücfichtigen fein. 

Weitere ſpezielle — ſind hier vorläufig nicht 
zur Anmeldung gebracht worden. Euer Hochwohlgeboren 
erfuche ich indeß, ſich auch der Anſprüche derjenigen, welche 
etwa unmittelbar Ihre gefällige Vermittelung anrufen, nad) 
Kräften anzunehmen. Ueber das Ergebniß Ihrer Bes 
mühungen werde ich einer möglidhit baldigen geeigneten- 
falls telearaphiichen Berichterjtattung mit Intereſſe ent 


genenfehen. 
ge. Marichall. 


Seiner Hochwohlgeboren dem Kaiſerlichen 
Generallonful Herrn Michahelles, 


Zanzibar. 


N 27. 


Telegramm. 


Banzibar, den 1. November 1890. 
Eingegangen in Berlin am nleihen Tage. 


Die engliihen Behörden in Lamu haben die zum 
Schutze —— Eigenthums erforderlichen Maßnahmen 
bereits ergriffen. Die gegen Witu vorgegangene Expedition 
hat daſelbſt nichts zur Entſchädigung Verwerthbares vor- 
gefunden. Nach Ausſage des engliſchen Generallonſuls 
können nach erfolgter Zurückziehung der Truppen Europäer 
das Gebiet des Sultanats Witu auf dem Feſtlande vor— 
läufig nicht ungefährdet betreten. 
Mihahelles. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


M 28. 


BZanzibar, den 10. Dftober 1890. 
Eingegangen in Berlin den 3. November 13W. 


Bei einer Unterhaltung mit dem Oberften Euan Smith 
über die Blutthat in Witu vertrat mein engliſcher Kollege 
die Anficht, der Sultan Fumo Balari ſei zur Zeit des 
Maffacre noch unter deutjher Schupherrichaft gewejen; denn 
nach einer Depeihe Lord Salisburys wären meine In— 
jtruftionen bezüglich der Zurüdziehung unſeres Proteftorats 
erft Ende vorigen Monats von Berlin abgejandt. Ich 
habe den Oberſten jofort über die Unrichtigfeit der Ans 
nahme aufgellärt und ihn bedeutet, daß ich dem Sultan 
von Witu durch Schreiben vom 12, Auguft d. 3. im Auf- 
trage der Kaijerlichen Regierung angezeigt habe, die deutfche 








Schupherrihaft über das Sultanat fei auf Grund des Ab— 
fommens mit der Königlih großbritanniichen Regierung 
zurhdgezogen und die engliihe Regierung habe ſich vers 
pflichtet, die Souveränetät des Sultans in dem Gebiete 
von Kipini bis zu der 1887 firirten Nordgrenze gegenüber 
Kwaihu anzuerkennen. 

Als Küngel Ende Auguft mit dem Sultan in Vers 
bindimg trat, war legterer aljo über das Ablommen unters 
richtet, und dementfprechend verlangte der Sultan auch als 
erſtes Erforderniß für die Ertheilung der Erlaubniß zu 
Kuntzels Anfiedelung ein Schreiben des. britiihen Vertreters 
in Lamu, des Inhalts, daß engliicherjeits gegen das Unter 
nehmen nichts eingewendet werde. Nah Mittheilungen 
bes Herrn Winter, der für die oftafrifanijche Geſellſchaft 

ebernahme des Grundbeſitzes der Witu-Geſellſchaft im 
vorigen Monat nah Lamu gefhicdt war, habe Fumo 
Batari Küngel erklärt, er — der Sultan — hätte ‚von 
jept ab nur noch mit dem engliichen Konful zu ihun, und 
bevor nicht deſſen Einwilligung beigebracht jei, könne er 
Küngeld Anträge nicht berüdfichtigen; übrigens müſſe er 
von vornherein die Erlaubniß zum Schlagen jeiner 
Waldungen für die Küntzelſche Sägemühle verweigern und 
werde nur Künßel allein, nicht aber der ganzen Expedition 
geftatten, für die weiteren Verhandlungen nad Witu zu 
kommen. 

Herr Winter hat aus Lamu den Eindruck mitgebracht, 
daß es ſich bei dem —— Ereigniß nicht etwa 
um einen Akt vorbedachter Feindſeligkeit ng gan hat, 
fondern um einen Ausbruch der Vollswuth, der während 
einer allgemein gährenden Erbitterung der Eingeborenen 
dur unbejonnenes Auftreten Küntzels provozirt worden 
war. Nah Winter Hätte Küntzel den Sultan anf öffent 
lihem Plage in Witu mit gemeinen landesüblichen Schimpf- 
worten — wie 3. B. „Hurenjohn“ — belegt, was bejlen 
Askaris ſchwer reizen mußte. 

gez. Michahelles. 


Seiner Ercellenz dem Reichskanzler General der Infanterie, 
Herrn von Caprivi. 


A 29. 


Berlin, den 3. November 1890. 


Der Kaiferlihe Generalkonſul in Zanzibar iſt tele 
graphiſch ſowie ſchriftlich angewieſen worden, das 
die jüngjten Vorgänge bedrohte Eigenthum der Reichs— 
angehörigen in Witu jicherzuftellen und die geeigneten 
Schritte zur Erwirkung von Schabenserfa einzuleiten. 
Nach einem inzwiſchen eingegangenen Berichte des Herrn 
Michahelles haben die engliichen Behörden zwar in Lamu 
die zum Schutze deutſchen Eigenthums erforderlichen Maß— 
nahmen bereits getroffen; bagsgen foll die gegen Witu 
vorgegangene Erpedition zur Entſchädigung verwerthbare 
Bermögensobjelte dajelbjt nicht vorgefunden Haben. Herr 
Michahelles, der beauftragt worden war, fi baldmöglichft 
in Perfon zur Vertretung unferer Anfprühe nah Witu 
zurüdzubegeben, fügt hinzu, daß Europäer das Gebiet des 
Sultanat? auf dem Feſtlande vorläufig nicht betreten 
könnten. 

Wie hoch ſich der Verluſt beziffert, der den im Sultanat 
Witu Geſchädigten, einſchließlich der Angehörigen der Er— 
mordeten, erwachſen iſt, läßt ſich Hier mit einiger Sicherheit 
noch nicht eg er ift jedenfalls jehr erheblih und 
um jo empfindlicher, als eine Reihe von Leuten davon bes 
troffen ift, die nur wenig zu verlieren haben, Wenn auch 
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zur Beit in Witu micht viel Geld oder Geldeswerth vor« 
gefunden worden ift, ba ber Sultan fi der Beftrafung 
durch die Flucht entzogen hat, jo können wir doch nicht 
auf eine angemefjene Entihädigung der durch bie ke 
Betroffenen verzichten. Wir rechnen darauf, daß die Maß— 
nahmen ber englifchen Behörden, nachdem die militäriſchen 
Operationen beendigt find, energifch darauf gerichtet werden, 
den Geſchädigten zu einem Erſatze ihres Verluſtes zu ver- 
elfen. 

Euere Ercellenz bechre ich mich ergebenft zu erjuchen, 
die Sachlage in diefem Sinne gefälligit mit Lord Salisbury 
zu erörtern und über das Ergebnik Ihrer Beiprechung 
Bericht zu erjtatten. 

93. Marſchall. 


Seiner a dem Kaiſerlichen Botichafter 
Herrn Grafen von Hapfeldt, 


London. 


M 30. 
London, den 8. November 1890. 


Den Inhalt des Hohen Erlafles vom 3. d. M., bes 
treffend Witu, habe id) bei dem Premierminifter mündlich 
verwerthet. Ich habe dabei unferer Erwartung Ausbrud 
gegeben, dab die engliſche Regierung, nachdem die in io 
dantenswerther Weije ergriffenen militärischen Maßnahmen 
abgeichloffen feien, nunmehr ihre Behörden in Ditafrifa 
anmeifen werde, ihr Möglichites zu thun, um im Zukunft 
Leben und Eigentum der Deutſchen in Witu ficherzufiellen 
und Schadenserjag für die durd die jüngfte Kataſtrophe 
in Witu Betroffenen zu erlangen, auch die Schritte unferes 
Generalkonfuls in diefer Richtung zu unterftügen. 

Lord Salisburyg hat mir zugefagt, die betreffenden 
Behörden dahin zu inftruiven, daß fie, joweit möglih und 
praftiih durdführbar, die gewünfchten Maßnahmen treffen. 


gez. Hapfelbt. 


Seiner Excellenz dem Neichslanzler, General der Infanterie, 
Herrn von Gaprivi. 


AM 31. 


Banzibar, den 18. Dftober 1890. 
Eingegangen in Berlin den 11. November 1890. 


Nachdem die Hohen Weifungen über die gemeinjame 
Aktion in Witu hier eingegangen waren, juchte ich meinen 
engliichen Kollegen auf, um bie Einzelheiten des Vorgehens 
mit ihm zu beiprechen. Oberſt Euan Smith erzählte mir, 
feinen Depefhen aus London zufolge habe Admiral 
Spremantle von Mozambique aus den Vorſchlag gemacht, 
die beiden Generalfoniuln follten nad) Erwirkung ſicheren 
Geleites vom Sultan von Witu unter Begleitung einer 
engliichen Eskorte nach der Stadt Witu gehen und dort 
eine Unterfuchung über die Vorfälle anftellen. Lord 
Salisbury habe den Oberften aufgefordert, ſich über ben 
Vorſchlag zu äußern. 

Wir maren übereinftimmend der Anſicht, daß ber 
Plan des Admirals nicht zweckmäßig fei. Denn allem 
Anjchein nad) hatte der Sultan von Witu jene eigenen 
ufiderung freien 


Leute nicht mehr in der Gewalt, feine — —* 


Geleites würde alſo nur geringen W 
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und zu einem effektiven Schuge der Generalkonſuln wäre 
dann ſchon jtatt einer Eskorte eine bewaffnete Expedition 
nötig geweien, übrigens dien uns beiden unjere Anz 
wejenheit in der Stadt Witu überflüffig, weil es lediglich 
darauf ankam, mit Fumo Bafari zujammenzutreffen und 
diefe Zuſammenkunft ebenjogut an der Küſte wie in der 
Hanptitadt ftattfinden konnte. Bon dem Gejihtspunkt aus: 
gehend, habe id) mir erlaubt anzuregen, da beide General: 
fonfuln zu weiterer Unterſuchung nad Lamu gehen und 
von dort aus mit dem Sultan von Witu an der Sellands- 
füfte zufammentreffen, ſollten. Oberſt Euan Smith, war zu 
einer Reife nad) Lamu wenig geneigt, da feiner Meinung 
nad) der Sachverhalt ſchon hinreichend aufgeklärt jei und 
er den Sultan für den Urheber der Mordthat halte, eine 
Auffaſſung, der ich nicht beipflichten kann. 

Nahdem der engliihe Admiral am Nachmittag bes 
13. Dftober mit dem Geſchwader hier angelommen war, 
hatte id) am 14. Morgens eine Beiprehung mit ihm über 
die ganze Angelegenheit; er konnte mir indeß noch nichts 
Gewiſſes über feine Aktion mittheilen, da feine Inſtruktionen 
noch nicht eingegangen waren. Am folgenden Tage ſchrieb 
er mir, zur Durchführung der Beitrafung der Schuldigen 
wolle er an der Mandabucht das Standredht proflamiren 
und damit werde die Leitung der Angelegenheit aus— 
ihließlih in die Hände der Militärbehörden übergehen; 
er ftelle zur Erwägung, ob id) es für nützlich hielte, unter 
ſolchen Umftänden nah Lamu zu reifen. Ich Habe Seiner 
Etcellenz erwidert, nach meinen Inſtruktionen ſei ihm über: 
haupt die Beitrafung der Schuldigen übertragen nnd hätte 
id mich nur zur Verfügung zu ftellen, ſoweit meine Unter: 
ftügung gemwünfcht werde; diesfeits werde in den Verlauf 
der Sache jelbit nicht eingegriffen und bäte ih um Mit: 
theilung, jobald er feine Dispofitionen definitiv getroffen 
habe, um mich danach richten zu können, 

Am nächſten Tage ſuchte mich Oberft Euan Smith 
auf, um mir den inzwiſchen fejtgeftellten und im London 
er Aktionsplan mitzuteilen. Danach follte er von 
Zanzibar aus ein Schreiben an Fumo Bafari richten, in 
welchem angezeigt wurde, die engliiche Regierung habe die 
Beftrafung der an der Ermordung der Deuſſchen jchuldigen 
Perjonen übernommen, und ferner, die Aufforderung ent 
halten war, der Sultan jolle fi am 22, Dftober d. 3. 
in Lamu einfinden und die Schuldigen abliefern, damit 
über fie Gericht gehalten werden fünme. In Lamu werde 
der Admiral das Standrecht verhängen und ein Kriegs— 
gericht einjegen, falls Fumo Bakari der Ladung Folge 
leifte; erjcheine er nicht, jo werde ihm eine kurze Friſt geſeht 
werden und jodann eine bewaffnete Expedition von Ktipini 
aus in das Sultanat unternommen werden. In jenen 
Inftruftionen habe Lord Salisbury betont, die Leitung des 
Ganzen und demgemäß auch die Verantwortlichkeit falle 
ausſchließlich den engliſchen Behörden zu, er wünſche aber, 
daß der Oberſt mid) von Allem unterrichtet halte und thun— 
lichft im Einvernehmen mit mir vorgehe. Mein Kollege 
fügt hinzu, ber Admiral biete mir" Paſſage auf dem Flagg— 
ihiff an, wenn ich nad, Lamu zu fahren beabfichtige. 

Bon dem Schreiben an den Sultan von Witu, welches 
geftern abgefandt ift, hat der Oberſt mir Kenntniß gegeben 
und auf meinen Wunjd die Aufforderung Hinzugefügt, 
Fumo Bakari habe alle der Küngeljchen Erpedition ges 
hörenden Effekten, joweit fie nod) im Sultanate vorhanden 
wären, unverzüglich an den engliſchen Konful in Lamu 
abzuliefern. 

Ob e8 gelingen wird, von den zurüdgebliebenen Ber: 
mögensgegenjtänden der Deutjchen etwas zu retten, ift noch 
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nicht zu überjehen; ich hatte bereis mit erfter Gelegenheit ' 
an Toeppen nad) Lamu geſchrieben, er möge in dieſer 


Richtung fein Möglichites thun. Auch veranlaft mich zur 


Reife nach Lamu weſentlich die Ausficht, dort durch meine 
Anmweienheit zur Sicherung des Schabenserjages beitragen 
zu können, da wahrſcheinlich manche ber in die Blutthat 
verwidelten Perjonen Bermögen in Lamu befiken, welches 
mit Beichlag belegt werden kann. Von den Entſchädigungs— 
anfprüchen, welche die früher in Witu anſäſſigen deutſchen 
Kolonijten bei mir angemeldet haben, it dem engliſchen 
Generaltonjul amtliche Mittheilung gemacht worden. 

Troß ber —— Einladung des engliſchen Ad— 
mirals, ihn auf dem Flaggſchiff zu begleiten, habe ich 
richtiger gefunden, S. M. Kr. „Schwalbe“ zu requiriren. 
Englicherjeits werden alle Vorbereitungen zu einer Land— 
erpedition getroffen und auch der hiefige Sultan ift ver— 
anlaft worden, auf einem feiner Dampfer fünfhundert 
Soldaten mitzuſchicken, von denen zweihundert Reguläre 
angeblich die Sarnifon in Lamu verftärken werden, während 
die dreihundert Jrregulären vermuthlich für den Marſch 
nad R®itu beitimmt ſind. 

Am 20. Dftober wird der engliiche Admiral in Be— 
gleitung des Oberften Euan- Smith und eines Vizekonſuls 
mit dem Gejchwader Zanzibar verlafien und ich werde an 
demielben Tage nah Lamu abreijen. 


gez. Michahelles. 
Seiner Excellenz dem Reichskanzler, General der Infanterie, 
Herm von Eaprivi. 


N 82. 


Banzibar, den 2. November 1890. 
Eingegangen in Berlin am 21. November 1890. 


Nahdem ih mid am 20. v. M. an Borb von 
Ss M. ©. „Schwalbe“ eingejhifft hatte, traf ih am 
Nachmittag des 21. auf der Ahede vor Lamu ein, wo das 
englijche Womiralichiff bereits vor Anker lag. Der Admiral 


ſteüte mir jofort die in Heberjegung beigefügte Proflamation Mae , 


über die Verhängung des Standrechtes im Sultanate Witu 
zu und bat um entiprechende Benachrichtigung der in Lamu 
anwejenden Reihsangehörigen und deutſchen Schußgenofjen. 
Desgleichen theilte mir der an Bord des Flaggſchiffs befind- 
liche engliiche Generalfonful mit, dab Fumo Balari in 
einem Schreiben die Aufforderung, nad) Lamu zu kommen 
und die Sculdigen abzuliefern, ablehnend beantwortet 
habe, mit dem Bemerken, die Schuld an dem Blutvergießen 
habe ausichlieglic auf Seite der Deutichen gelegen. Oberft 
Evan Smith hat darauf nodimals an den Sultan ger 
icdhrieben, um ihm vor den Folgen feines Verhaltens zu 
warnen und ihm eine leßte get bis zum 24. v. M. ge 
jegt: nach Ablauf derjelben würden die Feindſeligleiten be— 
ginnen. 

In den nächſten Tagen war ich in der Stadt Lamu 
und habe mit den dort anweſenden, aus dem Sultanat 
Witu geflüchteten Deutihen Rückſprache gehalten und 
mehrere derjelben protofollariih vernommen. Biel Neues 
ift durdy die Vernehmungen nicht zu Tage gefördert, der 
BVolljtändigkeit halber gejtatte ich mir Abichriften der Aus— 
fagen Toeppens und Häflers einliegend gehorfamit einzus 
reihen. Ich darf ——— daß nach der erſteren der 
Sultan ſelbſt angegeben 
mit der Botichaft an Küntzel geſandt gehabt, letzlerer ſolle 
unbehelligt abziehen, als die eriten Schüffe fielen, und die 
Nichtigkeit dieſer Thatfache it fpäter von Omari Madi 
dem ꝛc. Toeppen bejtätigt worden. Desgleihen darf ich 
auf den in deuticher Ueberſetzung beigefügten Brief Fumo 
Bakaris an Toeppen vom 24. September hinweiſen, in 


at, er habe gerade Omari Madi Map . 


Pont Sa 


auinat 
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welchem der Sultan bezüglich der Ermordung des jungen 
Hom in Mtonumbi und des Behnfe in Idio beflagt, 
daß feine Leute über die ihnen ertheilten Befehle hinauss 
gegangen feien. 

Während meiner Anwefenheit in Lamu jind mir die 
Anſprüche auf Schadenserfag der aus dem Sultanat ges 
flüchteten Reichsangehörigen angemeldet und meinerjeits 
dem englichen Generalfonful zur Kenntnik gebracht; des— 
gleichen habe ich die Konfisfation der in Lamm befindlichen 
Vermögensgegenftände von Perſonen beantragt, welche an 
den FFeindjeligleiten gegen die Deutichen theilgenommen 
haben. Ich möchte nicht unerwähnt laſſen, daß ſowohl 
vom engliſchen Generalkonſul, wie von Admiral Sir 
Edward Fremantle den Neichsangehörigen jede mögliche 
Unterftüpung im entgegentommender Weile zu Theil ges 
worden iſt. 


In Lamu waren eben die Herren Guftav Denhardt 
und Lientenant von Carnap eingetroffen, PR mit einer 
Vollmacht der Direktoren der jtillen Gejellichaft, welche zu 
der Hüngelichen Erpedition das Geld zujanmengeichoffen 
hatten, und beauftragt zu retten, was nod von der Aus— 
rüftung etwa vorhanden fein würde, Die emglifchen 
Behörden haben; zu diefem Zweck ihre Hülfe bereitwilligit 
zugelagt. 

Am Nachmittag des 23. September hatte Fumo Valari 
nochmals jein Erjdeinen —* verweigert, und darauf 
begann der Admiral Fremantle am Morgen des 24. die 
Feindſeligleiten in der Weiſe, daß er zwei Bootslolonnen 
in die Creeks bis Mkonumbi beziehungsweiſe Baltia bei 
Idio ſchickte und die dortigen Dörfer niederbrennen lieh. 
Die Boote wurden bei ihrer Ankunft von den Eingeborenen 
beſchoſſen; jobald das Feuer aber mit Raleten und 
Granaten ermwibert wurde, ergriffen die Schwarzen die 
Flucht. An den Expeditionen nahmen bie beiden Deutichen, 
Meujchel und Friedrich, als ortsfundige Führer theil. An 
demjelben Tage bin ih mut S. M. Krz. „Schwalbe nad) 
Zanzibar zurüdgelchrt, da meine Anmwejenheit vor Lamu 
von feinem Nupen mehr jein konnte, 


Am 26. v. M. landete der Admiral 900 Mann bei 
Kipini und rüdte gegen Witu vor, das etwa 5 Marſch— 
jtunden von Kipini entfernt liegt. Seine Avantgarde 
wurde nächtlih angegriffen und drei feiner Leute ver: 
mundet. Während des Mares nach Witu wurden auf die 
Kolonnen dreimal Angriffe gemacht, die indeß auf engliſcher 
Seite mur einige leichte Verwundungen zur Folge hatten 
und am 27. vo, M. wurde die Stadt Witu ohne ernſt— 
lihen Widerſtand genommen und niedergebrannt. Der 
Sultan und die Einwohner waren landeinwärts geflüchtet. 
Die Bulvervorräthe, der Palaft des Sultans und das ans 
Baumſtämmen gebildete Stadtthor wurden in die Luft ges 
iprengt und der Abmiral erließ in Witu die in Ueberſetzung 
anliegende Proflamation, in welcher er auf den Kopf fFumo 
Balaris eine Belohnung von 10000 Nupien fepte. Am 
28. September fehrte das Grpeditionsforps nadı Kipini 
und von da an Bord der Schiffe zurüd, die in den folgenden 
Tagen nad) Mombafla rejp. ſpäter Zanzibar abfuhren. 
Bon Kipini jandte mir mein engliicher Kollege eine aus- 
—— Schilderung der Ereigniſſe, die in Abichrift ehr— 
erbietigft eingereicht wird. Wie Eure Excellenz aus der 
Anlage erjehen wollen, find auf der Expedition feine Werth: 
ger enjtänbde erbeutet worden, welche zur Gewährung eines 

Nabe für den erlittenen Schaden verwerthet werden 
könnten; es bleibt aljo nur übrig, die in Lamu beichlag: 
nahmten Vermögensgegenftände zu verjilbern und thunlichit 
zu verjuchen, die größeren Musrüftungsgegenftände ber 
Küntzelſchen Erpedition, wie Yolomobile ıc., die voraus— 
ſichtlich ungerftört geblieben find, vom Feſtlande nach Lamu 


u jhaffen. Dem Wali von Lamu find englifcherfeits ent 
—— Befehle zugegangen. 

Unter ben obwaltenden Umſtänden können vor der 
Hand weitere Maßregeln zur Wahrung der gejchädigten 
deutſchen —— meines Erachtens nicht getroffen 
werden und wäre meine Anweſenheit in Lamu ohne Nutzen. 
Auf das Feitland darf ſich aber vorläufig ein Europäer 
überhaupt nicht wagen; bei der Erbitterung der Eingebo- 
renen würde er ohne Weiteres niedergemadht werden. Meine 
bezügliche Anfrage, ob meine Yandsleute auf ihre Beſitzungen 
im Sultanate zurüdfehren dürften, hat weder der englilche 
Admiral, noch der engliiche Generalkonſul bejahend zu be- 


antworten vermocht. 
ge. Michahelles. 


Seiner Ercellenz dem Reichskanzler, General der Infanterie, 
Seren von Gapripi. 


Anlage 1 zu Nr. 32, 
(Neberjegung.) 
Erklärung des Standredts. 


In Gemäßheit der Inftruftionen, welche ich von der 
Negierung Ihrer Britiichen Majeftät empfangen Habe, er: 
fläre ih hiermit das Standrecht über das ganze Gebict 
des Sultanais von Witu von Mittag des 21. Dftober 
1890 an bis auf Weiteres. 

ge. ER. Fremantle, 


Vize-Admiral und Oberlommandant 
ber britijchen Seemacht in Dftindien. 


Gegeben an Bord Ihrer Majeftät Schiff „Boadicea“ 
zu Banzibar am 20. Dftober 1890. 


Anlage 2 zu Nr. 32. 
Lamu, ben 23, Dktober 1890, 


Vor mir, dem ng ag a erſchien heute, perfönlich 
befannt, der Kaufmann Kurt Toeppen, wohnhaft zu Lamu, 
und erflärte auf Befragen über die Vorfälle in Witu 
Folgendes: 

Am 13. September erhielt ih ein Schreiben bes 
Sultans von Witu, in dem er mich aufforderte, nach Mitu 
zu fommen, weil er „vieles mit mir zu beipredien habe”. 
Der Brief ift nicht datirt, aber am 12. September von 
Witu abgeſchickt. Am 15. September brad ich auf, war 
am 15. September Abends in Mkonumbi und fchlief im 
Zollhaufe. Mm nächften Morgen um 4'/, Uhr brad ich 
auf, war um 6 Uhr in Fungafombo, wo noch Niemand 
von der Morbthat wußte, und war gegen 10 Uhr im 
Utnaniwalde. Mein Begleiter war Penndorf. Das Blod- 
haus im Utuaniwalde war niedergebrannt, die Gebäude 
waren zerſtört und eima 20 Bewaffnete ftanden da in feinde 
feliger Haltung. Die zur Schamba gehörigen Lente hatten 
fih den Bewaffneten angejhloffen und der Auffeher der 
Leute, Scherau, theilte mir mit, daß die Guropäer alle er- 
mordet wären. Darauf ging ich mit Penndorf weiter 
nah Witu, auf dem Wege traf ich viele Bewaffnete und 
ging, in der Stadt angelommen, in das Haus des Dmari 
Madi. Dort ſaß der Sultan mit feinen Rathgebern, er 
Far zuerſt erichroden und trat hinter einen Pfeiler; als 
ich die Waffen ablegte, fan er hervor und erzählte mir 
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den Hergang der Sache folgendermaßen. Als Küntzel in 
Witu gewejen war, habe er ihn erjudht, das Land zu ver- 
lajien, und ihm verweigert, die früher in Dienften Küntzels 
befindlihen Sklaven zurüdzugeben. Küntzel habe Witu 
verlaffen und er, Fumo, habe den Befehl nah Mkonumbi 
geichict, der Expedition keine Nahrungsmittel zu verkaufen. 
Als er aber gehört, Küngel wolle Gewalt anwenden, ſchickte 
er Omari Madı nah Mlonumbi mit der Weifung, feine 
weiteren Schwierigleiten zu machen, nur dürfe Niemand 
landeinwärts gehen. Küntzel ſandte troßdem ſechs Leute 
nach Utuani; als er, Fumo, dies erfahren, habe er Sol: 
daten geihidt, um fie Holen zu laſſen. In Witu ans 
gekommen, erhielten die 6 Europäer ein Haus und Nah— 
rungsmittel. Als er, Fumo, hörte, daß Küngel käme, lieh 
er den Leuten die Waffen wegnehmen, weil er Gewalt: 
thaten von Künßel, der feinen Berjtand nicht habe, ber 
fürdhtete. Gleichzeitig beauftragte er Omari Madi, Künpel 
beim Eintritt in die Stadt zu entwaffnen. Als Küngel 
fanı, war er böſe über die Entwaffnung feiner Leute, er, 
Fumo, habe ihm gejagt, er habe an den engliichen Konſul 
in Lamu gejchrieben, Küngel möge die Antwort abwarten. 
Abends ſchickte der Sultan eine Lampe, die Küngel zurück— 
wies mit dem Bemerken, er wolle vom Sultan nichts ans 
nehmen. Am nächiten Morgen ſchimpfte Küngel auf 
offenem Plage in den fchärfiten Ausdrücken und jchrie, er 
jei fertig zum Schlagen, der Sultan möge ſich aud fertig 
maden. Die Soldaten Fumos waren wüthend und 
wollten gegen Küngel vorgehen, er, Fumo, habe fie zurück 
gehalten und gejagt, er mache fih aus Küntzels Schimpf- 
reden nichts. Darauf fam Omari Madi mit der Meldung, 
Küngel wolle nicht länger warten, jondern abziehen, 
Fumo habe erwidert, nun gut, dann möge Küngel abziehen. 
Während Omari Madi mit 5* Borfdaft auf dem Wege 
zu Küngel war, fiel der erfie Schuf. Der Sultan hörte 
zuerſt einen, dann noch einen Schußund darauf eine Salve. Nach 
Angaben der Witulente habe Küntzel am Thor den Thor— 
wächter aufgefordert, das Thor zu öffnen, leßterer —* erſt 
die Erlaubniß des Sultans einholen wollen und ſei dann 
von Küntzel niedergeſchoſſen. So habe fid der Kampf ent 
ſponnen und feine, Fumos Verſuche, feine eigenen Leute 
zurüdzuhalten, jeien vergeblih gewejen. Er jei über den 
Vorfall jehr beirübt, den er nicht hätte hindern können, 
ohne Küngel wäre alles in Frieden abgelaufen. 

Nah der Erzählung verließ der Sultan das Haus 
mit feinen Begleitern,. nur Omari Madi blieb, der mir 
noch einige Einzelheiten erzählte, 5. B. Küntzel habe ge: 
äußert, er fuche nur einen Grund, um die Feindfeligkeiten 
anzufangen. 

Nach dem Eijen jchicte ich zum Sultan und bat um 
die Erlaubniß, die Gefallenen zu beerdigen, Fumo lieh 
jagen, er geftatte es gern, indeß alle Soldaten und Medizin 
männer widerſetzten I, weil es gegen die Gebräuche jei; 
ein Feind des Sultans werde nicht beitattet. Wir gingen 
vor das Thor, um die Öefallenen zu jehen, etwa 30 Schritt 
außerhalb des Thores lagen vier nadte Yeichen. 

Am 17. September jandte der Sultan zu mir, Penn— 
dorf und ich ſollten jchleunigit abreifen, er könne bei der 
Aufregung nicht für unfer Leben einftehen. Ich wünſchte 
den Sultan zu jehen, wurde aber nicht vorgelaſſen; Fumo 
orbnete noch an, wir jollten über Kipini und nicht über 
Mtonumbi gehen, und trieb zur jchleunigen Abreiſe. Um 
11 Uhr Vormittags marſchirten wir mit 10 Sultansfoldaten 
und Bana Ali nad Kipini; 2 Stunden fpäter jahen wir 
die Spuren eines Europäers, vermuthlich des Entjlohenen, 
und eine halbe Stunde vor Kipini jandte ih auf Rath 
des Bana Ali die Sultansjoldaten zurüd, um den Flücht—- 
ling nicht in ihre Hände zu liefern. In Kipini ging ich 
zum Alida, der den Meuſchel jchon aufgenommen hatte, 
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und in der darauf folgenden Nacht beitiegen wir um 
1 Uhr Nachts die Dhau umd fegelten nah Lam. 
Am 286. September empfing ich einen Brief Fumos 
über die Vorfälle in Mfonumbi, den ich in Original und 
Ueberfegung zur Verfügung ftelle. 


Vorgelefen und genehmigt 
gez. Kurt Toeppen. 


g. m o. 
gez. Michahelles. 


Anlage 3 zu Ar. 32. 
Lamu, den 23. Dftober 1890. 


„, Vor_ mir, dem Unterzeichneten, erſchien Heute ber 
frühere Student Friedrich Häßler aus Augsburg und gab 
auf Beiragen über die Vorgänge in Witu das Folgende an: 

Am 30. Muguft traf em Brief des Sultans in 
Mkonumbi ein, der uns aufforderte, nad Witu zu kommen, 
d. 5. Küngel und ein Europäer erhielten die Erlaubnif, 
hinaufzugehen. In Witu angelommen, empfing uns ber 
Sultan —E erklärte aber, er lönne dem Küngeljchen 
Unternehmen feine Arbeiter ftellen, jo lange nicht der 
engliiche Konſul ſchriftlich erklärt habe, engliicherjeits werde 
gegen das Unterchmen nichts eingewendet. In einer 
zweiten Audienz wurde auch die Frage behandelt, daß ber 
Sultan ſich mit der Erpedition affoziiren und befonders am 
Tabafsbau betheiligen werde. Beim Berlaffen der Stadt 
hatte id den Eindrud, da der Sultan gegen das Unter: 
nehmen nichts einzumenden habe. 

In Mkonumbi wurden die Sachen ausgepadt und ein 
Schuppen erbaut. Am 9. September kam ein Brief bes 
Sultans an den Alıda in Mkonumbi, es follten feine 
Lebensmittel mehr verabreicht werden und das Haus fei 
niederzureien. Wir traten aber den Mlonumbileuten be 
waffnet entgegen und dieſe liefen weg. Am 10. Morgens 
ließ Küngel den Leuten drohen, er werbe das Dorf nieder: 
brennen, wenn fie nicht zu den früheren Breifen verkauften 
oder wenn fie das Haus angreifen würden. Mm 11. traf 
Omari Madi ein mit der Bolſchaft des Sultans, jener 
Brief ſei gefälſcht, die Dorfleute follten weiter feine 
Schwierigkeiten machen. Die nächſten Tage verliefen ruhig. 
Am 13. rüdten Meufchel mit Urban, Stauf und den 
2 Bimmerleuten nah Utani, Nachmittags kam Drottlef 
nad, um die Uebrigen zur Vorficht und Wachſamkeit aufs 
zufordern. Ich blieb mit Küngel, den beiden Horn und 
dem Dolmetſcher zurüd; Omari Madi blieb bei uns; 
Abends traf aud Wei aus Lamu ein. Am Tage zuvor 
war ein Brief aus Witu eingegangen, in bem Fumo 
Bakari auf Beſchaffung der Erlaubnii des engliichen Konz 
juls drang. An der Nadıt vom 13. bis 14. fam ein Brief 
aus Witu an Omari Madi und am 14. um 9 Uhr brachen 
Küngel mit dem jüngeren Horn und Omari nah Witu auf. 
Am 14. Nachmittags famen drei Träger der Expedition 
von Utuani zurüd und jagten auf Befragen aus, die Witus 
leute hätten fie am Arbeiten verhindert; wir glaubten ihnen 
aber nicht, hielten fie für Ausreiker und ließen fie binden. 
Am 15. Morgens 6'/, Uhr fuhr ich mit Herrn Weiß auf 
einer Dhau nad Lamu. Am 16. traf die Nachricht über 
die Ermordung Karl Horns in Mlonumbi ein; der Dol- 
metſcher brachte dieſe Nachricht und zugleich diejenige über 
die Ermordung der Europäer in Win. Der Dolmeticher 
Jama ben Juſſuf hat den Brief des Sultans nicht jelbit 

elejen, der die Ermordung des Horn angeblih_anordnete, 
—— nur geſehen, wie der Brief dem alten Sultan ben 
Ali gezeigt wurde, worauf dieſer ſagle, nun ſei für ihn nichts 
mehr zu madhen. Horn wurde von drei Wituastaris ges 








tödtet. Jama wurde durch die in Mlonumbi anmwejenden 
Somalis befreit. 

Nah einem Briefe” des Sultan ben Mli find Die 
Effekten in Mkonumbi in Verwahrung genommen, nad) 
Angabe des Boten war ein Theil vorher nah Witu ges 
ihafft und von bort zurüdgeichidt worden. 


Vorgeleſen und genehmigt 
gez. Häßler 
se m o. 
ge. Michahelles. 


Anlage 4 zu Nr. 32. 


(Ueberjetung.) 
Krief Sultan Bakari's an Toeppen. 


Seit Du von Witu abgereift bift, bis heute habe id 
feine Nachricht von Dir und ich erwarte folde von Dir. 
Und als Du abgereift warjt und wir Abjchied genommen 
hatten, am dritten Tage kam Nachricht, dab die Europäer 
m Mlonumbi und in Waongoni cn) ermordet worden 
find, ich ärgerte mich fehr über dieſe Nachricht, denn wir 
hatten anders unter uns abgemacht und dieſe Nichtsnuße 
* anders gethan Fr; meinen Beſehl; Ich und Du, 
eit wir uns lennen, haſt Du mich nichts Schlechtes Un⸗ 
wahres) thun geſehen und auch Andere haben nichts 
Schlechtes von mir geſehen. Ich will mit anderen Leuten 
nur wahr ſprechen. 


9 Safer (etwa 24. September). 
(Siegel des Sultans von Wit.) 


Anlage 5 zu Nr. 32, 


(Ueberjegung.) 
Behanntmadhnng. 
Hauptquartier Witu, den 27. Oltober 1890. 


Es wird hierdurch Folgendes zur öffentlichen Kennt» 
niß gebradıt. 

Da der Sultan Fumo Balari von Witu fich gemeigert 
bat, Genugthuung zu leijten für die f iche und ſchaͤnd⸗ 
iche Ermordung von neun Deutjchen, welche kürzlich inner 
halb feiner Beſitzungen mit feiner Kenntniß ober Geneh- 
migung ftattgefundben hat; 

und da ber genannte Sultan ferner auf orbnungs- 
mäßige Vorladung ſich gemweigert hat, vor den geſetzlich 
eingejegten britiichen Autoritäten ſich zu verantworten ober 
die Unterfuhung diefer Verbrechen zu erleichtern; 

und da der genannte Sultan Fumo Balari nunmehr 
die Fucht ergriffen umd fi) der Gerechtigkeit entzogen hat; 
fo jege ich, Vize-Admiral Edward Robert Fremantle, Ober 
fommandant der britifcheoftindiichen Station, hiermit eine 
Belohnung von zehntaufend Rupien (Rpn. 10000) für 
benjenigen aus, welcher den genannten Sultan Fumo 
Bakari feftnimmt und ihn der Gerechtigkeit in die Hände 
der britiichen Behörden zu Waller oder zu Lande an ber 
Küfte oder in Zanzibar überliefert. 

Die Belohnung wird in dem Büreau bes Agenten 
und Generaltonjuls Ihrer britiichen Majeftät in Zanzibar 


zahlbar jein. 
3 € R.Fremantle, 
Vize-⸗Admiral, Kommandant der Seemacht in Witu. 


— ⸗ 


Altenſtücke zu ben Verhandlungen bes Reichsſstages 1890. 
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Anlage 6 zu Nr. 32. 
(Ueberjegung.) 


An Bord I. M. Schiff „Boadicea“ vor Kipini. 
Vom 30. Oktober 1890, 
Mein Herr. 

Im Anſchluß an die Telegramme, welche ich bie 
re hatte, an Sie zu richten, unterlaffe ich nicht 
en nunmehr mitzuiheilen, daß bie britiihe Expedi— 
tion, welde am 26. d. M. unter dem perjönlichen Be— 
fehl des Admirals Sir E. Fremantle von Kipini auf 
en i — am 28. d. M. an die Küſte zurückge— 

ehrt iſt. 

Wie Ihnen bekannt, war der einzige Zweck ber Expe— 
dition, für die graufame und verrätheriihe Ermordung 
bes Herm Küntzel und feiner Genoffen am 15., 16. und 
18. September eine möglichft exemplariſche Strafe eintreten 
zu laffen, den Verſuch zu machen, alles den Deutichen 
entwenbete Eigenthum wieder zu erlangen, und wenn thuns 
lih, von dem Sultan von Witu für die Verlufte und Nach— 
theile, welche die in dem Gebiete von Witu anfälfigen oder 
begüterten deutſchen Untertanen durch ihn oder durch jeine 
—— erlitten hatten, Entſchädigung beizutreiben. Der 
Admiral Sir Edward Fremantle benachrichtigt mich jetzt, 
daß, fomweit die Veftrafung in Frage fommt, alles, was 
möglih mar, geleiftet worden if. Am 24. d. M. find 
zwei große bewaffnete Abtheilungen von Ihrer Majejtät 
Schiffen „Boadicea“, „Coſſack“ und „Brist“ durch den 
Admiral von Lamu ausgelandt worden, um die Dörfer 
von Mlonumbi, Baltia, Hadiofoma und Hadiojifa, deren 
Einwohner bei der Ermordung von Carl Horm und Behnke 
erwiejenermaßen betheiligt waren, anzugreifen und zu zer 


Die den beiden Expeditionen ertheilte Aufgabe wurde 
innerhalb der Grenzen der Möglichkeit völlig durchgeführt. 
Die Dörfer wurden vollftändig zerſtört. Es wurden indeh 
feine Verhaftungen vorgenommen, da die Eingeborenen im 
DER ſich verſteckt hielten, wohin ihnen Niemand folgen 

unte, 

Die Erfahrung Ihrer eigenen Offiziere unter ähn— 
lihen Umftänden wird Ahnen bereits die Schwierigkeit 
Mar gemadt haben, in folden Fällen Gefangene zu 
machen, 

Am 27. d. M. wurde die Stabt Witu durch Admiral 
——— eingenommen und niedergebrannt. Des Sultans 

aſt und das Pulvermagazin wurden in die Luft ge— 
ſprengt und die Bertheidigungseinrichtungen zerſtört. Einige 
70 bis 80 Feinde find der Schätzung nad) getödtet und 
verwundet worden. Der Sultan Fumo Balari ergriff bie 
Flucht und Admiral Fremantle Hatte eine öffentlidhe Be— 
fanntmadhung erlaffen, in welcher er demjenigen eine Be— 
lohnung von 10 000 Rupien at der ihn ber Ger 
rechtigkeit überliefert. Eine Abfchrift ift beigefügt. Ge— 
fangene wurden nicht gemacht. 

Sch bedaure aber, mittheilen zu müflen, daß nad) 
einer Benachrichtigung des Admirals Fremantle nichts ge 
funden wurde, was im irgenb einer Weife zur Entichädi= 
gung für die Verlufte dienen könnte, welche die deutſchen 

nfiedler erlitten haben. Bewegliches Eigenthum von irgend 
welchem Werthe fand fih in Witu nicht vor, weder baares 
Geld, noch Gelbeswerth. 

Bei der Expedition gegen Witu ſowohl als bei ben- 
jenigen, welche der Abmiral zur Beſtrafung der Dörfer 
von Meonumbi und Baltia ausfandte, lud er in höf— 
licher Weiſe zur Theilnahme ein die Herren Meujchel, 
Häßler und Friedrich, welcher als die hauptjächlich 

10 


1190 





durh die jüngften Ereigniſſe Beſchädigten erſcheinen. 
Gewiſſe Ländereien, welde dem Vernehmen nah dem 
Bana Heri von Malatua, dem Hauptanftifter der Er— 
mordung bes Herrn Benke, gehören und in Lamu belegen 
find, find bereit3 mit Befchlag belegt worden und werben, 
wie ich hoffe, auf Befehl des Sultans von Zanzibar ver— 
kauft werden. Herr Friedrich hat mir außerdem die Namen 
zweier reicher Araber angegeben, deren Sklaven von- ihm 
als die wirklichen Mörder des Herrn Behnte bezeichnet 
werden. Ich bin dabei beichäftigt, im Einvernehmen mit 
dem Sultan von Zanzibar dieſe Sache eingehend unter 
fuchen zu laffen. Sollte fich herausftellen, daß diefe Araber 
bei der Mordthat irgendwie betheiligt find, jo wird ihr 
Grundbejig ebenfalls mit Beichlag belegt werben. 

Dem Wali von Lamu habe ich nach gepilogener Bes 
rathung mit Admiral Fremantle und mit deſſen Zuſtim— 
mung gejchrieben umd ihn erfucht, ſofort die ihm geeignet 
ſcheinenden Schritte zu thun, um die jchweren Kolli mit 
Maſchinen in Sicherheit zu bringen, weldhe noch in 
Meonumbi liegen und jih für die Mitnahme durd die 
nad; jenen Dörfern kürzlich entjandte Straferpebition zu 
umfangreic) erwiejen. 

Zum Schluß, mein Herr, möchte ich Ihnen die Ver— 
fiherung geben, daß Admiral Fremantle, feine Offiziere 
und id) felbft, den Anweifungen Ihrer Majeftät Regierung 
gemäß, Alles gethan haben, was irgend gejchehen konnte, 
um die Thäter der begangenen Verbrechen der Geredhtig- 
feit zu überliefern, eine angemeffene Beftrafung diefer Ver: 
brechen herbeizuführen und jeden möglihen Erjap für die 
Berlujte zu erhalten, welche deutſche Reichsangehörige leider 
erlitten haben. Unglüdlicherweije hat es fid) nicht ermög— 
lichen laſſen, die Hauptanftifter diefer Verbrechen feſtzu— 
—— und die Entſchaͤdigungsfrage zu erledigen. Nichts— 
deſtoweniger ijt die Strafe, welche Admiral Fremantle und 
die Macht unter feinem Befehle volljtredt hat, eine ſchwere 
und von dauernder Wirkung, und unfer Vorgehen wird 
nicht nur dazu dienen, das Leben der Europäer in Dit: 
afrifa für die Zukunft jicherer zu gejtalten, jondern wird 
aud), wie ich gerne vertraue, der Welt im Allgemeinen 
einen bemerfenswerthen Beweis von ber Feſtigkeit der 
Bande ber Freundſchaft und Sympathie geben, welche die 
beiden Mächte — Großbritannien und Deutihland — in 
Ditafrifa und anderswo vereinen. 

Sch Habe u. ſ. w. 

95. €. B. Euan Smith, Oberft. 
Ihrer britiichen Majeftät Agent und Generaltonful. 


An den Kaiſerlich deutfchen Generalkonjul 
Herrn Michahelles. 


Nr, 165. 


Berlin, den 26. November 1890. 
Dem Reichstag beehrt fich der Interzeichnete, unter 
Bezugnahme auf fein Schreiben vom 6. Juni d. 3.,*) anbei 
eine weitere Sammlung von Altenftüden, 
Ditafrifa betreffend, 


vorzulegen. 
Der Reichskanzler. 


von Gaprivi. 
An den Reichstag. 


*) cfr. Nr. 47 ber Reichstags ⸗Druckſachen. 
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AM 57. 


An Bord der „Ethiopia”. 
Nothes Meer, den 7. Juni 1890. 
Eingegangen in Berlin den 18. Juni 1890, 


Euer Excellenz berichte id) über die Wiedereinnahme 
des ſüdlichen Theils des Küftengebiets unferer Intereſſen⸗ 
ſphäre, ſowie über die Vorgänge in Dftafrifa bis zu meiner 
Abreife ganz gehorfamft Folgendes: 

Gemäß den zur Operation gegen den Süben gegebenen 
Anordnungen, welche ich die Ehre hatte, Euer Ercellenz 
im vorigen Monatsberichte zur hochgeneigteften Kenntniß- 
nahme ganz gehorfamit — waren Die geſammten 
Truppen und Fahrzeuge am Abend des 29. April in Dar- 
eö-Salam verfammelt. S. M. S. „Carola“ war bereits 
nah Kilwa Kivindji vorausgegangen, um die Stabt zu 
beobadıten. Am 30, Morgens fand die Einfchiffung ber 
Truppen ftatt und liefen nody am Vormittage S. M. Krz. 
„Schwalbe“, ferner die Fahrzeuge „Harmonie”, „Barama*, 
„Münden“, „Mar“ und „Bejuv” aus dem Hafen aus, 
Der Sübweitmonfun hatte um volle 14 Tage früher eins 
geießt als gewöhnlich, und zwar mit folder Kraft, daß 
unjerer Reife erhebliche Hemmmiffe ſich entgegenftellten. Wir 
waren gezwungen, bejonders der „Harmonie“ wegen, in 
den Mafia-Kanal — und zweimal Nachts zu 
ankern. Erſt am 2. Mai trafen wir auf der Höhe von 
Kilwa Kivindji ein, woſelbſt auf der Rhede S. M. ©. 
„Garola” und das engliſche Kriegsſchiff „Zurquoije” lagen. 

Da nad dem Urtheil des Herrn Korvettenfapitän 
Hirfhberg wie bed Kapitäns der „Harmonie“ für legtere 
bei weiterem Ankämpfen gegen den immer noch anhaltenden 
fteifen Monſun die Gefahr des Kenterns vorlag, mußte 
ber verabredete Plan für die Landung der Truppen aufs 
gegeben und als Landungsplag der Hafen von Kilwa 
* gewä — —* reg ne 

rzeuge nad dahin mit Ausnahme der „Harmonie“, 
welche innerhalb der Riffe nah einem noch nörblicheren 
Punkte gefandt werden mußte, erfolgte noch am gleichen 
Nahmittage. Wir erreichten den Hafen von Kiſiwani 
4 Uhr Nachmittags, und gelang es, da ſich die Bewohner 
nicht feindjelig benahmen, nod bis zum Einbrechen der 
Duntelheit die Truppen an der Sübfpige der von Kilwa 
Kivindji nady Süden auslaufenden Halbinfel zu landen. 
Während der Nacht zum 3. Mai marichirte ich in die Nähe 
der weiter nörblid in ruhigem Wafler ankernden „Har— 
monie”. Mit Tagesarıb des 3. wurde ber Rejt meiner 
Zruppe von der „Harmonie” gelandet, wobei mir wieber 
S. M. Kız. „Schwalbe” die bereitwilligite —— 
— Noch während der Landung wurden meine na 

orden vorgeſchobenen Vorpoſten durch einen Trupp von 
200 Mann, * offenbar auf die Nachricht unſerer Landung 
hin von Kilwa Kivindji ausgeſandt war, angegriffen. Der 
Gegner wurde nach kurzem Gefechte unter bedeutendem 
Verluſte zurückgeworfen. — Obgleich meine Leute, beſonders 
diejenigen, welche auf der — eingeſchifft geweſen 
waren, nach dem ſchweren Arbeiten der Schiffe und den forts 
währenden Regengüffen total erſchöpft waren, trat id) den 
Marih nad Norden fofort nach vollendeter Landung an, 
um Kilma jo wenig als möglid 2 zu Ge —— 
gegen einen Angriff von Land zu laſſen. Gefangene n⸗ 
geborene, die von einer Patrouille in der Nacht eingebracht 
worden waren, dienten als Führer. Ich ging zunächſt der 
Küſte lang nach Norden, bog aber dann nach Nordweſien 
ab in der Nichtung auf den Kifimo-Berg. Der Vortrupp 
unter Chef Leue jtieß bei jedem eine Vertheidigung bietenden 
Terrainabſchnitt auf Araber und Kilwaleute, warf jedoch, 
nah einigen Salven jofort zum Sturm vorgehend, den 
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. ©. „Garola" und 
„Schwalbe* hörbar. Als wir uns gegen 8 Uhr der Stabt 
von Südweſten näherten, bdirigirte ih das II. Bataillon 
(jedes Bataillon zu 3 Kompagnien von 120 Mann) auf 
den Süden der Stadt, das I. auf die Wejtlinie derjelben, 
während das III. Bataillon als Reſerve folgte. Dicht vor 
der Stadt ließ ich einige Granaten im diejelbe werfen und 
fanbte eine ftarfe Patrouille rechts nach dem Meeresitrand 
mit der deutſchen Flagge, um ber Marine ein open zum 
Einftellen des Feuers zu geben und zum Angriff vorgehen 
zu können. Bu unſerer nicht geringen Ueberraichung famen 
wir in die Stadt, ohne Feuer zu erhalten. Diefelbe war 
während der legten Nacht flüchtig geräumt worden — das 
KRlügite, was der Gegner I {hun können, denn die Stadt 
war nad Land zu nicht befeftigt, und hätte nach Erjtürmung 
bes ſüdlichen Stadttheils das I. Bataillon von Weften her 
den Nüdzug des Tyeindes abgeichnitten und denjelben in 
den Terrainabichnitt zwiſchen ber Meeresfüfte und den 
Fluß gedrängt, wo er ertrunfen oder in unfere Hände ges 
allen wäre. Nad der See zu war Kilma ftark befeftigt 
durch mit Boden ausgefüllte doppelte PBallifadenreihen. 
An verfchiedenen Stellen waren reguläre Baftionen gebaut; 
im Norden und Süden ftießen die Befeftigungen an Knigge. 
Die —— beſtand in acht Geſchützen. Die Stärle des 
Feindes wurde uns von zurückkehrenden Indern auf 5000 
bis 7000 Mann angegeben. Kameele, Eſel, Rind» und 
Kleinvieh in großer Sahı waren zurüdgelajjen, desgleichen 
Geihüpmunition und eine große Anzahl von Gemwehren, 
Eirca der vierte Theil der Stadt war niedergebramnt durch 
zünbende Granaten oder nad) Ausſage der Inder durch 
erlegen des flüchtigen Syeindes. Den nod am gleichen 
age fich wieder einftellenden Indern und Banianen, bie 
fih bei der allgemeinen Flucht in der Nähe der Stadt in 
ben Maisfeldern verborgen hatten, theilte ih mit, daß das 
auf der Rhede liegende engliſche Kriegsichiff bereit fei, fie 
nad) Zanzibar zu überführen. Tags darauf jchifften fich 
117 von benfelben, worunter nur 12 Männer, auf der 
„Turquoiſe“ ein; die übrigen etwa 200 verblieben in der 
Stadt. Am 5. Mai begann zunächit das Löſchen der zur 
Herftellung einer proviſoriſchen Befeftigung nöthigen Mate— 
rialien und der Gejhüge. Nod hatte es feit unjerem Ab— 
gange von Darsed-Salam nicht aufgehört, Tag und Nacht 
in Abjägen zu regnen, jo daß die ganze Truppe jeit der 
Zeit nicht troden geworben war. Kilwa, übrigens die 
größte Stad an der ganzen dem Sultan gehörigen Küſte, 
mit vielen Steinhäufern, war durch dieſe Niederichläge 
fo zu jagen in einen Sumpf umgewandelt. Daß unter 
diefen Umständen, befonders da Erdarbeiten nicht zu ver— 
meiden waren, in der fchlechteften Jahreszeit Malarias 
Infektionen in großem Umfange ftattfinden würden, war 
vorauszujehen. In den nächjten Tagen ſandte ich eine 
Patrouille von 3 Kompagnien auf mehrere Stunden in 
das Hinterland; dieſelbe fehrte mit der Meldung zurüd, 
dab der erfte Halt der flüchtigen Aufftändifchen 7 Stunden 
von Kilwa ernt wäre. Am 8. waren die Befeftigungen, 
die Verbindungs- und Bertheidigungseinrichtungen von 
vier Steinhäufern jo weit gediehen, daß ich beichloß, nad 
Lindi aufzubrehen. Ich übergab die Station mit 15 
Europäern, 2 SKompagnien und 5 Geichügen Chef 
von Zelewski. 
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Nah Beendigung der Einfhiffung gingen wir am 
Mittag des 9. mit S. M. SS. „Carola“ und „Schwalbe*, 
der „Barawa“, „München“ und dem „Veſur“ nad Lindi 
in See, mo wir am Morgen des 10. eintrafen. Die 
„Harmonie“ blieb in Kilwa zurüd. Die Operationen 
gegen Lindi eröffnete auf mein Anſuchen S. M. Schiff 
„Carola“ mit 3 ſchweren Granaten von der Rhede aus, 
während die anderen Schiffe in den Lindifluß einfuhren. 
Da legtere von beiden Seiten des Fluſſes Feuer erhielten, 
entwidelte S. M. Krz. „Schwalbe“ ein intenfives Feuer 
auf 400 Meter, das jeine Wirkung nicht verfehlte und 
eine verluftloje Landung meiner Truppe ermöglichte. Ich 
ließ 5 Kompagnien nad allen Seiten b die Stadt 
vorgehen und das dichtbuſchige nächte Hinterland vom 
Feinde jäubern; ein Trupp deffelben, der ſich im Nord— 
often der Stadt feitiegte, wurde nach einem energijhen An— 
lauf zerftreut. Ein Bataillon bezog Vorpoſten umd die 
übrigen Truppen begannen nod an demſelben Tage mit 
Löſcharbeiten. Gegen Mbend zurüdkehrende feindliche 
Trupps, die unjere Vorpoſten an verjchiedenen Stellen an— 
griffen, wurden ſiets abgeichlagen, ohne größere Verluſte, 
da das Terrain überall Deckung gewährte. Bei dem bis 

egen 2 Uhr Nachts fortdauernden Geplänkel wurde dies— 
eitS ein Unteroffizier verwundet. Zur proviſoriſchen Des 
feftigung wurbe die Verbindung von drei Steinhäufern 
auserjehen und jofort mit den nöthigen Arbeiten begonnen. 
Der bedeutendite Araber Selim ben Selum fehrte mit der 
weißen Friedensflagge nad der Stadt zurüd und bot jeine 
wie fänmtlicher Araber Unterwerfung an; ebenjo fandten 
die beiden Hauptführer der Aufftändifchen in Lindi Boten 
mit weißen Slaagen, auf benen Briefe mit Bitten um 
Frieden und Begnadigung aufgeheflet waren. Eingeborene 
fehrten fortwährend in die Stadt zurüd. Am 11. ging 
SM. S. „Carola” in See, zeigte fi vor Milindanı 
und fehrte von da nad) Zanzibar zurüd, Am 12. ging 
ich mit der „München“ den Lindifluß aufwärts, bejuchte 
dabei die Niederlaflung des obengenannten Selim ben 
Selum, wo ſämmtliche Araber der Umgegend verjammelt 
waren, um mir ihre Unterwerfung —— Am 13. 
übergab ich die Station mit 18 Europäern, 2 Kompagnien 
und 6 Geſchützen Chef Lieutenant Schmidt und brad) nad) 
Verihiffung der übrigen Truppen nad Mikindani auf, wo 
wir Nadjmittags 4 Uhr einliefen, 


Ich Hatte von Lindi aus über Land an den Wali 
von Mikindani einen Brief geſandt mit der Aufforderung, 
fi) bei meinem demnächſtigen Eintreffen friedlich zu untere 
werfen — Kilwa und Lindi feien bereits von mir bejeßt, 
— Bei der Einfahrt in ben Hafen famen uns denn aud) 
Boote mit weißen Flaggen entgegen, die mir Briefe vom 
Bali, die Unterwerfung der Mikindanibewohner enthaltend, 
überbradhten. Ih ging mit einem Offizier an Land und 
fand beim Fort gegen 100 meift bewaffnete Araber zum Schauri 
verjanmelt. Ich theilte den Leuten mit, daß ich am nächften 
Morgen bie Truppen ausihiffen und mit bem Bau einer 
Befeftigung beginnen würde, und ermahnte die Einwohner 
ID ruhig in den rings um den Hafen dicht gelegenen Orts 
haften zu verhalten. Bei Tagesanbrudy bes 14. fand bie 
Landung ftatt. Es wurde eine um ein paflenbes Stein- 
haus liegende Ortſchaft geräumt zur Unterkunft für meine 
Leute und mit Vorbereitungen zum Bau der Befeftigung 
begonnen. Nur ein Dorf, das einzige, das bie weiße 
Flagge nicht gehißt hatte, wurbe fühl geräumt. Nach⸗ 
dem id nod den Wali, den Zemadar und Alida bes 
Sultans in meinen Dienft genommen und fie zu Gehorfam 
verpflichtet hatte, überließ ich die weiteren Arbeiten Herrn 
Ehef Dr. Schmidt und ging mit der „München“ in See 
nah Zanzibar zurüd. Chef Dr. Schmidt hatte den Befehl 
erhalten, nad) Beendigung der Befeftigung die Station 
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mit 11 Europäern, 2 Kompagnien 4 Geihügen an Chef 
End zu übergeben, bie beiden übrig bleibenden Kompagnien 
nad a und Pangani zurüdzufenden und jelbjt 
mit S. M. Krz. „Schwalbe” nah Zanzibar zu kommen. 

Auf der Rüdfahrt lief ich Lindi und Kilma nochmals 

an und fand daſelbſt Alles in befter Ordnung. In Kilwa 
ig ſich einige Hundert Eingeborene wieder eingeftellt; 
er größte Theil ber Aufftändifhen war allerdings noch 
einige Tagereifen von Kilma entfernt verfammelt. Kilwa 
Kifimani hatte als Vertreter einen völlig verarabifirten 
Italiener, jetzt Juffuf genannt, an Chef von Zelewski ge- 
fandt mit der Bitte, auch in Kifimani Truppen zu garnis 
joniren. Der Gejundheitszuftand in Kilma war, wie vor- 
auszufehen, ein jchlechter. Den „Mar”, den ich von Kilwa 
nah Zanzibar zurüdgejandt Hatte, traf ich dortjelbft mit 
der europäifchen Bolt wieder an; berjelbe brachte Die 
Nachricht, daß der Araber Mohamed bin Kaſſim, der ganz 
allgemein bejchuldigt wird, im Jahre 1885 den bdeutichen 
Kaufmann Giefete in Tippu Tipps Lager ermordet zu 
haben, gefangen je. Nach nochmaligem Antern —— 
chlechten Wetters in der Dſchungubai erreichte ih Zanzibar 
am Nachmittag des 17. 

Bei den großen Entfernungen nad den füdlichen 
Häfen und bei der fajt unausgejeßt ſechs Monate andauern= 
den hohen See des Südweſt-Monſuns werbe ich eine fichere 
Verbindung mit dem Süben nur durch die vom Sultan 
gechartete „Bawara“ aufrecht erhalten können. Die „Dar- 
monie“ ift durchaus dieſen Berhältniffen nicht gewachſen, 
und bie drei anderen Fahrzeuge find zu Hein. 

Am 18. Mai ging ih nad Saadani. Während 
meiner Anmejenheit ließ mir Bana Heri jein Schwert über- 
reihen als Zeichen feiner volljländigen Unterwerfung, mit 
der Bitte, ihm ein anderes zu jenben, dab er von num ab 
nur in deutſchen Dienften tragen werde. ch erfannte ben 
obenerwähnten Mohamed bin Kaffim, ben ich vor brei 
Jahren am Lualaba fennen gelernt hatte, und ſandte den— 
felben nad Bagamoyo, wo id ein Kriegsgericht über ihn 
angeordnet habe. Nach Zanzibar zurüdgelehrt, wandte ſich 
Seyyd Ali an mid) mit dem Erjuchen, ihm feinen Unter 
thanen ar gr bin Kaſſim auszuliefern, was ich jedoch 
abihlug. Der Genannte wird, wenn feine Verbrechen ers 
mwiejen find, vorausficdhtlih zum Tode verurtheilt werben. 
Unterdeſſen waren auch von den übrigen Stationen durch— 
aus befriedigende Meldungen eingegangen. Nachdem ich 
mid) bei dem Sultan Seyyb Ali — atte, trat 
ih am 26. Mai ben mir von Seiner Majeſtät Allergnädigſt 
bemwilligten Urlaub an. 

ge. Wihmann. 





Seiner Ercellenz dem Reichskanzler, General der Infanterie, 
Herrn von Gaprivi. 
NM 58. 


Banzibar, den 26. Mai 1890. 
Eingegangen in Berlin am 18. Juni 1890. 


Euer Excellenz berichte ich über die Eroberung bes 
Sübens gehorfamft Folgendes: 

Es hat bei ber zur Eroberung feſtgeſetzten Zeit zwei⸗ 
mal eine Verzögerung eintreten müſſen, weil einmal bie neu 
angeworbenen Sudaneſen — 600 — nicht rechtzeitig ein— 
** und als dies am 2. April geſchehen war, es ſich 
—— daß fie noch einer langen militäriſchen Aus— 

ildung, bedurften. Dieſe war Ende April vollendet und 
fonnten ſomit die Operationen beginnen; auch hatten die 
Unterhandlungen wegen Charterung von Qiransport- 
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—— an dem paſſiven Widerſtande des Sultans zu 
ei 


Der Plan gu Eroberung Kilwas war folgender: 

Während S. M. S. „Carola“, vor Kilwa liegend, 
die Stadt durch Teuer beunruhigt und ſowohl hierdurd), 
wie durch Manöver mit Booten glauben macht, ein Anz 
griff ſei von ber Seeſeite geplant, geht Major Wißmann 
mit jeinen Truppen aus Sichtweite des Landes und, bes 
gleitet von S. M. Krz. „Schwalbe“, nah dem Hafen 
KilwasKifiwani, landet dort unter Schutz S. M. Krz. 
„Schwalbe“ und marſchirt gegen Kilwa, weldjes bis zu 
feinem Inſichtlommen durch S. M. S. „Carola und 
„Schwalbe“, welch Iegtere inzwiſchen nad Kilwa kommt, 
bombardirt wird. Zu einem günftig erjcheinenden Zeit— 
punft, d. 5. bei der Ankunft Wißmanns vor der Stadt, 
macht bie Bootsdivifion beider Schiffe einen Angriff auf 
den nörblichen Theil der Stadt, um die Truppen zu zer 

littern. Entſprechend dieſem Plan war vereinbart worden, 
iß S. M. S. „Carola“ am 1. Mai gegen Mittag in 
Kilwa eintreffen und Abends und während ber Nacht 
mit den Schiffsgeihügen in größeren Baufen feuern ſolle. 

Am 2. Mai, Morgens, zu welder Zeit Major Wiß— 
mann in Kifiwani landen wollte, follte ein heftiges Bom- 
barbement beginnen, welches bis zum Eintreffen ber Truppen 
Major Wißmanns, welche durch jdiwarzeweißerothe Flaggen 
fermtli waren, fortgefegt werden jollte. 

Zunächſt ftellten fi) dem Transport der Truppen uns 
überwindliche Dinderniffe entgegen, die, wenn ich mich nicht 
umter dieſen Umjtänden bereit erHlärt hätte, einen Theil 
des Landungsforps auf S. M. Krz. „Schwalbe” einzu: 
ſchi ben Beginn der Dperationen auf Wochen hinaus— 
geihoben hätten, weil Major Wißmann nicht in der Lage 
—* wäre — ber SW.-Monjun mit ſeiner hohen See 

atte jchon eingefegt — feine Truppen nad dem Süden zu 

transportiren, zumal ihm nur die Dampfer „Harmonie“ 
und „Baramwa” zur Verfügung ftanden. Die Heinen Schlepp⸗ 
dampfer mußten Dhaus mit Gepäd 2c. ſchleppen; diefelben 
eignen fi überhaupt nicht zum Truppentransport auf ſolche 
langen Streden und bei ſolcher See. 

Es war dem Major Wißmann nur möglid) gewejen, 
trog der größten Anjtrengungen vom Sultan nur einen 
Zransportdampfer zu chartern, ebenjo zerichlug ſich der 
Berfuh, in Bombay einen paflenden Dampfer zu er: 


©. M. S. „Carola“ traf, den Abmachungen ent: 
iprehend, am 1. Mai nad einer jehr ftürmiichen Reiſe 
vor Kilwa ein und begann in abgemachter Weije mit der 
Beihiehung. Es wurden in der Nacht vom 1. bis 2. Mai 
ehn 15 em-Granaten und zwei 8,7 em-Granaten in 
ufen von 1 bis 1, Stunden in die Stadt geicoffen, 
nachdem noch vor. Dunkelwerden die Entfernungen der ein— 
nen Punkte erfchoffen worden waren. Die mondicein- 
elle Naht war für das Schießen jehr günftig und kre— 
pirten ſämmtliche Granaten in der Stadt. Der Feind 
alarmirte bei jedem Schuß, und war jomit der Zwed der 
— * erfüllt, den Feind nicht zur Ruhe kommen zu 
ſen. 


Unm 6 Uhr Morgens am 2. Mai wurde die Be— 
ſchießung dig aufgenommen und ermwiberte der Feind 
aus vier Geihüpen das Feuer. Nah zehn Schuß waren 
die Geſchütze zum Schweigen gebracht und die hinter den 
Palliſaden befindlichen Leute vertrieben. Es wurden dann 
nod) einige Granaten in die im ſüdlichen Theil der Stadt 
befindlichen Steinhäufer geſchoſſen. 

‚ Da bis 7 Uhr weder S. M. Krz. „Schwalbe” noch 
einer von den am 1. Mai vor Kilwa fälligen Dampfern 
„Mar“ und „Veſuv“ zu jehen war, nahm ich an, daß die 
Reife in dem jchlechten Wetter mit den Heinen Fahrzeugen 
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verzögert worden wäre, und jtellte das Feuer ein. Um 
81/, Uhr kam ©. M. Krz. „Schwalbe aus dem Süd— 
Mafia-Kanal füdlich jtenernd in Sicht, um 8 Uhr 40 Mi- 
nuten famen Korvettenfapitän Hirichberg und Major Wiß— 
mann an Bord, um mir zu melden, daß fie des leiten 
Wetters wegen nicht im Stande gemwejen wären, mit ber 
Transportflottille Hohe See zu halten und gezwungen ges 
weien wären, unter Aufgebung der überrajchenden Landung, 
den Weg durch den Mafiasfanal zu nehmen, 

Es wurde nun Folgendes bejchloffen: 

SM. Krz. „Schwalbe mit „Barama” — dem ges 
darterten Sultansdampfer — und „München“ Iaufen nad 
Kifiwani und landen die Truppen daſelbſt. Major Wih- 
mann bejegt das erftürmte, nördlich an der Rukyro-Bai 
gelegene Maſoko, wohin die „Harmonie” Ddirigirt wird, 
welde nach Eintreffen S. M. Krz. „Schwalbe“ in dieſer 
Bai ihre Landung dort ausführt. 

Diefer Plan wurde ohne Störung zur Ausführung 
gebradht und befand fi) am 3. Mai gegen Mittag das 
gefammte Erpeditionsforps des Major Wißmann in Maſoko 
marichfertig an Laub. 

S. M. Krz. „Schwalbe“ kehrte um 1%, Uhr nad 
Kilwa zurüd und machte die Meldung, da Major Wiß- 
mann am Abend des Tages bis Mnago eine Stunde füd- 
lih von Kilwa marjhiren und am 4. Mai Morgens Kilwa 
angreifen werde. 

Die Verbindung zwiſchen Major Wißmann und mir 
wurde durch den längs der Räte fahrenden Dampfer 
„München“ erhalten, 

Den Bericht des Korveltenkapitäns Hirſchberg über 
die Fahrt nad dem Süden und die Landung in Kiſiwani 
und Rukyro-Bai füge ich gehorfamft bei. 

Ih kann hierbei nicht unerwähnt laſſen, daß lediglich 
dem Eingreifen des Korvetienfapitäns Hirſchberg und feiner 
großen Kenntniß des Fahrwaſſers des Mafia-Kanals es 
zu verdanken iſt, daß die Flottille überhaupt den Süden 


erreicht hat; es iſt mir dies auch wiederholentlich durch 
Major Wißmann in anerkennendſter Weiſe ausgeſprochen 


worden, welcher mir ebenfalls erklärte, ohne die Hülfe der 
Marine hätte er die Expedition aufgeben müſſen. Es hatte 
auch gerade an dieſen Tagen derartig geweht und war 
ſolche hohe See, wie fie Jahre lang nicht geweſen fein ſoll. 

Um 6 Uhr Nachmittags am 3. Mai ließ ih durch 
SM. SS. „Schwalbe und „Carola“, welch letzteres 
Schiff ſich etwas näher an die Stadt, ungefähr 1'/, Sees 
meilen entfernt, hingelegt Hatte, zur genauen Feſtſiellung 
der Entfernung einige Schüſſe fenern. 

Für das ih anſchließende Bombardement war 
S. M. Krz. „Schwalbe” der ſüdlich der Stadt gelegene 
Balmenwald, welder vom Feinde jtark in Gräben bejeßt 
war, und der ſüdliche Theil der Stadt zur Beſchießung 
ugetheil, während S. M. S. „Carola” ebenfalls den 
* en Theil, die Mitte der Stadt und die Strand— 
befejtigungen unter feuer zu nehmen hatte, 

Es gelang —— S. M. Krz. „Schwalbe“ durch 
gute Schüſſe den Palmenwald vom Feinde zu ſäubern, 
als auch S. M. S. „Carola“ die Stadt in Brand 
ſchießen, welches Feuer ſich fehr vergrößerte und in 3 bis 
4 Stunden einen großen Theil der Stadt in Aſche legte. 
Durch 3,7 em:Öranaten und einzelne Schüffe der Schiffs— 
geihüge wurde der Feind während der ganzen Nacht bes 
unruhigt und am Lölchen des rs verhindert. Wahrend 
des Brandes muß ein großer Theil der Munitionsvorräthe 
des Feindes in die Luft geflogen jein, wie nad) ben 
häufigen Erplofionen angenommen werden muß. . 

Bei Tagedanbrud wurde das feuer von beiden 
Schiffen heitiger aufgenommen. Es gelang hierbei wiederum 
S. M. S. „Earola”, den Sübdtheil der Stadt in Brand 
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zu schießen. Das er nahm mit der Zeit ſolche hauptjächlic Araber und Beludſchen fein, während die 
Dimenfionen an, jo daß fpäter unſere eingerüdten Truppen chwarzen nad) einem Pla, etwa 9 Stumden von Kilwa 
es löſchen mußten, um nicht die ganze Stadt nieberbrennen | entfernt, fich begeben haben follen. 
zu laſſen. Gleichzeitig nach Eintreffen der Wikmannleute landete 
Es hatte von Bord aus den Anjchein, dat der Feind Korvettenkapitän Hiichberg gleichfalls in der Stabt und 
die Stadt und den füblihen Palmenmwald geräumt hatte, | ftellte die Verbindung mit Major Wihmann her, indem er 
nur noch im Norden der Stadt, am Strande und auf | durch Lieutenant zur See von Studnitz und eine ſtarke 
dem Singinohügel hielt er Stand. Gegen legteren ließ ih | Batrouille eine Mittheilung übermitteln lieh. 
einige Schüffe von S. M. Krz. „Schwalbe“ feuern, weldje Major Wißmann war, nachdem er von Majolo am 
| 


ben Feind vertrieben, 3. Mai abmarjhirt war, wiederholt auf feinblihe Trupps 
Gegen den Norden der Stadt ließ ich um 81/, Uhr | geitoßen, hatte fie jedoch alle mit Berluften zurückgeſchlagen. 
die Vootsdivifion unter Korvettenfapitän Hirichberg vor: | Sein Verluſt betrug drei Todte, vom denen einer durch ein 

gehen, welche auch bald in ein Feuergefecht verwidelt | Verjehen mit jeinem eigenen Gewehr erſchoſſen wurde. 
wurde, welches den Feind nach kurzer Erwiderung des Gleich am Nadmittage des Tages begann bie Aus— 
‘Feuers vertrieb, während die Schiffe den nördlichen Theil | Ibiffung der auf der „Harmonie“ verladenen Geſchütze, 
der Stabt ebenfalls unter Feier nahmen. Proviant 2c., wobei ich unjere Dampfbeiboote zum Schleppen 

F der Leichter behülflich ſein ließ. 
Ordre de bataille der Bootsdiviſion. Die Stadt wurde, foweit es zur fFreilegung bes 
Dampfpinnaß S. M. Krz. „Schwalbe*., Schußfeldes nothwendig war, noch zeritört und aus einem 
Kommandoboot: Korvettenfapitän Hirichberg. Kompler geeigneter Steinhäufer mit Wellbleh und Erde 
Signaloffizier: Lieutenant zur See Borgnis. aim. Deickigeng hergeftellt und mit vier FFeldgeichügen 
irt. 


S. M. frz. arm 
„Schwalbe* S. M. S. „Carola“ An Kriegsmaterial ſind erbeutet worden ſechs Geſchütze, 
Kolle Kutter II. Kutter 1. Kutter Barlak Dampf: welche in der Seebefejtigung geſtanden haben. Später iſt nod) 
Lieutenant Lieutenant Lieutenant Lieutenant pinnaß ein fiebentes im Walde gefunden, ebenjo Meinere Lager von 
©. 3 ©. 8. , ©. Kapitän» neuen Waffen (Vorderladern). Die Gejchüge haben 10,; 
Bode. Stehow. v. Erudnik, Brinkmann. Lieutenant | umd 7,, em Kaliber, ſchoſſen Vollkugeln, richtige Büchſen— 


Benzler. 

Die Einrichtung, welche ich in den Booten it ben 
Burrpivotböden zur Aufnahme der Nevolverfanonen ges 
teoffen hatte, hat ſich ſehr gut bewährt. 

Da gerade Niebrigwafler war, war eine Landung jo 
gut wie ausgefchloffen, wegen des vorliegenden Schlicks 
und der Mangrovenfümpfe. Ich lieh daher nur die Boots- 
befagungen in bie Boote gehen, um ben feindlichen 
Geſchoſſen möglichit wenig Ziele zu bieten Mit dieſer 
Erpedition ber Bootsdiviſion bezwedte ich gleichzeitig, den 
Feind zum Zeigen feiner Mbfichten zu zwingen, indem ich 
ihm glauben machen wollte, eine Landung im Norden jei 
beabfichtigt.. Ich konnte mir nicht vorftellen, da der Feind 
die Stadt definitiv geräumt haben follte, ich vermuthete 
einen Hinterhalt, worin ich dur die Menichenmaffen auf 
Singino Hill beftärkt wurde. 

Es war dies auch der Grund, warum ich nicht das 
ganze ——— ausſchiffte und die Stadt beſehzte, da 
ich nicht ſtark genug war, die Stadt im Falle eines 
energiihen Angriffs lange allein zu Halten md ich nicht 
wußte, warn Major Wikmann eintreffen würde, von dem 
bis dahin weder etwas zu jehen noch zu hören gemweien 
war; der ihn begleitende Küftendampfer hatte ihn ebenfalls 
aus dem Geficht verloren. 

Um 8 Uhr 30 Minuten jedod), als durd das Feuer 
ber Bootsdivifion die lebten Feinde vertrieben waren 
und eine nach nördlicher Richtung durch Kapitänlientenant 
Benzler ausgeführte Rekognoszirung den Abzug des Feindes 
fejtgeitellt hatte, famen plötlich die erjten Wihmanntruppen 
im Süden der Stadt in Sicht, weldhe darauf, nachdem 
bie Bootsdivifion und die Schiffe das Feuer eingeftellt hatten, 
Kilma, weldes vollftändig geräumt gefunden wurde, be— 


jegten. 
Nah Ausſage einiger ſchnell zurüdkehrenden Inder, 
zu deren Aufnahme die englijche Korvette „Zurguoije” am 


fartätihen und gehackte Eiſenſtücke, aud hatten fie unſere 
Granatiplitter gelammelt und an den Bettungen aufgehäuft. 

Von den Gejchügen habe ich drei an Bord genommen, 
und zwar S. M. S. „Carola” zwei, S. M. Krz. „Schwalbe* 
eins, und hat Major Wißmann die anderen vier erhalten. 

Daß Kilwa jo leicht in unſere Hände gelangt iſt, ift 
in erfter Linie der Wirſamkeit unferes Bombardements zus 
auichreiben, auch glaubten fich die Leute eingejchloflen, als 
fie hörten, daß Major Wißmann mit großer Truppenmadt 
vom Süden der Stadt heranzog, während fie im Norden 
die durch Feuer vorbereitete Landung der Marine bes 
fürchteten. 

Unfere Leute ſchoſſen ſehr aut, faft alle Granaten 
frepirten günftig, und haben die Häuſer ſowohl als bie 
Befeftigungen, die theilweile zerjtört waren, arge Beſchädi— 
gungen erlitten. 

Der Berluft an Menschenleben ift nicht feſtzuſtellen, 
da alle Todten fortgefchleppt wurden. Zwei Leichen mit 
Sranatiplitterwunden wurden außerhalb der Stabt vor— 
gefunden. 

Ich erwähne lobend die vorzüglide Peitung des Feuers 
SM. 5. „Garola” durch den Batterieoffizier Lieutenant 
ur See Sceibel; die Schügen, welche den Ort in Brand 
Ühoffen, waren Obermatroie Sollmann und Obermatroje 
Bahlow und hat bejonders erjterer ſich durch ruhiges und 
ficheres Schießen ausgezeichnet. Von den Revolverfanonen- 
ſchützen hat bejonders der Obermatrofe Wedhorn durch vor« 
zügliches und ruhiges Schießen fich bei meiner Rekognos— 
zirungsfahrt mit der Dampipinnag am 29. März aus— 
ed, trogdem die Geſchoſſe dicht am Boot einſchlugen. 

Die Befeitigungsarbeiten waren am 9. Mai ſoweit 
ediehen, daf der Abmarſch von 900 Sudaneſen nad Lindi 
Aattfinben konnte. 

Da während ber ganzen Zeit im Kilma jchlechtes 
Wetter mit ftarfen Negenböen herrichte, und draußen alſo 
1. Mai mit mir zufammen vor Kilwa eintraf, hätte fi der | ſchwere See zu erwarten war und mit Rückſicht auf bie 
Beſatzung, nachdem die Stadt in Brand geſchoſſen war, ſich abjolut jeeuntüchtig gezeigt habende „Harmonie” nahm 
eine Panik ing und hätten fie ſich allmälig, die ich einen Theil der für den Angriff auf Lindi beftimmten 
legten des Morgens bei Beginn unjerer Iepten Beſchießung, Truppen an Bord, während S. M. Kız. „Schwalbe“ und 
fortgezogen. Gin Theil — 400 bis 600 Mann ſtark — | „Barawa“ den Reft an Bord nahmen. Die Einſchiffun 
joll nad) dem Rufidji-Delta geflohen fein. Es jollen dies | begann am 9. Mai Morgens 6'/, Uhr und wurde ee 
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die „Barawa“ beladen, dann S. M. Krz. „Schwalbe“, 
welche beide, um rechtzeitig vor Lindi eintreffen zu können, 
bereits Mittags vorausgingen, während S.M. S. „Carola” 
Nachmittags folgte. Morgens um 1! Uhr wurde S. M. 
Krz. „Schwalbe“ an vorher verabredeten Sternfignalen ge 
ſichtet und erfannt. 

Dei Tagesanbruc befanden fich die Schiffe in der Nähe 
von Lindi, mofelbft am 10. Mai Morgens 9 Uhr eins 
gelaufen wurde. 

Da die Wafferverhältniffe auf der Barre 6,; m Waſſer 
und dabei hohe Dünung, die das Schiff ſiark flampfen 
ließ, troßdem es Hochwaſſer war, ein Einlaufen S. M. 
©. „Garola” nicht geitatteten, anlerte ich vor der Barre, 
ungelähr 2 Seemeilen von der Stadt ab, und eröffnete 
aus den Buggeſchützen das Feuer auf den nördlichen Theil 
Lindis, wo ſich viele Menfchen befanden, während id) mit 
den Booten je eine Kompagnie der Wißmanntruppen auf 
„München“ und „Veſup“ und die dritte mit den Schiffs— 
booten durch „München“ nach der Stadt jchleppen lieh. 
2 Bedeckung fuhr die mit einer Nevolverfanone armirte 

ampfpinnak unter Lieutenant zur See Brinkmann mit, 
welche beim Einlaufen in Lindi wiederholentlih auf bes 
waffnete Leute am Strande feuerte, 

Inzwiichen waren S. M. Krz. „Schwalbe“ und 
Dampfer „Barawa“ eingelaufen und begannen ebenfalls 
an ber 2eejeite mit der Ausichiffung der Truppen. Plöplich 
erhielt S. M. Krz. „Schwalbe“ von beiden Flußufern 
Gewehrfeuer, welches jofort mit Gefhüßen, Nevolverkanonen 
und Gemwehren auf 500 m wirfjam ermwidert wurde und 
den Feind vom Strande trieb. Sowie die Dampfer 
„München“ und „Vejuv“ und die Boote S. M. ©. „Carola” 
ankamen, landeten gleichzeitig mit dieſen auch Wißmann— 
truppen in den Booten S. M. Krz. „Schwalbe“, welde 
die Lientenants zur See Borgnis und Bode führten. Da 
fi) wiederum bewaffnete Leute am Strande zeigten, auch 
Gewehrſchüſſe fielen, fo fand ein heftiges Gewehr und 
Nevolverfanonenfener aus den Booten ftatt. Der Feind wid 
fechtend aus der Stadt und famen am 10, und in ber 
Naht vom 10. bis 11. verjchiedene Heine Gefechte vor, 
bei denen der Feind Todte und Vermundete hatte. Deutſcher— 
feit8 wurde ein weißer Unteroffizier ſchwer verwundet. 

Mehrere bei dem Vormarſch der Truppen durch die 
Stadt vorgefundene Leihen liegen erkennen, dab das 
Geſchützfeuer der Schiffe jchr wirkſam geweſen war. 

Ebenjo wie in Kilwa wurde, ſoweit es zur Verthei— 
digung nothwendig war, die Stadt niedergebrannt und eine 
proviforische Befeitigung angelegt. 

Da S. M. Krz. „Schwalbe” zur Vorbereitung und 
Sicherung der Landung vor Mitindani, wo aber, da ichon 
nad Zanzibar Friedensunterhändler an den Reichskommiſſar 
gekommen waren, fein Widerftand zu erwarten war, mir 
ausreichend erichien und S. M. S. „Carola” überhaupt 
nicht thätig in die Aktion mit eingreifen konnte, da Die 
Einfahrt in den Mikindanihafen eine derartig enge und 
— iſt, daß mir bei Erkundigungen bei ortskundigen 

apitänen von einem Einlaufen mit einem Schiffe von der 
Größe S. M. S. „Carola“ entſchieden abgerathen wurde, 
da ſelbſt kleinere Daupfer beim Drehen feſtlommen, theilte 
ich dem Reichskommiſſar mit, daß ich am 11, nad) Zanzibar 
zurüdgehen würde. Da er erllärte, es jei ihm jehr er— 
wünscht, durch das Erſcheinen S. M. S. „Carola” auf 
die Mikindanileute einen moraliſchen Eindruck auszuüben, 
lief ich, bevor ih nad Zanzibar ging, in die Bucht von 
Mitindani ein, blieb einige Zeit dort liegen an einem Plaße, 
von welchem id) von der im Innern der Bucht gelegenen 
Stadt zu jehen war und trat gegen 6 Uhr Nachmittags 
die Rüdreije nach Zanzibar an, wofelbjt id) am 12. d. M. 
Abends anterte. 


Am 13. Morgens ging ich nach Darze3:Salam, um 
Erfundigungen einzuziehen, ob Nachrichten von den von 
Kilwa nad Norden abgezogenen 600 Kilwaleuten da jeien, 
da die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen war, daß dieje Leute 
während der ſchwachen Belegung dieſer Station einen 
Putſch in Darses-Salam verſuchen würden. Da jedod) 
feinerlei Befürchtungen vorlagen, verlieh id; Dar-es-Salam 
am folgenden Tage, nachdem ich die im Süden verjchoffene 
Munition aus den hier lagernden Beſtänden aufgefüllt Hatte, 
und lief nah Saadani. 

Ih Hatte gehört, daß die Araber in Zanzibar einen 
Verſuch machen wollten, zwei dort gefangene Araber zu 
befreien. Ich trat mit dem Stationschef in Verbindung, 
er erflärte mir jedoch, daß er, unter Zuziehung der mit 
dem Engländer Stofes heruntergefommenen zuverläffigen 
Karamanenleute, jedem Angriffe gewachien fei. 

IH ging daher am 15. un Zanzibar zurüd, wojelbit 
auch der Reichskommiſſar nad) der Bejegung von Milindani 
am 17. Mittags mit dem Dampfer „München“ eintraf. 

Die Beſeßung von Mikindani hat in folgender Weife 
jtattgefunden: 

Schon vor meinem Abgange waren Abgefandte ber 
aus der Stadt Lindi geflohenen Leute gefommen und hatten 
um Frieden gebeten, Der felbjtredend bewilligt wurde, und 
fingen die Leute an, in die verlaffenen Häufer zurüdzus 
fehren,; ebenſo waren aus Stilwa = Kifimani vier höhere 
Araber, darunter ein italieniiher Renegat, Frieden ers 
bittend, nad) Lindi gekommen. 

Am 13., Vormittags 10 Uhr, verliefen S. M. Krz. 
„Schwalbe”, Dampfer „Barawa”, „Bejuv“ und „München“ 
Lindi und ankerten Nachmittags 4 Uhr im inneren Hafen 
von Mikindani. Schon vor der Einfahrt in den Hafen 
fam ein Boot mit Parlamentärflagge, Frieden ſuchend, 
längsjeit. Die in der Bucht liegenden Dörfer Pemba, 
Moita, Mifumba, Sinigi und Kimberi zeigten weiße 

laggen,; nur das Dorf Mitengi zeigte feine, da jein 
äuptling Abdurachman feinen Frieden machen mollte, 
aber entflohen war. 

Der Reihsfommiffar landete mit den Abgejandten und 
theilte dem Wali mit, daß am Morgen des nächſten Tages 
die Truppen die Ortſchaften bejegen würden, was aud) 
* jeden ſtörenden Vorfall ſich vollzog. Auch bie 
Mitengileute unterwarſen ſich, nachdem fie mit Beſchießen 
und Niederbrennen ihres Ortes bedroht worden waren. 

S. M. Krz. „Schwalbe“ Hat Befehl von mir erhalten, 
bis zur —— der proviſoriſchen Befeſtigung in 
Mitindani zu bleiben, dann über Lindi und Kilwa nach 
Zanzibar zurücdzufehren und den Aufenthalt in den 
genannten Bläpen nad) Lage der Verhältniſſe und nad 
Rückſprache mit den Stationschefs zu bejtimmen. 

0%. Balette. 


Ar 
ben fommandirenden Admiral, 
Berlin. 
2. Unlage zu Ar. 58, 
Kilwa-Kivinji, 
den 5. Mai 1890. 


Kommanbo 
S. M. Krz. „Schwalbe”. 


An 
ben älteften Offizier der oſtafrikaniſchen Station und Kom— 
mandanten S. M. S. „Carola”, Ritter mehrerer Orden, 
Herrn Korvettentapitän Balette 
Sodhmohlgeboren. 

Euer Hohwohlgeboren beehre ich mid; in Werfolg ber 
Hohen Verfügung vom 4. Mai 1890 gehorjamft zu bes 
richten wie folgt: 
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„Harmonie”, „Barawa“ und „München“ verliehen, | 


um Vorjprung zu gewinnen, ſobald fie fertig, am 30. 

um 6%, beziehungsweife 7 und 7! Uhr dem Hafen. 
S. M. Krz. „Schwalbe“ nahm 9 Offiziere, 16 Unteroffiziere, 
355 Mann und Dffiziergepäd in 1%, Stunden an Borb. 
Als VBeförderungsmittel dienten 3 Sciffsboote: 1 Kutter, 
2 Sollen, 1 Jolle von Land und 2 Whale-Boote. Dies 
gute Rejultat konnte erzielt werben, da ganz glattes Wafler 
war und die Entfernung von Land 150 ım betrug. 

Die Whale-Boote wurden an ben Davits der ein— 
geihwungenen Pinnaß und Kutter behufs fpäterer Benutzung 
ei der Ausſchiffung geheißt. j 

Nahdem Herr ajor Wißmann ſich eingejchifft 
Bi verließ S. M. Krz. „Schwalbe” 8 Uhr 30 Minuten 

en fen. Die voraufgegangenen Dampfer waren 
bald eingeholt und arbeiteten dieſelben gegen Windſtärke 4, 
in ben Bden bis 7, und Hohe kurze See nur mühſam 
gegenan. „Harmonie” machte nur 3 bis 4 Seemeilen über 
den Grund und waren die Bewegungen dieſes Fahrzeuges 
bejorgnißerregend; fie ſchöpfte an beiden Seiten und war 
mehr unter wie über Waller. Da Wind und Seegang 
Nachmittags zunahmen und an der Nordipige Mafias noch 
Verſchlimmerung zu erwarten war, mußte die Abjicht, an 
der Außenkante Mafias Nachts weiter zu fahren, aufge: 
eben werden. Ich nahm daher den Kurs auf die Inſel 

orb-Fanjove, „Harmonie“ und „München“ folgten auf 
Signal, „Barawa“ kam in einer Regenboe aus Sicht, 
nahdem id) „Harmonie” und „München“ auf den richtigen 
Kurs gebracht, ſuchte ich Barawa“ auf, brachte fie auf 
Kurs, lief an „München“ und „Harmonie vorbei und ers 
reichte mit Dunkelwerden den rn bei Fanjove, wo= 
bin ich die Schiffe durch Blide des Nadtjignalapparates 
dirigirte. 

Mit Hellwerben jollte am nächſten Morgen die Fahrt 
unter dem Schuß der Riffe fortgejept werben, es Eonnte 
dies aber wegen diden Wetters, Regenböen, erjt um 7 Uhr 
geichehen. 

Selbjt in dem beinahe ruhigem Waſſer innerhalb der 
Riffe und Windſtärke 4 konnte in Rückſicht auf „Harmonie“ 
nur etwa 5 Seemeilen Fahrt gemacht werden. Es war 
num die Mbficht, die Innenpaffage durch den Süd-Mafia— 
Kanal, welder vor Dunkelwerden erreicht werden fonnte, 
wenn irgend des Wetters wegen dies möglich, zu verlaſſen 
und die Nacht Hindurd nad Kilwa-Kiſiwani zu gehen. 
Aber ſchon in dem etwas offenen, aber doch immer noch 
geihügten Fahrwaſſer des Süd-Mafia-Kanals arbeitete die 
„Harmonie“ wieder derartig, dab eine Nachtfahrt in offener 
See nicht ausführbar erſchien. Auch mußte ich der Anficht 
des Majors Wißmann beiftimmen, daß die Leute der „Har— 
monie“, wenn bei der Landung Widerftand eintreten follte, 
nicht gefechtsfähig fein würden. Es wurde daher bejchlofien, 
u anfern. Da „Harmonie* zurüdgeblieben war, und id) 
ihre Signale nicht erkennen konnte, Tief ich zurüd, fie mel- 
dete, daß fie nicht im Stande fei, offene See zu halten. 
Es wurde aljo bei Simaga geanfert und beichlofen, unter 
Aufgabe der —— er Expedition, ſowie der Ab: 
fiat, füblich zu landen, die Irmenpaflage weiter zu benußen, 

iefelbe durch Kilwa-Main-Paß zu verlaffen, jo daß nur 
ein furzer Weg auf offener See zurüdzulegen blieb. Uber 
felbjt Dies kurze Stüd Seefahrt wollte id ungern ber 
„Harmonie* zutrauen und beitätigte fich meine Meinung 
dur die Angabe des Führers der „Harmonie“, Grafen 
Pfeil und des Chefs des auf dem Fahrzeuge eingejchiiften 
Bataillons, von Zelewsli. Ein SKentern N eruftlic be⸗ 
fürdhtet, die Exiſtenz der Truppen war ſehr ſchlimm, fie 
rollten apathiſch mehr unter wie über Waſſer hin und ber, 
warmes Eſſen war nicht herzuftellen bei den Bewegungen 
des Schiffes und gegen die Regengüffe war wenig Schuß. 


Reichstag. Aftenjtüd Nr. 165. (Dftafrika 


beteffen.) 








Ich wäre nun bereit geweſen, nod 200 Mann mehr 
an Bord zu nehmen, um die „Harmonie“ zu entlaften und 
hätte Herrn Major Wißmann vorgeichlagen, die „Harmo- 
nie” nach Kilwat-Kivinji gehen zu lajlen, dort noch einen 
Theil der Leute auf „Mar“ und „Veſuv“ überzuichiffen 
und dann „Harmonie“ zurüdzulaffen und auf den Reit der 
Leute zu verzichten; ef von Zelewski erflärte aber, er 
bielte die Truppen, geihwädt durch Seekrankheit, nicht für 
fähig, jelbjt bei dem mäßigen Seegang umzufdiffen ohne 
Berlufte an Menichenleben und viel Waffen. 

Sh muß hierbei bemerken, ebenfo ig wie Die 
Leute fißen, wenn fie erit an Bord find und ihnen ber 
Pla angewieſen it, wie fie im Sigen, im Huden, an 
einander gelehnt jchlafen, mit Hartbrot und Reis voll- 
ftändig zufrieden find, bei überfommenden Seen und Regen— 
güſſen unter ihrer Dede zuſammenkriechen und Alles über 
jich ergehen laſſen (Nähe der Machine, Keſſel, Badofen 
waren jehr gejudht), dabei vergnügt, jowie die Sonne 
durchfommt, ſich findijch über die Sirene freuend; ebenfo 
wie ſich die Leute zum Majfentransport bei beſchränktem 
Raum eignen, jo ungefhict jind fie beim Ein- und Aus— 
ſchiffen, wenn etwas Seegang iſt. Seefallreeps verlängern 
die Einſchifſungsdauer bedeutend, Fallreepstreppen ohne 
Geländer erflimmen jie wie Sturnleitern. 

Es mußte daher zunächſt mit S. M. ©. „Carola“ 
behufs Beſchaffung weiterer Hülfsmittel in Verbindung ges 
treten werben. 

S. M. Krz. „Schwalbe Tief - mit Tagesanbrud 
nad Kilma, „Harmonie* folgte langſam, „Barawa“ und 
rg erhielten Befehl, die Reife nah Kilwa-Kiſi— 
wani, Jewe-Riff weftlih Iajfend, jo dab fie von Kilwa 
möglichjt nicht gejehen wurden, fortzufeßen. 

Nachdem ich nad) der Meldung bei Euer Hochwohl— 
geboren über die Lage der Sade mit Major Wißmann 
von der Berathung, bei welcher Euer Hochwohlgeboren 
Mafolo in der Rufyro-Bai als Landungsplag für Die 
Truppen der „Harmonie“ bezeichnet Hatten, zurüdtehrte, 
verlieh ich die Rhede durch den Kilwa-Main-Paß mit 
möglichjt nördlihem Kurje, um die Fahrtrichtung zu mas— 
fiven, holte Mittags „Barawa“ und „München“ ein, jegte 
mich an die Spige und lief 2 Uhr 50 Minuten in Kilwa— 
Kifiwani ein, Geſchütze und Revolverkanonen fertig zum 
Feuern, die Schügen hinter Bruftwehr von Hängematten, 

um Schuß und Auflage für Gewehre, vertheilt. Wir er: 
—* fein Feuer. 

An der Innenſeite der Halbinſel, dem Mündungspunkt 
ber Fähre zwiichen der Landzunge und Kifiwani, wurde 
gelandet; wenn aud der Strand bewaldet und nur ein 
kleiner led offenen Sandjtrandes vorhanden war, jo wäre 
im Falle des Widerftandes bei der geringen Entfernung 
von 200 Meter der Strand gegen Geihühfener vom Feinde 
doch nicht zu halten gemwejen. Lieutenant zur See Borgnis 
landete die erften Truppen und bejegten Chef End und 
Lieutenant von Perbandt mit der Mvantgarbe ſchnell den 
Strand und das vorliegende waldige Hügelland. 

Es fand feine Feindſeligkeit ſtatt, in einer Stunde 
waren 9 Offiziere, 371 Mann und eine Schnellfeuerfanone, 
die jhon in Zanzibar an Borb genommen war, von ber 
„Schwalbe“ ausgeſchifft, mit denfelben Booten wie oben 
gejagt. Dann wurden 400 Mann von der „Barama* und 
4 Reitefel von der „Münden“ mit Hülfe ber „Schwalbe”- 
Boote gelandet, um 5 Uhr 15 Minuten war alles im 
Mari. Das Landen der Truppen, Rangiren und Ab— 
marſch machten einen guten Eindrud und war die Leitung 
nicht übel in Anbetracht der überjtandenen ungewohnten 
Seefahrt und Seekvankheit. Auch ſämmtliche eingeichifften 
europäifhen Offiziere auf der „Schwalbe, mit Ausnahme 
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bes Majors Wißmann, hatten von der Seekrankheit zu 
leiden, auf den anderen Schiffen war die Eriftenz ſchlimmer. 

Bereits 8 Uhr 20 Minuten p. m. hatte ich eine 
Depefhe von Major Wißmann, daß die Schußtruppe in 
Maſoko, 1 Stunde vom Landungsplatz, angekommen jei 
und „Harmonie“ bereits dort jei. Die Patrouille war von 
Nrabern angegriffen und einem Mann mit einem Mefler 
der Arm aufgejchligt, ein Araber war erjchoffen. Der Ver— 
wundete wurde ind Lazareth aufgenommen. 

Am 3. ging S. M. Krz. „Schwalbe” 5 Uhr 45 Minuten 
a. m, aus Kiſiwani und über die Rukyro-Barre in bie 
Bai, hier wurden die 400 Mann der „Harmonie“ von 
9 Uhr 10 Minuten bis 11 Uhr 10 Minuten gelandet; da 
S. M. Kız. „Schwalbe“ eine Seemeile abbleiben mußte, 
wurde das Dampfbeiboot mit zur Hülfe genommen, 

Der von Euer Hodhwohlgeboren bezeichnete Landungs- 
lag — der Einfchnitt bei dem Dorfe Maſoko — erwies 
* als außerordentlich günſtig. Die Boote konnten bei 
Niedrigwafler bis dicht an den Sandftrand, rechts und 
lints jind Korallenriffe. Um 12 Uhr waren die Boote 
wieder eingejegt und ging id, Amann-Riff an St. ©. 
lafjend, nah Kilwa. 

ae. Hirichberg. 


AM 59. 
Telegramm. 
Banzibar, den 18. Juni 1890. 


Eingegangen in Berlin am gleidhen Tage. 


Alle Eingeborene find nad Lindi und Milindani 
zurücgefehrt. Die eriten Karawanen find dafelbit einges 
offen. 


troff 
Schmidt. 
Auswärtiges Amt, Berlin. 


N 60, 
Zanzibar, den 1. Juli 1890. 


Eingegangen in Berlin am 27. Juli 1890, 


Euer Ercellenz melde ih mit Bezug auf die Vor— 
—— des Berichtsmonats Juni ganz gehorſamſt Fol— 
endes: 
Tanga entwickelt ſich in ruhiger und zufriedenſtellender 
Weiſe weiter, Beſonders die Bauten auf der Station 
— in leßter Zeit unter Chef Richelmann endlich größere 

ortichritte gemacht, jo daß jedenfalls im Laufe des 
Sommers die Station vollftändig fertiggeftellt werden wird. 
Das Hauptgebäude ift bereits in den oberen Räumen bes 
zogen und wird alsdann fofort die Errichtung des Unter: 
offizierhauies in Angriff genommen werden. 

Das gefammte Hinterland von Pangani bis nad) dem 
Kilimandiharo Hin iſt auch während des legten Berichts: 
monats durchaus ruhig geblieben und hat der Sultan 
Simbodja von Ufambara wiederholt Boten und Gejchenfe 
nad) Pangani gefandt, mit der Bitte, doch baldmöglichit 
eine Station bei ihm anzulegen. Die einzige Ruheftörung, 
die in dieſem Gebiete vorgelommen, ift ein Einfall der 
Wateita, eines räuberischen Nomadenjtammes, der im Teita— 
gebirge, in der engliſchen Intereflenfphäre, feinen Wohnſitz 
hat. Um fomwohl diefem Räubergefindel als aud den 
Streifereien der gefürchteten Mafjai, die in jedem Jahre 
NRaubzüge nad der Küfte zu unternehmen, entgegentreten 
und benjelben das Handwerk Iegen zu können, babe ich 
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mid) entichloffen, der Bitte des Sultans Simbodja in aller- 
nächſter Zeit Folge zu geben und eine Meine Station in 
Mafinde zu etabliren. 

Unfer Agent im Kilimandjcharogebiete, von Eltz, hat 
mir letzthin gemeldet, daß er den Sultan Mandara vers 
anlaft hat, in dem geſammten von ihm beherrichten Ge— 
biet die SHaverei aufzuheben, und daß derjelbe ſich auch 
ohne große Schwierigkeiten zu dieſem Entichluffe verftanden 
hat. Es iſt dies ein gar nicht zu unterfchägender Erfolg, 
denn mit diefer Erflärung des Sultans Mandara iſt felhft 
verftändlich auch der gefammte Stlavenhandel in jenen Ge— 
bieten für immer lahm gelegt. 

In Pangani ſelbſt, deilen Beſtand an Europäern ji 
jtetig vergrößert, iſt legthin unter der Leitung zweier in 
Zanzibar entbehrliher Schweitern ein Lazareth; eingerichtet 
worden, und Hoffe id, dab ſich auf dieſe Weife der 
Krantenbeftand im Lazareth zu Zanzibar immer mehr vers 
ringern wird. 

Die Befagung der Station Mhwadja, welde Station 
feiner Zeit auf Grund der trügeriihen Hofmung an— 
gelegt wurde, durch diejelbe Saadani zu verdrängen, habe 
ich nunmehr auf das Allergeringfte reduzirt. Dieſelbe bes 
fteht aus einem Dedoffizier, einem Unteroffizier und zwölf 
Mann, und wird es mein Bejtreben jein, Dieje letzten 
Europäer jpäter ebenfalls noch zu entfernen. 

Saadani hat fi über Erwarten jchnell wieder ent= 
widelt. Der Ort eriftirt faſt in der ganzen früheren Größe, 
und täglich fommten neue Eingeborene, Inder und Araber 
an, um ſich bortjelbft niederzulaſſen. Bwana Heri hält 
fi) noch immer in dem eine Stunde entfernten Mlembule 
auf, da die ihm gehörigen Häuſer allerdings bereits ers 
richtet, aber noch nicht ausgemauert find. Jedenfalls wird 
er aber im Laufe der nächſten Monate ſich ebenfalls wieder 
in Saadani anfiebeln. Bagamoyo hat allmälig eine Größe 
und einen Umfang angenommen, wie es denjelben vor ber 
Zeit des Krieges nie bejeflen hat. Es befinden fich augen- 

lilih wenigitens 12 000 Karamwanenleute in Bagamoyo, 

und Elfenbein ift in jo ungehenerer Maſſe aus dem Innern 
elommen, daß der Preis bereits um 20 Dollar pro 
‚stafila gefallen ift. Die Renovirung der befejtigten Station 
it nunmehr vollendet, und wird jept der Umbau des als 
Wohnhaus und Kafino dienenden Natuhaufes in Angriff 
genommen, Der Umbau wird ebenfalls im Laufe Des 
Sommers noch fertiggeftellt werden, jo dak dann voraus— 
fichtlih der noch immer herrſchende Plapmangel ein Ende 
erreichen wird. Das Lazaretd Habe ich im lekten Monat 
ebenfalls in ein neues, beionders Dazu eingerichtetes Ge— 
bäude verlegt, in mweldem bequem 15 Europäer und 
40 Schwarze untergebradyt werden können, und welches 
nad) jeder Richtung hin den zu ftellenden hygieniſchen An— 
forderungen entipridht. 

ud die deutſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft ift im 
Bagamoyo recht thätig gewejen. Der Zollihuppen und 
die FFaktorei find fertiggeftellt und an der Karamanjerei 
wird fleißig gearbeitet. Das aus Deutjhland importirte 
große Wohnhaus liegt allerdings noch unaufgeichlagen am 
Strande. Dod kann dafjelbe ebenfalls in 8 Wochen auf- 
gejtelli jein. 

Von Darsed:Salam kann id) Euer Erzellenz; eben- 
fall8 nur den ungeftörten Fortgang der Arbeit melden. 
Mit der heutigen Poſt find 9 Schweftern und 6 Brüder 
für die dort befindliche Fatholifch-deutihe Miffion bier ein— 
getroffen, und werde ich diejelben morgen auf dem Dampfer 
„Barawa“ nad Dar-es-Salam überführen laffen. Die 
definitive Einrichlung eines Lazareths wird aud an dieſem 
Plage immer nothmwendiger, und laſſe ich daher ebenfalls 
mit der Erbauung und Einrichtung paſſender Räumlich— 
keiten vorgehen. 
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Die Stationen im Süden, Kilma, Lindt und Mikindani, 
haben bislang immer noch jehr mit dem Fieber zu lämpfen 
gehabt und jind eine ganze Reihe von Todesfällen, wenn 
aud nicht unter den Weihen, fo doch unter den ſchwarzen 
Soldaten zu verzeichnen geweſen. Die Verbindung mit 
den fühlichen Stationen ift auch im Laufe diejes Berichts: 
monat3 durch das zur Verfügung ftehende ganz unzuläng- 
lihe Sciffsmaterial und durch die dortige ſchwere See 
eine jehr mangelhafte und zeitraubende gewejen, da die 
Heinen Dampfer „Max“ und „München für diejen Dienjt 
überhaupt nicht in Betracht kommen. Die Arbeiterfrage 
ist auf jenen Stationen eine jehr brennende, und wird 
durch den Mangel der nöthigen Maurer und Zimmerleute 
der Aufbau der Stationen jehr verzögert. Ich werde 
jeboch bejtrebt fein, den Ausbau derartig zu beichleunigen, 
af wenigſtens bis zum Eintritt der nächſten großen Regen— 
eit genügende Unterfunftsräume für die Europäer geſchaffen 
And, In Kilwa ift mit dem Umbau des jpäteren Stations: 
rise ſowie mit Aushebung der Fundamente ber Um— 
affungsmauer begonnen worben. 

Die Bevölferung ijt bislang nur zum geringjien Theil 

zurüdgefehrt. Der größte Theil derjelben Hat ſich in 
einigen Dörfern, 6 bis 8 Stunden weit von Kilwa, feſtge— 
feßt und weigert fich — Kleinere Gefechte 
tönnten deswegen hier noch bevorſtehen. 
In Lindi und Milindani liegen die Verhälmiffe uns 
glei) günstiger. Die gefammte Bevölkerung, einschließlich 
der jeinerzeit fompromittirten Araber, hat ſich bereits wieber 
eingefunden, reſp. fih auf Gnade und Ungnade ergeben. 
In den Küſtenbezirken find deswegen hier feine Vers 
widelungen mehr zu befürchten, obgleich es nicht ausge— 
ſchloſſen erſcheint, daß gegen einige = im Hinterlande, 
die das Rauben und Stehlen als Profeſſion betreiben, 
noch ein friegeriiches Vorgehen nöthig werden wird. Auf 
diejen beiden Stationen, denen alte, brauchbare Gebäude 
nicht zur Verfügung jtehen, wird eifrig an der Errichtung 
von Stationsgebäuden gearbeitet, da die vorläufigen Be- 
feitigungen aus Wellbed) und Erdaufmwürfen für eine Vers 
theidigung ber Plaätze durchaus genügen. Die in Mitindani 
zur Beit der Belegung dieſes Plages noch anmejenden 
70 Sultansfoldaten haben fih vor acht Tagen ohne jede 
Widerrede auf einem Dampfer des Reichskommiſſariats 
eingeichifft und find hier von mir Seiner Hoheit dem Sultan 
überwiefen worden. 

Kilwa-kifiwani, Sudi, Kiswera, Kiffiu und weitere an 
der Küſte gelegene, größere Orte haben ſämmtlich um 
Frieden und theilmeije fogar um eine Garnifon gebeten, 
und werde ich lepterem erlangen, fobald als irgend 
angängig, Folge geben. Ir Mpwapwa hat Herr Chef 
Freiherr von Bülow nach einigen früheren kleinen Gefechten 
mit verſchiedenen Maſſaiſtämmen verjucht, Verbindungen 
mit dem mächtigen Stamme der Wahehe anzufmüpfen, und 
erwartete er nach jeiner legten Meldung täglich eine Ge- 
fandtichaft des Sultans. Die Wahehe haben neuerdings 
für das Reichskommiſſariat eine erhöhte Bedeutung dadurch 
befonmen, dab fie den berüchtigten Stamm der Mafiti 
vollftändig beherrſchen, ja dab letztere gewiſſermaßen 
die Sklaven ber Wahehe find. Echon jeit Moden 
ſchwirren an der Küſte, peziell in VBagamoyo, wiederum 
Gerüchte von einem Anmarſch der Mafiti herum, und 
hat der eye Biſchof Monfeigneur de Courmont mich 
wiederholt auf das Allerdringlichſte gebeten, doch irgend 
etwas nach dieſer Richtung hin zu unternehmen, da eine 
größere Abtheilung der Mafiti nur 3 Tage von der fran— 
zöſiſchen Miffionsitation Tununguo ftände umd ſich jeden 
Augenblick entſchließen könnte, diefelbe zu attaquiren. Um 
bielen Gerüchten 
mid daher entſchloſſen, jofort nad) Abgang der frangöfiichen 


endgültig ein Ende zu machen, habe ich- 


ö — nen 


Poſt, wahrſcheinlich am 5. d. M. mit einer ſtärleren Ab— 
theilung eine Rekognoszirungstour nad jenem Diftrikte zu 
unternehmen umd entweder mit den Mr fitis einen defmitiven 
Frieden zu ſchließen oder aber fie aus. der gefährlichen Nähe 
zu vertreiben. j 9 

Emin Paſcha iſt am 2. Juni in Mpwapwa eingetroffen 
und dürfte jetzt bereits auf dem, Marſche nach Ugogo jein. 
Während des ſchlechten Marfrges in der Regenzeit ift ihm 
eine Anzahl Träger entlaufeı. Diejelben mußten von hier 
aus erjegt werben, wodurch der Marich der Expedition 
immer wieder Verzögerung erfuhr. Dies wird nunmehr 
vorausſichtlich beſſer werden, da Mr. Stofes, der große 
Elfenbeinhändler aus Uniamweſi, ebenfalls in den nädhiten 
Tagen in das Innere abmarjchirt und jo etwaige Dejerteure 
und zurüdgebliebene Laſten aufnehmen kann. Mr. Stofes 
ift noch von dem Herrn Reichskommiſſar für die Intereffen 
des Reihsfommillariats verpflichtet worden, umd find dem— 
ielben 1 Offizier, 1 Unteroffizier, 20 Soltaten, 1 Gelchük 
und 50 Maujergewehre, zweds Anlage einer Station beir 
gegeben worden). 

. „Die Verhältniffe im Innern ſcheinen fih für uns 
günftig zu geftalten, da von allen Plätzen, bejonders auch 
von Tabora, täglich Anfinnen und Bitten der bebeutendften 
Araber einlaufen, ihnen doch die deutſche Flagge zu über- 
jenden und fie unter deutſchen Schuß zu ftellen. 

Muhamed ben Kafjim, deifen Hinrichtung ich Euer 
Ercellenz bereits telegraphijc; gemeldet und der ebenfalls 
in Tabora anfäffig gewefen, war von allen übrigen dort- 
jelbjt befindlichen Arabern ausgeftopen und verlajfen, und 
it dieſes gerade der Grund, weshalb er fi entichloß, 
troß ber für ihn damit verbundenen Gefahr nach der Küfte 
zurüdzufehren. 

„Much Hier in Banzibar hat die Vollſtreckung des Ur— 
theils, trogdem feine Brüder und Verwandten zu den ans 
gefehenften Perſonen gehören, feinen großen Eindruck her- 
vorgebracht, und war jedenfalls das Mitgefühl ein ir 


geringes. 
, 93. Schmidt. 
Seiner Ercellenz dem Reichskanzler, 
General der Anfanterie, 


Herm von Gaprivi. 





M 61. 


Telegramm. 


Zangibar, den 31. Juli 1890, 
Eingegangen in ‚Berlin am gleichen age, 


Von der Expedition gegen die Mahenge Heute. zurüd- 

—— J m * vor mir —ã— —** 
er ellenhäuptling, unterwarf ſich und kehrt 

Führt rf ſich kehrte zur 
Schmidt. 


Auswärtiges Amt, Berlin. 


*) Etotes hatte von Mifor Wihmann den Auftrag erbalt T 
indun auf der e a’ “ 
—* F an Emin Paida.gu errichtenden neuen Bien u Ikone 
ee. 


A 62, 


Banzibar, den 31. Yuli- 1890. 
Eingegangen in Berlin den 23. Auguſt 1890, 


Wie ich Euer Excellenz bereits telegraphiſch gemeldet 
abe, bin ich am geſtrigen Tage, den 30. d. M., von der 
Refognoszirungserpedition gegen die Mafitis nad) Zanzibar 
zurü Betr. Ueber den näheren Verlauf derjelben beehre 
ich mich E llenz ganz gehorſamſt zu berichten, daß 
ich meinen Marſch von Bagamoyo aus über die alten 
Stationen ber deutſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, Dunda, 
Madimula und Uſungula, direkt nach der angeblich bedrohten 
franzöfishen Miſſionsſtation Tunungun Hin genommen habe. 
Dortjelbft wurde mir mitgetheilt, daß eine kleinere Ab— 
theilung der Mafitis, bie Fi etwa drei Tagereifen ſüdlich 
der Station an der Grenze von Khutu und Mahenge 
niedergelaſſen Hätte, beftändig die Station mit einem ge- 
planten Ueberfall beunruhige. Ich marſchirte daher jofort, 
nad) vorläufiger Zurücklaſſung eines Bedeckungskommandos 
von 20 Mann und 1 Unteroffizier, nach jenem Plage, au 
der Karle al3 Zungomero bezeichnet, Hin ab, fand jedo 
das ungemein große und ſtark befeftigte Dorf verlafjen vor. 
Durch einige verfprengte Flüchtlinge gelang es mir nichts 
dejtoweniger, mit den in einigen Stunden Entfernung jid) 
im Walde verborgen aufhaltenden Eingeborenen in Ver— 
bindung zu treten, ohne diejelben jedoch, troß ber Drohung, 
bei ihrem Nichterfcheinen das gefammte Dorf niederbrennen 
zu wollen, zum Erfcheinen bewegen zu können. Ich war 
daher gezwungen, jene Drohung wahr zu machen und 
nad einigen Tagen weiter zu marſchiren, inbem ich mic 
ſüdlich nah dem Rufidji Hin wendete, da ſich bortjelbit 
andere verjprengte Banden der Mafitis aufhalten follten. 
Der von der Küjte geflüchtete Jumbe Pangire, der feiner- 
zeit ald einer der eifrigften PBarteigänger Buſchiris galt, 
und beijen Dorf von Herrn Major von Wißmann bei 
feinem Marid nad Mpwapwa Hin —— wurde, Hatte 
ebenfalls in dieſer Gegend Schutz und Unterſtützung geſücht; 
er erſchien jedoch alsbald freiwillig im Lager, um ſich auf 
Gnade und Ungnade zu unterwerfen. Unter der Bedingung, 


daß derſelbe mit mir nad) der Küfte zurücktehre umd ſich 
A habe ich Pangire 
Verzeihung zugeſichert. Derjelbe ſchloß fi” mit feinen . 


in feinen alten Plägen wieder niederla 


Leuten jofort der Erpedition an. Mit dem Jumbe Pangire 
ift thatjächlich der Ichte der — Rebellenhauptlinge 
des nördlichen Theils unſerer Küfte (d. h. bis zum Rufidji) 
zurückgekehrt und der Aufſtand nebſt ſeinen Folgen in 
dieſen Theilen als vollſtändig erloſchen zu betrachten. 


Den Rückmarſch nad der Küſte trat ich längs bes 
Fluſſes Aufidji an, indem ich felbft mic von Mtanza ab 
mit einer Bededung von einigen Soldaten in Eilmärjchen 
nad) Darse83:Salam begab, während Chef Ramjay mit dem 
Gros der Expedition über den Fluß nach Kilwa marfchirte, 
um bei diejer Gelegenheit auch das dortige Hinterland 
etwas weiter aufzuklären. 

Welche Marſchleiſtungen gut gefchulte ſchwarze Truppen 
auszuführen im Stande find, beweiſt der Umftand, 7 ich 
die Strede vom . bis Dar⸗es⸗Salam, das will jagen 
160 Kilometer Zuftlinie, in vier Tagen zurücklegte. 

Das ganze Land zwiichen Kingani und Nufidji einer: 
ſeits und von ber Küſte bis nad) Mahenge andererfeits, 
im Allgemeinen bie Landſchaft Ufaramo it ſich begreifend, 
ift vom den Mafitis vermwüftet. Die Eingeborenen würden 
ohne thatträftigen Schug auch fernerhin den Einfällen ber: 
felben wehrlos preisgegeben jein. Dies wäre um 2 mehr 
zu beflagen, als Ujaramo gute Ausfichten für bie Kul— 
tivirung bietet. Der Boden ſelbſt ift zwat nicht beſonders 
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günftig, aber es it ein außerorbentlicher Reichthum an 
fleinen Teichen und Rinnfalen vorhanden, welche die Be: 
bauung begünftigen. 

gez. Schmidt. 


Seiner u. 
bem Reichsfanzler, General der Infanterie, 


Herrn von Caprivi— 


A 63. 


Banzibar, den 31. Zuli 1890. 
Eingegangen in Berlin am 23. Auguſt 1890, 


Wie ich Euer —— ſchon in dem vorigen Monats- 
berichte ganz gehorfamft zu melden die Ehre hatte, habe 
ich im Laufe diejes Monats die beabfichtigte Mafiti-Erpedi- 
tion unternommen. ch war jomit nicht in der Lage, bie 
Stationen der Küfte perjönlich einer Inſpektion zu unters 
ziehen und bin daher auf die Berichte der Offiziere an— 
gewiefen. Von Tanga wird gemeldet, daß die ſchwierigen 
Erdarbeiten, die fi — der Regenzeit als zum Schutze 
ber direft an einem Abhange liegenden Station dringend 
erforderlich erwieſen, nunmehr volljtändig beendet find und 
ein Abwafchen und Fortſpülen des Terrams in feiner Weiſe 
wehr zu befürdten if. Die Station fteht fomit in ihrer 
Umwallung und dem Hauptgebäude fir und fertig ba. Es 
bedarf nur noch der eg we bes Unteroffisierhaufes 
und der Herjtellung maffiver Kafernements für die Truppen. 
Die ſchon in meinem vorigen Berichte erwähnten Einfälle 
der Wateita in das beutiche Intereifengebiet haben ſich 
aud) im Laufe dieſes Berichtsmonals wiederholt und ere 
ſcheint eine endgültige Negelung dieſer Anlegenheit täglich 
dringender geboten. Ich denke daher mit —— der 
Station Maſinde, die beſonders dazu beſtimmt iſt, Uſam— 
bara zu ſchützen und den Einfällen dieſes Räubergeſindels 
und denen der Maſſai ein Ziel zu ſetzen, bereits im An— 
fange des nächſten Monats vorzugehen. * 

In Pangani, wo der Ausbau der Station bis auf 
den äußeren Abputz bderjelben volljtändig beendigt it, 
wird nunmehr mit der Anlage von Wegen, Anpflanzungen 
und der Aufführung einer Eindämmungsmaner längs des 
Flußufers begonnen. — 

Von der nunmehr bedeutend reduzirten Station 
Mkwadja habe ich nichts Bemerkenswerthes zu melden. 

In Saabani fchreitet die Bauthätigkeit immer weiter 
fort und dürfte bis zum Beginn der nächſten großen Regen— 
zeit die Stadt im ihren früheren Verhältniffen wieder here 
geitellt fein. Bwana Heri benimmt ſich mad) wie vor in 
jeder Weife loyal. Der derzeitige Stationschef von — 
Herr Lieutenant von Arnim, iſt leider nicht unbedenflich 
an den Mugen erkrankt, und bürfte feine Wiederherſtellung 
viele Wochen in Anspruch nehmen. Derielbe wird inzwiſchen 
durch Herrn Lieutenant Podlech vertreten. . 
In Bagamoyo ift au in biejem Berichtsmonat ber 
Raramwanenverkehr ein außerordentlich reger apmden unb 
war ber monatliche Ab⸗ und Zugang wieder auf 10 000 Ber: 
fonen zu [hägen, Der Umbau des alten fogenannten Ratu— 
haufes wird im nachſten Monat vollendet, En und ‚werben 
— der — endlich ausreichende Räumlichleiten 

r V ung ftehen. ka , 
Die it Selm für bas Reichslommiſſariat beladene 
„Marie Berg“ ift vor einigen Tagen, in Dar-es-Salam 
eingetroffen und wird am 5 derſelben eifrig gearbeitet, 
Um die Verforgung, unferer. Dampfer mit Süßwafler, an 
jenem Plage zu erleichtern, ift bortjelbft eine Heine vaſſer⸗ 
leitung gebaut worden, fo daß es nunmehr möglich ift, 
151* 


1200 








das Wafler vom Lande aus direlt in die Machine zu 
leiten. Für die mit dem erjten fälligen Reichspoſtdampfer 
anlangenden Pulvervorräthe wird außerhalb der Station 
ein größeres Pulverhaus aufgeführt, weldes vorausjichtlich 
noch vor Ankunft des Dampfers vollendet fein wird. 

In den füdlihen Plätzen Kilma, Lindi und Mikindani 
haben fich im legiverfloffenen Monat die Geſundheitsver— 
hältmiffe endlih ganz bedeutend gebefjert und jteht zu 
hoffen, daß nah Fertigſtellung geeigneter Unterkunfts- 
räume für die Europäer auch jpäter feine erneute Ver— 
ichlechterung eintreten wird. In baulicher Beziehung ift 
Kilma am weiteiten vorgeſchritten. Die Umfaſſungsmauer 
nebft den Bajtionen ift Bereits fertiggeftellt und mit Ges 
ſchüßen armirt. Das die Station umgebende Terrain ift 
vollitändig geſäubert und ein großer, mitten in ber Stadt 
belegener und als bejonders gefundheitsgefährlich zu 
bezeichnender Sumpf durch Ableiten des Waſſers troden 
gelegt, 

Die jchwierigen Landungsverhältniffe hat Herr Chef 
von Zelewsti dadurd zu vereinfachen gejudht, dag er einen 
Damm aus Steinen und Pfählen in die Sce hinein auf 
geworfen hat, der in jeinem erjten Drittel bereits vollendet 
ift. Die Bevölterung ift leider immer noch nicht zurück⸗ 
gekehrt und ift es mir zweifelhaft, ob dieſes in abjehbarer 
Zeit überhaupt eintreten wird. Herr Chef Ramjay wird 
bei feinem Marſche vom Rufidji nad) Kilwa jedenfalls feit- 
ftellen können, ob jich die Bevölkerung bereits zerſtreut und 
anderswo angejiedelt hat oder ob fie, fih noch mit 
friegerifchen Abfichten tragend, an einem anderen Orte ver- 
jammelt it. 


In Lindi find die Umfaffungsmauern ebenfalls bereits 
bis zu ihrer vollen Höhe aufgeführt und bürfte die Fertig— 
jtellung ber Baftionen in diefem Monat erfolgen. Die 
Bevölkerung hat ſich vollftändig beruhigt und it bereits 
die erjte Karawane, von einem Araber geführt, mit Elfen— 
bein und anderen Produkten bortjelbft angefommen. 

In Mikindani find die Arbeiten wegen Mangel an 

enügenden Arbeitskräften noch am weiteſten im Rück— 
Hande und Hat der dortige Stationschef, Herr Chef End, 
vorläufig als am dringenditen nothwendig die Errichtung 
eines Wohnhaufes in Angriff genommen. 

Auf der Station Mpwapwa haben ſich die geſundheit— 

lichen Verhältniſſe immer noch nicht vorteilhafter gejtaltet 
und bürfte dieſes bis zum Gintreffen des Deftillirapparates 
überhaupt wohl nicht der Fall fein. Den von dem dortigen 
Stattonschef angeftellten Verſuch, durch Eintreiben eines 
Schachtes in den Felſen auf Waſſer zu ftoßen, Halte ich 
für erfolglos, da das Grundwafler fid) in der Thaljohle, 
nicht aber im Felſen anſammelt. Diefer Schadjt kann 
höchſtens als Cyſterne für aufgefangenes Regenwaſſer 
dienen. Die Arbeiten an dem Wohnhaufe und an dem 
Wachtthurm fchreiten weiter vorwärts und iſt letzterer 
bereit$ vollendet. Das Ablöfungskommando unter Proviant- 
meijter be la Frémoire ift am 12. Juli auf der Station 
eingetroffen und erwarte ich die abgelöfte Mannſchaft im 
Laufe diejes Monats in Bagamoyo zurüd. Herr Chef 
Freiherr von Bülow ift mit dem dortigen Erpeditionsforps 
am 22. Juli zur Begleitung und Unterftügung der Er 
pedition von Emin Paſcha nah Ugogo abmarfdirt. 
Sowohl Emin Paſcha als der früher pafjirte Dr. Carl 
Peters Hatten lebhafte Kämpfe dortjelbit zu beftehen, ſchlugen 
jedod die Angreifer ftets in die Flucht. 
‚ „Pr. Carl Peters, der am 19. Juni Mpwapwa pajfirte, 
ift inzwiſchen am 17. Juli in Zanzibar eingetroffen und 
wenige Tage darauf mit der engliſchen Poſt nad Europa 
abgereift. Mr. Stofes befand fi am 26. Juli in Sim- 
bammeni und dürfte demnächſt ebenfalls in Mpwapıa 
eintreffen, 
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Die „Harmonie” ift, wie ich Euer Excellenz bereits 
telegraphiich zu melden die Ehre hatte, am 6. d. M. nad) 
Europa abgegangen. Dem nad Bombay entfandten Kapitän 
Graf Pfeil ift es inzwiſchen gelungen, einen geeigneten 
Dampfer als Erjaß Hr die „Barawa“ für das Reichs— 
tommiſſariat zu chartern. Es ift die „Hindu“, ein Baflagier- 
und Frachtdampfer, der bislang zwifchen Eutd und Bombay 


gefahren it. 
gg. Schmidt. 


Seiner Excellenz dem Reichstanzler, General der Infanterie, 
Herm von Gaprivi, 


N 64, 


BZanzibar, den 1. September 1890. 
Eingegangen in Berlin am 22, September 1890. 


Ueber die Ereigniffe und den FFortichritt der Arbeiten 
in dem Verichtsmonat Auguft erlaube ich mir Euer Ercellenz 
ganz gehorjamft wie folgt zu melden: 

In Tanga, unſerem Hafen des Nordens, herrſcht nad) 
wie vor eine lebhafte Bauthätigkeit, ſowohl von Seiten des 
Kommifiariats als auch von Seiten privater Geſellſchaften. 
Innerhalb der Station wird an der Fertigſtellung bes 
Unteroffiziershaufes gearbeitet. Da in Tanga das befejtigte 
Stationsterraim ein jehr beichränktes ift, jo werden die 
Kafernen für die Truppen außerhalb der Mauern errichtet 
werden. Dieſes empfiehlt ſich um jo mehr, als hier in 
Afrika aus hygienischen Gründen bei Unterbringung größerer 
Menſchenmaſſen auf Luft und Licht ganz beionders Bedadıt 
genommen werden muß. 

Die deuticheoftafritanifche Gejellihaft ift im Begriff, 
ein aus Deutſchland importirtes, aus Holz und Eifen kon— 
jtruirtes Wohnhaus in Tanga aufzufchlagen, Die Woh- 
nungs= und Unterkunftsfrage ift überhaupt an diejem Orte 
eine jehr wichtige und ſchwerwiegende. Steinhäufer, wie 
fie an anderen größeren Plägen jtets mehr ober weniger 
vorhanden, fehlen bier faſt ganz, und jind die Europäer 
daher zum Theil gezwungen, in einftödigen, niedrigen 
ig zu wohnen. Der Boden in der unmittelbaren 
Umgebung von Tanga ift im Allgemeinen troden und 
jandig und das berühmte Thal des Fluſſes Sidi ift hier 
bei Tanga von ganz geringer Breite und bei der Bes 
urtheilung der Verhälmmiffe im Allgemeinen gar nicht in 
Betracht zu — Das gute, brauchbare Land von 
Bondei und Ujambara, welches auch nach meinem Dafür— 
halten alle Faktoren zu einer gedeilichen Entwickelung in ſich 
birgt, wird erſt zwei Tagemärjche weit Hinter der Küſte 
angetroffen, um ſich dann allerdings in den fruchtbarften 
und waſſerreichſten Thälern und Senkungen weithin bis an 
die Grenzen Ujambaras und darüber hinaus nad dem 
Pare- und Uguenogebirge hinzuziehen. Ohne eine Eleine 
Bahn: oder zum Mindejten eine gute —— 
wird aber auch in dieſen fruchtbaren Diſtrikten an einen 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähigen Betrieb von Pflan— 
zungen und Plantagen nicht zu denken fein. 

In Pangani ift die Strandmauer, die das Stations= 
terrain nach dem Fluſſe hin abgrenzen foll, nunmehr wir 
geitellt und wird mit der legten größeren Arbeit, dem 
und Auspuß der Station nebjt den Umfaſſungsmauern be 

onnen, Die eigentlide Negerbevölferung ift, troßdem 
ämmtliche Jumbes und Yeltejten ſich ohne eine Ausnahme 
wieder eingefunden haben, doch noch nicht vollzählig zurüd- 
geehrt und iſt wohl anzunehmen, daß der fehlende Theil 
überhaupt auf die Rücklehr verzichten wird. Die Leute 
haben fi bereits am ben verſchiedenſten Plätzen ander 
weitig angejiedelt, und da das geſammte Eigentum eines 
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Negers meift nur aus feiner Hütte und wenig Aderland 
befteht, jo wird der Verluſt dann auch leicht verjchmerzt. 
Es wird mein Beftreben fein, durch ein meitgehendes Ent— 
—— und durch Einräumung gewiſſer Vortheile 
andere Elemente der umwohnenden Bevölkerung in die 
Stadt zu ziehen, um fie allmälig wieder zu ihrer früheren 
Größe und Wichtigkeit hinzuführen. Dem Karawanen— 
handel werde ich —* Erleichterung und Unterſtützung 
als nur irgend möglich gewähren. 

Als ein erfreuliches Zeichen der Stärkung unſeres An— 
ſehens und unſeres Einfſuſſes kann ih Euer Excellenz 
ganz gehorſamſt melden, daß am 4. Auguſt d. J. der 
Sultan Kimweri von Mfuga mit 800 ſämmtlich mit Ge— 
wehren bewaffneten Leuten in Bangani eingetroffen ift, 
um den von mir im vorigen Januar gemachten Beſuch zu 
erwibern. Es ift diefer Beſuch zum Mindejten ein äufer- 
liches Zeichen dafür, daß jowohl Kimweri als auch deſſen 
Vater Simbodja in Majinde augenblidliih als durchaus 
verläfjig und loyal gelten können. Gleichzeitig mit Kim— 
weri traf auch der Jumbe Kihungwe vom Paregebirge ein, 
der ſeit alter Zeit mit Simbodja im Kriege liegt und von 
mir während meiner damaligen Anweſenheit zur Schlichtung 
diejes Streites ebenfalls nad) Pangani beordert war. Die Sache 
wird num dahin erledigt werden, Da Kihungwe von mir ent 
weder ein anderes Dorf bekommt, oder aber eine ftändige 
Tributszahlung an Simbodja leiften muß. Ach erlaube 
mir dieſen Fall als Beweis dafür anzuführen, wie weit 
die thatſächliche Macht und der Einfluß des deutichen Gou— 
vernements bereitS reicht, fo daß es möglich erfcheint, lang— 
andauernde Kriege und Streitigkeiten einfach durd einen 
Schiedsſpruch zu erledigen. Der gejammte Diftrift bis 
zum Kilimandiharo hin ift, abgejehen von den Wateitas 
und Maffaieinfälen, als durchaus fiher und geordnet zu 
betrachten, und Teßteren wird hoffentlich durch die in den 
nächſten Tagen erfolgende Gründung der Station Majinde 
ein ſchleuniges Ende bereitet werben. 

Die deutſch-oſtafrikaniſche Plantagengeſellſchaft, welche 
ebenfall8 ein aus Europa importirted® Haus in Pangani 
aufzufchlagen im Begriffe ift, jcheint auf Lewa ganz be= 
be or Erfolge zu erzielen. 

ie Station Saadani fchreitet ebenfalls ihrer Voll 
endung entgegen. Es haben fid) einige Verzögerungen da= 
durch ergeben, dab urjprünglid die Station an einigen 
Stellen, um möglichſt bald mit dem äußeren Rohbau fertig 
zu werden, nicht ftarf und widerftandsfähig genug erbaut 
worden ift. Diefe Mängel find jedod ohne irgend weldyen 
weiteren Schaden für das Ganze bejeitigt worden. Die 
leidige Frage hier ijt immer nody die Trinkwailerfrage, da 
alles Waſſer etwas bradig iſt und die Europäer daher 
ausſchließlich auf künſtliche Mineralwaffer angewieſen find. 
Ich habe jedodh in Bombay einen größeren Deitillirapparat 
in Muftrag gegeben, und wird nach dem Eintreffen diejes 
die genannte Schwierigkeit gehoben jein. Der bisherige 
Stationschef von Saadani, Herr Lienlenant von Arnim, 
ift am 8. —— d. J. in Zanzibar in Folge Scharlach— 
fiebers geſtorben. Ich habe dieſen trefflichen Offizier durch 
Lieutenant Albrecht erjeßt. 

Wie Saadani ſelbſt, jo ſind auch die umliegenden 
größeren Küjftenpunkte, die feinerzeit im Laufe des Krieges 
zerftört worben find, wie Umwindji, Bujini und andere, neu 
aus ihren Trümmern erjtanden und werden Y} bald die 
Spuren bes Krieges hier vollftändig verwiſcht ſein. Bana 
Don dürfte in allernächfter Beit nah Saadani zurüd- 
ehren. 

In Bagamoyo iſt der Karawanenverkehr im letztver— 
floſſenen Berichtsmonat ein geringerer geweſen. Es ſind da— 

egen zahlreiche Karawanen nad) dem Innern aufgebrochen, 
o eine unter Bana Sefu, dem Sohn des Tippu Tipp, der 





feinem Water bei deflen Rückkehr nach der Küfte bis nad) 
Uniamweſi entgegenmarjdhiren will. Gebaut wird dagegen 
in Bagamoyo von Geiten der Eingeborenen nod ziemlich 
lebhaft und dürfte ſehr bald von alten Ruinen nichts mehr 
zu finden fein. Cine große Karawane der algieriſchen 
Prieſter ift ebenfalls zum Entjaße alter und zur Gründung 
neuer Stationen nad) dem Innern aufgebrochen. 

Auch aus Mpwapmwa find günjtige Nachrichten ange— 
fommen. Die bislang ziemlich verwidelten und kriegerischen 
Verhältniffe in der meiteren Umgebung von Mpwapwa 
ſcheinen ſich auch allmälig zu ordnen, indem alle größeren 
Hänptlinge ſich nad und nad) auf der Station einfinden, 
um ihre Unterwerfung — en. Die eigentlichen Ruhe— 
ſtörer ſind auch hier die Maſſai und Mafıti, dieſe ange— 
ſtammten Erzräuber unſeres Gebietes, In Mpwapwa hat 
ſich das Gerücht verbreitet, daß letztere, die Mafıti, von 
den Deutſchen aufs Neue vollſtändig geſchlagen ſeien, und 
große Maſſen derſelben haben ſich, hhatſächlich flüchtend, 
über die Karawanenſtraße nad) Norden ergoſſen. Es iſt 
diefes alſo als der erjte Erfolg meines Streifzuges vom 
vorigen Monat zu betrachten. 

Bon Emin Paſcha ift eine kurze Nachricht eingelaufen, 
nach welcher er ſich dicht vor Tabora befand. Bei der 
Erpedition war Alles wohl. 

Des Ferneren iſt von einem in unferen Dienften jtehen- 
den Beludihen, Namens JIsmael, ein Schreiben einge: 
teoffen, in welchem er mittheilt, daß er vor feinem Haufe 
in Tabora die deutiche Flagge gehißt habe. Faſt alle 
Araber ftänden durchaus auf jeiner Seite und wären unjere 
freunde, während dagegen der mächtige —— Iſiki 
von Uniamweſi den Aufteng ertheilt habe, ſaͤmmtliche nad) 
dort fommende Chriften gefangen zu nehmen und ihm aus: 
zuliefern. Ich gejtatte mir hierbei ganz gehorſamſt zu be— 
merken, daß diejer Mann ein alter Feind der Europäer it 
und mit Hülfe und Unterſtützung anderer Häuptlinge bald 
überwältigt und verdrängt fein wird. Nach diejer Richtung 
hin dürfte befonders Mr. Stofes, der eine Tochter eines 
anderen mächtigen Uniammefihäuptlings zur rau hat, die 
werthvolliten Dienfte leiſten. 

In Dar- e8- Salam it der Bau des Pulver- und 
Mimitionsmagazind nunmehr fertiggeftellt. Augenblicklich 
wird an ber Heritellung größerer Magazine und Wert 
jtötten dort gearbeitet, zu weldem Zwed ich vorläufig eins 
der alten Sultansgebäude ausbauen und einrichten laſſe. 
Ehe uns jedoch hier genügend Räume zur Verfügung jtehen, 
dürften pe noch einige Monate vergehen. 

Das deutjhzevangeliihe Miffionsgebäude, welchem ich 
bei meinem legten Dortjein einen Beſuch abjtattete, hat mir 
durch die jaubere und praltiſche Ausführung eine ans 

enehme —— bereitet. Das Wohnhaus und die 
ft en Anlagen find vom Miffionar Greiner mit außer— 
— Geſchick und Verſtändniß hergeſtellt worden. 
8 iſt zweifellos auch der geſündeſt gelegene Platz in Dar— 
es⸗Salam, auf welchem ſich das Miſſionsgebäude befindet. 

Die Stationen des Südens, die ich nad) längerer 
Paufe wieder einmal perjönlid in Augenihein genommen 
habe, find fämmtlicdh im erfreulicher Entwidelung begriffen. 
In Kilwa wird demnächſt an den Um: und Ausbau des 
Unteroffizier- und darauf an den bes Dffizierhaufes ge- 
gangen werden. Das Terrain im Umkreiſe der Station 
ſt vollftändig planirt und zum Theil jchon mit Gartens 
anlagen verjehen. Außerhalb der Station werden größere 
Kafernen zur Aufnahme der Truppen errichtet, und iſt auch 
mit dieſen Baulichteiten bereits der Anfang gemacht worden. 
Die einftige Boma und Verſchanzung ijt vollftändig nieder 
geriffen und hat das Material zum größten Theil bei dem 
Bau einer Mole Verwendung gefunden. Das Hinterland 
iſt volljtändig ruhig und Halte ich nad) den Beobachtungen, 
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die die von dem Rufidji nach Kilwa marjhirende Erpedition 
unter Führung des Chefs Namjay anzujtellen in der Lage 
war, aud in diejen Bezirken eine weitere Störung des 
Friedens für ausgeſchloſſen. Chef Ramſay ift mitten durch 
die Anfiedelungen der geflohenen Kilwaleute hindurch— 
marſchirt, ohne daß er von irgend einer Seite im geringjten 
beläjtigt worden wäre. Der Stationschef von Kilwa, Herr 
von Zelewsti, jteht bereits jeit langer Beit mit den vers 
jhiedenen Führern der Aufftändiichen zweds Nüdtehr in 
Verbindung, und hat ſich aud ein Theil derfelben bereits 
wieder in Kilwa angefiedelt. Ob allerdings die große Maſſe 
der Bevölferung überhaupt zurüdfehren wird, ericheint mir 
ſehr zweifelhaft, die Leute haben, joviel ich habe fejtitellen 
fönnen, ſämmilich einen Eid geleiftet, nie zu den Europäern 
zurüdzufehren, und denjenigen, die den Eid brechen, joll ein 
baldiger Tod gewiß fein. Es kommt fomit die Furcht vor der 
Rache der Europäer und die Furcht vor Brechung jenes 
Eides zujammen, um die Geflohenen von der Stadt fern 
zu Halten. Nichtsdejtoweniger kann irgend ein unvor— 
— Zufall noch eine Aenderung der Lage herbei— 
ühren, und iſt demgemäß noch fein Grund vorhanden, 
die Hoffnung auf die Rücklehr der Leute bereits vollſtändig 
aufzugeben. 

Auch im Hinterlande von Kilwa und Lindi fpielt die 
Mafitifucht eine große Rolle. Chef Namjay Hat auf 
feinem Marſche nad) Kilwa Hierfür weitere Beläge jammeln 
können. Südlid des Rufidji iſt der Name Mafiti aller: 
dings als ein anderer Begriff als nördlich jenes Fluſſes 
aufzufallen. Mafiti iſt hier einfad) ein Sammelname für 
alle jene friegeriichen und räuberiichen Stämme, die jahraus, 
jahrein von der Plünderung ihrer Nachbarn leben. Es 
einen bier Hauptjächlih Die jüblih von Mahenge 
wohnenden Wandondi zu jein, die ich dieſes Titels er— 
freuen. Eine Station in der Gegend der Schugalifälle 
am Rufidji würde aljo beide Barteien in Schad halten. 
Die Furcht der Bevölkerung aud) hier im Süden vor den 
Mafitis ift groß und ftört Handel und Verkehr, Aderbau 
und Viehzucht. Ein Einjchreiten nad) dieſer Richtung Hin 
würde eine nicht zu unterfchägende Hebung des geſammien 
Wohlſtandes und der allgemeinen Sicherheit bedeuten. 

In Lindi, welches ebenfalls bereits fertig ummallt und 
armirt hat man mit der Aufführung des Hauptge— 
bäubes begonnen. Die Station it eine außergewöhnlich 
grobe eworden, jo daß jämmtliche Gebäude, Kaſernen, 

— u. ſ. w. in dem Feſtungsrayon Platz finden. 
Auch in Lindi iſt die Trinkwaſſerfrage eine noch zu loͤſende. 
Das Waſſer iſt durchweg etwas bradig und zum Trinken 
für Europäer faum verwendbar. Sowohl weiter aufwärts 
an den Ufern des Creeks wie direkt auf der anderen Seite 
derjelben befinden ſich jedoch gute Sühwafjerquellen und 
wird e8 eine Aufgabe jpäterer Zeit fein, von einem diejer 
Punlte eine Wajlerleitung nad) der Station zu führen, 
Der Handel entwidelt jih in Lindi im befriedigender 
Weife weiter. 

In Mifindani ijt der Bau des Hauptgebäudes be 
reits weit vorgefchritten, obgleih die Arbeiten hier aus 
Arbeitermangel langjamer vor ſich gehen. Auch Hier Liegen 
binfichtlih der Waſſerfrage die Verhältniffe ähnlich wie bei 
Lindi, jedoch befindet fih Süßwafler in größerer Nähe am 
‚Fuße eines Vergabhanges. Die Etation ift ringsum von 
einer Lagune umgeben und bildet fo bei Hochwaſſer fait 
eine Inſel. Daß dieſe Verhältnifje dem Gejundheitszuftande 
nicht fehr förderlich find, bedarf feiner weiteren Grläute- 
rung und wird es daher eine der eriten größten Aufgaben 
der Station fein müffen, jene Lagune abzudämmen, und 
das Terrain alsdann mwomöglih durd Aufichüttung zu 

ben. Zweifellos wird dann aud der Salzgehalt der 

mbwaller ein geringerer werden. Die politfihen Ver: 





hältniffe des Hinterlandes find mit denen von Lindi durch— 
aus überemjtmmend und kommen aud) die borifelbjt ein— 
treffenden Karawanen gleichermaßen aus den Gebieten 
öftlich und weitlich des Nyaſſa-Sees. } 

Bei meiner diesmaligen Infpektionsreife nad) dem 
Süden habe ich es mir angelegen fein laffen, außer jenen 
bereitd von uns befepten Plägen auch andere Küjtenpunkte 
anzulaufen, jo zu bie Mgau-⸗Mwania-Bai mit dem 
Orie Sudi. Sudi ift nächſt Lindi und Mitindani zweifellos 
der wichtigſte Handelsplag des Südens und wird es 
erforderlich jein, auch hier eine Heine Station anzulegen. 
Dieje Station ift in ihren Baulichleiten bereits fir und fertig 
vorhanden, indem ein große weijtödiges, einem Araber 
gehöriges Steinhaus nebſt den Nebengebäuden vollftändig 
den Stationszweden genügt. . . 

Nördlih von Lindi habe ich ferner der Mſchingabai 
einen Beſuch abgeftattet, da auch hier ein wenn auch nicht bes 
deutender Handel herrſcht. Die Vai ift vollitändig offen 
und bietet feinen quten Anterplag dar. Irgend melde 
größere Ortichaften find nicht vorhanden. . 

Die etwas weiter gelegene nördliche Bucht von Kis— 
wera ift ebenfalls nur als eine offene Rhede anzuſehen. 
Jedoch ift Kiswera zwiihen Lindi und Kilwa ber wid- 
tigite Hafenplag und müßte zweifellos ebenfalls eine Station 
erhalten. Die unweit des Strandes belegene Hauptort- 
ſchaft bejigt feine Steinhäufer, fo dab alle Gebäude neu 
aufgeführt werben mühten. Das ſüdlich von Kilwa⸗-Ki— 
windje belegene Kilwa-Kiffiwani, welches früher ber einzige 
große Hafenplag in diefem Küftengebiete war, wurde eben- 
jalls von mir angelaufen. Es enthält jehr ausgedehnte 
und zum Theil vorzüglid erhaltene Ueberreſte der früheren 
portugiefiichen Niederlaijung, die die Anlage einer Station 
dortielbit jehr einfach N rn würde, Augenblicklich ent 
jedoch ein derartiges & ürfniß nicht vor. Der Hafen iſt 
ein ganz auögezeichneter und fteht damit Kilwa⸗Kiſſiwani 
in direftem Gegenſatze zu dem nur eine ungünſtige, offene 
NHede aufweiienden Kilwastiwindje. 

Zum Schluß wurde von mir mit Unterftügung S. M. 
Krz. „Scwalbe* noch eine Exploration der Rufidjimündung 
ausgeführt, um jowohl die Schiffbarkeit der Mündung, als 
auch den geeigneten Drt für die Anlage einer Station feit- 
zuſtellen. Es ergab ſich dabei, daß es jogar für ein Schiff 
wie S. M. Krz. „Schwalbe“ möglich ift, bei 5—— 
in die beiden nördlichſten Mündungen des Fluſſes einzu— 
laufen, Mit dem dem Reichskommiſſariat gehörigen Dampfer 
„München“ von 6 Fuß Tiefgang find wir den Fluß 
15 Seemeilen weit, d. 5. durd das Delta hindurch bis 
in den eigentlichen Fluß hinaufgefahren, ohne auf irgend 
welche wejentlihe Hinderniffe zu jtoßen. Wie weit ber 
Nufidji oberhalb diejes Punktes für ſolche tiefgehenden 
Dampfboote wie die „Münden“ noch ſchiffbar it, vermag 
ich augenbliclih nicht zu überjchen. Wenn jedoch feine 
—— und Fälle vorhanden ſind, ſo muß der 
Fuß bei der ungeheuren Breite deſſelben ſehr weit hinauf: 
hin fahrbar jein. Wo ich denjelben jeinerzeit mit der Ers 
pedition überjchritten habe, erreichte derjelbe ungefähr eine 
Breite wie die Elbe bei Magdeburg. Die Entfernung 
dieſes Punktes von der Hüfte beträgt ae 95 See: 
meilen. Ich werde, jobald es bie Berhälti e erlauben, 
eine genaue Exploration des Rufidji vornehmen laflen und 
dürfte derjelbe zweifellos noch zu einem wichtigen Verlehrs— 
mittel für jene Diftrikte werden. 

gez. Schmidt. 
Seiner Excellenz dem Neichstanzler, 
General der Infanterie, 
Herrn von Gaprivi. 
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Banzibar, den 30. September 1890. 
Eingegangen in Berlin am 21. Dfiober 18%, 


Ueber den Berichtsmonat September beehre ich mich 
Euer Ercellenz ganz gehorjamjt Folgendes zu melden: 

Die in diefem Monat nach dem Norden hin unter 
nommene Inipektionsreife hat mich Hinfichtlid des Fort— 
ichreitens der Arbeiten wiederum mit Befriedigung erfüllt. 

Die Station Tanga, die bis auf einige Meinere Arbeiten 
vollftändig fertiggeitellt ift, beichäftigt jich mit der Planirung 
und ber Befeftigumg des umliegenden Terrains. Die außer: 
halb der Station im Ban begriffene größere Kaferue dürfte 
zu ihrer Vollendung noch einige Woden in Anſpruch 

men; ebenjo wird außerhalb der Station an der Ers 
richtung eines Pulverhaujes gearbeitet. 

Innerhalb der die Station umgebenden Anlagen hat 
das von der Marinebehörde überfandte Denkmal zur Er— 
innerung an die während des Aufitandes in Dftafrifa ges 
fallenen Angehörigen der Marine Aufjtellung gefunden, und 
wird denmädhit enthüllt werden. 

Die oſtafrikaniſche Geſellſchaft hat die Aufjtellung ihres 
Haufes ebenfalls beendet, während die übrigen in Tanga 
anjälfigen Europäer er alle mit der Errichtung von 
Häuiern vorzugehen wünjchen, bislang jedod die Arbeiten 
noch micht in Angriff genommen haben. Der —— mit 
dem Hinterlande iſt nach wie vor ein reger und u 
und wird nad) den übereinftimmenden Auslagen Ein: 
geborenen die Ernte an Mtama und Seſam in diefem Jahre 
eine jehr reichliche fein. 

Die Pflanzergeſellſchaft in Ambani dürfte voraus: 
fichtlih im Stande fein, bis zur Mitte nächſten Jahres 
einige Zentner Tabak als Probe auf den Markt zu liefern. 
In Pangani wird nod am dem äußeren Verpußen der 
Häufer und Umfaſſungsmauern gearbeitet. Das interimiſtiſch 
in der Station eingerichtete Lazareth hat leider aus Mangel 
oo Pilegekräften wieder aufgehoben werden müffen. Sowohl 
‚in Bangani als aud) in Tanga wird es jedoch jehr bald 
notwendig werben, mit der Errichtung eines größeren 
Lazarethbaues, außerhalb der Station gelegen, vorzugehen, 

"da die Zahl der Europäer an allen dieſen Pläßen mit 
jedem Tage wächſt. nr 

Die Plantagengejellidhaft in Lewa, der ich in Gefell- 
ichaft des Kaiſerlichen Generalfonjuls einen Beſuch ab- 
geftattet habe, hat jehr erfreuliche Foriſchritte aufzuweiſen. 

Die Erpedition zweds Gründung einer Station in 

Maſinde ift unter Führung des Chefs een am 22. Sep= 
tember 1890 nad ihrem Beftimmungsort abmarſchirt und 
dürfte bereit? dortjelbft eingetroffen jein. Zum Stationds 
chef von’ Mafinde habe idy Herrn Lieutenant Stenpler 
ernannt. 

Auch in Saadani entwideln fih die Verhältnifie bes 
friedigend weiter, trotzdem Bana Heri noch immer nicht 
feinen befinitiven Wohnfig in der Stadt genommen hat. 
Ih Habe von demjelben jedoch nunmehr fategorijdy ver: 
langt, daß er ſich innerhalb = Monate dortetbit nieder⸗ 
zulaſſen —— er hat dies bereitwilligſt verſprochen. 

In Bagamoyo ift der Karawanenverlkehr ein nur un— 
bedeutender geweſen. Das alte Karamanenlager dicht 
unterhalb der Station ift vollftändig geräumt und wird 
aus hygieniſchen Gründen wicht wieder bezogen werben. 
Für die Unterkunft der Karamanen ift ein anderer Plaß 
u oberhalb der Station innerhalb der Palmen gewählt 
worben. 

BWenngleih der Stlavenhandel im Allgemeinen als 
unterbrüdt betrachtet werben fann, fo geidieht es doch 
immer noch, dab einzelne eingefleiihte Stlavenhändler 
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wieber und wieder verfuchen, freie Leute einzufangen umd 
von Heinen Küftenpläßen, befonders in der Umgegend von 
Bagamoyo, zu verfhiffen. Ein gewifier Ibrahim, ber 
ſchon im vorigen Jahre wegen Sflavenraubes als Ge: 
fangener eingeliefert wurde, bem e3 aber gelang, aus dem 
Gefängniß zu entlommen, wurde vor einigen Wochen aufs 
Neue von den Eingeborenen eingebracht, da er mit einigen 
Helfershelfern freie Leute mit der Waffe in der Hand über- 
fallen, einige getödtet, die anderen gefangen genommen 
und als Sklaven verfauft hatte. Da er feines Verbrechens 
durch zahlreiche Seugenausfagen überführt war, fo wurde 
er am 23. September durch den Strang hingerichtet, 

In Mtoni, der ‚Fähre am Kingani, hat es ſich aus 
Geſundheitsrückſichten als immer bringenderes Bedürfniß 
bherausgeftellt, den bortigen weißen Unteroffizier nebft Bes 
fagung in einem fteinernen Haufe ımterzubringen. Ich 
habe demzufolge den Bau eines ſolchen angeorbnet und 
wird bafjelbe in etwa drei Monaten fertig jem. Da das 
Haus auf großen Pfeilern gebaut wird, fo fönmen bei ber 
Ueberſchwemmung in der großen Regenzeit die Wafler uns 
geftört Hindurchfließen, ohne daß die Beſatzung gezwungen 
ift, den Poſten während dieſer Periode zu räumen. 

Von Mpwapwa ift die Meldung eingelaufen, daß der 
dortige ftellvertretende Stationschef, Beamter de Ia Frémoire, 
fih auf Grund von gegen bie Stokes'ſche Karamane ver: 
übten MRäubereien veranlaßt jah, eine Expedition gegen 
einige Wahehe-Dörfer zu unternehmen; etwa 800 Wagogos 
hatten fi) zu dieſem Zweck mit ihm vereinigt, jo dab bie 
Beitrafung jener Straßenräuber ſich zu einer jehr nach— 
drüdlichen geitaltete. Ihre Dörfer wurden verbrammt und 
außer verſchiedenen Elfenbeinzähnen 1600 Stüd Vieh er- 
bentet, Bei dem Kampf um einen ftarf beieten Häuſer— 
fompler fielen ein Zulu-Unteroffizier und ein Sudanefe. 
Im Uebrigen jedod find die Verhälmiffe bei Mpwapwa 
durchaus geordnet und haben jene beftraften Räuber auch 
bereit3 Abgefandte mit zahlreichen Gejchenten geihicdt, um 
den Frieden zu erbitten. Die Gejundheitsverhältmiffe dort- 
jelbft haben Er wejentlich beſſer geitaltet. 

Mr. Stofes hat mit feiner Karawane Mpwapwa 
paffirt. Weber den bisherigen Berlauf der Erpedition bes 
ehre ich mich, Euer Excellenz in der r ganz gehorfamft 
einen Reiſebericht des Lieutenants Sigl in Borlage zu 
bringen. 

In Darses:-Salam wird an dem Bau und an der 
Einrihtung von Magazinen und Werkſtätten fleißig weiter 
gearbeitet. Die bdortjelbit befindlichen zahlreichen alten 
Sultansgebäude bieten leider faſt gar feine Erleichterung 
dar, da fie derartig baufällig find, daß im Allgemeinen mur 
die Steine ald Material zu Neubauten Verwendung finden 
förmen. Um eine geeignete Verbindung zwiſchen Bagamoyo 
und Dar-es-Salam herzuftellen, habe ich einem Offizier 
ſchon jekt den Auftrag ertheilt, das Terrain zwijchen den 
beiden Plägen einer Kartirung und Aufnahme zu unters 
werfen. 

Der Ausbau der Stationen im Süden fchreitet rüftig 
weiter. In Kilwa ift ein großes, als Lazareth beſtimmtes 
Gebäude fertiggeltelt. Der Ausbau des Dffizier 
und Unteroffizierhaufes wird vorausſichtlich im nädhiten 
Monat beendet fein. Als eine bejonders erfreuliche 
ſache kann ich Euer Ercellenz melden, daß der erfte ber 
drei Hauptcheis von Kilwa, Muini Malarani, mit feinem 
gelfammten Anhang nad Tangen Unterhandlungen ſich zur 
Nüdtehr hat bewegen laſſen und bereits die alten Quartiere 
bortjelbft wieder bezogen hat. Die Unterhandlungen mit 
dem zweiten jener Hauptführer find ebenfalls ihrem Abe 
chluß nahe, und fteht daher zu hoffen, daß aud in Kilma 

ie ‘Folgen des Krieges baldmöglichſt vollftändig vermifcht 
fein werden. 
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ernerhin jind große Karamanen von meit weſtlich 
des Nyaſſa-Sees hier eingetroffen, jo daß aud) der Handels— 
verfehr beginnt, wieder den altgewohnten Bahnen zu folgen. 

In Lindi ift ein maſſives zweiftöcdiges Haus für die 
Unteroffiziere aufgeführt und wird augenblidlidh an der 
Schaffung von Unterkunftsräumen für die Schwarzen 
gearbeitet. Die Fertigſtellung des Hauptgebäudes jedod) 
wird, da jeglicde Anlehnung an alte Gebäude fehlt, noch 
viele Monate in Anfpruch nehmen. Auch in Lindi hat fid) 
in letzter Zeit der Karawanenverkehr ganz bedeutend 
gehoben. ine Tegthin eingetroffene Karawane zählte 
1200 Köpfe und bradte 340 Elfenbeinzäßne. Der Ge 
fammteingang an Elfenbein in den letzten ſechs Wochen 
it auf mindeftens TOO Zähne zu ſchähtzen. Neben dem 
Elfenbein iſt e8 hier wie in Milindani haupfſächlich 
Gummi, welden die Karawanen aus dem Innern nadı 
ber Küfte bringen. 

Die Bauarbeiten in Mikindani bewegen ſich, nachdem 
nunmehr dem Mrbeitermangel abgeholfen worden it, eben: 
falls in einem bejchleunigten Tempo. Das Erdgeſchoß 
des Stationsgebäudes it bereits im Nohbau fertiggeitellt 
und wird mit der Mauerung des eriten Stodwerles fort: 
gefahren. 

Den zwiſchen Mikindani und Yindi gelegenen Ort 
Sudi werde ich, da dortjelbft ſtarker Pulverſchmuggel blüht, 
demnächſt mit einer Heinen Garnifon belegen. Es bietet 
diefes um fo weniger Schwierigkeiten, als Bauwerke gar 
nicht aufgeführt zu werden brauchen, jondern es genügt, 
ein dortjelbjt befindliches großes zweiitödiges, durchaus 
vertheidigungsfähiges Steingebäude zu bejegen. Kiſſiweri, 
Kilwa⸗Kiſſiwani, Samanga, Mgoro, Kiſſiu, welche fpäter 
zum F ebenfalls kleine Garniſonen erhalten müſſen, ſind 
vorläufig durch eingeborene Alidas und Soldaten beſetzt, 
welche den zunächſt ji Stationen bejtändig Rapport 
über die Verhältniffe und Ereigniffe erftatten. 

Das Hinterland von Lindi und Milindani läßt hin— 
ſichtlich geordneter Verhältniſſe no zu wünſchen übrig. 
Verjchiedene räuberifhe Häuptlinge, welche ſich noch nicht 
an die neue Ordnung der Dinge gewöhnt haben, glauben 
ihre jeit langer Zeit gemohnheitsmäßig betriebenen Brand» 
ihagungen der Karawanen auch jegt noch fortjegen zu 
fönnen. Ich habe mich daher entſchloſſen, eine Expedition 
nad jenen Gebieten zu unternehmen, um auch Dort, wie 
bei den Wahehes, dem Räuberunweſen ein Ende zu machen. 
Der Ausgangspunkt der Expedition wird Lindi fein umd 
werde ich, mich jpäter ſüdlich wendend, alsdann den Rück— 
weg dem Novuma entlang nad Mikindani Hin antreten, 

Die Erpedition verfolgt gleichzeitig den nicht minder 
wichtigen Zwed, feitzuftellen, ob, wie nicht unwahrſchein— 
lich, auf dem linken Ufer des Rovuma Kohlenflöge fich 
befinden. 

gez. Schmidt. 
Seiner Exzellenz 
dem Reichstanzler, General der Infanterie, 


Herrn von Gaprivi, 


Anlage zu 7 65. 


Auszug ans dem Reifebericht des Lientenants Sigl über die 
Expedition des Mr. Stokes. 


Der von der Küfte bis nah Mpuapua zurüdgelegte 
Weg iſt in vorzüglihem Zuftande und für große Karamwanen 
jederzeit pafjirbar. Die Landſchaft ift großartig ſchön, man 
wähnt fich in einem deutfchen Mittelgebirge. Die Wafjer: 
verhältniffe der einzelnen Lagerpläge waren zur Zeit äußert 
günftige, ebenfo die Proviantverhältnifie. 
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In politifcher Beziehung it bis Mpuapıra nichts von 
Belang vorgelommen,. Die Bevölkerung zeigt ſich überall 
ruhig, willig und entgegentommend. An einigen Hleineren 
Orten ift noch ein gemwiljes Mißtrauen und Angjtgefühl 
vorhanden, die Leute werden fid) aber leicht und bald daran 
gewöhnen, die deutſchen Karawanen mit Freude zu bes 
grüßen und ihre Ortichaften nicht zu verlaffen, Uebrigens 
geihah dies nur in einigen Orten um Magubifa herum. 

Die Haltung der Stokesſchen Karawanenlente ift eine 
jehr gute. Man muß die Ordnung, Treue, Ehrlichkeit, jowie 
den Humor der bis aufs Meuferite angeftrengten Träger 
bewundern. Es unterliegt feinem Zweifel, daß Stofes einen 
perjönlichen Einfluß und Kt eg unter den Wanjamweſis 
und der an der Karawanenſtraße wohnenden Bevölkerung 
bejigt, die ihn befähigen, uns die größten Dienfte zu ermweifen. 

Troß im Anfang der Reiſe eingerifjener epidemiſcher 
Dyienterie unter den Trägern ift bis heute feine von den 
2500 von Stoles geführten Laften zurücgeblieben, Herr 
Stofes weiß ſich über jede Schwierigkeit Leicht hinweg zu 
helfen und jederzeit eine praftiiche Eintheilung zu treifen. 

Ueber die Erfolge deutſcher Arbeit und Anjtrengung 
in Zultureller Beziehung, ſelbſt innerhalb der Kriegsepoche, 
fann nur jeder mit Stolz erfüllt fein, dem es vergönnt ift, 
an folder Arbeit mitgeholfen zu Haben. Ob Deuticher, 
Engländer, Araber, Neger, jeder Ginzelne genießt ſchon 
heute die Wohlthaten ſolcher Arbeit und ift des Yobes voll 
über die Sicherheit und Ordnung, die auf der Karawanen- 
itraße herricht, auf weldyer noch vor furzer Zeit Diebitahl, 
Raub umd Mord zur Tagesordnung gehörten. Die Land— 
ſchaft ift feine vom Kriege verwüftete und zerjtörte mehr, 
die Spuren find verwildht, überall find Sulturen an— 
gepflanzt, die Eingeborenen geben ſich ihrer friedlichen Be— 
Ichäftigung hin und freuen ſich der reihen Ernte in dieſem 
guten Jahre, 

Bis heute war die Verpflegung der Europäer, ber 
Mannichaften und Karamwanenleute eine auferordentlich 
günftige und billige, da die Bevölkerung von allen Seiten 
freiwillig berbeigeftrömt war, um ber deutſchen Flagge 
ihren Tribut in Geitalt von Nahrungsmitteln darzubringen. 
Für die Soldaten iſt noch feine Gora Zeug ausgegeben, 
von den mitgebradhten Provifionen für Europäer nod) feine 
halbe Yajt verbraucht worden. 

Bejonderer Erwähnung verdient der Empfang in Mam— 
bodja und Kitanga, wo die Abgefandten der verſchiedenen 
umliegenden Drtichaften 9 Ochſen, 16 Biegen, 8 Schafe, 
34 me und Zentnerlajten von Mehl und FFeldfrüchten 
als Tribut brachten. Diefe Verpflegungsartifel werden die 
weitere Reife durch die ärmeren Landſchaften weſentlich er— 
leichtern. 

In Mambodja hat ſich der engliihe Miffionar Wood 
auferordentlihe Mühe gegeben, den Eingeborenen Achtun 
vor den Geſetzen beizubringen und ift diejer Bezirk wirflich 
mujterhaft in feiner Haltung. 

Die Jumbes einzelner mehr entlegener Ortſchaften 
führten Klage über den Unfug, den Landtreicher (befonders 
Küftenleute) treiben, indem fie fih als Soldaten und Boten 
der Deutichen ausgeben und die Bevölkerung in Kontris 
bution ziehen. Dieſe Jumbes wurden jelbitverftändlich 
genau injtruirt, daß alle von der Schußtruppe entjandten 
Boten ꝛc. ihr Poſcho befämen und daher ihre Verpflegung 
u bezahlen hätten, follte ein oder der andere Yanditreicher 
—— und auf eine Station gebracht werden, 
Kine würde ficher die ſtrengſte Strafe über denjelben ver— 

ängt. 

Der Gefundheitszuftand der Europäer und Mann— 
ihaften war ein guter. Es war Niemand frank, 


Reichstag. Aktenftüd Nr, 165. (Dftafrifa betreffend.) 
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NM 66. 


Zanzibar, den 2. November 1890, 
Eingegangen in Berlin am 21. November 1890. 


Ueber den Verlauf der im letzten Monate von mir 
unternommenen Expedition nah dem Novuma melde ich 
Euer Ercellenz ganz gehoriamft wie folgt: 

Der Marih wurde von der Station Lindi am 
6. Dftober 1890 aus angetreten. An der Erpedition 
nahmen Theil: der Chef der Station Lindi, Chef Schmidt I, 
der Chef der Station Milindani, Chef End, Lieutenant 
und Adjutant Heymons, ge Gärtner, je eine Kom— 
pagnie der Stationen Lindi und Mifindani, jowie eine 
Kompagnie der Station Kilwa. Außerdem murde ein 
An * Schnellfeuergeſchütz ſowie das Maxim-Gun mit 
geführt. 

Direlt hinter Lindi fteigt das Terrain bereits zu hohen 
Bergrüden an, die parallel zur Küſte verlaufend, verſchie— 
dentlich überjchritten werden müſſen. Erjt zwei Tage: 
märjche hinter Lindi finden diefe getrennten Bergrüden ihr 
Ende und ein mächtiges, weſtlich bis in die Gegend von 
Mafafi und ſüdlich bis weit in das portugiefiiche Gebiet 

inein fich erftredendes Plateau ift zu erjteigen. Dieſes 
lateau, nördlich des Novuma den Namen der Makondes 
Ebene tragend, iſt ohne jede Lücke und Unterbredung von 
einem dichten, durchaus undurchdringlichen Buſchwalde be— 
ftanden. In allen mir bekannten Theilen Dftafrifas ver: 
mag id fein Seitenftüd zu diefem ungeheuren, dichten und 
undurchdringlichen Bush anzuführen. Es ift ftellenmweile 
faum für einen Fußgänger möglich, ſich durch die ſchmalen, 
vorhandenen Piade Hindurd zu winden; dem Marjche 
einer Kolonne bereitet dieſer But die allergrößten Schwies 
rigfeiten. 

Troßdem es an Bäcen und Flußläufen hier oben 
durdaus mangelt, ijt der Boden dennod als ein außer— 
ordentlich fruchtbarer zu bezeichnen. Gin reichlicher Negen- 
fall und ein jtarter Thau fcheinen das fließende Wajler 
zur Genüge zu erfegen. Der Maniof, der mit Vorliebe 
hier angebaut wird, erreicht eine Größe, wie ich fie bis— 
lang in leinem anderen Theile Afritas beobachtet habe. 
Der dichte Buſch ijt von unzähligen GummisLianen durch— 
ſchlungen und fajt aller von Yındi und Milindani aus: 
geführter Gummi wird bier gefammelt, 

Auf künſtlich gejchaffenen Hleineren und größeren 
Lichtungen liegen die Hütten und Felder der Eingeborenen 
innerhalb diejes Buſches zeritreut. Der letztere ſelbſt um— 
giebt fie als eime matürlidye, verbergende und für den 
Ungreifer tauſend Gefahren in ſich ſchließende Schutz— 
mauer. 

Die Urbevölkerung, ſowohl dieſes Plateaus als bes 
weiter entfernter liegenden anſchließenden Flachlandes, 
bilden neben den Makuas die Makonde. Unterjodt und 
zum größten Theile verdrängt aus ihren Wohnfigen find 
diejelben durd die von Weiten von den Gejtaden des Sees 
her eingebrodyenen Wayaos, Der bei Weitem mächtigſte 
und —— * der in dieſem Gebiete anſäſſigen Nao- 
Hänptlinge iſt Machembe, der jein Hauptquartier in richtiger 
Erfennung der Verhältniffe ebenfalls in dieſem undurch— 
dringlihen Buſche aufgejchlagen hat. Die Madıt des 
Machembe, eines ſchon von Alters her ſowohl bei den 
Eingeborenen, als aud) bei den engliihen Mifftonaren ges 
fürchteien Näubers, hat ſich in den legten Zeiten bedeutend 
gehoben, und zwar bejonders dadurch, da «3 ihm geglückt 
it, vor einigen Jahren die einfallenden Wagwangara 
nachdrücklich zu schlagen. 

Seit diefer Zeit betrachtet ſich derſelbe thatſächlich als 
Herriher in unjerem geſammten ſüdlichen Küſtendiſtrikt 

Altenftüde zu den Verhandlungen bed Meichätageß 1890, 


und glaubt aud, felbft europäifchen Angriffen in dem 
natürlichen Bollwerfe feines Buſches mit Erfolg Wider: 
jtand leiten zu können, 

Bon Anfang ift es natürlich mein Beſtreben geweſen, 
die Freundſchaft diejes mächtigen Häuptlings zu gewinnen, 
jelbit auf die Gefahr hin, ihm vorläufig einige Zugeftänd- 
niffe machen zu müſſen. Derjelbe ift auch) Ncnbar auf 
alle Vorjhläge und Anerbietungen eingegangen, ohne ins 
deſſen, wie der fernere Verlauf meiner Erpedition nunmehr 
araeigt hat, im Emft an eine Freundſchaft oder gar an 
eine Unterwerfung unter die deutjche Regierung zu denken, 

Trogdem ih Macdembe vor meinem Abmarſche von 
Lindi nochmals brieflid von meinen freundſchaftlichen Ab: 
fichten benachrichtigt hatte, drangen doch ſchon am eriten 
Tage Gerüchte an mein Ohr, dag Machembe beabfichtige, 
jedem Berjuche zum Eindringen in fein Gebiet bewaffneten 
Widerjtand entgegen zu ſeßen. Am vierten Marjchtage, 
unweit Mtua, Helen plöglid an der Töte der Kolonne 
Schüſſe, und in dem fich darauf entipinnenden Gefecht 
wurde einer unferer Führer durch einen Schuß in die 
Bruſt getödtet. Wie fih nachher herausftellte, hatte eine 
Abtheilung der Leute Machembes der marihirenden Kolonne 
hier einen Hinterhalt zu legen verfucht und mir dem une 
erichrodenen Borjtürmen der an der Tete marjchirenden 
Abtheilung ift es zu verdanlen, daß der Feind jofort zurüds 
geichlagen und weitere Verlufte vermieden worden find. 

Am folgenden Tage, den 9. Dftober 1890, wurde ges 
meldet, da der Feind unweit der Marjchitraße ein auf 
einem Hügel gelegenes Dorf bejept hielt. Chef End mit 
zwei Kompagnien erhielt darauf von mir den Befehl, jene 
Bofition zu nehmen, was ihm auch nad einem uns 
bedeutenden Gefechte unter Verluft von nur einem Tobten 
alsbald gelang. 

Dieje Lektionen hatten genügt, um uns bei unferem 
Weitermarſche fernere Beläftigungen zu erjparen und am 
elften Marjchtage, den 16. Dftober 1890, traf ich nad 
überaus beſchwerlichen Märjchen auf der englischen Miffions- 
ſtation Majaji ein. . , 

Früher war Mafafi in dem Rovuma = Gebiete bie 
Hauptitation der Gngliihen Univerjitäten - Miffion, bie 
Einfälle der bereits vorher erwähnten Wagwangwara ver: 
anlakten die Mifjionare jedoch, ihre Hauptitation von hier 
nad dem ficherer auf der Döbe gelegenen Nevala zu vers 
legen. Aus dem gleichen Ümſtande find die Baulichkeiten 
ſowohl in Mafafi als in deu beiden übrigen Stationen 
Nevala und Kitangali üherans leichter und primitiver Art, 
indem alle Gebäude, felbit die Kapellen, beziehungsweiſe 
Kirchen, einfach ans Bambus aufgeführt find. Eine plöß- 
liche und erzwungene Aufgabe der Station bedeutet ſomit 
für die Miffion immer nur einen geringen materiellen 
Verluſt. 

Die Wagwangwara, ein an ben nordöſtlichen Ufern 
des Nyaſſa anſäſſiger mächtiger Volksſtamm, find es, bie, 
analog wie im Norden die Mafiti und andere Volksſtämme, 
durch ihre beftändigen Raub: und Plünderzüge das ganze 
Land beunruhigen und veröden. Huch fie werden von den 
Eingeborenen als Mangoni, d. 5. Sulu, bezeichnet, ob» 
glei im Allgemeinen, wie ih jet habe fetitellen können, 
meder fie noch die fogenannten Mafıti auf eine derartige 
Abitammung Anfprudı machen können. 

Die thatſächlichen Verhältniſſe 
folgenden: 

Vor verſchiedenen Jahrzehnten, wahrſcheinlich noch vor 
den Zeiten des großen Sulukönigs Chaka, fand eine Art 
Bölferwanderung von dem ſüdlichen Afrika nad) Norden 
hin ftatt. Ungeheure Mafjen von Sulus jhwärmten über 
das Land, hinter fich nur Leichen, brennende Dörfer und 
verwüftete Felder laſſend. So drangen fie bis nad) 
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Uniammefi und öftlich fajt bis an die Küfte Hin vor. Ein 
Theil diejes Völlerſiammes wandte ſich dann nach den ur— 
ſprünglichen Bohnfigen zurüd, ein anderer wurde erichlagen 
und aufgerieben, und nur wenige Nefte fiedelten ſich in 
den verjchiedenfien Ländern und Diftrilten an. 


Einige derjenigen Vollsſtämme, denen es gelungen 
war, der Vernichtung zu entgehen oder gar den Eingrifen 
der Eindringlinge erfolgreichen Widerjtand zu leiften, hatten 
von den Sulus und der Art ihrer Kriegführung eine der— 
artig hohe Meinung befommen, daß fie beichloffen, ihrerjeits 
jowohl die Art und Weiſe jener Kriegführung als aud) die 
Waffen und ben ig Aa jener Sulus anzunehmen, 
um vermitteljt Diefer Machtmittel, als Sulus auftretend, 
auf eigene Fauſt die Raub: und Plünderzüge fortjegen und 
fih damit auf eine leichte Weiſe ihren Lebensunterhalt 
verjchaffen zu fönnen. Zu diejen Vollsſtämmen zählen in 
erfter Linie die jogenannten Mafiti, die Wamatſchönde und 
die Wagwangwara, die num, vermijcht mit einigen wirklichen 
Sulmüberrejten, fajt jährlid ihre großen Raubzüge in die 
frudytbaren Küftenniederungen unternehmen, Sie find in 
dem gejammten ſüdlichen Theile unjeres ojtafrifanijchen 
Beſitzes das eigentliche Entvölferungsprinzip, fie find es, 
die die blühenditen, lachendſten Gegenden zu ausgeiprochenen 
Wüfteneien umgeſchaffen haben. Der Schaden it ein 
geradezu unermeßlicher und läßt ſich auch nicht annähernd 
in Zahlen fallen. Schon die Worte Mafıt, Mangoni, 
Wagwangwara allein genügen, um die eingejchüchterten 
Ueberrejte der Eingeborenen zu Hunderten in die Flucht 
u treiben, Und welchen Schaden aud die Sflavenjäger 
in biejen jüblichen Gebieten angerichtet Haben mögen, mit 
den dur jene Voltsjtämme verübten Berwüitungen und 
Vernichtungen ijt er nicht im Entfernteften zu vergleichen. 

Die Vernichtung jener Räuber muß das endgültig im 
Auge zu behaltende Piel fein. 


Wenn es auch meine urjprüngliche Abſicht war, von 
Mafaji ab bis nad der Einmündung des Ludjenda in 
den Rovuma zu marſchiren, war ich leider wegen Seit 
mangel gezwungen, jenen Plan aufzugeben und den Rück- 
marſch anzutreten, welchen ich über Nevala und ſpäter 
über das Dorf Machembes nehmen wollte. 


Am dritten Marſchtage von Majaji ab, am 20, Ok: 
tober 1890, bei Kijanga hatten wir wiederum und diesmal 
ein erniteres Gefecht zu beitehen. Den Gefechtsbericht des 
Fuhrers der am Gefecht betheiligt geweſenen Truppe, Chefs 
End, welchen ich mit der Erſtürmung der vom Feinde be 
jepten Höhe beauftragt Hatte, Tege ih zur hochgeneigten 
Kenntnignahme Eurer Ercellenz ganz gehorfanft bei. Ih 
erlaube mir, zu demjelben noch gehorjamit zu bemerken, 
dak die Mngreifer Wayaos, und zwar Verbündete von 
Madembe waren, welder nad) Ausjage von Gefangenen 
jeinen Verbündeten den Auftrag gegeben Hatte, uns überall 
auf umjerem Wege zu beunruhigen und anzugreifen. 

In Nevala, wo die Erpedition von den englijchen 
Mifftonaren wiederum auf das freundlichite aufgenommen 
wurde, entſchloß ich mich, nicht, wie urjprünglich beab- 
lichtigt, über Machembe's Dorf, fondern den Novuma ent 
lang nad der Küſte zu marichiren. 

Beſtimmend für diefen Entihluß war vor Allem die 
Ausjage der Miffionare, welde mir jowohl wegen Waſſer— 
mangels, als aud; wegen des dichten Buches dringend 
abriethen, meinen Weg nah Machembe von Nevala aus 
r nehmen. Die bei Weitem vortheilhajtere Angrifisroute 
ei vielmehr von Mikindani aus, da auf jenem Wege fos 
wohl genügend Wafler vorhanden, als vor allen Dingen 
aud der Marſch weder durch Dichten Buſch, noch durch 
Fe und teile Berge erichwert jei. Ich beabfichtige fomit, 
alla die Umftände es gejtatten, im nächſten Monat eine 
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größere und auch ſtärkere Expedition gegen Machembe zu 
unternehmen. 


An Nevala war es mein befonderes Bemühen, Nach— 
richten über das befannte Vorkommen von Kohlen am 
Rovuma zu fammeln. Die Urt der Kohle, von denen es 
mir glüdte, einige Stüdchen im Bette des Novuma aufzu> 
finden, fowie die Art und Weije des feinerzeit von Thomjon 
beichriebenen Vorkommens laffen mich befürditen, daß jene 
Kohle weder der Carbonformation angehört, noch über: 
haupt je den Abbau lohnen wird. 


Was den Rovuma jelbjt anlangt, jo bin ich von 
diefem unferem füdweftlichen Fluſſe ſehr enttäufcht worden. 
Das alte, mit Sand angefüllte Flußbett, in welchem die 
Erpedition tagelang hinmarſchirte, it ein mehrere Kilos 
meter breites. Die jegige eigentlihe Flußrinne jedoch ers 
reichte nur an wenigen Stellen. über 50 Meter Breite. 
Außerdem war jelbjt dieſe Flußrinne von Sandbänten und 
Untiefen derartig erfüllt, daß es ſogar für eine Feine, flach 
gehende Dampfpinnaß jchwierig in dürfte, ihren Weg 
ungeftört hinauf zu finden. Obgleich, wie id) mir aller 
dings noch hinzuzufügen geitatte, augenblidlich die trodene 
Zeit des Jahres ift, dürfte dennoch der Rovuma Hins 
ſichtlich der Schiffbarfeit niemals eine größere Bedeutun 
erlangen. Mit der Mächtigkeit des Nufibji ift er a 
nicht im Entfernteften zu vergleichen. 

Am 31. Dftober 1890 Mittags traf die Erpebition 
wohlbehalten wieder in Mikindani ein. 

Trotzdem id) diejelbe als eine auferorbentlich ans 
—** bezeichnen muß, war ber Geſundheitszuſtand, ſo— 
wohl der Europäer, als auch der farbigen Truppen, ein 
ausgezeichneter; jämmtliche im Gefecht Verwundeten befinden 
fih auf dem Wege der Beſſerung, beziehungsweiſe find 
ſchon wieber hergeftellt. Auch war ich in ber Lage, nad) 
jeder anderen Richtung Hin den Truppen meine vollite 
Zufriedenheit ausſprechen zu können. 

ge. Schmidt. 


Seiner Ercellenz dem Reichskanzler, General der Infanterie, 
Herm von Eaprivi. 


Anlage zu Rr, 66. 


Lager bei Nevala, den 21. Dftober 1890. 


Euer Hochwohlgeboren berichte ich über den Verlauf 
des geitrigen Gefechtes bei Kiſanga gehorjamft wie folgt: 

Wir hatten am 20. Oftober 1890 um 10 Uhr 30 Mis- 
nuten Vormittags am Flüßchen Mlindi Lager bezogen; um 
2 Uhr Nachmittags traf die Nachricht ein, Eingeborene 
des nädhiten Dorfes Kifanga hätten — Waniamnweſi⸗ 
Träger und Boys von uns, die ſich zum Einkauf 
von Lebensmitteln dorthin begeben hatten, ergriffen und 
gefeſſelt. 

Euer Hochwohlgeboren ertheilten mir den Auftrag, die 
Ruͤckliefe dieſer Leute, wenn möglich, auf friedlichen 
Wege zu erjtreben, 

Um 2 ur 30 Minuten Nachmittags trat ich den 
Vormarſch auf Kiſanga in nachftehender Marſchordnung an: 


Ernppeneintheilung (zugleich Marihorbnung): 
VBortrupp!: * eli = Askaris: Unteroffizier Bartel, 
ann. 
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ührer: Chef End. 
hef Schmidt IT (zur Vornahme eventueller 
gütliher Unterhandlungen). 
Lieutenant und Mdjutant Heymons. 
Chefarzt Gärtner. 
Haupttrupp: 3. Sulus&ompagnie (91 Mann), dazu Unter 
offiziere Köhler, Knochenhauer. 

Das genannte Dorf liegt auf einem ungefähr 600 m 
hohen, jehr fteilen, mit Buſchwerk bemachjenen Berge. In 
der erften Hälfte führt ber ſchmale Pfad ftetig im einer 
Steigung von 30 Grad aufwärts, uneingejehen vom Gipfel. 
In der zweiten Hälfte führt der Weg fait ſenkrecht auf: 
wärts, von Fels zu Fels in Kurzem Zickzack und von der 
Höhe aus eingefehen. In biefer ee angelommen, 
empfing uns aus - Etagen vom Gipfel aus ein heftiges 
euer, und erhielt bier Chef Schmidt II einen Schuß in 
die Bruft. Die Felsbildungen zwangen uns, in ber 


Dffiziere: 


Kolonne zu Einem zu bleiben. 
Ih ließ das feindliche Feuer durch den Vortrupp 
und bie vorn befindlichen Guropder nur kurze Zeit erwidern 
und gab den Befehl: „Vorwärts zum Sturm auf die 
feindliche Stellung !“ 

Nun begann ein Klettern und Steigen auf Leben und 
Tod. Voraus einige Ajilaris, an ihrer Spige Betſchauch 
Said Mohamed, dann Folgte ih mit Lieutenant Heymons 
und Unteroffizier Köhler mit den Sulus. Chefarzt Gärtner 
war bei Chef Schmidt II gg und legte dem⸗ 
felben im feindlichen Feuer den erjten Verband an. 

Aufwärts ging es unter beftändigem Teuer des Gegners 
ohne Zögern, wer nicht mehr konnte, blieb Tiegen, aber 
wir erreichten ben Gipfel und vertrieben den Gegner aus 
feiner vorzüglid; gewählten Stellung. 

Die faft übermenjchliche Anjtrengung bedingte eine 
kurze Rajt zur Erholung und zum Sammeln. Alles kam 
= glüdlicherweife ohne weitere Verwundungen. Leßterer 
Umftand erklärt fi) daraus, daß ber er aus nn 
Stellung, die günftiger nicht gedacht werben fann, in der 
Uebereilung zu Hoch geichoffen haben muß. 

Die pe des Berges ift mit beinahe undurchdring— 
lihem Buſchwerk bewachſen, das nur auf den jchmalen 
ee Negerpfaben paffirbar iſt. Beim Erftürmen 
es Berges war in meiner linken Flanke eine Kriegs-Goma 
—— geweſen. Ich entſchloß mich, zunächſt in dieſer 

ichtung, mo ich auch die feindlichen Niederlaſſungen ver— 
muthete, vorzugehen. 

Bei Beginn der Vorbewegung erhielt ich alsbald 
wieder Feuer aus dem dichten Buſch, und zwang mich die 
Undurddringlichkeit deſſelben zum Betreten des Weges 
J der für ein Gefecht höchſt ungünſtigen Kolonne zu 

nem. 

Ich war genöthigt, bald nach der einen, bald nach 
der anderen Seite Front zu machen, um mich gegen das 
feindliche Feuer aus dem ug ſchũtzen. 

Um 4 Uhr 10 Minuten Nachmittags erreichte ich das 
erſte, um 4 Uhr 20 Minuten das zweite Dorf. Beide 
Niederlaflungen find auf freiem Blage gelegen und wurden 
von mir ohne nennenswerthen Widerftand bejept. 

Ich ſetzte den Vormarſch noch bis 5 Uhr Nachmittags 
in dem Buſchdickicht fort, in der Hoffnung, eine größere 
Anzahl des Freindes anzutreffen. Der Gegner lieh ſich 
niemals bliden, doch zeigte das allenthalben aufblipende 
Teuer beifelben nur zu gut, daß wir rings von Feinden 
umgeben waren. 

Die vorgerücdte Zeit mußte mic an den Rückmarſch 
erinmern, ben ich über bie beiden zuerft paffirten Dörfer 
auf demjelben Wege nahm. Bei dem Betreten einer Blöße 
ftieß ich hier nochmals auf heftigeren Widerſtand, ben ich 


1807 


durch Entwicklung einer ftarfen Schügenlinie, insbefondere 
aud) duch Feuer der Europäer niederfämpfte. Ein Aſikari 
erhielt einen Schuß in die rechte Schulter, ein Sulu einen 
Streifſchuß in die Wange, außerdem erhielten ein Soldat 
einen Schuß auf das Schloß feines Gemwehres, dieſes da= 
durch unbrauchbar machend, und ein Soldat ein Schuß 
gegen fein Seitengewehr. Ich jelbjt erhielt zu Anbeginn 
eı der Erftürmung des Berges einen Vrellſchuß auf die 
rechte Seite. Um 5 Uhr 30 Minuten, bei dem zweiten 
Dorfe angekommen, begegnete uns die 1. Sudaneſen-Kom— 
pagnie, Yieutenant von Bihewig und Chefarzt Gärtner, 
welche Euer aaa meine zu meiner Unterjtüßung nad: 
gefandi hatten. Ich — die Sudaneſen-Kompagnie 
mit der Niederbrennung der beiden Dörfer und trat dann 
in nachſtehender Marſchordnung meinen Rückweg an. 


Marſchordnung für den Rückmarſch. 
Bortrupp: SuahelisAfifari. 
Haupttrupp: 3. Sulusfompagnie, 1. Sudaneſen-Kom— 
j pagnie weniger 1 Bug. 
Arrieregarde: 1 Zug ber 1. Sudaneien-Kompagnie. 


Für ben Ießteren Hatte ich angeordnet, daß die Arriöres 

rar fo Iange den Gipfel des Verges beſetzt halten follte, 
i8 der Haupttrupp bie Hälfte des Hanges überjchritten 

habe. Dieje Maßregel erwies ſich als richtig, denn bald 
eröffnete der Freind auf ben zurüdgebliebenen * aus dem 
Gebüſch heraus ſein Feuer. Mit mehreren Salven wurde 
das letztere zum Schweigen gebracht und konnte der Rück— 
marſch unbehelligt Fortgefept werden. Um 61/, Uhr Abends 
traf idy wieder im Lager ein. 

Die Stärke des Gegners, der mit Hartnädigfeit und 
Ausdauer gefochten Hat, häpe id auf mindeitens 100 Ger 
wehre. Mit Sicherheit fonnten auf feindlicher Seite 
14 Tobdte konftatirt werden; nach zuverläffigen Nachrichten 
ift indeffen fein Verluſt ein beträdytlich höherer geweſen. 

Von den gefangenen Wanjamweſi gelang e8 uns deren 
wei, die gefelelt in Händen des Gegners waren, zu bes 


eien. 
gez. End, 
Chef in der Schutztruppe. 


An den ſtellvertretenden Reichskommiſſar 
für Oſtafrika 
in Zanzibar. 


MM 67. 


Banzibar, den 2. November 1890. 
Eingegangen in Berlin am 21. November 1890. 


Ueber bie Ereignifie des Monats Dftober kann ich 
Euer Ercellenz, da id auf einer Expedition nach dem 
Novuma abweiend war, mır auf Grund der Meldungen 
meiner Stationschef3 Bericht erftatten, weshalb ich eine 
eventuelle Unvolljtändigkeit des leßteren hochgeneigteft zu 
entjchuldigen bitte. 

In Tanga fowohl, wie Bangani, hat ſich Bemerkens— 
werthes nicht ereignet. 

Herr Chef Ramſey ift am 3. d. M. mit der für die 
Gründung der Station Mafinde bejtimmten Expedition 
wohlbehalten an feinem Bejtimmungsorte angelangt. Der 
Mari war ein durchaus friedlicher, und fowohl der Sultan 
Kimmeri von Wuga als der Sultan Simbodja von Mafinde 
haben fid) dem Zwed der Expedition in jeder Weije ent 
gegenlommend und geneigt gezeigt. j 

Unfer Agent im Kilimandicharogebiete, Herr von Eltz, 

152* 
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meldet mir, daß in ben Landſchaften im Kilimandſcharo 
neuerdings einige Ruheftörungen ausgebrodhen feien. Der 
Sultan Sina von Kiboſcho iſt über die unter der Ober: 
errichaft Mandaras ftehende Landſchaft Matſchame herge— 
— und hat dieſelbe zu wiederholten Malen verwüſtet. 
Mandara hat darauf Herrn von Elf um die Erlaubniß 
ebeten und dieſelbe erhalten, gegen Sina Vergeltung üben zu 
—— — Monfeigneur de Courmont, Biſchof der katholischen 
Miſſion, welcher ſchon feit längerer Zeit das Kilimandſcharo⸗ 
gebiet Zwecks Anlage einer Station bereiſt, hat fi für 
eben jene Landſchaft Madſchame entichieden, und wird mit 
der Anlage der Station fofort begonnen werden. 

Aud von Mkwadja und Saadani ift nichts Bejon- 
deres zu melden. Im man allerdings, bejonders 
im füblichen Ufegua laſſen die Verhältniſſe zu wünſchen 
übrig. Verſchiedene Kleinere Häuptlinge, welche beftändig 
mit einander im Kriege liegen, weigern ſich fortgejegt, zur 
Schlichtung ihrer Streitigkeiten auf der Station zu erſcheinen, 
fo daß eine Expedition zur Herftellung und Feſtigung der 
Autorität der Regierung nicht zu umgehen fein wird, 
Bana i nebjt feinem Anhange fteht dieſen Streitigkeiten 
jedoch fern. 

Auch Hinter Bagamoyo, etwa 4 Tagereijen davon 
entfernt, hat fich neulich ein Zwiſchenfall ereignet. Der 
Pater Bonifacius von der Fatholiihen Mifftonsftation 
Tununguu wurde auf feinem Marſche nad) Bagamoyo 
unmeit vom Drte Kuju angegriffen und 3 von feinen 
7 Trägern wurden durch Gewehrſchüſſe getödte. Den 
Grund hierzu gab die Thatſache ab, daß der Pater Bonis 
facius 3SHavinnen aus jenem Orte, welche Hagend zu ihm ge— 
fommen waren, daß ihr Herr jie verkaufen wolle, die Erlaubniß 
ertheilt hatte, fich feiner Karawane nad) Bagamoyo anzus 
fchließen. Ich hielt e8 für angezeigt, fofort eine nadhdrid- 
liche Beftrafung der Schuldigen eintreten zu laſſen. Herr 
Lieutenant von Perbandt erhielt den Befehl, mit emer 
Kompagnie und einem Geihüß zur Züchtigung jener Auf- 
rührer abzumarſchiren. Derielbe drang, unterjtügt und 
verjtärkt durch den Jumbe Simba von Mſua, aud ohne 
heftigen Widerftand zu finden, in Kuju ein umd nahm das 
Dort Durch die Leute des Simba ſowie durch ausgejandte 
Ratronillen wurden 5 Mann eingebracht, die von den 
übriggebliebenen Trägern des Vater Bonifacius als bei dem 
Ueberjall beteiligt, ja einer fogar als der direfte Mörder 
eines der Träger bezeichnet wurden. Diejelben haben dieſe 
Berheiligung auch eingeftanden, und habe id) daher, um 
ein Exempel zu ftatuiren, die ſtandrechtliche Erſchießung 
jener Webelthäter befohlen. 

Des Ferneren find in Bagamoyo wieder verjchiedene 
bes Sklavenraubes und Handels beſchuldigte Perfonen von 
den Eingeborenen jelbit eingebracht worden und jehen ihrer 
Aburtheilung entgegen. 

In Dar-es-Salam Hat ſich nichts Wefentliches er- 
eignet, ebenſo herrſcht auf ben drei füblihen Stationen 
voljtändige Ruhe. 

Bon Stofes fowohl wie Emin Paſcha find nunmehr 
ausführliche Schreiben und Berichte angelangt. 

Mr. Stofed befand ſich danach am 11. September 
in Unyangwira, dem Dorfe des Häuptlings Malenge in 
Ugogo. Bis zu diefem Platze war der Marich deflelben 
ohne jede Störung und Beläftigung jeitens der Eingeborenen 
vor Ach gegangen; hier jedoch zeigten fih die Eingeborenen 
plötzlich widerjeglid und feindlic gefinnt. Zwei Suahelis 
Soldaten wurden beim Einkaufen von Eſſen durch hinter 
liſtige Speerwürfe getödtet. Mer. Stofes, ber aus alten 
a ein guter Freund und Bekannter des Häuptlings 

afenge iſt, zog es angeſichts der Sachlage vor, nicht 
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friegerijch gegen denſelben vorzugehen, jondern die An⸗ 
gelegenheit im Wege ber Verhandlung zu regeln. Malenge, 
der außer der Zahlung eines Blutgeldes die geraubten 
Gewehre und WBatronen fofort auslieferte, erklärte des 

eren, daß der Mord gar nicht von feinen Lenten- 
ondern von vorübergehenden Beſuchern aus Ugalla bes 
gangen worden jei. Jene Bewohner von Ugalla hatten, 
wie Mr. Stofes weiter meldet, vor einigen Tagen aud) eine 
mehrere Hundert Mann ſtarke Karawane von Küjtenleuten 
überfallen und vollftändig niedergemegelt. Mr. Stofes 
war entichloffen, auch wegen diefer Mepelei mit den Uebel— 
thätern jpäterhin in Verhandlnng zu treten. 


Es jcheint danach, daß augenblidlich in Ugogo wieder 
ſehr Eriegerifche und verworrene Zuſtände herrichen, 
zu deren Beilegung natürlih hier von der Küſte aus 
nichts unternommen werden kann. Hoffentlich gelingt es 
dem bejonnenen Auftreten des Mr. Stofes, die Leute wieder 
zu beruhigen. 


Emin Paſcha hat in Tabora in erfter Linie mit jänmts 
lihen Arabern einen Freundichaftsvertrag abgeichloffen, 
und nachdem er unter Zuftimmung aller Araber einen 
Walt eingejept, die deutfche Flagge gehißt. Des Tyerneren 
hat er unterwegs mit verſchiedenen angejehenen Häuptlingen 
gleiche Verträge geihloffen und jih ſowohl Unyanyembe, 
als das Gebiet des Sultans Mtani von Ujui abtreten 
laffen. Die Araber in Tabora haben ihm ein glattes Bronzes 
geſchütz, ſowie eine 19läufige belgische Mitrailleufe nebſt 
Munition freiwillig ausgeliefert und ihm außerdem zehn 
noch in Tabora befindliche und dem Haufe H. A. Meyer 
gehörige Elfenbeinzähne in ungefährem Gewicht von 500 
Pfund englifch überantwortet. Diejelben werden mit einer 
Karawane des neu eingejepten Wali von Qabora, Sef 
bin Said, zufammen mit verjchiedenen, von Emin Paſcha 
geiammelten naturwiſſenſchaftlichen Gegenftänden demnächſt 
hier eintreffen und dem hiefigen Vertreter der Firma Meyer 
nad) Erſatz der Transporilojten überantwortet beziehungs- 
weiſe nach Berlin überfandt werben. 


Ende Auguſt hat Emin Paſcha Tabora verlaffen, um 
fi über Uſongo nad dem Viktoria Nyanza zu begeben. 
Herrn Chef Freiherrn von Bülow hat er mit 25 Soldaten 
zur Kräftigung und Erholung nad) Urambo gefandt. Herr 
Lieutenant Langheld follte mit den übrigen Soldaten und 
2 Geſchützen Herrn von Bülow demmädhit folgen, um dem 
Nachfolger des gegen die Wangoni gefallenen Pandaſchara 
militäriiche Hülfe gegen weitere Angriffe derfelben zu leihen. 
Nah Vollziehung diefes Auftrages fol der Lieutenant 
Langheld nah dem Südufer des Nyanza folgen. Bon 
dort aus will Emin Paſcha nah dem Weitufer des Sees 
maridhiren, um bier endlich eine Station anzulegen. Die 
Anlage einer Station am Südufer des Sees will er das 
gegen Stofes überlaffen. Zur Beherrihung Unyanyembes 
Ihlägt Emin Paſcha nicht gerade die Bejegung von Tabora, 
jondern die Bejegung der in einer Entfernung von circa 
1!/, Stunden von dem arabiihen Hauptquartier gelegenen 
früheren Miffionsitation Kipalla Palla vor, die ſich aller: 
dings nad eingelandtem Eroquis und nad) der Beichreibung 
auf das Trefflichite hierzu eignet. Bei der augenblidlichen 
Lage der Verhäliniife glaube ich jedoch den Intentionen 
Euer Ercellenz gemäß zu handeln, wenn ich von einer Be— 
fegung dieſes Punktes, d. 5. von der Entſendung einer 
jtärferen Militärmacht und einer größeren Erpedition dahin 
vorläufig abfehe, obgleich Tabora zweifellos der wichtigſte 
Etappenpunft auf dem Wege nach den Seen zu iſt. Auch 
die weiteren Forderungen Emin Paſchas um Verftärkung 
und Nachſchub war ich angeſichts der durchaus erforder— 
lichen Sparſamleit, abgeſehen von der gewünſchten Munition, 


wi 


. Kenntniß ren worden it umd hier no 








nicht zu erfüllen im Stande, hoffe vielmehr, daß Emin 
Paſcha mit den ihm zur Verfügung ftehenden Mitteln das 
vorgeftedte Ziel erreichen wird, 

gez. Schmidt. 


Seiner Ercellenz dem Reichsfanzler, General der Infanterie, 
Herrn von Gaprivi. 


NM 68. 


Telegramm. 


Zanzibar, den 22. November 1890. 
Eingegangen in Berlin am gleichen Tage. 


In Kilwa ſind die beiden Mörder der Beamten der 
deutſch⸗oſtafrilaniſchen Geſellſchaft, Krieger und Heſſel, feſt— 
genommen und mit dem Tode beſtraft worden. 


Schmibt. 
An das Auswärtige Amt, Berlin. ” 


Mr. 166. 


Berlin, den 1. Dezember 1890, 
Den Reichstag beehre ich mich beifolgend 
die für die Regelung der Verhältniſſe 


in Deutſch-Oſtafrika maßgebenden Ab— 
madhungen 


nebjt einer erläuternden Denkſchrift ergebenft vorzulegen, 


Der Neichsfanzler. 
von Gaprivi, 
An den Reichstag. 


Denkſchrift. 


In Ausführung des deutſch-engliſchen Abkommens 
vom 1. Juli d. 3, weldes im Deutichen Reichsanzeiger 
vom 10. dejielben Monats bereits amtlich zur öffentlichen 

mals beifolgt, 
find verſchiedene Abmachungen als Grundlage für die 
Regelung der Verhältniſſe in Oftafrita erforderlich geweſen. 

Zunächſt handelte es ſich um die im Artikel Xl des 
Abfommens vorgejehene Abfindung des Sultans von 
Zanzibar für die an Deutjchland herbeizuführende Ab— 
tretung der auf dem Feſtlande gelegenen und in den vor 
— Konzeſſionen der deutſch-oſtafrikaniſchen Geſell— 
chaft erwähnten Beſitzungen nebſt Zubehörungen und der 
Inſel Mafia. Zu dieſem Behufe find zwiſchen dem Aus— 
wärtigen Amt und der Königlich großbritanniſchen Bot— 


‚ae Idaft in Berlin die in der Anlage abgedrudten Noten 


vom 27. beziehungsweife 28. Dftober d. 3. gewechſelt 
worden. 
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Mit der Negierung der franzöfiihen Republik war 
eine YAuseinanderjegung aus dem Grunde wünfchenswerth, 
weil Frankreich und Großbritannien die Unabhängigkeit 
bes Sultans von ——— ſich unter dem 10. März 1862 
gegenſeitig gewährleiſtet hatten und Deutſchland dieſer Er: 
Härung ım Jahre 1886 beigetreten war. Nachdem bei 
ben bezüglichen Beſprechungen von Seiten Frankreichs 
Werth darauf gelegt wurde, daß Deutfchland die franzö- 
ſiſche Schußherrihaft über Madagasfar mit allen ihren 
‚Folgen anertenne, find zwilchen dem Auswärtigen Amt 
und der hiefigen Borichart ber franzöſiſchen Republik Die 
in der Anlage ferner abgedrudten Noten vom 17. No— . 
vernber d. J. ausgetaufcht worden, durch welche eine 
Einigung über die in Betracht fommenden Fragen erzielt 
worden ijt, 

Durd die aufgeführten Abmahungen waren die Vor— 
bedingungen für eime Verftändigung zwiſchen der Kaiſer— 
lihen Regierung und der deutjchsoftafrifanifchen Geſell— 
Schaft gegeben. Die Beziehungen der Ießteren zu dem 
Sultan von Zanzibar waren zulegt durch den unter den 
Anlagen befindlihen Vertrag vom 13. Januar d. I. ges 
regelt worden. Diejfer Vertrag it munmehr aufgehoben 
worden und an feine Stelle der gleichfalls beigefügte Ver— 
trag zwifchen der Kaijerlichen Regierung und der Gejell: 
ſchaft vom 20, November d. 3. getreten. 


Aktenffüke 


betreffend 
Abmachungen des Neichs mit Frankreich, Groß- 
britannien fowie der deutjch = oftafrifanifchen 
Gejelljchaft zur Regelung der BVerhältniffe in 








Oſtafrika. 
Inhaltsverzeichniß. 
Nr.| Datum. | nhalt. Seite, 
1390. 
1. 1, Iuli. | Deutig-englifhes Abkommen. . . . . 1210 


2. | 97. Oftober. Rote des Königlich proßbritannifhen Bot- 
| ſchafters (engtüücher Tert) . 2 2 2. 1215 


zu2. Desgleihen (deutſche Meberjepung) . . . | 1215 
3. | 28. Dffober. | Antwortuote des Stantsfelretärb des Aus: 
mwärtigen Amt6 . 2 2 2 22. 1215 
4. 17. November. Rote Des franzöfifches Botſchafters (franzds» 
füüher Te) » 2 2 2 22 nun 1216 
zu 4. Desgleihen (deutiche Ueberjekung) « . 1216 
5 Antwortuote des Stanisfelretärd des Aus · 
wärtigen mtb 2 2 1216 
6. | 13. Januar. Küfſendertrag zwifhen dem Sultan von 
| Bun und der beutidoflafritanifdhen | 
1. 20. November. Vertrag zwilgen der Raiferligen | 
| rung u. der deuiſch⸗ oſtafrilani 
— ee tie sta he 219 


Geſellſchaf 
| 1 Anlage, 
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M 1, 


Die Unterzeichneten: 


der Neichökanzler, General der Infanterie von 
Gaprivi, 
der Geheime Legationsrath im Auswärtigen Amt 
Dr. Krauel, 
der außerordentliche und bevollmädhtigte Botichafter 
Ihrer britanniihen Majeftät Sir Edward Bald— 
win Malet, 
der Vorfteher ber afrifaniichen Wbtheilung Ihrer 
Majeftät Auswärtigen Amts, Sir Henry Percy 
Anderfon, 
ya nad) Berathung verfchiebener die Kolonialintereffen 
eutfchlands und Großbritanniens betreffender Fragen 
Namens ihrer Regierungen folgendes Ablommen getroffen 


Artikel 1. 
In Dftafrifa wird das Gebiet, welches Deutichland: 
= Geltendmachung feines Einfluffes vorbehalten wird, 
egrenzt! 


1. Im Norden durd eine Linie, weldhe an ber Stüfte 
vom Nordufer der Mündung des Umbefluffes ihren Aus— 
gang nimmt und darauf in gerader Richtung zum Jipe— 
See läuft. Dem Dftufer des Sees entlang und um das 
Nordufer deifelben herumführend, überjchreitet die Linie 
darauf den Fluß Lumi, um die Landichaften Taveta und 
Dihagga in der Mitte zu durchſchneiden und dann entlang 
an dem nörblihen Abhang der Bergkette des Kilima— 
Ndſcharo, in gerader Linie weiter geführt zu werden bis 
zu demjenigen Bunkte am Dftufer des Victoria-Nyanza— 
Sees, welcher von dem erjten Grad jühlicher Breite ge— 
teoffen wird. Von hier den Sce auf dem genannten Brei- 
tengrade überfchreitend, ve fie Dem letzteren bis zur Grenze 
des Kongoftaates, wo fie ihr Ende finde. Es ıft indeſſen 
Einverjtändniß darüber vorhanden, daß die deutiche Inter: 
effeniphäre auf der —— des genannten Sees nicht den 
Mfumbiro-Berg umfaßt. Falls ſich ergeben ſollte, daß 
dieſer Berg ſüdlich des genannten Breitengrades liegt, jo 
ſoll die Grenzlinie in der Weiſe gezogen werden, baf ſie 
den Berg von ber deutſchen Interefjeniphäre ausichliekt, 
Am U aber zu dem vorher bezeichneten Endpunkte zu= 

ehrt. 


2. Im Süden dur eine Linie, welde, an ber Küfte 
von der Norbgrenze der Provinz Mozambique —— 
dem Laufe des Fluſſes Rovuma bis zu dem Punkte folgt, 
wo ber Mfinjefluß in den Rovuma mündet, und von dort 
nad) Weften weiter auf dem PBreitenparallel bis zu dem 
Ufer des Nyaffas-Sees läuft. Dann ſich nordwärts wen— 
dend, jeßt je ſich längs den Oſt-, Nord- und Weftufern 
des Sees bis zum mörblidhen Ufer der Mündung des 
Eongwefluffes fort. Sie geht darauf diejen Fluß bis zu 
feinem Schnittpunkte mit dem 33. Grad öſtlicher Länge 
hinauf und folgt ihm weiter Bis zu demjenigen Punkte, 
wo er der Grenze des in dem erjten Artikel der Berliner 
Konferenz bejchriebenen geographiſchen Kongobedens, wie 
diejelbe auf der dem 9. Protokoll ber Konferenz beige 
ey Karte gezeichnet if, am nächſten kommt. Won hier 
geht fie in gerader Linie auf die vorher gedachte Grenze 
zu und führt am berjelben entlang bis zu deren Schnitt 
punfte mit dem 32. Grad öftlicdher Länge, fie wendet ſich 
dann in gerader Richtung zu dem Vereinigungspuntte des 
Nord und Südarmes des Stilambosluffes, welchem fie 
dann bis zu feiner Mündung in den Tanganita-See folgt. 


The Undersigned: 


The Chancellor of the- German Empire, General 
von Caprivi, 
ThePrivyCouneillor inthe Foreign Office, Dr.Krauel, 


Sir Edward Baldwin Malet, Her Britannie Ma- 
jesty's Ambassador Extraordinary and Pleni- 
potentiary, 

Sir Henry Perey Anderson, Chief of the Afri- 
can Department of Her Majesty’s Foreign Office, 


have, after discussion of various questions affeeting the 
colonial interests of Germany and Great Britain, come to 
the following agreement on behalf of their respective 
Governments: 

ARTICLE ]. 


In East Africa, the sphere in which the exereice of 
influence is reserved to Germany is bounded: 


1. To the north by a line which, commeneing on the coast 
at the north bank of the mouth of the river Umba, runs 
direct to Lake Jipe, passes thence along the eastern side, 
and round the northern side of the lake, and erosses the 
river Lume; after which it passes midway between the 
territories of Taveita and Chagga, skirts the northern 
base of the Kilimanjaro range, and thence is drawn direct 
to the point on the eastern side of Lake Victoria Nyanza 
which is intersected by the first parallel of south lati- 
tude: thence, erossing the lake on that parallel, it follows 
the parallel to the frontier of the Congo Free State 
where it terminates. It is, however, understood that, on 
the west side of the lake, the sphere does not comprise 
Mount Mfumbiro: if that mountain shall prove to lie to 
the south of the selected parallel the line shall be de- 
flected so as to exelade it, but shall nevertheless return 
so as to termitate at the above named point. 


2. To the south by a line which, starting on the 
eoast at the northern limit of the Province of Mozam- 
bique, follows the course of the River Rovuma to the 
point of confluence of the Msinje: thence it runs west- 
ward along the parallel of that point till it reaches Lake 
Nyassa, thence, striking northward, it follows the eastern, 
northern and western shores of the lake to the 
northern bank of the mouth of the river Songwee; it 
ascends that river to the point of its intersection by the 
33"! degree of east longitude; tbence it follows the river 
to the point where it approaches most nearly the boun- 
dary of the geographical Congo-basin defined in the first 
Article of the Act of Berlin, as marked in the map at- 
tached to the 9% Protocol of the Conferenee; from that 
point it strikes direet to the abovenamed boundary and 
follows it to the point of its intersection by the 32=4 
degree of east longitude; from which point it strikes 
direct to the point of confluence of the northern and 
sonthern branches of the river Kilambo; and thence fol- 
lows that river till it enters Lake Tanganyika. 





Der Lauf der vorgebadhten Grenze ift im Allgemeinen 
nad) Maßgabe einer Karte des Nyalla-Tanganila-Plateaus 
angegeben, welche im Jahre 1889 amtlich für die britifche 
Regierung angefertigt wurde. 

3. Im Weften durd eine Linie, welche von der 
Mündung des Fluſſes Kilambo bis zum 1. Grad fühlicher 
Breite mit der Grenze des Kongoftaates zujammenfällt. 

Das Großbritannien zur Geltendmachung jeines Eins 
fluffes vorbehaltene Gebiet wird begrenzt: 

1. Im Süden duch die vorher erwähnte Linie von 
der Mündung des Umbefluſſes zu dem Punkte der Grenze 
des Kongo-Freiſtaates, welcher von dem 1. Grad füblicher 
Breite getroffen wird. Der Berg Mfumbiro ift in dieſes 
Gebiet eingeichloffen. 

2. Im Norden durch eine Linie, welde an der Küfte 
am Nordufer des Jubafluffes beginnt, dem genannten 
Ufer des Fluſſes entlangläuft und mit der Grenze des— 
jenigen Gebiets zufammenfällt, weldies dem Einfluffe 
Italiens im Gallalande und in Abyſſinien bis zu ben 
Grenzen Egyptens vorbehalten ift. 

3. Im Weiten durch den Kongo-Freiſtaat und durch 
die weſtliche Waſſerſcheide des oberen Nilbedens, 


Artikel IL 

Um die in dem vorjtehenden Artikel bezeichnete Ab- 
grenzum Ausführung zu bringen, zieht Deutichland 
jeine aherricaft über Witu zu Gunften von Groß— 
britannien zurüd. Großbritannien verpflichtet fich, Die 
Souveränetät des Sultans von Witu über das Gebiet 
anzuerkennen, welches jich von Kipini bis zu dem im Jahre 
1887 als Grenze feſtgeſetzten Punkt gegenüber der Inſel 


von Kweihn erjtredt. 

Denikpiand verzichtet ferner auf feine Schutzherrſchaft 
über die an Witu grenzende Kiüfte bis nach Kismaju und 
auf feine er Aa auf Gebiete des Feſtlandes nördlich 
vom Tanafluffe und auf die Inſeln Patta und Manba. 


Artikel II. 


In Südweſtafrika wird das Gebiet, welches Deutjch- 
land zur Geltendmachung jeines Einfluffes vorbehalten 
wird, begrenzt: 

1. Im Süden durch eine Linie, welche an der Mündung 
des Dranjefluffes beginnt und an dem Mordufer des 
Fluſſes bis zu dem Punkte hinaufgeht, wo derfelbe vom 
20. Grab öftlicher Länge getroffen wird. 

2. Im Dften durch eine Linie, welche von bem vorher 
genannten Punkte ausgeht und dem 20. Grad öſtlicher 
Länge bis zu jeinem Schnittpuntte mit dem 22. Grad füd- 
licher Breite folgt. Die Linie läuft ſodann diefem Breiten- 
grade nad Dften entlang bis zu dem Punkte, wo er von 
dem 21. Grad öftlidher Länge getroffen wird, fie führt 
darauf in nördlicher Richtung den genannten Längengrad 
bis zu feinem Zuſammentreffen mit dem 18. Grad ſüd— 
licher Breite hinauf, läuft dann in öftlicher Richtung diefem 
Breitengrade entlang, bis er den Tichobefluß erreiht und 
fept fi dann im Thalweg des Hauptlaufes dieſes Fluſſes 
bis zu dejlen Mündung in ben Zambeſe fort, wo fie ihr 
Ende findet. 

Es iſt Einverſtändniß darüber vorhanden, daß Deutjch- 
land durch diefe Beſtimmung von feinem Schußgebiet aus 
freien Zugang zum Bambek mittelſt eines Landſtreifens 
erhalten ſoll, welcher an keiner Stelle weniger als 20 engs 
liche Meilen breit ijt. 

Das Großbritannien zur Geltendmachung feines Eins 
fluffes vorbehaltene Gebiet wird im Weften und Nordweſten 
durch die vorher bezeichnete Linie begrenzt. Der N'Gami— 
See iſt in daſſelbe eingeichloffen. 


Reihetag. Aenfüd I 106. _(Ofafie Ktefenh) 
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The course of the above boundary is traced in general 
accordance with a map of the Nyassa-Tanganyika Plateau 
ofüieially prepared for the British Government in 1889, 


3. To the west by a line which, from the mouth 
of the river Kilambo to the 1* parallel of south latitude, 
is eonterminous with the Congo Free State. 

The sphere in which the exercise of influence is 
reserved to Great Britain is bounded: 

1. To the south by the abovementioned line running 
from the month of the river Umba to the point where 
the 1° parallel of south latitude reaches the Congo Free 
State. Mount Mfumbiro is included in the sphere. 


2. To the north by a line commeneing, on the eoast’ 
at the north bank of the month of the river Juba: thence 
it ascends that bank of the river and is conterminous 
with the territory reserved to the influence of Italy in 
Gallaland and Abyssinia as far as the confines of Egypt 


3. To the west by the Congo Free State, and by 
the western watershed of the basin of the Upper Nile. 


Arrıcue II. 

In order to render effective the delimitation reeorded 
is the preceding Article, Germany whithdraws, in favour 
of Great Britain, her Proteetorate over Witu. Great 
Britain engages to recognize the sovereignty of the Sultan 
of Wita over the territory extending from Kipini to the 
— opposite the island of Kwyhoo fixed as the boun- 

ary in 1887. 


Germany also withdraws her Proteetorate over the 
adjoining eoast up to Kismayn, as well as her claims to 
all other territories on the mainland to the north of the 
river Tana, and to the islands of Patta and Manda. 


Arrıcız II 


In Southwest Africa the sphere in which the exer- 
eise of influence is reserved to Germany is bounded: 


1. To the south by a line commeneing at the mouth 
of the Orange river, and ascending the north bank of that 
river to the point of its intersection by the 20% degree 
of east longitude. 

2. To the east by a line commencing at the abo- 
venamed point, and following the 20! degree of east lon- 
gitude to the point of its interseetion by the 22=@ parallel 
of south latitade; it runs eastward along that parallel to 
the point of its interseetion by the 21° degree of east 
longitude; thence it follows that degree northward to the 
point of its intersection by the 18!b parallel of south lati- 
tade; it runs eastward along that parallel till it reaches 
the river Chobe, and descends the centre of the main 
channel of that river to its junetion with the Zambesi, 
where it terminates. 


It is understood that under this arrangement Germany 
shall have free access from her Protectorate to the Zam- 
besi by a strip of territory which shall at no point be 
less than 20 English miles in width. 


The sphere in which the exereise of induence is reser- 
ved to Great Britain is bounded to the west and north- 
u by the abovementioned line. It includes Lake 

gami. 
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Der Lauf der vorgedadhten Grenze iſt im Allgemeinen 
nad) Mafgabe einer Karte wiedergegeben, welde im Jahre 
1889 amtlich für die britiiche Negierung angefertigt wurde. 

Die Feſtſetzung der Südgrenze des britiſchen Walfiſch⸗ 
bay-⸗Gebiels wird der Entſcheidung durch einen Schieds— 
ſpruch vorbehalten, falls nicht innerhalb zweier Jahre von 
der Unterzeichnung dieſes Uebereinkommens eine Verein— 
barung der Mächte über die Grenze getroffen it. Beide 
Mächte find darüber einverjtanden, ba, jo lange die Er— 
ledigung der Örenzirage ſchwebt, der Durchmarſch und die 
Durchfuhr von Gütern durch das jtreitige Gebiet für Die 
beiderjeitigen Unterthanen frei und daß die Behandlung der 
leiteren in dem Gebiete in jeder Hinficht eine gleiche jein 
jol. Bon Durchgangsgütern wird kein Bol erhoben und 
bis zur Ordnung der Angelegenheit joll das Gebiet als 
nentrales betrachtet werden, 


Artikel IV. 

In Weſtafrika: 

1. Die Grenze zwiſchen dem deutſchen Schußgebiete 
von Togo und der britiihen Goldküſtenkolonie geht an der 
Küfte von den bei den Verhandlungen der beiderjeitigen 
Kommilfare vom 14. und 28. Juli 1886 gejeßten Grenz- 
zeichen aus und erſtreckt fih in nördlicher Richtung bis zu 
den Baralleltreis 6° 10° nördlidier Breite. Von hier aus 
geht jie weitlih dem genannten Breitengrade entlang bis 
zum linken Ufer des Alafluſſes und jteigt hierauf den Thal— 
weg des lepteren bis zu dem Breitenparallel 6° 20° nörd⸗ 
licher Breite hinauf. Sie läuft jodann auf diejem Breiten— 
grade in wejtlicher Richtung weiter bis zum rechten Ufer 
des Dichawes oder Shavvefluffes, folgt diefem Ufer dieſes 
Fluffes bis zum Breitenparallel, weldyer durch den Punkt 
der Einmündung des Demeflufjes in den Volta bejtimmt 
wird, um dann nadı Weiten auf dem gedadjten Breiten— 
grade bis zum Volta fortgeführt zu werden. Won diejem 
Punkte an geht fie am linken Ufer des Volta hinauf, bis 
fie die in dem Abkommen von 1888 vereinbarte neutrale 
Bone erreicht, welche bei der Einmündung des Daklafluſſes 
in den Volta ihren Anfang nimmt. 

Jede der beiden Mächte verpflichtet ſich, unmittelbar 
nad dem Abſchluß diejes Ablommens alle ihre Beamten 
und Angeſiellten aus demjenigen Gebiet zurüdzuzichen, 
welches durch die obige Grenzfeſtſetzung der anderen Madıt 
zugetheilt ift. 

2. Nachdem für beide Regierungen glaubhaft nad 
ewieſen ift, daf fih am Golf von Guinea Fein Fluß be 
Anbet, welcher dem auf den Karten angegebenen und in 
dem Ablommen von 1885 erwähnten Mio del Rey ent 
ipricht, fo ift als vorläufige Grenze zwiſchen dem deutjchen 
Gebiet von Kamerum und dem angrenzenden britiichen 
Gebiete eine Linie vereinbart worden, die von dem oberen 
Ende des Nio del Neysftreets ausgehend in gerader 
Richtung zu dem etwa 9° 8° öftlider Länge gelegenen 
Bunkt läuft, weldyer auf der Karte der britiichen Admira— 
(ität mit „Rapids“* bezeichnet ift, 


Artikel V. 


Es wird vereinbart, daß durd Verträge und Ab— 
fommen, welche von oder zu Gunften einer ber beiden 
Mächte in den Gegenden nördlih vom Benue getroffen 
werben, das Recht der anderen Macht, im freim Durch— 
gangsverfehr und ohne Zahlung von Durdaangszöllen 
nad und von den Ufern des Tſchad-Sees Handel zu 
treiben, nicht beeinträchtigt werben joll. 

Bon allen Verträgen, welche in dem zwiſchen dem 
Benue und Tſchad-See belegenen Gebiete geſchloſſen werden, 
joll die eine Macht der anderen Anzeige erjtatten. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 166. (Dftafrika betreffend.) 








The course of the above boundary is traced in ge- 
neral aceordance with a map effcially prepared for the 
British Government in 1889, 

The delimitation of the southern boundary of the 
British territory of Walfish-Bay is reserved for arbitra- 
tion unless it shall be settled by the consent of the two 
Powers within two years from the date of the eonelusion 
of this agreement. The two Powers agree that, pending 
such settlement, the passage of the subjeets, and the 
transit of goods, of both Powers, through the territory 
now in dispate shall be free, and the treatment of their 
subjeets in that territory shall be in all respects equal. No 
dues shall be levied on goods in transit. Until a settle- 
ment * be effected the territory shall be considered 
neutral. 


Arrıcer IV. 
In West-Afriea: 


1. The boundary between the German Protectorate 
of Togo and the British Gold Coast Colony commences, 
on the coast, at the marks set up after the negotiations 
between the Commissioners of the two Countries of the 
14% and 28! of July 1886; and proceeds direct north- 
wards to the 6° 10° parallel of north latitude; thence 
it runs along that parallel westwards till it reaches the 
left bank of the river Aka; ascends the mid-channel of 
that river to the 6° 20° parallel of nortlı latitude; runs 
along that parallel westwards to the right bank of the 
river Dehawe or Shavoe; follows that bauk of the river 
till it reaches the parallel corresponding with the point 
of confluence of the river Deine with the Volta; it runs 
along that parallel westward till it reaches the Volta; 
from that point it ascends the left bank of the Volta till 
it arrives at the neutral zone established by the agree- 
ment of 1888, which commences at the confluence of the 
river Dakka with the Volta. 


Each Power engages to withdraw, immediately after 
the eonelusion of this agreement, all its offiejals and em- 
ployds from territory which is assigned to the other 
Power by the above delimitation. 


2. It having been proved to the satisfaction of the 
two Powers that no river exists on the golf of Guinea 
corresponding with that marked on maps as the Rio del 
Rey, to wnich reference was made in the agreement of 
1885, a provisional line of demarcation is adopted be- 
tween the German sphere in the Cameroons and the 
adjoining British sphere, which, starting from the head 
of the Rio del Rey ereek, goes direct to the point, about 
9° 8’ of east longitude marked „Rapids“ in the British 
Admiralty chart. 


ArrıcıeE V. 

It is agreed that no treaty or agreement, made by 
or on behalf of either Power to the north of the river 
Benue, shall interfere with the free passage of goods of 
the other Power, without payment of transitdues, to and 
from the shores of Lake Chan. 


All treaties made in territories intervening between 
the Benue and Lake Chad shall be notified by one Power 
to the other, 





Reihetag. Atienſeuct Nr. 106. (Oftfeite Bereffenb.) 





Artikel VI 
Bei allen in den Artikeln I bis IV bezeichneten Ab- 
grenzungslinien können Berichtigungen, welche mit Nüdficht 
auf örtliche Verhältnijfe nothwendig ericheinen, durch Ver: 
einbarung der beiden Mächte getroffen werden. 
Insbeſondere ift Einverftändnig darüber vorhanden, 
dab bezüglich der im Artikel IV bezeichneten Grenzen jobald 
als möglich Kommiſſare behufs Herbeiführung einer ſolchen 
Berichtigung zufammentreten follen. 


Artikel VI. 

Jede der beiden Mächte übernimmt die Verpflichtung, 
ſich jeglicher Einmiſchung in diejenige Interefieniphäre zu 
enthalten,. welche der anderen durch Artikel I bis IV bes 
gegenwärtigen Uebereinkommens zuerkannt ift. Keine Macht 
wird in der Autereflenjphäre der anderen Erwerbungen 
machen, Berträge abſchließen, Souveränetätsrechte oder 
Proteltorate übernehmen oder die Ausdehnung des Ein— 
fluffes der anderen hindern. 

Es beiteht Einverftändniß darüber, daß Geſellſchaften 
oder Privatperfonen, welche der einen Mucht angehören, 
die Ausübung von Souveränetätsrecdhten Ag ber 
Intereſſenſphäre der anderen Macht, außer mit Zuſtimmung 
ber leßteren, nicht zu geftatten it. 

Artikel VII. 

Die beiden Mächte verpflichten ſich, in allen denjenigen 
Theilen ihrer Gebiete innerhalb der in ber Afte er 
Berliner Konferenz von 1885 bezeichneten Freihandelszone, 
auf welde die fünf erjten Artikel der genannten Alte am 
Tage des gegenwärtigen Abkommens anwendbar find, bie 
Beftimmungen diefer Artikel in Anwendung zu bringen. 
Hiernady genießt der Handel volfitändige Freiheit; die 
Schiffahrt auf den Seen, Flüſſen und Kanälen und ben 
daran gelegenen Häfen ift frei für beide Flaggen; feine 
ungleihe Behandlung mit Bezug auf den Transport oder 
Küftenhandel ift gejtattet; Waaren jeder Herkunft follen feine 
anderen Abgaben zu entrichten haben, als ſolche, welche, 
unter Ausſchluß ungleicher Behandlung, für die zum Nutzen 
des Handels gemachten Ausgaben erhoben werden mögen; 
Durdgangszölle dürfen nicht erhoben und keine Monopole 
oder Handelsbegünjtigungen gewährt werben, 

Den Angehörigen beider Mächte ift die freie Nieder: 
laffung in ben beiderjeitigen Gebieten, ſoweit diefelben in 
der Frreihandelszone gelegen find, geltattet. 

Inöbejondere herricht Einverftändnig darüber, daß in 
Gemäßheit dieſer Beſtimmungen von jedem Hemmmiß und 
jedem Durdgangszoll frei fein ſoll der beiderjeitige Güter— 
verkehr zwijchen dem Nyafla-See und bem Gongojtaat, 
wijchen dem Nyaſſa- und Tanganifa-See, en dem 
TanganitarGee und zwiſchen diefem See und ber nördlichen 
Grenze ber beiden Sphären. 

Artikel IX, 
Handels: und Bergwerks-Konzeſſionen, ſowie Rechte 
an Grund und Boden, welde Gejellichaften ober Privat: 
erfonen der einen Madıt innerhalb der Intereffeniphäre 
* anderen Macht erworben haben, ſollen von der 
letzteren anerkannt werden, ſofern die Gültigkeit derſelben 
genügend dargethan iſt. Es herrſcht Einverſtändniß dar— 
über, daß die Konzeſſionen in Gemäßheit ber an Ort und 
Iron gültigen Geſetze und Verordnungen ausgeübt werben 
en. 


Artikel X. 

In allen Gebieten Afrikas, welche einer ber beiden 
Mächte gehören oder unter ihrem Einfluß ſtehen, follen 
Mijfionare beider Länder vollen Schuß genießen; religiöfe 
Duldung und Freiheit für alle Formen des Gottesdienftes 
und für geiftlidhen Unterricht werden zugefichert. 

Aktenftüde zu ben Berbanblungen bed Reichstages 1890. 





Arrıcız VI, 
All the lines of demarcation, traced in Articles I 
to IV, shall be subject to rectifieation by agreement be- 
tween the two Powers in accordance with Jocalrequirements. 


It is specially understood that, as regards the boun- 
daries traced in Article IV, Commissioners shall meet 
—— the least possible delay for the object of such rec- 

on. 


Arrıcıe VII, 


The two Powers engage that neither will interfere 
with any sphere of influence assigned to the other by 
Articles I to IV, One Power will not, in the sphere of 
the other, make acquisitions, conelude treaties, accept 
sovereign rigths or protectorates, nor hinder the extension 
of influence of the other. 


It is understood that no Companies nor individuals, 
sobject to one Power, can exercise sovereign rights in a 
—— assigned to the other, except with the assent of 

latter. 


Arrıcue VIII. 

The two Powers engage to apply in all the 
portions of their respective spheres, within the limits 
of the free Zone defined by the Act of Berlin 1855, to 
which the first five Articles of that Act are applicable 
at the date of the present agreement, the provisions of 
those Articles according to which trade enjoys complete 
freedom; the navigation of the lakes, rivers, and canals, 
and of the ports on those wathers, is free to both flags; 
and no differential treatment is permitted as regards trans- 
port or coasting trade; goods, of whatever origin, are 
subject to no dues, except those, not differential in their 
ineidence, which may be levied to meet expenditure in 
the interest of trade; no transit dues are permitted; and 
no monopoly of favour in matters of trade can be granted. 


The subjeets of either Power will be at liberty to 
settle freely in their respective territories situated within 
the freetrade Zone. 

It is specially understood that in aecordance with 
these provisions the passage of goods of both Powers will 
be free from all hindrances, and from all transid-dues, 
between Lake Nyassa and the Congo State, between 
Lakes Nyassa und Tanganyika, on Lake Tanganyika, 
and between that lake and the nortlern boundary ol 
the two spheres. 

Arrıcur IX. 

Trading and mineral concessions, and rigths to real 
property, held by companies or individuals, subjeets of 
one Power, shall, if their validity is duly established, be 
recognized in the sphere of the other Power. It is under- 
stood that concessions must be worked in accordance 
with local laws and regulations. 


Arrıcıe X. 

In all territories in Africa belonging to, or under 
the influence of either Power, Missionaries of both coun- 
tries shall have full protection. Religious toleration and 
freedom for all forms of divine worsbip and religious 
teaching are guaranteed. 
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Artikel XI. 

Großbritannien wird feinen ganzen Einfluß aufbieten, 
um ein freumdichaftliches Webereinfommen zu erleichtern, 
wodurd der Sultan von Zanzibar feine auf dem Feſtland 
gelegenen und in den —— Konzeſſionen der deutſch⸗ 
oſtafrikaniſchen Geſellſchaft erwähnten Beſißungen nebſt 
Dependenzen, ſowie die Inſel Mafia an Deutſchland ohne 
Vorbehalt abtritt. Es herrſcht Einverſtändniß darüber, daß 
Se. Hoheit gleichzeitig für den aus dieſer Abtretung ent 
ftehenden Berluft an Einnahmen eine billige Entihädigung 
erhalten fol. . 

Deutihland verpflichtet ſich, die Schußherrfchaft Groß: 
britanniens anzuerkennen über die verbleibenden Beſitzungen 
des Sultans von Zanzibar mit Einfluß der Inſeln 
Hanzibar und Pemba, jowie über die Befigungen des 
Sultans von Witn und das benadhbarte Gebiet bis Kis— 
majı, von wo die beutiche Schußtherrſchaft zurüdgezogen 
wird. Es herrſcht Einverftändnik darüber, daß Ihrer 
Majeftät Regierung, falls die Abtretung der deutichen Küſte 
nicht vor der Nebernahme der Schutzherrſchaft über Zanzibar 
durd Großbritannien jtattgefunden hat, bei der Uebernahme 
jener ten die Verpflichtung übernehmen wird, 
allen ihren Einfluß aufzumenden, um den Sultan zu ver- 
anlajien, jene Abtretung gegen Gewährung einer billigen 
Entihädigung jobald als möglid vorzunehmen. 


Artikel XI. 

1. Vorbehaltlich der Zuſtimmung des britifchen Par: 
laments wird die Souveränetät über die Infel Helgoland 
nebjt deren Bubehörungen von Ihrer britiichen Majeftät 
an Se. Majeftät den Deutihen Kaifer abgetreten. 

2. Die deutiche Regierung wird den aus dem ab- 
getretenen Gebiet heritammenden Perjonen die Befugniß 

ewähren, vermöge einer vor dem 1. Januar 1892 von 

ihnen jelbit ober bei minderjährigen Kindern von deren 
Eltern oder Vormündern abzugebenden Erklärung die britifche 
Staatsangehörigfeit zu wählen, 

3. Die aus dem abgetretenen Gebiet herſtammenden 
Perjonen und ihre vor den Tage der Unterzeichnung biefer 
Uebereinfunft geborenen Kinder bleiben von der Erfüllung 
der Wehrpflicht im Kriegsheer und in der Flotte in Deutjche 
land befreit. 

4. Die zur Zeit beitehenden heimiſchen Gefehe und 
Semohnheiten bleiben, ſoweit es möglich ift, unverändert 
fortbejtehen. 

5. Die deutfche Regierung verpflichtet fih, bis zum 
1. Januar 1910 dem zur Zeit auf dem abgetretenen Gebiet 
in Geltung befindlichen Zolltarif nicht zu erhöhen. 

6. Alle Vermögensrechte, welche Privatperfonen oder 
beftehende Korporationen der britifchen Regierung gegen- 
über in Helgoland erworben haben, bleiben aufrecht er- 
halten; die ihmen entiprechenden Verpflichtungen gehen auf 
Se. Majejtät den Deutſchen Kaifer über. Unter dem Aus: 
drud „Vermoögensrechte“ ift das Signalrecht des Lloyd 
inbegriffen. 

7. Die Rechte der britiichen Fiſcher, bei jeder Witte: 
rung zu ankern, Lebensmittel und Mailer ar 
Reparaturen zu machen, die Waaren von einem Schiff a 
das andere zu laden, Fiſche zu verkaufen, zu landen und 
Nepe zu trocknen, bleiben unberührt. 


Berlin, den 1. Juli 1890. 


v. Caprivi. 
R. Krauel. 
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Arrıcre XI. 

Great Britain engages to use all her influence to 
facilitate a friendly arrangement by which the Sultan of 
Zanzibar shall cede absolutely to Germany his possessions 
on the mainland comprised in existing concessions to 
the German-East African Company, and their depen- 
deneies, as well as the island of Mafia, It is under- 
stood tbat His Highness will, at the same time, rereive 
an equitable indemnity for the loss of revenue resulting 
from such cession. 


Germany engages to recognize a Protectorate of 
Great Britain over the remaining dominions of the Sultan 
of Zanzibar, ineluding the islands of Zanzibar and Pemba, 
as well as over the dominions of the Sultan of Witu, 
and the adjacent territory up to Kismaju, from which 
her Proteetorate is withdrawn. It is understood that, 
if the cession of the German coast has not taken place 
before the assumption by Great Britain of the protec- 
torate of Zanzibar, Her Majesty’s Government will, in 
assuming the proteetorate, accept the obligation to use 
all their infiuenee with the Sultan to induce him to 
make that cession, at the carliest possible period in con- 
sideration of an equitable indemnity. 


Arrıcue XU. 

1. Subject to the assent of the British Parliament, 
the sovereienty over the Island of Heligoland, ether 
with its Dependencies, is ceded by Her Britannie Majesty 
to His Majesty the Emperor of Germany. 

2. The German Government will allow to all per- 
sons, natives of the territory thus ceded, the right of 
opting for British Nationality by means of a declaration 
to be made by themselves and, in the case of children 
under age, by their parents or guardians, which must 
be sent in before the 1° of January 1892. 

3. All persons, natives of the territory thus ceded, 
and their children born before the date of the signature 
of the present agreement, are free from the obligation 
of service in the military and naval forces of Germany. 


4. Native laws and customs now existing will, as far 
as possible, remain undisturbed. 


5. The German Goovernment binds itself not to in- 
erease the Custom’s tariff at present in force in the 
territory thus ceded until the 1* of January 1910. 

6. All rights to property, which private persons or 
existing corporations have acquired in Heligoland in eon- 
neetion with the British Government, are maintained; 
obligations resulting from them are transferred to His 
Majesty the Emperor of Germany. It is understood that 
the above term „rights to property“ includes the right 
of signalling now enjoyed by *4 

7. The rights of British fishermen with regard to 
anchorage in all weathers, to taking in provisions and 
water, to making repairs, to transshipment of goods, to 
the sale of fish, and to the landing and drying of nets, 
remain undisturbed. 


Berlin, 1* July 1890. 


Edward B. Malet. 
9. Percy Anberjon. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 166. (Oftafrika betreffend.) 


AM 2. 
Berlin, October 27. 1890, 


Monsieur le Baron, 


In pursuance of previous communications on the 
subject of an accord between Her Majesty’s Government 
and the Imperial Government for a settlement of the 
amount of indemnity which the Sultan of Zanzibar shall 
receive for the loss of revenue resulting from the per- 
manent cession to Germany of the Coast line between 
the Rivers Umba and Rovuma and of the island Mafa, 
I have now the hononr, under instruction from Her 
Majesty's Principal Secretary of State for Foreign Affairs, 
to propose to Your Excelleney, on behalf of Her Majesty's 
Government the following terms of agreement: 

I. The Imperial Government to pay in London 
previous to the end of this year the sum of four millions 
of Marks in gold. 

II. Until this payment is fully completed The Sultan 
to continue to receive from the German East Africa 
Company monthly aceounts and payments for all customs 
duties collected by the Company and due under existing 
agreements. The Customs Revenues which have been 
kept back since the 30th of June last to be paid over 
at once. 

III. As soon as the sum mentioned in Article I shall 
be paid the German East Africa Company to withdraw 
entirely from any interference whatever in the affairs of 
the Zanzibar Custom House. 

IV. The German East Africa Company to vacate 
and give up to the Sultan at a specified date to be 
stated in the reply of The Imperial Government to this 
note, which date shall not be later tban the 31* December 
next, all the warehouses and other buildings belonging 
to the Sultan and forming part of or adjoiniug the 
Zanzibar Custom House and now leased to and oecupied 
by the Company: all arrears of rent for these buildings 
to be paid up now and in futare monthly until evacuation. 

I beg Your Excelleney to do me the honour to in- 
form me whether The Imperial Government consents to 
these terms of agreement. 

I avail myself of this opportunity, Monsieur le Baron, 
to renew to Your Ezcelleney the assaurance of my 
highest consideration. 

Edward B. Malet. 


His Excelleney Baron von Marschall 
etc, etc. ete. 


Neberjegung zu Nr, 2. 
Berlin, den 27. Oktober 1890, 


Herr Baron, 


Unter Bezugnahme auf ben bisherigen Schriftwechiel, 
betreffend die Verſtändigung zwiſchen Ihrer Majeſtät Re— 
ierung und der Kaiſerlichen Regierung über die Ent— 
päbigung, welche der Sultan von Banzibar für die Vers 
minberung feiner Einkünfte in folge ber dauernden Ab- 
teetung ber ie en den jylüffen Umba und 
Rovuma ſowie der Injel Mafia an Deutſchland erhalten 
U, habe ich die Ehre, EnerErcellenz im Auftrage des Staats: 
etärs Ihrer Majeſtät für Auswärtige Angelegenheiten 
und im Namen Ihrer Majejtät Regierung die folgenden 
Bertragsbedingungen vorzujchlagen: 
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I. Die Kaiferlihe Regierung zahlt vor Ablauf dieſes 
Ya eig London die Summe von 4 (vier) Millionen Mart 
in Golb. 

1. Bis die Zahlung diefer Summe vollftändig erfolgt 
it, Fährt die deutjcheoftafritaniihe Gefellichaft fort, dem 
Sultan monatlidye Abrechnungen über die von ihr einges 
nommenen Zölle zu geben und ihm diejenigen Zahlungen 
—— auf welche er nach den beſtehenden Abmachungen 

ſpruch zu erheben hat. Die Zollbeträge, welche ſeit dem 
30. Juni d. J. einbehalten worden find, werben ſofort aus— 
bezahlt. 

IT. Nach erfolgter Zahlung der im Wrtifel I er— 
wähnten Summe wird fich die deutſch-oſtafrikaniſche Gejell- 
ſchaft jeder Einmiſchung in bie Angelegenheiten der Boll 
—— Zanzibar enthalten. 

IV, Die deutſch-oſtafrilaniſche Geſellſchaft wird an 
einem beſtimmten Termine, welcher in der Antwort der 
Kaiſerlichen Regierung auf dieſe Note anzugeben iſt und 
nicht über den 31. Dezember d. J. hinaus fallen darf, alle 
ihr verpachteten und jetzt von ihr benutzten Waarenhäuſer 
und ſonſtigen Gebäude, welche Eigenthum des Sultans 
find und entweder einen Theil des Zollhauſes in Zanzibar 
bilden oder fih an dieſes anjchliegen, räumen und dem 
Sultan wieder zur Verfügung ftellen. Much wird Die Ge- 
jellihaft die rüdjtändige Miethe für diefe Gebäude fofort 
* die laufende Miethe bis zur Räumung monaätlich 
zahlen. 

Ich Bitte Euer Ercellenz, mich mit einer Mittheilung 
darüber zu beehren, ob die Kaiferlidye Regierung dieſen 
Vertragsbedingungen zujtimmt. 

Zugleich benupe u. ſ. w. 

Edward B. Malet. 


Seiner Ereellenz Herrn Freiherrn von Marſchall 
u. ſ. w. u, ſ. w. 





M 3. 


Berlin, ven 28. Dtober 1890. 


Der Unterzeichnete beehrt fih Seiner Ercellenz dem 
Königlih großbritanniſchen außerodentlihen und bevoll- 
mächtigten Botichafter, Sir Edward B. Malet, auf die 
Note vom gejtrigen Tage zu erwidern, daß die Kaiſerliche 
Regierung mit ben Vorſchlägen der Königlih großbritanni= 
chen —— über die Abfindung des Sultans von 
Zanzibar für Die Abtretung feiner auf dem Feſtlande ge— 
legenen und in ben vorhandenen Konzeſſionen der deutich- 
oſtafrilaniſchen Gefelihaft erwähnten — — nebſt 
Dependenzen ſowie der Inſel Mafia (Artikel Al Abſatz 1 
des deutſch⸗engliſchen Abklommens vom 1. Juli d. 3.) ein— 
verſtanden iſt. Im Einzelnen beehrt ſich der Unterzeichnete 
die Zuſtimmung der Kaiſerlichen Regierung zu den nach— 
folgenden Punkten auszuſprechen: 

I. Die Kaiſerliche Regierung zahlt in London bis zum 
31. Dezember des laufenden Jahres die Summe von 
4 (vier) Millionen Mark in Gold. 

I. Bis die Zahlung diefer Summe voljtäudig erfolgt 
ift, fährt die deutſch-oſſafrilaniſche Gefellichaft fort, dem 
Sultan monatlihe Abrechnungen über die von ihr einges 
nommenen Zölle zu geben und ihm diejenigen Zahlungen 
zu leiften, auf welche er nach den beftehenden Abmadhungen 
Anſpruch zu erheben hat. Die Zollbeträge, welche jeit dem 
30. Juni d. I. einbehalten worden find, werden fofort 
——— ſoweit dies nicht bereits geſchehen iſt. 

uN ter Zahlung der im Artitel | erwähnten 
Summe wird ſich die deutſch-oſtafrikaniſche Gejellihaft jeder 

153* 
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Einmiſchung in die Angelegenheiten der Bollverwaltung 
(eustom-honse) in Zanzibar enthalten. 





ur hat Euere Ercellenz mir erflärt, dab die Kaiferliche 
egierung geneigt fei, die Schugherrichaft Frankreichs über 


IV. Die deutfcheoftafritanifche Gefellfchaft wird ipäteftens | Madagaskar mit allen ihren Folgen anzuerkennen. 


am 31. Dezember d. J. alle von ihr benußten Waarens 
häufer und jonjtigen Gebäude, welche Eigentum des 
Sultans find und entweder einen Theil des fg in 
Banzibar bilden oder ſich an diefes anschließen, räumen 
und dem Sultan wieder zur Verfügung ftellen. Much wird 
die Gefellichaft die rüdjtändige Miethe für dieſe Gebäude, 
foweit dies noch nicht geſchehen ift, jofort und die laufende 
Miethe bis zur Räumung monatlic) — 

Indem der Unterzeichnete ſeiner ugthuung darüber 
Ausdruck giebt, daß auch dieſe Angelegenheit nunmehr in 
befriedigender Weiſe ihre Erledigung gefunden hat, benußt zc. 


Marſchall. 
Seiner Excellenz 
dem Königlich großbritanniſchen außerordentlichen 
und bevollmaͤchtigten Botſchafter 


Sir Edward B. Malet. 





M 4, 


Berlin, le 17 novembre 1890. 
Monsieur le Baron, 


au cours des entretiens que nous avons eus ensemble au 
mois d’aoüt dernier, sur les rapports r&ciproques de 
l’Allemagne et de la France à la cöte orientale d’Afrique, 
Votre Excellenee m’a declar& que le Gouvernement Im- 
rial était dispose & reconnaitre le proteetorat de la 
rance à Madagascar avec toutes ses consöquences. 

De mon coté, j’ai ät& en mesure de vous donner, 
lors de notre entrevue du 6 de ce mois, l’assurance que, 
dans ces conditions, le Gonvernement de la Republique 
Francaise n’eleverait pas d’objection contre l’aequisition 

ar l’Allemagne de la partie continentale des Etats du 
ultan de Zanzibar ainsi que de l’ile de Maßia. 

ll a, d’ailleurs, &t6 entendu que les ressortissants 
allemands à Madagascar et les ressortissants francais dans 
les territoires cödes à l’Allemagne par le Sultan de Zan- 
zibar bentficieraient, sous tous les rapports, du traitement 
de la nation la plus favorisde. 

Dans le but de consaerer definitivement le eomplet 
accord des deux Gouvernements sur les points ci-dessus 
spécifiés, jai l’honneur d’adresser ä Votre Excellence la 
prösente communication et je vous prie de w'en faire 
parvenir un accus& de r&ception confirmatif. 

Venillez agr&er, Monsieur le Baron, les assurances de 
ma tr&s-haute consideration. 


sign‘: Jules Herbette. 
Son Excellence 
Monsieur le Baron Marschall de Bieberstein, 
Seerötaire d’Etat aux Affaires Etrangöres. 


Ueberjehung zu Ar. 4. 


Franzöſiſche Botichaft in Deutichland. 
Berlin, den 17. November 1890, 
Herr Baron! 


Im Laufe der Beiprecdhungen, welche wir im verflofjenen 
Monat Auguft über die gegenfeitigen Beziehungen Deutich- 
lands und Frankreichs an der Dftküfte von Afrika gepflogen 


i 
‚ und 


einerfeitS bin ich bei Gelegenheit unjerer Zuſammen— 
funft vom 6. d. M. in der Lage gewejen, die Verfiherung 
abzugeben, dab die Regierung der franzöfiichen Republit 
unter dieſen Bedingungen feine Einwendungen erheben 
würde gegen die Erwerbung ber feftländiichen Beſitzungen 
bes Sultans von Zanzibar jowie der Inſel Mafia durch 
Deutichland. 

Es befteht Einverftändniß darüber, dab die deuffchen 
Unterihanen in Madagastar und die franzöfiichen in den 
feitend des Sultans von Zanzibar an Deutjchland abge: 
tretenen Beſitzungen in allen Beziehungen die Behandlung 
der meiftbegünftigten Nation genießen jollen. 

Um das völlige Einvernehmen der beiden Regierungen 
über die vorjtehend aufgeführten Punkte endgültig feitzus 
ftelfen, habe ich die Ehre, Euerer Ercellenz die vorliegende 
Mittheilung mit der Bitte zu machen, mir diefelbe gefälligft 
zu beftätigen. 

Genehmigen Sie ꝛc. 

gez. Jules Herbette. 

Seiner Ercellenz 

dem Herrn Treibern Marfhall von Bieberftein, 
Staatsjefretär des Auswärtigen Amts, 


M 5. 


Berlin, den 17. November 1890, 


Der Unterzeichnete beehrt ſich, Seiner Ercellenz dem 
außerordentlihen und bevollmächtigten Botichafter der 
franzöfifhen Republit, Herrn Herbette, den Empfang des 
Schreibens vom heutigen Tage zu bejtätigen und das Ein- 
verftändniß der Kaiferlichen Regierung zu den darin ent 

altenen Erflärungen auszufpredien. Demnach erhebt die 
egierung ber franzöfiihen Republil feinen Einſpruch gegen 
die Erwerbung der feftländifchen Befigungen des Sultans 
von Zanzibar und der Inſel Mafia durch Deutichland, 
und legteres erfennt die Schupherrichaft Frankreichs über 
Madagaskar mit allen ihren Folgen an. Dabei wird 
ausdruͤcklich verabredet, daß die deutſchen Reihsangehörigen 
in Madagaskar und die franzöfiihen Staatsangehörigen 
in ben bezeichneten, von dem Sultan von Zanzibar an 
Deutfchland abgetretenen Gebieten in allen Beziehungen 
diejenige Behandlung erfahren follen, welche den Mn= 
gehörigen der meiftbegünftigten Nation bafelbft zu Theil 
wird, 

Der Unterzeichnete benußt u. f. mw. 

ge. Marſchall. 


Seiner Ercellenz Herrn Herbette 
x 2x. x. 


M 6. 


Artikel J. 

Seine Hoheit der Sultan überträgt der deutſch-oſt- 
afrikaniſchen Gejellfchaft alle Gewalt, welde Ihm auf dem 
Feſtlande (Mrima) und in Seinen Territorien und Des 

— ſüdlich vom Umbafluß zuſteht, und Er überläßt 

‚übergiebt derſelben die geſammte Verwaltung dieſer 
Gebiete. Die Verwaltung ſoll von der Geſellſchaft im 
Namen Seiner Hoheit und unter Seiner Flagge ſowie 


unter Wahrung Seiner Souveränetätsrechte geführt werden. 
Es verftcht ib hierbei jedoch, daß die Geſellſchaft für alle 
Angelegenheiten und für die geſammte Verwaltung der in 
dieje Abtretung (concession) eingeichloffenen Gebiete Seiner 
Hoheit verantwortlich ift und dak Seiner Hoheit dem 
Sultan weder aus den damit verbundenen Ausgaben, noch 
aus Krieg und Diya (Blutgeld) noch aus hiermit im Zu— 
jammenhang jtehenden Anſprüchen Verbindlichkeiten ers 
wachſen jollen und dab Er zu einer Regelung diefer Anz 
gelegenheiten nicht herangezogen werden darf. Niemand 
außer der Gejellihaft joll das Recht Haben, öffentliche 
Ländereien auf dem Feſtlande oder ſonſtwo in den Ger 
bieten, Befigungen und Dependenzen Seiner Hoheit inner— 
2 der oben genannten Grenzen zu kaufen, es jei denn, 
aß der Erwerb durch Vermittelung der Gejellihaft, wie 
jetzt durch Vermittelung Seiner Hoheit geſchieht. Der 
Sultan gewährt der Gejellichaft auch die Befugniß, von 
der Bevölferung des Feſtlandes imnerhalb der bezeichneten 
Gebietsgrenzen Steuern zu erheben. Seine Hoheit willigt 
ferner em, alle Akte und Handlungen, welche erforderlich 
nd, um die Beſtimmungen Diejes Vertrages zur Aus— 
ührung zu bringen, vorzunehmen und der Gejellichaft mit 
Seiner ganzen Autorität und Macht zu Helfen und beizus 
jtehen, damit die gewährten Rechte und Gemalten 
fihergeftelt werden. Die vertragjchließenden Theile 
find ferner darüber einig, daß der Anhalt der fol 
menden Artilel des Wertrages die Rechte, melde von 
Seiner Hoheit den Unterthanen oder Bürgern von Deutich- 
land, Frankreich, Großbritannien, von den Vereinigten 
Staaten von Amerifa oder anderen mit Seiner Hoheit in 
Vertragsverhältniffen ſtehenden Mächten bewilligt find, in 
keiner Weiſe beeinträchtigen oder ſchmälern fol; ebenjowenig 
follen die Verpflichtungen berührt werden, welde Seiner 
oheit in Folge Seines Beitrittes zur Generalafte der 
liner Konferenz auferlegt find oder auferlegt werben 

mögen, 

Artifel II. 

Seine Hoheit ermädtigt die Geſellſchaft, vorbehaltlich 
der unten vorgejehenen Ausnahmen in Seinem Namen 
und an Seiner Statt überall in den obenbezeichneten Ge— 
bietögrenzen Beamte für die Verwaltung Seiner Befigungen 
zu bejtellen, die erforderlihe Anzahl von Unterbeamten zu 
ernennen, Geſetze ie die gedachten Gebiete zu erlajlen, Ges 
richtshöfe einzurichten und überhaupt alle Maßnahmen zu 
treffen, welde zum Schuß der unter ihrer Regierung 
ftehenden Gebiete und Intereffen nothwendig find. Seine 
Hoheit ermächtigt die Geſellſchaft ferner, Verträge mit ihm 
unterjtehenden oder anderen Häuptlingen der Cingebornen 
zu ichliegen, und follen ſolche Verträge und Abmächungen 
in denjenigen Fällen, in welchen fie im Namen Seiner 
Hoheit abgeihloffen werden, von Ihm ratifiziet und bes 
ftätigt werden. Seine Hoheit willigt aud) ein, abgejehen 
von Seinen Privatländereien und Schambas, alle die 
Grundgerehtiame, welche Ihm auf dem Feſtlande von 
Afrila innerhalb der oben bezeichneten Grenzen zuſtehen, 
ber Gejellihaft abzutreten umd ihr alle Forts und nicht 
im Gebrauch befindlichen öffentlichen Gebäude zu übergeben, 
fofern Er fie nicht für Seinen Privatgebrauch zurüdzubes 
halten wünſcht. Ein Verzeichniß folder Gebäude, Plans 

en oder Befigungen ſoll aufgejtellt umd von Seiner 
Get und ber ( elihaft genehmigt werden. Ferner er 
mädtigt Er die Geſellſchaft, alles noch nicht in Beſitz ges 
nommene Land zu erwerben und Beſtimmungen über die 
Dfkupation von foldem Land p treffen; lofale ſowie 
andere Steuern, Abgaben und Zölle auszufchreiben und zu 
erheben und alle Mafnahmen zu treffen, welche zur Ein— 
richumg und Unterhaltung der Verwaltung, der Streit 
fräfte, des Juitizwejens, zur Anlage und Berbejferung der 
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Wege oder Waſſerſtraßen oder anderer öffentlicher Ar— 
beiten, ſei es für Vertheidigungs= oder fonftige Zwede, zur 
Zahlıng von Schulden und von Zinſen des aufgewendeten 
Kapitals nothwendig find, Die Nichter follen von der 
Geſellſchaft vorbehaltlich der Zultimmung des Sultans 
beitellt, alle „Kadis“ dagegen jollen von Seiner Hoheit 
ernannt werden. 

In den von Ureinwohnern bejiedelten Landftrichen ift 
die Nechtöpflege Sache der Gefellichaft und ihrer Beamten. 
Die Gehälter der Gouverneure und aller anderen Beamten 
in den von ber Beiellichaft in Bejig genommenen und vers 
walteten Territorien jollen von derjelben bezahlt werden. 


Artikel IM. 

Seine Hoheit gewährt der Gejellihaft das Recht, 
überall innerhalb der durch diefen Vertrag bezeichneten Ge— 
bietsgrenzen Handel zutreiben, Eigenthum zu haben, Gebäude 
zu errichten und mit Zuftimmung der Eigenthümer Ländereien 
oder Häuſer durch Kauf oder fonjtiges Nechtsgefchäft zu er- 
werben. 

Artikel IV. 

Seine Hoheit erteilt der Gejellihaft das bejondere 
und ausschließliche Recht und die Befugniß, Vorichriften 
für den Handel und ee die Schiffahrt auf Flüſſen 
und Seen, die Kontrole der FFijcherei, den Bau von Wegen, 
Straßen und Eifenbahnen, Kanälen und Telegraphen zu 
erlaffen und hierfür Zölle und Abgaben zu erheben. Inſo— 
weit Seine Hoheit nicht Verpflichtungen gegen die anderen 
Mächte eingegangen iſt, überträgt Er der Gejellichaft ferner 
die Befugniß, die Einfuhr von Waaren, Waffen, Munition, 
berauichenden Getränken jeglicher Art und allen anderen 
Gütern, welche nad ihrer Anficht der öffentlichen Ordnung 
oder Sittlichkeit ſchädlich ſind, zu beauffichtigen oder zu 
verhindern. Es verſteht fich indeffen, daß bei Ausübung 
diefer Privilegien und Befugniſſe die Verträge, weldje 
wiſchen Seiner Hoheit und anderen Mächten abgeſchloſſen 

nd, beobachtet werden jollen. 


Artikel V. 

Seine Hoheit ermächtigt die Gefellihaft, in Seinem 
Namen alle Häfen, weldhe an den Flußmündungen oder 
an anderen Stellen Seiner oben bezeidneten Bejigungen 
gelegen find, in Beſitz zu nehmen, und Er verleiht ihr das 
Recht, Zollhänfer zu errichten und von Schiffen, Gütern 
u. ſ. w., welche in den Häfen ankommen oder aus den— 
jelben abgehen, Abgaben zu erheben und alle zur Ber 
folgung des Scmuggels erforderlichen Maßregeln zu 
treffen, jedoch jollen auch hier in allen Fällen die Beſtim— 
mungen der oben genannten Verträge gewahrt bleiben. 


Urtitel VI. 

Seine Hoheit verleiht der Gejellihaft das ausſchließ— 
liche Recht, in allen Theilen der Territorien Seiner Hoheit 
innerhalb der oben bezeichneten Gebietsgrenzen Blei, Kohlen, 
Eifen, Kupfer, Zinn, Gold, Silber, Ebdelfteine, fonjtige 
Metalle und Mineralien, jowie Mineralöle aller Art aufs 
zufuchen und zu gewinnen, hierauf bezügliche Verordnungen 
zu erlaffen und die gebachten Bergwerksrechte zu ver— 
pachten oder zu überweiſen; ebenio foll die ellichaft 
allein berechtigt fein, mit den gewonnenen Metallen u. j. w., 
frei von Steuern und Abgaben, Handel zu treiben. Nur 
an Seine Hoheit hat Die Gefellichaft eine mäßige Abgabe 
(royalty) für Mineralien zu entrichten; diejelbe joll 5 Pro- 
zent bes erften Preifes der Artikel, von welchen die für Ges 
winming des Minerals aufgewendeten Koften im Abzug 
gebracht find, nicht überfteigen, und jpäter zwijden dem 
Sultan und der Gefellichaft vereinbart werden. Auch wird 
der Gejellihaft das Recht eingeräumt, alle Waldbäume, 
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fonftiges Holz, jomie Materialien aller Art für die vor 
genannten Arbeiten wie aud) zum Handelsbetriebe zu be 
nupen. Das Baus und — indeſſen, welches unter 
dem Namen „Burti“ bekannt iſt, darf auf dem FFeftlande 
auch von Anderen, wie bisher, gejchlagen werden, falls 
fie hierfür die mit der Gejellichaft zu vereinbarenden Ab— 
aben bezahlen; ſolche Abgaben jollen —— nicht für 
Sei gefordert werden, welches für den Gebrauch Seiner 
oheit gefällt wird. 


Artikel VII. 

Seine Hoheit gewährt ber Gelellichaft das Recht, in 
feinen oben erwähnten Territorien ein oder mehrere Bank— 
inftitute mit dem ausjchließlichen Privileg der Notenaus: 
gabe einzurichten, 

Artikel VII. 

Alle zuvor genannnten Befugniffe und Privilegien 
follen verliehen werben und der Gejellichaft zur Verfolgung 
Beer Zwede und Ziele zuftehen für die Zeit von fünfzig 
(50) Jahren, welche von dem Tage der Unterzeichnung 
dieſes Vertrages zu laufen beginnt. Mit dem Ablauf der 
bezeichneten Zeit fallen alle öffentlichen Werte, Gebäuden. ſ.w. 
an den Sultan, feine Erben oder Nachfolger zu einem 
Schägungsw zurüd, welcher auf Verlangen von beider: 
ſeits beftellten Taxatoren feſtzuſetzen ift. 


Artikel IR. 

Seine Hoheit gewährt der Geſellſchaft die „Regie“ 
oder Padıt der Zölle in jänmtlichen Häfen des oben bes 
zeichneten Theils Seiner Territorien für eine gleiche Zeit: 

de, wie Die vorher erwähnten anderen Rechte 
eoncessions), und zwar unter den folgenden Bedin— 
gungen: 

Die Gejellichaft Liefert amı Ende eines jeden Monats 
europäifcher Zeitrechnung den ganzen Betrag der in ben 
oben bezeichneten Territorien erhobenen Ein und Ausfuhr 
zölle an Seine Hoheit ab. Abgezogen wird nur eine 
gewiffe Summe für die Ausgaben, welche durch die Zoll: 
erhebung erwadjien. Diefe Ausgaben dürfen die Summe 
von einhundert und fiebenzigtaufend (170 000) ien per 
Jahr für die erften drei Jahre des Vertrages nicht über- 
fteigen, und wenn die Gejellihaft nicht in der Lage iſt, 
durch ihre Bücher nachzuweiſen, daß fie in Wirklichkeit die 
obenerwähnte Summe veransgabt hat, jo hat fie an Seine 
Hoheit auch die Differenz zwiichen ihren wirklichen Aus— 
gaben und bem Betrage von 170000 Rupien zu zahlen. 

Auf Grund der in den erften drei Jahren durch die 
Geſellſchaft direkt gemachten Nettozolleingänge (das find bie 
eingenommenen SZahreszollgelder weniger 170 000 Rupien) 
u am 18. Auguſt 1891 europäiſ eitrechnung Die 

urchſchnittsſumme, welche von der Gejellihaft jährlich an 
Seine Hoheit zu zahlen ift, feftgejegt werben; die Gejell- 
ſchaft fol jedoh das Recht haben, am Ende eines jeden 
dritten Jahres auf Grand der in den letzten drei Jahren 
erzielten Ergebniſſe, welche durch ihre Bücher nachzuweiſen 
ſind, in neue U ndlungen mit Seiner Hoheit einzu— 
treten, um die Durdichnittsjumme zu vevidiren und neu 
feſtzuſetzen. Seime Hoheit ift berechtigt, einen Beamten zu 
bejtellen, welcher die Zolleimmahmen in ben Häfen des hier 
in Betracht kommenden Gebiets zu kontroliren hat. 


Ferner veriteht es ſich, daß Seine Hoheit von feinem . 


* e des Handels den Boll zum zweiten Mal bean: 
u darf. Der Gejellihaft fteht daher das Recht zu, 
über die Zollbeamten Seiner Hoheit in Zanzibar zu dieſem 
Behuf eine Kontrole auszuũ und die Rüdvergütung 
alter Zollbeträge zu verlangen, welde künftighin etwa 
von der Einfuhr nach den in diefem Vertrage bezeichneten 





Häfen oder von ber Ausfuhr aus benjelben direlt an 
Seine Hoheit bezahlt werden. Die Gefellichaft verzichtet 
hierbei ausdrüdlich auf Nüderftattung ſolcher Zölle, welche 
durch Seine Hoheit auf von Europa oder dem Auslande 
fommende Waaren in Zanzibar vereinmahmt worden 
find und die nadträglih von Zanzibar nad) dem der 
Verwaltung ber Sejelthaft unterjtellten Gebiet ausgeführt 
werden. Die Gefellichaft veriprit ferner, Seiner Hoheit 
fünfzig (50) Prozent von dem weiteren NReineinfommen 
zu zahlen, weldes ihr aus den Bollabgaben ber hier 
in Rede jtehenden Häfen zufließen wird. Seine Hoheit 
überträgt der Gejelichaft alle Rechte an den Territorials 
ewäjlern, welche innerhalb der oben bezeichneten Grenzen 
eines Gebietes Liegen oder zu denfelben gehören, ins 
bejondere fol fie die Befugniß haben, die Beförderung, die 
Durdfuhr, das Landen und Berichiffen von Waaren und 
Produften innerhalb der genannten Gewäſſer dur Küften- 
mwächter zu Lande und zu Waſſer zu beauffichtigen und zu 
fontroliren. 
Artikel N. 

In Anbetracht der Konzeſſionen, Befugniſſe und Pri— 
vilegien, welche der Gefelichaft im BVorftehenden eingeräumt 
find, fichert diefelbe dem Sultan die Zahlung der Dividende von 
zwanzig (20) Antheilicheinen der deutſch-oſtafrilaniſchen Ge— 
jellichaft zu je zehntauſend (10 000) Mark, daß heißt die 
Zahlung der Dividende eines Kapitalbetrages von ungefähr 
ehntaujend (10 000) Pfund Sterling zur; dieſe Zuficherung 
dot ihm den Anſpruch auf den. einem foldhen Antheil an 
dem Gejellichaftsvermögen zukommenden Theil —— 
Reingewinnes geben, welcher ausweislich der Bücher 
Geſellſchaft vorhanden iſt, nachdem Zinſen in Höhe von 
acht (8) Prozent auf das eingezahlte Rapital der Antheil⸗ 
icheinbefiger bezahlt worden find. 


Artikel XL 

Die deutſch-oſtafrikaniſche Geſellſchaft fol alle Rechte, 
Privilegien, Abgabenfreiheiten und Vorteile genießen, welche 
anderen Gefellihaften oder Perfonen eingeräumt find oder 
künftighin eingeräumt werben, denen für eimen anderen 
Theil des Herrichaftsgebietes Seiner Hoheit ähnliche Nechte 
wie die in diefem Vertrage gewährten übertragen find oder 
übertragen werben mögen. 


Artikel XII 

Die im Vorftehenden bezeichneten Rechte (concessions) 
erfireden ſich nicht auf die Beſitzungen Seiner Hoheit auf 
den Inſein von Banzibar und Pemba noch auf Seine 
Territorien nördlich des Umbafluffes, und es verfteht fich, 
daß alle öffentlichen, richterlichen oder Regierungsbefugniffe 
und Funktionen, weldhe der Geſellſchaft in diefem Bertrage 
übertragen find, von berjelben nur im Namen und unter 
F Antorität des Sultans von Zanzibar ausgeübt werben 
ollen. 

Artitel XIM. 

Beide Theile find darüber einig, daß die hier in Rebe 
ftehenden Redytsübertragungen (concessions) und Die ben- 
jelben entiprechenden Berpfli gen, jo wie fie im Vor— 
ftehenden dargelegt find, für beide Theile, ihre Erben und 
Rechtsnachfolger für den vereinbarten Zeitraum von fünfzig 
(50) Zahren bindend fein follen. 


Artikel XIV. 

Seine Hoheit ift bereit, die im Borftehenden bezeichneten 
Zölle, Ländereren und Gebäude der deutſch-afriklaniſchen Ge— 
jelichaft an einem von ihr zu wählenden Tage nah dem 
fünfzehnten (15.) Auguſt eintaufend achthundert achtund— 
adıtzig (1888) zu übertragen. 


image 
not 
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den Betrag von 600 000 Mark überjchreitenden Erträgniffen 
ipäterer Jahre nachzuzahlen ($. 5). 


8. 7. 
Die Kaiferlihe Negierung räumt der Geſellſchaft als 
ein ferneres Entgelt für die Aufgabe ihrer Rechte aus dem 
28. April 1888 5: — 
Vertrage vom Januar 1860 die folgenden Vefugniffe ein: 

1. Unbeſchadet der von der Geſellſchaft außerhalb des 
Küftengebietes, feiner Zubehörungen und der Inſel 
Mafia (8. 1), fowie außerhalb des Gebietes, für 
welches der Kaiferlihe Schugbrief eriheilt ift, ver— 
tragsmäßig erworbenen Rechte tritt die Kaiſerliche 
Regierung der Gejellihaft für das Küſtengebiet, 
beifen Zubehörungen, die Inſel Mafia und das 
Gebiet des Schußbriefes das ausſchließliche Recht 
auf den Gigenthumserwerb durch Grgreifung des 
Beſitzes (Dffupationsrecht) an herrenlojen Grunds 

üden und deren unbewegliden Zubehörungen, 
vornehmlich alſo auch das Dffupationsredt an 

Bäldern ab, jedod mit dem Vorbehalt 

a) der mwohlerworbenen Rechte Dritter an der— 
gleichen herrenlofen Grundſtücken; 

b) des Rechts der Kaiſerlichen Negierung, herren— 
loſe Grundjtüde, infoweit ſolche nach ihrem Er— 
meſſen zu öffentlichen Bauten im JIntereſſe der 
Verwaltung und der Sicherung des Küften- 
und des Schußgebietes erfordert werden, durch 
Dffupation für das Neid zu Eigenthum zu 
erwerben; 

c) des Nechts der Kaiferlihen Regierung, für die 
Ausnußung der Wälder aud für die Gefell- 
ſchaft verbindliche Gejege und Verordnungen 
im Intereffe der Landes» und Forſtkultur zu 
erlaſſen. 

2. In Bezug auf die Gewinnung von Mineralien 
werden der Geſellſchaft für das Küſtengebiet, deſſen 
Zubehörungen, die Inſel Mafia und das Gebiet 
des Kaiſerlichen Schußbriefes, gleidyviel, ob die 
Geſellſchaft jelbit oder ein Anderer der Finder ift, 
die gleichen Wortheile insbefondere auf die Wer: 
leihung von Feldern eingeräumt, welche die in 
jenen Gebieten jeweilig geltende Gefeggebung dem 
Finder zugeiteht. Außerdem verpflichtet fid die 
Kaiſerliche Negterung, bei Verleihung von ‚Feldern 
an Andere, als die Gejellihaft, dem Belichenen, 
injofern er nicht der Finder ift, eine Abgabe von 
fünf (5) Brozent der von ihm geförderten Mines 
ralien zu Gunften der Geſellſchaft aufzuerlegen. 

3. Bei der Konzejlionirung des Bares und Betriebes 
von Eijenbahnen im Süftengebiet, deſſen Zu— 
behörungen, auf der Injel Mafia und in dem 
Gebiet des Kaiſerlichen Schußbriefes joll der Ge— 
fellichaft im Falle der Uebernahme und der Er: 
füllung der gejtellten Konzeſſionsbedingungen ein 
Vorrecht vor anderen Bewerbern zuftehen. Die 
ihr, im Falle fie von diefem Vorrecht Gebrauch 
macht, zu ertheilende Baus und Betriebserlaubnif 
foll übertragbar jein. 

4. Der Gejellihaft wird das Recht anf Errichtung 
einer Bank mit dem Privilegium der Ausgabe von 
Noten ertheilt werden. 

5. Die Gefellichaft verbleibt im Beſitz der ihr zur 

eit des Vertragsſchluſſes zuftehenden Befugniß, 
fer: und Silbermünzen, welde an ben öffent 
lichen Kaffen des KKüftengebietes, beifen Zubehörungen 
und der Inſel Mafia, ſowie des Gebietes Des 

Kaiferlihen Schußbriefes in Hablung genommen 

werden müſſen, zu prägen und auszugeben. 
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8. 8. 

Bor dem Erlaf von Gefegen und Verordnungen für 
das Stüftengebiet, deſſen Zubehörungen, die Injel Mafia 
und das Gebiet des Kaiſerlichen Schußbriefes wird die 
Kaiferlide Regierung die Gejellihaft zur gutachtlichen 
Meußerung auffordern, jofern nicht die Dringlichkeit des 
alles eine Abweichung von der Regel erheiicht. 


8.9. 

Inſoweit es ſich nicht um Rechte handelt, weldje die 
Geſellſchaft auf Grund der ihr hier eingeräumten Befugniſſe 
während der Dauer diejes Vertrages erworben hat (vergl. 
$. 7), tritt daS gegenwärtige Uebereintommen außer Geltung, 
eg die aufzunchmende Anleihe ($$. 2 umd 3) ges 
tilgt iſt. 


Berlin, den 20. November 1890. 


Der Reichskanzler. Dentfch-oftafrikanifche Geſellſchaft. 
gez. von Gaprivi. Die Direktion: 
Lucas. PBourgean. 


Die Borfigenden des Aufjichtsraths: 
K. v. d. Heydt. Hugo Oppenheim. 


Aulage zu Nr. 7. 


Der Staatöjelretär des Reichs-Marineamts. 


Berlin, den 27. Mai 1890, 


Euer Ercellenz beehre ich mich im der Anlage eine 
Zufammenftellung zu überreichen, in welcher die fir das 
oftafritanifche Gebiet erforderliche Betonnung, wie ſich dieſe 
nad den Verhandlungen des ältejten Offiziers der Station 
mit der deuticheoftafrilaniichen Geſellſchaft und aus den in 
Betracht kommenden Verhältniſſen ergiebt, zur Darftellung 
gebradt ift. 

Selbjtverjtändlich ift bei der Bearbeitung des Vor— 
ſchlags nur das unbedingte Bedürfniß in Betracht gezogen 
worden, 

Nach einem Berichte des älteften Dffiziers der oſi— 
afrikanischen Station waren bis zum 20. Mpril d. N 
bereits 20 Spierentonnen, 1 Spigtonne und 3 Heine Kugel- 
tonnen in Zanzibar eingetroffen. Eine Spierentonne läßt 
fih unjchwer zu einer Bakentonne an Ort und Stelle um— 
ändern, und würden demnach nad der in Anlage 1 ent- 
haltenen Zulammenjtellung eine genügende Anzahl von 
Zonnen mit Ausnahme von Spigtonnen zur Durd)s 
führung des in Frage ftehenden Vorſchlags zu jener Zeit 
vorhanden gemejen jein. 

Ueber das Eintreffen von Antern, Steinen und Ketten, 
von Farbe zum Malen der Seezeichen, ſowie von Topps 
zeichen ift in dem genannten Berichte nichts enthalten, viel- 
mehr nur gejagt worden, daß noch weitere 20 Tonnen ers 
wartet würden, worunter vielleicht die oben erwähnten noch 
fehlenden Spigtonnen mit enthalten jein dürften. 


983. Hollmann. 
An den Kaijerlihen Staatsjetretär 
des Auswärtigen Amts, 


Herrn Kammerherrn Freiherrn 
Marſchall von Bieberſtein, 


Excellenz 
hier. 
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Serzeichen 


Anz Topp⸗ 
ſtrich jchrift | zeichen 


= 
= 
m 


Balentonnen 


Kugeltonnen 
Baten 


Spierentonnen | 
Spigtonnen 










Uebertrag . 





11. | Deitlich der mit „awash“ bezeichneten 


Untiefe öftlich von Kipumbwe 





12.] Südlich der ſüdlichſien ARE: des Dreick, 
Kipumbwe Nee. . Spipe oben. 

Dreied, 

13. | Sübweftlih der Miwaja Bates . Spitze 

| unten. 

14. | Nördlid von Buiuni Mödogo . . . R i & ' Eylinder. 
2 Dreiede 

IV, Stüftenftrede über 

Sandani - Bagamono. einander, 

5.| Südlich der Wami Patches . . . . 1.00. | weiß | Wame | Spige 


nad unten. 


17. | Oeſtlich von Nas Windi . Doppel: 
fugel. 


‚Nördlich von Kebandahodi Riff .| . i £ | e iswar | „| Raute. 

















Y. KAüftenfirede 
Dagamoyo-Dar-es- Salam. 


Deftlich von Kitapumbe Riff 


Deſtlich der 2 Fadenſtelle — 
von Bueni Riff. . - 


PEPRERe: : | | | Doppel- 
23.| Süpöftlih des Daphne Kiff . .| 1 % | RR a . | voth kugel 


VI. Safen von Dar · es Halam. 






Dreied, 
„1” [Spige oben. 





.Nördlich von Hamond Rod. 


25. | Nörblih von Northfandhed . .| 1, .'. |. roth „Ar Kugel. 
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Antrag. 


Auer und Genoſſen. Der Reichstag wolle beſchließen: 


den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, zu veranlaſſen, 
daß das gegen den Abg. Stadthagen bei dem 
Vorftand der Anwaltstammer im Bezirke bes 
Kammergerichts ſchwebende Strafverfahren für die 
Dauer der Seffion eingeftellt werde. 


Berlin, den 5. Dezember 1890. 


Auer. Bebel. Birk. Blos. Bod (Magdeburg). Bruhns- 


Diet. Dreesbach. Förſter. Frohme. Geyer. 
Grillenberger. Harm. —— Hickel. Joeſt. 
Kunert. Liebknecht. Meiſter. Metzger. Molken— 
buhr. Schippel. Schmidt (Frankfurth. Schmidt 
Sãchſen) Schultze. Schumacher. Schwartz. 
Seifert. Singer. Stadthagen. Stolle Tutzauer. 
Urid. v. Bollmar. Wurm. 
Nr, 168. 
Entwurf eines Gefehes, 
betreffend 


die Vereinigung von Helgoland mit dem 
Deutjchen Reich). 


(Auch den Befhlüfen des Beichstages in dritter Berathung.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, 
König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reich, nad) erfolgter — 
des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 


&.1. 
Die Infel Helgoland nebſt Zubehörungen tritt dem 
Bundesgebiete Hinzu. 
Das Reich ertheilt jeine Zuftimmung dazu, daß die 
Inſel dem preußiſchen Staate eimverleibt wird. 


8. 2. 

Mit dem Tage der Einverleibung in den preußifchen 
Staat tritt die Verfaflung des Deutichen Reichs, mit Aus— 
nahme des MWbichnitts VI über das Boll und Handels— 
weſen, auf ber Jufel in Geltung. Zu den Ausgaben des 
Reichs trägt Preußen für das Gebiet der Inſel durch 
rg: eines Averfums nad Maßgabe des Artikels 38 
Äbſatz 3 der Neichsverfaffung bei. 


8. 8. 

Die von ber Anfel herftammenben Perſonen und —* 
vor dem 11. Auguſt 1890 geborenen Kinder find von der 
Wehrpflicht befreit, 

5. 4. 

Das Wahlgejek für den deutſchen Reichstag tritt mit 

dem in $. 2 bezeichneten Tage gleichfalls auf der Inſel in 


Kraft. Durch Beſchluß des Bundesraths wird bie Inſel 
einem Wahlkreife zugetheilt. 


8. 5. 

Durch Kaiſerliche Verordnung unter Zuftimmung des 
Bundesraths wird feltgeftellt, inwieweit die Vorſchriften in 
den 85. 2, 3, 4, 7, 8 bes Gejeßes, betreffend die Reichs: 
friegshäfen, vom 19. Juni 1883 (Reichs-Geſetzbl. S. 105) 
für die Inſel und ihre Gewäſſer zur Anwendung gelangen. 


$. 6. 

Für die übrigen, vor dem in $. 2 bezeichneten Tage 
erlafienen Reichsgeſetze wird der Zeitpunkt, mit welchem 
diejelben ganz oder theilweije in Kraft treten, durch Kaiſer— 
> Verordnung unter Zuftimmung des Bundesraths fefte 
gelept. 

Infoweit die Schonung der auf der Infel beftehenden 
Geſetze und Gewohnheiten es erheifcht, fönnen auf dem in 
Abſatz 1 bezeichneten Wege an Stelle einzelner Vorſchriften 
der einzuführenden Reichsgejeße Uebergangsbeſtimmungen 
erlaffen werben. Die Geltung —— immungen ers 
ſtreckt ſich nicht über den 31. Dezember 1893. 


5§. 7. 
Dieſes Gefep tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Berlin, den 9. Dezember 1890. 


Nr, 169; 


Berichterjiatter! 
Ubgeordneter Auer. 


Beridt 
der 
Wahlprüfungs-Rommilfion 
über 


die Wahl des Abgeordneten Dr. v. Weyraud) 
im 2. Wahlfreife des Regierungs-Bezirks Kaſſel. 


Im 2. Wahlkreife des Regierungsbezirts Kaſſel wurden 
bei der Hauptwahl am 20. — d. J. laut Ausweis 
ber Wahlakten bei 28545 überhaupt Wahlberechtigten 
20 337 giltige Stimmen abgegeben. 
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Davon fielen auf: 
Konfiftorial-Präfident Dr. von Weyrauch 
in Rafel. > 2 2 2 nenn 5966 
Schreiner W. Pfannkuch in Kaffel . 
DOberlehrer Paul Förfter in Friedenau 


bei Berlin . 2 2 2 200. 3028 
Profeſſor Seelig in Kiel 2158 
SZerfplittet . 2.» 15 


Summa 20337 
Da die abjolute Majorität von 10 169 Stimmen feiner 
der in Frage kommenden Kandidaten erreicht hatte, mußte 
eme Stihwahl zwiihen von Weyraud und Pfannkuch 
ftattfinden. Diejelbe wurde auf den 28. ‚Februar d. I. 
anberaumt und ergab folgendes Reſultat: 
KonfiftoriaPräfident Dr. von Weyraud 11 735 
Schreiner W. Pfannkuch . 10223 

Es wurde jonah von Weyraud mit einem Mehr 
von 1512 Stimmen gewählt. Derfelbe hat die auf ihn 
gefallene Wahl laut bei den Akten befindlicher Zufchrift 
an den Wahlkommiſſar vom 6. März d. I. angenommen. 

- Aus den Wahlaften ergaben ſich erhebliche Verſtöße 
gegen das Wahlgejeß oder Neglement nicht. 

Gegen die Giltigkeit der Wahl it unterm 13. Mai, 
alſo rechtzeitg, ein Proteſt eingelaufen, der fidh bei den 
Akten befindet. In dem Proteſt wird hauptfählic Bezug 

enommen auf ein Zirkular des Landrathes von Mels 
ungen, das dieſer zur Stihwahl am 28. Februar an die 
Bahlvorfteher feines Kreiſes erlajlen Hat, und worin dieje 
angemwiejen worden fein follen, die Deffentlichkeit der Wahl: 
handlung infofern zu beſchränken, als nicht im Ort oder 
Wahlbezirk wohnende Perjonen aus dem Wahllofale aus: 
zumeifen jeien. Orte, in denen derartige Ausweiſungen, 
iheilweife begleitet von körperlichen Mißhandlungen der 
Ausgemiefenen, ftattgefunden haben jollen, werden im 
Protefte 25 namentlih aufgeführt; doch ſoll die 2 
Praris auch in dem übrigen Wahllofalen des Kreiſes 
Meljungen geübt worden fein. 

In Bezug auf die Behandlung des Proteftes beſchloß 
die Kommiſſion einſtimmig, den erheblichiten Punkt des» 
jelben, nämlich die behauptete Einſchränkung der Deffentlich- 
keit der Wahlhandlung, zunächit und für rn zu behandeln. 
— Nachdem im Laufe des Iekten Sommers en Ge⸗ 
richtshöfe, darunter in einem Falle als letzte Inſtanz das 
Königliche Kammergericht, dahin entſchieden haben, daß die 
in $.9 des Reichswahlgeſetzes vom 31. Mai 1869 ausge— 
ſprochene Defjentlichlet der Wahlhandlung eine zu enge 
Auslegung erfahre, wenn nur Wähler aus dem Wapltreife 
oder gar nur dem Wahlbezirke zugelaffen werben, ſchloß 
fih die Kommiffion dieſer Entſcheidung ohne weitere 
Debatte an. 

Die Unzuläffigkeit eines Erlaffes durch den Landrath 
in der von dem Proteft behaupteten Form wurde damit 
alljeitig augegeben. einungsverjchiebenheit herrfchte nur 
darüber, ob bei der Beurtheilung des Einfluffes des Zirku— 
lars der ganze Kreis des Landrathamtes Melfungen in 
Betracht komme oder nur jene Drte, von denen im Rrotefte 
eine Beſchränkung der Deffentlichkeit in Folge des Zirkulars 
— wird. 

ie Vertreter ber lehteren Meinung machten befonders 
eltend, daß bei der Kürze der 2% es jehr wahricheinli 
bei, daß ber Iandräthlidie Erlaß gar nicht zur Kenntni 
ſãmmtlicher eng gelangt ſei. Es komme aber 
nicht auf die Abſicht an, die mit dem Erlaß des Zirkulars 
vernüpft war, fonden auf den Erfolg, ber durd 
daſſelbe erreicht worden jei. Sei ber Erlaß zu jpät in die 
Hände der Wahlvoriteher gelangt, jo habe der damit bes 
abfichtigte Zweck, eine geiegmwidrige Einſchränkung der 
Deffentlichkeit, gar nicht erreicht werben können, 





Diefen Ausführungen wurde entgegengehalten, daß 
das Gejegwidrige im Birkular jelbjt liege, das, wenn es 
in der vom Protejt behaupteten Form eriftire, einen Ber: 
m gegen eine völlig Mare Beſtimmung des Wahlgejeges 
enthalte. 

Einftimmig war die Kommiffion darin, daß ohne 

Kenntniß des Wortlautes des Firkulars eine endgültige 
Entjheidung wicht möglid) fei. Das von einer Seite er- 
folgte Anerbieten, das Birkular auf privatem Wege zu 
beihaffen, konnte nicht acceptirt werden, jondern es wurde 
amtliche Beiſchaffung als nothwendig erachtet. 
ö Es wurde deshalb beichloffen, die Verhandlungen 
über die Wahl im 2. Wahlkreife des Regierungsbezirts 
—— bis das im ne te angefochtene 
Birkular des Landrathes von Meljungen im Wortlaute 
vorliege, 

Die Wahlprüfungsfommifjion beantragt daher: 

Der Reihstag wolle beſchließen: 

Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, 

1. veranlajjen zu wollen, daß das im 
Proteft angeführte Zirkular des Lande 
vathes von Melfungen dem Reichs: 
tage eingejandt werde; 

2. Erhebungen darüber veranlajjen zu 
wollen, wann, auf welde Art und wo 
diejes Birlular publiziert und ver- 
breitet worben ijt, et Einforderung 
einer amtlihen Auskunft des Land— 
rathes in Melfungen und zeugeneid- 
libe Vernehmung der Wahlvorfteher 
bes Kreiſes Melfungen. 


Berlin, den 9. Dezember 1890. 


Die Wahlprüfungs - Kommiffion. 
„B d Auer, Beri 
A —— 


). Kochaun. 
. . quardf Dr. 
Mehnert. Shinchher u 


Nr. 170, 


Berlin, den 11. Dezember 1890. 


Im Namen Seiner Majeftät des Kaifers beehrt ſich 
ber Unterzeichnete den am 26. Auguft d. 3. mit der Türfei 
abgeſchloſſenen 

Freundſchafts-, Handels: und Schifffahrts— 
vertrag 
nebſt zwei Anlagen und zwei Protokollen im Driginaltert 
und in deuticher Ueberſetzung zur verfaffungsmähigen Be- 
ſchlußnahme ergebenft vorzulegen. 
Eine erläuternde Denkſchrift nebſt Anlagen ift beigefügt. 


Der Reichskanzler. 
von Gaprivi. 
An den Reichatag. 


1226 Reichstag. Aktenjtüd Nr. 170. (Freundſchafts-, Handels und Schifffahrtsvertrag mit der Türkei.) 


Sa Majeste, l’Empereur d’Allemagne, Roi de Prusse, 
au nom de l’Empire Allemand, d’une part, et Sa Majeste 
’Empereur des Ottomans, d’autre part, &tant animds du 
desir de rögler de nouveau et de consolider par un acte 
special les relations d’amitie, de commerce et de navi- 
gation entre les deux pays, ont nommé pour leurs Plöni- 
potentiaires, savoir: 

Sa Majest& l’Empereur d’Allemagne, Roi de 

Prusse: 


Le Sieur Joseph de Radowitz, Son Ambassa- 
deur Extraordinaire et Plänipotentiaire pr&s Sa 
Majestö l'’Empereur des Ottomans, Son Üon- 
seiller Actuel Intime, P 


et 


Le Sieur Denis Gillet, Son Conseiller Intime 
de Légation et Consul General; 


Sa Majestö l’Empereur des Ottomans: 


Möhemmed Said Pacha, Vezir de l’Empire, 
Son Ministre des Affaires Etrangäres, 


lesquels, aprös #’ötre donne r&ciprogquement communication 
de leurs pleins pouvoirs, trouves en bonne et due forme, 
sont tombes d’accord sur les articles suivants: 


Arrıcız 1. 

Les sujets et les produits du sol et de l’industrie, 
ainsi que les bätiments de l’une des hautes Parties con- 
tractantes auront de droit dans le territoire de l’autre 
Vexereice et la jonissance de tous les avantages, privi- 
löges et immunites qui sont ou qui par la suite seraient 
accord&s ou dont le Gouvernement du pays en question 
pourrait permettre la jouissance aux sujets, aux pro- 
produits du sol et de l’industrie et aux bätiments de 
toute autre nation la plus favorisde. 


Arrıcus II. 

Les sujets de chacune des deux hautes Parties ou 
leurs ayants-cause pourront acheter dans toutes les parties 
du territoire de l’autre, soit qu’ils veuillent en faire le 
commerce & l’interieur, soit qu'ils se proposent de les 
exporter, tous les articles sans exception provenant du 
sol ou de industrie. 

La Sublime Porte confirme la renonciation à l’usage 
des teskörds anciennement demandds aux autoritds locales 
Br lachat des marchandises ou pour leur transport d’un 
ieu à un autre quand elles ötaient achetdes. 


Arrıcız Ill, 


Les sujets de chacune des deux hautes Parties ne 
seront soumis sur le territoire de l’autre & aucune taxe, 
imposition ou charge generale ou locale, de quelque na- 
ture que ce soit, autre on plus élevée que celles qui 
frappent ou qui — les nationaux les plus favo- 
rises et les sujets de la nation la plus ſavorisée. 


(Vleberjegung.) 


Seine Majeftät der Deutſche Kaifer, König von 
Preußen, im Namen bes Deutfchen Neichs, einerfeits, und 
Seine Majeftät der Kaifer der Ditomanen, anbererjeits, 
von dem Wunſche befeelt, die Freundſchafts-, Hanbels- 
und Sciffahrtsbeziehungen zwiſchen beiden Ländern durch 
ein befonderes Abkommen neu zu regeln und zu befeftigen, 
haben zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, und zwar: 

Seine Majeftät der Deutſche Kaifer, König von 

Preußen: 

den Herm Joſeph von Radowitz, Allerhöchſt- 
ihren auferorbentlichen und bevollmäcdhtigten Bots 
ſchafter bei Seiner Majejtät dem Kaiſer ber 
Ottomanen, Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen 
Rath, 


und 


den Herm Dionys ®illet, Alle —— Ge⸗ 
heimen Legationsrath und Gener ul, 
Seine Majeſtät der Kaiſer der Ottomanen: 
Mehemed Said Paſcha, Bezier des Reichs, 
Allerhöchſtihren Miniſter der auswärtigen An— 
gelegenheiten, 
welche nach gegenſeitiger Mittheilung ihrer in guter und ges 
—— Form befundenen Vollmachten über folgende Artikel 
bereingekommen ſind: 


Artikel I. 


Die rg und die Erzeugniffe des Bodens und 
der Induſtrie, ſowie die Schiffe des einen ber Hohen ver- 
tragichließenden Theile follen von Rechtswegen im Gebiete 
des anderen Theile® die Ausübung und den Genuß aller 
ber Vortheile, Vorrechte und Freiheiten haben, melde den 
Angehörigen, ben Erzeugnifien bes Bodens umd der In— 
duftrie und den Schiffen jeder anderen meiltbegünftigten 
Nation zugeftanden find, oder in ber Solge etma zus 
eftanden werben, oder beren Genuß die Regierung bes 
glihen Landes den legteren einräumen follte. 


Artikel II. 

Die Angehörigen eines jeden ber beiden Hohen Theile 
oder deren Bertreter jollen in allen Theilen des Gebietes 
des anderen Theiles alle Boden» und Induftrieergeugnifie 
ohne Ausnahme faufen dürfen, fei e8 zum Bwede bes 
Handels im Innern, fei es zum Zwecke der Ausfuhr. 

Die Hohe Pforte bejtätigt die Aufhebung des Ge— 
brauch der Teskoͤres, welche früher von den örtlichen Be— 
hörben für den Ankauf von Waaren oder für ben Trans» 
port der gelauften von einem Orte an einen anderen 
erfordert worben find, 


Artikel IN. 

Die Angehörigen eimes jeden der beiden Hohen Theile 
follen im Gebiete des anderen feinerlei anderen oder 
allgemeinen oder örtlichen Steuer, Auflage oder Abgabe, 
welcher Art e8 auch jei, unterworfen fein, als denjenigen, 
mit welchen die meiftbegünftigten Einheimifhen und bie An- 

ehörigen der meiftbegünftigten Nation belegt find ober in 
ukunft belegt werden. 
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Arrıcee IV. 

Aucun article ne pourra ötre assujetli dans les Etats 
de l'une des deux Parties, lors de son exportation vers 
les Etats de l’autre, à des droits ou des charges autres 
ou plus élevés que ceux qui sont ou qui ponrraient ötre 
exiges lors de l’exportation du möme article vers tont 
autre pays £tranger. 


En Turguie, tout article destine à l’exportation sera 
transportö libre de tonte espdce de charges A un lieu 
convenable d’embarquement ou d’exportation par terre; 
lo droit d’exportation n’exeödera pas 1%, caleul& sur la 
valeur à l’öchelle et sera payable au moment de l’expor- 
tation. Tout article qui aura dejä payé le droit d’expor- 
tation n’y sera pas soumis une autre fois quand m&me il 
aurait change de mains. 


Artıcıe V. 

Tout article de fabrication ou de provenance alle- 
mande import# par terre ou par mer dans les Etats de 
Sa Majests l’Empereur des Öttomans, et tout article de 
fabriestion ou de provenance ottomane import6 par terre 
ou par mer en Allemagne ne sera soumis dans les Etats 
de Sa Majest& l’Empereur des Ottomans et en Allemagne 
à des droits autres on plus éclevés que ceux qui sont ou 
qui pourraient ötre payables lors de limportation da möme 
Mu produit da sol on de l'industrie da pays le plus 
avorise. 


La Sublime Porte s’engage en outre A ne soumettre 
les articles de fabrieation ou de provenance allemande 
importes dans l’Empire Ottoman & aucun autre droit, ni 

.a des droits exeddant ceux indiques dans le tarif ci- 


son annexe et qui fait partie intögrante du present traite. 


En ce qui concerne les vins, les spiritueux, les 
papiers & cigarettes, le sucre, le cafe, la farine, les ani- 
maux, les combustibles, les cartes à joner, les fruits et 
les lögumes, la Sublime Porte se reserve le droit d’aug- 
menter les taxes fixdes dans le susdit tarif du montant 
des surtaxes ou taxes nouvelles qui pourraient ätre im- 
posees ä l'avenir aux produits similaires du sol ou de la 
fabrication de la Turgnie. 

Pour ce qui eoncerne les sucres et les farines, les 
taxes et les surtaxes de quelque nature qu'elles soient, 
y compris le droit d’entree, ne pourront döpasser en 
aucun cas pour les 100 kilogrammes: 


1° pour les sucres 


a) raffind en pain, entier ou cass6, carrd on en 
tablettes, pile ou en farine, sucre candi 
60 Piastres or, 


b) brut . 
2° pour les farines 


a) de froment 27 Piastres or, 


b) d’avoine, d’orge, de mais et autres farines 
non-denommees 18 Piastres or. 


Le droit d’importation sera payable dans les Etats 
de 8a Majestö \’Empereur des Ottomans au moment du 
debargquement des marchandises, si elles arrivent par mer, 
et au premier bureau de donane, si elles viennent par 
voie de terre. Quant aux importations et exportations 
ar chemins de fer, la perception des droits se fera dans 
es Etats de Sa Majest& dr. ar le Sultan, conformöment 
aux Rögloments sp&ciaux qui seront Adietds par le Gou- 


48 Piastres or, 
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Artikel IV. 

Kein Gegenftand darf in den Staaten des einen ber 
beiden Theile bei feiner Ausfuhr nach den Ländern des 
anderen Theiles anderen oder höheren Zöllen oder Abgaben 
unterworfen werben, als denjenigen, welche bei der Aus— 
fuhr deijelben Gegenftandes nach jedem anderen fremden 
Lande erhoben werben, oder erhoben werden möchten. 

An der Türkei joll jeder zur Ausfuhr beftinumte Gegen- 
ſtand nach einem zur Verfchiffung ober zur Ausfuhr zu 
ande geeigneten Drie frei von jeder Art von Abgaben 
gebracht werden; der Ausfuhrzoll darf 1 Prozent, berechnet 
nad) den Werth am Stapelplaf, nicht überjteigen und iſt 
zur Zeit der Ausfuhr zu zahlen. Jeder Gegenftand, welder 
den Ausfuhrzoll bereits entrichtet hat, darf demfelben nicht 
noch einmal unterworfen werden, auch wenn er im amdere 
Hände übergegangen fein follte, 


Urtitel V, 


Jeder Gegenftand deutfcher Fabrikation oder Herkunft, 
welcher zu Lande oder zu Waller in die Staaten Seiner 
Majeität des Kaifers der Ottomanen und jeder Gegenitand 
ottomanijcher Fabrikation oder Herkunft, welcher zu Lande 
ober zu Wafler nach Deutichland eingeführt wird, ſoll in 
den Staaten Seiner Majeität des Kaiſers der Ottomanen 
und in Deutfchland feinen anderen oder höheren Abgaben 
unterworfen werden, als denjenigen, welche zu zahlen find 
ober künftig zu zahlen fein möchten, went derjelbe Gegen— 
ſtand als Bodens oder Induſtrieerzeugniß des meiltbegünitig- 
ten Landes eingeführt würde, 

Die Hohe Pforte verpflichtet ſich außerdem, die Artikel 
deuticher Fabrikation oder Herkunft bei der Einfuhr in das 
Ottomaniſche Reich Feiner anderen Abgabe und Leinen 
höheren Böllen zu unterwerfen, als in dem beigefügten, 
einen weſentlichen Beftandtheil dieſes Vertrages bildenden 
Zarife verzeichnet find. 

Was Weine, Spirituofen, Cigarrettenpapier, Zuder, 
Kaffee, Mehl, Thiere, Brennmaterial, Spiellarten, Früchte 
und Gemüſe anbetrifft, jo behält fi) die Hohe Pforte das 
Recht vor, die in dem erwähnten Tarif feſtgeſetzten Zölle 
um ben Betrag der Zuſchläge oder neuen Abgaben zu er- 
göben, welche in Zukunft auf die gleidhartigen türkiſchen 

odens und Induſfrieerzeugniſſe gelegt werden möchten. 


Unlangend Zuder und Mehl, jo dürfen die Abgaben 
und Zuichläge, welcher Art fie auch fein mögen, einjchließlich 
des Einfuhrzolles in keinem Falle für 100 Kilogranım mehr 
betragen, als: 

1. für Buder: 
a) raffinirten in Broden, ganz 
oder gebroden, in Würfeln 
ober in Tafeln, Zuder pile 
und Zudermehl, Kandiszuder 60 Biajter Gold, 
b) rohen . . 48 Biafier Gold, 

2. für Mehl: 

a) Weizenmehl . 27 Piafter Gold, 
b) Hafer-, Geriten:, Mais- und 
anderes, nicht benanntes Mehl 18 Piafter Gold. 


Der Einfuhrzoll ift in den Staaten Seiner Majeftät des 
Kaiſers der Ditomanen, wen die Einfuhr zur See erfolgt, zur 
Zeit der Ausfchiffung, wert fie dagegen zu Lande erfolgt, 
auf dem erften Zollamt zu zahle. Was bie Ein- und 
Ausfuhr auf der Eifenbahn betrifft, jo wird die Erhebung 
ber Bölle in den Staaten Seiner Kaiſerlichen Majeſtät des 
Sultans gemäß den beſonderen Berordbnungen erfolgen, 
melde von der ottomanifhen Regierung auf Grundlage 


Mag, fi 
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vernement Ottoman sur la base des dispositions générale- 
ment adoptées dans les autres pays en pareille matiöre. 


Le paiement des droits se fera au choix de l’impor- 
tateur, en or le medjidie d’or à 100 Piastres ou en 
mödjidie d’argent au taux fixd et publi6 en temps utile 
chaque trimestre par arräte de l’Administration centrale 
ottomane, suivant la moyenne des cours de la place de 
Constantinople. 


Arrıcıe VI. 


En ce qui concerne l’importation, l'exportation, le 
transit, la mise en entrepöt des marchandises ainsi que 
les droits & payer de quelque nature qu'ils soient et les 
formalitös douaniöres de toute espöce, les deux Parties 
s’engagent à se faire partieiper immediatement et sans 
autre formalitö à tous les privilöges, à tous les benefices 
et à toute reduction des droits ainsi qu'à toute autre 
exemption ou concession —*— ont accordés ou qu’elles 
accorderont a une tierce Puissance. 


Arrıcı VII. 


Tout artiele qui peut ou gui pourra ätre lögalement 
import€ de l’ötranger dans le territoire de l’une des deux 
Parties contractantes ou qui peut ou qui pourra en ätre 
exportö pour l’ötranger par les navires nationaux ou par 
ceux de la nation la plus favorisde, pourra l’ötre egale- 
ment par les navires de l’autre Partie, sans ätre soumis 
à des droits ou charges autres ou plus eleves que ceux 
qui seraient exigibles si l’artiele &tait import& ou exporte 
sur des bateaux nationaux ou sur ceux de la nation la 
plus favorisde, Cette &galit de traitement sera appli- 
e soit que la marchandise vienne direetement du pays 

6 production soit qu'elle vienne de tout autre pays. 


ArrıcLe VIII, 


Aucun droit quelconque ne sera prelev& sur les 
marchandises de fabrication ou de provenance allemande ni 
sur les marchandisesde fabrication ou deprovenance &trangdre 
appartenant à des sujets allemands on chargees sur des 
bätiments allemands quand ces marchandises passeront 
par les Detroits des Dardanelles et de la Mer Noire, 
soit qu’elles traversent ces detroits sur les bätiments qui 
les ont apporties ou quelles soient transbordedes sur 
d’autres bätiments ou que vendues pour l’exportation, elles 
soient, pour un temps limit, deposces à terre pour 
continuer leur voyage à bord d’autres bätiments. Dans 
ce dernier cas les marchandises devront ätre entreposdes 
sous les conditions &tablies dans l’art. XII. 


ArrıcLe IX. 


Aucun droit de transit ne sera prélevé sur les 
marchandises allemandes passant par la Turgnie. 

Est aussi assimilde au rägime du transit toute mar- 
chandise passant par une partie queleonque de la Turquie 
et destinee ä un endroit de l’Empire Ottoman oü elle ne 
pourrait ätre introduite sans payer un droit d’entree. 


Quant aux marchandises à destination de l’Egypte 
ou venant d’Egypte, le rögime actuel est maintenun. Il 
est done entendu qu’une fois que ces marchandises auront. 


derjenigen Bejtimmungen erlaflen werben follen, weldhe im 
Allgemeinen beirefis des gleichen Gegenſtandes in den 
anderen Ländern in Geltung find. 

Die Zahlung der Zölle jol nad Wahl des Impor— 
teurs in Gold, den Golb-Medjidieh zu 100 Piaſter, oder 
in Silber-Dledjidieh zu dem dur Verordnung der otto— 
maniſchen Centralverwaltung nach dem mittleren Kurje von 
Konftantinopel feſtzuſetzenden und redtzeitig alle Vierteljahr 
bekannt zu machenden Safe, erfolgen. 


Artikel VI. 


Vezüglih der Einfuhr, der Ausfuhr, der Durchfuhr 
umd der zollamtlichen Niederlage der Waaren jowie aller 
Abgaben und der Zollförmlichleiten jeder Art verpflichten 
ſich beide Theile, einander jofort umd ohne weitere Förm— 
lichkeit an allen Vorrechten, allen Wohlthaten und an jeder 
Ermähigung der Abgaben, fowie an jeder anderen Be— 
freiung und jedem Zugeftändniß theilnehmen zu Lafien, 
welche jie einer dritten Macht eingeräumt haben oder eins 
räumen werben. 


Urtitel VII. 


Jeder Gegenftand, welcher auf einheimiihen Schiffen 
oder auf folden ber wmeiltbegünftigten Nation aus dem 
Auslande in das Gebiet des einen der beiden vertrag: 
ichließenden Theile gejeglih eingeführt werden kann oder 
wird eingeführt werden könmen, oder welder von da aus— 
geführt werden kann oder wird ausgeführt werden können, 
darf dies gleichfalls auf den Schiffen des anderen Theils, 
ohne anderen oder höheren Abgaben oder Lajten unter 
worfen zu fein, als denjenigen, weldye erhoben mürden, 
wenn dieſer Gegenftand auf einheimiichen Sciffen oder 
auf folchen der meijtbegünftigten Nation em= oder aus— 
eführt würde. “Diele Gleichheit der Behandlung foll ftatt- 
nden, gleidviel ob die Raare unmittelbar aus dem Ur— 
—— oder ob ſie aus irgend einem anderen Lande 
omme. 


Artikel VUI. 


Keinerlei Abgabe ſoll von den Waaren deutſcher 
Fabrilation oder ———— noch von den deutſchen Unter— 
thanen gehörigen oder auf deutſchen Schiffen verladenen 
Wagren fremder Fabrikation oder fremder Herkunft erhoben 
werden, werm dieſe Waaren die Meerengen der Darda- 
nellen und bes Schwarzen Meeres paſſiren, ſei es, daß 
fie dieſe Meerengen auf denjenigen Schiffen pafjiren, welche 
fie gebracht haben, oder dab fie auf andere Schiffe um— 
geladen, oder daß fie, nachdem fie für die Ausfuhr ver- 
fauft worden, für eine bejtimmte Zeit an das Land geiept 
werben, um an Bord anderer Schiffe ihre Reife fortzu= 
ſetzen. In diefem legten —* müjlen die Waaren unter 
— Artikel XIII —*3 etzten Bedingungen niedergelegt 
werden. 


Artikel IX. 


Keine Durchgangsabgabe ſoll von deutſchen Waaren 
bei der Durchfuhr durch die Türkei erhoben werben. 

Nach den Beftimmungen über die Durchfuhr joll aud) 
jede Waare behandelt werden, welche irgend einen Theil 
er Türfei sein und nach einem Orte des Ditomanischen 
Reichs beſtimmt ift, wo fie nicht ohne Zahlung einer Ein- 
fuhrabgabe eingeführt werben fa. 

Was die nad Egpyten bejtimmten ober von dort kommen⸗ 
den Waaren anlangt, jo wird Die gegenwärtige Negelung 
aufrecht erhalten, Es verfteht ſich hiernach, daß, wenn 














sequitt6 le droit d'entrôe, elles ne seront em aucun cas 
astreintes & un second payement de droits. 


Les marchandises ottomanes traversant l’Allemagne 
ne seront soumises à des droits autres ou plus &leves 
que ceux payables lors du transit des marchandises de 
la nation la plus favorissde. 


Arrıcız X. 


Seront exempta des droits d’importation dans l’Empire 
Üttoman, après vörification douaniöre: 


1° les cartes d’öchantillons, les &chantillons en 
morceaux coupes de la pidce, ou les ächantillons 
representant la marchandise, en tant qu’ils ne 
peuvent servir 4 aucun autre usage; 


2° les eflets de voyage, les vöätements et le linge 
des voyageurs servant & leur propre usage; 


3° les effets et objets importes à ladresse et 
destines & l’usage personnel ou de la famille du 
chef d’un Consulat General ou d’un Consulat 
Allemand &tabli en Turquie, si ces chefs sont des 
fonetionnaires de carriöre ayant un traitement 
fixe de leur Gouvernement et en tant que le 


droit d’importation ne döpasse pas 2500 Piastres 


or par an; 


4° les effets et objets importes A l’adresse et 
destines & l'usage personnel ou de la famille 
d’un fonetionnaire diplomatigue on consulaire 
allemand, quand ces objets et effuts sont introduits 
lors de la premiere iostallation de ce fonctionnaire 
on de sa famille en Turguie. 


Seront en outre exempts des droits d’importation 
ainsi que de la verification douaniere tous les envois de 
marchandises arrivôs en Turquie par Ja voie postale, en 
tant que le poids brut ne depasse pas 250 grammes 
et les droits de donane n’exe&dent pas 150 Piastres or par 
100 kilogrammes. Quant aux envois d’ımprimes arrivant 
sous bande postale, qui jusqu’au poids maximum de deux 
kilogrammes continueront de jonir de la franchise dona- 
niöre, je regime actuel est maintenn. 


Il est entendu que par la specification des exceptions 
ei-dessus il n’est port& aucane atteinte & la franchise 
douanidre dont jouissent les Chefs des Missions diploma- 
tiques en vertu du droit international. 


Arrıcıe XI. 


Les objets passibles d'un droit de douane qui sont 
—— comms échantillons par des marchands, des 
industriels et des voyageurs de commerce seront, de part 
et d’autre, admis en franchise de droits d’entrde et de 
sortie, & la condition que ces objets soient röexport6s sans 
avoir &t6 vendus et sous räserre de l’accomplissement 
des formalits6s de douane nöcessaires pour la rdexporta- 
tion ou la mise en entrepöt. 


Le dölai accord& pour la cireulation de ces &chan- 
tillons sera fixe lors de leur importation et ne pourra ätre 
réelamé pour plus d'un an. 

La r6exportation des &chantillons devra &tre garantie 
dans les deux pays imme&diatement au premier lieu d’entröe 


Ultenftüde zu ben Berhandlungen bes Reichötages 1890. 


biefe Waaren einmal ben Einfuhrzoll entrichtet haben, fie 
in feinem Falle zu einer zweiten Zahlung von Abgaben 
angehalten werben jollen. 

Dttomanifche Waaren follen bei ihrer Durchfuhr durch 
Deutſchland Leinen anderen ober höheren Abgaben unters 
worfen werben, ald denjenigen, welche bei ber Durchfuhr 
— Waaren der meiftbegiinftigten Nationen zu zahlen 
ind. - 


Artikel X. 


in bürfen im Oitomaniſchen Reich nad zoll 
amtlicher Prüfung eingeführt werben: 
1. Mufterfarten und Mufter im Mbjchnitten ober 


Proben, injofern fie zu feinem anderen Gebraud) 
geeignet find, 


2. Neijegeräth, Kleider und Wäſche der Reijenden zu 
beren eigenem Gebrauch); 


3. Effekten und Gegenftände, weldye unter der Adreſſe 
bes — eines in der Türkei errichteten 
deutſchen Generallonſulats oder Konſulats einge— 
führt werden und zu deſſen perfönlihem Gebrauch 
ober dem feiner Familie beftimmt find, wenn bieje 
Borfteher von ihrer Regierung feftbefolbete Bes 
rufsbeamte find und injomweit als die Einfuhr 
—— 2500 Piaſter Gold jährlich nicht über: 
eigt; 

4. Effelten und Gegenftände, welche unter der Adreſſe 
eines deutſchen biplomatijchen ober konfularifchen 
Beamten eingeführt werden und zu deflen perjön- 
lichem Gebraud oder zu dem feiner (Familie bes 
ftimmt find, wenn dieſe Gegenftände und Effekten 
zur Zeit ber erjien Einrichtung dieſes Beamten 
* ſeiner Familie in der Türkei eingeführt 
werden. 


Außerdem ſollen zollfrei, ſowie von der zollamtlichen 
Prüfung befreit ſein alle Waarenſendungen, welche mit der 
Poſt in die Türkei eingehen, inſofern das Bruttogewicht 
250 Gramm nicht überſteigt und die Zollabgabe nicht mehr 
als 150 Piaſter Gold für 100 Kilogramm beträgt. Bes 
züglich der Druckſachenſendungen unter Streifband, melde 
bis zum Meiftgemicht von zwei Kilogramm Bollfreiheit fort: 
—— ſollen, wird die gegenwärtige Behandlung bei— 

ehalten. 


Es verſteht ſich von ſelbſt, daß durch die Aufzählung 
ber obigen Ausnahmen die Zollfreiheit, welche die Chefs 
ber bdiplomatifchen Miffionen kraft des Völkerrechts ge— 
nießen, unberührt bleibt. 


Artikel XI, 


Bollpflichtige Gegenftände, welche von SKaufleuten, 
Gewerbetreibenden und Handlungsreifenden als Mujter 
eingeführt werben, ſollen beiberfeits frei von Eingangs» 
und Wusgangsabgaben zugelaffen werben, unter ber Be— 
dingung, daß dieſe —— unverfauft wieder ausge⸗ 
führt werben, und vorbehaltlich der Erfüllung der für Die 
Wiederausfuhr ober zollamtliche Niederlegung nothwendigen 
Zollförmlichkeiten. 

Die für den Umlauf dieſer Muſter zu gewährende Friſt 
ſoll bei ihrer Einfuhr feſtgeſetzt werden und kann nicht 
länger als ein Jahr beanſprucht werben. 

Die Wiederausfuhr der Mufter muß in beiden Ländern 
fofort am erften Eingangsorte entweder burd Hinterlegung 
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soit par depöt du montant des droits de douane respectifs, 
soit par cautionnement. 

Les öchantillons importös dans l’un des deux pays 
par des voyageurs de commerce de l’autre, pourront aprös 
leur admission par l’autorit6 donaniöre du premier lieu 
d’entree et durant le delai accord6 pour leur cirenlation, 
ötre expedi6s par mer & d’autres endroits de ce möme 
pays sans ötre soumis à un renouvellement des formalites 
d’entrde, moyennant une deelaration de transport faite & 
lautoritô douaniöre compöuente. 


Arrıcıe XI. 


Aucun droit de tonnage, de port, de pilotage, d’ancrage, 
de quai, de pbare, de gquarantaine ou tout autre droit 
semblable destins ä römundrer des services rendus, quelle 
qu’en soit la nature on la d&nomination, perga ou à per- 
cevoir & cetitre au profit du Gouvernement, de particuliers, 
de corporations ou d’stablissements de toute espece ne 
sera impos6 aux bätiments de l’un des deux Etats dans 
les ports de l'autre si ce droit ne frappe pas égalemeut 
et sous les mömes conditions les bätiments nationaux et 
ceux de la nation la plus farorisde. Cette égalité de 
traitement s’appliquera röciproquement aux bätiments des 
deux pays queique soit le lien de leur depart et celui 
de leur destination. 


Arrıcre XI. 


Dans les prineipaux ports et dans les villes impor- 
tantes, autant que l’intöröt du commerce l’exigera, le 
Gouvernement Ottoman ötablira des entrepöts oü les ar- 
tieles import&s pourront &tre d&poses contre un droit de 
magasinage ne depassant pas qaatre Piastres par cent 
kilogramnıes bruts ou fraction de cent kilogrammes par 
mois ou fraction de mois, et, & defaut d’ötablisse- 
ments puhlies de ce genre, il permettra l’entreposage 
des marchandises dans des magasins prives sous la 
double fermeture de l’autorit& douaniere et du döten- 
teur et contre un droit de surveillance, conformöment 
aux Röglements douaniers. Le delai d’entreposage des 
marchandises n’excödera pas douze mois pendant lesquels 
les importatears auront la facultö de les r&exporter sans 
payer un droit d’importation ou d’exportation. Pass& ce 
delai, les marchandıses seront passibles de l’integralite 
des droits d’importation. 


Arrıcır XIV. 


Tout bätiment considörd comme ottoman par la loi 
ottomane, et tout bätiment considör& comme allemand par 
la loi allemande sera reconnu comme tel par les Parties 
eontractantes. Si un bätiment &tait consider comme 
allemand d’aprös la loi allemande et en m&me temps 
comme ottoman d’apr&s la loi ottomane, chacune des deux 
Hautes Parties pourra, dans ses eaux territoriales, traiter 
ce bätiment comme appartenant & sa nationalite, 


Arrıc.e XV. 


Les firmans exiges des bätiments marchands allemands 
ä leur passuge par les Dardanelles et le Bosphore, leur 
seront toujours dölıvrös de manidre & leur occasionner 
le moins de retard possible. 


bes Betrages ber bezügliden Bollabgaben ober burdh 
Kaution fichergejtellt werben. 


Die in eines ber beiden Länder durch Handlungs— 
reifende des anderen eingeführten Mufter können, nad) ihrer 
Zulaffung durch die Zollbehörde des erjten Eingangsortes, 
während ber für ihren Umlauf gewährten Friſt nach an= 
deren Orten deifelben Landes aut Grund einer bei ber zu⸗ 
ftändigen Zollbehörde abzugebenden Transporterflärung 

Verſchiffung gelangen, ohne einer Erneuerung der Ein- 
—— —— zu unterliegen. 


Artikel XI. 


Keinerlei Tonnengeld, Hafens, Lootſen-, Anler-, Ufer, 
Leuchtthurm⸗, Quaranlaine- oder andere, zum Entgelt für 
geleijtete Dienfte beftimmte ähnliche Abgabe, welche Natur 
und welchen Namen fie haben möge, jei es, daß fie unter 
diefem Titel zu Gunſten ber Regierung oder zu Gunften 
von Privatperfonen, von Körperfchaften oder von An— 
—* irgend einer Art erhoben wird oder erhoben werden 
oll, ſoll den Schiffen des einen der beiden Staaten in den 
Häfen des anderen auferlegt werben, wenn dieſe Abgabe 
nicht in gleicher Weife und unter denjelben Bedingungen 
die einheimiihen Sci und die Schiffe ber meilt- 
begünftigten Nation trifft. Diefe Gleichheit ber Behand: 
lung ſoll gegenüber den Schiffen der beiden Länder gegen 
feitig ftattfinden, welches auch immer deren Ubgangs- und 
Beitimmungsort fein möge. 


Artikel XI. 


In den Haupthäfen und in den wichtigen Städten 
wird die ottomanijche Regierung, je nachdem das Interejje 
des Handels e8 erfordern wird, Lagerhäufer errichten, wo 
die eingeführten Waaren gegen ein Lagergeld niedergelegt 
werden können, welches vier Biafter für hundert Kilogramm 
brutto oder einen Theil von hundert Kilogramm auf den 
Monat oder den Theil eines Monats nicht überjteigen fol; 
beim Mangel derartiger öffentlicher Anlagen wird fie die 
Niederlegung der Waaren in Privatipeichern unter doppelten 
Berichlun der Zollbehörde und des Beſithzers gegen eine 
Ueberwahungsgebühr nad) Mafgabe der Zollordnungen 
gejtatten. Die Dauer der Niederlegung der Waaren joll 
zwölf Monate nicht überfchreiten, während welcher die Im: 
portenre die Befugniß haben, diefelben frei von Einfuhr: 
und Ausfuhrabgaben wieder auszuführen. Nad Ablauf 
—* riſt haben die Waaren den Einfuhrzoll unverkürzt 
zu zahlen. 


Artikel XIV, 


Jedes Schiff, welches nad ottomaniſchem Recht als 
ottomaniſches, und jedes Schiff, welches nach deutſchem 
Recht als deutſches betrachtet wird, ſoll als ſolches von 
den vertragſchließenden Theilen anerkannt werden. Sollte 
ein Schiff nach deutſchem Recht als deutſches und zu 
—— Zeit nad) ottomaniſchem Recht als ottomaniſches 
etrachtet werden, ſo kann jeder der beiden Hohen Theile in ſeinen 
——2 dieſes als zu feiner Nationalität gehörig 
ehandeln, 


Artikel XV, 


Die von ben deutſchen Handelsjchiffen bei ihrer Durd- 
or dur die Dardanellen und den Bosporus nach— 
* en Ka a De ber —* zu⸗ 
8 werden, daß ihnen uch jo wenig Aufenthalt 
wie möglih verurfacht wird. ’ 
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Arrıcre XVI. 


L’importation et le transit dans VEmpire Ottoman 
du tabac sous toutes ses formes et du sel sont et de- 
meurent prohibös. La Sublime Porte s’engage ä n’stablir 
d’autres monopoles pendant la durde du präsent traits 
que sur les allumettes de toutes formes et de tontes 
substances, les cartes à jouer, les papiers à cigarettes et 
le pötrole. 


Les Allemands en Turquie seront soumis, en ce qui 
eoncernse le commerce interieur ou l’exportation de ces 
articles, aux mämes r&gimes et Räglements et arquitte- 
ront les mämes droits que les sujets ottomans les plus 
favorises ou ceux de la nation la plus favorisee, Aucune 
taxe ne sera pergue à l’avenir sur le tabac et le sel 
— ces articles seront exportés de la Turquie par des 

lemands ou en pays allemand; cependant, les quantitds 
de tabac et de sel qui seront export6es par des Alle- 
mands ou par leurs ayants-cause devront ätre declardes 
par les exportateurs & l’Administration des Douanes qui 
conservera, comme par le passe, son droit de surveillance 
sur l’exportation de ces produits, sans que pour cela elle 
puisse prötendre & aucune rötribution soit & titre d’en- 
registrement soit & tout antre titre. 


Arrıcıs XVII. 


L'importation et le transit de la pondre, de la dyna- 
mite et d’autres matières explosibles analogues, des 
canons, des armes de guerre et munitions militaires dans 
les Etats Ottomans sont formellement prohibös, 


Le transit, y compris le passage par les Détroits, de 
la poudre, des cartouches et des projectiles chargds ou 
non charges de poudre, ainsi que des armes dont l’im- 
portation est probib6e sera autorise, dans les circonstan- 
ces ordinaires, dans le cas ou l’Ambassade d’Allemagne 
en fera sp6cialement la demande. 

Ne sont pas comprises dans cette restrietion gönörale 
les armes specifides dans le tableau ci-annexö qui sera 
officiellement ports & la connaissance da public. 


Le commerce des armes et munitions reste sous la 
surveillancee immeödiate et speciale da Gonvernement 


Arrıcız XVII, 


Les capitaines des bätiments de commerce ayant & 
bord des marchandises & destination de ’Empire Ottoman 
seront tenus, immödiatement après leur arrivde au port 
de destination, de deöposer & la douane denx copies 
exactes de leur manifeste certifides par eux conformes & 
original. De möme ils doivent avant leur döpart d’un 
port ottoman dé posor à la douane une copie du manifeste 
relatant les marchandises chargöes sur leur navire. 


Le manifeste original, soit à l’arrivde soit au döpart, 
sera prösent6 en möme temps ques les copies pour ätre 
eonfront6 et restitus dans les vingt-quatre heures. 


Les employ6s de la donane ne peuvent procöder en 
aucun cas & la visite et à la perguisition des bätiments 
de commerce sans en avoir donnd au pröalable con- 
naissance aux employös consulaires allemands pour leur 
donner la facults d’assister. Cette notification aux em- 


Artikel XVI. 


Die Einfuhr und die Duräfußt von Tabaf in jeder 
Geftalt und von Salz ift und bleibt im Dttomanifchen 
Reich verboten. Die Hohe Pforte verpflichtet ſich, keine 
anderen Monopole während der Dauer des gegenwärtigen 
Vertrages einzuführen, als auf Streihhölßer in jeder Ge— 
ftalt und Zujfammenjegung, Spieltarten, Cigarettenpapier 
und Betroleum. 

Die Deutfchen in der Türkei jollen, was ben inneren 
Handel mit diefen Gegenftänden und die Ausfuhr berjelben 
betrifft, denſelben Einrichtungen und Borfchriften unters 
worfen fein umd diejelben Abgaben zu zahlen haben, wie 
die meiftbegünftigten ottomaniſchen Unterthanen ober bie 
Unterthanen ber meiftbegünftigten Nation. Dagegen fol in 
Zukunft von Tabak und Salz, wenn fie aus der Türkei 
von Deutjchen oder nach deutjchem Gebiet ausgeführt werden, 
feine Abgabe erhoben werben, jedoch müſſen die Mengen 
Tabak und Salz, welde von Deutjchen oder beren Vers 
tretern ausgeführt werden jollen, von den Erporteuren bei 
der Zollverwaltung angemeldet werben, welde, wie bisher, 
das Recht der Aufficht über die Ausfuhr diefer Erzeugniffe 
behält, ohne jedoch bafür irgend eine Vergütung, ſei es 
für Anfchreibung oder aus irgend einem anderen Grumbde, 
beanspruchen zu können. 


Artikel XVII. 


Die Einfuhr und die Durdfuhr von Pulver, Dynamit 
und anderen ähnlichen Sprengftoffen, von Kanonen, Kriegs: 
waffen und militäriicher Munition ift in den ottomaniſchen 
Staaten ausdrücklich verboten. 

Die Durchfuhr, einſchließlich ber ae durch die 
Meerengen, von Pulver, Patronen und Geſchoſſen mit ober 
ohne Bulverladung, ſowie von Waffen, deren Einfuhr ver- 
boten ift, wird unter gewöhnlichen Verhältniffen auf be 
fonderes Anfuchen der deutſchen Botſchaft geftattet werben. 
Nicht einbegriffen in biefe allgemeine ——— find 
diejenigen Hatten, welche in dem beigefügten, von Amts- 
wegen zu veröffentlichenden Verzeichniß aufgeführt find. 


Der Handel mit Waffen und Munition bleibt unter 
der unmittelbaren und befonderen Beauffichtigung der otto- 
manifchen Regierung. 


Artikel XVIII. 


Die Kapitäne der Handelsichiffe, welche nach dem 
Dttomanifchen Reich immte Waaren an Bord haben, 
follen gehalten fein, fotort nach ihrer Ankunft im Bes 
immungshafen zwei genaue, von ihnen ala mit bem 

iginal übereinjtimmend beglaubigte Wbichriften ihres 
Manifeftes auf dem Zollamt nieberzulegen. Desgleichen 
haben fie vor ihrer Abfahrt aus einem ottomanischen Hafen 
auf dem Zollamt eine Abſchrift des Manifeſtes nieder— 
35 weiches die auf ihrem Schiffe verladenen Waaren 
aufführt. 


Das Driginalmanifeft ift ſowohl bei der Ankunft, als 
bei der Abfahrt, gleichzeitig mit dem Abfchriften, vorzulegen, 
um verglichen und binmen vierundzwanzig Stunden zurüd- 
gegeben zu werben. 

Die Zollbeamten dürfen in feinem Falle zur Bes 
ſichtigung und Durchſuchung der Handelsſchiffe ohne vor- 
gängige Mittheilung an die deutihen Konfularbeamten 
jchreiten, durch welche den letzteren Gelegenheit gegeben 
werben foll, zugegen zu fein. Diefe Mittheilung muß den 
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ployôs consulaires devra leur ötre communiquée & temps 
et mentionner l’heure ou l’on procddera à ces formalites. 


Les excödants ou döfieits rösultant du rapprochement 
des manifestes avec la cargaison donneront lien & V’appli- 
cation des amendes pr&vues par le Röglement douanier 
ottoman. 


L’Administration douaniöre ottomane portera par le 
dit Röglement & la connaissance du public les mesures 
nöcessaires en vue de prövenir les fraudes et la contre- 
bande tant en ce qui concerne lintroduction des mar- 
chandises que l’exportatio nou le transit par terre ou par 
mer par l’entremise des postes, des chemins de fer ou 
par tous autres voies et moyens. 


ArrıcLe XIX. 


Toute op6ration de douane en Turquie, soit à l’arrivde 
soit au depart, doit ätre pröcddee d’une declaration sp6- 
ciale siende par le dötentenr de la marchandise ou par 
son reprösentant, 


La declaration doit contenir toutes les indications 
nöcessaires pour l’application des droits; ainsi outre la 
nature, l’espdce, la qualité, la provenance et la destination 
de la marchandise, elle doit &noncer le poids, le nombre, la 
mesure ou, suivant le cas, la valeur. La donane devra, 
en cas de contestation, procéder & la verification de la 
susdite declaration, conformöment aux prescriptions spe- 
ciales du Röglement mentionns & l’article xx du pre- 
sent traite. 


Tout refus de faire la döelaration à l’arrivde ou au dé- 
part, tout retard apport6 à la dite döclaration, toute diffö- 
rence en plus ou en moins entre les marchandises et la de- 
elaration donne lieu à l’application de la pönalitö prövue 
par le Röglement douanier ottoman. 


Arrıcıe XX. 


Les marchandises introduites en contrebande seront 
«ibles de confiscation au profit du Tresor, sans pr6- 
jadice des droits de douane pergus dans tous les cas et 
des amendes qui pourraient ätre legalement exigibles, 
pourva que la fraude soit düment et lögalement prouvde 
et qu’ao procäs-verbal du fait de contrebande soit dresse 
et communiqus sans delai ä l’autorits consulaire du sujet 
allemand auquel appartiennent les marchandises saisies, 
Sur la demande de la partie intöressde, l’affaire devra 
ötre jugde par le tribunal de commerce, ou, & deöfaut 
d'un tel, par un autre tribunal. Tant que ce jugement 
n'aura pas t6 rendu, il ne pourra ötre dispose döfinitive- 
ment des marchandises saisies au profit du fisc ottoman. 


Si la douane ottomane a des raisons sörieuses pour 
prösumer l’existence d’articles introduits en contrebande 
dans des endroits queleonques des distriets-frontiöres, elle 
pourra procöder dans les magasins on demeures & toute 
perquisition immediate qu’elle jugera nöcessaire. 

Le double de l’ordre de perguisition sera envoy6 
& l’autoritö consulaire qui devra y assister ou s’y faire re- 
prösenter sans occasionner aucun retard. 


Les contestations sur la nature, l’espdce, la classe, 
l’origine on la valeur des marchandises seront vid6es par 
voie administrative. 


Konfularbeamten rechtzeitig gemacht werden, und fie muß 
die Zeit angeben, zu welcher zur Vornahme diejer Fyörmlich- 
keiten geidhritten werben ſoll. 

Ergeben fid) bei Vergleihung der Manifefte mit der 
Ladun —* oder Fehlbeträge, jo finden die im otto— 
manij ollreglement vorgejehenen Gelditrafen An— 
wendung. 

Die ottomanifhe Zollverwaltung wird durch das ges 
dachte Reglement diejenigen Mafregeln zur Kermtnik des 
Publikums Dringen, welde zur Pe von Unter⸗ 
fchleifen und muggel, ſowohl hinſichtlich der Einfuhr, 
als der Ausfuhr und Durdfuhr von Waaren, zu Lande 
und zur See, mitteljt der Boft, der Eifenbahnen und aller 
anderen Wege und Beförderungsmittel, nothwendig find. 


Artikel XIX. 


Jedes zollamtliche Verfahren in der Türkei, ſei es 
bei der Ankunft oder bei ber Abfahrt, ift einzuleiten durch 
eine befondere, von dem Beſitzer der Waare oder von 
feinem Vertreter unterzeichnete Deklaration. 


Die Deklaration muß alle für die Bollbehandlung 
nothiwendigen Angaben enthalten, demnah muß fie, außer 
ber Beichaffenheit, der Art, der Güte, dem Herkunfts= und 
dem VBeftimmungsorte ber Waare, aud) dad Gewicht, die 
Zahl, das Maß oder, je nad) Lage bes Falles, den Werth 
angeben. Die Zollbehörde muh, im falle der Be 
—— zur Prüfung ber gedachten Deklaration ſchreiten, 
gemäß ben bejonderen Bejtimmungen bes im Artifel XX 

ieſes Vertrages erwähnten Reglements. 


Jede Weigerung, bie Deflaration bei der Ankunft 
oder Abfahrt abzugeben, jede Verzögerung der Dellaration, 
jeder ein Mehr oder ein Weniger ergebende Unterſchied 
zwiichen den Waaren und der Deklaration begründet die 
Anwendung ber in dem ottomaniſchen Bollreglement vor— 
geiehenen Strafe. 


Artikel XX. 


Baaren, welche als Kontrebande eingeführt find 
unterliegen der Einziehung an Gunften des Staatsichapes, 
unbeſchadet ber in jedem Falle erhobenen Zollabgaben und 
der auf Grund des Geſetzes etwa beizuireibenden Geld: 
itrafen, vorauögejept, da die Defraudation gehörig und 
geſetzmähig bemiejen und über den Thatbeftand der Kontre— 
bande ein Protofoll aufgenommen und ohne Verzug ber 
Konfularbehörde des dentfchen Unterthanen, welchem die 
beſchlagnahmten Waaren gehören, mitgetheilt worden ift. 
Auf Verlangen des Betheiligten ift die Sade von dem 
Handelsgerihte, oder in Ermangelung eines ſolchen von 
einem anderen Gerichte zu enticheiden. Solange dieſe Ent- 
ſcheidung nicht erlaſſen ıft, darf über die zu Gunſten bes 
ottomaniſchen Fiskus beihagnahmten Waaren endgültig 
nicht verfügt werben. 

Wenn die oitomanifche Zollbehörde triftige Gründe 
hat, das Borhandenfein gefchmuggelter Waaren an irgend 
welchen Orten der Grenzbezirke zu vermuthen, jo kann fie 
jede fofortige Durchſuchung, welde fie für nothwendig er- 
achtet, in ben Speidern und Wohnungen vornehmen. 

Ein Duplitat des Durchſuchungsbefehls ift der Kon- 
inlarbehörbe zu überjenden, welde, ohne eine Verzögerung 
= verurfadhen, der Durchſuchung beimohnen oder ſich bei 
erfelben vertreten laſſen muß. 

Streitigleiten über die Beſchaffenheit, die Art, die Klaſſe, 
ben Urſprung oder den Werth der Waaren jollen auf dem 
Verwaltungswege erledigt werben. 
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Le Röglement douanier ottoman döterminera le mode 
d’exdcution des dispositions ci-dessus. 


Arrıcıe XXI. 


Si "Administration douanidre ottomane croyait, en 
vertu de Vartiele XVII de ce trait6, ne pas devoir laisser 
passer des marebandises qu’elle considererait comme appar- 
tenant & la catögorie des articles prohibes et que les 
sujets allemands importeraient par la voie r@guliere, elle 
fera immediatement connaitre par derit au Ministöre Otto- 
man des Affaires Etrangöres et a lautorite consnlaire 
allemande les motifs du refus de livrer la marchandise. 


Le Ministöre Ottoman des Affaires Etrangéres, après 
entente avec l’antorit& allemande, deeidera s'il y a lien de 
eonfirmer le refus de la douane, et dans ce cas, le sujet 
allemand sera tenu de r&exporter la marchandise sans 
ancun delai; dans le cas contraire, ’Administration don- 
aniöre laissera passer librement la marchandise après en 
avoir perga les droits röglementaires. 


Jusqu’ä ce qu’une decision soit prise, la marchandise 
arrötde restera en depöt & la douane qui en sera respon- 
sable vis-A-vis du sujet allemand. 


Arrıcır XXU. 


Le prösent trait& sera exdcutoire dans toutes les 
—— de Sa Majesté Impérialo le Sultan, situdes en 
arope, en Asie et en Afrique. En ce qui concerne la 
Prineipauts vassale de Bulgarie et l’Egypte, toute diffé- 
rence qui, apr&s accord &tabli dans les limites des Traitds 
et des Firmans Impöriaux entre les Agents du Gouverne- 
ment Allemand et l’administration locale, räsulterait pour 
le tarif general faisant partie du prösent traite, sera com- 
muniqude du Gouvernement Ottoman. 


Il est bien entenda qu'à l’arrivde dans les autres 
parties de l’Empire de marchandises expedides d’Egypte, 
munies de Refties, conform&ment & lartiele IX, et dont 
les droits de douane seraient, par suite des modifieations 
consenties, inf6rieurs à ceux portös sur le tarif général, 
la difförence en plus sera arquittde à la douane du lien 
de destination. 


Arrıcre XXI, 


Les stipulations du present trait& s’appliquent ä 
l’Empire Allemand ainsi qu& tout le territoire qui est ou 
qui sera compris dans l’anion douanière allemande, 


ArtıcıE XXIV. 


Toutes les stipulations du traitö d'amitié et de com- 
merce du 22 Mars 1761 (vieux style), autant qu'elles ne 
se trouvent pas en contradietion avec la prösente con- 
vention, ne sont pas atteintes par cette derniöre et sont 
ötendues sous les mömes conditions & l’Empire Allemand 
jusqu’& ce qu’une entente ultörieure puisse ötre &tablie 
d’un commun accord relativement aux modifications qu’on 
jugerait utile d’y apporter. 


Arrıcız XXV. 


Le prösent trait6 avec le tarif y annex& sera sub- 
stitud au trait6 entre les Etats du Zollverein Allemand 
et de la Sublime Porte du 20 Mars 1862 et au traité 
entre la Sublime Porte et les villes Hansdatiques du 
27 Septembre 1862. 


Das ottomanifche Zollreglement wird die Art ber 
Ausführung obiger Beitimmungen genau regeln. 


Artitel XXI. 


Glaubt die ottomanifhe Zollverwaltung auf Grund 
des Artikels XVII dieſes Vertrages Waaren, welche deutſche 
Unterthanen auf dem orbnungsmäßigen Wege einführen, 
als zu ber Kategorie der verbotenen Gegenftände gehörig, 
nicht durchlaſſen zu follen, jo joll fie unverzüglid dem 
ottomanischen Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
und der deutſchen Konjularbehörde die Gründe für bie 
un der Nuslieferung der Waare ſchriftlich mit⸗ 

eilen. 

Das ottomanifche Minifterium der auswärtigen Ans 
gelegenheiten wird, nad Einvernehmen mit der deutſchen 
Behörde, enticheiden, ob bie —— der Zollbehörde zu 
beſtätigen iſt, und in dieſem Falle ſoll der deutſche Unter— 
than gehalten ſein, die Waare ohne jeden Verzug wieder 
auszuführen: im entgegengefegten alle ſoll die Zollver- 
mwaltung die Waare frei pafliren laſſen, nachdem fie von 
ihr die ordbnungsmäßigen Abgaben erhoben hat. 


Bis eine Entjcheidung getroffen ift, bleibt die Waare 
auf dem Zollamt in Berwahrumg, welches dafür dem deutſchen 
Unterthan verantwortlich tft. 


Artikel XXII. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll in allen len 
Seiner Kaiſerlichen Majeftät des Sultans in Europa, Ajten 
und Afrita Geltung haben. Was das Vaſallenfürſtenthum 
Bulgarien und Egypten betrifft, jo ſoll jede zwijchen ben 
Bertretern der deutichen Agern und der Lokalverwaltung 
in den Grenzen der Verträge und der Kaiſerlichen Firmane 
vereinbarte Abweichung von dem, einen Theil des gegen— 
wärtigen Vertrages bildenden, allgemeinen Tarif der ottos 
manijchen Regierung mitgetheilt werben. 

Es verfteht —X daß, wenn Waaren aus Egypten, mit 
Refti gemäß Artikel IX verſehen, in anderen Theilen 
des Reichs anlangen und in Folge vereinbarter Tarife 
änderungen geringere Zollabgaben als die nah dem all- 
— Tarif berechneten gezahlt haben ſollten, der Mehr- 

etrag auf dem Bollamt des Beſtimmungsortes zu ent 
richten ift. 
Artikel XXI. 


Die Beitimmungen des gegenwärtigen Vertrages gelten 
für das Deutfche Reich, fowie für jedes zum deutſchen Zoll- 
verband jegt oder fünftig gehörige Gebiet, 


Artikel XXIV. 


Ale Beftimmungen des Freundſchafis- und Handels— 
vertrages vom 22. März 1761 (alten Stils), ſoweit fie mit 
ber gegenwärtigen Uebereinkunft nicht im Widerſpruch ftehen, 
werden durch diefe legtere nicht berührt, und werden unter 
denfelben Bedingungen auf das Deutjche Reid) ausgedehnt, 
bis eine fpätere gemeinfameBerftändigung überAbänderungen 
getroffen werden kann, deren Bomahme man für nützlich ers 
achten möchte. 


Urtilel XXV, 

Der gegenwärtige Vertrag mit dem beigefügten Tarif 
joll an die Stelle des Vertrages zwifchen den Staaten des 
deutſchen Zollvereins und der Hohen Pforte vom 20. März 
1862 und bes Vertrages zwijchen der Hohen Pforte und 
den Hanjeftäbten vom 27. September 1862 treten. 
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Il entrera en vigueur le 1/13 Mars 1891 ou, après 
entente prealable, avant si possible. Il restera exé- 
eutoire pendant vingt et um ans, c’est-ä-dire jusqu’au 
—— 1912, date à laquelle il prendra fin sans qu'il 
y ait lieu & une denoneiation pröalable, sons la r&serve 
u’au bout de la septiöme et de la quatorziöme annde 
acane des deux Parties ait le droit de proposer les 
modifications suggördes par l’exrpdrience. 





Le prösent trait6 sera ratifi& et les ratifications en 
seront öchangdes & Constantinople le plus töt possible. 


En foi de quoi, les Plönipotentiaires respectifs l’ont 
sigud et y ont appose leurs cachets. 


Fait a Constantinople en double original le vingt- 
sixiöme jour du mois d’Aoüt de l’an mil huit cent quatre 
vingt dix. 

(L. 8.) sigoé: v. Radowitz. 
(L. 8.) signe: Gillet, 
(L.8.) signed: M, Said. 


Er ſoll am 1./13. März 1891 ober, nach vorgängiger 
Verftändigung, wenn möglid, früher in Kraft treten. Er 


fol während 21 Jahren, d. 5. bis zum 3. Devenst 1912, 


12. März 
zu welchem Zeitpunfte er ohne vorgängige Kündigung ab- 
fäuft, in Geltung bleiben, unter dem ee daß am 
Ende des fiebenten und bes vierjehnten Jahres jeder der 
beiden Theile das Recht haben fol, Aenderungen vorzu— 


fhlagen, welche fih durch die Erfahrung ergeben haben 
möchten. 


Der gegenwärtige Vertrag foll Big a und bie Rati⸗ 
fifationen jollen fobald als möglih zu Konftantinopel aus— 
getaufcht werben. 

Zu Urkund deifen haben die beiderjeitigen Bevoll- 
mädhtigten benfelben gezeichnet und ihre Siegel beigefügt. 


Geſchehen zu Konftantinopel, in boppelter Ausfertigung, 
am 26. Muguft 1890. 


(L. 8.) gez. von Radowitz. 
iL. 8.) gez. Gillet. 
(L. S.) 0. M. Saip. 
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Annexe N°1. 


Tarif de douane. 


Principes pour l’application de la tare. 


1° Aucune tare n’est accord&e pour des emballages 
qui ne sont ni usit6s dans le commerce, ni approprids 
au commeree; ces sortes d’emballages seront consideres 
comme des marchandises speciales et taxds en con- 
sequence; n&danmoins limportateur a la facultö de payer 
pour le total la taxe la plus ölevee soit du contenu soit 
du contenant. 


2° II n'est dgalement accordd aucune tare pour les 
marchandises d’importation dont les 100 kilos sont as- 
sujettis ä une taxe de 25 piastres ou au-dessous, ainsi 
our les r&cipients renfermant immödiatement les 

quides. 

Les liquides renfermös dans un double füt n’auront 
une bonification de tare . pour le füt extörieur, et les 
liquides en bouteilles et flacons que pour l’emballage qui 
renferme ces bouteilles ou flacons. 


3° Toutes les marchandises d’importation pour les- 
quelles une tare est accordde par le tarif u Ira g6- 
nsralement les droits de donane pour le poids r&sultant 
de la pesée cumulde du contenu et du contenant aprös 
deduction d’un tant pour cent &tabli dans le tarif pour 
ehacune d’elles. Ndanmoins l’importateur a le droit de 
demander la constatation et la deduction de la tare reelle 
et d’acquitter les droits d’apr&s le poids net de la mar- 
chandise constat& conform&ment aux rögles suivantes. 


4° La tare reelle à constater et à deduire se compose: 


a) du poids des r&cipients usitös dans le commerce 
ou appropri6s au commerce, tels que: füts, caisses 
en bois möme doubldes de zinc, de fer-blanc ou 
de toile cirde, paniers, balles ou sacs, ainsi que 
du poids de la paille, foin, mousse, rognures de 
papier, sciures de bois et autres matiöres sem- 
blables de remplissage s’il y en a. 


b) du poids des boites en carton, des petites caisses 
en bois contenant de tissus, bonneteries, rubans, 
articles de mode, vötements confectionnds, para- 
sols, parapluies, verreries, porcelaines, articles 
en albätre ou en marbre, quincaillerie, bijouterie, 
tabatiöres, fleurs artificielles, plumes de parure, 
öventails, gants, cigares etc, en tant que ces 
boftes et petites caisses sont de celles générale- 
ment usitdes dans le commerce et que, vu leur 
matiöre ou travail, il n’y a pas lieu de les traiter 
et de les taxer comme une marchandise speciale. 


(Ueberfegung.) 


Anlage Rr. 1. 
Bolltarif. 


Allgemeine Beftimmungen über die Tara. 


$. 1. Keine Taravergütung wird gewährt für nicht 
handelsübliche oder ben Bedürfniſſen des Handels nicht 
entiprechende Verpadungen. Nicht handelsübliche oder über 
bie Bedürfniffe des Handels hinausgehende Umſchließungen 
werden als bejondere Waaren betrachtet und demgemäß 
verzollt, doch jteht es dem Zollpflichtigen frei, für die ganze 
Sendung den höheren Zolljag, fei es der Umhüllung oder 
des Inhalts zu zahlen. 

— 2. Desgleichen wird feine Taravergütung gewährt 
jowohl für Waaren, deren tarifmäßiger Zollſatz den Betrag 
von 25 Biaftern für 100 kg nicht überjteigt, als auch für 
Umſchließungen, in welden Flüffigkeiten unmittelbar ent 
halten find. ‘für Slüffigteiten in Ueberfäflern wird eine 
Taravergütung nur für Das äußere Faß und für Flüſſig— 
feiten in Flaſchen oder Fläſchchen nur für die dieſe Flaſchen 
und Fläſchchen umgebenden Umhüllungen gewährt, 


‚$ 3. Für alle eingeführten Waaren, für bie ber 
Tarif eine QTaravergütung gewährt, wird der Regel nad) 
der Zoll für das durch gleichzeitige Verwiegung des Inhalts 
und der Umſchließung ermittelte Gewicht nah Abzug eines 
für jede Waare fejtgejepten an entrichtet. Der 
Zollpflichti 32 jedoh das Recht, Feſtſtellung und Ab 
der rg lid) richtigen Tara zu verlangen und ben Sol 
er ‚der nad) den folgenden Regeln vorzunehmen 
tettorwiegung zu entrichten. 

5. 4. Die als thatjächlich richtige feftzuftellende und 
in Abzug zu bringende Tara bejteht: 

a) aus bem Gewichte der handelsüblichen oder dem 
Bedurfniß des Handels entiprecdhenden Um— 
ſchließungen, als da find: Fäſſer, Holzkiſten, ſelbſt 
mit Zink, Eiſenblech ober Wachstuch gedoppelte; 
Körbe, Ballen oder Säcke; aus dem Gewichte des 
Strohes, des Heues, bed Mooſes, der Papier: 
und Holzipäne und bes anderen etwa vorhans 
denen Füllungsmaterials; 


b) aus dem Gewichte ber har ng m und ber 
Holzkifthen, melde Gewebe, Strumpfwaaren, 
Dänber, Stleider und Putzwaaren, Sonnen: und 
Negenihirme, Glas-, Porzellan, Mlabafter- oder 
Marmorwaaren, Duincaillerien, Juwelierwaaren, 
Dofen, künfilihe Blumen, Schmuckfedern, Fächer, 
Handſchuhe, Eigarren u. ſ. mw. enthalten, wenn 
nur dieſe Schachteln und Kiſtchen allgemein 
rer ind, und wenn aus Material und 

rbeit fein Grund .zu eninehmen ift, biefelben 
- beiondere Waare zu behandeln und zu ver- 
zollen. 
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Lorsqu’an nombre donns de colis, de boites ou de 
petites caisses pr&sentent le möme contenu, la m&me 
grandeur et le möme emballage, la constatation de la tare 
reelle peut se faire par la pes6e de l’emballage de l’un 
ou de plusieurs de ces colis, boites ou petites caisses 
choisis par la douane, 


5° Aucune tare n’est applicable pour les emballages 

intörieurs suivants: 

a) les r&cipients en verre, en terre, en pierre, en 
metal, en carton ou en bois qui renferment les 
produits chimiques, cosmetiques, pharmaceutiques 
ainsi que les confiseries et les couleurs; 


b) les — renfermant hermétiquement les 
comestibles; 


c) les enveloppes en bois, en cuir, en carton etc. 
formedes d’aprös les objets qu’elles contiennent, 
telles que: &tuis pour les instruments de musique, 
d’optique, de chirurgie; neanmoins l’importateur 
aura le droit de faire taxer söparöment le contenu 
et le eontenant; 


d) les boites renfermant du the; 


e) les enveloppes en papier et les ficelles qui re- 
couvrent les ferronneries, les aiguilles, les quin- 
eailleries, les verreries, les porcelaines, les tissus, 
les papiers, l’amidon, les cigares, le tabae ete.; 

f) les boites en carton, en bois ou en metal renfer- 
mant les allumettes, capsules, plumes d'acier et 
autres marchandises qui se vendent usuellement 
par boite; 

g) les cartons, planchettes et bobines sur lesquels 
des fils, rabans, tissus ou des objets confeetionnds 
sont devides, roulds ou ſixés. 


Les enveloppes interieures &numerdes ci-dessus ne 
seront pas comprises dans le poids net legal à constater 
toutes les fois que Ja constatation du poids net réel est 
prescrite par le tarif; il en sera de même pour les en- 
veloppes qni, n’&tant pas gändralement usitées dans le 
commerce, seraient assujetties ä une taxe supdrieure ä 
celle du contenu. Si dans ce deruier cas l’importateur 
ne eonsentait pas à separer l’enveloppe du contenu, la 
douane percevra la taxe qui donne lien à la perception 
la plus élevôe sur le poids rösultant de la pesde cumulde 
da contenant et du contenu. 


6° Est considörd6 comme: „balle dans le sens du 
tarif“ on une enveloppe donble de toile d’emballage ou 
d’autres tissus grossiers semblables, cercl&s ou non cerel&s, 
on une enveloppe double de nattes de jone, de paille, de 
roseaux; ou enfin une enveloppe consistant en une couche de 
toile ou d’autres tissus grossiers et une couche de nattes, 
de jone, ete. 


7° La tare fixde dans le tarif pour les balles n’est 
accordde que jusqu’au poids brut de 400 kilos, à moins 
que le tarif n’ait dispose autrement. Quant aux bulles 
surpassant cette limite, l’importatenr peut r&clamer la 
nette, on se contenter de la däduction de la tare 

qui serait accord6e pour 400 kilos bruts. 


8° Lorsqu’une marchandise jouissant dans le tarif 
d’une tare pour les „balles* est importde dans une en- 
veloppe simple de toile d’emballage ou d’autres tissus 
grossiers semblables, la tare sera de 2 pour cent sauf 
les cas ou le tarif preserit pour les sacs (c’est-A-dire pour 
l’emballage simple) une tare de 1 pour cent. Une enveloppe 


Bei Kollis, Schachteln oder Kiſtchen von gleihem 
Inhalt, gleicher Größe und gleicher Verpadungsart kann 
die Feſtſtellung ber thatfächlic) richtigen Tara durd Ver— 
wiegung der Umhüllungen eines oder mehrerer von der 
—— auszuwãhlenden Kollis, Schachteln oder Kiftchen 
erfolgen. 


Bi 5. Keine Taravergütung wird für folgende innere 
Umſchließungen gewährt: 

a) für Umhüllungen aus Glas, aus Erbe, aus Stein, 
aus Metall, aus Pappe oder aus Holz, welche 
chemiſche, kosmetische und pharmazeutische Produfte, 
jowie Konditorwaaren oder Farben enthalten; 

b} für Gefähe, die Verzehrungsgegenftände in her— 
metischem Verſchluſſe enthalten; 

e) für Umſchließungen aus Holz, aus Leder, aus 
Pappe u. ſ. w., welche nadı ben Gegenftänben, 
die fie enthalten, geformt find, z. B. Etuis für 
mufilaliiche, optische und chirurgische Inſtrumente; 
doc hat der Zollpflichtige das Recht, Inhalt und 
Umſchließungen von einander getrennt zu verzollen ; 

d) für Käftchen, die Thee enthalten; 

e) für Papierumbüllungen und Bindfaden, welde 
Eifenwaaren, Nadeln, Duincaillerien, Glas- und 
Borzellanwaaren, Gewebe, WBapiere, Stärke, 
Eigarren, Tabak u. ſ. w. umgeben; 

f) für Schadhteln aus — aus Holz oder aus 
Metall, welche Zündhölzer, Zündhütchen, Stahl— 
federn und andere nad allgemeinem Gebrauche 
ſchachtelweis verfäufliche Waaren enthalten: 


g) für Kartons, Brettchen und Rollen, um oder auf 
welchen Garne, Bänder, Zeug: oder konfektionirte 
Waaren gewickelt, gerollt oder geheftet find. 


Die Zurehnung der genannten Umjchliefungen — 
Nettogewicht der Waare unterbleibt in denjenigen Fällen, 
in welchen Verzollung nad) dem feſtzuſtellenden thatlächlich 
richtigen Reingewicht duch den Tarif vorgejchrieben iſt. 
Sie unterbleibt audy, wenn diefe Umfchließungen gleichzeitig 
ſolche find, die nicht allgemein handelsüblich und höher als 
der Inhalt zu verzollen find. Sollte der Zollpflichtige in 
dieſem legten Falle nicht im eine Trennung ber Um— 
ihliegungen vom Inhalte willigen, fo wird der höhere Zoll, 
und zwar auf Grund gemeinichaftlicher Verwiegung des 
Inhalts mit der Umſchließung erhoben. 


8.6. Als Ballen im Sinne des Tarifs gelten 
doppelte Umſchließungen von Padleinwand oder anderen 
ähnlichen groben Geweben, mit oder ohne Reifen, oder 
doppelte Umhüllungen von Matten, von Binjen, von 
Strob, von Rohr oder endlich Umſchließungen, welche aus 
einer Lage von Leinwand oder von anderen groben Ges 
weben und aus einer zweiten Lage von Matten, von 
Binfen, von Stroh u. ſ. w. bejtehen. 

$. 7. Wbgefehen von den Frällen entgegenftehender 
ausdrüdlichen Beitimmungen wird die tarifmägige Taraver: 
gütung nur für Ballen von einem Brnttogewicht von 400 ky 

ewährt. Bei jhwereren Ballen hat der Empfänger die 
ahl, Nettoverwiegung oder Abzug der fir Ballen von 
400 kg brutto gewährten Tara zu verlangen. 


8.8 Wird eine Waare, die in Ballenverpadung eine 
ng er laut Tarif3 zu beanfpruden hat, in ein- 
faher Umhüllung von PRadleinwand oder von anderen 
groben ähnlichen Geweben eingeführt, fo wird eine Tara 
von 2 Prozent gewährt, mit Ausnahme derjenigen Fälle, 
für weldje der Tarif eine einprozentige Taravergütung für 
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Denomination. 


l. 
Animaux vivants, 


Cbevaux, enliers, hongres, Juments, — 
Poulains snivant leur möre 
Mulets, mules, bardeaux et ponlains-mulets 


Poulaius-mulets suivant leur möre . 
Anes et änesses: 

a) de grande race 

N de petite race 

ec) änons 
Uhumeaux . e 
Taureaux et buffles . 
Boeufs . . A ee ——— 
Vaches et femelles de bufile, bouvillons et tau- 

rillons, genisses et geuisses de bufile s 

Veau (au-dessous de 60 kilos de poids) , 
Beliers, moutons, brebis, boues et chövres 
Agneaux et chevreaux . 
Porcs > 
Cochons de lait Cau- -dessous de 10 kilos de poids) 
Chiens de chasse, de luxe et de garde 22 
Lapins 
Poules, coqs, poulets, pintades et canards 
Dindons et dindes de . 
Oies et autres volailles et oisenux : 
Animaux vivants non denommes 


tl. 
Aliments d’origine animale. 


Viande fraiche et viande salde non — 
denommees ei-dessous i 

Jambous, saueisses, langues de boeuf, conserves de 
viande dans des röcipients hermötiquement fermös 

Lard et autres viandes fumdes ou sechees 

Volaille et gibier tuds . ; 

Extrait de viande s 

Graisse de porc et d’oie 

Beurre: 

a) frais et sale ; 

b) beurre de Siberie et "beurres artifieiels 
Tschereviche et graisse de queue demouton (Kouirouk) 
Fromage: 

a) salamoura, kachkaval, kacher, touloum et 

autres especes analogues . 

b) autre, tel que: 

Gruy®re, fromage dit de Hollande, Chester, 
Parmesan, Brie, Roquefort ete. et leurs 
imitations — me te 

Lait frais ou cuille . 

Cröme de lait. . . 


Oeufs , 
Poissons: 
a) frais, vivants ou morts . 


b) barengs salds . * 
c) sardines en füts , . . 
d) autres poissons sales en füts . 


Unité. 


par tete 


id, 
id. 


id. 


cent kilos 


Droit 


en or 


Pinstres, | Ueut. 


200 
20 
80 


50 


150 
120 
150 
780 

90 


Tares. 


j de tare, 


Caisses et nn 
Paniers . . 
Balles 


Caisses et ag 
Paniers 

Balles . 
Baquets . 


Balles 


Point de tare. 


Caisses et futailles . 
Paniers . 

Caisses et futailles 
Paniers . 

Balles 

* de tare. 


| 
E" 
8 
— 
| 


| Caisnos et futailles . 
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—— 7 — 





Droit 


en or 


Denomination. Tares. 






Piastres. | Cent, 





e) esturgeon et sterlet, söches et fümes, nerf 








desturgeon . . . „| eent kilos 300 _ 
20. f) morue (stockfish) et autres poissons sCcH id. 45 — 
21. g) autres poissons fumöes . . 2 2 20. id. 65, — [jCaisses et futailles . . 140,5 
72. FBoktugue: . 2 2.00% 280 een id. EEE 1 
Caviar: ae 
23. a) woir . . Dr a ar ——— id. 400 | 
24. b) rouge (tarama) — —— id. 24 — | Point de tare. 
25. CH TORE {AN 00% 0 id. 30 - 
Huitres: | 
26, a) fraiches Pe er f . . “ --%s . . id. 60 — Caisses et futsilles . . IH "in 
27. b) marintes. . F id. 225 — ItPanies . .» . . » 1; 
28 |Moules, escargots, et autres soguillages pl eins. . id. 100 ı — [Elle „20... dm 
29, Homards et autres erustachs . . . —F id. 150 — 
30. | Tortues vivantes ou tudes . 2. 2 2 2 2 20 id. 180 — 
Caisses et futailles . 15 
DE RI > > Sir, Wa are a a id. 60 — — — —— 
Balls . . RE 55 
32. | Tous autres aliments d’origine animale, frais, sales, Di ee. 140. 
fumes ou sechs 2 id, 180 _ miete 2 2 2 2 2 4 1, 
Observation. Quant aux conserves dans des reeipients Balls . 2200. An 
hermetiquement ferınes et nom denommes ci-dessus, 
voir groupe X 
III. 
Cör6ales, lögumineux, pommes de terre. 
1. | Froment, #peautre, meöteil . . id. 630 
2, | Avoine, orge et kaplidja, seigle, maie, millet, sarrasin id. 4 , 25 
3. | Graine de sesame 2 0 un id. 14 — 
AU 0 1111 TR ie 
6. ] Pois-chiches, pois, füves, haricots, lentilles et autres 
legamineux ses 2 2 nn nn id. 7 — 
6. PPommes de terre, patatess... — id. 5 — 
IV. 
Produits de la mennerie et patisserie ortinaire. 
Farine: 
1: a) de froment . . id, | — 
2. b) d’avoine, d’orge, de mais, et autres fa- 
rines non denomme . 2 2 2200. id. ii REN 
3. | Grains perlös . . . i id. 25 te 
4. | Autres gruaux, semoules et autres blös mondes. ; id. 16 — | 
5.|Malt. . . ——— ar ae id. 2 | — 
6. | Amidon, föcule et "pondre damidn . 2... id. 3 — 
7. Arrow-root . R 3 ; A , 2 id. 84 — Caissos el — 14 "ia. 
8. | Sagou, tapioca, et leurs equivalents . F id, 46 — m 5 
9, | Vermicelles, macaronis et pütes dites dltalie . . id. 40 
— at eek ae 25 id. 12 _ Point de tare. 
Caisses et futailles . . 140 
11: | Poin.asyme : 505 00 id. 40 — | Kane uns — 
ls. . .» z . 4. 
12. | Bisenits de mer, galettes et autres — coun⸗ 
munes er Te id, 25 — Point de tare. 


V. 
Fruits et lögumes. 


Fruits frais: 
a) raisins, oranges, citrons, olives vertes , . id. 18 Tb | Point de tare. 
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Droit 
en or 






No. Dönomination. 







Piastres. | 












I) pommes, poires et autres fruits frais non Coisses et futailles . . 16 Yo 
denommös event kilos 50 [Paz — Yard 
—— Balls. . . 22.2.4, 
Fruits sees: 
- 3 Cai 5 illes . 2 0a 
3| 3) gms i. le Me Sale 
4, b) amanıes, pistaches 3 id, 7 ——— — 
5. e) pepins de eitronille, noix, noisettes id. 22 501). 
6. () caronbes . id. d — vom de tare. 
7, e) raisins, dattes et autres frmits secs non Caisses et faiailles · A 
denommes id. 46 — 5* je 
Legumes frais: Balls . ..... 4. 
8. a) oignons 4, 50 
g, b) ail et antres lögumes frais non denommes 15 : — [point de tare. 


10. | Fruits et lögumes seches, meme en poudre, cnits 


a Veau on sales a Sa Te ln, durere 30 — 
11. PSues et jus eomestibles de frnits, de baies, on de Caisses et futailles . . Hit 
raves & u 45 a Pauls » - - 2... 7, 
‚ pröpares sans suere. . 5 Balles —— 
12. | Eeorees d'oranges, fraiehes ou dessöchdes 30 — ET J 
v1. 
Epices. 
1. | Anis, anis etoile, graine de fenouil, eumin, coriandre 
et graines de montarde . 2 2 2 2 2 na id. 30 — 
2. |Honblon. . . . A ar ve a ee at id. 10 — 
3. | Peivre noir et rouge, piment, quatre-öpiees, gin- 
— Wu. 765; 000 uno ae ta a ee ae id. 90 
4. | Bois de cassia (cassia ligne), cannelle . . . . id. 5 — een et futailles . . 1a 
5. | Fleur de cannelle 2 oo mn id. 180 ee er 
6. | Cardamomes . IR TEIEG- id. 760 — i i 
7. | Noix museade et leur de museade. . . Pag id. 460 — 
8. | Vanille, safran . . ER N id. 3000 | — 
9. Cäpros non comprises au gronpe — id. 45 — 
10. | Girofles et autres &pices non dönommees. . . . id, 150 iı — 
VII. 
En futailles en beis dur 12 %o. 
Cafe, eneno, the. En futailles autres . - 8. 
"ale En eaisses de moius de 
Cale: 200 kg .1, 
L: BINCHUT? 2 ale Hate ed rl rt id. 110 — En cnisses de 200 ke et 
au-dessus . . Fi 1 9 
En paniers . a 
En balles — 
En baes —— 
2. b) torröfi6, möme monlu, pour ou mölange de — ———— 
— aniers . : . 9. 
succkdanes 22 il. 140 Balles . 2, 
Sacı - i —14 
3. | Pellieules de ale... nn id. BO | — [|] Caisses et futailles . . 120. 
Paniers Fa 9 
‚ , Ir , j ü f . . 9, 
4. | Chicoree torrefi6e et autres succkdands de cafe. . id. 40 — 2 ns 
Cacan: 
5. DEN Me U | Ken ie 
. E ) Panies . . : ... 9. 
6. b) pellieullge.. a id. DI — Ind 53 
4 Caisses et futailles . . 16% 
?. | Chocolat, päte de cacao et poudre de caeao. . . id. 205, — (Finn Re Ye 
Bala .... 4. 
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10, 
11. 


Denominatiom 


The 


VIIl. 
Suere, mélasse, sirop. 


Suere: 
a) rafline, en pains outiers ou vasscs, carres 
on en tablettes, pilös ou en farine: suere 
candi . 
b) brut 


Sirop de sucre et glucose granulde (suere amarphe) 
Melasse; glucose en état liquide 


IX. 
Boissons ferment£es, eaux mincrales. 


Biere: 
a) en füts 


b) en bouteilles 


Alcool en füts De rg 
Ungnae, rhum, arac, eaux-de-vie et autres spiritueux 
oᷣduleorss ou aromatises en futnilles 


Übservation. Les spiritueux compris dans larticle 
4 ci-dessus, qui seraient de 75” Tralles on au-dessus 
ainsi que Valcool designed A Yartiele 3 seront assu- 
jettis, en outre du droit de douane, A la taxe entiere 
du wir: ceux de 60 — 75° Tralles & Is moitie de 
ceite taxe, et cenz au-dessous de 60° ne paieront 
que le droit de donane, 
Boissons spiritaeuses en bouteilles, eraches ou da- 
mes-jeaunes: 
a) mäarasquino, euracao, chartrense et autres 
liguae . . =» > 2 20 2 re 
b) eognac, rhum, arac, eau-de-vie et autres 
boissons non suerées ainsi que Nalcool en 
bouteilles 
Vins: 
A) MOunBBeUX rn 


b) autres vins et suceädanes du vin, eidre etc, ; 
moüt de raisin on d’autres frmits, en füts 
ou en bonteilles . . 


Vinaigre: 
a) en füts 


a) en bouteilles 


Eaux minerales; eaux gazeuses 


Units. 


com 


kilos 


id. 
id, 


id, 
il. 


id, 


id, 


id. 
id. 


Droit 


en or 


Pinstres, 


400 


21 
33 
40 


100 


150 


150 


Vent. 


50 











im 
Tares. 


Caisses et futailles , 230, 
Obs. Les th#s importes en 
demi - cnisses, en quarls ou 
demi-quaris de enisses, cm 
balldeer on Hiees ensemhl, 
joniront de la meme tare, 


En houcauts et futailles 


en bois dur. 14 
En boucauts et futailles 

aufres . :10. 
En caisses . .13. 
En paniers . . 2... 70, 
En balles 4. 

} Point de are, 

Doubles füts . 11% 
Cnisses et füls renfer- 

mant bonteilles . - 24 "a 
Paniers renfermant beu- 

teilles . ‚ib. 

}nonic füts . 11% 

Caisses et füls renfer- 

mant bonteilles . . 249 
Paniers renfermant hou- 

teilles -16. 
Doubles füts . + 1100. 
Caisses et füts renfer- 

mant bouteilles . 24. 
Paniers renfermant bou- 

toilles . .”. -16. 
Point de tare. 
Caisses et füts renfermant 

bouteilles. » x... 4%. 
Paniers renfermant baı- 

teilles . ‚ßk. 
Point de tare, ” 


image 
not 
avallable 


1246 Reichstag. Aftenftüc Ar. 170. (Freundichafts:, Handels und Schifffahrtsvertrag mit! der Türkei.) 














No. 


> 


3. 


Dan 


mn 





Denomination. 


X. 
Huiles comestibles, 


Huile d’olives en futailles, en outres ainsi qu'en 
eraches au-dessus de 15 kilos de — brut par 
idee . 

Huile d’olives- et autres huiles grasses vögstales, 
en bouteilles, ou en cruches d’un poids brut de 
15 kilos ou au-dessons par piece ve 


x. 


Confitures, assnisonnements fins et eonserves 
dans des röeipients hermötiquement ferm6s. 


Contitures et sucreries 
Halva. ß 
Gateaux et biscnits fins de toute espdce . 
Moutarde: 
a) en poudre 
b) preparde . . 
Conserves au vinaigre ou ä In moutarde: 
a) en futailles . . 
b) em bouteilles 
Fraits, leögumes et autres comestibles confits an 
sucre ou à Uhuile; sues et sirops de fruits pre- 
pares au sucre; pätes, sauces et autres aliments 
de luxe; tons comestibles en bouteilles, bocaux, 
boites en fer blane ete. hermötiguement fermes 
(conserves), hormis les conserves comprises ä 
PREISE: I u ae a zz 


Übservation. Pour conserves de viande en ricipients 
hermetiquement fermös voir groupe I. 
2 


XII. 
Tumbéki et tabac. 


Tumbeki . —F 
Tabac en feuilles et tabac pr ou \ hach6 


AI. 


Fabricats de tabac. 
Cigares: 
a) en feuilles de tabac rouldes 


b) cigares et eigarettes fabriques — mäme 
partiellement — avec du tabac coupé ou 
hache 5 ae 


Tabac & priser en poudre . 
Tabae & chiquer , 


Autres fabricats et döchets de tabns 


Droit 
Units, m 
Piastres, | Cent. 
vent kilos 60 — 
id. 90 
id. 
id. 7 | 
id, 135 —J 
id. 60) 
id, 10 15 | 
il. 
id, 8 
| 
id. 10 | — 
id. 224 | 50 
prohibes. 
cent kilos | 3000 | — 
prohibes. 
eent kilos | 2300 
id. 1125 





prohibis. 





Tares. 


Doubles füts + 11%. 


Caisses et füls renfermant 
bouteilles . + 2 in 
Paniers renfermant bou- 
teilles . 16 
En et futailles WM 9%. 
Paniers . Id „ 
- | ; 6» 
Doubles futs . 11 Yu. 
se ot futailles . . 20%. 
Paniers . . 13 „ 
Balles 6. 
Balles 6a, 
Caisses et — .16 
Paniers . 13 „ 
Balles R . = 
Obs A ajouter aux tares 


cireontre une tare apseiale aux 
eigares en petites calsses en 
bois 240%, em petites boites 
en ctarton ou en petits pa- 
niers 120; 


u Caisses et futailles 16% 
5* — een: | 1 
— Balls. . . ».2..6, 
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De me m —— — 00000 — ———— 







No, Denomination. Tares. 







Piastres, | Cent. 





AIV, 


Semences et plantes non comestibles, ni 
pharmacoutiques, 
1. | Graines de colza, de raves, de lin, de chanvre, 
de pavot, de coton, d’alpiste et autres — 
et semences non denommees ailleurs . . . | eent kilos 
2. —* et autre fourrage see . . * id. 
3. | Paille et roseaux non compris au groupe LAI; 
fonrrage frais non dönommö ailleurs . . . . id, Foink do dere, 
4. | Bulbes et oignons de feurs . . id. 
5. | Racines fraiches; plantes vivantes de toute espöce id, 
XV, 
Engrais et d6chets. 
1.1Guano . . — id. 
2. | Autres engrais. — RESET BAR HE FOR EB id. , 
3. | Vessies et boyaux . ns id. Point de tare. 
4. |Son et autres dechets non denommes ailleurs . . id. 
VI, 
Combustibles. 
1. [Houille . . . on id. 
2. | Lignites et autres "combustibles mineraux . — id. 
3. Coke. . a Eee id, Pit 
4. |Bois de chaufage 22 220 id, — 
5.] Charbons de bois. . . id. 
6. | Tourbe et charbon de tourbe. © 2 2 20. id, 
XVII. 
Sels, aeides et oxydes. 
1. | Soude (carbonate de soude) brute, raflinde ou 
eristallisdee . id. 
2. | Sonde ealeinee et potasse (carbonate de potasse) . id. 
3. | Sonde et potasse — en #tat liquide ou 
solide, . . —— ad ee id, l 
4. |Bicarbonate de sonde . . ne —— id, 1 
5. | Salpätre (nitrate de potasse) . Ba hi kl sie prohibe., 
6. | Silicate de potasse ou de soude liquide F cent. kilos 12 — Dei 
7. |Sel de cuisine (gemme et marin) . . . ... prohibs, eint de tare. 
8. | Chlorure de chaux et de potassium; autres sels de er 
blauchiment . 2 2 2 2 2 22 en.» Feent kilos 8, 50 
Aluns: | 
9. a) bruts, . . De a er ar id, 6 — 
10. b) rafüines et ealeines . 2 2 22200. id. 24 | — 
11. | Sulfate de sonde et de magnesie . id. | — 
12. | Sulfates et autres sela de quinine et de "morpline le kilo | — Polds net rdel & constater. 
13. |Sel ammoniae . »- 2 2 2 2 22202000 „[ eentkilon BB; |. za een Ba et x 1ER 
14. [Cröme de tartre . 2 222220 TE | 1 
15. | Ammoniaque liquide, . 2 2 mn nn id. 0 | — I Pofat de tar, 
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Denomination. 





Couperoses: 
a) vertes (sulfate de fer) . . : 
b) blenes (sulfate de eaivre) blanches —8* 
fate de zine) B f — 
Aeide sulfurique . . 
Acide muriatique ou ehlorhydrigue. 
Acide nitrique . — 
Acide phönique liquide . 
Acide eitrique. 
Acide tartrique 
Tous autres sels, acides, oxydes et produits chimiques 
non denommes ailleurs . —— — 


XVIIl. 
Tanins. 


Bois et &corces pour la tannerie: 
a) non moulus. : 
b) moulus (tans) . . 

Galles et vallonees, dibidivi, sumac et autres tanjns 


Cachou z 
Autres extraits de tanins | 


NIX, 
Matieres tinctoriales, couleurs. 


Tales (craie de Briancon, terre et ernie 
faconnde , 

Antres terres tinctoriales (bot oere, ete * graphite 
(plombagine); sulfate de baryte . . 

Ceruse, minium, litharge et blanc de ziue 

Conleurs (pigments) d’aniline 

Autres matiöres mindrales et produits chimiques 
eolorants, tels que: outre-mer, verdet, cendres 
bleues, sulfure ’arsenie, bleu de Berlin, ete. 

Bois tinetoriaux (en blocs ou moulus) et toutes 
racines, feuilles, graines, baies, &eorces tinctoriales 


Indigo de toute espece . 


Autres matidres tinctoriales vegetales, telles que: 
garance, orseille, quereitron, guöde, curcuma, al- 
eanna; noir de famde, 
charbon d’os monlu . f 

Extrait d’indigo, de garance (alizarine et autres), 
de bois tinetoriaux, d’orseille, de quereitron, de 
guöde, de curcuma et d’autres matiöres tincto- 
riales vegätales . ar a ee 

Cochenille, kermäs-animal, "lacdye, söpia et autres 
matiöres colorantes d’origine animale : 

Couleurs pröpartes: 

a) enere & imprimer . 


b) encre & &erire . 


e) couleurs prepardes pour lindustrie a Vhuile 
et autres, en füts ou en boites de fer-blane 


ainsi que noir animal et 


Unite. 


vent kilos 








Droit 
en or 


Piastres. | Cent. 


4 
— 
6 | Point de tare, 
5 
20 
16 
200 
144 Caisses et futailles 
Paniers . 
Balles 


— 
a 





Paniers . 
Balles 





Paniers . 
Balles 


Paniers . 
Balles . 


Doubles füts 





Point de tare, 


| Point de tare. 


Point de tara. 


Point de tare. 


Caisses et futailles . 


Caissos et futailles 


Caisses et futailles 


Calsaes et füts renfer- 
mant bouteilles, eruches, 
boites en fer-blane ou 
autres enveloppes . 
Paniers renfermant bou- 
teilles, eruches, boites 
en fer-blanc on autres 
euveloppes . . 


‚16 Y 





16 m 
6. 


26 


13, 


‚13. 


Ön 


‚Wi. 
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No. Denomination. Unite. em or Tares. 
Pisstres. | Cont. 
14, d) couleurs fines pour tableaux; enere de 
—— et boites de couleurs; pastels; craie 
ä dessiner; crayons de toute 2. et de o 
toute conleur . RE —— cent kilos 80 — 65* =. F ei 
Balls .». 2. vr.» 6, 
XX. 
Ferments, glace. 
1. | Levüre de biöre et autres, liquides ou söches , id I — 
2. | Charbon d’os non monla (voir aussi groupe XIX) id 10 ; Point de tare. 
3. | Glace id. ii — 
XXI. 
Drogues pharmaceutiques, mödicaments. 
1. | Musc de toute espöce, ainsi ” les — de rat 
musqué et ambre gris . - .| Je kilo 300 | — | Poids net rdel à constater. 
| Osisses et futailles . . 16%. 
2. | Cantbarides dessöchdes . vent kilos 400 Paniets » ©: 2 2.» 9. 
Balls. . v0 9. 5. 
Pour les solides 
Caisses et füls . 16% 
Paniers . : 2 2 2. 9, 
Balee » : 2 2.0. ‘6. 
3. ] Haile de foie do morue et autres produits animanx, Pour les liquides. 
bruts, non denommös aillours . a id. 60 | — [jDuubles fü . . . . 11%. 
Caisses et füts renfer 
mant bouteille et 
wuchs 2. 2.2.» 4, 
Paniers renferwant bou- 
I teilles et eruches . . 16 „ 
4. | Poudre insecticide . . id BB 
5. | Drogues vögötales, savoir: 'herbss, plantes, feuilles, 
fleurs, racines, semences, &corces, boutons, bois 
et fruits medicinaux, tels que: racine de rögliase; 
sassafras ; saponaire; jalap; rhubarbe; salsepareille; 
seorces de quinguina; ip6eacuanha; tamarin; eu- ze e feinlen > * 
bobes; lichens; feuilles d’arnies, de sönd et de re Se 
laurier-cerise; fleur de tilleul; tötes de pavot; 
racine de squine, de galanga et de salep; bois | 
d’alods et de quassie; &eorces de quillai et de | 
geoffrde; noix vomiques; —— — du 
levant et autres ; i i id 4, — 
Baume: | Daubies — * 11 %o. 
6. a) de Pörou id 1000 | — 5508 is renlar- 
1.|  b) autres id 240 | — |} Paniers ronfermant von: ” 
. * | teilen. 22 02. 16 „ 
z — hr 120 _ |] Caisse et futsilles 16% 
10. Alode (gomme) id. TER | 2 = 
11. [Opium . . — id 1040 — 
| Pour les solides: 
Caisses et futaillese . . 16°. 
Paniers . » 2 2 0. %,. 
12. | Jus de röglisse et autres sucs vegetaux, dessechds Be . co... 6» 
ou non dessdches, non denommes ailleurs . i 44 — Pour les liquides: 
Doubles füs . . . . 11%. 
Caissen et füls ren- 
fermant bouteillee. . 24 „ 





Paniers renfermant bou- 
| tele. - 2.0. 16 „ 
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Droit 
No. D&önödmination. Units. on or Tares, 





Piastres. | Cent. 





13. | Pillules, pastilles et autres mödicaments prepards Caisser et fülailles . . 16%. 
et COMPOReS.- ! ie 2 2 2 ee een „feent kilos| 200 | —— [F Doubles fü... .1. 
Paniers ou pepier . +19, 
* Balle. . . . 10, 
KALI. 
Rösines. 
1. | Resine de sapin, gondron de tout esp&ce, poix, brai, | 
asphalte, colophane . . . » 2 2 2 2 2. id. 8 — Point de tare. 
2. | Rösine-mastie . . » 2 2 2 0 rn nnd id. 240 | 


3. | Gomme-arabique, gomme-laque brute, blanche ou 
jaune, resine de dammar, de copal, de jalap, de 


I 
| — et fulailles. W 
sandarraque, de scammonde, de benjoin; encens, 
| 


Paniere - . « -,18 


2 * Balles 
myrrhe, gomme adragante, et autres résines et 
gommes non denommees ailleurs. . » » 2. id. 80 — 
XXII. 


Huiles minérales et éthéréos, essences. N 


1. | Pötrole brut (maphte) et rafünd; benzine en füta 
on en dames-jeannes autres huiles minerales et 
bitumes non denommes aillears . . . 2... id. 17 — 


Essence de teräbenthine 2 2 2 2 2 2 un id. 24 Point de tare. 


2S 


Doubles füts - . . „11% 
Paniers renfermant bou- 
teilles ou eruches . .ı ® „ 
Unissas et füts renfertmant 
bouteilles ou eruches 4 „ 
Unisses renfermant boites 
en fer-blane ou dames- 
jeannes . .». .. .18, 


3. ] Benzine et enux & — en flacons ou en bot- 
teils. . » » 60 — 
4. | Huiles volatiles, savoir: huile d'anis, de geniévre, 
de canelle, de girofle, de eitron, de romarin, de 
göraniam, d’amandes améres, de bergamotte, de | 
houblon, de cumin, de melisse, de noix d’Inde, i 
de rose et autres huiles volatiles ainsi que leurs | 
melanges & usage de lindustrie et de la phar- 
macie . . — — id. 800 | — 
5, | Eaux de rose, de leur W’oranger, de lauriercerise 
et autres eaux odoriförentes, & Vusage de l’in- 





Päniors renifermant des 
boites on Ter-blaue ou 


| 
6. | Extraits ä base d’aleool ou d’äther, A lusage de | 


— — —— — — — — 


dustrie ou de la pharmacie . TR WR id. 60 des dames-jeanmes ., 9%. 
Caisses ot füts renfermant 
l’industrie ou de Ja pharmacie . 2. 2 2.2. id. 150! — bouteillse or ormehen, 36 „ 
T. Etbers de toute ep. . 2 2 2 2 0 0 id. BB) — ae a a 
8. | Chloroforme. . . . . a ee a id, 1001 — jeannes: . ki. ld „ 
9.1 Colledien .. 2 = Su 2 new id. 8 | — 
XXIV. | 
Paniers renfermank des 
Vernis et laques. | boites en fer-blane ou 
1. | Vernis & l’hnile vegötale . . id. 32 | — des dames- jenmnes ‚... 9 
2. | Vernis et Iaquss ä l’essenee de thör&benthine, ä ne A 
l’esprit de vin et aut . . 2 22 0 id. 88 | — || Onisses raukiiisääit böllbs: Ur 
en fer-blane ou dames- * 
jeannes . 
3. | Cirage (rdeipiente compris) » » 2 2 2 20. id. 18 — | Point de tare 
XV, 
Masties pröpar&s et matiöres A coller. | 
4. | Gölatine Par J wie . id. 150 — Caisses et futnilles „ + 159%. 
2. | Colte-forte et wolle de cordonnier . > 2... id. 40 | — |} Paniers . 41% 
8.1 Cire à escheter . | 2 2 onen d. id, 40 | — [Blle. 2.2...) dr 
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Droit 
en or 









Denomination, Tares. 





No. 





Pisstres. | Cent. 








Paniers -. . 2 2 0.“ 9%. 
Caisses ot füts renfermant 
bouteilles ou eruches 24 „ 


id. 120 — Caisses et futnilles . . 159%. 


Gomme, colle et ciment (solutions) eu bonteilles| cent kilos 180 — 












5. | Pains à cacheter . . . 

6. | Mastie pour vitre pröpare ä Thuile . id. 30 | — [NPanierss . .... Fi ge 
1.16u . . De nr id, 80 = Balls . » 2 2.2. 4„ 
8. | Dextrine et "iocomme i id. 25 | -— | Point de tare. 

9, | Albumine TR id. 300 | — 65* et futaills . . 15 %u 
10. | Colle de poisson . id, | Te 









XXVL 
Huiles grasses et graisses pour l’industrie. 


Huiles grasses et siccativer en füts, telles que: 
huiles de colza, de lin, de raves, de toürnesol 
et autres à l’exception de celles designdes au 
gronupe X, ainsi que huiles de palme conerätes 












Pour les ante: 
| Doubien 1 füts . «119 









et beurre de coco . id 32 — Sur) ua 
2. | Suif, graisse et huile de poisson "et antres graisses | j ar Lea salinas: 
animales non comprises au groupe II e id 32 — 
Caisses et futailles „ . 13%, 
3. | Stearine, — et blanc de baleine . id 12 - Panies . 2 2 209. z 
4. | Cire ee ae a ea id, 120 na ne 7 
Glycerine: 

5. a) en füts, en caisses de fer-blane ou en dames- | 
jeannes d’un poids brut de 25 kilogrammes | — REN, 1190. 
ou au-dessus Day vol ar ers id. 48 — des boitee en fer-blane 

= b) v6 & ch 88 ou dames-jeannes . . 13 „ 

i en röcipients pesant chacun moins de 
kilogrammes ; ; N id 10 | — { — EIER y- * 
7. | Residus d'huiles minérales pour graissage . id, 10 — 
8. | Cambouis et autres pröparations pour graissage id, 20 — Point de lare. 
| 
XXVII. | 
Chandelles et bougies. t 
—— et bougies: 

1. a) de suif . id, 60 — 

2. b) de stearine, de cersine, de paraffine ete. id. 112 Caisses et futailles . . 16%. 

3. ec) de cire, torches de cire et bongies de blanc | Paniers . . . — 
de baleine Ar ae: 150 ı Balls... 0.0... 6. 

4. | Möches &conomiques . id. 180 | — 

XXVIII. 
Savons. | 
Savons: | | Caisses et futailles . . 18%. 
1. a) mous, verts, noirs et autres savons mous il, 30 | — [/Paniers . .... Im 
Balls. -. . 2... 65 
| ' Doubles füs .... U, 
2. b) durs, communs, non parfumds. . id. 40 — uisses et futailles . . 18%. 
3, | Savons de toilette non parfumes, en tablettes, en | Paniers . . ....9, 
boules, en boites et savons parfumes 2 id, a7 — [len .. 2... 6, 
AKIX. 
Parfumeries. 
1.| Eau de Cologne, eau de — — et ' : PR 
poudre & poudrer . ie .. nd id, 195 | — [rain = — ns 5 * 
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— 


an ? spa mw 


sm» » 








Droit 
Dönomination. Unite. m 
Piastres. | Cent. 
Pastilles, poudre et papier ä parfumer, fard et 
feuilles & farder, vinaigres cosmetiques, poudre 
dentifrice et tous autres parfums et eosmeötiques 
prepares & l’exception de huiles dtherdes dnume- 
rdes au groupe XXI . . . | cent kilos | 300 — 
XXX. 
Artieles inflammables. | 
Fils et cordons soufr6s . id. 30 | — 
Möches à mine de toute espöce . prohibees 
Pidces d’artifice pour divertissement . ‚[cent kilos | 300 | — 
Allumettes et allumettes-bougies . id. 140 | 
Amadou, BE amadou et mäches ‚salpttröen ä ä | 
briguet . id, 90 — 
Pondre à tirer.. prohib&e 
Capsules: | 
a) de pondre fulminante de guerre . prohibees 
b) de pondre fulminante de chasse boite 
comprise . f ä . cent kilos | 360 — 
Cartouches: 
a) de guerre . er prohiböes 
b) de chasse, pleines . ra ; prohibees 
les quantitös admises. . .[eent kilos | 200 — 
ec) de chasse, vides (douilles) . id. 90 — 
xxxi. | 
Produits bruts non dönomm&s ailleurs d’origine 
animale, végétalo ou minerale, pour l’industrie 
ou la pharmaeie. 
Sangsues (terre et röcipiente immédiats eompris) . id, 240 | — 
Graine de vers-A-soie exempte 
Eponges . .[eent kilos | 600 — 
Cardäres . id. 16 — 
Mercure , id. 180 — 
Soufre en morceaux, en eanons, on moulu et fleur 
de soufre . ar ee TF id. 5 | — 
Phosphore id. 320 | — 
Bolet, amadouvier. id, 16 — 
XXXII. 
Terres et pierres. 
Terres brates: . | 
a) chaux brute, vive, cuite et éteinte id, 1 — 


| 
| 


Tares. 
Calsses et futallles . . 16% 
(| ı EEE BE , 
Bil -. 2.4 > % 6 ” 
Hrn et futailles 16°. 
Panies . . » 2». P 
J Blle . 2.2.20. . 
Cnaisses et futailles 16%. 
'ı EEE 5. 
er rer 6, 
Caisses et futailles 13 %. 
Panier® . 2. + =... 6. 
Balls . 2 2. %+ = 
Caisses et futailles . . 16% 
Panies . - : +.» 2 
Bales. . : = 2.0.» » 
Point de tare. 


Bla. +»... 6. 

Point de tare. 

m * de cuir emballds 
ee 15%. 


baril 
En röeipients de foute . 2 „ 


Point de tare. 

Caisses et futailles . . 16° 
Obs. Indäpendemment de 

la tare de 16° pour l’embal- 

lage extärieur, il est alloue 

pour les baites en fer-blane 

avec de l'eau 20°. ot pour les 

röcipients on verre avec eau 
laces dans des boites en fer- 

—*— 36 06. 

Point de tare, 


Point de tare. 
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an 
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"=2nnam » = 


Deönomination. 


b) plätre (gypse) natif, brat, caleine, on lave | cent kilos 


ce) eiment brut, grill& ou monlu, Br de 
marbre . . . 

d) craie et autres terres brutes . 

Pierres brates ou simplement taillöes en bloes: 

a) marbre blanc on de couleur 

b) pierre de Malte et pierres calcaires . 

€) pierre noire de Gönes i 

d) pierres ä feu . . . ; 

e) pierres lithographiques, non polies . 

f) minerai d’ömeri, en bloc ou en poudre 

g) ardoises pour toiture, en blocs ou en plaques, 
non polies . 

h) autres pierres brutes ou simplement tailldos 
en bloe . . 


AXKI. 
Ourrages en pierres. 


Meules à moudre cerclöes de fer ou non. . . 

Plaques de pierre de Malte d’une öpaisseur de moins 
de 16 centimötres. . . 

Plaques de marbre non polies d’une ‚spaisseur de 
moins de 16 centimötres . 

Plaques et tables polies d’ardoise, de marbre blanc 
on de couleur, et d’autres pierres 


Pierres lithographiques polies . 

Pierre de touche, pierres & aiguiser et ä repasser 
de toutes espöces, non combindes avec d’autres 
matiöres . . . 

Ouvrages grossiers et non polis de ciment ou de 
tailleur de pierre, tels que: jambages de portes 
et de fenötres, piliers et parties de piliers, con- 
duits et, tuyaux, auges, ornements pour construc- 
tions et autres ouvrages analogues . F 

Tablettes d’ardoise encadrées de bois . 

Ouvrages fins en pierre, tels que: devantures sculp- 
töes de cheminde, statues, bustes, figures d’animaux 
et articles de luxe (pressepapiers, chandeliers, 
coupes, encriers, objets propres & garnir les tables 
et les étagéres) ainsi que ouvrages en pierre 
combinds avec des metaux ou autres matiöres 
en tant que, par suite de ces combinaisons, ils 
ne sont pas eompris dans le groupe IIC 


XXxXIV. 
Ourrages en plätre, porcelaines. 


Ouvrages en plätre (gypse) de toute espöce . 
Ouvrages en argile et terre cuite, non colories: 
a) briques pleines et carreaux non vernisses 
- b) briques creuses et tuiles de toute espäce 
non vernissdes . 
€) carreaux, briques et tuiles vernisses et bri- 
ques à nettoyer . . TF 
d) briques refractaires de toute espdce . . 
Ouvrages non dénommés en terres zu propres 
ä la bätisse . —F 


Unité. 


id. 
id. 


Droit 
en or 
Piastres, | Cent. 
2 — 
2 80 
1 — 
5 60 
1 — 
4 80 
5 60 
6 1. 
6 40 
4 — 
1 = 
1 ur 
1 50 
12 — 
22 50 
20 — 
15 — 


15 | 


15 


150 


. © > — 








Tares, 


Point de tare. 


Point de tare. 


Caisses et futailles . . 16 %o. 
Paniers . «+ + + = 
Balea : x 2.0.“ u 
Caisses et futailles . . 23% 
Paniers » » «2 +» 3. 


Point de tare, 
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No. 


w- 


„600 


no © 


ne © 


10. 


11, 


12. 





Dönomination. 


Tuyaux et tubes en — 
Oreusets. 


Pipes et tötes de pipe en terre : 
Jetons et chiques an marbre ou en terre. 


Jarres, poteries communes de grös et autres Dein 
ries communes . . 

Articles do terre cuite ou de faience, tels que: ser- 
vices de table, po&@les et parties de poäles, car- 
reaux de revötement pour muraille et pour 
carrelage: 

a) d’uns seule couleur 
b) de deux ou plusieurs conleurs, dores, ar. 
gentes, peints . Br Apr jet — ie 

Porcelaine: 

a) blanche 
b) de couleur, peinte, dorde 

Önvrages en argile, terre cuite ou poreelaine de 
toute sorte, combinds aver d’aulres matidres en 
tant que, par suite de ces eombinaisons, ils ne 
sont pas compris dans le gronpe IIC . , 


XXXV. 
Verres et verrories. 


Verre en masse, verre pulvérisé, verre casse 

Verres creax communs, de couleur naturelle, möme 
moulds ou clissts, mais non blancs et non tailles, 
tels que: ER bouteilles ete. . 

Cylindres ä lampe . 

Verres creux, blancs ou laitenx, unis et monles, 
mais ni polis, ni taillös, ni graves, tels que: ca- 
rafes, verres, globes de lampe et autres 


Verres à vitre blanes ou mi-blanes . 8 - 
Verres ä vitre de couleurs, à dessins on — 


Pendants (pendeloques) pour lustres; boutons en 
verre de toutes couleurs avee ou sans eillet; 
perles en verre, émail et vitrifieations de toutes 
couleurs, möme devidees sur fil . 

Autres cristaux et verreries: 

a) polis, d&polis on tailles, mais non colories 


b) colories, peints ou dor&s, m&äme polis, 
depolis on taillds . i 
Glaces et verres en table, bruts, non polis, eoulds, 
möme ä relief et tuiles en verre . 


Glaces et verres en tables, polis ou &tames, möme 
& biseau ou bombes . Pr 


Ouvrages en cristal et verres de * — com- 
bines avec d’autres matieres en tant que, par 
suite de ces combinaisons, ils ne sont pas com- 
pris dans le groupe IIC, tels que: lampes, lustres, 
encriers en verre revetus de euirs, miroirs en- 
cadres, parures, fleurs artificielles ecombindes avec 
des fils de fer . — — —— 


cent kilos 


id. 


Droit 
en or 


Pinstres, | Cent. 


18 
60 


180 





80 


50 


} Point de tare. 


Csisses et futailles 
Paniers 


j Caisses ot futailles J 


A Paniers . 


Point de tare, 


Caisses et futailles 
Panier . 


| 


1" de tare 


{ Calsses et futailles 
ie . . . 


Point de tare. 


Caisses et — 


Paniers . 


Caisses et futailles 
Paniers . . 


Point de tare. 


Caisses et futailles 
Paniers . - . 


—* et — 
Paniers 


. 23 Yo. 
. 18 


. 16%. 
9 


. 3 Yu. 
13 


16. 
ie 


. 28%. 
"1, 


» 


2805. 
—T 


16 %. 
9 


. 23 %0. 
.13,„ 
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— 


Denomination. 


XXXVI. 
Minerais de fer. 






Minerais de fer 


XXXVII. 
Matériaux bruts Je fer, 


Déhbris de vieux ouvrages en fer ou en äacier. 
limailles et copeaux 

Fonte de toute espece . 

Fer en lonpes et en lingots j 

Avier brut, fondu, afine ou en barres 


XXXVII. 
Fahricats inconplets de fer. 


Fers en barre, ronds, carres; fer en bottes, A angle 
(fer A coude), ſers al T I et semblahles; tils 
de fer . 

Rails pour chemin de fer, en fer on en acier 

Fils de fer euivrds, &tames, zinguds, plombis 


Fils d’acier . a Na re 
Fer pour soe de eharrue; töle ei plaque de fer 
möme vernies au vernis commun: cereles en fer 
et lames pour cercle . 
Töle et plaque d’acier: 
a) brutes 
b) polies . Bed reset I aa 
Fer blaue et töle &tamee: autre töle et plaque de 
fer ou d’aeier, vernie, cuivree, zingute, plombee, 
uickelte . ; 


XXXIX. 
Ourrages irös-grossiers en fer ou fonte. 


Ancres et chaines d’anere et de navire 

Cäbles de fil de fer . ERS 

Toyaax et tubes en fer forgs, lamine ou eire, y 
compris les pieces de raccord . — 

Ouvrages trös-grossiers en fonte, mémo vernisss 
au vernis commun et lors meme qu'il s’y trouve 
des parties de fer forge servant uniquement & 
l'assemblage, ou lorsqu'il y entre du bois, tels 
que: fourneaux, plaques fagonnces, grilles, tuyaux 
et tubes en fonte ete. ne: u 


XXXX. 
Ouvrages grossiers en fer ou acier, non polis 
ni vernis au vernis fin. 
Clous de toute espüce 
Limes en pailles . 
Vis a bois . . 
Cäbles pour telegraphe . 


Unite, 


vent Kilos 


id, 
id, 
id, 
id. 


id, 
id, 


id. 


Droit 

en ör 
Piastres. | Üent, 
— 80 

I 
3 20 
32 
4: 80 
14 40 
7 60 
1 60 
0 | — 
| 

10 

a — 
24 — 

| 

| 

16 | 

| 

| 
165 | - 
24 — 
24 — 

| 

| 
12 — 


11 
36 
36 
32 


| 


Point de tare. 


Point de lare. 


Point de tare. 


Point de tare. 


Point de tare. 


Caisses et 
Paniers . 
Balles 


. 10%. 


” 


* 
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Dänomination. 





Piastres, Cent. 





Branches et gamitures de ——— ou de para- 


sole, en metaux communs . . > 20.0. „[eent kilos 86. — 
6. |Lits de fer ordinaires . . Er en ee u id. 30 — 
7. | Batteries de cuisine &mailldes. Aue: : id. 55 — 
8. |En general tous les ouvrages communs eu ſouto, 


en fer, en acier, en töle, en fer blanc, en fil 

de fer et en fil d’acier, non denommes ci-dessus, 

möme en combinaison avec du bois, mais non 

polis, ni vernis au vernis fin, tels que: haches, 

cogndes, marteaux, serans, chaines hormis celles 

d’ancre et de navire, limes non denommees sous 

N: 2, scies, faux, faucilles, James de hachoir, 10% 
tenailles et pinces, fers de rubot, fermoirs, — ei feinen . . a 
ebauchoirs, eiseaux de menuisier, de drapier, de a 
taillenr, de jardinier, de tonte, eisailles, tambours 

a torrefier le cafe, moulins ä cafe, poßles ä frire, 

batterie de cuisine 6tamee, meubles ordinaires 

en fer forg6 (& l’exception des lits), böches, pelles, 

clefs, serrures, eadenas, &taux, encelumes, fers ä 

cheval, eouteaux communs pour artisan, &trilles, 

outils non denommes ailleurs à Yusage de l’in- 

dustrie ou de l’agricnlture, poids en fer ou en 

fonte de toute esp&ce, fers A repasser, balances, 

bascules et romaines, fleaux de balance, coffres 

forts, ressorts pour meubles, bassins à water- 

eloset, charni&res, crochets, boulons, pitons, gar- 

nitares de portes et de fenötres . . ..... id, 56 — 


XXXXI. 
Articles fins en fer. 


Contellerie fine, mais: non doree, ni argentde (con- 
teaux, fourchettes, canifs, rasoirs, ciseaux à deux 
branches, tire-bouchons), m&me en combinaison 


avec de l’6eaille, de la nacre ou de l’ivoire , . id. 325 — 
2. | Aignilles & tricoter, &pingles à cheveux . . . . id, 5 — 
3. | Epingles en mötaux communs . id, 10 | — 
4. | Crochets ä tricoter, aiguilles & emballage et a , voile, | 
aiguilles à condre, bagues et des a coudre, plan- 
chettes pour eorsets et autres; bontone . . . id. 200 | — 
5. |Toiles metalliques en fer . . id, 5 | — Pr 
6. | Plumes mötalliques à &erire; perles Wacier, par ures | un ERDE: 5: 36 I 
d’homme et de femme non comprises au groupe | en: an le 


IC, sonnettes et elochettes, ressorts pour montres, 

pendules et horloges; en general tous les articles 

non denommes ci-dessus en fer, fonte et acier | 
vernis au vernis de laque; ainsi que ceux en 
fonte fine, en fer poli, en acier poli, en fil de 
fer et d’acier polis; ou bien en fer on en acier 
eombines avec des matiöres autres que le bois 
en tant que, par suite de ces combinaisons, ils | 
ne sont pas compris dans le groupe IIC . . . id, 240 — 


XXAXL. 
Minerais de plomb. 
Minerais de pomb » 2. 2 2 nn ne id, 8 — 1 Point de tare. 
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No, Denomination. Tares. 


Piastres. | Cent. 







XXXAIII. 
Matérinux bruts de plomb. 


Plomb brut en lingots, en barres, et debris de vieux 
onvrages en plomb ee ——— 








eont kilos 2 — Point de tar. 







XXXXIV. 
Ourrages incomplets de plonb. 





























1. | Plomb en feuilles et fil de plomb id. 18° — | Point de tare. 
XXXXV. 
Artieles finis de plomb. | 
1. | Caractöres d’imprimerie i id. 130 — 
2. | Ouvrages en plomb communs, tels que: 'vases, enves 
chaudrons, tuyaux, plomb de chasse . id. 30 — [1 Cnisses et futailles . 66 
3. | Autres artieles m&me combines avec da fer ou du Balle ...... 1. 
bois, non polis, ni vernis ic. 4 | — 
4. | Ouvrages fins on vernis; ouvrages en "plomb com- 
binss avec des matiöres autres que le bois et le 
fer, ainsi que les parures d’homme et de femme 
non comprises au groupe IG., boutons, euillers R — 
et antres articles semblables id. jan: ee N ET ° 
XXXXVI. 
Minerais de zine. 
1. | Minerais de zine . id. 2 — De 40e iare. 
XXXXVII. 
Antériaux bruts de zine. | 
1. | Zinc brut en lingots, en barres . id, 16 — pa a 
2. |Debris de vieux onvrages en ziue et döchets de zine id. 12) — } ra 
IL. 
Ouvrages incomplets en zine 
1. | Zine en feuilles, en plaques et fil de zine id. 18 | — | Point de tare. 
IL. 
Articles finis en zine. 
1. | Ouvrages communs en zinc, möme combinds avec 
du bois ou du fer, non polis, ni vernis, tels que: 
feuilles et plaques de zine estam „ner bomböes ou 
perc&es de trous, vases, cuves, chaudrons tuyaux, | 
ornements pour construction; articles communs j | Caisses ot futailles . . 6%. 
en ſil We: 7. Ve id. N ee 
2. |Pieds de lampes, polis ou vernis . - id. 2 — 
3. | Ouvrages fins en zine, ouvrages en zinc, "eombinds 
avec des matiöres autres que le bois et le fer, Caisses et futallles . . 20% 
ainsi que les parures d’homme et de femme non Panie® : .....138, 
comprises au groupe IIC., boutons, ornements 
pour constractions enivres ou vers 2 id. 135 | — 
L. 


Minerais d'étain. | 
1. | Mindrais d’ätain 20 ul. 10 — Point de tare, 
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2. 


1% 











Dönominatiom. 


LI, 
Matöriaux bruts d’ötain. 


Etain en lingots et en barres . 
Debris de vieux ouvrages en étain et dechets d’stain 


LII. 
Ouvrages incomplets d'étain. 
Etain en plaques, en feuilles et fil d’etain 


LI, 
Articles flnis d’6tain. 


Öuvrages eommuns en &tain, tels que: tuyanx, 
plats, assiettes, chaudrons et autres vases, möme 
en combinaison avec du bois on du fer, non — 
non verbis 

Ouvragos ſins en stain, möme vernis, et les onvrages 
en etain, combinds avee des watieres antres que 
le bois ou le fer, ainsi que le tain, les parures 
d’homme et de femme non comprises au groupe 
IC, boutons, cuillers, theieres et autres articles 
semblables 


LIV. 


Minerais de euivre et d’autres nıötaux eommuns 
non dénommés ailleurs. 


Minerais de cnivre et d’aufres metaux communs 


LV. 


AMntériaux bruts de euivre et d'autres métaux 
ceommuns. 


Caivre brut en lingots . i 

Debris de vienx onvrages en enivre 

Autres metaux commnns, brats, non denommes aux 
gronpes NXXVI—LVII en lingots, ainsi que les 
debris de ces metaux; nickel; bronze; packfong, 
tombae et autres alliages bruts de metaux com- 
muns, en lingots, ainsi que les debris de ces 
alliages a l’exception du laiton 


Laiton brut en lingots et debris de laiton 


LVI. 


Ouvrages incomplets de euivre ou d’autres 
meiaux communs. 


Cuivre forge ou lamine, en barres, en fenilles möme 
simplement — *— ———— ainsi que 
fil de cuivre . 

Laiton forgé ou lamine, en barres, en feuillee möme 
simplement deeoupees Br — ainsi que 
fil de laiton . . . ; —— 


Unite. 


cent kilos 


id. 


id. 


id. 


id. 


id. 
id. 


id 
id. 


id. 


_ Droit 
en or 


Piastres. 


92 
80 


v2 


156 


240 


60 
48 


64 
32 


12 


64 








Cent. 


\ 


\ 





Tares. 


Caisses et futailles . 


Paniers . 
Balles 


Usisses et futnilles 
Paniers . : 
Ballas 


Caisses et futailles 
Paniers . 
Balles 


Caisses et futailles 
Paniers . : 


Point de tare, 


Caisses et futailles 
Paniers . . 
Balles 


Caisses et futailles 
Paniers . 
Balles 


. 10% 





EN: Ye 


. 10’; 
R 
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Denomination. 








3. | Niekel, aluminium et autres medtaux communs, 
bronze, packfong et autres alliages eommuns, 
forg‘s ou laminés, en barres, en fenilles möme 
simplement deeoupees pour plateaux, ainsi que 


3 [ Caisses et futailles . . 18%. 
les file de ces mötaux on alliages 


Paniers » : 2... 6, 
Balls - - ». 2... 4, 


cent kilos 


LVII. 


Articles finis de euirre et d’autres métaux ou 
alliages communs. 


1. | Ouvrages de chaudronnier et de fondenr de laiton 

et autres ouvrages communs mais non vernis, en 

enivre et en fonte de laiton, tels que: alambiecs, 

carreaux A repasser, seaux, poids, charnieres, 

crochets, robinets, truelles, lampes, chandeliers, 

moucheties, mortiers, verroux, tuyaux et tubes, 

serrures, 6erous et boulons A vis, plats, garnitures 

et pentures de portes et de fenötres, de coffres 

et de voitures; plateaux et bassins de balance et 

tous les ouvrages communs analogues, m&me com- 

binds avec du bois ou du fer, non polis, non vernis, 

ainsi que tous les ouvrages en fenilles de laiton id. 
2. | Toile metallique, tissus et tresses de fil de cuivre, 

de laiton ete. . . il. 
3. | Autres ouvrages en euivre ete en laiton, meme com- 

bines avec d’antres matieres en tant que, par 

suite de ces combinaisons, ils ne sont pas compris 

dans le groupe IC. ainsi que tous ouvrages en 

mötal britannique . . id. 
4. | Ouvrages en aluminium, niekel, packfong, bronze et 

autres mötaux ou alliages communs, mäme com- 

bines avee d’antres matieres en tant que, par 

suite de ces combinaisons, ils ne sont pas compris 

dans le groupe Il. . 2. 2 2 2 2 20. id, 


Caisses et futailles . . 13% 
Panien . : 2 6 
Balles . ar Mer 


LVIII. 
Mötaux preeieux. 


1. |Or, argent et platine, bruts ou en lingots, ainsi 
que les debris de vieux objets et les döchets , exempts 


LIX. 
Bois brut. 


Bois d’eb£nisterie et bois dar de construction on 
pour des ouvrages de metier, brut, travaille ä la 
hache, scié on rabot&, en blocs, en planches, en 
lattes on en fenilles ayant une &paisseur de plus 
de 2 millimötres et demi: 


1. a) bois de nis . . ». 2 2202020. „feent kilos 6 — 

2. b) bois d'ébä neee.. rn id. 10 — 

3, 6) bois dacam . » - 2 2 2 2 20. id, 16 — 

4, d) bois de moyer . . . 2 2 2 2a id. 4 |) — | 7 Point de tare. 
5. e) bois de palissandre . . id, | — 

6. f) bois de chöne, de  hitaigner, de Io platane | 


et autres. . . : id, 2 40 
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Denomination. 


Bois blanc de construction ou pour des ouvrages de 
metier sans tenir compte des intervalles entre les 
pieces empildes pour le mesurage: 

a) scies, rabotes, en blocs (galatz), en planches, 
en lattes, en feuilles . 5 

b) mats, vergues, perches etc., bruts ou simple- 
ment travaillös ä ia hache . 

Merrains (douves) en bois dar ou blane, scies, de. 
coupes ou rabotes ee 


LX. 
Matiöres à tailler. 
Fanons de baleine bruts 


Cornes et — de corne 

Ivoire . 

Dents de morse et d’autres animaux . 

Coquilles de nacre et autres, brutes 

Noix de palme, de coco, de corrozo et autres noix 
& tailler . . 

Ambre brut 

Jais but . . 

Plames turques (Kalem) 

Plumes d’oie & &crire . 

Liöge brut . . . 

Ecaille de tortue . . . 

Autres matiöres & tailler . 


LXI, 
Matiöres A treillis. 


Roseaux et joncs m&me fendus et paille —— 
pour la fabrieation de siöges, non teints . . 


Roseaux, joncs, paille et autres matiöres pour treillis, 
blanchis, vernis ou teints, ainsi que rotins fendus 
pour la fabrication de sieges, de corbeilles etc. 


Tilles, osier, &corces et lattes pour paniers et autres 
matiöres brutes pour treillis non denommees ci- 
dessus SO er 


LXII. 
Ouvrages en bois et en matidres A tailler. 


Onvrages communs en bois, de tonnelier, tourneur, 
menuisier, charron et d’autres metiers analogues 
simplement rabot&s ou taillds: 

a) non teints . . —— 
b) teints, passes au "mordant, vernis, polis; 
baguettes et cadres en bois bronzes ou dores 


Bois en feuilles pour — de 2 millimötres 
ou au-dessons 
Ouvrages fins: 
a) en bois blanc sculpte, mäme simplement 
teints ou passös au mordant —— 
main, etageres ete.).. an 





Unite. 


le mötre 
cube 
id, 


cent kilos 


id, 


id. 


Droit 
en or 


Piastres, | Cent. 


16 
10 


16 


25 
66 


44 


100 





| 


Tares. 


Point de tare, 


| Caisses et futailles . 


Paniers 
Balles 


- 20 9a. 


* 


74 


Point de tare. 


Caisses et futailles 


Paniers 
Balles 


Point de tare, 


Coisses et futailles . - 


Ze BE Zu Ze Ze 


Point de tare. 


Oaisses et futailles . 


Point de tare. 


Point de tare, 


Caisses et futailles . 
Paniers . 


Balles 


. 20 "fo. 
RT ei 


» 20”jo. 
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No, Denomination. Unite. mer Tares. 
Piastres. | Cent, 
b. b) autres ouvrages en bois finement peints, 
bronzes, en marqueterie, avec sculptures 
ou eombines avec d’autres matieres en tant 
que, par suite de ces combinaisons, ils ne 
sont pas compris dans le groupe IIC. et ä 
l’exception des objets önumerds & l’article 2 | cent kilos 210 | — 
6. | Liöges coupds en planches ou en feuilles . id, 36 | — — et — 
7. | Ouvrages en liöge, tels que: bouchons, semelles id. 120 | — — 
8. | Fanons de baleine fendns . id. T00 | — 
9. | Plaques et feuillets de corne ou d’os simplement 
coupes ou scids . . id, 60 — 
10. | Peignes de corne et antres articles en matieres ä | 
tailler & l’exception de l'ivoire, de l'ecaille et 
autres mentionnes au groupe II. id. 2235| — 
LAIII. | 
Vannerie, brosserie, tamiserie. 
Vannerie en osier: | 
1. a) commune, non teinte, non passee au mordant, 
non vernie, telle que: bannes de voiture, 
nasses, hottes, — ä linge, corbeilles 
de voyage etc. id. | — 
2, b) commune, teinte, passce au mordant, vernie, Caisses ot futailles . 
mäme eombinde avec des mötanx communs ; Paniers . 
de toile eirce, de cuir tanne, * ou Balles 
simplement noirei . . id. 48 | — 
3. | Vaunerie fine et toute vannerie eombinde avec des 
matiöres communes autres que celles denommdes N 
à Vartiele preeddent . . . RE id, 144 | — | Pie 5x — 
Brosserie: Balles 
4, a) ordinaire, combinde avec du fer ou du bois, 
sans polissure, sans vernis, telle que: balais 
ordinaires, balais en ramille, balais en 
paille de riz et en autres matiöres sem- 
blables i id. AB: IE Te > 
5. b) brosses et pinceaux ordinaires en soie de Br 
pore . . id. 168 | - 
6. e) toute autre brosserie vernie, polie on com- 
binde avec d’autres matieres communes non 
comprises au groupe IIC., telle que: balais Caisses et futailles . 
fins, brosses fines, pinceaux fins ete. id. 300 real 
Onvrages de tamisier: 
T; a) ordinaires, ni polis, ni vernis, m&me com- Caisses et ag .. 
binds avec du fer ou du bois. id, 12 — [5 Paniers . 
Balles 
8. b) fins, polis ou vernis, ainsi que ceux com- j Caisses et futailles . 
bines avec d’autres matiöres communes id. 14 | — — nn 
Alles 
LXIV. 
Ouvrages en paille, sparterie ete. 
1. | Bandes de paille et bandes de sparterie Peer la ass tutailles 
fabrieation de — et autres id, 350 | — |} Paniers . 
2. | Sparterie ER EIG id, 720 | — | Baltes 
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No. 


P=ruN 





Dänomination, 


Nattes et tapis de pied et tous autres articles de 
paille, de roseaux, de varech, de jone et de 


matiöres somblables möme soutenus par des ficelles | cent kilos 100 


Chapeaux (voir groupe LXXXVIN. 


LXV. 
Chiffons. 


Chiffons; rognures et maculatures de papier . 
Demi-päte de papier en bloe ou en masse 


LXVI. 
Papiers et cartons 
Papier de paille pour emballage . 
Autres papiers d’emballage de toute enpiee; papiers 
buvards, papiers & filtrer j Er 
Papier imitant l'ardoise 
Papier d’emeri et autre papier a polir et ä gratter 


Papier mort-aux-monches et — meödicamentes. 

Papier & imprimer 

Papier dit de soie non teint et papier ä eiareite⸗ 
en feuilles . ; z 

Papier dit de soie teint 

Papier & &erire et papier & lettres, rege on non 
rögle . . 

Papiers ä dessiner, bristol, ivoire, papier glac6 et 
autres pour cartes de visite, pour — ete. 
papier de musique rayé 

Papier lithographie ou imprime "pour rogistre, 
papier formulaire pour eomptes, Ötiquettes, de- 
vises, lettres de voiture, connaissements etc. . 

Tentures (papiers peints) . — 

Papiers dor&s, argentẽs, moires, marogaind, canevas 

Autres papiers teints ou eolories . 

Papier parchemind — 

Carton pour toiture , 


Carton dit de wir 


Autres cartons 


’ 


LXVII. 
Artieles en papier et en carton. 
Enveloppes, möme doublöes de tissus, et eahiers . 


Livres de comptoir et pour copie de lettres . 

Papier à cigarettes en petits cahiers 

Cartes à joner . 

Tuyaux et tubes en earton asphalts 

Tous ousrages en papier, en carton, en papier- 
mäch‘, en carton-pierre ou autres cartons sem- 
blables, meme combines avec d’autres matiöres 
en tant que, par suite de ces combinaisons, ils 
ne sont pas compris dans le groupe IIC., tels 
que: faux-eols et manchettes möme doubles de 
tissus, albums et autres onvrages de relieur non 
eompris aux groupes LXX et IC, ornements, 
cadres, masques . FE RR —* 


Unite. 


id. 
id. 


Piastres, | Cent. 





125 


50 


— 


Calsses et futaillee . 
aniers 


Balles 


Point de 


Point de 


Caisser et futaillee . 


Paniers 
Balles 


Point de 


Caisses et futailles . 


Paniers 
Balles 


Tares, 


tare. 


tare. 


tare. 


Point de tare 


Caisses et futailles . 


Paniers 
Balles 


Point de tare 


Caisses et futailles . 


Paniers 
Balies 


. 18 9a. 
9 
un 


. 16%. 


. 13%. 
: 9. 


6. 


. 18%. 


. 16 %o. 
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No. Dönomination. 
LXVIII. 
Peaux brutes. 1 
1. | Peaux brutes, fraiches, sech6es ou saldes, avec poils | 
ou depouilldes de leurs poils A l'exception des j Caisses et — .. 12%. 
articles eompris aux groupes LXIX et LXXI .|cent kilos 40 — Kress en 
Balles 3 
LXIX. 
Cuirs, | 
1. a) Cuir & semelles et cuirs semblables tannes | 
non corroyds . id. 10 | — 
2, b) enir corroy6 ä l’usage du sellier et du 





harnacheur: couleur naturelle (beiaz sa- 
bounlou keussöl&); noirei (siah sabounlou 
keussel&); jaune (sari touroundji sabounlou 
keussele); cuir de Russie dit telatine teint | 
ou non teint . . id. 10° — 
3. e) veaux et vachettes eorroyes et graissie, 
eouleur naturelle, noircis ou eiré s; peaux de | 
chövre corroydes et graissces; noircies, 
möme grainees non comprises au para- | 
graphe d. . id. 270 | 
4, d) peaux de mouton ‘et de chövre et antres | 
peaux corroytes, teintes, et tontes les peaux 
chagrindes, a dessins ou lustrees . . id. 460 — 
D. e) cuirs vernis de toute espöce (montons, 
veaux, chövres, vaches, chevaux et autres) id. 500 — 


Caisses et — . . 16% 
Ban Paniers . . . ..13,„ 
Balls . 2. 2.22.64 


6, f) peaux de chevreaux prepardes pour la 
ganterie, veaux megisses dits „gand* et 
autres cuirs megissds; euirs chamoises . . id. 360 — 


Parchemin . . u A a ae a id. 600 — 

Cuir ſactice (talache) a id. 20 | — | Point de tare. 

Avant-pieds et tiges pour ehaussure et courroies de 
toute espece (20%, en sus de la taxe du ceuir | 65* et futailles16 00. 


von 


dont ils sont eonfeetionnes) . » 2 2 2. id. — | — Il Paien . . a, 
Balles ee —— 


LXX. 
Articles en enir, 


Ouvrages en eordouan, en marognin, en peaux de 
Bruxelles et de Danemark, en peaux chamoisdes 
on megies, en cuirs teints ou vernis et en 
parchemin, m&me combines avee d’autres matidres 
en tant que, par suite de ces combinaisons, - ils 
ne sont pas compris dans le groupe IIC.: 

1. a) gants de peau. . . id. 3000 | — 
2. b) chaussures y compris eelles confectionnees 
en drap on autres tissus . . id. 1000 | — I] Caissos et futsilles . . Mn. 
3. c) antres ouvrages, tels que: albums, porte kanlers. 1413 
feuilles, porte-monnaies, porte-tabac, étuis, Bales . . 2... 6% 
mesures de tailleur, sacs de voyage, tuyaux 
de narguile, coffrets, 7 Eee id. 700 | — 


ÖObservation. Los bandages herniaires sont campris 
dans le groupe VÜ. 
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Deönomination. 


4. | Coffres en bois revötnus de toile ou de toile cirde . 


5. | Tentes eonfectionndes 
6. | Tous autres ouvrages de cordonnier, de harnacheur, 


m 
 spanan »w 


— —— 
wm 


— 
» 


de sellier, de malletier et de semblables metiers, 
tels que: bottes, bottines, souliers, selles, harnais, 
malles et en general tous les ouvrages en cuir 
tanne, rougi ou simplement noirei; les me&mes 
ouvrages combinds avec d’autres matiöres com- 
munes; ouvrages en toile cirde; chabraques 
(housses) en drap ou en £toffes semblables com- 
bindes avee du cuir ou de la toile eirée ou 
d’autres articles de cette nature . —* 


LXXI. 
Pelleterien. 


Peaux appértées, préparées, mises en blanc ou 
teintes: 
a) peanx d’agneau dites d’Astrakan, en blane, 
en noir, en gris 
b) tonte autre peau d’ agneau; peau de mouton, 
de chöyre et de ch&vre d’Angora 
Autres peaux pour la fabrieation de fourrures, 
brutes, appretdes ou teintes, entiöres, en mor- 
ceanx, ou ED morceaux cousus (touloums et tahtas) 
mais non confectionnees: 
Zibeline, hermine (cacoum et alaska) . 
Fonine, martre, petit-gris et deureuil, ventre ou dos 


Renard ; 

Kalinski (sari-samour) . 

Loup-cervier (vachak) . . 

Chat-cervier (karakonlak) . 

Chat sauyage ou domestique . 

Liövre, lapin, putois 

Loup, ours, tigre, lion, panthöre 

Autres animaux non dönommes . 

Pelisses en peau de mouton eomplölement ouvröes 
mais non revötues de tissus i 

Pelisses, couvertures et tapis, doubles ou non dou- 
bles, garnis on revätus (750/, en sus de la taxe 
de ia peau dont ils sont confectionnes, à l’excep- 
tion des confeetions faites avec les peaux énumé- 
rees A l’article 4 (fouine, martre ete.) qui seront 
assujetties & une taxe de 2000 piastres par 
100 kilos, et de celles faites avec les matiöres 
portees & Varticle 3 (zibeline etc.) qui acquitte- 
ront seulement la taxe fixde pour la pean). 


Garnitures, bounets, manchons et autres articles en 

fourrure, doubles ou non doubles, revätus ou non 
revötus d’etoffe on autrement garnis, en tant 
que la peau dont ils sont confeetionnes ne serait 
pas taxde plus haut; en cas contraire, ils seront 
assujettis A la taxe fixee pour la peau. 
Bonnets, gants, chaussures, ni doubles, ni recou- 
verts de fourrure, mais simplement bordes en 
pelleterie (voir la matiere principale dont ils sont 
eonfectionnds). 





Units. 


cent kilos 


id. 


Droit 
en or 


Piastres., 


130 
240 


900 
80 


= 


) Cent. 


\ 


Tares. 


Caisses et futailles . 


Paniers . 
Balles 


Caisses ot futailles . 


Paniors . . 
Balles 


Caisses et futailles . 


Paniers . . 
Balles 


16 %a 
13 


. 16%. 


m. 
” 
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No. 


»oDXm 


non 


11. 
12. 


1. 


san 2 man DM 





Denomination. 


LXXI. 
Poils, plumes et matiöres A rembourrer. 


Cheveux non onvr& . 

Crins de queue de cheval m&me tordus et soie de 
Ort. 

kurs erins et poils d’animanx, les laines exceptees 

Duvets et plumes de literie . . 

Plumes de parure non — telies que: plumes 
d’autruche, d’oiseau de paradis, eolibri et autres 

Plumes ordinaires non apprätees, telles — — 
de pigeon, de perdrix et autres . . 

Crin vegetal . En ei 

Etonpe de lin ou ‘de chanvre. . 

Autres matiöres ä rembourrer, le eoton exceptö 


LXXI. 
Coton brut ou peigne. 
Coton hrut, peigne, teint ou blanchi 


LXXIV, 
Coton Al6 et ouate. 


Fils de coton simples: 
a) 6erus. . 
b) blanchis . . . 
2 rouges de toute quali . 
) autres couleurs 
Fils de coton retors: 


a) derus . . 

b) blanchis . . 

ce) rouges de toute qualite . 

d) autres couleurs 

Fils de/coton simples ou retors accommodes pour 

le commerce de detail, c’est-ä-dire, mis en pelotes, 
bobines, petite scheveaux, cartes ou autres formes 
de mwercerie, quel que soit le nombre des bouts, 
6erus, blanchis ou teinte: 


a) sur bobines en bois, bobines comprises 
b) autres . 
Vigogne, melange de eoton et iine, | le eoton do- 
minaut en — 
te . . 


LXXV. 
Tissus de eoton. 
I. Tous les tissus & l’exception du velours, fagon soie: 
a) eerus, tels que: T’eloths, waste-cloths, 


grey-twills, grey-drills, grey-shirtings, gtey- 
cambries, grey-long-cloths et autres tissus 


Unite. 


id, 
id. 
id, 
id, 


Droit 
en or 


Pinstres. | Cent, 


‚cent kilos | 2400 


ri 


Tares. 


Osisses et futallles . 20 0. 
Fanierss 13 „ 
Ballen . 
BB 2 2 2 0 2a 3. 
Point de tare. 
We: le 6%. 
{ —QX = 
Caisses et futailllee . - 18" 
Paniers . 2». 10 „ 


En balles d’un poids brut 
tie dipassant pas 10OKg 
En balles d'un poids brut 
xu-dessus de 100 et ne 
döpassant pas 200 kg 
En balles d'un poids brut 
äu-dessus de 200 at ne 
de paasant pas 300 kg 
En balles d'un polds brut 
au-dela de KR. - 
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Droit 
en or 


No. Dönomination. Unite. Tares, 


Pinstres. | Gent. 
semblables ä l’exception de tulles et tulles ' 
dits anglais. . . .. >... | eent kilos 135 | — 

b) blanchis: | 
2. a) savaspoor propre à la fabrication de ! 
kalemkiar . . id. 125 | 
3. 4) mulls et tehapalis propres ä la fabri- 
eation de kalemkiar . . . id, 250 
4. 7) mull et savaspoor non compris aux arti- 
cles 2 et 3, gaze, tulle, jaconats, vietoria- | 
lawn et semblables tissus transparents | 
ainsi que les m&mes tissus 
eerus . id. 375. — 
5. 9) tous les autres blauchis, tels que: tissus 
dénommés au paragraphe a, ainsi que 
les madapolams, shirtings, piques, linge 
de table, mouchoirs ourl&s ou non our- 
les, futaine, et. -. . > 2 2 20a id. 2110| — 
e) teints ou imprimes: 
6. 4) gaze, tulle, mull, mousseline, jaconats, 
et semblables tissus transparents, tels 
que: kalemkiars, tarlatane, organdis, etc. id. 550 | — | Caisses et futailles . . 18%. 
Paniers . . 10 „ 
#3) tous les autres tissus lisses on facounds, En balles d’un poids brut 
tels que; &toffes pour doublure, draps a — 8. 
unis, ealicots, erdtonnes, piques, damas-  au-dessme de 100 et ne 
ses, tissus A raies, A fleurs, etc... . . id. 260 | — döpassant pas Mo ke. 6 „ 


8. d) dtofles tissces de fils teints on imprimes id. 216 | — [| Ba balles d'un poids brut 
au-dessus de 200 et ne 


: dpassa 5 
9. II. Velours fagon sole. . id, 480 | — Eu —— Beide rin 


10. [ III. Broderies ä la main, ou ala mecanigue, ou au-delä de 300%g.. . 3 „ 
avec applications, telles que: rideaux, bandes, 
entre deux ete . . .„ . I ne ae id. 1000 | — 
Observation. Le tissus * fond deeide selon l'artiele 
„broderies* des groupes LXXV, LXXIX, LXXXI 
et LXXXV la taxation des etoffes brodses ou avoe 
application, sans que la matiöre des fils ou tissus 
avec lesquels la broderie ou application a ets faite 
soit prise en coonsideration. 


11. | 1V. Dentellee . . . id. 1700| — 
12.] V. Bonneterie, telle que: bas, chaussettes, bonnets, 

gilets, calegons, gants, et autres trieotages, écrus, 

blanchis on en eodleurs . 2 2 2 2 202. id. 240 | — 


13. | VE. Passementerie et boutonnerie, m&me combindes 
avec du bois, de la corne, du verre, du caout- 
choue etc, telles que: boutons, glands, revätus 


de eoton sur des formes de bois, corne ete. . . id. 380 | — 

14. | VII. Filets de chasse, de pöche et autres rets . . id. 240 | — 

15. [VIII Meches à lampes tissees . . . 2... .. id. 150 | — 

10.118, Toile Es 25 0 re id. HI — 
LXXVI. 


Matiöres végétales A tler, le coton excepte. 


1, | Chanvre, lin, jute, chanvre de Manille, fire de coco 
et. toutes autres matiäres vegötales A ſtler à l’ex- 
eeption du cotoonnn. id. 201 — J Point de tare. 
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»oanum 


Denomination. 


LXXVII. 


Fils de lin, de chanvre et d’antres matiöres 
v6g6tales à filer. 


Fils de lin, de chanvre, de jute ou de toutes antres 
matieres textiles vegetales & l’exception du eoton: 


a) simples, ecrus:! 
a) grossiers de jute . 
A) autres . Be 
b) simples, — mprimös blanchis ou 
lessives j — an ae 
e) retors, derus 
d) retors, blanchis, lessives ou teints 


Observation. Sont considerös comme ficelles, et pur 
eonsdquent taxes d’apres lo groupe LXXVIIL les 
fils dont les 20 mötres pösent plus de 10 grammes. 


LAXVIL. 
Ourrages de cordier. 


Cables, eordes, ficelles . 

Filets de chasse, de pöche et "autres rets . 

Torches de poix . . 

Autres articles de — tels me: saucks, tayaux, 
seaux ete. j P — — 


LXXIX. 


Tissus de lin, de chanvro et d’autres matieres 
vegetales à Aller, le eoton excepte. 


Couvertures grossieres et tapis de pied de jute, 
de chanvre de Manille, de fibre de coco ou de 
fibres analogues 

Toile grise d’emballage, avec ou sans raies, et sacs 
eonfectionnes avec la dite toile . 

Toile & voile on & tente —F 

Toile unie, eoutil et drill, &erus . 

Toile unie, eoutil et drill, blanchis, teints ou im- 
primös; ducks et autres etoffes pour habillement 
ou ameublement, möme teints, imprimes ou tieses 
avec des fils de conleur; toile damasste on crois6e 
de toute sorte; mouchoirs, linges de table et ä 
essule-mains, eonfeetionnds ou non confectionnds; 
rubans et bordures tisses f 

Batiste, linon, mouchoirs de batiste ou “de linon, 
gaze et tulle ee 

Dentelles de fils de lin. 

Etoffes de lin, de chanvre et d’antres matiöres vöge- 
tales ä filer (le coton a brodees ou aveo 
applications . 

Observation (voir ]' — au xo 10 mu * 
LXXV). — 


Bonneterie de toute sorte . 

Passementerie, möme avec des fils mötalliqnes te mus, 
telle que: franges, bordures, cordons, tresses, 
chenilles. Passementerie et boutonnerie combindes 


Unite, 


cent kilos 


id. 
id. 


id. 


Droit 
en or 


Piastres. 








30 








Cont. 


1 








Tares. 


Point de tare. 


Caisses et futailles . . 


Paniors , - 


Balles 


(RS et fulailles . 
Paniers . — 
Balls. . 


| 


— — — ñ t— — — — — — 


Caisses ot futailles . 


Paniers 
Balles 


Caisses et futailles . 


18 Nu 


. 18% 
.13, 
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No. 


> 


sa a ne 








Dönomination. 


avec du bois, de la corne, du verre, du caontehoue 
etc., telles que: boutons, glands revätus de lin, 
de chanyre ou d’autres matiöres vögdtales à filer, 
a lexception du coton . —F 


LXXX. 
Cocons, 


Cocons de vers-&-soie, non pereis . 
Bourre le soie, frisons, cocons perces et autres döchets: 


a) eu masse, teints ou non teints 
b) peignes, teints ou non teints . 
Soie brate (gröge et moulinte) . 


LXXXI. 
Soie fil6e. 


Soie blanchie ou teinte; soie Äilee ou retorske, 
teinte ou non teinte (soie A coudre, à broder et 
autres); fils de bourre de soie, ou retors, 
teints ou nou teints . : ee z 


LXXXII. 
Tissus de soib. 


Gaze, stamine et eröpe: 
a) de sole pure ; 
b) de soie melangee . 


Tulle de soie pure ou melangee . 
Velours et rabans de velours: 
a) en sole . 
b) autres eontenant de la soie ; 
Tissus lisses, eroises oa brochés ainsi que rubans 
tisses: 
a) de soie ou de bourre de soie, möme com- 
bines avec des fils metalliques 
b) de fils de soie ou de bourre de soie, mäles 
de fils d’autres matidres textiles, mäme com- 
bines avec des fils metalliques z 


Tissus de soie ou de bourre de soie pure ou me- 
langée, brodes ou avec applications . 

Dentelles de soie dites blondes; dentelles en soie 
pure, ou — ou combinee avec des fils 
metalliques . . 

Bonneterie en soie ‘oa bourre de sole, tele que: 
chemises, bas, gants et autres tricotages . 


Cordonnets noirs pour puskuls et — con· 
fectionnes avee ces cordonnets. 

Passementerie de soie ou de bourre de sole, meme 
en combinaison avec des fils metalliques tenus 
(franges, bordures, tresses, chenilles, cordons, ete.). 
Passementerie et boutonnerie de soie ou de bourre 
de soie combindes avec du bois, de la corne, du 
verre, du caoutchoue ete., telles que: boutons, 
glands revätus de soje ou de bourre de soi®- 





cent kilos 


id. 


id. 
id. 


id. 





Droit 
— Tares 
Piautres. Cent. 
| 
Cuisses et futailles . . 18% 
380 — | Paien Male rn 13_ 
Balls . 2:2 ..6, 
Caisses et futailles 20 "jun 
240 — 5* .13. 
Ballee . : » 2... 9%, 
| 
160° — |} Caisses et lutain 16% 
ee re 
800 — Ballg 6. 
Csisses et futailler . . 16 "a. 
l 200 — 5* Pe — il. 
Balls . . + 2.» 6. 
6600 — 
2400 — 
3000 — 
5100 — 
2 400 — 
3600 — 
1560 — 
Caisses et futailles . . 22%... 
420 | — Ballea 22000 13. 
5100 — 
3900 | — 
600 | — 
I 
N 
| 
I 
1500 | — 
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Droit 
No, Denomination. Units. on or Tares. 
Piastres, | Cent. 
13. | Chemises, jaquettes et enlecons tricotös de fil de On —— — 
coton ou de laine mélangés de soie. . . . „feent kilos | 1200 — Ballen * * F 13 8 
LXXXIII. 
Laine non filee, 
Laine y eompris celle d’alpaga, de lama, de vigogne, 
d’angora et d’autres chövres ainsi que le poil de 
chameaux: 
1. a) brute, en suint on lavye id. 36 — * 
2. b) peignde ou eardige. — id. 80 — —— EEE 
3. e) teinte . . a ee id. 100° — DE en 
4. | Shoddy et autres döchets de laine . - 2... id. 16 | — |] Point de tare. 


LXXXIV. 
Fils et ouate de laines. 
1. | Fils de laine on de mohair, simples, retors, &erus, 


blanchis, teints ou imprimds . . id. 20 | — 
2. [Fils de poil de vache et d’autres poils grossiers de | Caisses et futailles . . 20%; 

BE ee ee id. 64 — —— —* 
3. Ouaté de line 0.00 id, 150 — | ——— 

LXXXV. 
Tissus de laine. 

1. |] Aba et drap grossier pour soldata, pure laine ou | 

laine chaime-eoton . . 2: 2 2 2 2. id, 160 |; — 

—— 
2, 2 En Br Na 5 pie ae a a er he id. 500 | — 
3. aine chaine-coton.. . id. 30: — 
4. — et peluche pour habillement et ameublement id. 730 — 
Tissus de toute espöce non denommes ci-dessus, 

foul&s ou non foules, pour habillement d’hommea 

ou de femmes, pour ameublements, pour para- 

pluies et autres, tels que: castor, drap, casimir, 

buekskin (draps de mode non unis), damas, reps, 

lasting (etoffes pour chaussure), camlet, satin, 

fistanlik, merinos, chalaki, thibet, orleans, ehalis, 

sof, alpaga, cachemir, mousseline ete.: 
5. a) en laine ou mobair . . . ie Zi id. 650 : — | Caisses et futailles . . 20%. 
6, b) en laine on mohair, chaine-toton. . . . id. 40 | — eg — Eee 


Chäles: 
a) veritables de «cachemir: chäles brodes; 
chäles tisses-broches en imitation des chäles 


4 


de cachemir. . . id, 2000 ı — 
b) autres chäles (bogtchas) ainsi que ceintures: 

8, a) en laine ou mohair . . . id. 50 — 
9, #) en laine on mohair, ehaine-eoton . . id. 400 — 
Couvertures de lit, de voyage, de cheval et autres: 3 | 
10. a) en Jaine. . . . ne Me re id. 400 ı — 
11. b) en laine ehaine-eotn . 2 22.2... id. 276 — 

Tapis: 
12, a) & noeuds, tels que: tapis orientaux et leurs 


imitations europeennee . . . 2 2... id, 460 — 


image 
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23. 


24, 


25. 


mn 


or 


m = 











Denominatiom. 


b) entrelaees, tels que: kilims, gobelins et 
semblables 
ec) tisses et. bonelös, ehaine imprimee (tapestry) 


d) tisses et veloutes, chaine imprimde (tapis 
velours) . . N en. de ae 

e) tisses et boneles, chaine non imprimee 
(tapis bruxelles) . . 

f) tisses et veloutes, chaine non imprimee 
(tournay-velvet, axminstre) et tapis chenille 


g) simplement tisses, ni bonel#s, ni velontes 
(kidderminster) ete. j 
Feutres: 
a) non teints 
b) teints ou imprimes f 
Dentelles sous forme de bande, de chäle, de fichu 
et autres. . 
Btoffes de laine brodses ou avec applieations 
OÖbservation (voir l'oebservation au N° 10 Ill du 
groupe LXXV) 
Bonnetrie, telle que: bas, bonnets, gilets, chemises, 
calecons, vötements, gants et autres tricotages 


Passementerie, möme avec des fils metalliques tönus, 
telle que: franges, bordures, cordons, tresses, 
chenille ete. Passementerie et boutonnerie com- 
bindes avec bois, corne, verre, caontehouc ete., 
telles que: boutons, glands revätus de laine . 


Tissus en erins purs ou melangös . 
Lisiere de drap — 


LXXXVI. 
Habits confectionnés, articles de mode, linges 
de corps. 


Linges de corps cousus de tissus de lin ou de 
eoton, tels que: chemises, faux-cols, manchettes, 
Jupons, ete. ; . j 

Jupons de feutre . . 

Vötements pour hommes, femmes ot enfants; autres 
articles confectionnes, non dénommés ailleurs, 
cousus de tissus, tels que: coiffes, corsets, 
&charpes confectionnees, ruches, resilles, manchons 
d’etofles, ete,, selon que la matiere qui domine 
dans la surface est: 

du coton ou du lin . . 
de la laine on de la demi-laine . 


de la soie, en tant que l’article confectionnd 
est sans doublure ou doublé de soie. . 


de la soie, en tant que Vartiele confeetionnö 
est doubl& d’autres tissus 


Cravates: 
a) entiörement en soie , 


b) autres 


Unite, 


eent kilos 


id. 


id 


id. 


id. 


id. 


id, 


id. 


id. 
id. 


id. 


id. 
id. 


id, 


id. 


id. 
id. 


cent kilos 


Droit 
en or 


Piastres. | 


600 
180 
300 
300 
360 


160 


120 
144 


2000 
2000 


350 


380 


800 
75 


525 
225 


600 
825 


Taxe de la sole 





Cent. 


ei et Bee 2 
Paniers . 
— Balles ns 


Caisses et — 


Tares. 





Paniers . 
Balles 


\ dominant dans la 
N surface augmentöe 


de 10% 


j0- 


scie dominant 


Taxe de la 


dans la surface, 


Taxe de 1a 
sole augment6 

de 10 
1050 | 


Caisses et — N 


Balles 


Paniers . 
, Balles 


63* et futailles. . 


. 0 9%. 
13 


20 Oo. 
‚1 


. 220% 
+1 





» 
* 
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No. 


*5 8 


no 


nme 


Demomination. 


Vötements et articles de mode en eaontchoue ou 
en Lissns recouverts ou impregnds de caontehoue 


LXXXVII. 
Fez, chapeaux, plume de parure, fleurs 
artifiecielles. 


Fez avec ou sans gland (puskul) i 
en 


Chapeaux en paille, en fanons de "baleine, 
palmier: 
a) non garnis. . . 


b) garnis pour hommes . 
e) garnis pour dames, 
parure ; 
Chapeaux en rosean, liber, trosses de bois etc, 
garnis ou non . ; . 
Chapeau en soie pour hommes 
Chapeaux de feutre et autres chapeaux pour hom- 
mes, non denommes . 
Chapeaux pour dames en tissus et autres non de- 
nommes: 
a) non garnis — 
b) garnis et pards ainei que "chapeaux de paille 
garnis de plames de parure — 
Plumes de parure préparées: 
a) d’autruche, d’oisenn de paradis, de colibri, 
de marahou En en rs 


mais sans plume de 


b) autres . 

Fleurs et feuilles artiticielles en tiesus. möme com- 
bindes avec d’anutres matieres, en tant que, par 
suite de ces combinaisons, elles ne sont pas com- 
prises dans le groupe IIC . . » 


LXXXVIII. 
Caountehoue. 


Caontchous et — bruts ou épurés en 
masse 
Caontchoue durci, en , plaques, barres et tuyaux 


Caontchous et gutta-percha, dissous (liquides) 


LXXXIX. 
Fils de eaoutehoue, toile eirée. 


Fils de eaoutechoue . . 
Fils de eaoutchoue surfiles: 
a) de fil de soie . . 
b) de fill de coton, 
chauvre ete. 
Toile eirde: 
a) ordinaire grossiöre pour emballage (toile 
goudronnee) — — 
b) autres toiles eirdes et toile-cnir . 
Toile de relieur ; 4 
Mousseline et taffetas eirds 
Tissus de tonte sorte enduits on  impregnds de 
cautchoue . . . . Mur ; 


de laine, de lin, de 


Unite, 


Droit 
en or 


Piustres. 


eent kilos 675 
id, 825 
la piece — 
id. 
id. 3 
id. — 
id. 6 
id, 5 
id. 2 
id. 12 
le kilo 105 
id. 7 
id. 25 
cent kilos 160 
id, 280 
id. 200 
id. 480 
id, 800 
id. 600 
id. 36 
id, 90 
id. 170 
id, 500 
id, 300 








Cent. 


Ösisses et futailles . 13 9%. 
Panierr « . 2 2... 9, 
Balls . . 2... Fi 
Caisses et futailles , . 20% 
ra . : li, 
Balls . . ....98. 
IF de tare, 
| Caisses et futailles . 20%. 
1 Paniers * Re 5 TIER 
| Balles 6» 
Caisses et futallles . . 16%. 
Panierss . - . ...3, 
Balls . . 6. 
Doubiss füts . 1100. 
Caisses et füts renfermant 
\ bouteilles. -. » . .20, 
Caisses et futailles . . 16% 
Paniers , F 12 „ 
| Balls . .» 2.2... G„ 
Calases et futailles . » 13% 
Paniers . .93 
Balls .... 6. 
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No. Denomination. Unite. I RA Tares. 





LXXXX. 
Artlelos en caoutehoue. 


Articles ordinaires en caoutchone, en gutta-percha, 
tels que: ouvrages communs de cordonnier 
—— et autres), de sellier, de harnacheur, 

e malletier et autres, ni teints, ni imprimes, 
möme combinds avec d’autres matidres, en tant 
que, par suite de ces combinaisons, ils ne sont 
pas compris dans le groupe IIC . 

Onvrages en caoutchouc ou gutta-percha, teints ou 
imprimes; ouvrages en eaoutehoue ou gutta-percha 
dourei de toute espäce ainsi qu’en celluloide et 
autres compositions analogues, tels que: boites, 
peignes, etc.; les mömes ouvrages combines avec 
d’autres matidres en tant que, par suite de ces 
eombinaisons, ils ne sont * eompris dans le 
groupe IC . . 

Tissus he fils de coton, lin, laine, soie, ete. combines 
avec des fils de ceaoutchour, tels que: &lastiques 
pour bottines, ete.. wie aaa 

Bonneterie de fils de eoton,. lin, laine, sole, etc. 

eombinde avec des fils de euontchoue . . - . 


LXXXXI. 
Meubles. 
Meubles en bois courb&, mont“s ou non montds 


Meubles en vannerie, teints on non teints . 
Meubles autres qu’en bois courb& ou en vannerie: 


Sidges sans scul ture, ni marqueterie, ni ornements 
de euivre ou d’autres mätaux: 
a) en bois commun Be 
Übservation: Les siöges en beis commun ni teints 


ni vernis sont taxés d’aprös article 1 du groupe 
LXII (ouvrages en bois commun etc. non teints). 


b) en bois d’ebenisterie . 
Siöges seulptes, dores, bronzes, marquetös on ornds 
de euivre ou d’autres metaux commauns de toute 
espöce de bois.. . . : 


Meubles autres que siöges, comme: armoires, tables, 
buffets, commodes ete.: 

a) plaques, sans sculpture, ni marqueterie, ni 

ornements de cuivre ou d’autres mitaux . 


b) plaques, sculptes, marquetés ou ornés de 
euivre ou d’autres metaux communs 


c) massifs en bois commun 


Observation. Les menbles massifs en bois commuus, 
ni teints, ni vernis, sont tazds d’aprös l'artiele I 
du Eisups LXII (ourrages en bois commun etc. non 
teints). 


cent kilos 


id. 


375 


80 


135 


210 


80 





| 





Caisses et fuluilles 
Paniers . 
Balles . 


Caisses et futailles 
Paniers . 
Balles 


Cnisses et futailles 
Paniers . 
Balles . 
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No. 


9. 


12. 


[ De 


* 


2a» 


- 


num 


Denomination. 


d) massifs en bois d’ebenisterie, avec on sans 
monlure, mais non sculptes, ni marquetds, 
ni ornds de cuivre ou d'autres metaux. 


e) massifs en bois d’öbenisterie, sculptes, mar- 
quet&s ou ornes de cuivre et tous les men- 
bles en bois dores ou hronzes . 


Meubles garnis et recouverts de toute espöce 


Meubles en fer (voir les groupes XXXIX, XAXX, 
XXXX. 


Kol. 
Carrosserie et embarcations. 


Wagons de chemin de fer pour marchandises on 
bagages: 
a) couveris . . 5 
b) ouverfts, hauts-bords, plateformes . 
Wagons de chemins de fer pour voyagenrs: 
a) rembourrds, tels que: — dle II 
elasses ; De ee 
b) non rembourres, tels que: Wagens de IU 
elasse . e — —— 
Wagons pour tramways . 
Voitures ä ressort rembourrdes ou non: 
a) couvertes, telles que: landaus, omunibus, 
eoupes ete. 
b) non couvertes, telles que: phadtons, eabrio- 
lets ee. . 2. 2.2. Er P 
Observation. Les voitures & ressort comprises * 
les Nos 6 et 7 ci-dessus qui seraient importées en 
blane, e'est-ä-dire, ni peintes, ni vernies, ni rem- 
bour&es et composses unignement de bois et de fer, 
paieront 60 pour cent en meins. 


Fourgons et autres voitures de roulage à ressort 
Chars, chariots et voitures destinees aux exploita- 
tions rurales, brouettes et autres, en bois brut, 
möme avec ferrures, mais sans ressort i 
Voitures et velocip&des pour enfants; voitures à 
ressort pour malades — 
Chaises a porteurs 
Veloeipedes 
Embarcations: 
a) bargues à rames (sandals et u): . 
b) autres embarcations u. a 


XCH, 
Machines. 


Locomotives et locomobiles 

Chaudiöres ä vapeur . . j 

Machines à eondre ainsi que parties de machmes 
a coudre 

Autres machines, selon que la watiöre gui domine est: 


a) du bois, de la fonte de fer, du fer forge, 
de l’acier ou de la töle de fer 
b) du cuivre, du laiton on des autres metaux 


Unite, 


cent kilos 


id. 


la piece 
id. 


id, 
id. 


id. 


cent kilos 


la piece 





Droit 
en or 


Pinstres. 


135 | 


210 | 


220 | 


180 


12 pour cent. 
ad valorem 


eent kilos 
id. 


Cent, 


Tares, 


iii et futuilles 


Paniers . 
Balles 


Point de tare. 


Caisses et futailles 
Paniers . R 
Balles 


Point Je tare. 


} Point de tare. 


Caisses et futailles 
' Paniers . 
Balles 











. 16"). 
1 


+ 130%, 


4. 
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No. 


Srpve 


—J 





Denomination. 


XCIV, 
Instruments de musique. 
Pianos: 
a) droits 
b) à queue . 
Orgues pour eglise 
Örgnes A manivelle : 
Carillons et boites a musique non combines avec 
des horloges 
Harmonicas et autres instruments de musique; ac- 
cessoires et pieces detachees d’instraments de 
musique . . 
Cordes pour instruments de musique de toute espece 


Öbservation. Cloches et clochettes (voir ourrages en 
bronze, fonte etc. suivant la matisre). 


XCV. 
Instruments seientifiques. 


Instruments scientifiques, tels que: instruments 
d’astronomie (boussoles, quarts-de-cerele, globes 
terrestres et cclestes ete.); de chirurgie (trousses 
de chirargie, lancettes, pincettes, seringues ete.); 
d’optique (appareils de photographie, mieroseope, 
teleseope, longue-vne, jumelles de theätre, lunettes 
a branches, loupes, lorgnettes ete.); de mathe- 
matiqne (etuis de mathömatique, compas, tire- 
ligue, &qnerres-pliantes, chaines d’arpentage, mires 
a niveler ete.); de physique (telögraphes «lectro- 
magnstiques et pneumatiques, ar&omötres, alcoolo- 
mötres thermomeötres, baromötres, vaporimötres 
ote.); ainsi que les pièces detachees de ces in- 
struments 3 


Observation. Balance (voir la watiöre principale 
dont elles sont fabriqudes). 


KCVl. 
Montres, pendules, horloges. 


Montres: 
a) & boites dor . 
b) & hoites d’argent, de nickel on de matiöres 
autres que l'or, möme dordes . 


Mouvements de montre montös on non montes; 
parties de mouvements —— 
Horloges et pendules de toute espäee.. . . 
Mouvements d’horloge et de pendule mont#s ou non 

mont&s; parties de ces mouvements . 
Reveils a ne 
Comptenrs divers, tels que: pazomötres, podomötres, 
hıydromötres et autres SP ARE 


IIIC. 


Armes non prohihbées. 


Armes blanches: 
a) lames non montdes 
b) autres parties d’armes blanches et armes 
blauches monteer , 





Unite. 


la piece 
id. 
id, 
id. 
eent kilos 


id. 
id. 


la piece 
id, 

le kilo 

cent kilos 


id. 
la piece 


cent kilos 


id. 


Piastres. 





320 





450 | 





Tarea. 
Point de tare. 
Caisses et futailles . : 28%. 
Blle ... 22.8, 
Caisses et fataflies 20°. 
Paniers . . . 418 
Bales . -» .2..8, 


| rain de tare. 


Caisses ot futailles . . 20 %. 
Paniers . ». .2..18, 
Balls . . 2.2 02.07, 
Point de tare. 

j Caisses et futailles . . O4. 
Paniers . ». 22.0.1838, 
Balla . . 2.2.0.7, 

| Caisses et futailles . . 18%, 
Paniers 6, 

| Balles £% 
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Droit 
No, Denomination. Unite, ht Tares. 
ä | 


Pinstres. | Cent. 


Pistolets: ö | 
8. a) a äme lssse . . 2 2 202020000. fFeent kilos 300 | — 
4. b) à Ame aVyeO id. 1800. — 
5. |Revolvers . . — — id. 900 — 
Fusils se chargeant par la bouche: * et futaillee . - 18 6. 
6. a) Kun eanonn. — id. 20 —- Me :: 2:22: 
1: b) autres . . a id. 600 — 
8, | Fusils se chargeant par laeulasse. 2.2... id. 975 — 
9, | Canons de fusils brut id. 65 — 
IC. 
Bijonteries, mercerie fine, quincaillerie de luxe, 
1. | Agates, malachite, jaspes et autres pierres fines brutes] le kilo 1 50 
Pierres précieuses brutes, polies ou &grisdes: 
2, a) diamants, emeraudes, opales nobles, rubis, 
saphirs . 2 „Je gramme 30 — 
8. b) topaze noble, turguoise et autres pierres 
pröcieuses non denommedes. . 2.2... id, 2 
4. 1 Perles fines non montees . . STE id. 3 - 
5. | Veritables eoraux fins non montös Eur 1 le kilo 50 — 
6. | Ouvrages entièrement en argent, möme dords pe id. 45 
7. ] Ouvrages entiörement en or ou en platine . . id. 200 
8. | Ouvrages en or, en platine ou en argent eombinds 
avec des perles, coraux, tliamants ou autres | 
pierres pröcienses ou mes. 2 2 2 2 202. id. 200 | — 
Observation. Dans les cas ou les objeis imdiquds | 
aux trois artieles ci-dessus seraient combings avec 
des matiöres autres que celles dnumsrdes plus haut, | 
Fimportatenr aura le droit de söparer cos malieres, N 
9, | Or et argent fins ou faux, battus en feuilles, en | 
livrets, y compris le poids de cos livrets . . id. 30 — 
Fils, paillettes, lamettes, bonillons, cannetilles d’or 
ou d’argent, roulean eompris: | 
Caisses et futailles . . 20 %u. 
10. EEE LEERE id. Dt ee 
11. b) faux . . . id er ce Ze 
Klapdan d’or ou d argent sur fil de soie, de eoton 
ou d'autres matieres à Äfiler: 
12. 3 18 | WORsegESaBe id. 15 | — 
13. DY-TAUE SI wo cl are) San an he er are id. 8 I: — 
14. | Articles composes, en tout on en partie, d'écaille, 
d'ivoire, d’ambre de jais, d’&eume de mer, de nacre id. 54 | - 





Obserration. Exceptions (voir N? 1 du groupe XXXXI} 


15. | Articles en agate, malachite, jaspe et autres pierres 
fines . id. 6: 80 

16. | Services de table, "eontellerie, vaisselle, eandelabres, | 

bracelets, medaillons, boncles, chaines, tous objets 

servant ä la parure des hommes et des femmes 

ainsi que tous autres artieles composes, en tout 

ou en partie, de metaux communs, plas ou moins 

dores, ou argentis ou recouverts d’un vernis 

imitant l'or ou l’argent, on combines avec de 

email, de l'agate, de la lave, de pierres analogues, 

de pierres fausses ou d’autres ornements . . . id. 


6 | 60 
17, | Dents artifieielles combinees avee de l’or ou de l’argent id. 100 - 
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No. 


Dönomination. 


Onvrages en cire, fins et travaill&s en bosse, tels que: 
imitations de perles, de fleurs, ou de fruits 


Masques en cire et autres artieles en eire non 
dönommes . . i 
Ouvrages de perrugnier (cheveux ouvres). 
Parapluies et parasols: 
a) avec couverture en soie ou demie-soie . 
b) avec couverture d’autres tissus 
Eventails revötus d’stoffes, broderies sur cartons 
ou euir, porte-monnaies revötus de velours et autre 
articles de quincaillerie fine composés en partie 
de matiöres à tailler, de me&taux communs, de 
vorro, de caoutchoue, de guttapercha, de cuir, de 
papier, de carton, de paille, de faience, de por- 
celaine et d’autresmatiöresnon ddnommöes ci-dessus 
et en partie de filds ou de tissus: 


a) de sie . . 
b) d’autres matiöres textiles 
Jouets: 

a) Poupees non habilldees ou seulement re- 
couvertes d’une chemise; tötes de ——— 
möme en cire i 

b) poup6es habilldes en sie. . 

ec) poup6es habillöes en tissus autres que 1a soie 


d) jouets en cuir ou en caoutchone . 

Autres jonets de toute espäce ä Vexception des 
objets compris dans les numéros 6, 7, 8, 14, 15 
de ce gronpe et des * finement dores ou 
argentes . Sa a a Eh raR te la m 


IC, 
Osuvres de la litt&rature et des arts. 
Papiers et livres manuscerits, möme relies 


lmprimés en toutes langues, cartes geographiques 
et musique imprimee, möme relis . . k 

Gravures de toute espöce, lithographies, images 
imprimdes en couleurs sur carton ou De 
photographies . . . 

Planches gravees en metal on en bois; eliches . 


Pierres lithogra iques couvertes de dessins, de 
gravures ou d’ecritures . a EIERN 
Peintures et dessins à la main i 
Obseorvation. Statues, bustes et — Yale 
en pierre (voir groupe XXXIII). 
Statues, bustes et figures d’animaux en metal pesant, 
la piece plus de 5 kilos — 










Droit 
Units, en or 
Piastres. | con. 
le kilo 19 — 
id. 6 — 
id. 75 — 
id. 12 — 
id. 4 — 
Caisses 
Paniers 
Ballea 
id. 16 — 
id. 6 — 
id. 1 
id, 16 — 
id, 4 _ 
id, 6 _ 
id. 1 50 
exempts. 
cent kilos 125 — 
| 
id. 150 — 
id. 240 — 
Calases 
PFaniors 
id. 30 — Balles 
le kilo 20 — 
cent kilos | 250 | — 


Tares. 


De 


De 


et futailles 


. + 16%. 


Le present Tarif est approuvs pour ötre annexd au traitö de commerce conclu en date de ce jour entre 
l’Allemagne et la Turquie, 


Constantinople, le 26 Aoüt 1890, 


von Radowitz, 
Gillet, 


M, Said, 
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Annexe No. II. 


Tableau annex& à l’article XVII. 


CHAPITRE I, 
Est permise limportation des armes de chasse et de 
luxe ainsi que des arınes de commerce, des munitions et 
du materiel ci-dessous specifies: 


Premiere catögorie. 
Armes importables. 


1° Les fusils, carabines et monsquetons de chasse 
systöme Lefaucheux, Lancaster et autres, à un ou deux 
eoups, se chargeant par la bouche ou par la culasse, 
ray6s ou à äme lisse, ä la condition que le diamötre de 
la bouche ne depasse pas vingt millimötres. 


2° Les armes de luxe savoir: les armes antiques, 
ainsi que les fusils, carabines, mousquetons, revolvers et 
pistolets de toute espöce, de tout calibre et de toute 
longueur dont la crosse, le chien ou le canon sont essen- 
tiellement enrichis d’or on d’argent ou eisel6s artistement, 
Pour que les armes de luxe, ä l’exception des armes 
antiques, soient admises, le prix de vente ne devra pas 
ötre inferienr à 500 francs par pidce pour les fusils, 
earabines et mousquetons; de 200 franes pour les revol- 
vers et de 80 francs pour les pistolets. Il est entendu 
ue les armes dont lintroduction est admise en vertu 
des autres dispositions de ce tablean ne sanraient ätre 
eonsidördes comme armes de luxe et interdites sous 
rötexte que leur valeur serait inferieure aux prix fixes. 
es personnes qui importent des armes de luxe seront 
admises à fire passer cent cartonches chargees pour 
chaque fusil, carabine et mousqueton; toutefois le prix 
des cartouches n'est pas compris dans la valeur fixde pour 
ces armes. 


3° Les fusils, carabines et pistolets dits Flaubert 
et les armes semblables de petit calibre ainsi que ceux 
ä spirale servant pour l’exercice dans la chambre et dans 
le jardin. 


4° Toute sorte de revolvers de quelque calibre 
que ce soit, en tant que le canon & partir du barillet, 
celui-ei non compris, ne depasse pas en longueur seize 
centimdtres. 


5° Les pistolets ray&s et non rayds de quelque 
calibre que ce soit; tontefois en ce qui regarde les 
pistolets rayes, la longueur da canon ne pourra pas 
depasser quinze centimätres. 


6° Les sabres (en tant que la pesanteur, manche 
et fourreau compris, ne depasse pas un kilogramme et 
demi), lames de sabres, öpees et lames d'épées, fleurets 
d’escrime, coutenux de chasse, poignards et coup de poing. 
NB. Un seul pistolet-revolver ou une paire de pisto- 
lets de n’importe quelle sorte; plus 100 eartouches 
chargees au maximum sont admis pour tout 
voyagenr lögitim& de passeport ou de teskerd. 


(leberiegung.) 


Anlage Nr. 11. 


Verzeichniß zu Artikel XVI. 


Kapitel l. 
Geftattet ift die Einfuhr von Jagd» und Luxuswaffen, 
jowie von Handelswaffen, Munition und Material, joweit 
dieſe Gegenftände nachitehend aufgeführt find. 


Erſte Stategorie, 
Waffen, deren Einfuhr geftattet ift. 


1. Flinten, Büchſen und Stußen zur Jagd nad dem 
Syſtem Lefaucheux, Lancafter u. a., gleichviel ob mit einem 
oder zwei Yäufen, ob Vorder» oder Hinterlader, gezogen oder 
mit glattem Laufe, unter der Bedingung, daß der Durd)- 
mejjer der Mündung nicht mehr als 20 Millimeter beträgt. 


2. Luxuswaffen, nämlich: antile Waffen, ſowie Flinten, 
Büchſen, Stutzen, Revolver und Piſtolen aller Art, jeden 
Kalibers und jeder Länge, deren Kolben, Hahn oder Lauf 
wejentlid mit Gold oder Silber verziert oder künſtlich 
cijelirt if. Damit die Luruswaffen, mit Musnahme der 
antiten Waffen, zugelaffen werden, darf der Verkaufspreis 
nicht geringer fein als 500 Franken für das Stüd bei 
Flinten, Büchſen und Stußen, 200 Franken bei Nevolvern 
und 80 Franken bei Piltolen. Es verfteht fi, daß die 
jenigen Waffen, deren Einfuhr auf Grund anderer Be: 
ſtimmungen dieſes Verzeichniffes geftattet ift, nicht al$ Qurus: 
waffen angejehen und unter der Begründung verboten wer: 
den dürfen, daß ihr Werth geringer jei, als die feitge 
jepten Preife. Denjenigen Perfonen, welche Luruswaften 
einführen, ſoll es geitattet fein, 100 geladene Batronen für 
jede Flinte, jede Büchſe und jeden Stutzen mitzuführen, 
jedoch ift der Preis der Patronen in dem für dieſe Waffen 
fejtgefeßten Werthe nicht mitinbegriffen. 


3. Sogenannte Flaubert-Flinten, -Büchſen und 
-Bijtolen und ähnliche Waffen Heinen Kalibers, ſowie 


Spiralfederwaifen zum Gebraudh im Zimmer und im 


Garten. 


4. Alle Arten von Revolvern jeden Kalibers, injofern 
der Lauf von der Trommel an, dieſe nicht mitgerechnet, 
nicht länger als jechszehn Gentimeter ift. 


5. Gezogene und nicht gezogene Wiltolen jeden 
Kalibers, jedod) darf bei gezogenen Piftolen die Yänge des 
Laufes nicht mehr als fünfzehn Gentimeter betragen. 


6. Säbel (imjofern das Gewicht, einſchließlich des 
Griffs und der Scheide, ein und ein halbes Kilogramm 
nicht überjteigt), Säbelklingen, Degen und Degenklingen, 
Florets zum Fechten, Jagdmeſſer, Dolde und Sclagringe. 

NB. Eine einzelne Revolver-Piftole oder ein Paar 
Pijtolen, gleichviel welchen Kalibers, ferner 
höchitens 100 geladene Batronen find für jeden 
mit einem Paſſe oder einem Teskeré verfehenen 
Neifenden geftattet. 
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Protocole. 


Les Plönipotentiaires röunis pour signer le trait& de 
commerce et de navigation conclu en date de ce jour 
entre l’Allemagne et la Turquie ont énoneé les declara- 
tions suivantes; 


I. En ce qui concerne le Suisses plac6s sous la juri- 
dietion consulaire allemande. 


Il est bien entendu que ceux des Suisses rösidant 
dans l’Empire Ottoman qui vondraient se placer sous la 
juridietion consulaire allemande, böneficieront des Hisposi- 
tions du trait6 de commerce conela en ce jour entre VEm- 
pire Ottoman et l’Empire Allemand. 


ID. En ce qui concerne 2 Röglements douaniers 


⸗ 


Les Röglements douaniers ayant pour but de régler en 
Turquie l’application des prineipes contenus dans le trait& 
de commerce conclu en date de ce jour ainsi que les modi- 
fieations qu’on pourra y introduire dans l’avenir, seront éla- 
bores par les soins de l’Administration Ottomane et com- 
muniquös au Repräsentant du Gouvernement Allemand 
avant leur mise en vigueur, afin qu'ils puissent ötre portös 
& temps & connaissance du commerce A 


Le Gouvernement Imperial Ottoman modifiera les points 
de ces Röglements qui seraient en contradietion avec les 
prineipes contenus daus le dit traite et notamment avec les 
articles XVIII, XIX et XX relatifs aux formalit&s douaniöres 
pour la prösentation da manifeste, la döclaration des mar- 
chandises, les perquisitions à op&rer sur les navires et dans 
les distriets-frontiöres, les penalitös ä appliguer en cas de 
contrebande ainsi que les formalit6s et droits d’entreposage, 
eontradictions qui lui seraient signaldes par le Representant 
du Gouvernement Allemand, 


III. En ce qui concerne les matidres explosibles 
(art. XVID. 


En probibant l’importation „d’autres matiöres explo- 
sibles“ on n’a pas voulu empöcher le commerce et l’im- 
portation en —— des matiöres qui, par leur nature, 
sont explosibles dans certaines circonstances ou qui pour- 
raient ötre employees à la fabrication de matieres explo- 
sibles, tels que le soufre, l’öther, le nitrate de sonde, 
mais seulement le commerce et l’importation de matidres 
destindes exclusivement on du moins essentiellement à 
faire sauter des mines on & des emplois analogues, 


En foi de quoi les Plönipotentiaires soussignds ont 
sign6 le prösent protocole qui formera une annexe du traite 
en date de ce jour et sera considär& comme approuvd et 
sanctionns par les Gonvernements respectifs, sans autre 
ratification speciale, par le seul fait de l’öchange des 
ratifications du trait6 auquel il se rapporte. 


Fait à Constantinople, le 26 Aoüt 1890. 
von Radowitz, M. Said, 


Gillet. 





Protokall, 


Die behufs u re des am heutigen Tage 
zwifchen dem Deutichen Reich und der Türkei abgeſchloſſenen 
andelds und Scifffahrtövertrages zufammengetretenen 
evollmächtigten Haben die folgenden Erklärungen ab: 
gegeben: 


1. Ju Betreff der umter deutſcher ſtonſulargerichtsbarleit 
ſteheuden Schweizer. 


Es verfieht ſich, daß die Beſtimmungen des am 
heutigen Tage zwiſchen dem Ottomaniſchen und dem 
Deutſchen Reich abgeichloffenen Handelsvertrages demjenigen 
in dem Ottomaniſchen Reich wohnenden Schweizern, weldje 
fi) unter die deutſche Konfulargerichtsbarteit ftellen wollen, 
zu gute kommen werden. 


II. Ju Betreff des Zollreglements 
(Art. XI). 

Die Zollreglements, welche den Zweck Haben, in der 

Türfei die Anwendung der in dem Handelövertrage von 
eutigen Tage enthaltenen gl zu regeln, fowie die 
Aenderungen, melde man an dieſen Reglements in ber 
Zukunft etwa vornimmt, werden von der ottomaniſchen 
Verwaltung ausgearbeitet und vor ihrer Inkraftſezung bem 
Vertreter der deutjchen Regierung mitgetheilt werden, Damit 
fie rechtzeitig zur Kenntniß des deufjchen Handels gebradit 
werden können. 

Die Kaiſerlich ottomaniſche Regierung wird diejenigen 
Punkle diefer Neglements, welche mit den in dem Bertrage 
enthaltenen Grundjägen und namentlich mit den Artikeln 
XVII, XIX und XX, betreffend Die bei der Vorlegung des 
Manifeftes zu beobachtenden zollamtlichen Förmlichkeiten, 
die Deklaration der Waaren, die Durchſuchungen auf. Schiffen 
und in Grenzbezirken, die Strafen im Falle von Kontre— 
bande jowie die Förmlichkeiten und die Abgaben bei ben 

ollniederlagen, in Widerſpruch jtehen jollten, abändern, 
obald ihr ſolche Wideriprühe von dem Vertreter ber 
deutſchen Regierung angezeigt werben. 


III. In Betreff der Sprengftoffe 
(Art. XV). 

Mit dem Verbot der Einfuhr von „anderen Spreng- 
ſtoffen“ hat man in der Türkei nicht den Handel und bie 
Einfuhr bezüglidy ſolcher Stoffe, welche ihrer Beichaffenheit 
nad) unter gewilfen Umftänden erplofionsfähig find oder 
welche zur Anfertigung von Sprengjtoffen benutzt werden 
fönnten, wie zum Verfpiel Schwefel, Aether, falpeterjaures 
Natron, jondern nur bezüglid) ſolcher Stoffe verhindern 
wollen, welche ausjchließlih oder dody wenigitens haupt: 
fächlich zum Sprengen von Minen oder zu ähnlichen Zweden 
beftimmt find. 

Zu Urkund deflen haben die Bevollmächtigten das 
gegenwärtige Protofoll unterzeichnet, welches eine Anlage 
zu dem Bertrage vom heutigen Tage bilden und ohne bes 
jondere Ratififation, durch die bloße Thatſache des Aus- 
taufches der Natififationen zu dem Bertrage, auf welchen 
e3 fich bezieht, al$ von den betreffenden Regierungen ges 
nehmigt und beftätigt gelten fol. 

Geſchehen zu Conjtantinopel, den 26. Auguſt 1890. 

von Radowitz. M. Said. 


Gillet. 
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Denkſchrift. 


Die Entwickelung der Handelsbeziehungen der euro— 
päifchen Staaten zum türkischen Reich [a hre vertragss 
mäßige Grundlage in den, zum Theil jeit Jahrhunderten, 
für Preußen jeit dem 22. März 1761 (a. St.) datirenden 
Kapitulationen. Auf Ddiefer Grundlage wurden in den 
Jahren 1838—1841 die Handels: und Schifffahrtsrechte, 
welche den Angehörigen der Vertragsitaaten in dem türkis 
ſchen Reich eingeräumt waren, durch bejondere Zulapab- 
kommen nen geordnet, Durd) den Vertrag vom 10.20. DI: 
tober 1840, welchen Preußen Namens des Zollvereins aus 
diefem Anlaß abſchloß, gelangten zugleich die durch den 

reußiſchen Kapitulationsvertrag von 1761 begründeten 
Bertragäbezie ungen zur Ausdehnung auf die übrigen 
Staaten des Yollvereins. Seitens der Hanſeſtädte war ein 
rundlegender Freundſchafts- und Handelsvertrag mit ber 
forte am 18. Mai 1839 abgeſchloſſen worden, weldyer 
dur einen Zujagvertrag vom 7. September 1841 im 
Sinne der Zufagablommen ber übrigen Bertragsftaaten 
ergänzt wurde. 5 

Nachdem das in jenen Verträgen gebundene türfijche 
Kolliyften mit feinem et ge Eingangs= und hohen Aus— 
gangs- und Durdgangszoll fih als ein Hemmniß der 
wirtbichaftlichen und finanziellen Entwidelung des türkiſchen 
Reiches erwiejen hatte, traten vor drei Jahrzehnten auf 
Antrag der Kaiſerlich ottomanischen Regierung die Vertrags» 
jtaaten, in erjter Reihe Frankreich und England, in eine 
erneute Bertragsrevifion ein, auf Grund deren, unter Der 
Bedingung allmäliger Herabjegung des türkiihen Ausgangs- 
und Durdigangszolles bis auf 1 Prozent des Werths, die 
Erhöhung des türkiſchen Eingangszolls von 5 auf 8 Pro- 
zent zugeitanden und zugleicd) in die Einführung des Tabad- 





und Salzmonopols, jowie an das ftaatspolizeiliche Verbot | 


der Einfuhr von Kriegsmaterial nady der Türkei gewilligt 
wurde. Aus Diejer zweiten Vertragsrevifion gingen Die 
beiden Verträge hervor, weldhe am 20 März 1862 von dem 
ollverein und am 27. September 1862 von den Hanje- 
tädten auf die Dauer von 28 N mit der Türfei ab» 
geihloffen wurden. Zum Erſatz dieſer beiden Abkommen 
ift der am 26, Auguft 1890 zu Konſtantinnopel zwiſchen 
dem Neid und der Türkei abgeſchloſſene Handelsvertrag 
bejtimmt. 

Die Verhandlungen, welche zum Abſchluß des neuen 
Vertrages geführt haben, wurden im Jahre 1882 eingeleitet. 
Der zu dem Vertrage des Bollvereins von 1862 verein- 
barte und thatjächlih aud auf den Hanfeatiichen Handels— 
verkehr angewandte türfiiche Einfuhrzolltarif, in welchem 
der 8 progentige Werthzoll für viele Artifel in einen feiten 
ſpezifiſchen (Gewichts, Stüd- oder Maß⸗) Zoll umgewandelt 
war, zeigte ſich nicht allein in feiner Waareneintheilung 
veraltet, ſondern belaftete auch durch die auf alten Waaren— 
preifen beruhenden fpezifiichen Zölle viele Waaren in Folge 
Rüdgangs der Preife weit über 8 Prozent des Werth. Eine 
Umgeftaltung des Tarifs erichien im Intereſſe des deutichen 
Handels um fo nothwendiger, als die Angehörigen anderer 
Staaten durch jpäter fefigefteite ſpezifiſche Zollſätze oder 
durch das Recht der Werthverzollung vielfach günſtiger ge— 
ſtellt waren und türkiſcherſeits Anſtand erhoben wurde, auf 
Grund des Meiſtbegünſtigungsrechts die Wahl zwiſchen 
ben einzelnen Sätzen der verſchiedenen Vertragstarife ein— 
— In Gemäßheit des Artilels 16 des Vertrages 
Zollvereins von 1862 wurde demgemäß deutſcherſeits 





eine Reviſion des Tarifs noch für bie Ießte ſiebenjährige 
Vertragsperiode beantragt. Die im Jahre 1883 eröffneten 
Verhandlungen blieben indejjen nicht auf die Revifion bes 
Tarifs beſchränkt, ſondern erftredten ſich auf Wunfch der 
Türfei auf die Umgeftaltung der vertragsmäßigen Grund» 
züge des Tarifſyſtems und wurden jchließlih im Jahre 
1885, gleichfalls auf Antrag der Türkei, auf die Reviſion 
des ganzen VBertragsredjts ausgedehnt, nachdem türkifcher- 
ſeits die ungleiche Behandlung des deutichen Handels 
dur vorläufige Wiedereinführung des allgemeinen 8pro— 
zentigen Werthzolls abgeftellt worden war. 

Die Ziele, mit welchen von beiden Seiten in die Ver- 
tragsrevifion — wurde, gingen erheblich aus— 
einander. Die Kaiſerlich Bere Regierung, welche 
dem Ablauf aller von ihr feit Beginn der jechsziger Jahre 
geſchloſſenen Handelsverträge zum Ende des Jahrzehnts 
entgegenjah, wünſchte im wirthichaftlichen und finanziellen 
Interefle des türkiihen Reichs die Neform des Zollſyſtems 
in der bei der früheren Vertragsrevifion verfolgten Richtung 
— Erhöhung des Eingangszolld® gegen Ermäßigung des 
Ausgangss und Durchgangszols — fortzufegen, den bis- 
her für alle Waaren gleihmäßigen Einfuhrzoll durd ein 
verſchieden abgejtuftes Einfuhrzollſyſtem zu erjeen, durch 
diefe Maßnahmen zugleih eine alsbaldige Steigerung der 
Bolleinnahmen zu erzielen, daneben bie —— Eröffnung 
neuer finanzieller Hülfsquellen vorzubehalten, auch durd) 
Vereinbarung einer Furzen Vertragsdauer die vertrags- 
mäßige Bindung der Zölle zeitlich möglichſt zu beichränten. 
Zürfijcherfeit$ wurden demgemäß im Laufe der Verhand— 
lungen folgende Anträge geftellt: Aufftellung eines einheit- 
lichen Einfuhrtarifs —— Gewichtszölle für die Waaren 
aller Länder unter Zugrundelegung nicht des bisherigen 
einheitlichen Satzes von 8 Prozent, ſondern verſchiedener 
Süße von 8, 10—15, —* ge auch 3 und 20 Prozent, 
Zahlung der Zölle in Gold, Vorbehalt von ———— 
auf die eingeführten Waaren in Höhe der auf einheimiſche 
Erzeugnilfe einzuführenden inneren Steuern, Vorbehalt des 
Monopolrehts, ferner SKontrole der Gold: und Silber: 
waaren durch Einführung eines obligatoriichen Gold und 
Silberjtempels, Beichränkung der apitulationsmäßigen Zoll- 
freiheiten der diplomatiſchen und Konjularbeamten, auss 
ichlieglihe Kompetenz der türkiihen Berwaltungsbehörden 
in Bollfteeitigfeiten, Erweiterung der Rechte der Zollbehörden 
gegenüber den ausländiichen Staatsangehörigen und ber 
fremden Schifffahrt; gegenfeitige Einräumung der Meift- 
begünftigung, Beſchränkung der Vertragsdauer auf T—8 Jahre. 
In Verbindung mit diefen Anträgen erflärte ſich die Kaiſerlich 
ottomanische Regierung zur Aufhebung des Durchgangszolls 
und zur Einführung des europäiſchen Entrepotigitens bereit, 
während fie die Aufhebung des Ausfuhrzolls ihrer Ent: 
ichließung vorbehielt. 

Vom Standpunlt der Intereffen des deutſchen 
Handels, welder für das Jahr 1888 von ber deutſchen 
Statijtit in der Ausfuhr mad) der europäijchen und 
afiatiichen Türkei (aus dem freien Verkehr des deutſchen Zoll- 
gebiets) auf 11 713 000 . und in der Einfuhr von dort 
auf 2361 000 A beziffert wird, aber nad ſachkundigem 
Urtheil bei Hinzurechnung des durch den Zwiſchenhandel 
dritter Länder vermittelten Verkehrs auf mehr als das 
Doppelte zu jhägen ift, erſchien im Allgemeinen ein Ver— 
lafjen der Grundzüge des bisherigen Vertragsrechts nicht 
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amtlichen Vertreter bei der Entſcheidung von Aweifelss 
fragen und die Freigabe der auf ordrungsmähigen Wege 
eingeführten verbotenen Gegenftände zur Wiederausfuhr ijt 
vorgejehen (Artilel XXN. 

Im Uebrigen lehnt fich der neue Vertrag nadı * 
und Faſſung an die bewährten Beſtimmungen der Ver— 
träg von 1862 an, Die Ausdehnung der Rechte aus dem 
preußiſchen Kapitulationsvertrage von 1761 auf das Neid) 
wird anerkannt (Artikel XXIV). 

DeutfcherfeitS werden, abgejehen von der Einräumung 
der Meiitbegünftigung an die Türkei auf dem Gebiete des 
Handels und ber Schifffahrt, Verpflichtungen nicht übers 
nommen. Insbeſondere ift eine Bindung der deutjchen 
Zölle nicht erfolgt. 

u den einzelnen Vertragsbeſtimmungen, von denen 
MArtitel I bis VIL, IX, XI, XI und XIV die wechjelfeitigen 
Verpflichtungen und daneben die Bindung der türfifchen 
Eingangs: und Ausgangszölle (V und IV), die Abſchaffung 
des türfiichen Durchgangszolls und der Tesferes (IX und 
I), Artitel VII, X, Alli, XV bis XXI nebjt dem Haupt- 
protofoll die fonftigen Verpflichtungen der Türkei und Ar— 
titel XXI bis XXV Geltungsbereih und Dauer des Ber: 
trages, jowie das Berhältnig deſſelben zum bisherigen 
Vertragsredht betreffen, it Folgendes zu bemerken: 

Artifel I bringt das gegenjeitige allgemeine Meijt- 
begünftigungsrecht zum Ausdruck. Die Bezeichnung sujets 
jtatt ressortissants ift hier und am andern Stellen auf 
Wunſch der Türkei gewählt worden, um eine zuweitgehende 
Ausdehnung der Vertragsrechte auf fremde Schutzgenoſſen 
in der Türkei auszuſchließen. Den unter deutijhem Schuß 
ftehenden Schweizern find die Rechte aus dem Bertrage 
durd die Beitimmung unter Nr. I des Hauptprototolls 
vorbehalten. 

Artifel II gewährt den Angehörigen jedes der beiden 
Länder in dem andern Lande das Recht zum Handel im 
Innern und zum Musfuhrhandel, und beftätigt die Abs 
ſchaffung des Gebrauchs der Tesferes in der Türlei. Bei 
Abichlu des Vertrags iſt es für jelbjtverftändlich erachtet 
worden, daß durch den Wertrag das beiderjeitige Recht 
zum Grlaß von a ge behufs Abwehr einer 
Hungersnoth oder ſonſt aus politiichen Gründen, in 
gleiher Weife, wie das Recht zum Erlaß von Einfuhrs 
verboten aus ſanitäts- und veterinärpolizeilihen Gründen 
und zum Schuße der Landwirthichaft, des Weinbaues und 
der Seidenzucdht, z. B. gegen ſchädliche Inſelten, nicht bes 
rührt wird. 

Artikel III räumt den beiderjeitigen Angehörigen in 
Bezug auf Steuern und Abgaben die Rechte der meijt- 
begünftigten Einheimifchen und der meiftbegünftigten Aus— 
länder ein. 

Artikel IV erkennt für ben — zwiſchen 
beiden Ländern das Meiſtbegünſtigungsrecht in Bezug 
auf den Ausfuhrzoll an und bindet den türkiſchen Aus— 
juhrzoll auf den bisherigen Sap von 1 Prozent. Für 
die Ausfuhr von Tabak und Salz aus der Türkei ift in 
Artifel XVI Bollfreiheit, wie bisher, zugeftanden. Im 
Mebrigen bleibt Die —— des Ausfuhrzolls der Ent— 
ſchließing der Kaiſerlich ollomaniſchen Regierung vorbe— 
halten. Es beſtand bei den Verhandlungen Einverſtändniß 
darüber, daß das Recht zur Entrichtung dieſes Zolls in 
natura bis zur Aufhebung des Zolls fortdauern ſolle. Mit 
Nüdjicht Hierauf, ſowie auf die leichtere Theilbarkeit der in 
Betracht kommenden Ausfuhrmwaaren und auf den niedrigen 
Sap des Zolls ift von Umrechnung des Werthzolles in 
ſpezifiſche Zollſätze abgeiehen worden. 

Artifel V wendet den Grundfag der gegenfeitigen 
Meiftbegimftigung auf die Emfuhrzölle an, bindet die türs 
liſchen Einfuhrzölle auf die Süße des neuen Tarifs, regelt 





die Zuläffigkeit von Zollzufchlägen in der Türkei auf Grund 
nener innerer Steuern, und beftimmt die näheren Be- 
dingungen für die dortigen Bollzahlungen. 

Als Gegenftände des begünftigten Einfuhrhandels er— 
mwähnt der Artitel nad) dem Vorgange der Mehrzahl der 
neueren Handelsverträge die Waaren der deutichen bezw. 
türtifchen Herkunft und Fabrifation, nicht aber, wie Ars 
tifel 5 des Vertrages des Zollvereins von 1862, alle 
von Angehörigen der Vertragsitaaten eingeführten Waaren. 
Es ift dies um jo weniger bedenklich erichienen, als mit 
der Einführung eines einheitlichen türkiichen Rolltarifs Die 
Unterfheidung der Waarenherkunft für die Einfuhr nad) 
der Türkei überhaupt fortfält, Unter der Bezeichnung 
tout artiele de fabrieation on de provenance im Eingange 
des Artikels ift jede aus dem Eigenhandel eines der beiden 
Länder fommende Waare verftanden, gleichviel, ob fie 
Boden- oder Induftrieerzeugnig dieſes Landes fei oder 
nicht. Eine ulm Belaftung der Einfuhr nad) der Türkei 
als die tarifmäßige ift auch in der Form von inneren Ab- 
gaben im Allgemeinen ausgejchloffen. 

Die bei den ausgenommenen elf Artikeln zuläffigen 
Zuſchläge follen ein Mequivalent inmerer Steuern fein, 
welche fünftig etwa auf gleichartige türfifche Erzeugniſſe 
gelegt werden. Bei Zuder umd Mehl jind die etwaigen 
Zollzuſchläge auf fefte, nach 8 Prozent der mittleren Werthe 
beredjnete Säge beichräntt. Die in der Türkei für einzelne 
der gedachten Artikel bereits beftehenden Steuern können, 
jofern fie nicht etwa erhöht werben, eine Erhöhung des 
ge gr nicht begründen. Die beftehende Miris 
ſteuer auf Spiritus umd Spirituofen ift bereits in dem 
Tarif (Gruppe IX) berücjichtigt. 

Die Beſtimmungen in Artikel VI fihern in Bezug auf 
Einfuhr, Ausfuhr, Durdfuhr, Zolbehandlung und alle Ab- 
gaben gegenfeitige bedingungslofe und fojortige Meiftbe- 
günftigung zu und entiprechen gleichartigen Werabredungen 
in neueren deutſchen Handelsverträgen. 

In den Artifeln VII und XII wird das Necht der 
beiberjeitigen fylaggen zur Ausübung des internationalen 
Serfrachtgeihäfts und die Frage der Schifffahrtsgebühren 
nad den Grundfäßen der völligen Gleichberechtigung und 
der Meijtbegünftigung geregelt. 

Für die Zulaſſung zur Küſtenſchifffahrt ift das Necht 
der Meiftbegünftigung maßgebend (Artikel 1). 

Artifel VII beftätigt die bisherige Abgabenfreiheit 
des Handels» und Schifffahrtsverkehrs durd die Meer- 
engen im Sinne des Vertrages des Bollereins von 1862 
und des Artikel 3 des Londoner Vertrages vom 13. März 
1871. Die Faſſung jchließt fich derjenigen des Artikel 7 
des Vertrages des Zollvereins mit den durch Einführung 
des Entrepotſyſtems bedingten Modifikationen an. Die 
Vergünftigung ift aud) für alle an Bord deutiher Schiffe 
befindlichen Gegenftände, entiprehend der Beſtimmung in 
Artikel 11 des englifchtsürkiichen Vertrages vom 29. April 
1861 anerkannt, 

Artikel IX ſpricht die Aufhebung des türfifchen Durch⸗ 
fuhrzolls aus und teifft Beitimmungen zur Verhinderung 
der Doppelverzollung immerhalb des türfifchen Reichs. 
Deutjcherjeits wird der Türfer bezüglich des Durchgangs- 
zols Meiftbegünftigung zugeftanden. 

Artikel X enthält unter Nr. 1, 2 und 5 die im Inter: 
eſſe des Geichäfts-, Reiſe- und Poſtverkehrs türkiicherfeits 
bezüglich des Eingangszolls zugeftandenen, in den meiften 
Ländern durd die immere Gefeggebung oder durch Verträge 
eingeführten Befreiungen und Grleihhterungen. Die Be— 
ſtimmungen unter Nr. 1 und 2 entiprechen den gleichartigen 
Beitimmungen in $. 5 Nr. 7 und 4 bes beutichen Boll« 
tarif⸗-Geſetzes vom 15. Juli 1879, Die Anerkennung der 
Zollfreiheit für Roftfendungen bis 250 g entipricht der 
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Anlagen der Denkichrift. 


Trattato 


della ferma amieizia trä Sua Maestä, il Serenissimo 

ed Potentissimo R& di Prussia, Federico Terzo, 

ed Sua Sultanea Maestä, il Serenissimo ed Poten- 

tissimo Imperatore Massimo degli Ottomanni, 
Sultan Mustapha. 


L’essere i Prineipi legati con i vincoli d’una sincera 
amieizia & cosa certa, che cagiona non solamente ad 
esser munitj e confortati i loro Regni, ma anche reca 
grandi avantaggi ai loro Stati e Sudditi. Una tal desi- 
derata Unione trae seco molta utilitä, non solamente a 
ze che sono vieini trä di loro mA anche in conseguenza 
i varli rettissimi riflessioni & pi necessaria la sua osser- 
vanza a guelli prineipi che sono lontani e discosti trä 
di loro. Onde Sua Maestä il Serenissimo e Potentissimo 
R& di Prussia mio Soverano e Padrone Clementissimo, 
avendo ab antico in somma stima e ripntazione l'amieizia 
della fulgida Porta Ottomanna ed essendo d’un tal desi- 
derio la sinceritä del Suo cuore pieno, in conseguenza 
delli sopra menzionati rettissimi riflessioni volendo legare 
ed unire i suoi interessi con quelli della fulgida Porta 
Ottomanna pr trattar e stabilir colla detta prefulgida 
Porta, una ferma e perpetua amicizia e sinceritä, accom- 
agnandomi colle sue pregie ereditive lettere continenti 
Ia datami piena autoritä e tutte l’altre instruzzioni ed 
ordini necessarii ad un tal affare, anche da parte Sua 
Reggie lettere per il Serenissimo e Potentissimo Principe 
Imperatore Massimo degli Ottomanni e Sua Altezza il 
Sopremo Vezirio della Porta Ottomanna, m’ha mandato 
alla Residenza del alto Imperio Ottomanno Constantino- 
poli per trattare e pärlare cogli Eecellentissimi Ministri 
della fulgida Porta, toccante lo stabilimento degli Articoli 
d’una tale ferma e stabile amieizia, In conseguenza doppo 
varie conferenze passate furono chonchiusi tutti quegli 
sineeri artieoli della reeiproca amieizia e stipulato il loro 
stabilimento in otto artieoli e un epilogo. Onde in vigore 
della mia piena autorit& clementissimamente concessami 
dal sopramenzionato Serenissimo e Clementissimo mio Rè 
ho ancor io seritto in Idioma Italiana la presente obli- 
gatoria carta contenente i sopra detti articoli, per esser 
cambiata contro quella obligatoria carta seritta in lingua 
Turca, e ch'éâé da consegnarsi nelle mie proprie mani dalla 
parte della fulgida Porta. Gli articoli dunque, che fu- 
rono conchiusi, si spiegano nella maniera seguente: 


Arrıcoro 1°. 

Tra il Serenissimo e Potentissimo R& di Prussia ed 
il fulgido e Potentissimo Imperio Ottomanno se & stabi- 
lito una forte pace, amicizia e reeiproca sincerita. Sia 
lecito ä i sudditi ed habitanti d’ambe de parti, tanto per 
mare quanto per terra, di traficar senza impedimenti ed 
i nazionali di Prussia, che viaggeranno colla bandiera e 
colla Patente di Sua Maestä di Prussia ed i marinari 





(Ueberfegung.) 


Freundſchaftsvertrag 


zwiſchen Seiner Majeſtät, dem Durchlauchtigſten und 

Großmächtigſten Könige von Preußen, Friedrich dem 

Dritten, und Seiner Majeſtät, dem Durchlauchtigſten 

und Großmächtigften Kaifer der Ottomanen, Sultan 
Muſtapha. 


Es Thatſache, daß die Bande aufrichtiger Freund— 
ſchaft zwiſchen Fürſten nicht nur die Herrſchäft derſelben 
befeſtigen und kräftigen, ſondern auch für ihre Staaten und 
—— große Vortheile zur Folge haben. Solch ein 
erwünſchter Freundſchaftsbund bringt nicht nur Nachbarn 
große Wohlthaten, ſondern iſt in verſchiedener Hinſicht für 
diejenigen Fürſten um ſo nothwendiger, deren Staaten von 
einander entfernt liegen. Daher wünſchen Seine Majeftät, 
ber Durchlauchtigſte und Großmächtigſte König von Preußen, 
mein gnädigfter Fürſt und Herr, welcher die Freundſchaft 
der Hohen ottomaniſchen Pforte von jeher werthgeichägt 
dat, mit derjelben in eine Intereſſengemeinſchaft einzutreten 
uch Abſchluß eines feiten, aufricytigen und ewigen ne 
ichaftsvertrages. Zu diefem Zwecke haben Seine Majeftät 
mid) in beglaubigter Form mit Ihrer Königlichen Boll 
macht und mit allen zum Abſchluß eines foldyen Vertrages 
erforderlihen Weifungen und Befehlen verjehen, mir König— 
lihe Schreiben an den Durchlauchtigſten und Großmäch— 
tigjten Kaifer der Ditomanen und an Seine Hoheit, den 
Sroßvezier der oltomaniihen Pforte, mitgegeben und mich 
nad) der Nefidenz des Hohen ottomaniſchen Reiches, Con— 
ftantinopel, entjandt, um mit den Miniftern der Hohen 
Pforte behufs Feſtſtellung der Bedingungen einer ſolchen 
feften und dauernden Freundſchaft zu ſprechen und zu ver- 
handeln. Demgemäß find, nach verjchiedenen Verhandlungen, 
die folgenden Bedingungen eines gegenjeitigen Freundſchafts— 
vertrages beſchloſſen und in acht Artifeln und einem 
Schlußartikel vereinbart worden. Hierauf habe ih kraft 
der von meinem Durchlauchtigſten und Gnädigften Könige 
mir huldreichſt verliehenen Vollmacht die gegenwärtige ver- 
bindliche Urkunde, weldhe die erwähnten Artikel enthält, in 
italienischer Sprache ausgefertigt, um fie gegen die von 
Seiten der Hohen Pforte in türfiiher Sprade abzufafjende 
und mir einzuhändigende verbindliche Urkunde auszutaufchen. 
Die beichloflenen Artikel Tauten folgendermaßen: 


Artikel 1. 

Zwiſchen dem Durchlauchtigſten und Großmädhtigiten 
Könige von Preußen und dem Hohen und Großmädhtigjten 
ottomaniſchen Kaijerreiche foll dauernder Friede und gegen 
jeitige aufrichtige Freundſchaft beftehen. Es fol den Unter: 
thanen und Bewohnern beider Neiche geftattet fein, unge— 
—— ſowohl zu Waller als zu Lande Handel zu treiben. 

ie preußifchen Unterthanen, welche unter der Flagge und 
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da farsi nella maniera accostumata colle Navi di guerra 
d’altre Potenze. Le navi mercantili pero della Prussia 
ineontrandosi con quelle di guerra e dei Negozianti 
dell’Imperio Ottomanno si salutaranno secondo il costume 
amichevolmente, non s’impediranso nel loro viaggio, ne 
si domandino, ne si prendino da loro, con violenza, 
nessuna «osa, e non siano sforzati i bastimenti Prussiani 
di trasporlare Trappe, eanoni, apparati belliei ed altri 
simili eose, I mercanti della falgida Porta noleggiando 
navi Prussiani per portar le loro robbe e mercanzie, s’abbia 
ad osservar il trattamento di moleggio che si osserva 
eolle altre Potenze, ed i Mercanti Prussiani, che porteranno 
o riporteranno robbe colle loro navi, per quelle cose, che 
secondo lantieo uso si paga drilto di Dogana, abbiano 
a pagare secondo Vusanza agli Ambaseia dori e Consoli 
Prussiani compitamente quel dritto, che si chiama Consolato. 


AnrıcoLo 4°, 

L’Ambaseiadore Prussiano, che residera appresso la 
fulgida Porta, abbia a godere quella independenza e privi- 
legi che sono accostamati d'haver gli Ambasciadori delle 
altre amiche Potenze ed in tutiä la Giurisdizzione della 
fulgida Porta, in ogni Seala, Porto ed Isola dove si 
retrovano Consoli, Viee-eonsoli ce Dragomanni dalla parte 
delle altre amiche Potenze, abbiano anche gli ambaseciadori 
Prossiani a destinare Consoli, Vice-consoli e Dragomanni, 
deponere quelle che vogliuno, e eonstituire degli altri 
nel luogo loro, e per gli ambasciadori che resideranno 
apresso la fulgida Porta, abbiano a servirsi de quatro 
Dragomanni e per quei luoghi che resideranno Consoli 
uno Dragomanno ed i Consoli, Vice-Consoli, Dragomanni 
e Viaggianti, loro Negozianti e In gente che sono della 
loro Nazione, siano immuni coll’istessa immunitä, come 
sono ji sudditi delle altre amiche Potenze, 


AnrıcoLo 5°. 

Acadendo discordiu trä Prussiani e loro soggetti, 
l’Ambaseiadore overo i Consoli Prussiani seeondo le loro 
regole decideranno laffare e sino che i Prussiani non 
domandino stessi essere giudieati serondo wiustizia otto- 
manna, i giudiei e Gubernatori della fülgida Porta non 
potrannn per torza intrigarsi con Jire che loro gli volessero 
gindieare. l Consoli che resideranno nel Territorio Otto- 
malıno non sisno messi in arresto ed ogui lite che avranno 
si deridera nella Imperiale Residenza per mezzo dei loro 
Ambaseiadoriz le loro case non siano sigillate, ricercate 
ne visitate ed aceadendo qualche lite legale trà i sudditi 
della falsida Porta e quelli di Prussia, si procederä nei 
Tribonali Ottomanni per mezzo dei loro Ambaseiadori, 
Consoli avero Vice-Consoli ed anche per mezzo dei loro 
Dragomanni e se un Manmetano overo altro suddito della 
fulgida Porta farä presentar avanti il Tribunale qualche 
Prussiano o loro anggelto, mentre che non & presente uno 
dei loro Dragomanni overo Procnratori, non siino sforzati 
di rispondere, e le lite che avranno i Consoli o i loro 
Dragomanni passando il namero de quatro milla asperi, 
siano essaminati appresso Ja Residenza dell’ Imperio Ötto- 
manno, e toccante quelle cose che spettuno Ja vendita, le 
sompre @ del danaro preso in prestito, accadendo qualche 
lite trä i Maometani overo altri sudditi della fulgida 
Porta e trä i Prussiani o loro soggetti, mentre che non 
sia stromento legale overo qualche altra valida earta, non 
si ascoltino i testimonii, che si chiamano sforzati ed acca- 
dendo qualche lite in quel istante, che & da partire 
qualche Vascello Pruassiano, sin deciso, senza dilazione, 
per mezzo del Console o del Dragomanno, e non sia 





wie bei der Begegnung mit Kriegsſchiffen anderer Mächte. 
Degegnen jedoch preußiſche Handelsſchiffe Kriegs- und 
Handelsſchiffen des ottomaniſchen Reiches, ſo ſollen ſie nach 
dem üblichen freundſchaftlichen Salut m ihrer Fahrt nicht 
gehindert und es ſoll von ihnen nichts gefordert und nichts 
mit Gewalt weggenommen werden, auch dürfen bie preußi— 
chen Fahrzeuge zum Transport von Truppen, Kanonen, 
Kriegsgeräth und anderen ähnlichen Dingen nicht gezwungen 
werben. 


Wenn Sauflente der Hohen Pforte zum Transport 
ihrer Güter und Waaren preußifche Schiffe miethen, fo iſt 
in Betreff der Fracht das den anderen Mächten gegenüber 
beobachtete Verfahren einzuhalten und die preukifchen Kaufe 
leute, welche auf ihren Schiffen Güter bringen oder forts 
ſchaffen, haben für die altem Brauche gemäf zollpflichtigen 
Gegenſtände die übliche, Consolato genaunte, Abgabe vol: 
ftändig an die preufijchen Geſandten und Konſuln zu ent 
richten, 


Artikel 4. 

Der preufiiche Gejandte bei der Hohen Pforte foll 
diefelbe Unabhängigkeit und Diefelben Vorrechte genießen, 
weiche gewohnheitsmäßig den Geſandten der anderen ber 
freundeten Mächle zuſtehen; es follen in dem geſammten 
Gebiete der Hohen Pforte, in jedem Stapelplage, Hafen 
und auf jeder Inſel, wo ſich Konjuln, Vize-Konſuln und 
Dragomans der anderen befreundeten Mächte befinden, auch 
die preußiſchen Geſandten Das Recht haben, Konſuln, Vize— 
Konſuln und Dragomans zu ernennen, nach ihrem Belieben 
abzufegen und andere an deren Stelle einzuſetzen; die Ges 
ſandten bei der Hohen Pforte Dürfen vier Dragomans im 
Diente haben und für die Konfulate einen; Die Konſuln, 
Vize-Konſuln, Dragomans und Reifenden, ihre Linterhändler 
und alle Angehörigen ihrer Nation jollen diejelbe Immu— 
wität genießen, mie die Umterthanen der anderen befreun= 
deten Mächte, 


Artikel 5. 

Dei Streitigkeiten zwiſchen preußiichen Angehörigen und 
deren Untergebenen joll der preußifche Gefandte oder Die 
preußijchen Konſuln den Fall nadı ihren Gejegen entjcheiben, 
und jo lange die Preußen nicht jelbit von der ottomanischen 
Juſtiz abgeurtheilt zu werden verlangen, dürfen die Richter 
und Gouvernenure fich wicht mit Gewalt einmiſchen, um 
ſelbſt zu richten. Die in dem ottomaniſchen Gebiete ans 
geitellten Konſuln dürfen nicht in Saft genommen werben, 
und jeder fie betreffende Rechtsſtreit ſoll in der Kaiſerlichen 
Rofidenz durch Vermittelung ihrer Geſandten entichieden 
werden; ihre Käufer dürfen weder verjiegelt, noch befichtigt, 
noch durchſucht werden. Nechtsitreitigfeiten zwijchen Unter— 
thanen der Hohen Biorte und preußiſchen Unterthanen jollen 
vor ben ottomaniichen Gerichten mit Hülſe der betreffenden 
Seiandten, Konſuln oder Vize-Konſuln und auch mit Hilfe 
der Dragomans verhandelt werden, und wenn ein Moha- 
medaner oder ein anderer Unterthan der Hohen Pforte 
prengijche Umterthanen oder deren Untergebene zur Beit der 
Abweſenheit eines ihrer Dragomans oder Sachwalter vor 
Gericht verklagen jollte, jo Lönnen Diefe nicht gezwungen 
werben, jih Darauf einzulafien; die den Betrag von vier 
taujend Aſper überfteigenden Prozeſſe der Konfuln oder 
ihrer Dragomans jollen in der Refidenz des ottomanijchen 
Reiches verhandelt werben: in denjenigen Streitigfeiten 
zwiſchen Mohamedanern oder anderen Unterthanen der 
Hohen Pforte und Preußen oder deren Untergebenen, welche 
Verfaufs:, Kauf: und Gelddarlehnsgeichäfte betreffen, ſollen 
beim Mangel einer gefeglichen Schuldurkunde oder eines 
anderen gültigen Beweismitteld fogenannte erzwungene 
Zeugen nicht gehört werden; entfteht ein Streit im Augens 
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libero di pregiudizii d’ambidue le parte) i quali doppo 
esser messo in ordine e regolato, sia permesso d’aggiun- 
gergli agli articoli presenti. 


ErıLoso. 

Gli artieoli conchiusi trä queste due Potenze abbiano 
a ratificarsi in spazio di quattro mesi od anche avanti, 
Onde secondo la concessami piena autoritä, i sopradetti 
otto artieoli con questo Epilogo essendo conchiusi, stipu- 
lati e stabiliti, acciö che prendino colla grazia divina 
una felice fine, anche col eambio delle eonfirmatorie lettere 
nel prefato spazio di tempo, fü seritta questa mia obli- 
gatoria carta in lingna Italiana, con mio sigillo signata, 
con proprio pugno sotloseritta e per via di cambio con- 
signata A Sua Altezza il Sopremo Vezirio e Plenipoten- 
tiario Ministro della fulgida Porta Ottomanna Mechmed 
Raghib Passa. 


Dato in Constantinopoli alla falgida Porta Ottomanna 
i venti due di marzo (stilo veechio) l’anno mille sette 
cento sessanta uno. 


sig. Rexin. 





Artikel vorzufchlagen und dieſelben nad getroffener Ver: 
einbarung den gegenwärtigen Artifeln hinzuzufügen. 


Schluß. 

Die zwiſchen dieſen beiden Mächten abgeſchloſſenen 
Artikel ſollen in vier Monaten, oder auch früher, ratifizirt 
werden. Nachdem ſomit kraft der mir übertragenen Macht: 
volltommenheit die vorftehenden acht Wrtitel mit dieſem 
Schlußartikel vereinbart und feitgeftellt worden find, damit 
fie durdy Gottes Gnade im Wege des Nustaufches der 
Ratififationsurtunden innerhalb der erwähnten Zeit zu einem 
glüdlichen Ende führen mögen, babe ich diefe verbindliche 
Urkunde in italienijcher Sprache niedergejchrieben, mit meinem 
Siegel veriehen, eigenhändig unterfchrieben und jie im Aus— 
taufch Seiner Hoheit, dem Großvezier und bevollmächtigten 
Miniſter der Hohen ottomaniſchen Pforte, Mehemed Raghib 
Paſcha, übergeben. 


Gegeben zu Gonftantinopel in der Hohen ottomanifchen 
Pforte am 22. März (alten Stils) 1761. 


(ge3.) Rerin. 
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19. Ueberſchüſſe ans früheren Jahren (Hauptetat Seite34): 
Kapitel 20a der Einnahme, 

20. Matrifularbeiträge — Unlage XIX —: 
Kapitel 21 Titel 1 bis 26 der Einnahme, 

21. — ————— Deckungsmittel (Hauptetat Seite 38 

i8 40): 

Kapitel 22 Titel 1 
Kapitel 23 Titel 1, bis 3 ; der Einnahme, 
Kapitel 24 Titel 1 bis 3 


22. den Gejekentwurf, betreffend die Freititellung bes 
NReihshaushalts-Etats für das Etatsjahr 1891/92, 


II. den Entwurf eines Gefehes, betreffend die Auf⸗— 
nahme einer Auleihe für Zwecke der Ver— 
waltungen des Neichsheeres, der Marine, der 
Reichseiſenbahnen und der Boft und Telegraphen 
— Nr. 149 der Drudjadhen —. 


Berlin, den 11. Dezember 1890. 


Nr. 172, 


Mündliche Beridjte 


ber 


Bommilfion für die Gefhäftsordnung 


A. 


über 


da8 Schreiben des Stellvertreterd des Reichs— 
kanzlers, betreffend die Frage wegen Ertheilung 
der Ermächtigung zur ftrafrechtlihen Verfolgung 
des Nedakteurs Hans Müller zu Naumburg a./S, 
wegen Beleidigung des Reichstages; 

das Schreiben des Gtellvertreterd des Reichs— 
kanzlers, betreffend die Frage wegen GErtheilung 
der Ermächtigung zur ftrafrechtlichen Verfolgung 
derjenigen Perjonen, welche für eine Veröffent- 
lihung in der Nummer 2 der in Magdeburg er- 
fcheinenden Zeitung „Volksſtimme“ vom 2. Juli 
d. 9. verantwortlich find, wegen Beleidigung des 
Reichstages. 


Berichterjtatter: Abgeordneter Holzmann. 
Anträge der Kommiſſion: 


Der Reichstag wolle beſchließen: > 
in beiden Fällen die Ermächtigung zur ftrafredht= 
lichen Verfolgung nicht zu ertheilen, 


Berlin, den 11. Dezember 1890, 


Die Kommilfion für die Gejchäftsordnung. 


Adermann, Solsmann, 
Borfigenber. Berichterftatter. 


image 
not 
avallable 


1324 ‚Reichstag. Altenſtück Nr. 173, (Siebentes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 


Sour. II, Nr. 


Folgende Petenten 
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nyıanh 





II. Nr. 


II. Rr. 
I. Nr. 
I. Nr. 
I. Nr. 
II. Nr. 
II. Nr. 
I. Nr. 
I. Nr. 
II. Nr. 


6148. 


6155. 


6285. 


6001. 











Der Berbandstag der ländlichen bittet um Nevifion des Geſetzes, betreffend den Wucher. 
Genoſſenſchaften des Negierungs- 
bezirks Kaſſel, 

Der Vorſtand der allgemeinen Kon- bittet um Abänderung des 8. 184 des Straf-Geſetz-Buchs 
ferenz der deutſchen Sittlichkeits- (Zuhälterwefen betreffend). 
vereine zu Berlin, 

E. Deder und A. Deihmann überreichen einen Vorſchlag zur Abhilfe der Hochwaſſer— 


zu Berleberg, fluthen mit der Bitte um erg er deſſelben. 
Der Vorſtand des landwirthſchaft- petitionirt gegen den Terminhandel in Nahrungsmittel- und 
lichen Bereins zu Zabenſtedt, ımentbehrlihen Verbrauchsgegenſtänden. 


Der landwirthichaftlihe Centrals 
verein für Schlefien zu Breslau, 


Der Guhrauer landwirthichaftliche bitien, jede Herabfegung —— = n —* ſowie 
die anderweit verlangte Aufhebung ieheinfuhrver⸗ 
Der Vorſtand des landwirthſchaft— 
lichen Vereins zu Mt-Grolttau, | > abzulehnen. 
Der Vorſtand des Scholzenvereins 
des Kreiſes Neiße, 
Der landwirthichaftliche Berein des bittet eine Ermäßigung der Iandwirthichaftlihen Zölle nicht 


Kreifes Trebnig (Schlefien), zu genehmigen. 
Wild. Friedrid, Fuhrunternehmer 

zu Frohſe, und Genoſſen, bitten um Ermäßigung des Haferzolles auf 10 Mark für 
9. Fr. Hejemeyer jr. zu Bremen 1000 kg. 

und Genofjen, 


* 


bitten um Beſeitigung des Vieheinfuhrverbotes und um Aufhebung der Zölle auf 
Fleiſch, Vieh und Getreide: 


Gotthold Kneppen, Handarbeiter zu Sörmig, und Genoffen, 
dug⸗ Nielius, Lackierer zu Döbeln, und Genoſſen, 
Jonas Freund, Kaufmann zu Kempen, und Genoſſen, 
A. Stolper, Werkmeiſter zu Jauer, und Genoſſen, 
zutzug Waurich, Muſterzeichner zu Gera, und Genoſſen, 
Fr. Heckroth, Schmied zu Berghofen, und Genoffen, 
Diedrid Poſthoff zu Berghofen und Genofjen, 
———— Dörting, Fabritant zu Melle, und Genoſſen, 
arl Schmidt zu Großcorbetha und Genoſſen, 
Aug. Berger, Maurer zu Deſſau in Anhalt, und Genoſſen, 
Rud. Weidlich, Kaufmann zu Crimmitſchau, und Genojien, 
(54 Unterfchriften), 
Anton Paſſarge, Zeitungsverleger zu Jena, und Genoſſen, 
Karl Rind, Tiichler zu Jena, und Genoſſen, 
(52 Unterfchriften), 
Julius Trötfchel, Tifchler zu Jena, und Genoffen, 
Franz Müller, Maler zu Jena, und Genofjen, 
h. Martin, Uhrmacher zu Jena, und Genofien, 
Mar Wünſche, Dredsler zu Jena, und Genoſſen, 
Emil Heerdmenger, Mechaniker zu Jena, und Genoſſen, 
(52 Unterschriften), 
Richard Schulz, Tiſchler zu Wenigenjena, und Genofjen, 
M. Lindenborn, Sclächter zu Hamburg, und Genoſſen, 
Anton Piehodi, Stellmacher zu Graudenz, und Genoſſen, 
August Witt, Färber zu Graudenz, und Genoſſen, 
Garl Dahn, Zimmermann zu Lichtenthal, und Genoffen, 
Bruno Görner, Schneider zu Jena, und Genoiien, 
E. Lemjer zu Jena und Genojien, 
Hermann Schulte, Schmied zu Papenburg, und Genoſſen, 


Die —** Breslauer Delfabriken- bitten um Aufhebung des Bundesrathsbeſchluſſes vom 


Aktiengeſellſchaft zu Breslau und 18./25. September 1885, damit der Zoll auf Petroleum 
Genojlen, nur mit 6 Mark für 100 kg ohne Ertraverzollung der 
(Bom ——— Broemel Faſtage zur Berechnung gelange. 
überreicht.) 
Die Handelstammer zu Bochum, | bitten, um Erhöhung bes — * auf fertige behobelte und 
Die Handelskammer zu Neuß, zugerichtete Bautiiclerar iten von 3 auf 6 Mark für 
Die Handelsfammer zu Düfjelborf, | 100 kg. 
en deutſcher Müller zu bitten, die Aufhebung des Identitãtsnachweiſes für Getreide: 
Der rheinifche Bauernverein, j Ausfuhr nicht zu genehmigen. 


Wilhelm Wagner zu Hahnftätten, betr. Nüderftattung der Steuer für ausgeführten Branntwein. 
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Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Impigelepes bezw. Befeitigung des Impfzwanges: 


Journ. IH. Nr. 6117. K. Bejt, Ingenieur zu Breslau, 
II. Nr. 6118. Richard Berek zu Ruhla und Genofien, 
. 6187. Heine. Burghardt, Kaufmann zu Hannover, und Genoſſen, 
U, Nr. 6188. St. Abel, Bürgermeifter zu Walldorf, und Genoffen, 
(1019 Unterfchriften.) . 
(Vom Abgeordneten Grafen Douglas überreicht.) 
—  1I.Rr. 6189. W. Klüppel zu Nuhla und Genofjen, 
11, Nr. 6190. Carl Fr. Beyer, Handelsmann zu Netzſchlau i. ®., und Genofjen, 
1. Nr. 6191. Herrmann Diegich zu Negicdtau i. V. und Genoffen, 
1. Nr. 6192. Friedrich Dredsler, Weber zu Nepichlau i. V., und Genoflen, 
. 6193. Karl Koch zu Nepichlau i. V. und Genofien, 
II. Nr. 6194. grand Bilh, Stein bach, Fabritweber zu Nepichlau i. B., und Genoffen, 
H, Nr. 6195. önig zu Nepichlau i. B. und Genoſſen, 
I. Nr. 6196. Louis Schneider, Schlidhter zu Netzſchkau i. V., und Genoffen, 
1. Nr. 6197. Friedrich Kanis, Materialwaarenhändler zu Netzſchkau i. V., und Genoſſen, 
} . Scent, Königlicer Rentmeifter zu Kaffel, und Genoifen, 
« Nr. 6199 Heinrih Hollftein zu Bremen und Genoſſen, 


— U.Nr. 6306. Friedrich Benthin, Schmied zu Zeig, und Genoffen, 
— 1.0r. 6307. Emil Pfeifer, Tifchler zu Zeik, und Genoſſen, 
— 1.NRr. 6308. Paul Müller, Kaufmann zu Hannover, und Genojien, 
— 1.Nr. 6309. Chriſtoph Schneider, Wirfer zu Apolda, und Genofien, 
= 1MNr 6310. Auguſt Kühnold zu Apolda und Genoffen, 
— 1M.Nr 6311. Aug. Nagler, Fabrikarbeiter zu Crimmitſchau, und Genoſſen, 
I. Nr. 6312. Der Verein für Geſundheitspflege und Naturheilfunde zu Stuttgart, 
I, Ar. 6313 D. W. Ernſting zu Bremen und Genofien, 
.. 3. Yüddede zu Bremen und Genofien, 
1. Nr. 6315. Wilh. Oswald zu Ruhla und Genofien, 
(91 Unterjchriften.) 
I. Nr. 6316. Herrmann Hillig zu Reppina bei Gruben (Sachſen) und Genofien, 
11. Nr. 6317. Auguft Ferdinand Edardt, Auffeher zu Gruben bei Meiken, und Genoſſen, 
I. Nr. 6318. Wilhelm Haeger zu Neppina bei Gruben (Sachſen) und Genoffen, 
I, Nr. 6941. Julius Seidemann, Fabrikarbeiter zu Erimmitichau, und Genoſſen, 
I. Nr. 6942. Theodor Beer zu Zeiß und Genofjen, 
Eduard Genste, Zahnkünftler zu Schneidemühl, und Genoſſen, 
11. Nr. 6944. Hermann Schufter zu Crimmitihau und Genoffen, 
1. Nr. 6945. Louis Fliegner, Konditor zu Schneidemühl, und Genoflen, 
II, Nr. 6946. Joſeph Lange zu Danzig und Genofien, 
Il. Ir. 6947. en, Oldenburg, Naturbeiltundiger zu Crimmitichau, und Genofien, 
er Vorjtand des Impfzwanggegner-Bereins zu Duisburg, 
(8194 —— 
Nr. . Albin Fritfhe zu Zeitz und Genoſſen, 
= [Nr 7443. A. Belme zu Stegliß und Genofien. 


Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Gefepes, betreffend den Orden der Gejellihaft Jeſu: 


Journ. 1, Nr. 6046. Johann Urban, Pfarrer zu Oberelbert, und ®enoffen, 
1. . €. Heß, Vürgermeifter zu Oeſtrich a. Rhein, und Genoſſen, 
1. Nr. 6048. Anton Schäfer zu Elz bei Limburg a. Lahn und Genoſſen, 
11. Nr. 6049. Job. Klohmann, Bürgermeifter zu Soflenheim, und Genofien, 
Il. Nr. 6060. Bohn, Pfarrer zu re ge und Genofien, 
B Nicolay, Pfarrer zu Mittelhein, und Genofien, 
I. Nr. 6052. La Rode, Pfarrer zu Herborn (Ng.-Bez. Wiesbaden), und Genoffen, 
II. Nr. 6053. Giejendorf, Pfarrverwalter zu Offheim (Kreis Limburg), und Genoffen, 
II. Nr. 6054. J. Speyer, Pfarrer zu Niedertiefenbad (Oberlahntreis), und Genoſſen, 
11. Ar. 6055. Wolf, Pfarrer zu Diez a. d. Lahn, und Genoflen, 
. Nr. . Betry, Pfarrer, und Genoffen (ohne Ortsangabe), 
I. Nr. 6057. Das fatholiiche Kaſino zu Freiſing, 
(Vom Abgeordneten Dr. Drterer überreicht.) 

- I. Nr. 6058. Hink, Pfarrer zu Heinrifau i. Ditpr., und Genoffen, 

(816 Unterjchriften.) 
« 1. Nr. 60659. Joſeph Vreuſchoff, Propft zu Tolfemit (Weftpr.), und Genoflen, 

(245 Unterfchriften.) 
- 11. Nr. 6060. Find, Pfarrer zu ——— (Ditpr.), und Genoſſen, 

. (50 Unterſchriften.) 

: I. Nr. 6061. Zink, Erzpriefter zu Mehlſack, und Genoſſen, 

(407 Unterfchriften.) 

(I, Nr. 6058 bis 6061 von Abgeordneten Krebs überreicht.) 

= I. Nr. 6119. Kloos, Pfarrer zu Eppftein i. Taunus, und Genoffen. 
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Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Geſetzes, betreffend den Orden der Sejellihajt Jeſu: 
Journ. I. Nr. 


2* 


vun 


63840. 


6841. 
. 6842. 
. 6843. 
. 6844. 


. 6845. 
. 6846, 
. 6847. 
. 6848. 
. 6849. 


. 6850, 


6851 


6876. 


. 6877. 


. 6965. 
. 6966. 
. 6967. 
. 6968. 


. 6969. 


. 6970. 
. 6971. 
. 6972. 
. 6973. 
60974. 
. 6975. 
. 6976. 
. 6977. 
60978. 
. 6978, 


. 6980. 
. 6981. 
. 6982. 
. 6983. 
. 1417. 


. 7418. 
. 7419, 
. 1420, 
. 7421. 
. 7422. 
'. 7423. 
. 7424. 
. 1425. 
. 7426. 
. 1427. 


. 1428. 


Die ſelbſtſtändigen fatholiihen Männer zu Eddersheim (Landkreis Wiesbaden), 
(116 Unterjchriften.) 
Pfarrer Eberz und Genofien, ohne Ortsangabe, Poitftempel: Weilburg, 
Aug. Stoll, Piarrer zu Winkel (Rheingau), und Genofien, 
Philipp Graf v. Ingelheim zu Geifenheim a. Rh. und Genoflen, 
Koppay zu Hochheim bei Mainz und Genoifen, 
(404 Unterſchriften.) 
Hagemann, Pfarrer zu Eſchhofen, und Genoffen, 
W. Horn, Pfarrer zu Elioff, und Genoſſen, 
I. Rörig, Pfarrer zu Katzenelnbogen (Unterlahnkreis), und Genoöſſen, 
Knopp, Dekan zu Frickhofen (Wiesbaden), und Genofien, 
Dr. Reihensperger zu Berlin und Genojien, 
(2689 Unterjchriften.) 
(Vom Abgeordneten v. Kehler überreicht.) 
Die Pfarrgemeinde zu Attendorn i. W,, 
(671 Unterſchriften.) 
(Bon Mbgeordnieten Dr, Neichensperger überreicht.) 
Rösler, Pfarrer zu Meichede, und Genoſſen aus den Pfarrereien: Meſchede, Eversberg, Velmede, 
Nemblinghaufen, Ramsbeck, Eslohe, Neijte, Wenholthauſen, Cobbenrode, Fredeburg, Kirchrar— 
bad), Dorlar, Bödeield, Schmallenberg, Oberlirhen, Wormbach, Berghauſen, Grafſchaft, 
Schönholthauſen, Dedingen 
(4256 Unterichriften.) 
(Vom Abgeordneten Dr. Neihensperger überreicht.) 
of. Oſter, Stadtrath zu Wllenftein, und Genoflen, 
(Von Abgeordneten Rarlomsti überreicht.) 
W. Bapenheim, Bojtverwalter zu Camp (Rhein), und Genoilen, 
Herzmann, Pfarrer zu Hofheim (Taunus), und Genoffen, 
Pfarrer Peter Diefenbad und Genofjen, one Ortsangabe, Boftitempel: Nod a, d. Weil, 
Die Landgemeinde des Kirchipiels Frauenburg, 
(Vom Abgeordneten Krebs überreicht.) 
50 Bürger der Siadt Frauenburg, 
(Bon Abgeordneten Krebs überreicht.) 
Die Vertreter der latholiſchen Gemeinde zu Oberlahnftein und Genofien, 
Schlitt, Dekan zu Eltville (Rheingau), und Genojien, 
Dr, theol. Bender, Pfarrer zu St. Goarshaufen a. Ahein, und Genofen, 
Kilb, Pfarrer zu Neudorf (Rheingau), und Genofien, 
Wittayer, Kaplan zu FFrauenjtein (Landkreis Wiesbaden), und Genoffen, 
Schwenzer, Pfarrer zu Schönau (St. Goarähaufen), und Genoſſen, 
N. Müller, Pfarrer zu Dombad, und Genoſſen, 
Breuers, Pfarrer zu Pfafſenwiesbach (Naſſau), und Genofien, 
3. Grill, Lehrer zu Nievern, und Genofien, 
Krah, Pfarrer zu Weidenhahn, und Genofien, 
{241 Unterichriften.) 
H. von Lehmbden, Pfarrer zu Kirhähr (Naflau), und Genojien, 
Hartmann zu Winden und Genofen, 
Joſeph Strieder und Genoffen, ohne Ortsangabe, Rojtitempel: Hadamar, 
Rod, Pfarrer zu Helferstirhen (Naſſau), und Genofjen, 
Emil Stering, Stadtpfarrer zu Höchit a. Main, und Genoffen, 
(370 Unterjchriften.) 
A. Spangemadher, Pfarrer zu Niederfelters, und Genoſſen, 
A. Heibel, Pfarrer zu Huppert, und Genofien, 
I. Jäger zu Camberg (Limburg) und Genofien, 
Heinrih Weißenfels und Gemoifen, im Auftrage einer Vollsverſammlung zu Styrum, 
(Vom Abgeordneten Stößel überreicht.) 
Vollmer, Pfarrer zu Netphen, im Muftrage einer Katholikenverfammlung, 
(746 Unterfchhriften.) 
(Bom Abgeordneten Stößel überreicht.) 
Schetters, Pfarrer zu Eransberg, und Genoſſen, 
9. Egenolf, Pfarrer zu Hahn (Weſterburgh, und Genojien, 
Wilhelm Brög zu Oberweyer (Limburg) und Genoſſen, 
(232 Unterjdriften.) 
ud. Quirmbach, Pfarrer zu Holler, und Genoſſen, 
(246 Unterjchriften.) 
Geuchen, Pfarrer zu Rees, und Geuofien, 
Wom Abgeordneten rigen (Coblenz) überreicht.) 
Das Wahlkomite der Gentrumspartei zu Coblenz, im Auftrage einer Vollsverſammlung. 
(Bon Übgeordneten rigen (Coblenz) überreicht.) 
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1980 ageng Atenft Ir FB. (Sibeneb Bere der Si Dam Hedtge eingegangenen Plionn,) 


Folgende Betenten bitten um Aufrechterhaltung des Geſetzes, betreffend den Drden der Gejellichaft Zefu: 


Journ. I. Nr. 6494, 
» I. Rr. 6495. 
II. Nr. 6496, 


11. Nr. 6497. 
I. Nr. 6498. 
II. Nr. 6499, 
II. Nr. 6500. 


I. Nr. 6501. 


* 


” seen un u 


II. Nr. 6714. 
I. Nr. 6715. 
I. Nr. 6716. 
I. Nr. 6717, 
I. Rr. 6718. 
II. Nr. 6719. 
II. Nr. 6720. 
I, Nr. 6721. 
U. Nr. 6722. 
bis Nr. 6811. 


Hate Junker zu Vogels und Genoſſen, 

hriftian Jag zu Mäusdorf und Genofien, 

Traub, Pfarrer zu Steintirchen, und Genoſſen, 

ö (53 Unterfchriften.) 

Senfft, Lehrer zu Neuftabt (Drla), und Genoſſen, 

Nüple, Dekan zu Mosbach, und Genofien, 

Konrad Ritter zu Schweßingen bei Heidelberg und Genoiien, 

Beyer, Pfarrer zu Sachſa a. Harz, und Genoſſen, 

(151 Unterſchriften.) 

3: Weber, Pfarrer zu Döttingen a. Kocher, und Genofien, 

Borft, Schullehrer zu Junghoizhauſen, und Genoffen, ö 

Dito Zandt, evangeliicher Pfarrer zu Wiesleth (Baden), und Genoſſen, 

Kehl, Pfarrer zu Rutesheim, und Genoſſen, 

(252 Unterfchriften.) 

Dr. Krauß, DU. Arzt a. D. zu Tübingen, 

Ehriftian Schmetzer, Schultheiß zu Criesbach, und Genoſſen, 

I. Kugler, Gerihtsnotar zu Ingelfingen, und Genojien, 

(162 Unterfehriften.) 

Eduard Elben zu Stuttgart und Genoſſen zu Neipperg, Murr, Gellmersbadh, Hofen, Freuden: 
al, Steinenbronn, Gr.-Süßen, Kaltenthal, Güglingen, Luifenhofen, U-Steinbach, Befigheim, 
ähringen, Benzenzimmern, Scharenftetten, Golbburghaufen, Gr.⸗Aſpach, Birkmannsweiler, 

Riedbach, VBartholomä, Simmozheim, Dftdorf, Lauterburg, Göttingen, Erkenbrechtsweiler, 
Bräumisheim, Niederftogingen, Feldſtetten, Derendingen, Edelfingen, Röthenberg, Hochdorf, 
reubenftein, Michelbahb a. d. ®., Mbdelberg, Gebersheim, Gltingen, ter-Reihenbad), 
Kirchentellinsfurth, Sontheim a. d. Br., Kilchberg, Gomaringen, Hemmingen, Bifjingen, Degers- 
ſchlacht, Berkheini, Kocerfteinsfeld, Kirchheim a. N, Lorch, Hohengehren, Walheim, Rottenader, 
Nemmingsheim, NRabelftetten, Burgjtall, Stötten, Eybach, Weilheim, Pinache, Dünsbach, 
Bradenheim, Botenheim, Meimsheim, Braunsbach, Knittlingen, Beltersroth-Weſternach, Ballen— 
dorf, Börslingen, Fleinheim, Hohenhaslach, Unterenſingen, KlSachſenheim, Ober⸗-Kochen, 
Eningen, Gr.»Billars, Oſchingen, Belſenberg, Hermuthhauſen, Widdern, Ober-Enfingen, Hardt, 
yon aufen, Gammesfeld, Ueberfingen, Pleidelsheim, Schwaitheim, Waldenbud, Mundelsheim, 
bhaufen, Gr.sund Kl.e-Heppach, Jettenburg, Pflaumloch, Ober-Türfheim, Ruith, Grab, 
Degenfeld, Hilbrizhaufen, Erdmannhaufen, Rohrdorf, Seeburg, Hengitfeld, Goldbach, Warm: 
bronn, Walrheim, Nußdorf, Wildbad, Noth am See, Althengitett, Heutingsheim, Hahfelden, 
Altenberg, Nopingen, Erbjtetten, Gr.-Sadyjenheim, Eutendorf mit Gr.» und Kl.-Altdorf, Eber- 
dingen, Örüningen, Stammheim, Steinenberg, Weiler, Holzelfingen, Thuningen, Steinenlirch, 
Benningen, Zillenhaufen mit Streihen, Aldingen, Entingen, Spielbady mit Heiligenbronn, 
Immenhaujen, Würtingen, Wittendorf, Chrnberg, Orlach, Allmersbad, Ob.und M.-Brüden, 
Schorndorf, Erſingen und Oberdiſchingen, Wendlingen, Bernſtadt mit Beimerſtetten, Aichſchieß, 
Reuften, Wieresheim, Honau, Brenz, Bergempeiler, Böhringen, Münflingen, Illingen, Michel: 
bad) a. d. H., Ehningen, Spiegelberg, Schura, Haufen, Wannweil, Yeuttirh, Steinheim a. M., 
ürben, mmern, Dberholaheim, Rietheim, Altdorf, Nedarthailfingen, Haiterbach, Widlingen, 
armöheim, Diegingen, Lomersheim, Kirchheim, Neuenhaus, S a Kl.-Geriach, 
Neulautern, Schörnbach, Affaltrach, Bickelsberg, Brittheim, Stammheim, Genmrigheim, 
Markgröningen, Schwaigern, Wankheim, Ottmarsheim, Bang, Nordhauſen, Frauenzimmern, 
Klingenberg, Ochſenbach mit Spielberg, Maſſenbach, Lampoldshauſen, Mariäkappel, Kuchen, 
Inſingen, Dapfen; Hemmingen, 
(17 450 Unterfehritten.) 
Mapholder, Vürgermeifter zu Daudenzell, und Genofien, 
$ Brunn, VBürgermeifter zu Aglafterhaufen, und Genoffen, 
onrad Lutz, Fabrikant zu Unlerſchwarzach, und Genoſſen, 
San, Bürgermeifter zu Liedolsheim, i. A. von 540 Bürgern, 
chwöbel, Pfarrer zu Sulzbach b. Morbach, und Genofien, E 

Meyer, Dekan und Pfarrer zu Höringhaufen (Frankenberg), und Genofien, 

Liebermann, Lehrer zu Höringhaujen (Frankenberg), und Genoffen, 

Zeunm, Bürgermeiſter zu Breitenbronn Ze und Genofien, 3 

. von Löjede zu Hildburghaufen und offen zu Adelhauſen, Albingshauien, Behrungen, 
Beinerjtabt, St. ln Biberſchlag, Bodsitadt, Brünn, Bürden, Dingsleben, Ebenhards, 
Ehren “2 Eiche, Eisfeld, Einfiedel, Eishauſen, Engelftein, Emjtthal, Erdorf, Friedrichshöhe, 
Gabel, Gellershaufen, Gleihanberg, Gleicherwieſen, Gompertshaufen, Gohmannsrod, Grimmels- 
haufen, Grub, Hana, Häfelrieth, Harras, Heldburg, Hellingen, Henfitädt, Heßberg, barts⸗ 
wind, Hindfeld, Hetichbad, Hirſchendorf, Holzhauſen, Käßlig, Leimrieth, Linden, Lindenau, 
Marisfeld, Meſſenhauſen, Mendhauſen, Merbelsrod, Neuſtadt, Obendorf, Oberſtadt, Ober— 
wind, Pfersdorf, Poppenhauſen, Poppenwind, Reurieth, Rieth, Römhild, Roth, Saar— 
rund, Sachſendorf, Schackendorf, Schlechtſtadt, Schmeheini, Schneit, Schwarzbach, Schwarzen- 
runn, Schmeikershauſen, Seidingſtadt, Siegritz Steinfeld, Sielzen, Streſſenhauſen, Streuf- 
dorf, Sulzdorf, Tachbach, Tellerhammer, Themar, Toſſenihal, Ummerftadt, Unterneubrunn, 
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Folgende Betenten bitten um Aufredterhaltung des Geſetzes, betreffend den Orden ber Geſellſchaft Jeſu: 


Journ. 


van 


un 


un 


nun 


ann 


I. 
l 


Bollmer, Somtenwirth zu Nenenweg (Baden), und Genoflen, 

Gaumb, Pfarrer zu Kleinenglis (Friglar), und Genoifen, 

Knobel, Lehrer zu Udenborn, und Genofien, 

Johſ. Aßmann, Kirchenworſteher zu Engelbad (Biedenkopf), und Genoffen, 
Jakob Akmann, Landwirt; zu Derbad (Biedenkopf, und Genoſſen, 
Johann Andres zu Dörflis (S.-Roburg) und Genoflen, 

Stehr, Lehrer zu Möslau (S.-Koburg), und Genofjen, 

Ferdinand Henfels zu Eberbach (Baden) und Genoffen, 


Philipp Zimmermann, Bürgermeifter zu Pleutersbach (Baden), und Genoffen, 
Peter Wäfch, Bürgermeifter zu Rodenau (Baden), und Genofien, 
Hager, Pfarrer zu Kirchardt (Baden), und Genoiien, 

(185 Unterichriften.) 
A. Viſcher, Pfarrer zu Steinsfurch (Baden), und Genoffen, 
W. Henning, Pfarrer zu Reilingen bei Schwehingen, und Genoſſen, 
Braun, Hauptlehrer zu Nedarbiichofsheim (Baden), und Genoffen, 
Johann Bed zu Dörrenzimmern (Württemberg) und Genofjen, 
Streng zu Stachenhauſen und Genotlen, 
Jacob Egner zu Dilsberg bei Nedargemind und Genofjen, 
Voigtel, Paſtor zu Abbenrode, und Genofien, 

(180 Unterschriften.) 

(Vom Abgeordneten Rimpau überreicht.) 


A. Klein zu Weinheim und Genofien, 
(874 Unterfchriften.) 


Wilhelm Sceier und Genojien zu Duirmbad, Selters, Moyendorf, Vielbach, Norbhofen, 
Daniel Stiegele zu Huchenfeld und Genoifen, 
F. König, Nentier zu Eichwege, und Genoſſen, 
Heldmann, Pfarrer zu Elnhaufen (Marburg), und Genoſſen, 
(163 Unterjchriften.) 
Buchmüller, Bürgermeifter zu Weisweil (Großherzogthum Baden), und Genoſſen, 
(215 Unterjchriften.) 
Pfarrer Heußner und Genoffen, ohne Ortsangabe, Poſtſtempel: Schönftadt, 
GE. Brecht, Pfarrer zu Baierthal (Baden), und Genoflen, 
Joh. Allgeier zu Scatthaufen (Baden) und Genoſſen, 


Schüd, Pfarrer zu Hoffenheim (Baden), und Genofien, 
(200 Unterschriften.) 
Wild. Meerwein, Pfarrer zu Nedarzimmern, und Genoffen, 
Pfarrer Bungeroth und Genojlen, ohne Ortsangabe, Poſiſtempel: M. Gladbach, 
(300 Unterjchriften.) 
Wurth, Bürgermeifter zu Mltenheim (Baden), und Genoſſen, 
Elwert, Pfarrer zu Pfrondorf, und Genoſſen, 
Diehm, Bürgermeifter zu Urphar, und Genoflen, 
(145 Unterfehriften.) 
Georg Ullmerich zu Lengenrieden (Baden) und Genofien, 
W. Eijelborn, Pfarrverwalter zu Sachſenſlur, und Genoſſen, 
Friedrich Schend, Pfarrer zu Oberſchüpf, und Genoffen, 
Johann Hedmann zu Unterihäpf und Genofien, 
Gumbert zu Boekingen (Baden) und Genoffen, 
3. Ultſch, Pfarrer zu Blumberg, und Genoffen, 
Fipfin, Bürgermeifter zu Efringen, und Genoffen, 
J. Bier, evangelifcher Pfarrer zu Gersbad, und Genoffen, 
U. Riemer zu Detlingen und Genojlen, 
Georg ——— Pfarrer zu Diersburg, und Genoſſen, 
Rauſcher, Bürgermeifter zu Kork, und Genoijen zu Nenmühl, Odelshofen, Onerbad), 
Martin Appel zu Schweigen (Baden) und Genoffen, 
(132 Unterichriften.) 
— —— Pfarrer zu Sulz (Baden), und Genoſſen, 
Guſtav Noggenburger zu Kleinkems und Genoffen, 
U. Bauer, Pfarrer zu Helmfladt, und Genojien, 
(190 Unterjchriften.) 
ran; Paul, Gemeindevoriteher zu Beiersdorf bei Neumark (Sachſen), und Genoffen, 
. Wagner, Pfarrer zu Lohrbad, und Genojien, 
(145 Unterfchriften.) 
Kati, Königlich Prenußiſcher Ober-Boll-ufpettor a. D. zu Dppenau (Baden), und Genoffen. 
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Journ. II. Nr. 


11. Nr. 
II. Nr. 


II. Nr. 


11. Nr. 
II. Nr. 


II. Nr. 


* 


Journ. II, 


Reichstag. Aktenftük Nr. 173. (Siebentes Verzeichniß der bei bem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 


II. Nr. 
U. Nr. 
II. Nr. 
II. Nr. 


II, Nr. 


I, Nr. 


Nr. 


6085, 


6154, 


6921. 


Friedrich Iejfat zu Neukirch (Dft- 
preußen), 

Leonhard Schmidt zu Berlin, 

Auguft Süßbier, Wrbeiter zu 
Schoenfeld bei Bernau, 

Paul Thamm, Kunftgärtner zu 
Dels in Schlefien, 

Wittwe Mademann zu Alt-Drewig, 

Wilhelm Meſſerſchmidt zu Au— 
wallenburg, 

Der Magiftrat zu Seehaufen i. d. 
Altmart, 


Johann Adam Strömspdörfer, 
Schneidergejelle zu Kehl a. Rhein, 
Wittwe Louife Keitel zu Ohrdruf, 


Hugo Haaje, Rauchfiſchwaaren— 
händler zu Militſch, 
®. rang Erbpädhter zu 
Bennin, und offen, 
(Bom Abgeordneten Wiſſer 
überreicht.) 


Der Verlag der Kölniichen Volls— 
zeitung zu Cöln (Rhein), 
(Bom Abgeordneten Dr. Bachem 
überreicht.) 
Die Handels- und Gemwerbefammern 
u Dresden i. 9. ſämmilicher 
Phchfüfcher Handels- und Gewerbes 
fammern, 
Lorenz Mareinkowski, pen— 
ſionirter Briefträger zu Breslau, 
und Genoſſen, 








bittet um Erhöhung feiner Militärpenſion. 


ohne Petitum. 
bittet um Rechtshilfe. 


bittet um Bewilligung von Militär-Invalidenbenefizien. 


bittet um rw in einer UnfallverfiherungssAIngelegenheit. 

bittet um Bewilligung von Zulagen zu feiner Militär: 
Snvalidenpenfion. 

bittet, dahin zu wirken, dab das Poſtfuhrweſen in der Stadt 
Seehaufen einem der Einwohner diefer Stadt übertragen 
werde. 

bietet eine Einrichtung zum jchnellen Anhalten der Eiſen— 
bahnzüge zum Anlauf an ꝛc. zc. 

bittet um Bewilligung einer laufenden Unterftüßung für 
ihren während der Militär-Dienftzeit erkrankten Sohn. 

bittet um Ertheilung des Civilverforgungsiheines oder Bes 
willigung einer Benfion. 

betrefiend die Aufnahme gejeglicher Beftimmungen über das 
Jagdrecht und den Erſatz des Wildihadens in das 
bürgerliche Geſetzbuch. 


II. Kommiffion für den Reichshaushalts⸗Etat. 


bittet um Grmäßigung der Gebühren für die an Zeitungen 
gerichteten Depeihen und um Bewilligung eines Vor: 
ranges bei der Beförderung für Solche Depeſchen. 


betreffend die Gemwährleiftung für den Mindeftertrag bei 
Herftellung von Fernſprechanlagen. 


betreffend zen bes Gehaltsunterfchiedes zwiſchen 
ihrem früheren Gehalt und den im Nachtragsetat 1890/91 
vorgejehenen Mindejtgehalts und Erhöhung ihrer Ruhe— 
gehälter. 


c. VII. Kommiffion zur Vorberathung — ———— betreffend die Abänderung der Gewerbe: 
rdnuug. 


Journ. I. Nr. 5987. 


I, Nr. 6087. 


I. Nr. 6152. 


I. Nr. 6174. 


Die Handelskammer zu Braun— 
ſchweig, 


Die Handelslammer zu Bielefeld, 


Der Vorjtand des Verbandes der 
evangeliihen Arbeiter = Vereine 
Rheinlands und Weſtfalens zu 
Scalfe, 


Die Handelsfammer zu ‚Flensburg, 


bittet um —— bezüglich der Ruhepauſen, der 
Reparaturarbeiten, der Ausnahmen von der Sonntags- 
ruhe, des Fortbildungsſchulunterrichts, der Schugvor- 
ichriften, des Vertragsbruchs, der Arbeitsordnung, ber 
Beſchäftigung der Arbeiterinnen ꝛc. 

bittet um Abänderung: Arbeitsbuch) der jugendlichen Arbeiter 
betreffend; Kennzeichnung der Zeugniſſe betreffend; An— 
rehnung von Naturalien zc. auf den Lohn betreffend; 
den FFortbildungsichulunterricht betreffend, die Schuß: 
vorjchriften betreffend; Arbeitsordnung betreffend; Koa— 
litionsrecht betreffend ꝛc. 

bittet den Beginn der Ruhepauſe um fpäteftens 12 Uhr 
Nadıts an dem dem Sonntage 2c. vorhergehenden Tage ein- 
treten zu laffen; die Fabritarbeit für verheirathete Frauen 
u verbieten, für die übrigen Arbeiterinnen eine tägliche 

eichäftigung in SFabriten bis zu 8 Stunden zu ges 

jtatten; die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe betreffend; 
die Schußeinrichtungen zc. betreffend. 

bitten um Abänderung: Erlaß der Verfügung zum Schupe 
der Arbeiter 2c. im Einverftändniß mit den zujtändigen 
berufsgenofjenichaftlihen Organen; Beſchwerde über dieie 
Verfügungen an die . Verwaltungsbehörde und an 
den Bundesrath; als Garantie für die Eintreibbarkeit 
der Geldbußen einen Wochenlohn der Arbeiter zurückzu—⸗ 
behalten, Streichung des 8. 134d. 
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Sourn. II, Nr. 6255. 


= 1 Wr. 6331. 


II, Nr, 7438, 


I. Nr. 7439. 








Der deutſche Techniferverband zu 
Berlin, 


Die Handelstammer für Aachen und 
Burticheid und der Verein für 
die berg: und hüttenmämniſchen 
Intereſſen im Aachener Bezirk, 

Der Verein zur Wahrung der Inter 
eſſen der chemiſchen Induſtrie 
Deutſchlands, 

Dr. J. Traube zu Hannover, 

(Bom Abgeordneten Dr. Ham: 
macher überreicht.) 








bittet, in die Novelle zum Patentgeſetz eine Begriffs- 
bejtimmung des Wortes „Erfindung“ aufzunehmen und 
die Patentgebühren weſentlich herabzufegen. 

bitten um Abänderung der Batentgefeh-Novelle (die Zu: 
laffung des Rechtsweges, amtlihe Mahnung nad Ver: 
jäumung der Zahlungsfrijt, Nichtigkeit der Patente :c.). 


bittet um Abänderung der Novelle zum Patentgeiet. 


betr. die Bejtimmungen über die Patentanwälte ze. 


E. XI. Komm ur Borberathung des Geſetzentwurfs über die Abäuderung des Geſetzeutwurfs, 
— en die Beanknberhibrrung der Arbeiter. * * 


Journ. 1, Nr. 5996, 


11. Nr. 5999. 


:- 1. 


6086. 


-» II. Nr. 6252. 


= [1 Nr. 6253. 


I. Nr. 6254. 


= 11. Nr. 6508. 


: WR. 


6917. 


* IH. Nr. 


1. Nr. 


6918. 


6919. 


3. Bey und Genoffen zu Charlotten= 
burg i. N. einer von den Mit 
gliedern der freien eingeichriebenen 
Hilfskaffen Eharlottenburgs jtatt- 
gefundenen Verſammlung, 

Der Borftand der Ortskrankenkaſſe 
der Maurer und Zimmerleute zu 
Stargard i. Bon. 

(Bon den Abgeordneten von 
Schöning und Broemel 
überreicht.) 

Die Handelstammer für den Kreis 
Mühlheim a. Rhein, 


Der Bürgermeifter zu Styrum i. U. 
der SKafjenvertreter der Bürger: 
meifterei Styrum, 

32 Vorftände von freien Kranken— 
faffen des Stadt: und Landkreiſes 
Frankfurt a. M., 

Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe der 
Stadt Didenburg (Großherzog: 
thum), 

Bürfel, Bezirkſsarzt a. D. zu 
Schönau (Wiejenthal), 


Die Verwaltung des Vereins für 
Handlungstommis von 1858 in 
Hamburg, und der Vorftand der 
Kranken⸗ und Begräbnißkaffe dieſes 
Vereins zu Hamburg, 

Wild. Shmidt und Genoffen, im 
Auftrage der zweiten ordentlichen 
Generalverfammlung der Zentral= 
Kranken» und Sierbekaſſe des 
deutfchen Senefelder Bundes 
(Frankfurt a. M.), 

Der Voritand des kaufmänniſchen 
Vereins zu Barmen, 


bitten, die Beſtimmungen über die Verpflichtung der freien 
Hilfskaffen zur Gewährung von freier Medizin und ärzt— 
licher Behandlung, über das An= und Abmeldeverfahren 
und über die Beibringung des Nachweiſes des Be 
freiungsgrundes von der Zwangsverjicherung abzulehnen. 
bittet zu bejtimmen, daß die Perjonen, welche in Betrieben 
arbeiten, in bemen zu beftimmten Seiten die Arbeit 
t, aud während der arbeitslojen Zeit der Verfiherungs- 
pflicht unterliegen. 


bittet um Abänderung: Beibehaltung einer Karenzzeit von 
3 Tagen; Bewilligung von Unterftüßungen an Wöchne— 
rinnen ohne jede Unterfheidung nad) Richtung der 
ehelihen oder unehelihen Geburt; Anmeldung zc. für 
fpäteftens am 7. Tage; Beſchränkung der Beitreibung auf 
Beträge, welche nicht länger als 3 Monate ausftehen; zc. 

* um Abänderung der Novelle zum Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz. 


bitten, jeder Aenderung des Krankenlaſſengeſezes, welche 
deſſen Trganiſation angreift, die Zuſtimmung zu ver— 


agen. 
bittet, den $. 3 der Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetz 
bis auf den 1. Abſatz zu ftreichen. 


bittet, die Beftimmung der Kranfenverfiherungsnovelle über 
die Anftellung der Kaffenärzte und die Ablehnung der 
Honorirung anderer Merzte zu ftreidhen, dagegen bejtim- 
men zu wollen, dab den Kaflenmitgliedern die Wahl des 
Arztes freiftehe. 

bitten, den 8. 75 der Novelle zum Krankenverficherungsgeieh 
für ben Fall, da die Ausdehnung des Verfiherungszwanges 
auf die Handlungsgehilfen ausgeiprodhen werden ſoüte, 
abzuändern. 


machen Mittheilung über vorgefommene Unregelmäßigfeiten 
bei der Verwaltung einer Kaffe, mit der Bitte um Be— 
achtung dieſer Vorkommniſſe bei Berathung des vor- 
liegenden Gejeßentwurfes. 


bittet, die Handlungsgehilfene und Lehrlinge von dem 
rang zum Eintritt in die Ortskrankenkaſſe zu ent— 
inben, wenn biefelben in der Ortögemeinde einem Berein 
angehören, welcher ihnen während ber eit Die 
Koſten für die ärztliche Behandlung und für die Arznei, 
fowie im Todesfalle ein Sterbegeld im Sinne des Ge- 
ſetzes gewährt. 
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Folgende Betenten bitten um Ablehnung des Gefegentwurfs, betreffend die Befteuerung des Zuders: 


Journ. I. Nr. 6854. Carl Schilling zu Ilberftebt bei Bernburg und Genofien, 
(160 Unterjchriften.) 
I. Nr. 6355. Metge zu Jerrheim und Genoffen, 
i . WB. Friederichs, Fabrikdirigent zu Königshütte, und Genoſſen, 
U, Nr. 6357. R. Nedleben zu Langenwedbdingen und Genoſſen, 
(160 Unterjchriften.) 
II. Nr, 6358. Ed. Kunze, Fabrikdireftor zu Magdeburg, und Genoffen, 
11. Nr. 6359. Herm. Grimmer zu Mufrena bei Beejenlaublingen und Genofien, 
II. Nr. 6360. Wulfert zu Dfterwied und Genoſſen, 
I. Nr. 6361. ©. Müller, Fabrikinſpektor zu Dttleben, und Genofien, 
I, Nr. 6362. Johannes Kaufmann zu Nautheim und Genoſſen, 
. Nr. . Dscar Wächter, kaufmännifcher Direktor zu Noswadze bei Deichomwig, und Genoffen, 
I. Rt. 6364. Heinr. Ahlers, Fabrifdirigent zu Salzdahlum, und offen, 
Il, Nr. 6365. 2. Beutnagel zu Schladensleben und Genoſſen, 
olberg, vereidigter got + zu Strasburg in der Udermarf, und Genofien, 
1. Nr. 6367. Direltor O. Nothaurft und 
(266 Unterjchriften.) 
II. Nr. 6368. Dr. Wefterburg zu Warmdorf und Genoſſen, 
I, Nr. 6369. €, Ehlers, Buchhalter zu Weſſelburen, und Genoſſen, 
1. Nr. 6370. 9. Lupprian, Fabrikdirektor zu Braunſchweig, und Genojjen, 
i . 8. Dolfis u. gell, technisches Gejchäft zu Braunſchweig, und Genoffen, 
I. Nr. 6372. Carl Teihmüller, Kaufmann zu Caſſel, und Genojien, 
I. Nr. 6373. Gebr. Körting zu bare und Genoſſen, 
(67 Unterichriften.) 
II, Nr. 6374. Meyer & Weiten, Kaufleute zu Hannover, und Genofien, 
Auguſt Altvater, Kaufmann zu Hildesheim, und Genoffen, 
’ . Rodert Lutter, Fabrikant zu Königslutter, und Genojien, 
I. Nr. 6377. Raapke, Delonom zu NRohrjen, und Genojien, 
Il. Nr. 6378, A rg Direktor zu Nakel, und Genojfen, 
II. Nr. 6879. Nihard Fiderk, Buchhalter zu Bahrendorf (Wanzleben), und Genoſſen, 
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. . Earl Schellwien, Fabrikinſpektor zu Bernburg, und Genoflen, 
Il. Nr. 6881. Aug. Marguardt, Direktor zu Bockenem, und Genofjen, 
II. Nr. 6882 Job, Winkels und Genoffen, ohne Ortsangabe, Poſtſtempel: Defjau, 


I, Nr. 6883. Die Beamten und Arbeiter der Zuderfabrif zu Domersleben, 

1. Nr. 6884. Fr. Richerdt, Schloffer zu Hameln, und Genofien, 
(65 Unterjchriften.) 

1. Nr. 6885. Wild. Lampe, Landwirth zu Hameln, und Genoffen, 

. Viebig, HFabrikdireftor zu Hünfeld, und Genoffen, 

1. Nr. 6887. Die Beamten und Arbeiter der Aktien-Zuderfabrit zu Klützow, 
(182 Unterfchriften.) 

II. Nr. 6888. J. Strehle, Fabrikdireftor Fi Koberwig (Breslau), und Genoſſen, 

. Die —— der Zuckerfabrik Papenteich zu Meine, 

11. Nr. 6890. Chr. Matthias, Buchhalter zu Beine, und Genoſſen, 

1. Nr. 6891. Wild. Wehrfpann, Betriebsinfpektor zu Nethen a. d. Leine, und Genoſſen, 
(226 Unterfchriften.) 
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U. Nr. 6892. Die Beamten und Arbeiter der Zuderfabrif zu Radegaſt, 
= 1. Nr. 6893. Hennede, Schneider zu Rohrien bei Hameln, und Genoffen, 
= 1.Nr. 6894. ie Beamten und Arbeiter der Zuderfabrif zu Schafftädt und Genofjen, 
= I1.Nr. 6895. Bindemann, Betriebsleiter zu Straußfurt, und Genofjen, 
= T.Nr. 6896. W. Jeffe zu Wrefchen und Genofjen, 
-U. Nr. 6897. U. Surber zu — und Genoſſen, 
: 11.NRr. 6888. Carl Claaßen ichelwitz (Strehlen in Schleſien) und Genoſſen, 
176 Unterſchriften. 
= 1.Nr. 6899. Pet. Broich, Direktor, und Genoſſen, ohne Ortsangabe, 
« 1. Nr. 6900. D. Popitz, Betriebsleiter zu Aumühle bei Görsbady (Sachſen), und Genofjen, 
= 1.Nr. 6985. Der Landwirthichaftliche Verein zu Guhrau, 
= 11.Nr. 6986. Wöhler, Direltor zu Gronau, und Genofjen, 
: I1.Rr. 6987. Die Angeftellten und Arbeiter der Rübenzuderfabrit zu Wallhauſen (Helme), 
= I1.Nr. 6988, a Siemjen, Inhaber der eleltrotechniſchen Firma zu Hannover, und Genofien, 
= Ul. Nr. 6989. Eduard Fuß, Fabrikant zu St. AUndreasberg, und Genofien, 
= I.Nr. 6990. ermann Hau, Buchhalter zu Salzgitter, und Genoſſen, 
« 1.Nr. 6991 ermann Thronide und Hugo Sepp, Kaufleute zu Frankfurt a. M., 
= I. Rt. 6992, . Schend, Kaufmann zu Duisburg, und Genofjen, 
= 11.Nr. 6993. W. Grolmann, Civil-Ingenieur zu Halberjtabt, und Genofjen, 
= I1.Nr. 6994. Wilh. Meyer zu Schwoißſch bei Gröbers und Genoffen, 
- 1.Rr. 6995. Dito Hoppe, Majchinenmeifter zu Trebig a. d. Saale, und Genoffen, 
= T.NRr. 8996. v. Freeden, Fabrikdirigent zu Oberröblingen (Helme), und Genoflen. 
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folgende Betenten bitten, der Juderfteuervorlage bis zu der Zeit die Zuſtimmung zu verjagen, wo in andern 
Ländern mit Rübenzuder-Induftrie Die Materialjteuer und Die Ausfuhrprämien zur Abſchaffung gelangen: 


Journ. 11. Nr. 6887. of. Dolff zu Gut Gyppenbufh und Genoffen, 
= [Nr 6388. Leopold Geich zu Merzenich und Genofien, 
= U.Nr. 6389. €. Scel zu Dansweiler und Genoſſen, 
s IH.Rr. 6390. Joh. Koh, Gutspächter zu Rath, und Genoflen, 
«= Nr. 6391. Franz Mauß zu Uelpenich und Genoflen, 
1. Nr. 6392. Joſeph Kaulen zu Stettesheim (Meuf) und Genofien, 
1. Nr. 6393. Nicodem zu Nhemdahlen und Genofien, 
1. Nr. 6394. M. Simons zu Frliefteden und Genoſſen, 
II. Nr. 6395. Heinrich Steinebach zu Engers a. Rh. und Genoffen, 
. 6901. . Bolte zu Schliefum und Genoſſen, 
I, Nr. 6902, einr. Meyer zu Diefholzen und Genofjen, 
I. Rr. 6903. 8. Brendgers zu Nathein (Weinsberg) und Genofien, 
I, Nr. 6904. 9. Franken, Bürgermeifter zu Wels Jülich), und Genojien, 
1. Nr. 6905. Ulrich Bollig, Delonom zu Soller (Rheinland), und Genoſſen, 
1. Nr. 6906. Balentin Shmiß, Landwirth zu Lövenich, und Genoffen, 
II. Rr. 6907. 3. Mundt zu Beffenich bei Zülpich und Genoſſen, 
. 6908. Broich zu Elfgen (Rheinland) und Genoſſen, 
II, Ar. 6909, geinrid of. Lievre, Aderer zu Küdhoven, und Genoflen, 
1. Rr. 6910. C. Boden zu Junfersdorf und Genofjen, 
II. Nr. 6911. Rochig, Schnigler zu Ginnid, und Genoflen, 
. 6912. Paul Klein zu Weffeling und Genofien, 
. 6913. Heinrich Forißen zu Loverich (Geilenlirchen) und Genojien, . 
. 6914. Der Borjtand des landwirthidhaftlihen Vereins zu Frankenhauſen (Kyffhäuſer) und Genoſſen, 
II. Rr. 7013. W. Bönniger zu St. Tönis (Kempen) und Genoffen, 
1. Nr. 7014. 9. Stedelings zu Hüls (Kempen) und Genoſſen, 
1. Nr. 7015. Joſeph Liedgens zu Tik (Nülich) und Genoifen, 
1. Nr. 7016. Wilh. Meller, Gutsbefiger zu Alſtädten, und Genofien, 
. 7017. Ehr. Faßbender, Landwirt) zu Grau-Aheindorf, und Genojien, 
I. Nr. 7018. Guſt. Dünbier zu Neulirhen bei Wevelinghoven und Genoſſen, 
1, Nr. 7019. Joſeph Shmig zu Blerichen-Kirdorf und Genoſſen, 
1. Nr. 7020. zn Ehryfant zu Debeloven und Genoflen, 
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11. Nr. 7021. . Wanders zu Zyfflid und Genoſſen, 

1. Nr. 7022. R. Elaudig, Hofbefiger zu KL. Eicherde, und Genoſſen, 

1. Nr. 7023. J. Rohde, Oberamtmann zu Möllenbed, und Genojlen, 
. 7024, 3. 9. Belker, Landwirth zu Erlelenz, und Genoſſen, 


I. Nr. 7025. Math. Klemmer, Rentner zu Vochem, und Genofjen, 
11.Nr. 7026. 8. Winterfchladen zu Liblar (Euskirchen) und Genofien, 
1.Nr. 7027. Mathias Engel zu Kalt und Genoſſen, 
U. Nr. 7028. Martin Eher zu Buir und Genofjen, 
U. Nr. 7029. Schumader zu Bieverih und Genofjen, 
11. Nr. 7030. Hub. Bifchoff zu Freimersdorf und Genofien, 
II. Nr. 7031. Aloys Buttgenbach, Gutsbefiger zu Vilvenich, und Genoſſen, 
II. Nr. 7032. Wild. Robens zu Sinthern und Genoffen, 
. 7088. Chr. WVeiß zu Nieberembt und Genojien, 
I. Nr. 7034 oh. Wild. Joift zu Mömerzheim und Genoſſen, 
HI. Nr. 70385. Hoitz zu Dffendorf bei Cöln und Genoflen, 
II. Nr. 7036. Gonr. Weig, Gutsbefiger zu Holzweiler (Erkelenz), und Genoflen, 
U. Rr. 7037. Der landwirthichaftliche Verein zu Walichleben, 
I. Nr. 7038. Joſ. Compes zu Büttgen und Genoffen, 
I. Nr. 7039. Adam Wolff zu Inden und Genofjen, 
U. Nr. 7040, D. Lauenftein, Gutspächter zu Heinde (Marienburg), und Genoſſen, 
1. Nr. 7041. Balin, Rittergutspächter zu Gleidingen, und Genoſſen, 
I.Nr. 7042. Aug. Nagel, Landwirth zu Ulferde, und Genoſſen, 
1. Rr. 7043, Mdam Kirſch zu Metternich (Eoblenz) und Genoſſen, 
. 7044. Jacob Effert zu Waldbreitbadh (Neuwied) und Genoſſen, 
1. Nr. 7045. NRitgen, Major a. D. und Gutöbefiger zu Wormeln, und Genojien, 
1. Nr. 7046. Leonh. Ryx, Aderer zu Merbed, und Genofien, 
1. Nr. 7385. of. Sötting zu Aldenhoven bei Jülich und Genoffen, 
1. Nr. 7386. Die Rübenbauer der Bürgermeilterei zu Sechtem (Bonn), 
1. Nr. 7387. Der Rheinifche Bauernverein, Verband zu Lindern, 
U. Nr. 7388. Bürgermeifter Zons und Genofien, ohne Ortsangabe, Poſiſtempel: Boulheim, 
. 7389. W. Herzogenrath zu Bamershoven und Genoflen, 
11. Nr. 7390. W. Bapit, Vorfigender des Bauernvereins zu Niederkaffel (Siegkreis), und Genoſſen, 
= J.Nr. 7391. Wilh. Gieſen, Gutsbefiger zu Monborf, und Genoſſen, 
: 11.Rr. 7392. Anton Nonnen, Aderer zu Dransdorf bei Bonn, und Genofjen, 
= Nr 7393. Der Vorftand des landwirihſchaftlichen Vereins zu Görsbach. 
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Reicheiag. Atenftüc Ar. 174, 


Wr, 174, 


Berichterjtatter: 
Abgeordneter Dr, Mehnert. 


Beridht 


der 


Wahlprüfungs-Kommiffion, 


die Wahl des Abgeordneten Hermes (Branden- 
burg) in 8. Wahlkreife des Regierungsbezirks 
Potsdam betreffend. 


Im Wahltreife 5, Botsdam, wurden bei der Haupt— 
wahl am 20. Februar 1890 an giltigen Stimmen ab— 
negeben 17409. 

Davon haben erhalten: 

der Bergoldermeifter Ewald in Bran— 


denburg. 632865 
der Landesdirektor a. D. Rickert in Zoppot 5713 
der Kommerzienrath Metzenthin in 

Brandenburg — 6 
Zerſplittert waren. 38 

Summa wie vorſtehend 17409, 


io daß die abiolute Mehrheit, die 8705 betrug, von feinen 
der Kandidaten erreicht wurde. 


Dei der hierauf am 1. März vorgenommenen engeren 
Wahl erhielten von 14 601 abgegebenen Stimmen: 
Nidert 7 550 
Emwald 7051. 
Hiernad) wurde der Landesdireltor a. D. 


ihn gefallene Wahl anzunehmen. 


Es machte jich in Folge deffen eine Neuwahl erforderlich, 
die auf den 21. März ausgeichrieben wurde, 
wurden abgegeben 15 716 Stimmen, und es entfielen: 


auf Ewald. . . 2 20. 6 320 
auf Nentier Hermes in Berlin 5.089 
auf Mepenthin : 4301 
Zeriplittert hatten ſich 6. 


Die abſolute Mehrheit von 7859 wurde auch hier 
wieder von feinem Kandidaten erreicht, jo dak nochmals 
Stihmwahl auf den 2. April angeſetzt wurde, bei weldyer 


Hermes 7117 
Ewald 6154 


Stimmen erhielten, jo dab der eritere mit einer Mehrheit 
von 963 Stimmen als gewählt proflamirt wurde, 
Hugo Hermes hat die Wahl hiernady rechtzeitig anges 
nommen, 

Gegen die Wahl des Abgeordneten Hermes 


iſt 
folgender Proteſt eingegangen: 


Nidert als | 
gewählt proflamirt, Mittels Schreibens vom 10. März 1890 
erflärte der Gewählte, daß er außer Stande jei, die auf | 


Bei dieſer 


(Bericht der Wah lorũ fungs Kommiſſion.) 


An den Deutſchen Reichstag zu Berlin. 


Wahl-Protejt! 

Die ergebenft unterzeichneten Wähler erheben hiermit 
Proteft gegen die Wahl des Herrn Hugo Hermes zum 
' Vertreter des 8. Wahlkreiies im Königreid; Preußen, Ne: 

gierungs-Bezirf Potsdam und beantragen Die Ungültigkeits— 
erflärung diefer Wahl. 
Die Thatjachen, auf welde die Unterzeichneten Dielen 
Antrag ſtützen, find folgende: 
1. In ſämmtlichen Wahllofalen wurde bei der Stich— 
wahl am 2. April, dem $. 9 des Wahl-Geſetzes zuwider, 
die Deffentlichleit dadurd) ausgeſchloſſen reip. beſchränkt, 
daß man Perſonen, welche nicht im Bezirk wohnten, alio 
nicht in den Liften des betreffenden Wahllokals ftanden, 
| den Eintritt verweigerte, ſogar audı dann, wenn Diefelben 
' Wähler des Kreiſes waren; als Beweis legen wir eine Ver— 
| fügung des Herrn Wahl-Commiljers bei. 
2. Laut $. 25 des Wahl-Neglements joll die amtliche 
Feſtſtellung des Wahl-Refultats am vierten Tage nad 
volljogener Wahl itattfinden:; dieſe Feſtſtellung fand am 
dritten Tage jtatt. 

3. Wir hatten, da uns ſämmtliche größere Yocale in 
Brandenburg a./d. verweigert wurden, dam Sonntag, deu 
16. März 1890 eine öffentliche Wähler Verſammlung unter 
freiem Himmel auf ein außerhalb der Stadt belegenes 
Privat⸗Grundſtück einberufen: dieſe Verſammlung wurde uns 
| verboten. Als Beweis fügen wir Die polizeiliche Ber: 
fügung bei. 

4. Im Dorfe Saringen lieh der Wahlvorjtand den 
' Arbeiter Jahn am 20. Februar jein Wahlrecht ausüben, 
bei allen übrigen Wahlen, aljo aud) am 2. April, durfte 
| derjelbe nicht wählen, weil er jeit dem 27. Dezember 1889 
ein Kind in Berlin im Krankenhaufe hat, und, wie der 
Wahlvorjteher jagte, die Gemeinde doch jpäter für die Kur: 
foiten auffommen müſſe, und diefe als Armeu-Unterſtützung 
zu rechnen ſei. Thatſache ift jedoch, daß die Gemeinde 
bis zur Wahl nichts für Kurkoſten bezahlt hatte. 

get Arbeiter Wilhelm Jahn zu Sariugen. 

Zu Punkt 1 laſſen wir bier eine amtliche Belannt— 
machung folgen, welche an der Ihür des Wahllofals an: 
geheftet mar. 


Bekanntmachung. 

Der Zutritt zum Wahllofal iſt nur den Wahlbe— 
rechtigten des Wahlbezirks Nr. 11 des Kreiſes Weit-Havel- 
land gejtattet. 

Briejt, den 2, April 1890, 

Der Wahlvorjtand. 
Beltätigt 
| Plauerhof, den 2. April 1890. 
Der Amtsvorjicher 
Wieſicke. 


Brandenburg a./d., den 13. Mai 1890. 





hochachtungsvoll und ergebenit 


die unterzeichneten Wähler 
Hermann Vandré, Schuhmader. 
Kleine Gartenitraße 33. 
Hermann Kratich, Stellmachermitr. 
Tenmißitr. Nr. 20. 





Zu Punkt 1 des Proteftes war lediglich eine Abjchrift 

| der angeblih vom Wahltommiflar erlaſſenen öffentlichen 
Bekanntmachung von den Brotejterhebern beigebradit wor— 

ı den. Vor materieller Entſchließung in der Sache erſchien 
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Die Agenten führen aus, daf fie weder unter die „Bes 
vollmächtigten“ des Allgemeinen Landredhts, noch unter die 


„Maller“ und „Kommiſſionäre“ des Handelsgeſetzbuches 


fallen, was auch die Rechtſprechung beſtätigt habe; daher 
ſeien ſie in der ren Lage, in jeden einzelnen 
Prozehfalle jedesmal wieder ihr allgemeines Rechts— 
verhältniß entwideln zu müſſen, damit jtänden ſie natür— 


lich ſtets auch der Gefahr verſchiedener Gnticheidungen 


gegenüber. 


Der auf Antrag des Referenten und Korreferenten zu— 
gezogene Regierungskommiſſar ſprach ſich dahin aus: 


„daß man dem Wunſche, eine feſte Rechtsgrunde 


lage für die Verhältniſſe der Agenten zu ge— 
winnen, an und für ſich ſympathiſch gegenüber— 
ſtehen könne, daß auf der anderen Seite aber die 
Schwierigkeiten nicht zu verkennen ſeien, welche 
der Regelung des Gegenſtandes ſchon mit Rück— 
ſicht auf den ſchwer zu umgrenzenden Begriff des 


Agenturgewerbes und die außerordentliche Ver— 


ſchiedenartigkeit in der Stellung und geſchäftlichen 
Thätigkeit der Perſonen, welche als „Agenten“ 
bezeichnet würden, entgegenſtänden. Jedenſalls 
ſei leine Veranlaſſung vorhanden, im gegenwär— 
tigen Zeitpuulte mit Spezialbeſtimmungen in dieſer 
Richtung vorzugehen; vielmehr werde die im Zu— 
ſammenhang mit der Kodififation des bürgerlichen 
Rechtes in Ausficht genommene allgemeine Re— 
vifion des Handelsgejegbuches die naturgemäße 
Gelegenheit bieten, zu prüfen, ob es angezeigt 


und thunlich jei, die Nechtsverhältnifie der Agenten | 


in ben Kreis der durch das 
vegelnden Materien aufzunehmen.” 


Die Kommilfion Schloß fich, indem fie das Bedürfniß 
an ſich als vorliegend anerkannte, den Ausführungen des 
Regierungskommiſſars an, hielt es auch zur Zeit nicht für 
geboten, auf die einzelnen, in der Petition aufgeführten 
Geſetzesvorſchläge einzugehen. 


Es wurde daher beichlofien, zu beantragen: 
Der Neihstag wolle beſchließen, 


die Petitionen NM. Nr. 87 und 88 dem 
Herrn Reichskanzler als Material zu der 
dereinftigen Revifion des Handelsgeiep- 
buches zu überweilen. 


Berlin, den 11. Dezember 1890, 


Die Kommilfion für die Petitionen. 


Büfing, Vorfigender. Dr. Pieſchel, Berichterſtatter. 
ee Gjartoryafi. Fiſcher. hine. 
er, von Gliszezyusfi. Goeſer. Goldichmidt. 


mbt,. T. 
Hulsich. von Jagow (Rotsdam). von Kehler. rcke. 
De ea Fa Fr u —— 

r. er. r, er. uler. wart. 

Seipio. Speifer. Stephan. Wenders. 


eiſch. von Hellmann, 


andelsgejegbuch zu | 


Nr. 177. 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr. Hermes (Jauer). 


Beridt 


der 


Wahlprüfungs-Rommiffion 
über 


die Wahl des Abgeordneten von Derben- 
Brunn im Wahltreife Mecklenburg Strelit. 


Bei der am 20. Februar 1890 fiattgehabten Wahl 
des Abgeordneten zum Deutſchen Neichtage im Wahlkreiſe 
Medienburg:Strelig wurden 15569 gültige Stimmen ab» 
gegeben, von welchen erhielten: 


von Dergen-Brumn 6864 Stimmen 


Bogge-Blantenhof . 2000 ⸗ 
Adler-Neuruppin 5005 
Pape-Luũbeck. 1687 ⸗ 
Zerſplittert 13 ⸗ 


Zuſammen 15 569 Stimmen. 


Bei der infolge diefes Nejultats nothiwendig gewordenen 
Stihmahl am 1. März wurden 
17133 gültige Stimmen 
abgegeben, von denen 


auf von Derken 8673 und 
auf Adler . 8460 Stimmen 
fielen, 
von Derken hat demgemäß 213 Stimmen mehr er: 
er als jein Gegner, ijt infolgedejlen als gewählt pro- 
amirt und hat die Wahl angenommen. 
Die amtlidre Zufammenjtellung des Wahlrejultats be— 
darf indejfen auf Grund der Wahlverhandlungen einiger 


‚ Berichtigungen. 


Es find nämlid 19 Stimmzettel mit Unrecht für uns 


' gültig erflärt. Auf denfelben war der gebrudte Name 


| 
I 


Geyer. 


eines Kandidaten durchſtrichen und dafür ein anderer ges 
ichrieben. 

Nämlich im 2. Wahlbezirt 1 für Adler, im 9. 2 für 
Mdler, im 13. 2 für Mdler, im 26. 1 für Adler, im 43. 
1 für Adler, im 58. 1 für Adler, im 75. 1 für Moler, im 
81. 2 für Adler, im 98. 2 für Adler, im 156, 1 für Adler, 
im 162. 2 für Adler, im 178. 1 für von Dergen, im 
180. 1 für Adler, im 182. 1 für Adler, 

Im Ganzen aljo 19 Stimmen, von denen 18 Adler 
und 1 Stimme von Dergen zuzurechnen find. 

Im 1. und 21. Wahlbezirk war je 1 Stimmzettel mehr 
in der Wahlume enthalten, als Abjtimmungsvermerfe ge 
macht waren. Bier find alſo dem Ermählten 2 Stimmen 
in Abzug zu bringen. 

Im 171. Wahlbezirk find 2 in einander gefaltete, auf 
Adler lautende Stimmzettel für ungültig erflärt. Einer 


‘ davon ift gültig und Adler zuzurechnen. 


image 
not 
avallable 


1346 





den ganzen QTag gefeiert werben, hiermit das Nach— 
folgende: 


$. 1. 

Schon an den Sommabenden und Abenden vor den 
Bettagen und hohen Feittagen jo, zur würdigen Vor: 
bereitung auf die Sonn- und Feſttage, eine allgemeine 
Stille dahin eintreten, dab an diefen Tagen weder Hoch— 
zeiten, noch öffentliche Yuftbarfeiten, Mufit, Tanz oder 
lonftige geräufchvolle Zufammenkünfte mit Ausnahme der 
Konzerte, geftattet jind und die Theater geichloffen bleiben. 

Auch ift den im S. 2 Nr. 10 erwähnten Berfonen, 
wenn jie an Sonn- und Feſttagen das heilige Abendmahl 
nehmen wollen, von den Dienjtherrichaften u. j. w. auf 


Re Verlangen zu geitatten, an dem Tage vorher zur | 


Beichte zu gehen und auf jo lange aus ihrer Arbeit 
auszuſcheiden. 


2. 

Die Sonn: und IN jollen der Ruhe von der 
Arbeit und von den Geſchäften, dem öffentlichen Gottes- 
dienjte und der häuslichen Andacht gewidmet fein. Für Die 
ganze Dauer derfelben find daher verboten: 

1. alle Berhandlungen und Geichäftsverrichtungen 
der a Ar mit Ausnahme eiliger Fälle und 
ſolcher Geichäfte, die auch an Sonn- und Feſt— 
tagen nicht ausgefept werden können. -— Wegen 
der Thätigfeit der Gerichte an Sonn und Feſt— 
tagen verbleibt es bei den betreffenden bejonderen 
Sejeßen. 

2. Die Grtheilung des Unterrichts in öffentlichen 
und Brivatichulen, mit Ausnahme der Gewerbe— 
ſchulen, außerhalb der Zeit des öffentlichen Gottes- 
dienſtes. 

3. Aller lärmende und die Würde der Sonntags— 
feier ftörende Verkehr auf den Strafen und 
öffentlichen Plägen, insbejondere alles öffentliche 
Ausrufen, alle öffentlichen Aufzüge, mit Aus— 
nahme der Yeichenbegängnifie außerhalb der Zeit 
des öffentlichen Gottesdienftes, alle ſtörenden 
öffentlichen Schauftellungen und dergleiden, alles 
—— Gewinnſpielen und alles Ausſpielen von 
Sachen. 

4. Ale Hochzeiten, Erndie- und Pfingſtbiere und 
jonjtige derartige Vergnügungen, ſoweit fich die 
fegteren nicht in den Örenzen der am Sonntage 
erlaubten Vergnügungen — $ 3 Nr. 3 — halten, 
Faſtnachtsluſtbarkeiten, die Uuartale der Hands 
werfer und andere lärmende Zufammenkünfte. An 
den auf dem 18. Oktober folgenden Sonntage 
dürfen indeß, wie bisher nach Maafgabe Unferer 
Verordnung vom 20. März 1839 Hochzeiten und 
Embtefejte gefeiert werden. 

Jahrmärkle. 

Jeder Baubetrieb. 

. Zeber öffentliche und jeder mit ſtörendem Geräuſch 
verbundene Betrieb von Arbeitern, Handwerfern, 
Fabrifanten und jonftigen Gewerbsleuten, in= und 
außerhalb der Werkjtätten. 

8. Aller landwirthichaftliche und diefem gleichitehende 
Betrieb, daher: alle Aderbejtellung alles Erndten, 
alles Dröichen und Flachsbereiten, alles Arbeiten auf 
Wiefen, Torfmooren, in den Wäldern, an Gräben, 
Wegen und Gewäflern, in öffentlichen Anlagen, alles 
‚Fahren von Holz, Torf, Dünger, Modde, Steinen 
und dergleichen. 

Nur den Tagelöhnern, Einliegern und fleinen 
Handwerkern mag es nachgeiehen werden, wenn 
fie und ihre Hausgenoffen und Angehörigen ihre 
eigenen Landıvirtbfeaftlichen Arbeiten, die fie an 
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Werktagen nicht zu der entſprechenden Zeit zu be— 
ichaffen vermögen, an den Nachmittagen ber ge— 
wöhnlidhen Sonntage nad gänzlich beendigtem 
— — ohne Geräuſch ver— 
richten. 

9. Alles öffentliche Verladen, Ab: und Musladen von 
Waaren und anderen Gegenftänben. 

10. Die Verwendung dienstpflichtiger und untergebener 
Perjonen jeder Art, wie Geſellen, Lehrlinge, Dienft- 
boten, Tagelöhner u. ſ. w. zum Handwerks-, 
Fabrikations- und ähnlichen gewerblichen, ſowie 
zu dem unter Nr. 8 und 9 verbotenen Betriebe. 

‚ Ausgenommen hiervon find ſolche Hand— 
thierungen und Arbeiten, die ihrer Natur nad 
entweder überhaupt oder auf einen ganzen Tag 
feine Unterbrechung zulaiien, fofern ſie auf das 
unumgänglich nothwendigſte Maaß beſchränktwerden 
und dafür geſorgt wird, daß die Damit Beſchäftigten 
mindeftens abwechjelnd im nicht zu langen Boilchen- 
räumen ben öffentlichen Gottesdienst beſuchen lönnen. 

11, Der Betrieb der Mühlen. Jedoch it den Müllern 
das Abmahlen des Korns in Nothfällen, über 
deren Barkanbeuic die DOrtsobrigfeit zu ents 
icheiden hat, namentlich wegen Wind- und Wafler- 
mangel in der Woche, oder für geringe Leute, die 
nicht warten können, aud an Sonn- und Feſt— 
tagen geitattet, aber nur außerhalb der Zeit des 
öffentlichen Gottesdienftes. 

12. Jeder an ſich zuläffige u und Gewerbs⸗ 
betrieb im Umherziehen von Chriſten und Juden, 
daher auch der Betrieb der Produktenhändler, der 
Aufläufer und der Schlächter hinfichtlih des An— 
faufs und Einholens des Schlachtviehes; jedod) 
bleibt den mit Fiſchen und anderen Ehwaaren 
umberziehenden Händlern dieſer Betrieb außer: 
Ei der Zeit des öffentlichen Gottesdienſtes ge— 
tattet, 

13. Treibjagden, Parforee- und ähnliche Jagden, 
Pferderennen, Thierſchauen und dergleichen. 

14. Die Abhaltung von Auktionen und Yizitationen 
aller Art. 

15. Der Umzug der Tagelöhner und Dienjtboten auf 
dem Lande und der Dienftboten in den Städten. 


8. 3. 

tl. Vor beendigtem Vormittags⸗Gottes dienſte iſt au 
Sonn: und Feittagen die Aufnahme ſitzender Gäſte 
in Wirthshänfern, Schenfftuben und Krügen nicht geitattet, 
mit Ausnahme der Bewirthung der Neijenden. 

2. Bis nach gänzlich beendigtem Gottesdienjte, mit: 
hin auch vor und zwiſchen dem Bormittags: und dem 
Nacdmittags-Gottesdienite, jmd an Sonn- und Feſttagen 
verboten: 

an Sich erlaubte öffentlihe Spiele und Luftbar- 
feiten jeder rt, insbejondere der Werfehr der 
Kegelbahnen, Theater, Konzerte, Muſik und Tanz 
und alles Spielen in öffentlichen Lokalen, ſowie 
Tanz und Spiel in Privatgeiellidhaften. 

3. Nah gänzlich beendigtem öffentlichen Gottesdienjte 
find zwar Mufit und Tanz; in der Regel erlaubt, jedod) 
nur nah Maaßgabe der ſonſt beftehenden Beltimmungen, 
insbeſondere Unjerer Verordnung vom 16. Februar 1854, 
aud Dürfen Diefelben in öffentliden Häuſern nicht 
vor ſechs Uhr Abends beginnen und nicht länger als 
eilf Uhr Abends dauern. 

Auch alle anderen geräufchvollen Zuſammenkünfte 
und XLufibarkeiten an öffentlihen Drten unterliegen 
diefer Beſchränkung und dürfen ebenfalls mit über 
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fonntäglidhen Gottesdienftes, wenn auch feine Partei wohl 
in die Lage kommen werde, auf diefe Zeit eine Wähler: 
verfammlung anzuberaumen, weil auf zahlveihen Beſuch 
doch nicht gerechnet werden könne. Das Verbot diejer 
Verjammlung müffe daher als ein ungeſehlliches engen 
werben. Durch das bei der Hauptwahl erlafjene Verbot 
jei eine Partei von vornherein bei der Stihwahl in ihren 
Dispofitionen gehemmt worben, was in diefem Falle um— 
jomehr ins Gewicht falle, als nur 3 Tage für die Agitation 
benußt werben konnten. Am 25. Februar fei erit das 
Nejultat der Hauptwahl bekannt geworden. Allgemein 
wurde angenommen, daß ber Kandidat der freifinnigen 
Partei, Adler, bei der Hauptwahl gewählt worden jei. 
Durch das Verbot der Verſammiung am 28. Februar, 
der ein Feiertag (Bußtag) geweſen fei, und da auch am 
Vorabend feine Verfammlungen gejtattet wurden, habe 
eigentlich nur ein einziger Tag für die Agitation zur Ver— 
fügung geſtanden. 

Aurfallen mũſſe, daß man, wie ad 16 des Protejtes 
bebauptet werde, den Gonjervativen gejtattet habe, am 
28. Februar ungehindert eine Wählerverfammlung ab- 
halten zu können. Das Verhalten der Behörden fei alio 
— die Richtigkeit der Behauptung vorausgefeht — ein 
parteiiſches geweſen. 

Durch die zu Unrecht verbotene Verſammlung in 
Woldegk hätten aber leicht joviel Stimmen gewonnen werden 
können, als die Mehrheit des gewählten Abgeordneten 
ausmache. 

Daher ſei dieſer Punkt des Proteſtes für erheblich zu 
erklären, 

Es wurde gleichzeitig auf den Bericht der Wahl- 
—— * über die . des Abgeordneten 
Dr. Elauswiß im 1. Wahlkreije des Neg.Bez. Merfeburg, 
5. Leg.-PBer. I. Seffion 1881 Nr. 57, bingemwiejen, im 
welchem über einen ähnlichen Fall berichtet wird. 

Die bezügliche Stelle des Berichts lautet: 


„Was mın den Proteft betrifft, jo ericheint die Be— 
hauptung der Beſchränkung des Verſammlungsrechts in 
DOrtrand und Uebichau Uebigau) erheblich. 

Es haben geftimmt: 
in Ortrand 127 für Dr. Elauswig und 58 für 
Dr. Horwiß, 
in Uebigan 61 für Dr. Clauswitz und 51 für 
Dr. Horwiß; 
nicht gejtimmt aber haben 104 und rejp. 205 Wahl: 
berechtigte. 

Bezüglich Drtrands ift die Anzeige des Gaſt— 
wirths Emil Schulze an die Polizeiverwaltung vom 
12. Dftober, 

daß der Juſtizrath Dr. Horwitz am Sonntag 
ben 16. Dftober, Bormittags 11 Uhr, in feinem 
Saale eine Anſprache an die Wähler Ortrands 
und der benadhbarten Orte halten wolle, 
welche ihm mit der Marginalbemerkung zurücdgegeben 
worden, 
dab in Gemäßheit und auf Grund des $. 10 
der von dem Herrn Oberpräfidenten der Pro— 
vinz Sachſen unterm 21. März 1879 erlajienen 
Rolizeiverordnung die Abhaltung der angezeigten 
Verfammlung nicht geftattet werden kam, 
zu den Aften überreicht, und in Vetreff der Stadt Uebigau 
in einem am 10. Dezember eingegangenen Nachtrage 
über die Behauptung, 
daß der Bürgermeilter Otto die vom Brauerei— 
bejiger Yenide auf Sonntag den 23. Oftober, | 
Vormittags 117% Uhr, angemeldete Verſammlung 
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erlaubt, jpäter aber den ertheilten Erlaubniß- 
ichein zurüdverlangt und die Verfammlung ver: 
boten habe, 
auf das Zeugni des Herm Dito und Lenide Bezug 
genommen. 

Der 8. 10 der von dem Oberpräfibenten der Pro— 
vinz Sachſen, mit Zuftimmung des Provinzialraths, er- 
lafienen Verordnung vom 21. März 1879, betreffend 
die äußere Heilighaltung der Sonn: und sFeittage, 
lautet: 

Gemeindes und GenteindevertretungssVerjanme 
lungen dürfen an Sonn: und Selltagen nicht 
vor dem Vormittags = Gottesdienste, und nicht 
während des Vor- und Nachmittags = Gottes- 
dienftes, andere öffentliche Verfammlungen nicht 
vor Schluß des Nachmittags-Gottesdienſtes ab- 
gehalten werden. 

Die Kommiffion war einjtimmig der Anficht, daß 
die Polizeiverwaltungen bei Anwendung dieſer Verord— 
nung auf die angemeldeten Berfammlungen in gutem Glauben 
gehandelt haben würden. Bon mehreren Seiten wurde 
aud) diefe Anwendung für gerechtfertigt erachtet, injofern 
die Verordnung die Frage des Verſammlungsrechts an 
jich nicht berühre. Die überwiegende Mehrheit der 
Kommiſſion trat jedoch dieſer Auffafung nicht bei, nahm 
vielmehr an, daß die Anwendung der fraglichen Ver— 
ordnung in den vorliegenden Fällen zu Unrecht erfolgt 
fei. Der 8. 17 des Wahlgejeßes vom 31. Mai 1869 
gebe den Wahlberechtigten das Recht, zum Betriebe der 
den Neihstag betreffenden Wahlangelegenheiten in ge 
ſchloſſenen Näumen unbewaffnet öffentliche VBerfammlungen 
zu veranjtalten, und knüpfe hieran nur die Beichränkung, 
daß Die Beftimmmungen der Landesgejege über die An— 
zeige der Verfammlungen, jowie über die Ueberwadun 
derjelben unberührt blieben. Diejes Necht dürfe ai 


Polizeiverorduungen nicht generell bezüglich der Zeit be 
ichräntt werben, jondern nur ausnahmsweife bei 
dringender Gefahr, 3. B. einer Epidemie. Wahl- 


verſammlungen in Hleineren Städten und auf dem Lande 
lönnten mit Ausſicht auf Erfolg nur an Sonntagen ab» 
gehalten werden, und da ein Kandidat jehr wohl in der 
Lage fein Lönne, an einem Sonntage an zwei oder drei 
Orten aufzutreten und jomit im Woraus über feine Zeit 
disponiren zu müfjen, jo fomme das Verbot der Ber: 
ſammlung zu einer bejtimmten Stunde dem Werbote der 
Verfammlung überhaupt an dem betreffenden Orte ziem— 
ih gleich, zumal der Kandidat, um möglid viel Zu— 
hörer zu haben, die Verſammlung nicht in die Zeit des 
Dauptgottesdienites legen werde. 

Welchen Einfluß die Beihräntung des Verjanmı- 
lungsrechts im vorliegenden * auf die Wahl aus— 
geübt, ſei ziffermäßig nicht fejtzuftellen, zumal derartige 
Verfammlungen nicht nur von den Bewohnern des Orts, 
ſondern pin aus ben benachbarten Gemeinden beſucht 
zu werben pflegten. Nähme man aber aud nur an, 
dab die 309 Wahlberechtigten aus den Orten Ortrand 
und Uebigau, welche der Mahlurne fern geblieben, ihr 
Wahlrecht zu Gunjten des Gegenfandidaten ausgenbt 
hätten, jo würde Dr. Clauswitz die alsdann 5015 
betragende Stimmenmehrheit nicht mehr erreichen. Die 
Kommilfion erachtet deshalb eine Ermittlung der be— 
haupteten Ihatjachen für erforderlich, und zwar auch in 
Betreff Ortrands, weil der Marginalverfügung der 
Rolizeiverwaltung vom 14. Oktober ein Amtsfiegel nicht 
beigedrüdt, ein Zweifel an ihrer Mechtheit mithin nicht 
ausgeichloiien it.“ 

Von anderer Seite wurde dagegen geltend gemadıt, 
dab die Ginberufer der Verſammlung die erforderliche Dis: 
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aus Frankreich. (Sehr gut! und Heiterkeit rechts. 
Zuruf links.) 

Dann behaupten die Herren wieder, die Be— 
rechtigung zu folden Berfammlungen zu folder 
Zeit ige aus dem allgemeinen Wahlrecht. Ich 

itte Sie aber, wollen Sie denn behaupten, daß 
das allgemeine Wahlrecht — verfünmert 
werde, wenn man die Feier des Sonntags nicht 
beeinträchtigen darf durch derartige Störungen? 
Wir werben ung freilich ber den Punkt nicht 
einigen. Aber es fommt aud gar nicht darauf an, 
Es handelt ſich hier einfach darum, ob eine Polizei: 
verordnung bejteht, auf Grund deren dieje Ver: 
jammlung verboten werden konnte und, wie 
ich Hinzufüge, mußte. 

un jagen die Herren, dieſe Verordnung it für 
Wahlverfammlungen durd das Wahlgeſetz des 
Deutſchen Reichs aufgehoben ober e8 war beren 
Erlaß unzuläffig. Auch das vermag ich nicht recht 
einzufehen. Der betreffende Baragraph des Wahl: 
geſetzes ſpricht die Ungültigleit derartiger Ber: 
ordnungen durchaus nicht aus; und die fort- 
bejtehende Polizeiverordnung fchließt keineswegs 
die Freiheit der Wahlbewegung aus. 

Dann weiter (S. 1474): 

Ich lege nun einmal, anjcheinend abweichend 
von dem Herrn Kollegen Dr. Laster, einen großen 
eng darauf, daß an den Sonntagen zur Zeit 
des Öottesdienftes nichts geſchehe als eben Die 
Abhaltung des Gottesdienftes, und felbjt Neichs- 
verfaflung und Wahlverfammlungen fommen mir 
gar nicht in Betracht gegen das nicht abzuändernde 
Gebot, welches auf Sinai gegeben wurde, daß 
man den Sabbath, heilige. 

Wenn man im NReichsgejeg den Wahlverjamme 
lungen freie Bahn geſchafft hat, jo hat das ja 
nicht bedeuten follen, daß nun jede andere 
Drdnung aufgehoben werden jolle; es find 
eben nur die fonjtigen dem Wahlverfammlungsredt 
entgegenftehenden Beicdhränfungen, die aus ben 
geieglichen Beltimmungen über Vereinigungen und 
über Verſammlungen entnommen werden könnten, 
aufgehoben; daß man jich aber bei den Wahl- 
min: ie übrigens der Ordnung fügen muß, 
darüber fann gar fein Zweifel fein. Nirgends 
ift ausgejproden worden, daß die übrigen 
ſonſt erijtirenden DOrdnungsbeftimmungen, 
die mit den Wahlverjammlungen an fid 
nichts zu thun hätten, für dieje Verſamm— 
lungen aufgehoben jeien. Wollen denn Die 
Herren jo weit gehen, zu behaupten, daß das 
Wahlgeſetz geradezu auch gejtattet habe, während 
des Gottesdienſtes Wahlverjammlungen zu halten? 

Sie behaupten: ja, und müſſen das behaupten, 
wenn Sie fonjequent jein wollen. Nun ja, jchön; 
id) habe das erwartet; ich fan dann nur ganz 
beftimmt jagen, dab das meine Anficht nicht üft, 
und ich glaube, dab auf Grund aller Polizei— 
verordnungen, welde Berjammlungen 
während des Öottesdienftes unterjagen, jede 
Bahlverfammlung verboten werden kann. 

Dies Alles weit zur Genüge darauf hin, dak das 
Verbot der auf den Landesbuß- und Bettag, beziehentlich 
auf den Vorabend Hierzu anberaumten Verjammlungen von 
den Medlenburgiihen Behörden nicht zu Unrecht erfolgt jei. 

‚, Demgegenüber wurde von Bertretern der eriteren 
Richtung hervorgehoben, daß, wenn das Reichsgeſetz mit 
einem Landesgeſetz in Kollifion gerathe, das Reichsgeſetz 
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vorgehe. Nach der Medlenburgiſchen Verordnung von 1855 
fei überhaupt die Abhaltung von Verſammlungen in ber 
Advent: und FFaftenzeit verboten. Wenn num in eime ſolche 
Zeit eine Reihstagswahl falle, fo könne zum Betriebe einer 
Wahl in diefem Falle überhaupt eine Verfammlung nicht 
wer werden. Das gehe ficherlich gegen die Abficht 
des Reichswahlgeſetzes. Ueberdies — — ob 
un 


unter die geräufhvollen Zuſammeukünfte ($. 3 ‚ber 
Verordnung) überhaupt Wählerverfammlungen zu —— 
wären, dba um bie Zeit der Erlaſſung des Gejepes Wähler— 


verfammlungen in Medlenburg unbelannt gemejen jeien. 
Auh fei mit der Abhaltung von Wählerverfammlungen 
nicht nothwendig die Verurfahung von größerem Geräuſch 
oder Lärm verknüpft. Wahrſcheinlich Habe dann auch das 
Mecklenburgiſch⸗Schwerin'ſche Minifterium anläßlich des vor— 
liegenden Protejtes durch Bekanntmachung vom 13. Mai 1890, 
betreffend die Anwendung der Verordnung vom 8. Auguft 1855, 
betreffend die Heiligung der Sonn und Feſttage, auf öffent- 
liche Wählerverfammlungen, eine Einſchrankung der mit der 
Medlenburgiich = Strelig’ichen faft gleidhlautenden Berord- 
nung vom Jahre 1855 eintreten laſſen. Die Belannt- 
madung bat folgenden Wortlaut: j 
„sm Hinblid auf die bei einzelnen Ortsobrigfeiten 
bervorgetretenen Zweifel über die Anwendring der ®er- 
ordnung vom 8. Auguſt 1855, betreffend die Heiligung 
der Sonns und Feſttage, auf öffentliche, bie Wahlen zum 
Neichstage betreffende Wählerverjammlungen fieht ſich das 
unterzeichnete Minifterium veranlaßt darauf hinzumeifen, 
dab die gedachten Verſammlungen ungeachtet ber Be— 
ftimmung des 8. 17 des Wahlgefepes für den Reichstag 
vom 31. Mai 1869 den allgemeinen gegen die Störun 
ber —— ber Sonn= und age erlaflenen und d 
$. 366 sab Wr. 1 des ng. Aigen unter 
Strafihuß geftellten Borichriften unterfalen, und daß es 
daher an ſich zuläffig fein würde, auf diefe Verſamm— 
lungen die Beltimmungen der Verordnung vom 
8. Auguſt 1855 $. 1, Abſ. 1, 8. 3 Alinea 3, Abſ. 2 
und $. 4 ihrem ganzen Umfange nad zur Anwendung 
7 bringen, welche der Veranftaltung geräufchvoller Zu: 
ammenkünfte an öffentlichen Orten während der dort an: 
gegebenen Tage bezw. Zeiten entgegenjtehen. Da jedoch 
eine unbeihräntte Befolgung diejer —— unter 
Umſtänden zu einer übermäßigen Beſchränkung der 
durch den 8. 17 des Wahlgeſehes gewährleiſteten Ver— 
ſammlungsfreiheit führen kann, jo ſoll bis auf Weiteres 
unter Dispenjation von den Borjchriften des $. 1, 
Abſ. 1 umd $. 4 Minen 3 der Verordnung vom 
8. Auguſt 1855 die Veranftaltung der gedachten Wähler- 
verjammlungen auch an den Sonnabenden und den 
Abenden vor den Bettagen und hohen Feſttagen, ſowie 
in der ganzen Advents- und Faltenzeit geitattet fein, 
während es rüdfichtlich der Veranftaltung von Wähler: 
verjammlungen an den Sonn» und Feſttagen, ſowie 
an den Buß- und Bettagen bei ben Vorſchriften im 
2 4 Alinea 1 und 2, ſowie $. 3 Alinea 3, Abf. 2 der 
erordnung vom 8. —* 1855 verbleibt, nach welchen 
geräuſchvolle Zuſammenkünfte an öffentlichen Orten an 
den erſten Tagen der hohen Feſte, ſowie an den Buß— 
und Bettagen gänzlich unterſagt ſind, an den übrigen 
Feſttagen und den gewöhnlichen Sonntagen aber nicht 
vor ſechs Uhr Abends beginnen dürfen,” 
Schwerin, am 6. Mai 1890. 
Großherzoglih Medlenburgiiches Minifterium, Abtheilung 


für geijtliche Angelegenheiten. 
Buchka. 
Von ber Mecklenburgiſch⸗Strelitz ſchen Regierung iſt — 


ſoweit der Berichterſtatter ermitteln fonnte — eine foldhe Be— 
kanntmachung nicht erlaffen. 
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in 


Unterthänigfte Petition de8 Buchdruders W. Greve 
Neubrandenburg, Vorſitzenden des Freifinnigen 


Vereins „Kaiſer Friedrich“ dafelbft, und Genoffen 
an den hohen Deutſchen Reichstag, die diesjährige 
Wahl des Herru Oberhauptmauns 9. v. Oertzen— 
Brunn im Medl.-Strelig’jchen Wahlkreife wegen vor: 
gefommener Wahlumtriebe und Ungejetlichkeiten zu bes 
anftanden, reſp. für ungültig zu erklären. 


— 


An den 


hohen Deutſchen Reichstag 
zu Berlin, 


Faſt regelmäßig find aus dem Medl.-Strelig’icen 
Wahlkreiſe Beſchwerden an den hohen Deutichen Reichstag 
in Berlin gerichtet worden, die durch die manmigfachiten 
Machinationen der Eonjervativen berbeigeführte Wahl 
eines Neihstagsabgeordneten zu beanftanden, rejp. für 
ungültig zu erklären, und find Diefe Beſchwerden ftets 
nur von liberaler Seite geführt worden. Won einer 
freien Wahl lann bei dem Drud, der auf die im 
höchſten Grade abhängigen Tagelöhner auf dem Yande 
ausgeübt wird, bei uns gar feine Rede ſein; es ijt 
dringend nöthia, daß hier Remedur geichafft wird. 

Sch übergehe es, auf die früheren Fälle eingehend 
zurüdzugreifen; ich erinnere den hohen Neichstag nur 
an die Fälle v. Oertzen-Kotelow (wobei jich fogar bie 
meclenburgsjtreligiihe hohe Landesregierung verrechnet 

atte) und v. Dewig-Gölpin, und erlaube mir, in Betreff 
er diesjährigen Reihstagswahl im Nadjftehenden vers 
ſchiedene Fälle anzuführen, welche geeignet fein dürften, 
dieſe Wahl als eime ſolche zu bezeichnen, die verdient 
beanftandet und caffirt zu werden. 

Unfer Verein hatte zur Stihwahl mehrere Bolen 
auf das platte Land geichidt, um die freifinnigen Stimm: 
zettel in den Dörfern zu verbreiten. Mehrere derjelben 
berichten über die Behandlung, welche ihnen bei dieſer 
Beforgung auf dem Yande zugejtoßen find, folgender: 
maßen: 

Maurergejelle Wolff von hier jagt aus: In dem 
Dorfe Kanzow bei Woldegk, Herm von Scheve gehörig, 
hat mich der Schmiebemeitter Witt dajelbit, nachdem ich 
im Dorfe Stimmzettel verbreitet hatte, auf der Land- 
jtraße eingeholt, mid; gezwungen, wieder nach Kanzow 
urüdzufehren, und in der Inſpectorſtube find die freis 
—— Stimmzettel, nachdem ſie den Leuten im Dorfe 
wieder abgenommen worden ſind, zerriſſen worden und 
mir ins Geſicht geworfen. 

Zeuge über das Zurüdholen von der Landitraße 
it ein Woldegler Handelsmann, der von dem Schuh 
machermeifter E. Brunk umd dem Schneidermeifter 
€, Peters gekannt wird. (Zeuge Wolff lam erſt am 
28. Febr, von jeiner Reife zurüd und ließen fich feine 
Stimmzettel mehr nah Kanzow beichaffen.) 

Auf dem Rittergute Qübbersdorf bei Friedland (Hrn. 
W. dv. Dertzen gehörig) it der Bettelvertheiler Schuh— 
machermeifter Dtto Strohſchein von hier von dem Ins 
ipector Boeſt und 2 Wirthſchaftern unter Androhung von 
Prügeln und mit der Aufforderung, das Dorf jofort zu 
verlafjen, am Wertheilen der Stimmzettel verhindert 
worden. (Geihah zur Beit der Stichwahl.) Zeuge: 
Strohſchein in Neubrandenburg. 


5 ze — — — — — — — 
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Auf dem Rittergute Dannenwalde (Hrn. v. Waldow 
gehörig) haben, wie der Zettelvertheiler Tapezier Czar— 
nomwsfa angiebt, der dortige Krugwirth und der Schul: 
Ichrer Ernft Timm die ausgetheilten Stimmzettel den 
Dorfbewohnern wieder abgenommen und vernichtet. 
(Geihah am 26. Febr. vor der Stihwahl.) Zeuge: 
Czarnowska. 

Des Weiteren berichte ih Folgendes: 

Herr Großdeitillateur Mar Schul aus Perlin, 

riedrichſtraße 93, ein Nedner der freifinnigen Partei, 
ollte auf unfer Anfordern am Sonntag, den 16. Fe— 
bruar, Mittags 11'/; Uhr in der Stadt Stargard und 
denjelben Tag Abends 5 Uhr in Neubrandenburg zu 
Öunften des freifinnigen Candidaten Herrn Redacteur 
Ed. Adler aus Neuruppin ſprechen. Die Med. Polizei— 
verwaltung in Stargard unterfagte den Vortrag in Star: 
gard in der Weile, daß derjelbe nur nadı 6 Uhr Abends 
erlaubt jein follte. Dadurch hat diefer Vortrag in Weg: 
fall fommen müſſen, da Abends Hr. Mar Schultz in 
Neubrandenburg reden ſollte. (Nor der eo) 

Zum Beweife dient das Schreiben des Stargarder 
Rolizeis-Collegiums Anlage A. 

Auch die eingelegte Beſchwerde bei der hohen groß— 
—— Landesregierung nützte nichts. Beweis 
Anlage B. 

Die Landdroften der großberzuglichen Aemter des 
Landes haben aus Anlaß der Wahl vor der Haupt: 
wahl am 20. Februar an die Schulen der Bauer: 
dörfer meiftentheils gleichlautende Schreiben gerichtet, in 
denen ihren fehr ans Herz gelegt wurde, für den cons 
fervativen Gandidaten auf den beſonders betonten 
Wunſch des Großherzogs zu wirken, indem Sereniffimus 
ſonſt nicht in der Yage bleiben könnte, alle jeine Pflichten 
gegen die Taglöhner auf den Dörfern zu erfüllen, und 
im welden den Schulzen anheimgegeben ift, falls fie 
ebenjo dächten, alsdann ihre Maßnahmen darnad) zu 
treffen. Das ift denn auch vielfach gejchehen, und zwar 
wurde den Tagelöhnern mehrfad von den Schulzen in 
Ausficht gejtellt, dak ihnen alsdann freies Holz und 
freie Arznei in Krankheitsfällen in Zukunft entzogen 
werden folle, weshalb viele Wähler aus Furcht vor den 
in Ausſicht geftellten Nachteilen confervativ gewählt 
haben. (Bei Haupt und Stichwahl.) 

US Beweis für die Einfhücdterung der Wähler 
lege & B. den en bei, eigenhändig von der Hand 
des Schulzen Paſelk in Wulkenzin geichrieben, welchen 
derielbe bei den Inſaſſen des Dorfes Hat cireuliven 
lajien. Anlage €. (Zeuge: Schulze Pajelf in Wul- 
fenzin.) 

Auch die Pächter der großherzoglicen Domame 
jind, wie immer, angewieſen worden, confervativ wählen 
zu laffen in ihren Dörfern, und jie wurden zwei Tage 
vor der Stihwahl am 1. März fogar telegraphiich zu 
den Yanddrojten berufen, um noch beiondere nftruc 
tionen in Betreff der Wahl zu erhalten. Der Modus 
der Wahl ijt auf den meiſten Domaimen derjelbe wie 
auf den Nittergütern: die Leute werden von der Arbeit 
zur Wahl gerufen, geführt und befommen vor der Thür 
des MWahllocals den conjervativen Wahlzettel ein- 
gehändigt und Haben diefen hochzuhalten und in Die 
Ume zu legen. Verblüfft, wie jie find, gelingt ihnen 
nicht einmal einen anderen Zettel in die Wahlume zu 
legen, denn die Leute werden ſtreng controlirt von ihren 
Vorgefepten. Wer ſich erfühnen sollte, eimen andern 
Zettel als den gewünſchten abzugeben, risfirt die baldige 
Entlaſſung. Als ein Beweis Hr dieſe Behauptung dient 
der Brief des Kuhfutteres Ernft Schmidt aus Roga. 
Anlage D. Geſchehen bei der Hauptwahl.) 
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— 


Herr Oberamtmann Wiebelig in Cantnitz, der Pächter | 


diefer großherzoglicden Domaine, daſelbſt im Kruge eine | 
Mählerverfammlung ungehindert abhalten können, in | 
ber furchtbar über die Freiſinnigen hergezogen ift, und | 
am andern Tage hat er alle Wähler von der Arbeit | 
weg zum Mählen antreten laſſen, ihnen vor der Thüre | 
des Wahllocal® den confervativen Wahlzettel in die 
rer geben lafjen zur Abgabe an die im Zimmer bes 
ndliche Wahlurne. Zeuge ift das ganze Dorf. (Zeuge: 
DOberamtmann Wiebelit in Cantnig.) 

In bei Stargard i. M. ge der Freiſchulze 
Krog bei der Wahl am 20. Februar Nachmittags 3 Uhr 
geihloffen, weil er fich darüber geärgert, daß nur 
Stimmzettel für den Camdidaten Adler abgegeben wor: 
den find. 1a e Arbeitsmann Hinrichs dafelbft und 
die fänmtlichen Tonftigen Einwohner.) 


In dem Bauerndorje Ballwitz hat der Schulze Chr. 
Maaß überall bei den DOrtsangehörigen herumgeſchickt 
und bejtimmt erklären lafjen, die Wähler dürften auf Nie— 
mand anders als auf Herrn von Derpen-Brunm wählen, 
fonft würde der Großherzog ihnen die bisher üblichen 
Zuwendungen (Holz, Streu, Arzt, Mebdicin) entziehen. 
(Zeuge: Arbeiter Schönfeld dajelbit und das ganze Dorf.) 

Daß das Gleiche auf den Großherzoglichen Haus: 
gütern gejchehen ift, wird daher wohl nicht Wunder 
nehmen. 

Und weshalb geidieht der furditbare Drud auf 
die Dorftagelöhner Seitens der Nittergutsbefiger in 


erfter Linie, aldann von Seiten der Pächter der Do= |- 


mainen? 

Die Rittergutsbefiger bezahlen im Verhältniß zu 
den Zandwirthen im übrigen Deutjchen Neiche bei uns 
in Medlenburg von ihren Lehngütern nur eine jehr 
mäßige Steuer und biefelbe würde eine noch niedrigere 
geblieben fein, wenn die Rittergutsbefiger fich nicht 
nad dem Jahre 1866 — als gefeßgebende Factoren 
im medlenburgiihen Landtage — nothgebrungen bes 
quemt hätten, ihre Abgaben von ihren Gütern wenigftens 
in einem geringen Grabe zu erhöhen; und den Pächtern 
der Domainen wird von ben Landdroften der große 
herzoglicden Aemter, ihren Vorgeſehten, eingeichärft, nur 
in confervativem Sinne zu wirten. Es läßt ſich auch 
fiher annehmen, daß Sr. Königlichen Hoheit dem Große 
herzog von Medlenburg-Streliß der jegige patriarchaliſche 
Landtag weit ſympathiſcher ift als eine richtige conftie 
tutionelle Berfatfung, wie eine ſolche mit der Neuzeit 
vereinbar wäre. Schreibt doch der Gothaer Hof und 
— noch immer wie feit langen Jahren, 
wenn er über Medlenburg-Strelig referiert: „Finanzen 
unbefannt.” 

Die Medlenburger wünſchen eine zeitgemäße Ver— 
faffung, und diefem Wunfche widerſetzen ſich die Rittergutss 
bejiger mit aller Macht, indem fie den legten Mann * 
Ortsinſaſſen an die Wahlurne treiben; ob die Be— 
ſtimmungen des Wahlreglements ftricte ſämmtlich inne— 
—57— werden auf dem Lande, ſcheint um ſo mehr 
raglich, als aus allen Zuſchriften an den Unterzeichneten 
— daß den Wählern auf dem Lande erſt am 

age vor der Haupt- oder Stih-Wahl davon Nachricht 
gegeben wird von den Gutsherrichaften und ſelbſt von 
ben Schulzen der Bauerngüter, daß am folgenden Tage 
die Neihstagswahl jtattfinden jolle, wie auch der Brief 
bes Schulen Ba —— beweiſt; und wenn am 
Wahltage der Rittergutsbeſitzer ſo —— ſein 
ſollte, ſeinen Leuten freie Wahl zu laſſen, vergißt er 
doch nicht, Dinaugufügen, dab er für feine Berjon ben 
confervativen Edelmann wählen werde. 
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20. 


21. 
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22. 


G. Fiſcher in Feldberg. 
Gr 


gängung 
von 11. 


24. 


Graf Ludwig von Schwerin auf Mildenig 
und Garlsluft fcheint aber nad beiliegendem Schreiben 
(Anlage J) aus Woldegf eine Preſſion auf feine Tage: 
löhner haben ausüben wollen, und nad) Ausweis bes 
Wahlergebniffes find darauf jämmtliche Stimmen, 63 
an der Zahl, in comjervativem Sinne ausgefallen. 
Geſchehen bei der Stihmahl. Zeuge: der Briefihreiber.) 

Eine Beeinfluffung der Wähler wird der hohe Reichs 
tag aud) aus dem beitolgenden Briefe aus Staven (An— 
lage K, Rittergutsbefiger Schläger) herauslejen, woſelbſt 
ein Berwandter des Rıittergutsbefißers Schläger, Namens 
Funt, die unglaublichften Manöver gemacht hat, um 
die Drtstagelöhner von der Wahl bes freifinnigen 
Candidaten abzuhalten, wie der Briefihreiber unter 
Angabe der Zeugen behundet. (Geſchehen bei der Stich— 
wahl. Zeugen im Briefe angegeben.) 

Weitere Wahlbeeinfluffungen berichtet Herr Kauf— 
mann Hermann golfenpeim aus FFürftenberg, indem er 
ichreibt, wie Anlage L. zu leſen iſt. (Beuge: ber 
Briefichreiber.) 

Nicht allein aus den Dörfern in Medlenburg-Strelik 
werden MWahlbeeinfluffungen gemeldet, fondern ſelbſt aus 
ben Flecken, einem Mittelding zwiihen Dorfund Stadt; 
auch in dem Flecken Feldberg find die ärmeren Wähler 
bedroht worden, daß das Holzholen aus den groß— 
herzoglichen Forſten nicht mehr geftattet werde und aud) 
die freie Ärztliche Behandlung nicht mehr Seitens bes 
Großherzogs gewährt würde, falls die Leute nicht con 
jervativ wählen möchten. (Zeuge: Bürftenmacher 
Geſchehen bei der Stichwahl.) 


Am 24. Februar d. I. wurde das Refultat der 
Wahl vom 20. Februar erſt in Neuftreliß vom groß: 
peraoglichen Wahlcommiſſar, Landgerichtsrath Horn in 
euftrelig, ermittelt, und die Wähler konnten daher 
früheftens erft am 25. Februar darüber Nachricht er: 
halten, daß es zu einer Stihwahl kommen werde, und 
wurde dieſe Stihwahl ſchon auf den 1. März d. J. 
angejebt, jo daß zur Agitation nur die drei Tage: 
26., 27. und 28. Februar übrig blieben, der 28. Fe— 
bruar aber, weil er ein fogenannter Bettag, landes— 
herrlich verordneter Fyeiertag ift, nur von den Conſer— 
vativen benußt wurde, während die Liberalen mit Aus: 
nahme von Schönberg im Ratzeburgiſchen, wojelbjt 
Herrn Wilbrandt-Pifede zu reden erlaubt wurde, nicht 
daran benfen konnten, eine polizeiliche Erlaubniß zur 
Abhaltung von Wahlverfammlungen zu erhalten, wie 
denn auch eine Wählerverfammlung in der Stadt 
Woldegk, wie ſchon aus Anlage E. und F. erfichtlich 
ift, nicht geftattet wurde, über welche Angelegenheit An— 
Inge gi — — beweiſen ar eh ich (8 ges 
machte Angabe der Wahrheit gemäß verhält. (Zeuge: 
der Briefihreiber BrundSaonet) , 

In Neubrandenburg befand ſich als Wahlvorfteher 
der Kaufmann C. Blauert in Function und erllärte in 
dem 2. Wahlbezirfe (Schüpenhaus) etwa eine halbe 
Stunde vor 6 Uhr Abends zu den fich zur Wahlurne 
in um herandrängenden Wählern, fie würden alle 
noch abgefertigt werden, jedoch ſchloß er Punkt 6 Uhr 
Abends die Wahlhandlung, und ca. 30 Wähler durften 
ihre Stimmen nicht mehr abgeben. (Zeuge: Buchdruder 
B. Greve in Neubrandenburg und Lederhändler 
E. Liedtke bajelbft.) 

Aus dieſer Meinen Blumenleſe wird ein hoher 
Reichstag entnehmen können, daß bei uns im Lande 
von einer unbedingt freien Wahl, namentlich was die 
Landbevöllerung betrifft, wohl faum die Rebe jein 
kann; bei der Durchſicht der Wahlprotofolle wird ein 
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hoher Reichstag aud bemerken, daß die Wahlvorftände 
an einzelnen Orten auch Zettel, auf denen ein Name 
durchgeftrichen und ein anderer Name barübergeichrieben 
wurde, für ungültig erflärt haben, das Wahlrefultat 
daher fich wohl noch verändern möchte. 


Ich ſpreche den Wunſch aus, ein hoher Reichstag | 


molle auf Grund aller vorgelommenen Unregelmäßigs 
feiten und Gejegwidrigfeiten die Wahl des Herrn Ober: 
rer von Dergen auf Brunn beanitanben, reſp. 


” 


ür ungültig erflären, 
Eines hohen Reichstags 
gehorſamſter 
W. Greve, 
Buchdrucker, 
Vorſitzender des freiſinnigen 
Vereins „Kaiſer Friedrich" 
und Genoſſen. 
Neubrandenburg, 
den 6, Mai 1890. 


Unlage A. 

Auf Ihre Anzeige vom 8.11. dieſes Monats wird 
Ihnen bierdurd zur Antwort gegeben, daß der angekündigte 
Bortrag des Herrn Mar Schulg aus Berlin am Sonntag 
16. dieſes Monats, Vormittags 11%, Uhr, nicht geftattet 
werben kann, daß dem aber nichts entgegen fteht, daß der 
qu. Vortrag am Sormtag Abend nad 6 Uhr gehalten wird. 

Stargard i./Medl., 11. Februar 1890. 

Das Bolizei-Eollegium. 
Wohlfahrt. 
Herrn Richard Monzien 
in Neubrandenburg. 


E. Zachow. 
Yinlage B. 


Ihre Beſchwerde vom 12. d. M. über die vom Groß: 
herzoglichen Bolizei-Collegio zu Stargard sub 11, db. M. 
getroffene Anorbmung — ber Stunde ber Abhaltung 
der von Ihnen für Somtag 16. d. M. Vormittags 
1124 Uhr angemeldeten —— muß nach erfolgter 
Sachprüfung als unbegründet zurüdgewiefen werben, ba 
öffentliche Wablemeiemumim en allerdings als geräufchs 
volle Zufammentünfte am öffentlichen Orten unter die all- 
gemeine Beſtimmung bes &. 3.Nr. 3 Abſ. 2 der Verorb- 
nung, betreffend die befiere Heilighaltung der Sonn und 
Sefttage vom 28. Auguſt 1855, Fam. 

Neuftrelig, den 14. Februar 1890. 


Großherzog. Medib. Landesregierung. 
G. v. Dewip. 


An den Golbihmieb R. Monzien 
in Neubrandenburg. 
Hoth. 


Unlage C. 


An bie Gemeinde Wullenzin. 


Da morgen als am 20ften Februar ber Tag ber 
Reihstagwahl von 10 bis 6 Uhr nachmittag ift und eine 
freie Wahl ift. Ich Erinnere daß er ſich bedenke auf 
welchen er Wählt, benn es fönte leicht fein daß ber freie 
Landesherliche Wille dadurch befhräntt würde und bie 
Wohlthaten feiner Königlichen Hoheit unfern Großherzog 
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dadurch zurüd Bleiben müffen darum folge alle feiner 
Königlidden Hoheit unfern Großherzog und Wähle alle den 
Dberhauptmann les von Drken auf Brunn der 
zettel muß ſchnell rum bejorgt werben. 


Wulfenzin den 19ten Februar 1890. 


F. Pafelt. 
Anlage D. 


Roga den 28 Februar 1890. 


Alfo id wohne in Roga Ms Kuhhirt nun aber geth 
es mier fchlecht durdh die freife Wahl fam Herr Buſch zu 
mier in kuhſtall eine halbe ſtunde vor die Wahl und fagte 
zu mier heute ift Die Wahl, da welle ich den Oberfammer- 

ern v Örzen den wolle ih das ihr dem auch mwehlt da 

g ich ihn Ob dar nich mer auf die wahl werren dar 
fagte Orzen ehr Poge und Adler aus Berlin dar hat zu 
Einen gelagt das ift ein Zeittung fchreiber abler aus Berlin 
ein Zettel d Drzen war mann bar, und die bogen auf ben 
Tiſch bar ftand der Stellmacher bei und fagte jungen bier 
ran ih aber nam auch einen und Hatte mier einen Zettel 
von Abler gefchrieben dar fagte der Buſch ber gelt nid) 
Er fam aber vor die Tuhr engegen bar jate wen ehr mich 
elt fo Kr her nun welle ich er: ben ich wellen ſoll 
en will ich nich, bar nach fam der Kreisviefidus im Stall 
und fagte der Zettel war burdfichtig, ich folte mier ein 
ander Schreiben ich fagte nein ge nich mer, ich folte ihn 
ben Zettel mahl Zeigen was ich nich getan haben der Eine 
von uns hat au ihn gelagt fin Hier nid mehr Zettel Wen 
fie den nich nemen mwolt dan welt ehr garnich. 

Das ift mei Zeuge, 
nichs nad drechlig hat ehr mier ben Gloll nachgetragen 
es — vor die dorf fuhhe gefuter fen fo wie ich aus 
den Stall war Liß er den Stall nacht ſehn Hat aber nich 
— diß aber ſagte mir einer dar auf habe ich ihn 
gejagt wen es jo gemeint ift futtere ich feine buhhe nich 
mehr da habe ich ihm gejagt jolte ich unter Bulligeiauffigt 
ften er folte mier den Schein geben zu Dfter wolte ich ihn 
die wohnung räumen dar hat er meinen Schein zum 
3 März rg ar er hat mich angezeigt in Friedland fie 
wolten mic Anfaßen jöf 4 ih Habe mich verteidigt Aber 
feinen verlegt oder angetagt Aber im fal fie mich anfaflen 
werde ich mich verteidigen darauf bin ich angezeiget fol bie 
—* verlaßen am 3 März was ich nich kann durch 
dieße geſchichte den kan zin 

Alſo id) bin Echter Freiſindiger Helfe 8 mich wenn ich 
recht .. ich Habe 5 Kinder u eigene kuhh alfo ich bin 
fein Sofling wen es geht helfet mich ein Freiſindiger fan 
ben Under nich verlaßen (‚id bin en ba abe 
mier einen Den geholt von fie alſo fchreiben fie ob ich 
morgen wellen fan oder nid, Auf die bejte hofnung meine 
adrege ig an den Kuhhiert Ernſt Schmidt zu Roga, bei 
Pleetz in M Strelig. 


Siulage E. 
Telegramm, 
Woldegt Medib., 27. 2. 1890. 
Vor — Neu-Ruppin nachgeſandt. 
BWahlverfammlung am freitag Abend ſchon geftern 
nes dem Schuhmacher Brunf wegen Bettag unter 
jagt. Wbhaltung nur mit Genehmigung der Regierung 


möglich. 
Polizei-Kollegium. 
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Anlage F. 
Telegramm, 
Woldegck Medlb., 27. 2, 1890. 
Nah 6 Uhr wicht geftattet. Negierung verwenden. 
Brunk. 


Aulage 6. 
Gramelow, d. 2. 3. 90. 


Sehr geehrter Herr! 
Ich wollte bei der am 1. März ftattgefundenen Wahl 
meine Stimme aud) abgeben, doch hat jedoch mein Brod— 
herr, Herr Grube, mir mit den Worten zurüdgemwieien, ich 


wäre noch zu jung und hat jogar die Stimme halb aus: 


einandergemadt. Darauf habe ic) gejagt, ich kann doch meine 
Stimme auch abgeben id 
aefagt auf eine Stunde kommt es nicht drauf an, Mein 
Name ift Joſeph Zamworsfi bin am 11. März 1864 ges 
boren und bin am 1. April 1887 zum Militär eingezogen 
und habe 2!/, Jahr gedient und wollte Herm Vorſitzender 
W. Grewe hiermit gefälligit fragen ob ich zum wählen nicht 
fommen fann. 

Meine Adreſſe ft: 

An Joſeph FJaworsti bei Friedrich Zimkowski 

in Gramelow bei Stargard. 
Hochachtungsvoll. 





Aulage H, 
Herren Greve, Buchdruder. 


Im erjten Wahlbezirk von Neuftrelig ift der Eichmeifter 
Rönbeck — ein ımmittelbarer Staatsbeamter — Beifiger 
geweien. Es ergiebt fid) dies aus dem Protokoll. In dem 
Wahlgeſetz ift die Zuziehung von unmittelbaren Staats: 
beamten als Beifißer verboten. Vielleicht ift dieſe That: 
ſache zur Anfechtung geeignet. 

Neuftrelif, 10. 3. 1890. 

Hohadtungsvoll 
Bruns wig. 


Aulage J. 
Woldegt, d. 10. 3. 1890. 

Auf Ihre anfrage Theile ich, Ihnen folgendes mit. 
Graf Ludwig v. Schwerin ftelte jeine Leute auf die Wahl: 
rede wen fie Wählen wollte da ſich einer äußerte dem 
Herrn Adler zu Wählen follte er fidh von dem Arbeit geben 
lafen. Dies erzählten Sie mir. . 

Rigtor Hönel 


Woldegl 
Fabrikarbeiter. 


Aulage K. 
Staven, den 9. März 1890. 


Herrn Grefe! 

Ihr werthes Schreiben habe idy erhalten und daraus 
erjehen das mein Wunſch in erfüllung gehen wird, Sie 
haben mir geichrieben ich ſoll das Brotofoll auf jchreiben, 
welches lautet. und zwar die Beleidigung die herr Funk 
gethan hatt! Herr Funk hatt geaußert zu feinen Tage: 
löhnern und uns allen laßt euch nichts von ſolchem zu= 
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jammengelaufenen Pövel nicht's vormadıen dem das ift 


lein Meflenburger und ihr werdet doch Gurem Brodherrn 


beiltehen da ihr doch Meklenburger feid. Und mwerbet doch 


Auf den Wunſch eures Brodherun herrn Ortzen Wählen 





bin doch alt genug, da hat er 


und nicht den herrn Adler denn Glaubt diefen Leuten nicht 


Alles was fie Schreiben, dafür befommen Sie gut bezahlt 
und auf dem Neichstag jor und fagen fie doch was jie 
wollen, (2%") Ihr trinkt doch alle gerrn Brantwein denkt 
euch mal diefer herr Adler will das eine Republic jein fol 
denn in der Republik ift der Brantwein viel theuerer als 
bei uns alſo {hut euren Brodherrn den gefallen und Wöhlt 
vo eurer Brodherr auf Wählen thut, und dann Hat er 
und die Wahlzetel in die hand gebrüd, als ich was jagen 
wollte hate er mir den Mund verboten Stimmen Zahl 


' find ſonſt 35 ob die Fremden Arbeiter gewahlt haben weil; 


ich nicht. Als er ſich geaufert hat von der Republik hat 
es ji fo angehört als wenn er den Kaifer ftürzen will 
Hoc leben die Conſervativen und Freiſinnigen 

Die Zeugen 1) Carl Baum Schuhmacher jetzt Hof: 
gänger 2) Heinrich Schröder Arbeiter jett Höfganger. 


5) Richard Auguſt Edert Maler jegt Höfgänger Und werm 


es Nöthig thut alle Tagelöhner 
Ganz Ergebenft 
Carl Lindemann, Scharfridhter, 
jet Hofgänger. 
per A. Eckart. 
Infall das nicht wiſſen von wo der Brief herkommt. 
Ich Hätte fonnft an herrn Grejjer geichrieben aber Die 
Adreſſe ift mir unbekant. Und der herr hat mir gefchrieben 
Ih jollte mid an Herrn Geyjer oder ſonſt an ihn 
Wenden. 
Ich habe nicht an den Brieffchreiber aejchrieben, das 
wird der hiefige Barbier Kreye geweſen fein. 
Neubrandenburg, 10. März 1890. 
W. Greve. 


Anlage l. 
Fürſtenberg in Medlenburg, den 2. März 1890. 
Sehr geehrter Herr Greve 
Untenftehendes verbürgtes Vorgekommene: 

1. Am vergangenen freitag hat Herr Pajtor Weland 
(oder Wieland) aus Feldberg in Garwig fich nicht ent 
blödet, feiner Gemeinde, die vor ihm in der Kirche er- 
ſchienen war, um Gottes Wort zu hören, von der Kanzel 
ans zuzurufen: Wählet nur conjervativ! nicht deutſch— 
freiſinnig! 

2. Herr Förſter Reißmann in Gnewitz hat zu den 
Arbeitern geſagt, ſie ſollten conſervativ wählen, fonft be— 
lämen ſie keine Waldarbeiten mehr. Zeuge Herr Richard 
Trenfmann aus Brüdentirt. 

3. Herr Gutspäcdhter Herzberg in Laeven, als Wahl: 
eg bei der Hauptwahl, nahm von einem feiner Leute 
ben Wahlzettel, befühlte und bejah denjelben mit den 
Worten: Much ein Adler. Ginige Tage darauf fam ein 
Arbeiter mit der Bitte um etwas Stroh zu Herrn Herz— 
berg, erhielt aber zur Antwort: er möge zu Adler geben 
und ſich Stroh geben laſſen. 

Ebenfo wurden in Grunow u. Umgegend veridhiedent- 
lih Bemühungen zur Wahlbeeinfluffung angejtrengt, leider 
fehlen uns nur vorläufig die Zeugen hierzu. 

Hochtungsvoll 
Hermann Zoſſenheim. 








Woldegt, d. 26. 2. 90. 


Geehrter Herr Grewe 

Ich habe Heute Nachmittag 1 Uhr von unſerm Bürger— 
meifter abſchlälche Antwort erhalten er Hatte an Dem 
Bustag nicht gedacht wir jollten ums an die Regierung 
verwenben. 

Weil IH jefter nah Mittag 4 Uhr die Tepeſche erhilt 
bin Ich gleich zum Schügenmwirth gewejen Habe den Saal 
erhalten ging gleich darauf zum Bürgermeiſier erhielt aud) 
die Erlaubnis habe es in's Woldegk Wochen Blatt jeßen 
laſſen Ertrablätter druden laſſen ift alles bejorgt jept Ku 
es nicht fein Ich bin heute jelbft zum VBürgermeijter geweſen 
habe im geantwortet währ die Koften bezahlt. 3 follte 
es eimreichen ob er es nöthig hatt oder nicht das will er 
erſt von der Regierung willen jegt haben Sie meine Anz 
fihten das andere überlaffe ih Ahnen ob es feinen Gang 
en foll oder nicht wenn Sie es glauben das alles jo 
geht wie Ich es bejorgt habe dam bitte umgehend em 
Tepeichen. 

Es grüßt 
Brunk, 


Sollten Sie der Meinung jein ehr das weiß Ich ga 
auch nicht oder Sonnabend Morgen. 


Nachtrag 
zu der Beſchwerde des Buchdruckers W. Grove in 
Neubrandenburg und Genofjen peto. Reichstagswahl 
im Strelitz'ſchen Wahlkreife. 


An den Hohen Reichstag 
in Berlin! 

Habe ich im Vorjtehenden mid) bemüht, vein jachlich 
über die Vorgänge beim Wahllampfe im Streliger Kreije 
zu berichten, jo füge nachftehend noch Hinzu, daß der ges 
häffigfte Kampf erſt begann, nachdem der freifinnige Can— 
didat in die Stichwahl gelangt war. 

Das confervative Wahlcomite nennt in feinem Flug— 
blatt dieſes Reſultat ein betrübendes, für unſer Land 
beihämendes und ſchmäht die freifinnige Partei auf die 
unerhörtefte Weije, ebenjo das Flugblatt der Eonjervativen 
in Mirow, und ein anonym gehaltmes Inſerat der Mol: 
degker Zeitung ftrog von Beleidigungen gegen die Frei— 
finnigen. 

Ich jende das freifinnige Flugblatt mit, um zu doku— 
mentiren, daß die Schmähungen der Freiſinnigen von Seiten 
der Coniervativen ungerechtfertigt waren ; wie immer, wurben 
fie auch diesmal erſt im lebten Augenblicke veröffentlicht, jo 
daß eine Entgegnung darauf nicht mehr möglich war. 

Nah der Wahl wurde, um zu dem Schaden noch den 
Spott hinzuzufügen von dem hiefigen Kreisjecretär F. F. 
Walter, einem Bedienfteten der Ritterfchaft, in alle fervilen 
Zeitungen des Landes ein Artilel der antifemitiichen 
„Staatsbürgerzeitung“ bineinlancirt, worin es hieß, daß 
der freifinnige Candidat Hr. Ed. Adler, der zufällig aus 
einer evangeliihen Paftorenfamilie ftanımt, ein Jude jei, 
und in welchem die freifinnige Wählerfhaft als Stimm= 
vieh titulirt und Hingeftellt wurde, während dieſes Epithe— 
tor doch nur mit Recht den Wählern auf den Rittergütern 
zufommt. 


Aktenftüde zu den Verhandlungen bes Reihstages 1890. 
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Ein hoher Reichstag wird aus allem hier Angeführten 
erjehen fönnen, daß derlei Vorlommniſſe die Würde des 
Reichstags zu erhöhen nicht geeignet find, und erſucht der 
Usiergeidnehe, eine ftrenge — Prüfung dieſer Ungeſetz⸗ 
mäßigfeiten vornehmen laſſen zu wollen und nad Befinden 
die Wahl des Herm Dberhauptmanns v. Derhen-Brunn 
zu beanjtanden ober zu caffiren. 


In größter Ehrerbietung und Hochachtung eines 
hohen Neichstags ergebenfter Diener 
W. Greve, Buchdruder. 


Neubrandenburg, den 10. Mai 1890. 


Nr. 178. 


Berlin, den 15. Dezember 1890. 


Euer Hohwohlgeboren beehre ih mich im Anſchluß 
an die Vorlage vom 24. November 1887 (Drudjadhen 
Nr. 14) anbei eine 


Denkſchrift über die Ausführung des Reichs— 
tagsgebäudes 


mit dem Erſuchen zu überfenden, diejelbe gefälligſt zur 
Kenntniß des Neichstags bringen zu wollen. 


Der Stellvertreter des Neichsfanzlers. 
v. Boetticher. 


An 
den PBräfidenten des Reichstags 
Herrn von Levetzow 
Hochwohlgeboren. 
RA. d. J. 154721. 


Denkſchrift 


über 


die Ausführung des Neichötagsgebäudes. 


1. Banverwaltung. 

In der Organifation ber Reihstagsbau- Verwaltung ift 
eine Veränderung infofern eingetreten, als auf Beichluß der 
NReichstagsbau = Kommiffion im Laufe bes letzten Jahres 
ein drittes Mitglied angenommen worden ift, welches zum 
Amwede der Entlaftung des leitenden Architekten die Projekte 
für den inneren Ausbau der Geihäftsräume im Untergeichoß, 

iſchengeſchoß und Obergeſchoß jelbitändig zu bearbeiten 

at. Die Wahl ift auf dem ſchon feit längerer Zeit beim 

eichstagsbau beihäftigten Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
baumeiſter Wittig gefallen. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths und des Neidjs- 
tags eingejegte Reichslagsbau⸗Kommiſſion hat mit dem Bes 
ginn der gegenwärtigen Legislaturperiode eine Neubildung 
erfahren. 
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2. Bauplaij. 

Der Grunderwerb und die Negelung ber Grundbuch— 
verhältnisfe ift in der Hauptfache dadurch zum Abſchluß 
gelangt, daß diejenigen Theile der früheren Sommerftraße, 
weldhe in den Bauplatz fallen, von Seiten ber Stabt- 
gemeinde an das Neih und die dem jegigen Zug ber 
Strafe bildenden Grundflähen von Seiten des Reichs an 
die Stadtgemeinde aufgelalfen worden find. Für das 
Grundjtüd des Neichstagsgebäudes ift ein beionderes 
Grumdbuchblatt angelegt, in welches die fämmtlichen in 
Betracht kommenden — ſoweit die Uebereignung 
an das Reich bereits ſtattgefunden hat, eingetragen find. 
Nur der vormals Graf von Raczynski'ſche Beſitz (Königs: 
plap Nr. 2) iſt ausgejchloffen geblieben. Durch die über 
den Erwerb diejes Grundftüdes feiner Zeit abgeichloffenen 
Verträge ift nur das fuperfiziariiche Recht der Vorbefiger 
auf das Neid; übergegangen, während das Eigenthum nad) 
wie vor dent preußiſchen Fiskus verblieben ift. 

Die vor dem Mittelbau der Weftfront herzuftellende 
Nampenanlage ſoll nad dem von dem leitenden Architekten 
aufgeftellten, von der Reichſstagsbau-Kommiſſion genehmigten 
Plane eine größere Ausdehnung erhalten, als in dem 
urjprünglichen Entwurfe vorgejehen war; fie wird dem— 
zufolge in das angrenzende, der Stadtgemeinde gehörige 
Strafenland übergreifen. Der Magiftrat der Stadt Berlin 
hat zur Ausführung der Rampe in der jept projeftirten 
Gejtalt feine Zuftimmung ertheilt. Cine Webereignung der 
davon berührten Straßentheile an das Neid) ijt nicht ers 
forderlid), da die Straße auch in ihrer neuen Gejtalt dem 
öffentlichen Verkehr nicht entzogen werben ſoll. 

Ueber den Erwerb des für die FFeuerungs: und Dampf- 
bereitungseinrichtungen nöthigen Platzes und über die Ver— 
werthung ber an der Dftfeite der Sommerftraße verbliebenen 
Theile der Grundſtücke Dorotheenftraße 47 und Sommer: 
ſtraße 5 bis 9 ift mit der Königlich preußifchen Negierung 
eine Vereinbarung geichloffen worden. Wie in der Denk: 
ichrift vom 24. November 1887 dargelegt ift, werden 
diefe Grumdftüde für Die — des Reichstags nicht in 
Unfprud genommen, da weder die Errichtung eines Dienjts 
aebäudes für den Präfidenten und einzelne Beamte des 
Neidhstags, noch die Anlegung des Keſſel- und Mafchinen: 
haujes an diejer Stelle angängig eridhien. Andererſeits 
können die fraglichen Grumdküce in Folge ihrer geringen 
Tiefe ohne Hinzunahme des Hinterlandes nicht in einer 


ihrer bevorzugten Lage und ihrem Merthe ent— 
ſprechenden Weiſe baulich ausgenußt werden. Durch das 


erwähnte Abkommen werden dieſelben der Königlich 
preußiſchen Regierung zu dem Zwecke übereignet, um in 
Verbindung mit den dahinter belegenen, dem preußiſchen 
Fiskus gehörigen Flächen veräußert zu werden. Aus 
legteren ıjt ein zur Aufnahme der Keſſel- und Majchinen- 
anlagen, einjchliehlih eines Zufahrtweges, geeignetes 
Stüd von 1114 qm Flädheninhalt ausgejchieden und an 
das Reich abgetreten worden. Im Uebrigen hat eine ſach— 
verftändige Schägung der Grundftüde jtattgefunden, und 
entiprechend dem hierdurch ermittelteten Werthe der beider: 
feitigen Untheile it der Maßſtab für die Vertheilung bes 
dereinftigen Verkaufserlöſes feitgejeßt worden. Die aus 
dem Verkauf dem Reiche erwachſende Einnahme fließt dem 
Neihstagsbaufonds zu. 

Um bei der Bebauung der Sommerjtraße eine würbige, 
der Nachbarſchaft des Reichstags entſprechende Geftaltum 
der neuen Bauten fiher zu ftellen, ift auf den vom Rei 
um Berfauf geftellten Grundſtücken im Grundbuche der 

ermerk eingetragen, daß die Hausfronten an der Sommers 
ftraße nur in echtem Material und nad Genehmigung der 
Entwürfe von Seiten der Reichsverwaltung ausgeführt 
werben bürfen. 


Die Verbindung zwifchen dem bereits in der Aus— 
führung begriffenen Keſſel- und Maihinenhaus mit dem 
Neichstagsgebäude wird durch einen unterirdischen Kanal 
vermittelt. Mit Rückſicht hierauf ift auf dem zwiſchen— 
liegenden Grundftüd zu Gunften des Neichs das Recht 
eingetragen, dieſen Kanal herzuftellen und dauernd zu 
erhalten und zu nußen. Der Unterführung des Kanals 
unter der Sommerftraße ift von Seiten der Stadt die 
Zuftimmung ertheilt. 


3. Bauplan. 


Der Bauplan ift, nahdem über Lage und Gejtaltung 
des Kuppelaufbaues eine endgültige Enticheidung getroffen 
worden ift, gegenwärtig in allen Theilen feftgeftellt. 

ad dem im Jahre 1883 ausgearbeiteten Entwurf 
follte das Gebäude in der Mitte der Weftfront über dem 
mittleren Theile der großen Halle einen Kuppelaufbau er: 
halten. Bei der Bearbeitung der ſpeziellen Projekte für 
die äußere Architeftur gelangte der leitende Architelt jedoch 
zu der Meberzeugung, dab ein folder Aufbau an dieſer 
Stelle nicht zur Musführung gebradt werden könne, daß 
vielmehr eine zentrale Cage der Kuppel über dem Sigungs- 
faale den Vorzug verdiene. Die RerhelagehausKomniffon 
erfannte die Bedenken des Architelten als berechtigt an 
und ertheilte dem neuen Vorſchlage deſſelben im Prinzip 
und unter der Vorausfegung die Zultimmung, daß bie 
Trage, ob der Sigungsjaal durch Wermittelung der in 
Glas zu dedenden Kuppel ausreihendes Licht erhalten 
werde, unter Zuziehung geeigneter Sadveritändigen einer 
nodhmaligen Prüfung unterworfen werde. Auch der durch 
ein Modell veranfhaulichte arditeftonifche Aufbau der 
Kuppel fand die Billigung der Kommilfion. Die demmächit 
angeordnete Unterfuchung der Lichtverhältwiffe führte zu 
dem Ergebniß, daß die Tagesbeleuchtung im Sigungsjaale 
des neuen Neichstagsgebäudes nad) dem einmüthigen Urtheil 
ber gehörten Sachverſtändigen durch den Fuppelartigen 
Aufbau nicht beeinträchtigt und jedenfalls nicht ungünftiger 
fein wird, als diejenige des gegenwärtigen Sigungsfaales 
des Neichstags. Der neue Kuppelentwurf hat der Bau— 
abtheilung des Königlich preußiſchen Minifteriums der öffent: 
lichen Arbeiten zur tednifchen Prüfung vorgelegen. Auf Grund 
der gezogenen Erimerumgen wurde er zunächit in konftruf: 
tiver Hinficht einer Umarbeitung unterzogen, in der daraus 
hervorgegangenen Gejtaltung hat er bei ber techniſchen 
Revifion eine Beanſtandung nicht mehr erfahren. Vom 
äjthetiihen Standpunkte aus wurde dagegen die Frage 
angeregt, ob die durch Die Lage der Stuppel über dem 
Sipungsfaal bedingte Ausführung derielben in Metall und 
Glas mit dem monumentalen Charakter des Bauwerkes im 
Einklang jtehen und insbejondere mit der übrigen, in Stein 
ausgeführten Architeltur durchweg harmoniren würde. In 
Folge deſſen ift der Entwurf einigen unbetheiligten Archi— 
teften und SKünftlern von amertanntem Rufe zur Beur— 
theilung feines künftleriihen Werthes vorgelegt worden. 
Dieje haben ihr Gutachten dahin abgegeben, daß jie Die 
angebeuteten äfthetiichen Bedenken nicht zu theilen ver— 
möchten und daß die Gefahr einer die Monumentalität Des 
Baumerfes ftörenden Wirkung durch die von dem Architekten 
gewählte Gejtaltung der Kuppel und durch die künſtleriſche 
Ausbildung ihrer einzelnen Theile als ausgeſchloſſen zu 
betrachten jei. Auf Grund diejer Verhandlungen ertheilte 
die Reihstagsbau - Kommilfion in der Sıkung vom 
13. Januar 1890 dem neuen Kuppelprojeft endgültig die 
Zuftimmung. 

Eine weitere Veränderung hat der Bauplan Hinfichtlic) 
des Mittelbaues der Weſtfront erfahren. Künſtleriſche 
Rückſichten laffen es geboten erjcheinen, das Mittelportal 
durd eine voripringende Säulenhalle mit Giebelverdachung 


Reichstag. A ktenftüc Nr. 178. (Denkichrift über die Ausführung des Reichstagsgebäudes.) 1359 


mehr hervorzuheben, als es nadı dem anfänglichen Projekte 
der Fall war. Andererſeits hat die Durdarbeitung der 
Speztalbaupläne zu der Grlenntmiß geführt, dab eine 
Nampenanlage von der * beabſichtigten Längen- und 
Breitenausdehnung gegenüber der mä tigen Front bes 
Gebäudes unzulänglid jein würde. Die Säulenhalle 
wird das Mittelrifalit um etwa 8 m über die Baus 
fluchtlinie hervortreten laſſen. Für die Rampenanlage 
it, um fie im ihren Abmeſſungen mit den übrigen Baus 
theilen in Einklang zu bringen, eine ſolche Breite in Aus— 
icht genommen, daß jie Dis auf etwa 22 m vor die Bau— 
fHuchtlinie vorfpringen und die ganze Breite der an ber 
Weſtſeile des Gebäudes entlang führenden Straße, aus— 
ſchließlich des jenfeitigen Bürgerfteiges, einnehmen wird. 
Die Steigung ſoll an den wetlichen Gdthürmen des Ges 
bäudes beginnen und bis zu einer Höhe von 3,5 m über 
dem jetzigen Straßenboden geführt werden; neben einer 
bequemen Fahrbahn wird die Nampe zwei jeitliche, etwas 
erhöhte Yürgerjteige erhalten. Auch dieſen Vorichlägen des 
leitenden Architekten hat die Reichstagsbau = Kommiljion 
zugeſtimmt. 

Die Grundrißanordnung wird durch obige Aenderungen 
nur in einem umweſentlichen Punkte beribrt Für Die 
Kuppel haben neue Unterbauten ausgeführt werden müſſen, 
wodurch cine Verlegung zweier aus dem Untergeihoß in 
das Hauptgeihoß führenden Nebentreppen erforderlich 
gemadyt worden iſt. Abgeſehen Hiervon hat die Raums 
vertheilung eine geringfügige Verſchiebung injofern erfahren, 
als der Bolt: und Telegraphenbetrieb an anderer Stelle 
untergebracht werden joll. Nach dem uriprünglichen Blane 
waren für die Poſt Räume im Haupts und Zwiſchen⸗ 
geſchoß des füdlichen Flügels beſtimmt. Um jedoch die 
Poſt auch vom Sigungsfaale aus leichter erreichbar zu 
machen, ift ihr mit Zuſtimmung der Neichstagsbau> 
Kommiſſion eine zentrale Lage dadurch gegeben worden, 
dab in der Weftfront des Gebäudes unmittelbar neben 
dem mittleren Theil der großen Halle drei übereinander 
nelegene Räume in der Breite einer Fenſteraxe für den 
Bojtbetrieb eingerichtet werden. 

Ueber den inmeren Ausbau des Haufes find bisher 
entfcheidende Anordnungen nur in beichränktem Umfange 
getroffen worden. Ginerjeits iſt der Bau noch nicht weit 
genug vorgeichritten, um die bezüglichen Arbeiten in Ans 
griff nehmen zu können; andererſeits iſt für Die Art der 
inneren Austattung, insbejondere für die Wahl des Ma— 
teriald der Umfang der verfügbaren Mittel von erheblichem 
Einfluß, der Betrag der legteren entzieht ſich aber zur 
Beit injofern einer abſchließenden Schäßung, als die wirk— 
lien Koften des Nohbaues und der Werljteinarbeiten an 
ben Fronten noch nicht mit voller Sicherheit überjehen 
werben können, 

Somweit mit dem inneren Musbau fchon der Anfang 
gemacht it, haben die in der Denkſchrift vom 24. No: 
vember 1887 (S. 5) dargelegten Grundzüge als Richt— 
ſchnur gedient. Im den —— werden die Wände 
mit Sandſtein belleidet; dagegen hat die Abſicht, die kaſſe— 
tirten Gewölbe in den Eingangsräumen der Süd: und 
Nordfront vollftändig in Sanditein herzuftellen, im Hinblid 
auf den damit verbundenen Mehraufwand im Betrage 
von rımd 100000 Mark aufgegeben werden müjfen. Die 
durh Ausführung der Gewölbe in Ziegelmauerwerk und 
Stud erzielte Erſparniß wird auf die bildhaueriſche Aus— 
ſchmückung dieſer Raume verwendet. Als Material zur 
Wandbelleidung der Vorhallen für den Bundesrath und 
für das NReichstagspräfidium auf der Oſtſeite des Hauſes 
it mit Zuftimmung der Reichtagsbau-Kommiſſion iſtriſcher 
Kalkſtein gewählt worden. Die Verwendung des näm— 
lihen Materiald war von der Kommiljion aud) für die 


große Wanbelhalle und für die beiden Haupttreppen nörd— 
lich und füblih von der Halle unter der Vorausfegung 
in Ausfiht genommen, daß eine Ueberſchreitung der 
Koftenanihläge dadurch nicht herbeigeführt werde, 
Eine überihläglihe Berechnung ergab jedoch, daß 
die Musführung ber Halle in dem bezeichneten 
Stein einen Aufwand von 1400000 Mark erfordern 
würde, während für die betreffenden Arbeiten im Anſchlag 
790 000 Mark angejegt find. Die Kommiſſion erklärte 
unter dieſen Umftänden ihr Einverftändnig damit, daß als 
Material für die Wandbekleidung und für die Säulen der 
großen Halle Studmarmor und Stud gewählt, die Thür- 
einfajjungen dagegen aus Marmor — werden. Die 
Einhaltung der anſchlagsmäßigen Mittel iſt bei dieſer Art 
der Ausftattung als gefichert zu betrachten. 

Ebenſo hat für die bezeichneten Treppenhäuſer ein 
weniger koſtſpieliges Material gewählt werden müſſen. Bei 
Bearbeitung der fpeziellen Entwürfe ergab ſich, daß die 
Verwendung von ijtriihem Stein mehr ald das Doppelte 
der im Anjchlag vorgejehenen Summe beanjpruchen würde, 
Da die Lage des Baufonds eine jo erheblihe Mehrauss 
gabe nicht geftattet, wird die Wandbelleidung der frags 
lihen Räume in Warthauer Sandftein ausgeführt. Die 
neben dem öftlichen Mittelbau befindlichen Treppenhäuſer 
für den Hof und für den Bundesrath erhalten gleichfalls 
eine Wandbekleidung in Sandftein. Im Obergeſchoß des 
zulegt erwähnten Treppenhaufes werben jedod aus Rück— 
jichten der Koftenerjparung die glatten Wandflächen zwiſchen 
den Pilajiern in Stud hergeitellt. 

Im Uebrigen hat die Neichstagsbausftommiffion über 
die innere Austattung des Haujes auf Grund einer von 
der Bauverwaltung ausgearbeiteten Dentichrift eine Reihe 
von Beichlüffen *5 Von dem Ausfall der ſchwebenden 
Veranſchlagungsarbeiten wird es abhängen, ob alle in den 
Beichlüffen niedergelegten Wünſche zur Ausführung ges 
langen können, oder ob etwa bei einzelnen Räumen auf 
eine einfachere Art der Ausſtattung zurüdgegangen werden 
muß. Dabei wird im Allgemeinen der Gefichtspunft als 
maßgebend betrachtet, daß nur die Sigungsjäle für Bundes— 
rath und Neichstag, jowie die Erholungs-, Erfriſchungs- 
und Lejeräume eine reichere Einrichtung erhalten, bei den 
übrigen, für geſchäftliche Zwede bejtimmten Näumen aber 
unter Wahrung möglichiter Gediegenheit vermeidlicher Auf— 
wand unterbleibt, 


4. Bearbeitung der fpeziellen Projekte. 


Nachdem im Jahre 1887 die Aufftellung des allge 
meinen Bauprojeftes zum Abichluß gelangt war, wurde 
alsbald an die Ausarbeitung der jpeziellen Entwürfe für 
die einzelnen Bautheile herangetreten, und zwar wurden 
zunächſt Die äußeren — in Angriff genommen, für 
welche früher nur die Architektur in den allgemeinen For— 
men fejtgeitelt worden und eine überichlägliche Koſtenbe— 
rechnung erfolgt war. Der Reihe nad) jind Entwürfe für 
die Rüdlagen und Edthürme, fowie für die Mittelbauten 
der Süd, Nord» und Djtfront ausgearbeitet, endlidy auch 
ein Projekt für den Kuppelaufbau entworfen und endgültig 
genehmigt. Nur für den Mittelbau der Weftfront fehlt es 
bis jegt an einem endgültigen Entwurf. Die Architektur 
dieies Bautheiles wird in gewillem Maße durch die Ges 
ftaltung der Kuppel beeinflußt; die Bearbeitung des Ent— 
wurfs mußte daher ausgelegt werben, jo lange die Kuppel- 
frage unentichieden war. Ein erites Projeft wurde im 
November v. 3. von der Bauverwalting vorgelegt, lieh 
aber aus techniichen Gründen auf Beanjtandung und wurde 
nur infoweit feitgeitellt, al3 es die unteren Theile des 
Mittelbaues umfaßt. Einem im November d. 3. vorge 
legten neuen Projeit tonmte die Genehmigung um deswillen 
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nicht F Theil werden, weil die Koſten eine bei der Lage 
des Baufonds nicht unbedenkliche Steigerung erfahren 
hatten. Der Entwurf wurde daher der Bauverwaltung 
mit dem Auftrag zurückgegeben, im Wege ſchleunigſter Um— 
arbeitung eine Ermäßigung des Koſtenaufwandes herbei— 
zuführen. Auch für die dem Weſtportilus vorzulegende 
Nampe ijt ein Entwurf noch nicht fertig geitellt, da bie 
wegen Ueberlaſſung des erforderlichen Straßenlandes mit 
der Stadtgemeinde geführten Verhandlungen erit kürzlich 
ihren Abſchluß gefunden haben. 

Die Projektbearbeitung für den inneren Ausbau ift 
bisher auf diejenigen Räume bejchränkt geblieben, welche 
ganz oder zum Theil in Stein aus ——* werden. Dem: 
gemäß liegen jpezielle Entwürfe vor für ſämmtliche Treppen= 
häufer, für die Eingangshallen im Süden, Norden und 
Diten und für die beiden Vorjäle im öftlihen Theile des 
Haufes. Für die große Wandelhalle find durch einen all 

emeinen, von der Reichstagsbausfommilfion gebilligten 
Ban die Architekturformen fejtgeftellt, für den Sigungsjaal 
des Reichstags iſt ein Projeft in der Wusarbeitung bes 
griffen. 

Ueber den Betrag der veranſchlagten Koften enthält 
die frühere Denkſchrift auf Seite 6 und 7 nähere Angaben. 
Was die dafelbit unter Nr. 5 —— Werkſteinarbeiten 
zu den Außenfronten einſchließlich der Kuppel anlangt, fo 
fonnten die Kojten hierfür, da ſpezielle Projekte noch nicht 
vorlagen, damals nur überjchläglich beredjnet werden. Nach 
den inzwiſchen aufgeftellten endgültigen Anſchlägen berechnen 
ſich diefe Koften, wie folgt! 


1. Rüdlagen und Edthürme . 2854140 M. 
2. Mittelbauten der Süd- und 

Nordfiont . » » 2... 340 000 = 
3. Kuppelaufbau. . » » 2» 2. ...814000 = 
4, Mittelbau der Oftfront. . . . 550000 = 
5. Mittelbau der Weftfront (eriter 

Theil) — 227000 = 


Zufammen 4585 140 M 


Der Gejammtbetrag des erften Ueberſchlages mit 
4 738 530 Mark ift mithin, obwohl die Koften für die 
Kuppel unter dem früher dafür angelegten Betrage bleiben 
und obwohl für einen großen Theil des Weftmittelbaues 
die Veranſchlagung noch ausfteht, ſchon jetzt nahezu erreicht; 
es it daher mit Sicherheit vorauszujehen, daß die Spegials 
— eine Ueberſchreitung jener Summe ergeben 
wird. 


5. Bauausführung. 


Die Bauausführung iſt hinter dem im na 1884 
aufgeftellten Arbeitsplan erheblich zurüdgeblieben. Während 
nad) diefem Plan der Rohbau mit Schluß des Jahres 1889 
zu Ende geführt fein follte, ift dies noch jet nicht der Fall. 
Erft Ende 1891, aljo zwei —* ſpäter als urſprünglich 
angenommen war, iſt auf den Abſchluß des Rohbaues zu 
rechnen. In gleihem Maße wird fih aucd der innere 
Ausbau verjdieben, jo daß das Gebäude nicht im Jahre 
1892, jondern erjt im Herbſt 1894 wird in Benußung ges 
nommen werden können. Abgeſehen von  verjchiedenen 
Nebenumftänden, weldhe den Gang der Bauarbeiten jtörend 
beeinflußt haben, wie unvorhergejehene Schwierigkeiten der 
Fundirung, wiederholte Arbeiterausſtände, ungemügende 
Leiitungsfähigfeit der Steinbrüche, ift der Grund jener Ver— 
zögerung vornehmlich in folgenden Verhältniſſen zu juchen. 

nächſt hat die Bearbeitung der Projekte einen längeren 

eitraum erfordert, als bei Aufjtellung des erjten Arbeits: 
planes vorausgeiegt war. Nachdem im November 1886 
der allgemeine Entwurf für die Architeltur der äußeren 
Fronten die endgültige Genehmigung gefunden hatte, wurde 





das erjte ſpezielle Projelt für die Werffteinarbeiten, nämlich 
dasjenige für die Rücklagen und Edthürme, im September 
1887 vorgelegt, jo daß die Ausichreibung der Arbeiten erſt 
im Oktober beijelben Jahres erfolgen, an die Ausführung 
aber nicht vor dem Frühjahr 1888 herangegangen werden 
konnte. In Folge deſſen it das Jahr 1887 für die Ar— 
beiten an den Fronten verloren gegangen. Die jpeziellen 
Projekte für die Mittelbauten der Nord» und Südfront 
wurden im September 1888, für die der Dftfront im 
Februar 1889 fertig. Die Werkzeihnungen gelangten noch 
jpäter und auch für die Thürme und Nüdlagen zum Theil 
erft im Laufe des Nahres 1889 in die Hände der Unter: 
nehmer. Vor Allem aber ift es der oben dargelegten Ent- 
widelung der Kuppelfrage zuzufchreiben, dab der anfäng- 
li) fejtgejegte Termin nicht eingehalten werden fonnte; 
denn die endgültige Entſcheidung in dieſer Frage it erit 
im Januar 1890, alſo zu einer Zeit gefallen, als der 
Rohbau vollendet fein jollte. Bis dahin mußten die Ars 
beiten an einem großen Theile des Gebäudes zurüdgejtellt 
werben, Wenn innerhalb zweier Jahre das Verſäumte 
nachgeholt werden joll, jo wird es ım Din auf den 
Umfang und die Schwierigkeit der Aufgabe der Anipannung 
aller Kräfte bedürfen. 

Von der geichilderten Lage der Bauarbeiten iſt der 
Reihstansbau-Kommiffion Mittheilung gemacht worden. 
Diejelbe hat auf Grund eingehender Prüfung der Sad): 
lage die Ueberzeugung gewonnen, daß eine Ueberjchreitung 
der urjprünglid angenommenen Bauzeit nicht zu umgehen 
fei. Als äuferfter Zeitpunkt für die Fertigſtellung des 
Baues ijt mit ihrer Zuftimmung nunmehr der 1. Dftober 
1894 fejtgejegt, in der bejtimmten Erwartung, daß bie 
Bauverwaltung mit allen Kräften bejtrebt ſein werde, 
biejen Termin einzuhalten. 

Im Einzelnen hat fih der Gang der Bauarbeiten 
während der Jahre 1887—1890, wie gt, geitaltet. Der 
bezeichnete eg ift vornehmlich der Weiterführung des 
Nohbaues, jowie der Steinmeharbeiten an den Fronten und 
im Imnern gewidmet gemwejen. Soweit der ug aus 
——— beſteht, iſt er im Weſentlichen fertig ge 
tellt. Dies gilt auch von den Subjtruftionen der Kuppel, 
für weldye das Projeft, wie erwähnt, erjt im Januar 1890 
endgültig genehmigt worden it. Es handelt ſich dabei um 
Arbeiten von aufergewöhnlihem Umfange, da die der 
Kuppel als Träger dienenden Mauern von den Funda— 
menten aus bis zu einer Höhe von etwa 40 m veritärft 
werben mußten. Gleichwohl ift es gelungen, die Arbeiten 
jo zu fördern, daß zu Beginn des Monats Dezember d. J. 
die Aufbringung des Eifengerüftes der Kuppel hat in Ans 
griff genommen werden Zönnen. Die Herſtellung bes 
legteren foll vertragsmäßig bis zum 1. April 1891 beendet 
fein, während die Anbringung der in Kupfer auszuführenden 
Theile die Zeit bis zum 1. Oftober 1891 in Anſpruch 
nehmen wird. 

Von den Dächern find diejenigen über den Rüdlagen 
in der Eijenfonftruftion und in der Verſchalung fertig ges 
ftellt, über der jüdlichen Eingangshalle it das Dach in 
der Ausführung begriffen. Die Aufbringung der Kupfer 
haut hat noch unterbleiben müfjen, weil gegenwärtig Die 
Verjeßgerüfte an zahlreichen Stellen die Dachfläche durch— 
ichneiden. An den übrigen Theilen des Gebäudes hat die 
Ueberdachung aus Lonftruftiven Gründen noch nicht her— 
geſtellt werden können. 

Im Innern ſind die Decken und Gewölbe zu einem 
großen Theil ausgeführt. Abgeſehen von der großen da 
in deren jeitlichen Theilen die Einwölbung der D in 
nächfter Zeit in Angriff genommen werden joll, hat die 
Herftellung der Deden in allen noch nicht überdachten 
Theilen des Gebäudes ausgeſetzt bleiben müſſen, aljo vor— 











nehmlich in den unterhalb der Kuppel belegenen Räumen 
und in den Mittelbauten der vier Fronten. In den Eck— 
thürmen fehlt nur noch dem Obergeſchoß die Dede. 

Die Steinmeßarbeiten an den Fronten waren jchon 
im Jahre 1886 bis zum Gurtgefims fertig. Inzwiſchen 
find die Hoffronten zum Abſchluß gebracht. Für die Außen— 
fronten vom Gurtgefims aufwärts wurden die Steinmeß- 
arbeiten im Herbit des Jahres 1887 vergeben. Gegen— 
wärtig find die Werkfteinarbeiten an den Rüdlagen fertig; 
an den Mittelbauten der Süd- und Dftfront gehen fie 
der Vollendung entgegen. Am Mittelbau der Nordfront 
jind die Arbeiten etwas im Nüdjtand; indejfen ift auch hier 
das Steinmaterial vollitändig beſchafft und das Verſetzen 
wird innerhalb der nächſten Monate vor fid) gehen können. 
Die vier Eckthürme find bis zur Höhe der Hauptattila aus— 
geführt. Die erhöhten Aufbauten find an den beiden 
öftlihen Thürmen im Arbeit und follen vertragsmäßig 
am jübdöftlihen Thurme bis zum Schluß des laufenden 
Jahres, am nordöſtlichen Thurme bis zum 1. April 1891 
fertig geftellt werden. An der Weſtfront jind die Thurm— 
aufbauten noch nicht begommen, der Termin für den Ab— 
ihluß der Arbeiten ift durch Vertrag auf Ende Dftober 
1891 feitgejeßt. Am Unterbau der Kuppel find die Werk: 
jteinarbeiten bis zur Höhe des Kuppelauflegers gleichzeitig 
mit dem Ziegelmauerwerk ausgeführt, der Reſt ift vertrags- 
mäßig bis zum 1. Juni 1891 herzuftellen. Am Mittelbau 
der Weſtfront find die Arbeiten zurüdgeblieben, da das 
Projelt noch nicht im allen Theilen feſtſteht; es iſt jedoch 
anzunehmen, dab auch an dieſem Theil des Baues die 
Werkiteinarbeiten im Laufe des 3 — 1891 ihren Ab— 
ſchluß finden werden. Im Ganzen ſind ſeit dem 1. April 
1888 an den Fronten, einſchließlich der Höfe, folgende 
Maſſen verſetzt worden: 1888/89: 2967 cbm, 1889/90: 
5356 cbm und im laufenden Jahre bis zum 6. Dezember 
4844 cbm, zuſammen 13 167 cbm. Etwa 7500 ehm bleiben 
noch zu —— 

Der innere Ausbau iſt, wie bereits erwähnt, bisher 
nur inſoweit in Angriff genommen, als es ſich um Werk— 
fteinarbeiten handelt. Die im Erdgeſchoß belegene Warte— 
a für das Rublitum und einige Treppenanlagen find 
ertiggejtellt. Die beiden Haupttreppen für die Abgeordneten 
nördlih und ſüdlich von der großen Halle, jowie die von 
dem jüdlichen Eingang aus zu den Näumen des Bundes: 
raths führende Treppe find einschließlich der in Stein her— 
uftellenden Wandbekleidung der Treppenhäufer in der 
Ausführung begriffen; die Arbeiten find bis in die Höhe 
des Zwiſchengeſchoſſes vorgeidhritten. Die Eingangshallen 
im Norden, Often und Süden find gleichfalls in Ärbeit. 
Beim inneren Ausbau jind im Jahre 1888/89: 245 cbm, 
1889/90: 671 chm, 1890 bis zum 1. Dezember 1138 cbm, 
zufanmen 2054 ebm Werkſteine verjeßt. 

Entiprehend den Fortſchritten der Steinmeßarbeiten ift 
mit Vergebung der Bildhanerarbeiten, foweit fie mit der 
Architektur in Verbindung stehen, der Anfang gemad)t 
worden. Abgeſehen von den ausſchließlich dekorativen 
Urbeiten, bei welchen ein unausgejepter Verkehr zwijchen 
dem leitenden Architetten und dem ausführenden Künſtler 
nicht zu entbehren ift, wurde darauf Bedacht genommen, 
die Auswahl der Künftler nicht auf die Berliner Künſtler— 
ichaft zu bejchränfen. Demgemäß find größere Aufträge 
nad) München, Dresden, Karlsruhe, Breslau und Frank 
furt a. M. ergangen. Die Bildhauerarbeiten am Giebelfeld 
der Wejtfront find nad) dem Wunſche der Reichstagsbau— 
Kommiſſion dem Bildhauer Profeſſor Schaper in Berlin 
übertragen worden. 

Von der Wafferleitung find die Entwähjerungsanlagen 
ber Höfe, einſchließlich des Anichluffes an die Kanalifation 
hergeftellt, die Leitungseinridhtungen im Kellergeſchoß find 
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vergeben und in der Ausführung begriffen. Bon den 
Heizanlagen hat jeither nur ein Theil der Heizkanäle im 
Keller ausgeführt werden können. Das Kejlel- und Ma- 
ſchinenhaus, einſchließlich des Schomfteins ift im Rohbau 
vollendet. 

Was die Weiterführung des Banes anlangt, jo werden 
im Jahre 1891 die Werfftemarbeiten zu Ende geführt und 
das Kuppeldach über dem Situngsfaal, einſchließlich des 
Kupferornamentes hergeftellt werden. Auch die Bildhauer- 
arbeiten an den Fronten werben im Jahre 1891 weiter 
gie und im Fahre 1892 zum Abſchluß gebracht mit 
Ausschluß der umfangreichen Arbeiten am weſtlichen Giebel: 
feld, weldhe fi) bis in das Jahr 1893 erjtreden werben. 
Das Mbrüften der Fronten iſt thunlichſt gleichzeitig 
u bewirken, um ein gleihmäßiges lleberarbeiten un 
Reinigen der Steinverfleidung zu ermöglichen. Die inneren, 
die Dachflächen durchſchneidenden Theile der Gerüfte können 
in den Rücklagen jchon im Jahre 1891, am den beiden 
öftlichen Eckthuͤrmen nicht vor dem 1. Mai 1892, an ben 
beiden weftlihen dagegen erſt im Spätiomner 1892 be= 
jeitigt werden. Im unmittelbaren Anſchluß hieran erfolgt 
die Kupfereindedung der Dachflächen im Jahre 1892. Die 
äußeren Verſetzgerüſte des tuppelaufbaues über dem Sigungs- 
jaal jollen Ende des Jahres 1891 befeitigt fein, die inneren 
Gerüſte daſelbſt nach Aufbringung der eifernen Dedenträger 
über dem Sigungsjaal im Frühjahr 1892. Die Gerüfte 
am wefllichen Mittelbau werden für die Werkfteinarbeiten 
und Aufbringung der Figurenblöcke bis Ende bes Jahres 
1891 gebraudt. Für die Ausführung der Bildhauer- 
arbeiten am @iebelfelde bleiben die äußeren Gerüfte zwed- 
mäßig bis zum Sommer 1893 jtehen, während die inneren 
Theile, weldye den Ausbau der Halle behindern, im Früh— 
jahr 1892 abzubrecdhen jind. 

Die Buparbeiten find im Sommer 1891 in Angriff 
zu nehmen, zunächſt im Obergeſchoß und in den Seiten- 
teilen der großen Halle, und im Jahre 1892 zu beendigen, 
gleichzeitig werben die Wafferleitungsarbeiten und elektriſchen 
Leitungen — Das Einſetzen der Fenſter beginnt 
im Jahre 1892, ebenſo das Verlegen der Fußböden. Bis 
zum Schluß des Jahres 1893 find die Fußböden in allen 
Räumen fertig zu ftellen. Die Heizung ift im Winter 
1892/93 in Betrieb zu fegen. Der Net des inneren Aus— 
baues bleibt den Jahren 1893 umd 1894 vorbehalten. 

Im Zufammenhang mit der Errichtung des Keſſel- und 
Maſchinenhauſes mußte über die Art der Beleuchtung des 
Gebäudes eine Entiheidung getroffen werden. Anfchlagsmäßig 
war eleftrifche Beleuchtung vorgejehen, dabei aber die Frage, 
in welder Weife der elektrifhe Strom beſchafft werden fol, 
zunächſt offen geblieben. Eine nähere Prüfung der ein= 
ſchlagenden Verhältnifje ergab, daß die Entnahme bes 
eleltrifhen Stromes von den Berliner Eleltrizitätswerfen 
die geringjten Koften verurjadhen und zugleich die größere 
Sicherheit für Regelmäßigleit und Gleihmäßigkeit des Bes 
triebes — daß die Verwaltung des Beleuchtungs— 
weiens bei biefer Art der Strombeihaffung fih am ein— 
fachſten geftalten und daß, falls ſich Mißſtände ergeben 
jollten, der fpätere Uebergang zu anderen Einrichtungen 
ohne Schwierigkeit zu bemerkitelligen fein würde. Die 
Reichsſstagsbau⸗Kommiſſion erflärte 19 beshalb damit ein⸗ 
verjtanden, daß mit der genannten te ein Vertra 
abgejchloffen werde. Dies ift geicheden: er Vertrag gilt 
für die Dauer von fünf Jahren vom Beginn ber Beleuchtung 
an gerechnet, und der Reidisverwaltung ift das Recht vor— 
behalten, jederzeit nad) Belieben neben oder an Stelle der 
elettrifchen Beleuchtung eine Beleuchtung anderer Art ans 
zuwenden. j 

Die mächtigen Holzrüftungen, welche gegemvärtig das 
Gebäude umgeben und einen großen Theil des Innern 
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ausfüllen, bringen eime erhebliche FFeuersgefahr mit ſich. 
Die Rüftungen jelbit find nicht Eigenthum des Reichs, 
jondern gehören — von den Verjeprüftungen im JInnern 
abgefehen — den Unternehmern. Das Gebäude ijt zwar 
durchweg aus unverbrennbaren Stoffen hergejtellt,; allein 
ein Brand der Nüftungen könnte in Folge der dabei ſich 
entwidelnden Hige und durd das Herabſtürzen der Schiebe= 
bühnen und Winden dem Haufe ſchweren Schaden zufügen. 
Es eridien daher geboten, durd geeignete Borlehrungen 
die Feuersgefahr nach Möglichkeit einzuſchränken. Zu dielem 
a. find die Rüftungen an den a Stellen mit 
Blitzableitern verfehen, ferner ift auf dem Bauplak ein 
bejonderer, mit dem Telegraphenneg der Feuerwehr ver: 
bundener Feuermelder aufgeftellt und auferdem mit dem 
Kommando der Feuerwehr vereinbart, daß im Falle einer 
Feuermeldung Löſchzüge von gleicher Stärke entjendet 
werden, wie e3 für Brände in den Königlichen Schlöſſern 
und in ben Theatern angeordnet ift. Für die Zeit der 
Aufbringung des eijernen Kuppelgerüftes, welche die Unter: 
haltung von Kohlenfeuern zu den Nietarbeiten erforderlich 
macht, ift ein zweiter Seuermelder auf der Höhe des Ge: 
rüftes angebracht; auch iſt für Diefe Zeit ftändig ein 
Doppelpoften der Feuerwehr während der täglichen Arbeits— 
zeit und eine Stunde nah Schluß derfelben auf dem 
Baue anwefend. Endlich it von der Anfahrtsſtelle in 
der Sommerjtraße nach der oberen Plattform des Kuppel- 
gerüftes eine Schlaudjleitung gelegt, welde im Nothfalle 
ohne Weiteres an die Dampfiprigen angeichloffen werden 
lann. 


Neben dieſen Sicherheitsmaßregeln iſt in Anbetracht der 
Größe der auf dem Spiele ftchenden Summen darauf 
Bedacht genommen worden, das Reich gegen die Folgen 
eines etwaigen Brandſchadens durch Verfiherung zu deren. 
Die Verfiherung ift zunächſt auf ein Jahr geſchloſſen und 
wird nur jolange aufrecht erhalten werden, als die durch 
die Verjeggerüfte bedingte Feuersgefahr befteht. Die Ver: 
licherungsfummte iſt entiprechend den aufgewendeten Bau— 
fojten auf 8500000 „A. bemeilen; der Prämienſatz be— 
trägt Noo der verficherten Summe. An der Verficherung 
haben ſich zwölf der größten deutſchen Feuerverſicherungs— 
nejellichaften betheiligt. 


6. Baufonds. 


Dem Neichstagsbaufonds, welder fih anfänglich auf 
29 617 000 „A. bezifferte, waren bis zum Schluk des 
Rehnungsjahres 1888/87 im Ganzen für die Zwecke des 
Bauß. - - = 2 2 2 2 0200010160049 M 
entnommen. Seither find weiterhin ver- 


ansgabt worden im Jahre 1887/88. 957 573 = 
⸗ = 1888/89. 1092186 = 
⸗ = 1889/90. 1973169 = 


und im laufenden Jahre bis zum 


1, Oftober 1493 321 = 


mithin zuſammen 15 676 296 M 
Bon diefen Ausgaben entfallen auf 

den Grunderwerb . . WIRD: 

auf die Bauausführung . 

auf die Bauleitung 

und auf verjchiedene Zwecke 

Rückeinnahmen 321 143 


1222437 M 
7313053 = 
819663 = 


Gegenwärtig beträgt der Baufonds nad) dem Nennz | 
werth der vorhandenen Werthpapiere rund 14 200 000 M. | 


nad) Abzug der aufgekommenen 











Die hieraus für den Bau noch zu leiſtenden Ausgaben be— 
rechnen ſich, wie folgt. 

Nach den bis jetzt vorliegenden, geprüften Koſtenan— 
ichlägen wird der Bau . 2 2 202.. 17648871 HM 
beanjpruchen. Hierauf find Dis zum 


1. Oltober d. . . 2 2 2 2.2 ....73130653 ⸗ 
verausgabt, jo dab jich ein Bedarf von 
noh . 10 335 818 .# 
ergiebt. 

Dazu treten: 


für Bauleitung . 

für Straßenanlagen BEE Can dass 
und für bisher nicht veranichlagte Bautheile 
(Reſt des Weftmittelbaues, Rampen, Iſo— 
lirungslanal, Bürgerſteig 20.) nach unge— 
fährer Schätzung ED an a 


700 000 AM. 
200 000 = 


964 182 = 
12 200 000 M. 


Von dem Baufonds find mithin noch rumd 2 000 000 AM. 
verfügbar, welche als Sicherheitsfonds zur Bejtreitung 
aller unvorhergejehenen Ausgaben und zur Dedung etwaiger 
Anjchlagsüberfchreitungen zurüdgeftellt bleiben. Ferner find 
aus diefem Nejtbetrage, joweit er die Mittel dazu bietet, 
die Koſten für die Beleuchtungseinrihtungen und für die 
fünftleriihe Musichmüdung des Gebäudes zu deden. In— 
iwieweit daneben für Beihaffung der Mobiliarausftattung 
noch Mittel verbleiben werden, iſt zur Zeit nicht zu über 
jehen. Einen Zuwachs wird der Fonds durd den Erlös 
der Neftgrumdftüucde in der Sommerjtraße erhalten. Wenn: 
gleich Hiernady der Fonds zur Zeit fih als auskömmlich 
darftellt, jo joll dod, um eine Weberjchreitung zu vers 
meiden, bei den weiteren Ausführungen mit größter Spar: 
famfeit verfahren werden; insbeſondere aber muß die innere 
Ausftattung zum Theil einen fchlichteren Charakter erhalten, 
als nad) den anfänglichen Plänen des leitenden Architekten 
dafür in MNusficht genommen war. 


Nr. 179, 


Berlin, den 18. Dezember 1890. 
Dem Reichstag beehre ich mich mitzutheilen, daß 
Seine Majejtät der Kaiſer Allergnädigft geruht haben, 
den Geheimen Dber-Negierungsrath Dr. Schulz 


zum Präfidenten des Reichseiſenbahnamtes zu 
eritennen, 


Der Stellvertreter des Neichsfanzlers. 
v. Boetticher. 
An den Reichstag. 


R. 3191. 


Reichstag. Aktenftüde Nr. 180, 181. 





Nr, 180, 


Berlin, den 18. Dezember 1890. 


Auf Grund des 8. 3 des Gejehes, betreffend die Vers 
waltung der nad. Maßgabe des Geſetzes vom 9. No: 
vember 1867 aufzunehmenden Bundesanleihe, vom 19, Juni 
1868 ——— latt Seite 339), deſſen Beſtimmungen 
auch für die Verwaltung der durch ſpätere Geſetze be 
willigten Reichsanleihen maßgebend jind, beehrt ſich der 
Unterzeichnete dem Reichstag das anliegende Protokoll 
d. d. Berlin, den 17. November 1890 über die Ver: 
pflihtung eines neuernannten Mitgliedes der 
Königlid Preußiſchen Hauptverwaltung der 
Staatsjhulden mit dem Erjuchen um demnächſtige Rück— 
gabe ergebenjt vorzulegen. 


Der Neichsfanzler. 
In Vertretung: 
Freiherr von Malyahn. 


An den Reichstag. 
RE. I. 5620. 


Berhahdelt Berlin, den 17. November 1890. 


Der unterzeichnete Geheime Ober-Regierungsrath und 
vortragende Nat im Neihsihagamt Plath Hatte ſich 
heut-in Begleitung des mitunterzeichneten Protofollführers 
in das Sigungszimmer der Königlid Preußiſchen Haupt: 
verwaltung der Staatsichulden begeben, um im Auftrage 
des Herrn Neichsfanzlers von dem neuernannten Mitgliede 
derjelben, 

dem Königlichen Geheimen Finanzrath Herrn 
Belian, 
welcher in dieſer Eigenichaft nad) Mittheilung des Herrn 
PBräfidenten der Hauptverwaltung der Staatsichulden in der 
öffentlichen Sipung des erjten Senats des Königlich) 
Preußiſchen DOberverwaltungsgerihts am 5. d. M. vor: 
ichriftsmäßig vereidet worden üt, die in Gemähheit des 
g des Geſetzes vom 19. Juni 1868 (Bundes-Gejehblatt 
eite 339) abzugebende Erklärung entgegenzunehmen. 
B Er fand den genannten Herrn anweſend, welder er— 
ärte! 

Ih erkenne den- von mir nad) Maßgabe des $. 9 des 
Preußiſchen Geſetzes vom 24. Februar 1850 (Gejep-Samm- 
lung Seite 57) und des $. 1 des Preußifchen Geſetzes vom 
29. Januar 1879 (Geſetz-Sammlung Seite 10) geleijteten 
Eid aud für die kraft bundes= beziehungsweiſe reichs— 
gejepliher Beitimmungen der Preußiſchen Hauptverwaltung 
der Staatsihulden obliegende Verwaltung von Reichs— 
ichulden als maßgebend an. 


v. g. u. 
Belian. 
v. w. o. 
Plath. Steinke, 


Geh. exp. Sekretär. 
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Berlin, den 24. Dezember 1890. 


Im Namen Seiner Majeftät des Kaifers beehrt fich 
der Unterzeichnete den beiliegenden 


Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Ab— 
änderung des Geſetzes über die Befteuerung 
des Pranntweins, vom 24. Juni 1887, 


nebſt Begründung, wie folder vom Bundesrathe beichloffen 
worden, dem Neichstage zur verfaflungsmäßigen Beſchluß— 
nahme vorzulegen. 


Der Reichskanzler. 
v, Gaprivi. 


An den Reichstag. 
R.S.A. 11.3492. 


Entwurf eines Gefehes, 


betreffend 


die Abänderung des Geſetzes über die Beſteuerung 
des Branntweins, vom 24. Juni 1887. 





Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, 
König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nad) erfolgter rei, 
bes Bunbdesraths und des Reichstags, was folgt: 


Artikel I. 


Bei der erftmaligen Neubemeſſung der Jahresmenge 
Branntwein, welche die einzelnen Brennereien zum niedri— 
geren Satze der Verbraudysabgabe herftellen dürfen ($. 2 
Abſatz 3 des Geſetzes, betreffend die Befteuerung des 
Branntweins, vom 24. Juni 1887, Reichs-Geſetzbl. S. 253), 
werben für diejenigen bisher betheiligten Tandwirthichaft- 
lichen Brennereien, welche in den abgelaufenen legten drei 
Jahren nur während der Zeit vom 1. Oftober bis 15. Juni 
betrieben worden find und an einem Tage ducchichnittlich 
nicht mehr als 1050 Liter Bottichraum bemaiſcht Haben 
($. 41 Ziffer I Abſatz 2a des Gejepes), jtatt der in den 
legten drei Jahren durchſchnittlich zum niedrigeren Abgabe 
jage hergeitellten Jahresmengen um ein Fünftel der Iegteren 
erhöhte Mengen in Rechnung geitellt. 


Artikel I. 


1. An die Stelle des zweiten Abſatzes des 8. 41 
Biffer II des Gefeges tritt mit der Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1890 ab folgende Beſtimmung: 

In Tandwirthihaftlihen Brennereien, welche 
nur während eines Zeitraumes von höchftens 
81a Monaten inmerhalb der Zeit vom 1. Sep: 
tember bis 15. Juni betrieben werden, wird die 
Maifchbottichjtener, 

a) wenn an einem Tage durchichnittlich nicht mehr 
als 1050 Liter Vottichraum bemaijcht werden, 
nur zu ſechs — 

b) wenn an einem Tage durchſchnittlich nicht mehr 
als 1500 Liter Bottichraum bemaiſcht werben, 
nur zu acht Behnteln, 
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c) wenn an einem Tage durchfchmittlich nicht mehr 
als 3000 Liter Bottihraum bemaischt werben, 
nur zu nem Behnteln 

des im Mbjag 1 feitgefegten Steuerbetrages er- 

hoben. 

2. Vom 1. April 1891 ab erhält der $. 41 des Ge- 
jeges unter Ziffer IIT folgende Faflung: 
An Branntweinmaterialiteuer ift zu entrichten: 

) vom Hektoliter Treber von Kernobſt O0, A, 

b) vom SHeftoliter Kernobft und einge 

ftampfte Weintreber . . . 2... 
ce) vom Hektoliter Beerenfrüchte aller Art 

d) vom Hektoliter Brauereiabjälle, Hefen⸗ 
brübe, gepreßte Weinhefe und Wurzeln 
TE a 

e) vom ee Trauben oder Obſt⸗ 
wein, flüffige Weinhefe und Steinobjt Os = 

3. Vom 1. April 1891 ab tritt dem 8. 42 des Ge— 
8 unter Ziffer I am Schluſſe nachſtehende Beſtimmung 
inzu: 


—E 


u 


0,50 ” 


In Brennereien, welde auf Antrag von der 
Branntweinmaterialiteuer frei zu laffen find und 
nicht mehr als 1 Heftoliter reinen Alkohols in 
einem Dahre erzeugen, wird nur eim Zuſchlag von 
0,15 «HM. für das Liter reinen Altohols erhoben. 

4. Der erſte Abſatz des $. 42 Ziffer II des Gejepes 
wird mit der Wirkung vom 1. September 1890 ab durch 
folgende Beſtimmung erjeßt: 

Landwirthichaftlihe Brennereien, welde an 
einem Tage mehr als 1500 Liter Bottichraum 
bemaiſchen, unterliegen, fofern fie während ber 
Zeit vom 16. Jum bis 31. Auguſt betrieben 
werden, für diefe Zeit jtatt der Ma lhbottichiteuer 
dem nadı Ziffer I Abſatz 1 von den gewerblichen 
Brenmereien zu zahlenden Zuſchlage zur Verbrauchs— 
abgabe, Die gleiche Beitenerung tritt, ſofern fie 
innerhalb der Zeit vom 1. September bis 15. Juni 
länger als während eines Zeitraumes von höchſtens 
81/, Monaten betrieben werden, für ben dieſen 
Zeitraum überichreitenden Betrieb ein. 


Artikel III. 
An die Stelle des $. 44 des Geſetzes tritt nachſtehende 
Beltimmung: 
Bon dem aus dem Zollauslande eingehenden 
Branntwein werden an Zoll vom 1. April 1891 
ab 150 M für 100 Kilogramm erhoben. 


Urkundlich ac. 
Gegeben ꝛc. 


Begründung. 


Zu Artikel I. 

In vielfachen an den Bundesrath und den Neidystag 
gerichteten Petitionen iſt Klage darüber geführt worden, 
daß die Meineren landwirthichaftlihen Brennereien bei der 
nad) den Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Be— 
ſteuerung des Branntweins, vom 24. Juni 1887 (Reiches 
Geſetzbl. S. 253) erfolgenden Bemeffung der zum niedigeren 
Verbraudsabgabenjage Heritellbaren Jahresmenge Brannt 
wein nicht beftehen könnten. Es ijt behauptet, daß das 
Kontingent bei dieſen Brennereien eine jo geringe Höhe 





erreiche, dab es ſchon in zwei bis drei Monaten abge 
brannt fei, und daß hiernach und bei dem niedrigen Preiſe des 
dem höheren Abgabenfage unterliegenden Branntweins der 
Brenmereibetrieb jih ohne erheblihen Schaden in der wirth: 
ihaftlih gebotenen Dauer nicht fortführen laſſe. Im 
Reichstag haben die Wünſche auf Abänderung der bezüg- 
lichen Geepesvorfchriften im Sinne einer günftigeren 
Stellung der Klembetriebe mehrfache Befürwortung er: 
fahren. Dem gegenüber haben zwar die angeitellten Er: 
mittelungen ergeben, daß für die Eleineren Gewerbsanftalten 
das Zerhältuih zwifchen dem Umfange des Betriebes vor 
dem Inkrafttreten des Gefehes vom 24. Juni 1987 und der 
bewilligten Kontingentsmenge in dem überwiegenden Theile 
des Reichsgebiets nicht ungünftiger liegt als für die größeren 
Betriebe, und daß namentlich auch diejenigen Brennereien, 
welche vordem ſchon den ermäßigten Maiſchſteuerſatz ent⸗ 
richteten, durch die Vertheilung des Kontingents nach dem 
Maßſtabe der Steuerbeträge um deswillen gegenüber den 
größeren nicht als benachteiligt anzufehen find, weil fait 
überall der gezahlten geringeren Steuer auch eine ent- 
iprechende Minderausbeute an Alkohol gegenüberjteht. 

Gleihwohl muß anerkannt werden, daß die Heinen, 
meiftens unvollfommen eingerichteten Tandwirtbichaftlichen 
Brennereien der dem niedrigften Maiſchbottichſteuerſatze 
unterliegenden Kategorie ($. 41 Ziffer II Abſatz 2a des 
Geſetzes) fih inſofern im Vergleiche mit den größeren in 
einer erfchwerten Lage befinden, als fie wegen der ver: 
hältnigmähig größeren Herjtellungskoften und der geringeren 
Qualität ihres Fabrikats im bejchräntteren Maße in ber 
Lage jind, über ihre Kontingent hinaus, d. h. zum höheren 
Sate der Verbrauchsabgabe, Branntwein zu bereiten, Mit 
Rückſicht Hierauf ericheint es zuläffig und angezeigt, den 
Gewerbsanftalten der in Rede ftehenden Art bei der Neu— 
bemeflung ihres Kontingents eine Begünftigung zu Theil 
werden zu laſſen. Die vorgejchlagene Erhöhung um ein 
Fünftel, bei welcher die fraglichen Brennereien jo behandelt 
werden, als ob fie vor der Einführung des neuen Geſetzes 
die Maifchbottichjtener nach dem vollen Satze und nicht nur 
mit fünf Scchstel deſſelben entrichtet hätten, dürfte hierbei 
die Grenze bilden, welde ohne Benadhtheiligung der übrigen 
Brennereien nicht wohl überjchritten werden Fann. 

Die Zahl der in Betracht kommenden Brennereien 
innerhalb der früheren Branntweinſteuergemeinſchaft, aus: 
ichlieglih der Hohenzollernfchen Lande, hat etwa 1500 
und deren Gejammtprodultion an Branntwein im Durd)- 
ichnitt der beiden erften Betriebsjahre nach dem 1. Oftober 
1857 etwa 83 000 hi reinen Altohols betragen. Die diejen 
Brennereien durch die Gejepesänderung mehr zufallende 
Kontingentsmenge wird über 10 000 bis 12000 hl reinen 
Altohols vorausſichtlich nicht hinausgehen. 


Zu Artifel I. 


Zu Biffer 1 umd 4. 

Nah dem N 41 a I Abſatz 2 des Geſetzes greift 
die für landwirthichaftlihe Brennereien geringeren Umfanges 
vorgejehene Ermäßigung der Maifchbottichjtener nur dann 
Platz, wenn der Betrieb auf die Zeit vom 1. Oktober bis 
15. Juni beichränft wird. Ferner unterliegen nadı dem 
5 42 ze II Abjaß 1 ebendajelbit ſämmtliche landwirth— 
chaftliche Bremmereien, weldhe an einem Tage mehr als 
1500 Liter Bottichraum bemaischen, jofern fie während der 
Zeit vom 16. Juni bis 30. September betrieben werden, 
für diefe Zeit anjtatt der Maiichbottichjteuer dem von ben 
gewerblichen Brennereien zu zahlenden Zujchlage zur Ver- 
brauchsabgabe. Dieſe Beſtimmungen haben infofern zu 
Beihwerden Veranlaffung gegeben, als fie der Thatſache 
nicht Rechnung tragen, daß die Vrennereibefiger, namentlich 
in den öftlidhen Gebieten des Reichs, oft durch Witterungs- 
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und Futterverhältniſſe in die Nothwendigkeit verfeßt werben, 
den Betrieb ſchon im September zu eröffnen. Es ericheint 
deshalb geboten, eine Menderung des Gefepes eintreten zu 
laffen, welche unter Feithaltung der Beſchränkung der Ber 
triebsdauer für die landwirthſchaftlichen Brennereien auf 
die Zeit von 8", Monaten, jowie des auf den 15. Juni 
fejtgeiegten Schluſſes der landwirthichaftlihen Kampagne 
die Brennereibeſitzer in den Stand ſetzt, ohne der Steuer: 
erleichterung verluftig zu gehen, ſchon vom 1. September 
ab mit dem Betriebe zu beginnen. 


Zu Ziffer 2. 

Die Säge der Materialfteuer ($. 41 Ul bes Ge 
feges) jcheinen einer theilmeifen Abänderung bebürftig. Leb: 
hafte Klagen jind insbejondere in Bezug auf die Süße für 

ernobft und Treber von Kernobſt erhoben worden. 
Nah dem im $. 4r des Geſetzes vom 8. Juli 1868 aus— 
eſprochenen Grundſatz fol fih die Branntweinmaterial: 
feuer nad) dem Verhältniß der Ausbeute und nad) dem 

ormalfteuerfage (13,10 „A für 100 Liter Branntwein zu 
50 —** Alloholſtärke) bemeſſen. Bei Zugrundelegung 
dieſes Normalſieuerſatzes und der in ben Ausführungs— 
beftimmungen des Bundesraths zum Geſetze vom 24. Jumi 
1887 unter Nr. 8 IV» angenommenen Ausbeuteverhältniffe 
würde fi die Materialfteuer 

für Weintreber auf 52,4 ober rund 50 Pf. 

⸗Kernobſt auf . . . Bla > s bb = 

s Treber von Kernobft uf 395 = = 35 = 
berechnen. Nachdem das Geſetz von 1887 die Material- 
jteuer für Weintreber von 52, beziehungsmeile 50 auf 
35 Pf. ermäßigt hat, muß es billig erſcheinen, daß im 
gleihen Verhältniß aud die Steuer für das weit gering» 
werthigere und altoholärmere Material ber Kernobittreber 
eig werde. ;Für Kernobfttreber ergäbe ſich hiernad) 
er Steuerfag von 25 Pf. Auch beim Kernobft erjcheint, 
zumal zum großen Theile Fallobſt gebrannt wird, bie Er— 
mäßigung des Steuerjages auf den nad dem Verhältniß 
des Sapes für Weintreber fich ergebenden Betrag von 38,,; 
oder rund 35 Pf. angemefjen. 


Zu Biffer 3. 

Wenn Brenner, weldje nichtmehlige Stoffe verarbeiten, 
ftatt der Materialjteuer ben Suidlag entrichten, jo hat 
leßterer zufolge des $. 42 | Abfak des Geſetzes vom 
24, Juni 1887 0,90 „AM für das Liter reinen Alkohols zu 
betragen. Bei den Brennereien mehliger Stoffe hat das 
Geſeh der Verjchiedenheit der Ausbeuteverhältniffe größerer 
und fleinerer Betriebe in mweitgehendem Make Rechnung 
getragen, insbefondere den Getreidebrennereien minderen 
Umfangs erheblihe Zujchlagsermäßigungen zugeftanden. 
Es erſcheint angezeigt, eine Abftufung des Zuſchlags aud) 
bei den Brennereien nichtmehliger Stoffe —— inſoweit 
Platz greifen zu laſſen, daß den kleinſten Betrieben eine 
Ermäßigung zu Theil wird, Die bundesräthlichen Normal— 
ausbeutejähe werben nach bisheriger Erfahrung in biefen 
Betrieben vielfach nicht erreicht. Bei der Geringfügigkeit 
berjelben wird die finanzielle Wirkung der Maßregel ohne 
Bedeutung fein. 


Zu Artikel II. 

Der $. 44 des Geſetzes fchreibt vor, daß von bem 
aus dem Zollauslande im Fäſſern eingehenden Arrat, 
Cognac und Rum an Zoll. 125 M, von allem übrigen 
Branntwein 180 „K für 100 kg zu erheben find. Cs 
lann fein Zweifel darüber rar daß im Sinne Diejer 
Beftimmung nur echter Arrak, Cognac und Rum, d. h. im 
Wege ber Deftillation von Neis, beziehungsweife Wein und 
Rohrzuderjaft hergeitellte Spirituofen auf den niedrigeren 
Zollſatz Anſpruch haben, wogegen verfäljchte oder durch 

Aktenftüde zu,den Verhandlungen bed Meichätaged 1890. 


künftlihe Zuſammenſetzung von Spiritus und Eſſenzen, 
Extrakten ober Delen hergeftellte altoholhaltige Produkte, 
aud; wenn jie das Anfehen und den Geihmad natürlichen 
Arraks, Cognac und Rums erhalten haben, als nicht 
dieſen Waarengattungen a si Branntwein zubehandeln 
find. In der Praris der Zollbehörden F ſich indeß die 
Unterſcheidung echter und nachgemachter Waare als unaus— 
führbar erwiejen. Nach der beiliegenden Denlſchrift des 
Kaiferlihen Gejundheitsamts, weldes im Zufammenhange 
mit der Bearbeitung der Frage des Branntwein-Reinigungds 
zwanges über den Gegenftand umfaflende ee mr 
angeftellt * giebt es nach dem gegenwärtigen Stande 
ber Wiſſenſchaft fein Mittel, welches ſelbſt dem Chemilker 
in ſicherer Weiſe eine Unterſcheidung des echten Arraks, 
Cognacs und Rums vom unechten ermöglicht. Um die 
beſtehende unerwünſchte Unſicherheit in der Zollbehandlung zu 
beſeiligen, erübrigt unter dieſen Umſtänden nur, die bis— 
herige Begünſtigung von Arrak, Cognac und Rum in 
Fäſſern fallen zu laſſen, alle Spirituoſen dieſer Art gleich 
zu behandeln und dieſelben, gleichviel, ob ſie in Fäſſern 
oder in Flaſchen eingeführt werden, dem für ben übrigen 
Branntwein anzuwendenden Zollfage zu unterjtellen. Der 
legtere wirb gleichgeitig, da mit der Maßregel nur bie 
Defeitigung einer zolltechniſchen Schwierigkeit und nicht die 
Erzielung einer Mehreinnahme bezwedt wird, auf ben 
Einheitsjag von 150 A. für 100 kg ermäßigt werden 
fönnen. 


Terhnifches Gutachten 


über 


die Möglichkeit, die Echtheit beziehungsweife 
Unechtheit von Cognac, Rum und Arraf auf 
chemifchem Wege feftzuftellen. 


Die frage, inwieweit e8 möglich ift, echten Cognac, 
Arraf und Rum von unechtem zu unterjcheiden, muß nad 
Lage der Berhältniffe für jedes der genannten fpirituöfen 
Getränke gefondert befprocdhen werben. 


Coguae. 

Da zur Zeit mit dem Namen Cognac Branntweine 
verſchiedenen Urſprungs bezeichnet werden, muß zunächſt 
erörtert werden, welche Spirituoſen mit Recht dieſe Be— 
zeichnung verdienen. 

Der Name leitet ſich von ber Arrondiffementshauptftabt 
Cognac im franzöfiihen Departement der Charente ber, 
in welchem ſchon ſeit langer Beit die Tyabrifation des Ge— 
träntes einen hervorragenden Induftriezweig ausmacht. 

Im eigentlihften Sinne ift der Cognac das Produkt 
der Deftillation von Weinen, welde in den beiben Depar- 
tements der Gharente inferieure und Charente fuperieure 
aus gemifien, reichtragenben, ausſchließlich zu dieſem Zweck 
angebauten Rebſorten gewonnen werden. Im weiteren Sinne 
bezeichnet man aber mit dem gleichen Namen auch die feineren 
Deitillationsprobukte folder Weine, welde mit gewiſſen 
Fehlen (Stichigwerden, Faßgeſchmack ze.) behaftet und 
* Genuß als ſolche nicht mehr brauchbar waren, ſelbſt 

ie Deſtillate von aus Weinrückſtänden, Treſtern und Hefe 
bereileten Weinen gehen im Handel vielfach unter dem 
Namen Cognac, wenngleich für dieſe, ſoweit geringere 
Sorten in frage fommen, die Bezeichnung Armagnac üb: 
licher iſt. 
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Mit letzterem Namen benennt man ſonſt haupfſächlich 
die im Departement Gers erzeugten MWeindeitillate. 

Die feinen Weinbranntweine, welche hauptſächlich von 
Cognac aus in dem Handel gebracht wurden, erzielten nad) 
Berſch (Allgemeine Weinzeitung 1887, Seite 164), dem 
wir hier zum Theil bei feinen Ausführungen folgen, unge: 
mein hohe Preiſe; befonders feine Waare ftieg auf 1000 

rancs für das Heftoliter. Unter 400 Francs war übers 
aupt faum ein feiner Cognac zu erhalten. 

Außer in Frankreich fand mit der Zeit auch in anderen 
mweinbauenden Ländern, jo in Spanien, Portugal, Ungarn, 
am Rhein u. ſ. w. bie Fabrikation von Getränken Eingang, 
die gleichfalls als Cognac in ben Verkehr kamen. Zu 
diefen Ländern gejellt ſich im ganz neuer Zeit noch Kali— 
fornien. Dort macht der Anbau von Wein fortwährend 
große Frortfchritte, und geht auch bie Cognacfabritation, 
wie im Gejundheitsamt befannt ift, unter der Leitung eines 
Herrn Walden mit großem Erfolg damit Hand in Hand. 
Schon jegt werben große Mengen kaliforniſchen Cognacs 
nad europäiſchen Häfen, jo bejonders aud nad Bremen 


ngeführt. 
Wie aus diefen ri hervorgeht, kann darüber 
geftritten werben, ob unter Cognac nur das Produft zu 
verftehen ſei, welches durch die Deftillation von Wein ge- 
wonnen wurde, der in ben beiden Departements der Cha— 
rente erzeugt war, ober ob man ohne Nüdficht auf den 
Produktionsort allgemein ein Deftillat, welches ausſchließlich 
aus Wein, gleichviel weldher Herkunft, erzeugt worden ift, 
als Gognac bezeichnen will. 

Man kann weiter darüber zweifelhaft fein, ob aud) die 
aus Treften und Weinhefe erzeugten jpirituöfen Getränfe 
unter Cognac mit einbegriffen zu werden das Recht haben. 
Ohne Zweifel wird man den heutzutage vorliegenden prakti— 
ſchen hältniſſen am beſten Rechnung tragen, wenn man 
unter Cognac das Deſtillat aus reinem Wein, gleichviel 
welchen Urſprungs, verjteht. 

ur Herſtellung des Cognacs dienen meift nur die 
einfachſten Apparate. Es genügt der Beſitz einer ganz ge- 
mwöhnlihen Branntweinblafe, die aus einem Keſſel, einem 

Helm mit Kühleohr und Kühlfaß befteht. 

Mit Hülfe diefer einfachen Vorrichtung gewinnt man 
durch eine Deftillation und eine nodjmalige Rektifilation ein 
Produft von 50 Prozent Alkohol. Außerdem find von 
Derodne, Laugier u. 9. fomplizirtere Vorrichtungen em— 
pfohlen worben, welde unmittelbar ein Fabrikat von 50 
bis 55 Volumprozent Altoholgehalt liefern; ſolche werben 
aber nur in größeren Betrieben zur Anwendung kommen 
fönnen. 

, Ws Deftillat dürfte der Cognac beim Verdampfen 
eigentlich feinen Rüdftand hinterlaffen Dies ift auch bei 
dem frifch bereiteten Probuft, weldyes völlig wailerhell er- 
iheint, der Fall. Beim längeren Lagern entzieht aber die 
Flüffigkeit dem Eichenholz, welches fie umfchließt, eine ges 
wiſſe ne Ertractionsftoffe, und diefe find die Ver— 
anlaflung, daß die längere Zeit gelagerte Waare eine gelbe 
Farbe annimmt. 

Die chemiſche Unterfuhung, ſelbſt der feinften Cognac- 
forten, Hat gezeigt, daß diejelben häufig bis zu 1 Prozent 
fefte, nicht flüchtige Subftanzen enthalten, welche zumeift 
aus gebranntem Auder beftehen. 

Der Eognac hat einen gewürghaften Geruch, im frifchen 
Buftande einen rauhen Geihmad, der ſich um jo mehr 
vermindert, je länger das Getränk lagert. Während 
der Lagerung finden nämlich hemifche Umſetzungen zwiſchen 
ben einzelnen Beſtandtheilen jtatt, welche dieje vortheil: 
hafte Veränderung bedingen. Da gerade jene Depar- 
tements in Frankreich, in welchen die Fabrilation von 
Weinbranntwein in jchwunghafter Weife 


am erften ben Verheerungen durd die Reblaus anheim— 
fielen, jo nahm, wie Berſch (a. a. D.) mittheilt, die Pro- 
duftion von Weinbranntwein dort ungemein raſch ab, 
und geſchieht jetzt die Darftellung des weitaus größten 
Theiles des Alloholes, welder in —— verbraucht 
wird, aus Getreide, Zuckerrüben und dergleichen, abgeſehen 
davon, daß auch große Mengen Sprits aus dem Aus— 
lande nad Frankreich eingeführt werden. Die Produktion 
von feinem echten Weinbranntwein ift fait auf Null ge 
junfen, indem unter den gegemmwärtigen Verhältniſſen des 
franzöſiſchen Weinbaues aud der ſchlechteſte Wein, welchen 
man vormals unbedingt in die MWeinblafe hätte wandern 
laffen, mit mehr Gewinn als Wein felbjt verwerthet werden 
kann. Berſch meint, daß die Franzoſen e8 bezüglich des 
Gognacs genau fo wie mit dem Wein felbjt machen. Sie 
führen von allen Theilen Europas Lagerbranntwein, Trefter 
branntwein oder auch Branntwein aus verdorbenen Weinen 
nad Frankreich ein, „faconniren“ fie dort und fchiden fie 
dann als Cognae superieur wieder zu hohen Preifen in 
ale Welt hinaus. Diefe Anfiht von Berſch wird durch 
den Bericht der Commission superieure du l'hylloxéra 1884 
S. 24 beitätigt. 

Die Charente hatte vor dem Auftreten der Reblaus 
116 205 ha mit Neben bepflanzte Flächen. Davon waren 
Ende 1884 bereits gänzlich zerftört 77 358 ha, befallen, 
aber nod nicht zu Grunde gerichtet 21 827 ha. In ber 
Charente införieure find? von 168945 ha verwüſtet 
84 668 ha, der Verwüftung nahe 53313 ha. Nach ber 
franzöfiichen Statiftit (vergl. allgemeine Weinzeitung 1888 
S. 153) werben in den beiden Charents jährlih nur 
10 163 hl Weinbranntwein erzeugt, während in den Jahren 
1886/87 in ganz frankreich 26535 hl produgirt worden 
find. Allein nah England wurden aber nad) der amt 
lien Statiftit jährlich durchſchnittlich 124 620 hi Cognac 
aus Frankreich ausgeführt, ein Beweis, wie große Mengen 
Branntwein anderen Urjprungs in Frankreich zu Cognac 
verarbeitet worden find. 

Nah diefen Vorbemerkungen erübrigt nunmehr, auf 
die Beichaffenheit des Cognacs vom Standpunkte des 
Chemikers einzugehen. 

Die Zufammenfegung echter Cognachorten ift von 
Ch. Ordonneau einerfeitS und von Ch. Morin andererfeits 
unterfucht worden. 

Erfterer untermarf (Comptes rendus de l’Academie 
des Sciences 102 ©. 217) 3 hl eines 25 Jahre alten 
Cognacs der fraftionirten Deitilation, letzterer unterfuchte 
Comptes rendus de l’Acadömie des Seiences 1887, 
105. 1019) 93 Liter eines Gognacs aus dem Jahre 1883 
in gleicher Weife. 

Es würde am dieſer Stelle zu weit führen, auf bie 
Einzelheiten der mitgetheilten Zahlen näher einzugehen. 
Solde Verfuchszahlen laffen fi nur unter Bubültenapme 
fo großer Mengen Material gewinnen, wie ſolche bei 
einer fir die Zwecke der Praris ausgeführten chemiſchen 
Unterfuhung im Allgemeinen nicht zur Verfügung geftellt 
werden können. Um jo mehr ift zu beklagen, daß die von 
beiden Forſchern gewonnenen Ergebniffe gerade in Bezug 
ei die widhtigften Beftandtheile jo wenig übereinftimmen, 
daß es micht möglich ift anzugeben, weldje von beiden 
Unterfuchungen der A am nächſten kommt. 

Im Uebrigen ſind die Angaben über Cognac nur 
ſpärlich, was in der Schwierigkeit ſeinen Grund haben 
mag, verbürgt reines Verſuchsmaterial zu erlangen. Br. 
Röſe ſprach auf der Hauptverfammlung der deutichen Ges 
jellichaft für angewandte Chemie in Hannover, im Mai 
1888 (Beitichrift für angewandte Chemie 1888 ©. 382), 
über den Fuſelgehalt von acht garantirt echten, bireft be 


etrieben wurde, | zogenen Cognacproben. Eine derjelben enthielt gar kein 
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! 
Fuſelöl, die andere nur wenig, als Marimum fand er genannten Gognaceffenzen eine außerordentlich wechſelnde 


Ö,or Bolumprozenie, 
ſuchte Cognacs, an deren Echtheit zu zweifeln fein 
Grund vorliegt, enthielten O,014 beziehungsmweife O,015 
Fufelöl. Dem gegenüber bat W. Freſenius 
auf der 7. Berjammlung ber freien Bereinigung 
bayerifcher Vertreter der angewandten Chemie zu München 
1887 (fiehe den Bericht über diefe Verfammlung S. 120) 
dahin ausgejprochen, daß ein von ihm unterjudhter, garantirt 
echter Cognac abnorm viel Fufelöl gezeigt habe. Dei der 
Beurtheilung eines Eognacs iſt fomit nad) Maßgabe der 
vorliegenden Erfahrungen das Fuſelöl ald Beweismittel 
nicht heranzuziehen. 

Auch in Bezug auf die anderen Beitanbtheile gehen 
die Meinungen der Chemifer jehr auseinander. 

Berſch (a. a. D.) giebt an, daß ber Cognac 50 bis 
55 Volumprogent Alkohol enthalte; bie eg Ausgabe 
des deutſchen Arzneibuches verlangt 53 bis 58 Volum— 
prozent, die dritte 46 bis 50 Gewichtöprogent, Grouven 
giebt als Mittel 55 Bolumprozent an, Hager (in feinem 
zum: der pharmazentijchen Praris) 54 bis 60 Prozent, 
König im Mittel 69,5 Volumprozent. Nad Elsner (Zeit: 
ihrift für angewandte Chemie 1888, S. 380) foll Cognac 
nicht mehr als O,; Prozent Extrakt hinterlafjen. Hager 
giebt den Trodenrüditand echter Cognaes zu O,or bis 
höchſtens O,sog Prozent an. König berechnet ihn im Mittel 
zu O,4 Prozent. D. Kasper (Schweizeriihe Wochenſchrift 
HR Pharmacie 1888, 26, S. 41) fand Gass bis O, aae Prozent 

akt 


Das beutiche Arzneibuch, II. Ausgabe (die III. Aus- 
gabe fieht davon ab), Hager, Elsner und König jchlichen 
die ſaure Reaktion aus, Kasper hält diejelbe für zuläfjig, 
nad Schumader-Kopp (Chemiterzeitung 1839, 13, S. 466) 
ift die faure Reaktion Regel. Die im Gefundheitsamt 
unterfuchten, für echt gehaltenen Cognacs reagirten auch 
jauer. Wiederhold (Zeitichrift für analytifche Chemie 1864, 
3, S. 232) hält die jaure Reaktion jogar für ein Kriterium 
der Echtheit, da die von ihm unterfuchten Kunftproben 
neutral reagirten. 

Die bisher behandelten Eigenſchaften des Cognac 
bieten hiernach feine ficheren Anhaltspunkte zur Beurthei— 
lung. 

Es find weiter zur Unterfcheidung der echten Eognacs 
von den jogenannten Faconcognacs verichiedene Verfahren 
in Borichlag ey worden, welde ſich größtentheils 
darauf ftüßen, daß der echte Cognac feinen Farbzuſatz er- 
— ſondern ſeine Färbung der Aufnahme von altiv⸗ 

ffen aus dem Eichenholz des Faſſes verdanke, während 
der künſtlich mit Eſſenzen dargeſtellte Cognac durch Zucker— 
couleur gefärbt werde. Abgeſehen davon, daß dieſe Vor— 
ausfegung nicht richtig ift, weil man auch dem beiten 
Eognac jetzt jelbit in feinem Grzeugungsort faft immer 
etwas Farbe giebt (vergl. Zeitjchrift für landwirthſchaſt⸗ 
lihe Gewerbe 1889, 9, ©. 52), haben ſich die von ver- 
ſchiedenen Seiten vorgeſchlagenen ag rg ar 
bei ihrer Prüfung durch Andere nicht bewährt. arf 
daher auf die Darlegung analytifch-chemifcher Einzelheiten 
—— und nur hervorgehoben werden, daß jede Me— 
thode, welche ſich bei Unterſcheidung von echtem Cognae 
von nachgemachtem auf den Nachweis irgend eines Be— 
ſtandtheils ſtützt, der im echten nicht vorhanden iſt, ſich 
aber im unedhten vorfindet, darum feinen Erfolg verſpricht, 
weil der Fabrikant unechter Produkte fofort J— dem 
Bekanntwerden der Methode den für ihn gefährlichen Be— 
ſtandtheil durch einen anderen erf fann. So haben 
auch die im Gejundheitsamt angejtellten Unterjuchungen 
dargethan, daß die Beichaffenheit der im Handel befind- 
lichen, zur SHerftellung von Façoncognae empfohlenen fo: 


Zwei ım Gejundheitsamt unters | 


it. Bei dem heutigen Standpunft der lechniſchen Erfah— 
rungen find noch eine große Anzahl bisher nicht zu dieſem 
Zweck herbeigezogener Materialien zur Verfügung des— 
jenigen, welcher fi die Bereitung eines unechten Produkts 
zur Aufgabe jtellt. 

Es giebt zur Zeit ſomit Feine auf hemifche Erfahrungen 
begründete Methode, um echten Cognac von einer gejchict 
angefertigten Nahahmung zu unterſcheiden. Es erjcheint 
auch zweifelhaft, ob es in Zukunft dem Chemiker vor- 
** iſt, in ſtreitigen Fällen auf Grund ſeiner Kennt— 
niſſe erfolgreich einzugreifen. Die hierzu nöthigen grund— 
legenden Unterſuchungen erfordern das Studium großer 
Mengen unzweifelhaft echter Cognacproben verſchiedenſter 
Herkunft und verſchiedenſien Alters. Die Beſchaffung der— 
jelben in ausreichender Zahl ift nach dem früher Gejagten 
zur Beit eine ſchwere, man fann fagen, faum mögliche 
Aufgabe, jelbjt dann, wenn man die jehr hohen Koften 
nicht in Anſchlag bringt, mit denen eine ſolche Unterſuchung 
nothwendig v ft ift. 


Rum, 


Der Rum (Tafia, Guildive) verbankt feine Entjtehung 
der Gährung von Zuderfaft beziehungsmeife Melaffe. Ver— 
wendet man zu feiner Darftellung die Abfälle des Zuder: 
rohrs oder den Schaum, welcher fi) bei der Verarbeitung 
bes Saftes abjcheibet, jo erhält man ein unter dem Namen 
Negerrum bekanntes unangenehm fauer und brenzlich 
ichmedendes Getränk, weldhes als ſolches kaum die Grenzen 
feines Produftionsgebietes überjchreitet. Anders ift Dies 
bei den befleren Sorten, bie befanntermaßen einen jehr bes 
deutenden Handelsartitel ausmachen. 

Die Ueberführung des Zuckers in Alkohol zum Zweck 
der NRumbereitung geichieht ohne Mitwirfung von Hefe 
durch Selbftgährung. Die Deftillation wird jo geleitet, 
daß man ein Produft von 70 bis 77 Gewichtsprogenten 
Alkohol erhält. 

Ueber die Beichaffenheit der Deftillationsapparate find 
dem Gefundheitsamt Einzelheiten nicht befannt, wahrſchein— 
lih find fie aber auch nur einfacherer Art. Bor Allem 
muß hervorgehoben werben, dab man der Maiſche Zuſätze 
ber verjchiedenften Art macht, um dem Deftillat ein be— 
ſtimmtes Aroma zu geben. Als foldhe werben Blätter, 
Rinden, Alazien, liche und Ananasfrücdte beziehungs- 
weife FFruchtfäfte genannt, die während bes Ueberziehens 
ihre aromatischen Beftandtheile an Rum abgeben. 

In Europa am meiften geihäßt ift der Jamaika-Rum, 
bejien Bouquet angeblih nur durd) die Ummandlungs- 
prozeſſe des Zuderrohrjaftes erzeugt wird. 

Außer dieſem finden fi) noch zahlreiche andere Sorten 
im Handel vor, die aus Antigua, Barbados und anderen 
weſtindiſchen Infeln, ferner aus Brafilien, Mauritius und 
a ne Manche diejer Handelsforten kommen 
in ihrer Beichaffenheit dem Arrak nahe. 

Der meifte im Verkehr befindliche Rum ift verjchnitten. 
Schon an den Orten feiner Produktion wird er ben vers 
ſchiedenartigſten andlungen unterworfen, um ein nach 
Geſchmack und Preis im Verkehr gewünſchtes Prodult hers 
zuftellen.. Die beiferen Sorten der Waare werben aus 
Rum verfertigt, der mit reinem Sprit verjchnitten umb mit 
Eihenrindentinktur und Zuckercouleur gefärbt ift; zumeilen 
ſetzt man aud einen Spiritus Hinzu, ber über Spänen von 
Bleiſtiftholz (Juniperus virginiana und Cedrela oderata) 
deftillirt und jo in eigenthümlicher Weiſe aromatifirt ift. 

Die billigite als Fagonrum im Handel vorkommende 
Baare enthält fehr oft gar feinen oder nur ganz geringe 
Mengen echten Rums und ift aus Sprit, Wajler und jo- 
genannten Rumeffenzen zufammengejegt, die in verſchiedener 
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Weile, 3. B. aus ameifenfaurem Aethyl- und anderen 
Eitern der Fyettfäurereihe, Effigäther, Wethylnitrat, Banillin 
u. dergl. hergeitellt werben. e 

Die Beftandtheile des Rums find felbft nicht in ber 
immerhin unvolltommenen Weiſe bekannt, wie ſolches bei 
dem Gognac ber Fall ift. Die Unterfcheidung bes echten 
Rums vom unechten glaubte man nad) denjelben Grund— 
jäßen bemwerfjtelligen zu können, wie beim Cognac, inbem 
man ben Rum auf Zudercouleur prüft. Nach U. Richter 
(Zeitichrift für Iandwirthichaftliche Gewerbe 1889, 1, ©. 11) 
wird er jedoch jchon in Jamaika mit Gouleur gefärbt, nad) 
9. Bedurts (Archiv der Pharmacie 1881, 18, ©. 342) 
und und vermifcht man ihm auch noch in anderer 
Weiſe. 

Ebenſowenig giebt die Extraktmenge bei der Beurtheilung 
Anhaltspunkte. Bedurts fand O,os bis 4,35 Prozent Extrakt 
und 77 bis 160 mı Invertzucker in 100 ccm Rum. 

Auch die als Kriterium der Unechtheit bezeichnete An— 
wejenheit freier Ameijenfäure wird von den Sachverſtändigen 
verſchieden gedeutet. E. Lift (Nepertorium für analytiiche 
Chemie 1883, 3, ©. 33) fand bei der Unterfuchung von 
11 echten Numproben, daß bdiejelben freie Ameiſenſäure 
enthielten, und glaubte auf Grund dieſer Erfahrung bes 
haupten zu dürfen, daß das Vorhandenjein diefer Säure 
im freien Zuftande fein Beweis der Unedhtheit des Rums 
fei. Brunner (Schweizeriiche Wochenſchrift für Pharmacie 
1889, 27, ©. 61) erklärte einen Rum für verfälicht, in 
welchem er freie Ameifenfäure nachgewieſen hatte; berjelbe 
vertrat die Anficht, daß nicht Diefe, jondern nur ameifenjaures 
Aethyl in geringen Mengen im echten vorhanden iſt. 
Andere Chemiker hingegen jtellten den Satz auf, daß jeber 
echte Rum freie Ameilenfäure enthalten müfle, während 
wieber Andere gegen eine ſolche Behauptung Verwahrung 
su. (Schumader= Kopp, Chemiterzeitung 1889, 13, 

.4 


). 

Zur Unterfheidung des echten Rums von bem fünfte 
lihen hat Wirderhold (Zeitichrift für analytiſche Chemie 
1864, 3, ©. 232) ein hier nicht näher zu erörterndes Ver: 
fahren angegeben, das von Brunner bei einem unechten 
Rum angewendet und für braudhbar erklärt wurde. Dem 
—— leugnen Schumacher-Kopp die Brauchbarkeit der 

ethode von Wiederhold. 

Dem Geſundheitsamt ſelbſt Hat ſich Gelegenheit ges 
boten, einige Proben Rum, welche als echt gelten konnten, 
zu unterſuchen. Das Ergebniß war folgendes: 

Die Rumproben reagirten alle ſauer, enthielten Ameifen- 
fäure und Eifigfäure, vielleicht auch geringe Mengen 
Butterfäure. In allen Proben konnten Fuſeloͤl, ameijens 
faures, eſſigſrures und butterfaures Aethyl nachgewieſen 
werden; Ampleiter find dagegen waährſcheinlich nicht darin 
vorhanden geweſen. 

Die genannten Beitandtheile entftehen indeß alle, mit 
Ausnahme des Fuſelöls, aud) bei der Darjtellung der ſo— 
genannten Rumeſſenz, welche durch Deftillation von 
Altohol, Stärke, Braunftein und Echwefeljäure gewonnen 
wird, Der Fabrilant unechten Rums iſt alſo, ſoweit 
chemiſche Verhaͤltniſſe in Frage kommen, im Stande, ein 
Kunſtprodukt anzufertigen, welches ſich ſelbſt durch eine 
ſorgfältige chemiſche Unterſuchung von dem Natur— 
produft nicht unterſcheiden läßt. Außerdem wird ſelbſt ein 
reeller Händler, um dem Geſchmack ſeiner Abnehmer Rech— 
nung zu tragen, oft geradezu darauf hingewieſen, den echten 
Rum mindeſtens mit Waſſer zu verdünnen und zu ver— 
ſchneiden. Die im Geſundheitsamt unterſuchten Rumproben, 
welche 74 bis 75 Volumprozent Alkohol und bis 
Yg Bolumprozent Eſter enthielten, waren wegen des ſtarlen 
Aromas im umveränderten Zuftande kaum zu genießen. 


Ein angeftellter Verjud ergab, dab man ſchon durch Zujaß | 
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von O,, Bolumprozent folder Ejter zu gewöhnlichem Sprit 
ein Produkt erzielte, welches in Bezug auf fein Aroma den 
weitgehendſten Anjprüchen genügte. 


Arraf. 


Der Arrak wird hauptfählih in Goa und Batavia, 
dann auch in Geylon, Siam und einigen anderen tropifchen 
Ländern erzeugt. Zu feiner Darjtellung wird Reis ver- 
maiſcht, die Maifche unter Zufa der verfchiebenartigiten 
Ingredienzien deftillirt und nachher eins bis zweimal refti- 
fizirt. Ueber die rg der wahrſcheinlich einfachen 
Deftilationsapparate kann das Gefundheitsamt auf Grund 
der ihm zur Verfügung ftehenden Materialien Näheres 
nicht angeben. Die ausländifchen Arrakbrenner richten ihre 
Zufäge zur Reismaiſche ganz nad Willen und Wunſch 
ihrer Abnehmer ein. Am bäufigften kommt wohl der Zu— 
ja von Palmenfaft und Arckanüffen vor, oft dient auch 
Palmenſaft allein zur Bereitung des Arraks. Ein Zmwijchen- 
produft zwiſchen Arrak und Rum erhält man durch Ber: 
Tährenlaen eines Gemifches von Reismaiſche und Melaffe 
von indiſchem Nohrzuder. 

Aus diefen Verhältniffen ergiebt fih ſchon, daß es 
überhaupt nicht möglich if, für die Qualität des Arraks 
allgemein gültige Normen aufzujtellen; dies bejtätigen ſo— 
wohl bie eigenen Erfahrungen des Gejundheitsamts, als 
auch der Umstand, dab Angaben über die iſche Natur 
des Arraks in der Literatur gänzlich fehlen. Ein echter, 
im Geſundheitsamt unterfuchter Arrat war faft farblos, 
teagirte jehr fauer, enthielt 56,55 Bolumprogent — 48,7, Ge 
wichtsprozent Alkohol, O,o125 Freie Ameifenjäure, O,oes Freie 
Eifigfäure, O,1o2 Fuſelöl, ſowie ameifenjaures und effig- 
jaures Aethyl. 

Faßt man das Gefagte zufammen, jo ergiebt fidh, 
daß es nad dem gegenwärtigen Stande der chemiſchen 
Wiſſenſchaft fein Mittel giebt, welches in ficherer Weile eine 
Unterſcheidung des echten Cognacs, Rums oder Arrafs von 
unechten Waaren ermöglicht. 


Nr. 182. 


Berlin, den 27. Dezember 1890. 
Eurer Hodhwohlgeboren beehre ih mich anbei eine 


Denkſchrift über die bisherige Thätigkeit 
ber Phyſikaliſch-Techniſchen Reihsanitalt 


mit dem Erſuchen zu überfenden, dieſelbe gefälligft zur 
Kenntniß des Reichstags bringen zu wollen. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 
An 
den Präfibenten des Reichstags 
Herrn von Levetzow 
Hochwohlgeboren. 
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Denkfhrift 


über 


die bisherige Thätigkeit der Phyfikalifch- Tech- 


nijchen Reichsanitalt. 


Aufgaben der Reichsanſtalt. 

Die Phyſikaliſch-Techniſche Neichsanftalt umfaßt zwei 
Abtheilungen. Die Aufgabe der erften, der phyſikaliſchen 
Abtheilung ift: 

Die Ausführung phyfifaliicher Unterfuchungen 
und Meifungen, welche in erfter Linie die Löſung 
wiljenfchaftlicher Probleme von großer Tragweite 
und Wichtigkeit im theoretijcher oder technifcher 
Richtung bezweden und einen größeren Aufwand 
an inftrumentaler Ausrüftung, Materialverbraud), 
Arbeitszeit der Beobachter und Rechner erfordern, 
als der Regel nach von Privatleuten. oder Inter: 
richtsanftalten aufgeboten werben kann. 


Die Nufgabe der zweiten, der techniſchen Abthei— 

lung ift: 

1. Die Durhführung phyfifaliiher und phyſikaliſch— 
technifcher Unterfuchungen, melde entweder von 
der vorgejeßten Dienſtbehörde angeordnet werden 
oder geeignet find, die Präziſionsmechanik und, 
foviel thunlich, auch andere Zweige der deutjchen 
Technik in ihren Arbeiten zu fördern. Insbe— 
fondere fommen in Betracht: 

a) Unterfuchungen über die Eigenichaften von 

Materialien, 
ftitelung von Methoden zur Anfertigung von 
aterialien, 

e) Verſuche über die zweckmäßigſten Konftruftionen 
und Methoden zur Anfertigung phyfilalifcher 
und technijcher Mekapparate. 

2. Beglaubigung von Meßapparaten und Kontrol 
inftrumenten, ſoweit ſolche nicht in den Bereich 
ber Maß- und Gemicdhtsorbnung fallen; Feſi— 
ftellung der Theilungsfehler derartiger Inftrumente 
und Ausftellung ber Beicheinigungen über das 
Ergebniß. 

3. Anfertigung von Inftrumenten und Inſtrumenten— 
theilen, jowie Ausführung anderer mechaniſcher 
Arbeiten für ben Bedarf der Reichsanſtalt ſelbſt 
oder für deutiche Staatsanftalten und Behörden, 
fofern die Beihaffung aus inländiſchen privaten 
Werkſtätten Schwierigfeiten begegnet; 

4. in einzelnen Fällen Anfertigung von Inftrumenten: 
ge für deutiche Gewerbetreibende, jofern die 


b) 


erftellung in Privatwerfftätten außergewöhnliche 
ülfsmittel erfordert. 


Beginn der Ürbeiten der erften Abtheilung. 

Die Arbeiten der erften Abtheilung find am 1. Oktober 
1887 in gemietheten Räumen und in beſchränktem Umfange 
aufgenommen worben. 

Dienftgebäube berjelben. 

Inzwiſchen find die für diefe Wbtheilung beftimmten 
Dienftgebäude, die aus dem eigentlihen Objervatorium, 
bem Verwaltungsgebäude, dem Wohnhaufe des Präfidenten 
und dem Maſchinenhauſe beitehen, mit Ausnahme bes 


| 





! anderen äußeren Hinderniſſen. 
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Obfervatoriums, welches aber ebenfalls jeiner balbigen 
Bollendung entgegengeht, im Allgemeinen fertig geftellt. 


Berzögerung ber Fertigftellung. 

Der Bau ift verhältnifmäßig langfam fortgeichritten, 
weil für große Feſtigkeit und moͤglichſie Sicherheit agegen 
Erihütterungen geforgt, andererſeits auch eine Menge 

F Einrichtungen getroffen werden mußten, 
welde Anfertigung und Prüfungen neuer Modelle von 
Seiten der Lieferanten erforberten, abgejehen von einem 
ftörend dazwiſchen getretenen Arbeitsaus der Maurer, 
vorübergehend ſehr hoch gefteigerten Steinpreifen und 
Dazu kam, daß in ber 
Frift, die feit der Entwerfung der Baupläne verfloffen ift, 
mejentliche Fortſchritie in der Einrichtung wiflenichaftlicher 
Laboratorien, namentlih im Gebiete der Gleltrotechnif, 
gemacht find. Aus diefem Grunde unternahm ber leitende 
Baumeifter in Begleitung eines Mitgliedes der Anftalt eine 
größere Neife nad Wien, Münden, Paris, Straßburg, 
Würzburg und Dresden zur Befidhtigung ber bafelbft be— 
findlichen phyſikaliſchen, chemiſchen und meteorologiſchen 
Inſtitute. Dabei ergab 29 daß eine Neihe von Ber- 
änderungen der urſpruͤnglich geplanten inneren Einrichtungen 
nöthig war, wenn die Anftalt nicht gleich von vornherein 
gegen andere, ähnliche Zwecke verfolgende zurüdftehen jollte. 
Auch dies Hat dazu beigetragen, die Vollendung bes Baues 
zu verzögern. 

Der Bau des Objervatoriums ift jegt fo weit vorge 
fchritten, daß feit einigen Wochen bereit3 mehrere Räume 
proviſoriſch für einige feinere Arbeiten eingeräumt werden 
gonnten. 

Beginn ber Arbeiten ber zweiten Abtheilung. 

Die zweite Abtheilung der Neihsanftalt hat ihre Ar- 

beiten. am 17. Dftober 1887 begonnen. 
Dienftriume berjelben. 

Als Dienfträume find ihr bis auf Weiteres die von 
der Königlich Preußiſchen Regierung in dem Gebänbe ber 
technijchen Hochſchule F— Charlottenburg leihweiſe zur Ver⸗ 


fügung geftellten, urſprünglich für das frü geplante 
Koͤniglich Preußiſche präziſionsmechaniſche itut bes 
ftimmten Zimmer überwieſen worden. 


Diefe Dienfträume haben fi) aber bald als unzu— 
reihend erwieſen. Obwohl felbft die Korridore zur Ein= 
rihtung von Arbeitsplägen ausgenügt wurden, hat man 
fi doch ſchon jetzt entfchließen müffen, einen Theil der 
Arbeiten dieſer Abtheilung, die optifchen Unterfuchungen, 
anderweitig unterzubringen und fie vorläufig in das Ob— 
fervatorium der erften Abtheilung zu verlegen. Die in der 
techniſchen Hochſchule vorhandenen Räume werden aber aud) 
nad dem bevoritehenden Umzug des optischen Laboratorium 
für die übrigen Zwecke ber Abtheilung noch feineswegs 
ausreihen. Dazu kommt, daß die Räume durch ihre Lage 
im Erdgeihoß und ihre mangelhaften Lüftungs- und 
Heizungseinrichtungen den in gejundheitlicher Beziehung zu 
ftellenden Anfprüchen durchaus nicht genügen, und daß die 
vorhandenen Eifenbalfen an den Deden und Eifengitter an 
den Fenſtern auf die eleftriichen Arbeiten jehr jtörend wirten. 


Berjonal. 

An der Reichsanftalt wirken 3. 3. außer dem Präſi— 
benten, welcher zugleich die Arbeiten der erften Abtheilung 
unmitielbar leitet, und dem Direktor ber zweiten Abtheilung 
7 Mitglieder, 7 Aſſiſtenten, 7 wilfenfchaftlihe und techniſche 
Hülfsarbeiter, 4 techmifche ülfen, 10 Mechaniker, Ma— 
Ichiniften und Handwerker chiedener Art. Das Düreau 

t aus 2 erpebirenden Sefretären, 1 Kanzleiſekretär, 
1 KanzleisHülfsarbeiter und ben erforderlichen Unterbeamten. 
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Im Ganzen find jetzt 49 Beamte und andere Perfonen an 
der Reichsanſtalt beihäftigt, während am 1. Januar 1838 
nur 24, am 1. Dftober defjelben Jahres 30, am 1. Ds 
tober 1889 35 Perfonen thätig waren. 


I. Thätigfeit der erften Abtheilung. 


Die Arbeiten der erften Abtheilung bezogen fich zum 
überwiegenden Theil auf thermometriihe Yyundamental- 
unterſuchungen; hieran ſchloſſen ſich vorbereitende Studien 
über die Ausdehnung von Glas, von Metallen jowie von 
Waſſer und von Duedjilber und die Prüfung von Normals 
barometern. Seit Anfang diefes Jahres ſind auch elet- 
trifche Unterfuchungen begonnen worden. 


Tbermometrijhe Fundamentalarbeiten. 

Die zuerft in Angriff zu nehmende Aufgabe bejtand in 
der Herftellung einer Temperaturjtale, weldje den höchiten 
Anforderungen der Brägzifion entſprechen follte. du dem 
Ende mußten unter fi jtreng vergleichbare Queckſilber— 
thermometer hergeftellt und mit den beten bisher beftehenden 
Injtrumenten, nämlicd) den von dem Internationalen Maß— 
und Gewichtsbüreau genau geprüften und an das Gas— 
thermometer angefchlofienen Tonnelot'ſchen Thermometern 
verglihen werden, um die Nefultate der in Breteuil auss 
geführten Arbeiten durch Zurückführung auf eine gleiche 
thermometrijche zen wenigftens vorläufig für uns 
verwenden zu können. Die Beziehung diefer Skale zu der 
von der mehaniihen Wärmetheorie geforderten abjoluten 
Stale wird eine jpätere Aufgabe fein, die noch lange Vor— 
arbeiten über die Dichte, Ausdehnung und Ipezifiiche Wärme 
der Gaje erforbert. 


Rormal-Quedjilbertbermometer. 

Die von der Reichsanftalt bis auf Weiteres gewählte 
empirijche Temperaturffale gründet fi auf das Duedfilber- 
thermometer aus einem vom Jenaer glastechniſchen Labora— 
torium gefertigten und mit der Nummer XVIM! bezeichneten 
Glaſe, deflen in 100 Grabe getheilter Fundamentalab— 
ftand defimirt ift durch den Siedepunkt bei Normal-Baros 
meterftand (760 mm bei O Grad unter dem 45. Breite 
grad bezogen auf Meereshöhe) und ben dazugehörigen 
marimal deprimirten Eispunft. Oben erwähnte Glasjorte 
wurde, wie fpäter noch näher dargelegt werden foll, feiner 
Zeit auf Beranlaffung und unter Mitwirkung der Kaiſer— 
lichen Normal:Aihungs-Kommiffion für fpezielle thermos 
metriſche Zwecke hergeſtellt und wird feitbem in volltommen 
gleihmäßiger —— weiter geliefert. Sie hat 
vor anderen Glasſorten, — aͤhnlich wie die von Herrn 
Tonnelot in Paris benußte, — den jehr bedeutenden Vorzug, 
daß die nach jeder Erwärmung auftretende Verſchiebung 
des Eispunftes verhältnißmäßig fehr gering ift. 

Dei der Anfertigung und Unterfuhung von Thermo— 
metern, deren Genauigkeit ſoweit getrieben werden foll, als 
3. 3. möglidy ift, häufen fih eine Menge von Schwierige 
feiten, die fonft vernadhläffigt werden fünnen. Einige der 
wejentlichjten mögen bier aufgeführt werden, um anſchaulich 
zu machen, welches Maß von Arbeit für die Vollendung 
dieſer Aufgabe nöthig geweſen ift. 

Auswahl der Röhren. 

Zunächſt wurden die Röhren zu den für Präzifions- 
mefjungen ausschließlich zur Verwendung kommenden Stab- 
thermometern unter Aufficht von Beamten der Reichsanftalt 
in der Glashütte zu Jena gezogen und an Ort und Stelle 
bereits einer oberflählihen Auswahl unterworfen. Unter 
nahezu 400 Röhren mußten jobann die für Normal- 
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thermometer tauglichften durch eine vorläufige Kalibrirung 
ausgejudjt werden. 

Außer den bisher gebräuchlichen glatten Thermometern 
wurden noch nad einer von Herrn Profeſſor Pernet — 
bis zum 1. Oktober d. 33. Mitglied der Reichsanſtalt — 
ausgebildeten Methode Thermometer mit Erweiterungen 
angefertigt, welde bei verhältnißmäßig geringer Länge 
fehr feine QTemperaturmeffungen innerhalb weiter Grenzen 
gejtatten, ohne dabei die fundamentale Beſtimmbarkeit zu 
verlieren. 

Herftellung der Theilung. 
Die hohen Anforderungen, welche an derartige Haupt: 
normalthermometer zu ftellen find, ſetzen eine volltommen 
man ek Dee Da biefelbe in der gewünjchten 
Genauigkeit von den Mechanikern nicht zu erhalten war, mußte 
dieje zeitraubende Arbeit in der Anftalt jelbjt ausgeführt werben. 
Hierzu war vor allem eine jehr eingehende Unterfuhung einer 
zeitweilig der Reichsanftalt überlaffenen Längentheilmafchine 
(gefertigt von Brauer in St. Petersburg) erforderlich. Es 
wurden jowohl die fortichreitenden, wie die periodifchen 
Fehler der Schraube der Maſchine ermittelt und die fo 
gefundenen Korreftionen bei Ausführung der Theilungen 
berüdfichtigt. Auf diefe Weiſe gelang es, Theilungen herzu— 
jtellen, welche bei einer Länge von etwa 600 mm 'nur noch 
* von weniger als G, Grad aufweiſen, was unge— 
ähr dem zehnten Theile der bei den bekannten Tonnelot'ſchen 
Normalthermometern vortommenden Fehlern entipridht. Dies 
Reſultat, das fich bei der Ausmeſſung einer größeren Anz 
zahl von Inſtrumenten ergab, bereditigt dazu, von ber 
Verüdjihtigung der Theilungsfehler bei ben eigentlichen 
thermometriihen Meflungen —— volljtändig abzu⸗ 
ſehen, was für die Zukunft eine beträchtliche Zeiterſparniß 
bedeutet. 
Bei jedem fertigen Thermometer hat man ferner noch 
die folgenden drei Größen zu ermitteln: 
1. Die Abweihung der Kapillarröhre von der idealen 
Eylindergeftalt, 

2. die Verbejlerung für den Fundamentalabſtand, 

3. die Berbejjerungen wegen des inneren und äußeren 
Drudes. 

Abweihung ber Kapillare von der idealen Cylindergeſtalt. 

Zur Löfung der erjten, ziemlich weitläufigen Aufgabe 
dient ein bejonderer Kalibrir-Mpparat mit mikroſtopiſcher 
Ablefung, mit Hülfe deifen man die Verlängerung oder 
Verkürzung einer moͤglichſt großen Anzahl verſchieden langer 
Quedfilberfäden bei deren Verſchiebung in der Kapillarröhre 
beftinmmt. Bei den als Hauptnormale zu benußenden In— 
jtrumenten wurden die Beobachtungen gehäuft und Die 
Unterfuchungen meift von Grad zu Grab durchgeführt, jo 
daf der wahricheinliche Fehler der ermittelten Korrektionen 
nur noch durdhichnittlich O,ooos Grad beträgt; auch bei den 
für die praftiihe Anwendung beftimmten Inftrumenten 
(den Gebraudsnormalen) überfteigt derjelbe felten O,00, Grad. 


Berbefjerung für den Yunbamentalabitand. 


Die Beſtimmung des Fundamentalabftandes ſetzt ſich 
—— aus der ittelung des Siedepunltes und des 
eprimirten Eispunftes, wozu in der Anftalt jelbit ent— 
worfene Apparate dienen. Die Lage des Siebepunftes ift 
in erfter Linie abhängig vom Barometerdrude und dem 
genau zu beftimmenden Ueberdrude des Wafjerdampfes. 
Dabei entjprit einem Ueberdrucke von 1 mm Quedfilber 
ein Anjteigen des Siedepunftes um etwa O,ogr Grad, fo 
daß man bei den feiniten Bejtimmungen nody mit den 
hundertftel Millimetern zu rechnen hat. Selbitverjtändlich 
geht man hier, wie überall bei genauen Meflungen, von 
dem Grundſatz aus, die äußeren Bedingungen, — bier 


alfo den Manometerdrud, — möglihft zu variiren, weil 
nur unter diefer Borausjegung die Uebereinftimmung der 
Ergebniffe eine Gewähr für die Richtigkeit giebt. Bei der 
Beltimmung bes Eispunftes ift mejentliches Gewicht auf 
die Reinheit des verwendeten Eifes zu legen. Da eine 
eingehende Unterfuhung gezeigt hat, dab ſämmtliches käuf— 
lihe Eis diejer Anforderung durchaus nicht entipricht, jo 
wird baffelbe in der Anftalt ſelbſt aus bejtillirtem Waſſer 
—— Auf dieſe Weiſe gelingt es, unter Berückſichtigung 
er gerade hier ſehr zahlreich auftretenden Fehlerquellen, 
bei häufiger Wiederholung den mwahrjcheinlichen Fehler 
einer Beobadhtung bis auf etwa O0, Grad zu verringern. 


Derbefjerungen wegen bed inneren und äußeren Drudes, 


Da die Angaben eines und deſſelben Duedfilber: 
thermometerd bei verjchiedenen Neigungen gegen die 

ifale in Folge bes veränderlichen, auf dem Gefäße 
laftenben Duedjilberdrudes beträchtlih von eimander ab: 
meichen, jo ift man übereingefommen, fämmtlihe Thermo— 
meterangaben auf die un Lage zurüdzuführen. 
Die Abhängigkeit der Meljungen von diefem innerem Drude 
wird mit Hülfe eines ebenfalls in der Anjtalt entworfenen, 
zum ip eingerichteten Siebeapparates unterfucht. 
Ebenfo werden die Schwankungen des Thermometerftandes, 
welche von der Variation des äußeren (Luft oder Flüſſig— 
keit⸗) Drudes herrühren, unter verjchiedenen genau zu 
mejlenden ftudirt. Wie bei allen Temperatur- 
beftimmtungen, jo bejonders bei den Eispunktsbeftimmungen, 
ipielt gerade Diejer äußere Drud eine wejentliche Rolle, 
indem 10 mm Quedjilberdrud je nad) der Dide des Ge— 
fühes etwa O0, bis O,on Grad entjprechen. 

Die aus diejen jämmtlichen Fehlerquellen abzuleitenden 
Verbefferungen find für die vorhandenen Hauptnormale faſt 
volftändig, für die übrigen Thermometer zum Theile 
ermittelt. Die dabei noch übrig bleibende Unficherheit iſt 
durchweg wejentlich geringer, als urfprünglich angejtrebt war. 

Die Unterfuhungen find bis jegt auf folgende Thermo⸗ 
meter ausgedehnt worden, auf: 

: Hauptnormale erfter Drönung, 
iter 


= ‚we ⸗ 
18 Gebrauhsnormale und 
10 Hülfsthermometer. 
Barometrifhe Unterfuhungen. 
Bier von N. Fueß in Berlin theils für bie 
Reichsanſtalt, theils für andere öffentliche Inftitute —— 
Normalbarometer ſind in allen ihren weſentlichen Beſtand— 

theilen (inneres Volumen der Glasröhre, Theilung der 
Skale, Korrektionen der zugehörigen Thermometer) noch vor 
der Zuſammenſehung geprüft und die fertigen Inftrumente 
verglihen worden. Im Zufammenhange damit wurden 
für mehrere Aneroide mit Bourdon'ſcher Spirale, die zur 
Beobachtung von Kleinen Druckſchwankungen dienen follen, 
die Konftanten ermittelt. 


Uusdbehnungsbeftimmungen. 

Die vorbereitenden Unterfuchungen für die Ausdehnung 
fefter Körper (Glas und Metalle) mit dem Fizeau'ſchen 
Apparate auch für höhere Temperaturen find im Gange, 

Ebenſo fol die Ausdehnung von Wafler und von 
Duedfilber nad) verſchiedenen Methoden auf das Genaueſte 
ermittelt werden, ba eine Zufammenftellung und kritiſche 
Behandlung der bisher veröffentlichten Unterfuchungen fein 
befriedigendes Refultat ergab, was bei der unzweifelhaften 
Güte einzelner Beobadıtungsreihen ſich nur daraus erflären 
läßt, dab denjelben eine nachträglich nicht mehr zu fontro= 
Iirende Temperaturjtale zu Grunde gelegen hat, — ein 
neuer Beweis für die große Bedeutung der Aufftellung 
einer fundamentalen Temperaturjfale. Eme Ausdehnungss 








‚ gebräuchlichen Inftrumente beruhen 


beitimmung bes Waffers nad) einer bilatometrifhen Methode 
wifchen O und 330, von Grab zu Grab, theilmeife von 
Be ntel zu Zehntel, unter Zugrundelegung der Anfangs 

irten Temperaturffale ift bereits mit den Hülfsmitteln 
der Reichsanftalt durchgeführt und veröffentlidyt worden. 
Diefelbe giebt allerdings vorläufig nur die relative Waſſer— 
ausdehnung in Jenaer Glas AVLN, doch wird fidh bie 
abjolute Ausdehnung durch eine nachträgliche Beſtimmung 
der Ausdehnung der verwendeten Glasjorte mittels des 
Fizeaufchen Apparates ober des Komparators leicht daraus 
herleiten laſſen. 


Normalgewichte. 


Für die ſpätere Beſchaffung von Normal-Gewichts— 
ſätzen erſchien es nothwendig, eine über mehrere Jahre aus— 
gedehnte Unterſuchung der Unveränderlichkeit von platinirten 
Kupfergewichten vorzunehmen; leider hat dieſelbe ein un— 
befriedigendes Nefultat ergeben, fo daß dies Material für 
Normal⸗Gewichtsſätze nicht geeignet erfcheint. 

Da das gewöhnliche Kupfer wahrjheinlih Hohlräume 
enthält, die Luft und Flüffigkeit in veränderlider Menge 
aufnehmen, fo find ferner Verfuche angeftellt worden über 
die allmähliche Veränderung der Dichte von Kupfergewichten 
durch wiederholtes Zufammendrüden unter dem Prägejtod 
ber Münze. 

Außerdem wurde noch eine Vergleihung zweier Süße 
von Heinen Gewichten, Bruchtheilen des Gramm bis zu 
einem zehntel Milligramm, mittel® einer von Herrn 
Stücdrath zu Friedenau gelieferten Spitzenwaage mit Alu— 
miniumbalfen vorgenommen, wobei eine Genauigfeit von 
einigen taufendftel Milligramm erreicht wurbe. 


Elektriſche Fundamentalarbeiten. 
Normal · Quedſilberwiderſtaͤnde. 

Als Grundlage für die feinſten elektriſchen Meſſungen 
iſt die Herftellung einer Anzahl von Normal-Quechſilber⸗ 
wiberftänden (gejeßlihes Ohm, vergl. weiter unten, 
Seite 1374) erforderlich, weldhe den weitgehendften Anſprüchen 
an Genauigkeit zu genügen im Stande find. Zu dieſem 
Zwecke wurden etwa 400 Röhren aus Jenaer Glas KVIW 
durch vorläufige Kalibrirung auf die Gleihmäßigfeit des 
Bolumens geprüft und eine Anzahl derfelben in ber Anftalt 
mit Theilung verjehen. Außer einer möglichſt genauen 
KRalibrirung in engen Intervallen mußte noch bejonderer 
Werth darauf gelegt werden, den bei den bisherigen Ver: 

leihungen nicht zuverläffig genug beftimmten Werth des 
ogenannten Ausbreitungswiderftandes, das iſt des Wider: 
jtandes bei dem Uebergang des eleltrifchen Stromes aus 
den Enden des Nohres in die Zuleitungen, zu ermitteln, 
wofür eine neue Methode zur Anwendung kommt. 


Elellredynamometer. 
Das zur Füllung der —* und Anſatzſtũcke nöthige 
Duedjilber wird auf elektrolytiſchem Wege mit Hülfe einer 
ermofäule gereinigt und nachträglich im Iuftleeren Raum 
deſtillirt, um alle Spuren fremder Metalle, die dem fäuflichen 
reinen Quedfilber etwa noch anhaften, zu befeitigen. 

Die zur Meffung abfoluter Stromjtärten gegenmwärti 

m großen Theil au 

der Bergleihung ber ve Stronmirkungen 
mit der von der Erde ausgeübten Kraft. Es ergiebt ſich 
daraus die Nothwendigkeit, nit nur dieſe Kraft wieder 
auf eine bequem meßbare zurüdzuführen, ſondern aud) 
deren fortwährende Veränderungen zu beobadıten, jowie 
vorfommende magnetiihe Störungen zu berüdjichtigen. 
Alle auf anderer Grundlage Zonjtruirten abjoluten In— 
fteumente geftatten nur die Anwendung verhältnigmäßig 
geringer Stromftärten und find nicht frei von erheblicher 
Mitwirkung elaftiicher Kräfte von unſicherer Beftändigkeit. 
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| 
Diefe letzten beiden Uebelſtände find in einem neuen in ber 
Werkſtatt der Reichsanftalt gebauten Elektrodynamometer, 
das nur die Schwere als Vergleihötraft bemügt, ftark ver- | 
mindert, jo ba man damit auch ziemlich hohe Stromftärten 
direft meljen kann. Neue Methoden zur Beitimmung ber | 
Inklination find mit dieſem Inſtrument ohne Weiteres 
ausführbar. 
Vertbeilung ber Arbeiten. 
Mit den vorermähnten Arbeiten find zur Zeit 1 Mit | 
glied und 3 Affiftenten befchäftigt, zeitweilig waren noch 
ein Zeichner und zwei Rechner thätig. Die zu den Auf— 
aben der eriten Wbtheilung gehörigen optiichen Unter 
—— werden vorläufig in Verbindung mit den für 
die Zwecke der zweiten Abtheilung bejtimmten ausgeführt. 
Außerdem werden von einem wiſſenſchaftlichen Hülfsarbeiter 
der eriten Abtheilung noch in den Räumen ber zweiten 
Abteilung magnetiihe Verſuche gemacht, welde, ebenjo 
wie Die optijchen Wrbeiten, weiter unten Erwähnung 
finden follen. 





I. Thätigkeit der zweiten Abtheilung. 

Die Arbeiten der zweiten Abtheilung laſſen fih in 
6 Gruppen gliedern 1) in jolche, welche ſich auf Meſſung 
von Wärme und Drud beziehen, 2) in elettrijche, 3) in 
optiihe, 4) in präziſionsmechaniſche Unterfuchuugen, an 
welde fih Prüfungen von Materialien der Feinmechanik 
mern von Konjtruftionstheilen anſchließen, 5) in Werk— 
tatt3arbeiten und 6) im chemijche Unterſuchungen. Der 
vierten Arbeitsgruppe ijt aud) die Prüfung von Stimme 
gabeln zugemwiejen. 


Urbeiten auf dem Gebiete der Wärme und des Drudes, 

Die hierher gehörigen Arbeiten beziehen ſich auf Thermo 
meter, Barometer, Manometer, Wetroleumprober und 
Schmelzringe für Dampfteflelficherungen. 

Thermometrifche Arbeiten. 

Die thermometrifchen Arbeiten, welche im Gegenfaß 
zu benjenigen der erjten Abtheilung ——— praltiſche 
Zwecke im Auge haben, —— an die vor Erxrichtung 
der Neihsanftalt durch die Kaiferlihe Normal: Aichungss 
Kommilfton in Verbindung mit dem glastechniſchen Labo— 
ratorium in Jena ausgeführten Unterjuchungen an, melde 
dahin zielten, ein für thermometrijche Zwecke beffer ge— 
eignete8 Glas zu erzeugen, als bis dahin üblich mar. 
Ende 1884 töe das glastechnifche Laboratorium dieſe 
Aufgabe und ftellte Das auf Seite 1370 ſchon erwähnte Glas 
F welches die bei den gewöhnlicheren thüringer Glas— 
orten überaus ſtörende Veränderlichleit der daraus herge— 
jtellten Thermometer nicht mehr aufwies. Nachdem fobann 
die Glashütte in Jena fi) entſchloſſen Hatte, dieſes Glas 
in ſtets gleihbleibender Beihaffenheit anzufertigen und in 
ben — zu bringen, war im November 1885 die amt: 
liche Prüfung und Beglaubigung zunächſt für ärztliche 
Thermometer eingeführt worben. 

Prüfung ärztlicher Thermometer. 

Dieſe Prüfungsarbeiten gingen auf die Reichsanſtalt 
bei deren Begründung über, und fie war bald in der 
Lage, auf Grund der von der Normal-Aichungs-Kommiſſion 
gejammelten Erfahrungen und ihrer eigenen weiteren Unter— 
fuchungen, die Prüfungen in ausgedehnterem Umfange aufs 
zunehmen, als fie bis dahin geſchehen waren, Der Bedarf an 
amtlich beglaubigten Thermometern für ärztliche Zwede wuchs 
babei in — ig Grabe, daß man es für angezeigt hielt, 
Prüfungen diefer Art von der Neichsanftalt an ein aus 
ſchließlich für jolde Arbeiten beftimmtes Zweigintitut ab- 


| felbft geprüft und geftempelt wurden, 


zugeben. Die Großherzoglih Sächſiſche Regierung fand 
he) bereit, in bem Mittelpunft der Thüringer Thermometer: 
induftrie, in Ilmenau, eine ſolche Brüfungsanitalt zu er 
richten, welche nad) den von i 


mitwirkt. Die Zahl ber ärztlichen Thermometer, welche in 
den drei Jahren ihres Beitehens von der Reichsanſtalt 
beläuft ſich auf 
nahezu 25 000. Die Anftalt in Ilmenau ift am 17. DE 
tober 1889 eröffnet worden umb hat in dem erjten Jahre 
bes Bejtehens etwas mehr ald 20 000 Thermometer be 
laubigt. Dabei hat jhon vor Errichtung der Ilmenauer 
rüfungsanftalt die Ausfuhr von ärztlichen Thermometern 
in das Ausland — bu rei in Folge der 
Einführung der amtlichen Beglaubigung — fi ganz er- 
heblich geiteigert, nach einigen Angaben jeit 1885 mehr 
als verdreifaht. Auch befteht fein Zweifel, daß dieſe fait 
ausschlieglih in Thüringen ausgeübte Fabrilation durch 
die Jimenauer Anſtalt noch zu einem weit größeren Wachs— 
thume gelangen wird. 
Thermometer für wiffenichaftliche und folde für chemiſche Zmede. 
Seit dem Aufblühen der Ilmenauer Anftalt Hat, wie 
dies beabfichtigt war, die Zahl der der Reichsanſtalt zur 
Prüfung zugehenden ärztlihen Thermometer wejentlih ab- 
genommen; dagegen haben die Beglaubigungen ſolcher 
Wärmemejler, deren Prüfung größere Genauigkeit erfordert 
oder bejondere Schwierigfeiten darbietet, fid) fortgelegt ge— 
fteigert. An Thermometern für wiljenichaftlihe oder für 
chemiſche Zwede find bisher mehr als 2000 geprüft worden. 
Die wiſſenſchaftlichen Anftalten Deutfchlands gewöhnen ſich 
immer mehr daran, die Unterjuhung ihrer Thermometer 
der Reichsanſtalt zu übertragen; andererjeit# hat die Prü— 
fung der Thermometer für höhere Temperaturen fich jo ges 
ftalten lafjen, daß der chemiſchen Induftrie weientlihe Vor: 
theile daraus erwachſen. In den chemilchen Betrieben 
werden nämlich Thermometer der legtgenannten Art vielfach 
gebraucht, fie waren aber bisher wenig zuverläfjige Meß— 
eräthe, weil die aus gewöhnlihem thüringer Glas ge- 
ertigten und nicht in bejonderer Weife behandelten Ther- 
mometer nad) lang dauerndem Gebraud in Pu Tem: 
peraturen bleibende Veränderungen bis zu 10 und jelbit 
20 Grad erleiden. Durch Ginfhrung des Jenaer Normal: 
thermometer-Glajes jowie durch Anordnung einer längeren 
Erhitung ber Inftrumente vor Fertigſtellung ihrer Stale 
ift es der Reichsanſtalt gelungen, die WVeränderlichleit ber 
von ihr geprüften Thermometer in geringe, für die Praris 
zu vernadjläffigende Grenzen einzufgränten. Dabei nahm 
man darauf Bedacht, die Angaben von Duedfilberther- 
momelern aud für hohe Temperaturen an das Luftiher- 
mometer anzujchliegen, was früher noch nicht in ausgiebigem 
Umfange erfolgt war, was aber nöthig ift, wenn man den 
— für 300 Grad bereit8 einen (Fehler von nahezu 2 Grad 
verurfachenden — Einfluß der dem Verlauf der Tem— 
peratur nicht ganz entjpredhenden Ausdehnung des Glaſes 
auf die Thermometerangaben berüdfichtigen wil. Enblich 
bemühte man fi, Quedfilberihermometer auch für Tem- 
aturen, weldje den Siedepunkt des Duedjilbers (360 Grab) 
überfteigen, braudibar zu maden. Schon vor längerer 
Zeit ift für dieſen Zweck vorgeihlagen worden, die Ka— 
pillare oberhalb der Duedfilberjäule mit Stidjtoff zu 
füllen, welches Gas bei ber Ausdehnung des Duedfilbers 
von diefem derartig zufammengedrüdt wird, daß der Drud 
das Sieden verhindert. Dieſer Borjhlag hatte bisher 
größere Verwerthung in der Praris nicht gefunden, weil 
die Bedingungen für die ridhtige Wirffamfeit folder In— 
ftrumente nicht gehörig befannt waren. Die Reichsanſtalt 
hat den Vorſchlag — und auf ihre Veranlaffung 
gelangen nunmehr Queckſilberthermometer in den Verkehr, 


hier aus erlaſſenen Beſtim- ias 
| mungen arbeitet und bei deren Kontrole die Reichsanſtalt 
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zumaden hat, auch hierbei insbejondere durch Prüfung von 
aräometriihen Hülfsmitteln zu unterftüßen. 


Prüfung von Schmelzringen. 

Endlich ift noch die Beglaubigung der Schmelze 
temperaturen von Legirungsringen für Schma topffride 
Dampftefjel-Sicherheitsapparate von der Normal-Midungs- 
Kommilfion auf die Neichsanftalt übergegangen. Auch dieſe 
Arbeiten wurden im früherer Weije fortgeiegt, nur fügte 
man eingehende Studien hinzu über die Veränderlichkeit 
der Schmelzpuntte der Ringe unter dem Einfluſſe lang- 
andauernder Erhigungen. Ferner wurden die Prüfungen 
auf Ringe ausgedehnt, welche bei Temperaturen bis über 
2200 jchmelzen und für Keſſel beitimmt find, deren Drud 
bis zu 20 Atmofphären fteigt. Von der Reihsanftalt find 
bisher mehr als 16 000 Legirungsringe geftempelt worden. 

Mit den vorerwähnten Arbeiten jind zur Zeit 1 Mit- 
glied, 1 Mijiftent und 3 wiſſenſchaftliche bezw. techniſche 
Hülfsarbeiter beichäftigt. 

Elettriſche Arbeiten. 

Die Hauptaufgabe des elektriihen Laboratoriums bes 
jteht in der Prüfung und amtlichen Beglaubigung von 
eleltriſchen Meßgeräthen. Außerdem joll es ber Elektro— 
technik durch Ausführung von Meſſungen jeder Art in allen 
ſolchen Fragen zur Seite ftehen, in welchen ein allgemeines 
wiſſenſchaftliches oder techniſches Inlereſſe vorliegt. 


Prüfung elettriiher Mebgeräthe. 
ur amtlichen Beglaubigung werden bisher nur 
eleftriiche Widerftände ſowie Stroms und Spannungsmeiler 
für Gleihjtrom zugelaſſen. Schon dem Erlaß von Bes 
jtimmungen für die Prüfung diefer Meßgeräthe mußte 
aber eine große Neihe umfaflender Vorarbeiten vorans 


gehen, 
Elektrijche Widerftände. 


Zunächſt kam es barauf an, zuverläfjige Maße für 
den eleltriſchen Widerftand anzufertigen und an die hierfür 
vorhandenen Urnormale anzuſchließen. Da die Herftellung 
ſolcher Urnormale (mit Duedfilber gefüllte Glasrohre von 
genau ermittelten und gewiſſen Sollwerthen möglichit nahe 
kommenden Abmejlungen) durch die phyſilaliſche Abtheilung 
der Neichsanftalt erjt 5 in Ancrif genommen werden 
fonnten (vergl. Seite 1371) und zudem ihre Fertigſtellung 
erſt nach längerer Bei zu gemwärtigen war, jo wurden vor- 
läufige Normale dieſer Art angefertigt und mit Kopien 
eben folder Normale bewährter deutſcher Forſcher ſowie 
mit Widerſtandsmaßen ausländischer wiſſenſchaftlicher Injtitute 
verglichen. 

Sodann waren Gebraudswiderftände aus Draht an- 
zufertigen und Unterfuchungen über das bejte Material 
dafür anzuftellen. Die bis jept verwendeten zinfhaltigen 
Legirungen find wenig zwedentipredhend, meil die Größe 
des elektriihen Widerjtandes in Drähten diefer Art ſich 
mit der Zeit ändert. Das jogenannte Patentnidel, eine 
auch zu den Reichsnickelmünzen gebraudpte Legirung, erwies 
ſich als ein weit zwedmäßigeres Material. Die bier nod) 
auftretenden Veränderungen rühren davon ber, da das 
Aufwideln der Drähte auf die Spulen Spannungen vers 
urjacht, weldhe erft nach und nadı verſchwinden; man fand, 
daß dieje Aenderungen — ähnlid wie bei Glasröhren — 


durd) langandauernde Erwärmung auf höhere Temperaturen 
„ beieitigt werden können. Endlich gelang es, in den Mangan: 
legirungen ein Material zu finden, das feinen elektriſchen 


Widerſtand mit der Temperatur in weit geringerem Maße 
ändert, als es bei den ſonſt für Widerſtände gebrauchten 
Kupferlegirungen und auch bei dem Patentnidel der Fall 
it. Die Einführung von Drähten und Blechen aus 
Mangannideltupferlegirungen in die elektriſche Technik Hat 
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viele Anerfennung aud im Auslande gefunden und ver: 
fprigt nicht nur für Wibderftände, jondern aud für 
Spannungsmefler von Bedeutung zu werden. 

Auch in der Konitruftion der Widerftände jind mande 
Berbefjerungen in der Neihsanftalt entworfen worden. 
Durch Verwendung gut ifolirter und auf Metallipulen auf: 

ewidelter Drähte, welche in ein Petroleumbad eintauchen, 
at man Normalwiderjtände hergeftellt, deren Temperatur 

jehr genau beftimmen läßt und welchen die durdy den 
Strom entwidelle Wärme jchnell entzogen wird. Zur 
genauen Abgleihung dieſer Widerjtände auf eine bejtimmte 
Temperatur iſt ein Nebenihluß von feinem Draht vor: 
geiehen, während man bei den bisherigen Widerftänden 
nur im Stande war, die Temperaturen anzugeben, für 
welche die Widerftände ihren richtigen Werth Haben. 
MWiderftände unter O,1 —* werden aus Blechen her— 
geſtellt und durch Einlneifen Heiner Löcher in dieſelben 
abgeglichen, auf welche Weiſe man recht kompendiöſe Ein— 
richtungen erhält, im Gegenſatz zu den bisher vorzugsweiſe 
für dieſen Zweck gebrauchten unhandlichen Kupferſeilen 
oder Kupferſtangen. 

Stromjtärfe und Spannung. 

Das zweite Grundmaß für die elettriihen Meffungen 
bildet die Einheit der Stromjtärke, das Ampere. Diele 
durch den internationalen Elektriferfongrei von 1884 auf 
—— Einheit kann nach den ſorgfälligſten Verſuchen von 

ohlrauſch und Maxwell durch diejenige Stromſtärke dar— 
geſtellt werden, welche in einer Stunde 4,09, Gramm Silber 
aus einer Silberlöfung niederſchlägt. Mittels des Silber: 
voltameterö wird bie eleltromotorische Kraft der jogenannten 
Normalelemente kontrolirt, dieje felbit wiederum wer: 
den in Verbindung mit den vorerwähnten Meinen Wider 
ftänden zu Strom» und Spannungsmejjungen benußt. 

Ueber die Normalelemente, welche zu jeder Seit leicht 
wiederzugewinnende Normale der eleltromotoriſchen Kraft 
bilden, jind nad) verjchiedenen Richtungen bin Unter 
fuchungen angejtellt worden. Man fuchte die Abhängigkeit 
diefer Elemente von der Temperatur, ſowie den Einfluß 
verſchiedener Formen und der Verwendung von Materialien 
—— Herkunft für ihre Zuſammenſetzung zu er— 
mitteln. 


Bisherige Erfolge der Prüfungen elettrifher Meßgeräthe. 
Die Prüfung elektrifcher Meßgeräthe Hat bisher noch 
feinen namhaften Umfang angenommen, obwohl alljeitig 
ein Bedürfniß für folce Prüfun en anerkannt wird. Dies 
liegt, wie es fcheint, vorzugsweile daran, daß die zur Zeit 
in der Technik üblichen Mebgeräthe noch nicht denjenigen 
Grad ber Genauigkeit einhalten, welchen die erlafjenen 
Vorſchriften verlangen und welder in Uebereinjtimmung 
mit ber Meinung ber maßgebenbjten Praktiker im Interefle 
einer ſachgemäßen Handhabung der Inftrumente gefordert 
werden muß. Um volle Klarheit zu ſchaffen, hat die Reichs— 
anftalt vor einiger Zeit Strom« und Spannungsmefler der 
verichiebenften Konftruftionen und aus verjchiedenen deutſchen 
Fabriken beihafft und einer vergleichenden Unterſuchung 
unterworfen. Hierbei find im Ganzen 22 verjcdiedene 
Konjtruftionen aus 8 FFabrifen unterfucht worden. Es 
zeigte fi, daß an den meiftentheil$ ungenügenden Leiftungen 
er Injtrumente neben unzureichender kion und da⸗ 
durch verurfadhter zu großer Reibung an ben Achſen bie 
—— Remanenz des Magnetismus im Eiſen Schuld 
trägt. Alle dieſe Meßgeräthe beruhen nämlich auf der 
magnetiſchen Wirkung des eleltriſchen Stromes, die in der 
Regel ein bewegliches Eiſenſtück beeinflußt. Die Remanenz 
des Magnetismus im Eiſen es nun zur Folge, dab bie 
Meßgeräthe bei fteigender Stärke beziehungsmeife Spannung 
andere Anzeigen liefen als bei in nder. Nachdem die 
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Erfolg, weil man nicht in der Lage war, hinreichend reines 
Platin zu verwenden. Borzugsmeife im Hinblid ‚ige 
find die auf Seite 1379 mitzutheilenden Berfuche über die 
wedmäßigften Methoden für Gewinnung möglichſt reinen 
Biatins in Angriff genommen worden. Nach endgültigem 
Abſchluß berjelben follen die Arbeiten für Herftelung der 
Biole’ihen Einheit wieder aufgenommen werden. In Ber- 
bindung damit will man auch die Lichtſtärke meſſen, welche 
bie Oberflähe von Platin im Momente des Schmelzens 
ausftrahlt und welche ber Siemens'ſchen Lichteinheit zu 
Grunde liegt. i 

Smgmilihen hat man Verſuche eingeleitet, um auf einem 
neuen Wege eine unveränderliche Lichteinheit zu gewinnen. 
Bei denfelben ift man bejtrebt, bie Stärke einer Lichtquelle 
dadurch feft zu Halten, daß man ihre Temperatur auf ein 
bejtimmtes Maß bringt. Zu diefem Behufe follen mehrere 
Methoden verfucht werben. Bei der einen will man vers 
fchiedene Regionen des Spektrums ber Lichtquelle mit eins 
ander vergleichen und ſich dabei eines neu entworfenen, 
zur Seit noch im Arbeit befindlichen Spelktralphotometers 
bedienen, welches genauere Werthe liefert als die bisher 
befannten Photometer dieſer Art. Bei einer anderen 
Methode wird eine Platinplatte geglüht und die eleltro- 
motoriſche Kraft gemeſſen, welhe an der Berührungsitelle 
zwiſchen der glühenden Platte und einem Platin-Rhodbiums 
draht auftritt. Die Unterfuhung hat zu lehren, ob ber: 
* ie Kraft diejelbe Leuchtkraft des Platins 
entfpricht. 

Indeſſen der Abichluß diefer Arbeiten fteht noch weit 
inaus, während es für bie Beglaubigung ber Hefner- 
en darauf ankam, wenigſtens eine vorläufige Licht» 
einheit alsbald zu erlangen. Die ſchon erwähnten elek 
trijhen Glühlampen mit Strom von lonſtant erhaltener 
Stärke erwieſen ſich aber für dieſen Zwed als völlig aus— 
reihend. Man verwendet mehrere folder Lampen und 
läßt bie gg die anderen jeltener brennen; letztere 
dienen dann als Kontrolnormale für die Gebrauchsglüh: 
lampen. Da ſich gezeigt Hat, daß die Helligkeit einer 
ſolchen Glühlampe in: 200 Brennftunden erſt um etwa 
0,01 ihres Anfangswerthes fi) verringert, jo it es mög⸗ 
lich, eine Reihe Polcher Lampen mit einer für praftijche 
wede ausreichenden Genauigkeit als vorläufige Normale 
fe beliebig Iange Zeit zu verwenden, jofern man nur das 
ür forgt, etwa ſchabhafi werdende Glieder der Reihe durch 
andere Qampen zu erjeßen und dieſe wiederum durch ent 
ſprechende Vergleihungen an bie bleibenden Glieder der 
Reihe amzufchließen. Die benupten Glühlampen haben 
übrigens eine bejonbere Einrichtung erhalten, indem man 
für fie einen geraden Kohlenfaden wählte und ihn arial 
in einem zylindrifhen Rohr befeftigte. Diefe Einrichtung 
macht die Entfernung zwifhen Glühlampen und Photometers 

ihirm genau meßbar. 

Prüfung eleftrifcher und anderer Fichter. 

Es find alle Vorkehrungen getroffen, um elektrifche 
Glüh- und Bogenlidhter ſowie Gas: und Betroleumlampen 
auf ihre Lichtitärte prüfen, jedoch konnte bezüglidyen 
Erſuchen aus der Technif bisher wegen ber Beichränftheit 
der Dienfträume nur in geringem Umfange genügt werben. 
Dies wird ſchon nad Berlegung der optiſchen Arbeiten 
in das Objervatorium ber phyſikaliſchen Wbtheilung ſich 
ändern. für die eleftrifhen Bogenlichter ift ein uns 
mittelbarer Anſchluß an die Hefnerlampe möglich; ein nad) 
einem älteren Vorſchlage Aubert's hergeftellter Apparat 
erlaubt e8 nämlich, einen Kreisausſchnitt von verftellbarem 
Winkel fo jchnell rotiren zu laffen, bat das hindurchfallende 
Licht von dem Auge als kontinuirlich wirfend empfunden wirb; 
die Stärke dieſes Lichtes fteht aber zu derjenigen der uns 
geſchwächten Lichtquelle in demſelben Verhältnik wie ber Kreis⸗ 


ausjchnitt zu dem Inhalt des ganzen Kreiſes. Auf biefem 
Wege läht fi) fomit eine genau meßbare und ziemlich weit 
gehende Schwächung ftarker Lichtquellen zum —— ihrer 
Vergleichung mit ſchwachen Lichtern erzielen. 


Prüfung optiſcher Gläſer, 

Die übrigen optiſchen Aufgaben der Reichsanſtalt 
en bisher wegen ber —— Räume und ber 
nicht genügenden Anzahl von Beamten in den Hintergrund 
treten. Indeſſen wird man in ber 8 e auch ben An— 
forderungen ber praftijchen Optif auf — von optiſchen 
Gläſern (planparallelen Platten, Linſen, Prismen u. ſ. w.) 
entſprechen können. In vereinzelten —— find ſolche Prü- 
fungen auch für Private bereits ausgeführt worden, außerdem 
wurden für militäriiche Zwecke wiederholt Fernrohre ge— 
prüft, wobei man beitrebt war, bie Ergebniſſe fjoldyer 
Prüfungen in einer praftiih verwerthbareren Form aus— 
zufprechen, als bisher üblich war. 

Prüfung von Rolarifationsinftrumenten. 

Die Prüfung und Beglaubigung von Polarifationg: 
inftrumenten, welche gleichfalls zu ben Aufgaben der Reichs— 
anftalt gehört, iſt bisher noch nicht in Angriff genommen 
worden. Man wird aber auch biejer Frage näher treten, 
fobald die Raum= und Perjonalverhältniffe es geftatten. 

Mit den optifchen Arbeiten find zur Zeit 1 Mitglied, 
1 Alfiftent und 1 anderer wiflenfcpanlidher Hülfsarbeiter 


beichäftigt. 
Prüfung von Stimmgabeln. 

Seit Anfang 1888 ift die Reichsanftalt mit der Prü— 
fung unb Beglaubigung von Stimmgabeln betraut. Die 
zu Wien im Jahre 1885 zufammengetretene internationale 
Stimmtonkonferenz, bei welcher von ben deutſchen Staaten 
Preußen, Württemberg und Sachſen vertreten waren, hat 
fi für einen essen von 870 halben ober 435 
ganzen Schwingungen in der Sekunde entjchieden und eine 
amtlihe Beglaubigung jolder Stimmgabeln anempfohlen. 
Us die Reichsanſtalt diefe Beglaubigungsarbeiten über- 
nahm, war es nöthig, die deutſchen Militärfapellen mit vor: 
läufig geprüften Gabeln fofort auszurüften, ſodann aber 
ſchleunigſt eine richtige Normalgabel von genau 435 Schwin- 
gungen herzuftellen, um für bie Ausgabe vom möglichit 
richtigen Gabeln für Zwede der Mufil- und der Unterrichts- 
anftalten gerüftet zu jein. 


Herftellung der Rormalgabel. 


Zur Erlangung der Normalftimmgabel find brei ver- 
ſchiedene Wege eingeihhlagen worden, Die nächſtliegende 
Methode beftand darin, auf einem durch ein gutes Uhr— 
wert in möglichſt gleihmäßige Umdrehung verjeßten, be— 
rußten Cylinder eine ſchwingende Stimmgabel mittels eines 
an einem Zinkenende befeftigten, leichten Stiftes die Schwin- 
gungen aufjchreiben zu laſſen und letztere auszuzählen. Bei 
einer zweiten Methode wurbe bas in der Bielfahtelegraphie 
ebrauchte jogenannte phonifche Rab benugt. Auf den Um— 
ang biefes Rades find eine größere Anzahl gleichartiger 
Plätthen aus weichen Eifen in gleihmäßiger Vertheilung 
aufgehefte. Hat man nun eine auf eleftriichem Wege er- 
regte und in dauernden Schwingungen erhaltene Stimm- 
gabel und läßt auf die Eifenplättchen des phonischen Rades 
einen Elettromagneten wirken, der von demjelben Strom in 
Thätigfeit gejeßt wird, welder die Stimmgabel bemegt 
und von biejer felbjt entjprechend ihren Schwingungen ab» 
wechſelnd geichloffen und unterbrochen wird, jo nimmt das 
eine gleihmäßige Umdrehungsgeſchwindigleit an. 
Dabei geftattet e8, die Zahl der Schwingungen der elektriic) 
erregten Gabel mit großer Genauigkeit zu ermitteln. Eine 
dritte Methode geht dahin, die Schwingungszahl der Normal: 
ftimmgabel unmittelbar von der Bewegung eines Sehumbdens 
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Vorausfegung, bak auch für diefe Schrauben die Reichs: 
anftalt die Prüfung und Beglaubigung von Lehren und 
Normaljchneideifen übernimmt. 

Dieje Arbeiten fanden unter perſönlicher Leitun 
Abtheilungsdireltors jtatt, außerdem betheiligten fi 
Werlſtattsvorſteher und ein Afjiftent daran. 


Berfitattsarbeiten. 

Die Werkftatt ift im erfter Neihe dafür beftimmt, 
mechanische Arbeiten = den eigenen Bedarf der Reichs— 
anftalt auszuführen, joweit ihre anderweitige Beihaffung 
Schwierigkeiten bietet. Ihre Hauptaufgabe liegt beshal 
in ber Herftellung proviforischer Vorrichtungen, wie fie für 
die Verjuche der verichiedenen Arbeitsgruppen der Anftalt 
fortgejegt nöthig werden. Sodann foll die Werkſtatt für 
deutſche Gewerbetreibende oder für Behörden Inftrumenten- 
teile anfertigen oder jonftige mechanische Arbeiten liefern, 
deren Herftellung in Privatwerfjtätten außergewöhnliche 
Hülfsmittel erfordert. In diefem Sinne übernimmt jie die 
Ausführung von Theilungen auf Mutterkreijen von Kreis: 
theilmafchinen und in gewiſſen bejonderen ‘Fällen aud die 
Anfertigung von Normallehren und Normalmaßen. 

* die zuletzt genannten Zwecke iſt die Hülfe der 

tt bisher nur in geringem Maße in Anſpruch genommen 
mworben, insbejondere, weil die Einrichtungen zur Aus— 
führung von Kreistheilungen erft ſeit Kurzem fertig geftellt 
find. Dagegen haben die Anforderungen an die Leiftungen 
der Werkitatt für den eigenen Bedarf der Anftalt ent: 
ſprechend dem Umfang der verjchiedenartigen phyſilaliſchen 
und technijchen Unterſuchungen berfelben eine fortgejeßte 
Steigerımg erfahren. Die Zahl der Mechanifergehül 
wuchs nad und nad) auf fünf, außerdem werben nod ein 
Maſchiniſt, ein Klempner und ein Tifcyler beichäftigt; dabei 
werden die für das eleftriiche Laboratorium bejtimmten 
mechaniichen Arbeiten größtentheils von dem eigenen Hülfs- 
perjonal beffelben ausgeführt. 

Verſuchswerkſtatt. 

Drittend fol die Werkſtatt Verſuche über die ver— 
jchiedenen in der Feintechnif gebräudjlichen Materialien, ihre 
zwednäßigfte Bearbeitung und jonftige Behandlung anftellen. 
In diefer Richtung Haben einerfeits zahlreiche Probeſchmel⸗ 
zungen für elektriſche, ſowie für opt Zwecke jtattgefuns 
den. Man hat Verſuchsſtäbe hergeftellt aus Legirungen 
von Eiſen mit Zink, Zinn, Wolfram, Nidel, Mangan zc., 
ebenjo Legirungen von Zinf mit Blei, Arjen, Magnefium zc.; 
auch Spiegelmetalle verjchiedener Zufammenjegung find an— 

efertigt worden. Andererjeit$ wurde daß Verhalten ver: 
chiedener Beizen und Lade bei den vorzugsweiſe gebrauch— 
ten Metallen unterfucht; endlich find een Ergebnifie 
in umfangreichen Arbeiten über die Anlauffarben der Me— 
talle erzielt worden. Für die zur B laubigung zuzulaſſen⸗ 
den Stimmgabeln war nämlich _ dem Vorſchlage der 
internationalen Stimmtontonferenz (Seite 1376) das Blau- 
anlafien vorzufchreiben, um etwaige Beſchädigungen der 
beglaubigten Stimmgabeln nachträglich ſofort tenntlich zu 
machen. Um aber einen gleihmähigen blauen Ueberzug 
zu erzielen, war man genöthigt, dafür ein neues Verfahren 
—5——— im Luflbade) anzuwenden, das ſich ſehr ein— 
ad und handlich geftalten ließ und zugleich genaue Tem- 
peraturbeftimmungen für den Eintritt ber verjchiebenen 
Anlauffarben ermöglichte. Die Ergebniffe diefer Berfuche 
zeigten, daß bdie.üblichen Annahmen über dieſe Tempera- 
turen bei Stahl nicht zutreffen. Insbeſondere beftätigte 
fih eine ſchon vor Jahrzehnten andeutungsweiſe geäußerte, 
aber neuerdings in Vergeſſenheit gerathene Behauptung, 
daß ber Eintritt der Farben nicht blos von dem Grade 
der Erwärmung, fondern auch von der Dauer derfelben 
abhängt. ferner fand man aber, daß nicht nur bie Härte, 


des 
ber 


fondern in weit höherem Grabe noch die Zufammenfegung 
des Stahles auf den Eintritt der einzelnen Farben von 
Einfluß if. Das angewandte Verfahren legte es nahe, 
aud über die Anlauffarben bei anderen Metallen einige 
orientirende Verſuche anzuftellen, und man erhielt dabei jo 
ihöne und glänzende FFärbungen, daß man es für noth- 
wendig hielt, die funftgewerblichen Kreife auf bie Erwär— 
mung im Quftbabe zur Schaffung farbiger Ueberzüge auf 
Gegenftänden von Kupfer und Kupferlegirungen aufmerkſam 
zu machen. Die aus Süd- und Norddeutichland zahlreich 
eingegangenen Anfragen beweiſen, daß das Kunftgewerbe 
bereit8 bemüht ift, fich diefes Verfahren nutzbar zu machen. 

Die Unterfuhungen über Anlauffarben haben zugleich 
bewiefen, daß die gewöhnliche Annahme, wonach bei ge 
härtetem Stahl die Anlauffarbe ein Kennzeichen der Härte 
ift, nicht in aller Strenge zutrifft, und es find demzufolge 
Vorbereitungen getroffen, um die Veränderung der Härte 
ſowie ber Elafioität von Stahl durd; Erwärmungen von 
nr Grade und verfchiedener Dauer zu unter- 
uchen. 

Die Arbeiten der Verſuchswerkſtatt find unter Leitung 
des Werkſtattsvorſtehers von einem techniſchen Hülfsarbeiter 
ausgeführt worben. 


Chewmiſche Arbeiten. 


Dem chemijchen Laboratorium Liegt die Löfung der— 
jenigen chemiſchen Fragen ob, melde im Bufammenhange 
mit den Arbeiten beider ——— der Reichsanſtalt 
auftauchen. Zu dieſem Behufe hat es einmal Analyſen 
verſchiedener, für die andermweitigen Arbeiten wichtigen Ma— 
terialien auszuführen, fodann aber fallen ihm zuſammen— 
hängende jelbjtändige Unterfuchungen zu. Solche erjtredten 
fi) bisher auf Glas und auf die Reindarſtellung gemifler 
Metalle. Außerdem war die Thätigkeit des chemiſchen La— 
boratoriums fieben Monate lang ausſchließlich durch Stu— 
dien über das raudjlofe Pulver in Anſpruch genommen. 


Störungen bei @ibellen. 


Die Glasunterfuchungen zielten zunächſt auf Ermittes 
lung der Urſachen für die jtörenden Ausjcheidungen, welche 
bei den für alle feineren Meffungen und bejonders für 
geodätische und artilleriftiiche Zwede umentbehrlichen Libellen 
(Flüffigleitswaagen) auftreten. Dieſe Ausſcheidungen ftellen 
ſich mit der Zeit an der inneren Glasoberfläde ein und 
heben dann die Brauchbarfeit der Libellen völlig auf. 
Durch PVerfuche konnte man nachweifen, daß die Ausſchei— 
dungen in Folge der Einwirkung des Waſſers auf Glas 
entftehen, indem der Wether, mit welchem die Libellen ge 
füllt find, in der Regel Spuren von Waller enthält. Da 
die Füllung der Libellen mit ganz waflerfreiem Aether überaus 
ſchwierig iſt, jo ergab fi, daß zur Vermeidung der er 
wähnten Uebelftände bei der Anfertigung der Libellen ein Glas 
verwendet werden muß, welches möglichit wiberjtandsfähig 
gegen Waſſer if. Man fand eine aud von Ungeübten 
leiht anmendbare Methode, um den Grad der Widerfianbs- 
fähigkeit von Glasoberflähen gegen Waſſer burdy eine 
Farbreaftion zu ermitteln. Füllt man nämlich ein Rohr 
mit einer eofinhaltigen Löſung von Wafler in Aether und 
läßt fie längere Zeit barin Suter, jo nimmt das Glas 
eine um fo tiefer rothe Färbung an, je weniger Widerftand 
feine DOberflähe dem Einfluß des Waſſers entgegenjept. 
Durch Zerſetzung des Glajes wird nämlich eine größere 
oder geringere Menge Alkali frei, welches durd das Eojin 
in ein gefärbtes Salz übergeführt wird. Die für Libellen 
beitimmten Röhren bedürfen im jedem alle vor ihrer 
— noch einer Vorbereitung, indem man die allaliſchen 

eftandiheile von den gejchliffenen Glasoberflächen durch 
Behandlung mit Säure entfernen muß. 
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12. Dr. 8. Feußner. Die Konftruftion ber elektriſchen Normalmwiderjtände ber 
Phyſikaliſch = Technifhen Neichsanftalt. I. Die Einzel- 
wiberftände für höhere Beträge. — Januar 1390. 
13. Ein Kompenfationsapparat für Spannungsmeflung. — 
April 1890. 
14. — Die Konſtruktion der elektriſchen Normalwiderſtände ber 


Phyſilaliſch⸗Techniſchen Reihsanfalt. Il. Die Einzel 
wiberjtände für Fleinere Beträge. — Dezember 1890. 
d) betreffend optiſche Unterfudungen. 
15. Dr. ge ERRE Erja 3 bes Photometerfettflecks durch eine rein optiſche Vor- 
tung. — Januar 1889. 


Dr. €, "Brobhun, 
16, dieſelben. Photometriſche hg I. Ueber ein neues Photo- 
meter. — Februar 1 
17. — Photometriſche er I. Lichtmeffung durch 
Schäpung —— — Kontraſtphoto⸗ 
meter). — ember 188 
18. _ Photometrifche a 


re De II. ®ergleihung ber 
eutihen Vereinskerze und ber ee mittels 
elettrijcher Glühlichter. — April 1 
e) betreffend Stimmgabeln. 
19, 2 8. Loewen= Ueber die Herftellung von Stimmgabeln. — Auguft 1888. 
erz. 
20. Dr. — Ueber die Normalſtimmgabeln der Phyſilaliſch-Techniſchen 
Reichsanſtalt und die abfolute Zählung ihrer Schwin- 
ngen. Erſter Theil. Vorbemerkungen. — März 1890. 
21. Ueber die Normaljtimmgabeln ber Rönfilaliig-Tehnifchen 
Reichsanftalt und die abjolute Zählung ihrer Schwin- 
u — Theil. Ausführung der Beobachtungen. 


f) — aan 
22. Dr. 2. Loewen- Ueber die Einführung einheitlicher —— in 
herz. die Feinmechanil. — November 188 
23. _ Der Stand ber Arbeiten für Einführung einheitlicher 
Schraubengewinde in die Feinmechanik. — September 1890. 


6) betreffend Anlauffarben der Metalle. 
24. ” 2. Loewen- Die Anlauffarben des Stahl. — September 1889. 
erz. 
26. — Ueber die Anlauffarben der Metalle und ihre Verwendung 
in ber Technik — Verhandlungen ber polytechniſchen 
Geſellſchaft zu Bert, — 1890, und Verhand⸗ 
—* u. — zur Beförderung des Gewerbfleißes. 


h) betreffend Fe Unterfugung den 01 fe“ 
26. Dr. F. Mylius. Ueber die Störungen ber Lib 


27. — Ueber die Störungen der Libellen. — Denke 18 1888, 
28. — Die zu ber Oberfläche des Glafes durch Farbreaktion. 
ruar 1889, 


29. Dr. 5. zum Ueber die Löslichkeit der Kali» und Natrongläfer in Wafler. 
— April 1889. 
Dr. 5 — 
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Journ. I, Nr. 3208. Heſſels, — Rechtshülfe —. 

1. Nr. 5676. Leſſer und Genoffen, — Abänderung 
des Mrtifel 61 des Sanbels- 
geienbudp (betreffend Kündigung 

es Urbeitsverhältnifies) —. 


efr, Siebentes Verzeichniß — Ar. 173 der Drudfahen —. 


Journ. II, Nr. 5994. Er — Rechtshülfe —. 
= 11.Rr. 6336. ab, — Bewilligung einer Benfion —. 


Berlin, den 5. Januar 1891. 


Nr. 184. 


Berichterjtatter: 
Abgeordneter Schneider (Hamm). 


Beridt 
ber 
Wahlprüfungs-Kommiffion 
über 
die Wahl des Abgeordneten Dr. Haenel im 
7. Wahlfreife der Provinz Schleswig-Holjtein. 


In dem vorgedachten Wahlkreife wurden bei der Haupte 
m. am 20. Februar 1890 31 774 gültige Stimmen ab» 
gegeben. 


Davon entfielen 
1. auf Profeffor Dr. Haenel. . . . . 11921 
2. = Knfitorialratd Dr. Stodmann in 
Hannover. . 2 2 2 20. 5 402 
3. = Bigarrenfabrifant Förfter in 
DRDIEN 6 ar race 14 443 
4. Beriplittert waren. 8 


in Sa. 31 774, 
jo daß die abfolute Mehrheit, die 15 888 Stimmen bes 
trägt, von feinem der Kandidaten erreicht worden ift. 
Bei der in Folge deſſen am 1. März 1890 ftattgehabten 

Stichwahl zwiſchen dem Dr. Haenel und Förjter erhielten 
von 33 874 abgegebenen gültigen Stimmen 

1. Dr. a. - . . 17610 

2. Föriter. . . . . 16264. 

Demgemäß wurde Dr. Haenel als gewählt verkündet 
und Hat mit Schreiben vom 5. März 1890 die Wahl ans 
genommen. 

I, 
Die Durchſicht der Wahlatien, insbefondere des Feſt— 


ftellungs-Brotofolles vom 5. März; 1890 hat Folgendes 
ergeben: 


1. Im 12. Wahlbezirt der Stadt Kiel ift ein mit | 
„Förſter“ beichriebener Wahlzettel mit Unrecht für | 


ungültig erklärt worden, da die Identität der jo 
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bezeichneten Perſon mit dem zur Stihmwahlßitehen- 

ben ——— Förfter zu Hamburg nicht 

zweifelhaft fein konnte. Der Anzahl der dort ab» 

gegebenen 968 * en Stimmen tritt daher 
ebenſo wie ben für Förſter abgegebenen 516 
Stimmen eine Stimme hinzu. 

2. Im 7. Wahlbezirk des Landkreijes Kiel find 2 auf 
den Profeſſor Haenel lautende ineinander ges 
ſchobene Wahlzettel beide für ungültig erklärt, 
während einer hätte für gültig erklärt und ber 
Zahl der überhaupt abgegebenen gültigen und 
der für Brof. Haenel abgegebenen Stimmen hätte 
hinzugerechnet werden müſſen. 

3. Außer diefen Verftößen zu 1 und 2 find im Fyeft- 
ftellungsprotofolle noch verſchiedene andere töße 
gegen das Wahlgeſetz und Wahlreglement gerügt, 
die aber immer nur die Gültigkeit oder Ungültige 
feit einiger weniger Stimmen zur folge haben 
und beshalb auf das Wahlergebniß ebenjo wenig, 
wie die Verftöße zu 1 und 2 von Einfluß fein 
würden. Ihre Prichtigfeit läßt ſich indeſſen nicht 
prüfen, da die bezüglichen Aften nicht mit eins 
gelandt find. 


II. 
Gegen die Wahl des Abgeordneten Dr. Haenel iſt 
am 14. Mai 1890, alſo rechtzeitig, der nachſtehende Wahl⸗ 
protejt beim Reichstage eingegangen: 


An den hohen Reichstag 
Berlin. 


Beichmwerde gegen die Wahl des Herren Profeſſor 
Dr. Albert Hänel in Kiel, Reichstagsabgeordneter 
des 7. ſchleswig-holſteiniſchen Wahlkreiſes. 


Unterzeichnetes Wahlfomite erhebt hiermit Be: 
fchwerde gegen die Wahl des Herrn Profeffor Dr. Albert 
Hänel in Kiel, — — des 7. ſchleswig⸗ 

olſteiniſchen Wahlkreiſes, und zwar geſtützt auf na 
— Thatſachen bei der Stichwahl am 1. März 1890. 


I. In Baaler Moor, Kreis Rendsburg, haben die 
Stimmzettel für Hänel öffentlich zu jeder Mannes Bes 
nugung im W fal ausgelegen, und zwar auf einem 
im Lokal ftehenden Tiſch. 

Zeugen find: 

€. Klages, Werftraße 35, IV., Hamburg, 
W. Möller, Dfterjtraße 71, Haus 2, I., Eims— 
büttel- Hamburg. 


II. In Gockels-Orſee, Kreis Nendsburg, hat ein 
Landmann 3 feiner Arbeiter von der Hofitelle bis zur 
Wahlurne geführt, indem die 3 Perfonen ihren Stimm: 
ettel in der Hand vor fid) in die Höhe halten mußten, 
—* nach Abgabe des Stimmzettels von erſterem mit 
Getränken traktirt wurden. 

Zeugen find: 

Louis Schulze, Scaarfteinweg 20b. IV., 
Hamburg, 
Braun, Bartelftrafe 50, St. BaulisHamburg. 


II. In Hanerau wurden die Vertrauensmänner 
ber Arbeiterpartei vom Wahlvorfteher aus dem Wahl- 
lofal vertrieben, mit den Worten: „Sie haben bier nichts 
zu fuchen.“ Als jpäter diejelben Zweds Aufnahme des , 
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Stimmzettel nur eines der Kandidaten in einem öffentlichen 
Wahllokale den Schein einer Bevorzugung diejes Kandidaten 
zu erweden geeignet ift. 

Indeſſen ift im Protefte nicht behauptet, daß die 
Stimmzettel an einer dem Wahlvorftand fihtbaren Stelle, 
etwa auf dem Tiſche, an welchem der leßtere Plaß ges 
nommen, oder mit Wijjen und jtilfchweigender Zuftimmung 
des MWahlvorftandes zur Benugung ausgelegt worden 
feien, dab es ſich aljo hier um ein pflichtwidriges Ver: 
halten einer bei der Wahlhandlung amtlich en pe 
Perſon handele. Iſt dies aber — wie hiernach anzu— 
nehmen — nicht der Fall, dann ift ein Grumd nicht 
gegeben, ein amtliches Ginfchreiten zum Zwecke der Ver: 
hütung gleicher Vorkommniſſe für die Zukunft zu ver 
anlajien. 

Zu Bunkt II des Proteſtes würde in dem behaupteten 
Borfalle unbedenklich eine grobe Beeinträchtigung der 
Wahlfreiheit durch den Arbeitgeber zu erblicken ſein, welche 
die Ungültigkeitserklärung von 3 Fir den gewählten Ab— 
geordneten abgegebenen Stimmen zur Folge haben müßte, 
indeſſen liegt auch hier eine Beranlaffung zur näheren 
Nufllärung des Sachverhältniſſes nicht vor, da der be 
ſchuldigte Landmann lediglich als Arbeitgeber in Betracht 
fommt und in diefer Eigenjchaft nicht zu den in autoritativer 
Stellung gehörigen Perjonen gerechnet werden kann. 

Die Buntte III, IV, V, Villa, IN, Xlldes Proteſtes ent 
2. eine Beſchwerde darüber, daß in einzelnen Wahl: 
ezirfen Vertrauensmänner der Urbeiterpartei aus den 
Wahllofalen während der Wahlhandlung ausgemwielen 
worden jeien. Hier traten 3 Anfichten in der Kommilfion 
hervor. 

Die eine Anficht ging dahin, daß die Ausweiſung 
einen Berftoß gegen das Wahlgeieg überhaupt nicht ent 
alte. Die Boricrift des $. 9 des Wahlgejeges, dab bie 

ahlhandlung öffentlich fer, könne nicht dahin aufgefaßt 
werden, daß Jedermann der Zutritt zum Wahllofale ge: 
ftattet werden müffe. So umnterliege es feinem Bedenken, 
dak Frauen und Kinder zurüdgewielen werben könnten, 
was bei der Berathung des Wahlgejeges im Neichstage 
von dem die Vorlage vertretenden Regierungs-Kommiſſar 
ausdrüdlih ausgeiprochen worden ſei. Dem Leiter der 
Wahlhandlung müſſe es unbeſchadet der Deffentlichfeit ges 
ftattet fein, aus Gründen der Ordnung und zur Er: 
möglihung eines ungeftörten Verlaufes des Wahlattes 
einzelne Perſonen aus dem Wahllofale zu entfernen bezw. 
ihnen den Zutritt zu verweigern. Der Reichstag Habe 
bisher auch jtets angenommen, da der Ausschluß einzelner 
Berfonen nicht die Deffentlichkeit der Wahlhandlung aufhebe. 
Es wurde in dieſer Beziehung verwielen auf die Analogie der 
im Gerichtsverfaffungsgejeg vorgeichriebenen Deffentlichkeit 
der Gerichtsjigungen, welche in der Praris von den 
Gerichten in gleicher Weife gehandhabt werde. Jedenfalls 
beichränte ſich das Erfordernii der Deffentlichkeit auf die 
Zulaffung der in dem betreffenden Wahlbezirfe wahlbe— 
rechtigten Perſonen, wie fih aus einer Vergleihung bes 
$. 9 des Wahlgeſetzes mit $. 26 Abi. 3 des Wahlreglements 
ergebe. Denn wenn ber $. 9 bejtimme, daß die Wahls 
handlung fowie die Grmittelung des Wahlergebnifies 
öffentlich jeien, fo * er offenbar beide — er andlung 
und Ermittelung des Wahlergebnifjes — 2 tlich der 
Oeffentlichleit gleih behandeln wollen. ei der Er 
mittelung des Wahlergebniffes beichränfe aber der $. 26 
Abi. 3 die Deffentlichleit ausdrücklich auf die Wähler des 
Bahlkreifes und jchliefe damit die Wähler anderer Wahl- 
freife aus. In gleicher Weije jeien demgemäß auch von 
der Deffentlichkeit der Wahlhandlung in den einzelnen Be— 
zirfen die in dieſen Bezirken nicht wahlberechtigten Berfonen 
ausgejchloffen. Die Zulaſſung ſolcher Verjonen könne im 
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einzelnen Falle eine Ueberfüllung des Wahllofals zur 
Folge haben und dadurch, jowie durch eine etwaige Kontrole 
der Wahlberechtigten die Wahlfreiheit der lehteren beein- 
trächtigen. Die Vertreter diefer Meinung lehnten dem— 
gemäß die angebotene Beweiserhebung ab. 

Eine zweite Meinung ging dahin, daß durd) die 
Zurüdweifung der Vertrauensmänner der Wrbeiterpartei 
der Grundjaß der Deffentlichkeit der Wahlhandlung verlegt 
worden und deshalb die Erhebung der angebotenen Bes 
weile anzuorbnen jei. Als die enticheidende Beſtimmung 
hierüber müfje der $. 9 des Wahlgefeges angejehen werden, 
der ohne irgend welche Einſchränkung die Deffentlichkeit vor— 
ichreibe. Die Beſchränkung der Deffentlichkeit auf Wahlberech— 
tigte ſei eine willfürliche, die in dem Geſetze jelbjt keinen 
Anhalt finde Der $. 26 Abſatz 3 des Wahlreglements 
fönne für diefe Veichränkung wicht herangezogen werden, 
einmal, weil fi) das Reglement als ein einfeitiger Erlaß 
des Bundeskanzlers Ddarjtelle, der zur Muslegung des 
Willens der geſeßgeberiſchen Faktoren, jedenfalls aber des 
Willens des Reidhstages ungeeignet ſei, und ſodann aud), 
weil jehr wohl Gründe denkbar feien, aus denen bei der 
Ermitielung des Wahlergebniffes eine beſchränktere Deffent— 
lichkeit angeordnet worden. Der Begriff der Deffentlichkeit, 
der in dem Wahlgeſetze eine Definition nicht gefunden, 
müfe aus dem Sprachgebraucdhe und der Uebung des 
öffentlichen Lebens entnommen werden unter Verüdfichtigung 
des zweifellofen Umjtandes, daß den geießgebenden Sat 
toren bei Erlaß des Wahlgeſetzes eine Beichränfung der 
Deffentlichkeit, welche nicht durch die Nüdficht auf den un— 
geitörten Verlauf der Wahlhandlung geboten werde, fern 
gelegen habe. Won diefem legteren Gefichtspunfte aus jei 
es beifpielsweife unbeſchadet der Deffentlichkeit unbedenklich 
geitattet, Perſonen, weldye die Ruhe im Wahllotale ftören 
oder fid) den von dem Wahlvorjicher zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung getroffenen Mafregeln nicht fügen, oder bei 
einem zu jtarfen und die Wahlhandlung gefährdenden 
Andrange des Publikums die zulegt gekommenen Perſonen 
aus dem Wahllofale zu entfernen, Sole Gründe jeien 
aber vorliegenden Falles — die Nichtigkeit der Angaben 
des Protejtes vorausgejeßt — für die Ausweiſung nicht 
bejtinnmend geweien, da es jich lediglich handele um die Aus: 
weiſung von Vertrauensmännern der Arbeiterpartei, die ſich 
zum Zwede der Kontrole der Drdnungsmäßigfeit des Wahl: 
geichäftes ſowie der Wahlbeiheiligung der Parteigenoifen 
eingefunden hätten. Eine Verhinderung dieſer geſetzlich 
zuläſſigen und thatjählih von allen Parteien geübten 
Kontrole bei einer Partei könnte unter Umftänden ein den 
politiichen Anſchauungen des betreffenden Bezirkes nicht 
entiprechendes Wahlergebniß zur nothwendigen Folge haben. 

Eine dritte vermittelnde Meinung ſchloß jich zwar der 
vorentwidelten Auffajiung von dem Begriffe der Deffent: 
lichkeit der Wahlyandlung an, ſprach fih aber gegen die 
— aus, da das behauptete Vorkommmiß auf 
die Gültigkeit der Wahl ohne Einfluß je. Die Aufgabe 
der Wahlprüfungssftommilfton und demnächſt des Plenum 
jei die Prüfung der Berechtigung der Neichstagsmitglieder 
zur Fortführung ihres Mandats und mur, ſoweit die in 
einem Protejte behaupteten Thatſachen für den Fall ihrer 
Bewahrheitung dieſe Berechtigung in Zweifel ftellten, fei 
die Klarſtellung derjelben geboten. Eine Verpflichtung, 
Thatfachen, welche für die Entſcheidung über die Gültigkeit 
der Wahl ohne Bedeutung feien, zum Oegenftande von 
Ermittelungen zu machen, oder auch nur die Zweckmäßigkeit 
eines ſolchen Verfahrens könne nicht anerkannt werden. 

Der Antrag auf re wurde mit 5 gegen 
4 Stimmen zum Beſchluß erhoben. Mit gleihem Stimm: 
verhältnig wurde jodann einem Eventual-Antrage entſprochen, 
welcher dahin ging, durch Vernehmung der im Proteite 
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Journ, 1.Nr. 7444, 


E23 


= 


” 


urn nn m 


1. Rr. 
bis Nr. 
II. Nr. 
1. Nr. 
bis Nr. 
II, Nr. 
I, Nr. 
und Nr. 


I. Nr. 


1942. 
1950. 
7951. 
1975. 
7977. 


8140. 
10173, 
10174. 
. 10175. 
. 10182. 
. 10183. 
10184, 
. 10185. 
. 10186. 
. 10187. 
. 10188. 
. 10189. 


. 12286 


12305. 


. 12952. 
. 10172, 


10093. 





Nr. 185. 


Adıtes Be 


rzeichniß 


der 


bei dem Reichſstage eingegangenen Petitionen. 


8, Legislatur- Periode. 


I. Seſſion 1890/91. 


A. 1. Kommiffion für die Petitionen. 
Folgende Petenten bitten um Aufhebung der Viehausfuhrverbote und um Befeitigung der Zölle auf 
Fleiſch, Vieh und Getreide: 


Der fortſchrittliche VBürger-Berein „Nord-Dft“ zu Berlin, 
Meyn, Kaufmann zu Ueterjen, und Genofjen, 


Die Bürger-Vereinigung der Stadt Landsberg a. d. W,, 
H. Richter, Dreher zu Arnsdorf, und Genofien, 


Zul. Figur, Werfführer zu Altona, und Genofien, 
W. Tebrün zu Aplerbet und Genojien, 


Friedrich Wilhelm Fiſcher, Schlädhter zu Hamburg, und Genoffen, 
Hermann Elend, Schlächtermeifter zu Harburg a. d. Elbe, und Genoffen, 


O. Th. Scholl, Buchhändler zu Münden, und Genofien, 
Johs Mogenſen, —— zu Kiel, und Genoſſen, 


Otto Harbordt, S 


lächtermeiſter zu Reinfeld (Holſtein), und Genoſſen, 


| Vollftedt, Nentier zu Schleswig, und Genoffen, 
Heinrih Fiſcher, Fleiſchermeiſter zu Schmölln (S.-A.), und Genofjen. 


Juſtizrath Ged, Stadtverorbneter 
zu Hagen i. W., und Genoffen 


Der VBürgerverein zu Anrath 
Der Magiftrat und die Stabtver- 
orbnietenverfammlung zu Stettin 


Der Gemeindeverein zu Eöslin und 
Genoffen 


bitten um Ermäßigung reſp. gänzliche Aufhebung der Ge- 
treidezölle, ſowie um Bejeitigung der Biehzölle und ber 
noch bejtehenden —— ote. 

bittet um Aufhebung der Getreidezölle. 

bitten, die Vieheinſuhrverbote aufzuheben, ſowie die Zölle 
auf Lebensmittel und unentbehrliche Lebensbedürfniſſe 
weſentlich herabzufegen und demnächſt ganz zu beſeitigen. 

bitten um Aufhebung der Biehiperre. 


Folgende Petenten bitten um Ermäßigung bes Haferzolles auf 10 Mark für 1000 Kilogramm: 


Journ.Il. Nr. 8174. 


uı an un 


I. Nr. 
I. Nr. 
I. Nr. 


II, Ir. 
IT. Nr. 


1. Nr. 


8175. 
8176. 
9409. 
10096. 
10097. 


8177. 


Sn Peg Erben zu Culmbach und Genofien, 
8 Zängner zu Culmbach und Genoſſen, 
er Vorſtand der Sektion 26 der Fu — — zu Bayreuth und Genoſſen, 


riedrich Becker zu Loſchwitz umd 


end ſſen, 


.G. Taaks jr., Spediteur zu Crefeld, und Genoſſen, 
Joh. Dyde, Fuhrherr zu Greield, und Genoſſen, 


Die Handels und Gewerbelammer 
für Oberfranfen zu Bayreuth 


erllärt ſich für Die Herabjegung des Haferzolles von 
4 Markt auf 2 Mark für 100 Kilogramm, 
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Folgende Betenten bitten, die Herabjepung reip. Aufhebung der Getreidezölle und die Befeitigung ber 
Vieheinfuhrverbote abzulehnen: 


Robert Türk, Gutöbefiger zu Grüna bei Chemnig, und Genofjen, 
Wilhelm Leifenring, Gutsbefiger zu Neinsdorf bei Ywidau, und Genofien, 
gem: Winkelmann zu Mülſen, St. Niclas, und Genofjen, 


Journ. II, Nr. 13767. 

= I1.Rr. 13768, 
1. Nr. 13769, 
1. Nr. 13770, 
I, Rr. 13771. 
I. Nr. 18772. 
II. Nr. 13773. 


I. Nr. 9410, 
11. Nr. 8960. 


I u Tu u Tu 


II. Nr. 10105. 


I. Nr. 12149. 
11. Nr. 8207. 


Il. Nr. 13761 


bis Nr. 13766. 


1.Nr. 8206. 
11, Nr. 10102. 
I. Rr. 10193. 
II. Rr. 7465. 
I.Nr. 9574, 


11. Nr. 10088, 


II. Nr. 10104. 
I. Nr. 11351. 
II. Nr. 7454. 
I. Nr. 7456. 
1.Nr. 7457. 


ermann Köhler, Gutsbefier zu Zichoppichen, und Genoffen, 

arl Eichler, Gutsbefiger zu Krumbach, und Genofien, 
Friedrih Bonig, Pächter zu Wiederau bei Wechjelburg, und Genofjen, 
Hermann Viehwegen, Gutsbefiger zu Niederdorf, und Genoſſen. 


Der landwirthichaftliche Verein für 
Bafjenheim und Umgegend, 

Der landwirthſchaftliche Verein zu 
Thorn 


Der Iandwirthichaftlihe Wander: 


verein Großmehlra 


Der landwirthſchaftliche 
Fiſchhauſen-Thierenberg 

Ernſt zu Preußen, 

Die Landwirthe zu Geinsheim 
(Helfen), Nadenheim, Aſtheim, 
BWallenjtädten, Dienheim, Baden- 
heim 

Der mittelbadiſche Bauernverein zu 

tiefenheim 

E. Pohl, Handelögärtner zu Löwen— 
berg (Schlefien) 

Die Handelstammer für den Kreis 
Mannheim, 

Der Verein deutſcher Holzſtoff— 
fabrifanten zu Rochsburg (i. ©.) 

A. Riffarth zu M.Gladbach und 
Genoſſen (Berlagsbuchhändler umd 
Buchdrudereibejiger) 

Die Vorjtände des Innungsver— 
bandes des „Bund deuiſcher 
Böttcher-Innungen“ zu Merjeburg 


Verein 


Die Handelsfammer zu Duisburg 


3. G. Ukena zu Leer und Genojien 
Fritz Feilzer zu Heingenberg 
(VomAbg.Dr. Lieber überreicht.) 


Der Verband der deutſchen Baus 
gewerlsgenoſſenſchaften zu Berlin, 

Karl Möhring, Kaufmann zu 
Neumoriden, 


betr. Beibebaltung der Vieheinfuhrverbote und der land» 
wirthichaftlichen Zölle, 

bittet, die Herabjegung oder Aufhebung der Getreidezölle 
bis zu der Zeit abzulehnen, wo in den überjeeiichen 
Ländern eine Nenderung in der Art der Getreide-Pro- 
duktion ftatifindet, auch die Erleichterungen für die Vieh- 
einfuhr nicht länger zu geftatten, als es zur Regulirung 
der Fleiſchpreiſe nothwendig jei. 

erflärt fi gegen Aufhebung der Bieheinfuhrverbote und 
bittet event. nur die Einfuhr von Junge und Magervich 
unter ftrengfter Kontrole zu geftatten. 

bittet um Beibehaltung der Verbote der Einfuhr von 
Miederkäuern und Schweinen aus Rußland. 

betr. die Nothlage der Landwirthichaft. 

bitten um Einführung eines Zolles auf Grasjamen. 


bittet um Einführung eines Zolles auf Hanf und Eichorie. 


bittet um Abweifung der Petitionen wegen Einführung 
von Zöllen auf Erzeugniffe des Gartenbaues. 
betr. Tarifirung des Baummwollfamenöls als Speifeöl. 


bittet um Einführung eines Zolles auf Holzitoff, Holz- und 
Lederpappen von mindejtens 3 A. für 100 kg. 
bitten um Einführung eines Zolles auf gebundene Bücher. 


bitten, der Petition — II. Nr. 6289 — um Aufhebung des 
rigrreig eisen vom 18./21. September 1885, 
—* die Verzollung der Petroleumfäſſer, leine Folge zu 
geben. 

ſchließt ſich der Petition au, betr. die Erhöhung des Zolles 
auf fertige, behobelte und zugerichtete Bautifchlerarbeiten. 

bitten um Einführung eines Zolles auf Ziegeleifabrifate. 

bittet um Gewährung einer Entihädigung für das während 
des Krieges 1870/71 auf dem Transporte in Frankreich 
gefallene reſp. getödtete Nindvieh. 

betr. Einführung des Befähigungsnachweiſes zum Betriebe 
des Baugewerbes. 

bittet um Rechtshülfe. 


Folgende Betenten bitten, den Gejhäftsbetrieb der Konjumvereine zu befhränfen, die Konjumvereine 
in gleiher Weiſe wie Gewerbetreibende zur Steuer heranzuziehen, aud die fernere Gründung von 
Konjumvereinen für bejtimmte Geſellſchaflsklaſſen (Beamten zc.) zu unterfagen: 


Journ. IlI. Nr. 7448. 


⸗ 


= 


z 


II. Nr. 8178. 
11. Nr. 10090. 


II. Nr. 10089. 


Otto Janke zu Glogau, 
Der Vorftand des 
Der uckermärliſche 


Der Borjigende des Gaftwirths- 
vereins von Meb und Umgenend 


weigverbandes felbititändiger deutfcher Konditoren zu Altenburg (S.«A.), 
eigverband jelbitftändiger Konditoren zu Prenzlau, 


bitten, den Konfumvereinen den Werfauf und Ausſchank 
geiftiger Getränke zu verbieten, ferner die Konjumvereine 
derjelben Beſteuernng 20. zu unterwerfen wie gleichartige 
Geſchäfte. 
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Zonen. I. Nr. 7957. 


Folgende PBetenten 


Il. Nr. 7962. 
I, Nr. 10113. 


II. Nr. 10195. 
II. 
II. 
ll. 


Nr. 
Nr. 


Nr. 


Fouen, I, Nr, 


vun 


u end 


“ 


“nn Mn 


.,. vun w 


ll. 
1. 
ll. 


ll, 
ll. 


N, 


Nr. 
Nr. 
Nr. 
bis 


Nr 


7445. 
7446. 


711782. 
7783. 
1784. 


7185 


7790. 
. 7791. 


7792 


7811. 


7812 


1832. 
. 71833 
1855. 
. 7856 
1875, 
, T876 
7889. 
. 7890. 
7891. 
. 71892 
7900. 
. 7964, 
7988, 
7969, 
‚ 7970, 
. 7971, 
. 7972, 
. 71973 
7974. 
. 8179. 
. 8975 
8982. 
8983. 
. 8984. 
. 8985. 
9406, 
. 9596. 
. Nr. 11105, 
. Nr. 11106, 
. Nr. 11107 
und 11108. 
‚Nr. 11109. 
Nr. 11110, 
‚Nr. 11111, 
‚Nr, 11112 
bis 11116. 








Griemberg, Poftjefretär a. D. zu bittet um Erhöhung der Benfionen der jeit dem Jahre 
Dresden, 1881 in den Ruheſtand getretenen Reichsbeamten 
um 20 Brozent. 
J. A. Fiſcher, Boftdireftor a. D. bittet, die Novelle zum Reichsbeamtengejeg vom 21. April 
zu Dresden, 1886 auf alle penfionirten Neichsbeamten auszubehnen. 
Emil Bornowsky, Ober-Tele— | 
graphen-Aifiitent a.D. zu Dresden, | bitten, ihre Benfion auf Grund der Novelle zum Reichs: 
Richard Hornidel, Poſtſekretär beamtengeſetz vom 21. April 1886 feſtzuſetzen. 
a. D. zu Dresden, 
Karl Neumann, Buchhalter, bittet um eg des Givilverforgungsfheines und um 
früherer Sergeant, zu Brieg, Erhöhung feiner Penfion. 
Karl Neumann, Buchhalter, zu bitten um Erhöhung der Penfionen der Militärperfonen 


Brieg, und Genoffen ber Unterklafje. 
Der Bund deutſcher Buchbinder- bittet, den $. 100m der Gewerbe-Ordnung (Befreiung der 
Innungen zu Berlin Arbeitgeber, deren Betriebe zu den Fabriken zählen, von 


der Beitragspflicht & 100f) aufzuheben und zu be- 
jtimmen, daß die Arbeitgeber verpflichtet werden, ihre 
Gejellen bei der Innung anzumelden, und bittet ferner 
um fakultative Ausdehnung des Unfall- und Allersver— 
fiherungsgejeßes auf die Arbeitgeber. 


biiten um Bejeitigung Des HE ri beziehungsmweije Aufhebung bes Impf— 
gejeßes: 

ae Taubert zu Erimmitihau und Genofien, 

Nihard Kießling zu Crimmitihau und Genoſſen, 

Mar Schilling, Weber zu Erimmitihau, und Genoffen, 

Hermann Schaufuß, Lagerhalter zu Meerane, und Genoffen, 


Emil Dobrig zu Stollberg (Erzgebirge) und Genoffen, 
Dswald FFeil, Volontär zu Wurzen, und Genoſſen, 


Oswald Thiele, Bäder zu Wurzen, und Genofjen, 

Auguſt Laufer, Korbmacher zu Lodwig bei Wurzen, und Genofien, 
Neinhold Teich zu Wurzen und Genoffen, 

Mar Häffig zu Buckau-Magdeburg und Genoffen, 


Auguſt Urlaß zu Crimmitſchau und Genoffen, 
—J— Bürgermeiſter zu Ebnet, und Genoſſen, 
ruſt F. Eiſenlohr, Oberauffeher zu Freiburg (Breisgau), und Genoffen, 


Hug. Lehmann, Maurerpolier zu Dresden, und Genoffen zu Dresden und Chemnig, 


Nihard Kunze, Tuchmacher zu Grimmitihau, und Genoſſen, 

R. Hildebrandt zu Ratibor und Genofjen, 

Der Verein für Gejundheitspflege zu Frankenberg in Sachſen und Genoffen, 
Rudolf Schufter, Tuchmacher zu Erimmitichau, und Genoffen, 

Nobert Müller, Naturarzt zu Eibenftod, und Genofien, 


J. F. Erenzien zu Stettin, 
Schmalz, Eifenbahnarbeiter zu Freiburg (Baden), und Genoifen, 


Bernauer, Bürgermeifter zu Littenmweiler, und Genoffen, 
Friedrich Laubis zu Waldkirch (Baden), und Genoffen, 

Karl Wolf, Tiſchler zu Meihen, und Genofien, 

Karl Dtto Schulz, Kaufmann zu Leipzig, und Ehefrau, 

Dtto Hartung, Schuhmacher zu Zeig, und Genofien, 

Knittel, Naturheiltundiger zu Breslau, und Genojien, 

Johann Schuh zu Stollberg und Genoffen, 

Bernhard Schumann zu Frankenberg (Sachſen) und Genoffen, 


€. W. Weber, Naturheiltundiger, und Genoffen, ohne Ortsangabe, 
Pörſchmann, Fabrikarbeiter zu Schönfeld bei Leipzig, und Genoffen, 
Kühne, Handarbeiter zu Mafau, und Genofjen, 

Herrmann Scherf, Strumpfwirfer zu Wittgensdorf, und Genoffen. 
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Journ. II. Nr. 12490. BASUER ehemaliger Ulan zu 8 um Wiederbewilligung ber ihm entzogenen Unter- 
bung. 
(Bom Abgeordneten Grafen 
von Balleſtrem überreicht.) 
II. Nr. 13754. Der Vorftand des Allwohls-Bund bittet um Annahme feines Vorſchlages, betreffend die Ver- 


%» 


zu Wiesbaden waltung der Kolonien. 
= TI. Nr. 19755. ri Di Eimer zu Tübingen betreffend den Verlauf der Kolonialpolitif. 
und Genoflen, 


B. II. Kommiffion für den Reichshaushalts⸗Etat. 


Journ. II. Ne. 8210. 8. Gonitanz, ee Bahn- bittet um Aufbeflerung des Gehalts ber — der 
ae zu Hochfelden (Eljaß), Reichseijenbahnen in Eljah-Lothringen und um Aenderung 
der Rangverhälniffe derjelben. 


c. VII Kommiffion zur Borberathung des — — betreffend die Abänderung der Gewerbe⸗ 
Ordnung. 


Journ. Il. Ne. 7459. Der Vorſtand bes Hannover-Braum: bittet um Abänderung bezüglich der Ruhe der Arbeit am 
ſchweigiſchen Zweig = Verbandes —— der Beſtimmungen über die Betriebe mit 
deutſcher Müller unregelmäßigen Kräften, ber Schutzvorſchriften, der 

Arbeitsordnung ꝛc. 
«= 1.Rr. 7464. Der Verein deutſcher Holzftofffabri- bittet um Abänderung bezüglich der Ruhe der Arbeit am 


fanten zu Rochsburg (i. ©.) Neujahrstage, der 1/sjtündigen Mittagspaufe der 
Arbeiterinnen, der Betriebe mit Waſſerkraft, der Schuß- 
vorſchriften ꝛc. 


-All. Nr. 7958. Der kaufmämniſche Verein zu Patſch- betreffend die Beſchäftigung der Gehülfen, Lehrlinge und 
fau Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonns und FFeittagen 

während mindeftens 6 Stunden ac. 

«= 1.Nr 8961. Barbiers, Friſeur- und Perrücken- bitten um Gleichitellung mit den Angeftellten des Handels— 
machergehülfen zu Erfurt itandes und um Feſtſetzung einer 5 jtündigen Sonntags= 

arbeit für die Barbiere (bis 1 Uhr Nahmittags). 
= |1.NL. 8962 G. Richter, Weber zu Ziehen, erklären fich für Annahme der Beichlüfle des — 
bis 8867. und Genoſſen zu Zieſchen und Pariſer Arbeiterkongreſſes. 


* 


Großenhain 

-All. Nr. 10100. Der Be Kellnerbund Königs- 
berg i. N s 

= NE. 12906. Berband ie Safthofsgehülfen | bitten um Anerkennung der Kellner als Gehülfen. 
und Geno 

= H.Nr. 11352. Der deutiche Kellnerbund zu Leipzig bitten um Regelung der Arbeitöverhältniffe der Angeftellten 
und Genofien des Gaſtwirthsgewerbes. 

«= 1.Nr. 10204. Der mittelrheinifhe Fabrilanten- macht Vorſchläge zur Abänderung des Entwurfs, betrefiend 
verein zu Mainz, die Abänderung der Gewerbeordnung, in den verjchiedenjten 


Theilen. 


D. XI. Kommiffion zur Borbereitung des Geſetz-Entwurfs, betr. die Mbänderung des Patentgefehes. 


Journ. II, Nr. 7952. Die Handels und Gewerbetammer betreffend die Patentgebühren, die Zahlung berjelben, die 
zu Plauen i. Vgtl., urücnahme der Patente, die Ausfertigung der Ent- 

cheidungen des Patentamts, die Erteilung ber Gut- 

achten jeitens des Patentamts, das Prüfungsverfahren, 

die Berufung gegen Enticheidungen des Patentamts, den 

Anſchluß des deutichen Reichs an die internationale 


Batentunion. 
= II. Nr. 8204. Die Xelteften der Kaufmannihaft bitten um Abänderung des Entwurfs: Aufnahme einer 
zu Magdeburg Definition des Wortes „Erfindung“; SHerabjegung ber 


Batentgebühren; amtlihe Mahnung bei nicht rei we 
Zahlung der Jahresgebühr; Webertragung bes 

im Falle der Nichtigkeitserflärung deffelben an den * 
das Patent Geſchädigten; Rücknahme der Patente 
nad Ablauf von 3 Jahren bei nicht erfolgter Ausführung; 
Anschluß des deutf, en Reichs an die internationale 
Patentunion; Anftellung ftändiger Mitglieder mit Beamten- 
qualififation beim Patentamt; Erweiterung des münd— 
lihen Verfahrens; Rüderftattung der Gebühren bei be= 
gründeten Beichwerben. 
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Journ. II. Nr. 7461. Die Handelskammer zu Bielefeld 


s 1. Nr 7462. Der Borftand der Driskrankenkaſſe 
der Tifchler und Pianoforte-Ar- 
beiter zu Berlin 

= 1.Rr. 8202. Der Boritand des Oriskrankenkaſſen— 


verbandes des Regierungsbezirks 
Schleswig zu Neumünjter 

Der Voritand des Vereins Der 
Krankenkaſſen⸗ 
noſſenſchafts-Beamten von Rheins 
land und Weftfalen zu Cöln 
(Rhein) 

Der Hannoverfche Städteverein zu 
Hannover 

Der deutjche Gewerbefammertag zu 
Berlin 

Der Geſchäftsausſchuß des deutſchen 
Werztevereinsbundes 


: 1. Rr.10171. 


= I. Nr. 10199. 
» 1. Nr. 12307. 
- M.Nr. 7463. 


-II. Nr. 7963. Die Kranken- und Siterbetaffe des 
Inſtituts für hülfsbebürftige Hand⸗ 
lungsdiener in Breslau, gegründet 
1774, und Genoffen, 


= ‚Nr. 8201. 
- 1.Rr. 8203. 


Bohndof, Diener zuSchwerini. M., 


Die Handelsfammer für den Kreis 
Mannheim, 


Julius Möhler, Borfteher der 
Betriebstrantentaffe zu Glauchau, 


«= I1.Nr. 9596. 


und Deruföges | 


bittet, die Krantenverficherung nicht auf die Hanblungsge- 

hülfen und Lehrlinge —— und die auf die freien 

ülfslaſſen bezüglichen Beſtimmungen des vorliegenden 
eſetzentwurfs zu ſtreichen. 


machen Vorſchlãäge — Abänderung des beſtehenden Geſetzes 
beziehungsweiſe vorliegenden Gejegentwurfs. 


bittet um Erlaß der Beſtimmung, daß in den Kaffenvor- 
ftänden die Aerzte vertreten fein müffen, um Begrenzung 
ber Kaſſenmitgliedſchaft (bis zu einem Einkommen von 
2000 Marf) und um ausfchließliche Zulaflung der „aps 
probirten” Merzte zur Behandlung der Kaffenmitglieder. 

betreffend den Uebertritt aus der Oriskrankenkaſſe zur freien 
Kaffe jederzeit nach vorgängiger einmonatlicher Kündigung; 
betrefrend die Erbringung des Nachweiſes des Beireiungs- 
grundes von der Verpflichtung zum Beitritt einer Orts- 
krankenkaſſe 2c.; betreffend bie Verpflichtung ber freien 
Hülfskaſſen, mindeſtens diejelben Leiftungen zu gewähren 
wie die entipredhenden Ortskrankenkaſſen. 

bittet um Auskunft über die Verpflichtung der Krankenkaſſen 
zur Berabfolgung von Bruchbändern. 

betreffend die Leiftung an Medizin und ärztliher Behand- 
lung im ‘Falle der Doppelverfiherung und betreffend 
die Einrichtung von fogenannten Zufaßkafien. 

bittet um Aufnahme einer Beitimmung in die Novelle zum 
Krankenverſicherungsgeſetz, aus welcher hervorgeht, ob 
die Angehörigen eines verftorbenen Kaflenmitgliedes Anz 
iprühe auf Sterbegeld haben, wenn der Berftorbene 
nad) 13 bezw. 26 Wochen, —— welcher er Kranken⸗ 
unterſtützung bezog, nicht geheilt aus der Kaſſe ausſchied 
und jpäter an der fortdauernden Krankheit verſtarb. 


Folgende Betenten bitten, ben Ortstrankenkaſſen mit einer beitimmten Mitgliederzahl die Einrihtung 
eigener Apotheken zu geftatten: 


Zourn. I. Nr. 10114 Der Vorftand der Allgemeinen Ortskrantentafle zu Barmen und Genoſſen zu Velbert, Duisburg, 
bis 10170. Met, Coblenz, Neuftadbt:Magdeburg, Königitein, Jena, Godesberg, Burjcheid, Gera, Culmſee, 
Breslau, Gummersbach, Remſcheid, Eſſen, Stettin, Liegrig, Meideridh, Haan, Dortmund, 
iicheln, Marburg, Berlin, Bremen, Heidenheim, Höhicheid, Bieberad), Wald (Rheinland), 
itten, Mühlhaufen, Pillau, Eöthen (Anhalt), Gotha, Boppard a. Rh., Gräfrath, Uerdingen, 
Gevelsberg, Nordhaufen, Altitadt =» Magdeburg, HardenbergeNeviges, Iſerlohn, Freiburg, 
Guhrau (Schlefien), Eleve, Neubrandenburg, Hirn, Neuenburg W.-Pr., Neuß, Reutlingen, 
M.«Gladbach, Radevormwald, Burticheid, Kreuznach, Bamberg. 


« 1.Rr. 10198. Die Berfammlung ſämmtlicher Vor- überreicht eine Denkſchrift zu dem Gejegentwurf, betreffend 
ftände der eingefchriebenen Hilfs- Abänderung des Kranken-Verſicherungsgeſetzes. 
fafjen der deutſchen Gewerkvereine 
(Hirich-Duncter) | 
(Bom Abgeordneten Dr. Hirſch 
überreicht. 
⸗II. Nr. 11919. Krüger, Aderbürger zu Bärwalde, bitten, in die Novelle zum Krankenverſicherungsgeſetz eine 
Genoffen Beſtimmung aufzunehmen, weldye den Ortöverbänden er- 
möglidht, aus dem Berbande der Kreiskrankenkaſſen aus: 
zufcheiden und Ortskaſſen zu bilden. 
betreffend die Aufnahme kranker oder gebrechlicher Arbeiter 
— in bie Betriebskrankenkaſſen, in die Ortskranken⸗ 
en. 


1. Nr. 12079. Der Vorſtand der mechanifchen 
Weberei zu Linden und Genojien, 
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uhren 
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II. Nr. 11359. 


II, Nr. 11360. 
Il. Nr. 12471. 


Folgende PBetenten bitten um Ablehnung der Auderftenervorlage: 


M. Stengel, rabrifdirigent zu Eichenbarleben Aa und Genoflen, 
Die Beamten und Arbeiter der Pommerſchen Zuderfabrif nllam, 

W. Buttler, Buchhalter zu Elze, und Genoffen, 

Nlerander MaelidIy, techniſcher Direktor zu Valoſch, und Genoſſen, 

Eduard Vier, Direktor zu Glogau, und Genoſſen, 

Mar Bieler, Fabrikbefiper, und Genoſſen, ohne Ortsangabe, Roftftempel: Stügerbad, 

Der Borjtand des landwirthfchaftlichen Vereins zu Domslan, 

(Bom Abgeordneten Freiherrn von Huene überreicht.) 
Altien-Mafhinenfabrit und Eifengieherei Hornung & Rabe zu Sangerhaufen, und Genoffen, 
Die Zuderfabrit zu Großrudeftedt und Genoffen, 

(Vom Abgeordneten von Helldorf überreicht.) 

Th. Jennſen, Direktor zu Poln. Peterwig (Breslau), und Genoffen, 
Die Beamten und Arbeiter der —— zu Wierthe bei Alveſſe, 
ae landwirthichaftliche Verein zu Thorn, 
Der Borjtand des landwirthichaftlichen Vereins zu Gnoyen (Medlenburg), 
5 Brünig zu G.:Ammensleben und Genoffen, 
W. Ochſenfart zu Teutſchenthal und Genoffen, 
of. Koch zu Stavenhagen und Genoffen, 
Jacob Sternhein zu Obernjefa und Genofien, 
von Kroſigk, Nittergutsbefiper zu Eichenbarleben (Wolmirftedt), und Genofien, 
Wilhelm Tillmanns, Fabrikbefiger zu Remſcheid, und Genoſſen, 
(134 Unterichriften.) 
ae: Tabrikbefiger zu Braunfchweig, und Genofien, 
G. Fleiihhaupt, —— zu Magdeburg, und Genoſſen, 
Conrad Deuden u. Comp., Lederfabrilanten zu Aachen, und Genofien, 
Der landwirthichaftlihe Provinzialverein für Poſen, 
Der landwirthſchaftliche Kreisverein zu Gofel, 
Die Beamten und Arbeiter ber Zuderfabrit zu Wulferjtedt, 
Nemep, —— — zu Duderſtadt, und Genoſſen, 
(Vom Abgeordneten Götz von ing Inder überreicht.) 
Die Beamten und Arbeiter der Zuderfabrif zu elsHoltenfen, 
Dr. Pauly, Fabrikdirigent zu Brottewig, und Genchen, 
$ Kam pfhentel zu Nordgermersleben und Genoſſen, 
er Borland bes Vereins Fleinerer Landwirthe En ze in Medlenburg, 
Die Angeftellten der Zuderfabrit zu Schweß a. 
(283 Unterjchriften.) 
Ernjt Richter und — ohne Ortsangabe, 
R. Stengel, Vorſitzender des Vereins für die Rübenzuckerinduſtrie des —— ae und 
Genoffen zu Berlin i. A. einer Verſammlung von Intereffenten der Zuckerindu 


Folgende Betenten bitten, der Zuderfteuervorlage bis zu der Zeit bie Zuftimmung zu verfagen, wo 
aud in allen andern Ländern mit Rübenzuder-Induftrie die Materialftener und bie Ausfuhrprämien 
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zur Abſchaffung gelangen: 


9. Beil zu Groß-Gieſen und Genoſſen, 
Pt utsbet iger zu u Neub), und Genofjen, 
Müller zu Sürth und Genofien, 
Conrads zu Bedburg und Genoſſen, 
Der landwirthſchaftliche — Nordhauſen, 
Peſch zu Weilerwiſt und Genoſſen, 
J Eul zu Kurtſcheid und Genoſſen, 
€. Kramer, Hofbeſitzer zu Leveſte (Hannover), und Genoſſen, 
Ei 3 Türk zu Ippendorf bei Bonn am Rhein und Genoijen, 
tloßmacher zu Paffendorf (Bergpeinn) und Genojfen, 
G. Krake zu Cafter (Bergheim) Genoſſen, 
Reif zu Rheidt (Bergheim) und Genofjen, 
Lottmann zu Traumeiler (Bergheim) * Genoſſen, 
Heinr. Band zu Lipp (Bergheim) und Genoſſen, 
S, Abels zu Königshoven (Bergheim) und Genojien, 
Si Liver zu Kl.-Bouslar und Genojien, 
nigler zu Merzenich (Düren) und Genoffen, 
Sr Schieren, Ausihußmitglied zu Karken (Heinsberg), und Genoflen, 
of. Weidgang zu Ellen und Genofjen, 
Die Aktionäre und Rübenlieferanten der Bauern-Zuckerfabrik zu Brühl bei Bonn am Rhein, 


Der Vorſtand des landwirthſchaftlichen Vereins für die Kreife Inowrazlaw und Strelno, 
Heinrich v. Einem zu Gandersheim und Genoffen. 
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Folgende Petenten bitten, der Zuderjtenervorlage bis zu der Zeit die Zuftimmung % verfagen, wo 
aud in allen andern Ländern mit Rübenzuders Anduftrie die Materialitener und die Ausfuhrprämien 


zur Abſchaffung gelangen: 


Journ. 11. Nr. 9419 F. Seegers, Gemeindevorfteher zu Großmunzel, und Genoffen zu Großmunzel, Lathwehren, 
bis 9422. Golenfeld, Holtenjen, j 
: 1. Nr. 9423. Der Borfigende des Kafinos zu Neftftrauch bei Oldenkirchen und Genofien, 
— Nr. 9578 W. Dahmen, Ehrenbürgermeifter und NRittergutsbefiger zu Cvinghoven, und Genofjen zu 
bis 9586, re Elfen, Hochneukirch, Kelzenberg, Jüchen, Wevelinghoven, Hülchrath, Hemmerden, 
€ ur ⸗ 
11. Nr. 9597. Der Vorſitzende des land- und forſtwirthſchaftlichen Kreisvereins zu Peine, 
„11011. TH. Kraufen zu Diterath und Genoffen, 
I. Nr. 11012. A. Berg zu Dedt (Rheinland) und Genofien, 


> 


= 1.Nr. 11013. Pet. Schaefer zu Weißenburg bei Neuß und Genofien, 

— |I.Rr. 11014. Bet. Schrievers zu Hinsbedt (Geldern) und Genojien, REGEN 
« 1.Nr. 11015. Der Ortsverband des Rhein. Bauernvereins zu Merzenhaufen bei Linnich und Genoffen, 
« 1.Nr. 11016. Peter Shumader zu Hudem-Stanmeln und Genofien, . 

= Nr. 11017. Der Vorftand des Iandwirthichaftlichen Vereins zu Soller bei Veitweiß, 
= 11,Nr. 11018. B. Hadenbroid zu Merheim und Genofjen, 

s 11.Nr. 11019. Joh. Roß zu Auenheim (Baden) und Genofjen, 

= M.Rr. 11020. Der landwirthichaftliche Kreisverein zu Hameln, 

= 1.Nr. 11021. Ehr. Eſſer zu Soller bei Düren und Genoffen, 

— 1.Nr. 11022, €. Mörlins, Gutsbefiger zu Bemerode bei Hannover, und Genofjen, 
=» 1.Nr. 11023. Burggraf zu Grevenich (Exfelenz) und Genofien, 

= 11.Nr. 11024 TH. Zillikenz zu Rommerskirchen und Genofien, 

s 11.0. 11025. Jojeph Wader zu Barmen (Jülich) und Genofien, 

= 11.Nr. 11026 Landwirthe des Kreiſes Holzminden (Braunfchweig), 


” 
— 
= 
* 
* 
— 
— 
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— 
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Der Kreisausihuß des Nhein. VBauernvereind zu Euskirchen und Genoffen, 


I. Nr. 11070. A. Dfterwald zu Angeln und Genofjen, 

1. Nr. 11071. Keſe zu Gr.-Ejcherode und Genoſſen, 

I. Nr. 11072. ©. Ruft zu Gleidingen und Genofien, 

M.Nr. 11073. Tenge, Rittergutsbefiger zu Nieberbarthaufen, und Genoflen, 
} Wilh. Dolff zu Friesheim und Genoffen, 

I. Nr. 11075. Windelihmidt zu Broich und Genoflen, 

1, Nr. 11076, Winter $ Schaephuyſen bei Aldekerk und Genoffen, 


wunhvoavnn hm 
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— 
— 
— 
— 
— 


11. Nr. 11077. Guſtav Hoffmann, Rittergutspächter zu Rötting, und Genoſſen, 

1. Nr. 11078. hl öffgen, Gutspächter zu Simmersdorf, und Genofien, 
hr. Aldenhoven zu Königshof bei Geilenkirchen und Genoflen, 

II. Nr. 11080. Der Auffichtsrath der Aktien-Zuderfabrit Lindenshannover (Wülfel), 

: Der baltiihe Gentral-Berein zur Beförderung der Landwirtbichaft zu Greifswald, 

U,Nr. 11121. 9. Berg und Genoffen zu Urfeld, 

1. Nr. 11122. Die Mitglieder des Iandmwirthichaftlihen Vereins zu Anklam und bes bäuerlichen landbwirth- 
Ichaftlichen Bereins zu Anklam, 

1, Nr. 11361. Bennemwig, Gutsbefiger zu Lövenich (Erkelenz), und Genoflen, 

I. Nr. 12078. Johann Bernards zu Hochkirchen und Genojjen, 

I. Nr. 12150. ©. Kern, Nittergutspächter zu Liethe (Hannover), und Genofien, 

.12468, E. Nave und Genojten, ohne Ortsangabe, 
II. Nr. 12469. Th. Caeſar, Rittergutsbefiger zu Rothenhoff (Minden), und Genofjen. 
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Folgende Betenten bitten, dem Gejegentwurf, betreffend die Beftenerung des Zuders, bis zu ber Zeit 

die Zuftimmung zu verfagen, wo in anderen Ländern mit Rüben- Zuder-Induftrie — wenn aud nur in 

Franfreid und Dejterreih — die Materialjteuer und Ausfuhrprämie abgeihafft find, bezw. dem 

Sejepentwurf hinzuzufügen, daß derjelbe unter Fortfall der Lebergangsbeftimmung ber offenen 

Prämie erjt dann in Kraft trete, wenn in tie rd Defterreih ebenfalls die Yusfuhrprämien 
bejeitigt jind: 


Journ. II. Nr. 7544. Stiller i. A. der Gemeinde zu Weiß-Kirſchdorf (Schweidnig), 
= 1. Nr. 7545. Konftantin Hahn, Gutsvorftceher und Rittergutsbefiger zu Beltihüg, und Ernft Stade, 
Gemeindevorſteher und FFreiftellenbejiger, 
I. Nr. 7546. A. Schiele, Gutsvorjtand zu Zaumgarten, und Genoffen, 
IE. Nr. 7547. Anders, Schöffe zu Koberwitz, und Genoſſen, 
1. Nr. 7548. ©. Langer, Gutsvorjteher-Stellvertreter zu Wirrwig, und Genojien, 
II. Nr. 7549. Der Gutsvorjtand zu Lohe und Genofien, 
. Nr. 7550. Stephan zu Schmolz (Breslau) und Genoffen, 
H F — Hochmuth, Rittergutsbeſiher zu Leipe (Breslau), und Genoſſen, 
. Nr. 7552. 
II. Nr. 7553. Dmwesty, Gemeindevorfteher zu Kleinburg, und Genofjen. 
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Journ. I, Nr. 7954. 


= 1.Nr. 7955. 


« 1.NRr. 7966. 


: T1.Rr. 8180. 


Die Handelstammer zu Halle a. d. 
Saale und die Gewerbelammer 
für den Negierungsbezirt Merſe— 
burg zu Halle a. d. Saale 


Der landwirthichaftliche Kreisverein 
zu Norbdftemmen 


Die Altien » Zuderfabrit Malchin 
und Genofjen 


Der Vorſtand des Tandmwirthichaft- 

lichen Vereins des Großherzog: 

ums Braunſchweig zu Brauns 
ſchweig 


Verordnung für den Zeitpunkt vorzubehalten, an welchem 
in = andern Ländern die Prämie in Wegfall gelangen 
werde. 

bitten, die Zuderjteuervorlage abzulehnen und jedem Vor— 
ichlage auf Herabjegung der beftehenden Bergünftigungen 
bei der Ausfuhr von Auder fo lange die Zuftimmung 
zu verjagen, bis die auf dem Weltmartt mit Zucker 
fonturrirenden Länder die Abſchaffung ähnlicher Prämien 
in Ausſicht genommen haben, event. die Prämienfäge 
für die Uebergangszeit zu erhöhen und dieſen Beitraum 
bis zur Abjichaffung der Zuderprämien in den andern 
Ländern auszudehnen. 

bittet, die Zuderjtenervorlage abzulehnen oder dahin zu 
ändern, daß die glei eg auf 1,50 „A. erhöht 
und jo lange gewährt werden, bis alle anderen Länder 
— Rübenzuckerinduſtrie die Ausfuhrprämien abgeſchafft 
aben. 

bitten, der Zuckerſteuervorlage ſo lange die Genehmigung 
zu verfagen, bis die übrigen an der Zuckererzeugung be— 
theiligten und Ausfuhrprämien zahlenden Länder ſich 
einem gleichen Vorgehen wie in der ®Borlage ars 
ſchließen. 

bittet, der Zuckerſteuervorlage die Genehmigung bis zu der 
Zeit zu verſagen, wo in den mit Deutichland kon— 
—— Ländern die Ausfuhrprämien zur Abſchaffung 
gelangen. 


Folgende Petenten bitten, der Zuckerſteuervorlage bis zu der Zeit die Genehmigung zu verſagen, wo 
aud in allen anderen Ländern die Ausfuhrprämien zur Abichaffung gelangen: 


Der Magdeburger Berein für Landwirthſchaft und landwirthichaftliches Maſchinenweſen, 
Der Vorjtand des Iandwirthichaftlichen Vereins zu Wonorze und Urgenau, 

Der landwirthichaftliche Verein zu Strelno, 

Der landwirthichaftliche Verein zu Grünkirch, 

Der Iandwirthichaftltdhe Verein zu Gniewkowitz, 


« 1. Nr. 11124. 


s H.Rr. 11928. 


= 1.Nr. 9675. 
= 11. Rr. 10202 
bis 12472 
12486, 

: II. Rr. 10201. 
« 1. Nr. 10203, 


: 1. Nr. 11817. 
=» 1. Nr. 11924. 


. 71458. 
. 8205. 
. 8956, 
. 8957. 
9411. 
. 8958. 


Der land und forjitwirthichaftliche 
Verein zu Trachenberg 
(Bom Abgeordneten Fürſten 
von Hapfeldt » Traden- 
berg überreicht.) 
Der Vorftand des Tandwirthichaft- 
lichen Sentralvereins für Schlefien 


zu Breslau 
Der landwirthichaftliche Verein zu 
Pleß D.-S 


Die ölonomifche patriotiiche Gefell- 
ichaft der Fürftenthümer Schweid⸗ 
nig umd Jauer zu Jauer 

Der landwirthichaftliche Verein zu 
Sauer und Genofjen zu Seichau, 
Tſchirnitz, Bersdorf, Herzogs: 
waldau, Semmelwitz, Triebelwitz, 
Lobris, Hermannsdorf, Hertwigs⸗ 
waldau, Reppersdorf, Seckerwitz, 
Altjauer, Peterwitz, Profen 

Die Handelskammer für das Herzog⸗ 
thum Anhalt zu Deſſau 


Der landwirthichaftlihe Provinzial 
verein die Marl nden= 
burg und die Nieberlaufiß zu 
Berlin 

Heinrih Schwerin zu Berlin 


Die Handelslammer zu Braun— 
ſchweig 


bitten, bei etwaiger Aenderung der beſtehenden Zuckerſteuer— 
geießgebung den Intereſſen der Landwirthſchaft Rechnung 
tragen zu wollen. 


bitten, die Zuckerſteuer abzulehnen event. die Konfumftener 
jo zu normiren, dab der Zuderverbrauh im Inlande 
nicht eingejchränft werde, uud die offene Ausfuhrprämie 
in bisheriger Höhe bis zu dem Zeitpunkt beizubehalten, 
wo die Nachbarſtaaten die Ausfuhrprämien abichaffen. 


bittet, daß das bejtehende Zuckerſteuergeſetz folange in 
Kraft bleibe, bis es gelunzen ſei, durch internationalen 
Per die Befeitigung aller Ausfuhrprämien herbei 
zuführen. 

bittet, einen Gefepentwurf, welcher die Rohmaterialjteuer 
aufhebt und den gänzlichen Fortfall der Erportprämie 
für Zuder fordert, abzulehnen. 


überreicht eine Denkichrift, beireffend Regelung der Zucker⸗ 
befteuerung. 

bittet um Abänderung der AYuderftenervorlage dahin, daß 
die Ueberführung zu dem neuen Steuerjyftem mit noch 
größerer Vorfiht und unter milberen Bedingungen ges 
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Folgende Betenten bitten um Aufhebung des Geſetzes, betr. den Orden ber Bejellihaft Jeſu vom 


Journ. II, Nr. 


II. Nr. 
I, Nr. 


Il. Nr. 
1. Rr. 
I. Nr. 
I, Nr. 


U. Ar. 


x 
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25558 55 
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7744. 
1745, 
7746. 


7747. 
7748. 


7749. 
7750 


. 7152. 
. 7753. 
. 7754. 


. 7755. 


. 7756. 
. T157. 
. 7758. 


. 77159, 


. 7760 
7761. 
. 7162 
7778. 


. 7779, 


7780. 
7781. 


1978. 
1979. 


7980. 
7981. 
7982. 
71983. 
1984. 


1985 


7986. 
1987. 
7988. 


8134. 
8135. 
81386. 
8137. 
8138, 
8139. 


8872. 
8873. 
8874. 
8875. 
8876, 


4. Juli 1872: 


— Pfarrer zu Naſſau, und Genoſſen, 
ig Gerber, due zu Frieſenheim (Baden), und Genoffen, 

U. Horn, Biarrer zu ragen (Obertaunus), und Genofjen, 

145 Unterfchriften.) 

Lohmann, Zuftizrath und Mitglied des Haufes der Abgeordneten zu Brilon, und Genoflen, 
Theodor Laferriere, Pfarrer zu Pont, und Genoffen, 
Windhaujen, Pfarrer zu Mppeldorn, und Genoffen, 
Pelmter, Aderer zu Leuth, und Genoſſen, 


Otto VBollmaier, Kaffirer zu Kaufbeuren (Bayern), i. A. des Fatholifchen Märnmervereins, 
Der agen Männerverein zu Paſſau, 
. Nr. 7753 und 7754 vom Abgeordneten Orterer übereicht.) 

Eramer, 9 zu Lippſtadt, und Genoſſen, 

(3323 Unterichriften.) 

(Bom Abgeordneten Grafen v. Balleſtrem überreicht.) 
J. Herbſt, Pfarrer zu Neuenhain, und Genoſſen, 

Der Fir nvorfland zu Gaub und Genojien, 
Jacob Wahl, Pfarrer zu Rüdesheim a. Rhein, und Genoffen, 

(454 Unterfhriften.) 
Flügel, Kaplan zu Wirges, und Genofjen, 

(837 Unterfchriften.) 
Dr. Brunn, Präſident des —— zu Straelen, und Genoſſen, 


Andreas Dors, Pfarrer zu Wyler, und Genoſſen zu Wyler, Keſſel, Hönnepel, —* Till, 
——————— Warbegen, Aetcalcar, Helzum, Fraſſelt, Herongen, Wiflel, Kervenheim, Rindern, 
Nieulerl, Iburg, 

Profeſſor Ehrlich zu ——— und Genoſſen, 

(472 Unterſchriften.) 
(Vom — D- Lieber überreicht.) 

Die katholiſche Leſegeſellſchaft zu Landjtuhl (Balz), 

mol — zu Mainz im Auftrage von 5000 katholiſchen Männern der Stadt Mainz und 

mgegend, 
(Bom Abgeordneten Grafen v. Balleftrem überreicht.) 
Karl — fatholiicher Pfarrer zu Boppard am Rhein, und Genoſſen, 
Die Katholiten von und Glashütten (Obertaunus) und Genoffen, 
26 Unterjchriften.) 

Dinges, Pfarrer zu —— und Genoſſen, 

I. Buus, Pfarrer zu Härtlingen, und Genoſſen, 

Müller, Direktor zu Aulhaufen bei Ahmannshaufen, und Genoſſen, 

M. Müller zu Sed-Irmtraut und Genoſſen, 

Lefranc, Pfarrer zu Grefeld, im Auftrage einer Berfammlung von 1500 Satholiten aus dem, 
Stadt und Landkreiſe Erefeld 

(Bom Abgeordneten Dr. Bachem überreicht.) 
Meokinz, Rechtsanwalt zu Mayen, und Genoſſen aus dem Kreiſe Mayen, 
(7093 Unterichriften.) 

Wilhelm Schilo, Pfarrer zu Idſtein, und Genofjen, 

Tilm. Bonniger, Borfigender des Kreiswahl-Komitees des Kreifes Kempen, und Genoſſen aus 
dem Kreiſe Kempen ‘ * Be a Dean 

11000 Unterſchri 


Pfarrer Kugel und Genoffe, ohne Drts 
Mans, Pfarrer zu Kelberg (Adenau), —— 
ülsmann, Pfarrer zu Niederhadama, und Genoffen, 
Buß, Pfarrer zu Soden (Taunus), und Genofien, 
Barthel Syre zu Andernah und Genofien, 
Sof. Fiſcher, k —— Pfarrer zu Salz, und Genoſſen, 
ee —— Dr. Lieber überreicht.) 
3. 3. Cholin zu eiler und Genofien, 
ilfens, Kaufmann zu CölnsEhrenfeld, und Genoffen, 
irvas, Pfarrer zu Kirdorf (Obertaunustreis), und Genoffen, 
Die Berabo und Genofjen, = Ortsangabe, Bojtitempel; Lord a./Rhein, 
Obler, Pfarrer zu Braubach, und Genofjen. 
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Folgende Petenten bitten um Aufhebung des Geſetzes, betr. ben Orden ber Gejellihaft Jeſu vom 
4. Juli 1872: 


robe, Gerbershaujen, Tretterode, Helmsdorf, Bella, Wiefenfelb, Geismar, Döringsdorf, Bebendorff, 
Gr.⸗Töpfer, Weſthauſen, Bodenrode, Gr.-Bartloff, Wilbich, Jützenbach, Simerode, Biihhagen, 
Breitenbach, Lengenfeld, Faulungen, Breitenholz, Rohrberg, Duderſtadt, Rudershauſen, See- 
burg, Renshauſen, Nörten, Northeim, Bilshauſen, Gieboldehauſen. Tiſtlingerode, Gerblinge— 
rode, Weſterode, Fuhrbach, Nöſſelröden, Werkshauſen, rg A Rhumſpringe, Hilkerode, 
Immingerode, Seulingen, Burg, Aſchersleben, Hötensleben, Wollbrandshanfen, Liebenwerda, 
Torgau, Weikenfeld, Naumburg, Hebersleben, Calbe a. S., —— ordhauſen, Halber⸗ 
ſtadt, Hamersleben, Hadmersleben, Kl. Oſchersleben, Bernshauſen, itzſch, Hettitedt, Ellrich, 
Breitenberg, Eilenburg, Bernburg, Oſchersleben, Halle a. S., Wolmirsleben, Friedrichslohra, 
Sangerhauſen, Magdeburg Neuftadt, Staßfurt, Deſſau, Bleicherode, Adersleben, Salzwedel, 
Gardelegen, Mühlhauſen. 

(ll. Nr. 11198 bis 11344: 20345 Unterſchriften.) 

(11. Nr. 11198 bis 11344 vom Abgeordneten von Strombed überreicht.) 
Zourn.I1.Nr. 11345. U Weil, Pfarrer zu Wehrheim (Ufingen), und Genoflen, 
s 11.Nr. 11346. Widelind, Pfarrer zu Jrmgarteichen (Siegen), und Genoffen, 
275 Unterfchriften.) 


I. Nr. 11347. riedrich Steiner zu Gernsdorf und Genoffen, 
II. Nr. 11348. riedrih Ulrih, Schneider zu Goslar, und Genoffen, 
11, Nr. 11349. eller, Pfarrer zu Ehriftburg, und Genoſſen, 
I. Nr. 11920. Lehnen, Pfarrer zu Adenau, und Genofien, 

(2389 Unterfchriften.) 
« 11.Nr. 11921. Bellinger, Pfarrer zu Münfter (Taunus), und Genoffen, 
= T1.Nr. 12161. Chr. Rongen, Rektor zu Obereip (Siegkreis), und Genoffen, 
: 1.Nr.12162, Meurer, Pfarrer zu Urnftein, und Genofien, 

(144 Unterſchriften.) 

s I1.NRr. 12163. Wilhelm v. d. Burg zu Rosbad bei Waldbroel und Genoffen, 
II. Nr. 12164. 3. P. Dorn, Pfarrer zu (Siegkreis), und Genoflen, 

334 Unterſchriften.) 


I. Nr. 12165. Pfarrer Bölke und Genoffen, ohne Ortsangabe, 
IL. Nr. 12166. Gottfr. Limar zu Niederdollendorf (Siegkreis), und Genoffen, 
II. Nr. 12167. Voſen, Pfarrer zu Hennef, und Genoflen, 
(240 en 
1. Nr. 12168. Janſen, Pfarrer zu Uderath, und Genofien, 
II. Nr. 12169. Ludwig, Pfarrer zu Balduinftein, und Genoſſen, 
II. Nr. 12170. Klütſch, Pfarrer zu Leufcheid, und Genofien, 
1. Nr. 12171. Beds zu Dreesbad und Genoffen, 
II. Nr. 12172. Carl Janfen, Bicepräfident des Kirchenvorftandes zu Sieglar, 
1. Nr. 12173. P. Had, Pfarrer zu Winterfcheid (Siegkreis), und Genofien, 
II. Nr. 12174. Meng, Lehrer zu Ittenbach, und Genojien, 
11. Nr. 12175. Thadbaeus Delvos, Pfarrer zu Altenrath, und Genofien, 
1. Nr. 12176. Sey, Pfarrer zu ag (Siegkreis), und Genofien, 
1. Nr. 12177 Ritſch, Pfarrer zu Geiftingen, und Genoflen, 
bis 12180, (464 Unterjchriften.) 
:s M.Nr. 12181. Düfterwald, Pfarrer zu Scheiderhöhe, und Genoflen, 
= 1.0Rr. 12182. Wimmer, Pfarrer zu hagen (Waldbröl), und Genoffen, 
= T1.RNr. 12183. Peter Schmidt zu Dattenfeld (Waldbröl) und Genoffen, 
(352 Unterfchriften.) 
:- MN. = te Johann Piel zu Marienfeld (Siegkreis) und Genoflen, 
15 R 
-AII. Nr. 12310 Wilhelm Kremer zu Bohlicheid (Siegkreis) und Genoffen, zu Bohlicheid, Halft a. d. Sieg, 
bis 12312. Alzenbach, 
: 1.Nr.12313. Johannes Kirſch zu Lichtfelde und Genoſſen, 
s T1.0r.12314. Stidelbruds, Pfarrer zu Happerſchoß (Siegkreis), und Genoflen, 
(282 Unterichriften.) 
:- 1. F — M. Franken, Pfarrer zu Seligenthal (Siegkreis), und Genoſſen, 
is 
-III. Nr. 12318. Schiefen zu Herchen (Siegkreis) und Genoſſen, 
= [11.Rr. 12319. Wilhelm Papſt, Pfarrer zu Niederlaſſel (Siegkreis), und Genoſſen, 
-ll. Nr. 12320 Welter, Pfarrer zu Much, und Genoſſen, 
bis 12329. 
= 11.Nr. 12330. Lennarz, Pfarrer zu rg, ae (Siegfreis), und Genoffen, 
(131 —— 


UII. Nr. 12331. Joſeph Prinz zu Soeſt i. W. und Genoſſen, 
(4294 Unterſchriften.) 
«  11.N:. 12332. Richter, Kommis zu Osberghauſen, und Genoſſen. 
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Folgende Petenten bitten um Aufhebung bes Gejeßes, betr. ben Orden ber Gejellihaft Jeſu vom 


Journ. 


II, Nr. 13726, 


II, Nr. 13727 


bis 13731, 
II. Nr. 13732, 


«= II. Rr. 13733 


Folgende Petenten 


II. Nr. 7565. 
II, Nr. 7566. 
II, Nr. 7567. 


Journ. 


bis 13736. 


II. Nr. 7568 


und 7569. 


I. Nr. 7570 


bis 7610. 
I, Nr. 7611. 


II. Rr. 7612. 
II. Nr. 7613, 


4. Juli 1872: 


Mannheim, Markdorf, Markelfingen, Mauenheim, Mauer, Meersburg, Menningen, Menzen- 
ſchwand, Merdingen, Merzhaufen, Meſſelhauſen, Meßlirch, Mihelbab, Mimmenhaufen, Mingols- 
eim, Minjeln, Moosbronn, Mörih, Mösbadh, Moos, Mosbah, Mudau, Mühlenbach, 
übhlhaufen, Mühlingen, Müllen, Müllheim, Münchweier, Muggenfturm, Mundelfingen, Mun— 
ingen, Murg, Nedarau, Neckarelz, Nedargemünd, Nedargerad), Nedarhaufen, Neilsheim, 
enzingen, Neflelmangen, Neudenau, Neudingen, Neudorf, Neuenburg, Nenershaufen, Neu: 
Bun Neunkirchen, Neufalz i. B. Neuſalzeck, Neuftadt, Neuthard, Neuweier, Niederbühl, 
iedereſchach, Niederrimfingen, Niederihopfheim, Niederihwörftat, Niederwaſſer, Niederwihl, 
Nöggenſchwiel, Nollingen, Nordrad, Norfingen, Nusbadh, Nußbach, Nußloch, Oberrachern, 
DOberbalbady, Oberbergen, Obereggingen, Obereſchach, Obergimpern, DObergrombad), Ober: 
armersbadh, DOberhanjen, DOberhornberg, Oberkirch, Oberöwisheim, Oberried, Oberrimfingen, 
berfädingen, Oberſchefflenz, Oberſcheidenthal, Oberſchofheim, Oberſchwörſtadt, Oberweier, 
Oberwinden, Oberwittighauſen, Oberwittſtadt, Oberwolfach, Obrigheim, Odenheim, Deflingen, 
Demingen, Densbach, Deftringen, Oetigheim, Offenburg, Dos, Oppenau, Orſingen, Ortenberg, 
Oſterburlen, Ottenau, Ottenheim, Dttenhöfen, Ottersdorf, Ottersweier, Owingen, Peters- 
al-Griesbach, Pfaffenweiler, ——— Pfüllendorf, Philippsburg, Plittersdorf, 
ppenhauſen, Prechthal, Prinzbach, Radolfzell, Raithaslach, Randegg, Raſtatt, Raſi— 
Sauldorf, Rauenberg, Reichenau, Reichenbach, Reicholzheim, Reiſelfingen, Reiſenbach, 
Renden, Rettigheim, Reutge, Rheinhauſen, Rheinheim, Rheinsheim, Richen, Ricken⸗ 
bach, Riedböhringen, Riedheim, Riedöſchingen, Riegel, Rielafingen, ea Nippberg, 
Nippoldsau, Nittersbah, Röhrenbach, Röthenbach, Noggenbeuren, Rohrbach, Norgenmwies, 
Nojenberg, Roth, Rothenberg, Rothenfeld, Rothweil, Ruft, Salem, Sädingen, Saig, St. Blafien, 
St. Georgen, St. Jlgen, St. Leon, St. Märgen, St. Beter, St. Roman, St. Trudpert, 
St. Ulrih, Sandhofen, Sandweier, Sasbady a. K., Sasbahwalden, Schapbad, Scellbronn, 
Schenkenzell, Scherzingen, Schienen, Schlagetten, Schlatt, Schliengen, Schlierftadt, Schlogau, 
Schluchſee, Schludtern, Schönau i. W., Schönenbach, Schönfeld, Schönwald, Schonad, 
* eim, Schriesheim, Schuttern, Schutterthal, Schutlerwald, Schwandorf, Schwarzach, 
weighauſen, Schweinberg, Schwenningen, Schwerzen, Schwetzingen, Seckach, Seckenheim, See: 
felden, Seebbach, Sentenhart, Sickingen, Siegelau, Siegelsbach, Siegen, Sinsheim, Sinzheim, 
Sipplingen, Sölden, Spechbach, Speſſart, Stadelhofen, Stahringen, Staufen, Stein a. re 
Steinach, Steinbach, Steinmauern, Steinsfurth, Steihlingen, Stetten b. Engen, Stetten bei 
Lörrach, Stettfeld, Stockach, Stollhofen, Strümpfelbrunn, Stühlingen, Stupferid, Sulz, Sulz 
bad, Sumpfohren, Sunthaufen, Tauberbiihofsheim, Thannheim, Thengen (Stadt und Dorf), 
Thennenbronn, Thiengen, Thiergarten, Thunfel, Tiefenbronn, Todtmoos, Todtnau, Todtnauberg, 
Ubſtadt, Ueberlingen, Ulm b. Lichtenau, Um 5b. Oberkirch, Umtirch, Unteralpfen, Unterbalbad), 
Unterbaldingen, Untergrießbah, Unteribach, Untermad, Untermettingen, Unterjcheidenthal, 
Unterjüpf, Unterfiggingen, Haslahfimonswald, Unterwittighaufen, Unzhurft, Urach, Urberg, 
Urloffen, Umau, Vilhband, Villingen, Vimbuch, Vöhrenbach, Voltertshaufen, Wagenjtadt, 
Wagshurſt, Waibftadt, Neidenftein-Waldhof, Waldfird, Waldmühlbach, Waldshut, Walditetten, 
Waldulm, Waldorf, Walldürn, Waltershofen, Waltersweier, Wangen, Waſenweiler, Watter: 
dingen, Wehr, Weier, Weiher, Weildorf, Weiler, Weilersbach, Weilheim, Weingarten, Weinheim, 
Weiſenbach, Weiterdingen, Wellendingen, Welſchenſteinach, Welſchingen, Wenfheim, Werbad, 
Berbadhhaufen, Wertheim, Wettelbrunn, Wieblingen, Wieden, Wiegs, Wieſenbach, Wieslod), 
Windiſchbach, Windihläg, Wintersdorf, Winterspüren, Winzenhofen, Wittnau, Wöſchbach, 
Wolfach, Wollmatingen, Wolterdingen, Worndorf, Wyhl, Wohlen, HYach, Zähringen, Zell a. H., 
gell i. W., Zeuthirſt, ———— Zimmern, Zollhaue Randen Zunsweier, Zuzenhauſen. 
(ll. Nr. 12960 bis 13 725: 94 561 Unterſchriften.) 
Gilgenberg zu Königswinter und Genofjen, 
Iof. Pleimes, Pfarrer zu Dottendorf, und Genojjen zu Dottendorf, Oberbachem, Kürrighoven, 
NRolandsed, Liekem, 
Peter Lafheid zu Seeliheid (Siegkreis) und Genofien, 
Hütten, Pfarrer zu Mehlen, und Genoffen zu Mehlen, Lannesdorf, Niederbadhem. 


bitten um Aufredterhaltung des Geſetzes, betr. den Orden der Gefellihaft Jeſu: 


DB. Karl, Pfarrer zu Egringen (Baden) und Genoffen, 
. Ullmann, Pfarrer zu Söllingen — und Genoſſen, 
. Glod, Pfarrer zu Reihen, und Genoſſen, 
Guſtav Schaab, Pfarrer zu Mauer bei Heidelberg (Baden), und Genofien, 


Rechtsanwalt Voigt und Genofjen, im Muftrage von mehr als 2400 Bürgern der Stadt Halle, 
erm. Weinand zu Obgruiten (Rheinland) und Genofien, 


. Sabmann zu Weiler (Baden) und Genofjen, 
Heinr. Hafmayer zu Hilsbah (Baden) und Genoijen. 
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Folgende Petenten bitten um Aufrehterhaltung des Gefeßes, betr. ben Orden ber Geſellſchaft Jeſu: 
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Journ. 11. 


Nr. 


. Nr. 


. Nr. 
. Nr. 


. Nr. 
. Nr. 
und 8059. 


T127. 
. 7728. 
. 7729. 
. 1730. 
. 7731. 
. 1732. 
. 1133. 
. 7734. 


. 7735, 
. 7736, 
. 1137, 


. 1738. 


7739. 
7740, 


. 7741. 
1742. 
. 1989. 
. 7990. 
. Nr. 


991 


8054. 


8055. 
8056. 


8057, 


8058 


D. Holtzmann, Pfarrer zu Hodenheim (Baden), und Genoffen, 
Bühler, Pfarrer zu Hirfchlanden, und Genoſſen, 
Martin Dörzbadher zu Hohenjtadt und Genoffen, 
Ernit, Pfarrer zu Weitershauſen (Marburg), und Genoſſen, 
Fr. Weinrich, Pfarrer zu Nefjelbrunn (Marburg), und Genofjen, 
2. Bauer, Bürgermeifter zu Adersbach (Baden), und Genoffen, 
Deſer, Bürgermeiiter zu Flinsbach (Baden), und Genoflen, 
Karl Heller, Pfarrer zu Bargen, und Genojien, 
(151 Unterjchriften.) 
3. Klend, Pfarrer zu Mappad), und Genofien, 
Der Kirchenvorjtand der proteftantiichen Pfarrerei zu St. Johannis (Nürnberg), 
E. Malin zu Dfterwied (Harz) und Genofjen, 
(486 Unterichriften.) 
Nihard Funke, Schuhmacher zu Elberfeld, und Genoſſen, 
(151 Unterichriften.) 
Der Kirchenvorjtand der proteftantiichen Stadtpfarrgemeinde zu Ingolſtadt, 
Adam Wolf zu Epfenbah (Baden) und Genoſſen, 
(224 Unterſchriften.) 
Der Kirhenvorftand der ir Gemeinde zu Kempten, 
Der Kirchenvorſtand der protejtantiichen Gemeinde — Georgen (Bayreuth), 
Joh. Konradi, Bürgermeiſter zu Daisbach, und oſſen, 
G. P. Weißling zu ———— (Baden) und Genoſſen, 
Friedr. Wild. Schaefer, Pfarrer zu Jchenheim (Baden), und Genoffen, 
(160 Unterfchriften.) 
9. Werner, Pfarrer zu Langenberg (Rheinland), und Genoffen zu Langenberg und Düffel, 
(1187 Unterfchriften.) 
Dr. med. Lachmann zu Auerbad und Genofjen, 
Der Kirdienvorftand der evangeliichen Gemeinde zu Neu-Ulm, 
Abd. Hanjen, Pfarrer zu Köndringen (Baden), und Genojlen, 
Der Kirchenvoritand der Gemeinde St. Uegidien zu Nürnberg, 
€, Dreher, Abgeordneter zur Il. bad. Kammer zu Wittlingen, und Genofjen, 
Stürmer, Oberförfter zu Forbach (Baden), und Genoffen, 
geltest, VBürgermeifter zu Schluchtern, und Genoſſen, 
er Kirhenvorftand der protejtantiihen Gemeinde zu Gerolfingen (Bayern), 
Frieder. Sohn, Pfarrvikar zu Bottenhorn bei Breidenbach (Heffen-Naffau), und Genoffen, 
(107 Unterjchriften.) 
A. Schiff, Hauptlehrer zu Helmsheim, und Genofjen, 
Leop. Leichtler, ev. Pfarrer zu Heidelsheim (Baden), und Genofjen, 
E. Lüdemann, ev. Pfarrer zu Gölshaujen bei Bretten (Baden), und Genofien, 
karte Lehmann zu Riedlingen (Baden) und Genoffen, 
d. Vifcher, Dekan a. D. zu Seefelden-Betberg (Baden), und Genofjen, 
Dummel zu Gütenbah und Genofjen, . 
Der Vorftand des Hauptvereind des evangeliichen Bundes zu Hamburg, 
D. Krauß, Apotheker zu Mosbad (Baden), und Genojien, 
Dr. Zihimmer, Königl. Superintendent zu Naumburg a./Saale, und Genofjen, 


Köhler, Ortsrichter zu Molihüg (Naumburg a./Saale), und Genoffen, 
2. Pönicke, Lehrer zu Altlöbnig (Naumburg a./Saale), und Genofjen, 
Lehn, Pfarrer zu Saaled, und Genofien, 


Amend, Bürgermeifter zu Allendorf, und Genofien, 
Raabe, Bürgermeijter zu Rennertehaufen, und Genoflen, 
Auguſt Münd zu Strümpfelbrumn und Genoffen, 
Wilhelm Köbler zu Waldkatzenbach und Genofjen, 
Pecter Haas zu Mülben und Genoſſen, 
Georg Ihrig zu Weisbach und Genoflen, 
Georg Baumann zu Friedrichsdorf und Genoffen, 
Wild. Hutt, Hauptlehrer zu Oberdielbach, und Genofjen, 
Der Bürgermeijter zu Hugsweier — und Genoſſen, 
(137 Unterſchriften.) 
Jacob Hetzel, Bürgermeiſter zu Sand, und Genoſſen, 
€. Mund, Pfarrer zu Buggingen (Baden), 
(165 Unterjchriften.) 
Kaltenbach, Bürgermeifter zu Brigingen-Dattingen (Baden), und Genofien, 
Kiefer, Forſtaſſiſtent zu Neuenbürg (Württemberg), und Genofien 
(389 Unterjchriften.) 
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Folgende Petenten bitten um Aufrechterhaltung des Geſetzes, betr. den Orden der Geſellſchaft Jeſu: 
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UI. Rr. 8901. 
1. Nr. 8902, 
II, Nr. 8903. 
II. Nr. 8904 

bis 8913. 
11. Nr. 8914. 

bis 8922, 
Il. Nr. 8923. 
I. Nr. 8924. 
U. Nr. 8925. 
II. Nr. 8926. 
I. Nr. 8927. 
II. Nr. 8928. 
II. Nr. 8929. 
II. Nr. 8930. 
Il. Nr. 8992. 
I, Nr. 8993. 
I. Nr. 8994. 
1. Nr. 8995. 
II. Nr. 8996. 
II Nr. 8997 

unb 8998. 
I. Ar. 8999. 
II, Nr. 9000. 
II. Nr. 9001. 
I. Nr. 9002 

und 9008. 
1. Nr. 9004. 
II. Rr. 9008. 
II. Rr. 9006. 
II. Nr. 9007. 
II, Nr. 9008 

bis 9011. 
II. Rr. 9012. 
II. Nr. 9013. 
1. Nr. 9014 
UI, Nr. 9015. 
II, Nr. 9016 

bis 9023. 
II. Nr. 9024 
bis Nr. 9039. 
U. Nr. 9040 

bis 9405. 


3. Beyer, Schreiner zu Löhlbah (Frankenberg), und Genoffen, 
Hafenpflug, Lehrer zu —— en, und Genoſſen, 

(I. Nr. 8901 und 8902: 268 Unterſchriften.) 
Tauer, Bürgermeifter zu Thurnau (Oberfranken), und Genoſſen, 
E Schmidt zu Mettmann und Genoffen, 


9. Bohris, Pfarrer zu Achse und Genojien zu Wehrheim, Laubach, Hundftadt, Gräven- 
wiesbad, Heinzenberg, Mönjtadt, Merzhaufen, Arnoldshain, Naunftadt, 
Adam Wengoldt zu Ligen (Baden) und Genofien, 
(190 Unterfchriften), 
Jakob Erbel, zu Hohenſachſen (Baden) und Genofjen, 
Fabrifant zu Furtwangen, und Genoffen, 
Guſtav Körber zu Hemsbadh (Baden) und Genofjen, 
Stephan gig zu Sulzbad und Genofjen, 
einrih Gräber zu Sulzbad und Genofien, 
star Arnold, Pfarrer zu Mahlberg (Baden), und Genoſſen, 
J. Knaufenberger, evangelifher Pfarrer zu Neunftetten, und Genoffen, 
€. Braun, Pfarrer zu Sand (Wolfhagen), und Genofjen, 
Schneider, Pfarrer zu Neuenheim, und Genofien, 
(174 Unterfchriften.) 
Th. Laub, Pfarrer zu Ruchſen (Baden), und Genoſſen, 
€. Reinemann, Pfarrer zu Lonifendorf (Frankenberg), und Genojien, 
Der Kirchenvorftand der proteftantifchen Kirchengemeinde zu Kirchenlamig (Bayern), 
G. Koegler, Landtagsabgeordneter zu Bretten (Baden), und Genofien, 


Der Kirhenvorftand der proteftantifhen Gemeinde zu Cabolzburg (Mittelfranken), 

Der Kirhenvorftand der proteftantiihen Gemeinde zu Stein bei Nürnberg, 

Schneider, Pfarrer zu Michelbach, und Genofien, 

(253 Unterjchriften.) 
G. Ehriftmann, Hauptlehrer zu Sinsheim a. d. Eljenz (Baden), und Genofien, 
. (214 Unterjchriften.) 

Der Kirhenvorftand der proteftantiichen Gemeinde zu Aeſchach bei Lindau (Bayern), 

Der Kirchenvorſtand der protejtantiihen Gemeinde zu Pfuhl (Bayern), 

Wöttlin, evangeliiher Pfarrer zu Nedargemünd (Baden), und Genoffen, 

Stapenhorft, Pfarrer zu Heeren, und Genofien, N 

Edhard Bojjenberger, Müller zu Spedswinkel (Kirchhain), und Genofjen zu Spedswinfel 
und Erksdorf, 

Der Kirdenvorftand zu Langenzenn, 

Der Kirdenvorjtand der Stadtgemeinde zu Waſſertrüdingen (Bayern), 

Chriſtoph Schweigert, Gemeindevoriteher zu Würm bei Pforzheim (Baden), und Genofjen, 

Kübler, Pfarrer zu Büderod (Unterweiterwald), und Genofien, 

(118 Unterfchriften.) 

Roth, Pfarrer zu Dallau, und Genofjen zu Dallau, Auerbach, Nedarburfen, Fahrenbach, 
Nedargerad, Binau, Obrigheim, Hakmersheim. 

Der evangelische Kirchengemeinderat) zu Kiefelbronn und Genofjen zu Kiefelbronn, Niefern, 
Eutingen, Vrögingen, Büchenbronn, Sipringen, Nöttingen, Darmsbach, Düren, Eifingen, 
Ellmendingen, Itlersbach, Oeſchelbronn, —— Dillſtein, Langenalb, 

Eduard Elben zu Stuttgart überreicht fernere Petitionen aus den Ortſchaften: Schömberg, 

eldenfingen, Haufen a. d. 2, Niederhofen, Häfnerhaslah, Haberſchlacht, Reinsbronn, ee 
9, Pappelau, Asperg, Gr. Altdorf, Adolzhaujen, Schörgingen, Bejenfeld, Hochdorf, Göttel- 
fingen, Rothenberg, Scäftershein, Fellbach, Reutlingen, Bittelbronn, Schönthal, Roſſach, 
DOggenhaufen, Poppenweiler, Dettingen, Kappishäufern, Rottweil, Glatten, Freudenſiadt, 
gen, Möglingen, Buttenhaufen, Hunderfingen, Sulzdorf, Waldenburg, Thüngenthal, Urach, 
eljen, Weiler, Ochjenhaufen, Waldmannshofen, — Lömwenftein, Kuſterdingen, Elpersheim, 
Micelfeld, Pfigingen, Willsbach, Heuchlingen, Haufen, Althütte, Grimmelfingen, Nellingen, 
DOppingen, Mainhardt, Dennhof, Riegenhof, önchsberg, Deicelbronn, Db.-Böbingen, 
U.-Ringingen, Bernloch, Pfronftetten, Meibeljtetten, Erligheim, Beuren, U.-Weiſſach, D.-Weifiad, 
Sulzbach, Grantihen, Riederich, Ilsfeld, Rielingshaujen, Burch, Schaltsftetten, Sepingen, 
Arhshofen, Pliezhaufen, Münfter, Wurmberg, Ettenhaujen, Strümpfelbad, Steinbadh, Schrams 
berg, Plüderhauſen, — Eſchenthal, U.sLenningen, Kaiſersbach, Münfingen, Kapfens 
burg, Engelsbrand, Verghülen, Bühlenhaufen, Lombach, Sulz, Hopfauneunthaufen, Dürrens 
m en, Ehingen, Altshaufen, Böjingen, Veihingen, Gönningen Weingarten, Wolfenhaufen, 
U. Jefingen, Spiegelberg, Weiler, Siglingen, Nedarsulm, Weiſſach, Sulzbach a. d. Murr, 
Pflugfelden, Kl-Aspach, Heumaden, KlIngersheim, Gr.Erlad, Wimsheim, Bronnmweiler, 
riolzheim, Breitach, ze Hertmannsweiler, Burg, Schönaich, Türkheim, Bächlingen, 
Bilfingen, Mittelfiſchach, Derdingen, Dörzbad, Ochſenwang, Baiersbronn, Rupperts— 
hofen, Nürtingen, Rüffſelhauſen, Laichingen, Gablenberg, Zazenhaufen, Dornhan, Betz— 
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1412 Reichstag. Aktenſtück Nr. 185. (Achtes Verzeichnif der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 


Folgende Betenten bitten um Aufrechterhaltung des Geſetzes, betr. den Orden der Gejellihaft Jeju: 


Journ. 


un 


U. Nr. 9611. 


Il. Nr. 9612 


und 9614. 
IH, Nr. 9615. 
I. Nr. 9616. 
1. Nr. 9617. 
U. Nr. 9618. 


II. Nr. 9619. 
II, Nr. 9620, 


11. Nr. 9621 


und 9622. 
I. Nr. 9623. 


I. Nr. 9624. 


D. Nr. 9625 


bis 10086. 


Der Kirdjenvorftand der protejtantifchen Gemeinde zu ———— bei Bamberg, 
Heußner, Superintendent zu Ziegenhain (Regierungsbezirk Kaſſe 


D), und Genoſſen, 
(203 Unterjchriften.) 


L. v. Boyneburgf, Gutsbefiger zu Wichmannshaufen (Eichwege), und Genofien, 
Der Kirhenvorftand der Kirchengemeinde zu Gräfenberg, 


link, Seminaroberlehrer a. D. zu Meersburg (Baden), und Genoffen, 
chmidt, Pfarrer zu Lirfeld (Biedenkopf), und Genoſſen, 
(105 Unterjchriftent.) 


Der Kirhenvorftand der proteftantiichen Gemeinde Erlangen-Altftabdt, 
Alfeld, Bürgermeifter zu Nedarelz (Baden), und Genoflen, 
Landbau, Min 


Dr. Weber, Juſtizrath und Landtagsabgeordneter zu Offenbad a. M., und Genoffen, 
( 


arrer zu Münchhaufen, und Genoffen, zu Münchhauſen und Wolmar, 


3416 Unterſchriften. 


Easper Kojer, Schneider zu Weimar, und Genoffen, 


(2549 Unterjchriften.) 


Shlidmann, Pfarrer und Schriftführer des Rhein. — des ev. Bundes zu Merxheim 


(Nahe), und Genoſſen zu Merrheim, Sigmaringen, Baigerloh (Hohenzollern), Hottenbad 
(Trier), Stipshaufen (Trier), Bärmweiler (Meifenheim), Lauſchied (Meifenheim), Almersbach, 
Gieleroth, Waldbödelheim, Meddersheim, Kirihroth, Altenkirchen (Wejterwald), Gödenroth, 
Mandel bei Kreuznach, Nohfelden (Birkenfeld), Spetern, Grumbach, Merzweiler, Herrftein, 
Mörſchied, Argenthal, Niesweiler, Heiligenwald (Ditweiler), Landsweiler (Ottweiler), Laufers, 
weiler, Göſenroth, Dil (Hunsrüc), Sohrſchied (Humsrüd), Oberkoftenz, Todenroth, Birkenfeld- 
rborf, Urdenbad, Malmedy, Manubach bei Niederheimbah a. Rh., Dttweiler, Pfeffelbach, 
tglichtenberg, Niederbrombad) (Birkenfeld), Burgiponheim (Coblenz), Oberhaufen bei Kirn, 
ennweiler bei Kim, St. Johannisberg bei Kirn, Seesbach (Kreuznach), Weiler bei Monzingen, 
övenich (Erkelenz), Naversbeuren (Goblenz), Roggendorf, Biebersheim bei St. Goar a. Rh., 
Rheinböllen (Simmern), Dichtelbach (Simmern), Uedem (Eleve), Waflenberg, Cues-Bernkaſtel, 
Hebdesheim (Kreuznach), Pialzfeld, Badenhard, Langenlonsheim, Kirſchſeiffen, Urbach, Dern— 
bad, Edenhagen, Werlau, Oberdreis (Neuwied), Pleizenhaujfen (Simmern), Vörde (Ruhrort), 
Breitiheid (St. Goar), Weinsheim (Kreuznach), Rüdesheim (Kreuznach), Staudernheim, 
Kempfeld, Veldenz (Mofel), Steeg (St. Goar), Norheim, Leifel, Friedrihsthal (Saarbrüden), 
Neumwied (Coblenz), Brühl, Müllenbadh bei Gummersbach, Wreeze, Kanten a. Rh., Wittlich, 
Meifenhein a. Glan, Breitenheim, Raumbach, Desloch, Nengsdorf, Homberg a. Rh., Irmenach 
(Zell), Veuren (Zell), Luifendorf (Eleve), Burg a. d. W., VBeyenburg, Obercaſſel bei Bonn, 
Heijterberg, Nieder-Dollendorf bei Königswinter, Bendorf a. Nh., Traben (Zell), Oberhonne- 
feld, Niederwambach, Effen (Ruhr), Leufcheid, Delling, Dörrenbad (St. Wendel), Ruhrort, 
Kirchberg (Goblenz), Berjchweiler, Geröweiler a. d. Saar, Clarenthal, Kim (Nahe), Allenfeld 
(Kreuznadj), Büchhenbeuren, Idar (Nahe), Niederhaufen (Nahe), Wald bei Solingen, Dümpten 
Ruhr), Bacharach, Eapellen bei Mörs, M.-Gladbad, St. Goar, Prüm, Bleialf, Barmen, 
oppard a. Rh, Trarbadı (Ze), Stolberg (Rheinland), Mülheim (Mofel), Andel 
———— Abtweiler (Meiſenheim), Hüdelhoven (Erkelenz), Hückeswagen, Köln (Saar— 
rüden), Preuß.⸗Moresnet, Brühl, Pfalzdorf (Eleve), Münſter am Stein, Ronsdorf, 
Simmern u. Dhaun, Weitersborn, Nemlingrade, Granenburg, Grafwegen, Königs 
winter, Honnef, Ohlmweiler, Ravengiersburg (Simmern), Dierdorf, Daaden (Altenkirchen), 
Biersdorf (Altenkirchen), Frechen, Hörſtgen, Kirchen, Bopdorf, Becherbach, N.-Wörresbad, 
Medenbadh, Oberdiebach, Eckweiler, Elsdorf, Kirchherten a. d. Erft, Bergheim a. db. Erit, 
ievenih, Fiſchbach a. d. Nahe, Dettingen (Hohenzollern), Hechingen (Hohenzollern), Konz, 
aufen, Woppenroth, Gappel (Hundsrüd), Leidened, Nhaunen, Sulzbad, Bitburg (Trier), 
firh a. d. Mofel, Wiehl (Cöln), Keklinghaufen, Nosbah a. d. Sieg, Jülich, Walhaufen 
(Birkenfeld), Mosberg (Birkenfeld), Speldorf, Randerath, Eronenberg, Drabenderhöhe, 
Binningen (Coblenz), Lennep, Alitaden, Styrum, Hamm a. d. Sieg, Ehrenfeld, Freusburg, 
B.-Gladbach, Ueberruhr, Meiderich (Nuhrort), Nünderoth, Carlsbrunn, Nakweiler, Marien: 
berghaufen, Wolfersweiler (F. Birkenfeld), Gimbweiler, Eipweiler, Asweiler, Hirftein, Hilgen, 
Linnep (Düffeldorf, Lokr.), Gerolftein, Andernah a. Rh, Schöneberg, Zweifall, Sterkrade 
(Ruhrort), Dfterfeld (Redlinghaufen), Stromberg, Gemünden, Womrath, Duisburg, Neuenahr, 
Kochem, Gebhardshain bei Bepdorf, Montjvie, Imgenbroich, en (Berncaftel), Hirichfeld 
(Zell), Vallendar, Schwanenberg, Grambuſch, Eleve, — och, Borbech, Bötgen, Söllbach 
(Meifenheim), Schweinſchied (Meijenheim), Medard, Achtelsbach, Sulzbach, Widdert, Burſcheid, 
Ohligs (Solingen), Holpe, Erblingen, Marienhagen, Odenſpiel (Cöln), Hamminkeln, Witzhelden, 
Herden a. d. Sieg, Wiebelskirchen, Bretzenheim (Krenznach), Wingenbach, Oberftein, Derſchlag 
Gummersbach), Alterkülz (Simmern), Michelbach (Simmern), Hohenröderhof, Kaiſerswerth, 
Heinsberg, Loͤtzbeuren, Baumholder, Wickenrodt, Niederhofenbach, Breitenthal, Sonnſchied, 
Fürſtenhauſen (Saarbrüden), Völklingen (Saarbrücken), Burtſcheid (Machen), Gemünd, Flamers— 
heim, Euslirchen, Unterbarmen, Mülheim a. Rh. Kalt, Mittelbollenbach, Dickesbach, Nalbach, 
Ellern, Mönſchbach, Kappeln, Altwied, Horn, Caſtellaun, Uhler (Sinmern), Kupferdreh Eſen), 
Düderih (Mörs), Rellinghauſen, Gngelstirchen, Raubach, Saarlouis, Ketzberg (Solingen), 
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Folgende Betenten 
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Il. Rr. 10364. 


II, Nr. 10365. 
II. Nr. 10366. 
II. Nr. 10367. 
II. Nr. 10368. 
II. Nr. 10369 

bis 10371. 
II, Nr. 10372. 
II. Nr. 10373. 
II. Nr. 10374, 
II. Nr. 10375, 


Il. Nr. 10376. 


I. Nr. 10377. 
II, Nr. 10378. 
II. Nr. 10379. 
11. Nr. 10380, 
11. Nr. 10381. 
11. Nr. 10382, 
I. Nr. 10383. 
Il. Ar. 10384. 
II. Nr. 10385. 
II. Nr. 10386. 


ll. ®Rr. 10387. 
Il, Nr. 10388, 
I, Nr. 10389 

und 10390. 
II. Nr. 10391. 
H; Ne. 10392; 
U. Nr. 10393. 
I. Nr. 10394. 
Il, Rr. 10395. 


II. Nr. 10396. 


I. Nr. 10397, 
II, Nr. 10398. 


IL Rr. 10399 


bis 10402. 


I. Nr. 10403. 


II. Nr. 10410. 
U, Nr. 10411. 


II. Nr. 10412. 


U. Nr. 10413, 
11. Nr. 10414 

und 10415, 
II, Nr. 10416, 
I. Nr. 10417. 
I, Nr. 10418. 
II. Nr. 10419. 
I. Nr. 10420. 
II. Nr. 10421. 
II, Nr. 10422, 
I. Nr. 10423, 


bitten um Aufrehterhaltung des Geſetzes, betr. ben Orden ber Gejellihaft Jeſu: 


Undreas Gäßler, Bürgermeijter zu Mietersheim (Baden), und Genofien, 
Staiger, Bürgermeifter zu Langenwinkel (Baden), und Genofjen, 
Armbröjter, Pfarrer zu Rodenjüß (Rotenburg a. Fulda), und Genojjen, 
N. Schmidt, evang. Pfarrer zu: Eſchelbronn (Baden), und Genofien, 
(162 Unterjchriften.) 

H. Laadmann, Paſtor zu Deepbüll (Schleswig), und Genofien, 
Der Kirchenvorſtand der protejtantiihen Gemeinde zu Bonmersfelden bei Bamberg, 
Der Kirchenſtorſtand der protejtanifihen Gemeinde zu Steppach bei Bamberg, 
8 Lungershauſen, Paſtor zu Weſterlinde-Oſterlinde, und Genoſſen, 

as geiſtliche Miniſterium zu Osnabrück und Genoſſen, 


Mutſchler, Gemeinderath zu Undingen, und Genoſſen, 
Die Vertretung der proteſtantiſchen Gemeinde zu Röckingen, 
Der Kirchemvorftand der proteſtantiſchen Gemeinde zu Oberkrumbach, 
Der Kirchenvorſtand der Pfarrgemeinde zu Förrenbach (Bayern), 
Der Kirdienvorftand ber protejtantiichen Gemeinde zu Vorra, . 
Der Kirhenvorftand der protejtantiichen yilialgemeinde zu Altenfittenbadh bei Heräbrud, 
Manßhardt, Vürgermeifter zu Ling (Baden), und Genofjen, 
Haas zu Mülben und Genoſſen, 
9. Bark, Pfarrer zu Schollbrunn (Baden), und Genofjen, 
Schumacher, VBürgermeifter zu Neunkirchen (Eberbach), und Genofien, 

eidt, Bürgermeifter zu Auenheim (Baden), und Genojlen, 

farrer Klas und Genofjen, ohne Ortsangabe, Poſiſtempel: Hattersheim, 
Kieng, Bürgermeifter zu Scherzheim (Baden), und Genoflen, 
Bode, Pfarrer zu Wachenbuchen (Hanau), und Genoffen, 
9. Wiſſemann, Lehrer zu Hestem, und Genojjen, 

(110 Unterfchriften.) 

Ahmann, Pfarrer zu Dreihaufen bei Marburg a. d. Lahn, und Genoflen, 
Volz, Pfarrer zu Palmbach (Baden), und Genoffen, 
Heinrid Bäumer, Landwirt zu Niederndorf, und Genofjen zu Nieberndorf und Oberfchelden, 


einrih Hagenmeyer, evang. Biarrer zu Biegelhaufen bei Heidelberg, und. Genoffen, 
Gaben Ben Buchhalter zu Schliengen im —— (katholiſche Gemeinde), und Genoſſen, 
Kauſel, Pfarrer zu Virſtein (Regierungsbezirk Caſſelh und Genoſſen, 
Ackermann, Bürgermeifter zu Herlefeld, und Genoſſen, 
Blumner, Pfarrer zu Diesdorf (Wanzleben), und Genoſſen, 
184 Unterſchriften), 
Ernſt Klemm, Fabrikbeſitzer zu Eckernförde, und Genojien, 
Neupert, Pfarrer zu Döhlau bei Hof, und Genoſſen, 
Johann Hofmann zu Korb und Genofjen, 
M. Ewald, Pfarrer zu Allendorf (Ziegenhain), und Genoſſen zu Allendorf, Michelsberg, 
Rommershaufen, Schlierbad) (FFriglar), 
(122 Unterjchriften.) 
Ehringhaus, Pfarrer zu Motigers (Schlüchtern), und Genofien, 
Limbert, Pfarrer zu Djtheim, und Genoiien, 
Heinrich Dito, Blasıer zu Orpherode (Wiße 
Strunz, Pfarrer zu Leupoldsgrün, und © 
Der Kirchenvorfteher zu Altenrüdingen, 
Kilian, Förfter zu Hümme, und Genoflen, 
Soh. Schneider, Landmann zu Unterfimtshaufen (Marburg), und Genofien zu Unterfims- 
hauſen und Niederajpbe, 
(133 Unterjchriften.) 
Haffer, Bürgermeifter zu Gönnern, und Genoſſen zu Gönnern und Steinperf, 
anz, Lehrer zu Sleinjena, und Genofjen, 
Der Gemeindelirhenrath von St. Wenzel zu Naumburg a. d. Saale, 
Profeflor Dr. Elajen, Gymnafial-Oberlehrer zu Holzminden, und Genoflen, 
And. Bürklin und Genojjen zu Waljer und Muled, 


Jacob Dender zu Eichelbady (Baden) und Genoſſen, 
Schalkhaußer, —— zu Lichtenau (Ansbach), und Genoſſen, 
Didemeyer, Bä iter zu Stemmen, und Geuoſſen, 
Sohannes Mayer zu Großſachſen, und Genoffen, 
Karl Godel, Pfarrer zu Tennenbronn, und Genoifen, 
Neichle, Bürgermeifter zu Sauldorf (Baden), und Genoffen, 
ee Pajtor zu Hemmingſtedt, und Genofien, 

ietiher, Oberbürgermeifter zu Bernburg, und Genoſſen. 

(1206 Unterjchriften.) 


ufen), und. Genoſſen, 
enoſſen, 
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Folgende Petenten bitten um Aufredhterhaltung des Geſetzes, betr. ben Drden der Gejellfhaft Jefu: 
Journ.II. Nr. 10731. 


”„. 


nn 
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neun 


II. Nr. 10732. 
II. Nr. 10733, 


II. Nr. 10734, 
II. Nr. 10735. 
II. Nr. 10736. 
U. Nr. 10737. 
II. Nr. 10738. 
II. Nr. 10739. 
I. Nr. 10740. 


U, Nr. 10741. 
II, Nr. 10742. 


1. Nr. 10743. 
II. Nr. 10744. 
Il. Nr. 10745. 


II. Nr. 10746. 


II. Nr. 10747. 


II, Nr. 10748, 
II. Nr. 10749. 


II. Rr. 10750. 
II. Rr. 10751. 


Il. Nr. 10752 
bis 10763. 


II. Nr. 10764, 


II. Nr. 10765. 
II. Nr. 10766. 


II. Nr. 10767. 
II. Nr. 10788. 


II, Nr. 10773. 
II. Nr. 10774. 
II. Nr. 10775. 
I. Nr. 10776, 
1. Nr. 10777. 


II, Nr. 10778. 
II. Nr. 10779. 


II. Nr. 10780, 
I. Nr. 10781. 


II. Nr. 10782. 
II. Nr. 10783. 


I, Nr. 10784. 
II. Nr. 10785. 
II. Nr. 10786 

und 10787, 


3. Kiel, Lehrer zu Bergheim bei Spangenberg, und Genoffen, 
(177 Unterjchrifter.) 

Die Kirchengemeinde zu Weihenkirchberg, 

Auguft Mayer zu Spoed (Baden) und Genofjen, 
(266 Unterjchriften.) 

Der Kirchenvorftand der evang.sreformirten Gemeinde zu Osnabrück, 

Chriſtian Rindle zu Eichitetten (Baden) und Genoffen, 

Paulus, Pfarrer zu Mepe bei Gudensberg, und Genoſſen, 

(132 Unterjchriften.) 
Adam, Pfarrer zu Dagobertshaufen, und Genofjen, 
(137 Unterjchriften.) 
Mogge, Pfarrer zu Frißlar, und Genofjen, 
(100 Unterjchriften.) 
U. Heinge, Pfarrer zu Wallenrod a a und Genofien, 
(143 Unterfchriften. 
Koh, Dekan zu Fränkiſcherumbach, und Genoffen, 
(197 Unterjhriften.) 
Brunkner, Lehrer zu Lauterbadh bei Crimmitſchau, und Genoffen, 
Friedrid Klopfer, Privatier zu Werdau (Sachſen), und Genoffen, 
(1446 Unterjchriften.) 
ae Hartmann, Pfarrer & Biihofsheim (Hanau), und Genoffen, 
arl Stod, evang. Pfarrer zu VBeenhaufen bei Rotenburg, und Genofjen, 
N. Rumpf, Pfarrverwalter zu Höchſtenbach (Oberweiterwaldkreis), und Genoffen, 
(147 Unterfchriften.) 

Ernft Henrid, Lehrer zu Wahlrod (Oberwefterwaldkreis), und Genoffen, 
(104 Unterjchriften.) 

Eiter, Pfarrer zu Hettenhaufen, und Genoflen, 

Schubinger, Bürgermeifter zu Nußbaum (Baden), und Genofjen, 
(115 Unterfchriften.) 

W. Dahler, Bürgermeifter zu Teutichneureuth (Baden), und Genofien, 
(196 Unterjchriften.) 

Martin zu Kehl und Genofien, 

K. Löffel, Dekan zu Dorf I (Baben), und Genoſſen, 

Direltor Dr. Schneider und Genoffen zu Oppenheim a. Rh, Dalheim, Dienheim, Derheint, 
Dolgesheim, Dorndürkheim, Frieſenheim, Harrheim, Sulzen, Schwabsburg, Wintersheim, 
RWeinolsheim, Hamm, 

(II Nr. 10752 bis 10763: 1280 Unterfchriften.) 

F. ag tatholiicher Viarrer zu Mundelfingen, und Genojjen, 

Münd, Pfarrer zu Boeddiger (Caffel), und Genofjen, 

(106 Unterschriften. 

Wilhelm Bol, Pfarrer zu Maren bei Pirna, und Genojien, 
. Beterfen, Hauptpaftor zu Eddelaf, und Genofjen, 

. Sinn, Paftor zu St. Peter (Nordiee), und Genoffen, 
(215 Unterjchriften.) 
Chr. Schillinger, Bürgermeifter zu Kollmarsrethe (Baden), und Genoffen, 
Beud, Paſtor zu Holebül (Nordichleswig), und Genofien, 
Burd, Pfarrer zu Tannenlirch (Baden), und Genofjen, 
Michael Sontag zu Zierolshofen (Baden), und Genofjen, 
W. Schleifenbaum, Bergdirektor zu Elbingerode, und Genofjen, 
3. Jacobſen, Maler zu Glüdsburg, und Genofjen, 
Lauter, Pfarrer zu Kirchfarrnbach, und Genoffen, 
Böhner, Pfarrer zu Neunkirchen a. M., und Genofien, 
Schenkheld, Pfarrer zu Lippoldsberg, und Genojjen, 
(101 Unterſchriften.) 

Lierhammer, Lehrer a Buxach, und Genoffen, 

Conrad Schwalm, Bürgermeifter zu Gersdorf, und Genoffen, 
(287 Unterjchriften.) 

Honold, Vürgermeifter zu ns (Bayern), und Genofjen, 

Reinhardt, Pfarrer zu Emmerich, und Genofjen, 

(2415 Unterjchriften.) 

Rechtsanwalt Dr. Binz und Bildhauer F. Binz zu Karlsruhe (Baden), 

Eduard Bud, ewang. Pfarrer zu Schriesheim (Baden), und Genoffen, 

(234 Unterichriften.) 

Scherer, Bürgermeifter zu Königsberg (Heffen-Raffau), und Genoffen, 

®. Meyer, Blarrer zu Linfenheim, und Genofjen, 

Häß, Bürgermeifter zu Ottenheim, und Genoſſen. 
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Folgende Petenten bitten um Aufredterhaltung des Geſetzes, betr. den Orden ber Gefellichaft Sein: 
Journ.Il. Nr. 11173. 
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II. Nr. 11174. 
II. Nr. 11175. 


II. Nr. 11176. 
I. Nr. 11177. 
II. Rr. 11178. 


I. Nr. 11367 

bis 11373. 
II. Nr. 11374. 
Il. Nr. 11375. 
I, Nr. 11376 

bis 11379, 
II, Nr. 11380. 
I. Nr. 11381. 


11. Nr. 11382. 
II. Nr. 11383. 

bis 11392. 
II. Nr. 11393. 


II. Nr. 11394. 


H, Nr. 11395. 
II, Nr. 11396. 
II. Nr. 11397 

und 11398. 


II. Nr. 11399, 
I. Nr. 11400, 
Il, Nr. 11401. 
II, Nr. 11402. 
1, Nr. 11429. 

bis 11486. 


1. Nr. 11487. 
I. Nr. 11488 
bis 11647. 


11. Nr. 11648 

bis 11756. 
I. Rr. 11757. 
II, Nr. 11758 

und 11759. 
II. Nr. 11760. 
11. Nr. 11761. 
II. Nr. 11762. 
I. Nr. 11763. 
II. Nr. 11764. 
HN, Rr. 11765. 
I, Nr. 11766. 


II. Rr. 11767. 
II. Nr. 11779, 


Emil Janß, Paſtor zu Koldenbüttel, und Genoffen, 
161 Unterſchriften), 
Schroeder, Bürgermeifter zu Bruchköbel, und Genoffen, 
von Biedenfeld, Hauptmantt a. D. zu Schbarzenhafel, und Genoſſen, 
(150 Unterfchriften), 
Hartte, Pfarrer zu Eggenftedt (Wanzleben), und Gertofien, 
Ritter, Bürgermeifter zu Eyb bei Ansbach, und Genoſſen, 
Heinrih Hanemann, Pfarrer zu Wiefeth, und Genoffen, 
(285 Unterfchriften), 
Schaab, Lehrer zu Hachenburg (Oberweſterwald), und Genoſſen zu Hachenburg, Oberhattert, 
Mittelhattert, Gehlert, Niſter, Wied, Altitadt, 
Mayer zu Singen (Baden) und Genoſſen, 
9* er, Bürgermeiſter zu Görwihl, und Genoſſen, 
prickmann, Pfarrer zu Ottoſchwanden, und Senoffen zu Ottoſchwanden, Mußbach, Keppenbach, 


Der Kirchenrath zu Bunde (Oſtfriesland), 
€. Kähler, Paftor zu Friedrichſtadt a. d. Eider, und Genofien, 
* (145 Unterfehriften), 
Friedrich Bröder, Landmann zu Simonsberg (Shl.-Holit.), und Genoffen, 
Reimacher, Superintendent zu Nemwiges, und Genoifen, 
(420 Unterichriften.) 
K. Rühl, Landwirth zu Maar, und Genoffen, 
(135 Unterfchriften.) 
Maas, Pfarrer zu Kirchbracht, und Genoffen, 
(239 Unterfchriften.) 
Auguſt Schweißer, Landmwirth zu Bettenhaufen, und Genojfen, 
Augujt Knodt, Pfarrer zu Groß-gimmern, und Genoffen, 
Althainz, Pfarrer zu Grüßen (Fsranfenberg), und Genofien zu Grüffen, Mohnhaufen, Römers- 


haufen, 
(226 Unterfchriften.) 
Müller, Bürgermeifter gi Schwandorf, und Genofien, 
Haeffner, Pfarrer zu Berg bei gef (Bayern), und Genoffen, 
P. Ahlhein, Pfarrvermalter zu Wirberg, und Genoffen, 
Der deutfhe Proteftantenverein zu Berlin, 
Gleim, Landgerichtsrath zu Marburg, und Genoffen zu Marburg und anderen Ortichaften 


Heſſens, 
(6525 Unterſchriften.) 

W. Obländer, Pfarrer zu Feldberg (Baden), und Genoſſen, 

Eduard Elben zu Stuttgart überreicht fernere Petitionen aus den Drffchaften: Pfrondorf, 
Oberroth, Cleebronn, Grunbach, Oberfiſchach, Ditendorf, Laufen a. Kocher, fFridenhofen, Rup— 
pertShofen, Gglosheim, Machtolsheim, Wiefenfteig, Gerabronn, Berg, Maubach, Diisheim, 
Schönenberg, Birkenweißbuch, Groß-Ingersheim, Ammertsweiler, Kenmath, Ludwigsburg, 
Schnaitheim, Königsbronn, Zwiefalten, Horb, Gruppenbah, Schwieberdingen, Oberjefingen, 
Nufringen, Bihfingen a. d. Enz, Untermberg, Heilbronn, Mußberg, Lienzingen, Attenmweiler, 
Riedlingen, Heslach, Enzberg, Untermünfheim, Gniebel, Wangen, Feuerbach, Stödenburg, 
Dettenhanfen, Unterrambadh, Sagfheim, Kommeitheim, Dürrwangen, Zuffenhanfen, Luizhauſen, 

ürnfal, Pfedelbach, Oberohrn, Windiſchenbach, Möhringen, Markgröningen, Lanpheim, Auen 
tein, Abjtall, Helfenberg, Zaiſersweicher, Sternenfels, Vöhringen, * a. d. Brenz, Neus 
ſtadt, Bönnigheim, Beuerlbach, Ingersheim, Crailsheim, Holzmaden, Slingen, Meßſtetten, 
en Böttingen, Magolsheim, Altdorf, Haubersbronn, Neubrom, Laubach, Eſchach, 
Ludwigsthal, Tuttlingen, Hohened, Cannitatt, Waldſee, Tübingen, Stuttgart, 
Ul Nr. 11488 bis 11647: 12836 Unterichriften.) 
Batıl Sitedes, Fabrikant zu Pforzheim, und Genoffen, 


Kalt, Bürgermeifter zu Kippenheim, und Genoſſen, 

Alberis, Raftor zu Witzwort (Eiderftedt), und Genoſſen, 
167 Unterichtiften ) 

L. NReitemeier zu Boffzen und Genofien, 

Th. Stalmatın, Paftor —— und Genoſſen, 

—————— Pfarrer zu Genfungen, und Genoſſen, 

ietrich, Pfarrer zu Warmenfteinad (Oberfranken), und Genofien, 

Be Pfarrer zu ein (Bayern), und Genoſſen, 

Dedert, Pfarrer zu Schildan, und Genoffen, 

Lorenz Kohlenbuſch, Pfarrverweier zu Oberfalbach, und Genoffen, 
(247 ger 

Glog, Pfarrer zu Altenſchlirf, undd Genoſſen, 

Dr. Lamny, Geheimer Rath zu Mannheim, und Genoffen. 
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BalgenhE Petenten bitten um Aufrehterhaltung des Gejepes, betr. den Orden der Gefelljhaft Jefu: 


Sourn. I. Nr. 12276, 
II. Nr. 123386, 
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II. Nr. 12337 


bis 12342. 


. 12343, 
. 12344. 
. 12345. 


. 12346. 
. 12347. 


11. Nr.12348. 
II. Nr. 12349, 


I. 
I. 

I. 
I. 
I. 


22 239 


II. Rr.12350 


und 12351. 


II. Rr.12352 


bis 12362. 


11. Nr. 12363. 
II. Nr. 12364. 
II, Nr. 12365. 
II. Rr. 12366. 


1. Rr. 12367. 


II. Nr. 12368 


bis 12382, 
II, Rr.12383. 


II. Nr. 12384 


bis 12399. 


II. Nr. 12400 


bis 12447. 
II. Nr. 12604. 


N. Nr. 12606. 
II. Rr.12506. 
1. Nr. 12507. 


I. Nr.12508. 
II, Nr. 12509. 
I. Rr.12510. 


Il. Rr.12511 


bis 12516. 


I. Nr. 12517. 
II. Nr. 12518. 


II. Nr. 12519. 
Il. Nr. 12520, 
I. Nr. 12521. 


II, Nr. 12522 


bis 12796. 


jolms, Greifenftein-Edingen, Wismar, Bisfichen, Berghaufen, Werborf, Garbenheim, Münch— 
r haufen, Dutenhofen, Launsbach, Oberbiel, Dornholzhaujen, —— Mudersbach, Alten: 
en, Nauborn, Oberndorf, Burgſolms, Braunfels, Laufdorf, BVolpertshaufen, 
Bollnkicehen, Oberkleen, 
(5585 Unterſchriften.) 
A. F. Jeſſen, Paſtor zu Rapftedt (Tondern), und Genoſſen, 
Theodor Stähling, Pfarrer zu Segnitz, und Genoſſen, 
(103 Unterjchriften.) 
Beigel, Dekan zu Rothenburg (Tauber), und Genofjen zu Rothenburg, jowie aus ben Ge- 
meinben des proteftantiihen Defanatsbezirts Nothenburg, 
(2043 Unterfchriften.) 
Adolf Müller zu Kigingen und Genojien, 
Johannes Hedel, Pfarrer zu Kirchrimbach, und Genoflen, 
Gayer, Superintendent zu Wolfad (Baden), und Genofien, 
(111 Unterfchriften.) 
Kaifer, Pfarrer zu Landenhaufen, und Genoffen, 
G. Wernid, Bartor zu Orbüll (Infel Alfen), und Genoffen, 
(171 (Unterjchriften.) 
Th. Iörgenjen, Paftor zu Döftrup, und Genoſſen, 
riedr. Hafjelmann, Pajtor zu Rüllſchau eng: und Genoffen, 
reiherr v. Nüdt, Geh. Regierungsrath zu Bruchſal, und Genoffen, 


Leuſchner, Konfijtorial-Rath zu Wanzleben (Sachfen), und Genoſſen zu Wanzleben, Kleinwanz- 
leben, Altenwebdingen, Ampfurth, Domersleben, Hohendobeleben, Semferäleben, Rleinrodens- 
leben, Schermte, Schwaneberg, Seehaufen, 

(1735 Unterjchriften.) 

Sohannes Weber, DOrtsvorfteher zu Hochjtadt bei Hanau a. Main, und Genoſſen, 

Der Gemeindevorſtand zu Leerort und Genoſſen, 

re Pfarrer zu Hermannrode, und Genoſſen, 

Dörſtelmann, Landwirth zu Eichlinghofen, und Genoſſen, 

(106 Unterſchriften.) 
Albert Schäfer, Pfarrer zu —— (Heſſen), und Genoſſen, 
(246 Unterſchriften. 
Schädla, Paſtor zu Soltau (Hammover), und Genoſſen zu Soltau, Stübeckshorw, Munſter, 
Behringen, Reiningen, 
(893 Unterfchriften.) 
©. Stirn, ev. Pfarrer zu Ejchersheim Bu Frankfurt a. M., und Genoſſen, 
(183 Unterfhriften.) 
Rudolf Kaiſer, er zu Reichenbach i. Vogtl., und Genoffen, 
3627 Unterichriften.) 
Freiherr von ————— zu Heiligenſtadt und Genoſſen zu Heiligenſtadt, ſowie aus den 
Kreifen Diederſtadt, Heiligenſtadt, Mühlhauſen und Worbis, 
(2539 Unterſchriften.) 
Völſing, Dekan zu — (Rheinhejien), und Genoffen, 
(360 Unterfchriften. 
Aſchenbach, Oberförſter zu Petersthal (Baden), und Genofien, 
3. Jeſſen, Kirchenälteſter und Gaftwirth zu — Flensburgh, und Genoſſen, 
Koppelmann, Paſtor zu —— Bentheim), und Genoſſen, 
Unterſchriften.) 

Johannes Perthel, zu Leukersdorf (Erzgebirge), und Genoſſen, 

Karl Engelhardt, Pfarrer zu Albertshofen, und Geno en, 

Dieffenbad, Oberpfarrer zu Schlig und Genofjen, 

Michel, Dekan zu . Keilburg (Oberlahntreis), und Genoſſen zu Weilburg, Effershaufen, Laim- 
bad), Bermbed, — — Philippſtein, Dornberg, Gräveneck, Weinbach, 

12511 bis 12516: 912 Unterjchriften.) 
(Bom — Münd überreicht.) 
2. Hanjen, Kaufmann zu Hufum, und Genoffen, 
Fruͤſch, ev. Pfarrer zu Unterreichenbach (Gelnhauſen), und Genoſſen, 
162 Unterjchriften.) 
eing, Lehrer zu NRüdingen, und Genoſſen, 
ronme, Kaufmann zu Spelern, und Genofien, 
ordmeier, Pfarrer a Dedbergen, und Genoſſen, 

Dr. von Bamberg, Oberſchulrath und Gymmafialdireltor zu Gotha, und Genofjen aus ben 
DOrtichaften des ai S.Gotha. 

(ll. Nr. 12522 bis 12796: 11804 Unterſchriften.) 
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1422 Reichstag. Aklenſtück Nr. 185. (Achtes Verzeichniß der bei dem Reichstage eingegangenen Petitionen.) 








Folgende Vetenten bitten um Aufredhterhaltung des Gefeßes, betr. den Drden der Gefellihaft Jefu: 


Rouen. II, Nr. 13748 


folgende Betenten 


Sourn. II.Nr. 10098. 


= 


= 


Folgende Betenten 


Journ. II. Nr. 7743. 


un 


Rejtheim, Wettelsheim, Windiſchhauſen, Windsfeld, Wefthofen (Nheinheflen), Flomborn, Born- 
heim (Alzey), Lonsheim, Köngernheim, Hangenweisheim, Blödesheim, Mlzey, Eppelsheim, 
ber-Flörshein, Gundersheim, Armsheint, 
Migau bei Hof, Wahlheim (Alzey), Kettenheim, Freimersheim, Eſſelborn, Kunnersdorf. 


bitten, über alle die Aufhebung des Jejuitengefeßes beantragenden Petitionen 
zur Tagesordnung überzugehen: 


Haſſe, Prediger zu Stendal, und Genojfen, 
Schneider, Amtsrichter zu Bublig (Pommern), und Genoffen, 
(239 Unterjchriften.) 
Zapf, Lehrer zu Weida, und Genojlen, 
(530 Unterjchriften. 
Wilh. GCouvreur, Pfarrverweſer zu Steindorf, und Genojien, 
Julius Eichelkraut, Bürgermeifter zu Niederpöllnig, und Genoffen. 


bitten, über alle auf Aufhebung des Jeſuitengeſetzes gerichteten Anträge und 
Petitionen zur Tagesordnung überzugehen: 


Stößner, Superintendent zu Vacha, und Genofjen, 
Dito Schmidt und Genoſſen zu Eiſenach, 


Dito Neifart, Pfarrer zu Wohlmuthhaufen, und Genojlen, 
A. Fleifhmann zu Eiſenach und Genofien, 
Rudolf Ebbinghaus, Pfarrer zu Stuzerbach, und Genofien, 
(164 Unterjchriften.) 
(Bom Abgeordneten Dr. Kropatiched überreicht.) 
Beterjen, Lehrer zu Weſterholz, und Genojien, 
3 Starke zu Eiſenach und Genoſſen, 


Profeffor Dr. Dito Richter zu bitten, über den Antrag auf Aufhebung des Jeſuitengeſetzes 
Eisleben und Genofjen zur Tagesordnung überzugehen. 


Berlin, den 11. Jannar 1891. 
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1424 


2. den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, bie Unter 
fuchung über die in Schönwald ug nich Vor⸗ 
gänge zu veranlaſſen und von dem Ergebniß dieſer 
Unterſuchung dem ReihstageMittheilung zumachen. 

Der Reichstag hat in feiner Sigung vom 1. Juli 1890 

die Anträge der Wahlprüfungstommiljion angenommen. 
Die Königli bayerische Regierung hat dem Erjuchen auf 
Beweiserhebung entiprochen. 


Die im Wahlbezirt Schönwald durch den Wahlproteit 
gerügten Vorgänge beziehen ſich auf eine Unterbrechung des 
Wahlaltes. Diejelbe fol duch den Wahlvorjtand, Bürger- 
meifter Zapf, unter Zuftimmung der Beifiger zu dem Bes 
hufe veranlaßt fein, die bereits in der Urne befindlichen 
Stimmzettel zu zählen und mit den in den Wählerliften 
vorhandenen Abſuimmungsvermerlen zu vergleichen, damit 
nah Schluß der Wahl die Muszählung raſcher vor fid 
gehen konnte. 

Die Wahlprüfungstonmiffion erblidte in einer ſolchen 
Unterbrehung und der damit verfnüpften Ausſchließung 
der Deifentlichkeit des Wahlaktes eine tadelnswerthe Un: 
regelmäßigkeit, eine Nuffafjung, der das Plenum beitrat. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 189. (Bericht der Wahlprüfungs-Rommilfion.) 


Zumarten verhalten, und ohne daß irgend ein 
get aufgemacht worben ift. Wenn der Beifiger 
ohann Raufh den Philipp Kant oder andere 
Berjonen aufgehalten hat, jo hat er dies für ſich felbft 
gethan; von mir hatte er dazu feinen Auftrag. 
Es war auch Niemand gehindert, ins Wahllofal 
einzutreten und feinen Wahlzeitel abzugeben, und 
find auch in der ‘That während des Zählens ein 
— Zettel abgegeben und entgegen genommen 
worden. 


Dieſes kurz vor dem Termine vorgenommene 
zahlen habe ich als eine mechanifche, vorbereitende 

rbeit für die Ermittelung des Wahlergebnifles für 
unmefentlich, die Wahl ſelbſt nicht beeinträchtigend 
und für erlaubt gehalten, glaube auch, nach Allem, 
was id) gehört habe, daß in den meijten Wahl— 
bezirfen eine ſolche vorbereitende Zählung ftattge- 
funden hat. 


Vorſtehende Angaben, denen ſich, wie bereits bemerkt, 
die Musjagen der übrigen vernommenen engen und Bei— 
figer in allen weientlihen Punkten anſchließen, ergeben, 


Die protofollarijhe Bernehmung der in dem Wahl: daäß bei der Wahl in Schönwald tadelnswerthe Verſtöße 


protejte genannten Zeugen und des Wahlvorjtandes erfolgte 
durch das Bezirksamt Rehau. Die VBernommenen wurden, 
fomweit fie bei der Leitung der Wahlhandlung nicht be— 
theiligt waren, vereidigt. 


Die Bernehmungen ergaben die Nichtigkeit der 
Ungaben des Wahlprotejtes in ihrem vollen Um— 
fange. Zwar will der Wahlvorjtand, Bürgermeifter 
garı, feinen Ausschluß der Deffentlichleit der Wahlhandlun 

eabjichtigt haben, und beftreitet er beionders, daß dur 
jeine Anordnung Jemand an der Abgabe feines Stimm: 
ettels gehindert worden ſei; dagegen räumt Zapf ein, Die 
wer zur Auszählung der abgegebenen Stimmen 
und deren Bergleih mit den Stimmvermerfen in der 
Wählerlifter vor dem Schluffe des Wahlaktes getroffen zu 
haben. 


Der Bädermeifter und Beifigende Joh. Dem. Rauſch 
iebt aber jelbft zu, den vor der Thüre des MWahllofals 

tehenden Forſtgehilfen Ph. Kant erſucht zu haben, die 
etwa kommenden Wähler bis auf Weiteres vom Betreten 
des Wahllofals abzuhalten, jo lange bis die Stimmzettel 
gezählt und mit der Wählerlifte verglichen ſeien. Kant ift 
nad) eigener beeidigter Ausfage diefem Erſuchen auch nach— 
gefommen, bis der Beifigende Rauſch nad) Verlauf von 
mehreren Minuten wieder auf dem Vorſaale erfchien und 
fagte: „So, jet kann es wieder los gehen“. 

Der Beifigende Rauſch erklärt, diefe Anordnung auf 
eigene Fauft und ohne den Wahlvorftand davon zu unter 
richten, getroffen zu haben. Die übrigen Zeugenausfagen 
widerſprechen dieſer Angabe nicht. 

Die enticheidenden Angaben des Bürgermeiſters Bapf 
lauten, laut Protofoll vom 28. Juli 1890, aufgenommen 
vor dem Bezirfsamte in Rehau: 


Zur Sadıe: 

„Ich habe die engere Neichstagswahl dahier 
als Wahlvorftcher geleitet, ich kann nicht in Ab— 
rede jtellen, daß auf meine Anregung Hin kurz vor 
Ablauf des Schlußtermins zur Abgabe der Wahl: 
ettel behufs befierer Sicherung der Weberein- 
——— der Stimmabgabevermerke in der Wähler— 
liſte mit der Anzahl der abgegebenen Stimmzettel 
letztere abgezählt wurden, ohne daß dadurch die 
Oeffentlichkeit der Wahl unterbrochen, irgend ein 


| 


| 


Wähler mit der Abgabe feines Stimmzetteld zum ' 


gegen die Beitimmungen des Wahlreglements und die durch 
das Wahlgeſetz vor ——— Deffentlichkeit der Wahlhand— 
lung vorgefommen find, Zu befonderem Bedenlen veranlaft 
die Ausjage des Herrn Bürgermeifter Zapf, dab „in ben 
meiften Wahlbezirken eine ſolche vorbereitende Zählung ftatt- 
gefunden habe“. 

Diefe Angabe als richtig vorausgejegt — und fie 
wurde auch von anderen Zeugen gemacht —, würde es 
fih Hier um einen im Wahlkreis Hof allgemein geübten 
Mipftand Handeln, der unter Umftänden wohl zur Folge 
haben könnte, die Garantien für die Wahlfreiheit und das 
Wahlgeheimniß jchwer zu beeinträchtigen. 

Die Wahlprüfungs-RKommiffion beantragt daher: 


Der Reichstag wolle beſchließen: 


unter Rüdgabe der Akten den Herrn 
Reichskanzler zu erfuden, die Königlich 
bayerifhe Regierung zu ee 
den — in Schönwald auf die 
Unzuläſſigkeit ſeines Verfahrens auf— 
merkſam zu machen und für den Fall, 
daß die gleiche gegen die Beſtimmungen 
des Reichswahlgeſetzes verſtoßende 
Praxis, wie behauptet wird, allgemein 


eübt worden ſein ſollte, eine ent— 
Iptscende Rechtsbelehrung eintreten zu 
laſſen. 


Berlin, den 14. Januar 1891. 


Die Wahlprüfungs-fommiffion. 


Schmieder, Vorſitzender. Auer, Berichterftatter. 
> vn . or —— Gröber. 
on mann, r. Hermes (Jauer). Kochauu. 
Dr. von Komierowäfi. Dr. von quardſen. 
Dr. Mehnert. Schneider — von Steinau⸗ 
St 


image 
not 
avallable 


Reichstag. NAktenftid Nr. 190, 





(Abi. 2) kontraktliche Beſtimmungen z. B. dahin, daß Ar— 
beiter auf bejtimmte Zeit in andere (Konkurrenz-Geſchäfte 
nicht eintreten dürften, ungültig jein. Much jchien nach den 
Ausführungen der Antragiteller erjtrebt zu jein, daß Ver— 
einbarungen der Arbeitgeber, beftimmte Arbeiter nicht in 
Arbeit zu nehmen, verboten jein jollten. 

Die Majorität der Kommiffion erachtete Abſatz 1 des 
Antrages für zu weitgehend und konnte fidh wicht entichlichen, 
über den Nahmen der bisherigen Gewerbeordnung wejents 
lich hinauszugehen. Bezüglich des Abjages 2 vermihte 
diejelbe die Gegenfeitigfeit, daß auch die Unternehmer frei 
fein follten in der Wahl der Hülfsperjonen, glaubte auch 
nicht, daß mit der Annahme des Antrages das Ziel: dab 
den Nrbeitgeberverbänden bezüglihe Vereinbarungen ver: 
boten jein jollten, erreicht werde. Much die ganze Faſſung 
fand Bedenken. 

Der Antrag wurde gegen 3 Stimmen abgelehnt. 


$. 105 a. 

(Marg.: Verpflichtung zur Sonntags Arbeit.) 

$. 105a bejtimmt: 

Zum Yrbeiten an Sonn und Feittagen können 
die Gewerbetreibenden die Arbeiter nur in ſoweit 
verpflidten, als es ſich um Arbeiten handelt, 
weldhe nad den Beltimmungen dieſes Ge— 
fees aud) an Sonn: und Feſtiagen vorge 
nommen werden Dürfen. 

Welche Tage als Feſitage gelten, bejtimmen 
unter Berüdfichtigung der örtlichen und konfeſſio— 
nellen Berhältniffe die Landesregierungen. 

Die dem Abſatz 1 entſprechende Bejtimmung der Ge— 
werbeordnung (Mbjag 2 von $. 105) Tautet: 

Zum Arbeiten an Sonn- und Feſttagen können Die 
Gewerbeireibenden die Arbeiter nicht verpflichten. 
Arbeiten, welche nad der Natur des Era 
betriebes einen Aufihub oder eine Unter: 
bredung nicht gejtatten, fallen unter die 
vorſtehende Beftimmung nicht. 

Die Begründung zu der Vorlage führt aus: 

„Während $. 105 Abſatz 2 des bisherigen Geſetzes 
von dem Örundjage der Unwirkſamkeit der Verträge, durch 
weldhe Arbeiter zum Arbeiten an Sonn: und Feſttagen 
verpflichtet werden follen, Ausnahmen hinſichtlich ſolcher 
Arbeiten zuläßt, welche nad) der Natur des Gewerbes 
betriebes einen Aufichub oder eine Unterbrechung nicht ges 
ftatten, hat fi) der Reichstag für eine unbedingte Muss 
ſchließung der Arbeitsverpflichtung ausgeiproden. Wenn 
der Entwurf im Wefentlihen dem VBorgange der bisherigen 
Geſetzgebung folgt und die Rechtsgültigkeit der Arbeits: 
verpflichtung für Arbeiten, die an Sonn- und Feiertagen 
vorgenommen werden, inſoweit ausdrüdlich anerkennt, als 
es Hi um Arbeiten handelt, die nad den Beſtimmungen 
des Entwurfs aud an Sonn= und Feſttagen vorgenommen 
werden dürfen, fo beruht dies auf der Erwägung, dab es 
in den betheiligten Streifen als eine Unbilligteit würde 
empfunden werben, wenn die Rechtsunwirkſamkeit der 
Arbeitsverpflichtung auch für ſolche Arbeiten ausgeſchloſſen 
würde, deren Vornahme das Neichsgejeh als Ausnahme 
von dem Verbote der Beichäftigung gewerblicher Arbeiter 
an Som: und Feſttagen ſelbſt als notwendig anerkennt 
und deshalb ausdrüdlic geitattet.“ 

Während (in eriter Leiung) ein Theil der Kommiffion 
diefen Erwägungen Folge zu geben bereit war, und es 
als nothwendige Konſequenz tracdhtete, dab, jomweit Die 
Sonntagsarbeit für nothwendig rejpektive zuläffig er: 
achtet werde, auch eine Zontraflihe Verpflichtung zu 
ſolcher Arbeit gejeglih anerkannt werden müfle, trug ein 
anderer Theil der Kommilfion Bedenten, über die Beſtim— 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 
mungen ber bejtehenden Gewerbeordnung hinauszjugehen. 
Es jeien zahlreiche Arbeiten im Entwurf zugelaffen, die zu 
verbieten man fich nicht entjchließen könne, zu welchen zu 
verpflichten man aber auch dem Arbeitgeber das Recht 
nicht geben wolle. Ganze Kategorien (z. B. Gajt: und Schant- 
wirthichaftss, jowie Verfehrsgewerbe jeien ja vom Verbot 
ausgenommen. Nad) der Vorlage jei jogar für alle Betriebe 
nur für beftimmte Stunden der Som und Feiertage 
die Arbeit verboten, jedenfalls bleibe dieſe Beihränfung für 
das Handelsgewerbe Es ſei um jo bedenflicher, 
von dem beitehenden Schuß des $. 105 Abjag 2 für 
die Arbeiter abzugehen, je mehr Musnahmen über den 
Nahmen „der Arbeiten, welche nad der Natur des Ge— 
werbebetriebes einen Aufſchub oder Unterbredhungen nicht 
geitatten”, hinaus zugelafien werden würden. Der Entwurf 
gebe jowohl dem Bundesrath ($. 105 d), wie der höheren 
Berwaltungsbehörde ($. 105 e), wie endlich den Landes— 
zentralbehörden ($. 105h das Recht zu Ausnahmen; alle dieſe 
Behörden würden wahrfcheinlidh, namentlich im Anfange, 
ausgiebig von diefem Nechte Gebrauch machen. Ob nun 
in den zahlreichen Fällen, wo die Arbeit zwar nicht ver— 
boten, aber auch durchaus nicht nothwendig fei, der 
vielleidit aus Gewilfenhaftigkeit ſich weigernde Arbeiter 
eventuell geitraft werden follte? Wenn der Schuß des 
$. 105a auch praftiicd wenig zu bedeuten habe, jo ſei 
es doch prinzipiell bedenklich, zur Durchführung einer 
ſolchen vom Mrbeitgeber aufgedrängten fontraftlidhen Ver— 
pflichtung die jtarfe Hand des Staates zu leihen. 

Der Abjag 1 wurde mit 12 gegen 12 Stimmen abs 
aelehnt; dagegen Abjag 2 eimitimmig angenommen, Ein 
Erſatz für Abſatz 1 wurbe vorbehalten. 


In der zweiten Lejung wurde die Vorlage in anderer 
vebaftioneller Faſſung wieder erneuert, zugleich) das Bedenten 
bezüglih der Gajt: und Denen und 
Verkehrsgewerbe durd eine in einem bejonderen Paras 
graphen 1055 vorgeichlagene Beſtimmung beſeitigt. 
Ein Theil der Kommitfion blieb auch jetzt bei der Auf— 
faffung ftehen, daß die bisherige Beſtimmung zu pralti— 
ſchen Schwierigkeilen nicht geführt habe, aber prinzipiell 
einen wirffamen Schuß bilde: ungeredhtfertigte Zumuthungen 
einer Sonntags rejpeftive Feſtiagsarbeit, die an fich nicht 
nothwendig, wenn and gejeglidy nicht verboten ſei, ab— 
zuweiſen. Gin kleinerer Theil hielt fogar die Verpflichtungs— 
Möglichkeit bezüglich ſolcher Arbeiten, die „nach der Natur 
des Gewerbebetriebes eine Unterbrechung oder einen Auf 
ſchub nicht geftatten”, nicht für nöthig. Die Majorität der 
Kommilfion glaubte jedodh, dem Arbeitgeber das Recht, 
die Arbeiter auch zu den nach dem Geſetz zuläffigen Ars 
beiten zu verpflichten, nicht verjagen zu dürfen. Es jei 
doch bedenklich, dem Arbeiter das Recht geſetzlich zus 
zujprechen, auch dann, wenn die Arbeit nad Auffaffung 
der Geſetzgebung reipektive des Bundesrathes zc. nothwendig 
fei, die Erfüllung der durch den Arbeitsvertrag freiwillig 
übernommenen Berpflidtung — nicht etwa aus Gewiſſen— 
haftigfeit, jondern vielleiht aus Laune und Troß — zu 
verweigern. Das Geſetz bedeute einen außerorbentlichen 
Fortſchritt zum Schuße der Arbeiter: umfomehr müſſe man 
doch auch die Konjequenz ziehen: bezüglih der nicht 
verbotenen Arbeiten eine übernommene Verpflichtung ge 
jeglich anzuerkennen. 

Der Antrag auf Wiedereinfeßung der Vorlage (in 
redaktionell veränderter Fajlung) wurde angenommıen. 

$. 105 6b Abfap 1 
4 (Marg.: Verbot der Sonntags Arbeit.) 

$. 105b beitimmt zunächſt im Abſatz 1: 

Im Betriebe von Bergwerken, Salinen, 
Mufbereitungsanftalten, Brüchen und Gruben, von 
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die jittlihen Gefahren der Arbeit in der Nadıt vor oder 
nad dem (Kalender: Sommtag feien nicht zu unterjchäßen 
und ftellten die Sonntagsfeier nur zu oft ganz in Frage, 
Die Verfuhung, durch Schnapsgenuß, jei es im Wirths- 
haus, jei e8 an ber Arbeitsftelle, fich zu „entihädigen“, liege 
zu nahe. Gerade die Vorabende der Sonn- und Feiertage 
würden von den Mrbeitgebern mit Vorliebe zur Ueber— 
arbeit benußt, in geradem Gegenſatz zu der Auffaſſung, 
wie fie in England (für die geichüßten Perfonen) und 
in der Schweiz jogar auch geſetzgeberiſch Ausdru 
gefunden habe, dak die Arbeit Samftags früher ſchließe 
wie an andern Tagen. In der Schweiz jei die zuläffige 
Urbeitszeit an den Borabenden der Somn= und Feſttage 
auf zehn Stunden (an andern Tagen auf elf Stunden) 
gefepli begrenzt; in England endige bie Arbeit Samſtag 
erg meiſtens Mittags. In dem Entwurf jelbft fei 

r bie Arbeiterinnen der Schluß an den Vorabenden 
ber Sonn: und Feſttage auf 5'/, Uhr feitgelegt ($. 137) 
— eine Beitimmung, die für alle Fabriken mit überwiegend 
weiblichen Arbeitskräften für den ganzen Betrieb maßgebend 
werbe; auch ſei die zuläffige ausnahmsweije Leber 
arbeit ($. 138a) gerade am Samftage ausbrüdlid aus- 
geichloffen. Damit ei die Berechtigung des Standpunktes, 
daß die reelle Sonntagsruhe auch den angemeſſenen Schluß 
der Arbeit am Samjtag einſchließe und 36jtündig jein 
müffe, in der Vorlage felbjt anerkannt. 

Nicht blos für Fabriken fei diefer Schuß nothwendig, 
fondern ebenjo und vielfach nod; mehr für die Hand— 
werfer. Auch abgejehen von den Gewerben, weldye für 
die Befriedigung täglicher Bedürfniſſe thätig ſeien ($. 105), 
jeien viele Handwerker (4. B. Schneider, Schuhmacher 
u. }. mw.) gerade an den Worabenden der Sonn: und 

iertage am meiften im Anſpruch genommen, indem Die 

dſchaft die Beftellung vielfach unmöthig verfchiebe. Eine 
Begrenzung der Arbeitszeit an diefem Tage bedeute einen 
Schuß von Arbeitnehmer wie Arbeitgeber gegenüber ben 
willfürlihen Anfprühen des Publikums, 

Diefen Ausführungen wurden mehrfache Bedenken 
entgegengehalten. Zunächſt wurde betont, daß weder im 
England noch in der Schweiz eine folde Zahl von Feier— 
tagen in frage kämen, wie in Deutichland, und nament- 
lich in katholiſchen Landestheilen. In Defterreich feien die 

iertage nur ſoweit berüdfichtigt, daß die Zeit zum Bes 
uch des (vormittägigen) Gottesdienftes freigegeben werden 
mũſſe. Auch bezüglich der Sonntagsruhe würde Deutjch- 
land mit Snfcaftreten des Entwurfs allen anderen euro= 
päifchen Staaten (außer den genannten) weit voraus fein. 
Bon einem Mitgliede wurde geltend gemacht, daß, wenn 
Weberarbeit fih als nothwendig erweile, der Vorabend 
eines Ruhetages ſich dod am meiften empfehle. Auch 
von denen, weldye über den Kalender-Sonntag ey 
wollten, wurde es namentlich aus Rüdficht auf das KHlein- 
gewerbe für bedenklich erachtet, den Schluß der Arbeit 
Samdtags ſchon auf 6 oder 8 Uhr A und wurde 
eine 3Oftündige Ruhe, früheftens 6, ſpäteſtens 12 Uhr 
Samstags beginnend, für ausreichend erachtet. 
ür zwei aufeinanberfolgende Sonne und Feſt— 
tage jollte bie ezeit nach dem Entwurf auf 36 Stun: 
ben, nur für das Weihnachts-, Neujahrs-, Ofter- und 
Pfingfifeft auf 48 Stunden bemeflen werden. Bezüglid) 
des „Neujahrsfejtes“ wurde fonftatirt, daß daffelbe nur 
in Betracht fomme, wenn demjelben ein Sonntag vorher: 
geie oder nachfolge, und wurde von den Vertretern des 
undesraths uß die Faſſung der Vorlage als zu Miß— 
verftändniffen Veranlaſſung gebend bezeichnet. Als „nicht be 
abfichtigt“ wurde aud die Möglichkeit bezeichnet, daß nadı 
dem Entwurf am zweiten Sonne und Feiertage, wenn vom 
Vorabend des erften Sonn rejp. Feiertages ab der Betrieb 


| 
| 


36 Stunden geruht habe, den ganzen Tag gearbeitet werden 
dürfte. Diefer mißbräuchlicen Ausnugung der Beitimmung 
zu begegnen, wurde der Antrag (Mr. 7)* geftellt, daß für 
jeden Sonn= und ‚Feiertag die Ruhe die Zeit von Morgens 
6 Uhr bis Abends 6 Uhr umfaſſen jolle. — Bon den 
Vertretern des (kirchlichen) Kalender- Sonntags wurde audı 
für die Doppel-Feiertage dieſer Standpunkt feitgehalten 
(Antrag Nr. 5b). 

Die Bedenken, welde bezüglich der gleichen Behand- 
lung der Feſttage angeführt worden waren, beſtimmten 
en einzelne derjenigen Kommiffionsimitglieder, welche für 
einen ZOjtündigen Sonntag gejtimmt hatten, für zwei aufs 
einanderfolgende „Sonn= und Feſttage“ nur 48 Stunden 
obligatoriſch zu machen. 

Als Nejultat der Abftinmung erfter Leſung ergab ſich: 

Sat 1 des Abjapes 1 wurde einftinmig angenommen. 
Ferner wurde (im Antrag 1) die Stundenzahl 36 und 60 
abgelehnt, dagegen die Zahlen (des Unter-Antrages Nr. 2): 
30 und (des Unter-Antrages Nr. 4) 60 refp. 48 mit 15 
gegen 10 Stimmen angenommen; ferner bezüglich des Be— 
u ber Ruhe am Norabend ftatt der Zahl 8 (in Antrag 

. 1) die Yahl 12 (gemäß Antrag Nr. 3) eingefegt 
Der jo mobifizirte Antrag (Nr. 1) wurde mit 15 gegen 
10 Stimmen angenommen. 

Der zweite Sak geftaltete ſich dementiprechend wie folgt: 

Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat 
für jeden Sonne und Feſttag mindejtens dreißig, 
für das Weihnachts-, Oſter- und Pfingſtfeſt ſechs— 
zig Stunden und in ſonſtigen Fällen für zwei 
aufeinander folgende Sonn: und Feſttage acht— 
undvierzig Stunden zu dauern. Die Ruhezeit hat 
am vorhergehenden Werktage früheftens um ſechs, 
ipäteftens um zwölf Uhr Abends zu beginnen. 


In der zweiten Leſung wurde der Antrag auf 
Wiederaufnahme der NRegierungsvorlage gejtellt, 
und namentlich von Seiten der Vertreter der verbün: 
beten Regierungen auf Grund der zwijchen der erjten 
und zweiten Leſung gemaditen Erhebungen nachdrücklich 
vertreten. Das Ergebniß der über die Durdführ:- 
barkeit der Kommiſſionsbeſchlüſſe derfter Leſung 
angeitellten Erhebungen wurde, wie folgt, zum Bor: 
trag gebradt: 

„Ein Theil der Berichte hält die Beichlüffe der 
Kommifion für durchführbar. Diefe Aeußerungen 
ftammen jedoch überwiegend aus ſolchen Bezirken, 
in denen der Fabrifbetrieb nur in geringem Um— 
fange beiteht und insbefondere Betriebe mit Tag- 
und Nachtichicht nicht vertreten find. 

In den im diefen Bezirken vorhandenen Ge 
werbebetrieben find nad den vorliegenden Mit 
theilungen bie in dem Kommiffionsbeichluf verlangten 
Nuhezeiten im Allgemeinen und als Negel bereits 
jeßt, und zu einem erheblichen Theile in größerem 
Umfange üblich, da die Arbeit meiſt am Sonnabend 
Abend und in manchen Fällen bereits vor 6 Uhr 
Abends eingeftellt zu werden pflegt, während ber 
Miederbeginn am Montag Morgen ftattfindet, jo 
daß Die .. vielfah nicht 30 fondern etwa 
36 Stunden beträgt. Wuch bezüglich der hohen 
Feſte und der ſonſtigen Feſttage jind hier die 
Rubezeiten des Kommiſſionsbeſchluſſes bereits im 
Allgemeinen die feit vielen Jahren üblichen. Wo 
die angedeuteten Verhältniſſe vorliegen, werden 

*) Gämmtliche in der Kommiſſion geitellten Abänderungd-Antröge 
1. und 2. Leſung find in der Zulammenjtellung ad Nr. 190 der Be 
ichlüffe aufgeführt. 
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beichäftigten Arbeiter haben demnach in jeder Woche 
abwecjelnd eine 24: beziehungsweile 48 jtündige 
Nuhe, mithin für zwei auf einander folgende 
Sonntage zufanmen 72 Stunden, 12 Stunden 


mehr, als der Kommiſſionsbeſchluß für fie erreichen | 
würde. Aus diefer Erwägung wird mehrfad dar 


auf bingewiejen, dab für die in den ermähnten 
Betrieben beichäftigten Arbeiter der Beſchluß der 
Kommiſſion nicht nur Fein Bedürfniß, fondern auch 
unzweckmäßig ericheine. 


Ebenjo wird mehrfach darauf Hingewieien, dab 


auch für ſolche Anlagen, welche den Betrieb nur 
in ber Tagesichicht unterbrechen, in en des 


Schichtenwechſels ein Bedürfniß nicht bejtehe, über | 


den Entwurf 

Daß für 
aus techniſchen Rückſichten die Sonntagsarbeit nicht 
— lönnen, die 30ſtündige Ruhezeit nicht 


inauszugehen. 


durchführbar ift, wird nahezu allgemein anerfannt. | 


Sofern die SOftündige Ruhezeit auf die Tag- 


und Nachtbetriebe Anwendung finden müßte, würden 
in denen die Schichten meift | 
12 jtündige find und der Schichtenwechjel um 6 Uhr | 


diefe Betriebe, 


Morgens beziehungsmweije Abends eintritt, entweder 
die Arbeit am Sonnabend Abend nur bis Mitter- 
nacht fortzufegen in der Lage fein, oder aber 
Sonnabends um 6 Uhr liegen und mit 
der Arbeit in der Mitternacht von Sonntag auf 
Montag wieder beginnen müffen. 

Rad einer in einer Neihe von Berichten ver: 


ie Zontinuirlichen Betriebe, welde | 





tretenen Anficht würde aber der Schluß um Mitters 


nacht in diejen Betrieben entweder zur Folge haben, 
daß die Sonnabend-Abendſchicht jtatt wie bisher 
eine volle Schicht, nur eine Halbe Schicht würde 
arbeiten, oder aber, daß die beiden bisherigen 
Sonnabendſchichten ftatt wie bisher 2 = 12 mur 
2 x 9 Stunden betrügen, oder endlich, daß bie 
Sonnabendtagesihicdht jtatt wie bisher 12, 18 
Stunden zu arbeiten haben würde. Hierbei würde 


der Arbeiter entweder wöchentlich ftatt 6 mur 5°]; | 


Nachtſchichten haben oder alle 14 Tage !; Schicht 


verlieren. Auch die Induftrie, wird bemerkt, werde | 


— ſolchen Ausfall an Produlktion nicht ertragen 
nnen. 

Nach einer anderen, in verſchiedenen Berichten 
zum Ausdrud gelangten Meinung werde man fi 
aber in vielen Fällen nicht dazu entſchließen können, 
den Schluß der Arbeitszeit beziehungsmweile den 
Wiederbeginn berjelben auf die Mitternachtftunde 
zu verlegen, da hiergegen ſowohl in Rückſicht auf 
den Betrieb jelbjt, wie in Rückſicht auf die Arbeiter 


und endlich auch im Intereſſe der öffentliche Ruhe 


und Ordnung erhebliche Bedenken geltend zu machen 
feien. Was Die Arbeiter anlangt, jo wird inss 
bejondere darauf hingewieſen, daß die Beendigung 
der Arbeit um Mitternacht namentlich bei weiten 
Wegen und ungünftiger Jahreszeit denjelben jo 


wenig erwünfcht erjcheine, daß fie ich Häufig weigern | 


würden, um einer halben Schicht willen zur Arbeit 
zu fonmen, während der Wiederbeginn der Arbeit 


um Mitternacht nleichfalls bei denfelben bekanntlich 


äußerſt unbeliebt fei. 





In Rückſicht auf die Unzuträglichkeiten, welde | 


aus der Deendigung oder dem Wiederbeginm ber 
Arbeit um Mitternadyt befürchtet werden, wird da— 
her, insbejondere aud Seitens mehrerer Fabrik— 


aufſichtsbeamten, die Anficht ausgeiprocen, dab | 


eine den Kommiljionsbeichlüffen entiprechende Ge— 
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ſetzesvorſchrift dazu —— werde, für Tag⸗ und 
Nachtbetriebe, falls diejelben nicht ſämmtlich unter 
die Musnahmebeftimmung des $. 105e fallen 
würden, ftatt einer 3Ojtündigen eine 36jtündige 
beziehungsweife eine 48ſtündige Ruhezeit einzu: 
führen. Der Ausfall einer Nachtſchicht werde aber 
die Jahresproduftion fo erheblich vermindern, daß 
der Verluft von vielen der in Betradht kommenden 
Betriebe, bei denen es fi) um die möglichite Aus— 
nugung koſtſpieliger technijcher Anlagen handele, 
wie beijpielsweile bei den Papierfabriten, Erport- 
mühlen, Spiritusbrennereien, Glasfabrifen ac., 
nicht werde ertragen werden Eönnen, Mo die 
Tage und Nachtbetriebe von Sonntag Morgens 
6 Uhr bis Montag m. um 6 Uhr ruhen, 
würde jeder Arbeiter alle 14 Tage eine Schicht 
verlieren, in rheiniſchen Bezirken unter Hinzus 
rechnung der Feiertage jährlih etwa 29 bis 
30 Schichten, oder etwa Yıo des bisherigen Ver— 
dienftes. 

„Sch glaube,” heißt es im dem Berichte des 
betreffenden NegierungsPräfidenten, „daf die hier 
in Betracht kommenden Arbeiterflaffen bis auf 
ben legten Mann gegen eine ſolche Schmälerung 
ihres Einkommens proteftiren würden. Der Arbeit- 
geber würde aber einen Ausfall von 60 Schichten 
jährlich haben, der mur durch eine Vermehrung 
der Maſchinen und ber Arbeiterzahl würde ein= 
gebrad)t werden können." 

Wo bisher eine Sftündige Schicht üblich ift, 
würden, wie mehrfach betont wird, — fo u. a. bezüg- 
lih der Balmeigruben des Regierungsbezirfs Oppeln 
md in einigen Gruben der Bergwerte des Kreiſes 
Beuthen, — alle Sonnabend» Abendichichten in 
Wegfall kommen müflen, da die Scicdtenein- 
theilung (— von 6—2, 2—10 und 10—6 Uhr —) 
fonft für die Sonnabend: Abendihicht nur eine 
2jtündige Arbeitszeit ergeben würde. Jm Mo— 
nat mwürben dadurch für die Wrbeiterjchaft im 
Ganzen 4 Schichten, im Jahre etwa 50 Schichten 
ausfallen. 

Auch im Rückſicht auf die Verhältniſſe der 
Saifonbetriebe find Bedenken gegen die Be- 
ichlüffe der Reihstagstommiffion geltend gemacht 
worden, „Bei einer großen Anzahl von Induftrien“, 
berichtet die Gewerbedeputation der Stadt Berlin, 
„drängt ji) die Arbeit auf wenige Monate des 
Jahres zufammen, jo daß bie Nothwendigkeit vor: 
liegt, die Nächte und Sonntage zur Hülfe zu 
nehmen. Man kann Hier auch nicht einwenden, 
da die Frabrifen die file Beit im Jahre dazu 
benußen könnten, die Waaren auf VBorrath zu 
arbeiten; denn abgejehen davon, daß den Fabri— 
fanten und Gewerbtreibenden hierzu vielfach die 
erforderlichen Mittel fehlen würden, fo ift dies 
aud) deshalb ſchon undurdführbar, weil man nicht 
vorherjehen kann, welche Artikel in der Saiſon 

angbar fein werden, eine Thatjadye, die nicht mur 
ir die Herftellung der eigentlihen Modeartitel, 
jondern auch vieler Bedarfsartifel bejtimmtend it. 
Sontagsarbeit ijt bisweilen auch nicht zu umgehen, 
wenn für einen Muftrag eine beftimmte Lieferfrift 
ausbedungen ift. Diejer Fall tritt bei faſt allen 
Erportaufträgen ein, bei denen die Waare bis zum 
Abgange eines bejtimmten Schiffes geliefert werden 
muß. 

Soweit bisher in manchen Fabriken bei außer 
gewönlichem Andrang von Beftellungen bis Sonn: 
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aud) in der Nadıt von Sonntag auf Montag — verlangten, 
müſſe gerechte Beſorgniß hervorrufen. Für ausnahms— 
weiſe Ueberarbeit reſp. a gar jei ja im Entwurf 
in weitem Maße (außer $. 105d dur. 105€ und 105) 
Raum gegeben; wenn nun aber 3. B. für Reis— und 
Mehlmühlen, Brauereien, Biegeleien, Gerbereien, Drudes 
reien, Bergwerfe, Schäftefabriten, Gold= und Silberwaaren- 
fabrifen, Stonfeftionsbetriebe ꝛc. allgemein, ohne jeden 
Nachweis des Bedürfniſſes — ſei es für das ganze Jahr, 
jei e8 für beftimmte Nahreszeiten — Zulaffung der Arbeit 
3. B. bis zum Sonntag-Morgen verlangt würde, jo gebe 
das doch viel zu weit. Nun aber erft für alle Betriebe 
ohne Ausnahme, alio nicht blos für alle Fabriken, fondern 
auch für das ganze Handwerk zc. die Arbeit bis in den 
Sonntagmorgen (6 Uhr) geſetzlich zugulafien, fei ohne Vor— 
gang in der Arbeiterijhußgejeßgebung, und würde dies die 
ganze Bedeutung des Geſetzes — wenigitens bezüglich der 
Fabrilen, in denen ſchon die Sonntagsruhe Kraft lan des— 
geſetzlicher Beſtimmungen Regel ſei — in Frage jtellen. 

Ein Theil der Kommiffionsmitglieder glaubte dadurch 
auch den Bebürfniffen der Betriebe mit Tag und Nadıt- 
ſchicht gerecht zu werden, daß Hinter den Worten: „die Ruhe 
hat mindejtens 24 (rejp. 30 reip. 36) Stunden zu dauern“, 
die Worte „im Durchſchnitt mindejtens 36 (event. 30)“ 
beigefügt würden. 

Im Uebrigen befürmwortete auch in zweiter Leſung ein 
Theil den Kalenderjonntag, während ein anderer Theil den 
Antrag erfter Lefung: den Sonntag auf 36 Stunden feit- 
zuſetzen, erneuerte. — Die Zeitbemeffung der hohen Feſt— 
tage und Doppelfeiertage trat in der lebhaften Ausein= 
anderjegung über die normale Zeitdauer des Sonntags in 
der Diskuſſion zurüd, 

Bei der Abitimmung wurde der Unterantrag Nr. 4 
wie Nr. 3 abgelehnt; Nr. 6 angenommen; dann ber 
Kommiſſionsbeſchluß (1. Lejung) abgelehnt, dagegen der 
Antrag Nr. 1 mit Antrag 6 angenommen. Der zweite 
Sap geitaltele fih (in Faſſung der Redaktions-Kommiſſion) 
demnach wie folgt: 

Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe hat für 
jeden Sonn und Feſttag mindeftens vierundzwanzig, 
für zwei aufeinander folgende Sonn= und nd 
tage jecdhsunddreißig, für das Weihnachts-, Oſter— 
und Pfingitfeft achtundvierzig Stunden zu dauern. 
Die Ruhezeit it von zwölf Uhr Nachts zu rechuen, 
in Betrieben mit regelmäßiger Tag: und Nacht— 
ſchicht, ſofern fie unter $. 105d fallen oder der 
Bundesrath es ſonſt für ein unabweisliches Be— 
dürfniß erachtet, früheftens von ſechs Uhr Abends 
des vorhergehenden Werktages, jpätejtens von 
ſechs Uhr Morgens des Sonn- oder Tyeittages, und 
muß bei zwei aufeinander folgenden Sonm= und 
Feittagen bis ſechs Uhr Abends des zweiten Tages 
dauern. 


$. 105b. Abſ. 2. 
(Marg.: Sonntagdrube im Handeldgewerbe.) 

Der Abſatz 2 des 8. 1056 jieht eine befondere Rege— 
lung der Sonntagsruhe für das Handelsgewerbe vor. 
Derjelbe bejtimmt: 

Im Handelsgewerbe dürfen Gehülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter an Sonn» und Feſttagen 
nicht länger als fünf Stunden bejicdäftigt 
werden. Die Stunden, während weldyer die Be- 
ihäftigung ftattfinden darf, werden unter Berüd- 
fihtigung der für dem öffentlichen Gottesdienft 
bejtimmten Zeit von der Bolizeibehörde fejtgeitellt. 
Die Fyeititellung kaun für verichiedene Zweige ber 
Handelsgewerbe verichieden erfolgen. Für die 


Keichetag. Altenſtuc Str. 190. 
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legten vier Wochen vor Weihnachten, jowie für 
einzelne Sonn oder Freitttage, an welchen örtliche 
Verhältniſſe einen erweiterten Geſchäftsverkehr er: 
forderlih machen, kann die WBolizeibehörde eine 
Vermehrung der Stunden, während welcher bie 
Beſchäftigung ftattfinden darf, zulaffen. 


Die Abänderungs-Anträge gingen zunächſt dahin, 
einerfeits Die zuläffige Stundenzahl (auf 3 Stunden) 
herabzuſetzen, andererjeit$ den Gehülfen den freien Nach— 
mittag zu ſichern. Für den Beginn der e wurde 
10 Uhr Morgens, 12 Uhr Mittags, 1 und 2 Uhr Nach— 
mittags vorgejchlagen. Um Teßtere Frage (des Beginns) 
drehte ſich vor Allem die Diskuſſion. 

Die Befürhtumg, daß durd ein Relais⸗Syſtem (Ab: 
wechjelung in Beichäftigung der VPerſonen) die Beihäftigung 
auf den ganzen Tag ausgedehnt werden könnte, wurde ſo— 
wohl von den Vertretern der verbündeten Regierungen, 
wie von den meiften Mitgliedern der Kommiffion als durd 
die Faſſung der Beſtimmung ausgeihloffen erklärt. Won 
allen Seiten wurde e8 ebenfo als „ſelbſtverſtändliches“ Ziel 
erachtet, daß die Drtspolizeibehörden die Stunden fo feit: 
jegten, daß den Gehülfen und Arbeitern joweit als mög» 
lich der freie Nachmittag gefichert fei; aber während ein 
Theil der Kommiffionsmitglieder dieſes Ziel gefeglich fichern 
wollte, trugen andere Bedenken, bei der auferordentlichen 
Verſchiedenheit der Iofalen Verhältnifje und Bedürf- 
nie des konſumirenden Publitums eine einheitliche Rege— 
lung dur Geſetz feitzulegen. Zunächſt ſei Rüdfiht auf 
den Morgen-Gottesdienft zu nehmen, während deſſen fchon 
jept durdy Polizeiverordnungen — und zwar mit vollem 
Rechte — der Verkauf unterfagt fei. Verfaufsftunden vor 
dem Gottesdienfte jeien ebenjo für die meiften Ortjchaften 
im Gewerbe praftiidy bedeutungslos. So würden, wenn der 
Verlauf (durch Gehülfen) ſchon um 2 oder 1 Uhr Mittags 
oder vor 10 Uhr Vormittags geichlofien fein jollte, meiftens 
von den freien 5 Stunden 2—3 Stunden thatfächlich ver: 
loren gehen. Während das in den Großſtädten vielleicht 
faum zu bedauern fein würde — hier vielleicht eine volle 
Schließung der Geſchäfte, jobald fie allgemein wäre, ohne 
Schwierigkeit durchführbar erſcheine — ftelle fi) auf dem 
Lande und in den Landjtädten die Frage anders. Hier 
würden die Einkäufe gerade Sonntags, jei es Morgens 
oder Nachmittags im Anſchluß an den Gottesdienft, ſei es 
Nachmittags bei Gelegenheit eines Beſuches in der benad)- 
barten Stadt ausgeführt. Es würde eine Benachtheiligung 
der Gejhäfte und eine Beläftigung der Landbewohner jein, 
diefe Gelegenheit zu beſchränken. Eine ſolche Beſchränkung 
fei um jo weniger berechtigt, als dieſe Geſchäfte Werktags 
wenig in Anſpruch genommen feien, und ohnehin Durch die 
Konkurrenz der großen Verſandt-Geſchäfte, melde 
die billigen Portoſätze für Padete und Wrofpelte aus: 
mußten, ſowie der Haufirer und Detailreifenden ſchwer 
litten. Die Abwägung aller diefer Momente ſei aber Auf: 
gabe der Ortspolizeibehörde; eine jchablonenhafte Rege— 
lung fei unmöglid. Dak „aufeinanderfolgende” Stun: 
den gewählt werden jollten (Antrag Nr. 18), ſei ſchon 
aus Rüdficht auf den Gottesdienft unmöglich. Uebrigens 
jei die Drtspolizeibehörde auf Grund der bejtehenden 
Landesgefege in der Lage, die Zahl der Beichäftigungss 
ftunden weiter herabzujeßen, da fie die Zeit, während wel 
die Gejchäfte überhaupt geöffnet fein dürften, unter bem 
Geſichtspunkte der Sonntagsfeier zu beftimmen habe. 

Die Anträge, von einer ortspolizeilichen Feſtſetzung 
der Stunden abzufehen (Antrag Nr. 9e und Wr. 12), 
wurden jomohl von Seiten der Vertreter der verbündeten 
Regierungen, wie von der Majorität der Kommiffion be 
kämpft. Diefelbe ſei nothwendig ſchon zur Ermöglichung 
einer wirkſamen Kontrole, ſie ſichere mehr die Rückſicht auf 
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in Frage kommenden Geſchäfte die Tage der Hauptein— 
nahme und für die Exiſtenz Mancher wißlger als ber ge 
fammte geſchäftliche Wochenverfehr.“ 

Die Anträge auf Schließung der Verfaufsftellen zu 


| 
| 


einer geſetzlich beftimmten Stunde wurden in ber zweiten | 


Leſung nicht ernenert. 


Dagegen wurde wiederholt darauf hingewiejen, da 


die Beſchraͤnkung des Verbots auf bie Beihäftigung von 
Sanblungsgehülfen 2c. eime ungerechtfertigte Begünftigung 
ſolcher Gejchäfte mit fich führe, in denen Gehülfen ze. nicht 
beichäftigt jeien, und die daher in der Lage wären, bis 
zum Abend offen Halten zu können, währ e8 den In⸗ 
habern von Gejchäften namentlich mit einer größeren Zahl 
von Gehülfen nicht wohl möglich jei, die legteren zu vers 
treten. Es erſcheine daher aus Rüchſichten der Gleichheit 
und Billigfeit erforderlich, den Entwurf nad) diejer Richtung 
zu ergänzen. 

In Würdigung diefer Erwägungen wurde daher 
bejchlojien (als $. Ala): daß, „ſoweit nad den Be— 
jtimmungen der $$. 105b bis 105h Gehülfen, Lehrlinge 
und Arbeiter im delsgewerbe nicht beichäftigt werden 
dürfen, in offenen Verkaufsjtellen ein Gewerbebetrieb 
überhaupt, (aljo auch eme Beihäftigung des In— 
habers der wWerfaufsftelle oder jeiner Angehörigen) 
an biejen Tagen nicht ſtattfinden“ dürfe; außerdem 
aber wurde 7 55a) der „Gewerbebetrieb im Um— 
herziehen“ (Haufirgewerbe) verboten (cfr. ©. 3 ber 
: inmenftelung"). Weiterhin wurde ausbrüdlich vorge: 
iehen, dab „durch ftatutarijche Beſtimmung einer Ge— 
meinde oder eines weiteren Kommmunalverbandes ($. 142)" 
die zuläffige Sonn und TFeiertagsbeihäftigung „für alle 


oder einzelne Zweige des Handelögewerbes auf fürzere 
Zeit eingejhräntt oder ganz unterjagt” werben 
könnte, in Hoffnung, daß man, namentlich in größeren 


Städten, joweit es zwedmäßig und möglich jei, ben bes 
rechtigten Wünjhen der Handlu — wie Arbeiter 
entgegenfommen werde. Daß Fo ei Erlaß folder jtatu- 
tariicher Beitimmungen auf die für den öffentlichen Gottes— 
dienst bejtimmte Zeit Rückſicht zu nehmen fei, wurde aus- 
drüdlich vorgefehen (Antrag Nr. 11). 


$. 105c. bj. I u. 2. 

(Marg.: Ausnahmen vom gefeplihen Verbot.) 

In 8. 1050 Abjak 1 find Diejenigen Arbeiten reip. 
Gewerbebetriebe aufgeführt, welde von den Beitimmungen 
des Geſetzes ſchlechthin -— ohne bejondere Dispenie — 
ausgenommen find. In Abſatz 2 find die Maßnahmen 
ber Kontrole vorgejehen. 

Die Beitimmungen bes $. 105b finden feine 

Anwendung: 

1. auf Arbeiten, melde zur Bejeitigung eines 
Nothftandes oder zur Abwendung einer 
Gefahr oder im öffentlihen Intereſſe unver: 
zäglih vorgenommen werden müflen; 

. auf Urbeiten zur Reinigung und Inſtand— 
haltung, dur welde der regelmäßige 
a bes eigenen oder eines fremden 

etriebes bedingt ift, fowie auf Arbeiten, 

von weldhen die Wiederaufnahme des vollen 
werktägliden Betriebes abhängig it, jofern 
nit dieſe Arbeiten an Werktagen vor- 
genommen werden können; 

. auf Wrbeiten, welde zur Verhütung des 
Verderbens von Mohjtoffen oder bes 
Miplingens von Arbeitserzeugnijien erforderlich 
find, fofern nicht diefe Arbeiten an Werktagen 
vorgenommen werden können; 


4. auf Gaſt- und Schanfwirthidhaftse, 
jowie auf Verkehrsgewerbe. 
Gewerbetreibende, welche Arbeiter an Sonn— 

und Feſttagen mit Wrbeiten der unter Ziffer 1 
bis 3 erwähnten Art beichäftigen, find verpflichtet, 
ein Verzeichniß anzulegen, in welches für jeden 
einzelnen Sonn: und Feſttag die Zahl der be 
ichäftigten Arbeiter, die Dauer ihrer Beihäftigung, 
fowie die Art der vorgenommenen Arbeiten ein— 
zutragen find. Das Verzeichniß ift auf Erfordern 
der Ortspolizeibehörde, fowie dem in $.13Pb bes 
zeichneten (FFabril-Auffichts:) Beamten jederzeit 
zur Einſicht vorzulegen. 

Ohne bejondere Bedenken entjchlo ſich die Kommiffion, 
für die „Mrbeiten zur Durdführung jeder gejeglich vor— 
geichriebenen Inventur" einen Sonntag  freizugeben 
(Antrag Nr. 2). Widerſpruch dagegen begegnete bei 
einem Theile der Kommiſſion die Ziffer 3: „Arbeiten, 
welde zur Verhütung des Verberbens von Roh: 
ftoffen oder des Miklingens von Arbeitserzeugniffen 
erforderlich find, jofern fie nicht an Werktagen vorgenommen 
werden können“, ohne Weiteres freizulajfen. Es wurde 
die Befürchtung geäußert, dab dieſe Beitimmung als 
Dedung für alle möglichen Wrbeiten dienen könnte. Die 
ok In Kontrole durch das Verzeichniß (Abſatz 2) wurde 
für nicht ausreichend erachtet, vielmehr vorherige ausdrüd- 
liche Genehmigung durch die Ortspolizeibehörde, wie fie im 
$. 1051 für Arbeiten „zur Berhütung eines unverhältnigmäßigen 
Schadens“ vorgejehen fei und aud) den früheren Reichtags— 
beihlüffen entiprehen würde, verlangt (Antrag Nr. 3). 
Eine Reihe folder ausnahmsweiier Arbeiten, wie fie 3.2. 
durch chemiſche Prozeffe (Gährung ꝛc.), Witterumgsverhält: 
nilfe 2c. verurfacht werden könnten, würden ſchon durch 
den Bundesrath ($. 105d) berüdfichtigt werden oder würden 
durch Ziffer 1 und 2 gededt. Die Majorität der Kom- 
miſſion trat jedodh der Erwägung der Begründung bei. 
Hier wird ausgeführt: 

„Für Die unter Ziffer 3 bezeichneten Arbeiten hatte der 
Reichstag unter $. 105 Abſatz 1 des Bejchluffes vom 7. Mai 
1888 die Erlaubniß der Ortspolizeibehörde vorgejehen. 
Der Entwurf glaubt ſchon in Nüdficht anf die in $. 105« 
Abſatz 2 vorgeichlagenen Kontrolmaßnahmen von dieſer 
Grlaubniß abjehen zu dürfen. Hinzu trat die weitere Er— 
wägung, dab es I im Hinblit auf die außerordentlich 
erhebliche Zahl von großen und Heinen Betrieben, in denen 
nach den Ergebnijfen der Erhebungen über die Beihäftigung 
gewerblicher Arbeiter an Sonns und Feſttagen Arbeiten 
diefer Art vorkommen können, und auf die mitunter nur 
geringe Zeit, welche fie in vielen Fällen in Anſpruch neh— 
men, im Intereſſe der Behörden und Gewerbetreibenden 
nicht empfehlen würde, in all diejen Fällen die Vornahme 
der Arbeit von der jhriftlihen Verfügung der Ortspolizei— 
behörde abhängig zu machen. Auch die in Ziffer 3 ges 
dachten Arbeiten jollen an Sonn- und Feſtlagen nur dann 
vorgenommen werden dürfen, wenn ihre Vornahme an 
en ohne unverhälmißmäßige Opfer nicht mög— 
ich ift.“ 

Auch die Majorität der Kommifjion hielt die Kontrole, 
welche im Verzeichniß gegeben fei, für ausreichend, erachtete 
eine jedesmalige vorherige Einholung der Erlaubniß (8.1051) 
für eine unmöthige Beläftigung, ja vielfadhe Unmöglichkeit, 
und lehnte den Antrag (gegen 6 Stimmen) ab. 

Die gleiche Erwägung, weldye den vorftehend gewür- 
digten Antrag (Nr. 3) veranlaft hatte, führte, nachdem 
Abjag 1 jhon angenommen war, zum Antrag (Nr. 7), „das 
Verzeichniß bezüglid der in Ziffer 2 aufgeführten Arbeiten 
(dev Reinigung und Anftandhaltung ze.) dem Arbeitsamt 
vor der Vornahme derjelben zur Genehmigung vorzu— 


Reichstag. Altenſtück Nr. 


190. 


legen". Es herriche vielfah der Mißbrauch, foldhe Ar: 
beiten auch ohne jede Noth auf den Sonntag zu verlegen 
und würde namentlih den Reparaturs Arbeitern jo der 
Somntag vielfady verkümmert. Much diefer Antrag wurde 
abgelehnt (gegen 3 Stimmen). 


(Marg.: Auffihtßorgane J. Arbeitsamt“].) 


Im Anſchluß an diefen Antrag (Mr. 7) zu Abſatz 2 
wurde eingehend die frage der gewerblichen Aufſichts— 
Organe („Arbeitsamt“) erörtert. Bon den Vertretern 
des Antrages wurde die heutige gewerbliche Auffiht als 
durchaus ungenügend bezeichnet. Den Drtspoligeibehörben 
fehle die nöthige Sachkunde und Unabhängigkeit gegemüber 
ben Arbeitgebern. Die Fabrikinſpeltoren jeien en: viele 
ſach einfeitig, entbehrten ber nöthigen gejehlichen Kompes 
tenzen, und feien unzureichend an Ba. Dazu komme die 
Berjplitterung der Aufficht (Ortspolizei, Keffelrevifor, Fabrik: 
inspektor, Beauftragte der Berujsgenoffenichaften), welche 
die Verantwortung lähmte. Im dem Arbeitsamt, deſſen 
Aufgaben und Organiſation aus dem Antrag Grillenberger 
und Genoſſen (Nr. 25 der Druchſachen des Neichstages 
pro 1890) erhellten, jei Intereſſe und Sachlunde geſichert, 
indem jowohl Arbeitgeber wie Arbeiter (als Mitglieder 
der Mrbeitsfannmern) bei der Wahl betheiligt jeien und 
das Reihsarbeitsamt den Nrbeitsrath (Borfigenden) 
bejtimme.)) Man könne ja den Organijationsvorichlag 


) Die vorgefchlagene Drganiiationm ift weientlich folgende: Die 
Ucberwahung und Ausführung der Arbeiterichupbeitimmungen, ſowie 
die Anordnung und Oberleitung von Mafregeln und Unterſuchungen, 
welde das Wohl der im Betrieben irgend welcher Art beicäftigten 
Hülfsperfonen einſchließlich der Lehrlinge erforbern, jteht dem Reids- 
Arbeit3amt zu. Dafjelbe bat feinen Sig in Berlin. Die Organi- 
fation des Reidyd-Arbeitäamts wird durch ein beſonderes Geſetz geregelt. 

Dem Reihd-Arbeitdamt unterfteben die Arbeitsämter, die durch 
an A für das Gebiet des Deutfchen Reiches in Bezirken von nicht 
unter 200 000 und nicht über 400 000 Einwohnern jpäteftend bis zum 
1. Oftober 1891 einzurichten find. 

Das Arbeitsamt wird gebildet aud einem Arbeitäratb und 
mindeftens zwei Hülfsbeamten; es faßt jeine Beichlüffe und 
a kollegialiſch. 

ad Meihs-Arbeitdamt wählt den Arbeitsrath aus 
zwei leitend der Arbeitäfammer vorgeihlagenen Bewerbern. 

Die dem Arbeitsrath in WYusübung feines Auſſichterechts zur 
Seite ftehenden Hüliäbeamten werden von der Arbeitölammer, und 
jwar zur Hälfte von dem Unternehmern, zur Hälfte von den Hülfs- 
perjonen —— 

In Bezirten, wo Betriebe in erheblichem Maße vorhanden find, 
in denen bauptfächlich weibliche Hülfsperfonen beichäftigt werben, find 
auch —— zu Hülfsbeamten zu ernennen, 

ie Beamten des Reichs ⸗Arbeitsamts und die Arbeitsräthe ober 
deren Hülfsbeamten baben das Met, jederzeit Befihtigungen ber 
Betriebsftätten, gleihviel ob die Unternehmungen vom Staat, von 
Gemeinden oder Privatunternehmern betrieben werden, vorzunehmen 
und die ihnen für Veben und Gelundheit der Beſchäftigten nothwendig 
ſcheinenden Anordnungen zu en. Denielben jteben bei Aus- 
—— dieſer Aufficht alle amtlichen Befugniſſe der Ortöpolizeibe- 

tben au, 











Soweit diefe Anordnungen in den amtlichen Befngniffen der Auf- 
ficht übenden Beamten liegen, baben die Unternehmer und ihr Hilfe 
perjonal denjelben unmweigerlih Folge zu leiften. 

Gegen Die Verfügungen und Unerbnungen einzelter Beamten bed 
Arbeitsamts fteht beim Unternehmer oder feinem Vertreter binnen einer 
Bode der Beſchwerdeweg an das Arbeitsamt offen; gegen Die Ber: 
fügungen und Unordnungen des lehteren der Beſchwerdeweg binnen 
einer Woche an dad Meichs-Arbeitdamt. 

Das Arbeitsamt ift verpflichtet, jänmtlice Betriebe feines Be— 
girls mindeſtens einmal jährlich zu befichtigen. Die Unternehmer 
müfjen die amtlichen Befitigungen zu jeder Zeit, namentlich aud in 
der Racht, wo bie Betriebe im Gange find, re 

Die aufjihtübenden Beamten find, vorbehaltlich der Anzeige von Geſeh · 
Pu Wr zur Geheimbaltung ber amtlich zu ihrer Kenntniß gelangen- 
ben ichäfts- und Betrieböverhältniffe der ihrer Befichtigung unter: 
liegenden Betriebe zu verpflidten, 

Die Ortöpoligei-Behörben haben das Arbeitsamt in feiner 
Thätigkeit zu unterftügen und ben Weiſungen deffelben Folge zu leiften. 

a8 Arbeitdamt organifirt innerhalb feines Bezirtö den unent- 
geltlihen Arbeitänahmwei® und bildet für biefen eine Zentralitelle. 


_ (Bericht der achten Kommiffion.) 
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vielfah bemängeln — jedenfalls ſei ber Grundgedanke 
richtig und ftehe es frei, Abänderungs-Anträge zu jtellen. 
Mit * bloßen Kritik werde man dem berechtigten Ziele 
derſelben nicht aus dem Wege gehen können. Die Antrag- 
fteller hoffen, daß auch die übrigen Parteien jpäter ebenfo 
auf denſelben zurüdtommen würden, wie es bezüglid) 
anderer Anträge bereits gejchehen fei. 


Jedes Arbeitäamt hat alljährlich einen Bericht über feine Thätig- 

feit zu veröffentlichen, von dem bie Be Eremplare an die Mit» 
lieber der Urbeitölammer, dad Reichd-Arbeitsamt und die Landes . 
ntralbehörden unentgeltlich zu verabfolgen find. Der Bericht ift vor 
der Veröffentlichung der Arbeitöfammer zur Genehmigung zu unter 


reiten. 

Das Neicht-Arbeitsamt hat die bei ihm eingehenden Jahresberichte 
der Arbeitääimter alljährlich zu einem allgemeinen Bericht zufammenzu- 
ftellen, der dem Bundesrathe und bem erg —— ift. 

Die Berichte der Wrbeitdämter und des Meichd-Arbeitsamts find 
dem Publikum zum Selbfttoftenpreis zugärgig zu machen. 

Für die Vertretung ber Intereffen der Unternehmer und ihrer Hülft- 
perfonen, jowie zur Unterftüpung der —— der Arbeitsainter tritt 
vom 1. Dftober 1891 ab im jedem Wrbeittamtsbezirl eine Arbeits» 
kammer in Thätigleit, die je mach ber Zahl der im Bezitk vertretenen 
verjchiedenen Betriebe aus mindeftend 24 und aus bödftens 36 Mit. 

liedern zu beftehen bat. Die Babl der Mitglieder für die einzelnen 
czirke — das Meichd-Arbeitdamt. 

Die Mitglieder der Arbeitäfammer find J Hälfte durch die 

robjährigen Unternehmer aus ihrer itte, zur anderen 
daifte durch die großjährigen Hälfäperjonen aus deren Mitte auf 
Grund des gleiden, ummittelbaren und — Stimmrechts, unter 
Gleiberegtigung der Geſchlechter, mit einfacher Mehrheit zu wählen. 
Jede Klaffe wählt ihre Vertreter für fih. Die Dauer bes Mandate 
ber Mitglieder der Arbeitslammer währt zwei Jahre. Die Manbats- 
bauer beginnt und ſchließt mit dem Kalenderjahr. 

Bei ber Wahl der Mitglieder ber Arbeitsfammern find gleich 
in Höbe der Hälfte derjelben Erfapperfonen zu wählen. Griapperjonen 
ind Diejenigen, Die nad den Gewählten die meilten Stimmen haben. 

i Stimmengleichheit entſcheldet das Loos. 

Die Feltiepung des Wahltaged, der ein Sonn, ober Feittag ſein 
muß, ftebt dem Reichs. Arbeitsamt zu. Daffelbe hat aud auf dem 
Verordnungdwege die Normen zu beftimmen, unter welden die Wahl- 
bandlung vorzunehmen iſt. 

In den Wahlausihüffen müfen Unternehmer und Hlfperjonen 

leich ftarf vertreten jein. Die für die Abftimmung beftimmte Zeit ift 
eftzufeßen, dab Tag: und Nachticichten ſich am der Wahl beteiligen 
nen 


fönnen. 

Die Urbeitöfammern haben zunächſt in allen das wirthſchaftliche 
Leben ihres Bezirtd berährenden ragen, fpeziell_ bezüglich ber 
Durchführung ber Urbeiterjhupbejtimmung Vesper Arbeitsordnung, 
Auslegung 2c.) mit Rath und die Urbeitdämter zu unter- 
ftügen. Insbeſondere ftehen ihnen Unterjuhungen zu über bie Wir« 
tung von Handeld- und Schiffiahrtsverträgen, Böllen, Steuern, Ub- 
gaben, über die Lohnhöhe, Lebendmittel und Brietppreike, Konfurrenz- 
verbältniffe, rn und gewerbliche Unftalten, Modell» 
und Mu — ohnungszuſtände, Geſundheits · und Sterb · 
lichkeitsverbaͤltnifſe der arbeitenden Bevölkerung. Sie ferner 
Beihwerden über Mifftänte im gewerbliden n zur Kenntniß ber 
un lichen Behörde zu bringen, Gutachten über Mafregeln und Gejep- 
en * ir eben, welche das wirthſchaftliche Leben ihres Bezirts be 
rühren. Endlih find fle Berufungsinftang wider die Urtheile ber 
Schiebögerichte. ($. 137.) 

Den Borfig in der Urbeitäfammer führt der Arbeitärath und 

im —— alle einer jeiner Hülfsbeamten. Der Vorſißende be- 
figt mit Ausnahme der Fälle, in welchen die Urbeitäfammer ald Be 
rufungdinftang wider bie Urtheile ber u er —* lein 
—— Stimmengleihbeit bei der Beſchlußfaſſung gilt als Ab- 
ehnung. 
Dar rg or ift verpflichtet, die Urbeitöfammer monatlid 
mindeſtens einmal, unter Ungabe der Tagedorbnung, gg 
er mu dies außerdem thun, wenn mindeitens ein Drittel der Mit- 
lieber ber Urbeitötammer Died — Die Arbeitslammern geben 
ha ihre Geſchäftgordnung felbft, ihre Gipungen find öffentlich. 

Die Arbeitöfammern bilden aus ihrer Mitte erg ein zur 
erftinftanzlihen Enticyeldung von Streitigkeiten zwiſchen U le 
und Hülföperfonen, die aus Kama Arbeitgebern und pwei ülfs- 
perjonen beftehen. Yu hiebögericht führt der Arbeitörath oder 
ein Hülfsbeamter den Borfip. i 

Alle Verhandlungen in Arbeitäfammer wie Schiedsgericht find 
—— die Mitglieder erhalten Tagegelder und Entſchadigung ber 

® 


ſekoſten. 

Das Reidhd-Arbeitdamt beruft ein Mal im Jahre einen „Arbeits: 
fammertag*, zu dem jede Wrbeitöfammer je einen Vertreter ber 
Unternehmer und Hülfsperjonen entfendet. 
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Diefen Ausführungen wurde entgegengehalten, daß die 
jegigen Auffichtsbeamten fih durd Sachkunde, Gerechtigkeit 
und Wohlwollen bewährt hätten, auch ebenjo gut wie 3. ®. 
in Defterreich das Vertrauen der Arbeiter genöffen. Nicht 
die Inftitution, jondern die mangelnde Zahl — nad) Anz 
ficht einiger auch die mangelnden Kompetenzen — jei für 
die Mängel verantwortlich zu machen. Eine Vermehrung 
der Beamten fei wenigftens für Preußen ausdrüdlich zus 
eſagt. Einem Kollegium die Aufjicht zu übertragen, 
ei aber jedenfalls der verkehrte Weg, um jo mehr, wenn man 
die Bildung des Arbeitsamtes berüdfichtige. Der Arbeits: 
r ſolle vom Reichs-Arbeitsamt aus zwei von den 
Arbeitstammern gewählten Kandidaten „ernannt“, 
die Hülfsbeamten deſſelben direkt je zur Hälfte von den 
Arbeitgebern und Arbeitern der Arbeitsfammer gen ählt 
werben. Der Gegenfap ſei fo ſchon gleich in das Kollegium 
ge Was aber noch bedenklicher mache, fer die 
ildung der Arbeitsfammer. Diefelbe fege ſich mechaniſch 
aus allen mögliden grad de — Induſtrie, 
Handwerk, Handelsgewerbe, Landwirthichaft ze. — zus 
fammen, je aus Arbeitgebern und Arbeitern, jo daß jede 
Garantie bezüglich Sachkunde und Gerechtigleit fehle. 
Bei Stimmengleichheit entjcheide nur bei Urtheilen (in der 
Berufungsinftang) der Arbeitsrath, ſonſt läme bei Stimmens 
gleichheit ber Arbeitgeber und Arbeiter, deren Intereſſen 
ja nad) Auffaffung der Antragfteller fich ftets feindlicd ent 
gegenjtänden, fein Beſchluß zu Stande. Ein Schuß der 
Minorität 3. B. ber induftriellen Arbeitgeber reip. Arbeiter 
fei in feiner Weife vorgejehen. Welche Garantie jei gegeben, 
daß die Majorität, der vielleicht ganz andere Intereſſen 
als 3. B. die der Sonntagsruhe zc. am Herzen liegen könnten, 
auch nur fahkundige Beamte wählen werde? Die Er: 
nennung bes Arbeitsrathes durch das Reichs-Arbeitsamt 
fei bebeutungslos, da demfelben nur die Auswahl zwilchen 
wei gewählten Kandidaten ber Arbeitsfammer zuitehe. 
nöbejondere wurde auch von Seiten der Vertreter der 
verbündeten Regierungen hervorgehoben, daß Staats= 
beamte, da fie jowohl von den Inlereſſen der Arbeitgeber 
wie von benen der Arbeiter unabhängig jeien, jedenfalls 
eine höhere Gewähr für bie Durchführung bes Gejehes 
bieten würben, als die von den Antragjtellern vorgeſchlagene 
Drganifation, wie es denn auch naturgemäß Aufgabe des 
Staates und jeiner Beamten jei, über die Durdführung 
ber Geſetze, die im Staatsinterefie gegeben, zu wachen. — 
Im Uebrigen wurde die Reform der Auffihtsthätigkeit, und 
zwar in erfter Linie eine Vermehrung der Beamten, — 
von einigen Rednern aud eine befjere Abgrenzung ber 
Kompetenzen zwijchen den verichiedenen Aufjichtsorganen, 
Erweiterung der Kompetenzen ꝛc. — warm befürwortet, 
aber dieje Beſſerung nicht in der Richtung gefunden, melde 
der Antrag eingejhlagen. Auch der Gedanfe der Arbeits- 
fammern wurde durchaus nicht abgewiefen, vielmehr aus— 
drüdlich hervorgehoben, daß derielbe ſowohl in den Kaiſer— 
lihen Erlaſſen, wie aud in dem Geiegentwurf, betreffend 
die Gemwerbegeridhte ausdrüdlihe Anerkennung und 
Ausdrud gefunden habe. Die Ablehnung richte ih nur 
egen die vorgefchlagene Drganifation, deren Zufammens 
—— und Kompetenzen, 


Auch der Eventual-Antrag: von der Auffichtsthätigkeit 
der Drispolizeibehörde abzujehen und mur den 
Fabrikinſpeltor als Aufjichtsinitang einzufegen, fand Wider: 
ſpruch, da die Nufficht des FFrabrifinfpeftord durch die 
gleichzeitige Aufficht der Ortspolizeibehörde durchaus nicht 
verkümmert jei, vielmehr in derjelben Unterftügung finde. 
Etwaigen Dispens vorher vom Fabrikinſpektor einzuholen, 
fei nicht immer möglich, jei auch nicht nothwendig, da das Ver— 
eichniß, welches die Ortspolizeibehörde zu führen verpflichtet 
ig eine Kontrole aud für den Fabritinfpeftor ermögliche. 


Reichstag. Aktenjtüd 9 Nr. 190. (Bericht der achten Rommiffion.) 





Für Ziffer 4 in Abfa 1 wurde zunächſt eine Ermeite: 
rung (dur Antrag Nr. 5) verjudt. Die Majorität der 
Kommiffion Iehnte den Antrag ab. „Gewerblich be: 
triebene Erholungs- und VBergnügungsanftalten“, 
3. B. Theater zc., fielen nicht unter das Verbot, da fie ja 
weder ala Fabriken, Werkitätten ꝛc. noch als „Hanbels- 
gewerbe” gelten könnten, „Beleuchtungsgewerbe“ aber 
ohne Weiteres auszufchließen, fei nicht gerechtfertigt. So: 
weit der Betrieb derſelben z. B. „zur Befriedigung täglicher 
Bebürfniffe der Bevölkerung“ erforderlich jei, würde berjelbe 
ja (nad) $. 105e) zugelafjen werden; aber Arbeiten über 
das Bebürfniß hinaus (3. B. in Gasfabrifen) feien ebenjo 
wenig zuzulaſſen, wie etwa bei Hodöfen. 


(Marg.: Regelung für Gaft- und Schankwirthſchaften und Verkehrs 
gewerbe.) 


Die Saft: und Schankwirthſchafts-, ſowie Ver: 
kehrsgemwerbe ſchlechthin auszunehmen, erregte bei einigen 
Rommifionsmitgliedern Bedenken. Gerade bier feien die 
Mißſtände bezüglich langer Arbeitszeit, ungemeſſener Nadıi: 
und Sonutagsarbeit am ſchlimmſten, hier die Abhülfe am 
dringlichiten. Von der einen Seite wurde dementiprechend 
verlangt (Antrag Nr. 8 Abſatz 6), daß den Arbeitern min- 
deftens in jeder Woche eine ZOftindige Ruhezeit, die in 
jeder dritten Woche auf einen Sonntag zu fallen habe, zu 
gewähren fei, während nad einem anderen Antrage (Nr. 13) 
wenigftens im Verkehrsgewerbe „welches für Rechnung des 
Neiches, eines Staates oder einer Kommune betrieben wird“ 
den Arbeitern zum mindeften die Wohlihat des zweiten reip. 
dritten Sonntags der Vorlage gefihert werden follte. 

Daß in Gajt: und Schanktwirthichaften wie im Ber: 
fehrögewerbe vielfach Mißſtände beftehen, wurde von allen 
Rednern der Kommiſſion fowie auch von Seiten der Ber: 
treier der verbündeten Regierungen anerfannt. Es wurde 
von mehreren Seiten betont, daß nicht blos bezüglich des Ver: 
kehrsweſens, welches „für Rechnung des Reiches, eines Staates 
oder einer Kommune betrieben wird“, jondern ebenfo ſehr und 
mehr noch bezüglich des Privat-BVerfehrögewerbes, z. B. 
der Pferdebahnen, des Omnibuss und Droſchkenfuhrwerkes ıc. 
eine fpezielle Negelung ſowohl bezüglih der Arbeitszeit 
wie ber —— nothwendig ſei. Von Seiten des 
preußiſchen Handelsminiſters wurde die Erwägung darüber 
in Ausſicht geſtellt, wie ſpeziell auf Grund der 88. 105g und 
120e in dieſer Richtung vorzugehen ſei. Mehrere Kom: 
mifjionsmitglieder behielten ſich vor, eine bezüglihe Reſo— 
Iution am Schluffe der Berathung zu beantragen. 

Eine Regelung im Rahmen diejes Geſetzes in der vorge 
ſchlagenen Richtung hielt man einerfeits für Außerft ſchwierig, 
andererfeits für nicht ausreichend, Mit der Feſtſetzung 
eines wöchentlichen Nuhetages (für Schankwirthſchaften wie 
Berfehrsgewerbe) ſei dem Arbeiter wenig gedient. Sie 
entziehe dem Arbeiter den Verdienſt, zwinge die Unter: 
nehmer zur Heranziehung einer Reſerve-Arbeiterſchaft, bie 
ſchwierig und loſiſpielig fei, während andererjeit® dem 
Arbeiter ein jolcher müßiger Werktag durchaus fein Erjak 
für den Sonntag fe. In der Gemeinfamkeit der Nube, 
der Erholung und Freier des Sonntags liege deſſen Bedeutung. 
Dabei fei auf die außerordentlich große Verſchiedenheit der 
Verhältniffe NRüdficht zu nehmen. So fei z. B. in ben 
meilten Schank- und Gaftwirtbichaften auf dem Lande und 
in Meineren Städten nur an Sonntagen und nur im 
wenigen Tagesjtunden das Perſonal in Anlprud genommen; 
auch in den Städten Zonzentrire ſich die Thätigfeit auf 
beftimmte Stunden, ja manchmal fogar auf beitimmte Tage 
und Jahreszeiten (in Gartenvirtbfeatten 2c.). Vielfach jeien 
Verſonen anderer Berufsitellung in den Schankwirthſchaften 
Sonntags aushilfsweiſe thätig. Bei folder Verſchiedenheit 
der Verhältniffe ericheine es unzuläffig, ſchablonenhaft fü 
eine Woche eine 30ſtündige Ruhezeit, oder für jeden 2. reip. 


3. Sonntag diejelbe abjolute Ruhe zu verlangen, wie fie 
für einen mitanbauernder ſchwerer körperlichen Arbeit belafteten 
Arbeiter gewiß nothmwendig jei. 


[Was jpeziell den Antrag Nr. 6, betreffend die Ein- 
reihung des Verzeichniffes für die in Staatsbetrieben an 
Sonn: und 5* angenommenen Arbeiter, anbelangt, 
fo wurde derſelbe als bereits durch den Artikel VI (Guſat 
zu 8. 155 ber Gewerbeordnung) gededt eradhtet.] 


$. 105e. Ubfap 3. 
$. 105€ Abſatz 3, welcher beftimmt: 


Bei den unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Arbeiten * die Gewerbetreibenden verpflichtet, 
jeden Arbeiter entweder an jedem dritten 
Sonntage volle vierundzwanzig Stunden, oder 
an jebem zweiten Sonntage mindeftens in 
ber Zeit von ſechs Uhr Morgens bis ſechs 
Uhr Abends von ber Arbeit frei zu laffen. 


wurde von der Kommiljion nad einer zweifacdhen reipeltive 
dreifachen Richtung amenbirt. tächft wurde Die weit 
gehendere Ruhe des zweiten rejpeftive dritten —— 
nur dann für obligatoriſch erklärt, wenn eine mehr als 
dreijtündige Sonntagsarbeit (Antrag Nr. 11) a 
egangen ift. Bei Meineren Arbeiten während der dreißig- 
Nlündigen Nuhezeit lönne doch von einer wejentlichen 
Schädigung der Sonntagsruhe nicht die Rede jein, um 
einen abjolut freien zweiten Sonntag zu rechtfertigen; ja, 
in einer Reihe von Betrieben (5. B. einen Brauereien), 
welche regelmäßige Heinere Arbeiten verlangten, würden die 
Arbeiter es fogar vorziehen, jeden Sonntag zufammen 
dieſelben zu verrichten, als je einen Sonntag abjolut frei, 
den zweiten Sonntag dann aber die doppelte Zeit in An— 
ſpruch rg zu fein. Mit großer Majorität wurde, 
wenn blos der dritte Sonntag freigegeben würde, für 
diefen 36 Stunden (Antrag Nr. 9) gefordert, während bie 
Bemeffung des freien zweiten Sonntags auf 24 Stunden 
Bedenken erregte. Speziell um den Betrieben, welche Tag— 
und Nachiſchicht Haben, eine zwedmäßige Feſtſetzung der 
Wechſelſchicht zu ermöglichen, wurde es für richtiger er— 
achtet, es bei der Beſtimmung des Entwurfs zu belaflen: 
daß die Zeit von Morgens 6 Uhr Kis Abends 6 Uhr frei 
fein müffe. Thatfählie) werde dann doch Die ng 18 bis 
24ftündig fein. Bon demfelben Standpunft — der Rüd- 
fiht auf die Betriebe mit Tag- und Nachtſchicht — wurde 
der Antrag, auch die Feiertage mit in die Berechnung 
einzufchliegen (Antrag Nr. 10 fer 3), von einem Theile 
der Kommiſſion nahdrüdlichft befämpft, aber der Gebante, 
bie Feſttage nicht jchlechter als die Sonntage zu behandeln, 
fiegte, und wurde der Untrag (Nr. 10 Ziffer 3) ange: 
nommen. Der Befürchtung, dab damit an jedem Feier— 
tage in der Woche ein Wechfel der Schicht der Arbeiter 
nothwendig werde, was den Arbeitern gewiß nicht erwünfcht 
jei, wurde mit bem Hinweis begegnet, dab dem Bundes: 

für diefe Betriebe die Regelung zuftehe, wobei diejer 
nad $. 105 Abſatz 2 auf die vorjiehenden Bejtimmungen 
wohl nah Möglichkeit Rückſicht nehmen ſolle, aber nicht 
abjolut an dieſelben gebunden fei. 


In ber Lefung wurde die Streihung ber 
„Feſttage“ beantragt und angenommen — von einem 
Theile der Kommiffionsmitglieder unter der Borausfegung, 
dab dann für den dritten Sonntag jedenfalls eine 
36 ftündige Sonntagsruhe gefichert bleibe. — Der Antrag, 
daß der dritte freie Sonntag auf 24 (jtatt 36) Stunden 
bemefien würde (gemäß Negierungsvorlage), wurbe in ber 
zweiten Leſung wiederholt, aber mit großer Majorität ab- 
gelehnt. Bon der eimen Seite — 40 von den Ver⸗ 
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fretern der verbündeten Regierungen*) — wurde namen= 
lich geltend gemacht, daß es ſich vielfach um ſolche 
Arbeiten (bei Reparaturen 2c.) handele, die nur von bes 
ftimmten Arbeitern verrichtet werden könnten, daß e8 aber 
namentlich in Heineren Betrieben und auf bem Lande nicht 
immer möglich ſei, andere Arbeiter zu gewinnen. Es 
feien dazu Wrbeiten, welche oft den Wiederbeginn des 
ganzen Betriebes am Montag bedingten und fo plöhlich 
und in folhem Umfang ſich einjtellten, daß Rejervearbeiter 
unmöglich jo ſchnell beichafft werden fönnten. Andererſeits 
jeien gerade diefe Arbeiter in der Woche meiftens weniger 
belaftet, wie Die Arbeiter im normalen Betriebe. Reſerbe— 
arbeiter einguftellen, fei jedenfalls mit Koften verbunden, 
die namentlich für Heinere Betriebe auf dem Lande ſchwer 
in die Wagſchale fallen könnten. — Diejen ——— 
wurde entgegengehalten, daß zunächſt in den meiſten Fällen 
die (12ftündige) Ruhe des zweiten Sonntags gegeben 
werden fönnte (3. B. in allen Petrieben mit Tag: und 
Nachtarbeit d den Schichtwechſel), Wenn aber ein 
Arbeiter zwei Sonntage hindurd habe arbeiten müſſen, 
dann jei es doch wahrlich ein Mindejtmaß, daß ihm dam 
ber dritte Sonntag, und zwar als reeller 36 jtünbiger 
Sonntag gehöre. Gerade die Reparaturarbeiter jeien am 
Ichlimmjten bezüglih der Sonntagsarbeit beftellt und ſei 
Abhülfe dringend nothwendig. Wenn es im Eijenbahn- 
und Poſtdienſt als dringendes Piel betrachtet werde umd 
möglich jei, dem Beamten wenigitens den dritten Sonntag 
für jih und feine Familie zu fihern, jo dürfe ein Gejeß 
zum Schuß des Sonntags nicht hinter dieſer ———— 
zurückbleiben. Daß unter der fortdauernd ſich wieder— 
holenden Sonntagsarbeit das religiöſe Gefühl leiden, erſterben 
müffe, ſei ebenfalls natürlich. Die Koſten dürften gegen— 
über einem fo wichtigen Ziele, dem Arbeiter wenigitens 
ben dritten Sonntag abjolut zu fichern, nicht geicheut 
werden, Bald könnten Arbeiter der Fabrik ſelbſt jo weit 
eingeübt werben, bald könnten fremde Wrbeiter reſp. 
Handwerker (Schloffer) aushelfen. Die Arbeitgeber müßten 
ja doch aud auf den Fall eingerichtet jein, daß joldhe 
Arbeiter frank würden. Wie fie da fih auszuhelfen wühten, 
fo würde es bei guiem Willen auch möglich jein: wenigſtens 
jedem Arbeiter den dritten Sonntag freizugeben. 


Unbedenflih wurde in zweiter Lejung angenommen: 
daß auch die „Bewadhung der Betriebsanlagen” und 
„die Beaufjihtigung des Vetriebes, ſoweit er nad) 
Ziffer 1—3 an Som: und Feſttagen ftattfindet“, wicht 
unter das Verbot der Sonntagsarbeit fallen ſollte. 

Bezüglid des Gaſt- und Schankwirthſchafts— 
gemwerbes jowie des PVerfehrsgewerbes wurde für 
richtiger erachtet, diefe Ausnahme in einen befonderen Para— 
graphen ($. 105i) zu verweifen, und fand aud) ein Antrag 
(Antrag 3): „Theater, Mufifaufführungen, Schauftellungen, 
theatraliihe Worftellungen oder ſonſtige Luftbarkeiten“ 
ebenſo ausbrüdlid) auszunehmen, Annahme. 

Eine Nefolution bezüglid der Sonntagsruhe im 
Eifenbahnbetriebe wurde au —— Wunſch bis zum 
Schluß der Berathung zurückgeſiellt. 

$. 10 d. 
(Marg.: Ausnahmen durch den Bundesrath.) 


Im 8. 105d it dem Bundesrath das Recht zu— 
ewieſen, für beftimmte Gewerbe und Betriebe — 
veziell für Betriebe mit ununterbrodenem feuer, für 
Kampagne und Saijoninduftrien — Ausnahmen 
von dem Verbot der Sonntagsarbeit feſtzuſetzen. 


*) Bergl. Anlage B. 
181 
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Es beftimmt $. 106d: 

Für beftimmte Gewerbe, insbejondere für 
Betriebe, in bdemen Arbeiten vorkommen, welche 
ihrer Natur nad eine Unterbrehung oder einen 
Auffhub nicht geftatten, ſowie für Betriebe, welche 
ihrer Natur nad) auf beftimmte Jahreszeiten 
beſchränkt find, ober weldhe in gewijjen — 
des Jahres zu einer außergewöhnlich ver— 
ſtärkten Thätigkeit genöthigt ſind, können durch 
Beſchluß des Bundesraths Ausnahmen von der 
Beſtimmung des 8. 105b Abſatz 1 zugelaffen 
werben. 

Die Regelung der an Sonn- und FFeittagen in 
diefen Betrieben geftatteten Arbeiten und der Be: 
dingungen, unter welchen fie geitattet find, erfolgt 
für alle Betriebe derfelben Art gleihmäßig und 
unter Berhdfihtigung der Beltimmung des 8. 105e 
Abſatz 3. 

Die vom Bundesr etroffenen Beftimmungen 
find durch das Reich epblatt zu veröffentlichen. 

Zunächſt kam die Frage zur Erörterung, ob die Aus— 
nahmen nicht im Gejege ſelbſt feitzujegen rn (Diejes 
war nad) der Erläuterung des Brinzipal-Antrages Nr. 5 
die Abficht des Antragjtellers.) Es wurde als prinzipiell 
bedenklich erachtet, Alles der eimjeitigen Feſtiſetzung des 
Bundesraths zu überlaffen. Der Neichstag als gleichbes 
rechtigter Faltor der Gejeggebung bürfe fih das Recht ent— 
jcheidender Mitwirkung nicht verfümmern laſſen — umſo— 
weniger, als es fid) um die Lebensintereflen ganzer Induftries 
gruppen und ihrer Arbeiter handele. Der Reichstag, in weldyem 
die verſchiedenſten Anduftriegruppen vertreten jeien, fei ebenfo 
gut im Stande, dieje Feſtſetzung zu treffen, könne fich ebenſo 
des Beiraths von Sacverftändigen verfichern, wie der 
Bundesrath. Die Feitiegung der Ausnahmen bilde eben 
einen wejentlichen Theil des Geſetzes, und könne fich der 
Reichstag feiner Verantwortung wie feines Rechtes nicht 
begeben. — Bon denjelben Geſichtspunkten aus wurde der 
Antrag (Nr. 3) begründet: daß wenigſtens eine nad: 
trägliche Prüfung und Genehmigung des Neihstages 
vorgejehen werde. Eine ſolche nachträgliche Genehmigung 
ſei auch midt ohne Vorgang. Somohl bezüglich der 
aenehmigungspflidtigen Anlagen ($. 16 der Gewerbeord- 
nung) wie auch bezüglich der Beſtimmungen zum Schuß 
der jugendlichen Arbeiter ($. 139 a) jei eine ſolche Hlaufel 
vorgejehen und Dr diefelbe bisher feinen Aulaß zur 
Beanjtandung geboten. Es fei nur ein wünfepenswertes 
Compelle für den Bundesrath, die Betimmungen im 
Sinne des Reichstags auszuführen, um nit Gefahr 
zu laufen, die getroffene Verordnung zurüdnehmen zu 
müſſen. 

Die Majorität der Kommiſſion hielt eine ſolche Detail— 
Regelung im Geſetz felbjt für praktiſch unmöglich. Es 
würde dem Zweck des Gejches wenig entiprechen, ganze In— 
duftriegruppen einfach auszunehmen, vielmehr fei es drin— 
gende Aufgabe, bis ins Einzelne genau zu umgrenzen, 
wieweit die Sonntagsarbeit in den einzelnen Betrieben noth- 
wendig, wieweit fie bei gutem Willen und entiprechenden 
Opfern vermeidbar fei. Gerade in der Detaillirung liege 
der Werth der Regelung, indem auch z. B. in foldhen Bes 
trieben, welche nicht jeden Sonn» und Feiertag unterbrodyen 
werden fönnten, einem großen Theil der Arbeiter der 
Sonntag gefichert werden könnte. Weder der Reichstag noch 
der Bundesrath fei aus fid) im Stande, ein ſolches Verzeich— 
niß aufzuftellen — das öfterreichiiche Verzeichniß weiſe ca. 50, 
die Anweiſung der Düſſeldorfer Regierung vom 24. Jumi 
1884 ca. 30 Nummern auf --; das könne nur durch Sadız 
verftändige geliehen, die der Bundesrath aber eher zu 
Rathe ziehen könne, wie der Neicdhstag. Es fei unmöglid, 
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daß eine aus fajt 400 Mitgliedern beftehende Körperſchaft 
[6 über folche verwidelte technifche Fragen einigen werde. 

r die praltiiche Zweckmäßigkeit reſp. die Unmöglichkeit, 
dem Neidhstag die Löfung zuzumuthen, ſei wie für Die 
früheren Beſchlüſſe des Neicdhstages, jo auch für die Vor— 
lage maßgebend geweien. Die Abſicht einer Verkürzung 
der Rechte des Neichstages liege — jo wurde von ben 
Vertretern der verbündeten Regierungen wiederholt betont — 
abjolut fern, wie ja auch in Defterreich der Weg der Verord- 
nung eingejchlagen fei. Dazu komme die Erwägung, dab mit 
der induſtriellen Entwidelung aud) die Ge der Sonn= 
tagsarbeit in ftetem Fluß fei, indem dieſelbe durd bie 
SFortichritte der Technit bald überflüffig, bald auch noth— 
wendig werbe. Es jei unmöglich, bei jedem ſolchen Wechſel 
den ganzen Apparat der Gejepgebung in Bewegung zu 
fegen. Der Gedanke, für folde Fälle eine vorläufige 
Regelung zu treffen (im Sinne des Antrages Nr. 3), kei 
fowohl für den Bundesrath wie für bie Gemwerbetreibenden 
bedenklich. Die Induftrie müſſe ihrer Eriftenzbedingungen 
fiher jein, und jei die Frage, ob und inwieweit Sonntags 
arbeit zuläffig fei, oft für ihre Konkurrenz mit dem Auslande 
von enticheidender Bedeutung. — Die Majorität der Kom— 
miſſion erachtete den vorgeichlagenen Weg für den allein 
angbaren, trat aber dem Antrage bei, dab die vom 
Bundesrathe getroffenen Beftimmungen dem Neichstage bei 
feinem nächſten PN zur Kenniniinahme mit— 
getheilt werden ſollten. 

Ein weiterer Antrag (Nr. 1) bezwedte zunächſt: die 

er age des Bundesraths auf diejenigen 
Gewerbe und Betriebe zu beichränfen, in denen (und nur 
ſoweit als) Arbeiten vorkommen, die „ihrer Natur nach eine 
Unterbredung oder einen Auſſchub nicht geftatten,“ während 
nad) der Vorlage über diefe „insbeſondere“ hervorgehobenen 
Gewerbe hinaus Ausnahmen zugelaflen werden dürfen. 
Weiterhin ſollte dann aber (durdy das: „ind... zuzu— 
laſſen“ anjftatt: „können... zugelaſſen werben‘) * 
dieſe Betriebe der Bundesrath verpflichtet werben, die 
Ausnahmen zu treffen. Die Majorität der Kommiſſion 
laubte e8 bei der Faſſung der Vorlage, die auch mit den 
rüheren Reichstagsbeſchlüſſen ſich Dede, belaffen zu müſſen, da 
es aud für ſolche Gewerbe oder Betriebe, in weldhen zwar 
technisch eine Umterbredhung der („ihrer Natur nad“ nicht 
nothwendigen) Arbeiten möglich ſei, diefe aber mit um: 
verhältnigmäßig hohen Koften reſp. VBerluften verbunden 
jein oder jonjtige auferordentlihe Schwierigfeiten bieten 
würde, dem Bundesrath freiftehen müſſe, wenigſtens 
in der Uebergangszeit Milderungen eintreten zu laſſen. 
Den Bındesrath zu den Ausnahmen verpflichten zu 
wollen, jei — auch abgejehen von der Immöglichkeit, einer 
jolhen „Verpflichtung Nachdruck zu geben — einerjeits 
überflüffig, da derjelbe jelbftverftändlich überall da, wo Die 
Gründe gegeben feien, aud) die Verpflichtung Habe und 
empfinden werde, die entiprechenden Ausnahmen zu jtatuiren, 
andererjeit3 liege es aber wohl faum in der Abjicht des 
Antragſiellers jelbit, den Bundesrath zu verpflichten, 3. B. 
für alle Betriebe, welche auf beftimmte Jahreszeiten be- 
ſchränkt ſind, nun die Sonntagsarbeit ſchrankenlos zuzu—⸗ 
laſſen. Die Anträge Nr. 1, 2 und 3 wurden (gegen 
9 Stimmen) — 

Die etzung der Ausnahmen ſoll getroffen werden 
„unter Berückſichtigung“ ber in $. 105 c vorge 
fehenen Beſtimmung, dab jedem Arbeiter wenigſtens der 
zweite Sonntag von Morgens 6 Uhr bis Abends 6 Uhr 
oder aber der dritte Sonntag für 36 Stunden gefichert 
fei. Der Antrag (Nr. 5): ftatt „unter Berückſichtigung“ — 
„unter Anwendung“ zu ſetzen, aljo den Bundesrath zur 
Innehaltung diejer PR Ma zu verpflichten, wurde gegen 
6 Stimmen abgelehnt, indem die Majorität dem Bundes— 
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rath das Vertrauen ſchenken zu müſſen glaubte, daß der- | Betrieben erheblich erſchwere und auch als eine nothwendige 
jelbe nur aus den wichtigjten Gründen von dieſen Beſtim— — ber in $. 105e vorgeſchlagenen en 


mungen abgehen würde. nicht angejehen werben könne. 
In der zweiten Leſung wurde $. 105 d ohne Dis: In der zweiten Lefung wurde der Antrag unter Bes 
fuffion in der Faſſung der erjten Leſung angenommen. | ſchränkung auf bie Ausnahmen für Betriebe, welde aus: 
Ihlieglid mit durd) Wind oder unregelmäßige Waſſerkraft 
$. 105€. bewegten Triebwerken arbeiten,“ angenomnten, im Uebrigen 
(Marg.: Ausnahmen durch die höhere Bermwaltungsbehörbe.) der Paragraph in der FFaffung Lefung genehmigt. 
Im Ä 105 e wird bezüglid) der Musnahmen, melde 
aus Rüchſicht auf das konjumirende Rublikum oder j $. 1051. 
durch die beiondere Art der Betriebskraft (Wind oder (Darg.: Ausnahmen durch Die untere Verwaltungsbehörde.) 
unregelmäßige Wajlerkraft) rg; erſcheinen, Beſtim⸗ Im 8. 105f wird für den Fall Vorſorge getroffen, 
mung getroffen. Die Vorlage fegt feit: | daf in einem einzelnen Betriebe Sommtagsarbeit noth- 
Für Gewerbe, deren volljtändige oder theit- | wendig wird. Derjelbe bejtinmmt: 
weile Ausübung an Sonn- und Feſttagen zur Wenn zur Berhütung eines unverhältniß- 
Befriedigung tägliher oder an lefen mäßigen Schadens ein nicht vorher: 
Tagen beionders hervortretender Bedürf— zujehendes Bedürfniß der Beichäftigung von 
nifje der Bevölkerung erforderlich ift, ſowie für Arbeitern an Sonn- und Feſttagen eintritt, jo 
Betriebe, welche ausſchließlich mit ch Wind können durch die untere Berwaltungsbehörbe 
oder unregelmäßige Waſſerkraft bewegten Trieb Ausnahmen von der Bejtimmung des $. 105b 
werfen arbeiten, fönnen durch Verfügung der Abjag 1 für betimmte Zeit zugelaflen werden. 
höheren Werwaltungsbehörde Ausnahmen Die Verfügung der unteren Verwaltungsbehörde 
von den im $ 105 b getroffenen Beftimmungen iſt ſchriftlich zu erlaffen und muß von dem Unter: 
zugelaffen werden. Die Negelung diefer Aus— nehmer auf Erfordern dem für die Nevifion 


nahmen hat unter Berüdjichtigung der Beitimmung jtändigen Beamten an der Betriebsjtelle zur Ein⸗ 


des $. 100 Abſatz 3 zu erfolgen. ficht vorgelegt werben. 
Zunächſt wurde aud hier der Antrag geftellt, ftatt Die —— zu. hat über bie 
„Lönnen“ — „find“ (zuzulaffen) zu jeßen (Nr. 1) — wenig- von ihr gejta * — eb een au 
jtens bezüglich des erften Theiles, joweit die „Befriedigung führen, in weldem die ®etrieböftätte, die ge— 
ftatteten Arbeiten, die Zahl der in dem Betriebe 


täglicher reipeftive ſonntäglicher Bedürfniſſe“ in Frage J 
fomme (Antrag Nr. 2); derjelbe wurde aber aus denjelben —— und ber an ben —— —* 
Gründen wie bei 8. 1054 befämpft. Das Vebürfnif; be— —— eg Segen — die 
ſtehe nicht überall, nicht bei allen Gewerben zur gleichen * eb ie wrun aubniß ein⸗ 
Zeit und in dem gleichen Maße. Wie von den Vertretern zutragen find, es , 
der verbündeten Regierungen hervorgehoben wurde, jei von | , , Ein Antrag (Mr. 1): „die ſchriftliche Genehmigung 
dem Zuſatz, wie er im $. 105d aufgenommen fei: daß | in der Betriebsftätte an einer den Arbeitern leicht zugäng- 
„die Regelung für alle Betriebe derfelben Art gleihmäßig“ | lichen Stelle anzujhlagen“, wurde vom Antragfteller zu= 
erfolgen mühe, hier insbefondere aus dem Örunde ab= | rüdgezogen, aber von anderer Seite mit einer redaktionellen 
gejehen worden, weil die Beſtimmung des $. 105e auch; | Aenderung („Eine Abſchrift der Verfügung . . .“) wieder 
auf einzelne Betriebe, fofern diefelben ausfhlieglich mit | aufgenommen und allgemein für umbedenflih, von den 
dur Wind oder Wafjerfraft bewegten Triebwerfen arbeiten, | meijten Mitgliedern für zweckmäßig erachtet. (Der Antrag, 
Anwendung zu finden haben werde, abgejehen. ben Abſatz 2 des $. 105f zu fireichen, war in der Voraus» 
Ein Antrag (Nr. 3), mwelder die gleiche Regelung | ſetzung geitellt, daß der Antrag Nr. 8 zu 105e angenommen 
wenigitens für den ganzen Umfang des Verwaltungs: | würde). Bon der Majorität wurde gerade in bem Um— 
bezirts bezwedte, wurde ebenjo aus Nüdficht auf die | ſtande, daß die Erlaubniß ſchriftlich gegeben werben muß 
örtlihen Verjhiedenheiten jowohl der Verhältniffe | und durch das obligatoriihe Verzeihniß eine ftete Kon— 
(3. B. in Stadt und Land) wie der Anfhauungen und | trole vorgejehen ift, ein wirkſamer Schuß gg zu weit 
Sitten befämpft. Eine Iofal verſchiedene Regelung jei um | gehende Ausnahmebewilligung gejehen. — Allgemeine Zu⸗ 
jo mehr gegeben reſp. unbedenklich, als die Konkurrenz | Iimmung fand der Antrag (Nr. 4): vor „ſowie“ in der 
in diefen Gewerben (Bäcker, Metzger, Barbiere 2c.) in der | vorlegten Seile des legten Abſatzes einzujhalten: „Die 
Regel eine örtlich beichräntte fei. Dauer ihrer Beſchäftigung.“ 
Der Antrag (Nr. 5): „das Verfahren auf Anträge wegen Nach einem weiteren Antrag (Nr. 3) follte auch eine 
affung von Ausnahmen unterliegt den Vorfchriften der | nachträgliche Einholung der Erlaubniß zuläffig fein, für 
8. 20 und 21” wurde von den Antragftellern als Konjequenz | den Fall, dab eine vorherige ge unmöglich ſei. 
der Beitimmung des $. 105e hingeltellt und für um fo | Es wurde darauf here dab auf dem Lande oft 
nothwendiger erachtet, als ja der einzelne Gewerbetreibende | weite Entfernungen beftänden, und ſolche Fabriken gegen 
durch Verſagung der Erlaubniß der Sommtagsarbeit jehr | über denen der Stadt im Nachtheil fein würden; es wurde 
hart getroffen werden könnte, wie anbererjeits es doch auch geltend gemacht, daß oft plötzlich Sonntagsarbeit ſich als 
von Wichtigfeit fei, daß überall dieſelben Grundſätze (durch | nothwendig und dringlich erweiſe (3. B. in Folge von FFroft), 
Enticheidung der legtinftanzlichen Stellen) zur Anwendung | wo vorherige Erlaubniß nicht erft abgemwartet werden 
kämen. Bon der Majorität wurde demgegenüber betont, | fönnte. Die Majorität der Kommiffion glaubte einerfeits, 
dab es ſich nicht um Privatredhte, jondern um öffentliche | daß foldhe Fälle wohl durch die Ausnahme-Beftimmungen 
Antereffen handele und der gewöhnliche Verwaltungsweg | der SS. 105e und 105d genügend gededt jeien, daß aber 
ausreichend erſcheine. Won Seiten der verbündeten Re= | anderjeits leicht der Verſuchung zu leichtfinniger, nicht 
ierungen wurde der Antrag insbejondere auch mit dem | berechtigter Sonntagsarbeit, die, ſelbſt wenn bie Erlaubniß 
Sinmerfe darauf belämpft, daß derjelbe die allgemeine | nachträglich eingeholt werde, nicht gut mehr auf ihre Ber 
Regelung der Sonntagsarbeit in den in Frage kommenden | rechtigung geprüft und eventuell reprobirt werden könne, 
181° 
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Vorſchub geleiftet werben könnte, 
11 gegen 10 Stimmen abgelehnt. 


In zweiter Lejung wurbe der Paragraph ohne 
weitere Bemerkung angenommen. 


$. 105g. 
(Marg.: Ausdehnung bed Berbotes durch Kaiferl. Verordnung.) 
Nach $. 105g foll die Möglichkeit gegeben werben, 
dab „das Verbot der Beſchäftigung von Arbeitern an 
Some und FFeittagen durch Katjerlihe Verordnung 
mit Zuftimmung des Bundesraths auf andere Gewerbe 
ausgebehnt” werde. „Auf die von dem Verbote zuzulaffen- 
den Ausnahmen finden die Beftimmungen der $$. 105e 
bis 105f entjprechende Anwendung.” 
Aus denſelben Gründen, welche früher bereits (bei 
8. 105d) gegen bie einjeitige Regelung durch den Bundes- 
rath geltend Er waren, wurde auch hier der Antrag 
(Nr. 2) geitellt, daß „die Verordnung dem nädhften Reichs: 
tag vorzulegen und, ſoſern berjelbe jeine Genehmigung 
verjagt, wieder aufzuheben“ jei. Für den Fall der Ab» 
lehnung dieſes Antrags wurde Streihung bes $. 105g 
beantragt. Auch folden Mitgliedern, welche e8 nothwendig 
erachtet hatten, die Ausnahme-Befugniffe des 8. 105d (ohne 
obige Klaufel) dem Bundesrath zuzuweiſen, ſchien obige 
Befimmung zu weit zu gehen. Wenn und ſoweit eine 
Ausdehnung des Sonntagsihußes ſich als nothwendig 
oder zwedmäßig ermweile, möge ber normale Weg der Geſetz— 
gebung gewählt werben. 
on andern Mitgliedern wurde betont, daß fie die 
enge Begrenzung des Geſetzes bedauerten — mie fie jelb 
eine weitergehende Ausdehnung beantragt hätten — un 
beshalb nur wünjchen könnten, wenn durch Kaiferliche Ver- 
ordnung der Geltungsbereich des Geſetzes erweitert würde. 
Die überall wiederkehrenden Gefihtspuntte für die Negelun 
reſp. die Ausnahmen ($. 105c—105f) würden ja au 
ba maßgebend ſein. Es würde nur zu begrüßen fein, wenn 
von bien Befugniffen recht umfafjender Gebraud gemacht 
und 3. ®. vor allem das Gaſt-, Schank- und Verkehrs— 
ewerbe recht bald in die Regelung einbezogen würde. Bon 
Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen wurde bes 
merkt, daß aud) hiereine Beeinträchtigung der Rechte des Reichs⸗ 
tages durchaus fern Liege, auch zunächſt an eine ſolch weit 
gehende Anwendung ber ——— daß ganz neue Gebiete 


Der Antrag wurde mit 


einbezogen werden ſollten, nicht gedacht ſei; vielmehr ſei zu— 
nächſt nur die praktiſche Erwägung maßgebend geweſen: 
für den Fall, daß die Durchführung des Geſetzes Unklar- 
heiten und Inkonſequenzen bezüglich der Ausdehnung er: 
gebe durch ergänzende Verordnungen eingreifen zu können, 

iejes jei um jo mehr zwedmäßig, als z. B. im einzelnen 
Falle ein Zweifel über die Auslegung des Begriffs „Han— 
delsgewerbe“ nicht völlig ausgejchloffen erfcheine. Eine Re 
elung 3. B. bezüglid des gefammten Verkehrsgewerbes 
ei wohl kaum auf Grund dieſer Beſtimmung, fondern nur im 
* — Spezialgeſetzes oder einer Spezial-Verordnung 
möglich. 

Der bezeichnete Antrag (Nr. 2) wurde abgelehnt, ebenſo 
der — nur für den Fall „beſonderer Dringlich— 
keit“ die Ausdehnung durch Kaiſerliche Verordnung zuzu— 
laſſen. Dagegen fand es keinen Anſtand, daß auch dieſe 
Verordnungen dem Reichstage „zur Kenntnißnahme“ mit: 
getheilt würden. 

In zweiter Lefung wurde bie Faſſung erjter Leſung 
beftätigt. in 
. 105h. 


(Marg.: Berbältniß zu ben landesgeſeßlichen Beitimmungen.) 
$. 105h jeßt feft: 


Die Beltimmungen der SS. 105a bis 105g 
jtehen weitergehenden landesgejeglichen Be— 


ihränfungen der Arbeit an Sonn- und Felt: 
tagen nicht entgegen. 

Den Aanbes-Nentralbehörben bleibt vorbe- 
halten, für einzelne yefttage, melde nicht auf 
einen Sonntag fallen, Abweihungen von ber 
Vorſchrift des $. 105b Abſatz 1 zu geftatten. Auf 
das Weihnachts, Neujahrs-, Dfter- und Pfingſt⸗ 
feſt findet dieſe Beſtimmung feine Anwendung. 

Bon einer Seite wurde geltend gemacht, daß, wenn 
einmal von — die Frage der Sonntagsruhe ge— 
regelt werde, dieſe Regelung dann auch für die Lanbes- 

eießgebung reip. für das ganze beutiche Reich mahgebend 
Fin müſſe. Schon im Sutereffe der Einheit des Nedjts und 
der Gleichheit der Produftionsbedingungen jei das noth- 
wendig. Demgegenüber wurde darauf hingewiefen, daß bie 
landesgejeglichen Bejtimmungen zunädjit von anderen, ebenfo 
berechtigten Geſichtspunkten — denen der Sonntags= 
feier — —— als die der Arbeiterſchutz-Geſetzgebung, 
daß für jene religiöfe Geſichtspunkte und dementſprechend 
auch die fonfejjionellen Verhältniffe und Anſchauungen 
beftimmend feien, während bei vorliegender Regelung zu— 
nächſt wirthichaftliche und foziale Ziele maßgebend jeien. 
Die Iandesgefeglihen Beſtimmungen könnten aljo wohl 
weiter gehen — und gingen thatfächlih weiter — wie 
vorliegendes Gejeh es benbfchtige, So ſei e3 ja allfeitig 
als erwünfcht re ejtellt, dab an Sonn: und Feiertagen 
nicht blos die efhäftiaung ber Gehülfen im Handels— 
ewerbe beſchränkt, fondern auch die Schließung der 
Seichäfte in den entipredyenden Stunden und, joweit es 
örtlich möglich ei, eine weitere gerabiehung der Stun= 
den zur Pflicht gemacht werde. Das jei aber eben Aufs 
gabe ber landesgeſetzlichen Regelung, durch die auch ſchon 
jetzt z. B. das Offenhalten der Läden während der Zeit 
des Gottesdienſtes verboten ſei. Im Uebrigen wurde 
auf die Ausführungen der Begründung — einer 1887/88 
gefaßten Refolution des Neicdistages entipredhend — hin— 
gewieien: daß für den Fall der Annahme des Geſetzes 
„die Eingelftaaten jchon im Intereſſe der Rechtsficherheit 
und um einer VBenachtheiligung der Induſtrie ihres 
bietes vorzubeugen, eine Reviſion ber Tandesgefeglichen 
Beitimmungen herbeiführen werden, und daß auf biejem 
Wege die wünjchenswerthe Nechtsgleichheit für alle Theile 
des Reichs hergeftellt werben wird“, 

Bezüglih des Abſatzes 2 waren die Anfchauungen 
getheilt. Zur Begründung deſſelben wurde hauptjädhlich 
auf Bayern hingewieſen, wo eine große Zahl katholiſcher 
Feiertage bejtänden, die nur zum heil ganz gefeiert 
würden, während an anderen Feiertagen entiprechend Ge- 
je und Gewohnheit nad) den Gottesdienftitunden, jei es 
allgemein, feies nur in beftimmten Betrieben, gearbeitet würde. 
An allen diefen Tagen eine ZOftündige Ruhezeit geſetzlich 
feitzulegen, jei zu weit gehend und würde die Konkurrenz⸗ 
fähigkeit gegenüber den Nachbarbezirken in Frage ftellen; 
diefelben aber ganz aufzuheben als gejegliche Feiertage fei 
auch nicht wünſchenswerth — Lönnte aber vielleicht Die 
Folge fein, wenn eine 3Oftündige Ruhezeit obligatoriich 
jei —, während „Abweichungen“ von den Beſtimmungen 
vorliegenden Geſetzes, entſprechend bem beftehenden Rechts: 
zuftand und in Vereinbarung mit den kirchlichen Behörden, 
die richtige Mitte ermöglichten. Bon anderer Seite wurbe 
es für bedenklich erachtet, nachdem der Schuß ber Feier— 
tage im $. 105b ausgeſprochen fei, hier benjelben wieder 
in frage zu ftellen. 

Unter die namentlich aufgeführten Feiertage, für welche 
„Abweichungen“ nicht zugelaflen werden jollten, wurde 
auch der Himmelfahrtstag aufgenommen eg | Nr. 3 
während von der Aufnahme eines „Bußtages“, der wicht 
in allen Bundesftaaten bejtehe, abgejehen wurde. 
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In der zweiten Leſung wurden Anträge nicht 
geitellt. 
$. 105i. 
Marg.: Sonntagdrube in Saft: und Schankwirthichaften und im 
——— Reſolution betr. Sonntagsruhe im Eiſenbahndienſt) 
Vergl. oben ad 1061 und ad 1054. 


Nachden die Kommiffion von einer Einbeziehung der 
Bertehrsgewerbe aus Rüdficht auf die großen praltifchen 
Schwierigleiten einer gejeglihen Regelung zur Zeit 
abgejehen hatte, glaubte diefelbe doch in Anbetracht der 
großen Bedeutung einer umfänglicheren Sonntagsruhe der 
Arbeiter und Beamten, namentlich für den Eiſen bahn- 
dienst, wenigſtens eine Anregung in Form einer Rejolution 
geben zu follen. Der Antragiteller eremplifizirte jpeziell 
auch auf die vielfach mikbräuchliche Ausdehnung der 
Biehtransporte an Sonntagen (Antrag Nr. 5 zu 8. 106i) 
und hoffte, daß durch Beſchränkung berfelben and) indirekt 
auf eine Verlegung der Viehmärkte vom Montag auf 
einen anderen — hingewirkt werde, Die Majorität 
der Kommiſſion glaubte jedoch von einer ſolchen Spezialiſirung 
abfehen zu follen, ftimmte aber einem Unter = Antrage: 
(Nr. 5 zu $. 106i) insbeſondere auf Die möglichite Bes 
ihränfung des ner hr hinzuwirken, bei. Es 
wurde darauf hingewieſen, daß in der Schweiz durch 
Geſetz vom 27. Juni 1890 „für die Eiſenbahn- und 
Dampfihiffahrtsslinternehmungen, die Boftverwaltung, 
—* andere vom Bunde koönzeſſionirte oder von ihm 
elbft betriebene Transportanftalien an Sonntagen der 
Güterdienft unterfagt” jei. Vorbehalten ſei nur die 
Beförderung von Gütern und Vieh in Eilfradt. Eine 
bahingehende Refolution ſei, — ungeachtet der gegen die Aus— 
führung derſelben von Seiten der Vertreter der verbündeten 
Regierungen hervorgehobenen Schwierigkeiten — um fo mehr 
— als nach den Mittheilungen der Tagespreſſe 
der Schweizer Bundesrath die Abſicht hege, eine inter— 
nationale sg anzuregen, durch welche der 
Güterdienft auf den Eifenbahnen an Sonntagen auf den 
Eilfrachtverkehr beſchränkt werde. (Bergl. Dr. Koenigs, 
Durchführung des Schweizeriichen Fabrikgeſehes. Berlin 
1891. S. 95f.) Mit großer Mehrheit wurde in zweiter 
Leſung die Refolution wie folgt angenommen: 


Den Reichskanzler zu erfuchen, behufs 
Förderung der Gewährung ausreihender 
Sonntagsruhe beim Eifenbahndienfte, feine 
Bermittelung bei den verbündeten Regierungen 
eintreten zu laſſen; 

insbejondere dahin zu wirken, daß ber 
Güterverkehr an Sonn» und Feſttagen 
möglichſt eingeſchränkt werde. 


$. 106. 
(Marg.: Verbot ber „Anleitung” jugendlicher Arbeiter.) 
$. 106 ber Vorlage, welcher fich mit der beftehenden 
Gewerbeordnung deckt, beftimmt: 

Gewerbetreibende, welchen die bürgerlichen Ehren- 
rechte aberfannt find, dürfen, fo lange ihnen dieje 
Rechte entzogen bleiben, mit der Anleitung von 
Arbeitern unter achtzehn Jahren ſich nicht 
befajjen. 

Die Entlaffung der dem vorjiehenden Verbote 
zuwider beichäftigten Arbeiter kann polizeilich er 
zwungen werben. 

Es wurde der Antrag (Mr. 1) geftellt, jtatt der ge 
ſperrten Worte zu fegen: 
„weber mit der Ausbildung von rlingen ſich 
befaſſen, noch iſt ihnen die Beſchäftigung von 
jugendlichen Arbeitern unter 16 Jahren gejtattet.” 





Der Antrag wurde dahin begründet, daß es Hart 
erjcheine, Gemwerbetreibenden, welche det bürgerlichen Ehren- 
rechte verluftig erflärt jeien, bie Beihäftigung von Arbeitern 
unter 18 Jahren ganz zu verbieten. Für manche Arbeit- 
geber (3. B. Handwerlsmeifter) bedeute das den wirthichaft 
lichen Ruin. Damit jei ihnen aber auch die gefellichaftliche und 
fittliche Rehabilitirung unmöglich gemacht. Demgegenüber 
wurde betont, dab nur die „Anleitung von Arbeitern unter 
18 Jahren”, nicht aber die „Beſchäftigung“ berfelben vers 
boten jei, daß aljo der Antrag weiter sche wie die Vorlage. 

Bon anderer Seite wurde ausdrüdlich eine Verſchärfung 
ber Beltimmung dahin befürwortet (Antrag Nr. 2): bie 
Ausbildung von Lehrlingen, aud wenn biefe das 
18. Lebensjahr überjchritten Hätten, ſolchen Lehrherren, 
welche der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig erfärt feien, 
zu verbieten. 

Beide Anträge murden abgelehnt. In zweiter 
Leſung wurde die Faſſung erfter Lejung ohne Diskuffion 
RR $. 107 


(Marg.: Stärkung ber elterlichen Autorität.) 
Der $. 107 der Vorlage Iautet: 


Minderjährige Perfonen dürfen, ſoweit reichs= 
geiehlic nicht ein Anderes zugelafien ift, als Ar- 
eiter nur bejchäftigt werben, wenn fie mit einem 
Arbeitsbuche verjehen find. Bei der Annahme 
ſolcher Arbeiter hat der Wrbeitgeber das Arbeitss 
buch einzufordern. Er iſt verpflichtet, daffelbe zu 
verwahren, auf amtliches Verlangen vorzulegen und 
nad) rechtmäßiger Löſung des Arbeitsverhälmnifies 
wieder auszuhändigen. Die Aushändigung 
erfolgt, wenn der Arbeiter das jehszehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, an den 
Vater oder Bormund, andernfalls an den 
Arbeiter jelbft, jofern nicht der Vater oder 
Bormund ausdrüdlid verlangt Hat, daß 
das Arbeitsbuch an ihn ausgehändigt 
werbe, Mit Genehmigung der Gemeindes 
behörbe kann die Aushändigung Des Arbeits: 
budes auch an die Mutter oder einen 
jonjtigen Angehörigen oder unmittelbar an 
den Arbeiter erfolgen. 

Auf SKinder, welche zum Beſuche der Volks— 
ichule verpflichtet find, finden vorftehende Beſtim— 
mungen feine Anwendung. 

Die Vorlage der verbündeten Regierungen enthält im 
Wejentlihen nur in ſoweit Abänderungs = Beftimmungen 
egenüber der beftchenden Gewerbeorbnung, als joldhe zum 
wede eines wirkſameren Schußes der elterliden 
Autorität notwendig erachtet werden. Die für die verbüns 
beten Regierungen leitenden Gefichtspuntte, denen die Ma— 
jorität durchaus beitrat, find in der „Begründung“ wie folgt 
dargelegt: j 

„In den Iepten Jahren mehren fich die Klagen 

über die Loderung der Zucht und Sitte, über das 
Schwinden der elterlichen Autorität bei den jugend⸗ 
lihen Fabrikarbeitern. Die meiften von ihnen 
haben nicht, wie die Sandwerlslehrlinge, eine 
längere Lehrzeit durchzumachen und gelangen raid) 
einem für ihre Jahre reichlichen Verdienſte. 
Fre mwirthichaftlihe Unabhängigkeit von ben 
Eltern. zeigt fi) häufig darin, daß fie diejen Koſt— 
geld geben und, wenn die Eltern ihren Wünſchen 
und Launen entgegentreten, das elterlihe Haus 
verlaffen, um fih auswärts als Kojtgänger ein- 
zumiethen. Mangelnder Sparfjinn, übermäßiger 
Beſuch von Wirthshäufern und Tanzböden, 
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frühzeitige leichtſinnige —— ohne 

andere Mittel als den täglichen Verdienſt, —— 
gerade bei ſolchen jugendlichen Arbeitern und 
Arbeiterinnen hervor, die früh das elterliche Haus 
verlaffen oder die elterlihe Zucht abfchütteln und 
feit dem Berlaffen der Vollsſchule mur die Zucht 
innerhalb des Fabrifbetriebes lennen gelernt haben. 
Aehnliche Klagen find auch bei den jugendlichen 
Bergarbeitern und in einzelnen Sandestheilen aud) 
bei den Handmwerfögefellen laut geworden. Die 
Novelle von 1878 Hat zwar durd Einführung des 
Arbeitsbuches und verjchärfte Beftimmungen gegen- 
über Lehrlingen und fontraftbrüchigen jugendlichen 
Arbeitern den Mißſtänden zu fteuern gejucht, aber 
ohne ausreichenden Erfolg. Wenn dieſe Miß⸗ 
ſtaͤnde auf dem Wege der Geſetzgebung allein nicht 
befämpft werden können, hierzu vielmehr die Mit- 
wirkung von Kirche und Gemeinde, Familie und 
Arbeitgeber erforderlidy ift, jo muß die Geſe 
gebung doch verſuchen, ſoweit es ihr möglich ift, 
die elterlihe Autorität zu ftärfen und Die allzu— 
grobe Bewegungsfreiheit der minderjährigen 

rbeiter einzudämmen. 

„Nach den bisherigen 88. 107 bis 112 der 
Gewerbeordnung erfolgt nur die Ausftellung des 
Arbeitsbuches auf Antrag oder mit Zuftimmung 
bes Vaters oder Vormundes. dat legterer feine 
Genehmigung dazu erteilt, daß der age 
in Dienſt oder Arbeit trete, jo iſt Diefer, wenigſtens 
nad) preußiihem Recht ($. 6 des Gejehes, bes 
treffend die Gejchäftsfähigteit Minderjähriger, vom 
12. Juli 1875, Gefeß-Samml. S. 518), nr 
ftändig zur Eingehung und Auflöfung von Dienjt- 
oder Wrbeitsverhältnijien der genehmigten Art, 
jowie zur Empfangnahme des Lohnes befugt, jo 
lange Bater oder Vormund die ertheilte Ge— 
nehmigung nicht zurüdzieht oder einſchränkt, wozu 
er berechtigt ift, ſoweit dadurch Rechte Dritter nicht 
beeinträchtigt werden, Der $. 107 der Gewerbe: 
ordnung verpflichtet daher Arbeitgeber, das 
Arbeitsbuch nad) rechtmäßiger Löfung des Arbeits- 
verhältniffes dem Arbeiter wieder auszuhändigen. 
Thatjählih erfolgt daher die Kündigung bes 
ftehender und Eingehung neuer Arbeitsverhältniffe 
der Regel nad allein durch die minderjährigen 
Arbeiter, ohne dab eine Mitwirkung der Eltern 
oder Vormünder ſtattfände.“ 

Gemäß den Abänderungsbeſtimmungen ſoll eine regel— 
mäßige Mitwirkung des Vaters refp. Vormundes ſowohl 
bei dem Abſchluß als auch bei der Löſung des Arbeits— 
vertrages vorgeſehen werben. Nach den beftehenden Be— 
ftimmungen farn zwar die Ausſtellung des erften Ars 
beitsbuches nur auf Antrag refp. mit Yuftimmung bes 
Vaters oder Vormundes erfolgen; dann aber ift der Min- 
derjährige jelbftitändig zur — und Auflöſung des 
Dienſt⸗ reſp. Arbeitsverhältniſſes, ſowie zur Empfangnahme 
bes Lohnes z. B. nach preußiſchem Recht ($. 6 des 
Geſetzes, betreffend die Geſchäftsfähigkeit Minderjähriger, 
vom 12. Juli 1875) berechtigt. Nach der Vorlage ſoll 


ns nun das Arbeitsbud von Arbeitern unter 16 Jah— 
Arbeit TEN —— 
ei 


ſoweit nicht die Gemeindebehörde Aus— 
nahmen zuläßt, bei Löſung des Arbeitsverhältniſſes an den 
Bater oder Vormund ausgehändigt werden, und joll 
auch dann, wenn der Minderjährige das 16. Lebensjahr 
überichritten hat, der Bater reip. Bormund mindejtens das 
Recht haben, die Aushändigung des Buches an ihm felbft 
fi vorzubehalten. Im $. 134b der Vorlage ijt die Mög: 
lichkeit vorgejehen, in der ArbeitSordnung aud) bezüglich der 
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— ben ri: an Minderjährige Beitimmungen zur 
Sicdyerung der elterlichen Wutorität vorzufehen. 

Die Nenderung der Vorlage gegenüber der beftehenden 
Gewerbeordnung, ftatt: „Berfonen unter einundzwanzig 
Jahre”: „Minderjährige” zu fegen, fand als präziſere, 
dem Gedanken ber Beitimmung mehr entiprechende Faſſung 
allgemeine Billigung. Es follte durch diefelbe den Fällen 
Rechnung getragen werben, wo ausnahmsmweife aud vor 
Erreihung des 21. Lebensjahres Mündigkeitserflärung er: 


olgt. 

Anders jtellte fih ein Theil der Kommiffionsmitglieber 
zu ber Frage des obligatoriihen Arbeitsbuches jelbit. 
Es wurde die Zwedmäßigkeit deffelben überhaupt geleugnet, 
insbefondere aber die Wusdehnung des Legitimations- 
zwanges bis zum 21. Lebensjahre vejp. zur Mündigkeit 
befämpft, Weder die Arbeiter noch die Arbeitgeber hätten 
ein Intereſſe daran; diejelben betrachteten e8 nur ald Ber 
läftigung und Chifane. Wenn es auch anerkannt werden 
fönnte, daß das Arbeitsbuch für die „jugendliden Ar— 
beiter“ (bis zum 16. Lebensjahre) zur Sicherung der 
Durdführung der Arbeiterfhugbejtimmungen be 
züglich Arbeitszeit, Paufen u. ſ. w. ($. 135 ff.) eine ges 
wilje Berechtigung habe, fo jei dod ein Zwang darüber 
hinaus zwedlos und jei es jedenfalls ausreichend, es 
bei der Grenze des 18. Lebensjahres, welche bis 1878 
maßgebend geweſen fei, zu belaſſen. Es jei, jo wurde 
noch bejonders von einer Seite hervorgehoben, eine Ver— 
lennung der thatſächlichen Verhältniffe und Entwidelung, 
wenn namentlich die Handwerlsmeijter von Legitimations: 
pflicht, Befahigungsnachweis und Junungsprivilegien die 
Rettung ihres Standes erwarteten. Auch der „füttliche 
Niedergang” der Arbeiterjugend, von dem foviel die Nede 
fei, liege in der induftriellen Entwidelung — den öfonomi- 
chen Mißſtänden der bejtehenden Gejellichaftsorbnung —, 
aber auch hier jei es eine kurzſichtige Politik, in polizeilicher 
Benormundung (Arbeitsbuch) u. ſ. w.) die Heilung zu juchen. 

Die Majorität der Kommiffion ging auf eine Erörterung 
der Trage des Arbeitsbuches überhaupt nicht ein, ſondern 
beihränkte fih auf die Würdigung des Gedantens ber 
Vorlage. Der Schuß der elterlihen Autorität fei ein fo 
bedeutungsvolles Ziel, da dieſes jchon allein das Arbeits 
buch für Minderjährige rechtfertige. 

Neben den Anträgen (Nr. 1 und 2) auf gängliche Des 
feitigung der Arbeitsbligper reip. Derabjegung des Lebens— 
alters für die Verpflichtung der Führung eines Arbeits 
buches wurde aud) ein Antrag(Nr. 3)aufBejeitigung ber o bli⸗ 
gatorifhen und ausdrüdlihen Mitwirkung der Eltern 
bei Löjung des Arbeitsverhältniffes geftellt. Es wurde 
einerjeits das Bedürfniß einer ſolchen gejeglichen Vorſchrift 
geleugnet, anderjeits die großen praktiſchen Schwierigteiten 
und Beläjtigung für Arbeitgeber wie Eltern hervorgehoben. 
Wenn dem Vater das Recht gewahrt jei, die VBerabfolgung 
bes Arbeitsbuches an ihn jelbft zu verlangen, jo ſei das 
ausreihend. Die hier und da beitehenden Mißſtände 
würden übertrieben, die Fälle aber, wo die Schuld 
und der Mangel an Erziehung auf Seiten der Eltern 
liege, vergeffen. Demgegenüber wurde von anderer Seite 
betont, daß der Geift der Auflehnung und Zuchtloſigkeit 
bedenklich wachſe und es dringlich nothwen ſei, im 
Intereſſe des Familienlebens, von Staat und Geſellſchaft wie 
auch der Jugend ſelbſt, die Autorität der Eltern durch 
Sicherung ausdrücklicher und entſcheidender Mitwirkung bei 
Schließung wie Löſung des Arbeitsverhältniſſes zu ſtärken. 
Nur die großen praftiihen Schwierigleiten, namentlich 
3. B. bei wandernden Gejellen, halte davon ab, anjtatt des 
16. das „18. Lebensjahr” zu Teen. 

Weiterhin wurde eine Klaritellung dahin für wünjchens- 
werth erachtet: welche Gemeindebehörde zuftändig fein 
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jollte, über die Aushändigung eventuell an den Arbeiter 
felbft zu beftimmen (Antrag Nr. 5 und Nr. 6). 

Ein Theil der ——— lieder glaubte, daß die 
Behörde des Arbeitsortes wohl am erſten und einfachſten in der 
Lage ſei, die fragliche Entſcheidung zu treffen. Von anderer 
Seite wurde es für richtiger erachtet, die Gemeindebehörde 
am Wohnorte der Eltern als entſcheidende Inſtanz zu be— 
traten. Schließlich kam die Kommiſſion dahin, daß die 
Gemeindebehörde, welche das Arbeitsbuch auszuftellen 
habe ($. 108), auch diejenige ſein müſſe, welche über die Rüd- 
gabe desjelben enticheide. 

Der Antrag: das 18. Lebensjahr einzufepen (Nr. 2), 
wurde mit 16 gegen 11 Stimmen abgelehnt; Sag 1 (mit 
18 Stimmen) aufredt erhalten. — In der zweiten Lei 
wurde der vorjtehende Antrag (Nr. 2) erneuert, aber au 
jegt (mit 11 gegen 10 Stimmen) abgelehnt. 


$8. 108-111. 
(Marg.: Beftimmungen bez. bed Arbeitsbuches.) 
Ri 108—111, die nur unweſentliche Veränderungen 
ber Beitimmungen der bejtehenden Gewerbeordnung ent— 
alten {namentlich joweit ſolche durch die Ergänzung des 
e 107 gegeben” waren), wurden ohne bejondere Disfuffion 
in erjter wie zweiter Leſung angenommen. 


8. 118. 


$. 112 (ebenfalls mit der bejtehenden Gewerbeordnung 
ſich dedend) fand eine Ergänzung (Antrag Nr. 1) dahin: 
daß aud) für den Fall unzuläffiger „Mertmale* (neben 
„Eintragungen oder Vermerken“) die Ausstellung eines 
neuen Arbeitsbuches beantragt werden fann. Die Majorität 
glaubte, dab mit dem allgemeinen Ausdruck „Merkmale“ 
aud) die „geheimen Zeichen“ getroffen feien und lehnte 
einen Antrag (Nr. 2) auf Einfügung diefer Worte (im 
zweiten Abjag) ab. 


$. 118. 
(Marg.: Beſtimmungen bez. ber Arbeite. Zeugniſſe.) 

Im $. 113 ift in Ronfequenz der Ergänzung bes 

. 107 die Vorſchrift vorgefehen: daß der Pater bezw. 
ormund das Arbeitszeugniß fordern reſp. die Aushän— 
digung an ihn ſelbſt verlangen fann. Diefe Beſtimmung der 
Vorlage wurde in erſter wie zweiter Qejung angenommen. 
Der Untrag (Nr. 2) auf Verbot „jeder ee 
Kennzeihnung der Zeugniffe, welche bewirken joll, daß 
der Inhaber in feinem Fortkommen behindert werde”, 
wurde (mit einer Menderung in zweiter Lefung) an— 
enommen; Dagegen wurde der Antrag, daß als eine 
olche (verbotene) „Kennzeichnung der Zeugniſſe“ „aud) 
die von Unternehmer- Verbänden und Bereinigungen, 
Innungen u. j. w. ausgehende Austellung von Ärbeits- 
büchern und Arbeitsfcheinen für die von ihnen beichäftigten 
Arbeiter zu betrachten” jei, abgelehnt. Der Antrag wurde 
mit dem Hinweis begründet, daß Arbeitgeber« Verbände 
(3. B. der Bäderverband „Germania”) ihren Mit 
gliedern die Verpflichtung auflegten, nur mit einem 
Arbeitsbud) des Verbandes verjehene Arbeitnehmer zu 
beſchäftigen. Damit fei das Arbeitsbuch indireft auch 
für die großjährigen Arbeiter obligatoriih gemadjt und 
eien alle Arbeitnehmer in ihrem Fortkommen ſchwer ge- 
hädigt, welche ſich diefem Zwang nicht fügten. Die 
Majorität der Kommilfion war der Anficht, daß den 
Arbeitgebern doch das Recht zuftehen müfle, bei Annahme 
der Arbeiter zu prüfen, wer nach ihrer Anſicht ihnen die 
meiften Garantien bezüglich Tüchtigfeit und Zuverläffigkeit 
biete; wie andererfeit8 dem Arbeitnehmer doch nicht das 
Recht beſchränkt werden dürfe, ein Zeugniß (auch eventuell 
in Form eines foldhen Arbeitsbuches) fich ausftellen zu 


(Bericht der achten Rommiffion.) 1443 








lajlen, das geeignet jei, ihm bei jenen Arbeitgebern als 
einen vertrauenswürdigen Arbeitnehmer zu empfehlen. 


$. 114 
$. 114 (unverändert) gab feine Veranlaſſung zur 
Debatte, 
$. 115. 
Marg.: Beflimmungen bez. der Lohnzahlung. 
Verbot des Trucks.) 


Die $$. 115—119 regeln die Lohnzahlung und 
richten ſich I erfier Linie gegen den Trud. 
Die Borlage beftimmt*): 
$. 115. Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, 
die Löhne ihrer Arbeiter in Neihswährung zu 
berechnen und baar auszuzahlen. 
Sie dürfen denfelben feine Waare kreditiren. 
Die BVerabfolgung von Lebensmitteln an die Ars 
beiter fällt, fofern fie zu einem die Anichaffungs- 
foften nicht überfteigenden Preife erfolgt, unter die 
vorftehende Beitimmung nicht; auch können ben 
Arbeiten Wohnung, Feuerung, Landnupung, 
regelmäßige Beköſtigung, Arzneien tmd arztliche 
Hülfe, ſowie Werkzeuge und Stoffe zu den ihnen 
übertragenen Arbeiten unter Anrechnung bei ber 
Lohnzahlung verabfolgt werden, ſoweit die da— 
für angerehneten Beträge die Selbftloften 
nicht überjteigen. 


Die Aenderung zu Abjat 1, welche nach der Begründu 
durch die in EljaßsLothringen gemachten Erfahrungen, da 
die Arbeitgeber die Lohnberechnungen vielfad) in franzöfifcher 
ftatt in Reichswährung aufftellen, veranlaft ift, wurde ohne 
bejondere Diskuffion angenommen. Die Bedeutung des 
Abjages 1 wurde (aus Anlaß des Antrages Nr. 1) von 
Seiten eines Vertreters der verbündeten Regierungen dahin 
interpretirt, daß durch dieſe Beltimmung Abzüge vom 
Lohne, 5.2. für Wohlfahrtseinrichtungen der Fabrik, oder 
Stundung, oder Zurüdbehaltung eines Theiles bes 
Lohnes (als Kaution) nicht verboten feien. Der Gedanke 
ber Beſtimmung fei, wie dies die Rechtſprechung der höchſten 
Gerichtshöfe ausbrüdlih anerfenne, nur, Bahlungs= 
furrogate anftatt baaren Geldes auszufchliehen. 

Abſatz 2 gab zu vielfachen Zweifeln Anlaf. Die 
Frage: ob 5. B. aud) die Transportkojten als „Anjhaffungs- 
koſten“ gelten könnten, wurde im Hinblid auf die bis— 
herige Rechtſprechung bejaht; ne wurde es für nicht 
zuläffig eradjtet, dab, wenn z. B. beim Transport von 
Kartoffeln ein Drittel derjelben verdorben ankäme, diejer 
Berluft den Abnehmern der andern Zweidrittel auf den 
Preis geichlagen würde. Nod mehr Zweifel wurden in 
dem Ausdruck „Selbitkojten“ gefunden. Es beitand Ein— 
jtimmigfeit der Auffaffung dahin, daß z. B. bei Gewäh— 
rung von Wohnungen nicht blos die Koften der Herftellung, 
ber Steuern und Verfiherungsbeiträge 2c., ſondern audy ein 
angemefjener Zins und Amortifation zu den „Selbjtkojten" 
zu rechnen jeien, daß ebenfo auch bei Landnutzung der 
ortsübliche, jederzeit realifirbare Pachtwerth in Anichlag zu 
bringen fei. Dieſe Auffajlung wurde durch die Annahme 
eines Antrages (Nr. 3), wonad bei Wohnung und Lanbd- 
nutzung ftatt der „Selbfttoften” die „ortsüblichen Mieths— 
und Pachtpreiſe“ als maßgebend gelten follten, zum Aus— 
drud gebracht. 

Als der en. arallel wurde die „Beleuch— 
tung” Hingeftellt (Antrag Nr. 2), die nicht blos bei Woh- 


*) Die Veränderungen — der beſtehenden Gewerbe⸗- 
ordnung find durch Sperrdruck gekennzeichnet. 
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numgen, 3. ®. bei Logirhäufern, ſondern auch bei der Ar— 
beit (z. B. im Bergbau) in Betradht komme. 

Befonders lebhaft wurde die Frage der erde 
der „Selbitloften“ bei der Lieferung von „Werkzeugen um 
Stoffen“ erörtert. Zum Ermweis des Bedürfnilfes 
einer gejeplihen Negelung wurde namentlid auf die 
früheren Erhebungen bezüglih der Wäſchefabrikation 
und der Konfeltionsbrande (Druchſachen des Reihstages 
Nr.83 von 1887), ſowie auf Die Verhältniffe der Korbwaaren 
fabrifation in Oberfranken hingewiefen. Die Schwierigkeit 
der Berechnung wurde namentlich darin erblidt, daß nach 
Fertigſtellung der Arbeit nicht immer erfidhtlich fei, wieviel 
des gelieferten Materials oder Rohftoffes, z. B. Nähefeide 
bei Mblieferung der Mäntel, von Pulver und Dynamit bei 
Schluß einer Bergarbeit, thatſächlich verbraucht ei, und daß 
vielfah Lohn: und Materialberehnung (3. B. bei ber 
Schäftefabrifation) nicht getrennt ftattfinde, fondern bei Felt: 
fegung des Lohnes der Preis des Materials mit einges 
Ihloffen werde. Die Majorität war der Meinung, daß 
diefe Schwierigkeiten durd den Antrag (Nr. 4): daß 
„Stoffe oder Zuthaten“ bei ber Lohnzahlung, dem Quan— 
tum der abgelieferten Waare entiprechend, zum gleichen 
Preiſe wie dei der Uebergabe zurücdberechnet werden jollten, 
nicht befeitigt würden, wenn im Uebrigen auch der Vor— 
ſchlag ſelbſt Beifall fand. 

Als bejondere Schwierigkeit wurde es befunden, daß 
die Preiſe der Stoffe zc. ftarten Schwankungen ausgejeßt 
jeien. Es ſei aber nicht möglich, 3. B. die zu verichiedenen 
—— und deshalb zu verſchiedenen Preiſen gekauften 

ähgarne zc. auf dem Lager getrennt zu halten und je 
nad) dem Eintaufspreife zu verſchiedenen Preifen bei der 
Ausgabe zu berechnen. Es mühe als gemügend eradıtet 
werden, wenn ber Durchſchnittspreis nicht überjchritten 
werde und eine Bereicherung an Material reſp. Stoff 
ausgejchloffen ſei. Diefer Gedanke fand durd einen An— 
trag (Nr. 2): vor „Selbſtkoſten“ „durchſchnittlichen“ 
einzufegen, Ausdrud. Ein weiterer Antrag (Mr. 5) bes 
zwedte: falld dem Urbeitgeber in Folge unrichtiger Bes 
rechnung ein Ueberſchuß erwachſen ſei, ihm die Möglich. 
feit zu geben, diejes Ueberſchuſſes ſich in geſetzlicher und 
ehrenhafter Weile durch Verwendung zum Beſien der Ars 
beiter zu entledigen. Bedenklih erſchien der Majorität 
diefer Weg, weil bei demfelben die Ausnahme zur Regel 
werden könnte und eine Benadhtheiligung der Arbeiter 
u zu Gunften von Wohlfahrtseinrichtungen nicht gerecht 
ertigt fei. 


(Marg.: Friften und Tage der Lohnzahlung.) 
Von einer Seite war beantragt (Antrag Nr. 1) dem 
Abſatz 1 folgende Faſſung zu geben: 


Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, bie 
Löhne ihrer Arbeiter wöchentlich ne andere 
Abzüge, als auf Grund gejegliher Beſtim— 
mungen zuläffig find) in Neihswährung zu 
beredjnen und baar auszuzahlen. Ws Lohn— 
ahltag gilt der Freitag, und falls dieſer ein 
—2* ift, der dieſem vorhergehende Werktag. 


Diefelbe Tendenz, indeſſen in der Beihränfung 
auf Fabrikbetriebe, verfolgte ein in ber erjten Leſung 
zu $. 134b geftellter Antrag folgenden Inhalts: 


Die Lohnzahlung muß für alle Arbeiter, deren 
Tagesverdienft durchfchnittlih fünf Markt nicht 
überfteigt, mindeftens zweimal im Monat erfolgen 
und jedenfalls alle acht Tage eine Abichlagszahlung 
(mindeftens in Höhe des dem ortsüblichen oder 
durchſchnitilichen Tagelohn [8$. 8 bezw. 20 des 
Krankenverfiherungsgefepes vom 15. Juni 1883] 
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entfprechenden Betrage) jtattfinden. Bei Afkord- 
arbeiten, welche vor Fertigſtellung eine Berechnung 
des verdienten Lohnes nicht zulaffen, muß wenig: 
ftend alle 14 Tage eine ſolche Abſchlagszahlung 
vorgejehen werden. Die Auszahlung der Löhne 
darf nicht in Schankftätten, Berkaufsitellen oder 
anliegenden Lokalitäten gejchehen. Arbeiter, welde 
in der Gemeinde des Betriebes wohnen, dürfen 
nit am Sonnabend oder Sonntag ausgelöhnt 
werden. Abzüge für baar geleiftete Vorſchüſſe 
(oder auf Grund des $. 115 gewährter Zeiftungen) 
dürfen je ein Fünftel des fälligen Lohnes bezw. 
ber ———— nicht überjchreiten. 

Durd Verfügung der unteren Verwaltungs 
behörde können Ausnahmen von den vorjtehenden 
Beſtimmungen zugelafien werben. 

Diefe Anträge auf mindejtens wöchentliche Lohnzahlung 
wurden mit der Erfahrung begründet, daß der Arbeiter 
meift von der Hand in den Mund Iebe; nur zu ſehr 
beftehe die „Sitte”, daß auf Borg bei Bäder und 
Krämer 20. gekauft werde. Dabei werde theurer ge 
fauft und geriethen die Arbeiter in wirtbichaftlihe Ab— 
ängigleit. Könne der Arbeiter auf bejtimmte Tage und 
ırze Termine auf ben Lohn rechnen, fo ſei die Baar: 
zahlung der alltäglichen Bedürfniſſe erleichtert. Schon eine 
Abſchlagszahlung genüge, da die größeren Ausgaben 
für Wohnung, Kleidung zc. auch verihoben werden könnten. 
Auch in der Schweiz und im Belgien jei wenigitens 
14tägige Lohnauszahlung als Regel im Geſetz vorgejehen. 
Dem von mehreren Seiten hervorgehobenen Bedenken, daf 
es bei Alfordarbeit nicht immer möglich jei, den verdienten 
Lohn für kurze Perioden rechnungsmäßig zu ermitteln, 
— durch ſolche Abſchlagszahlungen Rechnung getragen 
werben. 

Die Hauptjache fei, daß die Lohnzahlung nicht zu lange 
pe werde. Wenn es fih um sam hanbels, 
o könne ganz gut achttägig die definitive Auslöhnung jtatt- 
finden. Der Äkkordarbeiter verdiene durdhfchnittlich weit 
mehr, als den ortsüblichen oder durchſchnittlichen Tagelobn, 
wie er für die Kraukenkaſſenbeiträge maßgebend ſei, umd io 
fei diefer — fo führte der Antragfteller des zweiten An- 
irages aus — als Mindeftmahftab für Abichlagszahlungen 
in Vorſchlag gebradit. Uebrigens gemüge — die 
Beſtimmung, bah überhaupt eine Abfhlagszahlun jtatt- 
finden mühe, ba die Arbeitgeber in der Hauptiache nur 
die Mühe der Auszahlung jcheuten, wenn Diele aber 
einmal Borjchrift jei, gewiß auch eine Abzahlung in ver: 
nünftiger Höhe emtreten laffen würden. Nad den Be 
richten der Fabrikinſpeltoren ſei ſchon jeßt die achttägige 
Löhnung Regel *), gewiß der befte Beweis, daß dieſelbe 
zwedmähig ſei, da ſich dieſe Arbeitgeber fonjt jener Mühe 
gewiß nicht unterziehen würden. Hiernad) könne es feines: 
wegs ungerechtfertigt ericheinen, auch diejenigen Arbeitgeber, 
welche noch mit diejer Regelung zurüd feien, durch Geſeh 
zu zwingen. 


*) zu „Amt. Mittheilungen aus den —— der 
(in Deutſchland) mit Beauffichtigung der Fabriken betrauten Be 
amten“ pro 1888 ©. 115 ff. Das Reſultat der eingehenden Mit 
theilung wird weſentlich dahin zujammengefaßt: 

„Die achttägige Lohnfrift wiegt u. a. vor in den Aufſichts 
bezirfen Berlin » Chartottenburg, Ger ausnahmslos") Potrsdam- 
Frankfurt a. D., Breslau-Liegnitz, („fait ohne Ausnahme‘) Merie 
burg-Grfurt, S 5324 Trier⸗Aachen, Düſſeldorf, („in der —— 
Keininbuftrie*) Köln⸗Roblenz, („in kleinen und mittleren Anlagen‘) 
Plauen, Zwidau, Braunſchweig, Schwarzburg-Rubdolftadt. eijt 
alle 14 Tage wird ausgelohnt Auffichtsbezirt Arnsberg und in 
den größeren Anlagen Sigmaringens und Sachſen « Goburg- 
Gotha's, meift „wöchentlich oder 14 tägig” in den Bezirken Dft- umd 
Beitpreuken, Hafjel-Wiesbaden, Württemberg und Baden.“ (8. 177.) 
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Die Nachiheile der Samſtags- oder Sonntagse 
Löhnung jeien allfeitig anerkannt. Welcher andere Wochen— 
tag ſich empfehle, jo wurde zum zweiten Antrage ausgeführt, 
fomme auf die örtlihen Berhältmiffe (namentlih auf 
den Hauptmarkttag) an, Nur für ſolche Arbeiter, welche 
blos Samftags zu ihren Familien heimkehrten, fei 
die Löhnung an anderen Wodentagen manchmal läftig; 
deshalb werde in diefem Antrage das Verbot der Sams 
ftagslöhnung auf die „in der Gemeinde des Betriebes | 
wohnenden” Arbeiter (eine beſſere Faſſung ſei wünſchens— 
werth) beſchränkt. Wenn und ſoweit es zweckmäßig ſei, 
könne und werde der Arbeitgeber auch ohne geichliches | 
Gebot ſolchen Wrbeitern, die außerhalb der Beſchäfti— 
gungsgemeinde wohnten, an dem gewöhnlichen, für die | 
Arbeiter der Veihäftigungsgemeinde mahgebenden Lohntage 
ben Lohn auszahlen. Auch von Seiten ber Vertreter bes 
erften Antrages wurde anerkannt, daß die Feſtlegung des 
BZahltages auf den Freitag für fie nit von ausſchlag— 
gebender Vedeutung fei und fie gegen die Möglichfeit der 
Berüdfichtigung der befonderen örtlichen Verhältnifie, insbefon- 
dere des Hauptmarkitages, Bedenken nicht zu erheben hätten. 

Eine Vorſchrift, wonad die Lohnauszahlung nicht in 
Schanfftätten und Verkaufsſtellen ftattfinden fol, 
wurde im Hinblick auf die namentlich bei Bauten hervor- 
getreienen Webelftände von der Mehrheit für nothwendig 
und zweckmäßig erachtet. 

Derjelbe Gedanke, der zu Gunſten möglichit kurzer 
Lohnfriften ausgeführt wurde, wurde auch für die Veftims 
mung des zweiten Antrages geltend gemacht, daß die Ab— 
züge für Vorſchüſſe zc. einen gewiſſen Prozentiag wicht 
überjteigen dürften. Wenn der Arbeitgeber rüdjichtslos 
größere Summen auf ein Mal abhielte, jo müßte die 
Familie in Noth oder Schulden gerathen. Die Arbeitgeber 
kennten nicht immer die Verhälmiſſe der Arbeiterfamilien ge— 
nügend, manchmal handelten die Angeftellten ohne Auftrag, 
fonjt würde manche Härte vermieden. 

Die Ziele der Anträge fanden alljeitige Würdigung, 
während die „Ichablonenhafte* Art der Regelung vielfach 
für unmöglich oder bedenklich erachtet wurde. Zunächſt 
wurde eine Neihe formaler Bedenken bezüglich der Faſſung 

eltend gemacht. So wurden Zweifel erhoben, wie ber 
Tagesarbeitsverdienft von fünf Mark zu berechnen fei und ob 
aud) dann monatlich zweimal ausgelöhnt werden jolle, wenn | 
Arbeiter erit Ende des Monats einträten.  jyerner wurde 
auf die Schwierigkeit und UWeberlaftung in großen Unter= | 
nehmungen bingewiejen, fowohl die Berechnung (namentlich) 

bei Gruppenafford) wie die Auszahlung alle acht oder auch 
alle vierzehn Tage auszuführen. Bieltach ftänden dieſelben 
Arbeiter bald in Tagelohn, bald in Alkordlohn, auch be= 
ftänden häufig beide Lohnſyſteme nebeneinander. Soweit 
ein Bedürfniß kürzerer Lohnfriften beftehe, werde demjelben, 
wie die Berichte der Fabrikinſpeltoren beftätigten, aus freien 
Stüden Rechnung getragen. Nicht überall beitehe biefes Bes 
dürfniß, namenilich nicht für beffer gelohnte Arbeiter; vielmehr 
habe es auch fein Gutes, wenn die Arbeiter lernten, fich mit 
ihrem Einkommen einzurichten. Nicht überall jei es mög— 
lid, die Arbeit der Berechnung und Auszahlung in furzen 
Friſten ohne unverhältnißmäßige Koften zu leiften. Die Abs 
ihlagszahlung auf das Minimalmaß des ortsüblichen oder 
durchichnittlichen Tagelohnes feftzufegen, gehe nicht an, weil 
der wirkliche Verdienst oft auch niedriger jei, fo aljo dei 
Arbeiter mehr auf Abſchlag erhalten würde, als er verdient 
ee Die Beftimmungen bezüglich der zuläffigen Lohntage 
ellten ſich ebenfalls vielfach als eine unnöthige Beichränkung 
und Beläftigung dar. Die Beſchränkung des Rechts, höhere 
Abzüge vom Lohn zu machen, würde nur dahin führen, 
dak der Arbeitgeber Vorichüffe verweigern würde. Die 
Beſchränkung aud auf Abzüge für Naturalleiftungen (4. B. 

Ultenftüde zu den Verhandlungen des Heidhötages 1890/91. 
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für Wohnung, Landnugung ze.) auszudehnen, gehe ſchon 
deshalb nicht an, meil der Werth berfelben vielfach ein 
Fünftel des Lohnes überjchritte. 

Theile in Wnertennung ber geltend gemachten 
Schwierigfeiten, theils um den geäußerten Wünſchen zu ent» 
iprechen, modifizirte zumächft der Antragfteller des zweiten 
Antrags feinen Antrag durd die Streichung ber einge 
Hammerten Worte, —— aber ſchließlich zurüd, 
nachdem mehrfeitig im aufe der Disfufjion die Hoffnung 
und der Wunſch ausgefprochen worden war, daß bis zur 
weiten Leſung eine Form gefunden werben möchte, um den 
erechtigten Gedanken des Antrages Rechnung zu tragen, 

(Marg.: Lohnabzũge für Woehlfahrtdeinrid;tungen.) 

Die in dem Antrage Nr. 1 vorgejehene Beitimmung, 
wonadh „andere Abzüge als auf Grund gefeplidher 
Beſtimmungen“ nicht zuläffig fein follen, wurde von den 
Antragjtellern mit der Ausführung begründet, daß jie jo- 
wohl gegen die Zulaffung von Kautionen, als aud 
insbejondere gegen die zwangsmeije Betheiligung der 
Arbeiter an „jogenannten" Wohlfahrtseinridtungen 
feien, welch legtere lediglich den Zweck verfolgten, die Ar— 
beiter an das Unternehmen zu feſſeln. Den Arbeitern 
möge man die Verwendung ihres Verdienſtes jelbft übers 
lafjen, es fei eine überflüffige und ungerechte Bevormundung, 
ihnen den wohlverdienten Lohn für Zwede, die fie felbft viel- 
leiht feineswegs als Wohlthat betrachteten, vorzuenthalten. 

Andere Mitglieder der Kommifjion fanden e8 begreif- 
lich, daß Einrichtungen zum Beſien der Arbeiter von 
Manden als Hindernik ihrer Bejtrebungen funden 
würden. Daß der Vrbeitgeber gegen ben vernünftigen 
Willen feiner Arbeiter folde Einrichtungen ſchaffe, fei 
nicht anzunehmen, da dieſe ja nur Dpfer und Arbeit 
koſteten. Wenn man folde Einrichtungen rejp. Kaſſen 
3. B. Familien-Krankenkaſſen ze.) unmöglich mache, fo 
ei der Arbeiter der Benachtheiligte. Aus ſich, ohne den 
Zuſchuß und die wohlwollende Mitwirkung des Urbeit- 
gebers, jeien die Arbeiter meiſtens nicht in der Lage, ſolche 
Einrichtungen zu ſchaffen. Daß den Arbeitern eine ihren 
Beiträgen entiprechende — — gewährt werde, ſei 
—— die Annahme des Antrages werde die 
geſetzliche Zerſtörung einer großen Anzahl wohlthäti 
wirlender Einrichtungen zur Folge haben, ohne daß au 
nur den Arbeitern Gelegenheit gegeben ſei, ſich zu äußern; 
das jei eine zweifelhafte Arbeiterfreundlichkeit. — Der Anz 
trag wurde mit allen gegen 3 Stimmen abgelehnt, 

In der zweiten Leſung wurde zunächſt ein Antrag: 
daß nicht in Gaft- und Schänkwirthſchaften oder Ver— 
faufsftellen aus gelöhnt werden fol, mit Mehrheit ange 
Der Antrag auf Streihung des „durchſchnitt— 
lich“ im Abjag 2 wurde mit 14 Stimmen abgelehnt. u 
züglih der Lohneinbehaltungen wie Lohnfriſten 
vergl. $ 119%). 

$8. 117— 119, 

SS. 117—119 (mejentlich bejtehendes Recht) wurden 
unverändert angenommen. Ein Antrag zum $. 117: Lohn- 
einbehaltungen für Wohlfahrtseinrichtungen zu verbieten, 
wurbe ebenfo wie bei $. 115 abgelehnt. Die Zuſatzbe— 
ftimmung der Negierungsvorlage zu $. 119, daß aud 
dann die Hausinduftrie einbezogen fein fol, wenn die darin 
thätigen Perfonen die Roh» und Hülfsftoffe ſelbſt be— 
ſchaffen, wurde angenommen. 

&. 119a. 
(Marg.: Lohneinbehaltungen. 
$. 119a der Kommiffionsbefhlüffe beftimmt: 
Lohnemmbehaltungen, welche von Gewerbeunter⸗ 
nehmern zur Sicherung des Erfages eines ihnen 
182 
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aus ber wiberredhtlichen Auflöfung des Arbeits: 
verhältnifjes erwachſenden Schadens ausbedungen 
werden, dürfen bei ben einzelnen Lohnzahlungen 
ein ®iertel des fälligen Lohnes, im Gejammt- 
betrage den Betrag eines durchſchnittlichen Wochen— 
lohnes nicht überfteigen. 


Marg.: Ortöflatutarifche Regelung der Lohnzablung.) 

Durch ftatutarifche Beftimmung einer Gemeinde 

oder eines weiteren Kommunalverbandes ($. 142) 
kann für alle Gewerbebetriebe oder gewiſſe Arten 
berjelben fejtgejeßt werben: 

1. daß Lohn und Abjichlagszahlungen in feſten 

Friften erfolgen müſſen, welche nicht länger 
als einen Monat umd nicht fürzer als eine 
Woche fein dürfen; 

2. daß der von minderjährigen Arbeitern ver: 
biente Lohn an die Eltern oder Vormünder 
und nur mit deren jchriftlicher Zuftimmung 
ober nah deren Befcheinigung über den 
Empfang der Iegten Lohnzahlung unmittel- 
bar an die Minderjährigen gezahlt wird; 

. daß bie Gewerbetreibenden den Eltern oder 
Bormündern innerhalb gewiller Friften Mit: 
theilungen von den an minderjährige Arbeiter 
gezahlten Lohnbeträgen zu maden haben. 

Bezüglich des erften Abfages vergl. Bericht zu $. 125. 
Die Auseinanderjegung in erfter Leſung bezüglich der 
Friſten der Löhnung und der Auslöhnung der Minder— 
jährigen Hatte eine Webereinftimmung ber — —— 
der Majorität dahin ergeben, daß die Abſichten der An— 
träge (zu $. 115 refp. 134b) auf achttägige oder bod) 
wenigftens vierzehntägige Auslöhnung fowie auf Siche— 
rung der Kontrole ber Eltern bei Auslöhnung ber 
Minderjährigen wohlwollend und berechtigt feien, dab 
nur die allgemeine, geſetzliche Durchführung ſchwierig und 
zu weitgehend fei. Deshalb wurde in der zweiten Leſung 
obiger Vermittelungsvorſchlag (Abſ. 2) dahin angenommen: 
daß, wo und ſoweit es zwedmäßig ericheine, durch 
ftatutarifche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines 
weiteren Kommunalverbandes die fFriften der Lohnzahlung, 
ei es allgemein, ſei es für bejtimmte Gemerbebetriebe 
hack und aud eine regelmäßige Mitwirkung der Eltern 
teip. des Bormundes bei Löhnung der Minderjährigen 
en werben könne. (Bgl. Bericht zu $. 134) 


$. 119, 


$. 1195 deckt ſich mit $. 119 Abſatz 2 der beftehenden 
—— und gab keine Veranlaſſung zur Dis— 


$. 120. 
(Marg.: Beſuch der Fortbildungs⸗- reip. Haushaltungsſchulen.) 
Der neue $. 120 entſpricht dem Abſatz 2 des $. 120 
der Gewerbeordnung. (Neu jind die geiperrt gebrudten 
Beitimmungen.) Derjelbe bejtimmt: 
Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, ihren 
Arbeitern unter achtzehn Jahren, welde eine von 
der Gemeinbebehörde ober vom Staate als Fort: 
bildungsſchule anerkannte Unterrichtsanftalt bes 
ſuchen, Hierzu die erforberlidhenfalld von der zu— 
ftänbigen Behörde feitzufegende Zeit zu gewähren. 
Als Fortbildungsſchulen im Sinne diejer 
Beilimmung gelten aud Anftalten, in 
weldhen Unterridt in weibliden Hand— 
und Hausarbeiten ertheilt wird. 
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Durch Ortsſtatut ($. 142) kann für Arbeiter 
unter achtzehn Jahren die Verpflichtung zum Bes 
fuche einer Fortbildbungsfhule, joweit diefe Vers 
pflichtung nicht Iandesgejeglicdh befteht, begründet 
werben. Auf demjelben Wege können die 
ur Durdführung diejer Verpflidiung er— 
Forberiinen Beftimmungen getroffen 
werden. Insbejondere können durch das 
Drtsftatut die zur Sicherung eines regel: 
mäßigen Schulbefuhs den Schulpflidtigen, 
jowie deren Eltern, VBormündern und Ars 
beitgebern obliegenden Berpflidtungen 
befiimmt und Diejenigen Vorſchriften 
erlaffen werden, durch welde die Ordnung 
in der Fortbildungsihule und ein ge— 
bührlihes Verhalten der Schüler geſichert 
wird. 

Abjag 1 und 2 wurden im Allgemeinen gebilligt. 
Vedenken fand dagegen Abſatz 3. 

Von einer Seite wurde die Ausdehnung des Schul— 
jwanges in foldhem Umfang überhaupt aus prinzipiellen 
und praftiiden Gründen befämpft. Wenn man aud ein 
Freund der Fortbildungs: und Haushaltungsichule ſei, 
fo müjle man doch prinzipiell Bedenken tragen, der Ges 
meinde das Recht zuzufprechen, den Beſuch derſelben bis 
zu ſolchem Lebensalter obligatoriih zu maden. Diejes 
prinzipielle Bedenten jei ein um jo gewichtigeres, als durchaus 
nicht immer die Garantie gegeben jei, ah ſolche Gemeinde⸗ 
ichulen auch den berechtigten Anforderungen in religiöſer, 
fittlicher und praftiicher Beziehung genügten. Man könne 
die Eltern doch nicht zwingen, ihre Kinder in Schulen zu 
hiden, in denen Glaube und Sittlichkeit gefährdet 
eien, jei es, daß die Lehrer gefliſſentlich durch Wort und 
Beifpiel den Unglauben förderten oder die religiöfen Ge: 
fühle verlegten, jei e8, daß der Verkehr der Miſſchüler 
reſp. Schülerinnen der religiöfen und fittlihen Verführung 
Vorſchub Teiftete. Diefe ahr jei namentlih in den 
Städten nicht zu unterfhägen. Die Schulen ſelbſt könnten 
nicht wünjchen, daß ihmen alle möglichen Elemente zu— 
ftrömten, am wenigften enge Dazu fomme 
die Schwierigkeit bezüglich Ort und Zeit des Unterrichts, 
die Verfhiebenheit der Vorbildung und des Bedürfniſſes 
der Ausbildung. Es jei doch nicht zu billigen, wenn 3. B. 
der Unterricht Sonntags während des Gottesdienſtes oder 
Abends jpät nad der ermüdenden Tagesarbeit ftattfinde. 
Doppelt unbillig jei e8 aber, die Eltern zu zwingen, ihre 
Kinder die Schule befuchen zu Laffen — ohne Rüdficht, ob 
die Kinder etwas lernten und von dem Gelernten jemals 
Gebrauch machen könnten, ohne Rüdficht, ob die fittlichen 
Gefahren, denen die Jugend, namentlid in den fpäten 
Abenditunden, ohne Aufſicht, unter dem Einfluß Leicht 
finniger Genofjen, ausgelegt feien, die ganze „Wohlthat“ 
in Frage ftellten. Ja jelbjt der Beſuch beftehender, 
vielleicht beiferer Schulen entbinde für ben U der 
Annahme der Vorlage von dem Zwange nicht, und jei Die 
Gemeinde jo jederzeit in der Lage, mit vieler Mühe ge- 
ihaffene, bewährte, das Vertrauen genießende freie Ans 
jtalten, ſei es fonfejfioneller Verbände, jei es Privater (5. B. 
Habrik-Fortbildungsjchulen), ſei es jelbit anerkannter Kor: 
porationen (Innungsſchulen zc.), zu vernichten. Die Vorlage 
bedeute in der That nicht blos den Schulzwang, jondern die 
„Zwangsſchule“, eröffne der Gemeinde die Möglichkeit, 
jede andere bejtehende Schule aus konfeſſioneller oder 
politifher Rüdjicht, oder auch aus Uebereifer für ihre 
eigenen Anftalten zu befeitigen. Endlich wurde geltend ge- 
macht, daß die Regelung des Fortbildungsunterrichts zweck⸗ 
mäßiger Reife den Einzelftaaten zu überlaffen fei, da die 
Frage der Zwangsichule von einer Reihe von Borfragen: 
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konfeſſioneller Charakter der Schule, Zeit des Unterrichts, 
Gegenftände deifelben zc., abhänge, die unmöglich an diejer 
Stelle erledigt werden könnten. 

Bon der Mehrheit der Kommiffion wurde dagegen 
der Schulgwang als in vielen Füllen nothwendig und 
zwedhmäßig erachtet. Ohne Zwang komme man nit aus, 
und ſei derſelbe doppelt nothwendig, wenn man die aufs 
löjende Wirkung der inbuftriellen Entwidelung in Betracht 
ziehe. Es fei verwunderlich, daß gerade von ſolchen Mit: 
gliedern, welde immer die „zunehmende Berwahrlofung 
der Jugend“ beflagten, dieſe wirffamften Gegenmaßnahmen 
befämpft würden. Dabei wurde von ber Mehrzahl ber 
Vertreter diefer Richtung es lebhaft beftritten, daß die kon— 
feſſionelle Geftaltung der Fortbildungsſchule die Wirffamfeit 
derjelben bedinge; es ſei weder faktifch möglich, ges 
fonderte fonfeffionelle Schulen zu errichten, noch zweckmäßig 
oder Bebürfnig. Weiter wurde — auch von ben Vertretern 
der verbündeten Regierungen — betont, daß es fih gar 
nicht um eine neue Beſtimmung handele, ſondern nur darum: 
die Durchführung der bereits beſtehenden Beſtimmung — 
nachdem in Preußen durch die Rechtſprechung des höchſten 
zuſtändigen Gerichts die Erzwingung des Beſuchs durch 
Strafen im Wege von Polizeiverordnungen für unzuläſſig 
erklärt worden ſei — zu ſichern. Neu ſei, hiervon abgeſehen, 
nur die Ausdehnung des Zwanges auf die Haushaltungsſchulen. 
Durch Ablehnung des Abſatzes 3 würde der mehr als 
20 Jahre iin Rechtszuſtand umgejtürzt, und alle 
auf Grund defjelben gejchaffenen Einrichtungen in ihrer 
Erijtenz bedroht fein. Das jei eine Verantwortung, die 
dod die Kommifjton nicht wohl übernehmen fönne. Es 
handle fich zugleih um eine Frage unferer internationalen 
Konkurrenzfäbigfeit, nachdem in anderen Staaten, nament: 
lih in Frankreich, außerordentliche Fortſchritte auf dem 
Gebiete der gewerblichen Fortbildung zu verzeichnen feien. 

Die Abänderungsanträge bezwedten, einerjeits an Sonne 
und zreittagen den Bormittag (al die Zeit des Gottes— 
dienftes) frei zu — (Antrag Nr. 2 und 3), ſowie der 
Ueberbürdung Jugend durch Arbeit und Schule 
an den Werktagen vorzubeugen (Antrag Nr. 1 und 3), 
anderjeitS einen Schuß für die beitehenden Schulen — 
vor Allem für Innungsfahichulen — (Antrag Nr. 4 und 5) 
vorzufehen. Sowohl die Vertreter der verbündeten Mes 
gierungen wie auch Mitglieder der Kommiſſion bekämpften 
Diefe Anträge. Die Beltimmung, dab der Unterricht 
Werktags in die „übliche Arbeitszeit“ fallen ſolle, ſei zu all 
gemein und unbejtimmt, namentlich für das Handwerk. Wenn 
man die Zeit des Unterrichts Sonntags wie Werktags zu 
jehr beſchränke, jei zu befürdhten, daß die Gemeinden von 
der Errichtung jolder Schulen abſähen. Es jei eimerjeits 
der Widerſtand der Arbeitgeber, der vielfach jchwer zu über: 
winden jei, andererjeits fämen die Schwierigkeiten und Koften 
der Gewinnung ausreichender Lehrkräfte inBetradht. Sonntag 
Nachmittags würden diejelben ſich nicht zur Uebernahme 
des Unterrichts bereit finden. Wenn Innungs-, Fort— 
bildungs= oder Tonftige genehmigie Schulen dem Bedürfniſſe 
genügten, dann würden die Yandesbehörden bei Ge— 
nehmigung des Drtsftatuts dieſelben ſchon jchügen; Dies 
jelben aber allgemein als genügend zu erklären, gehe zu 
weit und könnte dahin führen, daß bie u in bie 
Zwangslage verfegt würden, die Errichtung folder Schulen 
nur zu genehmigen, wenn Sicherheit dafür geboten werde, 
daß der Unterricht in denfelben allen an ben Fortbildungs— 
unterricht zu ftellenden Anforderungen genüge. Das liege 
nicht im Intereffe der Innungen, die vielfach mit Nußen 
folhe Schulen errichten könnten, in denen einzelne Gegen 
ftände des FFortbildungsunterrichts mit bejonderer Berüd: 
fichtigung ber Bedürfniſſe des einzelnen Handwerls gepflegt 
würden, ohne daß fie einen vollen Erfaß der allgemeinen 
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Fortbildungsſchule böten. In ſolchen Fällen könne nad 
den bis jeßt geltenden Vorſchriften und nad) ber Vorlage 
bei ber — des Ortsſtatuts Vorſorge getroffen 
werden, daß die Schüler der Innungsſchule von dem Be— 
ſuch der allgemeinen Fortbildungsſchule zu einem größeren 
oder geringeren Maße befreit werden. Bei Annahme der 
beantragten Bejtimmung bleibe dagegen den Behörden nur 
die Wahl, entweder die Innnngsſchule nicht zu genehmigen, 
oder zuzulafen, daß die Lehrlinge der Innungsmeifter einen 
unzureichenden Unterricht erhielten. Diefe Bedenken feien 
um jo beadhtenswerther, als es feineswegs ausgeſchloſſen 
fei, dab die Innungen blos pro forma ſolche „Schulen“ 
einrichteten, um ſich von den Verpflichtungen bezüglich der 
Fortbildungsſchule frei zu machen. 

Ton einigen Mitgliedern wurde auch der Gebante, 
wenigftens die Zeit des Gottesdienſtes frei zu laſſen, mit 
dem Hinweis befämpft, dab die ae bes Vormitta gs⸗ 
Gottesdienſtes für die verſchiedenen Kreiſe einer Stadt ſehr 
verſchieden liege, ſo daß die beſten Stunden des Morgens 
für die Fortbildungsſchule verloren ſeien. 

Ein Antrag (Nr. 6), daß der Unterricht den Schülern 
in der Mutterfprache ertheilt werben müfle, wurde jpeziell 
mit dem Bebürfniß der polnifchen und anderer fremb- 
ſprachiger Zandestheile begründet. 

In der erften Lejung wurden alle Anträge (Nr. 3 
eriter Sag mit 16 gegen 9, Nr. 5 mit 14 gegen 9 Stimmen, 
Nr. 6 gegen 6Stimmen) abgelehnt; nur die Zufagbeftimmung, 
daß an Werktagen der Unterricht in die Arbeitszeit 
zu legen jei, wurde angenommen. Der ganze Paragraph 
wurde mit 15 gegen 7 Stimmen angenommen. 


In der en Zefung wurde von einer Seite 
Streihung der Aufaßbeftimmung der erjten Lejung 
beantragt (Nr. 2), von anderer Geite eine andere 
Feſtſetzung vorgeichlagen, weſentlich dahin gehend, 
dat; Schulzeit und Arbeitszeit an den 6 Wochentagen 
zujammen 60 Stunden nicht überjchreiten dürften. Daß 
damit indireht auch eine Regelung der Arbeitszeit z. B. für 
das Handwerk ge au jein würbe, war bem 
Antragſteller eine willtommene Zugabe. Im Uebrigen 
wurde ebenjo wie in erſter Leſung darauf hingewieſen, 
daß es hart jei, junge Arbeiter nad) anſtrengendem, viel- 
leicht an ſich ſchon über die phyſiſche Kraft hinausreichendem 
Tagewerf noh in die Schule zu zwingen. Bon einem 
Erfolg des Unterrichts könne unter foldyen Umftänden Feine 
Nede fein. Selbſt die Möglichkeit — jo wurde von einem 
a ae ausgeführt — daß noch nad der Abendſchule 
(3. B. in Bäckereien) ſchwere Arbeit verlangt werde, jei 
nicht ausgejchlojfen. Die richtige Löfung der Schwierigkeit 
fei, daß ein oder zwei Werklag-Nachmittage für Die 
Fortbildungsſchule beftimmt würden. Bon anderer Seite 
wurde es für ausſichtslos gehalten, daß die Gemeinden fid) 
für legteren Weg entjchliefen würden. 

Von den Vertretern der verbündeten Regierungen 
wurde hervorgehoben, daß bie beantragte Beſtimmung ftatt 
ihren Zwed zu erreihen, nur den Erfolg haben werde, die 
Errichtung von FFortbildungsichulen zu erſchweren. Der 
ee des Antrags fünme nur allmählich erreicht werben. 

azu biete das Geſetz ſchon jegt die erforderliche Handhabe, 
indem es die Wrbeitgeber verpflichte, ihren jugendlichen 
Arbeitern die erforderliche Zeit zu gewähren und die 
zuftändige Behörde ermächtige, dieſe Zeit feftzufepen. 

Der Antrag ftatuire zugleich die Möglichkeit, durch 
Drtsftatut einen Marimalarbeitstag von 10 Stunden für 
alle jungen Leute unter 18 Jahren, aud die im Hand— 
wert beichäftigten, einzuführen Eine jo eimjchn e 
Beſtimmung * gelegentlich zu treffen, müſſe als höchſt 
bedenklich erſcheinen. em 
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Weiterhin wurde beantragt (Nr. 2): daß „vor und 
während bes Hauptgottesdienſtes“ der Unterricht wicht 
fta en dürfe. Es wurde geltend gemacht, daß ber 
Sonntag zunächſt der Erfüllung der religiöfen Pflicht zu 
dienen babe, und diefe für die jittlihe Erziehung und 
Eharalterbildung fürs Leben eine wichtigere jei, als ber 
Unterriht. Es wurde betont, daß es ein unerträglicher 
Gewiffenszwang für die Eltern, eine Erziehung zur Ges 
mwiffenslofigkeit reijp. zur Vernachläſſigung und Gering- 
ihäßung der religiöjen Pflicht für die Jugend fei, wenn 
die Gemeinden fid) über die Rüdficht auf den Gottesdienit 
hinwegſetzen. Es murde aud auf den Beſchluß des 
preußiichen Abgeordnetenhauſes hingewieſen, welches den 
Fortbildungsunterricht während der Gottesdienſtſtunden ver— 
urtheilt habe. Die Jugend ſolle mit friſcher Kraft im 
Goltesdienſt erſcheinen, nicht ſchon ermüdet durch die Unter— 
richtsſtunden oder durch dieſelben ſchon geneigt gemacht, 
den Beſuch des Gottesdienjtes zu unterlaflen. Um den 
Lehrern den freien Nachmittag zu fichern, folle den Kindern 
— und doch auch den Lehrern — der Beſuch des Gottesdienftes 
unmöglid; gemacht werden: das fei einem driftlichen Staate 
dod; wenig entipredhend. 

Bon Vertretern der verbündeten Regierungen wurde 
äugegeben, 

daß es gewiß nicht wünjchenswerth ſei, wenn der 
Bejudh des Gottesdienjtes unmöglich gemacht 
werde, Es werde daher von den verbündeten Re— 
gierungen vorausfichtlich Fein Widerſpruch — 
werden, wenn beſtimmt werde, daß der Unter— 
richt, ſoweit er obligatoriſch ſei, ſo gelegt werden 
müſſe, daß die Schüler an dem Beſuch des Haupt: 
gottesdienjtes 2 Konfeffion micht behindert 
würden (biejer Gedanke fand im Antrag Nr. 5 
Ausdrud); . aber allgemein für den ganzen Vor— 
miltag den Umterricht zu verbieten, gehe zu weit, 
Abgefehen von dent Zweifel, ob eine ſolche Bes 
ſtimmung nicht in die landesrechtliche Negelung 
des Fortbildungsſchulweſens eingreife, ſpreche da= 
gegen das Bedenken, daß damit der auf einer 
langjährigen Entwidlung beruhende Beftand uns 
jeres Fortbildungsſchulweſens in Frage geitellt 
werden würde Bei gänzlicher Ausſchließung des 
Sonntags-Vormittagsunterrichts würden ſich die 
Gemeinden nur in den feltenften Fällen bereit 
finden laſſen, die für einen ausreichenden Unterricht 
erforderliche Zahl von Stunden fejtzufegen, noch 
weniger werde es gelingen Die Lehrkräfte zu ges 
winnen, da nur wenige Gemeinden in der Lage 
fein würden, befondere Lehrkräfte für die Fort— 
bildungsſchule anzuftellen, diejenigen aber, welde 
diefen Unterricht als Nebengeſchäft übernähmen, 
an Wochentagen nicht für die nöthige zahl von 
Stunden zur Berfügung ftehen würden. Befonders 
werde bierunter der wichligſte Unterrichtsgegenitand 
der FFortbildungsichule, das Zeichnen leiden, da 
diefer Unterricht nicht ausfchlieglich in den Abend 
ftunden ertheilt werben könne. 

Bon den Kommiffionsmitgliedern wurden jowohl vor— 
ftehende Gefichtspuntte, wie die in erfter Leſung vor— 
gebraten Gründe „für” wie „gegen die Negierungs: 
vorlage wiederholt geltend gemacht. 

Daß der Beſuch von der höheren Berwaltungsbehörbe 
anerfannter, bejichender Junungs-Fach- oder Fortbildungs: 
ichulen oder ſonſtiger genehmigter Fortbildungsichulen vom 
Beſuch der Gemeinde Fortbildungsichule befreien jolle (Antrag 
Nr. 4 ad 2) wurde aud) in zweiter Leſung befürwortet wie 
befämpft. Es jei höchit anerfennenswert) — fo wurde von 
der einen Seite ausgeführt —, wenn 3. B. Innungen viel 





leicht unter großen Opfern Fortbildungs- oder Fachſchulen 
gegründet hätten; es müſſe verbitternd wirken und ſei wenig 
ermuthigend, wenn jolde Schulen einfah durch Statut 
einer vielleiht wenig immungsjreundlichen Gemeindever: 
tretung lahmgelegt werden £önnten. Selbſt wenn bier 
und da vielleicht auch weniger an jog. „Bildung“ geleiſtet 
werde, jo werde das reichlich aufgewogen durch den Vor— 
zug, daß dieſe Anftalten getragen jeien durch die Liebe 
und den Opferjinn der betheiligien Handwertsmeilter. Das: 
jelbe gelte bezüglich bejtehender konfeſſioneller oder privater 
(3. B. von Arbeitgebern gegründeter) Veranftaltungen, 
denen Eltern wie Schüler Bertrauen und Liebe entgegen- 
brächten. Der Zwang in folden Yebensjahren verjage 
nur allzu leicht, und jei es jedenfalls wenig pädagogiie, 
Schüler den jelbftgewählten Anftalten und Lehrern zu ent- 
iehen, um Kr die Anftalten und Lehrer der Gemeinde- 
oribildungs chule aufzudringen. Von der anderen Seite 
wurde geltend gemadht, daß, joweit die Anftalten gut jeien, 
die Gemeinde wie Behörde diefelben auch beftehen laffen 
und jchügen würde, daß diefelben aber oft den Anforde— 
rungen micht genügten, und dann eine Befreiung vom 
Beſuch der Gemeinde: Fortbildungsichule nicht zu billigen fei. 
Von den Vertretern der verbündelen Regierungen wurde 
wiederholt geliend gemacht, daß die Annahme diejes 
Antrages den ntereffen der Innungen, jtatt ſie zu fürs 
dern, entjchieden zumider laufe, da fie, wie bereits im 
erſter Leſung ausgeführt worden fei, Die zuftändigen Be- 
hörden nöthigen werde, Unterrichtseinridytungen der In— 
nungen nur dann noch zuzulaſſen, wenn fie einen aus: 
reichenden Erſatz der allgemeinen FFortbildungsichule dar: 
böten. Ein ftrenge Beurtheilung bei der Frage, ob die 
Genehmigung zu ertheilen fei, werde im ‚alle der Annahme 
des Antrags umfomehr erforderlich werden, als thatlächlid, 
wiederholt Fälle vorgelommen feien, in denen Innungen 
durchaus ungenügende Schuleinrichtungen offenbar nur zu 
dem Zwecke getroffen hätten, um der Verpflichtung, ihren 
Lehrlingen die Zeit zum Beſuch der allgemeinen Foribil— 
dungsichule zu gewähren, überhoben zu jein. 

Endlid wurde beantragt (Nr. 4, Ziffer 1): den Schuls 
wang (dur DOrtsjtatut) auf männliche Arbeiter zu be 
rauen. ür die Einbeziehung der „Anſtalten, in welchen 
Unterriht in weiblichen Hands oder Hausarbeiten ertheilt 
wird“, wurde von Seiten der Vertreter der verbiündeten 
Negierungen geltend gemadht: 

Die Unterweifung der jugendlichen Arbeiterinnen 
in häuslichen und weiblichen Handarbeiten ſei für 
das Wohlſein der arbeitenden Klaſſen von der 
größten Wichtigkeit. Allgemein werde es ans 
erkannt, daß die Unfähigkeit der Induſtrie-Arbei— 
terinnen, ein Hausweſen zu führen, eine Ma zeit 
zu bereiten, die täglich vorkommenden Ausbeſſe— 
rungen an Kleidung und Wäſche vorzunehmen, 
eins der weſentlichſten Hindernijle eines gefunden 
wirthihaftlihen und Familienlebens der Arbeiter 
bilde, und daß eine Beſſerung in dieſer Beziehung 
vielfad) auf feinem anderen Wege zu erreichen fei, als 
daß den jungen Arbeiterinnen die Ausbildung, die 
fie unter den obwaltenden Umftänden auf dem 
naturgemäßen Wege der häuslichen Anleitung nicht 
mehr empfangen, durch einen geordneten Unter— 
richt verfchafft werde. Die Erfahrung habe aber 
auch zur Genüge gelehrt, daß die Gelegenheit, an 
folden Unterricht Theil zu nehmen, freiwillig nur 
von wenigen benugt werde. So lange es in den 
betheiligten Streifen an der Erkenntniß von der 
Wichtigkeit dieſes Unterrichts fehle, bleibe demnach, 
wenn man überhaupt eine Beſſerung herbeiführen 
wolle, nichts anderes übrig, als auch für diefen 
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Unterricht die Möglichkeit der ſtatutariſchen Ein- 
führung eines Zwanges zu gewähren. Die Be- 
ichränfung dieſes Zwanges auf männliche junge 
Leute werde daher die Folge haben, daß der 
Zweck des $ 120 zu einem weſentlichen Theile 
nicht werde erreicht werben. 

Bei voller Würdigung der Bedeutung und des Segens 
folder Anftalten konnte ſich doch die Majorität nicht ent— 
Ichließen, den Schulzwang durch Drtsftatut auf diefe Ans 
ftalten auszudehnen. 

Ale Gefahren — jo wurde ausgeführt —, bie ber 
obligatorische Beſuch der FFortbildungsichule mit ſich bringen 
könne, jeien doppelt bedenklich gegenüber weiblichen Arbeitern. 
Hier jei es noch weniger gereditfertigt, diefelben in Schulen zu 
zwingen, die vielleicht ihr religiöjes Gefühl verlegten, fie den 
Gefahren 3. B. der Äbendſchulen auszufepen oder fie zu 
zwingen, mit Mädchen zufammen zu jein, die ſchon ſittlich ver: 
dorben jeien. Der Haushaltungsunterriht ſei nur da noth— 
wendig, wo die Gelegenheit zur häuslichen Musbildung 
in der eigenen Familie fehle: dieſes ſei aber nicht überall 
und allgemein der al. Das Bedürfniß werde um jo 
weniger Platz greifen, als die Elementarichulen den Han d— 
arbeitsumterricht in erfreulichen Make pflegten. 
Diefer fomme aber allein in Frage, da der Kochunterricht 
ihon wegen der Schwierigkeit der Einrichtung ftets nur 
auf eine Meine Zahl von Theilnehmern ſich beſchränken 
werde. Sedenfalls fei diefe Ausdehnung des Schulzwanges 
nen, beftehe aud in feinem Lande der Welt, und ei es 
jedenfalls richtiger, erit Erfahrungen zu fammeln, ehe eine 
joldje Ausdehnung des Schulzwanges ausgeſprochen werbe. 
Dat den Arbeitgebern die Verpflichtung aufgelegt werde 
(duch Zufügung des Abſatzes 2), den Arbeiterinnen Die 
nöthige Zeit zum Beſuch beftehender Schulen zu geben, 
wurde von dieſer Seite nicht befämpft, vielmehr ausdrücklich 
betont, daß jede moralifhe und materielle Unterftügung 
gewiß beredhtigt und wünſchenswerth fei. 

Bei der Abjtimmung wurde der Antrag (Nr. 2): „daß 
der Unterricht nicht vor und während des Haupt-Goties- 
dienftes ftattfinden darf“, mit 15 gegen 10 Stimmen ats 
genommen; Die Beſchränkung des Zwanges auf männliche 
Arbeiter (Antrag Nr. 3 ad 1) mit 14 gegen 11 Stimmen; 
der Schuß der anerfannten beitehenden Schulen (Antrag 
Nr. 3 ad 2) mit 15 gegen 10 Stimmen bejchloffen; der fo 
abgeänderte $. 120 mit 12 gegen 11 Stimmen angenommen, 


$. 120. 
(Marg.: Borſchriften bez. Anlage und Betrieb, 
Schuß von Gejundheit und keben.) 
$. 120a der Vorlage (entiprechend dem bisherigen 8. 120 
Abjap 8, aber weſentlich erweitert) beftimmt: 

Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, Die 
Urbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maschinen 
und Geräthichaften jo einzurichten und zu unters 
halten und den Betrieb fo zu regeln, daß die Mrs 
beiter gegen Gefahren für Leben und Gefundheit 
jomweit geihüßt find, wie es die Natur des Be— 
triebes gejtattet. 

Insbefondere it für gemügendes Licht, aus— 
reichenden Luftraum und Luftwechſel, Beſeitigung 
des bei dem Betriebe entitehenden Staubes, der 
dabei entwidelten Dünfte und Gafe, ſowie der 
dabei entftehenden Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenſo jind diejenigen Vorrichtungen herzu— 
jtellen, weldje zum uge ber Arbeiter gegen 
gefährliche Berührungen mit Mafchinen oder 
Maſchinentheilen oder gegen andere in der Natur 
der Betrieböftätte oder des Betriebes liegende 
Gefahren, namentlih auch gegen die Gefahren, 
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welche aus Fabrikbränden 
erforderlich find. 
Endlich find Diejenigen Vorfchriften über Die 
Ordnung des Betriebes und das Verhalten ber 
Arbeiter zu erlaffen, welche zur Sicherung eines 
gefahrlofen Betriebes erforderlich find. 
Die Anträge zu Ddiefem Paragraphen (3. B. in ber 
legten Seile vor „gefahrlofen" „thunlichit“ einzufegen) 
gingen aus der Erwägung hervor, daß ein abjolut 
efahrlofer Betrieb nicht erreichbar fei und eine 
olhe Forderung zu mahlofen Anſprüchen an die 
Arbeitgeber führen könne. Demgegenüber wurde — 
gehoben, daß Abſatz 1, welcher Die allgemeine Forderung 
aufſtelle, ausdrücklich die Beſchränkung enthalte, daß die 
Arbeiter ſoweit geihüßt werden follen, wie es die 
Natur des Betriebes geitatte. In den folgenden Ab— 
fäßen werde die im erften Abjage aufgeftellte allgemeine 
Forderung nur im Einzelnen weiter ausgeführt. Die da— 
jelbit aufgeftellten Einzelforderungen könnten daher nur in 
der Beichränkung verjtanden werden, welche der erſte Abſatz 
als allgemeinen Grundjag enthalte. Diefe Erklärung ge— 
nügte der Majorität; die Antragjteller glaubten zwar, zus 
nächſt wenigfiens den Antrag zu Abjag 4 aufredyt erhalten 
u jollen, weil bier jchlehthin von einem „gefahrlofen Zu: 
Fander die Nede fei. Nachdem indeffen von Vertretern 
der verbünbeten Negierungen erflärt worden war, daß die 
im erften Abſatze ausgejprochene Beichräntung unzweifelhaft 
auch für dem vierten Abjat gelte, zumal hier nur von 
„Borjchriften des Arbeitsgebers" die Nede jei und durch 
folhe ein abſolut gefahrlojer Zuſtand niemals gefichert 
werden könne; nachdem ferner darauf aufmerfam gemacht 
worden war, daß die Einſchiebung des Wortes „thunlichſt“ 
in den vierten Abjat nur den Zweifel hervorrufen werde, 
ob die darin liegende Beſchränkung auch für die vorher: 
gehenden Abjäge, in denen das Wort „thunlichſt“ nicht 
vorkomme, gelten jolle, wurde auch der Antrag zu Abjag 4 
zurüdgezogen. 
Der ganze Paragraph wurde einftimmig unverändert 
in erjter wie zweiter Leſung angenommen. 


erwachſen können, 


8. 120% 
Marg.: Schup der Eittlichkeit.) 
$. 120b der Vorlage iſt wejentlich neu. Derjelbe ber 
ftimmt: 

Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, Dies 
jenigen Einrichtungen zu treffen und zu ımterhalten 
und diejenigen Borjchriften über das Verhalten ber 
Arbeiter zu erlafen, welche erforderlich find, um 
die Aufre re der guten Sitten und bes Ans 
jtandes zu ſichern. 

Suöbejondere muß, ſoweit es die Natur des Be— 
triebes zuläßt, bei der Arbeit die Trenmung ber 
—* durchgeführt werden. 

In Anlagen, deren Betrieb es mit ſich bringt, 
daß die Arbeiter ſich umkleiden und nach der Arbeit 
fi reinigen, müffen ausreichende, nach Geſchlechtern 
getrennte Ankleide- und Waſchräume vorhanden fein. 

Die Bedürfniganftalten müſſen fo eingerichtet fein, 
dab jie für die Zahl der Arbeiter ausreichen, 
daß den Anforderungen ber Gejundheitspflege ent 
ſprochen wird und daß ihre Benutzung ohne Vers 
legung von Sitte und Anſtand erfolgen kam. 

Hier erregte ebenfalls die abjolute Faſſung des Abſatz 2 
Bedenken; es wurde zwar wiederum hervorgehoben, daß 
die Anwendung des im Abja 1 ausgeiprodienen Grunde 
fapes, welche im Abſatz 2 aefordert werde, Ziel und Mafı 
in der im Abſatz 1 geforderten „Aufrechthaltung der guten 
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Sitten und des Anftandes"” finde. Diefes wurde indeſſen 
mehrjeitig nicht als gemügende Beruhigung erachtet. Cs 
gehe zu weit, überall Trennung der Gejchlechter zu 
verlangen, wo fie „nah der Natur des Betriebes" 
möglich jei. In kleineren Betrieben mit wenig Wrbeitss 
fräften, wo vielleicht Gejchwilter zufammen arbeiteten, in 
Anlagen, die eine räumliche Erweiterung nicht zuließen, fei 
eine folde Forderung zu weitgehend. Won einer Seite 
wurde e8 jogar für beſſer erachtet, daß die Gejchlechter 
zufammen arbeiteten, wie auch die Erziehung der Geichlechter 
zufammen den Vorzug verdiene. Weit entfernt, daß das 
Bufanmenarbeiten z. B. in Eigarrenfabrifen die Sittlichleit 
ihädige, ſei daſſelbe — jo glaubte ein Redner aus feinen 
Erfahrungen hervorheben zu follen — geeignet, Sitte und 
Anftand zu fördern, Ungehörigfeiten fernzuhalten. Bon ars 
derer Seite wurde es als noch unentjchiedene Streitfrage 
betrachtet: ob immer und überall die Trennung der Ge- 
ichlechter das richtigfte jei. 

Die Majorität der Kommifjion Hielt den Grundſatz 
ber Vorlage: dab die Trennung der Gefchlechter Ziel und 
Negel bilden müſſe, feit, befämpfte von diefem Standpuntte 
aus auch den Antrag (Nr. 1): daß die Trennung nur 
dann und „jomweit e& zur Sicherung der guten Sitten und 
des Anftandes erforderlih fei," vorgefchrieben fein folle, 
weil derjelbe diefen Standpunkt nicht genügend zum Aus: 
drud brädte. Die Regel, Trennung der Gejchlechter, müſſe 
feitgehalten werden umd dürften nur foweit von derjelben Aus— 
nahmen eintreten, als entweder diefe Trennung nad) „der Natur 
des Betriebes" unmöglich ei, oder aber durd die Art des 
Betriebes genügende Garantie für Aufrechterhaltung der 
guten Sitten und des Anftandes geboten jei. 

Ein Antrag (Nr. 2) letzterer Richtung fand (mit 17 
Stimmen) Mmahme Derſelbe wurde in der zweiten 
Leſung redaktionell als Zuſatz zu Abſatz 2 gefaßt: „jofern 
nicht die Mufrechthaltung der guten Sitten und des Ans 
ftandes durch die Einrichtung des Betriebes ohnehin ge— 
ſichert iſt.“ 

Abſatz 3 wurde dahin interpretirt, daß, wenn Um— 
fleides und Waſchräume eingerichtet — vielleicht auch auf 
Grund des $. 1204 obligatoriſch gemacht — würden, dann 
diefelben für die Geſchlechter getrennt anzulegen jeien. 
Dieje Forderung wurde für ee et erachtet, und 
der Borichlag; getrennte Benußung (nadeinander) als 
genügend zu erachten, abgewiejen. Die Anregung, die 
Einrichtung getrennter Ankleides und Waſchräume obliga- 
torifch zu machen, wurde nicht weiter verfolgt aus Rüdficht 
darauf, daß $. 120b auch auf die kleinſten gewerblichen 
Anlagen Anwendung finde. 

Der Antrag zu Abſatz 4: daß überall für die Geſchlechter 
getrennte Bedürfnißanſtalten eingerichtet werden follten, 
wurde aus derjelben Rüdfiht von Antragfteller jelbjt zus 
rüdgezogen. . 

8 120c. 

(Marz.: Schup der jugendlichen Arbeiter unter 18 Nahren.) 

$. 1200 entſpricht dem Abſatz 1 des $. 120 der be- 
en Gewerbeordnung und wurde in erjter wie zweiter 
Lejung ohne Diskujfion angenommen. 


$. 1204. 
(Marj.: Anortnungen der Polizeibehörden. 
$. 120d bejtimmt: 

Die zuftändigen Bolizeibehörden find befugt, 
im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen 
die Ausführung derjenigen Maßnahmen an— 
zuordnen, welche zur Durchführung der in 88. 1204 
bis 1200 enthaltenen Grundjäge erforderlich und 
nad) der Beichaffenheit der Anlage ausführbar er: 
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ſcheinen. Sie können anordnen, dal; den Arbeitern 
zur Einnahme von Mahlzeiten außerhalb der 
Arbeitsräume ang emeſſene, in der falten Jahres: 
zeit geheizte Näume unentgeltlich zur Verfügung 
geftellt werden. 

Soweit die angeordneten Mafregeln nicht die 
Beſeitigung einer dringenden, das Leben oder bie 
Gejundheit bedrohenden Gefahr bezweden, muß 
für die Ausführung eine angemeſſene Friſt ge 
laſſen werden. 

Den bei Erlaß diejes Gejeges bereits beſtehen— 
den Anlagen gegenüber können, jo lange nicht 
eine Erweiterung oder ein Umbau eintritt, nur 
Anforderungen geitellt werden, welche zur Bes 
feitigung erheblicher, das Leben, die Geſund— 
heit oder die Sittlichfeit der Arbeiter gefährbender 
Mißſtände erforderlich oder ohne unverhältnih- 
mäßige Aufwendungen ausführbar erjcheinen. 

Gegen Die —— der Polizeibehörde ſteht 
dem Gewerbeunternehmer binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörbe zu. 

Es handelt fih in diefem Paragraphen um Anord— 
mungen der Polizeibehörden gegenüber einzelnen Unter: 
nehmungen. Die Tendenz der meiſten Anträge ging dahin, 
Kautelen zum Schuß der Unternehmer zu ſchaffen, reip. 
eine ſachlundige und gerechte Feitjegung zu ſichern, wäh— 
rend der Antrag (Nr. 1), dag die Anordnung nur „nach 
Einvernehmen mit den zuftändigen Huffichtsbeamten“ ges 
troffen werden jolle, nach der Motivirung der Antragfteller 
mehr eine Anregung für die Polizeibehörden bezielen jollte. 
Wenn der Wortlaut des Antrages Das aud nicht aus— 
ipreche, fo werde Die Nothwendigkeit des „Einvernehmens“ 
body thatlächlih dahin führen. VBezüglih des Antrages 
Mr. 2): daß erft „nad Anhörung der Unternehmer 
und der in diefen Betrieben bejtehenden jtändigen Arbeiters 
ausſchüſſe“ die Anordnungen erfolgen jollten, wurbe be 
tont, daß in eriter Linie die Anhörung der Arbeiteraus— 
ſchüſſe — weldye Einrichtung hoffentlich allgemein werde 
— bezwedt jei. Der Antrag (Nr. 4), dem legten Abjag 
beizufügen: 

Iſt der Beſchwerdeführer Mitglied einer Berufs: 
genoſſenſchaft, fo ift auf Antrag deſſelben vor der 
Zurüdweifung der Beſchwerde der Genoſſenſchafts— 
vorjtand, ſoſern die Berufsgenofjenichaft in Set: 
tionen getheilt it, der Seltionsvorjtand gutachtlic 
zu hören, 
wurde befonders aud) damit begründet, daß in vielen Fällen — 
ſoweit es fich um Unfallverhütung handele — die Berufsgenoffen- 
ſchaft direkt betheiligt jei. Eine unnöthige Inanipruchnahme 
rejp. Verzögerung des Verfahrens ſei ausgeſchloſſen, da die 
Anhörung nur auf Antrag des Arbeitgebers, alfo nur dann, 
wenn dieſer auf günftigen Entſcheid rechnen zu können 
glaube, eintreten werde. 

Segen ſämmtliche Anträge wurde zumächft geltend ge— 
macht, daß die Vorlage inhaltlich fich mit der beftehenden 
Gewerbeordnung ($. 120 Abſ. 3) dede, nichts Neues ent 
gebe Wenn bisher Anftände ſich nicht ergeben hätten, 
o würden Diefelben aud in Zukunft kaum zu befürchten jein. 
Thatfächlid) jeien es meiftens die Unffihtsbeamten, von welchen 
die Unregungen reip. Vorjchläge ausgingen. Wenn der Fabrik: 
inſpektor Ungehörigfeiten oder Mängel gelegentlich der 
Reviſion vorfinde,jo verfuche er es zunächſt in Güte, den Arbeit⸗ 
geber zur Befeitigung derjelben zu beitimmen. Sei diefes ohne 
Erfolg, jo wende fid) der Fabrikinſpeltor an die Polizeibehörde. 
Nah $. 139 b ſiehe dem Fabrilinſpektor eine ſolche polizeis 
lie Anordnung auch direft zu; bisher feien freilich die 
Auffichtsbeamten angemiejen, von diefem Recht polizeilicher 
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Verfügungen feinen Gebraud) zumachen, und zwar im Intereffe | 


ihrer St 
ſachkundigen 
daß es ſi 


Sei ſo ſchon in der Regel die Mitwirkung von 


eien (3. B. einfache Maßnahmen der Lüftung, Reinigung, 
Beleuchtung zc.), dab oft ein rajches Handeln nothwendig 
ſei (3. B. zur Seritellung der FFeuerficherheit, Bejeitigung 
von Erplofionsgefahr zc.). Die Volizeibehörden feien ohnehin 
läſſig genug, man möge diejelben doch nicht noch beſtärken 
in ihrer Unthätigleit durch unnöthige Weiterungen. Die 
Berufsgenoſſenſchaften jeien einfeitige Interejlen-Berbände, 
um jo mehr, ald die Mitwirkung der WArbeiter-Bertreter 
nicht vorgejehen ſei; diejelben würden ftets geneigt fein, 
gegen die Polizei, für ihren Standesgenofjen zu enticheiden. 
Wenn auch dem Urtheil der Berufsgenofjenjchaft feine 
entjcheidende Bedeutung eingeräumt werden folle, jo jei doch 
bei der vielfachen jozialen —— der Polizeibehörden 
von den Arbeitgebern auch ſelbſt das moraliſche Gewicht eines 
ſolchen Urtheils nicht zu unterſchätzen. Endlich wurde auf 
die Ungleichmäßigleit des Verfahrens für Arbeitgeber, die 
einer erufögenoffenfchaft angehören, und ſolche, die nicht 
berufsgenofjenichaftlih or: anti find, hingemiejen. 

Die Majorität der Kommilfion erachtete die Bedenken 
nicht für jo widtig, daß fie gegemüber der innern Bes 
redhtigung und Zweckmäßigkeit des legteren Antrages ent: 
icheibend in die Wagichale fallen könnten. Den Berufs— 
genojienjchaften ſei doc einmal das ganze Gebiet der 
Unfallverhütung zugewielen, jie hätten fid) auf Diejem 
Gebiete vollauf bewährt; da fei es auch angemefjen und 
im Intereife der Stärkung der Selbitverwaltungsorganifation 
mwünjchenswerth, daß ihnen Gelegenheit zu gutachtlicher 
Aeußerung gegeben werde. Es biete immerhin einen ge- 
wiſſen ———— Schutz gegen polizeiliche Willkür, 
andererſeits liege ja die Entſcheidung bei der höheren Ver— 
— — 

Der Antrag (Nr. 4) auf eventuelle gutachtliche 
Aeußerung der Berufsgenoſſenſchaften wurde angenommen; 
die übrigen Anträge fanden Ablehnung. 

In Leſung wurde aud die Ginbringung 
des Gutachtens eines unbetheiligten Sachverſtändigen vor- 
gejehen und eine FFrijtbeftimmung für Einbringung des 
Gutachtens aufgenommen, jonft der Zuſatz erjter Leſung 
in rebaftioneller Aenderung beftätigt, außerdem noch die 
Beſchwerde an die Zentralbehörde ausdrücklich vorgejehen. 


$. 120e. 
(Marg.: Schußz · Vorſchriſten des Bundesraths oder der Landes · 
Centralbehoͤrden.) 

Auch $. 120e der Vorlage deckt ſich weſentlich mit $. 120 
Abſ. 3 der beftehenden Gewerbeordnung. (Neu ift die durch 
Sperrbrud dharakterifirte Beitimmung.) Derfelbe bejtimmt: 

Durch Beihluß des Bundesraths können Vor— 
ihriften darüber erlaffen werden, welchen An— 
forderungen in bejtimmten Arten von Anlagen zur 
Durdführung der in den $$. 120a bis 120c ent 
haltenen Grundſätze zu genügen ift. 

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des 
Bundesraths nicht erlaſſen ſind, können dieſelben 
durch Anordnung der Landes-Zentralbehörden 
oder durch Polizeiverordnungen der zum Erlaſſe 
ſolcher berechtigten Behörden unter Beachtung des 
$. 81 des Unfallverf erungsgefeßes vom 6. Juli 
1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69) erlaflen werden. 

Durch Beihluß des Bundesraths kann für 
ſolche Gewerbe, in welden durh übermäßige 
Dauer ber tägliden Arbeitszeit die Ges 
ſundheit der Arbeiter gefährdet wird, die 


Das gejichert, jo jei weiterhin zu erwägen, | 
meiftens um wenig bedeutungsvolle Anordnungen | 
a die vielfach aud von Laien leicht zu beurtheilen | 
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Dauer der zuläffigen täglidhen Arbeits 
eit und der zu gemwährenden Paufen vorges 
—J—— werden. 

Die durch Beſchluß des Bundesraths erlaffenen 
Vorſchriften find durch das Neichs-Gefepblatt zu 
veröffentlichen. 

Zunächſt wurde auch hier eine Berückſichtigung der Be— 
rufsgenoffenihaften beantragt, ſei es, daß dieſelben 
jelbftändig neben Bundesrath und Landes Zentralhehörden, 
jei e8, daß fie in Weiſe der Begutachtung zur Mitwirkung 
berufen würden. An erjierer Richtung wurbe der Antrag 
(Nr. 1) geitellt, als 1. Abſatz zu ſetzen: 


Die auf Grund der Unfallverjiherungsgeieße 
beftehenden rg aa find befugt, I 
den Umfang des Genoſſenſchaftsbezirls oder für 
bejtimmte Induftriezweige oder Betriebsarten oder 
beftimmt abzugrenzende Bezirke zur Durchführung 
der in den $$. 120a bis 1200 enthaltenen Grund» 
ſätze Vorjchriften zu erlaffen, unter — der 
eig mit Geldſtrafe bis zu 300 Mark. 

f diefe Vorfchriften finden die Beitimmungen ber 
88. 78 bis 86 bes Unfallverfiherungsgejeged vom 
6. Zuli 1884 entiprehende Anwendung. Die Aufs 
ficht über die Ausführung der von den Berufs- 
genoſſenſchaften erlaſſenen Vorſchriften fteht (außer) 
den Beauftragten der Berufsgenoſſenſchaften (der 
ordentlichen) Polizeibehörde) zu. 2. letztere 

efugt, für den Fall, daß eine Berufsgenoſſenſcha 
von ihrer Strafgewalt bei —— Zuwider⸗ 
handlung gegen die erlaſſenen Vorſchriften nicht 
genügend Gebrauch macht, die Bejtrafung der 
Zuwiderhandelnden nad) Maßgabe des Artikels IV 
Ar 4 herbeizuführen.) 

Unbeſchadet der den Berufsgenoffenichaften vor— 
fiehend eingeräumten Befugnife können durch Bes 
ſchluß des Bunbdesraths ... . (mie Vorlage). 

Zur Begründung diefes Antrages wurde ausgeführt: 

Wie den Berufsgenofjenihaften (meben den Polizei— 
behörden, den Landes=Zentralbehörden und dem Bundes: 
rath) das ganze Gebiet der Unfallverhütung gemäß 
den Unfallverfiherungsgeießen zugewieſen ſei, Hier fo 
ein Nebeneinanderarbeiten von Berufsgenoffenihaften und 
Behörden jeit Jahren bejtehe und fi) in jeder Richtung 
bewährt habe, die auch durch vorliegende Novelle als 
weckmähig beitätigt werde, jo möge man auch bezüglich 
er Kraniheitsverhütung und des Schuges der Sitt- 
lichkeit den Selbjtverwaltungsorganen eine freie Bes 
thätigung neben den Behörden ermöglichen, — nicht im 
Erſehung, jondern in Ergänzung der „Bureaufratie”. Diejes 
liege um jo näher, als Unfallverhitung und Seranfheits- 
verhütung vielfad) ineinandergreife, ja felbit vielfach Fragen 
der Sittlichkeit mit berührt würden. So liege 3. B. das 
Verbot des Schnapsgenuffes. in Fabriken, das Berbot der 
Berwenbung von Arbeiterinnen für beitimmte Arbeiten (3. B. 
in überheiken Räumen, an gefährlichen Maſchinen ze.) oft 
ebenjo jehr im Intereſſe der Unfallverhütung wie der Sitt- 
lichfeit. Der innige Zuſammenhang zwijchen Unfall und 
Krankheitsverhütung jei aber erft recht Har. Das werde Nie- 
mand bezweifeln, daß jorgfältige —— Reinigung, 
gute Lüftung, richtige Temperatur auch die Unfallgefahren 
mindere; bab übermäßige Arbeitszeit und die Damit gegebene 
Abftumpfung und Uebermüdung die Gefahren fteigere. Ein 
Bid in die von den Berufsgenoffenihaften getroffenen 
Unfallverhütungs-Borjchriften beitätige dieſe Wahrheit. In 
der Sammlung der „Unfallverhütungs-Vorſchriften“, 
—— vom Verbande der deutſchen Berufsgenoſſen— 
chaften durch R. Platz (Berlin 1889) ſei eine Reihe ſolcher 
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Vorſchriften, z. B. bezüglich Lüftung gejchloffener Arbeits: 


räume (bei 24 Berufsgenojlenfchaften Bd. I ©. 33 f.), 
Entfernung gejundheitsichädlicher Gaſe aus Gasleitungen, 
Gruben und Kanälen (l. ec. S. 34f.), Verbot des Aus: 
ruhens an Gejundheit und Leben bedrohenden Orten 
(S. 35), ja jelbjt bezüglich der Waſch- und Speije-Wärme- 
einrichtungen (S. 36) aufgeführt. 

Die Berufsgenoſſenſchaften folle man in diefem Streben 
unterjftügen und mit entjprechenden gejeglichen Nechten 
ausftatten. Diejes liege um jo näher, als früher ſowohl 
von Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen — 
ipeziell vom Herrn — € Fürſt Bismarck — wie 
auch von Wortführern des Neidhstages der Gedanke ver: 
treten worden fei, den ganzen Mrbeiterfhuß den Berufs— 
genoſſenſchaften zu übertragen, wie denn aud in den 
„Grundzügen” des Alters: und Juvaliditätsverjiherungs: 
gejeßes den Berufsgenofjenichaften das Necht zum Erlaß 
von VBorichriften zum Schuß von Gefundheit und Leben vor: 
gejehen geweſen ſei. Wenn nun auch von den Berufs- 
genoffenshaften als Trägern der Anvaliditätsverfiherung 
abgeichen, und damit eim wichtiges Compelle zum Gr: 
laß von die Gefundheit jhügenden Einrichtungen und Bor: 
ſchriften bejeitigt fei, fo bleibe doch no ein genügendes 
Intereſſe und fei es jedenfalls unbedenklich, aud) jegt 
noch den Berufsgenofjenichaften jene ihnen früher zugedadhten 
Aufgaben zu übertragen. 

Den‘ — werde mit Annahme des An⸗ 
trages ein dankbares Feld der Wirkſamkeit eröffnet. Das 
Intereſſe der Berufsgenoſſenſchaſt ergebe ſich aus dem 
ſchon gezeichneten Zuſammenhang sollen Unfalle und 
Kranfheitsverhätung. 

Da die ARuwaliditätsverjiderungs = Anftalten jeden— 
falls ein direkles und nachdrüdliches Antereffe an der 
Kranfgeitsverhütung hätten, jo jei es nicht ausgeichlofien, 
daß dieſe Die —— durch Gewährung ent⸗ 
ſprechender Vergünſtigungen in den Beiträgen (bei Feſt— 
ftellung und Einſchähung in den Gefahrentarif) für die 
——ã— — noch mehr zu intereſſiren ſuchten. 
Endlich ſei auch das ideale Intereſſe, wie es durch Ehre, 
Pflicht und Verantwortung gegeben ſei: für das ſittliche 
und geſundheitliche Wohl ihrer Arbeiter zu ſorgen, der 
Pflidhtvergejienheit ihrer Standesgenoſſen ng zu 
treten und damit den berechtigten lagen ber Arbeiter 
den Boden zu entziehen, doch auch nicht zu vergeffen. 

Uebrigens bezwede ja der Antrag nicht etwa Befeitigung 
oder Hemmung der Thätigkeit der Behörden, ſondern wolle 
nur Konkurrenz berufsgenojienjchaftliher und ſiaatlicher 
Thätigkeit. Schaden könne aljo die Annahme des Antrages 
in feinem falle, aber wohl nüßen. Zweck fei, möglichjt 
viele Organe für die wichtigen Ziele der 88. 120a—120e in 
Bewegung zu feßen. Deshalb ſei auch die Mitwirkung der 
Polizei-Organe für die Ausführung der berufsgenoſſen— 
ſchafllichen Vorſchrifien in Vorſchlag gebracht, weil hier ja 
nicht blos ein berufsgenoffenfchaftliches, fondern zugleich auch 
ein öffentliches ntereffe in Frage komme. Eine gegen: 
feitige Anregung und Unterftügung fei auch in der Richtung 
möglich, dab die Behörden den Berufsgenofienichaften 
anheimgäben, Vorſchriften zu treffen, widrigenfalls fie ſelbſt 
vorgehen würden, daß fie die von den Berufsgenofien- 
ichaften getroffenen Vorfchriften auch auf andere Unter 
nehmungen ausdehnten ꝛc. Was im Wege der Gelbft- 
verwaltung geregelt werben könne, ſoll man berjelben 
überlafjen; die Berufögenoffenfepaften würden diefen Weg 
meiſtens vorziehen. Berufsgenoſſenſchaften wie Behörden, 
vor Allem aber die Arbeiter würden nur gewinnen, 
werm beide Wege zum Ziele eröffnet würden. 

Von derjelben Seite, von welder vorftehender Antrag 
ausging, wurde aud die Regelung der Arbeitszeit 


| 


durch die Berufsgenoſſenſchaften vorgejchlagen durd folgende 
Einſchiebung vor dem letzten Abjag: 


Soweit ſolche Verordnungen nicht erlaflen find, 
kann durch die auf Grund der Unfallverficherungs- 
gefeße errichteten Berufsgenoflenihaften für den 
Umfang des Genoſſenſchaftsbezirles oder für be= 
ſtimmte — ven oder Betriebsarten ſolche 


Feſtſetzung getroffen werden. Auf dieſe Vor: 
ichriften Inden die Veftimmungen bes Abjag 1 
Anwendung. 


Bezüglicd) dieſes Autrages wurde hervorgehoben, 
daß Hier neben den bereits angeführten Rückſichten 
materieller und idealer Art auch das Antereije einer ge— 
wiſſen Regelung der Produktion, wie es in ben 
Beitrebungen mander induftrieller Verbände ſich geltend 
made und 3. ®. in dem Schweizer Stiderverbande in 
berechtigter Weife Geftalt gefunden, in die Wagſchale falle. 
Daß diefes Intereſſe ſich nicht einfeitig Geltung verichaffe, 
dagegen biete die geforderte Beſtätigung bes Reichsver— 
jiherungsamtes Garantie. 


Der Antrag wurde fowohl von Kommijfionsmitgliedern, 
wie von Seiten der Vertreter der verbündeten Negierungen 
befämpft. It wurde die Faſſung bemängelt: Wie 
das „Unbeſchadet“ zu verftehen ſei? Mann ein „nicht ge— 
nügender Gebrauch“ vorliege? Ob aud die Fabrilk— 
injpektoren zufländig fein ſollten? Ob von zwei Seiten 
ra vorgenommen und Strafen ausgeiprochen werben 
ollten? 

Als materielle Bedenken wurden angeführt: die Gefahr 
von Kollifionen zwiſchen Berufsgenofjenichaften und ihren 
Beauftragten einerjeitd und den Behörden andererjeits; Die 
Komplizirtheit der Verordnungen, die jchon jept groß fei. 
Den Berufsgenofjenichaften Tiege die Unfallverfiherung ob, 
und fo hätte ihnen auch die Unfallverhütung nicht verſagt 
werden können; Die weiteren hier im Frage kommenden 
Aufgaben aber gingen über den Rahmen ihrer Thätigkeit 
hinaus. Wohl ſei ja früher daran gedacht worden, ihnen 
auch weitere Aufgaben zuzumeifen, aber diejer Weg gewerb- 
licher Selbitverwaltung fer eben verlafjen und es laſſe fich 
nicht jegt nebenbei ein Theil derjelben den Berufsgenoſſen— 
ſchaften übertragen. Die Berufsgenofienichaften eigneten fich 
ihrer ganzen Zuſammenſetzung nad) wenig für dieſe Auf— 
aben. inerieits gebe es eine Reihe von Berufsgenoſſen— 
haften, die alle möglichen Berufszweige umfaßten. Als 
Beiſpiel wurde die chemiſche Berufßgenoffenjcait angeführt. 
Weiter jeien alle Nebenbetriebe der Berufsgenoſſenſchaft des 
Hauptbetriebes zugewicien. So würde .der Borjtand reip. 
die Majorität Anordnung für eine Reihe von Betrieben 
ireffen, die fie nicht kennt. Es kämen zudem aud) allge 
meine ggragen 3. B. baupolizeilicher Art in Betracht, denen 
ebenfalls die Berufsgenoſſenſchaften faum gerecht werben 
fönnten. Dem Reichsverjiherungsamt jtehe feine weitere 
Einwirkung zu, als die Genehmigung zu verfagen. Das: 
jelbe entbehre zubem entiprechender Beamten, um allen 
Fragen gerecht zu werben, fei auch jegt ſchon — Nun 
gar die Regelung der Arbeitszeit den Berufsgenoſſenſchaften 
zuzuweiſen, gehe noch weniger. Da kämen allgemeine 
wirthſchaftliche Intereſſen — vor Allem Die der Kon— 
ſumenten — in Frage, denen die Berufsgenoſſenſchaften 
nicht gerecht werden fönnten. Bubem gäbe es neben— 
einander bejtehende Berufsgenofjenihaften derſelben In— 
duftrie (3. B. der Tertilinduftrie), während Die u Ser; 
blos eine einheitlihe für ganz Deutfchland fein Könnte, 
Wenn num z.B. die — Weit, Tertilberufsgenoflenihaft 
einfeitig die Arbeitszeit reduziren wollte, jo würden gar bald 
dringende BVorftellungen an den Bımdesrath kommen, die— 
jelbe Arbeitszeit aud für die anderen Berufsgenofien- 
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ſchaften obligatoriſch zu machen, da die rheiniſch-weſtfäliſchen 
Induſtriellen ſonſt nicht die Konlurrenz beſtehen könnten. 
Weſenllich dieſelben Bedenken, wenn auch nicht in dem— 
ſelben Maße, wurden gegen die Anträge (Nr. 2, 3 und 5) 
geltend gemacht, welche bezwecken, daß vor derartigen 
Anordnungen des Bundesrathes oder doch der Landes— 
tralbehörden die Vorſtände ber betheiligten 
erufsgenoffenihaften gutadhtlih gehört werden 
jollten. Zudem fehle die Gegenfeitigfeit: die Berufs- 
genoffenichaften handelten ohne Fühlung mit den Behörden, 
während letztere auf bie Berufsgenoffenfehaften Rüdficht 
nehmen jollten. An jachverftändigem Beirath fehle e8 weder 
dem Bundesrath noch ben Landes-Zentralbehörden. Bor 
Allem ſei diefer in den FFabrifinfpeftoren gegeben. Diele 
böten mehr Gewähr eines objektiven Urtheils, wie die viels 
leicht einfeitig intereffirten Berufsgenoffenjchaften. Die Ans 
hörung ber Berufsgenofienichaften führe zu weitläufigen 
Verhandlungen, die ſolche Anordnungen hr erſchweren 
würden. Meiſtens würden eine Reihe von Berufsgenoſſen— 
ſchaften in Frage kommen, ſo daß es unter Umſtänden ſogar 
ſchwierig fein könne, auch nur feſtzuſtellen, welche Berufs— 
genoſſenſchaften „betheiligt” ſeien. Soweit es förderlich er— 
ſcheine, wärben Bundesrath und Landesbehörden ſchon ſelbſt 
die Berufsgenoſſenſchaftsorgane um ihr Gutachten angehen. 
Von einer Seite wurde die Befürchtung ausgeſprochen 
daß, wenn mehrere Anftanzen zur Regelung berufen feien, 
mohl feine etwas ihun würde. Auch auf bie ſchon jeht 
beſtehende Weberlaftung ber Berufsgenoffenihaften wurde 
— Vor Allem fand aber die Gefahr von Kolli— 
onen der verſchiedenen Beamten Ausdruck. 
Zur Klarſtellung des erſten Antrages wurde betont, 
daß die Regelung gerade ſo gedacht ſei (und auch wohl 
durch das Wort „unbeſchadet“ entſprechend zum Aus— 


drud komme), wie fie bezüglich der Unfallverhütung in |. 


der Vorlage felbjt gegeben fei. Alle Schwierigfeiten und 
Bedenken, weldje gegen den Antrag geltend gemacht würden, 
beitänden in em Maße bezüglich der bejtchenden und 
in ber Vorlage bejtätigten Regelung. Bei der Unfall 
——— beftänden auch zwei fonfurrirende Inſtanzen ſo— 
wohl in Erlaß wie in Durchführung von Maßnahmen. 
Wenn hier Schwierigkeiten jih kaum ergeben hätten, fo 
lönne aud Die weitere naturgemäße Ausdehnung des 
Gebietes (auf die Krankheitöverhütung) jo gefährlich nicht 
jein. Neu am Antrage fei, daß die Polizeibehörden aud) 
direft die Durdführung der berufögenofienidhaftlichen 
Anordnungen erzwingen könnten, falls die Berufsgenofiens 
ichaftsorgane ſelbſt nicht „ausreichenden“ Gebrauch von 
ihrer Strafgewalt machten. Der Gedante ſei aud) hier ges 
weſen, jedenfalls die Durhführung zu fihern, aber der 
Antragfteller giebt zu, dab dieſer Einbrud in die Selbſt⸗ 
verwaltung Bedenken habe, und zieht dieſen Theil des Uns 
trages (die eingellammerten Worte) zurüd. Selbſtverſtändlich 
jei daſſelbe Recht, wie den Polizeiorganen, auch den Fabrik: 
infpeftoren (emtiprechend $. 139b) zugedacht geweſen. Die 
Sorge, daß das Neichs-Verficherungsamt oder die Berufs— 
gerofenhafe überlajtet würden, möge man dieſen ſelbſt 
berlaffen. Daß die Berufsgenoifenfchaften einfeitig zu 
ihrem Schaden vorgehen würden (5. ®. bezüglich ber 
Arbeitözeit), jei eine überflüflige Sorge, wie andererjeits das 
Reichs: Verfiherungsamt jchon korrigirend eingreifen und 
namentlih auch event. die Minoritäten in den Berufss 
genoſſenſchaften jchüßen werde. 

Die Majorität der Kommiſſion (gegen 5 Stimmen) 
lehnte es ab, den Berufsgenoffenichaften eine jelbitftändige 
Initiative bezüglich des ganzen weiten Gebietes zuzuweiſen, 
wollte aber eine vorgängige gutachtliche Anhörung wenig- 
ftens bei Anorbnungen der Landes= Zentralbehörden und 
ber Bolizeiverordbnungen gefihert willen. Bejonderes 
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Gewicht wurde auf die Mitbetheiligung der Urbeiter- 
vertreter ($. 79 des Unfallverfiherungsgefeßes von 1884) 
gelegt. Bon einer Seite wurde zwar das Vertrauen auf bie 
Arbeitervertreter nicht getheilt, weil die Hülfskaſſen bei ber 
Wahl derjelben ausgeſchloſſen und dieſelben zu ſehr 
dem Einfluß der Arbeitgeber ausgejept ſeien. Die ganze 
Betheiligung der Berufsgenofienichaften wurde als ein 
Hemmniß der Thätigkeit der berufenen Organe betrachtet. 
Die Anſchauung der Majorität (13 gegen 11 Stimmen) 
aber fand in folgendem Zuſatz zu Abſatz 2 Ausdrud, 
welcher in der zweiten Lefung folgende Faſſung erhielt: 
Bor dem Erlaß folder Anorbnungen ift ben 
Vorftänden der betheiligten Berufsgenoflenichaften 
oder Berufsgenofjenihafts-Seltionen Gelegenheit 
m einer gutachtlichen Weußerung zu geben. Auf 
Biefe finden die Beltimmungen des $. 79 Abſatz 1 
des Gejeßes, betreffend die Unfallverfiherung der 
Arbeiter, vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. ©. 69) 
Anwendung. 

Der Antrag (Nr. 4): von ber Berechtigung ber 
Polizeibehörden wie der Landes- Zentralbehörden (durch 
Streihung des Abſatzes 2) abzufchen, oder doch jebenfallg 

egen Anordnungen ber letzteren eine Beſchwerde an ben 
Bundesrat zugulafien, wurde (gegen 4 Stimmen) abgelehnt. 
Der früheren Beichlüffen ———— daß die Vorſchrif⸗ 
ten dem nächſten Reihstage zur Kenntni a mitgetheilt 
werden follten, wurde auch hier (zum legten Abſah) beichloffen. 

Bezüglich des Abſatzes 3 wurden zwar von berjelben 
Seite und aus benjelben Gefichtspuntten, wie früher bes 
züglich der Ausdehnung der Sonntagsruhe durch Kaiſer— 
liche Verordnung ($. 1058), Bedenken laut, aber es wurde 
denjelben weitere Folge (durd; Anträge) nicht gegeben und 
der Abjag mit Majorität beſchloſſen. 

In der zweiten Leſung wurde Abſatz 2 (entgegen 
dem Antrag Nr. 1) aufrecht erhalten, dem Zuſatz Die 
oben mitgetheilte veränderte Faſſung (Antrag Nr. 2) gegeben 
und dann der ganze Paragraph mit Majorität angenommen. 


I, Berhältniffe der Gefellen und Gehülfen. 
(88. 121—125.) 
$. 121. 

$. 121 der Borlage giebt nur die Beftimmung ber 
beftehenden Gewerbeordnung wieder: 

Gefellen und Gehülfen find verpflichtet, den 
Anordnungen der Arbeitgeber in Beziehung auf 
die ihnen übertragenen Wrbeiten und auf Die 
äuslihen Einrichtungen Folge zu leiften; zu 
äuslichen Arbeiten find fie nicht verbunden. 

Bon einer Seite wurde beantragt, hinter dem Worte 
„Gehülfen“ einzufchalten: (Bedienungsperjonal in Gaſt— 
und Schankwirthſchaften, Gehülfen in Gärtnereien). Der 
Zweck des Antrages war, Kellnern und Gärtner-Gehülfen 
die Stellung als freie gewerbliche Wrbeiter zu fichern, 
während fie heute vielfach als Geſinde betrachtet würden 
und ben überlebten Beſtimmungen der Gefindeordnung 
unterjtänden. Sowohl von den Vertretern der verbündeten 
Regierungen wie von Mitgliedern der Kommijfion wurde 
der Antrag befämpft. In den Saft: und Schanfwirth- 
ihaften auf dem Lande wie aud) in den Heineren Wirth: 
ihaften der Städte ftehe das Bedienungsperjonal dem 
(zur Familie gehörigen) Gefinde näher, wie ben gewerb- 
lichen Arbeitern, ja vielfach werde die Bedienung von dem 
Gefinde und den Familiengliedern felbt bejorgt. Ebenſo 
werde die Gärtnerei vielfach (im Nebenbetrieb) von Knechten 
und Mägden beforgt, wie andererjeits in Handelsgärtnereien 
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das Perfonal zum Theil auch als „Handlungsgehülfen“ 
elten könnte. Es jei willkürlich, dieſe verſchiedenen 

erhältniffe unter eine Schablone zu bringen, und 
richtiger, es bei der bisherigen Drdnung zu belaffen und 
auf die bezeichneten Perfonen die Beltimmungen der Ges 
werbeordnung nur in foweit Anwendung finden zu laſſen, 
als die thatfächlic im einzelnen Falle gegebenen Verhält— 
niffe die Anwendung diejer Beftimmungen gerechtfertigt er: 
fcheinen lichen. Was das Bedienungsperjonal in Gaft- und 
Schanlkwirthſchaften anlange, jo werde dafjelbe in den meiften 
Fällen aud) jchon nach der bejtchenden Gewerbeordnung als 
unter den Begriff der gewerblichen Arbeiter im Sinne des 
Titel \1l fallen. Der Antrag wurde abgelehnt. 


$. 122. 
(Marg.: Auflündigung.) 
Auch $. 122 dedt ſich mit der beſtehenden Gewerbe— 
ordnung. 
Das Nrbeitsverhältnik zwiſchen den Gejellen 
oder Gehülfen und ihren Arbeitgebern kann, wenn 
nicht ein Anderes verabredet ift, durch eine jedem 


Theile freiftehende, vierzehn Tage vorher erklärte | 


Aufkundigung gelöjt werden. 


In der Kommiffion fand es in der zweiten Leſung 
allgemeine Billinung, die in $. 134 b bezüglich der Fabrik⸗ 
arbeiter bejchloffene Beitimmmung, daß die Kündigungss 
friften für beide Theile (Arbeitgeber und Urbeiter) 
gleiche fein müßten (vergl. Bericht ad $. 134 b), in dieſen 
Baragraphen einzufeßen, um dieien Schuß allen gewerblichen 
Arbeitern zu fichern, 5 122 erhielt demnach (in Faſſung 
ber Redaktions-Kommiſſion) folgenden Zuſatz: 

Werden andere Aufkündigungsfriſten verein— 
bart, jo müſſen fie für beide Theile gleiche 
fein. Vereinbarungen, welche biejer Beſtimmung 
zumiderlaufen, find nichtig. 

In der zweiten Leſung wurde ferner der Antrag 
geftellt, die in erfter Lejung (als $. 1330) bezüglich der 
Werkmeiſter aufgenommene allgemeine Beſtimmung aud 
bezüglich der Geſellen und Gchülfen einzuführen (durd) einen 
Bufag: Paragraphen 122u.): 

Jeder der beiden Theile fann vor Ablauf dir 
veriragsmäßigen Zeit und ohne Inmehaltung einer 
Kündigungsiriit die Aufhebung des Dienjtverhält- 
niljes verlangen, wenn ein widhtiger, nad den 
Umjtänden des alles die Aufhebung 
redhtfertigender Grund vorliegt. 

Zur Begründung befjelben wurde angeführt, daß es 
außer den in $$. 123 und 124 aufgeführten geſetzlich aner— 
fannten Gründen fofortiger Entlaffung refp. fofortigen Aus: 
trittes (ohme Auflündigung) noch —— andere Gründe 
geben könnte, die eine ſofortige Löſung des Verhältniſſes 
rechtfertigten, z. B. wenn Todesfälle, ſchwere Krankheit in der 
Familie des Arbeitnehmers oder Arbeitgebers die Fortſetzung 
der Arbeit rejp. des Betriebes unmöglich madıten. 
Diefe Gründe feien jo mannigfaltig, daß fie nicht ein— 
zeln aufgezählt werben könnten. Dem Richter müfle es 
vorbehalten fein, unter Abwägung aller Umftände zu ent 
ſcheiden, ob die rechtlichen Vorausſetzungen einer ſofortigen 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes gegeben ſeien. Auch im 
ge Be ſei eine ähnliche Beitimmung vorgejehen. 

s jei aber um jo nothwendiger, die Gründe der zuläfjigen 
Vertragslöfung in eine allgemeine und möglichſt er— 
ihöpfende formel zu fallen, weil dadurch der Begriff 
des Bertragsbruds eime Begrenzung erhalte, melde 
es erleichtere, die von der Kommilfion im $. 125 (in erjter 


Lejung) vorgejehenen Rechtsfolgen an den Vertragsbrud) 


anzulmüpfen. 


(Bericht der achten Rommilfion.) 


Sowohl von Seiten der Vertreter der verbündeten Re— 
gierungen wie von der Majorität der Kommilfion wurden 
Bebenfen gegen ben Antrag geäußert. Die Faſſung jei 
zu allgemein. Nicht blos daß die ganze Enticheidung 
dem richterlihen Ermeflen (dev Gemwerbegerichte) anheim 
gegeben jei, bedenkliher noch jei, daß Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer jeden Grund als „wichtigen“ umd bie Auf: 
löſung des Vertrages rechtferligenden zu betrachten geneigt 
jein würden und fo die Sicherheit des Arbeitövertrages 
überhaupt in Frage gejtellt werde. Jede ſolche Loderung 
des Verhältniiies ſchädige aber auf die Dauer die Arbeit: 
nehmer am meijten, indem die Arbeitgeber daraus Anlaf 
nehmen würden, jede Kündigungsfrift auszufchließen. Von 
einer Seite wurde eine Vermittelung dahin verſucht, daß 
für Die Fälle längerer (als 14tägiger) Kündigungs- 
frift obige Beltimmung Pla greifen follte (Antrag Nr. 3), 
allein auch diejer Vorſchlag wurde ebenjo wie der Haupt- 
antrag abgelehnt. 


$. 123. 
(Marg.: Gründe ber Entlafjung.) 


Im * 123 werben die nejeglih anerlannten Gründe 
der Entlaſſung (ohne Innehaltung der Kündigungsfriit von 
Seiten des Arbeitgebers) aufgeführt (emtjprechend ber be- 
ftchenden Gewerbeordnung). Ein Antrag, dab aud Thät— 
lichkeiten oder Drohungen (dev Gejellen oder Öehütfen 
gegen Mitarbeiter, die „ein gedeihliches Weiterarbeiten in der— 
jelben Fabrit unmöglich“ machen, als Grund der Ent 
laffung gelten follten, wurde vom Antragſteller felbft zurück— 

ezogen. Der Begriff „Drohungen“ wurde als zu unbes 
timmt erachtet. Wenn die Bejtimmung aud) in $. 124 
Aufnahme finden ſollte — was die Gleichberechtigung von 
Arbeitgeber und -Nehmer fordere — dann mürben bie 
Arbeiter in der Lage fein, durch abfihtlihe Hervorrufung 
von Streitigkeiten ftets den fofortigen Austritt Durdhzufegen. 


In ber zweiten Leſung wurde beidjlofien, den in 
$. 123 unter Ziffer 8 bezeichneten Entlajfungsgrund dahin 
einzufchränfen, daß die Entlaffung nur dann zuläſſig fein 
jolle, wenn der Arbeitnehmer „zur Fortſeßzung ber Arbeit 
dauernd unfähig” jei. Der Zuſatz („dauernd“) wurde 
damit begründet, daß auch ſchon vorübergehende Unfähigkeit 
zur Fortſetzung der Arbeit z. B. durd Krankheit als Ent- 
lafjungsgrund geltend gemacht und in richterlichen Urteilen 
anerfannt worden jei, 

Entjprechend einem Zuſatz zu Ziffer 3 in $. 124 m 
erſter Leſung wurbe aud zu Bilfer 7 bes $. 123 der 
Verſuch fittliher Verführung als Entlafjungsgrund aners 
kannt. 

$. 124. 
(Marg.: Gründe des Austritts [ohne Kündigung.) 

$. 124 ftellt (in Uebereinftimmung mit ber beftehenben 
Gewerbeordnung) die Gründe feit, welche Gejellen und 
Gehülfen zum jofortigen Austritt aus der Arbeit (ohne 
Innehaltung der Kündigungsftift) berechtigen. Hiernach 
iſt denfelben der Austritt geftattet: 

1. wenn fie zur fyortfegung der Arbeit unfähig werben; 

2. wenn ber Arbeitgeber oder jeine Vertreter ſich 
Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen bie 
Arbeiter oder gegen ihre SFamilienangehörigen zu 
Schulden lommen laffen; 

3. wenn ber Arbeitgeber oder jeine Bertreter oder 
Familienangehörige derſelben die Arbeiter oder 
deren framilienangehörige zu Handlungen verleiten 
oder mit ben FFamilienangehörigen ber Arbeiter 
Handlungen begehen, weldje wider die Gejehe ober 
die guten Sitten laufen; 
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4. wenn der Arbeitgeber ben Arbeitern den ſchuldigen 
Lohn nicht in der bebungenen Weile auszahlt, 
bei Stüdlohn nicht für ihre ausreichende Beſchäfti— 
gung forgt, oder wenn er fich widerrechtlicher 
Ulebervortheilungen gegen fie jchuldig macht; 

5. wenn bei Fortſetzung der Arbeit das Leben oder 
die Gejundheit der Mrbeiter einer erweislichen 
Gefahr ausgefegt fein würde, welche bei Eins 
gehung des Arbeitsvertrages nicht zu erfennen war. 


Zunächſt wurde beantragt (Nr. 1) in Biffer 3 Hinter 
„verleiten” einzufegen: „oder zu verleiten verſuchen“. 
Es liege ein dringendes Bedürfniß vor, insbejondere bei weib- 
lichen Arbeitern, fie auch vor dem Verſuche der Verleitung 
zu Schü Die —— Rechtſprechung der Gerichte 
habe aber erwieſen, daß ſolcher Schuß bei ber jetzigen 
Geſetzesfaſſung nicht immer gegeben jei. . 

Der Antrag fand einftimmige Annahme. 


Beiterhin wurde in Ziffer 4 Streihung des Wortes 
„widerrechtlicher“ beantragt (Nr. 2). Jede „Lebervors 
teilung“ ſei genen das (natürliche) Recht und müſſe ver: 
boten jein rejp. den Arbeitnehmer berechtigen, den Bertrag 
als aufgelöjt zu betrachten. Die meijten Mitglieder hielten 
es jedod für bebenklih, den „jelbitverjtändlichen" Zuſatz 
fallen zu laſſen, da der Begriff „Uebervortheilung“ zu alle 
gemein jei und der Willfür der Auslegung jeitens ber 
Arbeitnehmer wie vielleicht auch feitens der Brichter Thür 
und Thor öffne; dieſe Gefahr jei um jo größer, wenn bie 
bejtehende Zuſatzbeſtimmung bejeitigt würbe. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 


Zu Ziffer 5 wurde der Antrag (Mr. 3) geitellt, bie 
Worte: „welche bei Eingehung des Arbeitsvertrages nicht 
zu erfennen waren” zu ftreichen. Wenn bei Fortſetzung 
der Arbeit Leben und Geſundheit des Arbeiters erweislich 
einer Gefahr ausgefegt fei, jo müſſe dieſe Thatiache ges 
nügend fein, um den Wrbeiter zum fofortigen Austritt zu 
berechtigen. Der Arbeiter habe vielleicht, durch Noth ges 
wungen, die Arbeit übernommen; er habe die ganze Ge— 
fahr nicht eingefehen oder nicht genug gemürdigt; da fei 
e3 doch hart und nicht mit der Humanität vereinbar, ihn 
zur Fortſetzung bderielben zu zwingen. Demgegenüber 
wurde ausgeiührt, daß fait alle Arbeiten eine gewiſſe 
Schädigung und Gefährdung von Gefundheit und Leben 
mit fi führten. Nah dem Antrag würde jeder Berg— 
mann, Dachdecker ꝛc. jederzeit aus der Wrbeit austreten 
fönnen. Wenn die Arbeit durch bejondere Umſtände eine 
auferordentlihe Gefahr in ſich schließe oder wenn ſich 
herausitelle, daß die Arbeit gerade für die individuelle 
Konftitution des betreffenden Urbeitnehmers (3. B. bei 
Schmwindjuchtsanlage) einen bejonders Hohen, nad den 
allgemeinen Berhältniffen nicht vorauszufehenden 
Grad der Sefundheitsihäbigung mit fid) bringe, jo werde 
ber Richter auch in ſolchen Fällen gewiß eine (auch bezüg- 
lih des Grades) „nit vorauszuſehende“ Gefahr 
anerkennen. Auch von Seiten der verbündeten Regierungen 
wurde hervorgehoben, dab «8 eimer Menderung der gegen: 
mwärtigen Faſſung der Ziffer 5 um jo weniger bedürfe, als 
— der Austritt * Kündigung nicht nur gerecht⸗ 
ertigt erſcheine, wenn die Exiſtenz einer Gefahr nicht zu 
erkennen war, ſondern auch dann, wenn das Maß der 
Gefahr ſich nachträglich als größer erweiſe, als beim Eintritt 
in die Mrbeit den Umftänden nah anzunehmen war. 


Der Antrag wurde zurüdgezogen. 

In zweiter Leſung wurde in Ziffer 1 in Konſequenz 
ber entiprechenden Menderung im $. 123 Biffer 8 vor 
„unfähig“: „dauernd“ eingeidhoben, 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 
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$. 126. 
(Marg.: Entihädigung im Falle des Vertragebruchs.) 
$. 125 bejtimmt: 

Hat ein Geſelle oder Gehülfe vor rechtmäßiger 
Beendigung des Arbeitsverhältnifjes die Arbeit 
verlafien, jo kann der Arbeitgeber an Stelle der 
Entihädigung eine an ihn zu erlegende Buße 
fordern, welche für den Tag des Vertragsbrud)s 
und jeden folgenden Tag der vertragsmäßigen 
oder geſetzlichen Arbeitszeit, höchſtens aber für ſechs 
Wochen bis auf die Höhe des ortsüblichen Tage: 
lohns ($. 8 des Krantenverfiherungsgejepes vom 
15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. S. 73) ſich be 
laufen darf. Daſſelbe Recht Steht dem Gejellen 
oder Gehülfen gegen den Arbeitgeber zu, wenn er 
von dieſem vor rechtmäßiger Beendigung des 
Urbeitöverhältniijes entlaſſen worden it. 

Ein Arbeitgeber, welcher einen Geſellen oder 
Gehülfen verleitet, vor rechtmäßiger Beendigung 
bes Arbeitsverhällniſſes die Arbeit zu verlajien, 
ift dem früheren Urbeitgeber für den dadurch ent= 
ftehenden Schaden oder die verwirfte Buße als 
Selbjtjchuldner mitverhaftet. In gleicher Weife 
2is ein Arbeitgeber, welcher einen Gejellen oder 

ehülfen aumimmt oder behält, von dem er weiß, 
daß derjelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit 
nod verpflichtet ift. 

Den Gejellen und Gehülfen jtehen im Sinne 
des vorftehenden Abſatzes die im $. 119 Abſatz 2 
bezeichneten Perſonen gleich. 


(Marg.: „Buße.“) 
en den neuen Abjaß 1, ber an den Bertragsd- 
bruch eine Buße nüpft, erhoben fih aus der Kommijjion 
zunächſt Bedenfen Hinfihtlih der Wortfajjung Wenn 
die Buße den Fan des Verlaſſens der Arbeit vor 
rehtmäßiger Beendigung des Arbeitsverhältniſſes 
treffen folle, jo frage es ji, wann eine rehtmäßige 
Beendigung gegeben fer, es bleibe unentidjieden, ob die obs 
jeftive VBertragsverlegung genüge, oder die ſubjektive (dolofe) 
Vertragsmwidrigfeit erfordert werde. Nach allgemeinen civil 
rechtlichen Grundjägen ſei Erfteres anzunehmen, dagegen 
Lepteres, wenn man den Strafdiarafter der Buße in das Auge 
fafle. Sonad bleibe es zweifelhaft, ob in den zahlreiden 
Fällen, in denen der Arbeiter Grund zum Verlalien der 
Arbeit zu haben glaube, dieſer Grund jedoch vom Richter 
nidt als ausreihend amerfannt werde, wo alſo 
fein böjer Wille des Mrbeiters vorliege, nad civil 
rehtlihen Grundſätzen aber die Pflicht zur Entſchädi— 
gung beftehe, nun aud an Stelle der Entſchädigung 
die Buße gefordert werden könne. Daß ferner der Arbeit— 
geber an Stelle der Entihädigung eine Buhe fordern 
kann, laffe die Frage ofien, warn das Wahlrecht des 
Arbeitgebers aufhöre, ob mit der lage, dem Erlaß des 
Urtheils oder der Rechtskraft des Urtheils. Dürfe z. B. der 
Arbeitgeber, wenn das Urtheil auf den Buhantrag ihm 
nicht gefalle, auf dafjelbe verzichten und in einem zweiten 
Prozeſſe die „Entſchädigung“ einflagen? Daß endlich die 
Buße für jeden Tag, höchſtens aber für ſechs Wochen 
berechnet werde, laſſe zweifelhaft, ob das ridhterliche Er— 
meſſen in gleicher Weije, wie bezüglid der täglichen Höhe 
der Buße, auch Hinjichtlich der —* uer walten dürfe, 
ob alſo z. B. ein Vertragsbrud, der ſich auf ſechs Wochen 
erſtrecke, vom Richter mit einer Buße für nur zwei Wochen 
belegt werden bürfe. Leßteres wurde von den Vertretern 

der verbündeten Regierungen bejaht. 
Sachlich wurde fodann gegen den neuen Abſatz 1 vors 
getragen, daß der Arbeitsvertrag auf dem Boden des Civil— 
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rechts ftehe umd daher nur den Schuß aller Eivilredhte 
(Klage auf Erfüllung und Entihädigung), nicht aber den 
des Strafrechts benöthige. Wenn für die Anwendung des 
Lepteren auf die Häufigkeit der Vertragsbrüche der Arbeiter 
—— werde, jo vergeſſe man, daß eine Statiſtik 
arüber fehle, wer hieran im legten Grunde die Schuld 
trage; man unterlaffe auch, die ungemein zahlreicheren Fälle 
in Vergleich zu ziehen, in welden Bertragsverlegungen 
der Arbeitgeber gegen die Arbeiter, ber Handwerker und 
Kaufleute gegen ihre Auftraggeber flattfinden. Tauſende 
von Eivilprozeifen jeien hervorgerufen durch Vertragsbrüche 
und nur zum geringjten Theile feien Arbeiter hieran bes 
theiligt. Warum folle deshalb nur gerade der Arbeits: 
vertrag mit jtrafrechtliher Sicherung umgeben werden? 
Wenn man für das öffentlihe Intereſſe in dieſer 
Hinfiht auf die großen Wrbeitseinftellungen der Neu: 
zeit verweije, fo jeien Diefe nicht wegen der Vertrags— 
brüde, jondern auch 4 ſolche nadıtheilig; die legten 
Urfachen der Arbeiterausjtände jeien nicht felten bei den 
Arbeitgebern, meiſtens aber in wirthichaftlichen und 
fozialen Bewegungen von folder Triebfraft zu ſuchen, daß 
das Verſchulden und der Einfluß des einzelnen Arbeiters 
weit zurüdtrete. Letzterer Umſtand Hindere auch gerade 
für ſolche Fälle der mafjenhaften Arbeitseinftellung die vors 
beugende und erziehende Wirkung der vorgejehenen Straf 
beftimmung. Sei dieje ſonach weder nöthig, noch nützich, 
fo gefährde fie andererjeits den fozialen Frieden, weil fie 
in ihrer ifolirten Aufftellung gerade nur für den Arbeits: 
vertrag und nicht für alle anderen Gattungen von Ber: 
trägen ben Charakter ober mindeftens den Anſchein eines 
Ausnahmegejfehes gegen die Arbeiter trage und bei ihrer 
maffenhaften Anwendung in wirthichaftlihen Kriſen ben 
vorhandenen Urſachen der Unzufriedenheit eine neue hinzu— 
füge. Die ſcheinbare Gleichſtellung des Vertragbruches der 
Arbeitgeber mit dem der Wrbeitnehmer entbehre bes 
praftiichen Werthes, weil der Arbeiter bei widerrechtlicher 
Entlajfung jelbitverftändlih für die noch ausftehende Ver— 
tragszeit feinen Lohn fordern könne, daher feine Ber: 
anlajjung habe, den ortsüblihen Tagelohn als Buße zu 
forbern. 

Gegen die praftiiche Verwendbarkeit der von dem Ent: 
wurfe vorgejehenen Bußbeftimmung wurde weiter bie 
Schwierigkeit geltend gemacht, welhe aus dem Mangel 
jeder geſetzlichen Handhabe für das richterliche Ermeſſen er- 
wachſen müſſe. Wenn es, wie die Negierungstommillare 
die Vorlage nun erläuterten, dem Richter bei einem Ver— 
tragsbruche, der fih auf eine ſechswöchige Vertragsdauer 
beziehe, freiftehe, für einen Tag oder für ſechs Wochen die 
Buße zu berechnen, wenn er den täglichen Bußanjag von 
einem Pfennig bis zum Betrage des ortsüblihen Tagelohues 
bemeſſen fönne, fo bebürfe es für den gewiffenhaften Richter der 
fubtilften Erwägungen hinfichtlic der Schadens- und Schuld- 
frage, um die Höhe ber Buße feſtzuſetzen; Willkür fei hier— 
bei nicht zu vermeiden, die Unparteilichfeit und das Anjehen 
der Richter zumal bei großen Arbeiterbewegungen gefährdet. 
ebenfalls jei mit Einführung eines fo weit gehenden rich— 
terlichen Ermefjens für die — der Buße mindeſtens 
dieſelbe Schwierigkeit geſchaffen, die man bei dem Beweiſe 
der Höhe der Entſchädigung fürchte. Uebrigens ſei 
lehterer Beweis durch die neuere ee anjehnlich 
erleichtert, da nad $. 260 der Civil-Prozeßordnung die 
freie richterliche Ueberzeugung im Scadensbemweile walte 
und die Einführung der Gewerbegerichte die Prozeß und 
Beweisführung in Fragen des Wrbeiterrechtes weſentlich 
vereinfache. 

Dieſen auf Befeitigung der Buße abzielenden Ausführungen 
ftellten die Vertreter der verbündeten Regierungen und einige 
Kommilfionsmitglieder den Gedankengang der Regierungspor: 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


lage entgegen. Die Häufigfeit der Vertragsbrüche trage ben 
Charakter einer öffentlichen Kalamität; in den legten Jahren ſei 
insbejondere der Fall gleichzeitigen maſſenhaften 
Vertragsbruchs Häufig gewejen, woraus große Schädi- 
gungen des Vollsvermögens, Benadhiheiligungen insbejondere 
auch der Arbeiter jelbjt und gefährliche Schwankungen auf 
faft allen Gebieten des gewerblichen Lebens entjtanden feien. 
Bußbeftimmungen feien unferem Rechte aud in Civil 
verhältnijjen nicht fremd, es liege in ihnen kein Verſtoß 
gegen die jonjtigen Grundjäge des Privatrechtes, da bier 
öffentliche Intereſſen in —— — Angeſichts der 
großen Belaſtung, welche dieſes Gejeh zum Wohle der 
Arbeiter den Arbeitgebern auferlege, könne ein beredhtigtes 
Mißtrauen, alö juche man die Arbeiter durdy Ausnahme: 
bejtimmungen zu kränken, bier ebenjowenig wie bei ben 
— — des $. 153 auflommen. Andererſeits 
habe der Wrbeitgeber, dem das Geſetz jo große 
Opfer anfinne, ein Recht auf nachhaltigen gejeglichen 
Schuß des mit diefen Opfern belafteten Arbeitsverhältnifjes. 
Nur die vorgejchlagene Buße könne dieſen Schu aus: 
reihend gewähren. Auch dem Urbeiter bringe die Buß— 
beſtimmung ern indem fie dem unfittlichen Gedanken, 
als dürfe der Arbeiter aus widerrechtlichen Vertragsbrüchen 
eine Befferung feiner Lage erwarten, entgegenwirke, badurd 
die Neigung des Arbeiters kräftige, feine Verträge zu ehren, 
und folgeweile aud den Werth dieſer Verträge und das 
Vertrauen dem Arbeiter gegenüber erhöhe. Auch ſchaffe die 
Vorlage dem Arbeiter für den Fall des Vertragsbrudes bes 
Arbeitgebers wenigſtens bei Arbeit gegen Stüdlohn an— 
ſehnliche Beweiserleichterung. : 

Es wurde aus der Koumiffion erwibdert, daß mit den 
jeßt den Arbeitgebern auferlegten Opfern nur längjt ®er- 
ÜAtımtes nachgeholt werde, daß aber auch diefe Opfer durd) 
bie rg fompenfirt werden, welche der Induftrie ſelbſt 
für die Dauer aus der zwedmäßigeren Einrichtung der 
Arbeit und beſſeren Behandlung der Arbeiter erwachſen 
müßten. Auf die Buße der Arbeitgeber würden bie 
Arbeiter gerne verzichten, da fie bei Berabredung von Tage 
lohn nicht nöthig und bei Stüdlohn regelmäßig nicht wor: 
theilhaft für die Arbeiter fei. Die Moral der Arbeiter 
werde man mit foldyen Heinen Mitteln nicht heben. Wo 
im Rechte fonft die Buße eingeführt ſei, fei fie regelmäßig die 
Folge ftrafrechtlicher Delikte und finde deshalb auch im Straf 
verfahren ihre Erledigung; eine Analogie dieſer Fälle und 
bes Falles einfachen Bruchs des Arbeitsvertrags liege nicht vor. 


(Marg.: Firirte Entſchaͤdigung.) 

Im Weiteren wurde aus der Kommilfion von der: 
felben Seite, welche die Buhbeftimmung mißbilligte, 
und aud von anderen Vlilgliedern angeregt, daß es 
zwedmäßig fein werde, im Intereſſe der Wermeidung 
von Prozeſſen über die materiellen Folgen der Ver— 
tragsbrüche eine feit bejtimmte Entjhädigung ge 
ſetzlich einzuführen, welde die Frage nach Eriftenz und 
a des Schadens dem Streite und dem ridhterlichen 

eſſen 84 entrüde (Antrag Nr. 6). Es ſei 
nah den Auffaſſungen und Gewohnheiten der beutichen 
Richter trog freier Beweiswürdigung doch jeder Schadens: 
beweis mit anſehnlichen Schwierigleiten verfnüpft. Dem 
Richter, wie den Betheiligten müſſe es erwünſcht fein, 
für fälle widerrechtlicher Vertragslöfung diefen Schwierig: 
feiten zu entgehen. Daher möge man in diejen Fällen 
dem vertragstreuen Theil das Necht gewähren, für den 
Tag des Vertragsbruhs und jeden folgenden Tag ber 
nod) ausſtehenden Vertragsdauer ftatt der im Einzelnen zu 
beweijenden Entihädigung eine fejte nicht zu arbitrirende 
Schadensjumme = fordern. Dieſer Gebanfe fand in der 
Kommiffion den Wideripruch eines Theiles der Mitglieder, 


s eichstag. 


welche die Befürchtung ausſprachen, hier werde auf einem 
Umwege und unter anderem Namen die von ihnen vers 
worfene Buße eingeführt; dem Arbeiter jei es gleich, 
welchen Namen die Sade trage; eine fejte Eutſchädigung 
welche auch damı bezahlt werden müſſe, wenn der wirf- 
lihe Schaden geringer ſei, ja wenn gar fein Schaden vors 
liege, fjei eben eine Buße umd fei mit aller Ungerechtigkeit 
und allen Bedenken belaftet, die jchon gegen die eigentliche 
Buße dargelegt feien. Die Mehrheit der Kommilfion und 
für den Fall, day die Negierungsporlage feine Aus— 
licht auf Annahme babe, auch die Negierungstommiljare 
erflärten jich für den Gedanken der fein Entihädiaung, 
zu deſſen Empfehlung noch weiter —— gemacht wurde, 
daß er ein geſundes Prinzip der Beweisvereinfachung in 
das Rechtsleben einführe, ein Prinzip, welches auch für 
zahlreiche andere Fälle vertragswidrigen Handelns em— 
pfehleuswerth und mit gewiſſen Beſchränkungen der Auf— 
nahme in die lommende Civilgeſetzgebung fähig, übrigens 
auch jetzt ſchon in manchen Geſetzen ausgedrüft ſei. Hiermit 
ſtehe man auf dem allgemeinen privatrechtlichen Boden, 
und wenn die Anwendung dieſes Örundiaßes auch unter 
Umftänden die Folge haben fünne, daß eine Entichädigung 
bezahlt werden müſſe, wo gar fein Schaden oder nur ein 
geringerer Schaden beftehe, jo feien dieje Fälle doch keines— 
wegs jo häufig, als die anderen, in benen der Schaden 
bejtehe, aber ſchwer nachweisbar jei. Selbft wenn die 
burd den Wustritt des Arbeiters entjtandene Lüde jofort 
wieder ausgefüllt werde, liege, zumal in Fleineren Betrieben, 
meijtens ein Schaden in dem Umſtande, daß ein weniger 
mit der Arbeit und den Verhältniſſen vertrauter Arbeiter 
an bie Stelle des eingeübten trete, Jedenfalls jei es aber 
bei Einführung des Prinzips der feiten Entſchädigung nicht 
beabjihtigt, bei mangelndem Schaden eine Zahlungs— 
pfliht zu schaffen, ſondern diefe im einzelnen ‘Falle 
vielleicht eintretende Wirkung ſei nur eine kaum vermeid- 
liche, die jonftigen Vortheile nicht aufwiegende Folge des 
Grundjages, daß das Beweisverfahren über Eriftenz und 
Größe des Schadens und über die Schuldfrage ar 
werden ſolle. Erwägungen jtrafredhtlicher Art, wie fie der 
Buße zu Grunde liegen, * hier ganz ferne. Immerhin ſei 
darauf zu achten, daß die Zeit, für welche die feſte Ent 
ihädigung in Anipruc genommen werden könne, beſchränkt 
werde, damit ber Betrag für dem Arbeiter nicht drückend 
fei. Es wurde als Tagesbeirag der ortsüblidhe Tages 
lohn, als längfte Zeit die Zeit von jechs Tagen vorge: 
ichlagen. 

Von anderer Seite wurde die Zeit von 2 Wodjen vorge: 
ſchlagen (Antrag Nr. 9) und als Tagesbetrag der durch— 
ſchnittliche nn ge (Antrag Nr. 11) Es 
wurde gelte gemacht, daß heute fchon bei ber 
Scwierigfeit, den Arbeiter zum Halten des Bertrags 
zu zwingen, die Neigung der Mrbeitgeber vorliege, den 
Arbeitsvertrag auf beliebige Kündigung zu ftellen, dann 
allein ſei die Pofition der Arbeitgeber und Arbeiter 
gleih. Beſchränke man die fefte Entihädigung auf 
ſechs Tage, jo werde fi bald ſiatt der jeitherigen 
I4tägigen eine einwöchige Kündigungsfrift herausbilden; 
damit jei dem Arbeiter jelbit nicht gedient. Dagegen wurbe 
aus ber Kommilfion eingewendet, daß man erfahrungsges 
mäß eine weite Kreije ergreifende Herabjeßung der Kündi— 

ungsjriften aus diefen Gejichtspunften wohl nicht zu bes 
Fürd)ten habe, daß aber eine im Heinften Rahmen wegen 
ihrer überwiegenden Bortheile zu empfehlende fejte Ent- 
ſchädigung unbillig wirken fönne, wenn man fie über dieſen 
Nahmen ausdehne. Darüber, daß fakultativ anftatt des 
Rechtes auf feite Entihädigung das Recht auf vollen 
Schabenserfag benupt werben dürfe, beitand gleiches Ein— 
verjtändnig wie darüber, daß die Geltendmahung des 
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erjteren Rechts das letztere ausichliefe und daf gleiche 
Nechte dem Arbeiter gegen den Arbeitgeber zuftehen follen. 

Die Abftimmungen eriter und zweiter Lefung ergaben die 
Annahme des auf die fefte Entihädigung mit dem ortsüblichen 
Tagelohn gerichteten Antrages, und zwar in erjter Lejung 
mit der Grenze von ſechs Tagen, in zweiter Leſung von 
einer Woche, lepteres deshalb, weil auf den Fall zuläffiger 
Sonntagsarbeit Nüdfiht genommen und Anſchluß an die 
Faffung der übrigen Theile des Geſetzes geſucht wurde. 
Ein Antrag, gegenüber dem Anſpruch auf feite Ent- 
ſchädigung den Beweis geftatten, daß fein ober ein 
geringerer Schaden erwachſen fei, wurde abgelehnt, weil 
er wieder alle Schwierigkeiten nad) ſich ziehe, die man 
durch die feite Entſchädigung bejeitigen wolle, und von einer 
Vertheilung der Beweislaft ausgehe, welche unferem gegen- 
mwärtigen Prozeßrecht fremd fei. 

Aus der —— über Abſatz 1 erwuchs die oben 
behandelte Antragſtellung zu 8. 1220. Außerdem ergab 
fih das Bedürfniß der Umgeftaltung einer Mehrzahl ber 
nad der Eintheilung des Stoffes in erjter Leſun eits 
erörterten, in der Ziffernfolge zum Theil nadhjtehenden 
Paragraphen. 


(Marg.: Lohneinbehaltungen.) 
So drängte fi) von Neuem die Erwägung auf (vergl. 
5 115), ob nicht im Interefje aller Betheiligten im Zujammen- 
ange mit Abſatz 1 des $. 125 auch die Frage zu regeln jei, 
welde Lohneinbehaltungen zur Sicherung ber Ent- 
ſchãdigungsanſprũche zuläſſig ſeien. Von einer auch den Ar— 
beitern günjtigen Regelung dieſer Frage erklärten mehrere 
Mitglieder ihre Zuſtimmung zur jetzigen Faſſung des Abjag 1 
abhängig. Die Kommiſſion hielt in diefer Hinficht die 
. 115 und 117 in ihrer ſeitherigen Faſſung weder für 
hinlänglich deutlich, nod) für ausreichend. Angeſichts einiger 
Urtheile deutſcher Gerichte aus neuerer Zeit erichien es 
insbejonbere als fraglid, ob Vereinbarungen über Rü 
behaltung und Verwendung von Lohn zur Entihädigung 
wegen Vertragsbruchs gejeglich zuläffig jeien. Bon Seiten 
ber Regierungsvertreter wurde dies wenigjtens in Bezug 
auf die Rüdbehaltung des Lohnes bejaht; die Ver— 
wendung beffelben zum Schadenerſatz ergebe ſich dann 
von jelbit aus dem Nedhte der Kompenjation. Es wurde 
in der Kommiljion von einer Seite der Standpuntt vers 
treten, daß alle Verträge wegen Rüdbehaltung von Lohn 
für ungültig erklärt werden jollten. Dieje Verträge jeien 
verderblih für den Arbeiter, überlieferten ihn der Noth 
und ben Wucjerern, feien auch unmoraliſch, weil ber Ars 
beiter jelten mit völliger {Freiheit fontrahire.. Die Mehr- 
heit ftimmte dieſer Anfıgt wicht bei, jondern hielt zwar 
einerjeits einen Schuß des Arbeiters gegen übertriebene 
— andererſeits aber auch einen Schuß des 
Arbeitgebers gegen die Zahlungsunfähigkeit des vertrags- 
brüdjigen Arbeiters für erforderlih. Aus Diejen (rs 
wägungen erwuchs bereits in erjter Lejung ein Untrag 
(Nr. 2) zu Abſatz 1 des $. 125, Lohneinbehaltungen 
nur bis zu 10 Prozent der einzelnen Lohnzahlung und nur 
bis zum Gejanmtbetrage eines durchſchnittlichen Wochen— 
lohnes zu gejtatten, das eg ern aber zu Gunften der 
Arbeiter bis zur Beendung des Wrbeitsverhältnifjes im 
Sparkaſſen anlegen zu laffen. Der leptere Theil des An— 
trages wurde wegen der Schwierigkeit praktiſcher Durd- 
führung in erfter Leſung abgelehnt und in zweiter nicht 
wiederholt; der erjtere Teeit wurde zwar an Diefer Stelle 
in erjter Lejung abgelehnt, dagegen in zweiter Leſung 
modifizirt als erſter AÄbſatz des F. 119a angenommen. Bei 
der einzelnen Lohnzahlung darf hiernach mehr als '/4 des 
Lohnes und in Allem mehr als ein durchfchnitilicher Wochen— 
lohn nicht zurüdbehalten werden. 
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ARE SD Reichstag. Altenſtück Nr. 190. 


(Marg.: Anwendung auf Fabriten. 

Es verblieb noch das Bedenken mander Mitglieder, 
daß die Lohneinbehaltungen im Zufammenhange mit dem 
Rechte auf fefte Entihädigung gemäß Abjap 1 des 5. 125 zu 
einer ungerechtfertigten Bereicherung namentlid) größerer 
Arbeitgeber in Wirklichkeit oder doch nad) derMeinung der Ar- 
beiter führen könnten. Der Anregung, baf deshalb wenigftens 
in Fabriken der Betrag der feiten Entihädigung zu Wohl- 
fahrtszweden Verwendung finden jolle, wurde gegenüber: 
—5— daß dies in Fällen wirklicher Beſchädigung des 
Arbeitgebers unbillig gegen dieſen ſei und daß außerdem 
dadurch eine mehr pönale Auffaſſung in ben $. 125 ge— 
tragen werde. Die Mehrheit einigte ſich daher in zweiter 
Lefung auf den Schlußſatz des Abſatz 2 des $. 134, wo— 
nad Abſatz 1 des $. 125 auf größere Fabriken (von 20 
und mehr Arbeitern) überhaupt nicht Anwendung findet. 
Dagegen bleibt 2 119 a, welcher die Lohneinbehaltungen 
begrenzt, aud) für dieje Fabriken anwendbar. 

Für die Inhaber größerer Fabriken erwächſt aljo bie 
Nothwendigkeit, wenn fie für den Fall des Vertragsbrudjs 
der Arbeiter feite Entihädigungen nah Wehnlichkeit des 
Abjak 1 des $. 125 im Form von Lohnverwirkung 
wünſchen, ſich ſolche bejonders auszubedingen. 
Solche Verträge ſind, vorbehaltlich immer der Vor— 
ſchriften des 8. 119 a rüchſichtlich der Lohneinbehaltung, 
auch für kleinere Fabriken und für Handwerker nicht 
ausgeſchloſſen; fie werden aber bei dieſen wegen ber 
jegigen Faſſung des Abfa 1 des $. 125 feltener vor- 
fommen und lafjen andererieitS wegen der individuelleren 
Gejtaltung des Arbeitsverhältniifes im diejen Kleinbetrieben 
nicht leicht eine ee Begrenzung zu. Dagegen empfahl 
es ſich für die größeren Fabrilen mit dem Augenblide, wo 
man fie wegen des Schadenerſatzes aus Bertragsbrud 
auf bejondere Verabredungen verwies, dieſe zum Beſten 
der Arbeiter u begrenzen. Dieſe Begrenzung wurde auf 
Antrag aus der Kommilfion im der jekigen Faſſung des 
Abſatz 2 des $. 134 beichloffen, wonady nicht mehr, als 
die Verwirkung eines durchſchnittlichen Wochenlohnes als 
Schadenerſatz bedungen werden darf. Gntgegenjtehende 
Verträge würden nichtig fein. Die engere “Ben 
des 8. 125 Abſatz 1 auf den ortsüblichen Tagelohn einer 
Woche wurde hier, wo es fih um Verträge handelt, 
nicht für nöthig befunden. Es find aljo bei größeren 
Fabriken Zohneinbehaltungen nad) $. 119a und Lohn 
verwirfungen nad) $. 134 Abſatz 2 auf den Höchſtbetrag 
eines durchſchnittlichen Wochenlohnes beichräntt, während 
in allen anderen ÖGewerbebetrieben nur die Lohneinbe— 
haltungen an dieſe Grenze gebunden find. Das Bedenten 
aber wegen ber etwaigen ungeredhtfertigten Bereicherung des 
Arbeitgebers juchte man zu beieitigen durch die auf 
Antrag aus der Kommiſſion in Ziffer 5 des Abjak 1 von 
$. 134b aufgenommene Vorſchrift, wonach eventuell über die 
Verwendung verwirkter Lohnbeträge in der Arbeitsordnung 
Beftimmung zu treffen ift. Daß dieſe PVeträge nicht als 
Strafen erſcheinen, auf fie alfo nicht die 88. 134 b Abjap 2 
und 134 c Abjag 2 anwendbar jind, ergiebt der Zufammen- 
hang der Beſchlüſſe zweiter Lejung. 


(Marg.: Anwendung auf Betrieböbeamte ac.) 


Was die in $. 133a genannten Betriebsbeamten ze. 
angeht, fo finden nad) $. 133e auf diefe die SS. 125 und 
119a Abſatz 1 ebenfalls Anwendung, jedoch mit der Maß— 
gabe, daß nicht nur, wie bei anderen Arbeitern, die Abe 
änderung des $. 125, fondern aud die des $. 119a 
Abjag 1 durch Vertrag zuläffig it, weil hier das Bedürfniß 


einer Beſchränkung der Vertragsfähigfeit nicht geneben | 


ift und andererjeits häufig Anlaß zu größerer Sicherheits— 
leiſtung beſteht. 


(Bericht: dev. achten Kommiffton.) 


"Marg.: Berleitung zum Kontraftbruc.) 

Zu Abſatz 2 des S. 125 wurde bie redaktionelle 
Aenderung beichloffen, welche fi aus den Beſchlüſſen zu 
Abſatz 1 ergab. Außerdem beantragte ein Mitglied der 
Kommifjion, im zweiten Sape die Worte „oder behält“ zu 
ftreihen (Antrag Nr. 11). Es veritehe ſich wohl, daß 
man den Mrbeitgeber entſchädigungspflichtig mache, der 
einen Wrbeiter, wiſſend, daß er bereits durch Vertrag 
gebunden fei, in Dienft nehme. Dagegen jei e8 ein Un- 
recht, dieſem Arbeitgeber, wenn er den Arbeiter in qutem 
Glauben angenommen habe, eine Verantwortung dafür auf: 
zuerlegen, daß er ihn nicht jofort entlaffe, jobald er von 
dem früheren Vertrage 2. habe. Dadurch werde ben 
früheren Vertrage eine ſonſt nur bei dinglichen Belaftungen 
vorkommende Priorität eingeräumt, ein fchuldlofer Arbeit: 
geber, dem ein Arbeitserjag fehlt, möglicherweile | hmer ge: 
Ihädigt, der Arbeiter jelbjt leicht für die Dauer des erjten 
Vertrags brodlos und genöthigt, fortzuwandern; ber be 
abfichtigte Erfolg, den Mrbeiter zur Rücklehr zum erften 
Herrn zu zwingen, werbe in den feltenjten Fällen eintreten. Hier: 
gegen wurde erwidert, die jeitherige efegesbeftimmumng bietein 
Diejer Beziehung einen wirffamen Schuß gegen Vertragsbrüche 
der Arbeiter; falle fie weg, jo würden die größeren Arbeitgeber 
zu unliebiameren Schugmaßregeln genöthigt fein. Ob ein 
rbeitgeber bei Annahme eines Arbeiters deſſen ander: 
weite Vertragsverpflidytung gefannt habe, laſſe ſich nicht 
nachweiſen, und ſchon deshalb fei zur Beweiserleichterung 
die feitherige Beſtimmung —— Von Seiten des 
Antragſtellers wurde erwidert, daß man zu Zwecken einer 
Beweiserleichterung nicht ſo weit gehen dürfe, einen ganz 
Unſchuldigen zu belaſten, daß übrigens bei Zuhilfenahme 
des Zeugniſſes des bei diejer Frage unbetheiligten Arbeiters 
und eventuell des Beweismittel der Eideszuichiebung der 
fragliche Beweis feine bejonderen Schwierigkeiten biete. 
Ein vermittelnder Antrag, den Arbeitgeber nur dann für das 
Behalten des Arbeiters verantwortli zu machen, wenn ber 
frühere Arbeitgeber deſſen Rückkehr verlange, wurde in erjter 
Leſung abgelehnt, in zweiter nicht wiederholt, dem Antrage, 
die Worte „oder behält“ zu ftreichen, wurde jtattgegeben. 

In Abjah 3 fand nur die nothwendige Menderung des 
Allegates ftait. 

Ein Antrag (Nr. 17), als Abja 4 eine Beſtimmung 
aufzunehmen, wonad) die Streitigkeiten aus Abſatz 1 und 2 
der Buhtänbigteit der Gemwerbegerichte unterliegen, wurde 
zurüdgezogen, nachdem darauf hingewieſen und von der 
Kommiſſſon in Webereinftimmung mit den Regierungstom: 
miſſaren beftätigt war, daß nad) Beleitigung der Buße 
und Einführung einer einfachen beweisjreien Schadensforde: 
rung die Zuftändigkeit der Gewerbegerichte in Prozeſſen 
aus diejom Paragraphen zwijchen Arbeitgebern und Urbei- 
tern ganz außer Zweifel ftehe. 


III. Lehrlingsverhältniſſe. 
(88. 126—133.) 


$. 126. 
(Marg.: Pflichten des kehrherrn.) 
$. 126 deckt ſich mit der bejtehenden Gewerbeordnung. 
Derjelbe beftimmt: 

Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling in 
ben bei feinem Betriebe vorfommenden Arbeiten 
des Gewerbes in der durch den Zweck der Aus: 
bildung gebotenen Reihenfolge und eine 
zu unterweifen, Er muß entweder jelbit oder du 
einen geeigneten, ausdrücklich dazu beftimmten Ber 
treter bie Ausbildung des Lehrlings leiten. Er 
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darf dem Lehrling die zu feiner Ausbildung und | verträge ftempelfrei fein follen. Diefe Beftimmung fand 
zum Beſuche des Gottesdienftes an Sonn und | alljeitige Billigung. 


tagen erforderliche Zeit und Gelegenheit durch 
erwendung zu anderen Dienjtleiftungen nicht 
entziehen. Er hat den Lehrling zur Arbeitſamkeit 
und zu guten Sitten anzuhalten und vor Muss 
ſchweifungen zu bewahren. | 
In der Diskuffion wurden die vielfach herrjchenden | 
Mipftände im Lehrlingsweien erörtert und die Ausdehnung | 
des Urbeiterichußes auf alle Gewerbebetriebe, fpeziell auf | 
das ganze Handwerk befürwortet. Beſonders wurde die 
mißbrauchliche Verwendung der Lehrlinge zu häuslichen 
Arbeiten geſchildert. Diefe Erwägungen fanden in folgen: N 
den Anträgen Ausdruck: 
‚Zu häuslichen Dienftleiftungen, fowie zu Ars | 
beiten, die mit dem Beruf nicht in Direkter Be- 
ziehung jtehen, ift der Lehrling nicht verpflichtet, 
(foweit das nicht ausdrüdlich im Lehrvertrag zus 
gelaffen ift.) 
Die tägliche Arbeitszeit des Lehrlings darf 
10 Stunden, ausſchließli 
fchreiten. 


ber Pauſen, nicht über: 
Mehr allgemein gehalten —— Schutzgedanle 





in folgendem Antrag (Nr. 1) Ausdruck: 
Er hat für die Erhaltung der Gefundheit des 
Lehrlings Sorge zu tragen, insbejondere durch 
eine geregelte, nicht übermäßige Arbeitszeit und 
durch 
räume, 


So jehr die Majorität der Kommiffion die Thatſache, daß 
mannigfache Mißſtände beftchen, anerkannte, jo erachtete fie 
doch eine gejegliche Regelung an diefer Stelle für unmöglid). 

zudem gingen die vorjiehenden Anträge vielfach übers Ziel 
inaus. Der leptere Antrag ſei viel zu allgemein, gehe 
aber wieber zu weit, wenn dem Meifter immer die Pflicht 
aufgelegt werden jolle, für Schlafräume zu forgen, 3 B. 
auch dann, wenn die Eltern am Orte wohnten. Der zus 
erft aufgeführte Antrag jei ebenjo einfeitig, wenn z. B. 
dem Lehrlinge alle häuslichen oder jonjtigen Arbeiten, die 
nicht ftreng zum Beruf gehörten (3. B. Gartenarbeiten) ver: 
boten jein jollten. Mit dem (eingeflammerten) Zuſatßz-⸗An— 
trage jei aber wenig geholfen, ba es aud) jet den Eltern oder 
dem Bormund volljtändig freiftehe, im Lehrlingsvertrage 
die Beſtimmung vorzujehen, daß der Lehrling nicht zu 
häuslichen Arbeiten verwendet werben dürfe. Thatfädhlich 
würden die Eltern es auch wohl mehr im Intereſſe ihrer 
Kinder finden, daß diefelben aud etwas mehr fürs Leben 
lernten als blos ihre Berufsarbeit. Zugleich ſei foldhe 
Arbeit 3.8. im Garten oder bei der Ernte, der Gejundheit 
förderlich, auch jei fie beſſer als Müſſigang zu Zeiten, 
wenn die Berufsarbeit ſtocke. 

Was vor Allem geltend gemacht wurde, war bie 
Schwierigkeit der Durhführung geſehlicher Beftimmungen. 
Mit 8. 154 fei ein eriter Schritt zur Ausdehnung des 
Arbeiterjhußes und der Thätigfeit der Auffihtsbeamten 
für das Gebiet des Handwerks gegeben; felbft diefe Aus: 
dehnung werde eine außerordentlihe Vermehrung der Ber 
amten nothwendig maden und vielfadhe Schwierigkeiten 
bieten, mit dieſem erjten Schritt möge man es zumädhft 
verſuchen. 

Alle Anträge wurden abgelehnt und wurde die Vor— 
lage in erſter und zweiter —2* angenommen. 


chaffung geeigneter Arbeits- und Schlaf— 


$$. 127 133. 
Marg.: Lehrvertrage. 
$$. 127 bis 133 decken ſich mit der beſtehenden Ger 
werbeordnung, neu ift nur (8. 128), daß fchriftliche Lehr- 


Illa. Berhältniffe der Betriebsbeamten, Werkmeilter, 
Terhniker. 
($$. 133a— 133). 


Die in den $$. 133 bis 1330 der Vorlage vorgefehene 
Neuregelung der Verhältniſſe der Betriebsbeamten, 
Werkmeifter und Techniter fand allgemeine gg 

Die Thatſache, daß mancherorts Werkmeiſier auch in 
fürzeren Friſten als monatlich ihren Lohn erhalten, ver— 
anlaßte die Kommiſſion — unter Zuftimmung der Vertreter 
der verbündeten Regierungen — die Worte in $ 133a: 
„mindeftens monatsweife bemeijene” (Bezüge) zu 
jtreichen. Außerdem wurden neben den „Maſchinentechnikern“ 
zur Bejeitigung von etwa möglichen Zweifeln die „Bau: 
techniker“ namentlich auf a Die in $. 133a ber 
Vorlage enthaltene Begriffsbeilimmung wurde mit ber 
materiellen Beftimmung des $.133b zu einem Paragraphen 
133a vereinigt, ſodann die Bezifferung ber —— 
Paragraphen entſprechend geändert und die materielle Be— 
ſtimmung des $. 133a der Vorlage mit den dazu beichloffenen 
Abänderungen als 5. 133e eingejtellt. 

Ferner wurden die VBorfchriften bezüglich der Sonn= 
tagsruhe für diefe Berfonen injoweit beſchränkt, als die 
„Beauffihtigung” oder „Reviſion“ gewiljer an Sonn: 
und FFeittagen (dur $. 105e Ziffer 2 und 3) zugelafjenen 
rejp. nothwendigen Urbeiten (zur — zur Ver⸗ 
hütung des Verderbens von Rohſtoffen ꝛc) nicht als 
Sonntagsarbeit (im dem Sinne: daß am ehr teip. 
dritten Sonntag eine entiprechende größere Ruhe [$. 105« 
Abfag 3] folgen müſſe) gelten fol. Bei ber zweiten 
Leſung wurde der in erfter Leſung beſchloſſene Zujag durch 
die zu $. 105e Abſatz 1 Ziffer 4 beichlojiene Abänderung 
für erledigt erflärt und daher wieder bejeitigt. 

Endlich follen nad) den Bejchlüffen zweiter Leſung die 
in $. 119a Abſatz 1 vorgejehenen Beftimmungen auf die 
in Rede ftchenden Perſonen nur in ſoweit Anwendung 
finden, als nicht abweichende Vereinbarungen getroffen 
worden find. (Bergl. oben zu $. 125). Die Anwendbar— 
feit des $. 125 hatte die Negierungsvorlage in $. 133 u 
bereit3 vorgejehen, 


IV. Merhältniffe der Fabrikarbeiter. 
($$. 134—139a.) 
$. 134. 

Der (nad) der Vorlage dem bisher geltenden Rechte 
entiprechende) $. 134 erhielt in der zweiten Lejung einen 
Zuſatz, welder bie ge diskutirte Frage der firirten 
Entihädigung im Falle des Kontraftbrudhes in dem zu 
$. 125 dargelegten Sinne regeln follte. (Vergl. aud) $. 134b 
Abfap 1 Ziffer 5.) Der Paragraph geitaltet ſich dadurch 
(in der Faſſung der Redaktions-Kommiſſion) wie folgt: 

Auf FFabrifarbeiter finden die Beitimmungen der 
N 121 bis 125 oder, wenn die Fabrifarbeiter als 

ehrlinge anzuichen find, die Beitimmungen der 
88. 126 bis 133 Anwendung. 

Den Unternehmern von Fabrilen, in denen 
regelmäßig mindejtens zwanzig Arbeiter beichäftigt 
werden, it unterfagt, für den Fall der rechts— 
widrigen Wuflöjung des Arbeitsverhälmiffes durch 
den Mrbeiter als Schadenserſatz die Vermwirkung 
des rücjtändigen Lohnes über den Betrag des 





durchſchnitilichen Wochenlohnes hinaus auszube- 
dingen. Auf die Arbeitgeber und Arbeiter in ſolchen 
Fabriken finden die Beftimmungen bes $. 125 
Abſatz 1 feine Anwendung. 


$. 134n. 

(Marg.: Obligatoriſche Arbeitdordnung.) 

In Uebereinftimmung mit ben Ausführungen der „Bes 
grünbung” wurde es ald zwedmäßig und dringlich er= 
achtet, daß in allen größeren Fabriken die VBertrags- 
bedingungen, die gegenfeitigen Rechte und Pflichten zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter jomweit als möglich in einer 
Arbeitsordnung Har und bejtimmt zum Musdrud ges 
bracht und den Wrbeitern befanntgegeben würden. Für 
Heinere Fabriken, in denen mehr perjönlide Beziehungen 
ig Arbeitgeber und Arbeitnehmern herrſchten und aud) 
er Arbeitsvertrag meijtens in perjönlicher Beſprechung ges 
ichloflen würde, wurde diejes Beduͤrfniß als nicht jo bringe 
lich erachtet und von einer obligatorischen Einführung der 
Arbeitsordnung abgefehen. Endlich wurde es als jelbjt- 
verftänblich erachtet, daß für Die verfchiedenen Abtheilungen 
roßer Fabrilen auch verſchiedene Arbeitsordnungen ent 
prechend ben bejonderen technischen Verhälmiſſen erlafien 
werben fünnten. So geftaltet ſich ber h 134a buch die 
dementiprechend gefaßten Beichlüffe wie folgt: 

Für jede Fabrik, in der regelmäßig mindejtens 
zwanzig Arbeiter beſchäftigt werden, iſt innerhalb 
vier Wochen nad Inkrafttreten dieſes Gejepes 
oder nad) der Eröffnung des Betriebes eine Arbeits- 
ordnung zu erlafien. Für die einzelnen Ab— 
theilungen des Betriebes können befondere Arbeits— 
ordnungen erlajlen werden. Der Erlaß erfolgt 
duch Aushang ($. 134e Abſatz 2). 

Die Arbeitsordnung muß den Zeitpunlt, mit 
weldem fie in Wirkſamkeit treten joll, angeben 
und von demjenigen, welcher fie erläßt, unter An— 
gabe des Datums unterzeichnet fein. 

Ubänderungen ihres Inhalts können nur durch 
den Erlaß von Nadıträgen oder in der Weife er— 
folgen, dab an Stelle der beitehenden eine neue 
Arbeitsordnung erlaffen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge 
jelben treten früheftens zwei Wochen na 
Erlaffe in Geltung. 


$. 1346. 
(Marg.: Inhalt der Arbeitsordnung.) 

$. 134b der Vorlage trifft Beſtimmungen über den 

einerjeit8 geforderten (Abſatz 1), anderfeits zuläfiigen 
Inhalt der Arbeitsorbnung. Derjelbe jegt feft: 
Die Arbeitsordnung muß Beſtimmungen enthalten: 

1. über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen 
Arbeitszeit, jowie der für die erwachjenen Arbeiter 
vorgejehenen Pauſen; 

2. a Zeit und Art der Abrechnung und Lohn: 
zahlung ; 

3. fofern es nicht bei den gefeglichen Beſtimmungen 
bewenden ſoll, über die Seit der für jeden Theil 
zuläfiigen Auflündigung, jomwie über die Gründe, 
aus welchen die Entlaftung und der Austritt aus 
ber Arbeit ohne Kündigung erfolgen darf; 

4. fofern Strafen vorgejehen werden, über die Art 
und Höhe derjelben, über die Art —E Feſtſetzung 
und, wenn ſie in Geld beſtehen, über deren Ein— 
ziehung und über den Zweck, für welchen ſie ver— 
wendet werden ſollen. 

Strafbeſtimmungen, welche das Ehrgefühl oder 
die guten Sitten verlegen, dürfen in die Arbeits- 


den⸗ 
ihrem 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſionn. 


ordnung nicht aufgenommen werben. Gelbitrafen 
dürfen den doppelten Betrag bes ortsüblichen 
Tagelohns ($. 8 des Krantenverfiherungsgejches 
vom 15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. S. 73) nicht 

» überfteigen und müffen zum Beſien ber Arbeiter 
der Fabrik verwendet werden. Das Recht bes 
Arbeitgebers, Schadenserſatz zu fordern, wird 
durch diefe Beſtimmung nicht berührt. 

Dem Befiger der Fabrik bleibt überlafjen, neben 
den unter 1 bi® 4 bezeichneten, noch weitere, die 
Ordnung des Betriebes und das Verhalten der 
Arbeiter im Betriebe betreffende Beſtimmungen in 
die Arbeitsorbnung aufzunehmen. Letztere dar 
aud das Verhalten der minderjährigen Arbeiter 
außerhalb des Betriebes regeln. 

Durch die Arbeitsordnung kann beſtimmt werben, 
dab der von minderjährigen Arbeitern verdiente 
Lohn an deren Eltern oder Bormünder und nur 
mit deren fchriftlicher Zuftimmung unmittelbar an 
die Minderjährigen ausgezahlt wird und daß ber 
minderjährige Yrbeiter nur mit ausdrüdlicher Zus 
ſtimmung feines Vaters oder VBormundes kündigen 
darf. 


Unjap 1 
(Marz: Auffündigung.) 

Zum Abſatz 1 lag zunächſt der Antrag (Mr. 1) vor: 
daß die Friſt der auläifigen Auffündigung für beide 
Theile gleich fein joll. Es wurden an der Hand von 
Fabrilordnungen Beilpiele aufgeführt, wie die Arbeitgeber 
das Kündigungsrecht für die Arbeiter an erichwerende 
Bedingungen nüpften, ſpeziell für fih kürzere Friſten in 
Anſpruch nähmen, wie fie den Arbeitern gewährt feien. Der 
Antrag fand materielle Bedenten nicht und wurde im erjter 
Lefung angenommen, im zweiter Leſung aber wieder be: 
feitigt, da fein Zweifel darüber beftand, daß der $. 122 
mit dem dazu befchlojienen Zuſatze auf Betriebe der in 
$. 134 Abjag 2 bezeichneten Art Anwendung finde. 


Marg.: Verwendung verfallener Lobnbeträge.) 

Nahden in zweiter Leſung durch $. 119a den Arbeit: 
gebern das Recht auf Lohneinbehaltungen zur Sicherung 
ihrer Schaden-Erſatz-Anſprüche (im Falle des Kontratt: 
bruches) einerfeits bejchränft, anderjeits ausdrücklich ge 
fihert und weiterhin den Fabriken mit mehr als 20 Arbeitern 
das gejepliche Recht der firirten Entichädigung des 8. 125 
durch $. 134 verjagt worden war, glaubte die Kommiffion, 
diefen Arbeitgebern das bisher ihnen uneingeihräntt 
äuftehende Recht, fih im Falle des Kontraltbruchs 
ben Verfall des einbehaltenen reip. rüdftändigen Lohnes 
auszubedingen, gleichfalls bis zum Betrage eines durd)- 
ichnittlihen Wochenlohnes bejchränten, in dieſer Bejchrän- 
fung aber fihern zu jolen. Wenn die Majorität der Kom— 
million aud in Konſequenz ihrer Auffaffung, daß es ſich 
* um Ausbedingung einer fixirten Entſchädigung 

andle, die Verwendung des erhaltenen Lohnbetrages 

zum Beſten der Arbeiter nicht geſetzlich feſtlegen zu 
dürfen glaubte, ſo hegte ſie doch die Hoffnung, daß die 
Arbeitgeber in den meiſten Fällen auf dieſe Entſchädigung zu 
Gunſten der beſtehenden Wohlfahrtseinrichtungen (Krantens 
kaſſen zc.) zu verzichten in der Lage ſein würden. Um dieſes 
den Wrbeitgebern nmahezulegen und ihmen Gelegenheit zu 
bieten, den Arbeitern gegenüber jeben Gedanken einer per: 
ſönlichen Bereiherung abzufchneiden, wurde zu Abjak 1 
des $. 134b als Ziffer 5 folgender Zuſatz beſchloſſen: 

5. fofern die Vermwirtung von Lohnbeträgen nad 
Mafgabe der Beſtimmung des $. 134 Abfag 2 
ausbedungen werden fol, über die Verwendung 
der verwirlten Beträge. 


Reichstag. Aktenftück Nr. 190. 





(Marg.: Friften ber Lobnzahlung.) 

Während die Vorlage fi) damit begnügt, zu fordern, 
daß bie Zeit und Art ber Abrechnung und Lohnzahlung in der 
Arbeitsordnung angegeben wird, über die Regelung felbit 
ſich aber aller Beltimmungen enthält, follten nach einem 
weiteren Antrage (Nr. 2) gewiffe Normativ-Beftimmungen 
im Gefeße —— feſtgelegt werden. Ueber den Verlauf ber 
in dieſen Anträgen gegebenen Anregung vgl. 88. 115 und 
und 1194. 

Abſaß 2. 
(Marg.: Strafen.) 

In Abfag 2 fand der erſte Sap allgemeine gu 
ftimmung, während der zweite Sag Gegenftand eingehen 
Kritit wurde. 

Zunächſt wurde die Höhe der nad) der Vorlage zuläffigen 
Strafe bemängelt. Bon mehreren Seiten wurde das Maß des 
„doppelten Betrages des ortsüblichen Tagelohnes” als 
zu hoch bezeichnet. Von einer Seite (Antrag Nr. 3) wurde 
der einfache „ortsübliche Tagelohn“, von anderer Seite 
(Antrag Nr. 4) die Hälfte des „durchſchnittlichen Tages- 
arbeitsverdienftes" als Hoͤchſtmaß vorgeſchlagen; felbjt ein 
Antrag (Nr. 7), Die nr auf hochſtens 5 Prozent 
des durchſchnittlichen Arbeitöverdienftes zu  beichränten, 
wurde gejtellt. Andererſeits wurde es (Antrag Nr. 8) für 
richtiger und nothwendig erachtet, anftatt des (doppelten) 
„ortsüblichen Tagelohnes“, den — „durchſchnitt 
lichen Tagesarbeitsverdienſt“ einzuſetzen, um 
höher gelohnten Arbeiter auch eine entſprechende Strafe 
auflegen zu können. Daß der „durchſchnittliche Tagesarbeits- 
verdient” ein richtigerer Maßjtab jei, als der jchablonen- 
hafte ortsübliche, aud im Intereſſe der niedriger ge- 
lohnten Arbeiter wünjhenswerth jei, wurde mehrjeitig an— 
erkannt. 

Diejenigen, welde für Herabjegung bes Strafmaßes 
waren, führten aus, alle Strafen jeien, weil ſtets mehr oder 
weniger nad) einfeitigem, ſubjektivem Urtheil bemejjen, uur 
zu leicht geeignet, Bittere Empfindungen zu erweden. Der 
Arbeitgeber ſei Kläger und Richter in einer Perſon, ber 
Arbeiter meiftens zu abhängig, um die Entſcheidung 
des Gemwerbegerichts anzurufen. So fei es begreiflid), dab 
die Strafen meiftens mehr aufregten, als bejjerten. Das 
Strafrecht jei um fo bedenklicher, als vielfach untergeorbnete 
Organe ed ausübten. Die Feſtſetzung von Strafen brüde ein 
Mißtrauen in das Pflichtgefühl der Arbeiter aus. Das 
Ehr: und Pflichtgefühl der Urbeiter fei wirffamer als 
die Furcht vor Strafe. Zudem gäbe es andere, geeignetere 
Formen ber Strafe: Mahnung, ge (duch ben 
Meifter, durch den Arbeitgeber, durch den Arbeiterausſchuß 
unter Protololli 20.), Drohung mit Kündigung im 
Biederholungsfalle jeien meiftens wirfjamer als Gelditrafen. 
Es gäbe Fabriken, die aud ohne Geldfirafen die Disziplin 
aufrecht zu erhalten wüßten. Die Gewährung von Prämien 
führe meiſtens beſſer zum Ziele. 

Demgegenüber wurde geltend gemacht, baf namentlich 
in größeren Betrieben ohne Geldftrafe nicht auszufommen 
fei. Gelbftrafen ſeien milder, als Kündigung oder Ablegung 
auf einige Tage — Mafnahmen, die ja nicht verboten 
jeien. Nicht bei allen Arbeitern jei Pflicht und Ehrgefühl 
allein ausreichend. Disziplin und Ordnung ſei nothwendig 
im Sntereffe der Arbeiter ſelbſt, da die Arbeit des einen 
von ber bes andern abhängig ſei. Wenn ein Arbeiter 5. B. 
ohne Entſchuldigung fehle, vielleicht „blau made”, und damit 
andere zum Mükiggang zwinge: ob da dann nicht eine 
öhere Strafe, bie aud empfunden werde, angemefjen jei. 

einer Strafe im Betrage eines ortsüblichen Tagelohnes 
werde man — jo wurde von einer Seite aus ei ri — 
einen hochgelohnten Arbeiter, der vielleicht das Zwei⸗ und 
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Dreifache verdiene, kaum von feinem Gemwohnheitsfehler 
eilen. Daß der Arbeitgeber nicht einfeitig in egoiftifcher 
bficht fein Necht mißbrauche, dafür fei in ber Beſtimmung 

besüglid der Berwendung der Strafen genügender Schuß 

gegeben. 

Eine längere Diskuffion veranlaßte die Frage (Antrag 
Nr. 8b, 9 und 10), ob der Arbeitgeber berechtigt I für 
ben Fall des Kontraktbruches eine bejondere Konventional- 
ftrafe reſp. Entihädigung zu bedingen. Es mwurben die— 
jelben Gründe Dr und gegen ben Antrag ins Feld geführt, 
wie fie jpäter bei Berathung des ‘ 125 geltend gemadht 
mwurben. Theils aus fachlichen Gründen, theils um dem 

. 125 nicht vorzugreifen, entſchied fich die Majorität der 
mmiffion in ser Lefung gegen den Antrag. (Im 
weiter Lefung wurde ein entiprechender Antrag zu 

! 134 [jiehe oben] angenommen.) 

Der Antrag (Nr. 6): 

Ale Gelditrafen find in ein Verzeichniß ein: 
zutragen, welches den Namen bes Beitraften, 
Grund und Höhe ber Strafe angeben muß und 
den Auffihtsbeamten ($. 134 b) jederzeit auf Ber: 
langen vorzulegen ift, 

bezwedte gewiffe moraliihe Garantien gegen ein über- 

mäßiges Strafen zu bieten. Wenn die Strafe eingetragen 

werben müſſe, jo ſei das ſchon ein Schuß gegen allzu 
eiliges, umüberlegtes Strafen. Dem Arbeitgeber ſei Anlaß 
eboten, zu prüfen, und eventuell feine Meiſter und Ange 
tellten zur Rede zu jtellen. Es werde ein Ziel berechtigten 

Ehrgeizes für Meifter und Angeftellte wie für jeden Arbeit: 

geber jein, mit möglichft wenig Strafen auszulommen. 

Dem Auffihtsbeamten werde das Verzeihni die beiten 

Anhaltspunkte bieten, um den in der Fabrik herrihenden 

Geiſt zu beurtheilen. Derfelbe werde nicht verfehlen, jeinen 

moralischen Einfluß — der nicht gering ſei — bei Arbeit 

gebern wie Angeitellten einzuiegen, wenn vom Strafrecht 
allzu reichlich Gebraud gemacht werde. Der Antragfteller 
wollte von der Eintragung Heinerer Strafen (bis 10 Pros 
ent), 3 B. für Zufpätlommen (gemäß Antrag Nr. 5) ab- 

k en, trug aber dem Wunſch mehrerer Kommillionsmit- 

glieder: durch ſolche Unterfchiede die Durchführung nicht 

u erſchweren, (duch Antrag Nr. 6) Rechnung. Auch in 
efterreich .fei die Eintragung aller Strafen vorge 

fchrieben. 

Vorftehender Antrag (Nr. 6) fand Annahme; ebenjo 
der Antrag auf 2 des Wortes „doppelten“; 
mit dieſen Abänderungen wurde Abſatz 2 genehmigt. 

In der zweiten Lejung wurde noch die Beſtimmung 
aufgenommen: baf Geldftrafen jofort nach ihrer Feſtſetzung 
dem Arbeiter zur Kennmiß gebracht werben follen, und in 
ben Verzeichniß auch der Tag der Beitrafung einzutragen 
ift. (Bergl. 8. 134 e.) 


Abſaß 3. 
(Marg.: Beitimmungen ber. des Berbaltens auferhalb bes Betriebes.) 

Abſatz 3 Ir zu einer jehr eingehenden Auseinander- 
jegung namentlich in Folge des (Zufag-) Antrages (Nr. 14), 
ie auch für großjährige Arbeiter —— bezũg⸗ 
lich des Verhaltens außerhalb des Betriebes mit Zu— 
ſtimmung eines Arbeiter-Ausſchuſſes in ber Arbeits- 
ordnung zuläfjig fein jollten, 

Bon der einen Seite wurde der Standpunkt vertreten, 
daß das Verhälnik zwifchen Arbeitgeber und Arbeitern 
mehr als ein Kaufgefchäft, als ein gewöhnlicher Privat- 
vertrag ſei — daß daſſelbe vielmehr auch perjönlicdhe 
—— ſittliche Rückſichten und Verpflichtungen über 
den Rahmen von Leiſtung und Gegenleiſtung ſArbeit und 
Lohn) hinaus in ſich ſchließe. Selbft rein wirthſchaftlich 
betrachtet, ſo wurde von einem Kommiſſionsmitgliede aus— 
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geführt, ſei es nicht gleichgültig, ob der Arbeiter außerhalb 
des Betriebes, z. B. duch Trunlſucht, Unſittlichteit, Streit: 
fucht ꝛe. fih und Andere phyfiih und moraliſch verderbe. 
So ftände das ganze Leben der Arbeiter in gewiſſer Bes 
ziehung zur Fabrik. Jedenfalls könnte dem Arbeitgeber 
ei das Recht beichränft werden, ſolchen Arbeitern, Die 
ſich durch ihr Verhalten der Zugehörigkeit zur Arbeitsge— 
meinfchaft unwürdig gemadıt hätten, zu kündigen. An 
dieſem Recht werde, aud wenn der Antrag (Nr. 14) ab: 
gelehnt werde, nichts geändert. Da jei dod die Regelung 
im Sinne diejes Antrages, wo die Mitwirkung des „Muss 
ſchuſſes“ vorgejehen jei, jener vorzuziehen. 

Vielfach, fo wurde von mehreren Seiten betont, be- 
jtänden noch joldye dauernde perjönliche Beziehungen zwiſchen 
Arbeitgebern und ihren Arbeitern, Die das ganze Verhältnik 
mehr oder weniger dem einer „Familie“ mäherten, zum 
Segen vor Allem der Arbeiter. Dieje Verhälmiſſe jolle man 
nicht durch fchablonenhafte Negelung zerftören. Die Ar- 
beiter jelbjt hätten am meiften Intereſſe an deren Er: 

altung, und jei namentlich dann, wenn die Arbeiter in 

em der Ausſchüſſe zur Mitberathung und «Verwaltung 
ſolcher Ordnungen berufen würden, diefe mehr patriarchaliiche 
Stellung des Arbeitgebers, and im neunzehnten Jahr: 
hundert, vecht wohl Haltbar und Heiljam. Much die 
Arbeiter hätten ein Intereſſe an der Erhaltung von 
Drdnung und Sitte und fei es ganz berechtigt und natürs 
id, wenn dieſelben fogar die Eutlernung jittlich zweifel⸗ 
lg Elemente, die ſich öffentlicher, grober Verlegung 
er Sittlichkeit, der Kameradichaftlicykeit zc. ſchuldig gemacht, 
verlangten, Nur Das Gefühl der verantwortlichen 
Fürſorge und die ideale Befriedigung, weldhe in dem 
guten, perjönlichen Verhäliniß zu den Arbeitern liege, 
jeien e8, welche manche Arbeitgeber zur Uebernahme der 
ſchwierigen Aufgabe der Leitung einer großen Unternehmung 
bejtimmten, und in demjelben Maße als dieſes perfönliche 
——— gelockert würde, als die Arbeitgeber als die 
Ausſauger und Tyrannen der Arbeiter hingeſtellt würden, 
ſei der Verſuchung, die beſtehenden Unternehmungen in 
Aktiengeſellſchaften umzuwandeln und anderen Berufen 
(als Dffizier 2.) ſich zuzuwenden, Vorſchub geleiftet. Die 
höhere Bildung und Erfahrung beredhtige und verpflichte 
den Arbeitgeber, feinen jozialen Einfluß auch zur fittlihen 
Hebung der Arbeiter — jpeziell zur fittlichen Erziehung 
der Jugend — einzujegen. 

Bon anderer Seite wurde diefer Standpunti nach: 
drücklichſt befämpft. Derſelbe bedeute einfach die „Knecht: 
ichaft“, „ieudale Abhängigkeit“ vom Arbeitgeber, „Hörigkeit“ 
der Arbeiter, Das private Leben, die Framilienverhält- 
niffe, wie das politiihe Leben des Arbeiters gingen den 
Arbeitgeber nichts an. Diejer habe nicht das Recht, jich 
die Befugniſſe der ordentlichen Gerichte oder der Polizei 
anzumaßen, ober gar z. B. in die gen bag 
einzugreifen, Am Ende werde auch noch die politiiche Ge— 
ſinnung und die Zeitung, aus der die politiiche Ueberzeugung 
zu ichöpfen jei, vorgejchrieben. 

Selbit die Regierungsvorlage jei unannehmbar. Nach 
dem Vereinsgeſetz könnten Arbeiter vom 18, Lebensjahre 
ab an Lohnkoalitionen theilmehmen; nad der Vorlage 
fönnte in der Arbeitsordnung die Theilnahme verboten 
werden. Aber ſelbſt abgejehen von folchen politischen Ber 
denken: welche jittlihen Garantien denn die Arbeitgeber 
böten? Noch jei ein „Befähigungsnachweis“ oder eine 
jittliche Dualifitation für diefelben nirgends vorgeichrieben. 
Jüngeren, vielleicht fittlih zweifelhaften Arbeitgebern wolle 
man ein fittliches Aufſichtsrecht — nad) dem Antrag Nr. 14 
ſelbſt über ältere, verheirathete Arbeiter — zuipredhen? 
Die Arbeitgeber wüßten oft ihre eigenen Kinder nicht zu 
erziehen, wie das Leben der Studenten an den Univerſi— 
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täten ſattſam bewiele: und da ſcheue man fich nicht, ihnen 
Elternredhte gegenüber ihren Arbeitern zuzuiprehen? Und 
wo bleibe Hier die Gegenfeitigfeit: bas Recht der Arbeiter, 
aud) das private Leben der Arbeitgeber zu überwachen? 

Der Vorſchlag, die Arbeiterausſchüſſe mitwirken zu 
lafjen, könne um jo weniger eine Garantie gegen Miß— 
brauch bieten, als über die Wahl und Zufammenfegung 
berjelben noch nichts bejtimmt fei und jo die Gefahr bejtehe, 
daß diejelben, willige Organe in der Hand der Arbeitgeber, 
nur der Denunziationsjucht und der Zwietradht der Arbeiter 
Vorſchub Ieifteten. 

Mehrere Kommifjionsmitglieder jprachen fih im ver: 
mittelnden Sinne aus und jtellten entſprechende Anträge. 
Unter voller Würdigung der vielfady herrſchenden wohl: 
meinenden Wbfichten guten olge jogenannter 
„patriarchaliſcher“ Verhältniſſe war doch die Majorität 
der Kommilfion der Anſchauung, dab die Gefahr miß— 
bräuchlier Ausdehnung der Beſtimmungen „bezüglich des 
Verhaltens der Arbeiter außerhalb des Betriebes“ nicht 
ausgeichloffen jei, und deshalb dieſes Recht mur auf 
jüngere Arbeiter — jei es bis zum 16., fei es bis zum 18,, 
jei es bis zum 21. Lebensjahre — zu beſchränken jei. 
Man müſſe auch mit dem Ehrgefühl der Arbeiter rechnen, 
und jei es befler, jelbft in fich berechtigte Beſtimmungen 
aufzugeben, reſp. nicht in die Wrbeitsordnung aufzu= 
nehmen, als Ddiejes Ghrgefühl zu verlegen. Nicht alle 
Arbeitgeber befähen eben immer den Takt und die Fühlung 
mit den Arbeitern, um abzumeſſen, was zuläffig ericheine. 

Von diefer Erwägung aus wurde der Antrag (Mr. 13) 
begründet, gemäß dem jelbft bezüglich der Minderjährigen 
die Zuftimmung des Arbeiterausſchuſſes und die be- 
jondere Genehmigung des Gewerbegerichtes reſp. ber 
unteren Berwaltungsbehörde erforderlih ſein ſollte —, 
lehteres, um event. Beſtimmungen zur Werkümmerung des 
Koalitionsrechts zu hindern. 

Daß die Erziehung und fittliche Aufficht der Fabrik— 

—*—* in gewiſſem Umfang auch Pflicht und Recht des 
Arbeitgebers ſei und um ſo dringlicher ſich empfehle, 
als den Eltern vielfach die genügende Autorität 
mangele, wurde von der Majorität anerkannt, wenn dieſelbe 
auch bezüglich der Begrenzung des Lebensjahres ausein- 
ander ging. Bezüglich der Fabriklehrlinge ſei das ja bereits 
beftehendes Recht ($. 134). Während die ftudirende Jugend 
bis zumAbichluß des Gymnaſiums (event. jelbit über 21 Jahre 
hinaus) unter ſtrammer Zucht und Kontrolle ftehe — auch 
bezüglich ihres Verhaltens außerhalb der Schule — 
eniehe die Fabritjugend meiftens volle Freiheit. Da— 
he die betrübenden Erſcheinungen der wachſenden Roh— 
eit umd Zügelloſigkeit der Jugend, Die Eltern jeien 
machtlos, oft auch der nöthigen Einſicht und Energie ent— 
behrend, um einzufchreiten; die Arbeitgeber befümmerten fich 
nur allzumenig um die Erziehung und nft ihrer Arbeiter. 
Da jei es berechtigt und nothwendig, den Arbeitgebern 
durd) eine ſolche Beftimmung nicht blos das Recht, ſondern 
auch Anregung zu geben, mehr als bisher ben Einfluß 
der Eltern zu jtärfen und durch wohlerwogene Beſtim— 
mungen in ber Fabrikordnung zu unterjtügen. (Bergl. die 
Ausführungen, welde in der „Begründung“ zum $. 113 
gegeben jind.) 

Bei der Abftimmung in eriter Leſung wurde der An— 
trag Nr. 13 und Nr. 14 abgelehnt, der Antrag Nr. 12 
(ftatt „der minderjährigen Arbeiter“ „der Arbeiter unter 
18 Jahren“ zu jegen) mit 13 gegen 12 Stimmen abgelehnt; 
der Antrag Nr. 13 („mit Zujtimmung des Urbeiteraus- 
ichuffes“) mit 14 gegen 11 Stimmen angenommen. Der jo 
mobifizirte Sat wurde ebenjo abgelehnt (nachdem die Aus- 
behnung auf grobjährige Arbeiter [Antrag Nr. 13] ſchon 
abgelehnt war), jo daß vom ganzen Abja 3 in erſter 


Lefung nur der erfte Sap Annahme fand. In ber 
—— Leſung fand dagegen ohne weſentliche Diskuſſion 
olgender Antrag Annahme: 

Mit Zuſtimmung eines ſtändigen Arbeiler— 
ausſchuſſes können im die Arbeitsordnung Vor— 
ſchriften über das Verhalten der Arbeiter bei Be— 
nutzung der zu ihrem Beſten getroffenen, mit der 
Fabrit verbundenen Einrichtungen, ſowie Bor: 
ſchriften über das Verhalten der minderjährigen 
Arbeiter auferhalb des Betriebes aufgenommen 
werben. 

Ablak 4. 

(Marg.: Ausiöhnung ber Minderjährigen.) 

Gemäß Mofa 4 foll durd) die Arbeitsordnung bejtimmt 
werden können, of der Lohn der Minderjährigen 
nit an dieſe ſelbſt, ſondern an die Eltern reip. den 
Vormund ausgezahlt wird, und dab diefen auch das Recht 
der Kündigung vorbehalten bleib. Won einer Seite 
wurde die blos fahrltative Regelung für nicht ausreichend 
erachtet und folgender Antrag (Nr. 15) geftellt: 

„Die Auszahlung des Lohnes an Minderjährige 
(deren Eltern oder Vormünder in der Gemeinde 
des PVeichäftigungsortes wohnen) darf nur dann 
ftattfinden, wenn ber richtige Empfang des Lohnes 
der vorhergehenden Löhnungsperiode durch die 
Unterfchrift der Eltern oder des Vormundes bes 
iheinigt ift. Mit Genehmigung der Gemeinde 
behörde oder auf Antrag des Arbeiterausichufies 
($. 1344) kann die Auslöhnung auch ohne ſolche 
en an die Minderjährigen ſelbſt ers 
olgen.“ 

., Vorlage wie Antrag bezwedten Stärkung der elter- 
lihen Autorität (vergl. oben ad $. 107). Der reicdhliche 
Verdienft mache bie gi früh ſelbſtſtändig, leifte 
der Vergnügungsſucht Vorſchub, verleite zu leichte 
ſinniger Emanzipation von der elterlihen Autorität und 
Familiengemeinſchaft. Da die Eltern vielfach auf den 
Verdienſt der Kinder angewieſen jeien, fo zeigten fie fich 
nur allzu oft ſchwach und vertrauensjelig, bis es zu jpät 
fei. Daher die traurige Ericheinung, daß die jungen 
Leute jo oft das elterlihe Hans verließen oder nur als 
Koftgänger im Ddemielben verblieben. Der reichliche 
Verdienſt werde durchgebracht, an Sparen nicht gedacht. 
Leichtſinnige Anfnüpfung eines Verhältniffes, frühzeitige 
—— ſei die weilere Folge. Die Gewöhnung an eine 

ebenshaltung, die bald in der Familie nicht mehr möglich 
ſei, verbittere das Familienleben. Noth, Verſchuldung und 

Unzufriedenheit jeien umausbleiblic. Wiederherftelung der 
elterlichen Autorität, Sicherung der häuslichen Erziehung 
fei bie erfte Bedingun ‚der jittlichen Gefundung 2* 
Familien- und geſellſchaftlichen Lebens; (vergl. auch „Be— 
gründung” ad 8. 113). — Für den obi if her wurde 
insbeſondere geltend gemacht, daß eine bloße Berehtigung 
der Arbeitgeber nicht genüge. Diejelben würden freiwilli 
faum die Mühe und Arbeit übernehmen; vielfach jei —9— 
die Durchfü En für eine einzelne Fabril nicht leicht 
möglid, da die Gefahr beitände, baf die jungen Leute im 
gegebenen Gall, werm fie der elterlichen Aufjicht los fein 
wollten, in rrenz⸗ Fabriken eintreten würden, die jolche 
Beihräntungen nicht hätten. Selbft die Eltern jeien oft 
blind genug, es als beleidigendes Mißtrauen gegen ihre 
Kinder zu betrachten, daß dieſelben unter folche „Kontrole” 
geftellt würden. Wenn das Bedürfniß beftehe und in den 
Motiven anerkannt jei, wenn der „Schuß der elterlichen 
Autorität“ in der Rede zur Eröffnung des deutſchen Reichs⸗ 
tags ausdrücklich als Biel hingeftellt worden fei, jo dürfte 
aud dies Mittel zum Piel nicht geſcheut werden. In der 
Preife wie in Verhandlungen von Arbeitgeberverbänden fei 


eicheiag. _Attenftüd Nr. 190. Gericht ber achten Rommitfion.) 


| 





1468 


ganz mit Recht betont worden, daß, wenn die geſetzgebenden 
Faktoren eine Stärtung der elterlichen Autorität wollten, 
fie auch den Weg geſetzlich und allgemein vorjchreiben, 
nicht aber dem einzelnen Arbeitgeber die „Gehäſſigkeit“ und 
Berantwortlichkeit einer ſolchen Maßnahme zufchieben 
möchten. Mit Anregungen und „Hinweiſen auf diefe Hands 
haben zur Stärkung der elterlichen Autorität” (Begründung 
ad 8. 107) ſei wenig gethan. Trotzdem die Einführun 
von Lohnbüchern, wie der Antrag fie bezwede, ſich übera 
bewährt babe und z. B. von der Düffeldorfer Res 
aierung bei den Handelskammern und Arbeitgeberver— 
bänden ihres Bezirkes eine „Vereinbarung aller Fabrikbe— 
figer über die Auszahlung der Löhne an Minderjährige” 
in obigem Sinne in Anregung gebracht jei, ſei die Ein 
richtung doch erjt vereinzelt eingeführt. Es werbe allge 
mein die Erfahrung ſich erneuern, welche der Gewerberath 
für Düffeldorf konftative, daß zwar „von den Unternehmern 
bittere Klagen über das Verhalten der Jugend laut 
werden, ohne daß jedod bisher —— An⸗ 
ſtrengungen bemerkbar würden, gegen die Uebel vor— 
zugehen“. („Jahresberichte der preußiſchen Gewerberäthe“ 
pro 1888 ©. 202.) 

Vezüglich der Faſſung des Antrages wurde alsdanı 
ausgeführt, daß derjelbe die Auszahlung des Lohnes an die 
Eltern ſelbſt nicht ausſchließe, vielmehr nur vorjchreibe, 
daß, wenn die Auslöhnung an die Minderjährigen erfolge, 
dann die Unterfchrift des Waters, der Mutter oder bes 
Vormundes (als Duittung) wenigftens nachträglich (bis zur 
nächften Löhnung) eingeholt werden müffe, bevor eine neue 
(direfte) Auslöhnung jtattfinden dürfe. Diefe regelmäßige 
Mitwirkmg ber Eltern jei viel wichtiger als etwa das Recht, 
bei —— oder Löſung des Arbeitsverhältniſſes ihr 
Veto einzulegen ($. 107). Die Eltern müßten ſich regelmäßig 
—— Pflicht und Verantwortung bewußt werden, wie die 

inder ſich daran gewöhnen müßten, Vater oder Mutter 
ihren Verdienſt zu überreichen und aus deren Hand das 
als Tafchengeld entgegen zu nehmen, was billig jei. Was 
jet vielleicht auf Widerjtreben ftoße, werde nach einem 
Sahrzehnt dann als jelbjtverftändlich empfunden werben. 

Wenn der Antrag ſich zunächſt nur auf die Minders 
jährigen, „deren Eltern in der Gemeinde des Beichäftigungss 
ortes wohnen", beichränte, fo follten damit die Fälle berüd- 
fichtigt werden, in denen die Kinder fern von ihrem Eltern- 
haufe arbeiteten vejp. wohnten; der Antragfteller hofft aber, 
dat das Lohnbuch mit Annahme des Antrages allgemein 
Regel werde und dann bie Arbeitgeber von felbft mur ſoweit 
en eintreten laffen würden, als ſolche in ſich geredht- 
fertigt jeien. 

Gegen dieſe reg Enns wurden mehrfeitige prin- 
äipielle wie praftiiche Bedenken in großer Zahl geltend 
gemadt. Es fei ein Unvecht, ben Minderjährigen, welche 
den Lohn verdienten, denjelben vorzuenthalten. Wozu ein 
Abweihen von dem beſtehenden Recht? Es jei eine uns 
gerechte Bevormundung, wie fie feinem anderen Stande 

egenüber beliebt werde. Es fei durchaus nichts Unge— 
undes, wenn bie Kinder ben Eltern Koftgeld gäben. Bei 
kaufmännischen Gehülfen beftehe bie gleiche Sitte. Das 
Geſinde habe fogar das Recht, jelbft den Lohn in Empfang 
zu nehmen, weshalb man die Arbeiter jchlechter ftellen 
wolle? Der junge Mann müfje lernen, Geld zu ver 
walten. Gerade Diejenigen, melde nie zur Selbtjtändig- 
feit gefommen, geriethen jpäter am erften auf leichtſinnige 
Bahnen. Die vielfah gepriefene väterlihe Autorität und 
ſtarke Geltendmachung derſelben in der Vergangenheit habe 
ihre Berechtigung verloren, nachdem die mirthichaftliche 
Unterlage derjelben, die familienwirthihaftlide Orga— 
nifation der Produktion in Handwerk und Landwirthſchaft 
aufgehört habe. Dieje Beſtimmung fei fein „Mrbeiterichuß“ 
184* 
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und werde verbitternd wirken. Die Minderjährigen jollten 
rechtlos werben, ohne irgend welde Garantien, ob bie 
Eltern ihr Recht aud richtig gebrauchten. Dft genug 
feien die Eltern es, welche den Ber ienſt leichtfinnig durch⸗ 
brädten, ihre Kinder ausbeuteten, ſelbſt müßig gingen und 
auf Koften ihrer Kinder lebten. Weit entfernt, den häus— 
lichen Frieden zu fördern, würde ein folder Awang den 
Unfrieden dauernd machen. Und nun folle der Arbeits 
geber in dieſe Berhältniffe fi einmiſchen. Dder gar 
ie untere Berwaltungsbehörde jolle das Recht haben, Die 
„elterliche Autorität“ gleichjam abzujegen, indem fie im 
gegebenen Falle erklären dürfte, daß der Vater nicht das Ver: 
trauen verdiene, jelbjt den Lohn in Empfang zu nehmen. 
Bas gegenüber den Eltern gelte, gelte noch viel mehr gegen- 
über dem Bormund: daf derjelbe feine Macht migbraudhen 
könnte. Hier würde der Minderjährige erjt recht nicht bes 
greifen, wie man ihm das Berfügungsrecht über jeinen fauer 
verdienten Lohn entziehen könnte, 

Gegen die Faſſung des Antrages wurde geltend 
gemacht, dab die Beſchränkung auf die Minderjährigen, 
deren Eltern in der Gemeinde bes Beichäftigungsortes 
wohnen, pe inneren Berechtigung ermangele. Wenn 
der Betrieb an ber Grenze einer Gemeinde liege, jo könne 
vielleicht blos eine Feine Minorität der Beihäftigten getroffen 
fein, Andererjeits liege die Verſuchung nahe, daß die Minders 
jährigen, um dem Zwange zu —— in der anderen 
Gemeinde Wohnung nähmen. Allerdings ſei es richtig, 
daß es kaum möglich ſei, wenn Eltern oder Vormund weit 
entfernt wohnten, denſelben das Geld oder und en regel- 
mäßig — vielleiht alle acht Tage — einzujenden; aber 
daraus folge, dab überhaupt auf eine geiepliche Regelung 
zu verzichten jet. Die Fälle feien invibuell zu behandeln, 
In großen Fabriken fei es eine große Belaſtung, ja fait 
unburchführbar, bei jeder Lohnzahlung die Unterſchrift des 
Vaters oder gar Vormundes einzuholen. Es fei aud) nicht 
immer Bedürfniß. Und was folle geichehen, wenn die Eltern 
oder der Vormund die Unterfchrift verweigerten, oder wenn 
die Unterfhrift gefälfcht würde? — Speziell wurde nod) 
die Frage gejtellt, wie es bezüglich junger verheiratheter 
rauen gehalten werden folle. 

Mehrere Kommilfionsmitglieder hielten zwar bie obli— 
gatoriſche Einführung des Lohnbuches für unmöglich, traten 
aber für die Vorlage ein. Eine Stärkung ber elterlichen 
Autorität jei dringend nothwendig. Die Eltern ſelbſt 
müßten wünfchen, ihre Kinder in foldhe Fabriken, die ihnen 
Stüge böten, in Arbeit treten zu laffen, ſodaß eine Be— 
nadıtheiligung ſolcher Fabriken nicht zu befürchten jei. 
Ale Erfahrungen in den verfhiedenften Theilen Deutſch— 
lands beftätigten das; die Beftimmung der Vorlage folle 
eine Anregung geben. An ſich bedeute fie feine Neuerung, 
da auch jept ſchon in großen Rechtsgebieten die Eltern und 
Vormünder das Recht hätten, felbft deu Lohn in Empfang 

1 Lion Die Minderjährigen Hätten nur foweit ein 
Recht jelbtftändiger Verfügung, als die Eltern und Vor— 
münder es nicht befchränkten. Gegenüber den indujtriellen 
Arbeitern jei das Bedürfniß des Schuges ber Eltern be= 
jonders Dringend, weil hier der Verdienſt reichlich und die Ver- 
juchung der Emanzipation beſonders ſtark ſei. Hier feien die 
Eltern meiftens® abhängig von ben Kindern, während in 
den übrigen Ständen das umgekehrte Verhältniß bejtehe. 

Bezüglich des Antrages wurde zugegeben, daß die 
beſchränkende Beſtimmung zu Inkonſequenzen führen könne, 
aber man müſſe vernünftige Arbeitgeber vorausjegen. Der 
Antragjteller erflärte jich zu einer Abänderung bes Antrages 
(Streihung der eingellammerten Worte) bereit, wenn nicht 
von anderer Seite die Zuftimmung von diefem Zuſatze ab- 
hängig gemacht werde. Der Ausſchuß reſp. die Gemeinder 


behörde oder untere Verwaltungsbehörde würde ja in den | 





Fällen, wo die Eltern entfernt wohnten, dispenfiren oder 

einen andern Modus (3. B. in der Weile, daß den Eltern 

etwa monatlid; mitgetheilt würde, wieviel ihre Kinder in 

- einzelnen Lohnperioden verdient hätten) vorfjehen 
nnen. 

Daß die Eltern fi weigern würden, bie Unterjchrift 
u geben, fei eine müßige Beſorgniß, da ja dieſe Unter: 
erh die Bedingung der folgenden Lohnauszahlung fei. 
Immer aber fei die einfache Löfung gegeben in der Ent- 
ſcheidung des Ausichuffes oder der unteren Vermaltungs- 
behörde. Fälſchung der Unterjchrift fei möglich, aber hier 
ſchwieriger als jonit, weil die Unterſchrift ſich regelmäßig 
wiederhole. Die einmalige perfönlihe Einholung ber 
Unterſchrift genüge für immer. Die Mehrbelaftung bei der 
Auszahlung fei ein geringes Dpfer gegenüber ber er 
fittlichen Bedeutung der Emrichtung, und gerade die großen 

brifen dürften das Heine materielle Opfer am wenigften 
ſcheuen, wo die fittliche Zukunft umferes Vollslebens in 
Di fomme. Daß e8 auch pflichtvergeſſene Eltern gäbe, 
ei richtig, aber das jei Ausnahme und nicht Regel und 
entbinde den Gefeßgeber wie Fabrikanten nicht von der 
Pflicht, für die elterliche Autorität einzutreten, jo lange nicht 
die Ausnahme als berechtigt erwiefen fei. Der Antrag 
gebe für die Ausnahmen vollen Spielraum. 

Bon einigen Mitgliedern wurbe es als zu weitgehend 
befunden, das 21. Lebensjahr als Grenze anzunehmen, 
und wurde vorgeichlagen, ftatt deſſen das 18. Lebensjahr 
einzufeßen. 

Der Antrag ſowohl wie auch die Regierungsvorlage 
fanden in erfter Lefung eine Majorität nicht. 


In der zweiten Lejung wurde ber Antrag, dab 
duch ftatuniarifhe Beftimmung einer Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes für alle Gewerbe— 
betriebe oder für gewiſſe Arten berfelben Auszahlung des 
Lohnes an die Eltern oder gegen Duittung ber Eltern 
oder durch regelmäßige Mittheilung an bie Eltern vor- 
geichrieben werden kann (f. $. 119a), ohne befondere Dis- 
fuffion (mit 18 Stimmen) angenommen, 


&. Id4e. 
(Marg. Rechtöverbindlichkeiten der Arbeitdorbnung.) 
$. 134c der Borlage fand ohne wejentlihe Diskuffion 
Annahme und wurbe nur in fofern redaktionell geändert, 
als ein Theil der zu $. 134b bejchloffenen Beftimmungen 
bezüglich ber Strafen hier aufgenommen wurde. 


8, 134d. 
(Marg.: Anhörung der Urbeiter-Ausihürfe.) 
8. 134d beftimmt: 


Vor dem Erlaß der Arbeitsorbnung oder eines 
Nachtrags zu berjelben ift den in ber Fabrik 
befchäftigten Arbeitern Gelegenheit zu geben, 
fi über den Inhalt derielben zu äußern. 

Für Fabriken, für welde ein tändiger Ar— 
beiterausfhuß beiteht, wird dieſer Vorfchrift 
durh Anhörung des Ausſchuſſes über ben 
Inhalt der Arbeilsordnung genügt. 


Die Beitimmung, daß vor Erlaß der Arbeitsorbnung 
den Wrbeitern Gelegenheit zu geben fei, fich über 
den Inhalt zu äußern, wurde von ber großen M t 
der Kommiffion gebilligt. Die jeitens inbuftrieller Berbände 
und Vereine in ihren Eingaben vielfach geäußerten Be⸗ 
denken fanden nur vereinzelt in der Kommiſſion eine gewiſſe 
Zuftimmung. Dagegen wurbe von einer Seite barauf hin 

ewiejen, daß einerjeit3 bie ganze Mafregel bei dem viel 
ach vorkommenden ſtarken Wechſel der Arbeiter eine zum 
Theil illuſoriſche ſei, daß andererſeits in manchen Fällen, 


wo die Arbeitgeber fich politiſch organi Arbeitern gegen⸗ 
über befinden, bie Anhörung das Gegentheil der beab- 
ſichtigten beruhigenden Wirkung Haben würde. Der 

— auf —— des ganzen Paragraphen 
wurde mit großer Majorität abgelehnt. Daß nur die be— 


theiligten Arbeiter — aljo, wenn die Arbeitsorduung nur | 


für beftimmte Abtheilungen des Betriebes ($. 134u) er- 
lafjen wird, auch nur die Arbeiter diejer Abtheilungen — 
zu hören jeien, wurde ebenfo anertannt (Antrag Nr. 1a). 

Getheilt waren die Anſchauungen darüber ob „bie 
Gelegenheit ſich zu äußern“ allen ober blos den groß: 
jährigen Arbeitern (Untrag 16) gegeben werben follte. 
Bon einer Seite wurde geltend gemacht, daß es praftiich 
zwedmäßig und, ba es fih blos um Anhörung reſp. 
Gelegenheit „ſich zu äußern“, handele, auch unbedent- 
Lich jei, wenn auch die jüngeren (minderjährigen) Arbeiter 
ihre Wünſche und Beichwerben darlegen Zönnten. Bon 
anderer Seite wurde dagegen betont, daß es ſich hier um ein 
gejegliches Recht handele, welches nur denen gebühre, welchen 
aud) Takt und Urtheil für eine entfprechende Ausübung dieſes 
Rechtes zuftehe. jüngeren Arbeitern fei e8 unbenommen, 
durch ältere Arbeiter ihre Wünſche vorbringen zu laſſen, 
wie es auch fein vernünftiger Arbeitgeber denfelben ver— 
wehren oder verübeln werde, wenn fie in geziemender 
Weife auf beftehende Uebeljtände aufmerkſam Br in 

i Die Beichräntung auf großjährige Arbeiter fand An— 

nahme. 

(Bezüglih der Wahl und Drganijation der 
Arbeiterausſchüſſe vergl. 8. 134h.) 


$. 134e. 
(Marg.: Mitwirkung der Behörden.) 
$. 134e bejtimmt: 

Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nachtrag zu 
berjelben ift binnen drei Tagen nad dem Erlaß 
in zwei Ausfertigungen unter Beifügung ber 
Beier, daß der Vorjchrift bes $. 134d ge 
— iſt, ber unteren Verwaltungsbehörde einzu— 

reichen. 


Die Arbeitsorduung ift an geeigneter, allen 
Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen. Der 
—— muß ſtets in lesbarem Zuſiande erhalten 
werben. 

Eine ausdrüdlice Genehmigung der Arbeitsorbnuung 
ijt nicht vorgejehen. In diefer Beziehung führt die „Bes 
gründung” aus: 

„Die Gültigkeit der leteren von ber Genehmi- 
ame ber zuftändigen abhängig zu madıen, 
würde nid zwedmäßig jein. Dad würde die 
Gefahr einer unläligen Einmiſchung in bie 
inneren Verhältnifje der Betriebe entjtehen und 

den Behörden eine Verantwortlichkeit aufgebürdet 
werben, ber fie nicht gewachſen fein würden. Durd) 
die Vorſchrift, daß jede Arbeitsordnung und jeder 
Nachtrag der unteren VBerwaltungsbehörde einzu= 
reihen ijt, foll diefer nur die Möglichkeit gegeben 
werben, prüfen, ob die Arbeitsordnung vors 
ichriftsmäßig erlaffen, ob jie vollitändig ift, und 
ob jie feine Beſtimmung enthält, die mit geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften im Widerſpruch ſteht. Wie die 
Geltung ber Arbeitsordnung nicht von der Vor— 
nahme der Prüfung durch die Behörde abhängig 
gemacht wird, jo ſoll diefe Prüfung aud nicht an 
eine bejtimmte Friſt gebunden jein. Die Behörde 
fann vielmehr zu jeder Zeit, wenn fie einen 
Mangel der Arbeitsordnung entdedt, die Beſeiti— 
gung befjelben anorbnen. 


Reichstag. Atenftüd Nr. 190. (Bericht ber achten 





Die Befolgung diejer | 
nordnung und die Grfüllung der Verpflichtung | 


ht der achten Kommiſſion.) j 1465 
des Mrbeitgebers zum Berg ein en Erlaf 
einer Arbeitsordnung werden durch die Strafs 


beftimmungen in $$. 147 Biffer 5, 149 Ziffer 7 
gejihert; Zuwiderhandlungen gegen 8. 1340 
Abſatz 2 Sag 2 follen der Strafbeftimmung bes 
$. 148 Biffer 11 unterliegen.“ 


Demgegenüber wurde von einer Seite beantragt 
(Mr. 1), die Arbeitsordnung unter Mittheilung ber 
jeitens der Arbeiter geäußerten Bedenken dem zuftändigen 
Gemwerbegerichte oder, wo ein foldhes nicht beitehe, dem 
Auffichtsbeamten zur Genehmigung vorzulegen. Auch 
in der Schweiz fei eine folde Genehmigung vorgejehen, 
und Habe fih bewährt. Die untere Bermaltungss 
behörde jei allerdings die geeignete Inſtanz nicht, wohl 
aber das Gewerbegericht, das ja auch die auf Grund ber 
Arbeitsordnung entftehenden Streitigkeiten zu entjcheiben 
2 . Wo ein Gemerbegeridht nicht beftehe, möge ber 

ufjichtsbeamte die Genehmigung ausſprechen. 

Von Seiten der Kommifjion fand diejer Antrag wenig 
Beifall. Eine materielle „Genehmigung“ reſp. Ent: 
ſcheidung über die geäußerten Bebenfen, 3.8. bezüglich Arbeits⸗ 
zeit, Prämien, Strafe zc., könne derBehörbe oder auch dem Ge— 
werbegerichte unmöglich zugefchoben werden, vielmehr könne 
fih die Brüfung der Behörde nur darauf erftreden, ob bie 
Ken Beltimmungen eingehalten feien. Bezüglich diefer 
Prüfung genüge aber die untere Verwaltungsbehörde in 
Verbindung mit dem Auffihtsbeamten vollftändig. 
Daß lehterer in die Arbeitsordnung Einſicht nehme, ki 
allerdings felbftverftändlih. Es wurde auch ber Antrag 
(Nr. 2) geftellt: daß durch die untere Verwaltungsbehörde 
eine Abjchrift der gr dem Auffihtsbeamten 
zugeftellt werde, diefer Antrag aber auf die ausdrückliche 
Erklärung eines Vertreters der verbündeten Regierungen 
hin, daß eine der zwei einzureichenden Ausfertigungen 
den Auffichtsbeamten bejtimmt ei, zurückgezogen. Daß bie 
Prüfung mit Muße ftattfinden könne, und auch noch fpäter, 
werm fa Ungefeplichteiten oder Unklarheiten (3. B. auf 
Grund gewerbegerichtlicher Enticheidungen) herausftellten, eine 
Korrektur möglich fei, murde in Uebereinftimmung mit ber 
„Begründung“ als ein Vorzug bezeichnet. Namentlich nad) 
Inkrafttreten des Geſetzes würden jo viele Arbeitsorbnnungen 
eingereicht werben, daf, wenn die Genehmigung an einen 
Termin gefnüpft würde, die Prüfung nothwendig nur eine 
oberflächliche fein könnte. Nach der Worlage fei 3. B. 
ber Fabrikinſpektor auch ſpäter noch in der Lage, etwa bei 
Gelegenheit der Revifion, auf eine Mbänderung berfelben 
hinzuwirken. — BZuftimmung fand ber Antrag (Mr. 4 
und 5 erfter Leſung, Nr. 1 zweiter Lefung), daß die 
Arbeitsordnnung jedem Arbeiter eingehändigt werden foll. 


$. 1ö4f. 
(Darg.: Unzuläffige Urbeitäordnungen.) 

$. 134 f, der über bie Berichtigung refp. Erfegung uns 
geieplicher Arbeitsorbnnungen Beitimmungen trifft, fand uns 
veränderte Annahme. 

S. ld4g. 
(Darg.: Anerfenmung bejtehender Arbeitdorbnumgen ) 

Nach $. 134g der Vorlage jollen vor dem Inkraft— 
treten des Geſetzes erlafjene Arbeitsordnungen fi ben, 
falls fie den 88. 134a bis 1340, 134e Abſatz 2 und 
134 f entiprechen. Dieje Beitimmung follte nad) einem Ans 
trage erſter Lejung dahin gefaßt werben, daß aud hier 
(gemäß $. 134 d) bie —* “ der Arbeiter —*— 
gegangen ſein müſſe, während nach der Vorlage dieje „ 
hörung“ erjt für den Fall eimer Abänderung derjelben vor- 
gejehen war. Die Majorität hielt Iegtere Beftimmung für 
ausreichend. Dagegen wollte fie nicht der abſichtlichen 


Umgehung des 8. 134d Vorſchub leiſten, und befchränfte 
deshalb — unter dem Widerfprud der Vertreter ber ver: 


(Bericht ber achten Kommiſſion.) 


| 


bündeten Regierungen — die Anerkennung beftehender Arbeits | 


ordnungen (ohne Erfüllung der Bedingung des 8. 134d) | 


auf joldye, weldhe vor dem 1. Januar 1891 erlaſſen jeien. 


$. 134h. 
(Marg.: Organtfation der Ausſchüſſe.) 


Die große Mehrheit der une De ale rer | 
iele be 


zeugung, daß der Grumdgedanfe und Die 
am zwedmäßigiten durch Organifation ändiger Arbeiter: 
Ausſchüſſe erreicht würden. Ebenſo herrichte Uebereinſtim— 
mung der Anfchauungen der Majorität darin, daß, wo Vor: 
ftände von Fabrik⸗Kranlkenlaſſen oder fonftige zur Verwaltung 
von Einrichtungen zum Beten der Arbeiter gewählte Arbeiter- 
vertretungen beftänden, dieſen die Funktionen der jtändigen 
Ausihüfe am zwecdmäßigften überwiefen würden. Nur 
von einer Seite wurde die Inftitution der Arbeiterausſchüſſe 
belämpft und e8 für richtiger erachtet, den Arbeitern direkt 
und allgemein die „Gelegenheit, ſich über den Inhalt der 
Arbeitsordnun 
Ausſchũſſe fänden nicht den 


beſter Weiſe 


zu äußern“, — Die Arbeiter: | 
uth, den Arbeitgebern ent: 


gegenzutreten, fönnten bei ihrer materiellen Abhängigkeit 
9 dem einſeitigen Einſluß derſelben auch kaum entziehen. 


Arbeiterausſchüſſe verſchleierten nur den thatſächlichen Zu— 
ſtand, Die bitteren Gegenſätze der Intereſſen ber Arbeit: 
geber und Arbeiter. Die Arbeiter als Klaſſe, ald Stand, 
müßten ſich organifiren, und als ſolche, getragen und ges 
fügt durch die Maffenorganijation, mit den Arbeitgebern 
verhandeln; nur fo jei ein Berhandeln auf dem Boden 
der Gleichberechtigung möglid. Im ber einzelnen 
diene der Arbeiterausſchuß nur ald Dekoration und 
die Arbeiter den Klaſſengegenſatz vergeffen zu machen. 
Dieje Ausführungen fanden wenig Zuſtimmung, viel- 
mehr wurden jie als Zeugniß für die Zweckmäßigkeit all- 
gemeiner Einführung ins ;yeld 
hingewiefen, daß Fabrikausſchüſſe und gewerk— 
achvereinliche WUrbeiterorganifationen ſich durchaus nicht 
ausſchlöſſen, jondern ergänzten, 
befondere Fragen, Klagen und Wünſche, befondere Ein- 


ittel, 





auc als Ehrenpflicht und Intereffe empfinden würden, mit 
diefen Ausſchüſſen auch andere Fragen, Beichwerden und 
Wünfhe zu beiprehen und bamit die Imftitution weiter 
auszubauen und mit allen den Aufgaben zu betrauen, 
die Schon vielfach durch die fogenannten „Aelteſtenräthe“ in 
gelöft würden. 


Außer der Begutachtung der Prbeitsorbnung und 


eventueller eng ließen fich wohl auch noch weitere 


geſetzliche Aufgaben feftlegen, um den Ausſchüſſen Thätig- 
feit und Leben zu geben. So könnte z. ®. vor Gewäh— 
rung von gejeglichen Vergünftigungen, z. B. bezüglich ber 
Sonntagsruhe ($. 105f), der Arbeitszeit 6 138a), ber 
Baufen ($. 139), „Anhörung“ bes Ausſchuſſes vorge- 
ſchrieben werben. Wenn die Ausichüfle allgemein eingeführt 
würden, — jo wurde von einer Seite hervorgehoben, — 
io feien dieje auch die beſte Unterlage für die Bildung von 
Bezirks-Arbeiterausſchüſſen [Arbeiter (oder Arbeits-) 
Kanmern], beftimmt, den Arbeitern auch über den Rahmen 
der einzelnen Fabrik hinaus „den freien und friedlihen 
Ausdrud ihrer Wänſche und Beſchwerden zu ers 
möglihen und aud den Staatsbehörden Gelegen— 
ge zu geben, fi über bie Verhältniffe ber Arbeiter 
ortlaufend zu unterrichten und mit den leßteren Füh— 
lung zu behalten.” 

Bei voller Anerkennung des Wunfches, dab möglichft 
alle Fabriken fi zur Einführung von Arbeiter-Ausihüffen 


entſchließen möchten, hielt die Majorität in Lebereinftimmung 


abrif N 


geführt. Es wurde darauf | 
reip. | 


In jeder Fabril gäbe es 


richtungen, die der Mitverwaltung der Arbeiter unterjtänden. | 


Ebenſo 
weites 
friedlicher Verſtändigung. Aufgabe der vernünftigen, wohl⸗ 
wollenden Arbeitgeber wie der verſtändigen Arbeiter ſei es, 
ſich unter voller Würdigung, ehrlicher Anerkennung und 
Auseinanderſetzung bezüglich der Intereffengegenfäße doch 
auch der Intereſſen gemeinſchaft ſtets bewußt zu bleiben, 
zugleich von der Ueberzeugung getragen, daß der fried— 
liche Ausgleich vor dem Kampf den Vorzug verdiene und 
daß bei gutem Willen manche Gegenſätze beglichen, manches 


biet gemeinſamer Intereſſen, gemeinſamer 
Arbeitern, wie des Friedens der Geſellſchaft liege. 


äbe es neben den Gegenſätzen doch auch noch ein 


Mißverſtaͤndniß bejeitigt, manche Aenderung und manche Eins 


richtung zum Beſten wie ber Arbeiter fo auch der Induftrie 
getroffen werben könne. Das jei eben die Erfahrung, 
welche allgemein mit der Bildung von Arbeiterausſchüſſen 
(„Melteftenräthen”) fich beftätigt habe. 

In Würdigung dieſer — glaubte ein Theil 
der Kommiſſionsmitglieder die obligatoriſche Einführung 
von Arbeiterausſchüſſen befürworten zu follen (Antrag 
Nr. 1 und 2). Einerjeits fei eine wirkliche Anhörung der 
Arbeiter, eine ehrliche gutachtliche Mitwirkung derjelben bei 
GEntwerfung der Arbeitdorbnung nur in der Weife möglich, 
daß die ganze Urbeitdordbmung mit einem gewählten Aus— 
ichuffe in gegenfeitiger vertrauensvoller Ausſpräche durch— 
berathen würde. Andererſeits wurde der Hoffnung Muse 


drud gegeben, daß, wenn die Ausſchüſſe obligatoriſch feien, 


und die Arbeitgeber fich überzeugten, daß die vielfach ges 
hegten Befürchtungen jich nicht bewahrheiteten, fie es dann 


mit den Vertretern der verbündeten Regierungen den Weg 
geſetzlichen Zwanges für verfehlt. Die Ausſchüſſe könnten 
nme dann Gutes wirken umd dem Frieden dienen, wenn 
Arbeitgeber wie Arbeiter fi) mit Vertrauen entgegenfämen 
umd ehrlich die Verftändigung fuchten. Vertrauen und ehr- 
liche Verftändigung Lönnten aber nicht erzwungen werden, 
vielmehr würde die gute Wirkung der Inftitution mit dem 
Zwange jofort in frage geftellt fein. Es jei zu hoſſen, 
da die Arbeitgeber auch ohne Zwang der Intention ber 
Gejeggebung und dem moraliihen Drud der öffentlichen 
Meinung folgen würden, und dieſes um jo mehr, als auch 
bei den einjichtigen Arbeitgebern fi immer mehr die 
Ueberzeugung Bahn breche, daß der einjeitig patriarchaliſche 
Standpunkt nicht mehr ausreiche und in ber ſelbſtloſen 
Anerfennung bes eö der Zeit die beite Gewähr bes 
dauernden guten Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgebern und 


Bezüglich der Bildung der Arbeiter-Ausihüffe wurde 
mehrfeitig der Standpunkt vertreten, daß man im Geſetze 
eine nähere Beſtimmung dieſes Begriffes micht werde ent= 
behren können und es — auch erforderlich erſcheine, 
für die — derſelben, damit fie als Arbeiter— 
ausihüfle im Sinne des Geſetzes anerkannt werden könnten, 
gewiſſe VBorausjegungen vorzufehen. In diefer Beziehung 
müffe man, wie von einer Seite hervorgehoben wurde, 
3. B. davon ausgehen, daß die Arbeiterausfhäfle nur dann 
des Vertrauens der Arbeiter ficher feien und fo in ber That 
ihre Aufgabe erfüllen könnten, wenn die Wahl eine geheime 
jei (Antrag Nr. 1, 2 und 3). Nur auf diefe Weife könne die 
freie Wahl abfolut gefichert werden; die Arbeiter bürften 
nicht das Gefühl haben, daß ihmen Bertreter durch den 
Arbeitgeber oder ihre Meifter aufoftroirt würden. Auch 
für die Betriebskränkenkaſſen fei die geheime Wahl die 
richtigere, und wenn dieſelbe auch gefeplih nicht vorge 
fchrieben jei, fo fönne body für den Fall, daß die zur Ver: 
waltung der Fabrik-Krankenkaſſe berufenen Arbeiter: 
Vertreter (im Borftand) die Mufgaben bes ftändigen 
Arbeiter⸗Ausſchuſſes übernehmen Poltten, die geheime 
Wahl vorgeiehen werden. Die Majorität der Kommiſſion 
acceptirte die obligatoriiche geheime Wahl für meu zu 
bildende jtändige Ausihüffe (unter Ziffer 4), lehnte es 


Reichstag. Aftenftüc Nr. 1%. (Bericht der achten Rommiffion.) 


aber ab, für bereits bejtehende jtändige Ausſchüſſe und 
foweit Borjtände von Krankenkaſſen x. als ftändige 


Ausſchüſſe beftellt würden, die geheime Wahl vorzuſchreiben. 
Den beitehenden bewährten Einrichtungen gegenüber möge | 
man nicht den Standpunkt des Mißtrauens zum Muss 
drud bringen und nicht die Bildung und Ausgejtaltung | 
fändiger Ausjchüfle ohne Noth erjchweren und an Ber 


dingungen fmüpfen, die vielfad als ungerechtfertigt und 
unrichtig erachtet würden. Den Borjtänden der Kranken: 
taſſen werde man im Hinblick hierauf, bei den nur bie 
Betriebe eines Unternehmers umfafjenden Knappſchafts- 
vereinen, die Knappſchaftsälteſten derjenigen Betriebe gleich— 
jtellen müſſen, welde der Bergaufſicht nicht unterftänden. 
Man dürfe wohl das Vertrauen haben, daß diejenigen 
Arbeitgeber, welche Berjtändnig und Wohlmollen genu 

bethätigten, jtändige Arbeiter-Ausſchüſſe zu bilden, au 

die wirkliche Meinung ihrer Arbeiter ehrlidy zum Ausdrud 
tommen ließen. Bei böjem Willen biete — das geheime 
Wahlrecht feinen Schup. 


8. 135. 
(Marg.: Verbot ber Beſchäftigung ſchulpflichtiger Kinder.) 


Nad der bejtehenden Gewerbeordnung Dürfen in 
Fabriken: 

1. Kinder unter zwölf Jahren nicht beichäftigt 

werben; 

2. Kinder von 12—14 Jahren höchſtens 6 Stunden 
täglich bejchäftigt werden. 

3. Für junge Leute von 14—16 Jahren darf bie 
Beihäftigung höchſtens 10 Stunden täglich bes 
tragen. 

Die Zahl der in Deutfchland 1888 beſchäftigten Kinder 
betrug 22913; die der „jungen Leute“ 169 252; bie ber 
„jugendlichen Arbeiter” (von 12—16 Jahren) 192 165. 
Sach der Vorlage fol, in Uebereinftimmung mit den früheren 
Reihstagsbeihlüffen, die Veihäftigung von Kindern unter 
13 Jahren abjolut, von foldhen über 13 Jahre, ſoweit 
fie no zum Beſuch der Volksſchule verpflichtet 
find, verboten fein. 

Die Vorlage als Mindeſtmaß des Schuges fand von 
feiner Seite Widerſpruch; wohl aber wurden Anträge 
(Nr. 1 ımb 2) auf Erweiterung defielben gejtell, daß die 
Beihäftigung von Kindern (unter 14 Jahren) überhaupt 
verboten würde, ohne Rückſicht, ob dieſel noch ſchul⸗ 
pflichtig ſeien oder nicht. Die Schweiz ſowohl wie 
Oeſierreich habe fein Bedenken getragen, die Beſchäfti— 
gung von Kindern unter 14 Jahren in Fabriken ganz zu 
verbieten — wir dürften nicht zurüdbleiben. Nicht der zu— 
fällige Termin der Schul-Entlaffung, jondern die phyſiſche 
und geiftigsjittliche Entwickelung ſei maßgebend. Die Rüdficht 
auf die Entwidelung der Jugend gebiete es, fie wenigitens 
bis zum 14. Lebensjahre der Fabrik fern zu halten, 

Die Schulpflicht als Grenze feftzulegen, fei geradezu 
eine Privilegirung der Induſtrie der Bezirfe Deutjchlands, 
welde eine kürzere Schulpflicht hätten. Beſonders wurde 
auf Bayern Hingewiejen, wo die Schulpflicht auf 7 Jahre 
fejtgefegt jei, aljo durchſchnittlich nur bis zum 13. Lebens— 
jahre gehe. Bayern möge die Schulpflicht ausdehnen, — 
das jei richtiger, als dab die Reichs-Geſetzgebung auf ein 
in ſich berechtigtes Ziel aus Rückſicht auf Bayern verzichte. 

Bon den Vertretern der verbünbeten Regierungen wurde 
dagegen ausgeführt, 

dab es nicht angemeffen erfcheine, durch ein 
reichsgeſetzliches Verbot der Beichäftigung von 
Kindern unter 14 Jahren einen Drud auf bie 
Schulgejeßgebung der Einzelftaaten dahin auszus 
üben, daß allgemein das Ende des ſchulpflichtigen 
Alters auf das vollendete 14. Lebensjahr feit- 
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gejeßt werde. Auch in denjenigen Staaten, in 
denen die Schulpflidt 8 Jahre dauere, werbe es, 
da bie Beendigung der Schulpflicht nicht mit 
dem Beitpunkte, in dem das einzelne Kind ein bes 
ftinnmtes Alter erreiche, jondern nur mit den allge 
meinen Schulenilafjungsterminen eintreten könne, 
immer eine große Zahl von Kindern geben, welche 
erheblich früher al mit dem 14. Lebensjahre ihre 
Schulpflicht erfüllt Hätten. Es handle ſich demnäch 
in der Vorlage keineswegs um eine Bejtim 2 
durch welche lediglich bayerijche Verhältniffe ber 
fihtigt werden follten. Bon dem Königlich 
bayerijhen Bevollmächtigten zum Bunbesrathe 
wurde hierbei ausgeführt, daß in Bayern die aus 
der Werktagsichule entlafjenen Kinder meiſt ſchon 
im 14. Lebensjahre ftänden und unter Umftänden 
das 14. Lebensjahr bereits überjchritten hätten; 
ferner betonte derjelbe, daß es irrig jei, wenn man 
von einer kürzeren Bemeſſung der Zeit der Schul- 
pfliht in einem Staate etwa auf geringere Er: 
folge des Voltsjchulunterrichts in dieſem Staate 
ihliegen zu können glaube. Die Statiftit der 
Analphabeten in den verjchiedenen beutjchen 
Territorien bemeife 3. B, daß Bayern, welches 
die Tjährige Schulpflicht Habe, hinſichtlich der 
Erfolge des Unterrichts einen Vergleich mit ben- 
jenigen Territorien, in denen die Sjährige Schul: 
pflicht beftehe, nicht zu fcheuen brauche. 

Die Majorität der Kommiffion ſchloß ſich der Auffaſſung 
ber Regierungsvorlage und ihrer Begründung an, daß die Ge= 
er des Müßigganges unb ber Beihäftigungslofigkeit in 

er Beit zwiſchen der Schulentlaffung und Erreihung des 
14. Lebensjahres bedenklicher jei als eine (Gſtündige) 
Fabrikbeſchaͤftigung. Dieje Gefahr beftehe aber namentlich 
in inbuftriellen Bezirken, wo Gelegenheit zu ſonſtiger Bes 
ſchäftigung ſchwer zu finden fei, in hohem Mafe. In Be- 
zielen, wo Hausindujtrie bejtände, würbe die ®er- 
drängung in diefe unausbleiblich fein — eine Folge, welche 
auch von den Befürwortern des Antrages gewiß nicht 
gewünjcht werde. Daß die Einzeljtaaten fih durch Aus— 
dehnung bes Verbotes der Fabrikbeſchäftigung bis zum 
14. Zebensjahre bejtimmen laſſen würden, nun die — doch 
aud nad) vielen anderen, weit wichtigeren Gefichtspuntten 
* entſcheidende — Frage der Schulpfücht anders zu regeln, 
ei nicht anzunehmen. 


Abjap 4. 
Diejelben Gefichtspunfte wie vorftehend wurden für 
und gegen ben Abſatz 4 der Regierungsvorlage geltend ge 
macht, welcher bejtimmte: 


Durch Beihluß des Bundesraths kann für 
beftimmte Fabrikationszweige geftattet 
werden, Kinder über dreizehn Jahre, 
welche nicht mehr zum Beſuche der Volksſchule 
verpflichtet find, in derjelben Weiſe wie junge 
Leute zwijchen vierzehn und jechszehn Jahren zu 
beihäftigen, jofern der Arbeitgeber das Zeugniß 
eines von der höheren Berwaltungsbehörbe er- 
mächtigten Arztes beibringt, dab die Zörperliche 
Entwidelung die beabfihtigte Beſchäftigung ohne 
Gefahr für die Gejundheit zuläßt. 

Diefe Ausnahme von der bereits beftehenden Regelung 
wird in der „Begründung“ dahin erläutert: 

Durd die im erjten Abſatz des $. 135 getroffene 
Beitimmung wird die Zahl der Fabrilkinder, beren 
Urbeitszeit vom Geſetze auf 6 Stunden bejchränkt 
it, jo vermindert werben, daß die Einrichtung 
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einer Vor⸗ und Nachmittagsſchicht mit foldhen 
Kindern oft ſchwierig werden wird. Viele Fabrik— 
befiger werden Bedenken tragen, wegen ber 
wenigen Kinder, die nody Beſchäftigung fuchen, 
befondere Schichten einzurichten, und werden lieber 
warten, bis bie Arbeitfuchenben in die Neihe ber 
jungen Leute zwifchen 14 und 16 Jahren einge 
treten find. adurch wird aber wiederum die 
Gefahr entftehen, daß die aus der Vollsſchule ent- 

enen Kinder unter 14 Jahren keine Beſchäfti— 
gung finden, fich jelbft überlaffen find und in 
Gefahr gerathen, zu vermwildern. Ohne Zweifel 
ift es erwimſcht, dab die Fabrikbeſchäftigung ebenjo 
wie Die Lehrzeit im Handwerle unmittelbar an 
die Schulzeit anfchließt, und daß keine für Eltern 
und Kinder läftige und gefährlide Zwiſchenzeit 
entjteht. Deshalb beftimmt $. 135 im Abjap 4, 
daß Kinder über 13 Jahre, welche nicht mehr zum 
Beſuche der Vollsſchule verpflichtet find, in ben 
vom Bundesrath bezeichneten Fabrilationszweigen 
in derſelben Weiſe wie junge Leute zwiſchen 14 
und 16 Jahren beſchäftigt werden dürfen, wenn 
ihre körperliche Entwidelung nad dem Gutachten 
eines von der höheren Verwaltungsbehörde als 
—— anerkannten und zur Ausſtellung ſolcher 
eugniſſe ermächtigten Arztes die beabſichtigte Be— 


Häftigung ohne Gefahr für die Geſundheit 
zuläßt. 
Bon einem il der Kommiffion wurde aus der Er- 


fahrung beftätigt, daß es thatſächlich gerade in den Bezirken, 
wo die Beihäftigung ſchulpflichtiger Kinder längſt bejeitigt 
jei, den Eltern außerordentlidy ſchwer werde, die Arbeitgeber 
zur Aufnahme ihrer Kinder (unter bem 14. Lebensjahre) 
in die Fabrikbeſchäftigung zu bewegen. Mit höchſtens 
Gftündiger Arbeitszeit fei der Fabrik wenig gedient; die 
Einrichtung einer Doppelſchicht aber lohne ſich nicht. Es 
jei aber hart für die Eltern und bedenklich für die Kinder, 
daß dieje zum Müßiggang verurtheilt ſeien. — Bon einer 
Seite wurde die Berechtigung vorftehender Erwägungen be— 
züglich der Knaben anerkannt, bezüglid‘ der Mädchen 
weniger. (Antrag Nr. 9.) Dieje könnten ſowohl in der 
eigenen ilie, wie aud) zur Aushülfe in fremden Familien 
(als Kindermäbchen zc.) 1 bethätigen, und es ſei für ihre 
äusliche Ausbildung, fittliche Erziehung und gejundheitliche 

widelung nur wünjchenswerth, wenn jie nicht jofort 
nad) der Schule in die Fabrik einträten, 

Die Majorität der Kommiffion erblidte indejjen in der 
Beitimmung des Abjag 4 ftatt des Foriſchritts einen Rück— 
ſchritt von der bereits feit Jahrzehnten bejtehenden Schuß- 
bejtimmung einer höchſtens 6ſtündigen Arbeitszeit. Es jei 
das eine weitere außerordentliche Brivilegirung der Yandes- 
teile mit kürzerer Schulpflicht. Eine 6jtündige Arbeitszeit 
fei genug, wenn die Paufen, der Weg zur Fabrik, außerdem 
vielleicht der Beſuch der — — eingerechnet 
würden. Wenn auch vielleicht die Arbeit nicht ſchwer ſei, ſo 
ſchädige doch die ſchlechte Luft, der Staub, der Geruch und 
Lärm der Maſchinen ꝛc. die Gefundheit mehr, als ſchwerere 
Urbeit im Freien. 

Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurde ausgeführt, 

daß die Ausdehnung des Verbots der Beichäftigung 
von Kindern in * riken, wie ſie die Vorlage be— 
abſichtige, einen ſo erheblichen Fortſchritt auf dem 
Gebiete des Arbeiterſchutzes enthalte, daß im Hin— 
blick hierauf, auch abgeſehen von den Beſtimmungen 
ber 88. 120a fg. von einem „Rückſchritt“ nicht 
füglid) die Rede jein könne. Huch handele es ſich 


(Bericht der achten Kommiffion.) 





wegs um eine Bevorzugung einzelner Lanbestheile, 
fondern vielmehr lediglich darum, einem mehr 
oder weniger in allen Bıumdesftaaten, insbefondere 
auch in Schlefien und am Rhein hervorgetretenen 
Uebelftande abzuhelfen und zu verhüten, daß ge: 
funde und fräftige Kinder nach ihrer Entlafjung 
aus der Schule, die nur in verhältnigmäßig feltenen 
Fällen genau mit Vollendung bes 14. Lebens: 
jahres zufammenfalle, u. Aufficht und ohme zur 
Arbeit angeleitet zu werden, von einer ihrem Alter 
und ihren Kräften angemefjenen, leichten Arbeit fern: 
gehalten und ernften Gefahren für ihre ferner 
Entwidelung entzogen würden, Allen hierbei in 
gejundheitliher und fittlicher Beziehung in Be- 
tracht kommenden Rüdfichten habe die Vorlage 
ausgiebig Rechnung getragen, indem fie nicht mur 
das Zeugniß eines von der höheren Verwaltungs: 
behörde zur Ausftellung folder Zeugniſſe befonders 
ermädhtigten, vertrauenswürdigen Arztes über die 
körperliche Entwidelung des Kindes und über die 
Angemefjenheit der für das betreffende Kind be 
abfichtigten Beſchäftigung vorjehe, fordern auch 
die nähere Bezeichnung derjenigen Induftriezweige, 
in welden eine längere als jehsjtündige Beſchaf— 
tigung von Kindern überhaupt zuläffig jein fol, 
in bie * des Bundesraths lege. Könne die 
Kommiſſion ſich ungeachtet aller dieſer Vorſichts— 
maßregeln nicht dazu entſchließen, die Beſtimmung 
des Abſatz 4, obwohl es ſich bei derſelben in der 
Regel nicht um eine große Anzahl von Kindern 
handele, auch für die Kinder weiblichen Geſchlechts 
und für die volle, zwiſchen der Schulentlaffung 
und der Vollendung des 14. Lebensjahres liegende 
Zeit anzunehmen, jo müſſe zum mindeſten bie 
Annahme der Vorjhrift für Knaben und für die 
legten jechs Monate vor der Vollendung des 14. 
Lebensjahres dringend u werden, damit 
wenigſtens in diefem Umfange den hervorgetretenen 
Uebelitänbden begegnet werben könne. 

Die Kommiffion vermochte fich indeſſen von der Zwed— 
mäßigkeit ber in Abſatz 4 vorgeichlagenen Beſtimmung 
nicht zu überzeugen und lehnte diefelbe ab, al auf bie 
ärztlihen Zeugnifie nach den bisherigen Erfahrungen ein 
erhebliher Werth nicht gelegt werden könne. Much die 
Bermittelungsanträge (Nr. 6, 7, 8), daß wenigftens für 
3—6 Monate vor Grreihung bes 14. Lebensjahres ein 
Dispens vorgejehen werden fönnte, wurden abgelehnt. 


(Marg.: Schuß der „jungen Leute“) 

Bezüglich des Schußes der jungen Leute (von 14 
bis 16 Jahren) wurde beantragt (Nr. Sa): denfelben bis 
zum 18. a Ki auszubehnen. Die Zeit der körper: 
lihen Entwidelung jei nicht mit dem 16. Lebensjahre be 

renzt. Auch England habe den Begriff der gejchüßten 
Berfonen für männliche Perfonen bis zum 18. Lebensjahre 
ausgedehnt, während die weiblichen Rerfonen I e 
grenzung des Lebensjahres ſich des ftündigen Marimal- 
arbeitstages erfreuten. Demgegenüber wurde von anderer 
Seite darauf hingewiefen, dab weder in der Schweiz noch 
in Dejterreih ein zehnjtändiger Marimalarbeitstag für 
junge Leute (auch nur bis zum 16. Lebensjahre) beitehe. 
Nur England gehe jo weit rejp. weiter wie land, 
beichäftige aber an eits die Kinder jchon vom 10. Jahr 
ab. Biele Fabrilen würden bei Ausdehnung bes 10jtündi- 
gen Arbeitstages bis zum 18. —— — 
entweder für den ganzen Betrieb den zehnitünbigen 
Arbeitstag einzuführen, oder aber feinen Arbeiter 


bei der Bejtimmung des $. 135 Abjag 4 keines: | unter 18 Jahren mehr anzunehmen. Sowohl die Rüd- 


Reichstag. Attenftüc Nr. 190. 





fiht auf die Konkurrenzfähigfeit der nationalen Induftrie 
wie auf bie Ermwerbsfähigfeit ber Arbeiter verlange Ab— 
lehnung bes Antrages. 


Der Antrag fand keine Majorität. 


8. 136. 
(Marg : Verbot dir Sonntags. und Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter. 
Baufen.) 








$. 136 verbietet (in Uebereinftimmung mit ber be 
ftehenden Gewerbeordnung) die Nachtarbeit der jugend» 
lien Wrbeiter ſowie die Beichäftigung an Sonn= und 
Feſttagen und regelt die Baufen. In leßterer Beziehung 
enthält bie Vorlage eine Klarlegung rejp. Nenderung dahin, 
daß bei blos 6ftündiger Beichäftigung nur eine (halb- 
ftümdige) Pauſe gefordert wird. eiter wird von dem 
Verbot des Aufenthaltes in den Arbeitsräumen (bei fort: 
gehendem Betrieb) für den Fall während ber Baufen ab— 
gejehen, „wenn ber Aufenthalt im Freien nicht thunlich 
und andere geeignete Aufenthaltsräume ohne —— 
mäßige Schwierigkeiten nicht beſchafft werden können". Beide 
Beitimmungen fanden Annahme. 

Us „Nacht“ im Sinne ber Gewerbeordnung wie ber 
— gilt die Zeit von Abends 81/, Uhr bis Morgens 
51/, Uhr. Der Antrag (Nr. 1), die Beit anders (vom 
Abends 8 bis Morgens 6 Uhr) zu bemeſſen, fand feine 
Majorität. Die Beſchränkung der Arbeitszeit auf 6 refp. 
10 Stunden werde jchon von jelbft zur Folge haben, daß 
bie Wrbeitözeit zwiſchen 6 Uhr Morgens und 8 Uhr 
Abends gewählt werde. Hier dede fih das Intereſſe bes 
Urbeitgeber8 und des Arbeiter8: die Zeit jo zu wählen, 
wie es bem Arbeiter am beften ausfomme So ſei ein 
Bebürfnig zur Aenderung nicht gegeben; anbererfeits 
tönnte e8 aber in beſondern Fällen für Arbeitgeber und 
Arbeiter zwedmäßiger fein, Morgens etwas früher anzu= 
fangen, um Abends früher zu jchließen, oder Mittags eme 
längere Pauſe zu geben, oder auch umgekehrt. 

Weiterhin wurde der Antrag (Nr. 2) geftellt, das 
Verbot der Nachtarbeit bis zum 18. Lebensjahr aus: 
zudehnen. Derjelbe wurde aus benfelben Gründen wie 
die Aus ng bes 10ftündigen Marimal-Arbeitstages 
(1. oben) abgelehnt. 

$. 1864. 
(Marg.: Einführung des allgemeinen Marimalarbeitstages.) 

Eine eingehende Diskuſſion Mmüpfte fih an bie 
Frage des allgemeinen Marimal-Arbeitstages. Bon 
einer Seite wurde der 1Oftündige Arbeitstag verlangt, 
(Antrag Nr. 1 auf Einführung emes neuen $. 1368) mit 
der Maßgabe, daß berielbe am 1. Januar 1894 auf 9 Stuns 
ben, am 1. Januar 1898 auf 8 Stunden herabgejept werde. 
Auf Arbeiten unter Tage und in Betrieben mit Tag- und 
Nachtſchicht follte die tägliche Arbeitsihicht 8 Stunden bes 
tragen, — Bon anderer Seite wurde der elfitündige 
Arbeitstag (an ben Vorabenden der Sonn: und Fyeittage 
10 Stunden) beantragt (Antrag Nr. 2). 

Zur Begründung ber Anträge wurde geltend gemacht, 
daß in einem Arbeiterſchutz-Geſetz, an das fi jo viele 
Hoffnungen Mmüpften, der Marimal-Arbeitstag nicht fehlen 
dürfe. Die Schweiz Habe bereits jeit 1878 den elf- 
ftündigen Marimal-Arbeitstag, und berjelbe habe ſich dort 
durchaus eingelebt und bewährt. Die Arbeiter der Schweiz 
verlangten in ihrer großen Mehrheit die weitere Herabjegung 
auf 10 Stunden, und würden aud) die betheiligten Faktoren 
der Gejeggebung dort gewiß fich dazu entichließen, wenn 
Deutſchland mit gutem Beiſpiel vorangehe. In Defterreich 
beftehe ebenfalls der (elfftündige) Marimal-Arbeitstag, und 
daß die Regierung auch bort benjelben für durhführbar 
erachte, beweiſe die Thatjache, daf fie trog alles Drängens 

Altenftüde zu den Verhandlungen bes Reichdtages 1890/91. 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 


' nicht, aber der 
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ber Induftriellen die bis Juni 1888 bemilligten Ausnahmen 
nidjt verlängert habe. In er bejtehe zwar ber 
gefetzliche allgemeine (zehnſtündige) Marimal-Arbeitstag 
i Begriff der „geihügten Perſonen“ ſei dort 
jo weit gegriffen, daß der zehnſtündige Arbeitstag — unter 
Mithülfe der organifirten Gewerkvereine — thatjächlich 
durchgeführt jei. Der neuns und achtſtündige Arbeitstag 
werde bort bereit von ben Arbeitern geforbert. 

Der Marimal:Arbeitstag jei im Intereſſe der Ger 
fundheit und des Familienlebens dringend nothwendig. 
Die Berichte der Yabrikinfpektoren ergäben, welche maß— 
loje Arbeitszeit vielfach üblich fei. Diefe Thatjachen bes 
wiejen am beiten, wie wenig die Arbeiter aus ſich in ber Lage 
feien, eine Verkürzung der Arbeitszeit durchzuſetzen. Jeden: 
falls verdiene der Weg der Gejehgebung den Vorzug vor 
dem ber Striles. Es ſei auch eime Forderung der Kultur, 
dab die SFortfchritte der induftriellen Entwidelung, ber 
Maſchinerie und Technik auch den Arbeitern in der Weife 
zu Gute fämen, baf fie bezüglich der Arbeitszeit entlaftet 
würden. Diejes jei um jo nothmendiger, als mit der fich 
fteigernden Technik und Arbeitstheilung die Arbeit intenfiver 
werde, und, wenn auch nicht die phnfiiche Kraft, fo * 
die geiſtige Anſpannung in höherem Maße in Anſpru 
genommen werde. Jeder techniſche Fortſchritt erhöhe die 
Leiſtung der Arbeit, erſetze Arbeitskräfte. Nur durch 
fortlaufende entſprechende Kürzung ber Arbeitszeit ſei es 
möglich, der Freiſetzung der menſchlichen Arbeitskräfte und 
der Herabdrückung der Löhne entgegenzuwirken. Mit 
ftetiger Herabſetzung der Arbeitszeit fönne auch allein der 
übermäßig ſich fteigernden Produktion — ber Webers 
produktion und den damit gegebenen regelmäßig wieder: 
fehrenden Krifen — entgegengewirlt werden. 

Der Antrag auf Begrenzung der Mrbeitszeit auf 
höchſtens zehn Stunden wurde damit begründet, daß der 
elfjtündige Arbeitstag durch die thatfächliche Entwickelung 
bereits überholt fei. Die Arbeiter in allen Kulturjtaaten 
verlangten mehr, in Nordamerika, in England, in Muftralien 
ſei der Achtſtundentag das = der Arbeiterorganifationen, 
a in Auftralien fei derfelbe ſchon erreicht. Es fer ein Beweis 

es Entgegentommens, wenn fie (die Antragiteller) für die 
geieglihe PVermwirflihung der auf dem internationalen 


Kongreß in Baris proflamirten Forderung des Achtitunden- 
tages eine Webergangdzeit (bis 1. Januar 1898) vor— 
fähen. Bis dahin würden die Induſtrien ſich auf den— 


felben recht wohl einrichten können, und werbe die Kürzun 
der Arbeitszeit durch Fortſchritte der Technik vorausfi tie 
mehr als ausgeglichen fein. .. für den elfftündigen 
Marimalarbeitstag wurde geltend gemacht, dab derſelbe 
einerſeits unbedenflih, anbdererfeits ein wichtiger erfter 
Schritt fei, der ſowohl prinzipiell als auch praftiic einen 
wejentlihen Ausbau umjerer Arbeiterſchutzgeſetzgebung be— 
deute. Die Berichte der Fabrikinſpektoren zeigten, daß in 
ahlreihen Induſtrien und Bezirken eine 12, 13 und mehr: 
Hünbige Arbeitszeit üblich ſei. Wenn der elfitündige Ar- 
beitstag einmal als Obergrenze allgemein feititehe, wenn 
die Arbeitgeber wie Arbeiter ſich überzeugt haben würben, 
daß eine angemeſſene Kürzung der Ärbeitszeit recht wohl 
möglich fei, ja den Arbeitern wie der —* durch den 
Gewinn an körperlicher und geiſtiger Friſche, durch den 
rg ee Fortſchritt, der für das Familienleben gegeben 
ei, durch die größere Stetigfeit der Produktion ſich all- 
feitig als Segen erweife, dann werde ber weitere Schritt 
zum zehnftündigen Arbeitstag weit leichter fein, und viels 
leicht Schon durch die —— Initiative der Arbeitgeber 
Regel werden. Deutichland möge der Schweiz und Defter- 
rei mit dem elfftündigen Arbeitstag an die Seite treten, 
vielleicht werde es fogar bald ſchon möglich fein, ſich ge 
meinfam zu einer weiteren Herabjegung zu entfchließen. Won 
185 
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Seiten der Antragfteller wurde nod) betont, daß der Antrag 
jih mit dem bereits 1884/85 eingebradjten Antrage (Dr. 
Lieber und Genofjen, Druckſachen der Arbeiterſchutzkommiſſion 
von 1885) dede, in welchem auch fchon dem Bundesrath 
das Recht zugewielen worden jei, „für gejundheitsichädliche 
und ſolche Gewerbe, bei denen die Art des Betriebes Ge— 
jundheit und Leben der Arbeiter durch eine tägliche elf- 
ftündige Arbeitszeit gefährden würde, Die Dauer der regel- 
mäßigen Arbeitszeit weiter herabzujegen“. Ebenſo jei 
dort das Verbot der Nachtarbeit vorgejehen geweſen. 
gie ben Fall, daß ber Antrag Die — der 
ommiſſion finde, behielten ſich die Antragjteller die Be— 
antragung der —— weiteren Beſſimmungen vor. 
ie Majorität der Kommiffion glaubt jih im Rahmen 
der Vorlage halten jollen. Diefelbe bedeute einen 
— erfreulichen Fortſchritt. Der elfſtündige Arbeitstag 
r die Arbeiterinnen würde in allen Fabrilen, welche 
weibliche Arbeiter in größerer Zahl beichäftigten, für den 
ganzen Betrieb maßgebend werden, was um jo mehr 
ins Gewicht falle, als gerade dieſe Induſtrien: Textil— 
fabrifen, Bekleidungsgewerbe, Cigarrenfabrifen ꝛc. nad 
Ausweis der Berichte der Fabrikinſpektoren (vergl. z. B. 
Amtliche Mittheilungen für 1885) meijtens eine mehr 
als eliitündige Arbeitszeit aufweilen. Dazu komme bie 
in 8. 120e vorgejehene Beredtigung, durch Kaiſer— 
lihe Verordnung die Arbeitszeit der joldje Gewerbe, 
in welchen durch übermäßige Dauer derjelben die Ge— 
jundheit der Arbeiter gefährdet wird, entiprechend herabzus 
fegen. Uebermäßige Arbeitszeit jei in allen Gewerben 
ſchädlich, und jo fünme auf Grund diefer Beftimmung im 
Wege der Spezials:VBerorbnung der Marimal:Arbeitstag 
thatſächlich allgemein gemacht werden. Wenn die ver 
bündeten Regierungen die Aufnahme diejer Befugniß vor— 
geichlagen Hätten, fo fei zu Hoffen, daß von derjelben 
auch namentlich bei folchen Betrieben, die außerordentliche 
Anfprühe an die phyfiihe Kraft der Arbeiter ftellten, Ge— 
brauch gemacht werde, 

Ein Theil diefer Majorität, welche die Anträge auf 
Einführung eines Marimalarbeitstages bekämpfte, glaubte 
zunächſt mit diefem erſten Schritt — ſein zu müſſen, 
während ein anderer Theil den „ſchablonenhaften“ geſetz— 
lien Marimalarbeitstag überhaupt befämpfte. Cinige 
leugneten das Bedürfniß und die prinzipielle Berechtigung, 
den erwadhienen Mann in Berwerthung feiner Arbeitöfrat 
zu bejchränten. Soweit die individuelle Kraft nicht aus— 
reiche, biete ſich die Koalition, wie fie ſowohl in England 
wie in Nord-Amerila fich bewährt habe. Einige wollten nur 
infofern die Berechtigung eines Marimalarbeitstages ans 
erfennen, als der Arbeitgeber nicht das Necht haben jollte, 
die Arbeiter über eine bejtimmte ae! ur Arbeit 
zu verpflichten, aber nicht joweit die Arbeiter — arbeiten 
wollten. Mehrfach wurde die Zweckmäßigkeit einer geſetz— 
lichen Regelung geleugnet, weil bei der Verſchiedenheit der 
individuellen Anlage und Gewohnheit, der Verſchiedenheit 
der Arbeitsleiſtungen wie -Anſtrengungen, wie Geſundheits— 
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ſchädigung eine einheitliche ſchablonenhafte Bemeſſung un— 


möglich ſei. Werde die Grenze zu hoch bemeſſen, ſo bleibe 
der Maximalarbeitstag für die meiſten Betriebe bedeutungs— 
los, verleite vielleicht Togar zur Ausdehnung der Arbeitszeit; 
werde berjelbe zu niedrig angejeßt, fo beſtehe die Gefahr, 
daß die nationale Konturrenzfähigleit leide, das Einkommen 
der Arbeiter gejhädigt werde. Auch werde die Beihränkung 
der Arbeitözeit zur größeren Intenfivität der Arbeit führen, 
die wieder hätlicher wirken könne als mäßige Anſtrengung 
bei längerer Arbeitsdauer. Namentlich jei das eine Er: 


wägung, welde für bie älteren Mrbeiter in die Wags | 


ſchale falle. 
Gewiß jei es unrichtig, daß eine längere Arbeitszeit auch 


5 eine höhere Zeiftung zur Folge habe, aber ebenſo unrichtig 
ei es, daß mit ber Kürzung ber Arbeitszeit die Intenfivität 
und Dualität der Arbeit fih unter allen Umſtänden ent— 
An fteigere. Im jeder Anduftrie, ja im jeder Fabrik 

e fi dieſes Verhäliniß anders. Die Fortichritte der 
Technik hätten ihre Grenzen, und jei es eime kühne Be— 
Janpkng, daß * etwa bis 1898 eine achtſtündige 

beitözeit ermöglichen würden. Ebenſo hätte aber auch 
die Anwendung und volle Ausnügung dieſer Fortſchritte 
ihre Grenze in der Sapitalfraft der Unternehmer, und 
gerade die Hleineren Unternehmer jeien es, welde durch 
ein allzu jchnelles Tempo der Arbeiterſchutzgeſetzgebung in 
ihrer Grijtenz bedroht jeien. Im Allgemeinen dränge die 

eitrihtung und auch die inbuftrielle Entwidelung auf 

ürzung der Arbeitszeit. Ein geſetzlicher Drud nad) der— 
felben Richtung Hin jei in der Vorlage gegeben; mit diejer 
möge man es zunächſt verjuchen. 


Bon Seiten der Vertreter der verbündeten Regierungen 
wurde ausgeführt, 
daß, auch abgejehen von den erhobenen Bedenken 
und ber mangelhaften Faſſung des Antrags, 
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen die Eins 
führung eines Marimalarbeitstages für er— 
wachſene männliche Arbeiter nicht rathjam ericheine. 
Wenn zu Gunjten des Antrages darauf hin— 
gewieien werde, baf bei einer Verkürzung der Arbeits= 
zeit feine Verminderung der Arbeitsleiftung eintreten 
werde, jo jei dieſe Behauptung in diejer Allgemein- 
heit nicht richtig. Die Verminderung der Brodultion, 
welche buch die Einſchränkung der Wbeitszeit 
jedenfalls für die erfte Zeit zu erwarten fei, fönne 
nur ausgeglichen werben durd Steigerung der 
Arbeitskraft oder durd Anwendung verbeiierter, 
Urbeit jparender Maſchinen und Arbeitsmethoden. 
Eine Zunahme der Intenſität der Arbeitsleiftung 
jei von dem Arbeitern nur allmählich zu erwarten, 
die Anwendung neuer Majchinen verlange materielle 
Opfer von der Jnduftrie. Eine jofortige erhebliche 
Reduktion der Arbeitszeit würde vor allen denjenigen 
konkurrirenden Ländern des Wuslandes zu Gute 
fommen, welche eine leiftungsfähigere Arbeiter- 
bevölferung und größeren Kapitalreihthum haben, 
und würde auch innerhalb des Deutſchen Reichs von 
den großen Städten und Induftriebezirten mit einer 
feit langer Zeit eingejchulten Wrbeiterbevölferung 
und kapitalkräftigeren Fabrikbeſitzern leichter zu 
ertragen fein als von denjenigen ländlichen und 
fonftigen Bezirken, in weldyen die Induſtrie erft 
feit Kurzem Fuß gefaht hat, die Arbeiter alſo 
weniger leiftungsfähig feien und die Fabrikbeſitzer 
geringere Kapitalmittel hätten. Aus diefem Grunde 
erſcheine aud im Hinblid auf die Arbeiter jelbit, 
insbefondere aber mit Rüdficht auf die in vielen 
Gegenden und Gemwerben zur Zeit noch üb— 
lie längere Arbeitszeit eine plögliche Verkürzung 
der Arbeitszeit bedenklich, da dieſelbe als uns 
mittelbare Folge eine Minderung bes Verdienſtes 
nach ſich ziehen werde. Wo durch eine übermäßig 
lange Arbeitszeit in gewiſſen Gewerben die Ge— 
fundheit der Arbeiter gefährdet werde, habe die 
Vorlage in dem bereits zur Annahme gelangten 
$. 120e Abjap 3 eine genügende Handhabe vor- 
gejehen, um vorhandenen Mikjtänden auf dem 
Wege gejeplihen Zwanges zu begegnen. 
Bei der Abftimmung wurde ſowohl der Antrag Nr. 1 
(gegen 4 Stimmen) wie der Antrag Nr. 2 (gegen 
8 Stimmen) abgelehnt, 


Reichstag. Aktenſtück Nr. 190. 
$. 197. 
(Marg.: Schug ber Arbeiterinnen.) 

$. 137 der beftehenden Gewerbeordnung trifft Bejtim- 
nung über die Arbeitsfarten, welche für die in Fabriken 
beichäftigten ichulpflichtigen Kinder an Stelle des (für 
Bene obligatoriichen) Arbeitsbucdhes treten. Nach⸗ 
dem in der Vorlage das Verbot ber Beihäftigung ſchul— 
pflichtiger Kinder vorgejehen, hat die Einrichtung der 
Arbeitsfarten ihren weſentlichen Zweck verloren, und fo ift 
auch im der Vorlage der bisherige $ 137 bejeitigt. 

Der an die Stelle des früheren $. 137 tretende 
Paragraph der Borlage regelt die Beſchäftigung der 
Arbeiterinnen. Neu ift: 

1. der elfjtündige Marimal- Arbeitstag für Ars 

beiterinnen ; 

2. der obligatoriiche Schluß der Arbeitszeit an den 
Vorabenden der Sonn» und Feſttage um 
jpäteftens 51/, Uhr Nadhmittags; 

3. das Verbot der Nachtarbeit für Arbeiterinnen; 

4. die obligatorische 1Y/zftündige Mittagspaufe für 
Arbeiterinnen über 16 Jahre, welche ein Haus— 
wejen zu bejorgen haben; 

5. die Verlängerung der freien Zeit für Wöch— 
nerinnen vn 3 auf 4 Wochen nah ihrer 
Niederkunft. 


(Marg.: Marimal-Arbeitötag für Arbeiterinnen.) 

Der elfitändige Marimalarbeitstag für Arbei— 
terinmen fand alljeitige Zuftimmung. Ein ale der Kom 
milfionsmitglieder eradhtete dagegen die Beſchränkung auf 
11 Stunden nicht für ausreichend, und jchlug die fe 
fegung auf zehn Stunden vor (Antrag Nr. 3), Für 
diefen Antrag wurden weſentlich dieſelben Gründe vor— 
——— wie ſie für die Ausdehnung der sche ündigen 

rbeitszeit für junge Leute bis zum 18. Lebensjahre 
($. 135), fowie für den allgemeinen zehnſtündigen Arbeits- 
tag ($. 1363) geltend gemacht worden waren. Speziell 
wurde hervorgehoben, daß um fo mehr Anlaß zu foldem 
Schuß gegeben fei, als die Beſchäftigung jugendliher und 
weibliher Arbeiter jtetig zunehme. Die Gefekgebung 
ng feinen Grund, um vielleicht den Arbeitgebern Koften 
ür Neuanſchaffungen (beffere Maſchinen ze.) zu erfparen, 
auf in ſich bereditigte Kulturforderungen zu verzichten, 
vielmehr liege in der Herabfegung der Arbeitszeit ein Sporn 
zur Wervolllommung der Betriebseinrichtungen, welche 
der Induſtrie ſelbſt wieder zu Gute fomme, Bon einer Seite 
murde zwar anerfannt, dab der zehnftündige Arbeitsta 
jowohl aus Rüdfiht auf die Gefundheit wie namentlich au 
im Intereſſe des zufünftigen Berufes (als Hausfrau und 
Mutter), damit die Arbeiterin auch noch Yeit zur Be— 
thätigung im Hausweſen finde, höchſt wünſchenswerth und 
um fo berechtigter jei, als in der That in manchen Ge— 
bieten eine Verdrängung der Männer durch weibliche 
Arbeitskräfte zu befürchten ſei. Thatſächlich würde aber 
der zehnſtündige Arbeitstag für die Arbeiterinnen auch für 
die Männer (Familienväter) in großen Induftriezweigen, 
3: B. der ganzen Tertilinduftrie, maßgebend werben. Im 
Hinblick hierauf jei, wie auch von Seiten der Vertreter ber 
verbündeten Regierungen wiederholt nahdrüdlidh hervor 
gehoben worden, der Uebergang von der zur Zeit vielleicht 
noch überwiegenden zwölf: und dreizehnitündigen Arbeitszeit 
auf 10 Stun zu Schroff und die Befürdtung gerecht— 
fertigt, daß, nicht nur die Induftrie in ihrer Konkurrenz: 
fähigfeit ernftlich gefährdet, fondern auch die Arbeiter jelbjt 
in ihrem Einkommen empfindlid) gejhädigt würden. 

Aus diefen und anderen bereits gegen den allgemeinen 
zehnftündigen Marimal-Arbeitstag geltend gemachten Grün— 
den lehnte die Majorität deu Antrag ab. 
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Die Freitfegung des Schluffes der Arbeitszeit an den 
Borabenden ber Sonn: und Feſttage auf 51/, Uhr 
mwurbe in ber zweiten Leſung dahin ergänzt, dak an 
biefen Tagen die Arbeitszeit auf 10 Stunden beſchränkt 
werden fol. Das Verbot der Nadtarbeit fand fein 
Bedenken. Eine andere Begrenzung der Nadhtzeit (Antrag 
Nr. 1) wurde (ebenfo wie zu $. 136) abgelehnt. 


(Dearg.: Arbeitözeit rejp. Mittagspauſe für verheirathete Frauen.) 
Nach dem Reichstagsbeſchluß von 1887 follte für ver— 
heirathete Frauen die Arbeitszeit höchftens zehn Stunden 
täglich betragen. Die Vorlage fieht ftatt defjen nach dem 


Vorbilde der Schweiz eine mindeftens 11/, ftündige 
Mittagspause für Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu 
beforgen haben, vor. Die „Begründung“ führt aus: 


„Der Beichränfung der Arbeitszeit der ver- 
eiratheten Arbeiterinnen auf zehn Stunden, bie 
in dem vom Neichstag angenommenen Geh 
mwurfe vorgejehen war, ſteht das Bedenken ent 
gegen, daß die Einführung verſchiedener Arbeits- 
zeiten für einzelne Klaſſen von Arbeitern berjelben 
Anlage mit der Orbnung des Betriebes ſchwer 
vereinbar und oft kaum durchführbar ift. Dieſe 
Beſchränkung würde daher in vielen Fällen dahin 
führen, daß verheirathete Arbeiterinnen von ber 
nei sahne ganz ausgefchloffen würden. 

o wünjchenswerth ein Tolcher Ausihluß an und 
für fi) aud) fein möchte, fo würde er doch, wie 
die Verhältniſſe ſich einmal entwidelt Haben, zu 
tief in das Ermwerbsleben vieler Familien ein- 
ſchneiden umd zu ben empfinblichften Härten führen. 
Während in Württemberg, im bergifhen Lande, 
in Oberfchlefien und Berlin die Zahl der ver- 

eiratheten Fabrikarbeiterinnen ſehr gering iſt, 
at dieſelbe in Sachſen und Thüringen eine ſolche 

* erreicht, daß deren Beſeitigung aus ben 

rifen, felbft wenn fie vom Gejeße gefordert 
mürde, nur allmälig und mit längerer llebergangss 
eit ausgeführt werden könnte. Ein völliger Aus— 
lu ift aber auch, namentlich für finderlofe und 
ältere Ehefrauen, die nicht mehr für unerwachjene 
Kinder zu forgen haben, nicht einmal erftrebens- 
wert 


Ausführbar und erwünſcht ift e8 dagegen, für 
diejenigen Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu 
bejorgen haben, eine 11/, ftündige Mittagspaufe 
——— Dieſe Vorſchrift wird vielfach dahin 
BER daß eine ſolche Mittagspaufe, wo fie noch nicht 
beitcht, für alle Arbeitereingeführt wird. Die Fälle, in 
denen eine jo lange Mittagspaujfe wegen ber 
Natur des Betriebes oder aus NRüdfichten auf die 
Arbeiterinnen nicht zweckmäßig fein würde, finden 
Berüdfichtigung in dem $. 139, welcher eine ander- 
weite —— der Pauſen durch die höhere Ver— 
waltungsbehörde ermöglicht. Um ben Arbeit— 
gebern ſowohl wie den Reviſionsbeamten die 
ſchwierige Unterſuchung zu erleichtern, ob eine 
Arbeiterin ein Hausweſen zu beſorgen hat, ſollen 
Ehefrauen und ſolche Wittwen, welche Kinder haben, 
als Arbeiterinnen gelten, welche ein Hausweſen zu 
beſorgen haben, am nicht das —— durch 
die Orispolizeibehörde ſchriftlich eſcheinigt 
wird. Hieraus ergiebt ſich zugleich, daß ledige 
Arbeiterinnen bis zum Nachweiſe des Gegentheils 
als ſolche gelten, weldhe ein Hausweſen nicht zu 
bejorgen haben.” 

Von einer Seite wurde Die Berge er 
früheren Reichstagsbeihlufes befürwortet. Dieje 
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mung verdiene aus praltiichen wie prinzipiellen Geſichts— 
unkten den Vorzug. Die 1'/, ftündige Mittagspaufe komme 
* verheiratheten Frau reſp. ihrer Familie nur dann zu 
Gute, wenn ſie der Fabrik ſo nahe wohne, daß ſich Mittags 
der Heimweg lohne; die zehnſtündige Arbeitszeit, d. h. der 
Gewinn von einer Stunde gegenüber den übrigen Arbeitern, 
ſei aber ſtets eine Wohlthat, indem die Frau dadurch in den 
Stand geſetzt werde, entweder . ipäter zur Wrbeit 
fommen und zu Haufe erft die Kinder zu beforgen und 
en Haushalt in Ordnung zu bringen, ober Mittags die 
Zeit in ihrem Haushalt zu verwenden, oder Abends früher 
nad Haufe zu gehen. Sie könne die ihr am beiten gelegene 
Bei wählen, ba es bem Arbeitgeber im Allgemeinen gleich 
ein werde, an welcher Tagesjtunde fie fehle. Faſt noch 
wichtiger jei aber der prinzipielle Geſichtspunkt, daß bie 
deutiche Gejeggebung bie erjte fein werde, welde 
der verheiratheten Frau, der Hausfrau und Mutter, 
eine bejondere Stellung in der Arbeiterſchutz— 
geieggebung anweiſe, und ihr wenigftens den Schuß ges 
währe, welcher ben „jüngeren Leuten” — wenn aud aus 
anderen Gejihtspunften — gewährt jei. Niemand werde 
verfennen, daß ein wirkliches Familienleben, ein geordnetes 
—— eine genügende Pflege und ag der 
inder nur unter der Hand der Hausfrau um utter 
möglich fei, daß umgekehrt die SFabrifbeihäftigung der Frau 
das Familienleben jchwer ſchädige und nur zu fehr ge 
eignet fei, ben Mann der Häuslichleit zu entfremden und 
die Kinder der Verwahrlojung entgegenzuführen. Gegenüber 
jo wichtigen fittlihen Gütern jei es dod) das Mindeſtmaß 
eines Arbeiterfcjußgefehes, die verheirathete Frau wenigjtens 
den „jungen Leuten” von 14—16 Jahren gleich zu ftellen. 
Wenn die zehnjtündige Arbeitszeit für Ießtere möglich g 
weſen ſei, wenn ſogar — entgegen allen — 
hauptungen von der Unmöglichkeit verſchiedener Be— 
meſſung der Arbeitszeit für Jugendliche und Erwachſene, 
entgegen allen Prophezeiungen, daß dann auf die Be— 
ſchaͤftigung junger Leute verzichtet werden würde — die 
Beihäftigung ber legteren ftetig zugenommen habe, 
3. ®. von 1886 bis 1888 allein um 34 663 (von 134 589 
auf 169 252) geitiegen jei, jo beweile das ausreichend, daß 
auch jetzt die aus einer „bifferenziellen Behandlung“ ber 
verheiratheten und unverheiratheten Arbeiterinnen hergeleiteten 
Befürchtungen übertrieben feien. Much nad) der Vorlage wie 
nad) der Schweizer Geſetzgebung jei eine „differenzielle Bes 
Fre gegeben, indem in allen Fabriken mit ein- 
ündiger Mittagspaufe die verheiratheten Frauen blos 
10! Stunden arbeiten würden; wenn in ber Schweiz die 
Einrichtung fich durchaus bewährt habe, jo jei nicht abzuſehen, 
warum es in Deutichland anders fein werde. Diejelben 
Arbeitgeber, welche jede differenziele Behandlung für uns 
möglid erärten, ſeien durchaus nicht zurücdhaltend in ber 
Behauptung, daß fie allen Frauen, melde es wünſchten, 
längere Mittagspaufe gewährten. Bei gutem Willen und 
un gewonnener Erfahrung jei Manches möglich und 
leicht, was vorher unmöglich erichienen fei. * ver⸗ 
heirathete Frauen ſei die Durchführung der zehnſtündigen 
Arbeitszeit ſogar leichter wie für junge Leute, weil 1. 
bejtimmte Pauſen nicht vorgeichrieben jeien, 2. die Frauen 
nicht jo oft mit Anderen Hand in Hand arbeiteten, 
3. auch nicht jo zahlreich beichäftigt jeien wie junge 
Leute, endlich 4. die kürzere Arbeitszeit mehr durch Fleiß 
und Geſchicklichkeit auszugleichen ftrebten, jo daß ein Aus— 
fall in der Produktion kaum entjtehe. Meiftens ſei es leicht, 
ben Berheiratheten joldje Wrbeitsjtellen zu geben,’ in denen 
bie fürzere Arbeitszeit den ganzen Betrieb nicht jtöre. Niels 
fach werde nur ein Wechſel der Arbeitsftelle mit einer un— 
ig nen Urbeiterin nothwendig fein. Uebrigens könne 
dem Bundesrath ja das Recht eingeräumt werden, Aus— 
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nahmen von ber zehnftündigen Arbeitszeit vorzufehen, ſoweit 
dies thatſächlich durch den Betrieb gefordert werde. 

on mehreren —— wurde der Antrag durch 
ideale wie praltiſche Geſichtspunkte unterſtützt und beſtätigt. 
Auf den ländlichen Gutsherrſchaften ſei früher auch Die 
Frau des Arbeiters mit zur Arbeit gegangen, jegt aber finde 
das höchftens an einigen Tagen der Erntezeit ftatt. Im 
Uebrigen fei die Anſchauung und Sitte allgemein, daß die 
Frau ins Haus, an die Wiege ihres Kindes gehöre, und 
es ſei geradezu unerhört, daß diefelbe den ganzen Tag dem 
Haufe fern ſei. 

Sowohl der vorftehende Antrag wie aud die Bes 
ftimmung der Vorlage fand jedody bei einem Theile der Mit: 
glieder Bedenken. Das Hauptbebenfen war die Schwierig- 
feit verjchiebener Bemeffung der Arbeitszeit: der Arbeitgeber 
werde und könne nn nicht wohl darauf einlaflen, würbe 
lieber ganz auf die Beichäftigung ber Frauen verzichten. 
Das fei aber eine ſchwere Shädinung der Arbeiterkanilien, 
die vielfach auf den Mitverdienft der Frauen angewieſen 
jeien. Namentlich für junge rauen fei cs doch gewiß eine 
Wohlthat, wenn fie für die erfte Einrichtung ihres Hause 
halts und zur Abtragung etwaiger aus biejer Einrichtung 
erwadhfener Schulden noch mitverdienen fönnten. Die 
Gefahr, infolge der Berheirathung die Arbeit zu verlieren, 
werde vielleicht Jogar dem Eoncubinat Vorſchub leiften. Uebri⸗ 
gens beforge oft die Mutter oder eine fonftige Anverwanbte 
den Haushalt, vielleicht audy der Mann, der jelbjt erwerbs:- 
unfähig fi: ob man aud dann bie Drau von ber 
u ausſchließen refp. auf eine zehnftündige Arbeitszeit 

eichränten wolle? Ein Theil der Kommiffionsmitglieder 
—* es für richtiger, zur Vermeidung ber aus einer unter 
hiedlichen Feſtſezung der Mrbeitszeit ſich ergebenden 
Schwierigkeiten, für alle Arbeiterinnen die Arbeitszeit auf 
zehn Stunden zu befchränfen. 

Bezüglich der 1/yftündigen Mittagspaufe wurde von 
einer Seite ber Antrag geftellt, daß biefelbe nur „auf Ans 
trag" (Nr. 6) oder aud, — wie von anderer Seite bean— 
tragt wurde — „auf Anordnung der Gemeindebehörde“ 
(Nr. 7) gegeben werden jolle, in ber Schweiz würden 
thatfähli nur „auf Antrag” die Frauen früher entlaflen. 
Wenn die Arbeiterinnen nicht nad) Haufe gehen könnten, ſei 
die Mittagspaufe für fie nur läftig. Dem gegenüber wurde 
wieder darauf hingewieſen, daß die Beſtimmung mit dem 
Sujap „auf Antrag” bedeutungslos werde, da die 

ejhäftigte Arbeiterin einen foldhen Antrag nicht wagen 
werde zu jtellen. 

In erfter Leſung wurde ber Antrag: „Werheirathete 
Frauen dürfen höchftens zehn Stunden täglich beichäftigt 
werden“ mit 13 gegen 11 Stimmen angenommen. 

In der zweiten Leſung wurde ber Antrag auf 
Wieberherftellung der Regierungs-Vorlage (bezüglid der 
1'/pftündigen Mittagspaufe) mit dem Zufag: „auf ihren 
.— geitellt. 

on Seiten der Vertreter ber verbünbeten Regierungen 
wurde unter Mitiheilung des Ergebniffes der inzwiſchen 

angeftellten ae) ausgeführt, j 
daß die bereits in erſter Leſung gegen bie 1/sftündige 
Mittagspaufe, fowie gegen die Beſchränkung ber 
Arbeitszeit verheiratheter Frauen auf zehn Stunden 
— gemachten Bedenken in den thatſächlichen 
erhältniffen ihre PVeftätigung gefunden hätten 
und daher nur auf das Dringendfte eine ab- 
meichende Regelung der Arbeitszeit für verheirathete 

rauen wiberrathen werben könne. 

Nahdem im Laufe der ferneren Verhandlungen noch⸗ 

mals die prinzipiellen und praktiſchen Geſichtspunkte zur 
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Ausſprache gelommen waren, wurbe zuerft der Zuſatz⸗ Antrag, 
dann der Antrag auf A an der Vorlage, 
endlich aud der Kommiffionsbeihluk 1. Leſung abgelehnt. 


(Marg.: Schup der BWöcnerinnen.) 

Bezüglich der Wöchnerinnen fand in r Lejung 
der Antrag, die freie Zeit von 4 auf 6 Wochen zu ers 
höhen, mit 15 gegen 9 Stimmen Annahme, gleichzeitig 
mit einer Refolutton dahin, daß die Dauer der MWöchnes 
rinnen = Unterftügung in der Sranfenkaflens Novelle ent: 
ſprechend verlängert werde. 

Für die Berlängermg auf 6 Wochen mwurbe bie 
Rüdfiht auf Mutter und Kind geltend gemadt. Es 
wurde barauf verwiefen, daß in ber Schweiz fogar 
8 Wochen — mit der Makgabe, daß mindeitens 6 Wochen 
in der Zeit nad) der Niederfunft liegen müſſen — vorge 
ſehen ſeien, und fich (ipeziell auch bezüglich Abnahme der 
Kinberfterblichleit) beitens bewährt habe. (Bergl. 
Bericht von Dr Schuler auf dem hygieniſchen Kongreß 
in Wien 1887.) Much nach deutſcher Auffaffung in Sitte 
und Gejeg bilde die Seit von 6 Wochen die Norm. 

Somohl von Seiten der Bertreter der verbündeten Res 
gierungen wie aus dem Schooße der Kommiffion wurden 
gegen die Ausdehnung Bebenten erhoben. Wenn 
diefelbe auch gewiß im Intereſſe von Mutter und 
Kind wünſchenswerth fei, jo ſei doch aud die Rüchkſicht 
auf den Erwerb nicht zu vergeſſen. Je ſpäter der Wieder» 
eintritt erfolge, deito größer jei die Gefahr, daß die Arbeits- 
ftelle anderweitig bejegt werde und bie frau, zumal im 
Hinblid auf die durch das Kindbett u. ſ. m. gefteigerten 
Ausgaben, ftatt der Arbeit in ber Fabrif, jobald ſie ſich 
fräftig genug glaube, andere, vielleicht weit weniger anges 
meſſene Arbeit ſuche. Das Verbot der Kündigung oder 
Entlafjung während diefer Zeit (Antrag Nr. 9) werde nur 
dahin führen, daß ſchon vorher gekündigt werde. Den 
Krankenkaſſen für 6 Wochen die Unterjtügungspflicht auf- 
zulegen, werde den bereits vielfach beitehenden Widerjtand 
berjelben gegen die bezügliche Beitimmung noch erhöhen. 
In der Regel genüge aud eine viermöchentliche freie Zeit 
für die Wiederherftellung der Arbeitsfähigkeit, wie dies ein 
Einblid in das Leben unferer Hausfrauen bejtätige, bie 
fih Häufig genug jchon früher allen häuslichen Arbeiten 
wieder zu rg pflegten; mande Fabritbejhäftigung 
fei aber nicht anftrengender als ſolche häusliche Arheit. 
Ebenfo unbedenklich jei eine Fabrikbeſchäftigung in ſolchen 
ällen, in denen, wie 4. ®. bei Todigeburten, die 
Wöchnerin durch die Sorge für das Kind nicht in Anſpruch 
genommen werde. — Eine Beichäftigung ım Haufe wurde 
dagegen von der Gegenfeite als nicht jo bedenklich erachtet, 
ba diefelbe nur nah dem Maß ber Kräfte der Mutter 
ftattfinde, namentlich aber das Kind dabei der Pflege nicht 
entbehre. Der Widerftand der Krankenkaſſen richte fich nicht 
gegen bie Unterftüßung der Wöchnerinnen an ſich, fondern 
nur gegen die mißbräuchlihe Musnugung, dab Frauen 
furze Zeit vor ihrer Niederkunft in VBeihäftigung einträten, 
um die Unterftüßung ſich zu fichern, und auch uneheliche 
Wöchnerinnen die Unterftügung genöflen. 


In der zweiten Leſung wurde wiederholt ſowohl 
von Mitgliedern der Kommiſſion als von den Bertretern 
ber verbündeten Regierungen auf die dem Kommiſſions— 
beihluß erjter Leſung entgegenjtehenden Bedenken hinge— 
wiejen, von anderer Seite wurden biefelben unter Dar: 
legung der wichtigen hygieniſchen Gefichtspuntte als über- 
trieben bezeichnet, bis jchließlih nad längerer Debatte 
ein Vermittelungsantrag (Nr. 3) in folgender Faſſung An: 
nahme fand: 

Wöcnerinnen dürfen während vier Wochen nach 
ihrer Niederfunft überhaupt nicht und während 





der folgenden zwei Wochen nur beichäftigt werben, 
wenn das Zeugniß eines approbirten Arztes Dies 
für zuläffig erklärt. 


$. 138. 

$. 138 der Vorlage, weldher gegenüber den gegen- 
wärtigen Beftimmungen der Gewerbeordnung eine Aenderun 
nur inſoweit enthält, als in der neuen Beſtimmung au 
die erwachſenen Wrbeiterinnen eine entiprechende Berüd- 
fihtigung gefunden haben, gab zu feiner Erörterung Ber- 
une und fand in beiden Leſungen Annahme. 


$. 1380. 
(Marg.: Ausnahmen bez. ber Arbeitözeit für einzelne Betriebe.) 

Im 8. 1384 foll Vorforge getroffen werben für dies 
jenigen Induftrien, weldje zu beitimmten Zeiten bes Jahres 
bejonders ftark in Anfpruch genommen werben, fomwie für 
Tralle außerorbentliher Häufung der Arbeit. Nah ber 
Vorlage kann die untere Verwaltungsbehörde auf bie 
Dauer von 14 Tagen die Beihäftigung von Arbeiterinnen 
(über 16 Jahre) an den Wocentagen mit Musnahme des 
Sonnabends bis 10 Uhr Abends mit ber Mafgabe ges 
ftatten, daß bie tägliche Arbeitszeit höchftens 13 Stunden 
beträgt. Innerhalb eines Kalenderjahres ſoll aber dieſe 
Erlaubniß einem Arbeitgeber für mehr als 40 Tage nicht 
gegeben werden. Dabei find eingehende Borjchriften zur 
—— mißbräuchlicher Ausdehnung der Ausnahmen 
vorgefehen. 

Dieje Ausnahmebefugnifie wurben mehrjeitig für zu 
weitgehend befunden, ſowohl bezüglich ber im Ausficht ges 
nommenen Dauer der täglichen Arbeitszeit, wie ber im 
Laufe eines Jahres zuläffigen Ausnahmen. In erfterer 
Beziehung wurben 12 Stunden als zuläffiges Höchſtmaß, 
von einer Seite die Zeit bis Abends 9, Uhr, als aus— 
reichend erachtet (Antrag Nr. 2); in legterer Hinficht eime 
—— der Ueberſtunden durch eine weniger als 
11 ſtündige Arbeitszeit an anderen Tagen als Bedingung 
vorgeſchlagen (Antrag Nr. 4 und 6). Mehrſeitig wurde 
aud eine Beſchränkung der Ueberarbeit für bie ver— 
———— Frauen befürwortet (Antrag 1 und 3). 

uf ber anderen Seite fehlte es dagegen auch nicht an 

Vorſchlägen, die AZulaffung der Ausnahmen bis zu 
60 Tagen zu geitatten, ſei e8 mit, fei es ohne Aus— 
gleihung (Antrag Nr. 4 und 5). 

Für die Aulaffung ausnahmsmweifer Ueberſtunden über 
das in der Vorlage —— Maß hinaus wurde geltend 
gemacht, daß namentlich in beſtimmten Induſtrien die Auf— 
träge auf gewiſſe Zeiten des Jahres ſich zuſammendrängten, 
ohne daß es den Arbeitgebern möglich fei, Hierin eine 
Aenderung zu ſchaffen, zumal internationale Beziehungen 
ierbei von wejentlichem Einfluffe feien. Erſt wenn Mode, 

—— — Bedarf ꝛc. feſtſtänden, Tiefen die Be— 
ſtellungen ein müßten alsdann binnen kurzer Friſt 
und bis zu beſtimmten Terminen erledigt werden. Im 
Intereſſe nicht blos der Arbeitgeber, ſondern auch der 
Arbeiter liege es, dieſe Zeit der Saifon mit höchſter 
Anfpannung ihrer Kräfte auszunügen. Diefes fei auch um fo 
unbebenflicher, als zu anderen Zeiten des Jahres weniger 
zu thun fei. In jedem Gewerbszweige, — namentlich auch 
in ber Landwirthſchaft — gebe es ſolche außergewöhnliche 

eiten, wo die Einjegung der vollen Kraft geforbert werde. 

enn auch in jolden „flotten Beiten“ bie geſetzliche 
Arbeitszeit innegehalten werben müfle, jo mwerbe Dies ents 
meber ben Verluft zahlreiher Aufträge ober aber bie 
Neueinftellung von Arbeitern nach jich ziehen, melde 
demnachſt wieder, da in den ftillen Zeiten feine hinreichende 
Beichäftigun un fei, entlaffen werben mühßten. 
Leptere „Lölung” jei erſt recht bedenklich, da Hierbei die 
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m „Induſtrielle Neferver-Armee" noch eine Vermehrung 
erfahre. 


Andererjeits wurden aber auch gegen eine zu große 
Ausdehnung der Leberzeit:Bewilligungen gewichtige Grün 
angeführt. Wenn die Auftraggeber müßten, daß bie 
Zulammenbrängumg ber Produktion in wenige Monate 
nicht möglich ſei, jo würden fie fi) darnach einrichten und 
nicht, wie es leider vielfach üblich geworben fei, mit ihren 
Aufträgen bis zum legten Termine zurüdhalten. Die Aufgabe 
der Geſetzgebung ſei es, auch Hier requlirend einzumirken. 
Nur jo könne dem Uebelitande, daß die Arbeiter bald 
übermäßig angeftrengt würden, bald arbeitslos feien, ge— 
fteuert werden. Eine elfftündbige Wrbeitszeit fei für Är— 
beiterinmen jchon viel, auf Woden und Monate hinaus 
diefelben 12, ja 13 Stunden — umgerechnet bie Paufen 
und den oft weiten Weg von und zu ber Arbeit — in 
ber Fabrik feftzuhalten, gehe nothwendig auf Koften ihrer 
Gefundheit. Dazu komme die Störung ber ganzen aus⸗ 
haltung und bie ſittliche Gefährdung, die mit den ſpäten 
Heimgängen gegeben jei. Endlich jei — jo wurde von 
einer Seite betont — die Zulaſſung von Ueberarbeit eine 
einjeitige Privilegirung ber Arbeitgeber, denen dadurch bie 
Annahme neuer Arbeiter und damit die Zahlung höherer 
Löhne erjpart würbe. 

In eriter Leſung wurde das Prinzip der Ausgleichum 

abgelehnt, ebenſo die Ausdehnung der Ausnahmen au 
60 Tage; ferner die für den einzelnen era 1 zuläffige 
Stundenzahl auf 12 beſchränkt und mit diefer Menderung 
die Negierungsvorlage angenommen, 
In zw Zefung wurde auf Grund der von den 
verbünbeten Regierungen angeftellten Erhebungen*) die 
Wiederherftellung der 13 Stunden der Vorlage und eine 
längere Zulaſſung ber Ueberftunden (für eine vierzehn Tage 
überichreitende Dauer und bis zu 60 Tagen im Salender- 
jahre) beantragt — leßtere unter Annahme des Prinzips 
der Ausgleichung, joweit 14 reip. 40 Tage überfchritten 
werben, und mit der Maßgabe, daß die Bewilligung dieſer 
weiteren Ausnahmen der höheren Verwaltungsbehörde 
übertragen werden joll. 

Nahdem die Gründe nad) der einen wie andern Rich— 
tung nochmals geltend gemacht worden, fanden dieſe An- 
träge, deren Tendenz; aud) die Unterftüßung der Bertreter 
der verbündeten Negierungen gefunden Hatte, Annahme 
(Nr. 1 mit 15 Stimmen). Es geftaltete ſich demnach Ab: 
jag 1 wie die Vorlage, während als Abſah 2 beigefügt wurde: 

Für eine vierzehn Tage überjdreitende 

Dauer und für mehr als vierzig Tage im 

Se kann die gleiche Erlaubniß nur von ber 

höheren Verwaltungsbehörde und nur dann er- 

theilt werden, wenn bie Arbeitszeit für den Bes 

trieb oder die betreffende Abtheilung bes Betriebes 

fo geregelt wird, dab ihre täglide Dauer im 

Jahresdurchſchnitt die regelmäßige geſetz— 
lihe Arbeitszeit nicht überjchreitet. 


(Marg.: Ueberftunten an ben Borabenden der Sonn- und Feittage.) 

Während nad) vorjtehenden Beichlüffen entſprechend 

der Negierungsvorlage Ueberjiunden am Sonnabend 
nicht zuläffig fein follen, ſoll nad) Abjag 3 der Vorlage 
die untere Berwaltungsbehörbe das Recht haben, die in 
8. 105 Ziffer 2 und 3 bezeichneten Arbeiten zur Inſtand— 
altung und Reinigung, jomwie zur Verhütung des Ber: 

erbens von Rohſtoffen ꝛc, aud am Sonnabend zu ge 

jtatten. Die Vorlage ging hierbei von ber Erwägung aus, 
daß es beijer jei, wenn die Arbeiterinnen ausnahmsweife 
am Sonnabend einige Zeit länger arbeiteten, als wenn 


Bergl. Unlage b. 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 


Sonntags gearbeitet werde. Die Kommiffion trat dieſen 
Erwägungen bei unb erweiterte in zweiter Lefung (Antrag 
Nr. Ta) die Zulaffung diefer Arbeiten auch für die Bor: 
abende der Feſttage. 


$. 139. 
(Marg : Ausnahmen zur Ausgleichung von Unterbrechungen bes Betriebes.) 


Im $. 139 der Vorlage find nur Die nad) den biss 
her geltenden Vorſchriften bezüglih der jugendlidhen 
Arbeiter den Wermwaltungsbehörden und dem Reichs— 
fanzler zuftehenden ee gniſſe, nämlich: 

1. für den Fall, dag Naturereignijje oder Un— 
glüdsfälle den Betrieb unterbrochen haben, eine 
vorübergehende Verlängerung ber Arbeitszeit 
zuzulafien, fowie 
2. falls die Natur des Betriebes oder die Rüdfichten 
auf die Arbeiter in einzelnen Fällen es erwünjcht 
ericheinen laflen, die Arbeitszeit refp. Baufen 
anders zu regeln, 
auf die Arbeiterinnen ausgedehnt worden. Diele Vor— 
ichläge fanden feine Anfechtung. 


$. 139a. 
(Marg.: Ausnahmen dur den Buntesrath.) 

Der $. 1394 der Vorlage enthält in Ziffer 1 eine 
Wiedergabe des auch gegenwärtig geltenden Rechts, und 
hat im Uebrigen in einem Theile feiner Bejtimmungen 
gleichfalls eine Ausdehnung der bisher für die jugendlichen 
Arbeiter geltenden Ausnahmebefugniffe des Bundesraths 
auf die Arbeiterinnen vorgejehen. Die in dem Entwurf 
vorgejhlagenen Beitimmungen lauten: 

Der Bundesrath ift ermächtigt: 

1. die Verwendung von Arbeiterinnen, jowie von 
jugendlichen Wrbeitern für gewiſſe Fabrikations— 
weige, welche mit beionderen Gefahren für Ge— 
—8 oder Sittlichkeit verbunden ſind, gänzlich 
zu unterſagen oder von beſonderen Bedingungen 
abhängig zu machen; 

2. die Verwendung von Arbeiterinnen über 
ſechszehn Jahre in der Nachtzeit für ge— 
wijje Fabrifationszweige, in welden fie 
bisher üblih war, unter den durch bie 
Rüdfiht auf Gejundheit und Sittlichkeit 
ebotenen Bedingungen zu gejtatten; 

. Fir Spinnereien, für Fabrilen, weldje mit uns 
unterbrodjenem er betrieben werben, oder welche 
wi durd) die Art des Betriebes auf eine regel: 
mäßige Tag- und Nachtarbeit angewiejen find, 
fowie für Polche abrifen und Werkitätten, deren 

Vetrieb eine Eintheilung in regelmäßige Arbeits- 

ihichten von gleicher Dauer nicht gejtattet oder 

—— Natur nach auf beſtimmte Jahreszeiten be— 

chränkt ift, Ausnahmen von ben in 88. 135 

Abſatz 2 bis 4, 136, 137 Abſatz 1 bis 3 vorges 

jehenen Beitimmungen nachzulaſſen. Jedoch darf 

in ſolchen ‚Fällen die Arbeitszeit für Kinder die 

Dauer von fehsundbdreifig Stunden, für junge 

Leute die Dauer von fechözig, in Spinnereien 

von vierundfehszig, in Biegeleien von neun- 

undſechzig Stunden wöchentlich nicht überfchreiten. 

Die durch Beichluß des Bundesraths getroffenen 
Beltimmungen find durch das Reichs-Geſetzblatt zu ver— 
öffentlichen. 


(Marg.: Ausnahmen bezüglich der Nachtarbeit der Arbeiterinnen. 


Den Hauptwiberftand feitend der Kommiffion fand 
Biffer 2. Es made feinen guten Eindrud, ai das Ber: 
ot ber Nachtarbeit der Arbeiterinnen durch joldhe weite 
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Ausnahmebefugniffe wieder in Frage zu ftellen. Soweit 
ſolche gerechtfertigt erjcheinen könnten, jeien dieſelben durd) 
Ziffer 3 gemügend gededt. Alle Betriebe, welche bisher, 
wenn ER mißbräuchlich, zur Nachtzeit Arbeiterinnen 
beihäftigt hatten, würden den Bundesrath um Ausnahmes 
bewilligung beſtürmen, jo daß dieſem jelbit die Bejeitigung 
ber Bier 2 erwünjcht fein müſſe. — Ziffer 2 wurde mit 
großer Mehrheit (gegen 2 Stimmen) abgelehnt. 


(Marg.: Arbeitszeit in Spinnereien.) 

Weiterhin jtieß die Ausnahme = Befugnik bezüglich 
der Spinnereien mehrfeitig auf Bedenken. Nach den Er- 
flärungen ber Vertreter der verbündeten Negierungen war 
unächſt nur die Beibehaltung der 11 ftündigen Arbeitszeit 
ür die „jungen Leute“ beabfichtigt; aber auch in dieſer 
Beſchränkung (Antrag Nr. 11) fand die Zulafjung von 
Ausnahmen feine Majorität. 

Die 11jtündige Arbeitszeit für junge Leute, „welche 
ausichlieglih zur Hülfeleiftung bei dem Betriebe der 
Spinnmafdinen verwendet werben“, fei — fo wurde 
von der einen Seite ausgeführt — im Intereſſe des Ge: 
er und jpeziell der erwachſenen Arbeiter ers 
orderlich. Es ſei änßerſt ftörend für den Betrieb und 
bisher überhaupt nur durch fünftlihe Vertheilung ber 
Pauſen möglich geweſeu, daß z. B. bei zwölfitündigem 
Betrieb die elfjtündige Arbeitszeit der jungen Leute durch— 
geführt worden wäre. Gerade die Spinnereien feien weit 
weniger, wie 3. B. die Webereien, in der Lage, in fürzerer 
Arbeitszeit durch intenfiven Betrieb die Leiftung auszugleichen ; 
fie würden durch die Beſchränkung der Arbeitszeit für 
Arbeiterinnen auf elf Stunden, die thatjächlid) ben 
ganzen Betrieb in Zukunft maßgebend werde, um jo mehr 
getroffen, als das Anlagefapital hoch jei: — da möge man 
wenigſtens die volle Ausmugung der elf Stunden ermög- 
lichen. Die Arbeit jei leicht und ergebe viele Heinere 
Pauſen; außerdem jei nad) ben lichen Beftims 
mungen das Zeugniß eines Arztes vor Zulaffung erforderlich). 

Ale dieſe Gefichtspunkte wurden von ber Gegenfeite 
nicht als durchſchlagend erachtet. Die Spinnereien hätten 
fih lange genug der Ausnahmeftellung erfreut, es fei 
endlich Zeit, dieſe Privilegien zu befeitigen. Diefelben 
hätten unter dem Schußzoligitem ganz gute Geſchäfte ge- 
madt. Wenn bisher bei 11 Hündiger Arbeitszeit der jungen 
Leute 12, 13 und mehr Stunden für den Betrieb möglich ge 
weien jeien, fo ſei in re auch der elfjtündige Betrieb bei 
blos zehnftündiger Arbeitszeit der jungen Leute wohl auf: 
recht zu erhalten. Die Arbeit jei nicht leicht; das ftete 
Mitgehen mit der Maſchine, der Aufenthalt in mit Baum 
wollftaub und Delgerud) gejä —— Luft ꝛc. wirle ſchädigend 
auf die Geſundheit und Entwidelung ein, dem Zeugniß des 
Arztes fei fein befonderer Werth beizulegen, jo daß bie 
zehnftündige Arbeitszeit wohl gerechtfertigt jei. 

In der zweiten Lejung wurde der Antrag auf 
Ausdehnung der Ausnahmebefugnig auf Spinnereien er— 
neuert und unter zu auf die ebungen jeitens 
der Vertreter der verbündeten Regierungen*) nochmals nach⸗ 
drüdlich vertreten. Letztere machten namentlich geltend, 

da die Spinnereien, welde ig 5 meijt 11 bis 
12 Stunden gearbeitet hätten, ſchon durch bie 
Fixirung ber Arbeitszeit der erwachſenen Arbeite— 
rinnen auf 11 Stunden einen erheblichen Pro— 
duftionsausfall erleiden würden. Dieſer Ausfall 
würde ein die Konkurrenzfähigleit mit dem Aus— 
lande gefährbendes Maß erleiden, wenn die bis- 
herige Möglichkeit einer 11ſtündigen Beihäftigung 
der als Hülfsarbeiter verwendeten jugenbl 


*) Bergl. Anlage E. 





(Bericht der achten Rommilfion.) 
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Arbeiter von 14—16 Jahren genommen würbe. 
Sanitäre Mißſtände oder jonjtige Bedenken habe 
diefe an fich leichte, mit vielen durch den Beirieb 
gegebenen Pauſen verbundene Hülfsarbeit in ber 
Praxis nicht ergeben. Dazu fomme, dab in allen 
fonturrivenden Yändern bie Arbeitszeit der 14 bis 
16jährigen jungen Leute ebenfo lang fei wie bie 
der erwacdjenen Arbeiterinnen. Namentlich ſei 
auch in Defterreih und in ber Schweiz eine 
11ſtündige Arbeit ſolcher jungen Leute geftattet. 
Die Herabfepung der Arbeitszeit berjelben auf 
10 Stunden würde jedenfalls eine weitere Ver— 
minderung der Produktion bewirken. Eine allge: 
meine Ermäßigung der Arbeitszeit für alle Arbeiter 
ber Spinnereien auf 10 Stunden fei ein zu unver: 
mittelter plötzlicher Schritt. Der ale von 
2 Stunden könne nur durch Beſchaffung Zoftipieliger 
neuer Maſchinen ausgeglichen werben, wozu nament: 
lid die kleineren Spinnereien finanziell nicht bes 
fähigt feien. Much hier würde ein vorzeitiger, 
übergroßer Schritt in der Verſchärfung des Arbeiter- 
Ihußes die Hleineren und ſchwächeren Betriebe zu 
Gunſten der größeren und alle inländifchen Be— 
triebe zu Gunften des Auslandes jchädigen. 


Nach wiederholter Ausjpradye namentlih aud ber 
Gegen-Gründe wurde die beantragte Ausnahmebefugnik 
mit 13 gegen 13 Stimmen abgelehnt. 


(Marg.: Arbeitszeit in Bieneleien. 

Bezüglich der Ziegeleien fol nad der Vorlage der 
Bundesrath das Recht haben, eine Ausdehnung der Arbeits- 
zeit für „junge Leute“ bis zu 69 Stunden pro Wode 
Pe Dieſe Bejtimmung wurde von einem Theile 

Kommiſſion befürwortet. Es handele ſich hier um Be— 
triebe, die jchon mehr ber Landwirthſchaft ſich näherten. 
Dieje Arbeit fei auf wenige Monate im Jahre beichräntt, 
während welder für die übrige Zeit des Jahres — die Zeit 
ber Ruhe — mitverdient werden müſſe. Die Abhängigkeit 
vom Wetter made es fogar im Intereſſe der Gefundheit 
wünſchenswerth, daß die günftigen Tage und Woden 
Jahres ausgenüßt würden, denen ja eine kürzere Arbeits- 
zeit an ben falten und Negentagen folgte. 


Von anderen Kommiffionsmitgliedern wurde eine 
64ftündige Arbeitszeit pro Woche auch für die jungen Leute 
(mie Arbeiterinnen) in Ziegeleien als das höchſte zu— 
läffige Maß betrachtet. Die Arbeit jei ſchwer, in 11 Stunden 
das Maf der Arbeitäfraft erſchöpft. Der Schug jei um 
jo ge weil die Beſchränkung ber Berbientien auf 
wenige Monate nur zu jehr zum Uebermaß der Arbeit 
verlode, wie das Ausfehen der im Herbft in ihre Heimath 
zurücklehrenden Biegelarbeiter genugjam beweife. 


In erjter Lefung wurde der Antrag (Nr. 13): 64 
(ftatt 69) Stunden einzujeßen, angenommen. ber 
betonten die Vertreter der verbündeten 

egierungen auf Grund ihrer Erhebungen’) dab ind 
bejondere für Die dziegeleien und die mit Hands 
betrieb arbeitenden Ziegeleien eine wöchentliche Arbeitszeit 
von 69 Stunden umerläßlich je. Zwiſchen ben WUrbeiten 
an den Defen und ben Arbeiten im freien müffe unters 
fchieden werden. Leßtere jeien ähnlid) wie die landwirth— 
ſchaftlichen Arbeiten jo jehr von der Jahreszeit und der 
Witterung abhängig, bei ſchlechtem Wetter entftänden jo 
viele nothwendige Baujen, daß eine längere Arbeitszeit als 
10 oder 11 Stunden für die jungen Leute und die Arbei— 
terinnen wirthichaftlich nothwendig, überdies gejundheitlich 


) Vergleiche Anlage G. 
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Affig je. Darauf wurden die 69 Stunden (Antrag 
r. 3) wieder (mit 18 Stimmen) eingejeßt. 


(Marg.: Arbeitözeit ber Arbeiterinnen pro Woche ſowie bei Nachtſchicht.) 

Während in ber Borlage eine Marimal-MArbeitszeit 
als Obergrenze, innerhalb deren auch der Bundesrath bei 
den Ausnahmen fid) zu Halten hat, für die Arbeiterinnen 
nicht vorgejehen iſt, hielt die Kommiffion eine ſolche für 
ebenfo berechtigt und zwedmäßig, wie bezüglich der jugend: 
lichen Arbeiter, und fügte überall eine foldye Zeitbeichräntung 
(64 Stunden pro Wode, 69 für — ein. Außer⸗ 
dem wurde für die Nachtarbeit, ſoweit ſolche ausnahms— 
weiſe zugelaſſen wird, die zehnſtündige Maximal-Schicht 
vorgeſchrieben und durch die Beſtimmung, daß die Nacht— 
arbeit in zwei Wochen höchſtens 60 Stunden umfaſſen 
darf, der Schichtwechſel von Woche zu Woche geſichert. 


Marg.: Ausnahmen „für beſtimmte Bezirke“) 


Auf eine Wiederherſtellung der in der erſten Leſung 

—— Ziffer 2 des 8. 139a glaubten die Vertreter 
er verbündeten Regierungen verzichten zu können, wenn 
Die Befugniß des Bundesraths anerkannt würde, Aus— 
nahmen für die in Ziffer 3 bes $. 139a der Vorlage er— 
as Fabriken nicht nur generell, fondern aud) begirks— 
weije zuzulaſſen. Sie jtügten fi dabei auf die Erhebungen 
ar E), melde nidyt nur für die oberjchlefiiche Montan— 

duftrie, die Nothwendigkeit wenigitens eines längeren 
Uebergangsftadiums ermiejen, fondern aud) die Schwierig- 
feit der fofortigen und gänzlichen Befeitigung ber Nacht 
arbeit der Arbeiterinnen in anderen Bezirken und Induſtrie— 
zweigen, 3. B. bei den Waſſerhammerwerken in Ober- und 
Mittelfranken, darlegten. Wenn ferner &. 154 Abſatz 3 die 
Ausdehnung der Beltimmungen der $$. 135 bis 139b auf 
das Handwerk und die Haus =» Iuduftrie vorjehe, jo jei 
es wuͤnſchenswerth, wegen der höchſt verichiedenartigen 
Lage ber Verhältnifje Deutichlands die Regelung der 
Ausnahmen des $. 139a nicht für alle Betriebe der— 
jelben Urt im ganzen Reich gleihmäßig vornehmen zu 
müflen, ſondern den örtlihen Berhälmilien entiprechend 
verichieden treffen zu können. Es wurde beifpielsweife 
hervorgehoben, daß die wirthichaftliche Lage der Hand» 
weber am Niederrhein und im ſchleſiſchen Gebirge jo ver: 
ſchieden ſei, daß für erjtere die Einführung der Marimal- 
arbeits zeit ber Arbeiterinnen und ber jungen Leute vielleicht 
ſchon im nächſter Zeit, für letztere dagegen jedenfalls erit 
allmählich und in größeren Bmiipenfhuten möglich fei. Die 
ulafjung von Ausnahmen für örtlich begrenzte Bezirke 
ei fowohl in ben Fällen des $. 139a wie des $. 154 eine 
entjchiedene Verbeflerung. Eine Begünftigung einzelner Bes 
zirfe fei nicht zu befürchten, da der Bundesrath über Die 
Ausnahmen zu beſchließen habe und diefelben dem Reichs— 
tag vorzulegen ſeien. 

Die zeitliche Begrenzung diefer Ausnahmebeftimmungen, 
fpeziell für örtlich begrenzte Bezirke, wurde für wünſchens— 
werth erachtet, damit ber Bundesrat) vor Ablauf der 
Geltungszeit in eine erneute Prüfung ber Nothwendigkeit 
derſelben eintreten und der Reichstag bei der Vorlage der 
— Beſtimmungen auch —** von Neuem Kritik 

e. 


(Marz.: Reichttagb · Klauſel.) 


In der Vorlage iſt die * Reichstagsklauſel: 
Die durch Beſchluß des Bundesraths getroffenen 


Beftimmungen find dem nädhitfolgenden Neichstag | 


vorzulegen. Sie find außer Kraft zu jegen, 
wenn der Reichstag bies verlangt, 
weldye bisher im $. 139a ftand, in ihrem zweiten Theile 
befeitigt. Diejelben Gefichtspunfte, weldye bereits früher (bei 
88. 105d, 105g) für und gegen eine ſolche Klauſel geltend 





gemacht waren, wurden auch hier diskulirt — unter be- 
jonderer Hervorhebung, dab es ſich hier um bereits be- 
jtehendes Recht handele. Die Tu ber Kommiffion 
beichräntte fih aud Hier auf bie — daß die 
Ausnahmefeſtſetzungen dem Reichsſstage zur Kenntniß— 
nahme mitgetheilt werben ſollen. 

So erhielt denn Abſatz 2 und 3 folgende Faflung: 

In den —* zu 2 die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder ſechsunddreißig 
Stunden, für junge Leute fechszig, für Arbeite- 
rinnen vierundjechszig, in Biegeleien für junge Leute 
und Arbeiterinnen neunundjechszig Stunden nicht 
überjchreiten. Die Nachtarbeit darf in zwei Wochen 
die Dauer von ſechszig Stunden, in vierundzwangzig 
Stunden die Dauer von zehn Stunden nicht über: 
ichreiten und muß in jeder Schicht durch Pauſen 
in der Geſammtdauer von minbeftens einer Stunde 
unterbrodyen fein. 

Die durd) Beſchluß des Bumdesraths getroffenen 
Beltimmungen find zeitlich zu begrenzen und können 
auch für bejtimmte Bezirke erlaflen werden. Sie 
find durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen 
und dem Reichstage bei jeinem nächften Zufammen- 
tritt zur Kenntnißnahme vorzulegen. 


V. Anffiht. 
($. 139b.) 
&. 1396. 
(Marg.: Aufficht.) 
$. 189b der Vorlage bezwedt wefentlih nur eine der 
Ausdehnung der Arbeiterichug-Beftimmungen entiprechende 
Erweiterung der Zujtändigleit der Auffichtsbeamten. 
Derjelbe bejtimmt: 

Die Auffiht über die Ausführung der Beftim: 
mungen ber $$. 105a, 105b, Abjak 1, 105« bis 
105g, 120a bis 120e, 134 bis 139a ift aus 
fchließlih oder neben den ordentlichen Polizei— 
behörben bejonderen von den Qandesregierungen 

ernennenden Beamten zu übertragen. Denfelben 
tehen bei Ausübung biefer Auffiht alle amtlichen 


— — — — — — — — — — — — — — — — — — — — 


Befugniſſe der Orispolizeibehörden, insbeſondere 
das Recht zur jederzeitigen iſion der — 
ehz⸗ 


zu. Sie ſind, vorbehaltlich der Anzeige von G 
widrigkeiten, zur Geheimhaltung der amtlich zu 
ihrer Kenniniß gelangenden Gefchäfts- und Betriebs: 
verhältniffe der ihrer Nevifion unterliegenden Ans 
lagen zu verpflichten. 

Die Ordnung der Zuftändigkeitsverhältnifie 
wiſchen biejen Beamten und den orbentlichen 
olizeibehörden bleibt der verfafjungsmäßigen 

* in den einzelnen Bundesſtaaten vor— 
ehalten. ’ 

Die erwähnten Beamten haben Jahresberichte 
über ihre amtliche Thätigkeit zu erftatten. Diele 
Jahresberichte oder Auszüge aus denſelben find 
dem Bundesrath und dem Neichdtag vorzulegen. 
| Die auf Grund der Beitimmungen ber 8$. 1058 
bis 105g, 120a bis 120e, 134 bis 139a, aus: 

zuführenden amtlichen Revifionen müffen die Arbeit- 

geber zu jeder Zeit, namentlich auch in der Nadıt, 
während des Betriebes gejtatten. 
Mit voller Einmüthigkeit wurde in der Kommifjion die 
‚ Bedeutung, Berechtigung und Nothwendigleit eines weiteren 
: Ausbanes der Fabrifinfpektion anerkannt und die Vorlage 
gebilligt. Die Anträge bezwedten nur weitere 
rantien zur Sicherung und Förderung ber Wirkſamleit 
der Inftitution. 








Dieſem Ziele follte zunächft der Antrag (Mr. 1) dienen, 
wonad die Auffichtsbeamten weder mit anderen amt: 
lihen Funktionen befaßt, no bei gewerblichen 
Unternehmungen in irgend welcher Urt betheiligt fein 
bürfen. 

Das Amt des Auffihtsbeamten jei jo wichtig, daß es 
die ganze Kraft eines Mannes erfordere und derjelbe von 
allen nebenamtlichen Gejchäften frei bleiben müſſe. Viel— 
fach jeien die Beamten überlaftet, jo dab die erſte und 
wichtigfte Aufgabe — die Fabrilinſpeltion — darunter leide. 
Selbitverftändlih müſſe aud volle Garantie ihrer Unab— 
hängigfeit gegeben fein, um jo mehr, als bei den Arbeitern 
vielfach nod ein gewiſſes Vorurtheil und Miftrauen be- 
ftehe, als neige der Fabrikinſpeltor mehr auf Seite der 
Arbeitgeber. Weiterhin mühe dem Auffichtsbeamten das 
Recht zuftchen, Arbeiter wie Arbeitgeber zu vernehmen — 
ſchon um Webertretungen der geſetzlichen Beſtimmungen kon— 
ftatiren zu können — und wenigſtens in dringenden 
‚Fällen feinen Anregungen durh Strafmandate Nadıs 
drud zu geben (Antrag Nr. 3). Auch nad) des Antrag- 
ſtellers Anſicht ſoll der Fabrikinſpektor in erjter Linie 
eine Bertrauensjtellung erftreben und mehr durch 
Rat und Anregung wirken; aber menigftens in 
Ichroffen fällen müfle er auch von der Strafgewalt Ge— 
brauch machen fönnen. Endlich erjtrebte der Antragfteller 
(Antrag Nr. 9) eine gewiffe zentrale Drganijation der 
Auffichtsthätigkeit, aber nur jomweit dieſelbe einerfeits 
nothwendig und andererſeits unbebenklich jei. Die Fabrik: 
inipeftoren follten nicht Reichsbeamte werden, auch nicht 
einem Reichsgewerbeinſpelktor umterftellt werden; viel: 
mehr jollten lepterem mur bejtimmte, eng umgrenzte 
Aufgaben: 

Die Zufammenftellung der Jahresberichte der 
Auffichtsbeamten, die Berufung und Leitung von 
Konferenzen berfelben, die Ertheilung von Rath: 
ichlägen und Anweiſungen, fowie die Begutachtung 
von Geiegen, Verordnungen und internationalen 
Verabredungen, welche fih auf den Arbeiterichug 
und die Arbeitervertretung bezichen, 

ugewiejen werden. Deutfchland fei ein einheitliches Wirth- 
(daftagebiet, die Gefepgebung müſſe auch einheitlich durch— 
geführt werden. Die Yufanmenjtellung der Berichte, die 
Anweiſungen bezüglid der Art der Berichterftattung, die 
Begutadhtung von Gejegentwürfen ze. jeien wichtig genug, 
um fie einem bejonderen Reichsbeamten zuzuweiſen. Sowohl 
in England wie aud) in Oeſterreich ftehe ein Zentral-Gewerbe⸗ 
infpeltor an der Spiße und aud in der Schweiz feien Die 
Fabrifinipeltoren Bundesbeamte. Soweit gehe der An— 
trag nicht; umfomehr möge man der zentralen Organijation 
in der vorgejchlagenen Form zuftimmen, 

Der Antrag (Nr. 5): 

Die Drbnung ber aan Visa ern 
diefer Beamten der verfallungsmähigen Regelung 
durch das Reich vorzubehalten, 

wurde mit bemjelben Gefichtspuntten der Nothwendigkeit 

einer einheitlichen Negelung für das ganze Reidy bes 

—— und der Vorzug der Konſequenz (gegenüber dem 
ntrag Nr. 9) für denfelben in Anſpruch genommen. 

Die Majorität der Kommilfion jprach ſich gegen dieſe 
Anträge aus. Es wurde als zumeitgehend eradjtet, die 
Uebernahme jeder anderen amtlihen Funktion neben 
ber Fabrikaufſicht im Sinne des vorliegenden Paragraphen 
(139b) auszufchließen, zumal ja den Gewerberäthen Aſſiſtenten 
zur Seite ftehen follten. Die Verbindung z. B. der 
Keflelrevifion mit ber Fabrikinſpektion Habe ſich im 
Königreich Sachſen beftens bewährt, wie auch] ihr 
fachverftändiger Beirath in Verwaltungskörpern (als 

Aftenftüde zu den Verhandlungen des Neichstages 1890/91. 
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Gewerbe - Dezernenten 2c.) gewiß nicht entbehrt werben 
dürfe. Daß diefelben nicht bei gewerblichen Unternehmungen 
betheiligt fein bürften, fer jelbftverftändlich, werbe aber 
auh durch die Dienftordnung fchon genügend ge— 
fihert. Das Net der Vernehmung von Arbeitern und 
Unternehmern ftehe ihnen ſchon jegt in derjelben Weije wie 
den Polizeibehörben zu; ihnen aber das Recht: „in dringen— 
den Fällen polizeiliche Strafmandate zu erlaffen,“ zu geben, 
wurde — auch abgejehen von den formalen Mängeln des 
Antrages — als bedenflih eradıtet. Man ermweife der 
Injtitution damit einen jchlechten Dienft, wenn man die 
Beamten aus der Gtellung ald Vertrauens: und Ver— 
mittelungsorgane herausdränge unb mit der Gehälfigfeit 
ftrafpolizeiliher Funktionen belafie.e Die Hebung der 
fozialen Stellung — wie fie in Preußen beabfichtigt jei — jei 
wirtungsvoller als das Necht, Strafmandate auszusprechen. 
Auch in feinem anderen Staate befäßen die Fabrikinſpektoren 
ein ſolches Recht. Das öſterreichiſche Gejep dede fih 3. B. 
in wejentlichen Bejtimmungen volljtändig mit der preußischen 
Dienjtanweifung. Much eine zentrale Organijation ber 
Fabrikinipektionen (mie fie der Antrag Nr. 5 bezwede) be— 
jtehe nirgends. In der Schweiz feien die brei Fabrik 
inſpeltoren ſich volljtändig nebengeorbnet. Deutichland jei 
fein einheitliches Staatsgebiet, ie ein Bundesstaat, 
und e8 würde eine Durchbrechung der hejtehenden Ver— 
fafjung bedeuten, wenn die Fabrifinfpektoren Neichsbeamte 
werden oder auch nur einem Reichsbeamten unterjtehen 
jollten. Wenn das mit dem Antrage Nr. 9 auch nicht 
ewollt jei, fo fei es doc) die Konfequenz des Rechtes des 
eichs-Gewerberathes, „Anweiſung zu geben.” Daß ber 
eg Geſetzentwürfe des Bundesrathes oder 
bes Neichsamtes des Innern begutachten ſolle, ericheine 
wenig angemeffen. Was in den Anträgen berechtigt fei: 
Austauſch der gegenfeitigen Erfahrungen, Verſtändigung 
über gewiſſe Normen der Beridhterftattung, der Durch— 
führung der Gefehesbeitimmungen 2c., ſei auch ohne einen 
Reichs⸗-Gewerberath möglid. So beitänden bereits regel 
mäßige Konferenzen der Gewerberäthe in den einzelnen 
Staaten, und es jei keineswegs ausgeſchloſſen, daß folde für 
ganz Deutfchland ftattfänden. Sohabemanfic feiner Zeit über 
eine gemeinſame Dienſtordnung bezüglich der Fabrikinſpeltoren 
im Bundesrathe geeinigt, und ſeien ſolche Verſtändigungen 
aud weiterhin möglich). 

In Folge der gegebenen Ausführungen wurde dem 
Antrage Nr. 1 vom Antragjteller eine andere Form (Ans 
trag Nr. 2) gegeben, fand aber auch in der neuen Faſſung 
wenig Zuftimmung. 

Der Antrag (Nr. 6) einen neuen Abjak folgenden 
Inhalts beizufügen: 

Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet, den 
genannten Beamten oder der Polizeibehörde in den 
dafür feitgejeßten Friſten und ‘Formen diejenigen 
Mittheilungen über die Verhälmifie ihrer Arbeiter 
zu machen, welde vom Bundesrath oder von der 
Landes=Zentralbehörde vorgefchrieben werden. 

wurde mit der Nothwendigkeit einer weiteren Ausgejtaltung 
der ze über unjere Arbeiterverhältnifje bes 
gründet, ie Kenntniß diefer Verhälmiffe ſei die erite 
Bedingung der Beſſerung, ſpeziell der gejeßgeberiichen 
Maßnahmen. Die Beftimmung fei dem 75 des 
Preußiſchen Berggeſetzes nachgebildet. Eine genügende 
Garantie gegen — ſei wohl die Beſchränkung, daß 
nur der Bundesrath oder die Landes-Zentralbehörde 
ſolche Mittheilungen und die Formen (Fragebogen) vor: 
ſchreiben könnten. i 

Der Antrag ſtieß mehrjeitig auf Bedenken. Einer 
jeits wurde das Bedürfnig einer fo generellen Vollmacht 
geleugnet, andererjeits die Beläftigung betout, welche die 
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zahlreichen „Erhebungen“ den Betheiligten auflegten. Weiter 
wurde der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß aus An— 
laß ſolcher ——— Geſchäftsgeheimniſſe und Mit 
theilungen, melde von Konkurrenten ausgenußt werben 
tönnten, bekannt würden. Auch in Beantwortung von Fragen, 
die an ſich „unfchuldiger Art“ feien, könnten ſolche Geſchäfts— 
geheimniffe zum Ausdrud kommen. Bon einem Mitgliede 
wurde es als richtiger erachtet, foldhe Erhebungen auf Grund 
einer Geſetzesvorlage feitzuftellen. Andere Mitglieder wollten 
wenigſtens zum Ausdrud gebradjt wiſſen, daß es ſich haupt- 
fählih um zahlenmäßige Ermittlungen handeln dürfe und 
braten deshalb den Zuſatz: „ſtatiſtiſche“ in Vorſchlag. 

Diefer Antrag wurde wieder von einer Seite, weil be— 
ſchränkend, bekämpft. 

Von einer Seite wurde die ausdrückliche Beſchränkung 
beantragt (Antrag Nr. 8): „ſoweit nicht Fabrilbetriebsge— 
heimniffe in Frage geftellt würden oder eine Gefährdung 
ber Geihäftsintereflen zu befürchten jei.” Der Antragiteller 
zog aber den Antrag zurüd, nachdem verjchiedenjeitig, 
namentlih auch von Vertretern der verbündeten Regierungen 
hervorgehoben mwurbe, daß ſowohl Bundesrath wie Zentral- 
behörbe die Fragen doch mit größter Vorſicht entwerfen 
und jedenfalls Feine Fragen zur Beantwortung ſtellen 
würben, welche eine Gefährdung berechtigter geſchäftlicher 
Interefjen würden nach fich ziehen können. 

Die Nothwendigkeit einer befferen Sozialftatiftit wurde 
anerfannt. Jede Enquête und jeden Fragebogen erft 
in einer Gefchesvorlage genehmigen zu laſſen, wurde als 
zu umftändlid erachtet, und die Garantie „daß Bundes— 
rath oder ABentralbehörde die Frage feſtſetzen“, von der 
Majorität als ausreichend anerkannt. 

Der Antrag wurde angenommen. 


Zu Artilel 1A. 


$. 142. 
(DMarg.: Statutariiche Bejtimmungen.) 

Nachdem im Verlaufe der Kommiffionsverhandblungen 
eine Reihe neuer Aufgaben ber ftatutariichen Regelung 
nit nur den Gemeinden, fondern auch den weiteren 
Kommunalverbänden zugemwiefen war, wurde in zweiter 
Lefung eine entiprechende Ausgeftaltung des „Zitel IX. 
Statutariihe Beitimmungen“ ($. 142) beantragt 
und beſchloſſen. In Abänderung des 8. 142 Abſatz 1 der 
gegenwärtigen Gewerbeordnung wurde ferner vorgejehen, 
dab vor dem Erlafje jtatutarisher Beſtimmungen neben ben 
betheiligten Gewerbetreibenden aud die Arbeiter vorher 
gehört und die getroffenen Beftinmmungen in der für 
Bekanntmachungen der Gemeinde wie des weiteren Rome 
munalverbandes vorgeichriebenen oder üblihen Form vers 
öffentlicht werben Sollen. 


Zu Artikel 2. 


(Marg.: $. 1205 der Gewerberdnung.| 


Nach $. 78 des Geſetzes, betreffend bie Gewerbe: 
gerichte, vom 29. Juli 1890 (Reichs-Geſetz.Bl. S. 141), 





\ der 


| 


it der $. 120a der beitehenden Gewerbeordnung mit dem 


1. April d. 3. aufgehoben. 
zeihnung der im Abjag 1 diejes Paragraphen erwähnten 
Streitigkeiten Bezug genommen wird, tritt der $. 3 bes 
bezeichneten Geſetzes an feine Stelle. Demnach ändern 
fi die betreffenden Hinweiſe auf $. 120a in den 


Soweit auf denfelben zur Bes 


SS. 97 Nr. 4, 97a Nr. 6, 1004 Nr. 3, 100e Nr. 1, 


1001 Abſatz 2, indem überall ftatt $. 120a „F. 3 bes 
Geſetzes, betreffend die Gewerbegerichte“ zu ſetzen iſt. 





Zu Artilel 3. 
(Marg.: Zuſtändigkeit der Ionungen. } 

Nad 8. 98a Abſatz 2 Ziffer 2 fol das Innungsftatıt 
die Aufgaben der Innungen und namentlich bie Berhält- 
niffe des Lehrlingsweſens regeln. Dieſe Regelung fol 
nad) lit. b auch die Ueberwachung der Beobachtung ber 
$$. 120, 126, 127 durch die Innung umfalien. 

Nachdem an die Stelle bes bisherigen $. 120 der 
Gewerbeordnung bie 88. 120 bis 120e der Vorlage ge 
treten find, mußte auch in 8. 98a die Zuftändigfeit der 
Innungen auf diefe Paragraphen ausgebehnt werben. 
Außerdem fol, ſoweit es fih um Innungsmitglieder und 
die von ihnen befchäftigten Arbeiter handelt, den Innungen 
bie Ueberwadhung ber zur Sicherung der Sonntagsruhe 
vorgejehenen Beitimmungen ($$. 41, 105a bis 105g) be 
züglich der Lehrlinge überwiejen werben. Bon einer Seite 
wurden Bweifel darüber erhoben, ob überhaupt die 
Innungen, welde ihrer Zufammenfegung nach Arbeitgeber: 
Verbände jeien, für die Durdführung der im Anterefie 
der Arbeiter gegebenen Beitimmungen eine der Abjicht des 
Geſetzes entiprehende Thätigfeit entfalten würden, von 
anderer Seite wurde dagegen nachdrücklich ber Hoffnung 
Ausdrud gegeben, daß die Innungen das in fie gejeßte 
Vertrauen rechtfertigen würden. Die Majorität der Kom: 
mifjion gab dem Vorſchlage des Entwurfs ihre Zuftimmmung, 
wobei bejonders betont wurde, daß die behördliche Auffi 
durch das Auffichtsrecht der Innungen durchaus nicht be 
rührt werbe. 


Zu Artikel 4. 
$. 146. 
(Marg.: Strafbeftimmungen.) 

Der Artifel 4 —5 diejenigen Mbänderungen und Er: 
gänzungen der Strafbeftimmungen bes Titel X, melde 
theild durch die Abänderungen des Titel VII, theils aus 
anderen Gründen erforderlid” werben. 

Durch Ziffer 1 der Vorlage wird die Strafbeſtimmu 
des $. 146 Äbſatz 1 Ziffer 1 in ber Weife abgeändert, das 
fie den erweiterten Inhalt des $. 115 dedt, während bie 
— 2 daſelbſt auch die Zuwiderhandlungen gegen die Be— 

immungen des $. 137 über die Beſchäftigung von Ar: 
beiterinnen unter Strafe ftellt. 

Nah Ziffer 2 der Vorlage foll dem $. 146 ein Abſaß 
beigefügt werden, wonach bei dem auf Grund der Beitim- 
mungen in er % einzuleitenben ſtrafrechtlichen Verfahren 

. 75 des Gerichtsverfajlungsgelehes Anwen: 
dung finden fol. Nach der een ber „Begrün: 
dung“ ſoll dadurd eine Härte bes Geſehes in prozelfualer 
Beziehung befeitigt werben. 

„Als das Gerichtsverfaſſungsgeſetz erlaffen wurde, 
war das Vergehen des $. 146 ber Gewerbeordnung 
mit einer Gelditrafe von 500 Thalern im Hödjt- 
maße bedroht und gehörte daher nad $. 75 
Ziffer 14 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu ben- 
jenigen Vergehen, deren Verhandlung und 
ſcheidung in leichteren Fällen den Schöffengerichten 
überwicjen werden fann. Mit der durch die Novelle 
von 1878 erfolgten Erhöhung der Gelbitrafe auf 
zweitaufend Mark ift diefe Möglichkeit weggefallen, 





jo dab das ergehen aud in den erfahrungs- 
mäßig die Mehrzahl bildenden leichteren Fällen 
bei den Landgeridhten zur Aburtheilung gebracht 
werden muß. Dies iſt in ber Praris als ein 
Mißſtand empfunden worden.“ 
Ohne wejentlidde Diskuffion wurden die zu $. 146 vor« 
geihlagenen Menderungen angenommen, 


$. 146a. 

Nah Ziffer 3 der Vorlage foll Hinter $. 146 der Ge- 
werbeordnung als neuer $. 146.a die erforderliche Strafs 
beftimmung gegen Verlegungen der neuen Bejtimmungen 
über die Beſchäftigung der Arbeiter an Sonn= und 
Feſttagen eingefchoben werden. (Bezüglich der Kontrol- 
vorjhriften vergl. Ziffer 8.) Auch dieſer Vorſchlag 
wurde in beiden Lejungen angenommen. ; 

$& 147. 

In Ziffer 4 der Borlage wird die Ziffer 4 bes 
gegenwärtigen $. 147 Abjag 1 entiprechend der Vertheilung 
des Inhalts des $. 120 auf die 88. 120d und 120e 
umgeitaltet. 

In Biffer 5 und 7 der Kommiffionsbeichlüffe, welche 
eine Abänderung, beziehungsweife eine Ergänzung der 
Vorlage nur infoweit enthalten, als es durch frühere Bes 
ſchlüſſe, insbefondere durch die als $. 119 Abſatz 2 aufge 
nommenen Bejtimmungen, erforderlidy erjchien, werden Die 
Beitimmungen bezüglih der Arbeitsordnung ſowie bie 
Durhführung der auf Grund des $. 119a erlaffenen 
ftatutarijhen Beftimmungen durd Strafen gefichert. 

Nah Ziffer 6 der Vorlage joll dem $. 147 ein neuer 
Abſatz Hinzugefügt werden, wodurd ben Wolizeibehörben 
gegenüber Gemwerbetreibenden, welche die Erfüllung der ihnen 
nad) 55.120 bis 120d obliegenden Pflichten hartnädig 
verweigern, ein ähnliches Zwangsrecht eingeräumt wird, 
wie es den Behörden nad) $. 147 Abſatz 3 gegenüber Den— 
* welche den 88. 16 und 25 zuwiderhandeln, bereits 
zuiteht. 

Die Majorität der Kommiſſion glaubte indejjen das Recht 
der Bolizeibehörbe, die Einjtellung des Betriebes an— 
zuordnen, ſchon aus Rüdkficht auf die Arbeiter, die dadurch 
arbeitslos werden könnten, beſchränken zu follen. Einerſeits 
ſoll die Einftellung des Betriebes nur inſoweit angeordnet 
werben lönnen, als ber Betrieb oder der betreffende Vetriebs— 
theil durch bie ——— oder Vorſchrift getroffen wird, 
jo dab z. B., wenn die Einrichtung von Umkleide- und 
Wajhräumen bemängelt wird, die Benußung dieſer 
unterjagt, aber nicht etwa ber Betrieb der ganzen Fabrik 
gibt werben könnte; ambererjeits ſoll die Einftellung 

Betriebes nur angeordnet werden können, wenn bie 
Fortjegung erhebliche Nadtheile oder Gefahren 
herbeizuführen geeignet ift. 

Seitens ber Bertreter ber verbündeten Regierungen 
wurde dieje Abänderung der Vorlage insbefondere mit dem 
Hinmweife darauf betämpit, daß die vorgeihlagene Be— 
ſchränkung die unerwünjchte Möglichkeit ſchaffe, nah dem 
endgültig entichiedenen Verfahren über die Rechtmäßigkeit 
der polizeilihen Verfügung ein zweites Verfahren darüber 
einzuleiten, ob es fih in dem einzelnen Falle um die Be— 
jeitigung erheblicher Gefahren oder Nadıtheile handele ober 
nit. Die Majorität der Kommiffion glaubte indeſſen 
diefem Bedenken ein ausſchlaggebendes Gewicht nicht bei- 
meſſen zu jollen. 

$. 148. 
Biffer 7 der Vorlage: fiche oben, bei Biffer 5. 
$. 149. 


Durd Ziffer 8 der Vorlage jollen Zumiderhandlungen 
gegen die Vorſchriften der 88. 105c Abi. 2, 134e Ab. 2, 
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138, 1388 Abi. 3 und 139b, melde weſentlich die 
Sicherung der Kontrole refp. Aufficht bezweden, unter 
Strafe geftellt werben. 


$. 150, 

Nah Ziffer 9 der Vorlage follen in $. 150 Ziffer 2 
die Worte „und Arbeitsfarten“ geitrichen werden, da bie 
Führung von Arbeitsfarten für die Folge in Wegfall kommt. 

Nadı dem Beichluffe der Kommiſſion fol aukerdem 
das Verbot der Kennzeichnung der Zeugniffe in einer in 
H 113 Abſatz 3 bezeichneten Weife durch die Strafbe 
timmung des $ 150 gefichert werben. 

Die in Ziffer 10 der Vorlage vorgejehene Ergänzung 
des 8. 150 bezweckt die Sicherung des Bejuches der Forts 
bildungsichule, namentlich auch für den Fall, dab diefer 
dur jtatutariiche Beſtimmung der Gemeinde oder des 
weiteren Kommmmalverbandes obligatoriih gemacht ift. 


$. 151. 
(Marg.: Berantwortlichfeit des Betriebsunternebinerd bei polizeilichen 
Uebertretungen.) 

Siffer 11 der ing bezwedt eine anbermweite Me= 
gelung ber ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit des Betriebs— 
—— im Falle der Uebertretung polizeilicher Vor— 

tiften. 

- Die Geficdhtspunfte, welche für die vorgejchlagene 
Abänderung maßgebend geweien find, werden in ber 
„Begründung“ wie folgt dargelegt: 

„Die Vorſchrift des 8. 146 macht für die unter 
Biffer 1 bis 3 bezeidyneten Lebertretungen die Ge— 
werbetreibenden allein verantwortlihd. Hiervon 
wird durch dem erften Abſatz des $. 151 nur für 
ben Fall der Stellvertretung eine eng begrenzte 

“ Ausnahme gemadjt. Hiermit ift der ®rundjag zur 
Geltung gebracht, dab — abgeiehen von bem 
alle der Stellvertvetung — dem Gemwerbetreibenden 
die auf Andere nicht abzumälzende Verpflichtung 
obliegt, durch feine unmittelbare Thätigkeit im Be— 
iriebe die fraglichen Uebertretungen zu verhüäten. 
Seine ſtrafrechtliche Berantwortlidpkeit ijt daher nur 
dann ausgeſchloſſen, wenn bejondere Umftände ihm 
im einzelnen Falle eine wirkſame Aufficht unmöglid) 
machten. Soldye bejonberen Umftände fönnen nad) 
jeßiger Rechtslage weder darin gefunden werben, 
dab der Gewerbetreibende fich der Betrichsleitung 
begeben und fie einem Geſellſchafler oder einem 
Betriebsbeamten überlaffen hat, noch darin, daß 
der Umfang des Betriebes eine fortwährende zur 
Verhütung von Uebertretungen ausreichende Be— 
auffihtigung zur thatjächlichen Unmöglichkeit macht. 
ei der Anwendung des $. 146 haben ſich 
Härten und Mißftände ergeben, die der Abhülfe 
bedürfen. Bei Uchertretungen, welche in Anlagen 
vorkommen, die fih im Beſihe mehrerer Gejell- 
ſchafter befanden, find alle Geſellſchaſter in die 
geiegliche Strafe aud dann verurtheilt, wen nach 
dem Gejellichaitävertrage nur einem oder einzelnen 
von ihnen die Leitung des Betriebes oblag, während 
dem anderen oder den anderen ausſchließlich der 
faufmänniiche Theil des Unternehmens überwiejen 
war. Ebenſo ijt es vorgelommen, daß die Unter: 
nehmer ausgebehnter Anlagen, weldhe durch die 
Größe der Anlage genöthigt find, die gefammte 
Leitung des Betriebes einzelner Abtheilungen ber 
Anlage Betriebsbeamten zu überlafien, wegen ber 
in diefen Abtheilungen — Ueber⸗ 
tretungen verurtheilt ſind, obwohl die ſtrafbare 
Handlung im Widerſpruch mit ausdrücklich 
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von ihnen erlajjenen Anordnungen be 
gangen war.“ 


Der Entwurf ſchlägt vor, den 8. 151 im feinem erjten 
Abſatz wie folgt zu fallen: 

Sind bei der Ausübung des Gewerbes polis 
zeilihe Vorſchriften von Perſonen übetreten 
worden, welche der Gewerbetreibende zur Leitung 
des Betriebes oder eines Theiles deilelben 
oder zur Beauffihtigung beftellt Hatte, fo 
trifft die Strafe diefe leßteren. Der Ges 
werbetreibende ift nur ftrafbar, wenn die Ueber: 
tretung mit feinem Vorwiſſen begangen ift, oder 
wenn er bei der Auswahl oder der Beaufs 
——* der Betriebsleiter oder Auffichtsper- 
onen es an ber erforderlihen Sorgfalt hat 
fehlen Lafjen. 


Bon mehreren Mitgliedern der Kommifjion wurde 
bie Nothiwendigfeit einer gewiſſen Entlaftung des Betriebs- 
unternehmers, zumal bei größeren Betrieben, anerkannt. 
Wenn der Unternehmer eine an jid) geeignete Perſon mit 
der Leitung oder Beauffichtigung des Betriebes betraut habe, 
genüge er feiner Pflicht, wenn er dieſen Beauftragten ent— 
ſprechend anmeije und, ſoweit es ihm möglich jei, überwache; 
ein Mehreres zu verlangen, ſei zwedlos und ungeredt; 
man werde dadurch nicht erreichen, dai der Unternehmer 
etwas leijte, was er in gemwillen Fällen unmöglich zu leijten 
in der Lage fei und ihn nur mit verdrießlichen Strafen 
belaften, für die es an dem ſonſt gewöhnlich erforderien 
Untergrund eines wirklichen Verſchuldens fehle. 

Von anderer Seite wurde dieſes Bedenken zwar zus 
gegeben, jedody darauf hingewiejen, dab es in der Natur 
großer Unternehmungen Liege, daß der Unternehmer mit einer 
Verantwortlichteit belaftet jei, die vielleicht zeitweilig über 
feine perjönlichen Kräfte gehe, dies zeige fi insbejondere auf 
dem Gebiete des eigentlichen Gejchäftsverfehrs, in welchem 
—* der Unternehmer durch Unterlaſſungen und Fehler 
einer Gehülfen und Beamten Verluſte erleide, die weit be— 
trächtlicher als die bei dieſem Gejege in Betracht kommenden 
Strafen jeien und denen er fid) trogdem durd) die Berufung 
auf die phyſiſche Ummöglichleit perjönlicher Erledigung 
teineswegs entziehen könne. Diefe VBerantwortlichkeit ſei 
eben das unvermeidliche Korrelat des regelmäßig mit der 
Größe des Geſchäftes auch jteigenden Gewinnes und ei 
infofern aud nicht einmal als ungebührlich beſchwerend 
anzufehen. Dagegen liege e8 gerade im Jutereſſe der 
Arbeiter, wenn die Verpflichtungen der Arbeiterſchutz-Geſetz— 
gebung fid) in der Perſon des Unternehmers fonzentrirten, 
weil hierdurch der legtere zu einer ganz befonderen Sorgs 
falt und Vorſicht in Beachtung des Geſetzes herausge: 
fordert werde. Aus diefen Erwägungen wurde beantragt, 
es bei den jeitherigen, im einzelnen alle vielleicht für den 
Arbeitgeber bejhwerlichen, für den Arbeiter hingegen müßs 
lihen Bejtimmungen zu belafien. 

Ein Antrag, den Gewerbetreibenden in allen Fällen 
für jtrafbar zu erflären, fofern er nicht nachweiſe, daß 
nad) den Umftänden des Falles ihn fein Verſchulden treffe, 
wurde mit dem Hinweiſe befämpft, dak er ſchwierige Er— 
örterungen über die Sculdfrage veranlaffe und eine im 


Strafverfahren bedenkliche Beweislaft für den Beklagten 


einführe, es gehe nicht an, dem legteren den Beweis jeiner 
Unſchuld —— Der Antrag wurde hierauf zurück— 
gezogen und die Vorlage in erſter Leſung mit Heiner Mehr: 
heit abgelehnt. 


In zweiter Leſung wurde wiederholt hervorgehoben, | 


daß es mit der Aufgabe der Gejeggebung nicht verträglich 
erſcheine, Strafbeitimmungen emjter Art aud auf jolde 
Fälle anzumenden, in denen dem Betreffenden die Bes 





folgung der geſetzlichen Vorſchrift unmöglich ſei; man werde 
hierdurch das Unmögliche nicht möglich machen und ver 
hindere ambererjeits, wenn man es bei dem jeitherigen 
Rechte belaffe, die ftrafrechtliche Heranziehung derjenigen 
Perſonen, die mit der Betriebsieitung beauftragt und daher 
vorkommenden — regelmäßig als die eigentlichen Geſetzes⸗ 
übertreter anzufchen, nach dem jeitherigen Rechte aber in 
der Negel ftraflos jeien, weil fie nicht als „Stellvertreter“ 
im Sinne des $. 151 Abjag 1 erſchienen jeien. Die Mehr: 
heit der Kommiſſion eignete ſich ſchließlich die Anficht an, 
daß das Geſetz in letzterer Hinſicht durch die Vorlage ver: 
bejlert werde, da diefe den Kreis der ſtrafrechtlich ver- 
antwortlichen Perjonen erweitere. Es wurde jedod das 
Verlangen geäußert, daneben nod) die Berantwortlichteit des 
Unternehmers infofern ſchärfer zu fafjen, als zum Ausdrud 
gebracht werden ſolle, daß derjelbe nicht ſchon unter allen Um— 
jtänden durch die Einjegung und Beauffichtigung eines Be 
triebsleiters jeine Pflichten erfüllt habe, ſondern nad 
Kräften au zur unmittelbaren Beauffihtigung 
bes Betriebes verpflichtet ſei. Diejem Verlangen entiprad 
ein Antrag, nad deiien Annahme durch die Mehrheit der 
Abſatz 1 des $.151 die gegenwärtig vorgejchlagene Faſſung — 
auch unter Zuftimmung der Vertreter der verbündeten Ne 
gierungen — erhielt. Der Unternehmer haftet hiernad) 
jür Berichulden bei der Auswahl und Beauffihtigung- des 
Betriebsleiter und außerdent für Verſchulden bei der Bes 
aufjichtigung des Betriebes, Iehteres jedoch tur, wenn 
und joweit nach den Verhältniffen diefe Beauffichtigung 
ihm möglid war. 


Der Abjaß 1 des S. 151 geftaltet fi) hiernach in 
—* Faſſung der Beſchlüſſe der Redaktionskommiſſion wie 
olgt: 

Sind bei der Musübung des Gewerbes polizei— 
liche Borjchriften von Perſonen übertreten worden, 
welche der Gewerbetreibende zur Leitung des Per 
triebes oder eines Theiles beijelben oder zur Be— 
auffidtigung bejtellt hatte, fo trifft die Strafe 
dieje lezteren. Der Gewerbetreibende ift neben 
denjelben jtrafbar, wenn die llebertretung mit 
jeinem Vorwiſſen begangen ift oder wenn er bei 
der nach den Verhältnifien möglichen eigenen Be 
auflichtigung des Betriebes oder bei der Auswahl 
oder der Veauffichtigung der Betriebsleiter ober 
Auffichtsperfonen es an der erforderlihen Sorgfalt 
hat fehlen lafjen. 


$. 108. 
(Marg.: Verſchaͤrfung ber Etrafen bei Aufforderung zum Kontraltbruch x.) 
$. 153 der beftehenden Gewerbeordnung bejtimmt: 


Wer Andere durch Anwendung förperlichen 
Zwanges, durch Drohungen, durch Ehrverlegung 
oder durch Verrufserklärung beſtimmt oder zu bes 
ſtimmen verfucht, an foldyen Berabredungen ($. 152) 
Theil zu nehmen, oder ihnen Folge zu leiten, 
oder Andere durch gleiche Mittel hindert oder zu 
hindern verfudht, von ſolchen Nerabredungen zus 
rüdzutreten, wird mit Gefangniß bis zu drei 
Monaten beftraft, ſofern nad) dem allgemeinen 
Strafgeieh nicht eine härtere Strafe eintritt. 
| Die Borlage bezwedt eine Verſchärfung und Er: 
' weiterung diefer Beitimmungen, indem dem $. 153 folgende 
Faſſung gegeben werden joll: 

Wer es unternimmt, durch Anwendung förper 
lichen Zwanges, durch Drohungen, durch Ehr— 
verlegungen oder durch Verrufserflärung 
1. Arbeiter oder Arbeitgeber zur Theilnahme an 

Verabredungen der im $. 152 bezeichneten Art 
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bejtimmen oder am Nüdtritt von ſolchen | 


u 
— ——— zu hindern, 

2. Arbeiter zur Einſtellung der Arbeit zu be— 
ſtimmen oder an der 
nahme der Arbeit zu hindern, 

3. Arbeitgeber zur Entlaſſung von Arbeitern zu 
beſtimmen oder an der Annahme von Arbeitern 
zu hindern, 


beſtraft. Iſt die Handlung gewohnheitsmäßig be— 


Ferhebung oder An⸗ 


J 


! 


I 


| 
| 
| 


Bon Seiten der Regierungsvertreter und aus ber 
Kommiljion wurde erwidert, die groben Exzefle, zu welchen 
namentlih die größeren Nrbeiterausftände der letzten 
Jahre geführt, hätten der Negierung die Pflicht nahe 
gelegt, durch ftrenge Strafbrohung in die Arbeiter das 
vielfach abhanden gekommene —*2 zurückzurufen, daß 
ſie nur innerhalb der Grenzen des Rechts die Förderung 


ihrer Intereſſen zu ſuchen haben und nicht mit Drohung 


gangen, jo tritt Gefängniß nicht unter einem | 


Jahre ein. 

Die gleihen Strafvorjchriften finden auf den— 
jenigen Anwendung, welcher Arbeiter zur wider: 
rechtlichen Einjtelung der Arbeit oder Arbeitgeber 
zur widerrechtlichen Entlaffung von Arbeitern öffent- 
lich auffordert. 

Gegen den vorgeſchlagenen Inhalt dieſes Paragraphen 
erfolgte eine Neihe von Einwendungen. Es wurde 
zunächſt beanjtandet das Wort „unternimmt“, welches 
zwar nad) der Erläuterung der Regierungstommilfare nur 
ausdrüden jollte, da auch fchon der Verſuch der mit 
Strafe bedrohten Handlung den jtrafbaren Thatbeſtand 
erfülle, welches indeh immerhin der Muslegung zugäng— 
lid fei, daß ſchon eine vorbereitende Handlung vor Ein— 
tritt des eigentlichen Verſuchsſtadiums zur Strafbarteit 
genüge. Bon den Regierungsvertreiern wurde erwidert, 
daß nur aus ſprachlichen Gründen das Wort „unternimmt“ 
gewählt und in den Eingang der Strafbeſtimmung geſetzt 
lei; e8 I die Abficht ferne gelegen, über die Strafbarfeit 
der Berjuchshandlungen hinauszugehen. 

Gegen die neuen Straffälle unter 2 und 3 wurde 

eingewandt, es jei das Unzuläſſige, ja vielfady Strafbare 
der hier bedrohten Handlungen nicht zu verfernen. Bei 
der Formloſigleit jedoch des Arbeiterverfehrs, bei ber 
natürlichen Aufregung, weldye namentlich größere Arbeits- 
einftellungen begleite, bei der Schwierigkeit der Beweis— 
erhebung liege die Gefahr nahe, daß dem Strafgejege in 
der praltiihen Anwendung Handlungen und Meußerungen 
unterworfen würden, welche lediglid zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen jtattfanden und eine ſtrafrecht⸗ 
lihe Behandlung nicht verdienen. Wenn nun außer: 
dem das Minimum und Marimum der Strafe fo hoch 
gejtellt werde, wie vorgeichlagen, und überdies der in der 
Rechtſprechung jchwer zu en Begriff der Ge 
wohnbeitsmäßigteit einer noch ſchärferen Beitrafung zu ®runde 
elegt werde, jo werde man in zahlreichen Fllen Uns 
chuldige, in anderen Fällen minder Schuldige mit ungered)ten 
und zu hohen Strafen belegen, das Vereinsleben der Ar- 
beiter und ihr Koalitionsrecht, aus dem fie mit Recht eine 
Beilerung ihrer Verhältnifje erhofften, ernftlih gefährden 
und bie leider ſchon jo viclfady vorhandenen Elemente bes 
Mißtrauens in der Arbeiterwelt gegen die ftaatlidye Ord— 
mung noch anſehnlich verjtärten. Näher als dieje Ber: 
fürzung des Nechtes der Arbeitervereinigung hätte in einem 
Gelee, weldyes die Bedingungen des Arbeiterdafeins vers 
befjern wolle, die freiere Selaltım und gejeglidde An— 
erfennung der beruflichen Drganiationen der Arbeiter 
liegen jollen. Auf die Berathung eines bezüglichen An— 
trages (Antrag Nr. 6): 

die verbündeten Regierungen zu erjuchen, dem 
Neichstage thunlicht bald einen Gefepentwurf, bes 
treffend Die geſetzliche Anerkennung beruflicher 
Organifationen der Arbeiter unter Feſtſetzung von 
Normativbeitimmmungen vorzulegen, 

mwurbe an dieſer Stelle in der Erwartung, daß ein bereits 
vorliegender Jnitiativantrag im Plenum Veranlafjung zur 
gewünfchten Anregung bieten werde, verzichtet. 


wird mit Gefängniß nicht unter einem Monat | Wd Gewalt. 


Hierdurch werde auch der Schuß der 
arbeitswilligen gegen die Bedrüdungen der arbeitsaus: 
ftändigen Arbeiter hergeftellt und damit gerade der bes 
rechtigten Koalitionsfreiheit der Arbeiter gedient.*) 

Gegen den Abſatz 2 wurde von verfchiedenen Seiten 
geltend gemacht, dab derjelbe alle Gefahren der zu weit 
gehenden Thatbejtände unter 2 und 3 des Abſahes 1 mit 
fich führe und nod) weiteren erheblichen Bedenken unterliege. 
Schon die Definition des Begriffs der widerrechtlichen 
Arbeitseinjtellung biete Schwierigkeiten, noch mehr die pral: 
tiihe Handhabung defjelben. Alle Einwendungen, bie in 
biefer Hinficht gegen die Buße des $. 125 erhoben feien, 
gelten a hier. Im Uebrigen könne die Frage aufs 
geworfen werben, was eine „Aufforderung” im Gegens 
jaße zu einem Nathe oder einer Meinungsäußerung 
jei und wo bei größeren Arbeiterausftänden mit dem 
Maffenverkehr der Arbeiter untereinanander der Begriff 
der öffentlichen Aufforderung beginne? Eine Ungerechtigkeit 
fei e8 überhaupt, das naturgemäß öffentlich fich abjpielende 
Agitationsiwejen der Arbeiter mit ſolchen Strafdrohungen 
zu belaften, denen die Arbeitgeber bei ihrer geringeren Zahl 
und einfacheren Berkehrsform völlig entzogen feien. Große 
ir drohe bei der vorgejchlagenen Strafbeitimmung audı 
der Preſſe, deren Hülfe man doch gerade in dieſen Arbeiter 
bemegungen am wenigiten entbehren könne. Der ganze 
Abſatz 2 bilde überhaupt, da die wiberredhtlichen Mittel 
des Abſatzes 1 Hier mit im Betracht Kommen, 
einen Thatbeftand, der ſich zur Beſtrafung nicht eigne. 
Bor der bekannten Reichögerichtsentiheidung vom 3. De: 
zember 1889 ſei es niemand eingefallen, in der Muffordes 
rung zum Niederlegen der Arbeit etwas Straibares zu 
erbliden. Es widerſpreche dem Geiſte unjerer Strafgeſehz— 
gebung, die Aufforderung zum Ungehorſam gegen Zivil— 
gejege mit jo Hohen Strafen, ja überhaupt mit Strafen zu 
verfolgen. Wenn das Neihsgeriht in dem erwähnten 
Urtheil eine andere Anfiht ausgejproden habe, jo habe 
es bei aller Vedenklichkeit dieſer Entiheidung doch wenige 
jtens nod das Erforderniß aufgejtellt, ab die ftrafbare 
Aufforderung auf Herbeiführung einer bewußten Auf— 
lehnung gegen das Geſetz gerichtet fein müfle. Selbft 
von dieſem Erforderniß aber wolle die Vorlage in Ab— 
fa 2 mm abgehen, während man eher hätte erwarten 
dürfen, daß die Gefepgebung, um die Intentionen des 
s 152 der Gewerbeordnung zu ſchützen, die ganze Auf— 
aljung des Neichsgerichts verwerfen werde. Ein praf: 
tiſcher Erfolg aber könne im Sinne des Gejepgebers 
mit der neuen Beſtimmung nicht erzielt werden, da einer: 
feits eine gejchidte Agitation im Geheimen das leijten werde, 
was öffentlich verboten fei, andererjeits die Verbitterung 
der Arbeitertämpfe ſich fteigern müſſe, wenn man die viele 
fach von den beten Beweggründen bejeelten Führer für 
eine im einzelnen Falle vielleiht übereifrige Agitation mit 
Strafen belege, deren Rahmen das Strafmah für zahlreiche 
gemeine Vergehen anjehnlich überrage. 

Die Vertheidiger der Negierungsvorlage betonten, 
man dürfe das Vertrauen zur Rechtſprechung haben, daß 
fie nur die wirflid Schuldigen treffe. Es müſſe konftatirt 
werben, daß eine ungemein große Zahl von Arbeitsein- 


*) Vergl. Aulage k. 
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ftellungen mit Kontraltbrudh in die legte Zeit falle, daß 
dieſe gab ftetig wachfe, daß nur in ben wenigften Fällen 
dadurch ein ſachlicher Vortheil für die Arbeiter erzielt fei 
und daß ben berechtigten Bejirebungen derjelben genügt 
werde, wenn man frivole oder thörichte Aufreizungen zu 
majfenhaften Kontraftbrühen von der Arbeiterbewegung 
fern halte. In demjelben Maße, in welchem die SFürforge 
der Geießgebung für die wahren Juterefjen der Arbeiter 
fi) bethätige, wachſe auch die Pflicht der Regierung, bie 
rechtswidrige Selbjthülfe der Arbeiter zu hindern. Much 
die engliihe Geſetzgebung gehe mit Strafen gegen gewiſſe, 
das fentliche Wohl gefährdende Rontrafibrädhe ber Ar⸗ 
beiter vor, ohne daß man dies bis jet beanftandet habe. 


Hiergegen wurde betont, eine noch fo jorgfältige Sta= 
tiftit der Arbeitseinftellungen jei feine Statijif der Sons 
traftbrüche und ihrer Gründe, noch weniger eine ſolche der 
widerrechtlihen Aufforderungen zu ſolchen. Gerade bie 
arbeiterfreumdliche Tendenz der Regierungsvorlage hätte da— 
von abhalten follen, diejelbe mit Strafbeftimmungen aus: 
zuftatten, welche den ganzen politischen und zum großen 

heile, inſoweit fie das Koalitionsredht der Arbeiter ge— 
fährden, auch den praftijchen Werth des Arbeiterſchutzes in 
Frage ftellten. Seien unſere Arbeiter einmal jo organifirt, 
wie die englifchen, dann könne man auch die engliiche Bes 
handlung des Kontraibruches dulden. 


Es wurde von einer Seite beantragt (Antrag Nr. 1), den 

$. 153 der Negierungsvorlage durch Ban Faſſung zu 

erſetzen: 

Wer Andere durch Anwendung körperlichen 

Zwanges, durch Drohung oder durch Verrufs— 

erklärung beſtimmt oder zu beſtimmen verſucht, an 

ſolchen Verabredungen oder Vereinen nicht Theil 

zu nehmen oder ihnen nicht Folge zu leiſten, ſowie 

er welcher mit Anderen vereinbart, Arbeitern 

deshalb, weil fie an ſolchen Verabredungen oder 

Vereinigungen Theil nahmen oder Theil genommen 

haben, die Arbeitsgelegenheit zu erſchweren, fie 

nicht in Arbeit zu nehmen oder jie aus der Arbeit 

zu entlaffen, wird mit Gefängnißftrafe bis zu drei 

Monaten beftraft, jofern nad) dem allgemeinen 
Strafgejege nicht eine härtere Strafe eintritt. 


Der Antrag wurde mit dem Bedürfniß eines Schußes 
der Arbeiter gegen übermächtige Koalitionen der Arbeitgeber 
begründet, dagegen mit dem Hinweis auf die einjeitige 
Richtung gegen die Arbeitgeber und die Unmöglichkeit prak— 
tiſcher Durdführung befämpft und ſchließlich abgelehnt. 

Bon anderer Seite wurde beantragt, (Anträge Nr. 2, 
3 und 4) dem $. 153 folgende Faſſung zu geben: 

Wer durch Anwendung Lörperlihen Zwanges, 
durd Drohungen, durch Ehrverlegungen oder durch 
Berrufserflärung 


1. Urbeitgeber oder Arbeiter beftimmt oder zu be: 
jtimmen verjucht, an Verabredungen der im 
$. 152 bezeichneten Art Theil zu nehmen oder 
ihnen Folge zu leiften, oder fie hindert oder zu 
hindern verſucht, von ſolchen Berabredungen 
zurüdzutreten, 


2. Urbeitgeber oder Arbeiter hindert oder zu ge 
verſucht, an foldhen Verabredungen Theil zu 
nehmen oder ihnen Folge zu leijten, oder fie 


yımt ober zu bejtimmen verjucht, von ſolchen 


Verabredungen zurüdzutreten, 
wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten beitraft, 
ſofern nad dem allgemeinen Strafgejeg nicht eine 
härtere Strafe eintritt, 


| Die Antragfteller wieſen auf die Nothmwendigkeit Hin, 
nicht nur, wie jeither, den Zwang gegen die Genoffen zur 
Mithilfe beim Kampfe, jondern aud den Verſuch, dem 
Gegner mit Zwang die Waffen zu entwinden, unter 
Strafe zu ftellen. Das Verhalten insbejondere einer Mehr: 
zahl von Arbeitgeber:Vereinigungen der neueften Zeit drohe, 
das Koalitionsrecht der Mrbeiter lahmzulegen. Erwidert 
wurde, die beantragte Strafbeftimmung berge große Gefahr 
auch für die Arbeiter; en fei praftifch ſchwer durchzuführen 
und —* das Strafgeſetz auf ein Gebiet aus, von welchem 
der Geſetzgeber, wolle er ſich nicht poſitiv in die Arbeiter- 
fämpfe einmiſchen, fich ferne zu Halten habe. Der Antrag 
wurde abgelehnt. 

Bon mehreren Seiten wurde auch an der Faſſung des 
alten $. 153 die Unbeftimmtheit ber Worte „Drohungen“, 
„Ehrverlegung” und er a bemängelt; dod) 
unterblieben Anträge deshalb. 

Ein EventualsAntrag, zu Abſatz 1 (Antrag Nr. 5) 
einen Schlußſatz beizufügen, der bei milderuden Umftänden 
das Strafminimum für gemwohnheitsmäßige Vergehen auf 
drei Monate herabjege, wurde angenommen. 

Dei der Schlukabftimmung erjter Lefung wurden beide 
Abjäge des neuen $. 153 abgelehnt. 


In der zweiten Leſung wurde von Seiten eines 
Vertreters der verbündeten Regierungen folgende Erklärung 


negeben: 
Der Umftand, daß S. 153 der Vorlage in erfier 
Leſung mit erheblicher Majorität abgelehnt ift und 
daf Anträge zu bemfelben jet nicht vorliegen, 
läßt mic ſchließen, daß die Kommiffion in ihrer 
Mehrheit nicht geneigt ift, in dem jegigen Stadium 
der Berathung dieſen Paragraphen eingehend zu 
erörtern. Ich beichränfe mich daher auf die Er- 
Härung, dab die verbündeten Regierungen nad) 
wie vor von ber ie er überzeugt find, 
eine Beſtimmung, wie jie $. 153 enthält, oder eine 
ähnliche in die Vorlage aufzunehmen. Dies gilt 
bejonders von der Nr. 2 des $. 153, welche dem 
in bedenklicher Weife zunehmenden Beftreben jtrei: 
fender Arbeiter entgegentreten will, ihre Genoffen, 
die arbeiten wollen, zur Niederlegung der Arbeit 
u zwingen. Ich betone hierbei ausdrücklich, daß 
ie verbündeten Regierungen dem Koalitionsredt 
der Arbeiter in feiner Weiſe zu nahe treten wollen. 
Sie erfennnen dieſes gejepliche Recht nicht nur an, 
fondern find auch überzeugt, dab daljelbe nad 
Lage der BVerhältniffe im Intereſſe der Arbeiter 
nicht entbehrt werben fann. 


Zu Artilel 5. 


8. 154. 

(Marg.: Ausdehnung der Arbeiterjhup- Beftimmungen.) 
An die Stelle des $. 154 der Gewerbeordnung ift 
in der Vorlage eine andere Faſſung für diefen Baragraphen 
| vorgefdhlagen, die eine weitere Ausdehnung der Ar: 
‚ beiterjhug-Beftimmungen bezwedt. Diejelbe lautet: 
Die Beitimmungen ber $$. 105 bis 133 finden 
auf Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken, bie 
Beltimmungen der $$. 105, 106 bis 119, 
120a bis 133 auf Gehülfen und Lehrlinge 

in Handelsgeihäften feine Anwendung. 

Die Beftimmungen ber $$. 134 bis 1395 


| finden auf Arbeitgeber unb Arbeiter in 


Hüttenwerten, in Zimmerpläßen und anderen 


Bauhöfen, in Werften, jowie in folden 
Ziegeleien, über Tage betriebenen Brüden 
und Gruben, welde nidt blos vorüber- 
gehend ober in geringem Umfange be— 
trieben werden, entiprehende Anwendung. 
Darüber, ob die Anlage vorübergehend 
oder in geringem Umfang betrieben wird, 
entjheidet die höhere Berwaltungsbehörde 
endgültig. 

Die Beftimmungen der $$. 135 bis 139b 
finden auf Arbeitgeber und Arbeiter in 
BVerkftätten, in welchen durch elementare 
Kraft (Dampf, Wind, Waffer, Gas, Luft, 
Elektrizität u. ſ. w) bewegte Triebwerte 
nicht blos vorübergehend zur Verwendung 
fommen, mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß ber Bundesrath für ges 
wiſſe Arten von Betrieben Ausnahmen 
von ben in 88. 135 — 2 bis 4, 136, 
137 Abjak 1 bis 3 vorgejehenen Beſtim— 
mungen nadlafien kann. Auf andere 
Werkſtätten können durd Kaijerlihe Ver— 
ordnung mit BZuftimmung des Bundes— 
raths die Beftimmungen der $$. 135 bis 
139b ganz oder theilmweife er 
werben. Werlftätten, in welden der Ür— 
beitgeber ausſchließlich zu jeiner Familie 
gehörige Berjonen Beidäftigt, fallen unter 
diefe Beftimmung nit. 

Die Beitimmungen der $$. 115 bis 119, 135 
bis 139», 152 und 153 finden auf die Beſitzer 
und Wrbeiter von Bergwerten, Salinen, Auf— 
bereitungsanftalten und unterirdiich betriebenen 
Brüchen oder Gruben entijprehende Anwendung. 

Arbeiterinnen bürfen in Anlagen der im Ab- 
jap 4 bezeichneten Art nicht unter Tage beichäftigt 
werben. Zumiderhandlungen unterliegen der Straf: 
bejtimmung des $. 146. 

Der Vorſchlag in Abſatz 1 enthält gegenüber dem 
bisherigen Recht in folern eine Menderung, als in Kon— 
jequenz ber Beichlüffe zu $$. 105n bis 105g die bajelbit 
vorgejehenen Beſtimmungen bezüglich der Sonntagsruhe 
und ebenjo die im $. 120 vorgeichlagenen Beitimmungen 
bezüglich der Fortbildungs- reip, Haushaltungss 
ihulen in Zukunft auch auf die Handlungsgehülfen und 
Lehrlinge Anwendung finden jollen. 

Im Abſatz 2 find die Beſtimmungen der 88. 135 

bis 139b auch auf Zimmerpläge, ſowie auf jolche Ziegeleien, 
melde nicht als Fabriken anzufehen find, und auf über 
Tag betriebene Brühe und Gruben, die micht blos vor: 
übergehend oder in geringem Umfang betrieben werben, 
gs Bedenken gegen dieſe Musdehnung wurden 
in der Kommiffion nicht geltend gemadht. 
Die Frage ber Ausdehnung auf alle Werkjtätten, 
in benen etwa mit elementarer Kraft bewegte Trieb: 
werte nicht blos —— zur Verwendung kommen, 
wurde dagegen von einer Seite befürwortet, von anderer 
betämpft. 

Zur Befürmwortung der Beitimmung wurde aus- 
geführt, baf diejelbe nur die Konjequenz der technifchen 

twidelung fei. Auf alle Betriebe, in denen eine regel- 
mäßige Verwendung von Dampfkraft jtattfinde, jei bereits 
in ber beftehenden Gewerbeordnung ber Schuß ber $$. 135 
bis 139b ausgedehnt. Heute ſeien beijpielsweie bereits 


) Vergl. Anlage H. 
 Bergl. Anlace J. 
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vielfah Gasmotoren an die Stelle der Dampfmafchinen 
getreten, es ſei daher gerecht und billig, daß ben Arbeitern, 
entiprechend ber Musnupung der techniſchen Fortſchritte der 
Neuzeit, audy die humanen Forderungen der Gegenwart 
bezüglih des Arbeiterihußes geieglich gefihert würben. 
Bei der Unfallverfiherung jei dieje Konſequenz bereits ge- 
zogen, indem alle Betriebe mit elementarer Kraft derjelben 
unterjtellt fein. Es jei dringend wünſchenswerth, daß 
auch die in Rede ftehenden Betriebe der Aufficht des 
GewerbesInjpektors umterftellt würden. 

Weiterhin wurde darauf hingewieſen, daß es von allen 
Freunden des Arbeiterfchußes ſtets betont worden jei, daß 
in Handwerf und Hausinduftrie die AZuftände viel 
fach ſchlimmer jeien als in den Fabriken. Die Vorlage 
unternehme den Verſuch, aud einen Theil dieſes Gebietes, 
über den bisherigen Rahmen hinaus, in die Arbeiter 
ihupgejeßgebung einzubeziehen, ein Fyortichritt, den man 
nicht zurtichweifen möge. Sowohl England wie Frankreich 
und zum Theil aud) die Schweiz hätlen gegenüber der 
deutſchen oe, in dieſer Beziehung einen Vorſprung; 
um fo mehr jei Anlaß gegeben, diefen Schritt zu unter: 
fügen. Die in der Vorlage zum Schuß der jugendlichen 
und weiblichen Arbeiter enthaltenen Beltimmungen feien jo 
maßvoll, daß aus denfelben eine weſentliche Venad): 
theiligung der Unternehmer nicht zu befürchten fei. Je 
länger die Einbeziehung diefer Unternehmungen hinaus— 
geihoben werde, dejto mehr werde dieſelbe fpäter gegen- 
über geiteigerten forderungen der Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung empfunden werden. 

Die Ausführungen der Gegenfeite Mnüpften vor Allem 
an die Vefürdtung au, daß durch die beabfichtigte Aus— 
dehnung des Arbeiterichuges dem Handwerkeritande ber 
Konkurrenztampf gegen die Großinduftrie noch ſchwieriger 
ger werde. Die zunehmende Bervolllommmung und 

erwendung von Kleinmotoren fei noch für manche 
Handwerfe bie einzige Hoffnung der Rettung. Durch die 
Vorlage werde aber die Ausnutzung Diefer Hilfsmittel 
mit Verpflichtungen belaftet, weldhe die Wohlthat derjelben 
für das Handwerk wieder in Frage ſtelle. Borichriften 
bezüglich Wrbeitszeit, Paufen, Berzeihniß zc. ſeien in 
Habrifen möglid, im Handwerfe würden dieſelben aber 
als eine Pr Beläftigung empfunden werben. Der Hand- 
werker jei vielfach vom Kunden abhängig, habe bald mehr 
bald weniger zu thun; dem entſpreche aud die Arbeitszeit. 
Ferner bejtehe im Handwerkerjtande ein noch mehr familien— 
ähnliches a ar zwifchen Meifter, Gejellen und Lehr 
lingen, jo daß bier die Worausfeßungen für eine 
ichablonenhafte Regelung, wie fie für Fabriken vielfach 
eine Nothwendigleit fei, nicht vorhanden feien. Endlich 
wurde darauf hingewieſen, daß nicht etwa blos die Betriebe 
mit Gasmotoren unter diefe Beſtimmungen fallen würden, 
fondern aud) alle Betriebe, welche Wind, Waſſer oder eine 
fonjtige elementare Kraft benußten, fo daß jede Waſſer— 
oder Windmühle im deutjchen Reiche mit Annahme des 
: Baier ber Sabritgeiehgebung unterftellt fei. Selbſt die 


ugung der Waflerleitung zum Betriebe einer Näh— 
maschine Ge für die Anwendung der im $. 154 vor- 
gejchenen 


timmungen. 
Letzteren Ausführun en wurde entgegengehalten, daß 
nach dem Entwurf dem Bundesrath das Recht der Aus: 
nahme-Feſtſſetzung zuftehen ſolle. Dadurch unterfcheide ſich 
die Vorlage weſentlich von der im Jahre 1887 Seitens 
der Kommiſſion bes Reichstages vorgeſchlagenen und damals 
vom Reichstage abgelehnten Faſſung des $. 154. Die 
Ausdehnung des Arbeiterichußes fei nach der Entwidelung 
unferer Technik eine Nothwendigkeit. Soweit die Klein: 
fraftmajchinen im Handwerk und in der Hausinduftrie Ver: 
wendung finden könnten, würde die legtere durch Die Unter- 
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ftellung dieſer Betriebe unter Die Virbeiterfchußgeießgebung 
nicht aufgehalten werden. Mit ber Verwendung eines 
Motors beginne auch die Mrbeitstheilung, eine größere 
Negelmähigkeit und Intenfivität des Betriebes, und fei 
eine zunehmende Beſchäftigung jugendlicher und weiblicher 
Arbeitsfräfte 2c. verbunden, ———————— welche den 
Arbeiterihug nothwendig machten. Eine Grenze, ſei 
es nach der Zahl der beſchäftigten Perſonen, oder nach 
dem Umfange oder dem Maß der Betriebskraft (Zahl der 
Pferdekräfte) zc., laſſe fih im Geſetze felbft nicht bejtimmen; 
dieje frage werde man vielmehr im Wege der Verordnung 
zu löſen haben. 

Von einigen Mitgliedern wurde die „optimiftische” 
Auffaffung, als ob in Handwerk und Hausinduftrie ein 
Bedürfniß für die vorgejchlagene Regelung weniger vor— 
liege, nahdrüdlidy befämpft. Es wurde ben Intereſſen der 
Handmwerlsmeifter das Iuterejfe des Arbeiterftandes entgegen- 
gehalten und es als ungerecht bezeichnet, die Konkurrenzfähige 
feit jener auf Koften diejer zu ſtärken. Bon derjelben Seite 
wurde aud) das Ausnahmerecht des Bundesrathes, ſowie 
die Beltimmung, daß Werkftätten, in welchen blos zur 
Familie des Wrbeitgebers gehörige Perſonen beichäftigt 
werden, ausgenommen werden follen, belämpft (Antrag 
Nr. 1). Nedyt wie Pflicht des Staates fei es, jeder Aus— 
beutung der Arbeitskraft entgegenzufreten, auch dann, und 
erft recht dann, wenn FamiliensAngehörige ausgenupt 
würden. Wie der Staat die Eltern zwinge, ihre Kinder 
in die Schule zu jchiden, jo habe er auch das Recht, den 
Eltern zur Verhütung einer mißbräuchlichen Verwendung 
der Kinder zur Arbeit Vorfchriften zu geben. 

Die Majorität der Kommilfion erfannte das Bedürfniß 
und Die edmäßigkeit des 8. 154 Abjah 3 an und 
theilte insbeſondere nicht die Befürchtungen, welche mehr: 
fad) bezüglid) der Konkurrenzfähigkeit der Heineren Unter: 
nehmer geäußert worden waren. Dagegen hielt man 
es für erforderlich, die für den Bundesrath vorgejehene 
Ausnahmebefugnig durch die Hinzunahme des 138 
zu erweitern. Die meiften Kommiffionsmitglieder glaubten 
aud, fih in dem Nahmen, der im der bisherigen 
Gewerbeordnung innegehalten jei, halten zu follen, wonach, 
jomeit blos Familien-Angehörige beſchäftigt würden, das 
Geſetz eine Anwendung finde. Bon mehreren Mitgliedern 
wurde in biefer Beziehung betont, daß die Familie für 
fie eine prinzipielle Schrante bilde, vor welcher die 
Arbeiterſchutz⸗ Geſetzgebung Halt zu machen habe, während 
von anderer Seite für Innehaltung Diefer Grenze mehr 
die praftifchen Geſichtspunkte als maßgebend bezeichnet 
wurden. 

Der Vorſchlag des Entwurfs, daß durh Kaiferliche 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrathes die Be- 
ſtimmungen der 88. 135—139h ganz oder theilweife auch 
auf andere Werkſtätten follen ausgedehnt werden 
können, jtieß bei einem Theile der Mitglieder auf diejelben 
Bedenken, welche zu $$. 105g und 120e geltend gemacht 
worden waren. Dan hielt von diefer Seite eine geſetzliche 
Negelung auf Grund einer umfajienden Erhebung für 
richtiger (Antrag Nr. 7) oder wollte wenigjtens dem 
Neichstage das Recht, die getroffenen Beftimmungen außer 
Kraft zu fegen, gefihert willen (Antrag Nr. 5). Die 
Majorität der Kommiſſion hielt dagegen den vorgeſchlagenen 
Weg für zwedmähiger. Namentlih werde diejer Wen da 
zu verfolgen fein, wo durd) das Verbot der Beichäftigung 
ſchulpflichtiger Kinder in Fabriken eine Verdrängung 
derjelben in die Hausinduftrie zu befürchten fei. Das 
Bedürfniß einer Regelung, namentlich der Hausinduftrie, fei 
alljeitig anerfannt; die Schwierigkeit, im Wege der ®ejepgebung 
diefe Regelung zu treffen, Tiege ebenfo Mar. Zudem jei der 
Weg der Verordnung umjomehr geboten, als die Haus— 


Beriiht_ ber dien Rommilfon.) _ 





induftrien fich meiſt auf beftimmte Bezirke befchränften, und 
die Negelung fi je nad) den örtlichen und gewerblichen 
Verhältniſſen verſchieden geitalten könne. Aus dieſem 
Grunde wurde auch hier in zweiter Leſung die Vorlage 
dahin abgeändert, daß die Beſtimmungen der Kaiſerlichen 
Verordnung und des Bundesraths auch für beſtimmte 
Bezirke ſollen erlaſſen werden können. 

Abſaß 4 und 5 wurden in der zweiten Leſung in 
einen bejonderen Paragraphen ($. 1545) gebracht. Bezüglich 
des in der Redaktions-Kommiſſion geäuferten Bedenkens 
über die Aufnahme des $. 119a in den nunmehrigen $. 1544 
Abſ. 1. Anm. zu Nr. 64 der Anträge der Redaltions: 
Kommiſſion. 


Zu Artikel 6. 
$. 158. 
(Marg.: Veitimmung der zuſtändigen Behörden.) 

Nach 8. 155 Abſatz 2 der Gewerbeordnung ift von 
den LandessJentralbehörden bekannt zu machen, weldye 
Behörden in den betreffenden Bundesſtaaten unter der Be 
zeichnung höhere Verwaltungsbehörde, untere Verwaltungs: 
behörde, Gemeindebehörde, Ortsbehörde, Unterbehörde, 
Polizeibehörde, Drtspolizeibehörde zu verjtehen find. Nach— 
dem durch die Beichlüffe zweiter Leſung aud den 
„weiteren Kommunalverbänden” das Nedt ftatutaris 
cher Negelung mehrfady gegeben war, erichien eine ent 
ſprechende Ergänzung der Borfchrift des 8. 155 Abjap 1 
unentbehrlich. 

Nach der in der Vorlage als (neuer) Abſatz 3 zu 
5 155 vorgeicdjlagenen Beſtimmung jollen die Landes: 
ehörben berechtigt fein, die den Polizeibehörden, Auffichte: 
beamten, unteren und höheren Werwaltungsbehörden durch 
die 88. 105b Abſatz 2, 1056 Abjah 2, 105f, 120, 134e, 
1341, 134g, 138 Abjat 1, 138a, 139, 139b übertragenen 
Defugniffe und Obliegenheiten auf die der Verwaltung diejer 
Betriebe vorgejegten Dienjtbehörden zu übertragen. 

Die für die Vorlage bejtimmend gemwejenen Gefichts: 
Pant werden in ber „Begründung“ dahin zufammıen: 
gefaßt: 

„Wenn auch in den unter Reichs- und Staats: 
verwaltung ftehenden Betrieben, die unter den Be 
ſtimmungen des Titel VIE fallen, die zum Schutze 
der Arbeiter erlaffenen Borichriften in gleicher 
Weiſe zur Durhführung gelangen müffen, wie in 
den Privatbeirieben, jo würde e8 doch leicht zu 
unerwäünfchten Kollifionen zwiſchen nebengeordneten 
Behörden deſſelben Staates führen, wenn die 
Polizeibehörden, Auffihtsbeamten, unteren und 
höheren WVermwaltungsbehörden die ihmen zus 
gewiejenen Übliegenheiten und Befugniſſe aud 
jenen Betrieben gegenüber ausüben follten. Dazu 
kommt, daß unter den fraglichen Betrieben ſich 
mandje, wie namentlic Diejenigen der Heeres: 
und Marineverwaltung finden, in denen die Auf 
tedhterhaltung der unerläßlichen Disziplin und die 
Wahrung anderer wichtiger Neidys- oder Staats: 
intereffent gefährdet werden würde, wenn in 
— anderen Beamten als denjenigen der Reichs— 
oder Staatsverwaltung ein Auffichts- oder Ver— 
fügungsredht eingeräumt werden würde... . Man 
wird zu diefen Behörden das Vertrauen haben 
dürfen, daß fie die Beſtimmungen des Geſehes 
mit derjelben Gewifienhaftigteit handhaben werden, 
wie die Behörden und Beamten der allgemeinen 
Staatsregierung.” 

Die Majorität der Kommiffion glaubte wenigftens die 
Zuftändigkeit der Auffichtsbeamten auch bezüglich der 


Neihs- und Staatöbetriebe gefeglih fichern zu follen. 
Aud in joldhen Betrieben fein Mißſtände nicht aus— 
eſchloſſen. Das Urtheil und die Erfahrung, weldhe dem 
ufjichtsbeamten zur Seite ftehe, könne auch in jolden 
Betrieben nur gut mwirfen. 3 fei nur zu wünjchen, 
dab die Ginrihtungen derfelben auch gelegentlih von 
einem andern Standpunkt geprüft würden, als dem, 
welher dem Neffortbeamten zunächſt liege. Ungeachtet 
des Miderfpruchs der Vertreter ber verbündeten Re— 
gierungen, welche fih im Wefentlihen auf die bereits 
in der Begründung enthaltenen Ausführungen bezogen, 
wurde aus den obigen Erwägungen ein Antrag, in Abſatz 3 
das Wort „Aufſichtsbeamten“ zu jtreichen, angenommen. 


Zu Artilel 7. 


(Marg.: Zeit des Inkrafttretend des Gheiepes und Uebergangs 
Beitimmungen.) 

Während nad Abſatz 1 der Borlage nur der Zeit 
punkt, mit welchem die in $$. 105a bis 105f vorgejehenen 
Beltimmungen ganz ober theilweife in Kraft treten, ber 
Beſtimmung Kaiferlider Verordnung mit Buftimmung bes 
Bundesraths vorbehalten bleiben follte, wurden bei der 
zweiten Leſung in Konſequenz früherer Beichlüffe auch die 
$$. 41a, 5ba, 1056, 1051 in Diefe Beſtimmung einbe— 
zogen. Ferner empfahl es ſich nad der Anficht der Ma— 
jorität .der Kommilfion, in Rückſicht auf die erforderliche 
Feſtſtellung der in $. 154 Abjak 3 vorgejehenen Aus— 
nahmen, zu welchen es, wie von den Vertretern ber ver- 
bündeten ee ausgeführt wurde, umfangreicher 
Borarbeiten bebürfe, aud das Infrafttreten dieſer Bes 
jtimmung der mit Zuftimmung des Bunbesraths zu ers 
lafjenden Kaiſerlichen Verordnung vorzubehalten. 

Daß im Uebrigen das Geſeß im Hinblid auf die feit 
der Einbringung der Vorlage verflofiene Zeit nicht mit 
dem in der legteren in Ausficht genommenen Termine werde 
in Kraft treten können, wurde alljeitig anerkannt und an 


Stelle des „I. Mpril 1891" der „I. Januar 1892” 
feitgeleht. . BR 
Die in dem Entwurfe vorgeſchlagene zweijährige 


Nebergangsfrift für die weitere Beichäftigung von bisher 
bereit8 beidhäftigten Kindern und jungen Leuten nad) den 
gegenwärtig geltenden Beſtimmungen joll nad) dem Beſchluſſe 
der —* nicht, wie nach der Vorlage, vom 1. April 
1891, ſondern vom Tage der Verkündigung des Geſetzes 
an gerechnet werden, um auf diefe Weile die für die völlige 
Durchführung befielben erforderliche, aber an fich unerwünschte 
Uebergangszeit möglichft zu verkürzen. 

Im Nebrigen fanden die Uebergangsfriften der Vorlage 
die Zuftimmung der Majorität, jedoch nicht ohne Vorbehalt 
von einer Seite, im Plenum des Neichdtages, wenn bie 
Verabſchiedung des Gejeges ſich genauer überjehen laſſe, 
andere Beitbejtimmungen zu beantragen. 

Den zur Zeit mit Nachtarbeit beihäftigten ‘Frauen 
glaubte die Kommiffion dagegen einen über die Beſtimmung 
der Vorlage hinaus — Schutz bereits vom Tage des 
Inkrafttretens des FA etzes an ſichern zu müfjen und dieſe 
Beſchäftigung fortan nicht über der Maß hinaus 
zulafien zu dürfen, welches nach den VBeichlüffen in zweiter 
Leſung für die in $. 139a Ziffer 2 und Abſatz 2 vor« 
gejehenen Ausnahmen als zuläffig bezeichnet worden war. 


(Marg.: Petitionen.) 
Die zum Gejegentwurfe eingegangenen Petitionen find 
bei jedem einzelnen Paragraphen von dem befonders für 
die Betition bejtellten Referenten, Abgeordneten Schmidt 


Altentüde zu den Verhand!ungen bed Reichttages 1890/91. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 190. (Bericht der achten Rommiffion.) 


BREI... 





Elberfeld, eingehend vorgetragen worden. Die Kommilfion 
erflärte die Petitionen durch die Beſchlußfaſſung zu dem 
Gefepentwurf für erledigt und beantragt: 

Der Neihstag wolle beſchließen: 

1. dem vorgelegten Gefegentmwurf, betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung in 
der, aus der angeſchloſſenen Zufammen- 
ſtellung (ad Nr. 190) erjihtlihen Faſ— 
fung bie verfaffungsmäßige Genehmi— 
gung zu ertheilen; 

2. die zu dem Gejegentwurfe eingegangenen, 
in der Kommijfion vorgetragenen Bes 
titionen burd die Beihlußfaliung über 
den vorftehenden Geſetzentwurf für er— 
ledigt zu erklären. 


Berlin, den 17. Sanuar 1891. 


Die VII. Kommiffion. 


Graf von Balleftrem, Vorfihender. Hitze, Verichterftatter. 
Bebel, Graf von Behr. Dr. B er. Gegieläfi. 
Öraf von Galen. Grillenberger. Dr. Gutfleiich. 
Haehule. Ur. Hartmann. Dr. Sirſch. von Jagow 
Potsdam). von Kleift-Retzow. Klemm (Sadılen). 
r. Krauſe. Letocha. Dr. Graf von Matujchka. 
Merbach. Möller. Moltenbuhr. Graf von Preyſing 
(Straubing). von r. Dr. Schaedler. Schmidt 
(Elberfeld). Stögel. Troltſch. Wöllmer. 


Anlagen. 


Br: 


Girkular des Königl. Preußifhen Miniflers 
für Handel und Gewerbe vom 6, Juli 1890. 


Berlin, den 6. Juli 1890. 

Um die Ausführung des dem Neichstage vorgelegten 
Gejepentwurfs, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung, 
zu dem in Ausficht genommtenen Ba des 1. April 
1891 zu ermöglihen und um die Bedenken und Zweifel 
Har zu jtellen, welche jowohl durch die von der Reichstags: 
Kommiffion in erfter Lefung gefaßten Veichlüffe als auch 
durch die inzwiſchen eingelaufenen Petitionen hervorgerufen 
find, erjuche ich Euere ꝛc, bis zum 1. Oltober d. J. 
Tolgende Punkte in eingehender Weife Marftellen und beguts 
achten zu wollen. 

1. Zu $. 1055 Abjag 1 und $. 105e Abjah 3 des Ent: 
wurfs. Iſt es in allen im $. 105b Abſatz 1 bezeichneten 
Gemwerbebetrieben möglich), 

a) den Mrbeiten für jeden Sonn: und Feſtta 
mindeftens 30, für das Weihnachts-, Dfter- und Pfingitfeft 
60 und im fonitigen Fällen für 2 auf einander folgende 
Sonn: und Feſttage 48 Stunden Ruhe zu gewähren, 

b) dieſe ig are am vorhergehenden Werktage 
um 6, ſpaäteſtens um 12 Uhr Abends beginnen 
zu laflen, 

e) die Arbeiter, welche bei den $. 105c Ziffer 2 
und 3 bezeichneten Arbeiten länger als drei Stunden an 
Sonn: und FFeittagen bejchäftigt werden, an jedem britten 
Sonntage oder Feittage volle 36 Stunden oder an jedem 
zweiten Sonntage oder Feſttage volle 18 oder 24 Stuuden 
von der Arbeit frei zu laflen? 
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2. 8. 105b Abſatz 2. 

Erideint es ausführbar, vorbehaltlidd der Aus— 
nahmen nach $. 105e des Entwurfs an Sonn- und Feſt— 
tagen 

a) die VBerfaufsjtellen von Nachmittags 1 Uhr an ganz 
zu ſchließen, 

b) die Beichäftigung in den übrigen Handelsgewerben 
auf 3 Stunden einzujchränten? 

3. Zu $. 137 Abſatz 4. 

a) Wie viel verheirathete Frauen find in Fabriken 
mit Ausſchluß der Spimmereien und SBiegeleien und in 
ben nach dem $. 154 der bisherigen Gewerbeordnung den 
Fabriken gleichgejtellten —— Anlagen beſchäftigt? 

b) Welche Folgen würde für dieſe Fabriken und Ans 
lagen bie gefegliche Beſchränkung der Arbeitszeit der ver— 
—— Frauen auf 10 Stunden Haben, wenn die 

rbeitszeit der übrigen ermwachienen Arbeiterinnen auf 
11 Stunden firirt wird? 

e) Stehen Bedenken entgegen, eine 1'/,ftündige Mittags- 
paufe für Arbeiterinnen über 16 Jahre, welche ein Haus— 
wejen zu bejorgen haben, der Regel nah und vorbehaltlicd) 
der anderweiten Normirung der Raufen durdy die höhere 
Verwaltungsbehörde in den Fällen des $. 139 Abſatz 2 
einzuführen? 

4. Zu $. 1384 —* 1. 

a) Für welche Fabrikationszweige liegt ein Bedürfniß 
por, wegen aufßergewöhnlicher Häufung der Arbeit in 
regelmäßig wieberfehrenden Zeiten oder bei unregelmäßiger 
verftärkter Nachfrage die Veichäftigung der Arbeiterinnen 
über 11 Stunden täglich auszubehnen? 

b) Genügt dieſem Bedürfniß die Verlängerung ber 
täglichen Arbeitszeit um 1 Stunde und für höchſtens 40 Tage 
im Kalenderjahr‘ 

5. Zu $. 139a Abfag 1 Biffer 2. 

a) In melden Fabriken hat bisher eine regelmäßige 
Nachtbeichäftigung der Arbeiterinnen, alfo nicht bloß eine 
Ausdehnung der Tagesbeihäftigung bis in die Nacht hinein 
ftattgefunben? 

b) War dieſe Nachtbeſchäftigung in allen Betrieben 
deſſelben Fabrikationszweiges üblich? 

e) Unter welchen Vorausſetzungen erſcheint die Ges 
ftattung der Nachtbeihäftigung der Arbeiterinnen in den— 
jenigen Fabrifationszweigen zuläfjig, in weldyen fie bisher 
üblih war? 

6. gu $. 139 Abſatz 1 Ziffer 3. 

a) Wie lange it bisher die regelmäßige Arbeitszeit in 


Reihütng. Altenfind Nr. 180. 


den Spinnereien 


b) 


jenige der jugendlidyen? 

ec) Welche Folgen würde die ausnahmsloje Einſchrän— 
fung der Arbeitszeit der jungen Leute von 14 bis 16 Jahren 
und ber verheiratheten Arbeiterinnen in Spinnereien auf 
10 Stunden haben? 


T. gu $. 154 Abjap 2. 

a) Wie lange ift bisher die regelmäßige Arbeitszeit 
in ben Biegeleien im Sommer und im Winter? 

b) Werden Arbeiterinnen und jugendlide Arbeiter in 
den Ziegeleien nur im freien oder aud) an den Defen be 
ichäftigt? 

ce) Welche Mifftände haben fich bei der bisherigen 
Beichäftigungszeit ergeben und beftehen Bedenken dagegen, 
die Arbeitszeit der »jugendlichen Arbeiter umd der Arbeite- 
— in Ziegeleien auf 69 Stunden wöchentlich feſtzu— 
eben? 

d) Welche Folgen würde eine Ermäßigung der Arbeitss 


zeit der jugendlichen Arbeiter und der Arbeiterinnen in | 


b) Haben fih Schwierigkeiten daraus ergeben, daf die | 
Arbeitszeit der erwachjenen Arbeiter länger war als bie: | 


(Beriht der achten Rommiffen) 


haben? 

e) Rürden aus der Anwendung ber 5 134 bis 139 b 
auf die über Tage betriebenen Brüde und Gruben, welde 
nicht blos vorübergehend oder in geringem Umfang be 
trieben werden, Schwierigkeiten zu befürdhten fein? 

8. 3 $. 154 Abſatz 3. 

a) Können die Veitimmungen ber $$. 135 bis 139 b 
ohne Schwierigkeit Anwendung finden auf Werfjtätten, in 
welchen durd; elementare Kraft bewegte Triebwerle nicht 
blos vorübergehend zur Verwendung kommen? 

b) Welde Ausnahmen von den VBeltimmungen der 
88. 135 bis 139 b find für einzelne Arten dieſer Werkftätten 
erforderlich? 

9. Gemeinſam zu $$. 139 a umd 154. 

Für alle Spinnereien und für alle Siegeleien, welche 
nicht blos vorübergehend oder in geringem Umfange be 
trieben werden, ift der Beſtand der Mitte Auguft d. 3. be: 


den Biegeleien auf 64 oder auf 60 Stunden wöchentlich 
| ihäftigten Arbeiter nach folgendem Schema aufzunehmen: 
| 
I 
| 


1. 2 3. 4. 
Bezeich⸗ Zahl der Ar Zahl der Arbeiter über 
ei beiter unter 16 Jahre & 
nung ber efanımi- 
16 Jahren b) ledige 
gewerb« — ahl der 
| a) |; b) 2 
Fapen mann · weib- Arbeiter 
Anlage | Tide | liche 





Aus diefen Aufnahmen ift eine Zufammenftellung ge 
trennt für Spinnereien und für iegeleien zu machen und 
Ihrem Berichte beizufügen. . 

urer Ermeffen jtelle ih e8 anheim, über 

| die erforderten thatſächlichen und gutachtlichen Aeußerungen 

außer dem Königlichen Gemwerberath, den Landräthen umd 

den Kommmmalbehörden auch die Handelsfammern und die: 

jenigen Vereine von Arbeitgebern und Arbeitern zu hören, 

bei welchen eine nähere Kenntniß der betreffenden Verhält- 
niffe vorauszuſetzen it. 

Auf die pünktlihe Immehaltung des Eingangs ge 
jepten Termins muß id) Gewicht legen, damit ich das 
gewonnene Material noch für die weitere Berathung der 
Gewerbe-Rovelle in der Reichsſstags-ſtommiſſion verwerthen 


fan. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
gez. Freiherr von Berlepid. 





An 
jämmtliche Herren Regierungs-Präfidenten 
und ben Königlichen Rolizei-Bräfidenten 


bier. 
B. 4516. 





| 

| RB. 

ı Erhebungen, betreffend 8. 105c*) Abſatz 3. 

| Eine über die Regierungsvorlage hinausgehende Bor: 

| ichrift wird von einer geringen Zahl von Behörden umd 
einem Theile der Fabritauffichts eamten für durdführbar 

‚ gehalten, begegnet aber in den Streifen der Induſtrie 

ſowohl wie bei einer großen Zahl der Behörden und 


F 9 Die Ergebniſſe der übrigen, die Sonntantrube betreffenden Er- 
bebungen find in dem Bericht niedergelegt. 


Reichstag. Attenfüct Ar. 190. 


(Bericht der achten Kommilfion) 
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einem erheblihen Theile der Auffihtsbeamten ernften Be— 
denken, Dies gilt inSbejondere, ſoweit es ſich um die in 
8. 105 Abſatz 1 Ziffer 2 gedachten Arbeiten zur Neinigung 
und Inftandhaltung und um die Hineinbeziehung der Feſt— 
tage handelt. Leßtere werde namentlich bei ſich häufenden 
Zeltagen und in Gegenden mit konfejlionell gemifchter 
Bevölkerung außerorbentlid) ſchädigend und beläftigend wirlen. 

In zahlreichen Meußerungen wird darauf hingewiejen, 
daß die hier in Betracht kommenden Arbeiten im Allge— 
meinen unregelmäßiger Art jeien, bald häufig, bald weniger 
äufig erforderlich würden, und die in Ausficht genonmenen 

ubezeiten mit Rückſicht auf dieje Umftände regelmäßig in 
vielen Fällen faum würden gewährt werden können, zumal 
Neparaturarbeiten fich nicht jelten plöglih und unerwartet 
nothwendig zeigten. 

ferner feien die fraglichen Arbeiten in der Regel 
derart, daß fie ohne Saab ber Antereffen und mits 
unter ber Sicherheit bes iebes nur von beſonders 
qualifizirten und tüchtigen Arbeitern vorgenommen werden 
fönnten, von Maſchiniſten, Keſſelwärlern, Schlofiern, 
Schmieden, Maurern, Tijchlern, Formern, älteren und 
erprobten Leuten, welche unter Umftänden auch mehrere 
Sonntage Hinter einander arbeiten müßten. Ein dem Kom— 
miffionsbeichluß entſprechender Wechjel werde für dieſe 
Arbeiter ein Erfaßperfonal verlangen, deſſen Beihaffung 
ihon in großen Betrieben, namentlich auf dem Lande, ab» 
geiehen von dem dazu erforderlichen pefuniären Aufwande, 
in manchen Fällen Schwierigkeiten begegnen werde, weit 
mehr aber noch in Fleinen Betrieben, wo für die in Rebe 
ftehenden Arbeiten —* nur ein einziger Arbeiter vor— 
anden und die Anftellung eines zweiten Arbeiters zu Loft 
pielig jei, wozu noch der fernere Umftand Hinzuirete, daß 
das für die Sonntagsarbeit erforderliche Erjaßperjonal in 
vielen Fällen in der Woche nicht Hinlängli würde be= 
ichäftigt werben können. Die Schwierigkeit, welche die Be— 
ihaffung der Erſatzleute auf dem Lande mit ſich führen 
werde, wird in zahlreichen Berichten zum Ausdrud gebracht. 
Aus ländlichen Bezirken wird diejes Bedenken namentlich) 
bezüglich ber Brennereien erhoben, da es ben vielen Be— 
irieben Eleinen Umfanges kaum möglid) jein werde, für den 
einzigen vorhandenen jadverftändigen Arbeiter nod einen 
Vertreter anzujtellen, 

Weiter wird hervorgehoben, daß die Perſonen, um 
deren Beihäftigung es ſich hier handelt, vielfach in ber 
Woche weit geringer als die übrigen Betriebsarbeiter zur 
Arbeit herangezogen würden und innerhalb der Woche 
häufig eine ausgedehnte Ruhezeit genöflen. 

Für gewiſſe Betriebe, fo beifpielsweije für Zinfhütten, 
werde das erforderlihe Erjagperional, fofern an jedem 
zweiten Sonntage die Tagesihicht freigegeben werden müſſe, 
fo erheblich fein, daß eine genügende Beſchäftigung deſſelben 
in der Woche ausgejchloffen erjcheine, während die Unter 
lafjung der Arbeiten an Sonntagen in manden Fällen den 
gejammten Betrieb würde gefährden fönnen. i Zinl⸗ 
hütten werde die Freigabe der Tagesihidht an jedem 
zweiten Sonntage eine Vermehrung der Dfenarbeiter um 
50 Prozent bedingen, für melde man an den Werktagen 
genügende Beihäftigung nicht werde finden können. 

In Rüdfiht auf die großen Schwierigkeiten, welche 
eine ben Kommiffionsbefeplüffen entiprechende Beftimmung 

aben würde, würde man nad) der Anficht mehrerer Be— 
örden, foweit dies irgendwie thunlich jei, dazu jchreiten, 

Arbeiten ber unter Ziffer 2 bezeichneten Art die Werl- 
tage zu benutzen, woburd, von anderen Nadhtheilen ab: 
gejehen, den übrigen Arbeitern, unter Umjtänden um nur 
eines Arbeiters willen, den man am Sonntag nicht be= 


ſchäftigen durfte, ein empfindlicher Verdienjtausfall er 
| 


wachen würde. 





Während im Hinblid auf die vorftehend erörterten 
Schwierigkeiten von verichiedenen Seiten die Gewährung 
von Ausnahmen für große Reparaturen oder für Heine 
Betriebe als wünjchenswerth bezeichnet wird, wird von 
einer Seite vorgeihlagen, den Abſatz 3 des $. 105e zu 
jtreihen und an Stelle der Somntagsruhe für die hier 
in Betracht kommenden Arbeiter eine entiprechende Werktags— 
ruhe vorzujehen. 

Diefer Borjchlag wird, abgejehen von ben obigen Um— 
ftänden, auch mit dem Hinweiſe darauf begründet, daß 
durd; die vorgeiehenen Nuhezeiten namentlich auch gewiſſe 
Gattungen von Handwerfern empfindlid) geſchädigt werden 
würden, und zwar namentlich diejenigen Kupferſchmiede und 
Majchinenichlojier, deren Haupterwerb darin beftehe, in 
jolden Gemwerbebetrieben Reparaturen vorzunehmen, in 
denen bejondere Reparaturarbeiter nicht bejchäftigt werben. 
Die 36 jtündine Ruhezeit werde nicht mur für zahl: 
reihe fleinere Betriebe, fondern aud für viele arößere 
eine außerordentlide Schädigung ſowohl ber Arbeitgeber 
wie der Arbeiter zur Folge haben und erſcheine in manchen 
Fällen faum durchführbar. 


C. 
Arbeitszeit der verheiratheten Frauen und 
Mittagspauſen. 


(8. 137). 


1. Statiftif über die Beſchäftigung verheiratheter 
Frauen. 

Die Gejammtzahl der verheiratheten rauen, welde 
Mitte August 1890 im Deutichen Neih in Fabriken mit 
Ausſchluß der Spinmereien und Ziegeleien und in den nad 
8. 154 der bisherigen Gewerbeordnung den Fabriken gleich- 
rg gewerblichen Anlagen beichäftigt waren, betrug 
103 798. 

Von diefen entfallen nad anliegender Statiſtik auf 
Preußen 42761, auf die übrigen Bundesftaaten 61037. 

Innerhalb Preußens find die verheiratheten Frauen 
in Fabriken am zahlreichften vertreten in den Regierungs— 
bezirten Breslau (6130), Liegnig (5119), vüſſeldorf 
(gegen 4000) und Frankfurt a. D. (3737), fowie in der 
Stadt Berlin (3513). 

Weniger als je 500 Frauen find beichäftigt in ben 
Regierungsbezirken der Provinzen Oft: und Weſtpreußen, 
Pommern, Polen ſowie in den Regierungsbezirten Osna— 
brüd, Aurich, Münfter, Coblenz, Trier und Sigmaringen. 

Von den übrigen Gebieten des Deutichen Reichs bes 
ſchäftigt die meilten —— Frauen (21900) das 
Königreih Sachſen. Es folgen Bayern mit 11164, Baden 
mit 6918, EljaßsLothringen mit 5065, Württemberg mit 
4201 ſowie die thüringiſchen Staaten mit 5329, Won der 
legtgenanten Zahl entfallen auf Reuß ältere und jüngere 
Linie allein 3387. 

Außerdem waren verheirathete rauen Mitte Auguſt 
1890 im Deutjchen Reich beichäftigt: 

I. in Spinnereien 18211, und zwar 

1. in Preußen 6312, davon famen 


auf den Regierungsbezirk Lienig . . 937, 
= = s Düffeldorf . 755, 
= = ⸗ Breslau . „7124, 
= 8 E Frankfurt a. O. 618, 
⸗2 Potsdam 573, 
2. in Sachſen — 4893, 
3. in Bayeın . . . 2504, 
4. in Elſaß-Lothringen 1633, 
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5. in Baben . et 960, 
6. in Württemberg . . . . . 643, 
I. in Siegeleien 8070 und zwar 
1. in Preußen 5483, davon famen 

auf den Negierungsbezirt Liegnik . 980, 
.. ⸗ Breslau . 906, 
= = s Potsdam 834, 
=: s Oppeln . . . 442, 
= = 2 Frankfurt a. D. 335, 
= ⸗ Schleswig . 325, 
2. in Sachſen Ber a ge 1 295, 
3. in Byem 2 2 2 2 nn nn 646, 
4. in Elfah-Lothringen 124, 
5. in Baden. . . . 118. 


Die Gefammtzahl aller in Fabriten einſchliehlich der 
Spinnereien und Biegeleien Mitte Auguft im Deutfchen Neich 
beihäftigten verheiratheten Frauen betrug jomit 130 079, 





auen. 

A. Die vorliegenden Gutachten ſprechen ſich mit wenigen 
Ausnahmen übereinſtimmend gegen eine geſetzliche Beſchränkung 
ber Arbeitszeit der verheiratheten Frauen auf 10 Stunden 
unter Beibehaltung einer elfitünbigen Arbeitszeit für die 
übrigen erwachſenen Arbeiterinnen aus und begründen ihre 
Anfiht im Weſenllichen in folgender Weife. 

In allen Fabriken werde die einfeitige Verkürzung der 
Arbeitszeit der verheiratheten Frauen die Aufrechterhaltung 
der Drbnung des Betriebes jomohl in den Arbeits: als 
auch in den Aus und Unkleideräumen in hohem Maße 
erſchweren und eine Loderung der Disziplin zur Folge haben, 

In denjenigen Fabriken, in welchen alle oder mehrere 
Maichinen durch eine Kraft bewegt würden, würde Diele 
Kraft theilweife eine Stunde lang unnütz verwendet werben. 

Für die Betriebe, in welchen die Thätigkeit der ver— 
ſchiedenen Arbeiter in einander greife, würben ſich erhebliche 
Betriebsftörungen ergeben, da während einer Stunde die 
Arbeit der —— Frauen in ber Kette der Gejanmt- 
arbeiten des Betriebes fehlen würde. Es ſei dies nament- 
lih da mit Nachtheilen verfnüpft, wo zu den Arbeiten der 
verheirateten Frauen eine bejondere Geſchicklichkeit er- 
fordert werde, oder wo — wie in ben Buderfabriten — 
ein regelmäßiger Schicdhtenwechjel ftattfinde. 

In Betrieben endlich, in melden die frühzeitig Die 
Fabrit verlaffenden Frauen durch andere Arbeiterinnen ab- 

elöft werden könnten, würden Schwierigkeiten daraus ent= 
tehen, daß jedesmal bei dem Abtreten derjelben, aljo 
während des Fortganges des Betriebes, eine genaue Abs 
nahme der Arbeitserzeugniffe ftattfinden werde. Eine ſolche 
jei erforderlich, weil andernfalls die Verantwortlichleit für 
die Güte ber Arbeit von einer Arbeiterin auf die andere 
abgewälzt werben könne. 

Aus diefen Gründen werde die Verkürzung der Arbeits— 
zeit der verheiratheten Frauen meiftens zur Folge haben, ent⸗ 
weber, daß die Arbeitszeit allgemein auf 10 Stunden feite 
gejegt werben würde, oder dab Die Ehefrauen aus den 
Fabriken verdrängt werden würden. Erjteres werde in ben 
felteneren Fällen zutreffen, wo die Arbeit der Ehefrauen 
Mangels ausreichender anderweiter Arbeitsfräfte nicht ent 
behrt werden könne, leteres in ben häufigeren Fällen, in 
denen es möglich fei, andere weibliche Arbeitskräfte ſich zu 
beihaffen. In beiden Fällen aber würden die gedachten 
Folgen zu ſchweren Schädigungen der Induftrie und der 
Arbeiter führen. 

Bei einer allgemeinen Verkürzung der Arbeitszeit würde 
ber Verdienft der Arbeiter fich verringern, und, fotern man, 
un ben Ausfall an Arbeitsleiftung auszugleichen, mehr und 
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theuerere Maſchinen anſchaffe, die Produktion vertheuert 
und damit die Wettbewerbsfähigfeit der heimiſchen Induſtrie 
auf dem Weltmarkt in ‘Frage geftellt werben. 

Die Entlaffung der verheiratheten frauen aus den 
Fabriken aber würde von der Induftrie beklagt werben, 
da diejelben ſich meift durch Sehhaftigkeit und Zuverläffig- 
feit vor den übrigen Arbeiterinnen auszeichneten, ſich viel: 
fach durdy längere Uebung eine größere Gefchidlichkeit er- 
worben hätten als dieſe und daher oft als Vorarbeiterinnen 
verwendet und mit der Aufficht über die anderen Arbeite: 
rinnen betraut würden. 

Die Entlaffung aus der Fabrikbeihäftigung werde 
auch nicht im Intereffe der Ehefrauen jelbjt liegen, da ihre 
Familien vielfah ohne ihren Verdienft nicht ausfommen 
fünnten und ſie daher auf Fabrikarbeit angewieſen jeien; 
fo in —— Fällen, in welchen der Ehemann erwerbs- 
unfähig fei oder von der frau und den Kindern getrennt 
lebe. Es jei daher — wie namentlih au® Hamburg 
und von dem Fabrileninſpeltor zu Sachſen-Coburg— 
Gotha hervorgehoben wird — zu befürdten, daß die 
Frauen aus ben Fabriken in die Hausindbuftrie verdrängt 
werden würden, welche unfraglid für den Körper und Geiſt 
weit nachtheiliger ſei als die Arbeit in gut eingerichteten 
und überwadhten Fabriken mit feſt begrenzten Arbeitszeiten. 

Aus Bayern wird bie Befürchtung geäußert, daß die 
Arbeiterfamilien, wenn die Frauen nicht mehr mitverdienen 
fönnten, beifpielöweife in Augsburg, zahlreich der Armen- 
pflege anheimfallen würden. Endlich wird von verjchiedenen 
Seiten die Gefahr nicht für ausgeſchloſſen erachtet, daß für 
die Zukunft Arbeiterinnen, um ihreß Verdienſtes nicht ver: 
luftig zu gehen, Bedenken tragen würden, zur Eheichließung 
zu jchreiten und daß fich hieraus eine Zunahme der Kon- 
fubinate und eine Verminderung der Zahl der Legitima: 
tionen wnehelicher Kinder durch nachfolgende Ehe ergeben 
würde Much wird in Bayern eich hingewieſen, daß 
der Erſatz der Ehefrauen durch andere weibliche Arbeits— 
kräfte den ſchon jetzt beſtehenden Mangel an landwirth— 
ſchaftlichen Dienſtboten vielfach noch vermehren werde. 

Aus dem Regierungsbezirk Düſſeldorf wird ver— 
ſchiedentlich geäußert, daß häufig auch außer den Fällen, 
in welchen die Frau an Stelle des erwerbsunfähigen 
Mannes die Mittel ” Lebensunterhalt ihrer Familie 
erwerben mülfe, ein Bedürfniß, ihre VBeichäftigungszeit zu 
beichränfen, fehle. Denn während der erften Zeit ihrer 
Ehe und der Militärdienftzeit de8 Mannes wohnten Die 

rauen vielfach bei den Eltern, ohne einen jelbftftändigen 

aushalt zu führen, im anderen Fällen wiederum Iebten 
ſie von ihrem Manne getrennt oder im Einderlofer Ehe. 
Daß ſolches nicht zu den Seltenheiten gehöre, zeige eine 
von Bürgermeifter zu Langenberg gefertigte Zuſammen— 
jtellung, nad) welcher unter den 32 verheirateten Frauen, 
welche in Langenberg in Fabriken arbeiteten, 11 feinen 
eigenen Sausftand befähen, jondern bei Angehörigen wohnten, 
18 Einderlos jeien und 6 von ihrem Manne getrennt lebten, 
darunter 3, deren Männer Soldaten jeien. 
- Am Fürſtenthum Reuß j. %. wird darauf hinge— 
wiejen, dab den Frauen, wenn fie nicht an dem Drt ihrer 
Beihäftigung wohnten, eine frühere Beendigung ber Arbeit 
oft wenig nüßen werde, da die Züge, mit denen fie an 
—— Wohnort befördert würden, erſt nad) dem allgemeinen 

chluß der Arbeit abgelafjen werden könnten. 

B, Sieht man von denjenigen Bezirken ab, in welchen 
rauen nur in ganz geringer Zahl in Fabrilken beichäftigt 
jind, fo liegen bemertenswerthe Aeußerungen von Behörden 
und Korporationen zu Gunjten der 10ftündigen Arbeitszeit 
der Ehefrauen nur aus 3 preußifchen NRegierungsbezirken, 
fowie aus Baden, Hejien uud Eljaß-Lothringen vor. 

Ein Regierungspräfident der öftlichen Provinzen glaubt, 


daß für diejenigen Fabrifationszweige, in weldyen vers 
heiratete rauen im erheblicher Zahl beichäftigt würden 
— dies jeien im Negierungsbezirt die Tertilinduftrie, Die 
Wollhutfabrifation und die Teppichtnüpferei — deren Ent- 
laſſung nicht in Frage kommen könne, falls die 10 ftündige 
Arbeitszeit allgemein für Frauen ein a würde, 

Auch ein anderer Nogierunga«räfi ent ber mittleren 
Provinzen befürwortet im Segenfage zu den Orts- und 
Kreisbehörden die kürzere Beihäftigung der Ehefrauen. 
Eine Entlafjung der verheiratheten Frauen in Folge ber 
durch die Verjchiedenheit der Arbeitszeit fich ergebenden 
Betriebsftörungen fei für den Bezirk in größerem Umfange 
nicht zu befürchten. Denn einmal beftehe bereits in zahl 
reichen Betrieben allgemein die LOftündige Arbeitszeit. So— 
dann jeien die Frauen in manden SFabrifationszweigen, 
wie in ber Tertilimduftrie, unentbehrlih. Endlich ſei anzu— 
nehmen, daß zahlreiche Unternehmer aus Nüdfichten der 
Menſchlichkeit, um die Weiterbeihäftigung der ‚Frauen zu 
ermöglichen, fie an Boften jtellen würden, aus denen % 
ohne Schwierigkeiten für den Betrieb früher als die übrigen 
Arbeiter entlaflen werden fünnten. 

Aus Baden und von den Fabrifinjpeftoren von 
Heſſen wird übereinftimmend berichtet, daß in den Cigarren— 
fabrifen die verheiratheten Frauen auch jekt ſchon die Ar— 
beit früher als bie übrigen Arberinnen verließen. Es jei 
anzunehmen, dab auch in denjenigen Fabrilationszweigen, 
in welden ein Hand in Hand Arbeiten nach der technijchen 
Eigenthümlichkeit des Betriebes ftattfinden müſſe, bie ſich 
aus der Verkürzung der Arbeitszeit der Ehefrauen erge= 
benden Schwierigkeiten bei gutem Willen durd) entiprechende 
Eintheilung der Arbeitszeit überwunden werben könnten, 
derart, daß die FFreiftunde für die einen auf den Beginn, 
für die anderen auf das Ende der Arbeitszeit gelegt würde, 
durch welche Maßnahme erreicht werben könnte, daß jtets 
nur ein Theil der verherratheten Arbeiterinnen für 1 Stunde 
im Betriebe fehle. 

Das Fabritauffihtsamt zu Straßburg äußert zwar 
einerfeitS die Befürdtung, dab in denjenigen Betrieben, in 
welchen die Arbeiten in einander — müßten, für den 
Fall der einſeitigen Ermäßigung der Arbeitszeit der ver— 
heiratheten Frauen dieſe durch ledige Arbeiterinnen erſetzt 
werden würden, glaubt aber doch, daß in anderen Be— 
trieben die kürzere Arbeitszeit durch größeren Fleiß würde 
ausgeglichen werden können. 





II. Die 1 ftündige Mittagdpanfe. 

A. Wehnliche Befürchtungen, wie bezüglich der geſetz— 
lichen Einſchränkung der Arbeitszeit der verheiratheten 
rauen auf 10 Stunden, werden auch gegen die gejeßliche 
Einführung einer 1'/sjtündigen Pauſe für weibliche Ars 
beiterinnen, welde ein Hausweſen zu bejorgen Haben, 
geltend gemacht. 

Bon der großen Mehrzahl derjenigen, welche zur Sache 
5* worden ſind, wird angenommen, daß mit Nüdficht 
auf die DVetriebsftörungen, welche ſich aus der einjeitigen 
Feſtſezung dieſer nur für einen Theil der Arbeilerſchaft 
vorgejchriebenen Mittagspaufe ergeben würden, Tediglich 
zwei Möglichkeiten in Betracht kämen. Entweder werbe 
die gleiche Paufe allgemein für jämmtliche Arbeiter zur 
Durdführung gelangen, oder aber die frauen, welche ein 
Hausweſen zu beforgen Hätten, würden aus den Fabriken 
entfernt werden. 

Bon einigen Seiten wird bemerkt, daß, wenn bie 
beiden vorbezeichneten Folgen wider Erwarten nicht ein— 
treten jollten, jedenfalls der Lohn der Arbeiterinnen 
welche ein Hausweien zu bejorgen hätten, eine Kürzung 
erfahren werde. Es ergebe fih bies bei Stüd: und 
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Stundenlohn von jelbit. Bei Tagelohn aber werde 
die Kürzung durdy die Unzufriedenheit der länger bes 
a Urbeiterinnen erzwungen werben. 

ielfach wird gegen die fragliche gelfebung aud) 
eltend gemacht, hab eine 1'/sftündige Mittagspauie oft 
en Intereſſen der Arbeiter jelbft nicht entipreche. 

Häufig ſeien die Bro ber leßteren jo weit ents 
fernt von der Fabrik, dak 11/, Stunden nicht ausreichten, 
um den Arbeiterinnen die Zubereitung bes Mittageffens zu 
rg ner Daher fei es in de Betrieben üblich, 
daß die Arbeiterinnen, auch in Rückſicht auf die Erſparniß 
an Feuerungsmaterial in den Fabriken ſelbſt, auf den dort 
beftehenden ausreichenden Koch- und Wärmevorrichtungen 
ihr Mittageſſen zubereiteten. Eine längere Erholung auf 
den Betriebsjtätten ſei aber nicht nöthig und empfehle ſich 
auch nicht, da dieſe nur felten geeignete Räume zur Ver: 
fügung — in welchen die Sittlichkeit der Arbeiterinnen 
nicht Gefahr laufe. 

Aus dem Regierungsbezirk Erfurt wird ——— 
daß in einzelnen Fabriken der Brauch herrſche, die Ärbeite— 
rinnen, welche ein — zu beſorgen hätten, in der 
Zeit von 8—9 y ormittags nach Haufe zu ſchicken. In 
diefer Freiſtunde hätten fie dann Gelegenheit, auf den dort 
üblichen Grudeöfen das Eſſen für die Mittagspaufe vor: 
zubereiten, und fie fänden daſſelbe dann Mittags fertig 
vor, ohne daß der Dfen ober die Speifen in der Zwiſchen⸗ 
zeit einer Wartung oder Beauffichtigung bebürftig wären. 

Endlid) wird aus den verſchiedenſten Theilen des 
Neichögebietes übereinftimmend berichtet, es werde oft von 
den Arbeitern der Wunſch geäußert, daß die Mittagspaufe 
nad Möglichkeit abgekürzt werde, damit fie frühzeitig nach 
Haufe fommen könnten. Im ſolchen Fällen werde dann in 
der Regel die Hauptmahlzeit auf den Abend verlegt. 

B. Su Gunften der 1N/oftündigen Mittagspauje für 
die ein Hausweſen beiorgenben — — chen ſich 
namentlich 5 preußiſche Regierungs-Präſidenten, Behörden 
in Baden und Mecklenburg-Schwerin, ſowie bie 
Fabrikinſpektoren von Heſſen und der Fabrikaufſichts— 
beamte von Eliaß-Lothringen aus, in der Annahme, 
daß wejentliche Bedenken gegen die Einführung diefer Baufe 
um deswillen nicht zu erheben feien, weil diejelbe allgemein 
für alle Arbeiter zur Einführung gelangen werde. 

Dabei bemerft ber Fabritauffihtebeamte für Elſaß— 
Zothringen, daß dieſe Mittagspaufe im Obereljäßer 
Aprilausftand eine weſentliche Rolle geipielt habe. 

Die Behörden in Baden und bie Fabrikinſpeltoren 
von Heſſen madhen darauf aufmerffam, daß entfernt 
wohnende Arbeiterinnen und verheirathete Frauen, deren 
Haushalt von anderen Perſonen verjehen werde, im Sinne 
des Geſetzes nicht zu denjenigen gerechnet werben dürften, 
welde ein Hausmwejen zu beforgen hätten. 

C. Mehrfach werben aud; Abänderungen des Gejep- 
entwurfes in Vorſchlag gebradit. 

Ein Regierungs = Präfident der mittleren Provinzen 
Preußens wünſcht, da bie fragliche Pauſe für alle Ar- 
beiterinnen feitgefeßt werde, da es zweifelhaft jei, ob dieſe 
Mafregel als Ausnahmebeftimmung nur für die ein Haus— 
wejen bejorgenden Arbeiterinnen fi praktiſch werde durch⸗ 
rühren laſſen. Er hofft, daß dadurch für die Arbeiterinnen 
die Nadıtheile vermieden werben würden, weldye das Nach— 
KR ai in Gemeinfhaft mit den männlichen Arbeitern 
vielfach zur Folge Habe. 

Vier andere preußifche Regierungs-Präfidenten befür⸗ 
worten im Sntereite der Einheitlichfeit des Betriebes die 
Einführung ber 1'/sftündigen Mittagspaufe für ale — 
männliche und weiblihe — Arbeiter. 

Behörden in Bayern und Württemberg empfehlen 
ben von den rheinischen Handelsfammern gemachten Vor— 
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— demzufolge die Pauſe nur „auf Antrag“ ee 
werden joll, während derſelbe von einem rheinijchen 
gierungssPräfidenten als unpraktiſch bezeichnet wird, ba 
wohlwollende Arbeitgeber auch ohne geſetzliche Vorſchrift, 
ſoweit es ber Betrieb geftattete, ſich bezüglichen Anträgen 
entgegenfommenb zeigen würben, und andere Arbeitgeber 
die Frauen durch Furcht vor Entlaffung oder Lohnherab- 
jegung von der Stellung folder Anträge zurüdhalten würden. 

Ein anderer preußiſcher Regierungs-Präfident endlich 
ihlägt vor, da es fih um eine Angelegenheit handele, 
welche lediglich von den thatſächlichen Verhältniſſen einer 
beftimmten Art abhängig fei, die Regelung den Orts» 
behörden zu überlaſſen und dieſe zu ermächtigen, Die 
rn für alle Fabrifarbeiter übereinftimmend feft- 
zulegen 


Zu C. 
Zahl der verheiratheten Frauen, 
welche in Fabriken mit Ausihluß der Spinnereien 
und Biegeleien und in den nad) dem $. 154 ber bisherigen 
Gewerbe⸗Ordnung ben Fabrilen gleich . gewerblichen 
Anlagen bei beihäf igt 
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Königsberg 
Gumbinnen 
Danzig 
Marienwerder 
Potsdam . - 
"ee a. D.. 


Stettin . 
Köslin. . 
Straljund . 
Boien . 
Bromberg . 
Breslau 
Liegnitz 


Mit ——— der auf 
—— 


ihn r+ rfen 
pandau beſ— h 
tigten. 


Urnsberg . 

Kafiel . . 

Wiesbaden 

Goblenz 

Düffeldorf . 

Eöln 

Trier . 

Aachen. 

Sigmaringen . 
Sunme 


. (Bericht de der v achten Kommiffion.) 
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H 
Medtenburg- Schwerin 
Sadjen-Weimar j 
Medlenburg-Sirelig . 
Oldenburg . : 
Braunichweig i 
Sadjen-Meiningen 
Sadjen-Altenburg . - 
— Ai 3 
Anhalt . . 

S warzburg-Rubolftadt . 
Schwarzburg = Sonberss 


Angabe feblt, 


87 ——— j 







Deutfches Reich 103 798 


D. 


Verwaltungs-Bezirt. 


Deberfiunden-Arbeit der erwachſenen 
Arbeiterinnen. 
($$. 1384 und 139a.) 


Nach der Regierungs-Vorlage konnte eine Verlängerung 
der 11 ftündigen Arbeitszeit für erwachjene Arbeiterinnen 
bewilligt werben: 


I. für einzelne Betriebe 

1. bei Unterbrechung durch Naturereigniffe oder Un: 
glüdsfälle nad ! 139 auf ri Zeit mit 
Genehmigung des Reichskanzlers 

2. wegen re — der Arbeit um 
2 Stunden bis 10 Uhr Abends für hödhitens 
40 Tage im Kalenderjahr durch die untere Ver: 
waltungsbehörbe nad) $. 138a; 


II. für ganze Fabrikationszweige, nämlich für Spin 
nereien, Fabriten mit regelmäßiger Tag: und Nadhtarbeit, 
Fabriken mit unregelmäßigen Arbeitsfeihten und Fabriten, 
deren Betrieb ihrer Natur nad) auf bejtimmte Jahreszeiten 
beſchränkt ift, durch Beſchluß bes Bundesraths nad) 8. 139a 
ohne zeitliche Beſchränkung. 


| 


| 
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Die Kommiſſionsbeſchlüſſe erſter Leſung haben zunächſt 

ad I. 2 die Möglichkeit der Ueberarbeit 
auf 1 Stunde täglich für 40 Tage, aljo auf 40 
Stunden im —— beſchränkt und dann 
ad II. die Spinnereien beſeitigt und für die übrigen 
Fabriken eine Maximalbeſchäftigung der erwachſenen 
Arbeiterinnen von 64 Stunden wöchentlich ein- 


geführt. 

Die amgeftellten Erhebungen Haben dargethan, daß 
für viele Induftriezweige, insbejondere für die fogenannten 
Kampagne und Saifon-Induftrien eine jährliche Ueber— 
arbeit von 40 Stunden völlig unzureichend ift, fie haben 
es ferner zweifelhaft gemadt, ob die in der Regierungs— 
Vorlage verlangten 80 Stunden für die Saiſon-Induſtrien, 
fowie für bie übrigen Induſtriezweige mit unregelmäßiger 
Arbeitshäufung genügen. 

eg der da ser find diejenigen, welche auf 
beftimmte Jahreszeiten beſchränkt find; zu - gehören 
3. B. Rübenzucker-, Eichorien- und Krautfabriten, Feld— 
ziegeleien, FFiichräuchereien, Frucht-Konſerven-Fabriken und 
deren Hülfsinduftrien (3. B. Blechdofenfabrifen). Für dieſe 
konnte nad ber Regierungs-Borlage durch $. 139a Nr. 3 
Fürſorge getroffen werden, dba feine Marimalftundenzahl 
für die Arbeiterinnen vorgejehen war. 

SaifonsInduftrien find ſolche, welche zwar während 
des ganzen Jahres betrieben werben, welche aber zu 
regelmäßig wiederkehrenden Jahreszeiten verftärkten Be— 
trieb haben. Zu ihnen gehören zunächſt die auf den 
Winter: oder Sommerbedarf arbeitenden Gewerbe, ins— 
bejondere verſchiedene Zweige der Tertil-Induftrie (3. B. 
Färberei, Stiderei, Konfektion, Putzmacherei), Strohhute 
fabrifen zc., jodann die für den Bedarf an gemiflen Feſten 
arbeitenden Gewerbe. 

Außergewöhnliche Arbeitshäufung zu unregelmäßig 
wiederkehrenden Zeiten bes Jahres oder in unvorherzus 
lebenden Fällen kann in allen Fabrikationszweigen vors 
fommen. Hervorzuheben find die Fälle, in weldjen der zu 
verarbeitende Stoff der Gefahr des Verderbens ausgeſetzt 
ift, in welchen auf Transporigelegenheiten Rückſicht zu 
nehmen ift, oder in melden unabmweisliche öffentliche In— 
tereffen eine bejchleunigte Herftellung verlangen. Selbit- 
verſtändlich ift es unmöglich, alle Fälle aufzuzählen, in 
welchen wichtige wirthichaftliche Intereffen zu einer inners 

alb beſtimmter Friſt zu bemältigenden Vermehrung der 
roduktion drängen. 

Die Erhebungen haben bezüglich) der Noihmwendigfeit 
der Ueberarbeit erwadhjener Arbeiterinnen im Einzelnen 
Folgendes ergeben: 

A. Die Nothwendigkeit, in gewiſſen Fällen megen 
außergewöhnlicher Häufung der Arbeit die Beihäftigungs- 
eit der Frauen über 11 Stunden auszudbehnen, wird all» 
Teitig anerkannt und wie folgt begründet. 

Für zahlreiche Induſtriezweige fei die Arbeit der 
Frauen nicht zu entbehren, weil dieje billiger und gefchidter 
arbeiten und baher ihr Erſatz durch männliche Arbeiter 
nicht angängig erſcheine. Wenn nun zeitweije einmal eine 
größere Arbeitsleiftung als gewöhnlich binnen kurzer Friſt 
verlangt werbe, r fönne man jich oft nur durch Ueber: 
ftunden Helfen. Denn einmal jeien häufig in ſolchen Beiten 
andere weibliche Arbeitsfräfte überhaupt nicht zu befommen 
— jo während ber Kampagne in ber Bucterinbuftie —, oder 
aber die Arbeiterinnen, welche an fich zur Aushülfe herangezogen 
werben könnten, hätten nicht die nöthige Sachkenntniß und 
Uebung, um bie geforderten Arbeiten ordentlich zu verrichten, 
fo beijpielsweife in der Tertilinduftrie — Made man 
bie Ausnugung günftiger Konjunkturen durch das gänzliche 
Verbot ber Ueberjtunden unmöglich, jo würbe ber Fabri— 
fant den ausnahmsweife an ihn herantretenden Anforbe- 








rungen nur dann gerecht werben können, wenn er jeinen 
Betrieb und feine mafchinellen Ginrichtungen bedeutend 
ausbehne. Dies erfordere aber einen großen Aufwand an 
Kapital, deſſen Berzinfung und Amortifattion auf die von 
ihm gefertigten Waaren aufgeichlagen werden müffe. Daraus 
werde ſich dann eine ſolche Preisfteigerung ergeben, daß 
die einheimifche Induftrie den Wettbewerb mit dem Aus— 
lande nicht mehr aufnehmen könne, namentlich nicht, in— 
fofern dabei Länder in Betracht Fämen, in welchen der 
Ausbeutung der menschlichen Arbeitskraft feine oder nur 
— Schranken geſetzt feien. 

Ueberdies ſei es auch mit Nachtheilen für die Arbeiter 
ſelbſt verfnüpft, wenn die Fabriken mit ihren maſchinellen 
Einrichtungen auf den nur zu Zeiten an fie herantretenden 
Mehrbebarf eingerichtet fein. Denn in diefem Falle werbe 
die Entlafjung von Arbeitern in dem Augenblide unbedingt 
erforderlich, wo der Bedarf unter das Maximum herunter- 
gehe, fo daß die weniger guten Arbeiter mit voller Sicher: 
heit darauf rechnen müßten, nur eine zeitweife Beſchäfti— 
gung zu finden. Das Verbot ber lleberarbeit würde jomit 
die Zahl der flottanten, in ihrem Erwerb umficheren, nur 
zeitweife bejchäftigten Arbeiterbevölferung, der fogenannten 
Neferve-Armee vermehren. Eine während des ganzen 
Jahres gleihbemeflene Arbeitszeit fei weder in ber Land— 
wirthfchaht, noch in den Baugewerben, noch in vielen 
Zweigen der Groß-Induſtrie vorhanden. Die Elaftizität 
der menjchlihen Natur vertrage ſehr wohl eine zeitweije 
jtärfere Anfpannung der Arbeitskraft, wenn nur die Grenze 
ber Ueberanftrengung vermieden würde und namentlich 
bann, wenn Beiten der geringeren Anftrengung oder ber 
Ruhe folgten. Die Arbeiter jelbit zögen eine zeitweije 
—— ber Gefahr vor, bei Geſchäftsflaue entlaſſen zu 
werben. 

Durch die Heberftundenarbeit würben ferner die Fabri- 
fanten in die Lage verjeßt, in guten Zeiten einen über das 
normale Maß Hinausgehenden Gewinn zu machen, und 
diefer könne dann dazu verwendet werben, auch im jchlechten 
gelten, in melden ohne Verdienſt gearbeitet werde, die 

rbeiter weiter zu beichäftigen. 


Aus Thüringen wirb noch insbefondere darauf hin— 
ewiefen, da die Ausſchließung oder eine allzugroße Be- 
chränkung ber Ueberjtundenarbeit namentlid in den Spiel- 
waarenfabrifen zu einer Vermehrung der in ber Nuss 
nutzung ber menfchlichen Arbeitskräfte nicht beſchränkten 
hausinduftriellen Betriebe führen würbe. 

B. Ueber die Vorausfegungen, unter welchen das Be— 
bürfniß zur Ueberfiundenarbeit weiblicher Perjonen aners 
fannt werden folle, gehen die Anfchauungen weil ausein— 
ander. Während von einem Theile der Berichterftatter die 
Zuläffigkeit einer Ausdehnung der Arbeitszeit nur für ges 
wife Fabrikationszweige gefordert wird, wird von einem 
anderen Theile der Standpunft vertreten, daß einer ſolchen 
Ausdehnung unter beftimmten, aber meift nicht näher be- 
zeichneten Umpftänden jämmtliche Fabrikationszweige oder 
wenigſtens alle diejenigen, welche auf Beftellung oder für 
den Erport arbeiteten, ober welche beftimmte Lieferungs- 
friften_ einzuhalten hätten, bebürftig jeien. 

Sceidet man zunächſt die für alle Fabrikationszweige 
möglichen, ausnahmsmeije eintreffenden Gründe eines ver- 
ftärkten Bedarfes aus, welche ſich einer vorgängigen Be— 
rechnung entziehen, jo bleiben biejenigen Fälle übrig, in 
welden das Bedürfniß ber lleberarbeit mit einer gewiſſen 
Regelmäßigkeit zu beftimmten er bes Jahres wieder: 
kehrt. Es wird von einigen Berichterftattern anerkannt, 
daß dieſe leberarbeit in manden Fabrikationszweigen, 
3. B. der Kampagne-Induſtrie, ſich bei ordnungsgemäßer 
Geſchäſtsführung unter Anwendung ber gehörigen 
Vorausſicht und Sorgfalt bis auf ein geringes Maß ein— 


—— 


ſchränken läßt. Für unentbehrlich wird aber die Ueber— 
arbeit allſeitig in den Saiſon-Induſtrien angeſehen. Mag 
auch hier vielfach eine Einſchränkung möglich und 
wünſchenswerth fein, jo verlangt doch der vermehrte Be— 
darf eine Verjtärtung der Arbeitskraft, die nur durch 
Ueberarbeit der vorhandenen oder Einftellung neuer Ar— 
beiter geleiftet werden kann. 


1. Als von den Jahreszeiten mehr oder minder ab- 
hängige Induftrien werden namentlich folgende genannt: 

die Ziegeleien und die Thongräbereien, ba die 
Hauptarbeit im Sommer jtattfindet und bei erhöhter Baus 
thätigleit die Mrbeitszeit nah Möglichkeit ausgedehnt 
werben muß; 

die Torfitehereien; 

ber ng er ae bei dem vor Beginn bes 
Winters ein Mehrbedarf eintritt; 

die Krautfabrifen; 

die Nübenzuderfabriten, welde eine Kampagne 
von 3 bis 4 Monaten haben und im welchen bei reicher 
Zufuhr der dem Verderben oder doch der Verſchlechterung 
ausgejegten Rüben eine 
Arbeit erforberlid) ift; 

die Cichorienfabriken; 

die Meiereien, wenn während des Sommers bei 
gutem Weidegange das Vieh beionders hohen Milchertrag 
liefert und demnach auch die Milchzufuhr eine erhebliche 
Steigerung erfährt; 


die Fruchtkonſervenfabriken; 
die Fiſchräuchereien; 
die Raſen-Bleichereien; 


zahlreihe Zweige der TertilsInduftrie, die außer 
vom wechjelnden Bedarf der Jahreszeiten aud vom Um— 
ſchwung der Mobe beeinflußt werden, insbefondere Fabriken 
für Konfeltion und Putzmacherei, Stidereien, Färbereien 
und Drudereien. 

Bon Volksgebräuchen abhängig erſcheinen diejenigen 
Induftriezweige, welde mehr als gewöhnlich vor Weih- 
nachten, Ditern oder anderen Feſten (3. B. Faftnadht) in 
Thätigkeit gejeßt werden. Als ſolche werben namentlid) 
genannt: 

—————— 

hokolade-, 

Bisquit-, 

Kakes⸗, 

Luxuspapier-, 

Kartonnage⸗, 

Parfümerie-, 

Bijouterie=, 

SpielmaarensfFabrifen, 

Buhdrudereien, 

Buchbindereien, 

Maskenfabriken, 

Fabriken für künſtliche Blumen. 


U. Als Gründe, welche eine Ausdehnung der Arbeit 
erwünſcht erjcheinen laſſen, ohne dab fie mit Regel— 
mäßigfeit einträten und daher von vornherein in Be— 
rechnung gezogen werden fönnten, werben folgende genannt: 

1. Die®efahr eines Verderbens oder einer Ber: 
fchlechterung der zu verarbeitenden Stoffe. 

Shretwegen werben Lleberjtunden als nothwendig 
bezeichnet: 

a) bei Frucht⸗ und Fleiſch⸗Konſerven⸗Fabriken, nament⸗ 
lich bei außergewöhnlich reichliher Zufuhr der zu 
verarbeitenden Materialien, 

b) bei Blechdoſen-Fabriklen (Tübed), deren Betrieb 
wiederum von dem Bedarf der Konſerven-Fabriken 
abhängig jei, 
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c) bei Stärfereien und Brennereien wegen drohender 
Kartoffelfäule, 

«!) bei Zeimfabrifen, wenn in der heißen Jahreszeit 
der Leim nur während der Abend- und Nadıt- 
jtunden fertig geftellt werben kann. 

2. Die Nüdfihtnahme auf die Transport: 

gelegenheiten. 
So wird aus Königsberg berichtet, daß, wenn 
wegen m. eingetretenen SFroftes ein frühzeitiger Schluß 
ber Schifffahrt in Ausſicht ſtehe und eilige Verladungen 
vorgenommen werden müßten, für bie mit Nähen ber 
Zuderjäde beichäftigten Arbeiterinnen Ueberarbeit erforder: 
lich werde. 
In Lübeck und Lüneburg wüniht man Ausdehnung 
der Wrbeitszeit für alle Diejenigen Fabrikationszweige, 
weldhe für den Erport über See arbeiten, insbejondere 
‚ aber für diejenigen Imduftrien, deren Geſchäfte ſich bei 
Eröffnung der Schifffahrt zu häufen pflegen. Als einzelne 
Induftrien der letzteren Art werden aus Medlenburg: 
Schwerin eine Korffabrif, aus Hamburg die Dampf: 
waſchanſtalten, welche Schiffswäſche zu bejorgen haben, 
erwähnt. 
Auh von den Glashütten am Niederrhein mwird 
mehrfach die Ueberjtundenarbeit aus Rüdfichten des Trans- 
portes als nothwendig bezeichnet, da die Waarenabgänge 
jehr unregelmäßig einträten und bei Einlauf großer Be: 
' ftellungen plötzlich bedeutende Waarenpojten verpadt oder 
umgepadt werden müßten. In dieſen Fällen fei es erfor- 
berlih, daß die mit dem Verpaden betrauten Arbeiterinnen 
‚ zeitweife angeſpannt bis zu 13 Stunden arbeiten. 
| Aus dem Regierungsbezirt Oppeln endlich wird dar: 
auf hingewieſen, daß nicht jelten Seitens der Eifenbahr- 
verwaltung die Geftellung von Ragen für die Gruben und 
Hütten nur unregelmäßig erfolgen könne, und daß bei der 
Verladung und Entladung der Erze und Kohlen alsdann 

‚ bejonders angeftrengt und länger als 11 Stunden gear- 
beitet werben müſſe. 

3. Die Rückſichtnahme auf öffentlihe Imter: 
elfen, wenn beifpielsweije für die Militärverwaltung große 
Lieferungen von Munition, Montirungsgegenftänden und 

‚ dergleichen mehr binnen kurzer Friſt gemacht werden müßten, 
‚ oder wenn die Eifenbahnvermwaltung die Drudereien mit 
ichleuniger Herftellung neuer Fahrpläne beauftrage. 

4. Unmöglichkeit der Innehaltung der Lieferungsfriften 
wegen unvorherzujehender Hinderniffe. Als Beiſpiel werden 
hier die Maſſen-Erkrankungen an der Influenza angeführt, 
welde im Winter 1889,90 in manden Betrieben während 
mehrerer Wochen die Zahl der Arbeitskräfte um ein Viertel 
verminderten. 


C. Bas den Umfang anlangt, in weldhem eine Leber: 
ftunbenarbeit für nothwendig erachtet wird, jo fommen auch 
hierin die Berichte nicht zu einem auch nur ammähernd 
gleihen Ergebniß. 

Eine emjtündige Ueberitundenarbeit für 40 Tage im 
Jahr wird nur von 5 preufiichen Regierungspräfidenten 
‚und 1 bayeriihen Regierung für genügend erachtet. 
| Eine zweijtündige Ueberjtundenarbeit für 40 Tage im 
Jahr wird gewünſcht von 5 preufßiichen Regierungs— 

präfidenten, 2 bayerifchen Negierungen, ferner von je einer 
' höheren Behörde in Sachſen, Sachſen-Weimar, Sadhjen: 
‚ Meiningen, Medlenburg- Schwerin und Anhalt. 
Eine einftündige Weberftundenarbeit für 60 Tage im 
—* wird von 4 preußiſchen Regierungspräſidenten und 
2 bahyeriſchen Regierungen, 
| eine zweiftündige Leberftundenarbeit für 60 Tage im 
Jahre von 6 preußischen Regierungspräfidenten, 2 bayerischen 
| Regierungen und je einer höheren Behörde in Württemberg 
und Baden befürwortet. 
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Bon den übrigen Behörden formuliren einige wenige 
noch weitergehende, nad Stunden und Tagen beitimmte 
Forderungen, während jich die Mehrzahl darauf beichräntt, 
anzugeben, daß die durd ben Berhluf der Reichstags⸗ 
fommiffion in erfter Leſung vorgejehene Ausdehnung der 
täglichen Arbeitszeit um 1 Stunde für 40 Tage im Kalender- 
jahr für alle oder einzelne Induftriezweige nicht ausreichend 
erjcheine und daß dem behördlichen Ermeſſen ein weiterer 
Spielraum gelaffen werden müſſe. 

Aus diejen Erwägungen wird von mehreren preußiichen 
Negierungspräfidenten der Vorſchlag gemacht, im Geſetz 
jelbjt von einer Begrenzung ber Arbeitszeit abzufehen und 
die Normirumg der Weberjtundenarbeit für jeden einzelnen 
Fall der unteren Verwaltungsbehörde oder gar der Orts: 
polizeibehörbe zu überlaflen, welche am Bejten in der Lage 
jeien, die Bebürfniffe der einzelnen Betriebe zu berüd- 
fichtigen. 

Das Fabrikaufſichtsamt von Elſaß-Lothringen hält 
es für angezeigt, daß nad engliihem Vorbilde die Zahl 
der zuläſſigen Tage für die Herftellung von Fruchtkonſerven 
auf 96, für alle übrigen Fabrilationszweige auf 48 be= 
meſſen werde. 

Gine höhere Behörde in Oldenburg empfiehlt, weil 
das Bedürfniß nach Ueberftundenarbeit vielfady jo plöplich 
eintrete, daß es nicht möglich fei, die Antwort der unteren 
Verwaltungsbehörde abzuwarten, entweder für foldhe Be— 
triebe ähnliche VBeltimmungen wie im $. 105e Abſatz 1 
Ziffer 3 des Geſetzentwurfs zu treffen, oder eine Beſtim— 
mung, daß zur Erledigung eingehender eiliger Beftellungen 
die Arbeiterinnen aud) * Einholung einer ſchriftlichen 
Erlaubniß über die geſetzliche er hinaus beidhäftigt 
werden dürften, dab jedoch die Arbeitgeber hiervon am 
folgenden Tage unter Nachweiſung der Dringlichkeit der 
zuftändigen Behörde Anzeige zu erflatten hätten, und daß 
der Iegteren die Befugniß zuitehe, die Fortſetzung der 
Arbeit über die normale Zeit zu verbieten, 

Von den Handelsfammern machen beſtimmte Vor— 
ſchläge bezüglich der Negelung der Ueberftundenarbeit die 
rheiniſchen, welche eine einftündige Mehrarbeit für 60 
Tage, diejenige für Halle, welche eine zweiftündige Mehr: 
arbeit für 40 Tage, diejenige für Dftfriesland und 
Bapenburg, welde eine vierftündige Mehrarbeit für 80 
Tage im Malenderjahr, diejenige zu Sonnenberg in 
Thüringen, weldye für die Spielmaareninduftrie eine vier: 
ftündige Mehrarbeit für 120 Tage im Kalenderjahr fejt: 
geſetzt willen will. 

Dabei wünſcht die leßtgenannte Handelsfammer in 
Gemeinſchaft mit derjenigen zu Hildburghaufen, daß es 
zur Verlängerung der Arbeilszeit nicht der Erlaubniß der 
unteren Verwaltungsbehörde bebürfe, fondern daß nur eine 
Anzeige an die leßtere verlangt werde, da das Bedürfniß 
vielfach jo ſchnell eintrete, daß nicht erit der Eingang der 
Erlaubnif; abgewartet werden könne. 





E. 
Die Naditbefhäftinung der Arbeiterinnen. 
($. 137.) 


I. Statiftifche Ueberſicht. 
Eine regelmäßige Nachtbeſchäftigung von Arbeiterinnen 
— nicht lediglich eine Ausdehnung der Tagesbeichäftigung 
bis in die Naht hinein — hat bisher in allen Bundes= 
jtaaten und Elſaß-Lothringen 
Altenftüde zu den Verhandlungen des Neicdstages 18/1. 
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. mit Ausnahme von Walded, Neuß ä. und j. 
Linie, ShaumburgsLippe und Hamburg, 

in Preußen in allen Regierungs-Bezirten mit Aus: 
nahme von Straljund, Osnabrück, Aurich, Wies— 
baden, Coblenz und Sigmaringen jtattgefunden. 

Die weitefte Verbreitung hat die Nachtbeſchäftigung 
von Arbeiterinnen in den Zuderfabrilen. In dieſen 
fommt fie vor in Preußen in 22 Regierungs-Bezirken und 
in 12 anderen bdeutichen Bundesftaaten und zwar faft 
durchweg in allen Betrieben der betreffenden Bezirke. 

Eine ausgedehntere Verbreitung über größere Gebiete 
des Reiches hat die Nachtbeihäftigung weiblicher Perſonen 
weiterhin nur noch 

in den größeren Zeitungsdrudereien, in welden 
Morgenausgaben hergeitellt werden — in 4 preußiſchen 
Negierungs = Bezirken, Bayern, Sadien, Württemberg, 
Medtenburg- Schwerin und Bremen — 

in Zuderraffinerien — in 7 Negierungs-Bezirken 
Preußens und 2 anderen Bundesjtaaten — 

in Papierfabrifen — in 9 Regierungs-Bezirken 
Preußens umd 3 anderen Bımdesftaaten — und 

in Spinnereien in 6 Regierungs = Bezirken 
Preußens und 4 anderen Bundesjtaaten. 

Jedoch fand, was die Zuderraffinerien, die Papier: 
fabrifen und die Spinnereien anlangt, eine Nadhtarbeit 
weiblicher Berfonen in den betreffenden Bezirken nur aus— 
nahmsweije, feineswegs in allen Betrieben diefer Fabrikalions— 
zweige ftait. 

Mehr örtlich auf einzelne Theile des Neichsgebiets ber 
ſchränkt kommt Nachtarbeit der TFrauensperjonen vor 

in Briquettfabrifen 


und 

in Slashütten — in den preußiſchen Provinzen 
öftlih der Elbe —, 
den oſtfränkiſchen Metallhammerwerken mit 
unregelmäßiger Waſſerkraft 


der oberſchleſiſchen Perg: 
induftrie. 

In der Ichteren wurden in der erjten Hälfte bes 
Jahres 1890 nah einer vom Dberichlefiichen Berg: und 
Hüttenmänniichen Verein veranftalteten Erhebung abwechjelnd 
Tag und Nadıt beichäftigt: 

im Steintohlenbergbau von überhaupt beichäftigten 


und Hütten: 


4370 Arbeiterinnen . > 2 2 202. 1787 
im Zink und Bleierzbergbau von 2978 . 2376 
im Hochofenbeiriebe von 1005. . . . 525 
im SKoalereibetriebe von 1342. . 899 
im Rohzinfhüttenbetriebe von 2062 . . . . .. 242 
in der Walzeifen- und Stahlfabrifation von 483 . 100 


und in der oberichlefiihen Montaninduftrie insge— 
fanımt von 14532. 2 2 2 2 485786. 

Mehr oder weniger vereinzelt werden als Betriebe, in 
melden eine regelmähige Nachtbefchäftigung von Vrbeite- 
rinnen vorkommt, erwähnt: 

Kunftwoll-, Wollfilzfabriten, Wolltämmereien und 
Wäſchereien, Baummollipinnereien, Kammgarnſpinnereien, 
Wollgarnfabriken, Gardinenwebereien, Spitzenklöppeleien, 
Netzfabriken, Färbereien, Appreturen, Stärke-, Cichorien-, 
Rübenkrautfabriken, chemiſche Fabrilen, Farbenfabrilen, 
Leimfabriken, Stearinkerzenfabriken, Pappfabriken, Celluloſe— 
fabriten, Holzſtofffabriken, Holzſchleifereien, Delmühlen, Oel— 
raffinerien, erg ar Blei⸗, Kleineiſenwaaren⸗, Metalle 
waarens, Nadel, Warienfabriten, Lithogonfabriken, — 
für emaillirte und verzinnte Geſchirre, Bijouteriefabriken, 
— Konſervenfabriken und Weißhohlglas⸗ 
abriken. 

In den Spielwaarenfabriken Thüringens kommt zwar 
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zeitweife eine Ausdehnung der Arbeitszeit der ‘rauen bis | in der Kammgarnfpinnerei ohne Nachtbetrieb auf 1000 Ar: 


10 oder 11 Uhr Mbends, nicht jedoch eigentliche Nacht: 
arbeit vor. 


I. Umfang einer Weitergeftattung der Nacht: 
beichäftigung von Arbeiterinnen. 


A. Im ——— 

1. Zu Gunften eines völligen Verbotes der Nacht— 
beihäftigung weiblicher Berfonen aus Rückſichten der Wohl: 
fahrt und der Sittlichfeit äußern fih Behörden in den 
Regierungsbezirfen Schleswig, Münfter, Düfjeldorf, 
Trier, Machen, fowie in Württemberg, Sadien: 
Coburg-Gotha und das Fabrikaufſichtsamt von Elſaß— 
Rothringen. 

Im Bezirke von Düffeldorf ift die Nachtbeſchäftigimg 

von Arbeiterinnen nur in den Rohzuderfabrifen und zwar 
im Wejentlihen nur zum Puben der Nüben üblih und 
fönne deren Beſeitigung ohne bejondere Schwierigkeiten 
und zwar bejonder® dann erfolgen, wenn eine gemwille 
Uebergangszeit vorgefehen bleibe. Schon jet werde im 
einer Fabrik die Verwendung der Arbeiterinnen auf ein 
Minimum reduzirt, dadurch daß man die Rüben dort 
leid) gepugt von den Bauern beziche. Auch von den 
a See und Kreisbehörden werde größtentheils 
der Wunſch nah einem völligen Verbot der Nadjtarbeit 
weiblicher Perfonen ausgeiprodhen. In gleichem Sinne 
äußerten ſich endlich noch der Bergiiche Verein für Gemein: 
wohl und der deulſche Werkmeifter-Verband, leßterer unter 
Hervorhebung der Nothwendigfeit einer längeren Ueber- 
gangszeit. 

Im Regierungsbezirt Nahen wird von feiner Seite 
die Nothwendigkeit der Nachtarbeit für Arbeiterinnen betont. 
Die Handelsfammer in Eupen fpricht fich für deren gänz— 
liche Bejeitigung unter der Vorausfegung aus, daß eine 
Ueberjtundenarbeit von 2 Stunden für 60 Tage im Jahre 
zugeftanden werde. Diefe Wenferung ift um jo bemerkens— 
werther, als fie von der Handelsfammer desjenigen Ortes 
ausgeht, an welchem die regelmäßige Nachtbeſchäftigung 
von Arbeiterinnen noch am meisten üblich ift. 

Die Nadıtbeihäftigung der Arbeiterinnen findet ſich 
nur in den Tuchfabrilen Eupens und in den Kunſt— 
wollfabrifen Montjoie's, nicht aber in den gleichen Fabriken 
der anderen Orte des Aachener Bezirks, nicht einmal in 
Aachen jelbit. 

Auch aus Württemberg wird befürwortet, feine Auss 
nahme von dem Berbot der Nachtbeihäftigung der 
Arbeiterinnen zu machen und dem auftretenden Bedürfniß 
nad Ausnahmegejtattung durch den $. 138 à des Geſetz— 
entwurfes Nechnung zu tragen. 

Außerdem müßten dem einzelnen bier in Betracht 
fommenden Betrieben Webergangszeiten bewilligt werben, 
damit diejelben Zeit hätten, fih den neuen Vorſchriften ans 
zupafien. 

Das Fabrikaufſichtsamt zu Eljaß-Lothringen er- 
Märt zunächit, daß im dortigen Bezirke Nachtbeſchäftigung 
von Arbeiterinnen in feinem Fabrikationszweig allgemein, 
vielmehr immer nur in einzelnen Betrieben und Betriebs- 
theilen üblich geweſen jei, und weift fodann auf die für die 

jundheit und Sittlichkeit gleich nachtheiligen Folgen diejer 
Nachtarbeit Hin. 

Die Beihäftigung finde in Wrbeitsräumen ftatt, welche 
fih in feiner Weife von denjenigen untericheiden, melde 
lediglich für den Tagesbetrieb eingerichtet jeien. Much die 
Arbeitsweife jei in beiden Fällen die gleiche, die Arbeits» 
zeit aber Nachts um 22 Prozent fürzer. Gleichwohl feien 
nad ben Krankenkaſſennachweiſungen von 1880 und 1889 


beiterinnen 
328 Erkrankungen und 5641 Rranfheitstage, 
bezw. 309 ⸗ ⸗85315 ⸗ 
in denjenigen mit theilweiſem Nachtbetrieb auf 1000 A 
beiterinnen 
429 Erkrankungen und 8730 Krankheitstage, 
bezw. 413 ⸗ = 8865 
entfallen. 

Auch für eine Baumwollſpinnerei, welche etwa jeir 
Juni 1889 Nachtarbeit eingeführt habe, lägen brauchbare, 
mit den Angaben zweier gleichartigen Tagesbetriebe des: 
felben Orts vergleihbare Kranlenkaſſennachweiſe vor. Dar: 
nad berechneten jih auf 1000 Arbeiterinnen in den Tage: 
betrieben: 

510 Erkrankungen und 5250 Kranfheitstage, 
in dem Tags und Nadhtbetriebe: 
625 Erkrankungen und 9130 Kranfheitstage. 

Wären diefe Nacdıtbetriebe während des ganzen Jahre 
mit vollen Nachtſchichten beſetzt geweien, ſo würden die 
betreffenden Erkrankungsziffern, welche jet durch diejenigen 
der Tagesarbeiter ſtark verdünnt erjchienen, weit grelle 
hervorgetreten fein. 

In ähnlicher Weife ſchädlich, wie für die Gefumdheit, 
wirke die Nachtbeſchäftigung auch für die Sittlichkeit der 
Nactarbeiterinnen. 

Es fei dies — felbit wenn alle übrigen Faktoren bei 
der Tag- und Nadhtarbeit diefelben wären, was nicht der 
Fall ſei, — ſchon um deswillen begreiflid, weil die Ball 
der Mrbeiter und damit die gegenfeitige Kontrole eine 
geringere, Die Oberaufficht Nadıts eine jchlaffere fei, und 
weil in allen Betrieben nicht fontrolirbare Gänge, Wintel 
und Höfe vorhanden feien, welche betreten werden könnten 
und müßten. 

Die größere Sittenfhädlichkeit der Nachtarbeit werde 
auch einigermaßen durch die Thatfacdhe betätigt, daß nad 
den Kranlkenkaſſennachweiſungen in Kammgarnipinnereien 
mit Tagesarbeit 995 „AH, in ſolchen mit Tag: und Nacht 
betrieb 2173,47. in den früher verglichenen Baumwol- 
fpinnereien bei Tagesarbeit 282.4, bei Tag- und Nacht 
arbeit 1200 .., als Wöchnerinnenunterſtützung auf 10% 
Arbeiterinmen verausgabt worden jeien. 

Geeignete Mittel, um die Nachtarbeit der Frauen und 
Mädchen mit den gebotenen Nüdjichten auf Gejundhei 
und Sittlichfeit in Einklang zu bringen, feien nicht belamnt 

2. In einer weniger beftimmten Form als die vorer: 
wähnten Behörden äußern ji) Behörden aus dem König: 
reih Sachſen über das Verbot der Nachtbeſchäftigung der 
Arbeiterinnen. Sie bemerken, daß, wenn die fernere Zu: 
laſſung der Nachtarbeit weiblicher Perjonen auch im den 
Zuder- und PVapierfabrifen und in den Buchdrudereien er: 
wünſcht erjcheine, jo doch eine zwingende Nothwendigtei 
für diefelbe auch in dieſen Induftriezweigen nicht vorliege. 
In den übrigen Betrieben, bejonders in der Textilinduſttie 
jei diefelbe nur eingeführt worden, um mehr und billiger 
zu produciren. Die Unternehmer hätten ſich dadurch jelbt 
eine gefährliche Konkurrenz herangezogen, deren Bejeitigung 
— in den betreffenden Fabritantenkreifen lebhaft gewünidt 
werde. 

Aus den Negierungs-Bezirten Potsdam, Frank— 
furt a/D. und Magdeburg wirb das Verbot der Nacht 
beihäftigung von Arbeiterinnen für alle Imduftriezweigt 
mit Ausnahme der Zuderfabritation befürwortet. 

Im RegierungssBezirk Frankfurt,a. O. wird bemerkt 
in dieſer Beziehung, nur im der Zuderinduftrie ſei mit 
Rückſicht auf die nur 3 bis 4 monatliche Dauer der Kam: 
pagne die Nachtarbeit gerechtfertigt. Im dem anderen 
Fabrikationszweigen, in weldhen fie bisher üblich geweſen 


= 





fei, diene fie Iediglih dem finanziellen Intereſſe der Bes | 
triebsunternehmer und ſei daher thunlichft zu befeitigen. . 
In der Tertilinduftrie könne dies ohne Weiteres geichehen, | 


in den fonftigen Induſtrien werde es ſich empfehlen, daß 
man eine nicht zu Iange Uebergangszeit gewähre. 

3. Die übrigen VBerichterjtatter halten faft durchgängig 
die — der Nachtbeſchäftigung von Arbeiterinnen 
in denjenigen Fabrikationszweigen, in welden fie in den 
betreffenden Bezirten bisher allgemein üblich war, unter 

ewillen, im Nachfolgenden näher zu erörternden Voraus: 
jegungen für zuläflig. 


B. Im Befonderen, 
Bemerfenswerthe Aeußerungen für umd gegen die 
Weiterzulaflung der FFrauen-Nachtarbeit in den einzelnen 
Induſtriezweigen: 


1. Zuckerfabriken. 

Im Regierungs-Bezirk Potsdam wird die Beibe— 
haltung der Nachtbeſchäftigung von Fabrifarbeiterinmen um 
deswillen gewünſcht, weil es zwedmäßig jei, daß die Poſten, 
welche am Tage von frauen bejept wären, aud) Nadıts 
von ihnen imegehalten würden. Andernfalls würden die 
nämlichen Arbeiter während der ganzen Kampagne Nachts 
ihicht Haben. 

Auch die Behörden des Negierungs-Bezirts Mag de— 
burg erfennen in MWebereinftiimmung mit der Handels— 
fanımer zu Halberftadt das Bedürfniß für Beibehaltung 
der weiblichen Nadtarbeit in den Yuderfabriten an. 

Die Handelstammer zu Halberftadt bemerkt, daß 
Unterbrechungen des Betriebes bei der Yuderjabrifation 
nicht ftattfinden dürften, einmal, weil bei der Kürze der 
Kampagne an fich feine Arbeitszeiten zu verlieren jeien, 
fodann weil die friſchen Rüben keiner überjlüffigen Lagerung 
vr Dualitätsverringerung in den Mieten ausgeſetzt werden 
dürfen. 

Um die ununterbrochene Arbeit zu ermöglidyen, werde 
in allen Rohzuderfabrifen mit doppelten Belegichaften 
gearbeitet. Die Schicht, welche Sonntags früh die Arbeit 
beendet habe, nehme bdiefelbe am Montag früh wieder 
auf, jo daß die Arbeiter nad Wochen abwechſelnd in Tags 
und Nachtſchichten thätig wären. Die Arbeit der weib- 
lidien Berjonen ſei eine leichte. Sie bejtehe im Abladen 
der Rüben von den Wagen, in dem Aufwerfen der Rüben 
auf die Glevatoren, im Wiegen der gewajchenen Rüben 
zum Zwecke der Verſteuerung, im Bermiichen des Rüben— 
jaftes mit Kalk und im Heben beifelben durch Kohlenſäure 
(Saturation), in der Unterſuchung der Säfte nad) Qualität. 
Für dieſe legteren Arbeiten werde naturgemäß ein geringerer 
Lohn bezahlt, als für die fchwereren, durd Männer zu 
verrichtenden Arbeiten. 

Die Arbeit ın den Zuckerſabriken ſei aud) aus dem 
Grunde weder gejumdheitsihädlicd, noch entfremde fie die 
rauen ihrem natürlihen Berufe als ——— und 
Müuͤlter, weil die Kampagne nur 18 Wochen dauere und 
die Arbeiterinnen ſchichtenweiſe in der Nachtbeſchäfligung 
mit einander abiwechielten. 

Daß die weibliden Perfonen durch die Arbeit in den 
Buderfabriten weniger angegriffen würden, als die Männer, 
ergebe ſich deutlih aus den Statiftifen der Krankenkaſſen. 
Diejelben lägen vor für 11 Zuderfabrifen des Handels- 
fammerbezirks, weldye in den Jahren 1885 bis 1839 — 
11131 männliche und 2097 weibliche Urbeiter beichäftigt 
hätten. Es jeien nun entfallen — in Vrozenten aus: 


gedrüdt — 
an Erfranfungen 
auf die männlichen Arbeiter : 
auf die weiblichen Arbeiter 


17,07 
15,4 


ieeichstag. Aktenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





1495 
Geftorben jeien 
39 männliche Arbeiter, 
1 weiblicher Arbeiter. 
Huf den Kopf beredine fi) die Zahl der 
Kranfheitstage 
l,ss 


Kr die männlichen Arbeiter auf ; 
r die weiblichen Arbeiter uf . . . . Las 

Die Behörden im Negierungsbezirt Schleswig er— 

achten zwar eine vollitändige Aufhebung der Nachtarbeiten 
ür wünſchenswerth, halten diefelbe aber ohne Schädigung 
er haupiſächlich auf ben ort angewiefenen Zucker— 
induftrie nur dann für möglich, wenn durch anderweite 
Kompenjationen ein Ausgleich herbeigeführt werde. Denn 
in der Zuderfabrifation werde an id ihon über Mangel 
an Wrbeitsfräften in der Kampagnezeit geklagt. Es jei 
bien die Doppelbejepung der einzelnen Apparate, ſoweit 
diejelben ununterbrochen arbeiten müßten, oft ſchwer zu 
erreichen. 

Die Handelötammer in Anhalt tritt gleichfalls für die 
Beibehaltung der Nachtbeihäftigung weiblicher Perſonen 
in den Zuderfabrifen ein, da die Thätigleit derſelben — 
Zuführung der der Rübenſchnitzelmaſchine entfallenden 
Schnigel mittels auf Scyienen rollender Wagen zu den 
Diffufeuren, Scheidung des Saftes in den fogenannten 
Scheideleſſeln, Reinigen der Fabrikräume und in einzelnen 

brifen Abjchneiden der Blattköpfe leiht und der 
Geſundheit nicht nachteilig Tei. 

Auch in Schwarzburg-Sondershaufen wird die 
Beihäftigung ber Arbeiterinnen in der Zuderfabrifation 
für eine leichte erflärt. Sie gg vomehmlich im Rüben: 
pupen und in Wajchen und Zunähen der Zuckerſäcke. 
Müpte die Arbeit durd Männer verrichtet werben, fo werde 
die Leiftung in keinem Verhälmiß zum Lohn ftehen. Ein 
Aufichieben der Arbeit aber jei bei der Eigenthümlichkeit 
des Betriebes ohne Stodungen hervorzurufen nicht thunlich. 


2. Zuderraffinerien. 

Nach Berichten aus dem Negierumgsbezirt Magdes 
burg ergiebt ſchon das Zahlenverhältniß der Betriebe mit 
Nadıtbeihäftigung von Arbeiterinnen und derjenigen, welche 
auf biejelbe verzichten, daß für Zuder-Raffinerien eine 
Nothwendigkeit dieſer Nachtarbeit nicht anzuerlennen iſt. 


3. Beitungsdrudereien. 

Im Negierungsbezirt Königsberg wird es nur als 
Mißſtand bezeichnet, daß die Luft in den Seitungsdrudercien, 
bejonders im Winter, nicht immer gut jei. Die Beſchäftigung 
der Arbeiterinnen jei an fih nicht ſchwer, fie beftehe darin, 
die aus ben jelbjithätigen großen Schnellprefien bereits 
geichnittenen und zum Theil gefalzt heraustommtenden 
——— zuſammen zu legen und mit den gehörigen 

eilagen zu verſehen. Dieſe Arbeit beanſpruche für die 

bei der Nacht gedruckte Morgenausgabe 5—6 Stunden 
und beichäftige die dabei thätigen Arbeiterinnen in der 
Negel von 9—2 oder 3 Uhr Nachts. 

Aus Medlenburg- Schwerin wird bemerlt, ob 
und umter welden Bedingungen Nachtbeihäftigung zu 
geftatten jei, entziehe ſich bei der geringen Anzahl der Fälle 
der Beurteilung. Wahricheinlih jedoch würden die für 
die Manipulationen des Cinlegens und Faltens bisher 
üblichen weiblichen Arbeitsträfte ſehr bald durch Bere 
volllommnung der Maſchinen überflüjjig werden. 


4. Spinnereien. 

Die Beibehaltung der Nadhtarbeit weiblicher Perfonen 
wird für Mufrechterhaltung der Wettbewerbsiähigfeit der 
Indufirie als erjorderlih nur im Regierungsbezut Erfurt 
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bezeichnet, woſelbſt eine ſolche Nachtarbeit mit regelmäßigen 
Schichtenwechſel nur bei den Vormaſchinen, alſo wejentlich 
beim Krempein jtattfindet. 

Der Verein zur Wahrung der gemeinfamen wirth— 
ſchaftlichen IntereſſenfürKheinland und Beitfalen bemerkt 
dagegen, daß Nachtarbeit von Arbeiterinnen in ber Tertil- 
indujtrie im dortigen Bezirfe durchweg nicht vorfonme 
und auch nicht gewünfcht werde. Auch die Nheiniichen 
Sandelsfammern beantragen ein Verbot dieſer Arbeit für 
die Tertilinduftrie. 

In gleicher Weife jpricht ſich der Sektionsvorſtand der 
Tertilberufsgenoffenfhaft zu Magdeburg mit Nücficht 
auf bie zahlreichen ſchweren Mißſtände für das Verbot der 
Nachtarbeit in der Tertilinduftrie aus. 

Aud aus Sahjen-Meiningen wird die Nacht— 
beſchäftigung weiblicher Verſonen im Spinnereibetriebe als 
entbehrlich bezeichnet. 


5. Metallhammerwerke. 

In Bayern wird die dauerde Weiterzulaffung der Nadıt 
arbeit — $. 139a Abſatz 1 Ziffer 2 des Gejegentwurfs — für 
die (25) mit unregelmäßiger Waſſerlraft arbeitenden Metall- 
hammerwerke in Mittel: und Oberfranken für dringend er— 
forderlich erachtet, gleichzeitig jedoch vorgefcdhlagen, dieſe 
Ausnahme nur für die Zeiten niedrigen Waſſerſtandes zu 
bewilligen und außerdem an gewiſſe Bedingungen zum 
Schub der Arbeiterinnen zu knüpfen. 


6. Oberſchleſiſche Montaninduftrie, 

Aus dem Negierungsbezirt Oppeln wird beantragt, 
die Nadıtbeichäftigung weiblicher Arbeiterinnen unbedingt 
auf Hochofenwerken, Walzwerken und Zinkhütten zu ver- 
bieten. Ein ſolches Verbot werde unbedenklich fein, weil 
die Beichäftigung weibliher Perſonen zur Nachtzeit nur 
bei etwa '/s der Anlagen und nicht in erheblichem Um— 
fange ftattfinde. Bezüglich der übrigen Anlagen wird aber 
Folgendes ausgeführt. 

„Bei den Koakereien ift nad) dem Gutachten des 
Gewerberaths die Einſchränkung ber Frauenarbeit ohne 
Schwierigkeit dort herbeizuführen, wo feine Gewinnung 
von Nebenprodukten (Theer und Ammoniak) ftattfindet und 
demzufolge auch fein kontinuirlicher Betrieb erforderlich ift. 
Die Arbeiterinnen würden bier nicht ohne Weiteres aus 
den SKoalereien verichwinden, fondern die Werksleiter 
würden gezwungen werden, bie Bedienung der Koalsöfen, 
das Füllen und Entleeren derfelben in die Tagichicht zu 
verlegen. Für Koalereien auf Hochoſenwerlen ergäbe ſich, 
wenn nur in der Tagſchicht ausgedrüdt wird, die Noth- 
mwendigfeit, die für den Nachtbetrieb der Hochöfen nöthigen 
Koals aufzuftapeln, was nirgends auf erhebliche Schwierig- 
feiten ftoßen würde Dagegen fann allerdings bei ben 
aud; zur Fabrikation von Theer und Ammoniak eins 
erichteten KRoaksöfen, deren Zahl im Wachſen begriffen 
it, die Nachtarbeit der frauen noch nicht entbehrt werden. 

In denSteinfohlen bergwerken find die Arbeiterinnen 
ag wen bei der Separation der Kohlen beichäftigt. 

er Betrieb der Separationen muß ſich ganz genau der 
Kohlenförderung anſchließen und, da ein großer Theil der 
oberſchleſiſchen Steinfohlengruben gezwungen it, im zwei 
Schichten von etwa Yftündiger Dauer zu fördern, fo müſſen 
auch die Separationsanftalten bis in die Nacht hinein im 
Betriebe erhalten und bedient werden. Da fid nun 
fchwerlid; eine aus Männern beftehende, nur in der Nadıt 
arbeitende zweite Belegichaft für die Separationsanftalten 
finden würde, jo würde das Verbot der Nacht-Frauenarbeit 
in ben Separationsanftalten das Verbot der FFrauenarbeit 
in den meijten Separationsanftalten yon fein. 

Wenn es auch wünfchenswerth ift, daß die hier thätigen 
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Arbeiterinnen in der Naht allmälig durch männliche 
Arbeiter eriegt werden, jo würde eine fofortige Entlaffung 
der Arbeiterinnen doch jo viele Eriftenzen auf die Strafe 
fegen, daß hier zunächſt noch ein Uebergangszuſtand er: 
forderlich jei. 

Bei den Wäſchen der Galmeis und Bleierz— 
gruben ift ein bejonderer Anlaß zur Beſeitigung der 
Nachtbeſchäftigung der Arbeiterinnen, abgejehen davon, daß 
diejelbe allmälig angeftrebt werden muß, noch nicht ge 

eben. Ale Erzwäjchen in Oberjchlefien find für ihren 
etrieb auf das beitändig Tag und Nacht den Gruben 
zufließende und von denjelben gehobene Waſſer angewieſen. 
Das Waſſer kann in der Grube nicht für den Tagbetrieb 
aufgejanmmelt werden, und die Wäſchen verbrauchen aud) 
ohne Ausnahme das ganze Wafler, welches die Grube hebt, 
fo daß aljo die Einführung des bloßen Tagbetriebes ber 
Waͤſchen gleichbedeutend fein würde mit der Herabminderung 
ihrer Leiftungsfähigfeit auf die Hälfte. Dadurch würde 
aljo die gejammte oberſchleſiſche Zink: und Bleierzproduttion 
und damit auch der Vetrieb der Zink und Bleihütten auf 
die Hälfte reduzirt werden. 

Die Arbeit in den Wäſchen ift jehr leicht, fie erfordert 
feine befonderen Vorlennmiſſe, und eignen fich Arbeiterinnen 
zu diefer Ausdauer und Gewifjenhaftigkeit vorausſetzenden 
Arbeit beſſer als Männer, wenn auch ihr Erjaß durd) 
dieſe nicht techniſch unmöglich ſei. Nur mit groken 
Schwierigkeiten würde es der Induftrie gelingen, die nöthige 
Zahl männlicher Arbeiter zum Erjag der weiblichen Arbeits: 
fräfte aus den aderbautreibenden Diftrikten des Regierungs— 
bezirls heranzuziehen — jedenfalls jehr zum Schaden der 
Landwirthichaft, die ſchon jegt über empfindlichen Arbeiter: 
mangel Elagt. 

Mit der Bejeitigung der Frauenarbeit in den Erz 
wäjchen würden aber die Arbeiterinnen ſelbſt ganz ungemein 
geihädigt werden. Nach Angabe der Gewerbekammer find 
in den Wäjchen und Kohlenfeparationsanftalten augenblidlid) 
mehr als 7000 Frauenzimmer in den Kreifen Benthen, 
Kattowigß und Zabrze beichäftigt, die jegt mit einem regel: 
mäßigen Durchichnittsverdienfte von reichlih SO Pf. für 
den Arbeitstag meift in dem Alter von 16 bis 20 Jahren 
nicht nur fich ſelbſt ernähren, ſondern auch ihren Familien 
eine Stüße bieten. Die Entlafjung dieſer 7000 Arbeite— 
rinnen würde für die Arbeiterfamilien den Verluſt eines 
Gejammtjahreseinfommens von etwa 1 680 000 M. bedeuten. 
Da endlih die Arbeit in den Erzwäſchen eine durchaus 
— iſt, ſo laſſen ſich begründete Bedenken gegen die 
Weiterzulaſſung der Nachtarbeit der Frauen in dieſem Be— 
triebe zur Zeit noch nicht geltend machen.“ 


7. Bolltämmereien. 

Aus dem Negierungsbezirt Stade wird berichtet: 

„Die Lohnfämmereien Deutjchlands und bes Aus: 
landes jeien gezwungen, wenigitens während eines Theiles 
des Jahres, auch zur Nachtzeit zu arbeiten, einmal weil 
die Importe von Molle ſich auf einige wenige Monate zus 
fammendrängten, ſodam weil die Importeure bei dem 
en Werthe der Wolle das größte Intereſſe hätten, die: 
elbe möglichſt fchnell verarbeitet zu ſehen. 

Die Vediennng einer großen Anzahl von Maſchinen 
fönne rationell nur durd Frauen erfolgen, weil, gan; 
abgejehen von den billigeren Löhnen, die Arbeit für Männer 
viel zu leicht fei, und letzteren außerdem meiftens der Sinn 
für die jo nothwendige fortwährende Sauberhaltung der 
Maſchinen volljtändig abgehe. Daher werde ein Verbot 
der — — ür die Wollkämmerei-Induſtrie 
gleichbedeutend fein mit der Aufhebung der Nachtarbeit, 
hieraus aber würden ſich die nachbezeichneten Folgen 
ergeben: 


Reichstag. Altenſtück Nr. 19. 


Zur Erhaltung der bisherigen Leiftungsfähigfeit würden 
Nenanlagen mit ganz bedeutendem Koftenaufwande gemacht 
werden müſſen, weldhe nur während eines Theiles des 
Jahres im Betrieb gehalten werden fünnten. Da nun das 
Betriebsfapital in der guten Zeit nicht hinreichend aus— 
genugt und demgemäß wicht genug verdient werden könne, 
jo werde es in Zukunft nicht mehr * ſein, wie dies 
bisher geſchehen, während ber ſtillen Geichäftszeit die ein— 
geihulten und alten Arbeiter bei vollen Löhnen in Arbeit 
zu behalten. Während fich dadurch einerjeits die Lage des 
Arbeiterjtandes wejentlih ungünjtiger geitalten würde, jo 
würden andererjeits die Fabrikanten gezwungen fein, jedes 
Jahr bei Beginn der Saifon mit neuem, ungeſchultem 
Verſonal den verftärkten Betrieb aufzunehmen, was ſowohl 
für die Unterhaltung der Mafchinen, als aud für die 
Güte der Produkte jehr nachtheilig jein würde. Das Ends 
ergebniß werde zweifellos fein, daß die deutſche Induftrie 
jehr ſtark geihädigt werden würde zu Gunften der frau— 
zöſiſchen und belgiſchen Konkurrenz, welche durch Beibehal- 
tung der Nachtarbeit in der Lage ſei, die während der 
Satjon verftärtt am fie herantretenden Bebürfniffe zu 
befriedigen.” 

8. Nepfabriten. 

Die ae des Negierungsbezirtd Schleswig er— 
Hären die Nadıtbeihäftigung weiblicher Arbeiterinnen in 
den Nepfabriten für unentbehrlich, da, abgejehen davon, 
daß die einzige Netzmaſchinen liefernde Heine franzöfiiche 
Maſchinenfabrik erſt in mehreren Jahren foviele Marhinen 
würde liefern können, als zur Vergrößerung der Anlage 
um das Doppelte erforderlih wären, dieſe Vergrößerung 
eine jo erhebliche Vermehrung der Produktionskoften hervors 
bringen würde, dab die Erijtenz diefer Induftrie bedroht 
jein würde. 

9. Eihorienfabrifen. 

Die Behörden in Baden halten die Nachtarbeit weib— 
licher Perſonen hier ebenfo wie in der Buderfabrifation 
für unentbehrlih. Denn für diefe beiden nur während 
eines Theiles des Jahres im Betrieb flehenden Fabri— 
fationszweige feien nicht genügend männliche Arbeitskräfte 
zu befommen. Nad der techniſchen Natur des Betriches 
müjle Tag und Nacht hindurch gearbeitet und müßten die 
Arbeiterinnen in Schichten eingetheilt werden. Die der 
Nachtbeſchäftigung entgegenftehenden Bedenken treten bei 
diefen Betrieben zurüd, weil die Nachtarbeit nur einen 
Theil des Jahres hindurch dauere und mit nicht über- 
mäßiger Anftrengung verbunden jei. Die Urbeiterinnen 
gehörten faſt alle der Landbevölferung an. Sie arbeiteten 
auch jetzt ſchon meijt getrennt von den männlichen Arbeitern. 


10. Fabriken für emaillirte und verzinnte 
Geſchirre. 

Aus Lübeck wird bemerkt, die Verrichtungen beſtän— 
den im Abkochen, Abſpülen und Abtrodnen der Blech— 
aeihirre. Da ein Vorrat) von Blechgeſchirren wegen der 
Gefahr des Wiedereinroftens nit angejammelt werden 
fönne, fo jei die Nachtarbeit erforderlid. Zu derfelben 
müßten frauen verwendet werden, da Dieje zu den frage 
lihen Arbeiten befonders geeignet feien. 


III, Vorausſetzungen für die Weitergeftattung der 
Nachtarbeit weiblicher Perjonen. 

Bezüglich der Vorausjepungen, von welden die Zu— 

laſſung der Frauennachtarbeit für die Zukunft abhängig 

emacht werden folle, wird aus Berlin, dem Regierungss 

ezirt Oppeln, ſowie aus den Bundesitaaten Sachſen— 

Weimar und Medlenburg: Strelig berichtet, daß ſchon 


(Beriiht, der, orhien, Kommiſſien 


nn 


zur Zeit die in den betreffenden Fabriken beftehenden Ein— 
richtungen hinreichende Vorkehrungen für die Gejundheit 
und Sittlichfeit der Arbeiterinnen träfen. 

Manche Behörden halten die Vorjchriften des $. 120b 
für eine gemügende Handhabe, um die erforderlichen Ans 
ordnungen zu treffen. 

Im Uebrigen werben folgende Forderungen geltend 
gemacht: 


1. mit Bezug auf die Perſönlichkeit der zu be— 
eh ärkaeuben Arbeiterinnen. 

a) daß mur Frauen von minbdeftens 25 Jahren zur 
Nachtarbeit zugelajien würden, 

b) daß diejenigen Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen 
zu beforgen haben, mit Rüdjicht auf die Pflege der Kinder 
von der Nadhtarbeit gänzlich auszuſchließen ſind. 

e) Eine Behörde fordert den Ausſchluß ſchwangerer 
Weiber von der Nachtbeſchäftigung, 

d) eine andere wünſcht, daß nur ältere, genügend 
geſunde und Fräftige Arbeiterinnen zur Nachtbeihäftigung 
zugelaffen werden dürfen. 


2, mit Bezug auf die Einridtung des Betriebes. 

a) Don verſchiedenen Seiten wird darauf hingemiejen, 
daß mindeftens allwöchentlich ein Wechſel der Tag: und 
Nachtſchichten jtattfinden müſſe, 

b) Eine Behörde Hält die Forderung einer mindeſteus 
einftündigen Pauſe, 

eine andere die von zwei halbftündigen und einer ein— 
ftündigen Pauſe für angezeigt. 

Bon zahlreihen Berichterftattern wird bie Borjchrift 

c) ausreichender Beleuchtung und Höhe, 

d) guter eu 3 ber Hrbeitsräume, 

e) hinreichende Mufficht über die Arbeiter gewünſcht. 

Sn leßterer ge wird u. A. verlangt, daß die Auf— 
ſicht durch weiblide oder ältere männliche Berjonen jtatt- 
finden jolle, daß die Arbeitsräume für das Aufjichtsperjonal 
jomwie die behördlichen Auffichtsbeamten jederzeit zugänglich 
fein follen. 

f) Im Intereffe der Sittlichfeit wird ferner mehrfad) 
der Wunſch geäußert, daß die Arbeiterinnen zu Mehreren 
gemeinschaftlich, möglichjt getrennt von den männlichen 
Arbeitern bejhäftigt würden, oder daß den verheiratheten 
Frauen eine Arbeit in den nämlichen Räumen wie ihren 
Ehernännern angemwiejen werden müſſe. 

Ein Preußischer Negierungspräfident empfiehlt eine 
Anordnung des Inhalts, daß, abgejehen von dem Aufjichts= 
perjonal, feine männlihen Arbeiter gleichzeitig mit ben 
Urbeiterinnen fi) während der Nacht in denjelben Räumen 
aufhalten bürfen. 

Ein anderer Regierungspräfident wünſcht die Forderung 
gejonderter Näume, in welchen ſich die Arbeiterinnen während 
der Paufen getrennt von den Männern aufhalten könnten. 

g) Vielfach wird darauf Hingewiefen, dab die Nacht— 
beichäftigung weiblicher Perſonen in heißen Räumlichkeiten, 
in welden die Männer bisweilen halbnackt arbeiteten, vers 
boten werden müffe. 

Aus diefem Grunde wird bezüglid) der Zuderfabrifation 
das Verbot der Frauennachtarbeit 

„auf den Zuderböden,“ 


ober 
„im Zuderhaufe, bei den Abdampfapparaten und 
den Preſſen,“ 
ober 
„in ben Räumen der Zentrifugen und Syrupbe: 
älter, jowie — mit Nüdjicht auf die Duntelheit — 
ei der Nübenwäfche und auf den Zuderböden“ 
gewünscht. 


Reichstag. 


b) Endlich ſtellt ein Preußiſcher Regierungspräſident 
mit Rückſicht darauf, daß die Zuverläſſigkeit des Auffichts- 
perjonals zur Verhütung von Unfittlicjkeiten von großer 
Bedeutung fei, zur Erwägung anheim, eine Beltimmung 
zu treffen, derzufo olge Unfittlichfeiten, welche gegen unters 
gebene Arbeiterinnen begangen werden, als Entlafungss 
grumd anzuerkennen feien. 


F. 
Regelung der Arbeitszeit in den Spinnereien. 
($. 1393.) 


1. Statiftif der in —— beichäftigten 


Die Gejammtzahl derjenigen Arbeiter, welche Mitte 
Auguft 1890 im Deutichen Reiche in Spinnereien von nicht 
blos vorübergehenden oder wenig — Betriebe 
beichäftigt waren, beträgt nach anliegender Statiſtik 176 144. 

Bon diefen waren: 

1. Arbeiter unter 16 Jahren 26452 oder gegen 
15 Prozent und zwar 
a) männliche 11 071 oder über 6 Prozent, 
bh) weibliche 15 381 oder über 8 Prozent, 
. Arbeiter über 16 Jahren 149 692 oder gegen 
85 Prozent und zwar 
a) männliche 65 067 oder 37 Prozent, 
b) ledige oder verwittwete Arbeiterinnen 66 414 
ober 38 Prozent, 
e) verheirathete Arbeiterinnen 

Prozent. 

Bon der Gejammtzahl von 176144 entfallen auf 
Preußen 69 891, auf das übrige Reichsgebiet 106 253. 

Die Verhältwipzahlen find in Preußen im Wefentlihen 
die gleichen wie im Neiche. 

Bon den 69 891 Arbeitern waren 

10 204 oder 14 Prozent Arbeiter unter 16 a ren, 

34 267 ober 49 Prozent erwachjene weibliche Arbeites 

rinnen und davon 

6312 oder 9 Prozent verheirathete Arbeiterinnen. 





Bas die örtliche Verbreitung der Spinnereien anlangt, | 
fo find biefelben in Preußen in ganz geringem Umfange 
vertreten in den Provinzen Oft: und Wejtpreußen, Bommern, 
Poſen und in Berlin, 

Dagegen findet eine Häufung der Spinnereibetriebe | 

att: 


am Niederrhein (Regierungsbezirte 
Düffeldorf, Köln und Aachen) mit 


27 439 Arbeitern, 
in Schlefien (Regierungsbezirte Bres- 


lau und Liegnig) mit . : 12 647 = 
in der Mart Brandenburg (Re: 

gierungsbezirke Frankfurt a und 

Potsdam) mit 8 563 s 


und in Weftfalen (Regierungsbegirke 
Münjter und Minden) mit i 6 038 
Im übrigen Reichögebiet beichäftigt bie meißen Urs 
beiter im Spinnereibetricbe — nämlich 39005 — das 
Königreich Sadjen. 
Es folgen 
Eliaf- Se mit 
Bayern mit . . 
Baden mit ; 
Württemberg mit . 


18 993, 
18 278, 
9831, 
7 945, 


18211 oder 10 | 


Altenſtück Nr. 190. 








| 





und ausbleibenden Bejtellungen vor. 
ı werde bie 13ftündige Arbeitszeit auch überichritten; 


(Bericht der achten Kommiffion.) 





Braunſchweig mit. 2923, 
Didenburg mit . ‚ 2228, 
die thüringiihen Staaten mit L 

fammen . 4324 


Urbeitern. 

In den einzelnen vorjtehend bezeichneten Hauptgebieten 
der Spinnereiinduftrie ift der Prozentſatz der jugendlichen 
Arbeiter im Verhäliniß zur Gefammtzahl der Arbeiter ein 
jehr verſchiedener. 

Während der Durdhichnitt für das Neichögebiet, wie 
oben erwähnt, 15%/, beträgt, bilden die jugendlichen Arbeiter 
von der Geſammizahl der ERS, 


in Schlefien . 9 % 
in Braunfhweig 10 = 
in Oldenburg 1 = 
in Bayern gegen . 111, = 
in der Mar Brandenburg. gegen 12 = 
in Elfaß-Lothringen . 14 = 
in Württemberg R 14 = 
in Baden gegen . . 14a x 
in den thüringifchen © Staaten über. 16 - 
in Weftfalen . . 161/g = 
am Niederrhein . 17 = 
und im Königreich Sadjen 181/. = 


Das vVerhälmiß der geht ber vereiratheten Arbeite⸗ 
rinnen zur Geſammtzahl der in Spinnereien beſchäftigten 
Arbeiter, welches für das Reichsgebiet 10%, beträgt, be— 
— ſich für die einzelnen vorerwähnten Gebiete, wie 
olgt: 


Es beträgt: 
am Niederrhein rate 
in Beitfalen . . . 2 2 2 2202. T = 
in Oldenburg ... EN 
in Württember j 8 = 
in Eljab-Lothringen . Sg = 
in den EFFERANBEN.. Staaten und 
Baden er ra AO 
in Sadjen . 12 = 
in Sclejien . 13 = 
in Bayern und der Mart Branden: 
burg. . . r 14 = 
und in Braunjchweig . 141/, = 


11. Durchichnittliche Arbeitszeit in den Spinnereien. 


Die Länge der durchichnittlichen Arbeitszeit in den 
Spinnereien wird ſehr verfchieden angegeben. Sie ſchwankt 
durdgängig zwilchen 11 und 12 Stunden. In jelteneren 
‚ Hüllen ſinlt ie auf 10 oder jteigt ſie auf 13 Stunden. 

ür die einzelnen Hauptgebietstheile werden folgende 
u. en gemacht: 
1. In Schlefien beträgt fie 11—12 Stunden, 

2. in der Mart Brandenburg 11—13 Stunden. 

Zehnftündige Arbeitszeit fomme nur bei flauem sa 
Bei flottem Gejchäft 


3. in Beftfalen beläuft fie fich auf 111, —12 Stunden. 

Aus dem Regierungsbezirt Münfter wird mitgetheilt, 
dab in einigen Spinnereien eine Herabjegung der Arbeits: 
zeit auf 11 Stunden beabjichtigt werde. 

4. Am Niederrhein ſchwankt die Arbeitszeit zwiſchen 
10 und 13 Stunden. 

Im Regierungsbezirf Köln beträgt fie in den Kreijen 
Bonn (Land), Gummersbad, Siegburg, Bergheim und 
Köln (Stadt) 11 Stunden, in den Sreijen Wipperfürth, 
Rheinbach und Mülheim a./RH. durchſchniitlich 12 Stunden 


| und im Kreiſe Eusfirchen regelmäßig 13 Stunden. 


Reichstag. Aktenjtüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Für den Megierungsbezirt Düffelborf wird fie durch— 


Ihmittlich auf 12 Stunden angegeben. 


Im Handelsfammerbezirt M.-Gladbad) ift fie in Folge | der 


freier Vereinbarung feit dem 1. Zuli 1890 auf 11'/, Stunden 
herabgeſetzt. 

5. Aus Bayern wird berichtet, daß ſie zwiſchen 10 
und 14 Stunden, im Durchſchnille troß der in ber letzten 
Zeit an einzelnen Orten erfolgten Werminderung 11'/, 
Stunden betrage. 

6. In Sachſen beträgt fie 11—12 — bisweilen aud) 
10 oder 13 — Stunden. 

7. In Württemberg 11—12, in einzelnen Spinne: 
reien 10 Stunden. 


8. Aus Baden wird bemerkt, daß in den Kanımgarız | 


jpinnereien und den nicht mit Webereien verbundenen 
Baummollipinnereien 12jtündige Arbeitszeit betche, daß 
dagegen die mit Weberei verbundenen Baummwolls und 
Seidenipinmereien theilweife zur 11’/g bis 11ftündigen 
Arbeitszeit übergegangen jeien. 
9 In den thüringiſchen Staaten wird fie auf 11 
bis 13 Stunden, 

10. in EljaßsLothringen auf 10%, 
12 Stunden angegeben. 


11 oder 


UI. Wirkungen der Verfchiedenheit der Arbeitszeit 
der erwachjenen und der jugendlichen Arbeiter. 
Faſt von allen Seiten wird behauptet, daß die Ver— 

ſchiedenheit der Arbeitszeiten von erwachienen und jugend- 

lichen Arbeitern zu Vetriebsftörungen geführt habe. 

Während aber von einem Theile der Berichterftatter 
bemerft wird, daß dieſe Betriebsftörungen dauernd mehr 
oder weniger nadıtheilige Don hätten, iſt eim anderer 
Theil der Meinung, dab die anfänglich auftretenden 
Schwierigkeiten gegenwärtig ohme Schaden für die Induſtrie 
größtentheils gehoben feien. 

1. Die Hauptvertreter der Anſicht, daß die Per: 
ſchiedenheit der Arbeitszeit von erwachlenen und jugend: 
lichen Arbeitern auch jeßt noch mit Nachtheilen für den 
A verfnüpft ſei, äußern ſich im Mejentlichen 
wie folgt: 

») Behörden des Negierungsbezirls Potsdam: 

Die jugendlichen Arbeiter hätten meijt das Abnehmen 
der Spinnjtühle zu bejorgen; dies müſſe gefchehen, wenn 
die Spinnftühle vollgelaufen feien. Wenn die jugendlichen 
Arbeiter entlaflen würden, müßten daher auch die Er- 
wachſenen die Mrbeit einitellen. Aus Ddiejem Grunde 
würden bie jungen Arbeiterinnen vielfach erit mit bem voll: 
endeten 16. Jahre eingeftellt, alſo in einen Mlter, wo fie 
zur Erlangung erforderlichen Gewandtheit und Geſchick— 
lichkeit in der Negel bereits zu alt geworden jeien. 

ee des Negierungsbezirts Liegniß: 

, Mit Rüdjicht auf die Vetriebsftörungen beföäftigten 

einige Fabriken jugendliche Arbeiter überhaupt nicht mehr, 

die übrigen Fabrifen nur zu einem geringen Prozentjaße 
und meilt mit leichten Hülfsarbeiten, fo daß die Störungen 
nicht wejentlich feien. 

c) Aus dem Negierungsbezirt Erfurt wirb berichtet, 
daß die Neigung vorhanden jei, die fi aus der vers 
ichiebenen Bemeſſung der Arbeitszeit ergebenden Betriebs- 
ftörungen durch Uebertretungen zu bejeitigen. 

d) Aus verſchiedenen Bezirken der Provinz Hannover 
wird gemeldet, daß die Beihäftigung jugendlicher Arbeiter 
ſehr eingefchränft worden jei. Im Regierungsbezirt Osna= 
brüd würden diefelben in zahlreichen Fabriken jeher zum 
Nachtheile ihrer Ausbildung nur mit ſolchen Arbeiten be— 
ichäftigt, welche mit der beichränften Arbeitszeit aus tech— 
niſchen und finanziellen Rüdfichten vereinbar ſeien. 


| 


| 


1 





| 


‘ bedient würden, und 


1499 





e) Im Negierungsbezirt Kafjel Hat die Beihäftigung 
jugendlicher Perſonen erheblich nachgelafien, da während 
veizeit der jugendlichen die Arbeit der erwachſenen 
Arbeiter leide und die Produktion ſich verringere. 

P Aus dem Negierungsbezirt Düffeldorf wird be- 
richtet! 

In Folge der Verichiedenheit der Arbeitszeiten hätten 
ſich erhebliche Schwierigkeiten ergeben. Die jugendlichen 
Arbeiter würden hauptſächlich zur Hülfeleiftung beim Bes 
triebe der Spinnmaſchinen, welche von erwachſenen Arbeitern 
zwar als Aufſtecker bei Bane & 
Broches, Muffteder bei Selfnetors und Anſpinner bei 


- Twestles verwandt. 


Diefe Hülfeleiftungen müßten mit den Arbeiten ber 
Erwachſenen Hand in Hand gehen. Sei die Arbeitszeit 
der jugendlichen Arbeiter kürzer, fo ermangelten bie er- 
wachlenen Arbeiter eine Zeit lang dieſer Hülfeleiſtungen 
und erlitten, ba fie regelmäßig im Alkord arbeiteten, einen 
Lohnausfall, während andererfeits auch die Produktion 
geringer werde. Diefem Uebeljtande fönne man durd) 


Seranziehung jugendlicher Refervearbeiter nicht abhelfen, 


da felten eine genügende Zahl von ſolchen ſich zu fo kurzer 
Arbeitszeit bereit finden werde. Es jei denn and) dieſes 
Mittel im Bezirk wohl nirgends zur Anwendung gelangt. 

Sm Gladbacher Handelskammerbezirk hätten die meiften 
Spinnereien die Einrichtung getroffen, daß die erwachſenen 
Arbeiter während der Halbjtündigen Paufen, melde den 
jugendlichen Arbeitern Bor: und Nachmittags gewährt 
werden müßten, '/; Stunde ruhten. Die erwachſenen Ar⸗ 
beiter entbehrten denmach der Hülfeleiftungen der jugend— 
lichen Bor: und Nachmittags nur je Y, Stunde. Ihre 
Arbeitszeit fei aber um !/, Stunde verringert. 

In der Vierjener Aktienipinnerei habe man ſämmtliche 
jugendliche Arbeiter in 4 Rotten eingeteilt, von weldyen 
die erjie Morgens eine Stunde fpäter lomme, die zweite 
Mittags eine Stunde jpäter gehe, die dritte Nachmittags 
eine Stunde ſpäter fomme, bie vierte Abends eine Stunde 
ipäter gehe. Es fei dadurch erreicht, daß bei den Maſchinen, 
bei weldyen mehrere jugendliche Arbeiter zugleich die Hülfs- 
leiftungen verrichteten, dieſe nie ganz fehlten. 

Dadurch jei jedoch der Uebelſtand nicht gehoben, ſon— 
dern nur verringert und zugleich ein neuer Uebelſtand ge= 
ichaffen, daß die Einrichtung von vier verfchiedenen Arbeitss 
zeiten für die jugendlichen Arbeiter die Leitung des Betriebes 
erihwere und der an umd für fich ſchon fo ſchwierigen 
polizeilichen Ueberwachung der Vorſchriften über die Be— 
ſchäftigungszeit der jugendlichen Arbeiter Hinderniſſe bereite. 

ebrigens jei anzunehmen, daß vielfady die kürzere 
Arbeitszeit der jugendlichen Perfonen ſchon jegt nicht ein— 
ie werde, ba jidy weniger gemiffenhafte Arbeitgeber 
auf die Schwierigfeit der Entdedung verließen. j 

Endlich jei es nicht Leicht, die jugendlichen Arbeiter, 
namentlich bei ſchlechtem Wetter, während der Zeit, in 
welcher fie die Arbeit ausjegen müßten, in geeigneter Weije 
unterzubringen. 

£) Im ähnlicher Weife lauten die Berichte aus den 
Regierungsbezirten Köln und Machen. 

Im erfteren Bezirk jei in der Negel auch die Arbeits: 
zeit der erwachjenen Arbeiter auf 11 Stunden RT 
worden und habe aus diejem Grunde eine Vollbeihäftigung 
der jugendlichen Arbeiter jtattgefunden. 

Im Aachener Bezirk würden in ben Spinnereien bie 
jugendlichen Arbeiter meift als jogen. Fadenjungen zur 
Hulfeleiftung der erwachſenen Arbeiter verwendet, deren 

ehlen den ordnungsmäßigen Gang der Spinnmaſchine 
jtören, diejelbe jogar zum Stillftande bringen müſſe. 

h) Behörden aus dem Königreih Sachſen: 

Die Maſchinen, welde von den jungen Leuten be 
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dient würden, oder an welchen dieſelben als Hülfsarbeiter 
thätig ſeien, müßten während der Zet ihrer Nichtbeſchäfti⸗ 
gung im erſteren Falle ſtill ſtehen oder könnten im letzteren 
Falle nicht hinreichend bedient werden, ſo daß der Betrieb 
unterbrochen werden müſſe. Da hiermit eine nicht un— 
weſentliche Verminderung der Produktion verbunden ſei, 
ätten die Spinnereibeſitzer da, wo dies ausgeführt werben 
onnte, mehr Leute, als urfprünglich erforderlich, eingejtellt, 
um Diefelben in der Zeit verwenden zu können, während 
welcher die übrigen jugendlichen Arbeiter feiern müßten. 
ierdurch fei jedoch eine Vertheuerung der Produktion herz 
eigeführt worden. Da, wo ein jolher Wechſel der be— 
Ihäftigten jungen Leute nicht angängig geweſen, hätten ſich 
die Spinnereibefiger genöthigt gejehen, auf die Verwendung 
der geſchützten Perſonen ganz zu verzichten. 

i) Aus Sadıjen- Altenburg wird berichtet, daß mit 
Rückſicht auf die Vetriebsftörungen von den meiften Spinne: 
reien jugendliche Arbeiter nicht mehr beichäftigt oder, wo 
dies doch geſchehe, als überzählige Arbeiter angejehen wür— 
den, welche als Lehrlinge erſt nad) und nach zu allen Ar— 
beiten herangezogen würden, 

Von den Vertretern der Anficht, daß die aus ber 
Verichiedenheit der Arbeitszeiten der erwadhjenen und der 
jugendlichen Arbeiter anfänglich fich ergebenden Schwierig: 
feiten zur Beit gehoben feien, wird namentlich auf die Ver: 
ordnung des Bundesraths vom 20, Mai 1879 Hingemiefen, 
durch welche für gewiſſe Arbeiten der jugendlichen Per— 
jonen die I1ftündige Arbeitszeit eingeführt und dadurch in 
einer Reihe von Betrieben ihre Beichäftigungszeit derjenigen 
ber Erwachjenen gleich geworden jet, 

a) Im Negierungsbezirte Schleswig haben ſich 
Schwierigkeiten in Folge der verſchiedenen Bemeſſung der 
Arbeitszeit bisher wenig gezeigt, da die Fabrikanten einer 
Stilllegung der Maſchinen die Doppelte Beſetzung derſelben 
mit Kindern unter 14 Jahren vorgezogen hätten. Leßteres 
werde fünftig nicht mehr möglich Fe, da Kinder im ſchul⸗ 
. pflidtigen Alter überhaupt nicht mehr in Fabrilen be= 
ihäftigt werden follten, das jchulpflichtige Alter aber in der 
Provinz Schleswig-Holitein für Knaben bis zum 16. Qebenss 
jahr, für Mädchen bis zum 15. Lebensjahr bezw. mit der 
guläffigen Dispenfation bis zum 15. oder 14. Lebensjahre 

autere. 

b) Aus den Negierungsbezirtn Münfter und Min— 
den, jowie aus Bayern, Baden, Heſſen, Sadien- 
Beimar, Medlenburg:Strelig, Oldenburg, Braun— 
Ihweig, Sadhjen-Meiningen, Shwarzburg-Rudols 
ftadt, Neuß ä. ©. und Elſaß-Lothringen wird bes 
richtet, da man die anfänglichen Schwierigkeiten — na= 
mentlich in denjenigen Betrieben, in welchen bei 11 jtündiger 
Arbeitszeit der jugendlichen, 12ftündige Arbeitszeit für die 
erwachſenen Arbeiter bejtehe, — dadurd überwunden habe, 
daß man den jugendlichen Arbeitern die halbjtündigen 
Bor: und Nadjmittagspaufen in zwei aufeinanderfolgenden 
Serien gemähre, während Vor: und Nachmittagspaufen für 
die Erwachſenen nicht bejtänden. 

Nach Anficht der Eentralftelle für Gewerbe und Handel 
it e8 in Württemberg gleihwohl vielfach vorgefommen, 
daß die Anftellung jugendlicher Arbeitereingejchränft wordeniſt. 

Aus Elfaß- Lothringen und Bayern wird über: 
einftimmend berichtet, daß da, wo verjchiedenzeitig liegende 
Paufen der jugendlichen Arbeiter nicht eingeführt er 
während ber Pauſen derjelben die erwachjenen Arbeiter 
mehr arbeiten und jchärfer aufpaſſen, vor und nad) den 
Pauſen die jugendlichen Arbeiter raſcher arbeiten müßten, 


jugendliche Arbeiter auf Befragen bei Nevifionen hierüber 
Beſchwerde geführt hätten. 
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IV. Boransfichtliche — — — Ein⸗ 

ſchränkung der Arbeitszeit der jungen Leute von 

14 bis 16 Jahren und der verheiratheten Arbeite⸗ 
rinnen in Spinnereien auf 10 Stunden. 


1. Nur wenige Berichterſtalter aus den Regierungs— 
Bezirfen Frankfurt a/D., Bojen, Magdeburg, 
Trier, aus Baden und Helfen, jowie das Fabrik-Auf— 
fihtsamt von Elſaß-Lothringen vertreten den Stand» 
punkt, dab die in Ausſicht genommene Einſchränkung der 
Arbeitszeit auf 10 Stunden ſich ohne erhebliche Nachtheile 
werde durchführen laſſen. 

Einige derſelben glauben, daß die Induſtrie ſich mit 
den Beſchränkungen abfinden werde. Bei ſtockendem Ge— 
ſchäft werde fie eher als bisher daran gehen, den Geſammt— 
betrieb auf 10 Stunden einzuſchränken. Bei flottem Bes 
triebe aber werde jie Mittel und Wege finden, ben ge 
fteigerten Anforderungen geredht zu werden. 

Andere meinen, dak die verheiratheten Frauen und 
die jungen Leute in den Spinmereien unentbehrlich jeien, 
und dab die allgemeine Reduktion der Arbeitszeit in den 
Spinnereien auf 10 Stunden als wohlthätige Folge von 
ber Durdjührung der geplanten ——— Maßregel 
zu erhoffen jei. 

ud) der Fabrikinſpeltor von Helfen glaubt, daß die 
beabfidhtigte Einſchränkung allmälig zur 10 ftündigen Ars 
beitözeit in den Spinnereien führen werde. ine Ent 
lafjung der geihügten Perſonen werde ſchwerlich ftattfinden, 
weil namentlich die Arbeiterinnen in den Spinnereien fehr 
gefucht, nicht Leicht zu bekommen und unentbehrlich feien. 

Im Gegenfag hierzu wird in Baden die Befürdtung, 
daß allgeme die 1Oftündige Arbeitszeit eingeführt werden 
mühte, Hr unbegründet angeje vielmehr die Anficht vers 
treten, daß die beabfichtigte Einfchräntung lediglich den 
Uebergang zur 11 ftündigen Arbeitszeit bejchleunigen würde. 
Denn bereits jept arbeiteten die jugendlichen Arbeiter nur 
eine Stunde weniger als die Erwachſenen und werde den 
verheiratheten Arbeiterinnen eine geringere als die gewöhn— 
liche Arbeitszeit gewährt. 

Weſentliche wirthichaftliche Bedenken jeien daher gegen 
die geplante Maßnahme nicht zu erheben. 

Das Fabrikaufſichtsamt von Eljah-Lothringen 
äußert jih dahin, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit der 
verheiratheten Frauen, weldie als Schlagmaſchinenwärter, 
Krempel-, Flyer⸗, Stredenwärter, fowie an Zwirnmaſchinen, 
jelten an Spinnmafchinen bejchäftigt jeien, zu deren Ent- 
laffung oder zur Heranziehung von Erjagperjonen oder 
Maſchinen führen werde. 

Die jungen Leute könnten in 2, -3 oder 4 Gruppen 
aejondert werden, deren Scichtbeginn und Paufen jo auf- 
einander gelegt jeien, daß eine Gruppe die andere zeitweife 
vertreten könne. 

2. Die Behörden aus den Regierungsbezirken Bres— 
lau, Liegnig, Schleswig, Erfurt, Hannover, Arns— 
berg, Koblenz, Köln, Aachen, jowie aus Sachſen— 
Altenburg, Anhalt und Reuß ä.L. äußern ſich dahin, 
dab bie geplante Verkürzung der Arbeitszeit entweder zur 
Entlaffung der geſchützten Berjonen oder zur allgemeinen 
Einſchränkung der Arbeitszeit führen werde, Im eriteren 
Falle würden die Arbeiterfamilien in folge des Lohnaus- 
falles den Schaden zu tragen Haben, im leßteren Falle 
werde die Produktion veriheuert und die Wettbewerbs 
fähigkeit der einheimiſchen Induſtrie mit dem Auslande ver 
ringert werden. Welche diejer beiden FFolgen im einzelnen Falle 


* = 1 4 
ohne daß — in EljafeLothringen — Spinner umd | eintreten werde, hänge von der Lohnfrage und der leichteren 


oder jchwierigeren VBeihaffung der Arbeitsfräfte ab. 
Dazu wird aus dem Negierungsbezirt Köln bemerkt, 
figten Einſchränkungen 


nicht eimvenden, daß die Arbeiter in der Lage jeien, durch 
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angeſtrengte Arbeit in 10 Stunden daſſelbe wie in 11 Stunden 
zu leiflen. Denn die Arbeitsleiftung fei faft ausſchließlich 
von dem Gange und der Güte der Mafchinen, auf welche 
der Arbeiter gar feinen Einfluß üben fönne, abhängig. 

Uebrigens fei, wie auch von anderer Seite ae 
gehoben wird, die Beichäftigung eine ſehr leichte, jo daß 
11 Stunden nicht zu viel ſeien. 

3. Die Entlaffung der gefhüßten Perſonen nehmen als 
Folge der Einſchränkung ihrer Beihäftigungszeit an: bie 
Behörden der Negierungsbezirte Stade, Dsnabrüd, 
Minden, Kajjel, Sigmaringen, jowie die Behörden 
von Sadhjen-Weimar, Sahfen- Meiningen, Sachſen— 
Koburg-Gotha und Reuß j. ©. 

4. Die allgemeine Verlürzung der Arbeitszeit wird 
als voraussichtliche Folge der geplanten Maßregel bezeichnet 
von Behörden in den Regierungsbezirten Potsdam und 
Lüneburg, Sowie in Bayern, Braunfhweig und 
Schwarzburg-Rudolſtadt. 

Für Bayern wird dieſe Vermuthung damit begründet, 
daß die verheiratheten Arbeiterinnen und die jugendlichen 
Arbeiter in den Spinnereien 25—30 %, der AÄrbeiterſchaft 
ausmachten; die Schwierigkeiten würben geringer fein, wenn 
die Beſchränkung der Arbeitszeit nur für die jugendlichen 
Arbeiter eimträte. 

5. Der Eintritt verfchiedenartiger Folgen für vers 
heirathete Arbeiterinnen und jugendliche Arbeiter aus Anlaß 
einer Verfürzung der Arbeitszeit wird angenommen von 
ben Behörden in den Regierungsbezirten Merfeburg und 
Düffelorf, jowie in Sachſen, Württemberg, Diden— 
burg und Bremen, 

Im Bezirte von Merjeburg würde die Beichränkung 
der Urbeitszeit der verheiratheten Frauen weniger ins Ge- 
wicht fallen, da von diefen die Beichäftigung in ben 
Spinnereien, weldje namentlid in der Zeit der Schwanger: 
ſchaft wegen der vielfachen Bewegungen des Oberförpers 
gefundheitsfhädlich fei, gemieden werde. 

Was die jugendlichen Arbeiter anlange, fo werbe die 
Feſtſetzung einer 10ftündigen Arbeitszeit zu ihrer Ber: 
drängung in die Sausinduftrie führen. 

Aus dem Regierungsbezirt Düſſel dorf wird Folgendes 
ausgeführt: 

Die in den Spinnereien des Bezirks beichäftigten 
jugendlichen Arbeiter machen mehr als den jechften Theil 
der Gejammtarbeiterihaft aus. Eine Verbrängung der- 
jelben aus dem Spinnereibetriebe in * der Verkuͤrzung 
der Arbeitszeit ſei nicht wahrſcheinlich. Denn einerſeits 
ſei es fraglich, ob ſich eine hinreichende Zahl von er— 
wachſenen Arbeitern zu ihrem Erſatze finden werde. 
Andrerſeits würden den erwachſenen Arbeitern re Löhne 
— werden müſſen, ohne daß ſie die Arbeilen, welche 

isher von den jungen Leuten ausgeführt worden ſeien 
und welche lediglich Gewandtheit, aber keine Kraft erforderten, 
raſcher und beſſer ausführen könnten als dieſe. Daher ſei 
anzunehmen, daß man bie Arbeitszeit der erwachſenen der— 
jenigen ber jugendlichen Arbeiter nad Möglichkeit anpaffen 
würde, Db die Spinnereien in biejem alle erfolgreich 
mit dem theilweife unter ſehr viel günftigeren Bedingungen 
arbeitenden im Auslande noch würden konkurriren künnen, 
erfcheine bei der ſchon jet nicht günffigen Lage mandher 
Arten von Spinnereien, namentlich der Baummollipinnereien, 
mehr als zweifelhaft. Durd) die Verkürzung ber Arbeits: 
zeit werde die Produftionsfähigfeit des Arbeiters, deſſen 
Thätigfeit in den Spinmereien in ganz befonders erheblichem 
Maße Hinter derjenigen der Maſchine zurüdtrete, ſich 
vorausjichtlich nur in geringem Maße erhöhen. 

Naturgemäß werde auch eine weitere Verſchärfung 
der BVorfchriften über die Beichäftigungszeit jugendlicher 
Arbeiter einen erhöhten Anreiz zur Umgehung derjelben bieten, 

Mas die verheiratheten Arbeiterinnen betreffe, fo 
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machten diefe nur etwa ben 20. Theil ber geſammten 
Arbeiterfhaft aus. Viele von ihnen feien ſchon jept nur 
mit Nebenarbeiten beſchäftigt, um nicht die Beihäftigungszeit 
bes Haupibetriebes einhalten zu müſſen. Diefe würden 
durch die vorgeichlagene Beſchränkung nicht berührt, bie 
anderen verheiratheten Arbeiterinnen würden, ſoweit nicht 
in Folge der gleichzeitigen Einſchränkung der Arbeitszeit 
der jugendlichen Arbeiter eine ng ber Arbeitszeit 
überhaupt jtattfinden würde und fie nicht bei Nebenarbeiten 
Verwendung finden könnten, aus dem Betriebe entlaffen 
und durch ledige Arbeiterinnen erſetzt werden. 

Nicht auf den Spinnereibetrieb, wohl aber auf die 
Erwerbsfähigleit der ;Frauen werde bie geplante Ber: 
fürzung ber Arbeitszeit ihre nachtheiligen Folgen äußern. 

Nah alledem wird von dem Behörden im Lebereins 
ſtimmung mit jänmtlidhen befragten ®Bereinen des Res 
gierungs-Bezirfs dringend gebeten, an dem Vorſchlage ber 
Negierungs-Borlage feitzuhalten. 

8* Behörden im Königreich Sachſen äußern ſich 
wie folgt: 

In Folge einer Einſchränkung der Arbeitszeit werde 
noch mehr als bisher auf die Arbeitskräfte der jugendlichen 
Berjonen verzichtet werben müflen, obgleich gerade bei ber 
Spinnerei ein tüchtiger, mit der Arbeit wohl vertrauter 
Nachwuchs für die in ber Vor: und Feinſpinnerei, wie 
auch in der MWeiferei beichäftigten erwachjenen Berfonen 
dringend erwünfcht jei, da bie Fingerfertigkeit, welche bei 
ber Bedienung der Bor: und Feinſpinnmaſchinen und bei 
der Weiferei erforderlich fei, mur in der Jugend erworben 
werben könne. 

Berheirathete Arbeiterinnen würden bei 10ftündiger 
Urbeitszeit, wenn der übrige Betrieb länger dauere, nicht 
mehr in ber Schlägerei und Krempelei und an den Streden 
umd Fleyern beihäftigt werben können. Denn bei einer 
gut eingerichteten Spinnerei fei die Zahl und die Leiftung 
der einzelnen Maſchinen fo beredinet, daß in ber gleichen 
Anzahl von Stunden die Vorſpinnmaſchinen das Probuft 
der Schlägerei und Freinpel, die Feinſpinnmaſchinen das— 
jenige der Vorſpinnmaſchinen aufarbeiteten. Es würde da— 
her die Verwendung von verheiratheten Arbeiterinnen 
nur noch bei einzelnen Vollendungsarbeiten der Spinnerei 
(Weiferei, Doderei u. ſ. mw.) thunlich fein, ierdurch 
würden ſich für die Frauen die Arbeitsgelegenheiten ſehr 
zu ihrem Nachtheile weſentlich verringern. 

Da jedoch ein vollſtändiger Erſatz der an den Vor— 
bereitungs⸗ und Vorſ mein A beichäftigten ver= 
heiratheten frauen durch umverheirathete nicht möglich und 
eine Bedienung der fragliden Maſchinen durch Männer 
nicht wohl thunlich fei, bleibe den Fabrikanten nichts 
übrig, als die Arbeitszeit für das gejammte Fabrikperſonal 
auf 10 Stunden herabzufegen, ein Schritt, der geeignet 
fein würbe, die Wettbewerbsfähigfeit der ſächſiſchen Spinnerei, 
insbefondere der älteren Anlagen, in ganz bebenflichem 
Maße zu erfchüttern. 

Auch aus Württemberg wird bemerkt, daß die Ein- 
ſchränkung ber Arbeitszeit der jungen Leute nur ſchwer 
durchführbar jein würde, daß es aber vor Allem dringend 
wünjdhenswerth fei, von der fraglichen Einſchränkung bei 
den verheiratheten Frauen wegen ber Betriebsftörungen 
unbedingt abaufehen. 

In Oldenburg wird als Folge der beabfichtigten 
Einſchränkung angenommen, daß einzelne für junge Leute 
paffende Arbeiten von Erwachſenen vorgenommen werben 
müßten und daß die verheiratheten Frauen aus den Fabriken 
verdrängt werben würben. 

Ebenfo glaubt man in Bremen, daß in folge ber 
Einfhränkung der Arbeitszeit bie — Frauen 
entlaſſen und durch unverheirathete Arbeiterinnen erſetzt 
werden würden. 
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Zahl der Mitte Auguft 1890 in den 
Spinnereien, 
welche nicht blos voritbergehend oder in geringem Umfange betrieben werden, 
beichäftigten Arbeiter. 




























1. 4. 
Zahl der Arbeiter unter Zahl der Arbeiter über 
16 Jahre 
16 Jahren Jah Gefammtzahl 
BerwaltungssBezirl ra N b. e. ber 
b | ledige oder herheirathete Arbeiter 


männliche verwittmwete 


| Arbeiterinnen Urbeiterinnen 


a | r 
männliche | weibliche 
I 


Königsberg 
Gumbinnen . 
Danzig - - 
Marienwerder 
Poisdam 
Frankfurt a. O. 
erlin 
Stettin 
Eöglin 
Stralfund 
Polen. . 
Promberg 
Breslau . 
Liegnitz 
Oppeln 
Magdeburg . 
Merjeburg 
Erfurt 
Schleswig 
nrtover 
Hilbesheim 
üneburg 
Stade 
Dsnabrüd 
Auid . 
Münfter . 
Minden 
Arnsberg 
Gaflel. . 
Wiesbaden 
Goblen; . 
Düffeldorf 
Eln . . 
Trier . 
Aachen 
Sigmaringen 





Preußen 25420 
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1. 2. 3. 4. 
Zahl der Arbeiter unter Zahl der Arbeiter über 
1 
16 Jahren 6 Jahre | Geſammtzahl 
Verwaltungs-Bezirk a A VDDD——— der 
| Tedige oder | : 
a. | b. P verheirathete Arbeiter 
männliche | weiblide az —— | Arbeiterinnen 

SEM = 2 ee 1036 18 278 
Sabin . » » 2 2 200. 3 189 39 005 
Württemberg. . > >: 2 431 | 7945 
SDRDEN..- u a0: sen 590 9831 
1 VE RR ar 22 187 
Medlenburge Schwerin . . . . 1 135 
Sadjfens Weimar . . . 2... 78 1469 
BIRNEN ne er a0 a — 82 
Oldenburg ee 129 2 228 
vraumchweig SER RIREO PIe 84 2923 
SadjensMemningen . » .. . 110 | 1397 
SadjensAltenburg . -. . 2... 7 351 
Sadjjen-Coburg-Gothba . . . . _ | 38 
Anhalt . . ara 10 | 269 
Schwarzburg⸗ Rudoiſtadt ER 9 167 
Schwarzbung- Sonderspaufen DR — — 
Waldeck — 2 23 
Puch BD ae er ae 29 134 
Neu — aD 54 198 
Shnumburg Lippe FR _ — 
Eu: er — — 13 | 333 
Lüb 5 ie ee — — 
Feeeee 65 | 1.067 

en . ae See — — 
Elſaß⸗ Lothringen ER a 1186 18 993 
7045 | 9203 39 647 38 459 11 899 106 253 

| 

Deutsches Reich. >... 11071 15381 | 65067 66414 | 18211 176 144 





iss‘ 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. 


6. 


Degelung der Arbeitszeit in den Biegeleien. 
(88. 139 und 154.) 





1. Statiftit der in Ziegeleien bejchäftigten Arbeiter. 

Die Gefanmtzahl der im Deutjchen Reiche in Ziegeleien 
von nicht blos vorübergehendem oder geringem Betriebe 
Mitte Auguft 1890 beichäftigten Arbeiter beträgt nad) ans 
liegender Statiftif 176 336. 

Bon diejen waren: 

1. Arbeiter unter 16 Jahren 15709 oder gegen 

9 Prozent und zwar: 

a) männliche 13 293 oder T!/, Prozent, 

b) weibliche 2 416 ober 1/, Prozent. 

2. Arbeiter über 16 Jahre 160 627 

91 Prozent und zwar: 

a) männliche 142 702 oder gegen 81 Prozent, 

b) ledige oder vermwittwete Arbeiterinnen 9 855 ober 

mehr als 5 Prozent, 

e) Pa Arbeiterinnen 8 070 oder mehr als 

4 Prozent. 

Von der Gefammtzahl von 176336 entfallen auf 
Preußen 124218, auf das übrige Reidhsgebiet 
52 118 Arbeiter. 

Die Biegeleibetriebe find über das ganze Neichsgebiet 
verbreitet. In erheblichem Umfange — mit einer Arbeiter: 
zahl von mehr ald 2000 — kommen fie vor 

in Preußen in den Regierungsbezirken 
Potsdam nämlicd) 21878 Arbeiter 


oder gegen 


Magdeburg = 800 = 
Breslau s 7140 = 
Düfjeldorf = 6985 = 
Merjeburg = 6932 = 
Liegniß ⸗ er 6458 = 
frankfurt a. O. nämlid . 5953 = 
Stade ⸗ B94 — 
Oppeln 5881 = 
Schleswig ⸗ 4351 = 
Arnsberg s 4028 = 
Eöln s 3340 = 
Poſen ⸗ 3254 = 
Stettin s 3185 = 
Königsberg ⸗ 2973 = 
Caſſel ⸗ 22310 = 

annover a 2173 = 

iesbaden s 21l4 = 
Minden ⸗ 2088 = 
Marienwerder ⸗ 2054 = 
Hildesheim . 2027 = 


In ben übrigen Bundesjtaaten find mehr als 2000 | 


Arbeiter im Siegeleibetriebe beichäftigt in 

Bayern nämlich . . 14727 Arbeiter 

Sadjen e, % 14624 = 

Württemberg «= . . . . 297 s 

Eljaß-Lothringen nämlih. . 2623 = 
ejien = ..249 - 
aben ⸗ 2331 = 

Braunfhweig ⸗ 2060 = 


Auf 100 Arbeiter entfallen an erwachſenen weiblichen 
Arbeiterinnen 
in Preußen in den Regierungsbezirken: 
Stade weniger a8 . . . . Brozent, 
Magdeburg über * = 
Düflelborf . . 2 22.065 5 
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Pots dam über 6 Prozent, 
Merſeburg— 8 a 
nn a./D. beinahe . 15 s 
reslau — 22 ⸗ 
Liegnitz 24 ⸗ 
Oppeln Ed 25 5 
in Bayern beinahe . 10 s 
in Sadien . . .». . 2... 12 = . 
: An Berfonen unter 16 Jahren entfallen pe | 100 Ar: 
eiter 
in Breußen in den Negierungsbezirken: 
Gabe : 5 sc. wo Prozent, 
Liegniß beinahe . ⸗ 
Potsdam— 4 ⸗ 
DEM... en 6 ⸗ 
Breslau er — * 6 s 
ranffurt aD... . . .» 8 ⸗ 
agdeburg.... . 101, = 
Merfeburg und Düjjeldorf 11 . 
in Sadjen beinahe. . . - 9 s 
in Bayern. s 
2. Die Arbeitszeit in den eleien, foiwie Bor: 
ichläge zu ihrer ee . 


Die Biegeleien find entweder jtändige Anlagen ober 
Feldziegeleien, welche nur in fogenannten Feldbränden Das 
vorhandene Material während einer beichränkten Zahl von 
Jahren verarbeiten. Die jtändigen Biegeleien ſcheiden fich 
wieder in ſolche mit Hand» und — mit Majchinenbetrieb. 
‚yeldziegeleien find bisher im Deutichen Reich allgemein 
nicht als Fabriken angejehen, auf weldye Die $$. 135—139b 
ber Gewerbeordnung Anwendung finden. Handziegeleien 
mit weniger als 10 Arbeitern wurden in Bayern gleich: 
falls nicht als Fabriken behandelt. 

Die Arbeit in den Biegeleien ift abhängig von der 
Witterung und der Jahreszeit. Da durdgängig nur bei 
Tageslicht gearbeitet wird, iſt die Beichäftigungszeit natur- 
gemäß im Sommer länger, als im Winter, an trüben 
Tagen kürzer, als bei flarem Wetter. Das Tageslicht 
wird da am meiften ausgenußt, wo die Arbeit nicht das 
ganze Jahr hindurch fortgefept wird. 

Im Sommer und Winter wird nur in Biegeleien mit 
Dampfbetrieb oder in den größeren Ringofenziegeleien ge— 
arbeitet. In ihnen wird die Dauer der täglichen Beſchäfti— 
nung im Sommer auf etwa 10—12, im Winter auf etwa 
8 Stunden angegeben. . 

Weit länger ift die Arbeitszeit in dem nicht ftänbigen 
Ziegeleien und denjenigen, welche mit Handbetrieb arbeiten. 
Dice find nur den Sommer über in Betrieb. Vielfach 
arbeiten in ihnen Berjonen, welche von auswärts mit 
Weib und Kind zu diefem Zwecke herangezogen kommen, 
und die Zeit ihrer Anweſenheit nad Möglichkeit auszunutzen 


! fuchen, jo im nordweftlichen Deutfchland und in den Rings 


ofenziegeleien am Niederrhein Lippiiche Staatsangehörige, 
in den iegeleien am Niederrhein Wallonen und Hol- 
länder, m Bayern Ztaliener. Während in den Majchinens 
ziegeleien der Tagelohn vorherrſcht, verbingen die Hands 
ziegelarbeiter fi) und die Arbeitskräfte ihrer Angehörigen 
und jonftigen Perſonen, welche fie mit ſich führen, gegen 
Altordlohn an Unternehmer, welche ihrerjeits ih den Be— 
der Ziegeleien gegenüber zur Lieferung einer bes 
timmten Anzahl von Steinen vertragsmäßig verpflichten. 
Alles dies hat zur Folge, daß die Arbeit Häufig im Sommer, 
namentlih wenn trübe Tage vorhergegangen find, mit 
geringen Paufen von Sonnenaufgang bis Sonnenunter— 
gang, d. 5. 14—16 Stunden, dauert, und daß oft aud 
an den Sonntagen gearbeitet wird. 
Eine bejondere Eintheilung der Arbeitszeit findet den 
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Berichten zufolge in den Majdjinen= und Ringofenziegeleien 
für die an den Defen beſchäftiglen Brenner fowie die „Muss 
ſchieber“ und „Anſetzer“ ftatt, welche in 12ftündiger Tags 
und Nachtſchicht wechieln. 

Die Beichäftigung der Arbeiterinnen und der jugend- 
lichen Arbeiter in den Siegeleien wird im Allgemeinen als 
an fidh nicht ungeſund bezeichnet. 

Die Arbeiterinnen werben vielfach, namentlich in den— 
jenigen Betrieben, in melden auswärtige Arbeiter thätig 
ind, nur mit Verpflegung der Arbeiterkameradſchaft jowie 
mit Haushaltungsarbeien beichäftigt. Im Uebrigen werben 
fie ebenfo wie die jugendlichen Urbeiter meift im Freien 
verwendet, in den Hanbbetrieben beim Lehmmachen, Formen, 
Abtragen und Trocknen, in den Majdhinenbetrieben an den 
Formmaſchinen und beim Einlegen des Lehmes fowie bei 
der Wegnahme der geprehten Ziegel oder der abgejchnittenen 
Steine. Dabei ift zu bemerken, daß dieſe Arbeiten in den 
Maſchinenbetrieben öfters in den warmen, ftaubigen Troden- 
ſchuppen über den Defen ftattfinden. Verhältnißmäßig 
jelten kommt es vor, daß Arbeiterinnen und jugendliche 
ÜUrbeiter das Beſetzen und Entleeren der heißen Ofenkammern 
jowie das Abtragen der fertigen heißen Ziegel zu beforgen 
* anderweite Verrichiungen an den Defen vorzunehmen 

aben. 

Wenn nun auch einerſeits die Thätigkeit in ben Zie— 

eleien, welche im Allgemeinen in guter Luft, meiſt ſogar 
im Freien ſtattfindet, einige Aehnlichkeit mit der Beſchäfti— 
gung in ber Landwirthſchaft hat, jo wirkt ſie doch auf der 
anderen Seite, wie mehrfach hervorgehoben wird, wegen 
der Intenfität des Betriebes nachtheiliger, als dieſe auf die 
Gejundheit ein. Wo Maſchinen zur Anwendung gelangten, 
erforderten diefe die möglichfte Ausnutzung und deswegen 
eine angejtvengte Thätigkeit. In Biegeleien mit Handbetrieb 
fei die Beichäftigung der Arbeiterinnen und der jugendlichen 
Arbeiter von der der Erwachſenen abhängig. Die Letzteren 
würden durch den Aktordlohn zur Anſpannung ihrer Kräfte 
Um mit ihnen gleichen Schritt zu halten, müßten 
aber die weiblichen und jugendlichen Arbeiter fich vielfach 
über ihre Kräfte abmühen, insbejondere dann, wenn mit 
Rüdficht auf vorausgegangene oder drohende ſchlechte Witte- 
rung das Tageslicht voll ausgenugt werde und die Baufen 
nad) Möglichkeit beſchränkt würben. gr Anregung diene 
häufig in Tolden Fällen der Genuß von Branntwein, welcher 
zuweilen von dem Ziegelmeifter vertrieben und — wie aus 
dem Ne —— Arnsberg berichtet wird — oft in 
erftaunlicen engen verzehrt werde. 
ur Abwehr der geichilderten Nachteile wird eine 
Einſchränkung der übermäßigen Ausnutzung der Arbeils— 
kraft von weiblichen und jugendlichen Arbeitern von der 
überwiegenden Mehrzahl der Berichterftatter für erforderlich 
gehalten. 

Ein preußischer Negierungspräfident der weftlichen 
Provinzen hebt dabei hervor, daß eine ſolche Einfchräntung 
auf die Arbeitsleiftung nur einen günftigen Einfluß üben 
könne. Denn diejelbe Arbeit laſſe Ki in erheblich kürzerer 
Zeit leiſten, wenn die Arbeiter nicht bis zum Aeußerſten 
ermattet würden. So jeien auf einer großen Ziegelei im 
Sommer 1889 bei 12 jtündiger Arbeitszeit an der Biegel- 
preffe nur 18000 Stüd Ziegel gefertigt worden, während 
im Sommer 1890 bei 11 ftündiger Arbeitszeit von ber 


jelben Arbeiterabtheilung und unter fonft gleichen Verhält-. 


niffen täglich 19 000 Stüd hergeftellt worden jeien. 

Ueber die Urt und Weiſe aber, in welcher eine Ein— 
ſchränkung der Beſchäftigung ftattfinden folle, gehen bie 
Anfichten weit auseinander. Diefelben laſſen fich, je nach— 
dem fie eine 69 ſtündige wöchentliche Arbeitszeit für zu hoch 
oder für nicht zu od) bemeifen anfehen, in zwei Haupt⸗ 
gruppen ſcheiden. 


| 
| 
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I. Die 69 ftündige wöchentliche Arbeitszeit wird für 
zu * gehalten, einmal für an Gegenden, in 
welchen Piegeleibetrieb nur in geringem Umfange ftattfinbet 
und daher diefe wöchentliche Arbeitszeit aud) jegt ſchon für 

ewöhnlich nicht erreicht wird — fo z. B. in Theilen von 
ommern und Hannover —, jobanı für diejenigen Landes— 
theile, in welchen die größeren Ringofenbetriebe vormwiegen, 
dba in ihnen auch jet ſchon jugendliche Mrbeiter und 
Arbeiterinnen nicht jo zahlreich beichäftigt find — fo in 
Baden. 
Diejelbe wird weiterhin als zu hoch aus dem Grunde 
bemängelt, weil bisher in den als Fabriken anzufehenden 
und daher den Vorſchriften des $. 135 ber bisherigen 
Gewerbeordnung unterftehenden Ziegeleien, d. — namentlich 
den Ringofen= und Dampfziegeleien, die tägliche Arbeits- 
zeit der jugendlichen Arbeiter auf 10 Stunden beichräntt 
mei fei. Es erſcheine bei der Natur des Ziegelei— 
etriebes nicht angezeigt, führt man aus, für denfelben zu 
hen der jugendlichen Arbeiter Nusnahmebejtimmungen 
zuzulafien. Denn es müjle in Betracht gezogen werben, 
dab die mwirthichaftlihen Vorausfegungen, welche bie 
69 ftündige wöchentliche Arbeitszeit in den Tyeld» und Hand 
ziegeleien rechtfertigen könnten — Arbeit im Freien, Ab- 
hängigfeit vom Wetter —, in den Maſchinen- und großen 
Ringofen = Biegeleibetrieben durchaus nicht zuträfen. Mus 
diejem Grunde wird übereinjtimmend, namentlidy aus den 
Regierum and ger Frankfurt a D, Aachen, Trier 
und Düjfeldorf und von dem FFabrifauffihtsamt für 
ElfaßsLothringen befürwortet, da in den Fabrik— 
ziegeleien die 10 jtündige Arbeitszeit für die jugendlichen 
Arbeiter beibehalten werde und für die Arbeiterinnen zur 
Einführung gelange. 

Die Einführung der 10 ftündigen täglichen Arbeitszeit 
für alle Ziegeleien wird nur von Behörden der Regierungs— 
bezirfe Düfjeldorf und Magdeburg und von dem 

abrifauffichtsamte zu Straßburg befürwortet. Diejelben 
eben hervor, daß die Innehallung der 69 ftündigen 
wöchentlichen Arbeitszeit fi nur jchwer werde Eontroliren 
laſſen und daß eine derartige Beichäftigungsdauer, aud) 
wenn fie beobadjtet werde, immerhin die Ausdehnung der 
Arbeitszeit an einzelnen Tagen über ein vernünftiges Maß 
zulaffe. Mus dem Negierungsbezirte Düfjeldorf wird 
ferner bemerkt, daß auf den Freldziegeleien die Wohnungs: 
verhältniffe der meift walloniſchen und holländiſchen Ziegel- 
arbeiter im Vergleich zu denjenigen der Ringofenziegeleien 
eher fchlechter als beſſer jeien. Sollte es nicht angeaeigt 
erfheinen, die 10 ftündige Arbeitszeit von jugendlichen 
Arbeitern und Arbeiterinnen für die Siegeleien allgemein 
zur Anwendung zu bringen, jo wird emp 12 dieſe Arbeits⸗ 
zeit grundſätzlich auf 10 Stunden täglich feſtzuſetzen und die 
öhere Verwaltungsbehörbe zu ermächtigen, auf Antrag des 
iegeleibefiger eine Beihäftigung diefer Perſonen für eine 

auer von 69 Stunden in der Woche unter der Voraus— 
ſetzung zugulaffen, daß für die Unterkunft und die Aufficht 
der auf den Biegeleien befchäftigten Arbeiter in einer den 
Anforderungen der Geſundheit und der Sittlichkeit ent— 
ſprechenden Weife geforgt fei. 


1. Die Gegner einer Verkürzung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf eime geringere, als die 69 ftündige Dauer, 
welde aud unter den Behörden und Fabrifauffichtsbeamten 
bei Weitem zahlreicher find, als die Befürworter diefer Ver: 
fürzung und auf deren Seite die ſämmilichen Intereffenten 
Ban machen für ihre Anficht im Wejentlichen folgendes 
geltend : 

Die Arbeit in den Ziegeleien erfordere ein Ineinander— 

reifen der verſchiedenen Thätigfeiten. Bei ber Hand— 
—— der Ziegel z. B. bildeten in der Regel 4 bis 


5 Leute eime ſich gegenfeitig in die Hände arbeitende 


1506 


Reichstag. Altenftüd Nr. 190. 

Abtheilung. Ein Mann fumpfe den vom Felde Lommenden 
Thon ein und verarbeite ihn mit Hülfe von Pferdekraft 
im Thonfchneider, Ein zweiter farre den zubereiteten Thon 
dem Dritten Arbeiter, dem Hiegelformer oder „Streicher” 
zu. Diejer habe zumeijt in oder dicht neben dem offenen 
Trockenſchuppen feinen Stand und ihm feien wieder 1 bis 
2 Arbeiter zur Verfügung, um die geformten Piegelgalgen 
auf Heine Brettchen in den Trodengerüften der Schuppen 
unterzubringen. Zu der leßteren Arbeit, dem MAbtragen, 
der leichteften der genannten Thätigkeiten, würden ber 
größeren Billigkeit halber überall Arbeiterinnen oder jugend- 
lihe Arbeiter verwendet, auch dann, wenn Die Ziegel: 
fabrifation auf mafcdhinenmäßigem Wege erfolge. Das 
frühere Aufhören der jugendlichen Arbeiter mühe, da meist 
für Diefelben nicht ſogleich Erſat eintrete, als unangenehmer 
Uebelftand empfunden werden, umfomehr, als 3. B. die 
Zwiſchenräume zwiſchen den Trodengerüjten gerade für die 
jugendlichen Arbeiter eingerichtet jeien. Eine zu weit gehende 
Beihränktung der Beihäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern würde entweber die vollftändige 
Verdrängung derſelben aus den Biegeleibetrieben und 
damit eine erhebliche Produftionsverthenerung oder zum 
mindejten eine Verkürzung des Berdienftes dieſer Arbeiter- 
Hafen zur Folge haben. Es würden auch durch die Ver— 
fürzung der Arbeitszeit Die Fyeld- und Handziegeleien weit 
ftärfer, als die Ningofen- und Majchinen = Biegeleien 
—— werden. Dies würde aber aus mehrfachen 
ründen zu beflagen ſein. Ginmal feien an ſich 
ihon die Produftionsbedingungen der erfteren Betriebe 
ungüinfliger, als die der letzteren. Sodann fühlten ſich die 
Arbeiter in denjelben häufig vollftändig als ländliche Ars 
beiter, denen ein frühzeitiger Beginn der IThätigfeit und | 
eine längere Arbeitsdauer Gewohnheit ſei. Eine Lohne | 
verringerung würde für fie, bejonders da, wo fie mit Weib | 
und Kind von auswärts hergezogen lämen, um ſich im | 





Sommer Verdienſt aud für den Winter zu fuchen, mur 
ſchwer zu ertragen fein. Endlich fei in Folge der gefuns 
den, von Tugend auf geübten Thätigkeit die Ausdauer und 
Leiftungsfähigleit der jugendlichen Ziegelarbeiter und der | 
Arbeiterinnen weit größer, als diejenige anderer Arbeiter. | 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 
Im Uebrigen erjcheine es nad) den bisherigen —— 
ſehr fraglich, ob bei der Schwierigleit einer genügenden 
Aufſicht eine allzu große Beſchränkung der Arbeitszeit über- 
haupt werde durchgeführt werden können und ob nicht viel- 
mehr durch zahlreiche Uebertretungen die gejegliche Be— 
ſtimmung werde wirkungslos gemacht werden. 

Von dem Gewerberath e Hannover wird auch Die 
Befürchtung ausgeſprochen, dab die gejchügten Perfonen 
aus dem Ziegeleibetrieb in die noch ſchädlichere Haus— 
induftrie verdrängt werden würben. Die Behörden zu 
Hamburg äußern das Bedenken, daß die jugendlichen 
Arbeiter noch mehr als ſchon jegt während der Kampagne 
ind Ausland — Holland, Dänemark — ziehen würden, 
wo bereits jebt v. Arbeitskraft in weit höherem Grade, 
als in Deutſchland ausgenußt werde. 


Ermwähnt zu werben verdient noch, daß von einzelnen 
derjenigen Verichterftatter, welche grundſätzlich - der Feſt— 
feßung einer 69 ſtündigen wöchentlichen Arbeitszeit zus 
jtimmen, noch verſchiedeutliche Vorſchläge für die bundes— 
räthliche Negelung gemacht werben. So wird mehrfach 
ewünjcht, dab, um der Ausbeutung der Arbeitskraft wirf- 
amer vorzubeugen, neben der 69 ftündigen wöchentlichen 
auch das Höchlimag der täglichen Arbeitszeit und zwar 


‚ auf 12 Stunden oder auf 13 Stunden feftgefegt, daß die 


Buchung der Beihäftigungsdauer der geihügten Arbeiter 
vorgeschrieben und die Nichtbeobachtung diejer Vorſchrift 
unter Strafe gejtellt werde. 

Aus dem Negierungsbezirt Stade wird empfohlen, 
dab es den Arbeiterinnen und den jugendlichen Arbeitern 
geitattet werde, ihre Thätigkeit gleichzeitig mit den übrigen 
Arbeitern auch vor 5!/z vi Morgens zu beginnen. 

Schließlich wird viellah der Wunſch geäußert, Die 
Beihäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen 
„in, an oder auf den brennenden oder noch heißen Defen 
oder an ftaubigen Stellen” möge vom Bundesrath ver: 
boten werden. 
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Zahl der Mitte Auguft 1890 in den 
Biegeleien, 
welche nicht blos vorübergehend oder in geringem Umfange betrieben werden, 
beichäftigten Arbeiter. 
EEE 8. 3, — 
Zahl der Arbeiter unter Zahl der Arbeiter über 
i 16 Jahre 
16 Jahren Jah Geſammtzahl 
Verwaltungs-Bezirk a. b. e. der 
lebige oder . heit 
a, | b. ——— ae verpelrathete Arbeiter 
männliche | weibliche Arbeiterinnen | Arbeiterinnen 
| 
Königsberg . 73 75 2199 415 | 211 2973 
Gumbimmen . 49 55 1321 | 231 ı 98 1 754 
Danzig 89 39 1563 | 224 | 65 1 980 
Marienwerder 93 26 1637 | 238 | 60 2054 
Rotsdam . . 766 \ 159 190634 | 486 | 834 21 878 
Frankfurt YO. . 340 | 151 4612 ; 515 | 335 5953 
Berlin BR: u — | -_ | _ _ 
Stettin 292 58 2530 235 | 69 3185 
Eöslm 12 | 36 825 149 100 1182 
Stralſund 8 1 270 17 21 317 
Pofen . . 140 111 2087 | 635 | 281 3 254 
Promberg 62 | 36 1049 | 276 | 33 1 456 
Breslau . 299 101 5130 | 704 906 7140 
Liegnig 173 80 4636 | 569 980 6 438 
Oppeln . . 210 110 4082 1037 442 5881 
Magdeburg . 147 34 7213 | 59 | 40 8 093 
Merfeburg . 719 | 60 5571 377 ı 205 6 932 
Erfurt . 19 | 16 914 102 ı 21 1132 
Schleswig 173 | 3 3 792 56 327 4 351 
Hannover 88 | 2056 | 14 | 15 2173 
Hildesheim 140 — 1869 9, 9 2027 
Lüneburg 12 — 368 5 7 392 
Stade. . 215 2 5686 27 | 14 5944 
Dsnabrüd 25 570 1ı — 596 
Aurich 26 — 502 3 | 6 537 
Münfter . 104 ıl 122, 7 | 2 1 356 
Minden . 83 — 1981 | 10 9 2083 
Arnsberg . 304 | 16 3 688 | 12 8 4028 
Eaffel . 243 | 41 1877 38 10 2210 
Wiesbaden 108 | 6 1866 | 80 54 2114 
Eoblen; . 107 | 5 193 20 37 962 
Düffelborf 720 61 5830 253 121 6985 
En . . 390 86 2688 | 118 58 3340 
Trier . 251 | 93 940 | 283 | 21 1 588 
Aachen 244 | 112 1281 193 | 83 1 823 
Sigmaringen 34 | 6 60 6 1 107 
| i 

Preußen . 7478 1581 102 342: 1334 5483 124 218 
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RE E ü 2. 8» j 4. 
Zahl der Arbeiter unter Zahl der Arbeiter über 
. 16 Jahren 16 Jahre Gefammtzahl 
Verwaltungs= Bezirk a. b. e. der 
ledige oder 
er: | ae verheirathete Arbeiter 
männliche weibliche Arbeiterinnen Arbeiterinnen 


| 
| 











NER: 2 2 2 347 851 14 727 
MDRÄNEN: 4: a 1172 108 14 624 
Württemberg - - : 2 2 2.2. 415 54 2917 
BODEN: u: 2 ee 253 713 2331 
Helfen. . ar 380 | 48 2 499 
Medlenburg-Schwerin . ur —— 131 | — 1871 
Sadjen Weimar . . 2... 88 1 1104 
Medlendburg Stel . . . . .- 37 — 218 
Oldenburg In a 94 — 1389 
Braunfcmweig, j ae sch 128 4 2.060 
Sadjien-Meiningen . a ai 62 9 657 
ee el 183 7 984 
Sr otha PONTE 87 3 952 
Anhalt. . Fr 112 3 1 222 
S warzburg-Rubolftadt . er 12 — 115 
Scmarzburg-Sonbershaujen ef: 41 _ 345 
Hi “. FR NE a 12 — 38 
j. L. RE u Eee 9 29 532 
Shmunbungeipne nn 5 -- 227 

Lippe . De ———— — — — 
Cübed . 6 — 223 
Bremen ta Mae arm 4 — 175 
er in de a ee 29 285 
Taß-Loibringen BER FREeE 126 139 2623 
5815 835 52 118 
Deutihes Rh. . » 13 293 2416 | 142702 | 9855 8.070 176 336 

| 
I 





H. | 


Erbebungen, betreffend Brühe und Gruben. 
($. 154.) | 





Gegen die Anwendung der 88. 134—139b auf die 
über Tage betriebenen Brüche und Gruben, welde nicht | 
blos vorübergehend oder in geringem Umfange betrieben ' 
werden, erheben weder die Betheiligten (Steinbruchbefiger, | 

andelsfammern u. f. mw.) noch die Behörden in ihrer | 
überwiegenden Mehrzahl Bedenken. | 

Vielmehr wird von verfchiebenen Seiten bemerkt, daß | 
die Wrbeiten verhältnißmäßig ſchwer, durch den fielen | 
Aufenthalt in feuchten Untergrund oft ungeſund und bes | 
fonbers für Arbeiterinnen wegen der durch die Natur ber | 
Arbeit bedingten mangelhaften Bekleidung unpaffend jeien. 
Daher müfje es mit Freuden begrüßt werden, wenn aud) 
ben in dieſen Betrieben beichäftigten Arbeitern ein geſetz— 
licher Schuß zu Theil werde. 

Wie nöthig dies fei, ergebe fich beifpielsweife im Re— 
gierung&bezirte Coblenz daraus, daß bort Kinder felbft | 
unter 12 Jahren mit Steinfchlagen befchäftigt würden. 

Während vielfach hervorgehoben wird, daß —— 
Arbeiter und Arbeiterinnen in den fraglichen Betrieben 
überhaupt nicht thätig feien, wird im Regierungsbezirfe 
Eoblenz gewünidht, daß die Beſchäftigung von Arbeitern 
unter 16 gen beim eigentlichen Bruchbetriebe verboten 
werde. Noch weiter geht der Gewerberath zu Wiesbaden, 
welcher die Beichäftigung von Urbeiterinnen und jugend» 
lichen Arbeitern in Steinbrüden ganz unterfagt und in 
Gräbereien unter Auffiht von Sachverſtändigen geftellt 
wiſſen will, auch die Zulafjung von Ueberarbeit in Ge— 
mäßheit des $. 138a des Gefegentwurfs für Die hier in 
Rede ftehenden Betriebe nicht angezeigt hält. 

Die gegen die Ausdehnung der fraglichen Beftimmungen 
ment gemachten Bedenken beſchränken jich im Allgemeinen 
arauf, auf die Schwierigkeit einer ausreichenden Kontrole 

inzumeifen und die grundfägliche Gegnerſchaft gegen den 

. 134d des Gejegentwurfs (Anhörung der Arbeiter vor 
Erlaß der Arbeitsordnung) zum Ausdrud zu bringen. Bon 
einzelnen Seiten wird auch gegen ben Erlaß von Arbeits- 
ordnungen an fid) Widerfprud) ya und unter anderem 
damit begründet, daß es ſchwer jei, in biefelben Due 
mungen über die tägliche Arbeitszeit aufzunehmen, da dieſe 
wegen ihrer Abhängigkeit von der Witterung höchſt uns 
regelmäßig fei. Demgegenüber wird aus anderen Landes» 
theilen — zum Beijpiel dem er me Breslau — be⸗ 
richtet, daß dort Bruch: oder Arbeitsorbnungen bereits 
mehrfach beitänden. Mit Rückſicht auf die Abhängigkeit 
des Betriebes vom Wetter wird aus Medlenburg-Schwerin 
und aus Bayern hervorgehoben, daß ſich bei ber häufigen 
örtlichen Vereinigung und ben ganz ähnlichen Wrbeitsver- 
hältniffen für die Torfgräberei die für die Biegelei vor: 
ng Ausnahmebeftimmungen ebenfalls empfehlen 
würden. 


J. 
Erhebungen zu $. 154 Abf. 3. 


Frage 8, a) Können die Beftimmungen ber &$. 135 bis 
139b ohne Schwierigkeit Anwendung finden 
auf Werfftätten, in welchen durch elementare 
Kraft bewegte Triebwerke nicht blos vorüber: 
ehend zur Verwendung kommen? 

Altenftüde zu ben Verhandlungen des Reichſtages 1890/91. 
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1. Die frage wird bejaht, und zwar: 


a) ohne daß beitimmte Ausnahmen für erforberlich 
erflärt werben: 


in Preußen 
von 13 NRegierungspräfibenten; 


in Bayern 
von einer Kreisregierung, ber Handels» und 
Gewerbefammer für Mittelfranken und den Fabrik— 
infpektoren für Mittelfranfen, Oberbayern, Schwaben, 
die Pfalz und Unterfranken; 


in Württemberg 


von ben beiben Fabrikinſpeltoren, den Handels— 
und Gewerbefammern zu Calw und Ravensberg 
und einer größeren Anzahl von Gewerbevereinen; 


in Baben 
von der Gewerbeinfpektion und den meijten Bezirks— 
ämtern und Handelskammern; 


in Helfen 
von den beiden SFabrifinjpeltoren, dem Lanbes- 
gewerbeverein in Darmftabt und ben meiften Kreis— 
ämtern; 


in Elfaß-Lothringen 
von bem Auffichtsamt für Fabrikbetriebe und von 
2 Bezirkspräfibenten; 


vorbehaltlich ber für einzelne Arten von Werk: 

ftätten als erforderlich bezeichneten Ausnahmen: 
in Breußen 

von 7 Regierungspräfibenten; 


b) 


in Bayern 


von einer ——— und ber Handels: und 
Gewerbefammer für Niederbayern; 


von dem Fabrikinſpektor für 
Medlenburg: Schwerin. 


Bei ber bejahenden Beantwortung ber frage wird 
übrigens bisweilen hervorgehoben, daß feine Schwierigkeiten 
um deswillen vorlägen, weil im Bezirk Werkftätten ber 
fraglichen Art nur ſehr vereinzelt vorhanden ſeien ober weil 
in ben vorhandenen ſchon jetzt jugendliche Arbeiter bezw. 
Arbeiterinnen wenig oder gar nicht beichäftigt würden. 

In verjchiedenen Meußerungen wird ferner die 8 
mäßigteit der beabjichtigten Ausdehnung von Schußvor- 
fchriften ausdrüdlic anerkannt. 

Aus dem Negierungsbezirt Düffeldorf wird in dieſer - 
Hinficht bemerkt, daß bisher eine übermäßige Ausnugung 
der jugendlichen Arbeiter unter der Form des Lehrlingss 
weſens ftattfinde. 

Aus Bayern wird hervorgehoben, daß die Ausbehnun 
des Wirkungskreifes der YFabrikinfpeftoren ($. 139b) au 
die fraglichen Werfftätten zweckmäßig fei. 

In Sachſen wird die VBefeitigung einer Unbilligfeit 
darin erblidt, daß fortan nicht, wie bisher — 8. 154 
Abf. 2, nur Werkftätten mit regelmäßiger Benugung von 
Dampftraft, ſondern auch ſolche, welche regelmäßig Wafler, 
Wind u. ſ. w. ald Triebfraft verwenden, ben 88. 135 ff. 
unterstellt werden follen. 

2. Die ge wird verneint unb befürwortet, daß 
von ber geſehlichen Ausdehnung der Beſtimmungen der 
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88. 135 bis 139b auf die qu. Werkftätten ganz abgejehen 
werden möge. 
Aus Preußen 

fommt bier zunächſt die Meußerung eines Negierungs- 
präfidenten ber öftlihen Provinzen in Betracht, ii 
folgende Bedenken erhebt: Es handele fid), abgejehen von 
dem nach ben Verhältniffen des Regierungsbezirls wenig 
in Betracht kommenden Hausgewerbe, um das mit elemen= 
tarer Kraft arbeitende Handwerk, weldhem im Gegenjaß 
zum fabritmäßigen Betriebe die Lehrlingsausbildung eigen- 
thümlich fei. Im diefe würde bie —— der Schutz⸗ 
vorſchriften ſtörend eingreifen und bazu beitragen, 
das patriarhalifche Verhältniß, welches zwiſchen Meifter 
und Lehrling eng folle, zu lockern. Während im 
Fabrifbetriebe die Arbeitszeit genau nad) dem Gloden- 
ſchlage ſich richte und richten könne, fei es bei der Natur 
des Handwerks nicht durchführbar, eine in Stunden feft 
normirte Arbeitszeit oder bejtimmte Paufen für die Lehr: 
linge vorzufchreiben. Die Beitimmungen der Gejegesvorlage 
würben —— führen, den mit Motoren arbeitenden Hand⸗— 
werfsbetrieben den Stempel fabritmäßiger Betriebe aufzu- 
brüden. Uebrigens® würde auch vorausfichtlih eine ge— 
ringere Verwendung von Kleinmotoren im Handwerk die 
unerwünjchte Folge fein. Hiernach glaubt der Regierungs- 
präfibent die Ausdehnung der Schupvorjchriften in bem 
beabfidhtigten Umfange widerrathen zu jollen und erflärt 
es für ausreichend, wenn bie Musdehnung auf bie mit 
elementarer Kraft arbeitenden Werkftätten ebenfo wie auf 
andere Werkftätten nad) Bedarf durch Kaiſerliche Verord- 
nung bewirkt werben könne. Bu bemfelben Ergebniß ges 
langt ein anderer Regierungspräfident aus ben öftlichen 
Provinzen, indem er gleichfalls einen ftörenden Eingriff in 
die Lehrlingsverhältuiffe vermieden —* will und eine 
Hemmung der Verbreitung von Gaskraftmaſchinen u. dergl. 
im Kleingewerbe befürchtet. 

Dieſer Befürchtu wird auch von einem Preu— 
hiſchen R ierungapräfbenten aus den mittleren Pro— 
vinzen Ausdruck gegeben; berjelbe befürwortet, lieber das 
äußerlidie Moment der Arbeiterzahl für die Anwendung 
der Schutzvorſchriften den Ausschlag geben zu laſſen, als 
ben Umftand einer nur geringfügigen Verwendung elementarer 
Kraft. Unter Hervorhebung gleiher Gründe fprechen fi 
das Kommerzlollegium zu Altona, die Handelsfammern 
zu Stralfund und zu Neuß und ein Landrath aus dem 
Regierungsbezirt Düſſeldorf gegen die Anwendung ber 
—— riften auf die fraglichen Werkſtätten aus. 

Ein völlig ablehnender Standpunlt wird ferner eins 
genommen: 

in Bayern 
von einer Freisregierung, der Handels: und Gewerbe: 
fammer für Oberbayern und dem Stabtmagiftrat München; 


in Württemberg 


von der Handels: und Gewerbefammer in Reutlingen und 
einer Anzahl von Gewerbevereinen; 


in Baden 

von einigen Bezirfsämtern und bem Gewerbe: und Induſtrie⸗ 
verein zu Heidelberg; 

beögleichen von einzelnen Behörden anderer Bundes» 

- ftanten u ga ag Neuß ält. Lin.). 

Auch hier kehrt fajt überall das Bedenlen wieder, daß 
zum Schaden der Entwidelung bes Handwerks bie An— 
wendung elementarer Sraftmotoren gehemmt werden würde, 
oder es wird die Befürdhtung gehegt, daß die Heranbilbung 
ber Lehrlinge erichwert werben könnte. — 

3. Die Annahme, daß die Anwendung der Bes 
ſtimmungen der SS. 135 fig. Hinfichtlih der kleinen, mit 


elementarer Kraft arbeitenden Werkftattbetriebe, ſoweit es 
fih um das eigentlihe Handwerk hanbelt, auf Schwierig- 
feiten ftoßen und namentlich für die Lehrlingsansbildung 
nicht zuträglich fein werde, Hat zu verjchiedenen weiteren 
Anträgen geführt, welche die nach der Gejeesvorlage beab⸗ 
fichtigte Ausdehnung der Schugvorfhriften nur mit ge— 
wiſſen Einſchränkungen zulaffen wollen. 


a. Es wird beantragt, den „hanbwerfsmäßigen Be— 

trieb“ ausdrüdlich auszunehmen: 
in Breußen 

von einem Oberpräfibenten „um bie bringendb erwünfchte 
allgemeinfte Verbreitung des Motorenbetriebes im Hand— 
werk nicht abzujchneiden“; 

beögleihen von einem Negierungspräfidenten; berfelbe 
befürchtet die Hemmung der Einführung von Motoren und 
die Beeinträchtigung der Heranbildung von Lehrlingen; 
e8 würde entweder ein vermehrtes Perjonal angejtellt ober 
. ober weniger auf bie Verwendung von jugendlichen 
Arbeitern und von Arbeiterinnen verzichtet werben; Dagegen 
erjheine die Anwendung der Schußvorſchriften pn bie 
Hausinduftrie, namentlih bie Kleineifeninduftrie durchaus 
nothwendig, und zwar * Theil auch für Familienange⸗ 
hörige (vergl. $. 154 Abſ. 3 letzter Satz); 

desgleichen von einem Preußiſchen Regierungspräſi— 
denten der weſtlichen Provinzen, welcher ben handwerks— 
mäßigen Betrieben ſolche Werkſiattsbetriebe gegenüberftellt, in 
welchen „nach ber Zahl der Arbeiter, ber Art der Arbeitstheilung 
u. ſ. w. ein völlig fabrifmäßiger Betrieb“ fiattfindet; die für 
jugendliche Fabrikarbeiter angebrachten Schupbejtimmungen 
werben für Die Lehrlinge im Handwerk als nicht geeignet ange⸗ 
fehen, da hier die Lehrlingsthätigfeit weſentlich in leichteren 
Urbeiten, zum Theil in Hülfeleiftungen und Hanbreichungen 
beftehe und durch häusliche und geſchäftliche Befor en 
g unterbrochen werde; es fei nicht angängig, Lehr- 
inge während eines Theild der Arbeitszeit der Meifter und 
Geſellen müßig zu laſſen; 

desgleihen von dem Gewerberath für Merfeburg 
und Erin, weldier den handwerksmähigen Betrieben 
folhe Betriebe gegenüberftellt, in melden (für 
oder Berfaufshäufer) „Wa 
gefertigt werden. 


ferner wirb aus 
Schaumburg-Lippe 
beantragt, dab für handwerksmäßige Betriebe die Be— 
ihäftigung jugendlicher Arbeiter zugelaffen werden möge: 

1. während ber Dauer der regelmäßigen Betriebszeit, 
jedoch nicht über 11 Stunden täglid, 

2. fofern die Borausfegungen des $. 105e Abſ. 1 
Biffer 2 vorliegen, ausmahmsmeije auch gu Nachtzeit bes 
ziehungsweife unter ben im $. 105 Abf. 2 und 3 ent- 
haltenen Beſchränkungen an Sonn» und Feſtſtagen. 

b. Es wird beantragt, „Eleinere” Werfitätten, nament- 
lich Diejenigen auszunehmen, weldje nur eine beichräntte 
Arbeiterzahl oder Motoren von wenigen Pferbefräften be— 
ihäftigen. 

Und zwar wird 

in Breußen 
von einem Regierungspräfidenten der öftliden Provinzen 
und bem @ewerberath zu Poſen empfohlen, dieje Aus« 
nahme bei Verwendung von nicht mehr ala 5 Arbeitern 
eintreten zu laffen; erfterer bemerkt dabei, daß bem Kleinen 
Handwerk die Verwendung ber durch Gas u. ſ. w. ge 
triebenen Motoren nicht erſchwert werden bürfe. 

Mit gleicher Begründung wird von einem Preußifchen 
Regierungspräfidenten der mittleren Provinzen — ohne 


brifen 
enartifel oder Theile von ſolchen“ 








nähere ziffermäßige Angabe — die Ausfchließung von 
Motoren „mit wenigen Pferbefräften” und von einem Re— 
ierungspräfibenten ber meftlichen Provinzen Preußens 
owie Gemwerberath zu Trier bie Austhliefung von 
Motoren mit nicht über ", Pferbekraft für angezeigt 
erflärt. 

In Bayern 


wird von ben FFabrifinfpeftoren für Unterfranken unb die 
Pfalz vor een, bie Anwendbarkeit bes $. 135 Abi. 2—4 
da — ließen, wo weniger als 5 Arbeiter beſchäftigt 
feien, und eine andere Behörbe verweift auf dieſen Bor: 
ihlag als einen möglichen Aus zur Vermeidung der 
Schwierigkeiten, welchen die Durdführung ber $$. 135, 
136 beim Sleinbetriebe begegnen würde. Bon 2 Kreis: 
— en wird namentlich die Beſtimmung bes $. 135 
Abi. 2 Binfichtich ber „kleineren“ mit Motoren arbeitenden 
Werfitätten beanftandet, weil die foeben aus ber Volle: 
ſchule entlaffenen Lehrlinge folder Werkſtätten während 
ihrer freien Zeit verwilbern würden. Eine andere Kreis— 
regierung und ber Fabrikinſpektor für die Oberpfalz wollen 
als „kleinere“ Werkftätten, welche von den Schutzbeſtimmungen 
auszunehmen feien, Diejenigen angejehen willen, ads 
einzelne frembe Arbeiter verwenden müfjen, während andere 
— Betriebe nur Familienglieder zu beſchäftigen 
rauchen. 

Schließlich wünſchen auch in Heſſen mehrere Kreis— 
ämter, dab zu ber ba Verwendung elementarer 
Kraft als weitere Vorausfegung die Veichäftigung einer 
„größeren“ Arbeiterzahl Hinzutreten möge. 


e. Es wird beantragt, daß „Lehrlinge“ den für fie 
in Betracht kommenden Schutzvorſchriften oder einzelnen 
derjelben nicht unterftellt werben. 

In diefer Hinficht verlangt 

in Preußen 
ein Regierungspräfident ber mweftlichen Provinzen, daß ent 
gegen ber Vorſchrift in $. 136 Abſ. 1 „Lehrlinge“, ſoweit 
es ihre Ausbildung erheifche, unter ber fe 
läffigen täglichen Gejammtarbeitszeit auch vor 51/, Uhr 
Morgens ober nad) 8'/, Uhr Abends müßten beichäftigt 
werben bürfen. 
Aus Bayern 
wird ferner auf die Möglichkeit verwiefen, jugendliche Ars 
beiter, welche im dem qu. Werfftätten als „Lehrlinge“ be— 
ichäftigt werben, von ben Beitimmungen ber 88. 135 
Abſaß 2 bis 5, 136 auszunehmen; dazu wird bemerkt: 
man könnte vielleicht beifügen, daß ber Lehrvertrag ſchrift— 
lich abgeichloffen fein und ein ärztliches Atteft vom Arbeit- 
eber darüber beigebradht werben müffe, daß bie Lörperliche 
Ernie bes Lehrlings die beabfichtigte Beihäftigung - 
ohne Gejahr für die Gejundheit zulaffe. Gleichzeitig wird 
De die Anficht vertreten, daß die Ausbehmung der 
chutzvorſchriften theilweife mit großen Schwierigkeiten ver= 
bunden ſei und namentlich bezüglich ber Beichäftigung 
jugendlicher Arbeiter wicht durchführbar erſcheine; jedenfalls 
werbe man bier in den Streifen der Kleingewerbtreibenden 
Öhten Widerftand ftoßen; die Vorſchriften des 
8. . 2 ımb 3 paßten nicht auf Lehrlinge, welche 
den ganzen Betrieb kennen lernen und bald hier bald bort 
während der ganzen Arbeitszeit mit eingreifen jollten, und 
ebenjomwenig jeien bie Borieriften im 8. 136 Abſ. 1 auf 
Lehrlinge in Mlleinbetrieben anwendbar. 
In einem 
aus Sadjen 
vorliegenden Bericht wird es für geboten erachtet, auf bie 
„bei Innungen eingejdhriebenen Lehrlinge” die $$. 135, 136 
und 138 nicht auszubehnen. Hier wird befürdhtet, daß 
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die Anwendung ber qu. Beitimmungen ben Kleingewerbe— 
treibenden Anlaß bieten möchte, von der Verwendung ber 
Elementarkraft abzufehen, oder aber — wie ſchon die Er- 
fahrung bezüglid der Werkjtätten mit Dampfbetrieb gelehrt 
habe — die Ausbildung von Lehrlingen mö Ti zu 
unterlaffen, woraus ein Mangel an gut ausgebildeten Ar 
ag und zwar auch für den Großbetrieb entftehen 
Önne. 

Zugleich wird geltend gemacht, daß der a um 
die gejammte Herſtellung der verfchiedenften erbser⸗ 
zeugniſſe ſeines Berufs und aller ihrer einzelnen Theile 
kennen zu lernen, überall zur Hand fein mürfe, und daß 
daher Fine Arbeitszeit und feine Arbeitspaufen nicht ge 
feglich geregelt werden könnten. Es wird ſchließlich darauf 
verwiefen, dab der Lehrling in Werkftätten während und 
außerhalb der Arbeitszeit jeinem — gegenũber 
rechtlich und thatſächlich anders geftellt jei als der jugend— 
liche Trabrifarbeiter gegenüber dem Unternehmer, und daß 
dementſprechend die Lehrlingsverhältnifle in der Gewerbes 
ordnung, insbefondere rüdfichtlih der Innungen ihre bes 
fondere Regelung erfahren hätten. 

Auch ein 

in Elſaß-Lothringen 
gemachter Vorſchlag geht dahin, die Vorſchriften der SS. 135, 
136 auf jugendliche Arbeiter, weldhe „in einem Lehrlings: 
verhältnife ftehen und mit dem Meifter in Familien: 
gemeinfchaft leben“, nicht zur Anwendung zu bringen. — 


d. Es wird beantragt, die $$. 135, 136 oder einzelne 
ber darin enthaltenen Beftimmungen auf die fraglichen 
Werkſtätten, gleichviel welcher Beichaffenbeit, nicht auszu⸗ 
dehnen. 

Diefen Antrag ftellt 

in Preußen 

— der erwähnten beiden Paragraphen ein Regierungs— 
präfibent ber mittleren Provinzen, indem er den Stand— 
punft vertritt, daß ber namentlih in Betracht kommende 
Handwerksbetrieb, welder in das Familienleben eingreife, 
unter ber perjönlichen Leitung des Meifters ſich jelbjt zu 
regeln habe, die Wbjtellung etwaiger Mißbräuche aber den 
Innungen vorzubehalten ſei. Die Handelstammer zu 
Halle a/S. wünſcht, daß die Ausdehnung des $. 135 Abf. 3 
jowie der Borichrift über Arbeitspaufen in $. 136 Abi. 1 
allgemein unterbleibe, damit die Einftellung von Lehrlingen 
nicht vermindert werbe. 

Eben diefe Beltimmungen beauftandet ein Landrath 
aus dem Regierungsbezirt Erfurt, und der Polizeipräfident 
zu Berlin befürwortet, den $. 136 Abi. 2 fallen zu 
laffen, weil der Aufenthalt im Freien während der Arbeits- 
Pa in Berlin allgemein unthunlich ſei und die Be— 


aflung bejonderer Anfenthaltsräume von den feinen Ve— 
trieben durchweg nicht verlangt werben könne. 
In 
Bayern 
wird insbefondere von einer Kreißregierung und ber 


anbelsfammer für Schwaben die Nichtanwendung bes 
. 135 Abſ. 2 verlangt, weil die mit 13 Jahren aus ber 
chule entlaffenen Knaben bei nur Gftündiger Beſchäftigung 
feine Aufnahme in die Lehre finden und dem Nichtsthun 
anheimfallen würben. 
Mit gleicher Begründung wird diefe Beitimmung in 


Württemberg 
von den Handels- und Gewerbekammern Stuttgart, Ulm 
und Heidenheim ſowie rege Gewerbevereinen für nicht 
anwendbar erflärt. ud von anderer Seite wird es in 
190* 


Württemberg für nöthig erachtet, den 
falls dahin einzufchränten, daß für nicht mehr ſchulpflichtige 
Kinder unter 14 Jahren diejelbe Beihäftigungsdauer wie 
für andere jugendliche Arbeiter geftattet werbe, fofern nad) 
einem ärztlichen Atteſt feine Gefahr für die Gefundheit 
vorliege (vgl. den von ber Kommi geftrihenen $. 135 
Abi. 4 der Vorlage). Uebrigens wird von derſelben Seite 
die Anwendung des & 138 beanftandet, indem bemerft 
wird, daß für feine Betriebe das ſchwer durchzuführende 


und zu Mißhelligkeiten Anlaß gebende Schreib- und Form— | 


wert nicht vermehrt werden möge. 


Ferner wird 
in Baden 


von einigen Bezirksäntern beantragt, die 8$. 135 Abi. 3, 
136 von der Anwendung auszuſchließen, und 


in Hamburg 
von bem Fabrifinfpektor befürwortet, ben dortigen Ge— 
braud), wonad) die Lehrlinge nad Ablauf der 10ftündigen 
Arbeitszeit noc Abends die Werkitätten aufräumen und 


reinigen, bejtehen zu laſſen, jomwie eine größere Freiheit | Pänbigung eingeftelt, d. 6. 


binfihtlih der Gewährung von Wrbeitspaufen zu ver: 
jtatten. 

In Elfaß-Lothringen 
hält ein Bezirkspräfibent den $. 135 Abi. 2 für bedenklich 


und wünſcht die Wiederherftellung des von der Kommifjion 
geftricdhenen $. 135 Abi. 4. 


4. Mehrfach wird jhhließlich die Anficht vertreten, daß 
auch einzelne Beitimmungen des $. 137 für Die frag— 
lichen Wertftattsbetriebe nicht paſſend ſeien, und es wird 
daher beantragt, diejelben von der Anwendung allgemein 
auszuſchließen. 

Solche Anträge werden insbeſondere bezüglich des in 
$. 137 Abſ. 1 vorgeſchriebenen früheren Arbeitsſchluſſes 
am Sonnabend geſtellt: 


in Preußen von dem Magiftrat zu Stralfund und in 
Bayern von einer Kreisregierung; aus Bremen wird bes 
merkt, daß bei Inkrafttreten diefer Beftimmung 3. B. Bades 
anftalten genöthigt fein würden, den Betrieb gerade am 
Tage und zur Zeit der größten Frequenz einzuftellen. 

Ferner werden die Beftimmungen des $. 137 Abi. 4 
in ber Faſſung ber Vorlage von einem Preußiſchen Re— 
ierungspräfidenten der öftlihen Provinzen, und in ber 
Saflunz fowohl der Borlage als der Kommiſſionsbeſchlüſſe 
in Preußen von den gehörten Gewerbetreibenden Berlins, 
als aud) in Bayern für nicht anwendbar erklärt; nad) den 
örtliden Verhältniſſen Berlins würde die 1)/, ftündige 
Mittagspaufe, wie bemerkt wird, für den fraglichen Zwed 
nicht genügend fein und feine Wohlthat, jondern eine Be: 
läftigung und Schädigung der Frauen bedeuten, 
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K. 
Aeberſicht über das Ergebniß der Streik- 
Bufammenftellung für das Deutſche Reid. 


Sn der Zeit vom 1. Nanuar 1889 bis Ende April 
1890 Haben im Deutihen Reihe im Ganzen 1131 
rößere gewerbliche Arbeitseinftellungen ftattgefumden, d. h. 
Folche, bei welchen mehr als 10 Arbeiter betheiligt waren. 

Es waren hierbei 394 440 Arbeiter ausjtändig. Von 
diefen entfallen auf Preußen: 289283, Eljap: 
re Ha a 32 390, Hamburg: 26002 und Sadjjen: 

818. 


In den übrigen deutſchen Staaten hatten die Arbeits: 
einftellungen einen wejentlid geringeren Umfang. 

Von den 394440 ausjtändigen Arbeitern waren 
264 407 oder gegen 67 Prozent Eontraftbrüdig. In 
Preußen belief ſich die Zahl der kontraktbrüchigen Arbeiter 
auf 210 664 oder gegen 73 Prozent. Hier waren von den 
nicht kontraltbrüchigen Wrbeitern 46 299 Eontraftlich zur 
jeberzeitigen Einftellung der Arbeit berechtigt. In Preußen 
haben jomit nur 32 320 Arbeiter die Arbeit nad) erfolgter 
etwa 11 Prozent von den 
289 283 Arbeitern, die überhaupt ausjtändig waren. 

Unter den 394 440 im Deutſchen Reid) ausjtändigen 
Arbeitern konnten 43 412, d. h. etwa 11 Prozent Minder: 
jährige ermittelt werden. Jedoch war die wirkliche Zahl 
der minderjährigen ausjtändigen Arbeiter noch größer, da 
bei vielen Ar —— die nachträgliche Feſtſtellung 
ihrer Zahl nicht mehr zu bewirlen war. 

ad das Ergebniß der 1131 Arbeitseinftellungen 
anlangt, jo haben in 187 Fällen die Arbeiter ihre Forde— 
rungen gänzlich, in 468 Fällen zum Theil und in 420 Fällen 
garnicht durchgeſetzt. Das Ergebnif der übrigen Ausſtände 
war zur zeit der Beſchaffung des Materials für die Zu: 
jammenftellung noch nicht bekannt. 

Bon der Gejanmtzahl der Ausjtändigen im Deutichen 
Reich entfielen 

190 357 oder gegen 48 Prozent auf den Bergbau, 

72186 oder gegen 18 Prozent auf das Baus 
gewerbe, 

47166 oder gegen 12 Prozent auf die Textil: 
inbuftrie, 

16 665 oder gegen 4 Prozent auf die Metall 
indujtrie, 

68 nn oder gegen 17 Prozent auf die übrigen Ge: 
werbe. 

Für Preußen konnte fejtgeftellt werden, daß, nad) ben 
verſchiedenen Gewerben beredjnet, die Arbeit nach erfolgter 
Kündigung eingeftellt haben: 


von den Bergarbeitern nidht ganz . Prozent, 
die übrigen 99%, Prozent waren 
fontrattbrüd)ig, 
von den Arbeitern der Metallinduftrie 7'e = 
von den im Baugewerbe beidäftigten 
Arbeiten . . 2 2 20. ‚16% = 
von den Tertilarbeitern . . . „43 ⸗ 
von den in den übrigen Gewerben 
thätigen Arbeitern — ‚#2 = 
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ad Wr. 190, 


Sufammenftellung 


bes 


Entwurfs eines Geſetzes, betreffend Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 4 der Druckſachen — 


mit 
der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich, 


ben 


Abänderungs = Anträgen und den Beichlüffen der VIII. Kommilfion. 


Inhalts-Merzeicniß. Seite. 
Titel A. Einjhaltung binter $. 41 der Gewerbertuung .» 2» 2 2 200 1515 
Titel B. Einhaltung hinter $. 55 der Gewerbeorbmung - :» 2 2 2 20. 1515 


rtifel 1. Abänderung des Ziteld VII ber Gewerbeordnung. Gewerbliche Ur 
beiter (Gejellen, Gehülfen, Lehrlinge, Betrieböbenmte, Werkmeifter, Techniker, 


Fabrifarbeiter). 
1. Allgemeine Berhältnifie 88. 105 bis 1206. » . >» 2 2 2 2. 1516— 1550 
IE. Berhältmiffe ber &efellen unb Gebülfen $$. 121 bi8 185... . 1550 — 1558 
II. Lehrlingsverhältniſſe $$. 126 Bi 183. 2 2 2 onen 1558— 1563 
IIIa. Berbältnifie der Betriebäbeamten, Werkmeifter, Techniler $$. 1332 
DIE TIEDE 05 0 a a 1564-1567 
IV, Berbältnifie ber Fabtikarbeilet 99. 134 bis 1398... 2.2. 1566— 1590 
Y. Mamae 5: 1896 5 ne ea ann a 1590 — 1593 
Artitel 1A. Abänderung des Titels IX ber Gewerbeordnung. Statutariiche 
Befimmungen. 8: 18 5 >: 2 20 rn 1592—1593 
Artitel 2, Wenberung im ben 86. 97 Nr. 4, 97a Re. 6, 1004 Rr. 3, 1008 
Nr. 1 und 1005 Abfap 2 ber Gewerbeordnung (Bewerbegerihhte) . . . . 15984— 1595 
Urtitel 3. (Innungem) Anbermeite Faſſung bed Abſaßes 2 des $. 98a 
Nr. 2b der Gewerbeordnung » 2 2 nn m nn 1594— 1596 
Urtifel 4. Strafbeftimmungen SS. 146 bid 151,153 . 2. 2 2 2 ne. 1596— 1608 
Urtikel 5. Wenderung des $. 154 ber Sıhlußbeftimmungen ber Gewerbe 
7 —— 1608— 1611 
Artitel 6. Zulap zum $. 155 ber Schlußbeſtimmungen ber Gewerbeerdnung . » 16101611 
Urtilel 7. Zeitpunkt des Inkrafttretend der Borlage ꝛ c. 1612—1613 
Belolutlomen >» > 22 1529 und 1583 


Anträge der Mrbaftionstemmilflen - - > 2 2 2 0 ne 1614—1616 


1514 Reichstag. 


Beitehenbes Gefep. 


Gewerbeordnung 
für das 


Deutjche Reich 
nad) ber Rebaltion vom 1. Juli 1883. 
Reichs · Geſ. Bl. Seite 177 ff.) 


Altenſtüd Nr. 190. Gericht der achten Rommiffien.) 





Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


Borlage 


Entwurf eines Geſches, 
betreffend 


Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 4 der Drudjachen —. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutjher NKaifer, König von 
Preußen zc. 

verordnen im Namen des Reichs, 

nad erfolgter immung bes 

Bunbesraths und bes Reichstags, 

was folgt: 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 
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Beihlüffe 1. Lefung. 


Entwurf eines Geſehzes, 
betreffend 


Abänderung der Gewerbeordnung 
— Nr. 4 der Druckſachen —. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutfher Kaifer, König von 
Preußen ꝛc. 

verordnen im Namen bed Neichs, 

nah erfolgter Zuftimmung des 

Bunbesraths und bes Reichstags, 

was folgt: 


Abänderungs: Anträge zur 2. Lefung. 


— 


1. Bor Titel 1 folgenden Titel aufzunehmen: 
Titel A 


Hinter $. 41 der Gewerbeordnung wird 
eingefchaltet: 


. 41a, 
Someit nad) ben Beltimmungen der 
$$. 105b bis 105h @ehülfen, Lehrlinge 


und Arbeiter im delsgewerbe nicht 
beichäftigt werden en, barf in offenen 
Verfaufsftellen ein Gewerbebetrieb an 


biefen Tagen nicht ftattfinden. 
Weitergehenden re — Be⸗ 
ſchränkungen des Gewerbebetriebes an 
Sonn⸗ und Feſttagen fteht dieſe Beſtimmung 
nicht entgegen. (angenommen.) 


2, Titel B. 


inter $. 55 der Gewerbeordnung ein- 
zuſchalten: 


8. bba. 

An Sonn: und Feſttagen ($. 1054 
Abſatz 2) ift der Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ae fomeit er unter $. 55 Wbfaß 1 
Biffer 1 bis 3 fällt, verboten. 

Ausnahmen können von ber umteren 
Berwaltungsbehörbe zugelaffen werben. 
Der Bunbesrath ift ermächtigt, über bie 
Vorausfegungen und Bedingungen, unter 
denen Ausnahmen zugelaffen werben dürfen, 
Beitimmungen zu erlaffen. (angenommen.) 


Beichlüffe 2. Lefung.*) 


Entwurf eines Obefehes, 
betreffend 


Abänderung der Gewerbeorbnung 
— Nr. 4 der Druckſachen —. 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutfher Kaifer, König von 
Preußen zc. 

verorbnen im Namen bes Reichs, 

nad erfolgter Zuftimmung bes 

Bundesraths und des Reichstags, 

was folgt: 


Artikel A. 
u $. 41 ber Gewerbeordnung 
wird eingefchaltet: 


$. 41a. (Men) 

Soweit nad den Beitimmungen 
ber $$. 105b bis 105h Gehülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter im Handels⸗ 
gewerbe an Sonn- und Festtagen 
nicht bejchäftigt werben dürfen, darf 
in offenen Verkaufsſtellen ein Ge— 
werbebetrieb an dieſen Tagen nicht 
ftattfinden, 

Weitergehenden landesgeſetzlichen 
Beſchränkungen des Gewerbebetriebes 
an Sonn⸗ und Feſttagen ſteht dieſe 
Beſtimmung nicht entgegen. 


Artikel B. 

eo. $. 55 ber Gewerbeorbnung 

wird eingeſchaltet: 
$. 55a. (Men.) 

An Sonn= und Fyefttagen ($. 105a 
Abſatz 2) ift der Gewerbebetrieb im 
Umberziehen, foweit er unter $. 55 
Abjah 1 Ziffer 1 bis 3 fällt, ver- 
boten. 

Ausnahmen können von ber 
unteren Berwaltungsbehörbe zuge- 
laſſen werben. Der Bundesralh ift 
ermächtigt, über bie Vorausſetzungen 
und Bedingungen, unter denen Aus⸗ 


nahmen zugelaffen werben bürfen, 
—— zu erlaſſen. 


*) Die angenommenen Beschlüsse der 
Redaktionskommission sind mit lateinischer 
Schrift erkenntlich gemacht. 

Der Wortlaut der Redaktionsbeschlüsse 
ist auf Seite 1614 bis 1616 abgedruckt. 
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Beſtehendes Gejep. 





Titel VII. 


Gewerbliche Arbeiter (Gefellen, Ge- 
hülfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter). 


I. Allgemeine Berhältnife. 


8. 108. 

Die Feſtſetzung der Verhältnifie 
zwiſchen ben —— Gewerbe⸗ 
treibenden und den gewerblichen Ar: 
beitern ift, vorbehaltlich der durch 


Reichsg begründeten Beichrän- 
tungen, Gegenſtand freier Weber: 
einkunft. 

Zum Arbeiten an Sonn und Feſt⸗ 


tagen können die Gewerbetreibenden 
die Arbeiter nicht verpflichten. Ar— 
beiten, weldje nach der Natur des 
Gemwerbebetriebes einen Aufichub 
oder eine Unterbrechung nicht ge- 
ftatten, fallen unter die vorftehende 
Beitimmung nicht. 

Welche Tage als Feſtiage gelten, 
beftimmen die Landesregierungen. 


Borlage 





Artikel 1. 


Der Titel VII der Gewerbeordnung 
erhält folgende Faſſung: 


Titel VII. 


Gewerbliche Arbeiter (Gefellen,Ge- 
hülfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, 
Werfmeifter, Techniker, Fabrik: 


arbeiter). 


I. Allgemeine Verhältniſſe. 


$. 105. 
Unverändert. 


$. 105a. 

um Wrbeiten an Sonn: und 
gen können die Gewerbetreis 
enben die Urbeiter nur in joweit 
verpflichten, als es fich um Arbeiten 
handelt, welche nad) den Beſtim— 
mungen dieſes Geſetzes auch an 
Sonn: und Feſttagen vorgenommen 

werben bürfen, 
Welde Tage als Feſttage gelten, 
bejtimmen unter Berüdfichtigung der 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 





örtlichen und konfeſſionellen Verhält⸗ 
nifle die Landesregierungen. 


. 105b. (Men.) 1.Im $. 105b den zweiten Satz dahin zu 
— Im Betriebe von Bergwerken, aflen: 
Salinen, Aufbereitungsanftalten, Die den Arbeitern zu gewährende Ruhe 


Brüchen und Gruben, von Hütten: ri für jeden Sonn= oder Feſttag mindeftens 
werfen, Fabrifen und Werfitätten, echsunddreißig, für zwei aufeinander fol 
von Zinmerpläßenund anderen Bau- ende Sonns oder Feſttage mindejtens 
Öfen, von Werften und Biegeleien echszig Stunden zu dauern. Die Ruhezeit 
—* bei Bauten aller Art — am Pi den Werktage frühe 
Arbeiter an Som und Feſttagen tens um 6, jpäteftens um 8 Uhr Abends 
nicht beichäftigt werben. Die den zu beginnen. (modifizirt angenommen.) 
Arbeitern zu gewährende Ruhe hat 2. a ui zu dem Abänderungd-Antrag 
1 


für jeden Sonn: oder fyeittag vier: Ge j 
— Stunden, für das Im 8. 105b in der britten Zeile ftatt 


Weihnachts⸗, Neujahrs-, Dſter— „36“ 30, langenommen. 
und Pfingſtfeſt achtundvierzig in der fünften Zeile ſtatt 
Stunden, in ſonſtigen Fällen „60 „54 


Stunden” zu ſetzen. (erledigt.) 
8. Zufag-Antrag zu dem Abänbderungs-Antraa 
A 


Im $. 1055 in ber fiebenten Seile ftatt: 

„um 8 Uhr“ „um 12 Uhr” zu jeßen. 
(angenommen. 
4.Im Antrag Nr. 1 die Worte: „für zwei 
aufeinander folgende Sonn= ober age 
minbeftens jechszig Stunden“ abzuändern m 


für zwei aufeinander folgende Sonn: 
und FFeittage ſechsunddreißig Stun- 
den zu dauern. Die Ruhezeit hat 
früheftens am vorhergehenden Wert: 
tage um 6 Uhr Abends, jpäteftens 
am Morgen bes Sonn= oder Feſt— 
tages um 6 Uhr zu beginnen. 


die Worte: „für bas Weihnadhts-, Dfter- und 
Pfingftfeft ſechszig Stunden und in jonftigen 
Fällen für zwei aufeinander folgende Som: 
und tage adhtundvierzig Stunden“, 
(angenommen.) 








— 


Beſchlüſſe 1. Leſung. 
Artikel 1. 
Der Titel Vll der Gewerbeords 
nung erhält folgende Faſſung: 
Titel VOL 
Gewerbliche Arbeiter (Gefellen, 
Gehülfen, Lehrlinge, Betriebs- 
beamte, Merfmeifter, Techniker, 
Fabrifarbeiter). 


1, Allgemeine Verhältniſſe. 


8.1 
Unverändert, 


$. 105. 


Welche Tage als Feſttage gelten, 
beftimmen unter Berüdfichtigung der 
örtlichen und konſeſſionellen Verhält- 
niffe die Landesregierungen. 


. 105b. 
Im Betriebe von Bergwerten, 
Salinen, Aufbereitungsanſtalten, 


Brüchen und Gruben, von Hütten: 
werfen, Fabriken und Werkſtätten, 
von Bimmerpläßen und anderen 
Bauhöfen, von Werften und Ziege— 
leien, jowie bei Bauten aller Art 
dürfen Arbeiter an Sonn» und Feſt⸗ 
tagen nicht beihhäftigt werden. Die 
den Arbeitern zu gewährende Nuhe 
hat für jeden Sonn: und Feſtiag 
mindeftens dreißig, für das Weih— 
nachts⸗, Oſter⸗ und Pfingjtfeft ſechs 
Stunden und in ſonſtigen Fällen 
zwei aufeinander folgende Sonn— 
und Feſttage achtundvierzig Stunden 
zu dauern. Die Ruhezeit hat am 
vorhergehenden Werktage frühejtens 
um ſechs, fpäteftens um zwölf Uhr 
Abends zu beginnen. 


Reichstag. 
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Bundesrathe auch auf 


Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 





1.3u $. 105a. Als Ubjap 1 folgende Be— 


timmung aufzunehmen: 

„gum Arbeiten an Sonn: und Feſttagen 
können die Gewerbetreibenden die Arbeiter 
nicht verpflichten. Arbeiten, welche nad) 
den Bejtimmungen diejes Geſetzes auch an 
Sonne und Feittagen vorgenommen werben 
dürfen, fallen unter die vorjtehende Be— 
ftimmung nicht.“ (angenommen.) 


2. Unter-Antrag zum vorjiehenden Antrage. 


Satz 2 zu ftreichen. (abgelehnt.) 


3. Im $. 105a als Abſatz 1 folgende Be— 


jtimmung aufzunehmen: 

„Zum Arbeiten an Sonn: und Feſttagen 
können die Gemwerbetreibenden die Arbeiter 
nicht verpflichten. Arbeiten, welche nad 
der Natur des Gewerbebetriebe einen 
Auffchub oder eine Unterbrechung nicht ges 


. Statten, fallen unter die vorjtehende Be 


ftimmung nicht.” (abgelehnt.) 


1.8. 105b Wbjag 1 wie folgt zu faſſen: 


Im Betriebe von Bergwerten, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten, Bruchen und 
Gruben, von Hüttenwerken, Fabriken und 
Werlſtätten, von Zimmerplätzen und anderen 
Bauhöfen, von Werften und Biegeleien 
ſowie bei Bauten aller Art bürfen Arbeiter 
an Sonn: und Feſttagen nicht beichäftigt 
werben. Die den Arbeitern zu gewährende 
Nuhe Hat für jeden Sonne und Feſttag 
mindejtens vierundzwanzig, für das Meih- 
nachts⸗, Diters und Bngitfeft achtund⸗ 
vierzig und in ſonſtigen Faͤllen für zwei 
aufeinander folgende Sonn: und Feſtiage 
ſechſsunddreißig Stunden zu dauern, Die 
Nuhezeit hat am vorhergehenden Werk— 
tage frühefiens um ſechs Uhr Abends, 
ipäteftens am Morgen des Sonn ober 
Feſttages um ſechs Uhr zu beginnen und 
muß bei zwei aufeinander folgenden Sonns 
und Feſtlagen bis ſechs Uhr Abends des 
zweiten Tages bauern. 

(modifizirt angenommen.) 

Unter⸗Antrag zum Antrag Nr. 1. 


2.8. 105b Abſatz 1: 
Dem Antrag Nr. 1 folgenden Sufah zu geben: 


ann von bem 
andere Tags 
und Nachtarbeiten ausgedehnt werben, 
wenn dazu ein unabmweisliches Bedürfniß 


vorhanden ijt.” (zurüdgezogen.) 


„Diefe Bejtimmung 


Altenftüde zu den Verhandlungen des Reichſstages 1890/91. 


Beihlüffe 2. Lefung. 





Artikel 1. 


Der Titel VII der Gewerbeord- 
nung erhält folgende Faſſung: 


Zitel VIL 


Gewerbliche Arbeiter (Gefellen, 

Gehülfen, Lehrlinge, Betriebs- 

beamte, Werkmeifter, Techniker, 
Fabrifarbeiter). 


1. Allgemeine Berhältniffe. 


8. 105. 
Die Feſtſetzung der Verhältniffe 
zwijchen den feIbffländigen Gewerbes 
treibenden und den gewerblichen Ar— 
beitern it, vorbehaltlich der durch 
Reichsſsgeſetz begründeten Beſchrän— 
tungen, Gegenttand freier Ueber 
einkunft. 
. 105 a. 

Zum Arbeiten an Sonne und 
Fefttagen können die Gewerbetreis 
benden die Arbeiter nicht verpflichten. 
Arbeiten, welche nad den Beſtim— 
mungen dieſes Geſetzes auch an 
Sonn: und Feſttagen vorgenommen 
werben dürfen, fallen unter Die 
vorstehende Beitimmung nicht. 

Welche Tage als Feſttage gelten, 
beftimmen unter Berückſichtigung der 
örtlihen und Zonfeffionellen Ber: 


hälmiffe die Landesregierungen. 


. 105b. ; 
Im Betriebe von Bergwerten, 
Salinen, Aufbereitungsanſialten, 


Brüden und Gruben, von Hüttens 
werten, Fabriken und MWerkitätten, 
von Bimmerpläßen und anderen 
Bauhoͤfen, von Werften und 
—— ſowie bei Bauten aller 
rt dürfen Arbeiter an Sonn: und 
Feſttagen nicht beichäftigt werden. 
Die den Arbeitern zu gewährende 
Ruhe hat für jeden Som: und 
eſttag mindeftens vierundzwanzig, 
ür zwei aufeinander folgende Sonn 
und Feſttage ſechsunddreißig, für 
das Weihnachts⸗, Oſter⸗ und Pfingft- 
feit achtundvierzig Stunden zu 
dauern. Die Ruhezeit ist von 
zwölf st Nachis zu rechnen, 
n Betrieben mit regelmäßiger 
Tag: und Nachtichicht, fofern 
e unter 8. 1054 fallen oder 
er Bundesrath es fonit für 
ein unabweisliches Bedürfnifj 
erachtet, früheftens von ſechs Uhr 
Abends des vorhergehenden Werks 
tages, ſpäteſtens von ſechs Uhr 
Morgens des Sonn und Seitape), 
und muß bei zwei 7833 
folgenden Sonn- und en 
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Vorlage 


Im Handelsgewerbe dürfen Ge: 
hülfen, Lehrlinge und Arbeiter an 
Sonns und Feſttagen nicht länger 
als fünf Stunden beichäftigt werden. 
Die Stunden, während welder die 
Beihäftigung ftattfinden darf, wer— 
den unter Berücdjichtigung der für 
den öffentlichen Goitesdienft be- 
ftimmten Seit von der Polizeibe— 
hörde feſtgeſtellt. Die Freftjtellung 
kann für verschiedene Zweige der 
Handelsgewerbe verſchieden erfolgen. 
Für die letzten vier Wochen vor 
Weihnachten, ſowie für einzelne 
Sonn oder Feſttage, an welchen 
örtliche VBerhältniffe einen erweiterten 
Geſchäftsverkehr erforderlich machen, 
fann die Polizeibehörde eine Ver— 
mehrung der Stunden, während 
welcher die Beihäftigung jtattfunden 
darf, zulaſſen. 





k _ (Bericht der achten Kommilfion.) 





Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


$. 105b. 
5. Abſatz 1: 

a) „Neujahrs" zu ftreichen. 

b) Die Worte: „in Sonftigen Fällen für zwei aufein- 
anderfolgende Sonn: und Fyeittage 36 Stunden“ 
zu ftreichen. 

e) Den legten Satz zu ftreichen. (zurüdgezogen.) 

6. Dem — des 105b Abfah 1 — Faſſung 
zu ge 
„Die Ruhezeit hat am vorhergehenden Werktage 
jpäteftens um 6 Uhr Abends zu beginnen.“ (erledigt.) 
7. Dem $. 105b, erjten Abjap, hinzuzufügen: 
„Diejelbe muß an jedem Sonn» und Feſttage Die 
Zeit von Morgens 6 Uhr bis Abends 6 Uhr umfaffen.“ 


(erledigt.) 
8. Zu $. 105b WUbjaß 1 den folgenden Zufag: 

„Diefe Beftimmungen gelten auch für die in den 
vorgenannten Betrieben beſchäftigten Handlungsgehilfen 
und Lehrlinge.” (zurüdgezogen.) 

9. Zu 8. 105» Abſatz 2: 


a) Hinter „5 Stunden“ einzufchieben: „melde um 
10 Uhr Morgens beendet jein müſſen. 
b) Hinter dem erften Satze Ä sn „Berfaufss 


jtellen aller Art dürfen an Sonn: und Feſttagen nur 
während dieſer Stunden geöffnet fein.“ 

e) Die beiden folgenden Säße zu ftreichen. 

(zurüdgezogen.) 

10. Dem Abſatz 2 des 8. 105b folgende Faſſung zu geben: 

„Bertaufsjtellen aller Art dürfen an Sonn: umd 

Feſttagen höchſtens 3 Stunden geöffnet und müſſen 

Ipätejtens s 12 Uhr geſchloſſen fein. Die nähere 

Beitbeitimmung Heft der höheren Berwaltungsbehörde 

zu. Die Feſtſtellung kann für verſchiedene Zweige 

der Handelsgewerbe verſchieden erfolgen. (erledigt) 

11. * 8. 105b ben erſten Satz bes zweiten Abſatzes zu 
alien: 

„Im Handelsgewerbe dürfen Gehülfen, Lehrlinge 

und Wrbeiter an Sonn: und Feſttagen nit nad 

1 Uhr Nachmittags und nicht länger als 3 Stunden 

beichäftigt werden. In Berfaufsitellen aller Art ift 

eine Beihäftigung bderjelben Berfonen auf fünf Stunden 

und nicht fpäter als 1 Uhr Nachmittags en “ 

abgelehnt.) 

12. Im 8 105b Abſatz 2 in Zeile 3 nad: „Feſttagen“ 
. einzufchieben : 

„nicht nach 2 Uhr Nachmittags und“ (zurüdgezogen 
Sat 2 und 3 zu ftreichen. abgel ar 
Im legten Sa vor dem legten Worte: „zulaffen“ ein: 
zufchieben: 

„für alle oder beftimmte Arten ber — ewerbe“. 

gelehnt.) 


13. 3 $. 105b Abjag 2 in Sap 1 vor „Stunden“ ein: 
zujchteben: „aufeinanderfolgende”. 
Antrag gilt aud als Unter-Antrag zu allen 
Anträgen, welche die Ziffer der Stunden der Sonn— 
tagsarbeit —5 (abgelehnt.) 
14. pi Abſatz 2 bes $. 105b folgende Faſſung zu 


 Bertaufafiellen aller Aıt dürfen an Sonn= und 
jttagen höchſtens 3 Stunden geöffnet und müſſen 
Ice Fa 12 Uhr geſchloſſen fein. Die nähere 
— —— der hoͤheren Verwaltungsbehörde 
fann für verſchiedene Zweige der 
chieden erfolgen. Für die legten 


ln: FE 


Dh u v 


Beſchlüſſe 1. Lelung. 





Im Handelögewerbe dürfen Ge— 
hülfen, Lehrlinge und Arbeiter an 
Sonn: und Feſttagen nicht länger 
als fünf Stunden beichäftigt werben. 
Am erften Weihnachtss, erſten Ofter- 
und erjten Pfingjtfeiertag Dürfen Ge— 
hülfen, Lehrlinge und Arbeiter im 
Handelsgewerbe nicht beſchäftigt 
werben. für die legten vier Wochen 
vor Weihnachten, jowie für einzelne 
Som: und Feittage, an melden 
örtliche Verhältniffe einen erweiterten 
Geſchäftsverlehr erforderlich machen, 
kann Die Bolizeibehörde eine Ber- 
mehrung der Stunden, während 
welcher die Beihäftigung ſtattfinden 
darf, zulaſſen, jedoch nicht über zehn 
Stunden. Die Stunden, während 
welder die Beihäftigung ftattfinden 
darf, werden unter Verüdjichtigun 
der für den öffentlichen Gottesdienit 
bejtimmten Zeit von der Polizeibe- 
hörbe fejtgejtellt. Die Feſtſtellung 
fann für verſchiedene Zweige der 
Handelsgewerbe verjchieden erfolgen. 


Reichstag. Alten Nr. 190. 














Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 


3. In $. 105b Abſatz 1 Hinter „dreißig“ 
(Kommiffionsbefchlüffe erfter Lefung) und 
zum Antrage Nr. 1 hinter „vierundzwanzig“ 
zu ſetzen die Morte: 

„im Durchichnitt ſechsunddreißig“ even- 
tuell „im Durchſchnitt dreißig”. 

(erledigt.) 

4.8. 105 b Abſatz 1 Zeile 12 ftatt „dreißig“ 

zu ſetzen: „ſechsunddreißig“. (erledigt.) 
Unter⸗Antrag zu Nr. 1. 

5. In 8. 105b 1. Abſaß Hinter „Ruhezeit hat“ 
einzujchalten: „im Allgemeinen von 12 Uhr 
Nachts bis 12 Uhr Nachts zu dauern, in 
Betrieben des 8. 105 d für die betreffenden 
Schichten“. (zurüdgezogen.) 

6. Hinter dem Worte „beginnen“ auf der viert: 
legten Zeile (im Antrage Nr. 1) einzufchalten: 
„Die Nuhezeit hat in Betrieben mit regel- 
mäßiger Tag⸗ und Nachtſchicht, fofern fie unter 
$. 105d fallen oder der Bundesrath es font 
für ein unabweisliches Bebürfnif erachtet, am 
vorhergehenden Werktage frühejtens um 6 Uhr 
Abends, jpätejtens am Morgen des Sonn 
oder Feſttages 6 Uhr, übrigens um 12 Uhr 
Nachts zu beginnen, (angenommen.) 

7.8.1056 Abjap 2 wie folgt zu faflen: 

„Im Handeldgewerbe dürfen Sehülfen, 
Lehrlinge und Arbeiter am erften Weih— 
nadts:, Dfter und Pfingfttage überhaupt 
nicht, im Uebrigen an Sonn» und Feſt— 
tagen nicht länger ala fünf Stunden be— 
ichäftigt werden. Durch Ortsftatut ($. 142) 
fann diefe Beihäftigung für alle ober 
einzelne Zweige des Handelögewerbes auf 
fürzere gi eingeichränft oder ganz unter: 
fagt werden. Für die legten vier Wochen 
vor Weihnachten ſowie für einzelne Sonns 
und Feſitage, an welchen örtliche Verhält- 
niffe einen erweiterten Geſchäftsverkehr er- 
forderlid machen, kann die Polizeibehörde 
eine Vermehrung der Stunden, während 
welcher die Beihäftigung ftattfinden darf, 
bis auf zehn Stunden zulaffen. Die 
Stunden, während welder die Beſchäfti— 
gung ftattfinden darf, werden unter Ber 
rückſichtigung der für den öffentlichen Gottes: 
dienſt ee Zeit von der Polizei— 
behörde feſtgeſtellt. Die TFeftftellung kann 
für verichiedene Zweige des Handels: 
gewerbes verſchieden erfolgen.” 

(modifizirt angenommen.) 

8. Unter-Antrag zu Nr. 7. 
$. 105b — 2 Beile 4 zu ſetzen: 

„im Webrigen an Sonne und Feſttagen 
nicht fpäter als ein Uhr Nachmittags und 
nicht länger als drei Stunden, in offenen 

en nicht länger als fünf Stuns 

den beſchäftigt werben. Dur Ortö- 
ftatut u. |. w. (abgelehnt.) 

9. Zu $. 105b Abſatz 2 und zum AÄbände— 
rung3-Antrag Nr. 7: 

Den zweiten Saß zu beginnen wie folgt: 

„Durch ftatutarische Beſtimmung einer 
Gemeinde oder eines weiteren Kommunal—⸗ 
verbandes kann“ u. ſ. w.  (angenommen.) 


OBerkiit ber adten Rommilfien,) · 


Beichlüffe 2. Lefung. 


bis ſechs Uhr Abends des 
zweiten Tages dauern. 

Im Handelögewerbe dürfen Ges 
hülfen, Lehrlinge und Arbeiter am 
Mfingftiage überhaupt nice, Im 

age über! nicht, im 
llebrigen an Somm= und um 
nicht länger als fünf Stunden be- 
ihäftigt werden. Durch ſta— 
tutariiche Beſtimmung einer 
Gemeinde oder eines weiteren 
— Bekbakt ($. gr 
aun e Be gung für 
alle oder einzelne Feige des 


tage, an welchen örtliche Verhält— 
niffe einen erweiterten Gejchäfts- 
ee erforderlihd machen, fann 
die Bolizeibehörde eine Vermehrung 
der Stunden, während welder die 
Beihäftigung ftattfinden darf, bis 
anf zehn Stunden zulaſſen. Die 
Stunden, während welder Die Be— 
ſchãftigung ftattfinden darf, werben 
unter Berückſichtigung der für den 
öffentlichen Gottesdienſt bejtimmten 
et durch ftatntariiche Ber 

—— oder ſoweit ſolche 
nicht erlaſſen ſind, von der 
Polizeibehörde fejtgejtellt. Die Feſt⸗ 
ftellung kann für verjchiedene Zweige 
des Handelsgewerbes verſchieden 
erfolgen. 
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Beftehendes Gefeh. 


Reichstag. Altenſtück Ar. 190. Gericht der achten Kommiſſion.) 


$. 1050. (Men.) 
Die Beltimmungen des $. 105b 


finden feine Anwendung: 
1. auf Arbeiten, welche zur Beſeiti— 


co 


gung eines Nothftandes oder zur 
Abwendung einer Gefahr oder 
im öffentlichen Intereſſe unver: 
züglid vorgenommen werben 
mülfen; 


auf Arbeiten zur Reinigung und 
—— durch welche der 
regelmäßige Fortgang des eigenen 
oder eines fremden Betriebes 
bedingt ift, ſowie auf Arbeiten, 
von welchen die Wiederaufnahme 
des vollen werttäglichen Be— 
triebes abhängig ift, jofern nicht 
diefe Arbeiten an Werktagen vor: 
genommen werden können; 


.auf Arbeiten, weldhe zur Ber: 


Den des Verderbens von Roh: 
toffen oder des Mißlingens von 
Arbeitserzeugniffen erforderlich 
find, fofern nicht dieſe Arbeiten 
an Werktagen vorgenommen 
werben fönnen; 





Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 





vier Wochen vor Weihnachten, ſowie für einzelne 
Sonn» und Feſttage, an welchen örtliche Verhältnifie 
einen erweiterten Gejchäftsverfehr erforderlich machen, 
fann die höhere Verwaltungsbehörbe eine Vermehrung 
der Stunden, während welcher bie Beichäftigung ftatt- 
finden darf, zulaffen. 

Im Uebrigen dürfen in Handelsgewerben (Fa— 
brifen, Engros- und Bankgeſchäften) Gehilfen, Lehr: 
linge und Arbeiter an Sonn» und Feſtiagen nicht be: 
ichäftigt werben.“ (erledigt.) 

15. Zu $. 105b Abſatz 2 im zweiten Sa vor „von der 
Bolizeibehörde” einzufchalten: 
„nad Anhörung der Gemeindevertretung”. 
(abgelehnt.) 
16. Zu $. 105b. Der legten Zeile des Abſatzes 2 der Re 
gierungsvorlage anzufügen: 
„jedoch nicht über zehn Stunden”. (angenomtmen.) 
87. —* Abſatz 2 des 8. 1055 folgenden Zuſatz anzu— 
ügen: 
„Am erſten Weihnachts-, erſten Oſter- und erſten 


Pfingftfeiertag iſt jedwede Thätigkeit im Handelsge 
werbe unterſagt.“ (zurũckgezogen 
18. Unter Aufhebung vorſtehenden Antrags dem Abſatz? 


des $. 1055 folgenden Zuſatz pe ig 

„Am erfien Weihnachts-, erſten Dfter- und erſien 
Pingftfeiertag dürfen Gehülfen, Lehrlinge und Arbeiter 

im Dandelsgewerbe nicht beichäftigt werden. 
(angenommen) 
19, Zu 8. 105b die Sätze 2 und 3 im Abſatz 2 der Re 
gierungsvorlage an den Schluß des Abſatzes zu jtellen. 
(angenommen.) 


1. In $. 105e Hinter 1 einzufchalten: 
la. auf Arbeiten zur Durchführung der geſetzlich vor: 
geſchriebenen Inventur; (zurüdgezogen.) 
Als Nr. 1a einzufügen: 
„für einen Sonntag auf Arbeiten zur Durchführung 
der gejeglich vorgejchriebenen Inventur“ 
(angenontmen.) 
3. Im $. 105e Abſatz 1 die Nummter 3 zu ftreichen und 
ftatt defien im $. 105f in Zeile 2 Hinter dem Worte 

„Schadens“ einzufügen: 

„nsbejondere zur Verhütung des Werberbens von 

Rohftoffen und des Mißlingens von Arbeitserzeug- 

nijfen”. (abgelehnt.) 

4. Im $. 105° Abjag 1 die Nr. 4 zu fireichen und jtatt 
deffen hinter $. 105h einen neuen $. 105i einzufügen, 
des Inhalts: 

„Auf Saft: und Schankwirthichaften, ſowie auf Ver: 
fchrögewerbe finden die Beitimmungen der 88. 1054 
bis 105h feine Anwendung. (Abſatz 2 des S. 105 
der Gewerbeordnung; Abjak 2 des $.105a der Vor— 
lage.)" (abgelehnt) 

Im ß 1060 Abſatz 1 die Nr. 4 mie folgt zu faſſen: 
„auf gewerblid) betriebene Erholungs- und Vergnügungs- 
anftalten, auf Gaſt- und Schantwirthichaftsgewerbe, 
jowie auf Verlehrs- und Beleuchtungsgewerbe." 
(abgelehnt.) 


w 


o 


je») 


. Im $. 105e Abjag 2 Hinzuzufügen: 
„Sofern das Gewerbe vom Reich, einem Staate oder 
einer Kommune betrieben wird, muß das Verzeichniß 
monatlich der vorgejegten Behörde eingereicht werden.“ 


(zurüdgezogeii.) 








Beſchlüſſe 1. Leſung. 


$. 105«. 
Die Beftimmungen des $. 105b 
finden feine Anwendu 


1. 


1a, 


auf Arbeiten, * e zur Des 
feitigung eines Nothitandes oder 
zur Abwendung einer Gefahr 
oder im öffentlichen Intereſſe 
unverzüglich vorgenommen wer= 
den müſſen; 


für einen Sonntag auf Ars 


beiten zur Durchführung der 
geſetzlich vorgefchriebenen In— 
ventur; 


. auf Arbeiten zur Reinigung 


und Inſtandhaltung, durch welche 
der regelmäßige Fortgang des 
eigenen oder eines fremden Bes 
triebes bedingt ift, jowie auf 
Arbeiten, von melden die 
Wiederaufnahme des vollen 
werftäglihen Betriebes ab— 
ängig iſt, ſofern nicht dieſe 
rbeiten an Werktagen vor— 
genommen werden können; 


. auf Arbeiten, welche zur Ver— 


ütung des Verderbens von 
ohſtoffen oder des Mißlingens 
von Arbeitserzeugniſſen erforder⸗ 
lich find, ſofern nicht dieſe Ar— 
beiten an Werltagen vorge— 
nommen werden können; 
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Abänderungs- Anträge zur 2. Lefung. 


10. Im $. 1056 Abſatz 2 das Wort: „Polizei 


behörbe” zu erjegen dur: „Gemeinde— 
behörde“. 
Dies gilt auch als Unter-Antrag zum 
Antrag Nr. 7. {abgelehnt.) 
11. Im N 1055 Abſatz 2 den vorlegten Saß 
wie folgt zu fallen: 


„Die Stunden, während welcher die 
Beihäftigung ftattfinden darf, werden unter 
Berückſichtigung der für den öffentlichen 
Sottesbient beftimmten Zeit durch ſtatu— 
tarifche Beftimmungen oder, ſoweit ſolche 
nicht erlaffen find, von der Rolizeibehörde 
feſtgeſtellt. (angenommen.) 


1. 3u $. 106e: 
J. In Abſatz 1: 
1. die Ziffer 2 mit folgenden Worten zu bes 


innen! 
„Huf die Bewadhung ber Betriebsan— 
lagen,” ; (angenommen) 


2. die unter Ziffer 4 vorgefehene Beftimmung 
DB ftreichen und an Stelle derjelben zu 
etzen: 


„4. auf die Beaufſichtigung des Be— 

triebes, ſoweit er nad) Ziffer 1 bis 

3 — Sonn: und Feſtiagen ſtatt— 
et “u 


: (angenommen.) 
Il. In Abſatz 3: 

1. die Worte: „oder Feſttage“ in Zeile 6/7 und 
eile 9 zu ftreichen; (angenommen.) 
2. jtatt: „Sechsunddreißig Stunden“ zu fegen: 
„vierundzwanzig Stunden“. (abgelehnt.) 
2. Zu $. 105 Abjag 1 Ziffer 4, eventuell zum 
Antrage Nr. 1, dem Reihstage folgende Re— 

jolution zur Annahme zu empfehlen: 

Den Herrn Neichskanzler zu erfuchen, 
zur Förderung der behufs Gewährung auss 
reichender Sonntagsruhe beim Eiſenbahn— 
dienft ji nöthig madenden Maßnahmen, 
jeine Wermittelung bei ben verbünbeten 
Regierungen dahin eintreten zu laſſen, daß 
da, wo zur Zeit die Abhaltung von Schlacht⸗ 
viehmärkten am Montage jlattfindet, mit 
der Verlegung diefer Märkte auf einen 
Ipäteren Werktag vorgegangen werde. 

(zurückgeftellt.) 





Beſchluſſe 2, Lefung. 


. 105e. 


$ 
Die Beitimmungen des $. 105b 
finden feine Anwendung: 


l. 


la. 


. auf Die Bewachung 


auf Arbeiten, welche zur Bes 
feitigung eines Nothſtandes oder 
zur Abwendung einer Gefahr 
oder im öffentlichen Intereſſe 
unverzüglich vorgenommen wer- 

den müllen; 
5 einen Sonntag auf 
beiten zur Durchführung 
einer gejeglich vorgeſchrie 
benen Juventur; . 
r 


Betriebsaulagen, auf Urs 
beiten zur Neinigung und In— 
ftandhaltung, durch welche der 
regelmäßige Fortgang des 
eigenen oder eines fremden 
Betriebes bedingt ift, ſowie auf 
Arbeiten, von melden Die 
Wiederaufnahme des vollen 
werithätigen Betriebes ab— 
ängig iſt, fofern nicht dieſe 
rbeiten an Werktagen vor- 
genommen werben können; 


. auf Arbeiten, welche zur Ver— 


hütung des Verderbens von 
Rohitoffen oder des Mißlingens 
von Arbeitserzeugniffen erfor 
derlich find, ſofern nicht dieſe 
Arbeiten an Werktagen vorge- 
nommen werden können; 


En — ————— 


Beſtehendes Gejeh. 





4. auf Gaſt- und Schankwirth— 
ſchafts-,ſowie auf Verkehrs— 
gewerbe. 


Gewerbetreibende, welche Arbeiter 
an Sonn» und Fefttagen mit Ars 
beiten der unter Ziffer 1 bis 3 er- 
wähnten Art beihäftigen, find ver: 
pflichtet, ein Verzeichniß anzulegen, 
in welches für jeben einzelnen Sonns 
und Feſttag die Zahl der beichäf- 
tigten Arbeiter, die Dauer ihrer 
Beihäftigung, jowie dieArt der vor- 

enommenen Arbeiten einzutragen 
ind. Das Verzeichniß iſt auf Er— 
fordern ber Ortöpolizeibehörbe ſowie 
dem im $. 139b bezeidyneten Be— 
amten jederzeit zur Einficht vorzu— 
legen. 

Bei den unter Ziffer 2 und 3 
bezeichneten Arbeiten find bie Ge 
werbetreibenden verpflichtet, jeden 
Arbeiter entweder an jedem dritten 
Sonntage volle vierundzwanzig 
Stunden, oder an jedem zweiten 
Sonntage mindeftens in ber Zeit 
von jehs Uhr Morgens bis ſechs 
—F Abends von der Arbeit frei zu 
laſſen. 


Abãnderungs⸗Antrãge zur 1. Leſung. 


7. In dem $. 1050 Abſatz 2 in der 10. Zeile Hinter: „vor= 
genommenen“ die Worte einzufügen: „beziehungsweife 
vorzunehmenden“, und dem Schlußſatz folgende Faſſung 
zu geben: „Das Verzeichniß ift bezüglicy der in Ziffer 
1 und 3 aufgeführten Arbeiten dem Arbeitsamt (Titel IX) 
zur Einficht, und bezüglich der in Ziffer 2 aufgeführten 
Arbeiten vor der Vornahme derjelben zur Genehmigung 
vorzulegen.” 

Für den Fall der Ablehnung diejes Antrages, unter 
Aufrehterhaltung des übrigen Wortlauts defjelben, an 
Stelle der Worte: „dem Arbeitsamt“ zu ſetzen: „dem 
im 8. 139b bezeichneten Beamten.” abgelehnt.) 

8. Dem $. 105€ Abja 2 (Schlußjag 11. Beile) — 
Faſſung zu geben: 

Das Verzeichniß iſt dem Arbeitsamt (Titel IX.) zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Das Gleiche hat zu geichehen, wenn für diefe Arbeiten 
an einzelnen Sonn» und Feſttagen die Zahl der be= 
Ihäftigten Wrbeiter, die Dauer ihrer Beihäftigung, 
—* die Art der vorgenommenen Arbeit ſich ver— 

ert. 

Für den Fall der Ablehnung dieſes Antrages, dem 
—* Satz des $. 105c Äbſatz 2 folgende Faſſung zu 
geben: 

Das Verzeichniß ift dem in $. 139b bezeichneten 
Beamten 2 Genehmigung vorzulegen. 

Das Gleihe hat zu gefchehen, wenn für dieſe 
Arbeiten an einzelnen Sonn: und Feſttagen die Zahl 
ber beichäftigten Arbeiter, die Dauer ihrer Beſchäfti— 
gung, ſowie die Art der vorgenommenen Arbeit fich 
verändert. 

Bei den unter Ziffer 2, 3 und 4 bezeichneten Arbeiten 
find die Gewerbekreibenden verpflichtet, jedem Arbeiter 
in der Woche eine umunterbrochene Ruhezeit von 
30 Stunden zu gewähren. In jeder dritten Woche 
muß die Ruhezeit auf einen Sonntag fallen. 

gen.) 

9. Im $. 105e den Abſatz 3 wie folgt zu faflen: 

„Bei ben unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten 
Arbeiten find die Gemwerbetreibenden verpflichtet, 
jeden Arbeiter entweder an jedem dritten Sonn— 
tag volle 36 Stunden, oder an jedem zweiten 
Sonntag volle 24 Stunden von der Arbeit frei 
zu laſſen.“ (modifizirt angenommen.) 

10. In dem Antrage Nr. 9: 

1. ftatt „36 Stunden” zu feßen „30 Stunden“; 

(erledigt.) 

2. ſtatt „24 Stunden“ zu feßen „mindejtens in ber 

Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends“; 

(angenommen.) 

3. hinter „Sonntag” einzufcdhieben „oder Feſttage“. 

(angenommen.) 

11. Dem Abſatz 3 Hinter dem Worte „Arbeiten“ in ber 
zweiten Zeile hinzuzufügen: 

„sofern diefelben länger als drei Stunden dauern“, 

(angenommen.) 

12. Zur Regierungsvorlage $. 105e Abſatz 3: 

1. ftatt „24” zu jeßen „30*, 

2 ftatt „Sonntage“ zu jepen „Sonne und Feſtlage“. 

erledigt.) 


13, Einen neuen — Fr aa 
105ee. 


Im Verfehrögewerbe, weldjes für Rechnung des 
Reiches, eines Staates oder einer Kommune betrieben 
wird, erfolgt die Regelung der an Sonn» und Feſi— 











Beichlüffe 1. Lefung. 





4. auf Gaft: und Schankwirih- 
Ihafts-, fowie auf Verkehrs: 
gewerbe. 


Gewerbetreibende, welche Arbeiter 
an Somn= und Feſttagen mit Ars 
beiten der unter Bitfer 1 bis 3 er: 
wähnten Art beichäftigen, find ver: 
pflichtet, ein Verzeichniß anzulegen, 
in welches für jeden einzelnen Sons 
und Feſttag die Zahl der beſchäftig— 
ten Arbeiter, die Dauer ihrer Be: 
ſchäftigung, fowie die Art der vor— 
genommenen Arbeiten einzutragen 
ers Das Verzeichniß ift auf Er: 
ordern der Drtspolizeibehörde ſo— 
wie dem im $. 139b bezeichneten 
Beamten jederzeit zur Einficht vor« 
zulegen. 

Bei den unter Ziffer 2 und 3 be— 
zeichneten Arbeiten, fofern dieſelben 
länger als drei Stunden dauern, 
find die Gemerbetreibenden ver— 
pflichtet, jeden Arbeiter entweder an 
jedem dritten Sonntage oder Feſt— 
tage volle ſechsunddreißig Stunden, 
oder an jedem zweiten Sonntage 
ober Feſtlage mindeftens in der Zeit 
von ſechs Uhr Morgens bis ſechs 
Abends von der Arbeit frei zu 
aſſen. 


Reichstag. Atienſtuct Nr. 190. (Beriht der achten Rommiffin.) _ 


Abänderungs-Anträge zur 2. Lejung. 


BR... 


Beihlüffe 2. Lefung. 


4. Die Beauffichtigung bes 
Üeriche, Joe a nach 


Feittagen ftattfindet. 
&ewerbetreibende, welche Arbeiter 
an Sonn: und FFeittagen mit Ars 
beiten der unter Ziffer 1 bis # er- 
wähnten Art beidhäftigen, find ver- 
pflichtet, ein Verzeichniß anzulegen, 
in weldjes für jeden einzelnen Sonns 
und Feſttag die ga! der beſchäf⸗ 
tigten Arbeiter, die Dauer ihrer 
Beihäftigung fowie die Art der 
vorgenommenen Arbeiten einzutragen 
find. Das Verzeichniß ift auf Er— 
fordern der Drispoligeibehörde ſowie 
dem im $. 139b bezeidyneten Bes 
amten jederzeit zur Einficht vorzu= 
legen. 
Bei den unter Biffer 2 und 3 
bezeichneten Arbeiten, fofern Die- 
länger als drei Stunden 
nern, jind die Gewerbetreibenden 
verpflichtet, jeden Arbeiter entweder 
an jedem dritten Sonntage volle 
fechöunddreikig Stunden, oder an 
jedem zweiten Sonntage minbeftens 
in ber Zeit von ſechs Uhr Morgens 
bis j Uhr Abends von der 
Arbeit frei zu laſſen. 








Reichstag. Altenftüd Nr. 190. 





Befiehendes Gejep. 


Borlage 





F. 105d. (PRen.) 

Für bejtimmte Gewerbe, insbe 
fondere für Betriebe, in denen Ars 
beiten vortommen, welche ihrer Natur 
nad) eine Unterbrechung oder einen 
Aufſchub nicht aeitatten, ſowie für 
Beiriebe, welche ihrer Natur nad) 
auf beitimmte Jahreszeiten beſchränkt 
find, oder welche in gewiſſen Zeiten 
des Jahres zu einer außergewöhn— 
lich veritärkten Thätigkeit genöthigt 
find, fönnen duch Beſchluß des 
Bundesraths Ausnahmen von der 
Beitimmung des $. 105b Abjap 1 
zugelaffen werden. 

Die Regelung der an Sonn und 

Feſttagen im dieſen Betrieben ges 
ftatteten Arbeiten und der Bedin- 
ungen, unter welchen fie gejtattet 
And: erfolgt für alle Betriebe der: 
jelben Art gleichmäßig und unter 
Berückſichtigung der Beltimmung des 
8. 105e Abſaß 3. 

Die vom Bımdesrath getroffenen 
Beitimmungen jind durch das Reichs» 
Geſetzblatt zu veröffentlichen. 


$. 105e, (Men.) 

ür Gewerbe, deren volljtändige 
oder theilweife Ausübung an Sonn- 
und Feſttagen zur Befriedigung täg- 
licher oder an diefen Tagen befonders 
hervortretender Bedürfnifje der Be— 
völferung erforderlich ift, jowie für 
Betriebe, welche ausſchließlich mit 
durch Wind oder unregelmäßige 
Waſſerkraft bewegten Triebwerten 
arbeiten, können dur Verfügung 
der höheren Bermwaltungsbehörde 
Ausnahmen von den im $. 1056 
getroffenen Beſtimmungen zugelafjen 
werden. Die Regelung diefer Aus- 
nahmen hat unter Berüdjichtigung 
der Bejtimmung des $. 105e Ab- 
fag 3 zu erfolgen. 


— 


* 


— 


[ie 





. Dem $. 105d Abſatz 1 nachftehende 


. In 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


tagen gegen 


yo beihäftigten Arbeiter oder linter: 
beamten gemäß $ 


. 105e Abjap 3.  (zurüdgezogen.) 


fung zu geben: 
Für Diejenigen Gewerbe und Betriebe, in denen 
Arbeiten vortommen, welche ihrer Natur nad eine 
Unterbredung oder einen Auffhub nicht geftatten, ſo— 
wie für Betriebe, welche ihrer Natur nad auf bes 
itimmte Jahreszeiten beſchränkt find, oder welde in 
gewilfen Zeiten des Jahres zu einer außergewöhnlid) 
verftärkten Thätigfeit genöthigt find, find durch Be— 
ichluß des Bundesrates Ausnahmen von ben Bes 
jtimmungen des $. 105b Abfag 1 zuzulaffen. 
(abgelehnt.) 


Unter-Antrag zu dem Abänderungs:Antrag Nr. 1. 


. In $. 105d Abſatz 1 Zeile 5 hinter das Wort: „ge 


ſtatten“ einzufchalten die Worte: „und ſoweit fie Unter- 
brechung oder Aufihub nicht gejtatten.”  (abgelehnt.) 


. Im 8. 105d Abſatz 3 hinzuzufügen: 


dem nächſten Reichstag vorzulegen und, jofern oder 
foweit derjelbe jeine Genehmigung verjagt, wieder 
aufzuheben. (abgelehnt.) 


.. und dem Reichstag bei feinem nächſten Zus 
jammentritt zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 
(angenommen.) 
105d: 


gu & 105d: 
rinzipaliter: 
Diejen Parapraph zu ftreichen. 
Eventuell: 
Im Abjap 2 Zeile 6 und 7 die Worte „unter Berüd- 


fihtigung“ zu erjegen durch die Worte: „unter An— 
wendung“. (abgelehnt.) 


. Dem $. 105d Abjag 3 hinzuzufügen: 


$. 105e Zeile 10 das Wort „können“ zu ver 
taufchen mit dem Worte „jind“ und in Zeile 13 und 14 
die Worte „zugelaffen werden” zu erjegen dur bas 
Wort „zuzulafjen“. (zurüdgezogen.) 


. Dem $. 105e folgende Fallung zu geben: 


„Fuͤr Gewerbe — erforderlich, find durd Wer: 
fügung der höheren Verwaltungsbehörde Ausnahmen 
es r 

Für Betriebe, welche ausſchließlich mit durch Wind 
oder unregelmäßige Waſſerkraft bewegten Triebwerken 
arbeiten, können durch Verfügung der höheren Ver— 
waltungsbehörde Ausnahmen zugelaſſen werden.“ 

(abgelehnt.) 

Im $. 105e Zeile 11 nad dem Worte: „Verwaltungs- 
behörde” einzujchieben: „für den Verwaltungsbezirk“. 
(zurüdgezogen.) 


. Im $. 105e den letzten Satz zu faflen wie folgt: 


„Die Regelung dieſer Ausnahmen hat für alle 
Betriebe derjelben Art innerhalb des Verwaltungs: 
bezirfes oder örtlicher Theile deſſelben gleichmäßig und 
unter Berücfichtigung der Veftimmungen des $. 105e 
Abjag 3 zu erfolgen.” (zurüdgezogen.) 


Zu $. 105e als zweiten Abſatz beizufügen: 
„Das Verfahren auf Anträge wegen Zulafjung von 
Ausnahmen unterliegt den Vorſchriften der s 20 
(abgelehnt.) 


und 21.” 





Beſchlüſſe 1. Leſung. 


$. 1064. 

Für beitimmte Gemerbe, ins— 
bejondere für Betriebe, in benen 
Arbeiten vorkommen, welche ihrer 
Natur nad) eine Unterbrechung ober 
einen Aufſchub nicht geitatten, ſowie 
für Betriebe, welche ihrer Natur 
nad) auf beftimmte Jahreszeiten be— 
ſchränkt find, oder melde in ge 
willen Seiten bes Jahres zu einer 
außergewöhnlich verjtärkten Thätigs 
feit genöthigt find, können durch 
Beſchluß des Bundesraths Aus— 
nahmen von der Beſtimmung des 
$. 1056 Abſatz 1 zugelaſſen werden. 

Die Regelung der an Sonn- und 
Feſttagen in dieſen Betrieben ge 
Itatteten Arbeiten und der Bedin— 
gungen, unter welchen fie geftattet 
iind, erfolgt für alle Betriebe der— 
felben Art gleihmäßig und unter 
Berüdfihtigung der Beltimmung 
des $. 10be Abjap 3. 

Die vom Bundesrath getroffenen 
Beſtimmungen find durch das Reidhs- 
Gejegblatt zu veröffentlichen und 
dem Reichstag bei feinem nädhiten 
Zufammentritt zur Kenntnißnahme 
mitzutheilen. 


$. 10be. 
Unverändert. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten KommiſſionJ. 








AbänderungssAnträge zur 2. Leſung. 


Zu $. 105e ala Abjag 2 beizufügen: 
„Das Verfahren auf Anträge wegen Zus 
laſſung von Ausnahmen für Betriebe, welche 
ansichlieglicd mit duch Wind oder unregels 
mäßige Waflerkraft bewegten Zriebwerten 
arbeiten, unterliegt den Vorſchriften der 
88. 20 und 21.” (angenommen. 


Altenftüdesju den Verhandlungen bes Reichstages 1890/91. 








Beſchlüſſe 2. Lejung. 


$. 1054. 

Sir beftimmte Gewerbe, insbes 
fondere für Vetriebe, in denen Ars 
beiten vorfommen, welde ihrer 
Natur nach eine Unterbrechung oder 
einen Aufſchub nicht geſtatten, ſowie 
für Betriebe, welche ihrer Natur 
nach auf beſtimmte Jahreszeiten be— 
ſchränkt find, oder welche in ge— 
wiſſen Zeiten des Jahres zu einer 
außergewöhnlich, verftärften Thätig⸗ 
keit genöthigt find, können durch 
Beſchluß des Bundesraths Aus— 
nahmen von der Beſtimmung des 
8. 105b Abſatz 1 zugelaſſen werden. 

Die Regelung der an Sonn- und 
ſttagen in dieſen Betrieben ge— 
atteten Arbeiten und der Bedin— 
gungen, unter welchen ſie pre 
find, erfolgt für alle Betriebe der: 
jelben Art gleihmäßig und unter 
Berüdfichtigung der Beltimmung des 
$. 105e Abſatz 3. 

Die von Bundesrath getroffenen 
Beitimmungen find durch das Reichs— 
Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem Meichötag bei feinem 
nächſten Zufammentritt zur 
Kenntnifuahme vorzulegen. 


$. 105e. 

Für Gewerbe, deren volljtändige 
oder theilmeije Ausübung an Sonn: 
und Feſttagen zur Vefriedigung 
täglicher oder an diefen Tagen be— 
ſonders hervortretender Bedürfnifie 
der Bevölkerung erforderlich it, ſo— 
wie für Betriebe, welde ausjchlieh- 
lich mit durch Wind oder unregel— 
mäßige Waſſerkraſt bewegten Trieb» 
werfen arbeiten, können durch Ver: 
fügung ber a Verwaltungs⸗ 
behörde Ausnahmen von den im 
$. 105b getroffenen Beſtimmungen 
zugelafjen werden. Die Ne ar, 
biejer Ausnahmen hat unter Berück⸗ 
fihtigung der Beftimmungen des 
8. 105 Abſatz 3 zu erfolgen. 

Das Verfahren auf Anträge 
wegen Zulaffung von WAus: 
nahmen für Betriebe, melde 
ansichliehlich mit duch Wind 
oder untegelmähige Waifer- 
kraft bewegten Triebwerfen ar- 
beiten, unterliegt den Bor: 
fchriften der 85. 20 und 21. 
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Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





Beſtehendes Geſetz. 


Vorlage. 


8. 105f. (Men.) 

Wenn zur Verhütung eines uns 
verhältnifmäßigen Schadens ein 
nicht vorherzujehendes Bedürfniß der 
Beihhäftigung von Arbeiten an 
Sonn: oder Feſttagen eintritt, fo 
können durch die untere Berwaltungs= 
behörde Ausnahmen von der Be- 
ftimmung des 8. 105b Abjag 1 für 
bejtimmte Zeit zugelaffen werden. 

Die Verfügung der unteren Ver: 
waltungsbehörde ift ſchriftlich zu 
erlaffen und muß von dem Unter 
nehmer auf Erfordern dem für die 
Revifion zuftändigen Beamten an 
der Betriebsftelle zur Einficht vor— 
gelegt werden. 


Die untere Verwaltungsbehörde 
hat über die von ihr geftatteten 
Ausnahmen ein Verzeichniß zu 
führen, in weldem die Betriebs- 
ftätte, Die geftatteten Arbeiten, Die 
Zahl der in dem Betriebe beichäf- 
tigten und der an den betreffenden 
Sonnsund Feittagen thätig gewejenen 
Arbeiter fowie die Dauer und die 
a der Erlaubniß einzutragen 
ind, 


$. 105g. (Men.) 

Das Verbot der Beichäftigung von 
Arbeitern an Sonn= und tagen 
fan durch Kaiferlihe Verordnung 
mit Zuſtimmung des Bundesraihs 
auf andere Gewerbe —— 
werden. Auf die von dem Verbote 
zuzulaſſenden Ausnahmen finden die 
Beſtimmungen der 88. 1060 bis 105f 
entſprechende Anwendung. 


$. 106h. (Neu.) 

Die Beſtimmungen der 88. 105a 
bis 105g ftehen weitergehenden 
landesgeſetzlichen Beſchränkungen ber 
Arbeit an Som= und Feſttagen 
nicht entgegen. 

Den Landes = Zentralbehörden 
bleibt vorbehalten, für einzelne Feſt⸗ 
tage, welche nicht auf einen Sonne 
tag fallen, Abweichungen von ber 
Vorjchrift des 8. 105b Abſatz 1 zu 
— Auf das Weihnachts-, 

eujahrs=, Dfter- und Pfingſtfeſt 
findet dieſe Beftimmung keine Ans 
werbung. 


— 


Als 


. Sm $. 105h den erſten Abſatz zu ſtreichen. 
. In dem $. 105h den zweiten Abſatz zu ftreich 


. Im $. 105h ben Ie 


Im Antrage Nr. 3 die Worte „und einen 
ſtreichen. 








Abãnderungs⸗Antrãge zur 1. Lefung. 





. Dem $. 1051 Abſatz 1 hinzuzufügen: 


„Die fepriftliche Genehmigung ift in der Vetriebsftätte 
an einer dem Arbeitöperfonal leicht zugänglichen Stelle 


anzufchlagen.” 
Abſatz 2 zu ftreichen. (zurüdgezogen.) 
Zufaß zu $. 1051 Abſatz 2: 
„Eine Abjchrift der Verfügung ijt in der Betriebs- 
ftätte an einer ben Arbeitern leicht zugänglichen Stelle 
anzuſchlagen.“ enommen.) 


. Im $. 105f zwiſchen Abjag 2 und 3 Pie hieben : 


„Sollte die Einholung der Erlaubniß unmöglich fein, 
jo muß der Unternehmer vor Beginn der Arbeit an 
Sonn: und Feſttagen die jchrifilihe Anzeige bei der 
unteren Verwaltungsbehörde erjtatten, Ba: als dann 
nadträglich zu — hat, ob die Vornahme der 
Arbeit als Ausnahme von der Beſtimmung des $. 1056 
Abſatz 1 zuläffig war.” (abgelehnt.) 


. Im $. 105f Ubjap 3 Zeile 9 Hinter „Arbeiter“ einzu- 


ſchalten: „die Dauer ihrer Bejhäftigung“ (angenommen.) 


. Im $. 105g hinter dem Worte „kann“ einzufügen: 


„im Falle bejonderer Dringlichkeit“. (abgelehnt.) 


. Im $. 105% nach dem erften Sape einzufügen: 


„Die Verordnung ift dem nächſten Reichstag vorzu: 
legen und, jofern derjelbe jeine Genehmigung verjagt, 
wieder aufzuheben“, (zurüdgezogen.) 

eventuell, jofern dieſer Zuſatz nicht angenommen 
wird: „den $. 1058 zu ſtreichen“. (erledigt.) 


. Dem $. 105g hinzuzufügen: 


... „Diele Verordnungen find dem Reichstag bei 
feinem nächſten AZufammentritt zur Kenntnißnahme 
mitzutbeilen.“ (angenommen) 


(abgelehnt) 
en. 


üdgezogen). 

Sag, wie folgt, zu fallen: 
ü —* das ns es * en das 

eujahrs⸗ und Himmelfahrtsfeft und einen 

findet diefe Bejtimmung feine Anwendung. = 
(angenommen.) 
tag“ zu 
(angenommen.) 





Beſchluſſe 1. Lefung. 





. 106f. 

Wenn zur Verhütung eines ums 
verhältnigmäßigen Schadens ein 
nicht vorherzujehendes Bedürfniß 

Beichäftigung von Arbeiten an 
Sonn: und tagen eintritt, jo 
können durch die untere Verwaltungs 
behörde Ausnahmen von ber Be— 
ftimmung bes $. 105b Abſatz 1 für 
beitimmte Seit zugelaffen werden. 

Die ügung der unteren Vers 
waltungsbehörbe ift fchriftlich zu er: 
laffen und muß von dem Unter: 
nehmer auf Erfordern dem für Die 
Nevifion zuftändigen Beamten an 
der Betriebitelle zur Einſicht vor- 
gelegt werben. Eine Abichrift der 
Verfügung ift in der Betriebsftätte 
an einer ben Mrbeitern leicht zu— 
gänglichen Stelle anzuſchlagen. 


Die untere Verwaltungsbehörde 
hat über die von ihr geftatteten 
Ausnahmen ein Verzeichniß zu 
führen, in welchem die Betriebs: 
ftätte, die geftatteten Arbeiten, die 
Zahl der in dem Betriebe beichäf- 
tigten und der an den betreffenden 
Som: und Feſttagen thätig ger 
wejenen Arbeiter, die Dauer ihrer 
Beihäftigung fowie die Dauer 
und Die nde der Erlaubniß ein— 
zutragen find. 


$. 105g. 

Das Verbot der Beihäftigung 
von Arbeitern an Sonn- und fyeits 
tagen kann duch Kaiferliche Ber: 
ordnung mit Zuftimmung des Bun- 
desraths auf andere Gewerbe aus- 

ebehnt werben. Dieje Verordnungen 

And dem Reichstag bei feinem näd)- 
ten Zufammentritt zur Kenntniß— 
nahnıe mitzutheilen. Auf Die von 
dem Werbote zuzulaſſenden Aus: 
nahmen finden die Beſtimmungen 
der $$. 105 bis 105f entiprechende 
Anwendung. 


$. 105h, 

Die Beſtimmungen der $$. 105a 
bis 105g jtehen weitergehenden 
lanbesgejeglichen Beichräntungen der 
Arbeit an Sonn» und tagen 
nicht entgegen. 

Den Landes = HYentralbehörden 
bleibt vorbehalten, für einzelne Feſt⸗ 
tage, welche nicht auf einen Sonn: 
tag fallen, Mbweihungen von ber 
Vorſchrift des $. 1056 Abſatz 1 zu 
— Auf das Weihnachts-, 

eujahrs⸗, Diters, Himmelfahrts- 
und gſtfeſt findet dieſe Beſtim— 
mung feine Anwendung. 


AbänderungssAnträge zur 2. Leſung. 
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Beichlüffe 2. Lejung. 





8. 105f. 

Wenn zur Verhütung eines uns 
verhältnißmähigen Shabens ein 
nicht vorherzuiehendes Bedürfniß 
der Beſchäftigung von Arbeitern an 
Sonn: und — eintritt, ſo 
fönnen durch die ımtere Verwal— 
tungsbehörde Ausnahmen von der 
Beitimmung des 8. 105b Abſatz 1 
für beftimmte Zeit zugelaffen werden. 

Die Verfügung der unteren Ver: 
waltungsbehörbe iſt jchrifilich zu ers 
laſſen und muß von dem Unter: 
nehmer auf Erfordern dem für Die 
Nevifion zuftändigen Beamten an 
der Betriebsftelle zur Einficht vor— 
elegt werben. Eine Abjchrift 
= ung iſt innerhalb der 


Betriebs an einer den Ar⸗ 
beitern leicht zugänglichen Stelle 
auszubängen, 


Die untere Verwaltungsbehörde 
hat über die von ihr geitatteten 
Ausnahmen ein Verzeichniß zu 
führen, in weldem bie Betriebs: 
ftätte, bie gejtatteten Arbeiten, die 
Zahl der in dem Betriebe beſchäf⸗ 
tigten und ber an den betreffenden 
Sonn: und Feſttagen thätig ges 
wejenen Arbeiter, die Dauer ihrer 
Beihäftigung jowie die Dauer 
und die Gründe der Erlaubnif ein= 
zutragen find, 


$. 1058. 
Das Verbot der Beihhäftigung 
von Arbeitern an Sonn» und Sei 
tagen kann durch Kaiferlidhe Ver— 
ordnung mit Zuſtimmung des Bun⸗ 
desraths auf andere Gewerbe aus— 
gebehnt werden. Dieſe Verord⸗ 
nungen find dem Reichstag bei 
feinem nächften Zufammentritt 
ur Kenntnigmahme vorzulegen. 
uf die von dem Verbote zuzulaſſen— 
den Ausnahmen finden die Beſtim— 
mungen der $$. 105« bis 105f ent⸗ 
iprechende Anwendung. 


$. 1051. 

Die Beftimmungen der 88. 105a 
bis 105g jtehen weitergehenden 
landesgejeglichen Beſchränkungen der 
Arbeit an Sonn: und Feſttagen 
nicht entgegen. 

Den Landes = Zentralbehörden 
bleibt vorbehalten, für einzelne Feſt— 
tage, welche nicht auf einen Sonntag 
fallen, Abweichungen von der Vor» 
ichrift bes 4 105b Abjap 1 zu ges 
ftatten. Auf das Weihnadhts-, Neus 
jahrs», Oſter⸗ Himmelfahrts: und 
Pfingitfeft findet dieſe Beſtimmung 
feine Anwendung. 
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Neichätag. Atenftüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Beftehendes Geſetz. Vorlage Abänderungs:Anträge zur 1. Lefung. 








Reichstag. 


Beſchlüſſe 1. Leſung. 


1. 


— 


5. 


Aktenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 


Hinter $. 105 h als $. 105 i folgende Ber 
ſtimmung aufzunehmen: 


$. 106 i. 

Die 88. 105 u Abſatz 1 bis 105 f finden 
auf Gaft: und Schankwirthſchaftsgewerbe 
- auf Berfehrsgewerbe Feine Anwen— 

ung. 

Zum Arbeiten an Sonn- und Teittagen 
fönnen bie Gewerbetreibenden bie Arbeiter 
in dieſen Gewerben nicht verpflichten. Ar— 
beiten, welche nad) ber Natur des Gewerbe: 
betriebes einen Aufihub oder eine Unter 
bredung nicht geftatten, fallen unter bie 
vorjtehende Beftimmung nicht. 

(angenommen.) 


Im $. 105i, Antrag Nr. I Abſatz 1 Hinter: 
Schankwirthſchaftsgewerbe“ einzuſchalten: 
„auf gewerblich betriebene Erholungs- und 
Bergnägungsanftalien”. (zurüdgezogen.) 
.. Nr.2 zum $.105i wird dahin abgeän- 
dert, daß hinter dem Worte —— 
ſchaftsgewerbe“ eingeſchaltet werben ſoll: 
„Iheater, Mujitaufführungen, Schauſtellun— 
en, theatraliiche Vorſtellungen oder jon- 
ige Luſtbarkeiten“. (angenommen.) 
gu $. 106 i: 
Dem Reichstage folgende 
Refolution 
zur Annahme zu empfehlen: 
Der Reichstag wolle beſchließen: 
„Den Herrn Reichskanzler zu erjuchen, 
behufs SFörderung der Gewährung 
ausreihender Sonntagsruhe beim 
Eijenbahndienfte, feine Vermittelung 
bei den verbündeten Regierungen ein= 
treten zu laſſen; 
insbejondere dahin zu wirken, daß 
da, wo zur Zeit die Abhaltung von 
Schlachtviehmürkten am Montag jtatt- 
findet, Die Verlegung dieſer Märkte 
auf einen jpäteren Werktag erjolge.“ 
(angenommen.) 
Im Antrage Nr. 4 den zweiten Sa von 
„daß“ ab wie folgt zu faffen: 
„der Güterverkehr an Sonn- und Feſt— 
tagen möglichft eingeſchränkt werde“. 
(angenommen, 


E 


Beſchlüſſe 2. Leſung. 


$. 1001. (Meu.) 

Die 88. 1054 Abſatz 1 bis 105f 
finden auf Gajt: und Sſchankwirth— 
ſchaftsgewerbe, Mufifaufführungen, 
Scauftellungen, theatraliihe Vor— 
tellungen oder fonftige Luftbarteiten, 
owie auf Verkehrsgewerbe keine 
Anwendung. 

- Sum Arbeiten an Sonn— und 

tagen können bie Gewerbetrei- 
benden die Arbeiter in diejen Ge— 
werben nicht — Arbeiten, 
welche nad) der Natur des Gewerbe: 
betriebes einen Aufichub oder eine 
Unterbrehung nicht geftatten, fallen 
7 die vorſtehende Beſtimmung 
nicht. 


Rejolution. 


Den Herm Reichskanzler zu er= 
juchen, behufs Förderung der Ge— 
währung ausreichender Sonntags- 
ruhe beim Eifenbahndienite, feine 
Vermittelung bei den verbündeten 
Regierungen eintreten zu laflen; 

insbejondere dahin zu wirfen, dab 
der Güterverkehr an Sonn= und 
— möglichſt eingeſchränkt 
werde, 


Reichstag. 


Beſtehendes Geſetz. 


8. 106. 

Gewerbetreibende, welchen die bürger- 
lichen Ehrenrechte aberfannt find, dürfen, jo 
lange ihnen dieſe Rechte entzogen bleiben, 
mit der Anleitung von Wrbeitern unter 
achtzehn Jahren rn nicht befaffen. 

Die Entlafjung der dem vorjiehenden 
Verbote en er beichäftigten Arbeiter 
fann polizeilich erzwungen werben. 


Perſonen unter — Jahren 
dürfen, ſoweit reichsgeſetzlich nicht ein 
Anderes zugelaſſen iſt, als Arbeiter nur 
beſchäftigt werden, wenn ſie mit einem 
Arbeitsbuche verſehen ſind. Bei der An— 
nahme ſolcher Arbeiter hat der Arbeit— 
geber das Arbeitsbuch einzufordern. Er 
iſt verpflichtet, daſſelbe zu verwahren, auf 
amtliches Verlangen vorzulegen und nad) 
rechtmäßiger Lölung des Arbeitsverhält- 
niffes dem Arbeiter wieder auszuhändigen. 


Auf Kinder, weldhe zum Beſuche der 
Vollksſchule verpflichtet find, finden vor— 
jtehende Beſtimmungen feine Anwendung. 


Altenſtück Nr. 


190. 





8 
Unverändert. 


8. 107. 
Minderjährige Perfonen dürfen, ſoweit 


reichsgeſehlich nicht ein Anderes augelafien 
ift, als Arbeiter nur beichäftigt werben, 
wenn fie mit einem Arbeitsbuche verjehen 


find. Bei der Annahme ſolcher Arbeiter 
hat der Arbeitgeber das Arbeitsbuch ein- 
—— Er iſt verpflichtet, daſſelbe zu 
erwahren, auf amtliches Verlangen vor: 
zulegen und nach redhtmäßiger Löſung des 
tbeitöverhältnifjes wieder auszuhändigen. 
Die Aushändigung erfolgt, wenn ber 
Arbeiter das jechszehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, an den Vater ober 
Bormumd, andernfalls an ben Arbeiter 
felbjt, fofern nit der Water oder 
Vormund ausdrüdlid verlangt hat, 
daß das Arbeitsbuh an ihn aus— 
gehändigt werde Mit ga ie 
der Gemeindebehörde kann die Aus— 
händigung des Arbeitsbuches auch an 
die Mutter oder einen fonftigen Ange 
hörigen oder unmittelbar an ben Arbeiter 
erfolgen. 


Auf Kinder, welche zum Beſuche ber 
Vollsſchule verpflichtet find, finden vor- 
jtehende Beitimmungen feine Anwendung. 


(Bericht der achten. Kommiffion.) 


Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


An Stelle 


des unveränbderien 


$. 106 zu je 


1. 


w 


» 


o 


gen! 
1. Uniernemer, welchen die bür- 


gerlichen Ehrenrechte aberfannt 
find, dürfen, fo lange ihnen 
diefe Rechte entzogen bleiben, 
weder mit der Ausbildung von 
Lehrlingen ſich befaflen, noch 
ift ihnen bie Beichäftigung von 
jugendlihen Arbeitern unter 
16 Jahren geftattet. 
(abgelehnt.) 


. In der vierten Beile hinter 


den Worten „mit der“ einzu: 

ſchalten: „Wusbildung von 

Lehrlingen und der“ 
(abgelehni.) 


Dem J 107 folgende Faſſung 


geben 
„Alle gejeglihen Beſtim— 
mungen zur m von Ar: 
beits büchern aufgehoben. 
Gewerbeunternehmern, In— 
nungen, Unternehmer-Verban⸗ 
den und Vereinigungen iſt die 
Ausftellung von Arbeits bũchern 
oder Arbeitsicheinen für die von 
ihnen  beichäftigten Arbeiter 
unterjagt.“ 
(1. Abf. abgelehnt, 
2. Abi. zurüdgezogen.) 
Im alle der Annahme diejes 
Paragraphen find die 58.108 bis 
= zu * treichen. (erledigt.) 
. 107 Abfap 1 Zeile 1 an 
En e der Worte „Minderjährige 
Perſonen“ zu ſetzen: „Berjonen, 
welche das adhtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben.“ 
(abgelehnt.) 
In $. 107 Seile 11 des eriten 
Abſatzes Hinter dem Worte: „er: 
folgt" die Worte: „wenn ber 
Arbeiter das jechögehnte Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet hat, an 
den Vater oder Vormund, andern: 
falls“ zu ftreichen. (abgelehnt.) 
In 8. 107 Abſatz 1 Sap 5 
— „Gemeindebehörbe“ zu 
eben: „bes ERBE 


abgelehnt.) 

Er $. 107 im Abfop 1 Teßten 

+ hinter „emeindebehörde“ 
egen: „besjenigen Dries, in 

Diem ber Arbeiter zuleßt jeinen 

dauernden Aufenthalt gehabt hat“ 

(zurüdgezogen.) 

107 erjten M * den 

—— 
uſtändig iſt gi — 
08 bezeich⸗ 


behörbe bes im 
neten Ortes.” — 








Beichlüffe 1. Lejung. 


$. 106. 
Unverändert. 


8. 107. 

Minderjährige Perfonen dürfen, fomeit 
reichsgeſetzlich nicht ein Anderes zugelaffen 
tft, ald Arbeiter nur beichäftigt werben, 
wenn fie mit einem Arbeitäbuce verfehen 
find. Bei der Annahme folder Arbeiter 
hat ber Arbeitgeber das Arbeitsbudy ein- 
zuforbern. Er ift verpflichtet, daffelbe zu 
verwahren, auf amtliches Verlangen vor: 
zulegen und nad) rechtmäßiger Löſung des 
Arbeitsverhältwiffes wieder auszuhändigen. 
Die Aushändigung erfolgt, wenn ber 
Arbeiter das fechszehnte Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, an ben Vater oder 
Vormund, andernfalls an ben Arbeiter 
ſelbſt, ſofern nicht der Vater ober Vor— 
mund ausbrüdlich verlangt bat, daß das 
Arbeitsbuch an ihn ausgehändigt werbe. 
Mit Genehmigung der Gemeindebehörbe 
farın die Nushändigung des Arbeitsbuches 
aud an die Mutter oder einen Ionftigen 
Angehörigen oder ummittelbar an ben 
Arbeiter erfolgen. Zujtändig ift bie Ges 
meindebehörbe des im $. 108 bezeichneten 
Drtes. 

Auf Kinder, welche zum Beſuche der 
Vollsſchule verpflichtet jind, finden vors 
ftehende Bejtimmungen keine Anwendung. 





Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


$. 107 zu ftreicden — eventuell 
bie erften Worte: „Minderjährige 
Perfonen“ zu erjeßen durch: 
„Berfonen, weldhedas 18. Lebens⸗ 

jahr nicht vollendet haben“. 
(abgelehnt.) 








Beſchlüſſe 2. Lejung. 





8. 106. 
emwerbetreibende, welchen die bürger: 
lichen Ehrenrechte aberfannt find, Dürfen, 
fo Iange ihnen diefe Rechte entzogen 
bleiben, mit der Anleitung von Arbeitern 
unter achtzehn Fahren 34 nicht befaffen. 

Die Entlaffung der dem vorftehenden 
Verbote zumider beichäftigten Arbeiter 
tann polizeilich erzmungen werben. 


$. 107. 

Minderjährige Perſonen dürfen, joweit 
reichögefeplih nicht ein Anderes zugelaffen 
iſt, als Arbeiter nur beichäftigt werben, 
wenn fie mit einem Arbeitsbuche verjehen 
find. Bei ber Annahme ſolcher Arbeiter 
hat der Arbeitgeber das Arbeitsbuch ein— 
zufordern. Er ift verpflichtet, daffelbe zu 
verwahren, auf amtlihes Verlangen vor- 
zulegen und nad rechtmäßiger Löfung 
bes Arbeitsverhältniffes wieder auszu— 
händigen. Die Mushändigung erfolgt an 
den Vater ober Vormund, ge diese 
es verlangen, oder ber Mrbeiter bas 
ſechs Lebensjahr noch nicht volle 
endet hat, andernfalls an den Arbeiter 
ſelbſt. Mit Genehmigung ber Gemeinde— 
behörde des im $. 108 bezeichneten 
Ortes fann die Aushändigung bes Arbeits- 
buches auch an die Mutter oder einen 
ſonſtigen Angehörigen ober unmittelbar an 
den Arbeiter erfolgen. 


Auf Kinder, welche zum Beſuche der 
Vollsſchule verpflichtet find, finden vor: 
ſtehende Beitimmungen feine Anwendung. 


Beitehendes Geſetz. 





$. 108. 

Das Arbeitsbud) wird dem Arbeiter 
durch die Polizeibehörde desjenigen Ortes, 
an weldem er zulegt feinen dauernden 
Aufentha —— at, wenn aber ein 
ſolcher im de iete des Deutichen Reichs 
nicht ftattgefunden hat, von der Polizei: 
behörde des von ihm zuerſt erwählten 
beutjchen Arbeitsortes Zoften= und ftempel- 
frei ausgeftellt. Die Ausjtelung erfolgt 
auf Antrag oder mit Zuftimmung bes 
Baters oder Bormundes; ift die Erllärung 
bes Vaters nicht zu beichaffen, oder ver: 
meigert ber Vater die Zuftimmung ohne 
genügenden Grund und zum Nachtheile 
des Arbeiters, jo kann die Gemeinde: 
behörbe bie —— deſſelben er: 
gänzen. Bor der Ausſtellung iſt nachzu— 
weiſen, daß der Arbeiter zum Beſuche der 
Boltsichule nicht mehr verpflichtet ift, und 
glaubhaft zu machen, daß bisher ein 
Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgeftellt 
war. 

$. 109. 

Wenn das Arbeitsbuch vollftändig aus— 
gefüllt oder nicht mehr brauchbar, oder 
wenn es verloren gegangen oder ver: 
nichtet ift, jo wird an Stelle deſſelben ein 
neues Arbeitsbuch ausgeftelt. Die Aus— 
ftellung erfolgt durch die Poligeibehörde 
desjenigen Drtes, an mweldem der In— 
haber des Arbeitsbuches zulegt jeinen 
dauernden Aufenthalt gehabt - Das 
ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch ift durch einen amtlichen Ver— 
merk zu ſchließen. 

Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle 
eines nicht mehr brauchbaren, eines ver— 
loren gegangenen oder vernichteten Arbeits⸗ 
buches ausgeſtellt, ſo iſt dies darin zu 
vermerken. Für die Ausſtellung kann in 
dieſem Falle eine Gebühr bis zu fünfzig 
Pfennig erhoben werden. 


$. 110. 

Das Arbeitsbuh ($. 108) muß den 
Namen des Wrbeiters, Ort, Jahr und 
Tag feiner Geburt, jowie feine Unterfhrift 
enthalten. Die Ausjtelung erfolgt unter 
dem Siegel und der Unterjchrift der Bes 
hörde. Legtere hat über die von ihr aus— 
geftellten Mrbeitsbücher ein Verzeichniß 
zu führen. 


Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird 
durd den Reichskanzler bejtimmt. 


$. 111. 

Bei dem Gintritte des Arbeiters in 
das Arbeitsverhältniß hat der Arbeitgeber 
an ber bafür beftimmten Stelle des Arbeitss 
buches die Zeit des Eintrittes und die 


Art der Beihäftigung, am Ende des 
Arbeitsverhältniffes die Zeit des Austrittes 


Reichstag. Altenftüd Nr. 190. 





Vorlage. 
108, 
Unverändert. 
$. 109. 
Unveränpert. 


$. 110. 

Das Arbeitsbuch ($. 108) muß ben 
Namen des Arbeiters, Dirt, Jahr und 
Tag feiner Geburt, Namen und leßten 
Wohnort feines Vaters oder Bormundes 
und die Unterfchrift des Arbeiter ent— 
halten. Die Ausftellung erfolgt unter 
dem Siegel und der Unterfchrift der Des 
hörde. tere hat über die von 2 aus⸗ 

eſtellten Arbeitsbücher ein Verzeichniß zu 


ren. 
Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird 
durch den Reichskanzler beſtimmt. 


§. 111. 

Bei dem Eintritte des Arbeiters in 
das Arbeitsverhältniß hat der Arbeitgeber 
an der bafür beftimmten Stelle des Arbeits- 
buches die Zeit des Eintrittes und die 
Art der häftigung, am Gnbe bes 
Arbeitsverhältnifles die Zeit des Mustrittes 


(Bericht der achten Kor 


mmifflon.) 00 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 


In . 108 Satz 2 Hinter „Ges 
meinbebehörde” zu jegen: „des Ar- 
beitöortes“, (zurüdgezogen.) 








Reichstag. Aktenjtüd Nr. 1%, 
Beichlüffe 1. Leſung. Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 
$. 108 
Unverändert. 
$. 109. 
Unverändert. 
110. 
Unverändert. 
' $. 111. 
Unverändert. 


Aktenſtücke zu den Verhandlungen des Reichſstages 1890/91. 


I. (Bericht der achten Kommiſſion. 1533 








Beſchlũſſe 2. Leſung. 


8. 108. 

Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter 
enge die —— desjenigen Ortes, 
—S b * eigen 

t hat, wenn aber ein 
folder im ga Des "Deutichen Reichs 
nicht ftattgefunden Hat, von ber —— 
behörde des von ihm zuerſt erwählten 
deutſchen Arbeitsortes koſten⸗ und ſtempel⸗ 
frei ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt 
auf Antrag oder mit Zuſtimmung des 
Vaters oder Vormundes; iſt die Erklärung 
des Vaters nicht zu beichaffen, oder ver- 
weigert der Bater bie Zuftimmung ohne 
genügenden Grund und zum Nachtheile 
des Mrbeiters, jo kann die Gemeinde— 
behörde die Zuſtimmung deſſelben er- 
gänzen. Bor der Ausftellung iſt nachzu— 

iſen, daß der Arbeiter zum Beſuche der 
Volksſchule nicht mehr verpflichtet ift, = 
ee zu machen, daß bisher ein 
ch für ihn noch nicht ausgeſtellt 


war. 


$. 1 

Wenn das Area hnc vollftändig auss 
gefüllt oder nicht mehr brauchbar, oder 
wenn es verloren gegangen oder ver- 
nichtet ift, fo wird an Stelle deffelben ein 
Helm Arbeitsbuch ausgeftellt. Die Aus: 

g erfolgt burd bie zn 
he gen Ortes, an welchem ber In— 
er bes Arbeitsbuches zulegt feinen 
—— Aufenthalt gehabt hat. Das 
ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch ift durch einen amtlichen Ver— 
mert zu ſchließen. 

Wird das neue Arbeitsbuh an Stelle 
eines nicht mehr brauchbaren, eines ver- 
loren gegangenen oder vernichteten Arbeits- 
buches ausgeftellt, jo ift dies darin zu 
vermerken. Für die Ausftellung kann in 
diejem Falle eine Gebühr bis zu fünfzig 

Pfennig erhoben werden. 


$. 110. 

Das Arbeitsbuch ($. 108) muß den 
Namen des Arbeiters, Ort, Jahr und 
Tag feiner Geburt, Namen und legten 
Wohnort feines Baters oder Vormundes 
und die Unterjchrift des Arbeiters ent— 

» Die Ansftellung erfolgt unter 
Siegel und der Unterſchrift ber Be— 
hörbe. Leßtere hat über bie von ihr aus— 
a Arbeitsbücher ein Verzeihnik zu 


Die Einrichtung der Arbeitsbücher wird 
durch den Reichskanzler beftimmt. 


$. 111. 

Bei dem Eintritte des Wrbeiters in 
das Arbeitsverhältniß hat der Arbeitgeber 
an ber dafür beftimmten Stelle des Arbeits- 
buches die Zeit des Eintrittes und bie 
Art der Beſchäftigung, am Ende des 
Arbeitsverhältnijies die Zeit des Austrittes 
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Reichstag. Attenſtück Nr. 190. (Bericht der a 





Beitehenbes Geſetz. 


und, wenn die Beichäftigung Aenderungen 
erfahren hat, ‚die Art der letzten Be— 
ihäftigung des Arbeiters einzutragen. 
Die Eintragungen find mit Tinte zu 
bewirken und von dem Mrbeitgeber zu 
unterzeichnen. Sie dürfen nicht mit einem 
Merkmale verfehen jein, welches den In— 
baber des Mrbeitsbuches günftig ober 
nachtheilig zu fennzeichnen bezwedt. 


Die Eintragung eines Urtheils über 
die Führung oder die Leiftungen des 
Arbeiter und fonftige durch dieſes Geſetz 
nicht vorgejehene Eintragungen oder Ver— 
merke in oder an dem Arbeitsbuche find 
unzuläffig. 


. 112. 

Sit das Kcheitsbu bei dem Arbeit— 
geber unbrauchbar geworben, verloren 
gegangen oder vernichtet, oder ſind von 
dem Arbeitgeber unzuläffige Eintragungen 
oder Vermerfe in ober an dem Arbeits- 
buche gemadht, oder wird von dem Arbeit: 
geber ohne rechtmäßigen Grund die Aus: 
ag des Arbeitsbuches verweigert, 
o kann die Ausſtellung eines neuen 
Arbeitsbuches auf Koſten des Arbeitgebers 
beanſprucht werden. 

Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeitss 
buch jeiner gejeglichen Verpflichtung zus 
wider nicht rechtzeitig ausgehändigt oder 
die vorjhriftsmäßigen Eintragungen zu 
machen unterlaffen oder unzuläffige Eins 
tragungen oder Vermerke gemacht Hat, iſt 
dem Arbeiter entſchädigungspflichtig. Der 
Anſpruch auf Entihädigung erlijcht, wenn 
er nicht innerhalb vier Wochen nad) feiner 
Entftehung im Wege der Klage oder Ein- 
rede geltend gemacht it. 


&. 113, 

Beim Abgange können die Arbeiter ein 
an über die Art und Dauer ihrer 
Bei Jäftigung fordern. 

Diejes Zeugniß ift auf Verlangen der 
Arbeiter auch auf ihre Führung auszus 
dehnen, 


Vorlage 





und, wenn bie Beichäftigung Menderungen 
erfahren Hat, die Art der Iegten Bes 
ihäftigung des Arbeiters einzutragen. 

Die Eintragungen find mit Tinte zu 
bewirken und von dem Arbeitgeber oder 
dem dazu bevollmädhtigten Betriebsleiter 
zu unterzeichnen. Sie dürfen nicht mit 
einem Merkmal verjehen fein, welches den 
Inhaber des Arbeitsbuches günftig oder 
nachtheilig zu kennzeichnen bezwedt. 

Die Eintragung eines Urtheils über 
die Führung oder die Leiftungen bes 
Arbeiterd und jonftige durch dieſes Geſetz 
nicht vorgejehene Eintragungen oder Ber- 
merfe in oder an dem Arbeitsbuche find 
unzuläffig. 


$. 112. 
Unverändert, 


$. 118. 
Beim Abgange können die Arbeiter ein 
394 über die Art und Dauer ihrer 
eſchäftigung fordern. 
Dieſes X iſt auf Verlangen der 
Arbeiter auch auf ihre Führung und ihre 
Leiltungen auszubehnen. 


Abjak 3. (Meu.) 

Sit der Arbeiter minderjährig, jo fann 
das Zeugniß von dem Vater ober Vor- 
mund gefordert werden. Dieje können ver- 
langen, dab das Zeugniß nicht an ben 
Minderjährigen, ſondern an fie ausge: 

ändigt werde. Mit Genehmigung ber 

eindebehörde kann aud) gegen den 
Willen des Vaters oder Vormundes die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter 
erfolgen. 


ten Kommiffion.) 


Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


1. In $. 112 Abſatz 1 hinter „unzu⸗ 


läffige” einzufchalten „Merfmale” 
(angenommen). 


. In $. 112 Mbfap 2 Zeile 6 


inter „Eintragungen“ unter 

all der Worte „oder Ber: 
merfe” einzufügen „Bermerfe oder 
geheime Zeichen“ (abgelehnt). 


. Im $. 113 dem Abſatz 2 anzu= 


er. 

„darf jedoch geheime Mert- 

male nicht enthalten“. 
urüdgezogen.) 


. Dem $. 113 —— hinzu⸗ 


zufügen: 


Kennzei g der 
Zeugniſſe, —— foll, 
dab der Suhaber in feinem 

ortkommen i werde, 
iſt verboten.“ (angenommen.) 

„Als eine Kennzeichnung ber 
Zeugniffe im Sinne diefes Pa: 
ragraphen ift auch die von 
Unternehmerverbänden und 
Vereinigungen, Innungen u ſ. w. 
ausgehende Ausſtellung von 
Arbeitsbühern und Arbeite- 
icheinen für die von ihnen be 
ichäftigten Arbeiter zu betrach⸗ 
ten.” (abgelehnt.) 





Beichlüffe 1. Lejung. 


$. 112. 

Iſt das Arbeitsbuch bei dem Arbeit- 
geber unbrauchbar geworden, verloren ge 
angen oder vernichtet, oder find von dem 

beitgeber unzuläffige Merkmale, Eins 
tragungen oder Vermerfe in ober an dem 
Arbeitsbuche gemacht, oder wird von dem 
Arbeitgeber ohne rechtmäßigen Grund die 
Aushändigung des Mrbeitsbuches ver: 
weigert, jo kann die Wusftellung eines 
neuen Arbeitsbuches auf Soften des 
Arbeitgebers beanſprucht werben. 

Ein Arbeitgeber, welcher das Arbeits: 
buch jeiner gefeplichen Verpflichtung zus 
wider nicht rechtzeitig ausgehändigt oder 
die vorjchriftsmäßigen Eintragungen zu 
machen unterlaffen oder unzuläffige Ein- 
tragungen oder Vermerke gemacht hat, 
it dem Arbeiter entihädigungspflichtig. 
Der Anſpruch auf Entihädigung erliicht, 
wenn er nicht innerhalb vier Wochen 
nad) feiner Entftehung im Wege der Klage 
oder Einrede geltend gemacht ift. 


$. 113, 
Beim Abgange können die Arbeiter ein 
eugniß über die Art und Dauer ihrer 
eihäftigung fordern. 

Diejes Zeugnik it auf Verlangen der 
Arbeiter auch auf ihre Führung und Leis 
ſtungen auszubehnen. 

Jede Kennzeichnung der Zeugniſſe, 
welche bewirken foll, daß ber guhaber in 
feinem Fortkommen behindert werde, iſi 
verboten. 


Sit der Arbeiter minderjährig, jo kann 
das Zeugniß von dem Vater oder Vor— 
mund gefordert werben. Dieje können ver- 
langen, daß das Zeugniß nicht an den 
Minderjährigen, fondern an fie ausge- 
händigt werde. Mit Genehmigung der 
Gemeindebehörde kann auch gegen den 
Willen des Vaters oder Vormundes die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter 
erfolgen. 


Reichstag. Aftenftüd Nr. 190. (Bericht der adıten Kommiſſion.) 





AbänderungssAnträge zur 2. Leſung. 


In $. 112 Mbjap 2 hinter den 
Worten „oder unzuläſſige“ einzu— 
ichalten „Merkmale“ (angenommen). 


In $. 113 den Abſatz 3 folgen 
dermaßen zu jaflen: 

„Den Arbeitgebern iſt unterjagt, 
die Zeugniſſe mit Merkmalen zu 
verjehen, welche den Zweck Haben, 
den Arbeiter in einer Weiſe zu 
fennzeichnen, melde aus Dem 
Wortlaute des Zeugniſſes nicht 
erfichtlich ift.” (angenommen) 





Beſchlüſſe 2. Lefung. 


und, wenn die Beihäftigung Aenderungen 
erfahren Hat, die Urt der letzten Be— 
ichäftigung des Arbeiters einzutragen. 

Die Eintragungen find mit Tinte zu 
bewirfen und von dem Arbeitgeber ober 
dem dazu bevollmädhtigten Betriebsleiter 
zu unterzeichnen. Sie bürfen mid)t mit 
einem Merkmal verjehen fein, welches den 
Inhaber des Arbeitsbuches günftig oder 
nachtheilig zu kennzeichnen bezweckt. 

Die Eintragung eines Urtheils über 
die Führung oder die XYeiftungen des 
Arbeiters und fonftige durch dieſes Geſetz 
nicht vorgejehene Eintragungen oder Ver: 
merfe in oder an bem Mrbeitsbuche find 
unzuläffig. 


$. 112. 

St das Arbeitsbud bei dem Nrbeit- 
geber unbrauhbar geworben, verloren 
gegangen ober vernichtet, oder find von 
dem Arbeitgeber unguläffige Merkmale, 
Eintragungen oder Vermerfe in oder an 
dem Arbeitsbucdhe gemacht, oder wird von 
dem Arbeitgeber ohne rechtmäßigen Grund 
die Aushändigung des Arbeitsbuches ver 
weigert, jo kann die Ausfiellung eines 
neuen Arbeitsbuches auf Koften des Arbeits 
gebers beanfprucdht werden. 

Ein Arbeitgeber, weldyer das Arbeits- 
buch jeiner gefeplihen Verpflichtung zu— 
wider nicht vedjtzeitig ausgehändigt oder 
die vorihriftsmäßigen Eintragungen zu 
machen unterlaffen oder unzuläffige Merk: 
male, Eintragungen oder Vermerke ges 
macht hat, ift dem Arbeiter entihädigungs- 
pflihtig. Der Anſpruch auf Entihädigung 
erlifcht, wenn er nicht innerhalb vier 
Wochen nad) feiner Entjtehung im Wege 
der Klage oder Einrede geltend gemacht ift. 


$. 118. 

Beim Abgange können die Arbeiter ein 

eugniß über die Art und Dauer ihrer 

eihäftigung fordern. 

Diefes Zeugnik ift auf Verlangen der 
Arbeiter auch auf ihre Führung und ihre 
Leiftungen auszubehnen. 

Den Arbeitgebern ift unterjagt, 
die Feugniffe mit Merkmalen zu 
verjehen, welche den Zwed haben, 
— ——— 

ortlaute des Zeugniſſes n er- 
sichtlieben Weiſe zu kennzeichnen. 

Sit der Arbeiter —— ſo kann 
das Zeugniß von dem Vater oder Vor— 
mund gefordert werden. Dieſe können 
verlangen, daß das Zeugniß nicht an den 
Minderjährigen, ſondern an ſie ausge— 
—— werde. Mit Genehmigung der 

eindebehörde kann auch gegen den 
Willen des Vaters oder Vormundes die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter 
erfolgen. 


193 * 
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Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der adıten Kommihfton.) ’ 





Beitehendes Gejep. 





g. 114. 
Auf Antrag des Arbeiters hat die Orts- 
—— die ng | in das 
rbeitsbuch und das dem Arbeiter etwa 
ausgeftellte Zeugniß foften- und ftempel- 
frei zu beglaubigen. 


8. 115, 
Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, 
die Löhne ihrer Arbeiter baar in Reichs— 
währung auszuzahlen. 


Sie bürfen bdenfelben feine Waaren 
freditiren. Die VBerabfolgung von Lebens- 
mitteln an die Arbeiter fällt, jofern fie 
zu einem die Anſchaffungskoſten nicht 
überfteigenden Preiſe erfolgt, unter die 
vorstehende Beſtimmung nicht; aud) können 
den Arbeitern Wohnung, Feuerung, Land» 
nutzung, regelmäßige Veköftigung, Arzneien 
und ärztliche Hülfe, jowie Werkzeuge und 
Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung 
verabfolgt werden. 





Borlage 





$. 114. 
Unveränbdert. 


. 115. 
Die FREUE u find verpflichtet, 
die Löhne ihrer Arbeiter in Reichswährung 
zu berechnen und baar auszuzahlen. 


Sie bürfen denjelben feine Waaren 
freditiren. Die VBerabfolgung von Lebens⸗ 
mitteln an die Arbeiter fällt, fofern fie zu 
einem die Anſchaffungskoſten nicht über: 
ee Preiſe erfolgt, unter Die vor- 

ehende Beftimmung nicht; aud können 

den Arbeitern Wohnung, ng Land: 
nußung, regelmäßige Belöftigung, Arzneien 
und ärztlihe Hülfe, jowie Werkzeuge und 
Stoffe zu den ihnen übertragenen Arbeiten 
unter Anrechnung bei der Lohnzahlung 
verabfolgt werben, joweit die dafür an: 
gerechneten Beträge bie Selbfttoften nicht 
überfteigen. 


Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


1. Dem $. 115 folgende Faſſung zu 
geben: 


„Die ®ewerbetreibenden jind 
verpflichtet, die Löhne ihrer 
Arbeiter mwöchentlih, ohne 
andere Abzüge, als auf Grund 
ee engen 

i , in Reihswährung 
zu Bird und baar aus— 
zuzahlen. Als Lohnzahltag 
gilt der Fa und, falls 


dieſer ein ift, der dieſem 
vorhergehende Werktag. 
(Beiter wie in der Borlage.) 


(Erfter Sap abgelehnt, nach⸗ 
dem „wöchentlich“ —— 
Zweiter Satz zurückgezogen. 

2. Zu $. 115 Abſatz 2: 
Hinter „Feuerung“ einzu— 
: „Beleuchtung“ und 
vor „Selbjtloften“  einzu- 
Ichalten: „burchfchnittlichen“. 
(angenommen. 

3. Zu $. 115 Abſatz 2: 

inter „S ſten“ zuzu⸗ 
ügen: „und rückſichtlich der 
Wohnung und Landnutzung 
ortsũbliche Mieths- und Pacht⸗ 
preiſe“. (angenommen. 


zu ben ihmen 

ſtreichen; 

—— 
ten, welche den Arbeitern 


zur Herſtellung der Waare 
unter nur ü eben 


5. Dem $. 115 am lu 
fügen: 
„oder die etwaigen Weber: 
ihüffe im Imterefje der Ar- 
beiter nachweislih verwandt 
(abgelehnt.) 


werben." 
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Beſchlüſſe 1. Lejung. 


8. 114. 
Unverändert. 


. 115. 

Die he find ver- 
pflichtet, Die Löhne ihrer Arbeiter 
in Reihswährung zu berechnen und 
baar auszuzahlen. 

Sie bürfen denfelben feine Waaren 
frebitiren. Die Berabfolgung von 
Lebensmitteln au die Arbeiter fällt, 
fofern fie zu einem bie Anſchaffungs— 
foften nicht überfteigenben PBreife er: 
folgt, unter die vorftehende Beftim- 
mung nicht; auch können ben Ar— 
beitern Wohnung, Feuerung, Be: 
leuchtung, Landnutzung, regelmäßige 
Belöſtigung, Arzneien und ärztliche 
Hülfe, fowie Werkzeuge und Stoffe 
zu den ihnen übertragenen Arbeiten 
unter Anrechnung bei ber Lohns 
zahlung verabfolgt werben, ſoweit 
die dafür angeredjneten Beträge Die 
durchſchnittlichen Selbftköften, rüd- 
fichtlih der Wohnung und Land— 
Er die ortsüblihen Mieths- 
und Bachtpreife nicht überfteigen. 


1. 








AbänderungssAnträge zur 2. Lelung. 


Im 8. 115 dem erften Abjag beizufügen: 
„Die Auszahlung darf ohne Genehmigung 
der unteren Berwaltungsbehörbe nicht in 

Wirthſchaften oder Bertaufsftellenerfolgen.“ 

(angenommen.) 
Dem erjten Abſatz des $. 115 als bejon- 
deren Abſatz zugufügen: 
„Kohneinbehaltungen, welche von Ge— 
werbeunternehmern zur Sicherung bes 

apes eines ihm aus der wiberredht- 
lihen Auflöfung bes Arbeitsverhältniffes 
erwachfenden Schadens ausbebungen 
werben, bürfen bei den einzelnen Lohn- 
zahlungen ein Viertel des fälligen Lohnes, 

im Gejammtbetrage den Betrag eines 

durchſchnittlichen Wochenlohnes nicht über- 

fteigen.* (angenommen.) 

Dem $. 115 im 1. Abſaß ilt folgende 

Faſſung zu geben: 

‚ „Die®ewerbetreibenden find verpflichtet, 
die Löhne ihrer Arbeiter ohne andere 
Abzüge, als die auf Grund gefeglicher Be- 
ſtimmungen zuläffig find, in Reihsmwährung 
zu berechnen und baar auszuzahlen. J 

Der Lohnzahltag darf weder ein Sonn: 
abend nod) ein Sonntag oder Feſttag fein, 
aud) darf die Lohnzahlung nicht in Schank⸗ 
ftätten, Berfaufsftellen und bamit in Ber- 
bindung ftehenden Lofalitäten ftattfinden. 

Die — muß wöchentlich ſtatt⸗ 
finden und iſt bei Mflorbarbeiten, welche 
bis zum Lohnzahltag nicht zum Abſchluß 

ebracht wurden, eine der Leiftung ent 
prechende Abichlagszahlung zu gewähren.” 
(abgelehnt.) 

Als Abfap 2 in 8. 115 einzufepen: 
„Durd) jtatutarifche Beftimmung einer 

Gemeinde oder eines weiteren Kommunal⸗ 

verbandes fann für alle Gewerbebetriebe 

ober gemifle Arten derſelben feftgeiegt werben: 

1. daß Lohn: und Abichlagszahlungen in 
feiten Friften erfolgen müfjen, welche 
nicht länger ala einen Monat und 
nicht fürzer als eine Woche fein dürfen; 

2. daß ber von minderjährigen Arbeitern 
verdiente Lohn an die Eltern ober 
Vormünder und nur mit deren fchrift- 
licher Zuſtimmung ober nad) deren 
Beicheinigung über ben Empfang der 
= Lohnzahlung unmittelbar an die 

inberjährigen gezahlt wird; 

3. daß bie Gemwerbetreibenden den Eltern 
oder Bormündern innerhalb gemifler 
Friften Mittheilung von den den minder: 
jährigen Arbeitern gezahlten Lohnbe: 
trägen zu machen haben, (angenommen. 


Beichlüffe 2. Lejung. 


$. 114. 

Auf Antrag des Arbeiters hat die 
Ortspolizeibehörbe die Eintragung 
in das Arbeitsbuch und das dem 
Arbeiter etwa ausgeftellte Zeugniß 
foftene und jtempelfrei zu be— 
glaubigen. 


$. 116. 

Die Gewerbetreibenden find ver- 
pflichtet, die Löhne ihrer Arbeiter in 
NReihswährung zu berechnen und 
baar ng 

Sie dürfen Arbeitern 
leine Waaren frebitiren. Die 
Verabfolgung von Lebens 
mitteln an die Arbeiter fällt, 
fofern fie zu einem die An— 
ihaffungstoften nicht über- 
fteigenden Preife erfolgt, unter 
die vorftehende Beftimmung 
u — — den Ar⸗ 
eitern Wohnung, Generung, 
Beleuchtung, Landnugung, 
regelmäßige Belöftigung, Arze [seither 
neien und ärztliche Hülfe, fos{f-tr. 
wie Werkzeuge und Stoffe zu 


‚ben ihnen übertragenen Ar: 


beiten unter Anrechnung bei 
der Lohnzahlung verabfolgt 
werben, foweit die dafür an- 
erechneten Beträge die durch⸗ 
ittlichen Selbftkoften, 
rücfichtlich der Wohnung 
und Laub die ortd- 
üblichen "Miche, und 
Pachtpreiſe nicht überfteigen. 
Die Auszahlu der 
Löhne darf ohne "Geneh: 
migung der unteren Vers |seither 
waltungsbehörde nicht in 5%; 
ae ———— satz 1. 
en Do . 
ftellen erfolgen. 


Den seitherigen Absatz 2 des 





$. 15 s. unter $. 119a Ab- 
satz 2. 
Den seitherigen Absatz 3 des 


$. 115 s. unter $. 119a Absatz 1. 
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Beitehendes Gejep. 


$. 116. 

Arbeiter, deren Forderungen in einer 
dem $. 115 zumwiderlaufenden Weiſe be: 
richtigt worden find, können zu jeder Zeit 
Zahlung nad) Maßgabe des S. 115 ver: 
langen, ohne daß ihnen eine Einrede aus 
dem an Zahlungsitatt Gegebenen entgegen- 
gejegt werden kann. Leßteres fällt, ſoweit 
es noch bei dem Empfänger vorhanden 
oder dieſer Daraus bereichert ift, derjenigen 
Hülfstaffe zu, welcher der Arbeiter ange: 
hört, in Ermangelung einer foldyen einer 
anderen zum Bejten der Arbeiter an dem 
Drte beftehenden, von der Gemeindebehörbe 
zu beftimmenden Kaſſe und in deren Er: 
mangelung der Ortsarmenfafle. 


. 117. 

Verträge, weide dem $. 115 zuwider⸗ 
laufen, find nichtig. 

Daſſelbe gilt von Verabredungen 
zwijchen den Gemwerbetreibenden und ben 
von ihnen befhäftigten Arbeitern über die 
Entnahme der Bebürfnifje der letzteren 
aus gewiſſen Verkaufsftellen, ſowie über- 
haupt über die Verwendung des Berbienftes 
derjelben zu einem anderen Zweck als zur 
Betheiligung an Einrichtungen zur Ver: 
befjerung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
ramilien. 


$. 118, 

‚Forderungen für Waaren, welche dem 
$. 115 zuwider freditirt worben jind, 
fönnen von bem Gläubiger weder ein- 
aeflagt, noch durch Anrechnung oder fonjt 
geltend gemacht werben, ohne Unterjchied, 
ob fie zwiichen den Betheiligten unmittel- 
bar entftanden oder mittelbar erworben 
find. Dagegen fallen dergleichen Forde— 
rungen der im $. 116 bezeichneten Kaffe zu. 


$. 119. 

Den Gemwerbetreibenden im Sinne der 
ss 115 bis 118 find gleich zu achten 
eren Familienglieder, Gehülfen, Beauf- 
Geihäftsführer, Aufſeher 


Itagle und 


Reichstag. Altenftüd Nr. 190. (ericht der achten Rommiffion.) 





Borlage. 


$. 116. 
Unverändert. 


8. 117. 
Unverändert. 


$. 118. 
Unverändert. 


Ar 

Den Gemwerbetreibenden im Sinne 
der 88. 115 bis 118 find gleich zu achten 
deren Fyamilienmitglieder, Gehülfen, Be— 
auftragte, Geihäftsführer, Auffeher und 











Abänderungs: Anträge zur 1. Lefung. 


Im 8. 117 die Worte: „zu einem 
anderen Zweck“ bis zum Schlufie 
des Satzes zu ftreichen, dagegen dem 


Paragraph folgenden Zuſatz zu 
geben: 
... Zur Keiftung von Beiträ- 
gen für die Betheiligung an 


Einrichtungen zur Verbeflerung 
der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien dürfen die Arbeiter 
nicht angehalten werden. 


(abgelehnt.) 





Beſchlüfſe 1. Leſung. Abanderungs⸗Antrage zur 2. Leſung. 


5. Den Abſatz 2 des $. 115 als be 
fonderen $. 115a anzunehmen, 
dabei aber dem erften Sa folgende 
Fafſung zu geben: 

. 11a. 

„Die Gemwerbetreibenden dürfen 
ben Arbeitern feine Waaren kredi— 
tiren, Die Berabfolgung” (unver: 
ändert Abfap 2 des $. 115). 

(angenommen.) 

6. Im $. 115 Abſatz 2 das neuaufges 
nommene Wort: „durchſchnitilich“ 
u ftreichen. (abgelehnt.) 

1. In $. 115 Abſatz 2 viertleßte Zeile 
das Wort: „durchſchnittlichen“ zu 
ftreichen und Hinter: „rüchkſichtlich“ 
einzufchalten : „ber Stoffe De) 

die durdhichnittlichen Selbitkoften,“ 


(abgelehnt.) 
$. 116. 
Unverändert. — 
$. 117. 

Unverändert. 8. 117. Die Worte von „jowie” im 
2. Abjag 5. Zeile bis zum Schluß zu 
ftreichen. (surüdgezogen.) 

$. 118. 

Unverändert, — 
$. 119. 

Unverändert. — 
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Beichlüffe 2. Lejung. 


$. 116. 

Urbeiter, deren Forderungen in einer 
dem $. 115 zumiderlaufenden Weije be: 
richtigt worden find, können zu jeder Zeit 
Zahlung nad) Maßgabe des $. 115 ver- 
langen, ohne daß ihnen eine Einrede aus 
dem an Zahlungsitatt Gegebenen entgegen- 
gefegt werden kann. Leßteres fällt, ſoweit 
e8 noch bei dem Empfänger vorhanden 
ober dieſer daraus bereichert ift, derjenigen 

ülfstaffe zu, welcher ber Arbeiter ange: 

ört, in Ermangelung einer ſolchen einer 

anderen zum Beften der Arbeiter an dem 
Orte beftehenden, von der Gemeindebehörbe 
zu bejtimmenben Kaſſe und in deren Er: 
mangelung der DOrtsarmentaffe. 


„sit, 

Verträge, welche dem $. 115 zuwider: 
laufen, find nichtig. 

Daſſelbe gilt ‚von Verabrebungen 
zwiſchen den Gewerbetreibenden und den 
von ihnen gr Arbeitern über die 
Entnahme der Bebürfnifje der letzteren 
aus gewiſſen Verkaufsftellen, ſowie über: 
haupt über die Verwendung des Verdienites 
derjelben zu einem anderen Zweck als zur 
BVetheiligung an Einrichtungen zur Ber: 
befferung der Lage der Arbeiter oder ihrer 
Familien. 


. 118. 
Forderungen Ra Waaren, welche dem 
S: 115 zuwider kreditirt worben find, 
önnen von dem Gläubiger weder ein— 
geflagt, noch durd Anrechnung oder ſonſt 
geltend gemacht werben, ohne Unterjdjied, 
ob fie zwiſchen den Betheiligten unmittel— 
bar entjtanden oder miltelbar erworben 
find. Dagegen fallen dergleichen — 
rungen ber im $. 116 bezeichneten Kaſſe zu. 


$. 119. 
Den Gewerbetreibenden im Sinme der 
$. 115 bis 118 find gleich zu adhten deren 
milienglieder, — Beauftragte, 
chäſtsführer, Aufſeher und Faktoren, 


Beitehendes Geſetz. 


Faktoren, jowie andere Gewerbetreibende, 
bei deren Geſchäft eine der hier erwähnten 
Berfonen unmittelbar oder mittelbar be— 
theiligt iſt. 

Unter ben in 88. 115 bis 118 be 
eichneten Arbeitern werden aud) diejenigen 
—— verſtanden, welche für beftimmte 
Gewerbetreibende außerhalb der Arbeits— 
Hätten der letzteren mit ber Anfertigung 
gewerblicher Erzeugniffe beichäftigt find. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190, (Bericht der achten Kommiſſion) 
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Faktoren, jowie andere Gewerbetreibende, 
bei deren Geſchäft eine ber hier erwähnten 
Berjonen unmittelbar ober mittelbar be- 
theiligt ift. 

Unter ben in 88. 115 bis 118 be 
zeichneten Arbeitern werben auch biejenigen 
Berfonen verftanden, welche für beftimmte 
Gewerbetreibende außerhalb der Arbeits: 
ftätten ber legteren mit der Anfertigung 
gewerblicher Erzeugniffe beichäftigt find, 
und zwar auch dann, wenn fie bie Roh— 


und Hülfsftoffe ſelbſt beichaffen. 





Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 





Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiffion.) a 











Beſchlüſſe 1. Leſung. 


Abãnderungs⸗Antrãge zur 2. Leſung. 


Uttenftäde zu ben Verhandlungen bes Beichätageb 1890/91. 


Beichlüffe 2. Lefung. 


fowie andere Gewerbetreibende, bei deren 
Geſchaͤft eine ber hier erwähnten Verfonen 
unmittelbar ober mittelbar betheiligt ift. 

Der seitherige Abs. 2 des $. 119 folgt 
als $. 1196. 


$. 119a. 

Absatz 1 (seither $. 115 Abs. 3). 
Zchneinbehaltungen, welche von 
Gewerbennternehmern zur Siche⸗ 
rung des Erſatzes eines ihnen aus 
der widerrechtlichen Auflöjung des 
Yrbeitöverhältuiffes erwachſeuden 
Schadens ausbedungen werden, bür- 
fen bei ben einzelnen Lohnzahlungen 
ein Viertel des fälligen Lohnes, im 
Gefammtbetrage den Betrag eines 
durchichnittlichen Wochenlohnes nicht 

überfteigen. 

Absatz 2 (seither $. 115 Abs, 2). 
Durch ftatutarifche Beitimmung 
einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommunalverbandes ($. 142) kanu 
für alle Gewerbebetriebe oder ge: 
wiffe Arten derfelben feſtgeſetzt 
ge Lohn d Abſchlagszah ⸗ 

1. da Lohn: um a 
Iungen in feiten Friſten —5 
müſſen, welche nicht länger als 
einen Monat und nicht kürzer 

als eine Woche fein Dürfen; 
2.» der von minderjährigen 
Hrbeitern verdiente Lohn am 
die Eltern oder Vormünder und 
nur mit deren fchriftlicher dr 
ftimmung oder nach deren Be: 
—— * —— 
er letzten Lohnzahlung um: 
mittelbar an die 2 re rigen 


ge hit wird; 
8. ah bie Gewerbetreibenden Den 
Eltern oder VBormündern inner- 
alb gewiffer Friſten Mitthei- 
ng von den an minderjährige 
WUrbeitergezahlten Zohnbeträgen 
zu machen haben, 


$. 119b. 
(Seither $. 119 Abs. 2). 

Unter den m 88. 115 bis 119a be 
zeichneten Arbeitern werden auch diejenigen 
Perſonen verftanden, welde für beftimmte 
Gewerbetreibende außerhalb ber Arbeits- 
ftätten der leßteren mit ber Anfertigung 
gewerblicher Erzeugniſſe beihäftigt find, 
und zwar aud) dann, wenn jie die Roh— 


unb Hülfsftoffe ſelbſt beichaffen. 
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1623 —eichstag. Altenſt 
Beſtehendes Gefep. 
. 120. 
(Abfap 1 cfr. $ 1200 der Borlage.) 


(Abf. 2.) Sie hal ten Arbeitern unter 
achtzehn Jahren, welche eine von der Ge: 
ee e oder vom Staate als Fort⸗ 
bildungsfchule amerfannte Unterrichts— 
anftalt bejuchen, hierzu die, erforderlichen- 
falls von der zujtändigen Behörde feft- 
äufegende Zeit zu gewähren. Für Urbeiter 
unter achtzehn Jahren kann die Ber: 

flichtung zum Beſuche einer Fortbildungs⸗ 
ul, omweit die Verpflichtung nicht 
landesgeſetzlich befteht, durch Ortsſtatut 
($. 142) begründet werben. 

Die Gewerbeunternehmer find endlich 
verpflichtet, alle diejenigen Einrichtungen 
herzuftellen und zu unterhalten, welche 
mit Rüdficht auf die befondere Beſchaffen— 


beit bes erbebetriebes und ber Des 
trieböftätte zu thunlichſter Sicherheit gegen 
Gefahr fü und Gejunbheit noih- 
wendig find. Darüber, melde Ein- 


richtungen für alle Anlagen einer be 
ftimmten Art herzuftellen find, Lönnen 
durh Beſchluß des Bundesraths Por: 
ſchriften erlafjen werden. Someit ſolche 
nicht erlajfen find, bleibt es den nad) den 
Landesgejepen zuftändigen Behörden über: 
* ie erforderlichen Beſtimmungen zu 
treffen. 


$. 120n. 

Streitigkeiten ber jelbjtändigen &ewerbetreiben- 
ben mit ihren Arbeitern, bie auf ben Antritt, bie 
Yortjegung oder Uufbebung des Urbeitöverbälnifies, 
auf die gegenjeitigen Zeiftungen aud demielben, auf 
bie Ertbeilung oder den Inhalt der Urbeitöbücher 
oder Zeugniffe ſich beziehen, find, fowelt für dieſe 
Angelegenheiten befondere Bebörten beftehen, bei 
biefen zur Entſcheldung zu bringen. 

Inſoweit ſolche bejondere Behörden nicht be 
ftehen, erfolgt die Entſcheidung durch Die Gemeinde 
— egen dieſe Entſcheidung fteht die Be- 


rufung auf den Rechtsweg binnen zehn Tagen 


Borlage. 


$. 120. 


Die Gewerbeunternehmer find ver— 
flichtet, ihren Arbeitern unter achtzehn 

hren, welche eine von ber Gemeinde: 
behörde oder vom Staate als ;yort: 
bildungsfhule anerkannte Unterrichts— 
anftalt befuchen, hierzu die erforderlichen- 
falls von der zuftändigen Behörde feſtzu— 
jebende Zeit zu gewähren, 


Als Fortbildungsſchulen im Sinne 
diefer Beſtimmung gelten auch Anftalten, 
in melden Unterricht in weiblichen Hand» 
und Hausarbeiten ertheilt wirb. 

Durd Drtsftatut ($. 142) kann für 
Arbeiter unter achtzehn Jahren die Ver— 

flihtung zum Bejuche einer Fortbildungs⸗ 

ul, joweit dieſe Verpflichtung nicht 
landesgeſetzlich beiteht, begründet werben. 
Auf demielben Wege können Die zur 
Durchführung diefer Verpflichtung erforder- 
lihen Beſtimmungen getroffen werden. 
Insbeſondere können duch das Orts— 
ftatut die zur Sicherung eines regel- 
mäßigen Schulbefuchs den Schulpflichtigen, 
jowie deren Eltern, Wormündern und 
Arbeitgebern obliegenden Verpflichtungen 
—* und diejenigen Vorſchriften er— 
laſſen werden, durch welche die Ordnung 
in ber Fortbildungsſchule und ein gebührt: 
* Verhalten der Schüler geſichert 
wird. 


— 








Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


. Hinter Abſatz 1 des $. 120 ans 


zufügen: 

„Soweit ber Unterriht auf 
Werktage fällt, darf derjelbe nicht 
außerhalb ber üblichen Arbeits- 
eit ftattfinden.” (erledigt.) 

nter-Antrag zum Antrag Nr. 1. 


“ Dem Antrag folgenden Saß vor: 


or 


. Im 3. Abſatz bes 


. Zufag zu Abſatz 3 bes 


u 3 

„Am Sonntag Vormittag darf 
ber Unterricht micht ertheilt 
erben. (zurüdgezogen.) 
Hinter dem Abjaß 1 des $. 120 
einzufügen: 

„Am Sonntag Vormittag darf 
der Unterricht nicht ertheilt 
werden. An Werktagen ijt er 
in die Arbeitszeit der jungen 
Leute zu legen." 

(Erjter Sap abgelehnt.) 

(Zweiter Satz angenommen.) 
$. 120 Hinter 
„landesgefeglih” einzuſchalten: 

„oder durch Statut für In— 
nungs⸗, Foribildungs⸗ und Fach⸗ 
ſchulen“. year) 

. 120: 

„Die desfalljige Gemeindefort- 
bilbungsjchule find die jungen 
Leute nur dann zu beſuchen ge 
halten, wenn jie feine vom Staate 
anerkannte Innungs-, Fach- und 
gr oder eine 
onft vom Staale anerkannte 
Fortbildungsſchule beſuchen.“ 
elehnt.) 


(aber 
. Im Falle der Annahme des Ab- 


fabes 3 des $. 120 folgenden 
jaß 4 zu bilden: 
„Derinterrichtiftin denjenigen 
Lanbestheilen, in welchen bie 
Bevölkerung eine andere Spradhe 
als die deutjche als ihre Mutter- 
ſprache betrachtet, den Schülern 
in ihrer Mutterfprade zu er: 
theilen.“ (abgelehnt.) 








Beſchlüſſe 1. Leſung. 


8. 120. 

Die Gewerbeunternehmer ſind ver— 
pflichtet, ihren Arbeitern unter achtzehn 

ahren, welche eine von der Gemeinde— 
behörde oder vom Staate als Fortbil— 
dungsſchule anerkannte Unterrichtsanftalt 
befuchen, hierzu bie erforberlichenfalls von 
ber zuftändigen Behörde feitzufegende Zeit 
zu gewähren. An Werktagen ift der Unter: 
richt in die Arbeitszeit der jungen Leute 
zu legen. 

Als Fortbildungsichulen im Sinne dieſer 
Beſtimmung gelten aud) Unftalten, in wel- 
hen Unterriht in weibliden Hand= und 
Hausarbeiten ertheilt wird. 

Durch Ortsftatuıt ($. 142) kann für Ars 
beiter unter En Jahren die Vers 
pflichtung zum Beſuche einer Fortbildungs⸗ 
ſchule, Soweit dieſe Verpflichtung nicht 
landesgejeglich bejteht, begründet werben. 
Auf demfelben Wege können die zur Durch— 
führung dieſer Verpflichtung erforderlichen 
Beitimmungen getroffen werden. Ins— 
bejondere können durd) das Orisftatut die 
zur Sicherung eines regelmäßigen Schul— 
beſuchs den Echulpflichtigen, ſowie deren 
Eltern, Vormündern und Arbeitgebern ob= 
liegenden Verpflichtungen bejtimmt und 
diejenigen Borjchriften erlaflen werben, 
durch welche die Ordnung im der Fort— 
bildungsjchule und ein & ührliches Ver: 
halten der Schüler gefidhert wird. 


2. In 8.1 


Reichetag. Altenſtuck Nr. 190. (Bericht ber achten Kommiffion.) _ 
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Abänderumgs-Anträge zur 2. Leſung. 


1. Im $. 120 Abſatz 1 den zweiten 
Sap: 


„An Werktagen u. f. w.“ 
zu fteeichen und an beffen Stelle 
zu jegen: 

„Für Mrbeiter, welche bie 
Fortbildungsſchule befuchen, ift 
die Arbeitszeit derart zu ord⸗ 
nen, daß die im &. 136 a 
jchriebenen Pauſen nicht beein- 
trädtigt werden und daß bie 
Summe der Arbeitöjtunden und 
ber Schulitunden innerhalb ſechs 
Wochentagen die Zahl 60 nicht 
—— (erledigt.) 

Abſatz 1 den Schluß: 
ſatz zu fegen: 

„Der Unterricht darf nicht amı 
Sonntage vor dem Hauptgoties⸗ 
dienfte und während bejielben 
ftattfinden.“ (angenonmen.) 


3. In $. 120 Abjag 3 den Ein- 


gang wie folgt zu fallen: 
„Durch ſiatutariſche Beſtim⸗ 
mung einer Gemeinde oder eines 
weiteren Kommunalverbandes“. 
(angenommen.) 


4. Zu $. 120: 
1, In der erjten Zeile von Ab— 


ſatz 3 vor „Arbeiter” das Wort 
„männliche“ Hinzugufügen. 


2. Dem 3. Abfahe folgenden Satz 


hinzuzufügen: 

„Die Gemeinde = Fortbil- 
dungsſchule find die jungen 
Leute nur dann zu befuchen 
gehalten, wenn fie feine von 
der Höheren Verwaltungs 
behörde anerfannte Innungss, 
Fach⸗ und Fortbildungsichule, 
oder eine fonftige von der 
höheren Verwaltungsbehörbe 

enehmigte Fortbildungs⸗ 
le bejuchen.“ 


(angenommen.) 


5. In $. 120 am Schluß bes Ab» 


fapes 3 zuzuſetzen: i 
„Soweit eine Berpflichtung 
m Bejuche der Fortbildungs- 

ufe befteht, müffen die auf 
Sonns oder Feſttage ($. 105a 
Abf. 2) fallenden Unterrichts: 
ſtunden fo geregelt werden, daß 
die Schüler Kane gr 
bes Hauptgottesdienftes ihrer 
—2 nicht behindert wer⸗ 
den.“ (erledigt.) 


Beichlüffe 2. Lefung. 


8. 120. 

Die Gewerbeunternehmer find verpfliäitet, 
ihren Arbeitern unter achtzehn Jahren, 
welche eine von der —— — oder 
vom Staate als Fortbildungsſchule ans 
erfannte Unterrichtsanftalt befuchen, Hierzu 
die erforderlichenfalls von der zujländigen 
Behörde feitzufegende Zeit zu gewähren. 
Der Unterricht darf nicht an Sonn- 
tage vor Beendigung des Hauptgottes- 
dienſtes ftattfinden, 

Als FFortbildungsichulen im Sinne diefer 
Beſtimmung gelten auch Anjtalten, in 
welden Unterriht in weibliden Hand— 
und Hausarbeiten eriheilt wird. 

Durd ftatntarifche Beftimmung 
einer Gemeinde oder eines weiteren 
Kommmmalverbandes kann für männ: 
liche Arbeiter unter achtzehn Jahren die 
Verpflihtung zum Beſuche einer Fort— 
bildungsfchule, ſoweit dieſe Verpflichtung 
nicht landesgeſetzlich beſteht, begründet 
werden. Auf demfelben Wege können Die 
zur Durdführung dieſer Verpflichtung er: 
forderlichen Beilimmungen getroffen werben. 
Insbejondere können durch statutarische 
Bestimmung bie zur Sicherung eines regel= 
mäßigen Schulbejuchs den Schulpflichtigen, 
jowie deren Eltern, Bormündern und Ars 
beitgebern obliegenden Verpflichtungen bes 
ftimmt und diejenigen Vorſchriften erlaffen 
werben, durch welche die Drdnung in der 
Fortbildungsihule und ein —— 
Verhalten der Schüler geſichert wird. Die 
Gemeinde: Fortbildungsichule find 
Die jungen Leute nur Daum zu bes 
—* gehalten, wenn ſie keine von 

höheren Verwaltungsbehörde 
anerkaunte Juuungs · oder andere Fach⸗ 
oder Fortbildungsſchule beſuchen. 


194* 
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offen; bie —— Vollſtredung wird durch bie 
Beruhung nicht aufgehalten. 

Dur Ortaftatut ($. 142) können an Stelle 
ber gegenwärtig hierfür beftimmten Behörden 
Sciedögerichte mit der Entſcheidung betraut wer 
ben. Diejelben find durch die &emeindebehörde 
unter gleihmäßiger Zuziehung von Arbeitgebern 
und Arbeitern zu bilden. 


Borlage 


$. 120a. (Ren.) 

Die Gemwerbeunternehmer find ver 
pflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvor- 
rihtungen, Maſchinen und Geräthichaften 
fo einzurichten und zu — und den 
Betrieb ſo zu regeln, daß die Arbeiter 
gegen Gefahren für Leben und Gejund- 
heit foweit geihüßt find, wie es die Natur 
des Betriebes geftatiet. 

Insbeſondere ift für genügendes Licht, 
ausreichenden Luftraum und Luftwechiel, 
Befeitigung des bei dem Betriebe ent— 
ftehenden Staubes, der dabei entwidelten 
Dünfte und Gafe, ſowie der dabei enl— 
ftehenden Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenfo find diejenigen eig ang 
— — welche zum Schutze der Ir: 

iter gegen gefährliche Berührungen mit 
Maſchinen oder Mafcdhinentheilen oder 
egen andere in der Natur der Betriebs- 
tätte oder des Betriebes liegende Ges 
fahren, namentlih auch gegen die Ge: 
fahren, welde aus Fabrikbränden er- 
wachen können, erforderlich find. 

Endüch find Diejenigen Vorſchriften 
über die Ordnung des Betriebes und das 
Verhalten der Arbeiter zu erlafjen, welde 
zur Sicherung eines gefahrlofen Betriebes 
erforderlich find. 


$. 120b. (Men. 

Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, 
diejenigen Einrichtungen zu treften und 

unterhalten und diejenigen Vorjchriften 
Über das Verhalten der Arbeiter zu er- 
lafien, welde erforberlih find, um die 
Aufrechterhaltung der guten Sitten und 
des Anftandes zu fichern. 

Snsbeiondere muß, foweit e8 die Na- 
tur des Betriebes zuläßt, bei der Arbeit 
die Trennung der Geſchlechter durchgeführt 
werben. 


In Anlagen, deren Betrieb e8 mit fi) 
bringt, daß die Arbeiter ſich umkleiden 
und nad) der Arbeit ſich reinigen, müfjen 
ausreichende, nad Geſchlechtern getrennte 
Ankleides und Wajchräume vorhanden fein. 

Die Bedürfniganftalten müſſen jo ein- 
gerichtet fein, daß fie für die Zahl der 
Arbeiter ausreihen, daf ben Anforde— 
rungen der Gejundheitspflege entiprochen 
wird und baf ihre Benugung ohne Ber- 
— von Sitie und Anſtand erfolgen 
ann. 


Reichstag. Alktenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Rommiffion.) 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


1. Hinter Abſatz 3 einzuſchalten 


„Alle dieſe Verpflichtungen der 
Gewerbeunternehmer greifen nur 
in ſoweit Platz, als die Na— 
tur des Betriebes es ohne un- 
verhältnigmäßigen Aufwand ge 
ftattet.” (zurüdgezogen.) 


2. Zu $. 120a Abſatz 4 die Worte: 


„welche zur Sicherung eines ges 
fahrlofen Betriebes erforderlich 
find“ zu ftreichen, dagegen ein: 
zufügen: „welche zur unlicjten 
Vermeidung der mit den Be 
trieben verbundenen Gefahren 
erforderlich find.” 
urüdgezogen.) 


( 
3. Sm $. 120a Sbfap 4 das 


Wort „thunlichſt“ vor dem 
Worte „gefahrlofen“ einzu: 
fchalten. (abgel 


“E 120 b Abjag 2 wie folgt zu 
allen: 

Insbeſondere muß, ſoweit es 
nad) der Natur des Betriebes 
zuläffig ift, und zur Sicherung 
der guten Sitten und des An— 
ftandes erforderlich ijt, bei der 
Arbeit die Trennung ber Ge 
ſchlechter durchgeführt werden.“ 

(angenommen unter Abände- 
rung durch Antrag Nr. 2.) 

2. Unterantrag zu Nr. 1. 

„Insbeſondere muß, ſoweit es 
nad ber Natur bes Betriebes 
zuläffig ift, und nicht die Art 
deſſelben eine entjprechende Siche: 
rung ber guten Sitten und des 
Anftandes gewährt, bei ber 
Arbeit die Trennung der Ge 
ſchlechter durchgeführt werben.“ 


(angenommen) 
3. Zu s 120b: 
Abjag 2 prinzipiell zu ftreichen, 
eventuell an —9* Stelle 


zu 

als Abſatz 2: 
er 8 
der Geſchlechter bei der 
Arbeit, ſoweit es bie Art bes 











Reichstag. Aktenftüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommilfton,) 








Beichlüffe 1. Lefung. 





$. 120 
Unveränbert. 


8. 120b. 

Die Gemwerbeunternehmer find ver— 
pflichtet, diejenigen Einrichtungen zu treffen 
umd zu unterhalten und diejenigen Vor: 
ichriften über das Verhalten der Arbeiter 
zu erlaflen, welche erforderlich find, um 
die Aufrechterhaltung der guten Sitten 
und bes Anfiandes zu fichern. 

Insbefondere muß, fomweit es nad) ber 
Natur des Betriebes zuläffig ift, und nicht 
die Art defjelben eine entipredyende Siche— 
rung der guten Sitten und des Anftandes 
gewährt, bei der Arbeit die Trennung ber 
Geſchlechter durchgeführt werden. 


In Anlagen, deren Betrieb es mit fi 
bringt, daß die Arbeiter ſich umfleiden 
und nach der Arbeit ſich reinigen, müffen 
ausreichende, nah Geſchlechtern getrennte 
Ankleide- und Waſchrãume vorhanden fein, 

Die Bedürfnikanjtalten müſſen fo ein= 
gerichtet fein, daß fie für die Zahl der 
Arbeiter ausreichen, daß den Anforderungen 
ber Gejundheitspflege entſprochen wird 
und bak ihre Benußung ohne Verlegung 
von Sitte und Anjtand erfolgen kann. 


Abänderungs- Anträge zur 2. Leſung. 


8. 120b Abſatz 2 wie die Vorlage 
mit folgendem Zuſatze: 

„Sofern nicht die Aufrechter— 

haltung der guten Sitten und 

des Anjtandes durch die Ein- 

richtung des Betriebes ohnehin 

gelichert iſt.“ (angenommen.) 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


8. 120a. 

Die Gemwerbeunternehmer find vers 
pflichtet, die Arbeitsräume, Betriebsvors 
richtungen, Maſchinen und Geräthihaften 
fo einzurichten und zu — und 
den Betrieb ſo zu regeln, daß die Ar— 
beiler gegen Gefahren für Leben und Ge— 
ſundheit ſoweit geſchützt find, wie es bie 
Natur des Betriebes geſiattet. 

Insbeſondere iſt für genügendes Licht, 
ausreichenden Luftraum und Luftwechſel, 
Beſeitigung des bei dem Betriebe ent— 
ſtehenden Staubes, der dabei entwickelten 
Dünfte und Gaſe, ſowie der dabei ent— 
fiehenden Abfälle Sorge zu tragen. 

Ebenfo find Diejenigen Borridhtungen 
rg welche zum Schuße der Ar⸗ 
eiter gegen gefährliche Berührungen mit 
Mafchinen oder Majchinentheilen oder 
egen andere in ber Natur ber Betriebs— 
Hätte ober bes Betriebes liegende Ges 
fahren, namentlih aud gegen bie Ge- 
fahren, welde aus abrifbränden? er: 
wachſen können, erforberlich find. 

Endlich find diejenigen Vorfchriften über 
die Ordnung des Betriebes und das Ver: 
halten der Arbeiter zu erlaſſen, welche zur 
Sicherung eines gefahrlofen Betriebes er- 
forderlich find. 


$. 120b. 

Die Gewerbeunternehmer find verpflichtet, 
diejenigen Einrichtungen zu treffen und 
zu unterhalten und diejenigen Vorſchriften 
über das Verhalten der Arbeiter zu er— 
lafjen, weldye erforderlich find, um Die 
Aufrechterhaltung der guten Sitten und 
des Anftandes zu fichern. 

Insbefondere muß, ſoweit es die Nas 
tur des Betriebes zuläßt, bei der Arbeit 
die Trennung der Gejchlechter durchgeführt 
werden, fofern nicht die Aufrechter- 
one. der guten Sitten und des 

nftandes durch die Einrichtung 
des Betriebes ohnehin gefichert ift. 

In Anlagen, deren Betrieb es mit ſich 
bringt, daß die Arbeiter ſich umlleiden 
und nad) der Arbeit ſich reinigen, müſſen 
ausreichende, nach Geichledhtern getrennte 
Anfleides und Rajhräume vorhanden fein, 

Die Bebürfnißanftalten müjlen jo eins 
gerichtet fein, daß fie für Die Zahl der 
Arbeiter ausreichen, daß den Anforbe- 


rungen der Gejundheitspflege entiprochen 
wird und baf ihre Benukung ohne Ver— 
legung von Sitte und Anjtanb erfolgen 
fann. 
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$. 120 Abſatz 1. 

Die  Gemwerbeunternehmer 
[5 verpflichtet, bei ber Be—⸗ 
häftigung von Arbeitern unter 
18 Jahren die durch das Alter 
berjelben gebotene befondere 
Rückſicht auf Gefundheit und 
Sittlichkeit zu nehmen. 








8. 120. 

Gemwerbeunternehmer, welche Arbeiter 
unter achtgehn Jahren beichäftigen, find 
verpflichtet, bei ber Einrichtung der Bes 
triebsftätte und bei der Regelung bes Be- 
triebes Diejenigen bejonderen Rückſichten 
auf Gefundheit und Sittlichkeit zu neh— 
men, welche durch das Aller dieſer Ar— 
beiter geboten find. 

$. 120d. (Neu). 

Die zuftändigen Polizeibehörben find 
befugt, im Wege der Verfügung für 
einzelne Anlagen bie Ausführung der— 
jerigen Maßnahmen anzuordnen, welche 
zur Durchführung der in 88. 120 bis 
120 6 enthaltenen Grundſätze erforderlid 
und nad ber Beichaffenheit der Anlage 
ausführbar erſcheinen. Sie können ans 
ordnen, daß ben Arbeitern zur Einnahme 
von Mahlzeiten außerhalb der Arbeits: 
räume angemeffene, in der falten Zahres- 
eit geheizte Räume unentgeltlich zur Ver: 
— geſtellt werden. 

Soweit die angeordneten Maßregeln 
nicht die Beſeitigung einer dringenden, 
das Leben oder die Geſundheit bedrohenden 
Gefahr bezwecken, muß für die Ausführung 
eine angemejlene Friſt gelaflen werden. 


Den bei Erlaf dieſes Geſetzes bereits 
beftehenden Anlagen gegenüber können, 
jo lange nicht eine Erweiterung oder ein 
Umbau eintritt, nur Anforderungen geftellt 
werden, welche zur Bejeitigung erheblicher, 
das Leben, die Gefundheit oder die Sitt- 
lichkeit der Arbeiter gefährbender Mifs 
ftände erforderlich oder ohne unverhältniß- 
mäßige Aufwendungen ausführbar er- 
fcheinen. 

Gegen bie Verfügung der Polizei— 
behörde jteht dem Gewerbeunternehmer 
Binnen zwei Wochen die Beichwerde an 
bie höhere Verwaltungsbehörbe zu. 


Abänderungss Anträge zur 1. Leſung. 





Betriebes zuläßt, thunlichſt zu berüd- 
ſichtigen.“ (abgelehnt.) 

4. im —6 4 Beile 1 einzuſchalten Hinter 
„müflen“: „getrennt für beide Geſchlechter“. 
(surüdgezogen.) 


1. Im 8. 120d 1. Abſatz 1. Zeile Hinter ben 
Worten: „Die zuftändigen Bolizeibehörben 
find" jegen: „nad Einvernehmen mit 
den zufjtändigen Auffichtsbeamten“. 

(abgelehnt.) 

2. In $. 1204 Abſatz 1 Zeile 3 Hinter den 
Worten: „einzelne Anlagen“ einzujchalten: 
„nad Anhörung der Unternehmer und ber 
in biefen Betrieben bejtehenden ftändigen 
Arbeiterausihüfie”. urüdgezogen.) 

3. Zu $. 120d dem letzten Abſatz folgenden 
Saf —* fügen: 7 

„Vor Zurückweiſung der Beſchwerde iſt 
auf Antrag des Beſchwerdeführers die zus 
jtändige Verufsgenoffenihaft zu hören.” 


(zurüdgezogen.) 
Abänderung zum Antrag Nr. 3. 

4. Den Antrag Nr. 3 zu $. 120d in folgender 
Faſſung anzunehmen: 

„Iſt der Beſchwerdeführer Mitglied 
einer Berufsgenojienichaft, jo ift auf Ans 
trag deſſelben vor der Zurüdweifung der 
Berhmerbe ber Genoſſenſchaftsvorſtand, 
jofern die Berufsgenoſſenſchaft in Sektionen 
getheilt ift, der Seltionsvorftand gutachtlich 
zu hören." (angenommen.) 

5. Dem $. 1204 am Schluß anzufügen: 

„Die in Abſatz 1 bis 3 bezeichneten Ver— 
fügungen und Anordnungen bürfen, fofern 
fie fid) auf Betriebe beziehen, die zu einer 
Berufsgenoffenfchaft gehören, nur im Ein- 
verjtändniffe mit dem Genoſſenſchaftsvor—⸗ 
ftande bezw. — wenn bie Berufsgenoffen- 
ſchaft in Sektionen getheilt ift — mit dem 
zuftändigen Seltionsvorjtande der be 
theiligten Berufsgenoffenihaft erlaffen 
werben. Sofern ein Einverftändniß zwiſchen 
ber Polizeibehörde und dem betheiligten 


wird, 
die 


at die höhere Verwaltungsbehörde 


Berufsgenofienfhafts-Organ nicht erzielt 
— zu treffen.” (zurückgezogen). 








Reichstag. 


Beichlüffe 1. Leſung. 


$. 120 c. 
Unverändert. 


$. 120d. 

Die zuftändigen Bolizeibehörden find 
befugt, im Wege ber Verfügung für ein- 
zelne Anlagen die Ausführung derjenigen 
Mafnahmen anzuordnen, welche zur 
Durdführung der in S$. 120a bis 120e 
—— Grundſätze erforderlich und 

ber Beſchaffenheit ber Anlage aus- 
führbar erjcheinen. Sie können anordnen, 
dab den Wrbeitern zur Einnahme von 
Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume 
angemeijene, in der kalten Jahreszeit ge- 
heizte Räume unentgeltlich zur Verfügung 
geftellt werben, 

Soweit die angeordneten Mafregeln 
nicht die DBejeitigung einer dringenden, 
das Leben oder die Öejundheit bedrohen- 
den Gefahr bezweden, muß für die Aus- 
führung eine angemefjene Frift gelaſſen 
werben, 

Den bei Erlaf diejes Geſetzes bereits 
beftehenden Anlagen gegenüber können, jo 
lange nicht eine Erweiterung oder ein 
Umbau eintritt, nur Anforderungen gejtellt 
werben, welche zur Bejeitigung erheblicher, 
das Leben, die Gejundheit oder die Sitt- 
lichkeit der Arbeiter gefährbender nr 
jtände erforberlicy oder ohne unverhältniß- 
mäßige Aufwendungen ausführbar er- 
ſcheinen. 

Gegen die Verfügung der Polizeibe— 
hörde ſieht dem Gewerbeunternehmer binnen 
wei Wochen die Beſchwerde an die höhere 

erwaltungsbehörbe zu. Iſt der Ber 
jchwerbeführer Mitglied einer Berufsge⸗ 
noſſenſchafi, jo ift auf Antrag deſſelben 
vor ber Zurüchveifung der Beſchwerde ber 
Genofienihaftsvorftand, fofern die Be— 
—— in Seltionen getheilt ift, 
ber Seltionsvorſtand gutachtlich zu hören. 


Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommilfion.) 


Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 





1. Zu 8. 120d. Den zweiten Satz 


des 4. Abſatzes durch folgenden 
Satz zu erſehen: 

„Bor Zurũckweiſung der Bes 
ſchwerde ift dem Beſchwerde— 
führer auf feinen Antrag eine 
mindeitens vierwöchige Friſt zur 
Einbringung des Gutachtens 
eines ımbetheiligten Sadjverftän= 
digen oder des Vorjtandes ber 
Berufsgenoſſenſchaft oder Berufs- 
genoſſenſchafts⸗Sektion, ber er 
angehört, zu gewähren.“ 

(angenommen.) 


. 8. 120d. Dem Abſatz 4 Hinzus 


zufügen: 
„Segen die Entſcheidung der 
—— ge iſt 
innen 2 Wochen die Beſchwerde 
an die Zentralbehörde zuläſſig; 
dieſe entſcheidet endgültig.” 
(angenommten.) 
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Beſchlüſſe 2. Lefung. 


$. 120. 

Gemwerbeunternehmer, welche Arbeiter 
unter achtzehn Jahren beichäftigen, find 
verpflichtet, bei der Einrichtung der Bes 
triebsjtätte und bei der Negelung bes 
Betriebes diejenigen befonderen Rüdjicdhten 
auf Gejundheit und Gittlichfeit zu neh— 
men, welde durch das Alter diefer Ars 
beiter geboten find. 


$. 120d. 

Die zuftändigen Bolizeibehörben find 
befugt, im Wege ber —— für ein⸗ 
ex Anlagen die Ausführung derjenigen 

aßnahmen anzuorbnen, welde zur 
Durdführung ber in 88. 1202 bıs 120c 
enthaltenen Grundſätze erforberlih und 
nad der Beichaffenheit der Anlage aus- 
führbar erjcheinen. Sie fönnen anordnen, 
daß den Wrbeitern zur Einnahme von 
Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume 
angemeflene, in ber falten Jahreszeit ges 
heizte Räume unentgeltlich zur Verfügung 
gejtellt werben. 

Soweit die angeorbneten Mahregeln 
nicht die Beſeitigung einer dringenden, 
das Leben ober die Gejundheit bedrohen- 
den Gefahr bezweden, muß für die Aus- 
führung eine angemefjene Friſt gelaflen 
werben. 

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits 
beftehenden Anlagen gegenüber können, fo 
lange nicht eine Erweiterung oder ein 
Umbau eintritt, nur Anforderungen ge 
ftellt werben, welche zur Beſeitigung er- 
— das Leben, die Geſundheit oder 

ie Sittlichkeit der Arbeiter gefährdender 

Mißſtände erforderlich oder ohne unver— 
hãlmißmäßige Aufwendungen ausführbar 
erſcheinen. 


gewähren. Gegen bi 
En der höheren WVerwaltungs ⸗ 
behörde ift binnen zwei Wochen 
Die Beichwerde an Die Zentral: 
behörde zuläffig; dieſe entjcheidet 
endgültig. 
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Beſtehendes Gefep. 


— 


Borlage 





$; 120e. (Ren.) 

Durch Beihluß des Bunbesraths 
tönnen Vorſchrifien darüber erlaffen 
werden, welchen Anforderungen in 
beitimmten Arten von Anlagen zur 
Durchführung der in ben $$. 120a 
bis 120c enthaltenen Grundjäge zu 


genügen: ift. 

Someit ſolche Vorſchriften durch 
Beſchluß des Bundesraths nicht 
erlaſſen find, können dieſelben durch 
Anordnung der Landes » Zentral- 
behörden oder durch Polizeiverord- 
nungen ber zum Erlaſſe folder 
beredhtigten Behörden unter Bes 
achtung des $. 81 des Unfall: 
verſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 Reichs-Geſeßzbl. 
S. 69) erlaſſen werden. 


Durch Beſchluß des Bundesraths 
fann für ſolche Gewerbe, in welchen 
durch übermäßige Dauer ber täg— 
lichen Arbeitszeit Die Geſundheit der 
Arbeiter gefährdet wird, die Dauer 
ber zuläjligen täglidyen Arbeitszeit 

ber zu gewährenden Pauſen vor: 
gejchrieben werben. 

Die durch Beichluß des Bundes- 
raihs erlaffenen Borfchriften find 
durch das Reichs-Geſetzblait zu ver- 
öffentlichen. 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 


Abänberungs- Anträge zur 1. Lefung. 


1. In $. 1206 als erften Abſatz zu feßen: 

Die auf Grund der Unfallverjiherungsgejepe be 
ftehenden Berufsgenoflenichaften find befugt, für ben 
Umfang bes Genoſſenſchaftsbezirls oder für be 
ftimmte Induſtriezweige oder Betriebsarten oder be 
ftimmt abzugrenzende Bezirke zur Durchführung ber 
in ben 88. 120a bis 1200 enthaltenen Grundſähte 
Vorſchrifien zu erlaflen, unter Bedrohung der Au: 
widerhanbelnden mit Gelbftrafe bis zu 300 Marl. Auf 
dieſe Vorſchriften finden die Beftimmungen ber $$. 78 
bis 86 des Unfallverfiherungsgefehes vom 6 Juli 1884 
entfpredhende Anwendung. Die Auffiht über die Aus: 
führung der von den Berufsgenoffenichaften erlafjenen 
Vorſchriften fteht ben Beauftragten der Berufsgenoflen- 
ſchaften zu. 

Unbeihabel ber ben Berufsgenoſſenſchaften vor: 

end eingeräumten Befugniffe fönnen durch Beſchluß 


ed Bundesraths ... . . (wie Vorlage) (abgelehnt). 
2. I. Den $. 120e mit ben beiden erſien Abjägen zu 
Ichließen. 


I. In dem 2. Abſatze die Worte: „unter Beachtung 
des 8. 81 bes Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884 (Neichögejepblatt Seite 69)" zu 
ftreichen. 
III. — $. 120e einen neuen $. 120f nachſtehenden 
halts hinzuzufügen: 

„Bor den nad $. 120d und Fi 120e Ab: 
ſatz 2 zu treffenden Anordnungen find die Tor: 
ftände der betreffenden Berufsgenoffenichaften 
unter Zuziehung der in ben 88. 41 und 79 des 
Unfallgejeges vom 6. Juli 1884 (Gefch 
fammlung Seite 69) gedachten Arbeitervertreter 
— zu hören.“ 

IV. Aus den Abſätzen 3 und 4 bes $. 120e einen eigenen 

8. 120g berzuftellen. (zurüdgezogen). 
3. Zu $. 120e: 

a) Im 2. Abfape die Worte zu fireichen „unter Be 
achtung bes $. 81 bes Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69)”. 

b) Dem Abfage nachſtehenden Sag hinzuzufügen: 
„Bor den besfallfigen Anordnungen find die Bor: 
ftänbe ber betreffenden Berufsgenoffenichaften unter 
Zuziehung der in den 88. 41 und 79 des Unfal- 
—————— vom 6. Juli 1884 (Neid: 
Geſetzbl. S. 69) gedachten Arbeitervertreter gut 
achtlich zu Ben angenommert) 

4.8. 1206 Abſatz 2 zu ftreichen; fofern der Abſatz 2 aber 
ae erhalten wird, dann bemfelben folgenden Zulaf 
zu geben: 

„Gegen derartige Anordnungen der Landes- Zentral: 
behörben fteht ben betheiligten Gewerbetreiben die 
Beſchwerde an den Bundesrath zu.” (abgelehnt.) 
5. Den Abjah 3 des F. 1208 wie folgt zu fallen: 

„Durch Beihluß des Bundesraths kann nad 
Anhörung des Vorftandes der betreffenden Berufs 
genoſſenſchaft für ſolche Arten von Betrieben, in 
welchen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeits 
geh bie Gefundheit ber Arbeiter gefährdet wird, die 

auer ber zu gemährendenBaufen vorgejchrieben 


werben.“ (zurüdgezogen.) 


6. Im $. 120e vor dem legten Abſatz einzufegen: 
„Soweit ſolche Verorbnungen nit erlaffen find, 
fann burd bie auf Grund ber Unfallverfiherungs 
gejege errichteten Berufsgenoſſenſchaften für ben Um— 





Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) — 
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8. 120e. 

Durh Beſchluß des Bunbesraths 
tönnen Vorſchriften darũber erlaffen werden, 
weldyen Anforderungen in beſtimmten 
Arten von Anlagen zur Durdhführung 
ber in den 88. 120a bis 120c enthaltenen 
Srundfäge zu genügen it. 


Someit jolde Borjchriften durch Bes 
Ihluß des Bundesraths nicht erlaffen 
find, können biefelben durch Anordnung 
ber Lanbes-Zentralbehörden oder durch 
Polizeiverorbnungen der zum Erlajie 
jolher berechtigten Behörden erlajien 
werden. Bor den besfalljigen Anord— 
ordnungen find die Vorſtände der be= 
treffenden Berufsgenoffenihaften bezw. 
Sektionen unter Zuziehung ber in den 
$$. 41 und 79 bes Unfallverfiherungs- 
geiepes vom 6. Juli 1884 (Reichs⸗Geſehbl. 
S. 69) gedachten Arbeitervertreter gut 
achtlich zu hören. 


Durch Beihluß des Bundesraths kann 
für ſolche Gewerbe, in welden durch 
übermäßige Dauer der täglichen Arbeits: 
zeit bie Gejundpeit der Arbeiter gefährdet 
wird, die Dauer der zuläffigen täglichen 
Urbeitözeit und der zu gewährenden 
Pauſen vorgejchrieben werden. 


Die durch Beſchluß des Bundesraths 
erlaffenen Vorſchriften find durch Das 
Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem Neichötag bei feinem nächſten Zu— 
fammentritt zur Kenntniß vorzulegen. 


ganz zu ftreichen, 





Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 


1.3m $. 120e Abſatz 2 Saß 1 


die Worte 

„oder durd) Bolizeiverordnungen 
der zum Erlaſſe ſolcher berech— 
tigten Behörden“ zu ſtreichen, 
und dann auch den 2. Sat 
(abgelehnt.) 
$. 120e. Den legten Sat des 
zweiten Abſatzes folgendermaßen 
zu faſſen: 

„Bor dem Erlaf der desfalljigen 
Anordnungen ift den VBorftänden 
ber betheiligten Berufsgenoſſen— 
ihaften oder Berufsgenofiens 
ihafts-Sektionen Gelegenheit zu 
einer gutachtlichen Aeußerung zu 
geben. Auf dieſe finden die Be- 
ſtimnungen des $. 79 Abſatz 1 
des Gehrhes, betr. die Unfall: 
verfiherung der Mrbeiter, vom 
6. Juli 1884 Reichs-Geſetzbl. 
©. 69 Anwendung. 

(angenommen) 


Altenftüde zu den Verbandblungen bes Meichätages 1890/91. 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


$. 120. 

Durch Beſchluß des Bundesraths können 
Vorſchriften darüber erlaflen werben, 
welchen Anforderungen in bejtimmten Arten 
von Anlagen zur Durchführung der in 
den 88.120 bis 120 enthaltenen Grunde 
ſätze zu genügen: ift. 


Soweit ſolche Vorſchriften durch Be— 
ſchluß des Bundesraths wicht erlaſſen 
find, können diefelben durch Anordnung 
der LandessZentralbehörden oder durch 
Bolizeiverordnnungen der zum Erlaſſe 
joldyer berechtigten Behörden erlaſſen 
werden. Vor dem Grlaf solcher Wire 
ordnnungen ift den Vorjtänden der 
betheiligten Berufsgenoſſenſchaften 
oder Berufsgenoſſenſchafts-Sektio—⸗ 
nen Gelegenheit zu einer qutacht: 
lichen Henherung zu geben. Auf dieſe 
finden die Beitimmungen des 3. 79 
Fre 1 des Geſetzes, betreffend Die 
Unfallverficherung der Arbeiter, vom 
6 Juli 1884 (Meiche : Geiesbl. 
S. 69) Uniwendung. 

Durch Beſchluß des Bundesraths kann 
für ſolche Gewerbe, in welchen durch über— 
mäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit 
die Gejundheit der Arbeiter gefährdet 
wird, die Dauer der zuläffigen täglichen 
WÜrbeitszeit und der zu gewährenden Bauen 
vorgejchrieben werden. 


Die duch Beichluß des Bundesraths 
erlaſſenen Vorſchriften find durch das 
Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem Reichstag bei ſeinem nächſten 
Zufammentritt zur Kenntwignalhme 
vorzulegen, 
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Beftehendes Geſetz. Vorlage Abänderungs- Anträge zur 1. Lefung. 





fang des Genoſſenſchaftsbe— 
Be oder für beftimmte In- 
uftriezweige ober Betriebs: 
> arten ſolche Feſtſetzung ge 
troffen werben. Auf dieſe Vor- 
ſchriften finden Die Beſtim— 
mungen des Abſatz 1 An: 
wendung.” (abgelehnt.) 
7. Dem $. 120 e Abjag 4 folgenden 

Zuſatz zu geben: 
„und dem Reichstag bei jeinem 
nächſten Zufammentritt zur 
Kennmißnahme vorzulegen.“ 
(angenommten.) 


11. Merhältnilfe der Gefellen und Il. Verhältuiſſe der Gefellen und 
Gchülfen. Gehülfen. 


$. 121. $. 121. Im $. 121 Zeile 1 Hinter dem 
Gejellen und Gehülfen find verpflichtet, Unverändert. Wort „Sehülfen“ in Parentheſe zu 
den Anordnungen der Arbeitgeber in Bes jepen „(Bedienungsperjonal in Gajt- 
ziehung auf die ihnen übertragenen Ar— und Schankwirthichaften, Gehüljen 
beiten und auf die häuslichen Ein— in Gärtnereien)”. (abgelehnt. 
richtungen Folge zu leiften; zu häuslichen 
Arbeiten find fie nicht verbunden. 
$. 122. $. 122. 
Das Nrbeitsverhältnig zwiichen den Unverändert. Dem $. 122 folgenden Zuſatz zu 
Sejellen oder Gehülfen und ihren Arbeit— geben: 
gebern fann, wenn nicht ein Anderes ver- „Die Aufkündigungsfriſten 
abredet iſt, durd eine jedem Theile freis müflen für beide Theile gleiche 
ftehende, vierzehn Tage vorher erklärte fein." (angenonmmen.) 
Aufkündigung gelöft werben. 
$ 123. $. 123. 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit Unverändert, Dem $. 123 eine Nr. 9 Hinzu: 
und ohne Aufkündigung können Gejellen zufügen: 


und Gehülfen entlallen werden: 

1. wen fie bei Abſchluß des Arbeits: 
vertrages den Arbeitgeber durch Vor: 
zeigung falſcher oder verfälichter Ars 
beitsbücher oder Zeugniſſe Hinter- 
gangen oder ihn über das Beltehen 
eines anderen, fie gleichzeitig ver— 
pflichtenden Arbeitsyerhältniffes in 
einen Irrthum verſetzt haben; 

2, wenn fie eines Diebftahls, einer Ent: 
wendung, einer Unterſchlagung, eines 
Betruges oder eines liederlichen 
Lebenswandels fi ſchuldig machen; 

3. wenn fie die Arbeit unbefugt ver- 
laſſen haben oder fonft den nach dem 
Urbeitsvertrage ihnen obliegenden 
Verpflichtungen nachzukommen bes 
harrlich verweigern; 

4, wenn fie der Verwarnung ungeachtet 
mit euer und Licht unvorfichtig um— 
gehen; 


„9. wenn fie fid) durch Thät- 
lichkeiten oder Drohungen gegen 
Mitarbeiter in der Art ver: 
gehen, daß ein gebeihliches ge 
meinjames Weiterarbeiten in 
derfelben Fabrik oder Werk— 
jtätte dadurch unmöglich wird.“ 

(zurüdigezogen.) 
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Beſchlüſſe 1. Leſung. 








II. UVerhältniſſe der Geſellen und 
Grehülfen. 
$. 121. 

Unverändert. 


188; 

Das dirbeitsvechältiß zwijchen den 
Gejellen oder Gehülfen und ihren Arbeit— 
gebern fann, wenn nicht ein Anderes ver- 
abredet ijt, durch eine jedem Theile freis 
ftehende, vierzehn Tage vorher erflärte 
Aufkündigung gelöft werden. Die Auf: 
fündigungsfriften müſſen für beide Theile 
gleiche fein. 


8. 123. 
Unverändert. 


2. 


. Bu $. 





AbänderungssInträge zur 2. Lejung. 





122 folgenden Zuſatz 
Dinzuzufügen : 

„Bereinbarungen, welche diejer 
Beftimmung zumwiderlaufen, find 
nichtig.“ (angenommten.) 
Hinter $. 122 als $. 1222 den 
mhalt des 8. 133€ zu ſetzen. 
(abgelehnt.) 


. ür den ‘Fall der nahme 


obigen Antrags im $. 1330 nad) 

„Tann“ einzufhieben: 
„wenn eine längere als 14tägige 
Kündigungsfrift bedungen iſt,“ 
abgelehnt.) 


In 8. 123 Biffer 7 hinter „ver= 


leiten” zu ſehen: „oder zu ver- 
leiten verſuchen“. 
(angenommen.) 


. Sn 8. 123 Ziffer 8 in der erften 


Zeile hinter dem Worte „Arbeit“ 
einzufügen: „dauernd“. 
(angenommen.) 





Beihlüffe 2. Leſung. 


11. Merhältuiffe der Gefellen und 
Gehülfen. 


g. 121. 

Gejellen und he am find verpflichtet, 
den Anordnungen der Arbeitgeber in Be— 
ziehung auf die ihnen übertragenen Ar— 
beiten umd auf die Häusliden Eins 
richtungen Folge zu Teiften; zu häuslichen 
Arbeiten find jie nicht verbunden. 


$. 122, 

Das Mrbeitsverhältniß zwiſchen den 
Sejellen oder Gehilfen und ihren Arbeit 
gebern lann, wenn nicht ein Anderes ver- 
abredet ift, durch eine jedem Theile freis 
ftehende, vierzehn Tage vorher erflärte 
Auffündigung gelöft werden. Werden 
audere Aufkündigungsfriften verein- 
bart, so müffen sıe Ir beide Theile 
gieih fein. Bereinba en, welche 

iefer Beitimmung zuwiderlaufen, 
find wichtig. 


$. 123, 

Vor Ablauf der vertragsmähigen Zeit 
und ohne Aufkündigung können Gefellen 
und Gehülfen entlaſſen werben: 

1, wenn fie bei Abſchluß des Arbeits- 
vertrages den Arbeitgeber durch Vor—⸗ 
zeigung falicher oder verfälichter 
Arbeitsbücher oder Zeugniſſe hinter— 
gangen oder ihn über das Beſtehen 
eines anderen, ſie gleichzeitig ver— 
pflichtenden Arbeitsverhaͤltniſſes in 
einen Irrthum verſetzt haben; 

2. wenn fie eines Diebſtahls, einer Ent» 
wendung, einer Unterſchlagung, eines 
Betruges oder eines liederlichen Le— 
benswanbels fi) ſchuldig machen; 

3. wenn fie die Arbeit umbefugt ver- 
laſſen haben oder jonjt den nad dem 
WUrbeitsvertrage ihnen obliegenden 
Verpflichtungen nachzukommen bes 
harrlich verweigern; 

4. wenn fie der Verwarnung ungeachtet 
mit Feuer und Licht unvorfichtig um⸗ 
gehen; 


195 * 
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5. wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen den Arbeitgeber 
oder ſeine Vertreter oder gegen die 
Familienangehörigen des Arbeit⸗ 
gebers oder ſeiner Vertreter zu Schul⸗ 
den kommen laſſen; 

6. wenn fie einer vorſätzlichen und rechts⸗ 
widrigen Sachbeſchädigung zum Nach⸗ 
theile des Arbeitgebers oder eines Mit⸗ 
arbeiters ſich Auldig machen; 

7. wenn fie yamilienangehörige des Ars 
beitgebers oder feiner Vertreter oder 
Mitarbeiter zu Handlungen verleiten 
oder mit Familienangehörigen des 
Arbeitgebers oder jeiner Wertreter 
Handlungen begehen, welche wider 
bie Gefeße oder die guten Sitten 
verjtohen; 


8. wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit 
unfähig oder mit einer abjchreden- 
den Krankheit behaftet jind. 

In den unler Nr. 1 bis 7 gedachten 
Fällen ift die Entlafjung nicht mehr zu— 
läffig, wenn die zu Grunde liegenden 
Thalſachen dem Arbeitgeber länger als 
eine Woche befannt find. 

Inwiefern in den unter Wr. 8 ge 
dachten Fällen dem Entlafjenen ein Anz 
ſpruch auf Entichädigung aufiehe, iſt nad) 
dem Inhalt des Vertrages und nach den 
allgemeinen geſetzlichen Borichriften zu bes 
urtheilen. 

$. 124. 

Vor Ablauf der vertragsmäßigen yet 
und ohne Aufkfündigung können Gefellen 
und Gehülfen die Arbeit verlaffen: 

1. wenn fie zur fortfegung der Arbeit 

unfähig werden; 

2, wenn der Arbeitgeber oder feine Ver: 
treter ſich IThätlichkeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen die Arbeiter 
oder gegen ihre ‚Familienangehörigen 
zu Schulden kommen laffen; 

3. wenn ber Arbeitgeber oder jeine Vers 
treter oder Familienangehörige der- 
ſelben die Arbeiter oder deren Familien⸗ 
angehörige zu Handlungen verleiten 
oder mit den Familienangehörigen 
der Arbeiter Handlungen begehen, 
welche wider die Gefeße oder bie 
auten Sitten laufen; 


4, wenn der Arbeitgeber den Arbeitern 
den jchuldigen Lohn nicht in ber be- 
dungenen Weije auszahlt, bei Stüd- 
lohn nicht für ihre ausreichende Be— 
ihäftigung forgt, oder wenn er fich 
wibderrechtliher  Uebervortheilungen 


gegen jie jhuldig macht; 

5, wenn bei Fortſetzung der Arbeit das 
Leben oder bie Gehundpeit ber Ar: 
beiter einer ermweislichen Gefahr aus: 
gelegt fein würde, weldhe bei Eins 
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Vorlage. AbänderungssAnträge zur 1. Leſung 


— — 





g. 124. 
Unverändert. 1. Bu $. 124 Bilfer 3. 
Hinter „verleiten“ zu jegen: 
„oder zu verleiten verjuchen“, 
(angenommen) 
2. Im $. 124 gar € In De 
zweitleßten 


ati, ale 1 zu — 
(ab er 
3. In $. 124 Abſatz iffer 5 
die Worte 
„welche bei Eingehung des 
Arbeitsvertrages nicht zu er— 
fennen war.” 


zu ftreichen. (zurüdgezogen.) 





Beſchlüſſe 1. Lefung. 


. 124. 

Bor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit 
und ohne Auftündigung können Gefellen 
und Gehülfen die Arbeit verlaffen: 

1. wenn fie zur FFortjeßung der Arbeit 

unfähig werben; 

2. wenn der Ürbeitgeber oder jeine Ber: 
treter ſich Thätlichfeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen Die Mrbeiter 
oder gegen ihre Fyamilienangehörigen 
zu Schulden fommen lafien; 

3. wenn ber Arbeitgeber oder jeine Ber- 
treier oder Framilienangehörige ders 
felben die Arbeiter oder beren 
Familienangehörige zu Handlungen 
verleiten oder zu verleiten vers 
fuhen oder mit ben Familien— 
angehörigen der Arbeiter Handlungen 
begehen, welche wider die Geſetze 
oder die guten Sitten laufen; 

4. wenn ber Arbeitgeber den Arbeitern 
den ſchuldigen Lohn nicht in ber be: 
dungenen Weife auszahlt, bei Stüd- 
lohn nicht für ihre ausreichende Be— 
ihäftiaung forat, oder wenn er fich 
widerrechtlicher Lebervortheilungen 
gegen fie jchuldig macht; 

5. wenn bei Frortießung der Arbeit das 
Leben oder die Geſundheit der Ar: 
beiter einer erweislichen Gefahr aus: 
geiegt fein würde, weldhe bei Ein- 
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Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 


Sm 8. 124 Ziffer 1 Hinter 
„Arbeit“ einzujchalten „dauernd“. 
(angenommen.) 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


5. wenn fie ſich Thätlichkeiten oder grobe 
Beleidigungen gegen den Arbeitgeber 
ober jeine Vertreter oder gegen Die 
Tamilienangehörigen des Arbeit 
gebers oder feine Vertreter zu Schuls 
den kommen laſſen; 

6. wem fie einer vorjäßlichen und 
rechtswidrigen Sachbeſchaͤdigung zum 
Nachtheile des Wrbeitgeberd oder 
eines Mitarbeiters ſich ſchuldig machen; 

7. wenn ſie Familienangehörige des 
Arbeitgebers oder ſeiner Vertreter 
oder Mitarbeiter zu Handlungen ver: 
leiten oder zu verleiten verjuchen 
oder mit SFramilienangehörigen des 
Arbeitgebers oder feiner Wertreter 
Handlungen begehen, welche wider 
die Gefege oder die guten Sitten 
verftoßen; 

8. weunn fie zur Fortſetzung der Arbeit 
Dauernd unfähig oder mit einer 
abjchredtenden Krankheit behaftet find. 

In den unter Nr. 1 bis 7 gedachten 
Fällen ift die Entlaffung nicht mehr zu— 
läffig, wenn die zu Grunde liegenden 
Thatjachen dem Arbeitgeber länger als 
eine Mode befannt find. 

Inwiefern in den unter Nr. 8 gedach— 
ten Fällen dem Entlaffenen ein Anſpruch 
auf Entſchädigung zuftehe, ift nach dem 
Inhalt des Vertrages und nad den all- 
gemeinen gefeplichen Vorſchriften zu bes 
urtheilen. 


$. 124. 

Vor Ablauf der vertragsmäßigen geit 
und ohne Aufkündigung können Gejellen 
und Gehülfen die Arbeit verlaffen: 

1. wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit 

dauernd unfähig werden; 

2, wenn der Arbeitgeber oder feine Ver: 
treter ſich Thätlichleiten oder grobe 
Beleidigungen gegen die Arbeiter 
oder gegen ihre yamilienangehörigen 
zu Schulden kommen laſſen; 

3. wenn ber Ürbeitgeber oder jeine 
Vertreter oder Familienangehörige 
derjelben die Arbeiter oder deren 
TFamilienangehörige zu Handlungen 
verleiten oder zu verleiten ver: 
fuchen oder mit den Familien— 
angehörigen der Arbeiter Handlungen 
begehen, welche wider die Geſetze 
oder die guten Sitten laufen; 

4. wenn der Arbeitgeber den Arbeitern 
den jchuldigen Lohn nicht in der be— 
dungenen Weile auszahlt, bei Stüd- 
lohn nicht für ihre ausreichende Be— 
ihäftiaung forat, oder wenn er ſich 
mwiderrechtliher Lebervoribeilungen 
gegen fie ſchuldig macht; 

5. wenn bei SFortiegung der Arbeit das 
Leben oder die Geſundheit Der 
Arbeiter erweislichen Gefahr 

würde, weldye bei 


einer 


ausgejeßt jein 
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Beftehendes Geſetz. 


gehung des Arbeitsvers 

tragesnicht zuerfennen war, 

In den unter Nr. 2 und 3 
gedachten Fällen ijt der Aus— 
tritt aus der Arbeit nicht mehr 
zuläffig, wenn die zu Grunde 
liegenden Thatſachen dem Ar- 
beiter länger als eine Woche 
bekannt find. 


$. 125. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiffion.) 





Vorlage. 





8. 125. 
Ubjag 1. (Men) 

ya ein Gefelle oder Gehülfe vor 
rechtmäßiger Beendigung des 
Arbeitsverhältnijfes die Arbeit 
verlaffen, fo kann der Arbeitgeber 
an Stelle der Entihädigung eine 
anihnzu erkksenbeBune fordern, 
welche für den Tag des Vertrags: 
bruchs und jeden folgenden Tag 
der vertragsmäßigen oder geſetz— 
lichen Arbeitszeit, höchſtens aber für 
jehs Wochen bis auf die Höhe 
des ortsübliden Tagelohns ($. 8 








Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


1. In $. 125 ven Abſatz 1 wie folgt zu fallen: 


„Hat ein Gejelle oder eh vor recht⸗ 
mäßiger Beendigung des Arbeitsverhältnifies 
die Arbeit verlajfen, jo it er zum Erſatz des 
dem Arbeitgeber hierdurch a Schadens 
verpflichtet. Zur Sicherung feines Anſpruchs 
auf Schadenserjaß fteht dem Arbeitgeber das 
Recht zu, den zur Zeit des Vertragsbruds in 
feinen Händen befindlichen rüdjtändigen Arbeits- 
verdient des vertragsbrüchigen Arbeiters für 
höchſtens 12 Arbeitstage vorläufig zurüdzube: 
halten. (zurüdgezogen). 


des Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. S.73) 
jih belaufen darf. Daſſelbe Recht 


2. Den eg Sr des $. 125 zu ftreichen und dafür 
folgende Beltimmung aufzunehmen — eventuell 
als Abſatz 2 des 8 115 —: 


Ein Arbeitgeber, welder 
einen Gejellen oder Gehülfen 
verleitet, vor rechtmäßiger Bes 
endigung des Arbeitsverhält- 
niſſes die Arbeit zu verlalfen, 
it dem früheren Arbeitgeber 
für den dadurd) entitehenden 
Schaden als Selbjtichuldner 
mitverhaftet. In gleicher Weile 
haftet ein Arbeitgeber, welcher 
einen Gejellen oder Gehülfen 
annimmt oder behält, von dem 
er weiß, daß derjelbe einem 
anderen Arbeitgeber zur Arbeit 
noch verpflichtet ift. 


jteht dem Gejellen oder Gehülfen 
gegen den Arbeitgeber zu, wenn er 
von dieſem vor rechtmäßiger Be— 
endigung des Arbeitsrerhältniſſes 
entlaffen worden ift. 

Ein Arbeitgeber, welcher einen 
Gejellen oder Gehülfen verleitet, vor 
rechtmäßiger Beendigung des Arbeits» 
verhältniffes die Arbeit zu verlaflen, 
ift dem früheren Arbeitgeber für den 
dadurch entjtehenden Schaden 
oder die verwirkte Buße als 
Selbſiſchuldner mitverhaftet. In 
gleicher Se ein Arbeitgeber, 
welcher einen Gejellen oder Gehülfen 
annimmt oder behält, von dem er 
weiß, daß derſelbe einem anderen 
Urbeitgeber zur Arbeit noch ver: 
pflichtet ift. 


Abjak 3. (Men) 

Den Gejellen und Gehülfen ftehen 
im Sinne des vorftehenden Abſaßes 
die im 8. 119 Abſatz 2 bezeichneten 
Rerfonen gleid). 


„Zur Sicherung des Schadenserjages aus 
dem Vertragsbruch können - die Arbeitgeber 
Lohmeinbehaltung bedingen. 

Solche Loheinbehaltungen dürfen aber 1O Pro: 
zent des verdienten Lohnes und im Geſammt— 
betrage dieHöhe eines durchſchnittlichen Wochen— 
lohnes nicht überfteigen. 

Die einbehaltenen Beträge find auf den 
Namen des Arbeiters bei Sparkaſſen verzins- 
lich anzulegen und bleiben zunächſt Eigentum 
des Arbeiters. 

Bei widerrechtlihem Austritt des Arbeiters 
gehen fie in das Eigenthum des Arbeitgebers 
als Erfah für den von demfelben erlittenen 
Scaden über, joweit fih der Schabenserja 
nicht niedriger beläuft.” (abgelehnt. 


3. Unters-Antrag zu dem Abänderungs-Antrag Nr. 2. 


In dem Eingange des Antrages find die Worte: 


„eventuell als Abſatz 2 des 8. 115" zu ftreichen. 


Im Abjag 1 find die Worte: „die Arbeitgeber“ 


und „bedingen“ zu jtreichen und ift für „bedingen“ 
das Wort „jtattfinden” zu jeßen, io daß ber 
Abſatz 1 Tautet: 


„Sur Sicherung des Schadenserjages aus dem 
—— können Lohneinbehaltungen ſtatt⸗ 
mben.“ 


Dem legten Abſatz ev. zuzujegen: „, was nadızu= 
weifen dem Arbeiter vorbehalten bleibt”. 


4. In $. 125: 


(abgelehnt.) 


im erjten Sage die Worte: „kann der Arbeits 


geber an Stelle der Entihädigung eine an ihn zu 
erlegende Buße fordern, welche“ zu jtreihen und 
ftatt deſſen zu jegen: „ijt der vom Arbeitgeber 
erhobene Entihädigungsanfprud, dafern derjelbe 
im Verfahren vor dem Gewerbegerichte nicht nach 
feiter Ziffer bewiefen worden ift, auf einen Betrag . 
——— welcher” ; 


(zurüdgezogen.) 





Beſchlüſſe 1. Lefung. 


gehung des Arbeitsvertrages nicht zu 
erfeımen war. 


In den under Nr. 2 und 3 gedachten 
Fällen ift der Nustritt aus der Arbeit 
nicht mehr zuläffig, wenn die zu Grunde 
liegenden Thatſachen dem Arbeiter länger 
als eine Woche bekannt find, 


$. 125. 


Hat ein Gejelle oder Gehülfe rechts— 
widrig die Arbeit verlaflen, jo kann der 
Arbeitgeber als Entihädigung für den Tag 
des Vertragsbruchs und jeden folgenden 
Tag der vertragsmähigen oder gejeglichen 
Arbeitszeit, höchſtens aber für ſechs Tage, 
den Betrag des ortsüblihen Tagelohus 
($. 8 des Stranfenverficherungsgejeßes vont 
15. Juni 1883, Reichs-Geſehbl. S. 73) 
fordern. Dieſe Forderung ift an den 
Nachweis eines Schadens nicht gebumden. 
Durch die Geltendmachung derjelben wird 
ber Anſpruch auf Erfüllung des Vertrages 
und auf weiteren Schadenserfaß aus- 
geſchloſſen. Dafielbe Necht fteht dem Ge— 
ſellen oder Gehülfen gegen den Arbeitgeber 
zu, wenn er von dieſem vor redjtmähiger 
Beendigung des Arbeitsverhältniffes ent— 
laſſen worden ift. 


Ein Arbeitgeber, welcher einen Ge— 
jellen oder Gehülfen verleitet, vor recht: 
mäßiger Beendigung des Arbeitsverhälts 
niſſes die Arbeit zu verlaffen, ijt dem 
früheren Arbeitgeber für den entjtandenen 
Schaden oder den nah Abſatz 1 am die 
Stelle des Schadenserjaßes tretenden Be— 
trag als Selbitichuldner mitverhaftet. 
In gleicher Weife haftet ein Arbeitgeber, 
welcher einen Geſellen oder Gehülfen an— 
nimmt, von dem er weiß, daß Derielbe 
einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch 


verpflichtet ift. 


Den Gefellen und Gehülfen fichen im 
Sinne des vorjtehenden Abſatzes die im 
$. 119 Abſatz 2 bezeichneten Berjonen 
gleich. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





Abãnderungs⸗Anträge zur 2. Leſung. 


1. Im 8. 125 erſten Abſatz ſtatt 
„ſechs Tage“ zu ſetzen: „eine 
Woche“; (angenommen.) 

2. In 8, 125: 

a) den Abſatz 1 zu ftreichen, 

b) in dem Abſatz 2 Zeile 4 die 
Worte „oder den nad) Ab- 
ja 1 au die Stelle des 
Schadenserfaßes tretenden Be: 
trag” zu jtreichen. (erledigt.) 
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Beſchlüſſe 2. Lejung. 


Eingehung des Arbeitsvertrages nicht 
zu erfennen war. 


In den unter Nr. 2 und 3 gedachten 
Fällen ift der Austritt aus der Arbeit 
nicht mehr zuläffig, wenn die zu Grunde 
liegenden Thatſachen dem Arbeiter länger 
als eine Woche bekannt find. 


$. 126. 


Hat ein Gejelle oder Gehülie rechts— 
widrig die Arbeit verlafjen, jo lann der 
Arbeitgeber als Entihädigung für den 
Tag des Vertragsbrudhs und jeden fol- 
genden Tag der vertragsmähigen oder 
geieplichen Arbeitszeit, höchſtens aber für 
eine Woche, den Betrag des orts- 
üblihen Tagelohns ($. 8 des Kranken— 
verficherungsgnejeßes vom 15. Juni 1883, 
Reichs⸗Geſezoͤl. S. 73) fordern. Dieſe 
Forderung ift an den Nachweis 
eine® Schadens nicht gebunden. 
Durch ihre Geltendmachung wird 
der Anſpruch auf Erfüllung des Ver⸗ 
trages und er weiteren adend: 
erſatz ausgeſchloſſen. Daſſelbe Recht 
ſteht dem Geſellen oder Gehülfen gegen 
den Arbeitgeber zu, wenn er von dieſem 
vor rechtmaßiger Beendigung des Arbeits- 
verhältniffes entlaſſen worden ijt. 

Ein Arbeitgeber, welcher einen Gejellen 
oder Gehülfen verleitet, vor vechtmäßiger 
Beendigung des Arbeitsverhältniffes Die 
Arbeit zu verlaffen, ift dem früheren Ar— 
beitgeber für den entitandenen Schaden 
oder Den nach Abſatz 1 an Die Stelle 
des Schadenderjates tretenden Be: 
trag als Selbjtihuldner mitverhaftet. 
In gleicher Weiſe er ein Arbeitgeber, 
welcher einen Gejellen oder Gehülfen ans 
nimmt, von dem er weiß, ah berjelbe 
einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit nod) 
verpflichtet ift. 


Den Gejellen und Gehülfen jtehen im 
Simme des vorfichenden Abſatzes die im 
$. 1195 bezeichneten Berjonen gleich). 
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Bejtehendes Gejep. Borlage Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


5. Im 8. 125: \ 
Abſatz 1 zu ſtreichen; (erledigt.) 
6, Den erſten Saß des $. 125 Abſatz 1, falls nicht deſſen Streichung 
beliebt wird, wie folgt zu fallen: 

„Hat ein Gefelle oder Gehülfe rechtswidrig die Arbeit ver: 
lajjen, jo kann der Arbeitgeber als Entſchädigung, ohne Be 
weisführung über die Höhe des Schadens und gegen Verzicht 
auf weitere Anfprüche, für den Tag des Vertragsbruchs und 
jeden folgenden Tag der vertragsmäßigen oder gejeplichen 
Arbeitszeit, höchftens aber für fechs Tage, den Betrag bes 
ortsüblihen Tagelohns ($. 8 des Kranfenverfiherungsgejehes 
vom 15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. S. 73) fordern.“ 

(modifizirt angenommen.) 
7. Bu $. 125 Abſatz 1: 

In dem Antrage Nr. 6 die Worte: „ohne Beweisführung 
über die Höhe des Schadens und gegen Verzicht auf weitere 
Anfprüche” zu Streichen und ftatt ihrer hinter Saß 1 des Abſatz! 
zu jegen die Worte: 

„Diefe Forderung ift an den Nachweis eines Schadens nicht 

gebunden. Durch die Geltendmachung derjelben wird der An: 

ſpruch auf Grfüllung des Vertrages und auf weiteren 

Schadenserſatz ausgeſchloſſen.“ (angenommen.) 

8. Abänderungs-Antrag zu dem Antrag Nr. 6. 
Statt: „ortsüblichen Tagelohns“ zu jegen: „durchſchnittlichen 
Tagesarbeitsverdienjtes”. (abgelehnt.) 

$. 125. 

9. Den erften Sa des Abſahes 1, vierte Zeile, zu fallen: 
„ſo kann der Mrbeitgeber an Stelle der Entihädigung die 
Zahlung eines Betrages fordern, welcher für den Tag des Ver— 
tragsbruches und jeden folgenden Tag der vertragsmäßigen oder 
geſetzlichen Arbeitszeit, höchjtens aber für 2 Wochen, in Höbe 
des ortsüblihen Tagelohns ($. 8 des Krankenverſicherungs— 
gejeßes vom 15. Juni 1885, Reichs-Geſetzbl. S. 73) N 
beläuft“ ; (abgelehnt.) 

10. den erften Abſatz zu ichließen: 
„Durch diefe Forderung wird der Anipruch auf Erfüllung des 
Vertrages und auf weiteren Schadenserfag ausgejchlofjen“ ; 


(erledigt.) 
11. 1. in Abiag 2 die Worte: „oder die verwirkte Buße“ zu ftreichen; 
’ ‚.. (abgelehnt.) 

2. in Abſatz 2 die Worte: „oder behält“ zu ftreichen. 
(angenommten.) 


12. Eventuell für den Fall der Annahme des Antrags Nr. 11 2: 
In 8. 125 Abſatz 2 die beiden legten Zeilen zu ftreichen und 
dafür zu jeßen: 
„von dem er weiß, daß derjelbe einem anderen Arbeit 
geber zur Arbeit noch verpflichtet ijt, annimmt, oder auch 
dann noch behält, wenn der frühere Arbeitgeber deſſen Rüd— 
fehr verlangt.” (abgelehnt.) 
13. Unterantrag zum Antrage Nr. 12: 
ftatt der Worte: „wenn der frühere Arbeitgeber deffen Rückkehr 
verlangt“ zu jegen die Worte: 
„wenn er zum früheren Arbeitgeber zurüdzufehren verlangt.“ 
(erledigt.) 
14. gi $. 125 Abſatz 2, für den Fall der Annahme des Antrages 
r. 6 zu Mbjah 1, ftatt der Worte: „oder die verwirkte Buße“ 
zu jeßen die Worte: „gleich dem Arbeiter”. (erledigt.) 
15. im zweiten Abjage die Worte: „für dem dadurch entjtehenden 
Schaden oder die vermwirfte Buße“ zu ſtreichen und dafür zu 
jegen: „unter entiprechender Anwendung der im erjten Abjape 
diefes Baragraphen enthaltenen Schadenserjagbeitimmungen“ (im 
Uebrigen nach der Vorlage.) (zurüdgezogen.) 
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Beichlüjfe 1. Leſung. Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. Beichlüffe 2. Lejung. 


Altenitüde au den Berbandlungen bed Reicdhötages 1890/91 1y0 





Beſtehendes Geſetz. 


III. Zehrlingsverhältniſſe. 


8. 126. 

Der Lehrherr ijt verpflichtet, den Lehr- 
ling in den bei feinem Wetriebe vor— 
fommenden Wrbeiten des Gewerbes in der 
durch den Zweck der Ausbildung ges 
botenen Neihenfolge und Musdehnung zu 
unterweiſen. Er muf entweder jelbjt oder 
durd) einen geeigneten, ausdrüdlidh dazu 
beftimmten Bertreter die Ausbildung des 
Lehrlings leiten. Er darf dem Lehrling 
die zu feiner Musbildung und zum Bes 
ſuche des Gottesdienftes an Sonne und 
Feſttagen erforderliche Zeit und Gelegen- 
heit durch Berwendung zu anderen Dienft- 
leiftungen nicht entziehen. Er hat den 
Lehrling zur Arbeitſamleit und zu guten 
Sitten anzuhalten und vorAusjchweifungen 
zu bewahren. 


8. 127. 
Der Lehrling ift der väterlichen Zucht 
des Lehrherrn unterworfen. Demjenigen 
egenüber, weldier an Stelle des Lehr- 
ern feine Ausbildung zu leiten Hat, ift 
er zur Folgſamkeit verpflichtet. 


$. 128. 

Das Lehrverhältniß kann, wenn eine 
längere Frijt nicht vereinbart ift, während 
der erjien vier Wochen nad Begimm der 
Lehrzeit durch einfeitigen Rücktritt aufs 
gelöjt werden. Eine Wereinbarung, wonach 
dieje Probezeit mehr als drei Monate be— 
tragen ſoll, ift nichtig. 

Nah Ablauf der Probezeit kann der 
Lehrling vor Beendigung der verab- 
rebeten Lehrzeit entlaillen werden, wenn 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. 


Borlage. 


II. Lehrlingsverhältniffe. 


$. 126. 
Unverändert. 


$. 127. 
Unverändert. 


128. 

Das Cehrverhälmiß fann, wenn eine 
längere Friſt nicht vereinbart ift, während 
der erjten vier Wochen nad Beginn ber 
Lehrzeit durch einjeitigen Rücktritt aufs 
gelöft werden. Eine Vereinbarung, wonad) 
dieſe Probezeit mehr als drei onate be: 
tragen foll, ift nichtig. 

Nah Ablauf der Wrobezeit kann ber 
Lehrling vor Beendigung der verab- 
redeten Lehrzeit entlajlen werden; wenn 


0. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 


16. den erften Sa bes Abſatzes? 


wie folgt zu jchließen: 

„it dem früheren Arbeit- 
geber für den entftandenen 
Schaden oder den nad) Ab- 
ſatz 1 an die Stelle des 


Schadenerſatzes _tretenden 
Betrag als Selbftichuldner 
mitverhaftet” ; 


(angenonmen.) 


17. einen vierten Abjag hinzuzu⸗ 


ügen 

„Die Enticheidungen über 

die Abſatz 1 und 2 ge 

dadjten Streitigkeiten ge 

hören zur Zuſtändigleit 

der Gewerbegerichte.” 
(zurüdgezogen.) 


1. Dem $. 126 Folgendes Hinzu 


zufügen: 

„Er hat für die Erhaltung der 
Sefundheit des Lehrlings Sorae 
zu tragen, insbeſondere durch 
eine geregelte, nicht übermäßige 
Arbeitszeit und durch Be 
Ihaffung geeigneter Arbeits: 
und —— ⸗— 

(zurückgezogen. 


2. Dem 8. 126 folgende Zuſätze 


hinzuzufügen: 

„Yu häuslichen Dienftleiftungen, 
fowie zu Arbeiten, die mit dem 
Beruf nicht in direkter Be 
ziehung ftehen, ift der Lehrling 
nicht verpflichtet. 

Die tägliche Arbeitszeit dei 
Lehrling® darf 10 Stunden, 
ausſchließlich der Baufen, nict 
überjchreiten.“ (abgelehnt. 


3. Unter-Antrag zum Antrag Nr. 2 


Dem erjten Abſatz a nzufügen 
„Soweit das in ausdrüdlid 
im Lehrvertrag zugelaſſen ift“. 

(abgelehnt.) 








Beichlüffe 1. Lefung. 


II. Lehrlingsuerhältniffe. 


$. 126. 
Unverändert. 


8. 127. 
Unverändert. 


$. 128. 
Unverändert. 





Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 
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Beihlüffe 2. Leſung. 


III. Lehrlingsverhältniſſe 


8. 126. 

Der Lehrherr iſt verpflichtet, den Lehr— 
ling in ben bei feinem Betriebe vorlom— 
menden Mrbeiten des Gewerbes in ber 
durd) den Zweck der Ausbildung gebote- 
nen Neihenfolge und Ausdehnung zu 
untermweifen. Er mu entweder felbit oder 
durch einen geeigneten, ausdrüdlich dazu 
beitimmten Vertreter die Ausbildung des 
Lehrlings leiten. Er darf dem Lehrling 
die zu feiner Ausbildung und zum Befuche 
des Gottesdienftes an Sonms und Feſt— 
tagen erforderliche Zeit und Gelegenheit 
dur Verwendung zu anderen Dienjt- 
leiftungen nicht entziehen. Er hat ben 
Lehrling zur Arbeitfamkeit und zu guten 
Sitten anzuhalten und vor Ausſchwei— 
fungen zu bewahren. 


. 127. 

Der Lehrling ift der väterlihen Zucht 
des Lehrherrn unterworfen. Demjenigen 
gegenüber, welder an Stelle des Lehr— 
herrm feine Ausbildung zu leiten hat, ift 
er zur Folgſamkeit verpflichtet. 


8. 128. 

Das Lehrverhältniß kann, wenn eine 
längere Friſt nicht vereinbart ift, während 
der erften vier Wochen nach Beginn der 
Lehrzeit durch einfeitigen Nüdtritt aufs 
gelöft werden. Eine Vereinbarung, wonach 
diefe Probezeit mehr als drei Monate be- 
tragen foll, ift nichtig. 

Nach Ablauf der Probezeit kann ber 
Lehrling vor Beendigung der verab— 
redeten Lehrzeit entlajfen werden, wenn 


19) * 
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Beſtehendes Geſetz. 





einer ber im $. 123 vorgeſehenen Fälle 
auf ihn Anwendung findet. 

Bon Seiten des Lehrlings Tann das 
——— nach Ablauf der Probezeit 
aufgelöſt werden: 

1. wenn einer der im $. 124 unter Nr. 1, 

3 bis 5 vorgefehenen Fälle vorliegt; 
2. wenn der Lehrherr jeine gejeplichen 
Verpflichtungen gegen den Lehrling 
in einer die Geſundheit, die Sittlichkeit 
oder die Ausbildung des Lehrlings 
gefährdenden Weile vernachläffigt, 
oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht, oder zur Erfüllung der 
ihm vertragsmäßig obliegenden Vers 
pflichtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durd) den Tod 
des Lehrlings aufgehoben. Durch den 
Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag 
als aufgehoben, jofern die Aufhebung inner: 
halb vier Wochen geltend gemacht wird. 


$. 129. 

Bei — des Lehrverhältniſſes 
hat der Lehrherr dem Lehrling unter An— 
gabe des Gewerbes, in welchem der gr 
ling unterwiefen worben ift, über bie 
Dauer der Lehrzeit und die während der— 
jelben erworbenen Kenntniffe und Fertig— 
keiten, jowie über fein DBetragen ein 
Zeugniß auszuftellen, welches von ber 
Gemeindebehörde foften- und ſiempelfrei 
zu beglaubigen  ift. 

Un Stelle diejer Zeugniffe können, wo 
Innungen oder andere Vertretungen der 
Gewerbtreibenden beftehen, die von diefen 
ausgeftellten Lehrbriefe treten. 

8. 130. 

Verläßt der Lehrling in einem durd) 
dies Geſetz nicht vorgefehenen Falle ohne 
Zuftimmung des Lehrheren die Lehre, jo 
kann leßterer den Anſpruch auf Rückkehr 
bes Fe nur geltend madjen, wenn 
der Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen iſt. 
Die Polizeibehoͤrde kann in dieſem Falle 
auf Antrag des Lehrherrn den Lehrling 
anhalten, A lange in der Lehre zu ver- 
bleiben, als — gerichtliches Urtheil das 
Lehrverhältniß nicht für aufgelöſt erklärt 
if. Der Antrag ift nur zuläffig, wenn 
er binnen einer Woche nad) dem Austritt 
des Lehrlings geftellt if. Im Falle der 
Weigerung fann die Bolizeibehörde den 
Lehrling zwangsweije zurüdführen laſſen, 
oder re. Androhung von Geldftrafe bis 
zu fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf 
Tagen zur Rückkehr ihn anhalten, 


. 181. 
Wird von dem Water oder Bormund 
für den Lehrling oder, fofern ber letztere 
rofjährig ift, von ihm felbjt dem Lehr: 
errn die ſchriftliche Erflärung abgegeben, 


daß der Lehrling zu einem anderen Ges 
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Borlage 





einer ber im $. 123 vorgejehenen Fälle 
auf ihn Anwendung findet. 

Von Seiten des Lehrlings' kann das 
——— nach Ablauf der Probezeit 
aufgelöſt werden: 

1. wenn einer der im 8. 124 unter Nr. 1, 

3 bis 5 vorgejehenen Fälle vorliegt; 

2. wenn ber Lehrherr jene geſetzlichen 

Verpflichtungen gegen den Lehrling 
in einer die Geſundheit, die Sittlichkeit 
oder die Ausbildung des Lehrlinge 
aefährdenden Weiſe vernadhläffigt, 
oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraudht, oder zur Erfüllung der 
ihm vertragsmäßig obliegenden Ber: 
pflichtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durch den Tod 
des Lehrlings aufgehoben. Dur ben 
Tod des 1 gilt der Lehrvertrag 
als aufgehoben, jofern die Aufhebung inner 
halb vier Wochen geltend gemacht wird. 
De Lehrverträge find ftempels 


$. 129. 
Unverändert. 


8. 130. 
Unverändert, 


$. 131. 
Unveränbert. 


Abänderungs:Anträge zur 1. Leſung. 
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Beſchlüſſe 1. Leſung. Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. Beſchlüſſe 2. Leſung. 


einer der im $. 123 vorgeſehenen Fälle 
auf ihn Anwendung findet. 

Bon Seiten des Lehrlings kann das 
—— nach Ablauf der Probezeit 
aufgelöjt werden: 

1. wenn einer der im &. 124 unter Nr. 1, 

3 bis 5 vorgefehenen Fälle vorliegt; 
2. wenn ber Lehrherr feine gejeßlichen 
Verpflichtungen gegen den Lehrling 
in einer die Gefundheit, die Sittlichfeit 
oder die Ausbildung des Lehrlings 
gefährdenden Weiſe vernadläffigt, 
oder das Necht der väterlichen Zucht 
mißbraucht, oder zur Erfüllung ber 
ihm vertragsmäßig obliegenden Ver— 
pflihtungen unfähig wird. 

Der Lehrvertrag wird durch den Tod 
des Lehrlings aufgehoben. Durd den 
Tod des Lehrherrn gilt der Lehrvertrag 
als aufgehoben, jofern die Aufhebung inner⸗ 
halb vier Wochen geltend gemacht wird. 

Schriftliche Lehrverträge find jtempel- 

ei, 
$. 129. 8. 129. 

Unveränbert. — Dei eg bes Lehrverhältniffes 
hat der Lehrherr dem Lehrling unter An— 
gabe des Gewerbes, in welchem der * 
ling unterwieſen worden iſt, über Die 
Dauer der Lehrzeit und die während der— 
ſelben erworbenen Kenntniffe und Fertig— 
feiten, fowie über fein Betragen ein 
Zeugniß auszuftellen, weldes von ber 
Gemeindebehörde Foftens und ftempelfrei 
zu beglaubigen ift. 

An Stelle diefer Zeugnifje können, wo 
Imungen oder andere Vertretungen der 
Gewerbtreibenden beftehen, die von diefen 

s.190 ausgeftellten Lehrbriefe treten. 
a . . 8. 130. 

Unveränbert. — Verläßt der Lehrling in einem durch 
dies Geſetz nicht vorgejehenen Falle ohne 
Zuftimmung des Lehrheren die Lehre, fo 
kann leßterer den Anſpruch auf Nüdkehr 
bes Lehrlings nur geltend machen, wenn 
der Lehrvertrag ſchriftlich geichloffen iſt. 
Die Volizeibehörde kann in diefem Falle 
auf Antrag des Lehrherm den Lehrling 
anhalten, jo lange in der Lehre zu ver- 
bleiben, als durch gerichtliches Urtheil das 
Lehrverhältniß nicht für aufgelöjt erklärt 
it. Der Antrag ift nur zuläffig, wenn 
er binnen einer Woche nad) dem Austritt 
des Lehrlings gejtellt if. Im Falle der 
Weigerung kann die Polizeibehörde den 
Lehrling zwangsweiſe zurüdführen laſſen, 
oder durch Androhung von Gelditrafe bis 
zu fünfzig Mark oder Haft bis zu fünf 
Tagen zur Rüdfehr ihn anhalten. 


$. 131. . 181. 

Unveränbert, —— Wird von dem Vater oder Vormund 
für den Lehrling oder, fofern der letziere 
großjährig if, von ihm felbjt dem Lehr- 
* die jchriftliche Erllärung abgegeben, 

aß ber Lehrling zu einem anderen Ge- 
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Beſtehendes Geſetz. 


werbe oder anderen Berufe übergehen 
werde, fo gilt das Lehrverhäliniß, wenn 
ber Lehrling nicht früher entlajlen wird, 
nad Ablauf von vier Moden als auf- 
gelöſt. Den Grund der Auflöfung Hat 
der Lehrherr in dem Mrbeitsbuche zu 
vermerken. 

Binnen neun Monaten nad der Auf- 
löfung darf der Lehrling in bemjelben 
Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber 
ohne Zuftimmung des früheren Lehrheren 
nicht beichäftigt werden. 


8. 132. 

Erreicht das Lehrverhälmmiß vor Ablauf 
der verabredeten Lehrzeit fein Ende, jo 
kann von dem Lehrheren oder von dem 
Lehrling ein Anſpruch auf Eutfhädigung 
nur geltend gemacht werden, wenn der 
Lehrvertrag 4804 geſchloſſen iſt. In 
den Fällen des 8. 128 Abſatz 1 und 4 
kann der Anſpruch nur geltend gemacht 
werden, wenn dieſes in dem Lehrvertrage 
unter Feſtſetzung der Art und Höhe der 
Entihädigung vereinbart ift. 

Der Anſpruch auf Entihädigung erliicht, 
wenn er nicht innerhalb vier Wochen nad) 
Auflöfung des Lehrverhälniffes im Wege 
der Klage oder Einrede geltend ges 
macht ift. 


. 133. 

Iſt von dem Gepıherm das Lehrver⸗ 
hältniß aufgelöjt worden, weil der Lehr: 
ling Die Lehre unbefugt verlafien hat, fo 
ift die von dem Lehrherrn beanfprudhte 
Entjchädigung, wenn in dem Lehrvertrage 
ein anderes nicht ausbedungen ift, auf 
einen Betrag feitzufegen, welcher für jeden 
auf den Tag des Vertragsbruches folgenden 
Tag der Lehrzeit, höchſtens aber für jechs 
Monate, bis auf die Hälfte des in dem 
Gewerbe des Lehrherrn den Gejellen oder 
Gehülfen ortsüblich gezahlten Lohnes ſich 
belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entihädigung 
find als Selbſtſchuldner mitverhaftet der 
Vater des Lehrlings ſowie Derjenige 
Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum 
Berlaffen der Lehre verleitet oder welcher 
ihn in Arbeit genommen hat, obwohl er 
wußte, daß der Lehrling zur Fortfeßung 
eines Lehrverhältnifies nod verpflichtet 
war. Hat der Entſchädigungsberechtigte 
erft nach Auflöſung des Geprverhälmiftee 
von der Perſon des Arbeitgebers, welcher 
ben Lehrling verleitet oder in Arbeit ge— 
nommen bat, Kennmiß erhalten, jo erliſcht 
gegen diefe der Entihädigungsanjprud) 
erft, wenn derſelbe nicht innerhalb vier 
Wochen nad erhaltener Kenntniß geltend 
gemacht ift. 





Vorlage, AbänderungssAnträge zur 1. Lejung. 
8. 132. 
Unverändert. — 
8. 133. 
Unverändert. —— 





Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommilfion.) 1563 











Beihlüffe 1. Lefung. Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. Beichlüffe 2. Leſung. 


werbe oder anderen Berufe übergehen 
werde, fo gilt das Lehrverhältniß, wenn 
der Lehrling nicht früher entlaffen wird, 
nad Ablauf von vier Wochen als aufs 
gelöft. Den Grund der Auflöfung hat 
der Lehrherr in dem Mrbeitsbucde zu 
vermerken. 

Binnen neun Monaten nad) der Auf— 
löfung darf der Lehrling in demfelben 
Gewerbe von einem anderen Arbeitgeber 
ohne Zuftimmung des früheren Lehrherrn 
nicht beichäftigt werben. 

8. 132, $. 132. 

Unverändert. — Erreicht das Lehrverhältnig vor Ablauf 
der verabredeten Lehrzeit fein Ende, fo 
fann von dem Lehrheren oder von dem 
Lehrling ein Anſpruch auf Entſchädigung 
nur geltend gemacht werden, wenn der 
Lehrvertrag ſchriftlich geſchloſſen iſt. In 
den Fällen des 8. 128 Abſatz 1 und 4 
fann der Anſpruch nur geltend gemacht 
werden, wenn dieſes in dem Lehrvertrage 
unter Feſtſetzung der Art und Höhe der 
Entihädigung vereinbart ift. 

Der Anſpruch auf Entihädigung erlücht, 
wenn er nicht innerhalb vier Wochen nad) 
Auflöfung des Lehrverhältnifies im Wege 
der Klage oder Einrede geltend ge- 
macht ift. 


$. 133. $. 133. 

Unverändert. — Iſt von dem Lehrherrn das Lehrver— 
hältniß aufgelöſt worden, weil der Lehr— 
ling die Lehre unbefugt verlaſſen hat, ſo 
iſt die von dem Lehrherrn beanſpruchte 
Entſchädigung, wenn in dem Lehrvertrage 
ein anderes nicht ausbedungen iſt, auf 
einen Betrag feſtzuſetzen, welcher für jeden 
auf den Tag des Vertragdbrudhes folgenden 
Tag der Lehrzeit, höchſtens aber für ſechs 
Monate, bis auf die Hälfte des in dem 
Gewerbe des Lehrherrn den Gejellen ober 
Gehülfen ortsüblich gezahlten Lohnes fich 
belaufen darf. 

Für die Zahlung der Entichädigung 
find als Selbftichuldner mitverhaftet der 
Vater des Lehrlings fowie derjenige 
Arbeitgeber, welcher den Lehrling zum 
Verlajfen der Lehre verleitet oder welcher 
ihn in Mrbeit genommen hat, obwohl er 
wußte, da der Lehrling zur Fortſetzung 
eines Lehrverhältniiies noch verpflichtet 
war. Hat der Entichädigungsberedhtigte 
erjt nach Auflöfung des Lehrverhältniiies 
von der Perjon des Arbeitgebers, welder 
den Lehrling verleitet ober in Arbeit ge= 
nommen bat, Kenntniß erhalten, jo erliſcht 
gegen diefe der Entihädigungsaniprud) 
erit, wenn derſelbe nicht inmerhalb vier 
Wochen nad) erhaltener Kenntniß geltend 
gemadt ift. 
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Beſtehendes Geſetz. Vorlage. Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung 
Ren.) 
IIIa. Berhältuiffe der Ketriebsbenmten, Werkmeifter, 
Techniker. 
8. 1334. (Neu.) 

— Auf die von Gewerbeunternehmern gegen fefte, minde 1. Im $. 133a die Worte: 
gi monatweile bemejjene Bezüge bejchäftigten Per— „mindeſtens monatweije be 
onen, welche nicht Lediglich —— mit der Leitung meſſene“ 
oder Beaufſichtigung des Betriebes oder einer Abtheilung zu ſtreichen. (angenommen.) 


deſſelben beauftragt (Betriebsbeamte, Werkmeifter und ähn- 2. Jm$. 133a in der vorleßten Zeile 
liche AUngeftellte) oder mit höheren techniſchen Dienftleiftungen hinter dem Worte „Majchinen- 
betraut find (Mafchinentechniter, Chemiker, Zeichner und techniker” einzuſchalten: „Baus 


dergleichen), findet der $. 125 Anwendung. r —— eg 
. Dem 8. 133a fol en Sa 
ER Das Dienfiverhältniß diefer Perſonen kann, Die Being des 8. 106 
wenn nicht etwas Anderes verabredet ift, von jedem Theile Findet auf die vorgenannten Per: 
mit Ablauf jedes Kalendervierteljahres nad ſechs Wochen Vie feine Anwendung, fomeit 
vorher erklärter Auflündigung aufgehoben werden. fie mit der Beauffihtigung ober 
Revifion der im Abſah 1 unter 
iffer 2 und 8 bezeichneten Ar: 

iten beihäftigt werden.” 
(angenontmen.) 

$.133c. (Meu.) 
— Jeder der beiden Theile fan vor Ablauf der vers —— 


tragsmäßigen Zeit und ohne Irmehaltung einer Kündigungs- 
frift die Aufhebung des Dienjtverhältnifies verlangen, wenn 
ein wichtiger, nad) den Umftänden des Falles die Aufhebung 
rechtfertigender Grund vorliegt. 


8. 133d. (Men.) 

— Gegenüber den im $. 1334 bezeichneten Perſonen kann —— 
die ——— — bes Dienftverhältniffes insbeſondere verlangt 
werben! 

1. wenn fie beim Abſchluß des — den 
Arbeitgeber durch Vorbringung falſcher oder ver— 
fälſchter Zeugniſſe hintergangen oder ihn über das 
Beſtehen eines anderen, ſie gleichzeitig verpflichten— 
den Dienftverhältniffes in einen - Irrthum verſetzt 
haben; 

2. wenn fie im Dienfte untreu find oder das Vertrauen 
mißbrauchen; 

3. wenn ſie ihren Dienſt unbefugt verlaſſen oder den 

—nach dem Dienſtvertrage ihnen obliegenden Verpflich— 
tungen nachzukommen, beharrlich verweigern; 

4. wenn ſie durch anhaltende he ober duch eine 
längere Freiheitsſtrafe oder Abwejenheit an der Vers 
richtung ihrer Dienfte verhindert werden; 

5. wenn fie jich Thätlichkeiten oder Ehrverlegungen gegen 
den Arbeitgeber oder feinen ' Vertreter zu Schulden 
fommen laffen: 

6. wenn fie fid) einem unfittlichen Lebenswandel ers 
geben, 

An dem Falle zu 4 bleibt der Anſpruch auf die ver- 
tragsmäßigen Leiftungen des Arbeitgebers für die Dauer 
von jehs Wochen in Kraft, wenn die Verrichtung der 
Dienfte dur unverjchuldetes Unglüd verhindert worden 
ift. Jedoch mindern ſich die Anſprüche in diefem Falle um 
denjenigen Betrag, weldher dem Berechtigten aus einer auf 
Grund gefeglicher Verpflichtung beftehenden Krankenverſiche— 
rung oder Unfallverfiherung zukommt. 
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Beihlüffe 1. Lejung. 


IIIa. Berhältniffe der Betriebs- 
beamten, Werkmeifter, Terhniker. 


$. 133a. 

Auf die von Gewerbeunternehmern 
gegen feſte Bezüge beihäftigten Per: 
ſonen, welche nicht Iediglich vorüber: 
a mit ber Leitung oder Bes 
auffihtigung bes Betriebes oder 
einer Abtheilung deſſelben beauf- 
tragt (Betriebsbeamte, Werkmeifter 
und ähnliche Angeſtellte) ober mit 
höheren techniſchen Dienitleiftungen 
betraut find (Mafchinentechniter, 
Bautechnifer, Chemifer, Zeichner 
und dergleichen), findet der $. 125 
—— Die Beſtimmung des 
$. 105e Abſatz 3 findet au bie 
vorgenannten Perſonen feine An— 
wendung, foweit fie mit der Be— 
auffichtigung oder Nevifion der im 
Abſatzl unter Sie 2 und 3 bezeidh- 
nete Arbeiten beichäftgt werben. 


$. 133b. 
Unveränbert. 


$. 1330. 
Unverändert. 


$. 133d. 
Unverändert. 


ANbänder.-Antr, 3.2. Lei. 





8. 1338. 
Das Dienftverhält: 
niß der von Gewerbe- 
unternehmern gegen 
(u. ſ. w. wie im Ent: 
wurfbis „dergleichen”) 
kann, wenn nicht etwas 
Anderes (u. |. w. wie 
8.133b des Entwurfs). 
(angenommen.) 


8. 133b wie 8. 133e 
des Entwurfs. 
(angenommen.) 


8. 133 wie 8. 133d 
des Entwurfs. 
(angenommen.) 


Ultenftüde zu den Verhandlungen des Reichſstages 1890/91. 








Beſchlũſſe 2. Lefung. 


IIIa. Berhältniffe der Betriebsbeamten, Werkmeilter, 
Techniker. 


$. 133 a. 

Dad Dienftverhältuig der von Gewerbeunter: 
nehmern gegen feſte Bezüge beichäftigten Perfonen, welche 
nicht Tediglich vorübergehend mit der Leitung oder Beauf- 
fichtigung des Betriebes oder einer Abtheilung deſſelben 
I me (Betriebsbeamte, Werkmeifter und ähnliche Anz 
geftellte) oder mit Höheren lechniſchen Dienftleiftungen 
betraut find (Majchinentechnifer Bautechniker, Chemiker, 
Beichner und dergleichen), kann, wenn nicht etwas Anderes 
verabredet ift, von jedem Theile mit Ablauf jedes Kalender- 
vierteljahres nah jehs Wochen vorher erflärter Nufküindis 
gung aufgehoben werben. 


$. 133h. 

Jeder der beiden Theile kann vor Ablauf der vers 
tragsmäßigen Zeit und ohne Innehaltung einer Kündigungs- 
frift die Aufhebung des Dienftverhältniffes verlangen, wenn 
ein wichtiger, nach den Umftänden des Falles die Auf— 
hebung rechtfertigender Grund vorliegt. 


8. 133e. 

Gegenüber den im $. 133a bezeichneten Perſonen kann 
die — des Dienſtverhältniſſes insbeſondere verlangt 
werben: 

1. wenn fie beim Abſchluß des Dienftvertrages ben 
Arbeitgeber durch Vorbringung falſcher oder vers 
fälfchter Zeugniffe Hintergangen oder ihn über das 
Deftehen eines anderen, fe gleichzeitig verpflichtenden 
Dienftverhältniffes in einen Irrthum verjegt haben; 


2. wenn fie im Dienfte untren find oder das Vertrauen 
mißbrauden; 

3. wenn fie ihren Dienft unbefugt verlaffen oder den 
nah dem Dienftvertrage ihnen obliegenden Ver— 
pflihtungen nachzukommen beharrlic verweigern; 

4. wenn fie durch anhaltende Krankheit oder durch eine 
längere ;yreiheitsitrafe oder Abwejenheit an der Ber: 
richtung ihrer Dienfte verhindert werben; 

5. wenn fie fi Thätlichkeiten oder Ghrverlegungen 
gegen ben Mrbeitgeber oder feinen Wertreter zu 
Schulden kommen laffen. 

6. wenn fie ſich einem unfittlichen Qebenswandel ergeben. 


In dem Falle zu 4 bleibt der Anſpruch auf die ver- 
tragsmäßigen Leiftungen des Arbeitgebers für die Dauer 
von ſechs Woden in Kraft, wenn die Werrichtung ber 
Dienfte durch unverjchuldetes Unglück verhindert worden 
it, Jedoch mindern fich die Anfprüche in diefem Falle um 
denjenigen Betrag, welcher den Berechtigten aus einer auf 
Grund geſetzlicher Werpflichtung beitehenden Sranfen- 
verjicherung oder Unfallverfiherung zukommt. 
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Beftehendes Geſetz. 


IV. Nerhältniffe der Fabrikarbeiter. 


8. 134. 

Auf Frabrifarbeiter finden die Be 
ftimmungen der 88. 121 bis 125 ober, 
wenn die Fabrikarbeiter als Lehrlinge 
anzufehen find, die Beſtimmungen der 
SS. 126 bis 133 Amwendung. 





Borlage. 


$. 133e, (Men.) 

Die im $. 133 bezeichneten Perſonen 
fönnen die Auflöfung des Dienjtverhält- 
vilfes insbejondere verlangen! 

1. wenn der Wrbeitgeber ober feine 
Vertreter ſich Thätlichkeiten oder 
Ehrverlegungen gegen fie zu Schulden 
kommen laſſen; 

2. wenn der Arbeitgeber die vertrags— 

mäßigen Leiftungen nicht gewährt; 
3. wenn bei Fortſehung des Dienftver- 

lee ihr Leben oder ihre Ge— 
undheit einer erweislichen Gefahr 
ausgejebt fein würde, weldje bei 

Eingehung des Dienftverhältniffes 

nicht zu erfennen war. 


2 
Ba 


IV. Bechältniffe der SFabrikarheiter. 


8. 134. 
Unverändert. 


$. 134a. (Meu.) 

‚Für jede Fabrik iſt innerhalb vier 
Wochen nad Inkrafttreten dieſes wa ort 
ober nad der Eröffnung des Betriebes 
zu erlaflen. Der 
Aushang (8. 134e 


eine Arbeitsordnun 
Erlaß erfolgt dur 
Abſatz 2). 


Die Arbeitsorbnung muß den Zeit 
punkt, mit welchem fie in Mirffamkeit 
treten fol, angeben und von demjenigen, 


In $. 134a nad dem erſten 
Sage folgenden Sag einzuichalten: 


„Für Die 


einzelnen Abs 


theilungen des Betriebes können 
bejondere Arbeitsordnungen er 


laffen werden.“ 


(angenommen. 


Beſchlüſſe 1. Lejung. 


$. 133e. 
Unverändert. 


IV. Verhältniſſe der Fabrikarbeiter. 


$. 134. 
Unverändert, 


$. 134a. 

Für jede Fabrit ift innerhalb vier 
Wochen nad Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
oder nad) der Eröffnung des Betriebes eine 
Arbeitsordnung zu erlaffen. Für die 
einzelnen Abtheilungen des Betriebes 
fönnen bejondere Arbeitsordnungen er: 
laſſen werden. Der Erlaß erfolgt durd) 
Aushang ($. 134e Abſatz 2). 


Die Arbeitsordnung muß den Zeit— 
punkt, mit welchem ſie in Wirkjamteit 
treten joll, angeben und von demjenigen, 
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Abänderungs=-Anträge zur 2. Lejung. 


$. 133d wie $. 133e des Ent 
wurfs. (angenommmen.) 


1. 8. 133e, 

Auf die im 8. 133a bezeichneten 
Perſonen finden Die Beſtim— 
mungen des 8. 125 injoweit An— 
wendung, als nicht abweichende 
Vereinbarungen getroffen worden 
find. (angenommen.) 

2. 2 8. 133e. 
or „125” einzujeßen: „115 Ab⸗ 
ja 3 und”. (angenommen.) 


Zu $. 134 als Abſatz 2 zu ſetzen: 
„Die Beſtimmungen der SS. 115 
Abſatz 3 und 125 Abjag 1 finden 
auf Arbeitgeber und Arbeiter in 
Fabriken, welche regelmäßig min— 
deſtens 20 Arbeiter beſchäftigen, 

feine Anwendung.“ 
(angenommen.) 


Su $. 134a Mbfap 1 hinter 
„FJabrit“ in der erjten Beile einzus 
ſchalten: 

„welche regelmäßig mindeſtens 

20 Arbeiter beſchäfligt.“ 

(angenommen.) 





Beſchlüſſe 2. Lejung. 


$. 133d. 

Die im $. 133a bezeichneten Per— 
jonen können die Auflöfung des Dienft 
verhältniffes insbejondere verlangen: 

1. wenn der Mrbeitgeber oder feine 
Vertreter ſich Thätlichkeiten oder 
Ehrverlegungen gegen fie zu Schul: 
den fommen laffen; 

2, went ber Arbeitgeber die vertrags— 
mäßigen Xeiftungen nicht gewährt; 

3. wenn bei Fortſetzung bes Dienftvers 
er ihr Leben oder ihre Ges 
undheit einer erweislichen Gefahr 
ausgejeßt jein wũrde, welche bei 
Eingehung des Dienftverhältnifies 
nicht zu erfennen war. 


$. 133e. (Men.) 

Auf die im 8. 133a bezeichneten 
Perſonen findet $. 125 und, soweit nicht 
abweichende WBereinbarungen getroffen 
worden find, $. 119a Absatz 1 Anwen— 
dung. 


IV. Berhältniffe der Fabrikarbeiter. 


. 134, 

Auf Sabritarbeiter finden die Beſtim— 
mungen der } 121 bis 125 oder, wenn 
die Fabrikarbeiter als Lehrlinge anzu— 
fehen find, die Beitimmungen der $$. 126 
bis 133 Anwendung. 

Den Unternehmern brifen, 
in Denen —5 mindeſtens 
zivanzig Arbeiter beſchäftigt werden, 
ist untersagt, für den Fall der rechts- 
widrigen Auflösung des Arbeitsverhält- 
nisses durch den Arbeiter als Schadens- 
ersatz die Verwirkung des rückständigen 
Lohnes über den Betrag des durch- 
schnittlichen Wochenlohnes hinaus aus- 
zabedingen, Auf die Arbeitgeber und 
Arbeiter in solchen Fabriken finden die 
Beitimmungen des $. 125 Absatz 1 
feine Anwendung. 


* 1344. 
ür jede Fabrit, in der regelmäßi 
mindeftens zwanzig Arbeiter bejchaäf: 
tigt werden, ift nn vier Wochen 
nad Antrafttreten dieſes Geſetzes oder 
nad der Eröffnung des Betriebes eine 
Arbeitsordnung zu erlajfen. Für die 
einzelnen Wbtheilungen des Be: 
triebes können bejondere Arbeits⸗ 
orduungen erlaffen werden. Der 
Erlaß erfolgt duch Aushang ($. 134e 
Abſaß 2). 

Die Arbeitsordnung muß den Zeit 
punkt, mit welchem fie in Wirkſamkeit 
treten fol, angeben und von demjenigen, 


von 
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Beitehendes Gejep. 


Reichstag. Altenjtüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





Borlage 


welcher fie erläßt, unter Angabe des 
Datums unterzeichnet jein. 

Abänderungen ihres Inhalts 
können nur dur den Erlaß von 
Nachträgen ober in der Weiſe er- 
folgen, dab an Stelle der bejtehen- 
den eine neue Arbeitsordnung er 
laſſen wird. 

Die Arbeitsorbnungen und Nach— 
träge zu denfelben treten früheftens 
zwei Wochen nad) ihrem Erlafle in 
Geltung. 


$. 134b. (Mem.) 

Die Arbeitsordnung muß Bes 

ftimmungen enthalten: 

1. über Anfang und Ende ber 
regelmäßigen täglichen Arbeits⸗ 
zeit, ſowie der fürdie erwachſenen 
Arbeiter vorgefehenen Paufen; 


2. über Zeit und Art der Ab— 
rechnung und Lohnzahlung; 
3. ſofern es nicht bei dem geſetz— 
lihen Beftimmungen bewenden 
joll, über die Friſt der für 
jeden Theil zuläffigen Auf- 
fündigung, ſowie über die 
Gründe, aus welchen die Ent 
laffung und der Austritt aus 
der Arbeit ohne Kündigung ers 

folgen darf; 

4. fofern Strafen vorgejehen wer- 
ben, über die Urt und Höhe 
berjelben, über die Art ihrer 
Feſtſetzung und, wenn ſie in 

Geld bejtehen, über deren Eins 


ee: und über den Zweck, 


ür welchen fie verwendet wer— 
den follen. 


Strafbeftimmungen, weldhe das 
Ehrgefühl oder die guten Sitten 
verlegen, dürfen in die Arbeits- 
ordnung nicht aufgenommen werben. 
Geldftrafen dürfen den doppelten 
Betrag des ortsüblichen Tagelohns 
($. 8 des SKranfenverficherungsges 
feßes vom 15. Juni 1883, Reichs— 
Geſetzbl. S. 73) nicht überfteigen 
und müfjen zum Bejten ber Arbeiter 
der Fabrik verwendet werben, Das 
Recht des Arbeitgebers, Schadens: 
erfag zu fordern, wird durch dieſe 
Beitimmung nicht berührt. 


AbänderungssAnträge zur 1. Lefung. 


1. Im ‘; 134 b Abſatz 1 Ziffer 3 die Worte: „die Fruit 
der für jebem Theil zuläffigen Auffündigung“ zu er: 
jegen durd die Worte: „die Friſt der zuläffigen Ani: 
fündigung, welche für beide Theile gleich jein muß“. 


(angenonmen.) 
2. Im $. 134b als Abjah 2 einzufepen: 

„Die were muß ai alle Arbeiter, deren Tages: 
verdienft durdhichnittlich fünf Mark nicht überfteigt, 
mindeſtens zweimal im Monat erfolgen und jeden 
falls alle act Tage eine Abjhlagszahlung ftattfinden. 
Bei Aftordarbeiten, melde vor FFertigftellung eine Be 
rechnung des verdienten Lohnes nicht zulaffen, muß 
mwenigftens alle 14 Tage eine ſolche Abſchlagszahlung 
vorgejehen werden. Die Auszahlung der Löhne dar 
nicht in Schanfftätten, Verkaufsftellen oder anliegenden 
2olalitäten gel . Wrbeiter, welche in der Ge 
meinde des Betriebes wohnen, dürfen nicht am Som: 
abend oder Sonntag ausgelöhnt werden. Abzüge für 
baar geleiftete Vorſchüſſe bürfen je ein Fünftel des 
Ken Lohnes bezw. der Abſchlagszahlung nicht über: 

reiten, 

Dur Verfügung der unteren BVerwaltungsbehörd: 
können Ausnahmen von den vorftehenden Beſtimmungen 
zugelaflen werben.“ (zurüdgezogen.) 

3. Im $. 134b Abſatz 2 Zeile 5 das Wort: „boppelten‘ 
u Streichen. (angenommen.) 

4, 134 b Abja 2 Sag 2 dahin zu faflen: 
„Geldftrafen dürfen die Hälfte des durchſchnittlichen 
Tagesarbeitsverdienftes nicht überfteigen und müſſen 
zum Beſten ber Arbeiter der Fabrik verwendet werben.“ 
(abgelehnt.) 

5. Im $. 134b Abſatz 2 den Sap beizufügen: 

„Strafen, welche 10 Prozent des ortsüblichen Tage 
lohns überfteigen, find in ein Buch einzutragen, das 
den Aufjichtsbeamten ($. 139 b) jederzeit auf Verlangen 
vorgelegt werden muß.“ (erfegt dur Antrag Nr. 6.) 

6. Im N b Abſatz 2 den Saß beizufügen: 

„Ale Geldftrafen find in ein Verzeichnif einzutragen, 
welches den Namen bes Beitraften, Grund und Höht 
der Strafe angeben muß und den Auffichtsbeamten 
($. 139 b) jederzeit auf Verlangen vorzulegen ift.“ 


enommen.) 
7. Im $. 134b Abſatz 2 im zweiten Sa zu jagen: 
„Beldftrafen dürfen 5 Prozent des durchſchnittlichen 
Arbeitsverdienftes nicht überfteigen und müfjen zum 
Beften der Arbeiter der Fabrik verwendet werben.“ 


} 
8. Zu $. 134 b. (abgelehnt. 


Im Abſatz 2: 
a) ftatt: „ortsüblichen Tagelohns“ bis einfchliehlih 
„nicht“ zu ſehen: „burdfchnittlichen Tagesarbeits- 
verdienjtes“, (abgelehnt) 


Reichstag. Aktenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 








Beichlüffe 1. Lejung. 


welcher fie erläßt, unter Angabe des 
Datums unterzeichnet fein. 

Abänderungen ihres Inhalts 
fönnen nur durch den Erlaß von 
——8 oder in der Weiſe er— 
folgen, daß an Stelle der beſtehen— 
den eine neue Arbeitsordnung er— 
laſſen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nach— 
träge zu denſelben treten früheſtens 
zwei Wochen nach ihrem Erlafle in 
Geltung. 

$. 134. 

Die Nrbeitdordnung muß Bes 
ftimmungen enthalten: 

1. über Anfang und Ende der 
regelmäßigen täglichen Arbeits: 
zeit, ſowie der für bie er- 
wachjenen Arbeiter vorgefehenen 
Baufen; 

2. über Zeit und Art der Ab— 
rechnung und Lohnzahlung ; 

3. fofern es nicht bei den geſetz— 
lihen Beftimmungen bemwenden 
fol, über die Friſt der zus 
läffigen Aufkündigung, welche 
für beide Theile gleich ſein 
muß, ſowie über die Gründe, 
aus welchen die Entlaſſung 
und der Austritt aus der 
Arbeit ohne Auflündigung er— 
folgen darf; 

4. ſofernStrafen vorgeſehen werden, 
über die Art und Höhe der— 
ſelben, über die Art ihrer 
Sefebung und, wenn fie in 

[d bejtehen, über deren Eins 
iehung und über den Zweck, 
h welchen fie verwendet 
werben jollen. 


Strafbeftimmungen, weldie das 
Ehrgefühl oder die guten Sitten 
verlegen, dürfen in die Arbeitsord- 
nung nicht aufgenommen werben, 
Geldftrafen dürfen den Betrag des 
ortsüblihen Tagelohns ($. 8 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. 
S. 73) nicht überfteigen und müſſen 
zum Beſten der Arbeiter ber Fabrik 
verwendet werden. Das Recht des 
Arbeitgebers, Schadenserfag zu 
forbern, wird durch dieje Beftimmung 
nicht berührt. Alle Geldjtrafen 
find in ein Verzeichniß einzutragen, 
welches den Namen des Bejtraften, 
Grund und Höhe der Strafe er- 
geben muß und den Aufſichts— 


5. 9m $. 134b als Zuſatz zu Abſa 


Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


1. Zu 8 134b: 


n Abjag 1 Ziffer 3 die Worte: „welche 
für beide Theile gleih jein muß” zu 
Streichen. (angenommen.) 


2. Im $. 134b Abſatz 2 den zweiten Satz wie 


folgt zu beginnen: 

„Selditrafen (müfjen nach ihrer Feſtſezung 
den Arbeitern ſogleich zur Kenntniß ge 
bracht werden; bdiejelben) dürfen den Bes 
trag” ze. (angenommen, — Die einge: 
Hammerten Worte find von der Redaktions— 
fommiffion geftrichen. 


) 
3. Im $. 134b Abjag 2 den dritten Saß zu 


faſſen: 

„Das Recht des rang Scabens- 
erfat zu fordern (oder bei rechtswidrigem 
Verlaffen der Arbeit an Stelle des Schadens- 
erfages die Verwirkung des rüdjtändigen 
Lohns bis zum Betrage des durchſchnitt⸗ 
lichen Wocenlohns auszubedingen), wird 
dur dieſe Beſtimmung nicht berührt. 
(Ueber die Verwendung des an Stelle des 
Schadenserjaßes verwirkten Betrages muß 
in der Wrbeitsordnung Beltimmung ges 
troffen werden). (angenommen. — Die 
eingeflammerten Worte find von der Ne 
daktionstommiffion geftrichen.) 


4. Den legten Sag in Abſatz 2 wie folgt zu 


faffen: 

„Die Geldftrafen find in ein Verzeichniß 
einzutragen, welches den Namen des Be— 
ftraften, den Tag der Beftrafung, ſowie 
den Grund und die Höhe der Strafe er: 
geben muß und auf Erfordbern dem in 
$. 139b bezeichneten Beamten jederzeit zur 
Einfiht vorzulegen ift." (angenommen. — 
Bon der Nedaktionsfommiffion gejtrichen.) 
3 ober 
als bejonderen Abſaß 4 folgende Beſtimmung 
aufzunehmen: 

„Mit Zuftimmung eines für bie rit 
beſtehenden ſtändigen Arbeiterausſchuſſes 
können in die Arbeitsordnung Vorſchriften 
über das Verhalten der Arbeiter bei Be— 
nutzung der zu ihrem Beſten getroffenen 
mit der Fabrik verbundenen Einrichtungen 
aufgenommen werden.“ (angenommen.) 


6. Zufag- Antrag zum vorſtehenden Antrage. 


Hinter: „Einrichtungen“ die Morte: 


„ſowie Vorſchriften über das Verhalten 
der minderjährigen Arbeiter außerhalb des 
(angenommen.) 


Betriebes” einzufchalten. 
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Beihlüffe 2. Lefung. 


welcher fie erläßt, unter Ungabe des 
Datums unterzeichnet fein. 

Abänderungen ihres Inhalts 
fönnen nur duch den Grlak von 
Nachträgen oder in der Weiſe er- 
folgen, daß an Stelle der bejtehen- 
ben eine neue Arbeitsordnung er— 
lafjen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nach— 
träge zu benfelben treten frühejtens 
zwei Wochen nad) ihrem Erlafle in 
Geltung. 


$. 134b, 

Die Arbeitsordnung muß Be— 

ftimmungen enthalten: 

1. über Anfang und Ende ber 
regelmäßigen täglichen Arbeits- 
zeit, ſowie der für die er- 
wachienen Arbeiter vorgejehenen 
Baufen; 

2. über Zeit und Art ber Ab: 
rechnung und Lohnzahlung; 

3. jofern es nicht bei den geſehz— 
lichen Beitimmungen bewenden 
fol, über bie Friſt der zus 
läffigen Nuffündigung, ſowie 
über die Gründe, aus welchen 
die Entlafjung und der Aus— 
tritt aus der Arbeit ohne Aufs 
fündigung erfolgen barf; 


4. fofern Strafen vorgejehen wer- 
den, über die Art und Höhe 
berjelben, über die Art ihrer 

etzung und, wenn fie in 
eld bejtehen, über deren Ein— 
ziehung und über den Zweck, 
für welchen fie verwendet wer— 
ben follen; 

5. sofern die Verwirkung von 
Lohnbeträgen nach Massgabe 
der Bestimmung des $. 134 
Absatz 2 ausbedungen werden 
soll, über die Verwendung der 
verwirkten Beträge, 

Strafbeitimmungen, welche das 

Ehrgefühl oder die guten Sitten 
verlegen, dürfen in die Arbeits- 
ordnung nicht aufgenommen werden. 
Geldftrafen dürfen den Betrag des 
ortsüblihen Tagelohns ($. 8 bes 
Krankenverſicherungsgeſetzes vom 
15. Juni 1883, Reichs-Geſetzbl. 
©. 78) nicht überfteigen und müſſen 
zum Bejten der Arbeiter der Fabril 
verwendet werden. Das Recht des 
Arbeitgebers, Schabenserjag zu 
fordern, wird durch dieſe Beſtimmung 
nicht berührt. 
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Beſtehendes Gejep. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. 





Borlage 


Dem Befiger der Fabrik bleibt 
überlafjen, neben den unter 1 bis 4 
bezeichneten, noch weitere, die Ordnung 
des Betriebes und das Verhalten 
der Arbeiter im Betriebe betreffende 
Beſtimmungen in die Arbeitsordnung 
aufzunehmen. Letztere darf aud 
das Verhalten der minder- 
jährigen Arbeiter außerhalb 
des Betriebes regeln. 

Dur die Arbeitsordnung 
fann bejtimmt werden, daß der 
von minderjährigen Arbeitern 
verdiente Lohn anderen Eltern 
oder Vormünder und nur mit 
deren [hriftliher Zujtimmung 
unmittelbar an die Minder— 
jährigen ausgezahlt wird umd 
daßderminderjährige Arbeiter 
nur mit ausdrüdliher Zus 
jftimmung jeines Waters oder 
Vormundes fündigen darf. 


$. 1340. (Men.) 

Der Inhalt der Arbeitsordnung 
ift, foweit er den Geſetzen nicht zus 
widerläuft, für die Arbeitgeber und 
Arbeiter rechtsverbindlich. 

Entlaffung und Austritt aus der 
Arbeit dürfen aus anderen als den 
in der Arbeitsordnung bezeichneten 
oder den geſetzlichen Gründen nicht 
erfolgen. Andere als die in ber 


Arbeitsorduung vorgeſehenen Strafen 
dürfen über den Arbeiter nicht ver: 
hängt werben, 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 








Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


b) in der zweitlegten * hinter: „fordern“ einzu⸗ 
ichalten: „ober für Fall der widerrechtliden 
Aufhebung des Arbeitsverhälmiijes die Einhaltung 
des rüdftändigen Lohnes auszubedingen“. 

(abgelehnt.) 
9. Unterantrag zu Nr. 8. 
Hinter „Lohnes“ einzujchalten: „von 2 Wochen“. 
(erledigt.) 
10. Abänderungsantrag zu Nr. 8. 

In Nr. 8b zu jeßen: „oder für den Fall des un: 
rechtmäßigen Verlaſſens der Wrbeit die Verwirkung 
des rüdjtändigen Lohnes der legten 14 Tage auszu— 
bedingen”. (abgelehnt.) 

11.$. 134 b Abſatz 3 den legten Satz, weldyer lautet: 

„Leptere darf auch das Verhalten der minderjährigen 

Arbeiter außerhalb des Betriebes regeln.“ 

zu Streichen. (angenommen.) 
2. Im 8. 134b Abſatz 3 ftatt „der minderjährigen Ar: 

beiter“ zu jegen: „der Arbeiter unter 18 Jahren“. 
abgelehnt.) 


- 
IX 


8 


‚Im 8. 134b Abſatz 3 im leßten Sk 
— „darf“ einzufegen „mit Zuſtimmung bes Ar— 
eiterausichuifes ($ 134 d Abſaß 2)”; 
(angenommen, durch Fortfall von Sap 2 Abjag 3 
erledigt.) 
2. dem Safe beizufügen: 
„Beſtimmungen diefer Art unterliegen der Zuſtim— 
mung des zuftändigen Gewerbegerihts oder, wo 
ein foldhyes nicht befteht, der Genehmigung der un— 
teren Berwaltungsbehörde.” 
(angenommen, dur Fortfall vom 2. Satz des 
Abſatz 3 erledigt.) 
14. Dem Abſatz 3 folgenden Sat hinzuzufügen: „Für groß— 
jährige Arbeiter können Beſſimmumgen der legteren Art 
mit Zuſtinmung eines Arbeiterausichuffes in die Ars 
beit3ordnung aufgenommen werden. (abgelehnt.) 
15. Im $. 134 b dem legten Abſatz beizufügen: 
„Die Auszahlung des Lohnes an Minderjährige, deren 
Eltern ober Bormünder in der Gemeinde des Beſchäf— 
tigungsortes wohnen, darf nur dann ftattfinden, wenn 
der richtige Empfang des Lohnes der vorhergehenden 
Löhnungsperiode dur die Unterſchrift der Eltern 
oder des Vormundes befcheinigt it. Mit Genehmi- 
gung der Gemeindebehörde oder auf Antrag des Ar- 
beiterausichufies ($. 134 d) kann die Auslöhnung aud) 
ohne ſolche Beſcheinigung an die Minderjährigen jelbit 
erfolgen." (abgelehnt.) 





Beichlüffe 1. Lejung. 


beamten ($. 139b) jederzeit auf 
Verlangen vorzulegen ift. 

Dem Beliger der Fabrik bleibt 
überlaffen, neben den unter 1 bis 
4 bezeichneten, noch weitere, Die 
Ordnung des PVetriebes und das 
Verhalten der Arbeiter im Betriebe 
betreffende Beſtimmungen in die 
Arbeitsordnnung aufzunehmen. 


$. 134, 
Unverändert. 


Reichstag. 


Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


Alktenſtück Nr. 190. Bericht der achten Kommiſſion.) 1571 


Beſchlüſſe 2. Lejung. 


Dem Beliger der Fabrik bleibt 
überlaffen, neben den in Absatz 7 
unter 1 bis 5 bezeichneten, nod) 
weitere die Ordnung des Petriebes 
und das Verhalten der Arbeiter im 
Betriebe betreffende Beſtimmungen 
in die Arbeitsordnung aufzunehmen. 
Mit Zuftimmung eines ftän- 
digen WUrbeiterausjchuffes kön— 
nen in Die Arbeitsordunng 
Borjchriften über das Wer: 
halten der WUrbeiter bei Be: 
nugung der zu ihrem Beſten 
getroffenen mit der Fabrik ver- 
bundenen Einrichtungen, ſowie 
Borfchriften über das Ver— 
halten der minderjährigen Ar- 
beiter außerhalb des Betriebes 
aufgenommen iverben. 


$. 134c. 

Der Inhalt der Arbeitsordnnung 
iſt, ſoweit er den Gejegen nicht zu— 
widerläuft, für die Arbeitgeber und 
Arbeiter rechtsverbindlich. 

Entlaffung und Austritt aus der 
Arbeit dürfen aus anderen als den 
in der Arbeitsordnung bezeichneten 
oder ben geſetzlichen Gründen nicht 
erfolgen. Andere als die in der 
Arbeitsordnnung vorgejehenen Strafen 
dürfen über den Arbeiter nicht vers 
hängt werden, Die Strafen müssen 
ohne Verzug festgesetzt und dem 
Arbeiter zur Kenntniss gebracht 
werden 

Die verhängten Geldstrafen sind 
in ein Verzeichniss eingetragen, 
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Beſlehendes Geſetz. 





Borlage. 


$. 134d. (Men.) 

Vor dem Erlaß der Arbeitsordnung 
oder eines Nachtrags zu derjelben ift den 
in der Fabrik beſchäftigten Arbeitern Ges 
legenheit zu geben, ſich über den Inhalt 
berfelben zu äußern. 


en Fabriken, für welche ein ftändiger 
Arbeiterausichuß bejieht, wird diefer Vor— 
ſchrift duch Anhörung des Ausſchuſſes 
über den Inhalt der Arbeitsordnung 
genügt. 


$. 134e. (Men.) 

Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nadı- 
trag zu berielben iſt binnen drei Tagen 
nad dem Erlaß im zwei Nusfertigungen 
unter Beifügung der Verſicherung, daß 
der Vorjchrift des $. 134d genügt ıft, der 
unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

Die Arbeitsordnung ijt an geeigneter, 
allen Arbeitern zugänglicher Stelle aus- 
zuhängen. Der Aushang muß ftets in 
lesbarem Zuftande erhalten werden. 


$. 134f. (Men.) 
Arbeitsordnungen und Nachträge zu 
denjelben, welche nicht vorſchriftsmäßig 
erlaflen find, oder deren har ae den ge= 

jeglichen Beſtimmungen zuwi 


erläuft, find 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


1. Zu $. 1344 erftien Abſatz: 
a) hinter: „Fabrik“ die Worte einzufchalten: „oder 


in den betreffenden Abtheilungen des Betriebes“, 
(angenonmmert.) 


b) vor: „Arbeitern“ einzufchalten: „großjährigen“. 


(angenommten.) 


2, Den $. 1344 zu fireichen, eventuell den Abſatz 2 
wie folgt zu falfen: 


„Für Fabriken, für welche ein jtändiger 
Arbeiterausfihuß oder eine Betriebs: (Fabrik) 
Krantentafje beiteht, wird diefer Vorfchrift durch 
Anhörung des Ausſchuſſes oder des Vorjtandes 
der Betriebs- (Fabrik) Krankenkaffe über den 
Inhalt der Arbeitsordnung genügt.” 

(bis auf Weiteres zurüdgezogen.) 


3. Im $. 134d Abſatz 2 nad) „ſtändiger“ } ſehen: 


„in geheimer Wahl gewählter”. 


(urüdgezogen.) 


4. Im 8. 134d dem Abſatz 2 beizufügen (als Abjap): 


2. Dem $. 1340 Abſatz 1 beizufügen: 


„Sn Fabriken, in welchen mehr als 30 Arbeiter 
beſchäftigt werden, müſſen ſolche Ausſchüſſe ge: 
bildet und dieſe über den Inhalt der Arbeits: 
ordnung gehört werden,” 

(bis auf Weiteres zurüdgezogen.) 


.134e Abſatz 1 folgende Faſſung zu geben: 


„Die Urbeitsordnung ſowie jeder Nachtrag 
zu derjelben ift unter Mittheilung der jeitens 
der Arbeiter geäußerten Bebenfen dem Gewerbe: 
gericht und, wo ein joldyes nicht beiteht, den 
in $. 189b bezeichneten Auffichtsbeamten zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Gegen die Enticheidungen des Gewerbe- 
gerichtS bez. der in $. 139b bezeichneten Auf: 
jichtsbeamten findet binnen zwei Wochen bie 
Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde 
ſtait.“ (abgelehnt.) 


„Die untere Derwaltungsbehörde ift ver: 
pflichtet, eine Abichrift dem Aufſichtsbeamten 
($. 1395) zuzuſtellen.“ (zurüdgezogen.) 


3. Bu $. 134» zweiten Abſatz vor: „Arbeitern“ zu 
ſetzen: „betheiligten*. 
4.8. 134e Abjap 2 —— 


(angenommen.) 


„Die Arbeitsordnung iſt jedem Arbeiter bei 
feinem Gintritt in die Beichäftigung zu be 
händigen.” (angenommen mit Antrag Nr. 5.) 


5. Abänderungs-Antrag zum Antrage Nr. 4. 


Statt der Worte „Die Arbeitsordnung it“ zu 
jeßen: 


„Su Gewerbebetrieben, in denen 30 und 
mehr Perſonen gegen a oder Gehalt be- 
ichäftigt werden, iſt Die Arbeitsordnung jedem“. 

{angenommen.) 
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Beſchlüſſe 1. Leſung. 


$. 134d. 

Vor dem Erlaß der Arbeitsordnung 
oder eines Nachtrags zu derjelben ift den 
in der Fabrif, oder in den betreffenden 
—— des Beiriebes beſchäftigten 
großjährigen Arbeilern Gelegenheit zu 
geben, ſich über den Anhalt derjelben 
zu äußern. 

Für Fabrilen, für welche ein ftändiger 
Arbeiterausfhuß befteht, wird dieſer Vor: 
Ichrift durd Anhörung des Ausichufles 
über den Inhalt der Arbeitsordnnung 
genügt. 


8. 134e. 

Die Arbeitsordnung, jowie jeder Nach— 
trag zu derjelben iſt bimmen drei Tagen 
nad dem Erlaß in zwei Wusfertigungen 
unter Beifügung der Berfiherung, daß 
der Vorſchrift des 8. 134d genügt iſt, der 
unteren VBerwaltungsbehörde einzureichen. 

Die Arbeitsordnumg ift an geeigneter, 
allen betheiligten Arbeitern zugänglicher 
Stelle auszuhängen. Der Aushang muß 
ſtets in lesbarem Zuftande erhalten 
werden. In Gewerbebeirieben, in denen 
dreißig und mehr Perjonen gegen Lohn 
oder Gehalt beichäftigt werden, ift die 
Arbeitsordnung jedem Arbeiter bei jeinem 


Eintritt in die Veichäftigung zu bes 
händigen. 
$. 1341. 
Unverändert. 


AbänderungssAnträge zur 2. Lefung. 


Zu 8. 134e. Im kl. 2 den 

legten Sat wie folgt zu faljen: 
„Die Arbeitsordnung ift jedem 
Arbeiter bei jeinem Eintritt in die 
Beihäftigung zu behändigen.” 
(angenommen.) 


Altenjtüde zu den Verhandlungen bes Neidistages 1890/91. 


Beſchlüſſe 2. Lejung. 


welches den Namen des Bestraften, den 
Tag der Bestrafung, sowie den Grund 
und die Höhe der Strafe ergeben und 
auf Erfordern dem in $. 1395 bezeich- 
neten Beamten jederzeit zur Binsicht 
vorgelegt werden muss. 


$. 1344. 

Vor dem Erlaß der Mrbeitsordnung 
oder eines Nachtrags zu derjelben ift den 
in der Fabrik, oder in den betreffen- 
den Mbtheilungen des Betriebes 
beichäftigten greofjährigen Arbeitern 
Gelegenheit zu geben, ſich über den In— 
halt derjelben zu äußern. 

‚ir Fabriken, für welche ein ſtändiger 
Arbeiterausſchuß beſteht, wird dieſer Vor— 
ſchrift durch Anhörung des Ausſchuſſes 
über den Inhalt der Arbeitsordnung 
genügt. 


. 1346, 

Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nach— 
trag zu derfelben ift binnen drei Tagen 
nad dem Erlaß in zwei Ausfertigungen 
unter Beifügung der Verficherung, daß 
der Vorſchrift des $. 134d genügt ift, ber 
unteren Verwaltungsbehörde einzureichen. 

Die Arbeitsordnung ift am geeigneter, 
allen betheiligten Arbeitern zugänglicher 
Stelle auszuhängen. Der Aushang muß 


ſtets in lesbarem Zuſtande erhalten 
werden. Die Urbeitäord ift jedem 
Arbeiter bei feinem Gintritt in Die 


Beichäftigung zu behändigen. 


$. 134f. (Men.) 
Arbeitsordmungen und Nachtrage zu 
denjelben, welche nicht vorſchriftsmäßig 
erlaffen find, oder deren Inhalt den ge 
jeglichen Beſtimmungen zumiberläuft, ſind 
198 
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Beſtehendes Geſetz— Vorlage. Abãnderungs⸗Anträge zur 1. Leſung. 


auf Anordnung der unteren Verwaltungs— 
behörde durch geſetzmäßige Arbeitsord- 
nungen zu erfeßen oder den gejeglichen 
Vorſchrifien entiprechend abzuänden. 


Gegen dieſe Anordnung findet binnen 


zwei Wochen die Beichwerde an die höhere 
Verwaltungsbehörde jtatt. 


$. 134g. (Nen.) 


_-- Arbeitsordnnungen, welche vor dem In— Zu 8. 134g: 
frafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen worden Vor „1340“ zu ſetzen: „1344“ und die Worte 
find, unterliegen den Beſtimmungen der nadı 134e „Abſatz 2“ zu jtreichen. 

88. 13a bis 1340, 1340 Abſatz 2, 134f abgelehnt.) 


und find binnen vier Wochen der unteren 
Verwaltungsbehörde in zwei Ausferti— 
gungen einzureichen. Auf Abänderungen 
diefer Arbeitsordnungen findet der $. 134d 
Anwendung. 


— — 1. $. 134 h. 
In Gewerbebetrieben, in denen 50 oder mehr 
Perfonen gegen Lohn oder Gehalt beſchäftigt 
werben, jind ftändige Arbeiterausichüffe zu be- 
ftellen, für einzelne Abtheilungen eines Betriebes 
können bejondere Arbeiterausſchüſſe beftellt werben. 


{ (abgelehnt.) 
. 1341. 


Die Arbeiterausihüffe beftehen aus einer vom 
Betriebsinhaber zu bejtimmenden Zahl von mins 
deitens vier Beifigern, welche durch geheime 
Wahl von den großjährigen Arbeitern des Be- 
triebe8 oder der Betriebsabtheilung aus ihrer 
Mitte gewählt werben, und aus dem Sort enden. 
Den Borfig führt der Vetriebsinhaber oder ein 
von ihm bejtimmter Vertreter. 

Die Beifiger werden auf die Dauer von zwei 
Jahren — Beiſitzer, welche aus dem Ars 
beitöverhältnig und damit aus dem Ausſchuß 
oder aus anderem Grunde ausjcheiden, durch 
Neuwahl ſofort zu erſetzen. (3 ezogen.) 

$. 134 k. 

Die Aufgaben der Arbeiterausfhüffe können 
vom WBetriebsinhaber, den Vorjtänden von 
Betriebstrantenkaffen ober auch ben Borftänden 
anderer, allen großjährigen Arbeitern des Bes 
triebes bezüglid der Betriebsabtheilung zu— 
gänglihen Wohlfahrtseinrichtungen übertragen 
werben, fofern dieje legteren VBorftände aus freien 
Wahlen ($. 134h) der betheiligten Arbeiter hervor: 
gegangen find. (zurüdgezogen.) 


. 1341. 

Die Scbeiterauskhäne find berufen, die Ar: 
beiterintereffen im Allgemeinen und bei Verhand: 
lungen mit den Wrbeitgebern, bezüglich den Dr: 
ganen der Regierung, w ; fie haben 
ſich insbefondere gutachtlich zu äußern über 
1. Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter, 

2. die Arbeitsordnungen, 

3. die Verwendung von Strafgeldern, 

4. die Einrichtung oder Abänderung von Wohl: 
fahriseinrichtungen. (surüdgezogen.) 








Abänderungs= Anträge zur 2, Leſung. 


Beihlüffe 1. Lejung. 


$. 1348. 
Abgelehnt. Den $. 134g der Vorlage wiederherzuftellen 
mit der Menderung, daß die Worte: „vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes“ erjeht werden Durch: 


„vor dem 1. Januar 1891”.  (angenommen.) 


1. Hinter $. 134g folgenden $. 134h aufzu= 
nehmen! 
$. 134h. 
Als ftändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne 
gelten nur: 

Vorftände der Betriebs: (Fabril-) 
Kranlkenlaſſen oder anderer für die Arbeiter 
der Fabrik beftehender Kaffeneinrichtungen, 
deren Mitglieder in ihrer Mehrheit von 
den Arbeitern aus ihrer Mitte zu wählen 
iind, Sofern fie als jtändige Arbeiteraus— 
ſchüſſe beftellt werden; 

2. die Knappſchaftsälteſten von Knappſchafts— 
vereinen für Betriebe, weldie nicht den 
Beitimmungen der Berggeſetze umterftehen, 
jofern fie als ftändige Arbeiterausſchüſſe 
bejtellt werden; 

3. die bereit$ vor Erlaß dieſes Geſetzes er- 
richteten ftändigen Arbeiterausſchüſſe, deren 
Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den 
Arbeitern aus ihrer Mitte gewählt werden; 

4. ſolche Vertretungen, deren Mitglieder in 
ihrer Mehrzahl von den volljährigen 
Arbeitern der Fabril oder der betreffenden 
Betriebsabtheilung aus ihrer Mitte in un— 
mittelbarer und geheimer Wahl gewählt 
werden. Die Wahl der Vertreter kann aud) 
nad Arbeiterflaffen oder nach bejonderen 
Abtheilungen des Betriebes erfolgen. 

(angenommen.) 
2.3u $. 134h Hinter „88.“ (in Zeile 2) zu 
fegen: 


„1t34b und 134d*. (angenommten.) 
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Beichlüffe 2. Lejung. 


auf Anordnung der unteren Ver: 
waltungsbehörde durch geſetzmäßige 
Arbeitsordnungen zu erfeßen ober 
den gejeplihen Vorſchriften ent— 
Iprediend abzuändern, 

Segen dieſe Mnorbnung findet 
binnen zwei Wochen die Beſchwerde 
a die höhere Verwaltungsbehörde 
tatt. 


$. 134g. 

Arbeitsordnungen, welche vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erlaffen worden find, unterliegen den 
Bejlimmungen ber 88. 1344 bis 
134c, 134e Abſatß 2, 1341 und find 
binnen vier Wochen der unteren Ver« 
waltungsbehörde in zwei Ausferti- 
gungen einzureichen. Auf Abände— 
rungen dieſer Arbeitsordnungen und 
auf die seit dem 1. Januar 1891 
erlassenen Arbeitsordnungen findet 
der 8. 134d Anwendung. 


$. 134h. (Nen.) 

Als ftändige Arbeiterausichüffe im 
Sinne der $$. 134b Absatz 3 umd 
1344d gelten nur: 

1. die Vorjtände der Betriebs- 
(Kabrit-) Krankenkaſſen oder 
anderer für die Arbeiter der 
Fabrik beftehender Kaſſenein— 
richtungen, deren Mitglieder in 
ihrer Mehrheit von den Mrs 
beitern aus ihrer Mitte zu 
wählen jind, jofern fie als ſtän⸗ 
dige Arbeilerausſchüſſe beitellt 
werden; 

2. die Knappſchaftsälteſten von 
Knappſchaftsvereinen für Be: 
triebe, welche nicht den Bes 
jtimmmmgen der Berggeſetze 
unterſtehen, jofern fie als jtän- 
dige Arbeiterausichüfie bejtellt 
werben; 

3. die bereit3 vor Erlaß dieſes 
GSefepes errichteten ftändigen 
Nrbeiterausschüffe, deren Mit- 
glieder in ihrer Mehrzahl von 
den Arbeitern aus ihrer Mitte 
gewählt werden; 

4. joldje Vertretungen, deren Mit- 
glieder in ihrer Mehrzahl von 
den volljährigen Arbeitern der 
Fabrik oder der betreffenden 
Betriebsabtheilung aus ihrer 
Mitte in unmittelbarer und ge— 
heimer Wahl gewählt werden. 
Die Wahl der Vertreter kann 
auch nach Mrbeiterflaffen oder 
nad bejonderen Abtheilungen 
des Betriebes erfolgen. 
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BVefiehendes Belek. 


$. 135. 
Kinder unter zwölf Jahren dürfen 
in Fabriken nicht beichäftigt werden. 


Die Beihäftigung von Kindern 
unter vierzehn Jahren darf die 
Dauer von ſechs Stunden täglid) 
nicht überjchreiten. 

Kinder, welche zum Bejuche der 
Vollsſchule verpflichtet find, dürfen 
in Fabriken nur dann bejchäftigt 
werden, wenn fie in der Vollsſchule 
oder in einer von der Schulauffichts= 
behörde genehmigten Schule und 
nad) einem von ihr genehmigten 
Lehrplane einen regelmäßigen Unter- 
richt von mindeitens drei Stunden 
täglid) genießen. 

Junge Leute zwiſchen vierzehn 
und jechszehn Jahren dürfen in 
Fabriken nicht länger als zehn 
Stunden täglidy beſchäftigt werden. 
Abfap 5 cr. $. 137 Abjap 5 der Bor- 
age. 
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Borlage 


8. 135. 

Kinder unter dreizehn Jahren 
dürfen in Fabriken nicht beichäftigt 
werden. Kinder über dreizehn Jahre 
bürfen in Fabriken nur beichäftigt 
werden, wenn fie nicht mehr zum 
Bejuche der Volksſchule verpflichtet 
find, 

Die Beihäftigung von Kindern 
unter vierzehn Jahren Darf Die 
Dauer von ſechs Stunden täglich 
nicht überjchreiten. 


Junge Leute zwijchen vierzehn 
und ſechzehn Jahren dürfen in Fa— 
brifen nicht länger als zehn Stunden 
täglich beichäftigt werden. 


Abſatz 4. el 

Durch Beihluß des Bundes: 
raths fann für beftimmte Fa— 
brifationszweige geitattet 
werden, Kinder über dreizehn 
Jahre, welche niht mehr zum 
Bejuhe der Volksſchule ver- 
pflidhtet find, im derſelben 


Weiſe wie junge Leute zwiſchen 


tv 


2. 


6} 


. Dem Antrag Nr. 2 bez. dem Antra 


. a) Abſatz 2 zu ftreichen, 


. Statt „drei“ zu feßen: 





AbänderungssAnträge zur 1. Leſung. 


$. 134m. 

Die Arbeiterausfhüffe treten nad) Be: 
bürfniß, mindeitens aber vierteljährlich auf 
Einladung des Vorfigenden zur Bera— 
thung zujammen. Weber die Berhandlun- 
gen 2 Protofolle aufzunehmen und von 
den Mitgliedern des Ausſchuſſes zu unter: 
zeichnen; die Vrotofolle find vom Vorfigen- 
den aufzubewahren. 

Die ftaatlihen Aufjihtsbeamten haben 
das Recht, von den Protofollen Kenntiß 
zu nehmen, den Sitzungen beizuwohnen 
und die Berufung des Arbeiterausfchufies 
zu veranlafien. (zurüdgezogen.) 

Als g 134h einzufegen: 

„In Fabriken, in welchen mehr,als 30Ar⸗ 
beiter beichäftigt werden, müſſen ftändige, 
in geheimer Wahl gewählte Ausſchüſſe 
($. 134d) gebildet und dieje über ben 
Inhalt der Arbeitsordnung gehört werden.“ 

(abgelehnt.) 
Ar. I 
au 134h in feinem erften Theile, folgende 
Faſſung zu geben: 

„on erbebetrieben, in welchen Arbei⸗ 
terausschüffe errichtet werden, müſſen die 
Mitglieder bderfelben in geheimer Wahl 
ns die großjährigen Arbeiter des Be- 
triebes gewählt werden.” (abgelehnt) 


Bu $. 135: 


.Abſatz 1 wie folgt zu faſſen: 


„Kinder unter vierzehn Jahren dürfen in 
Fabriken nicht bejchäftigt werben. 
" (zurüdgezogen.) 
Im 8. 135 Abſatz im erſten umd zweiten 
Sape ftatt „dreizehn“ zu jegen „vierzehn“. 
(abgelehnt.) 
(zurüdgezogen.) 
b) im Abſatz 3 ftatt: „ſechzehn“ zu jegen: 
„achtzehn“. abgelehnt.) 


. Sn $. 135 den 3. umd 4. Abſatz zu ftreichen. 


(erledigt.) 


. Wbjag 4 durch folgende Faſſung zu erjegen: 


„Sugendliche Arbeiter unter ſechszehn Fahren 
dürfen in Fabriken nur dann beichäftiat 
werden, wen durch ärztliches Zeugniß be 
icheinigt ift, daß diefelben zu der jpeziellen 
Beſchäftigung tauglich find.” 

(zurüdgezogen.) 


. Im $. 135 Abſatz 4 hinter „sFyabrikations- 


zweige“ zu Segen: „auf die Dauer von 
hödhitens drei Monaten”  (zurüdgezogen.) 


. Statt der Worte „Kinder über dreizehn 


Jahren” zu jegen: „Kinder, weldhe im den 
näditen 3 Monaten das 14. Lebensjahr 
vollenden und“ (angenommen ev. erledigt.) 
„ſechs“ Monaten 

(abgelehnt.) 


.$. 135 Mbjag 4 jtatt „Kinder“ zu ſetzen: 


„Knaben“. (angenommen ev. durch Ablehnung 
des Abſatzes 3 erledigt.) 
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Beichlüffe 1. Lejung. 


8. 135. 

Kinder unter dreizehn Jahren 
dürfen in Fabriken nicht beichäftigt 
werben. Kinder über dreizehn Jahre 
dürfen in Fabrilen nur beichäftigt 
werden, wenn fie nicht mehr zum 
Beſuche der Volksſchule verpflichtet 
jind. 

Die Beihäftigung von Kindern 
unter vierzehn Jahren darf Die 
Dauer von jehs Stunden täglich 
nicht überjchreiten. 


Junge Leute zwifchen vierzehn 
und ſechszehn Jahren dürfen in 
Fabriken nicht länger als zehn 
Stunden täglich beſchäftigt werden. 


Abänderungs:Anträge zur 2. Leſung. 


1. In $. 135 a 1: 


a) 
b) 
e) 
l) 
2. a) 


b) 


3. Im 


jegen: „Knaben“. 


in der eriten Beile ftatt: „dreizehn“ 
zu jeßen: „vierzehn“; 

den zweiten Saß zu jtreichen; 

Abfak 2 des 8. 135 zu Streichen; 

in Abjaß 3 des $. 135 jtatt: „ſechszehn“ 
zu Segen: „achtzehn“. (abgelehnt.) 
Den Abſatz 4 von 8. 135 wiederherzu— 
ftellen und 

hinter: „verpflichtet find“ hinzuzufügen: 
„und inmerhalb der nächlien ſechs 
Monate das vierzehnte Lebensjahr 
vollenden.” (abgelehnt) 
8. 135 Abſatz 4 ſtatt: „Kinder“ zu 
{ (abgelehnt.) 


Beſchlũſſe 2. Leſung. 


$. 135. 

Kinder unter dreizehn Jahren 
dürfen in Fabriken nicht bejchäftigt 
werden. Kinder über dreizehn Jahre 
dürfen in Fabrilen nur beichäftigt 
werden, wenn fie nicht mehr zum 
Beſuche der Volksichule verpflichtet 
jind. 

Die Beihhäftigung von Kindern 
unter vierzehn Jahren darf die 
Dauer von jedhs Stunden täglich 
nicht überichreiten. 


Junge Leute zwiſchen vierzehn 
und ſechszehn Fahren dürfen in 
Fabriken nicht länger als zehn 
Stunden täglich beidhäftigt werden. 





Beſiehendes Geſehz. 





8. 136. 

Die Arbeitsftunden der jugend— 
lichen Arbeiter ($. 135) dürfen nicht 
vor 51, Uhr Morgens beginnen 
umd nicht über 8'/, Uhr Abends 
dauert. Zwiſchen den Arbeits— 
jtunden mitfen an jedem Arbeits— 
tage regelmäßige Pauſen nn 
werden. Die Pauſen müſſen für 
Kinder eine halbe Stunde, für junge 
Leute zwiſchen vierzehn und ſechs— 
zehn Jahren Mittags eine Stunde, 
jowie Vormittags und Nachmittags 
je eine halbe Stunde mindeftens 
betragen. 


Während der Paufen darf den 
jugendlichen Wrbeitern eine Bes 
Ihäftigung in dem Fabrikbetriebe 
überhaupt nicht und der Aufenthalt 
in den Wrbeitsräumen nur dann 
geitattet werden, wenn in benjelben 
Diejenigen Theile des Betriebes, in 
weldyen jugendliche Arbeiter bes 
ichäftigt Sind, für die Zeit der 
Pauſen völlig cingeftellt werden. 


An Sonns und Feſttagen, ſowie 
während der von dem ordentlichen 
Seeljorger für den Katechumenen— 
und Konfirmanden-, Beicht- und 
Kommunion = Unterricht beftimmten 
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter 
nicht beichäftigt werben. 


alteuſtic Nt. 100. Gerigt der achten Rommitften.) 


VBorlage 


vierzehn und jehzehn Jahren 
zu bejhäftigen, ſofern ber 
Arbeitgeber das Zeugniß eines 


von der höheren Berwal- 
tungsbehörde ermädtigten 
Arztes beibringt, daß Die 


förperlide Entwidelung die 
beabfihtigte Beihäftigung 
ohne Gefahr für die Geſund— 
beit zuläßt. 


$. 136. 

Die Arbeitsitunden der jugends 
lichen Arbeiter ($. 135) dürfen nicht 
vor 51/, Uhr Morgens beginnen und 
nicht über 8°/, Uhr Abends dauern. 
Zwiſchen den Arbeitsftunden müſſen 
an jedem Arbeitstage regelmäßige 
Baufen gewährt werden. Für 
jugendliche Arbeiter, welche nur ſechs 
Stunden täglich beichäftigt werden, 
muß die Paufe mindeitens eine 
halbe Stunde betragen. Den übri: 
gen jugendlichen Arbeiten muß 
mindejtens Mittags eine einjtündige 
ſowie Vormittags und Nachmittags 
je eine halbftündige Baufe gewährt 
werden. 

Während der Pauſen darf den 
jugendlichen Arbeitern eine Be— 
ihäftigung in dem Fabrikbetriebe 
überhaupt nicht und der Aufenthalt 
in den Wrbeitsräumen nur dann 
gejtattet werden, werm in benfelben 
diejenigen Theile des Betriebes, in 
welden jugendliche Arbeiter beſchäf— 
tigt find, für die Zeit der Paujen 
völlig eingeftellt werden oder wenn 
der Mufenthalt im Freien nicht 
thunlich und andere geeignete Auf: 
enthaltsräume ohne unverhältniß- 
mäßige Schwierigkeiten nicht be— 
ichafft werden können. 

Un Somm- und Feittagen, ſowie 
während der von dem ordentlichen 
Seelforger für den Katechumenen— 
und Konfirmanden, Beicht- umd 
Kommunionunterriht beſtimmten 
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter 
nicht beichäftigt werden. 


Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


. Im 8. 136 Abjab 1 in der dritten Seile 


ſtatt 5'/, „6% und in der 4. Zeile ftatt 81, 
„8“ zu feßen. Ferner den Beginn des 
legten Satzes: „Den übrigen jugendlichen 
Arbeitern” wie folgt zu ändern: „ungen 
Leuten zwiſchen vierzehn und achtzehn 
Jahren”. (Zurüdgezogen.) 


. Sn dem 3. nz inter „Feſttagen“ ein= 


aufhalten: „des Nachts,” und in der vor- 
legten Zeile hinter „Arbeiter“ einzufchalten : 
„und junge Leute unter adhtzehn Fahren“. 

(abgelehnt.) 


1. Hinter $. 136 einen neuen Paragraph ein- 


auschalten: 
„Ss. 1864. 

In Gewerbebetrieben, welche umter dies 
Geſetz fallen, darf die Arbeitszeit für alle 
über vierzehn un alten Arbeiter vom 
Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
an täglich höchſtens zehn Stunden be— 
tragen. 

Vom 1. Sanuar 1894 an wird bie 
höchſtzuläſſige Arbeitszeit auf täglich neun, 
vom 1. — 1898 an auf adt 
Stunden herabgefeßt. 

Bei Arbeiten unter Tag (in Berg: 
werfen, Salinen 2.) ober in Betrieben, 


—Reeichſtag. Aetenftücd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiffion.) 











Beſchlüſſe 1, Leſung. Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. Beſchlüſſe 2. Leiung. 
u DB $. 136. 
Unverändert. .—— Die Arbeitsftunden der jugend» 


lichen Arbeiter ($. 135) dürfen wicht 
vor 51, Uhr Morgens begimmen 
und nicht über 8'/, Uhr Mbends 
dauern. wiſchen den Arbeits— 
ſtunden müllen an jedem Arbeits— 
tage regelmäßige Pauſen gewährt 
werden. Für jugendliche Arbeiter, 
welche nur jehs Stunden täglid 
beichäftigt werden, muß die Baufe 
mindeltens eine halbe Stunde be- 
tragen. Den übrigen jugendlichen 
Arbeitern muß mindeftens Mittags 
eine einftündige, ſowie Vormittags 
und Nachmittags je eine halbjtündige 
Baufe gewährt werben. 

Während der Pauſen darf den 
jugendlihen Arbeitern eine Be 
Ihäftigung in dem Fabrikbetriebe 
überhaupt nicht und der Aufenthalt 
in den Wrbeitsräumen nur dann 
geitattet werden, wenn in denjelben 
diejenigen Theile des Betriebes, in 
welden jugendliche Arbeiter be— 
ihäftigt find, für Die Zeit ber 
Pauſen völlig eingeftellt werden, 
oder wenn der Mufenthalt im Freien 
nicht thunlich und andere geeignete 
Aufenthaltsräumeohne unverhältniß- 
mäßige Schwierigkeiten nicht be 
ichafft werden können. 

An Sonn und Feittagen, ſowie 
während der von dem ordentlichen 
Seelforger für den Katechumenen— 
und Konfirmandens, Beicht- und 
Kommmmionunterriht beſtimmten 
Stunden dürfen jugendliche Arbeiter 
nicht beichäftigt werden. 
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Beſtehendes Geſethz. Vorlage. Abänderungs:Anträge zur 1. Leſung. 








in denen ununterbrochen Tag: und Nadı- 
arbeit ftattfindet, darf die tägliche Arbeits: 
ſchicht acht Stunden nicht überichreiten; 
bei Arbeiten unter Tag ift hierbei die 
Zeitdauer der Ein: und Ausfahrt in bie 
Arbeitszeit —— 

Kürzere Arbeitsſchichten ſind der freien 
Verabredung beider vertragſchließenden 
Theile überlaſſen.“ (abgelehnt.) 

2. Unter Ablehnung des Antrages Nr. 1 Hinter 
8. 136 einen neuen Paragraph einzuhalten: 
„s. 136a. 

Die Dauer der regelmäßigen Arbeit 
eines _ darf nicht mehr als 11 Stunden, 
an den Borabenden von Sonn= und Feſ 
tagen nicht mehr als 10 Stunden be 
tragen. 

Arbeiten, welche der eigentlichen Fa— 
brifation als Hilfsarbeiten vor= oder nad: 
gehen müfjen und von Arbeitern oder un: 
verheiratheten Arbeiterinnen über 16 Jahre 
verrichtet werden, fallen unter dieſe de 
ftimmungen nicht. 

Zwiſ den Arbeitsſtunden müſſen an 
jedem Arbeitstage regelmäßige Pauſen ge— 
währt werden. Die Hauptpauſe muß 
Mittags ſein und eine Stunde mindeſtens 
betragen.” (Abjag 1 abgelehnt, darauf 
der Antrag zurüd, Be 

3. In dem Antrage Nr. 2 ift der 1. Abſaß 
dahin zu faflen: 

„In Gemwerbebetrieben, welche unter 
diefes Geſetz fallen, darf die Dauer der 
regelmäßigen Arbeit eines Tages nicht 
mehr u. ſ. m.“ (erledigt. 

4. In dem Antrage Nr. 2 find im Abſatz? 
die Worte: 

„oder unverheiratheten Arbeiterinnen“ 

zu ftreichen. (erledigt.! 


g. 137. 

Die Beihäftigung eines Kinded in Fa- 
brifen ie nicht geftattet, werrn dem Arbeit. 
eber nicht zuvor für daſſelbe eine Arbeitd- 
rte eingehänbigt ift. Dafielbe gilt bin 
Be der noch zum Befude der Voltö- 
chule verpflichteten jungen Leute zwiſchen 
vierzehn und fechszehn Jahren. Eines 
— bedarf es im dieſem Falle 


Die Urbeitäfarten werben auf Antrag 
oder mit Auftimmung des Baterd oder Bor- 
mundes durch die olizeibehörbe Foften- 
und ftenpelfrei audgeftellt; ift die Erklärung 
bed Vaters nicht u beichaffen, jo fann bie 
Gemeindebehörde die Zuftimmung befielben 
ergänzen. Sie haben den Namen, Tag und 
Zahr der Geburt, jowie die Religion bed 
Kindes, den Namen, Stand und legten 
Wohnort des Baterd oder Bormunded und 
außerdem die zur Erfüllung der gefeplichen 
Schulpflicht d 135) getroffenen Einrich⸗ 
tungen anyuge en. 

er Arbeitgeber bat die Urbeitöfarte zu 
verwahren, auf amtliches Verlangen jeder- 
zeit vorzulegen und am Ende bed Arbeits. 
verbältnifjed dem Vater oder Bormund 
wieder auszubändigen. IA bie Wohnung 
des Baterd nicht zu ermitteln, jo * 
die Zuſtellung der Wrbeitöfarte an die 
Mutter oder ben jonftigen nächſten An- 
gehörigen des Kindes. 
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Beftehendes Geſehz. 





$. 135 Arfap 5. 
MWöchnerinnen dürfen während 
drei Wochen nach ihrer Niederkunft 

nicht beichäftigt werden. 


8. 138. 

Sollen jugendliche Arbeiter in 
Fabriken befchäftigt werden, fo hat 
der Arbeitgeber vor dem Beginn 
der Beihäftigung der Ortspolizei— 
behörde eine jchriftlihe Anzeige zu 
machen. 

An der Anzeige find die Fabril, 
die MWochentage, an welchen Die Bes 
ihäftigung ftattfinden ſoll, Beginn 
und Ende der Arbeitszeit und ber 
Baufen, ſowie die Art der Be 
ichäftigung anzugeben. Eine Aende— 
rung bierin darf, abgejehen von 
Berlgichungen, welche durch Er— 


Vorlage. 


8. 137. 
Abſatz 1 bis 4. (Men.) 
Arbeiterinnen dürfen in Fabriken 
nicht in der Nachtzeit von 81/, Uhr 
Abends bis 51/, Morgens und am 
Sonnabend ſowie an Borabenden 
der Feſttage nicht nad) 5'/, Uhr 
Nachmittags beichäftigt werden. 
Die Beſchäftigung von Arbeiterinz 
nen über fechzehn Jahre darf die 
Dauer von elf Stunden täglich nicht 
überjchreiten. 


Zwiſchen den Arbeitsftunden muß 
den Arbeiterinnen eine mindeſtens 
einftündige Mittagspaufe gewährt 
werben. 

Urbeiterinnen über ſechzehn 
Jahre, welde ein Hauswejen 
zu beforgen haben, find eine 
halbe Stunde vor ber Mittags— 
paufe zu entlaffen, jofern diefe 
nicht mindeftens ein umd eine 
albe Stunde beträgt. Ehe 
ink und jolde Wittwen, 
welche Kinder haben, gelten 
als Arbeiterinnen, welde ein 
Hausweſen zu bejorgen haben, 
jofern nidt das Gegentheil 
durch die Drtspolizeibehörde 
ſchriftlich beſcheinigt if. Die 
Beiheinigung erfolgt ſtempel— 
und gebührenfrei. 


Möchnerinmen dürfen während 
vier Wochen nad) ihrer Niederkunft 
nicht beichäftigt werben. 


. 138. 

Sollen Arbeiterinnen oder jugend- 
liche Arbeiter in Fabriken beihäftigt 
werden, jo hat der Arbeitgeber vor 
dem Beginn der Beihäftigung der 
DOrtspolizeibehörbe eine prifkliche 
Anzeige zu machen. 

In der Anzeige find die Fabrik, 
die Wochentage, an welchen die Bes 
ſchaftigung ftattfinden fol, Beginn 
und Ende der Wrbeitszeit und der 
Baufen, jowie die Art der Ber 
ichäftigung anzugeben. Eine Wende 
rung hierin darf, abgejehen von 
Berichiebungen, welche durch Er: 





Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 


1. Die Ziffern 81/,, 5%/, und 5'/e zu erſetzen 
durch 9, 5 und 6. (abgelehnt) 
2, Die Abſähe 1 und 2 des $. 137 wie folgt 
zu fallen: 
„Arbeiterinnen dürfen in brifen nicht 
in der Nachtzeit von 8/, Uhr Abends bis 
5%, Uhr Morgens und, auf ihren Antrag 
oder auf Anordnung der Gemeindebörde, 
am Sonnabend, jowie an Vorabenden der 
fttage nicht nach 5'/, Uhr Nachmittags 
eichäftigt werben.” 

„Die Beichäftigung von Arbeiterinnen 
über 16 Jahre darf die Dauer von 
66 Stunden in der Woche nicht über: 
ſchreiten.“ (abgelehnt.) 

3. Im $. 137 Abjag 2-ftatt „elf“ — „zehn 
zu fegen; den vierten Abſatz zu jtreichen. 
(zurücigezogen.| 
4. Im $. 137 Abſatz 4 den erjten Satz dahin 
zu fallen: 

„Arbeiterinnen über 16 Jahre, welche ein 
Hauswejen zu beforgen haben, dürfen 
höchftens zehn Stunden täglich beichäftigt 
werden. (abgelebnt.) 

5. u Abſatz 4 primär vor Antrag Nr. 4: 
Abſatz 4 —* zu faſſen: „Verheirathet 
Frauen dürfen höchſtens zehn Stunden 
täglich beihäftigt werben.” (angenommen.) 


6.3m 8. 137 Abjag 4, zweite Zeile, nah 
„find“ zu ſetzen: 
„auf ihren Antrag”. (zurückgezogen) 


7.3m $. 137 Abſatz 4 Seile 3 einzufügen 
hinter „And“: „auf ihren Antrag oder auf 
nordnung ber Gemeindebehörde“. 
(zurückgezogen. 
8. In Abſatz 5 ftatt „vier Wochen“ „ſech 
Wochen" zu jepen. (angenommen.) 
9. Dem $. 137 Abſatz 5 das Nachſtehende an: 
zufügen: 
nn. . . und darf eine Kündigung oder Ent 
laffung derſelben aus der Arbeit währen: 
diejer Zeit nicht ftattfinden.“ 
(angenommen) 
10. die Regierung zu erfuchen, mit ber yrit 
des $. 187 übſatß 5 die Friſt des $. Zi 
Nr. 2 des Krankenverfiherungsgejeges be 
nächiter Revifion deſſelben in Uebereinſtiur 
mung zu ſetzen. (angenommen. 





Beſchlüſſe 1. Leſung. 


$. 187. 


Arbeiterinnen dürfen in Fabriken 
nicht in der Nachizeit von 8!/, Uhr 
Abends bis 5/, Uhr Morgens und 
am Sonnabend jowie an Vorabenden 
der Feſtiage nit nad 51/, Uhr 
— beſchãftigt werben. 

Die eſchãftigun von Ars 
beiterinnen über fe 38 Jahre 
darf die Dauer von elf Stunden 
täglich nicht überſchreiten. 


Zwiſchen den Arbeitsſtunden muß 
den Arbeiterinnen eine mindeſtens 
einſtündige Mittagspauſe gewährt 
werden. 

Verheirathete Frauen dürfen 
Fran zehn Stunden täglich be- 
häftigt werben. 


Wöcnerinnen dürfen während 
ichs Wochen nad ihrer Niederkunft 
nicht beijchäftigt werden. 


Refolution. 

Die verbündeten Regierungen zu 
erjuchen, mit ber Friſt des 8. 137 
Abfa 5 die Friſt des $. 20 Nr. 2 
des Kranfenverficherungsgejeßes bei 
nädhjter Revijion dejjelben in Ueber— 
einftimmung zu jeßen. 

8. 138. 

Unverändert. 


1, 


2. 


3. 


4. 


5. 


Reichstag. Aftenftüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 





Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 





Im $. 137 Abſatz 2 ftatt „elf Stunden” 
zu eben: „zehn Stunden" und im Falle 
der Annahme diefes Antrags den Abjah 4 
zu ftreichen. (abgelehnt.) 
Im 8. 137 Abſatz 2 nad „täglich“ einzus 
ichalten: 
„an den Vorabenden der Sonn= und Feſt— 
tage von zehn Stunden”. 
(angenommen.) 
Der letzte Abſatz des 8. 137 erhält folgende 
Faſſung: 
„Woͤchnerinnen dürfen während vier 
Wochen nach ihrer Niederkunft keinesfalls 
und während der darauf folgenden zwei 
Wochen nur dann beſchäftigt werden, wenn 
das Zeugniß eines approbirten Arztes dies 
für zuläſſig erklärt. (angenommen.) 
ge $. 137 Unterantrag zum Untrage 
T.. 8; 
— „keinesfalls“ zu ſetzen: „überhaupt 
nicht“; 
2. das Wort „darauf“ in Zeile 3 zu 
ſtreichen; 
3. das Wort „dann“ in Zeile 4 zu ſtreichen. 
(angenommen.) 
Den Abſatz 4 bes 8. 137 nad) der Vorlage 
wieberherzuitellen mit der Einſchaltung in 
der dritten Beile Hinter „jind” „auf ihren 
Antrag”. (abgelehnt.) 


— 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 





8. 137. 


Arbeiterinnen dürfen in Fabriken 
nicht in der Nachtzeit von 81/, Uhr 
Abends bis 51/, Uhr Morgens und 
am Sonnabend fowie an Borabenden 
der Feſttage nicht nad 5/, Uhr 
Nachmittags beichäftigt werden. 

Die Beihhäftigung von Arbei— 
terinnen über —** Jahre darf 
die Dauer von elf Stumden täglich, 
an den Borabenden der Sonn- 
und Feittage von zehn Stunden, 
nicht überjchreiten. B 

Zwiſchen den Arbeitsftunden muß 
den Mrbeiterinnen eine mindejtens 
einjtündige Mittagspaufe gewährt 
werden. 


Wöchnerinnen dürfen während vıer 
Wochen nad ihrer Niederkunft 
überhaupt nidıt und während 
der folgenden zwei Wochen 
nur beichäftigt werden, wenn Das 
Zeugnik eines approbirten 

rztes Dies für zuläjfig erflärt. 


Reſolution. 

Die verbündeten Regierungen zu 
erſuchen, mit der Friſt des F. 137 
Abſatz 5 die Friſt des 8.20 Nr. 2 
bes Krankenverfiherungsgejeßes bei 
nächſter Revijion dejfelben in Ueber- 
einftimmung zu jegen. 


. 138. 

Sollen — ober jugend⸗ 
lie Arbeiter in Fabriken beſchäftigt 
werben, jo hat der Arbeitgeber vor 
dem Beginn der Beihäftigung ber 
Ortöpolizeibehörde eine jchriftliche 
Anzeige zu machen. 

In der Anzeige find die Fabrik, 
die Wocentage, an welchen die Be: 
Ihäftigung jtattfinden fol, Beginn 
und Ende der Arbeitszeit und der 
Baufen, jowie die Art der Beichäftt- 
gung anzugeben. Eine Menderung 
hierin darf, abgejehen von Verſchie— 
bungen, welche durch Eriegung be: 
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fegung behinderter Arbeiter für 
einzelne Arbeitsichichten nothwendig 
werden, nicht erfolgen, bevor eine 
entiprechende weitere Anzeige ber 
“ Behörde gemacht ift. 

In jeder Fabrik hat der Arbeit: 
geber dafür zu forgen, daß in den 
Fabriträumen, in welden jugend— 
liche Arbeiter bejhäftigt werden, 
an einer in bie Augen fallenden 
Stelle ein Verzeichniß der jugend- 
lihen Arbeiter unter Ungabe ihrer 
Arbeitstage, Jowie des Beginns und 
Endes ihrer Arbeitszeit und der 
Due ausgehängt ift. Ebenjo hat 

dafür zu forgen, daß in den 
—— Räumen eine Tafel aus- 
gehängt ift, weldje in der von ber 
entralbehörde zu  bejtimmenden 
fung und im deutlicher Schrift 
einen Auszug aus den Beitimmungen 
über die Beihäftigung jugendlicher 
Arbeiter enthält. 


Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Vorlage. 


ſetzung eek Arbeiter für 
einzelne Arbeitsſchichten nothwendig 
werden, nicht erfolgen, bevor eine 
entſprechende weitere Anzeige der 
Behörde gemacht iſt. In jeder 
Fabrik hat der Arbeitgeber dafür 
zu ſorgen, daß in den Fabrik— 
räumen, in welchen jugendliche 
Arbeiter beſchãftigt werden, an 
einer in die Augen fallenden Stelle 
ein Berzeihniß der jugendlichen 
Arbeiter unter Angabe ihrer Arbeits: 
tage, jowie des Beginns und Endes 
ihrer Arbeitözeit umd der Pauſen 
ausgehängt iſt. Ebenfo hat er dafür 
zu jorgen, daß in den bezeichneten 
Räumen eine Tafel ausgehängt iſt, 
welche in der von der Zentralbe- 
hörbe zu bejtimmenden Fafiung und 
in deutlicher Schrift einen Auszug 
aus den Bejtimmungen über bie 
Beichäftigung von Arbeiterinnen und 
Dede Arbeitern enthält. 


S. 138». (Nen.) 

Wegen außergemwöhnlicher Häu— 
fung der Arbeit fann auf Antrag 
des Wrbeitgebers die untere Ber: 
waltungsbehörde auf die Dauer von 
vierzehn Tagen die Beichäftigung 
von. Arbeiterinnen über jechszehn 
Jahre bis zehn Uhr Abends an 
den Wocdentagen außer Sonnabend 
unter der Vorausſetzung geftatten, 
daß die tägliche Arbeitszeit dreizehn 
Stunden nicht überfchreitet. Inner: 
halb eines ——— hres darf die 
Erlaubniß einem Ärbeitgeber für 
mehr als vierzig Tage nicht ertheilt 
werden. Der Antrag ift ſchrifilich 
zu ftellen und muß den Grund, 
aus weldem die Erlaubniß beans 
tragt wird, die Zahl der in Betracht 
tommenden Arbeiterinnen, das Maß 
der längeren Beſchäftigung, ſowie 
den —— angeben, für welchen 
dieſelbe ſtattfinden ſoll. Der Beſcheid 
auf den Antrag iſt binnen drei 
Tagen ſchriftlich zu ertheilen. Gegen 
die Berfagung der Erlaubniß jteht 
die Beichwerde an die vorgelegte 
Behörde zu. 





Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 


1. 3m $. 138a in der 6. Zeile ftatt „Ar- 
beilerinnen“ zu jegen: „unverheirathete Ar- 
beiterinen”. (abgelehnt.) 


2. Im $. 138a Abſatz 1: 
a) in Zeile 7 anjtatt „zehn Uhr” zu ſetzen: 
neuneinhalb Uhr“ und 
b) in Seile 10/11 anftatt „dreizehn Stunden“ 
zu ſetzen: „zwölf Stunden”. 
(ad a abgelehnt.) 
(ad b angenommen.) 
3. Eventuell im Fall der Ablehnung des Ans 
trags Nr. 2: 
Im $. 138 Abſatz 1 Zeile 11 Hinter 
„breigehn Stunden“ einzufchalten: „für 
verhetrathete Arbeiterinnen zwölf —— 
gegogen 
4. Im 8. 1384 Zeile 14 die Worte „AO Tage“ 
bis zum Schluß des Sapes zu ftreichen und 
ftatt deſſen zu feßen: 

„60 Tage und nur dann ertheilt werben, 
wenn biejelbe in der Weije ausgeglichen 
wird, daß immerhalb eines Jahres ber 
Durdichnitt der auf eine Woche fallenden 
Arbeitszeit 64 Stunden nicht überfteigt." 

(abgelehnt.) 

5. Im $. 138a Mbjag 1 Beile 1“ Kr fagen 

ftatt „uiergig": „lechszig“. gelehnt.) 

6. Im $. 138a in ber viertleßten Bat binter 
„Iagen“ J ſeten: 

„und gegen ben Ausweis ſchriftlich zu 
erflären, daß an mindeſtens ebenjoviel 
Tagen um die gleihe Anzahl von Stunden 
weniger wie elf Stunden pro Arbeitstag 
gearbeitet worden ift bezw. werden joll“. 

(zurüdgezogen.) 
T- er * 1 bes $. 1884 — 
der beſchwerdeführende Arbeitgeber 


Fe einer Berufsgenofjenihaft, jo iſt 
hören.“ 
ruͤckgezogen.) 


dieſe vor der Entſcheidung 








Reichstag. Aktenftüd Nr. 





Beſchlüſſe 1. Lelung. 


$. 138. 

Wegen außergewöhnlicher Häufung 
der Arbeit kann auf Antrag des 
Arbeitgebers die untere Verwaltungs⸗ 
behörde auf die Dauer von vierzehn 
Tagen die Beſchäftigung von Ar— 
beiſerinnen über ſechszehn Jahre 
bis zehn Uhr Abends an den 
Wochentagen außer Sonnabend unter 
der Borausjegung gejtatten, daß bie 
tãgliche Arbeitszeit zwölf Stunden 
nicht überfchreitet. Innerhalb eines 
Kalenderjahres darf die Erlaubnif 
einem Wrbeitgeber für mehr als 
vierzig Tage nicht erteilt werden. 
Der Antrag ift fchriftlich zu ftellen 
und muß den Grund, aus welchem 
die Erlaubniß beantragt wird, Die 
Zahl der in Betradht kommenden 
Arbeiterinnen, daß Maß der längeren 
Beichäftigung, ſowie den Zeitraum 
angeben, für welchen diejelbe ftatt- 
finden fol. Der Beſcheid auf den 
Antrag iſt binnen drei Tagen ſchrift⸗ 
lich zu ertheilen. Gegen die Ver— 
fagung der Erlaubnif ftcht die Bes 
ſchwerde an die vorgejehte Behörde 
zu. 





190. 
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AbänderungssAnträge zur 2. Leſung. 


1. Im 8. 138a Sap 1 anftatt „zwölf® zu 
jepen: „dreizehn“. (angenommen.) 

2.3 m $. 138a dem 2. Satze zugufügen: 
„Für eine vierzehn Tage überichreitende 
Dauer und für mehr als vierzig Tage im 
Jahr kann die gleiche Grlaubuih nur von 
ber höheren Verwaltungsbehörde und nur 
dann ertheilt werden, wenn die Arbeitszeit 
jo geregelt wird, daß ihre tägliche Dauer 
im Jahresdurchſchnitt elf Stunden nicht 
überjchreitet. (angenommen.) 

3. Unter-Antrag zum Antrag Nr. 2: 

—— „Ruhezeit“ einzufchalten: „für den 
etrieb oder die betreffende Abtheilung 
bes Betriebes“, 

4. Unter-Antrag zum Antrag 
Hinter ee a fortzufahren: 
„die gejegliche regelmäßige Arbeitszeit nicht 
überjchreitet”. (angerrommen.) 

5. Dem Antrag Nr. 2 Hinter „11 Stunden” hin- 
zuzufügen: 

„beziehungsweiſe am Sonnabend und an 
den Tagen vor den anerkannten Seltagen 
10 Stunden”, (abgelehnt.) 

6. Abſatz 1 im vorlegten (vierten) Safe hin— 
zugufügen Hinter „ber Beſcheid“: „der 
unteren Verwaltungsbehörde”. 


(angenommen.) 
7. Im $. 138a Abſatz 3 

a) das Wort „Sonnabend” zu erfeßen durch 
„an Sonnabenden und Borabenden von 
Feſttagen“, 

b) die Worte „für mehr als vierzig Tage 
innerhalb eines Kalenderjahres” zu er— 
jegen duch „über 81, Uhr Abends 
inaus“. (angenommen.) 


(angenommen) 
Nr. 5: 


8. Im $. 138a Abſatz 3 die Worte „und zum 
Beſuch einer Fortbildungsichule nicht ver: 
(abgelehnt.) 


pflichtet find“ zu ftreichen. 


Beihlüfe 2. Leſung. 


—— Arbeiter für einzelne Ar— 
eitsſchichten nothwendig werden, 
nicht erfolgen, bevor eine entſprechende 
weitere Anzeige der Behörde ge 
macht iſt⸗ Im jeder Fabrik hat der 
Arbeitgeber dafür zu jorgen, daß in 
den Fabrikräumen, in welchen jugend 
liche Arbeiter bejchäftigt werden, an 
einer in die Augen fallenden Stelle 
ein Verzeichniß der jugendlichen Ar- 
beiter unter Angabe ihrer Wrbeits- 
tage, ſowie des Beginns und Endes 
ihrer Mrbeitszeit und der Pauſen 
ausgehängt if. Ebenfo hat er da= 
für zu forgen, daß in den bezeid)- 
neten Räumen eine Tafel ausgehängt 
it, weldde in der von ber dei 
behörde zu beftimmenden Faſſung 
und in deutlicher Schrift einen Aus— 
zug aus den Beltimmungen über 
die Beihäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern enthält, 


$. 138a. (Nen.) 

Wegen außergewöhnlicher Häufung 
der Arbeit kann auf Antrag bes 
Arbeitgebers die untere Verwaltungs: 
behörde auf die Dauer von vierzehn 
Tagen die Beſchäftigung von Ars 
beiterinnen über ſechszehn Jahre bis 
zehn Uhr Abends an den Mochen- 
tagen außer Sonnabend unter ber 
Vorausjegung geitatten, daf die tägs 
liche Arbeitszeit dreizehn Stunden 
nicht überjchreitet. Innerhalb eines 
Kalenderjahres darf die Erlaubnif 
einem Mrbeitgeber für mehr als 
vierzig Tage nicht ertheilt werben. 

Für eine vierzehn Tage über⸗ 
fchreitende Dauer und für mehr 
als vierzig Tage im Jahre kann 
Die ei Grlanbnig nur von 
der höheren Berwaltungäbe: 
hörde und nur dann ertheilt 
werden, wenn die Arbeitszeit 
für den Betrieb oder Die be: 
treffende Abtheilung ded Be 
triebes jo geregelt wird, daß 
ihre tägliche Dauer im Jahres: 
Durchichnitt Die regelmähige ge- 
he Arbeitszeit nicht über- 
breitet, 


Der Antrag ift fchriftlich zu ftellen 
und muß den Grund, aus welchem 
die Erlaubniß beantragt wird, Die 
geh! der in Betracht kommenden 

rbeiterinnen, das Maß der länge: 
ren Beichäftigung, ſowie den Hi 
raum angeben, für welchen diejelbe 
ftattfinden. fol. Der Beſcheid der 
unteren WBerwaltungsbehörde 
auf den Antrag ift binnen Drei 
Tagen jchriftlich zu ertheilen. Gegen 
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Bejtehendes Gejep. 


$. 139. 

Wenn Naturereigniffe oder Uns 
glücksfälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, jo 
fönnen Wusnahmen von den im 
$. 135 Abſatz 2 bis 4 und im $. 136 
vorgejehenen Beichränkungen auf Die 
Dauer von vier Wochen durch Die 
höhere Bermwaltungsbehörde, auf 
län if durch den Reichslanzler 
nadgelajien werden In dringens 
den Fällen folder Art, fowie zur 
Verhütung von Unglüdsfällen kann 
die Ortspolizeibehörde, jedoch höch— 
ftens auf die Dauer von vierzehn 
Tagen, ſolche Ausnahmen geftatten. 


Wenn die Natur des Betriebes 
oder Nüdfihten auf die Arbeiter in 
einzelnen Fabriken es erwünjcht ev: 
ſcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit 
der jugendlichen Urbeiter in einer 
anderen als der durd) $. 136 vor: 
gejehenen Weife geregelt wird, jo 
fan auf befonderen Antrag eine 
anderweite Regelung hinfichtlich der 
Baufen durch Die höhere Ber: 
waltungsbehörde, im übrigen durch 
den Reichskanzler geftattet werden. 
Jedoch dürfen in joldhen Fällen die 
jugendlichen Arbeiter nicht länger 
als ſechs Stunden beichäftigt werden, 
wenn zwijchen den Arbeitsftunden 
nicht Baufen von zufammen minde— 
ſtens einftündiger Dauer gewährt 
werben. 





Reichstag. Altenftüd Nr. 190. Bericht der achten Rommiffion.) 


Borlage. 


Die untere Berwaltungsbehörde 
hat über die Fälle, in welchen bie 
Erlaubniß ertheilt worden ift, ein 
Verzeihniß zu führen, in welches 
der Name des Mrbeitgeberd und 
die für den jchriftlichen Antrag vor: 
ejchriebenen Angaben einzutragen 
ind 


Die untere Verwaltungsbehörde 
kann die Beihäftigung von Ars 
beiterinnen über ſechszehn Jahre, 
welche fein Hausweſen zu bejorgen 
er und zum Beſuch einer Fort⸗ 

ildungsichule nicht verpflichtet find, 
bei den im $. 105« Abſatz 1 unter 
Biffer 2 und 3 bezeichneten Arbeiten 

onnabend Nachmittags nad) 5’, 
Uhr gejtatten. Die Erlaubniß ift 
fchriftlich zu ertheilen, vom Arbeit 
geber zu verwahren. 


$. 139. 

Wenn Naturereigniffe oder Un— 
alüdsfälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen Haben, jo 
fönnen Musnahmen von den in SS. 
135 Abſatz 2 bis 4, 136, 137 
Abſatz 1 bis 3 vorgejehenen Be— 
ihränfungen auf die Dauer von 
vier Wochen durch die höhere Ver— 
waltungsbehörde, auf längere Zeit 
durch den Neid;slanzler zugelafien 
werden, In dringenden Fällen 
folder Art, ſowie zur Verhütung 
von Unglüdsfällen kann die untere 
Berwaltungsbehörde, jedoch höchſtens 
auf die Dauer von vierzehn Tagen, 
ſolche Ausnahmen geftatten. 


Wenn die Natur des Betriebes 
oder Rüdfihten auf die Arbeiter 
in einzelnen Fabrilen e8 erwünjcht 
erjcheinen lajfen, daß die Arbeits- 
zeit der Arbeiterinnen oder jugend: 
lichen Arbeiter in einer anderen als 
der durch 88. 136 und 137 Abjap 
1 und 3 vorgeiehenen Weile ge- 
regelt wird, jo kann auf befonderen 
Antrag eine andermweite Regelung 
infichtlih der Paufen durch Die 
öhere VBerwaltungsbehörde, im 
übrigen durch den Reichskanzler ges 
jtattet werben. Jedoch dürfen in 
ſolchen Fällen die jugendlichen 
Arbeiter nicht länger als ſechs 
Stunden kr werden, wenn 
zwiſchen den Mrbeitsftunden nicht 


Pauſen von zufammen mindeftens 
einstündiger Dauer gewährt werben. 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


8. Im $. 138a legten Abjag in Zeile 10 vor 
„geitatten“ einzufchalten: 
„jedoch nicht für mehr als 40 Tage 
innerhalb eines Kalenderjahres,”. 
(angenommert.) 


1. Im $. 139 Abſatz 1, 6. Zeile, ſtatt „Mb: 
jap 1 bis 3* zu feßen: „Abſatz 1 bis 4“. 
angenommen.) 
2. 3m $. 139 Abſatz 2 ftatt der Worte: „137 
Abſaß 1 und 3“ zu feßen: 
„137 Abſatz 1, 3 und 4”. (angenommen.) 
3. Bufaß zu $. 139 Abjap 2: 
„Für Arbeiterinnen darf auch in jolden 
Fällen die Arbeitszeit nicht über 12 Stumden 
verlängert werden.“ (zurüdgezogen.) 
4. Im $. 139 Abſatz 2 im legten Satz zujegen: 
„Für Arbeiterinnen finden auch in ſolchen 
Fallen die Beftimmungen des $. 1385 
Abfap 1 Anwendung."  (surüdgezogen.) 














Beihlüfle 1. Leſung. 





Die untere Verwaltungsbehörbe 
dat über die Fälle, in welchen die 
Erlaubniß ertheilt worden ift, ein 
Verzeihniß zu führen, in weldes 
der Name des Arbeitgebers und die 
für den jchriftlichen Antrag vorges 
jchriebenen Angaben einzutragen 
find. 

Die untere Verwaltungsbehörde 
kann Die Beichäftigung von Ar— 
beiterinnen über jechszehn Jahre, 
welche fein Hauswejen zu bejorgen 
—— und zum Beſuch einer Foͤrt⸗ 
ildungsſchule nicht verpflichtet find, 
bei den im $. 1050 Abſatz 1 unter 
Ziffer 2 und 3 bezeichneten Ar— 
beiten Sonnabend Nachmittags nad) 
51/5, Uhr, jedoch nicht für mehr als 
vierzig Tage innerhalb eines Ka— 
Ienderjahres, gejtattn. Die Er: 
laubniß iſt ſchriftlich zu ertheilen, 
vom Arbeitgeber zu verwahren. 


g. 139. 

Wenn Naturereigniſſe oder Un— 
glücksfälle den regelmäßigen Betrieb 
einer Fabrik unterbrochen haben, 
jo können Ausnahmen von den in 
SS. 135 Abſatz 2 und 3, 136, 137 
Abjap 1 bis 4 gg ei Be⸗ 
ſchränkungen auf die Dauer von 
vier Boden durch die höhere Ber- 
waltungsbehörbe, auf längere F 
durch den Reichskanzler zugelaſſen 
werden. In dringenden Fällen 
ſolcher Art, ſowie zur Verhütung 
von Unglücksfällen kann die untere 
Verwaltungsbehörde, jedoch höchſtens 
auf die Dauer von vierzehn Tagen, 
ſolche Ausnahmen gejtatten. 


Wenn die Natur des Betriebes 
oder Rückſichten auf die Arbeiter in 
einzelnen Fabriken es erwünſcht er 
icheinen laſſen, daß die Arbeitszeit 
der Arbeiterinnen oder jugendlichen 
Arbeiter in einer anderen als der 
durch 88. 136 und 137 Abſatz 1,3 
und 4 vorgejehenen Weife geregelt 
wird, jo kann auf befonderen An— 
trag eine anderweite Regelung hin— 
fihtlich der Pauſen durch die höhere 
Verwaltungsbehörde, im übrigen 
dburh ben Neichstanzler geitattet 
werden. Jedoch dürfen in ſolchen 
Fällen die jugendlichen Arbeiter 
nicht länger als jehs Stunden be— 
Ichäftigt werben, wenn zwiſchen den 
Arbeitsftunden nicht Pauſen von 
zuſammen mindeſtens einſtündiger 
Dauer gewährt werden. 


Reichstag. Aktenftüd Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 
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Abänderungs= Anträge zur 2. Leſung. 


Redaktionell. 

Im Abſatz 1, Zeile 6, jtatt „1 bis 4” zu 
feßen: „1 bis 3"; ım Abjag 2, Zeile 7/8 ſiatt 
„Abjaß 1, 3 und 4“ zu jegen: „Abſatz 1 und 3”, 

(angenommen.) 








Beichlüffe 2. Lejung. 


die Berfagung ber Erlaubniß fteht 
die Beſchwerde an die vorgejeßte 
Behörde zu. 

ie untere Berwaltungsbehörde 
hat über die Fälle, in welchen die 
Erlaubniß ertheilt worden ift, ein 
Verzeichniß zu führen, in welches 
ber Name des Arbeitgebers und 
die für den jchriftlichen Antrag vor— 
geichriebenen Angaben einzutragen 
jind. 

Die untere Verwaltungsbehörde 
kann die Beihäftigung von Arbeite- 
rinnen über ſechszehn Jahre, welche 
fein Hauswefen zu beforgen haben 
und zum Beſuch einer Fortbildungs- 
ſchule nicht verpflichtet find, bei den 
im $. 105e Abjag 1 unter Ziffer 2 
und 3 bezeichneten Arbeiten am 
Sonnabenden - —— 
von Angers me adymitiags na 
5'/, Uhr, jedoch nicht über 8), 
Uhr Abends hinaus, geftatten. 
Die Erlaubniß ift Kriflich zu ers 
teilen und vom Mrbeitgeber zu ver: 
wahren. 


$. 139. 

Wenn Naturereigniffe oder Un— 
glüdsfälle den regelmäßigen Be— 
trieb einer Fabrik unterbrochen 
haben, jo können Ausnahmen von 
den in 88. 135 Abjap 2 und 8, 
136, 137 Abſaß 1 bis 3 vorge- 
fehenen Beidhränfungen auf Die 
Dauer von vier Wochen durch die 
en Verwaltungsbehörde, auf 
ängere Zeit durch den Neichstanz- 
ler zugelaffen werden. In dringen- 
den Fällen foldyer Art, fowie zur 
Verhütung von Unglüdsfällen kann 
die untere Verwaltungsbehörde, 
jedoch höchſtens auf die Dauer von 
vierzehn Tagen, folde Ausnahmen 
gejtatten. 

Wenn die Natur des Betriebes 
ober Rüdfichten auf die Arbeiter in 
einzelnen Fabriken e8 erwünſcht er- 


- fcheinen laſſen, daß die Arbeitszeit 


der Arbeiterinnen oder jugendlichen 
Arbeiter in einer anderen als der 
durch 88. 136 und 137 Abſatz 1 
und 3 vorgejehenen Weife geregelt 
wird, jo kann auf befonderen An— 
trag eine andermweite Regelung hin- 
fichtlich der Pauſen durch die höhere 
Verwaltungsbehörde, im übrigen 
dur den Reichskanzler yeitattet 
werden. Jedoch dürfen in jolden 
Fällen die jugendlichen Arbeiter 
nicht länger als ſechs Stunden be= 
ichäftigt werden, wenn zwijchen den 
Urbeitsftunden nicht Kaufen von 


zufammen mindeftens einjtündiger 
Dauer gewährt werden. 





Beitehendes Gefep. 


Die auf Grund voritehender Be 
ftiimmungen zu treffenden Ver— 
fügungen mäffen ſchriftlich erlaffen 
werben, 

. 139a. 

Durch Beſchluß des Bundesraths 
fann die Verwendung von jugend: 
lichen Arbeitern fowie von Arbeite— 
rinnen für gewiſſe Fabrikations— 
zweige, welche mit bejonderen Ge— 
fahren für Geſundheit oder Sittlidh- 
feit verbunden find, gänzlich unters 
fagt odervon befonderen Bedingungen 
abhängig gemacht werden. Ins— 
bejondere kann für gewiſſe Fabri— 
kationszweige die Nachtarbeit der 
Arbeiterinnen unterfagt werben. 

Durch Beihluß des Bundesraths 
können für Spinnereien, für Fabri— 
fen, welche mit ununterbrodhenem 
Feuer betrieben werden, oder welche 
ſonſt durch die Art des Betriebes 
auf eine regelmäßige Tag und Nadıt- 
arbeit angewiejen find, ſowie für 
ſolche Fabrilen, deren Betrieb eine 
Eintheilung in regelmäßige Arbeits- 
Ihichten von gleicher Dauer nicht 
geltattet oder feiner Natur nach auf 
bejtimmte Jahreszeiten beſchränkt ift, 
Ausnahmen von den im $. 135 
Abſatz 2 bis 4 und im $. 136 vor- 
gelehenen Beſchränkungen nach— 
gelaſſen werden. Jedoch darf in 
ſolchen Fällen die Arbeitszeit für 
Kinder die Dauer von ſechsund— 
dreißig Stunden und für junge 
Leute die Dauer von ſechszig, in 
Spinnereien von ſechsundſechszig 
Stunden wöchentlich nicht über— 
ſchreiten. 


Die durch Beſchluß des Bundes— 
raths getroffenen Beſtimmungen ſind 
dem nädhftfolgenden Reichstag vor— 
ulegen. Sie find außer Kraft zu 
En wenn ber Reichstag dies ver- 
langt. 


Reichstag. 





Borlage 





Die auf Grund vorftehender Be: 
fiimmungen zu treffenden Ver— 
fügungen müſſen ſchriftlich erlaffen 
werden, 

8. 139a. 

Der Bundesrath ift ermächtigt: 

1. die Verwendung von Arbeites 
rinnen, jowie von jugendlichen 
Urbeitern für gewiſſe Fabri— 
fationszweige, welche mit beion- 
deren Gefahren für Gefundheit 
oder Sittlichkeit verbunden find, 
gänzlich zu unterfagen oder von 
efonderen Bedingungen ab- 
bängig zu machen; 

2. die Werwendung von Ar— 
beiterinnen über ſechszehn 
Sahre in der Nachtzeit für 
gewiſſeFabrikationszweige, 
in welchen ſie bisher üblich 
war, unter den durch die 
Rückſicht auf Geſundheit 
und Sittlichkeit gebotenen 
Bedingungen zu geftatten; 

3. für Spinnereien, für Fabriten, 
welhe mit ununterbrochenem 
Feuer betrieben werben, oder 
welche jonft durch die Art des 
Betriebes auf eine regelmäßige 
Tag: und Nachtarbeit ange— 
wiejen find, fowie für ſolche 
Fabriken und Werkſtätten, 
deren Betrieb eine Eintheilung 
in regelmäßige Arbeitsſchichten 
von gleicher Dauer nicht ge— 
ftattet oder feiner Natur nad) 
auf beftimmte Jahreszeiten be— 
ſchränkt iſt, Ausnahmen von den 
in $$. 135 Abſaß 2 bis 4, 
136, 137 Abſatz 1 bis 3 vors 
geiehenen Beitimmungen nachzu— 
lajien. Jedoch darf in ſolchen 
Fällen bie Arbeitszeit für Kinder 
die Dauer von jehsundbdreißig 
Stunden, für junge Leute die 
Dauer von ſechszig, in Spins 
nereienvonvierundjedhsgzig, 
in Siegelein von neunund- 
ſechszig Stunden wöchentlich 
nicht überſchreiten. 

Die durch Beſchluß des Bundes— 
raths getroffenen Beſtimmungen find 
durch das Reichs-Geſetzblatt zu ver— 
öffentlichen. 


Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) — 





Abãnderungs⸗Antrãge zur 1. Leſung. 


1. Im F. 139a unter 1 Hinter den Worten: 
„verbunden find“ einzufchalten: „nad Ans 
hörung ber betreffenden Berufsgenofen- 
ihaft“. (zurüdgezogen.) 

=. Ziffer 2 zu ftreichen. (erledigt.) 
159a: 


2. In $. 
3. Bu $. 13 
Ziffer 2 zu ftreichen. (erledigt.) 
4. Im $. 1398 Nr. 2 die Worte: 
„in welchen fie bisher üblich war,“ 
u ftreichen. (zurücigezogen.) 
5. Biffer 3: 1. „Spinnereien“ zu ftreichen, 
(angenommen) 
2. den legten Satz mie folgt zu 
faflen: — 
„Jedoch darf in ſolchen Fällen die Arbeits— 
eit der Kinder die Dauer von 36 Stunden, 
ir junge Leute von 60 Stunden, für 
verheirathete Arbeiterinnen von 60 Stun- 
den, für unverheirathete von 66 Stunden, 
in — für letztere von 69 Stunden 
wöchentlih nicht überjchreiten und bei 
Nachtzeit nicht über 10 Stunden ftatt- 
finden; zwiſchen den Wrbeitsftunden iſt 
denſelben eine mindeftens einftündige Pauſe 
zu gewähren. (zurüdgezogen.) 
6. Unter Zurüdziehung von Nr. 53): 
Abſatz 3. Eingang „für Spinnereien“ 


u ftreichen. 

Ablap 3. Bor „Stunden“ einzuſchieben 
„für Arbeiterinnen über 16 Jahre 
von 64", 


Hinter „wöchentlich“ einzujdpieben: „bei 
Nachtzeit nicht 10 Stunden überjchreiten, 
und jind zwiſchen dieſen Arbeitsitunden 
Pauſen von zuſammen minbdeitens 1 Stunde 
zu gewähren”. angenommen.) 
7. Im $. 139a ad 3 in der erfien Zeile das 
Wort: „Spinmereien“ zu ftreihen und im 
legten Safe die Worte: „in Spinnereien 
von 64" ebenfalls zu ftreichen. 
(angenommen) 
8. 3m 8. 1394 Nr. 3 ftatt „Abſaß 1 bis 3“ 
zu ſehen: „Abſatz 1 bis 4”.  (abgelehnt.) 
9. Unter » Antrag zum Antrage Nr. 8 jtatt 
„Abſatz 1 bis 4“ zu jagen: „Abjap 2 
und 4", (zurüdgezogen.) 
10. Im $. 139a unter Abf. 3 die Dauer ber 
Arbeit in Spinnereien ftatt auf 64 auf 66 
Stunden zu bejtimmen. (zurüdgezogen.) 
11.Im $. 1394 Abſatz 1 Nr. 3 den erjten 
Sap wie folgt zu faflen: 
„Für Fabriken, welde mit ununter— 
brodjenem Feuer betrieben werden oder 
welche jonft durch die Art ihres Betriebes 
auf eine regelmäßige Tag- und Nacht: 
arbeit angewieſen find, ſowie für folche 
Fabriken und Werfftätten, deren Betrieb 
eine Eintheilung in regelmäßige Arbeits: 
ſchichten von gleicher Dauer nicht geftattet 


oder ſeiner Natur nad) auf beitinmte 





Reichstag. 


Aktenftü Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 
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Beichlüffe 1. Lejung. 
Die auf Grund vorftehender Be: 


ftimmungen zutreffenden Berfügungen 
müfjen rind erlaffen werden. 


$. 139a. 
Der Bundesrath ift ermächtigt: 
1.die Verwendung von Arbeite— 
rinnen, ſowie von jugendlichen 
Arbeitern für gemiffe Fabri— 
fationszmweige, welde mit be 
fonderen Gefahren für Gefund- 
* oder Sitilichkeit verbunden 
ind, gänzlich zu unterſagen ober 
von bejonderen Bedingungen abs 
hängig zu machen; 
für Fabriken, melde mit un- 
unterbrodyenem feuer betrieben 
werden, oder welche jonft durch 
die Art des Betriebes auf eine 
regelmäßige Tag: und Nacht 
arbeit angewieſen find, ſowie für 
ſolche Fabriken und Werfftätten, 
deren Betrieb eine Eintheilung 
in regelmäßige Wrbeitsichichten 
von gleiher Dauer nicht ges 
jtattet oder feiner Natur nach 
auf bejtimmte Jahreszeiten be— 
ſchränkt ift, Ausnahmen von den 
in 88. 135 Abſatz 2 und 3, 
136 137 Abjab 1 bis 3 vor: 
gejehenen Beltimmungen nach: 
zulaffen. Jedoch darf in ſolchen 
Fällen die Arbeitszeit für Kinder 
die Dauer von jehsundreifig, 
für Wrbeiterinnen über 16 Jahre 
von vierumdjechszig Stunden, 
für junge Leute die Dauer von 
ſechszig, in Biegeleien von vier- 
undjedhszig Stunden wöchentlich, 
bei Nachtzeit nicht zehn Stunden 
überjchreiten, und find zwiſchen 
dieſen Wrbeitsjtunden Baufen 
von zufammen mindejtens einer 
Stunde zu gewähren. 


o 


Die durch Beſchluß des Bundes: 
rathes getroffenen Bejtimmungen 
find burd) das Reichs-Geſetzblatt zu 
veröffentlichen und dem Reichstage 
fpäteftens in der nächſten Seffion 
vorzulegen. 


1. 


Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


8. 139 a als Ziffer 2a beizufügen: 


2. a) für Spinmereien Ausnahmen von der 


2. 


= 


4. 


Beitimmung des $. 135 Abſatz 3 zu= 
zulaffen, mit der Mafgabe, dab die 
Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit der 
jungen Leute vierundjehszig Stunden 
nicht überfchreiten darf. (abgelehnt) 
$. 139 Ziffer 2 (3 ber Kommiſſionsbe— 
Ihlüffe) wie folgt zu faffen: 
„für Fabriken, welche mit ununterbrocdhenem 
feuer betrieben werben, oder weldye jonft 
durch die Art des Betriebes auf eine regel- 
mäßige Tag: und Nachtarbeit angewiejen 
find, ſowie für foldhe Fabriken und Wert: 
ftätten, deren Betrieb eine Eintheilung in 
regelmäßige Arbeitsihichten von gleicher 
Dauer nicht geitattet oder feiner Natur 
nah auf bejtimmte Jahreszeiten beichräntt 
ift. Ausnahmen von den in 88. 135 Ab» 
fah 2 und 3, 136, 137 Ablak 1 bis 3 
vorgejehenen Bejtimmungen für das Ge 
biet des Reichs oder für örtlich begrenzte 
Bezirke nachzulafjen. 

In den Fällen zu 2 darf die Dauer der 
wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder 
36 Stunden, für junge Leute in Ziegeleien 64, 
übrigens 60, für Arbeiterinnen 64 Stunden 
nicht überjchreiten. Die Nachtarbeit darf 
in zwei Wochen die Dauer von 60 Stunden, 
in 24 Stunden die Dauer von 10 Stunden 
nicht überjchreiten und muß in jeder Schicht 
durch Pauſen in der Gejammtdauer von 
mindejtens einer Stunde unterbrodyen fein. 

Die durch Beſchluß u. ſ. w.“ 

angenommen.) 
. Unter-Antrag zum vorftehenden Antrage. 

Hinter „Ziegeleien" jtatt „64” zu feßen 
„69” und Hinter „Wrbeiterinnen” einzus 
ſchieben „in Biegeleien 69, übrigens". 

(angenommen.) 
UntersAntrag zum Antrage Nr. 2. 
Für den Fall der Annahme des Abjapes 1 
des Antrages Nr. 2 die Worte: 


a) und MWerkjtätten, 
b) „für das Gebiet des Reichs oder für ört— 


lich begrenzte Bezirke” zu ftreichen. 
(angenommen.) 


5. Den Schlußſatz bes $. 139 a im folgender 
Faſſung anzunehmen: 


„Die durch Beſchluß des Bundesraths 
etroffenen Beitimmungen können auf Zeit 
Fir das Gebiet des Reiches oder für be= 
grenzte Bezirke erlajlen werden und find 
durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffent 
lichen und dem Reichstage in ber nächſten 
Seſſion vorzulegen.“ (angenommen.) 


Altenftüde zu den Berhandlungen des Neichatages 1890/91. 


Beihlüffe 2. Lefung. 


Die auf Grund vorjtehenber 
Beftimmungen zu treffenden Ver— 
fügungen müſſen fchriftlich erlaflen 
werden. 

$. 139. 

Der Bundesrath ift ermächtigt: 
1. die Verwendung von Arbeiterin- 

nen, jomwie von jugendlichen Ar— 

beitern für gewiſſe Fabrilations⸗ 
zweige, welche mit befonderen 

Gefahren für Gejundheit oder 

Sittlichfeit verbunden find, gänz— 

lich zu unterjagen oder von be= 

fonderen Bedingungen abhängig 
zu machen; 

2. für Fabriken, welche mit ununter⸗ 
brodhenen feuer betrieben wer- 
den, oder welche ſonſt durch Die 
Art des Betriebes auf eine regel- 
mäßige Tag: und Nadhtarbeit 
angeriejen Kb, ſowie für jolche 
abrifen, deren Betrieb eine 
else in regelmäßige Ur: 
beilsſchichten von gleicher Dauer 
nicht geftattet oder feiner Natur 
nad) auf bejtimmte Jahreszeiten 
beihräntt ijt, Ausnahmen von 
den in 88. 135 Abſatz 2 und 3, 
136, 137 Abſatz 1 bis 3 vor: 
gejehenen Beſtimmungen nachzu⸗ 
laſſen. 

In den Fällen zu 2 darf 
die Dauer der wöchentlichen 
Arbeitszeit für Kinder jedhs=] z... 
— Stunden, für junge gafung 
Leute jchszig, für WUrbeites! heat. 
rinnen vierundfechszig, im] 
Biegeleien für junge Lente|wiie 
und WUrbeiterinnen neun: 
undjechdzig Stunden nicht 
übericpreiten.. Die Nachtarbeit 
Darf in zwei Wochen die Dauer 
von jechäzig Stunden, in vier: 
undzwanzig Stunden Die Dauer 
von zehn Stunden nicht über: 
fchreiten und muß in jeder 
Schicht durch Pauſen in der 
Gejammtdaner von mindeitend 
einer Stunde unterbrochen fein. 


Die durch Beſchluß des Bundes— 
raths getroffenen Beſtimmungen 
sind zeitlich zu begrenzen und 
können auch für bestimmte Bes 
— erlaſſen werden. Sie ſind 
urch das Reichs-Geſetzblatt zu ver— 
öffentlichen und dem Reichstage 
bei seinem nächsten Zusammentritt 
zur Keuntnissnahme vorzulegen. 
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Beftehendes Geiep. 


8. 1896. 

Die Aufficht über die Ausführung 
ber Beltimmungen ber $$. 135 
bis 139a, fomwie bes $. 120 Ab— 
lag 3 in feiner Anwendung auf Fa— 
brifen ift ausfchließlich ober neben den 
orbentlihen Bolizeibehörben bes 
fonderen, von ben Landesregieruns 
gen zu ernennenden Beamten zu 
übertragen. Denfelben jtehen bei 
Ausübung diefer Auffiht alle amt- 
lichen Befugniſſe der Ortspolizeibe- 

hörben, insbejondere das Recht zur 
en Nevifion der Fabriken 
zu. Site find, vorbehaltlich der Anz 
zeige von Gejegwidrigkeiten, zur Ges 
—— der amtlich zu ihrer 
enniniß — Geſchaͤfts⸗ und 
Betrieböverhältniffe der ihrer Re 
vifion umterliegenden Fabrilen zu 
verpflichten. 

Die Drbnung der Zuftändigfeits- 
verhältnifie geilen dieſen Beamten 
und den ordentlichen Polizeibehörben 

bleibt ber verfafjungsmäßigen Re 
elung in ben einzelnen Bundes— 
H aaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben 
Jahresberichte über ihre amtliche 
Thätigkeit zu erftatten. Dieje Jahres: 
berichte oder Auszüge aus denjelben 
find dem Bundesrathund dem Reichs⸗ 
tag vorzulegen. 

Auf Antrag der Lanbesregierungen 
kann für ſolche Bezirke, in welden 

Fabrilkbetriebe gar nicht oder nur in 
get gem Umfange vorhanden find, 

urch Beichluß bes Bundesraths von 
der Anftellung bejonderer Beamten 
abgejehen werden. 

Die auf Grund der Bejtimmungen 
ber 88. 135 bis 139a, fowie des 


Reichstag. 


Altenſtũck Nr. 190. 


(Bericht der achten Kommiffion.) 








Borlage. 
V. Auffidt. 
$. 18306. 
Die Aufficht über die Ausführung 
ber Beftimmungen ber 88. 105a 
105b Abſatz 1, 105e bis 108g, 


120u bis 120e, 134 bis 139a iſt 
ausjchließlich oder neben den ordent⸗ 
lihen Polizeibehörden beſonderen 
von ben Landesregierungen zu ers 
nennenben Beamten zu übertragen. 
Denfelben ftehen bei Wusübung 
biefer Auffiht ale amtlichen Be- 
ugniffe der Drtspolizeibehörben, 
insbefonbere das Recht zur jeder 
zeitigen Revifion der Anlagen zu. 
Sie find, vorbehaltlich ber Anzeige 
von Gejepwidrigkeiten, zur Geheims 
haltung ber amtlich zu ihrer Kennt« 
niß gelangenden Geſchäfts- und Be— 
triebsverhälmmiffe der ihrer Revifion 
unterliegenden Anlagen zu vers 
pflichten. 

Die Ordnung der Zuftändigfeits: 
verhältniffe zwiſchen diefen Beamten 
und ben ordentlichen Polizeibehörs 
ben bleibt der verfaſſungsmäßigen 
Negelung in ben einzelnen Bundes⸗ 
Raaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten Haben 
* resberichte über es amtliche 

tigkeit zu erftatten. Diefe Jahres: 
Sie oder Auszüge aus benfelben 
find? dem Bundesrath und bem 
Reichstag vorzulegen. 


Die auf Grund der Beftimmungen 
der $$. 105a bis 105g, 120a bis 





an zur 1. Leſung. 


Sahreszeiten . it, Ausnahmen 
von ben in ap 2 bis 4, 186, 
137 Abfap 1 —* 4, für Spinnereien von 
ben in 8. 135 Abfag 3 vorgefehenen 
Beftimmungen nachzulaſſen. (a Dgeleänt.) 
12. Unters-Antrag zum Antrag 
„In ber vorlegten Zeile rar — — gi 
zu feen: „und $. 137, Abjap 4". 

3. 3m $. 138 Se für Bi een hai 
1 a r Ziegeleien jtatt 
69" mur 64“ Stunden zu —— 

(angenommen.) 

14. Den letzten Abjag von $. 1398 zu faſſen 
„Die durch Beſchluß des Bunbesraths 
etroffenen Beitimmungen find bem nächſt⸗ 


jr enben Reichstag v — Sie ſind 
außer Kraft zu fegen, w . Reichsta 
dies verlangt.“ nt) 


(abgeleh 
15. 139 legten Abſatz b 
be —2 u ag de 
nächſten Seffion vorzulegen.“ 
(angenommert.) 


1. Im h 1396 Abjag 1 Zeile P als 2. Sag 
einzujchalten: 
„Diefelben dürfen weder mit anderen amt⸗ 
lien Funktionen befaßt, noch bei gewerb- 
lichen — — in irgend welcher 
Art betheiligt ſein.“ (zurüdgezogen.) 
2. Antrag 1 wie folgt zu faffen: 
„Diejelben dürfen weder mit, ihrem Wir: 
kungskreiſe fremden Aufgaben befaßt, noch 
bei der Leitung, Vertretung oder geichäft- 
lihen Beauflihtigung gewerblicher Unter: 
nehmungen betheiligt ſein.“  (abgelehnt.) 
3. Abſatz 1 — 14 als 4. Sat einzuſchalten: 
„Sie e en ferner das Recht, Unternehmer, 
Betriebsbeamte und Arbeiter der ihrer Auf: 
fiht unterjtellten Betriebe zu vernehmen 
und zur Durdhführung ber erwähnten 
Gejepesbeitimmungen in dringenden Fällen 
polizeiliche Strafmandate zu erlaffen.“ 
(abgelehnt.) 
4. zn —* 3 die Worte nach „vernehmen“ 
— (erledigt.) 
5. Dem 33 1306 Abjap 2 folgende Faſſung 
"die Drb der Zuftändigfeits 
„Die Ordnung der AZuftändigfeitsverhält- 
niffe diefer Beamten bleibt der verfaffungs- 
—— Regelung durch das —* vor⸗ 
ehalten.“ (abgelehnt.) 
6. Dem $. 1395 als Abſatz beizufügen: 

„Die Arbeitgeber find ferner verpflichtet, den 
genannten Beamten ober der Bolizeibehörbe 
in ben dafür fefigejepten Friſten und Formen 
diejenigen Mittheilungen über die Verhält- 
—* ihrer Arbeiter zu machen, welche vom 

Bundesrath oder von ber Landes⸗Zentral⸗ 
behörde vorgeichrieben werben.“ 

(angenommen.) 
7. a) In der 2. Beile des Antrags Nr. 6 vor 
„Mittheilungen" das Wort „itatiftifche” 
einzufeßen; (angenommen.) 


Reichstag. Aktentüd 








Beichlüffe 1. Lefung. 


V. Auffcht. 
8. 189. 

Die Aufficht über die Ausführung 
der Beitimmungen der 868. 10a, 
105b Abfak 1, 105« bis 108g, 
120a bis 120e, 134 bis 139a ift 
ausſchließlich oder neben den orbdent- 
lihen Bolizeibehörben befonberen 
von den Lanbesregierungen zu er 
nennenben Beamten zu übertragen. 
Denjelben ftehen bei Ausübung 
dieſer Aufficht alle amtlichen Befug— 
niffe der DOrtspolizeibehörden, ins— 
bejondere das Recht zur jeberzeitigen 
Revifion der Anlagen zu. Sie jind, 
vorbehaltlich der Anzeige von Geſetz⸗ 
wibrigfeiten, zur Geheimhaltung der 
amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden 
Geſchaͤfis- und Betriebsverhaͤltniſſe 
der ihrer Reviſion unterliegenden 
Anlagen zu verpflichten. 


Die Ordnung der Zuſtändigkeits— 
verhaͤltniſſe zwiſchen dieſen Beamten 
und den ordentlichen Polizeibehörden 
bleibt der verfaſſungsmaͤßigen 
Regelung in den einzelnen Bunbes- 
ftaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben 
Jahresberichte über ihre amtliche 
Thätigkeit zu erftatten. Dieje Jahres- 
berichte oder Auszüge aus benjelben 
find bem Bundesrath und bem 
Reichstag vorzulegen. 


Die auf Grund ber Beftimmungen 
ber 88. 105a bis 105g, 120a bis 


Abänderungs- Anträge zur 2. Lefung. 


Redaktionell. 
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Beichlüffe 2. Lefung. 


V. Aufſicht. 
$. 1806. 
Die Aufſicht über die Ausführung 


Im Abſatz 1 Zeile 3 und Abſatz 4 Zeile 2 der Beſtimmungen der ® 1058, 


ftatt „$. 1058” zu ſetzen: „$. 106i“, 


105b Abjap 1, 105c bis 106i, 


(angenommen.) 120a bis 120e, 134 bis 139a ift 


ausſchließlich oder neben den ordent⸗ 
lichen Wolizeibehörden bejonderen 
von ben Landesregierungen zu er 
nennenden Beamten zu übertragen. 
Denfelben jtehen bei Ausübung 
dieſer Aufficht alle amtlichen Befug— 
nifje der Ortspolizeibehörden, ins— 
bejonbere das Recht zur jederzeitigen 
Nevifion der Anlagen zu. Sie find, 
vorbehaltlich der Anzeige von Geſetz⸗ 
widrigfeiten, zur Geheimhaltung der 
amtlich zu ihrer Kenniniß gelangenden 
Geihäfts: und Betrieböverhältmnifje 
der ihrer Revifion unterliegenben 
Anlagen zu verpflichten. 


Die Orbnung ber Juftänbigfeits- 
verhälmmifle pr Po biejen Beamten 
und ben ordentlichen Bolizeibehörben 
bleibt der verfaffungsmäßigen 
Regelung in ben einzelnen Bundes⸗ 
jtaaten vorbehalten. 

Die erwähnten Beamten haben 
Jahresberichte über 2 amtliche 
Thätigfeit zu erftatten. Dieſe Jahres⸗ 
berichte oder Auszüge aus denjelben 
find dem Bundesrath und dem 
Reichstag vorzulegen. 


Die auf Grumb ber Beſtimmungen 
ber 88. 105a bis 1051, 120a bis 
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$. 120 Abfa 3 in feiner Anwendung 
auf Fabriken auszuführenden amt 
lihen Revifionen müffen die Arbeit: 
geber zu jeder Zeit, namentlich auch 
in der Nadıt, während die Fabriken 
im Betriebe find, geitatten. 


Titel IX. 
Drtsitatuten. 


$. 142. 

DOrtsftatuten Zönnen die ihnen 
durch das Geſetz überwiejenen ge— 
werblichen Gegenſtände mit ver— 
bindlicher Kraft ordnen. Dieſelben 
werden, nach Anhörung betheiligter 
Gewerbetreibender, auf Grund 
eines Gemeindebeſchluſſes ab— 
gefaßt. Sie bedürfen der Ge— 
er der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde 


Die Zentralbehörbe ift gbetust, 
Drtsftatuten, welche mit den Ge— 
feßen in Widerſpruch ftehen, außer 
Kraft zu ſetzen. 


Reichstag. Aktenfti 


Aktenftüd Nr. 1% Nr. 19. ). (Bericht der der achten Kommiſſion.) 


Vorlage. 





120e, 134 bis 139a auszuführen⸗ 
den amtlichen NRevifionen müſſen 
die Arbeitgeber zu jeder Zeit, 
namentlid aud in der Nacht, 
während bes Betriebes gejtatten. 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 





b) die Worte „ober von ber Landes-Zentral⸗ 

behörde“ zu ftreichen. (abgelehnt.) 

— . 1396. Dem Antrag Nr. 6 am 
luß Hinzuzufügen: 

RB a2 baburd nicht Fabrikbetriebs- 

eimniffe in Frage g werben, 

oder eine Gefährdung der Geichäftsinter: 

eſſen zu befürchten iſt.“ (zurücgezogen.) 

9. Hinter $. 139b einen neuen Paragraph ein: 

zufchalten: 


„$. 139. 
Die jammenftellung ber Jahres 
berichte der Auffichtsbeamten, * Be 


rufung F Leitung von Konfe 
felben, die Ertheilung von Rath lan 
und —— ſowie die Begutachtung 
von Geſetzen, Verordnungen und inter 
—— SEIN, welche fich auf 
rbeiterſchuß und Die Wrbeiter- 
— beziehen, wird einem Reichs- 
Gewerbeinſpektor ũbertragen. 

Derſelbe wird auf Vorſchlag des 
Bundesrath3 vom Kaifer ernannt. Seme 
Geihäftsführung wird durch Kaiſerliche 
Verordnung mit Zuftimmung des Bundes: 
raths geregelt.” (abgelehnt.) 

10. In Antrag Nr. 9 in dem neuen 8. 139« 
che 4 ſtatt „einem Reichs⸗Gewerbe⸗ 
zu ſetzen: „einer Reichs⸗Gewerbe⸗ 

—* F —* uzufügen: 

„deren Dr — durch Reichsgeſet 
und deren eihäftsführung durch Kaifer- 
lie Verordnung mit Zuftimmung des 
Bundesraths —— wird." 


Abſatz 2 zu jtreichen (erledigt.) 





Reichstag. Aktenftüd Nr. 190. 


Beichlüfle 1. Leſung. 


120e, 134 bis 139a auszuführenben 
amtlichen Nevifionen möüffen bie 
Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich 
auch in der Nadıt, während bes 
Betriebes geftatten. 


Die Arbeitgeber find ferner ver- 
pflichtet, den genannten Beamten 
ober ber Bolizeibehörbe in den dafür 
fejtgejegten riften und Formen bies 
jenigen ſtatiſtiſchen Mitteilungen 
über die Verhältniſſe ihrer Arbeiter 
zu machen, welde vom Bunbesrath 
ober von ber Landes⸗Zentralbehörde 
vorgeichrieben werden. 





Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 





1. Hinter Artikel 1 folgenden Artikel auf: 


zunehmen: 
Artikel 1A. 
Der Titel IX. der Gewerbeordnung er- 
hält folgende FFaffung: 
Titel IX. 
Statutariſche — —— 
14 


Statutariſche Beſtimmungen einer Ge— 
meinde ober eines weiteren Kommunal: 
verbandes können bie ihnen durch das 
Geſetz überwiefenen gewerblichen Gegen— 
ftände mit verbindlicher Kraft orbnen. 
Diefelben werden nad) Anhörung bes 
theiligter Gemwerbetreibender abgefaßt, be 
dürfen der Genehmigung ber höheren Ber- 
waltungsbehörbe und find in ber für Bes 
fanntmahungen ber Gemeinde oder bes 
weiteren Kommunalverbandes vorgeſchrie⸗ 
benen ober üblichen Form zu veröffent- 


lichen. 
Die Lentralbehörde ift befugt, ſtatu— 
tariiche Beitimmungen, welche mit ben 


Geſehzen in Widerſpruch jtehen, außer Kraft 

zu jeßen. (angenommen.) 
2. Bu 8. 142 gemäß Antrag hinter Gewerbe⸗ 
treibenber” einzufchalten: „(Arbeitgeber und 
Arbeiter)”. 


(angenommen.) 


(Bericht der achten Kommiſſion.) 


Beichlüffe 2. Lefung. 


120e, 1343bis 139a auszuführenben 
amtlihen Nevifionen müffen die 
Arbeitgeber zu jeder Zeit, namentlich 
auh in der Nadıt, während bes 
Betriebes geftatten. 


Die Arbeitgeber find ferner 
verpflichtet, den genannten Be- 


—— oli an 
DE en re 8* 


tiftiſchen Meittheilungen über 
die VBerhältniffe ihrer Arbeiter 
zu machen, welche vom Bundes- 
rath 5* Due sie 
Zeutralbehör chrieben 
werben, en 


Artikel LA. (Nen.) 
Der Titel IX der Gewerbeordnung 
enthält folgende Fallung: 


Titel IX. 
Statutarifche Beſtimmungen. 


8. 142. 

Statutarijche Beftimmungen 
einer nude oder eines 
weiteren Rommmnalverbandes 
können die ihnen durch das Geſetz 
überwiefenen gemwerblihen Gegen— 
ftände mit verbindlicher Kraft ordnen. 
Diejelben werden nah Anhörum 
betheiligter Gewerbetreibender un 
Arbeiter abgefaßt, bedürfen der Ge— 
nehmigung der höheren Berwaltungs- 


behörde und find in Der für Be— 
fauntmachun der Gemeinde 
oder des Kommunal: 
verbandes vorgeichriebenen 


z. üblichen Form zu ver- 


ffeutl 

Die Zentralbehörde ift befugt, 
ftatutarijche Beſtimmungen, 
welche mit den Gejegen in Wider: 
ipruch ftehen, außer Kraft zu ſetzen. 
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Beftehenbes Geſetz. Borlage Abänberungs- Anträge zur 1. Lefung. 
Artiket 2. 
—— An die Stelle des in 8 97 In der fünften Seile bie Worte: 
Nr. 4, 97a Nr. 6, 1004 „Abfag 1” zu ftreichen 


100e Pr. 1, 100i Abſatz 2 ange enommien. 
führten $. 120 ber Gemwerbeorb- * 
———— 3 Abſatz 1 bes 

Gele betreffend bie bes 

g te. 


Artikel 3. 


Der Abſatz 2 des $. 98a Nr. 2b 
der Gewerbeorbnuung erhält folgende 
Faſſung: 


$. 9 
Die Aufgaben ber — die Einrichtung RS 
ihrer Verwaltung und bie Rechtsverhältniſſe 
ihrer Mitglieder — ſoweit das Geſetz bar- 
über ni beftimmt, durch das Innungsftatut 


En 
fielbe muß — ——— 
1. über Namen, Sitz und Bezirk F Imung; 
2. über die Aufgaben der Innung, ſowie über 

bie dauernden Einrichtungen zur Erfüllung 

diefer Aufgaben; namentlich find die nad 

folgenden Berhältniffe bes Lehrlingsweſens 

zu regeln: 

5 die von ben Innungsmitgliedern bei ber 
Annahme von Lehrlingen zu erfüllenden 
BVorausfegungen und Formen, jowie bie 
Dauer der Lehrzeit, j 

b) * Ueberwachung ber Beobachtung der b) die Ueberwachung der Beob— 


. 120, 126, 127 enthaltenen Vor⸗ adıtung ber in $$. 1064 bis 

ihr en feiteng der Innung, 1052, 120 bis 120e, 126, 127 

e) die Verpflichtung der Meifter, ihre Lehr- pe —— Beſtimmungen 
linge zum Befuche der Fortbildungs— die Innung. 


ſchule oder der Fachſchule anzuhallen, 

d) die Beendigung der Lehrzeit, die Aus— 
fchreibung der Lehrlinge vor der Innung 
und die Ertheilung des Lehrbriefes, 

e) die Bildung ber * örde und das Ver⸗ 
fahren zur Entſcheidung ber im $. 97 
unter Nr. 4 bezeichneten Streitigfeiten; 

. fiber Aufna me, Austritt und Ausſchließung 

ber Mitgli 

4. über bie Rechte und Pflichten ber Mil⸗ 
glieder, insbeſondere über die Beiträge, 
welche von denſelben zu entrichten Ai 
und über ben Maßjtab, nach welchem deren 
Umlegung erfolgt; 

5. über die etwa wegen Verlegung jtatutarifcher 
Vorfchriften gegen die Inmm ömitglieber 
zu a genden —— * 

6. über die Bildung bes Borftandes, über 
den Umfang feiner gniffe und bie 

feiner Gefchäfts = 

1. die Zufammenfegung um 
der Innungsverjammlung, übe —— 
recht in derſelben und über die Art der 
Beſchlußfaſſung; 

8. über bie Beurkundung der Beichlüffe der 
Innungsverfammlung und des — 

9. über die Vorausſetzungen und bie Form 
einer Abänderung bes Statuts; 


= 





Reichstag 
Beichlüfle 1. Lefung. 





Artikel 2. 

An bie Stelle bes in 3.3 
Nr. 4, 97a Nr. 6, 100d Nr. 3, 
100e Rr. 1, 100i Abſah 2 ange 
führten $. 1208 ber Gewerbeord⸗ 
nung tritt ber $. 3 bes Geſetzes, 
betreffend die Gewerbegerichte. 


Artikel 3. 
Unveränbert. 
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Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. Beihlüffe 2. Lefung. 
Artikel 2. 


— An die Stelle bes in 88. 97 Nr. 4, 
97a Mr. 6, 1004 Nr. 3, 100e Nr. 1, 100i 
Abſatz 2 angeführten $. 120a der Gewerbe: 
orbnung tritt ber $. 3 des Gefehes, betreffend 
bie Gewerbegerichte. 


Artikel 3. 


Der Abſatz 2 bes $. 98a Nr. 2b der Ge- 
werbeorbnung erhält folgende Faflung: 


b) bie Ueberwachung ber Beobachtung ber 
in 8$. 41a, 105a bis 105g, 120 bis 
120e, 126, 127 vorgefehenen Bes 
ſtimmungen durch die Innung. 
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Beſtehendes Geſetz. Vorlage. Abanderungs⸗Antrãge zur 1. Leſung. 








10. über bie Vorausſetungen und die Form 
der Auflöſung der Innung; 

11. über die Verwendung des Innungsver— 
mögend im Falle der Auflöfung ober 
Schließung der Innung; 

12. über die Aufjtellung und Prüfung der 
Jahresrechnung. 

Das Statut darf feine Beſtimmung ent: 
halten, welde mit den im dieſem Geſehe be- 
zeichneten Aufgaben der Innung nicht in Ver: 
bindung fteht oder gejeglihen Vorſchriften zu— 
widerläuft. 

Beitimmmngen über Einrichtungen zur Er: 
füllung der im $. 97a unter Nr. 4, 5, 6 be 
eichneten Aufgaben dürfen nicht in das Innungs⸗ 

atut aufgenommen werben. 


Artikel 4. 


Die Strafbeitimmungen bes Titels 
X ber Gewerbeordnung werben wie 
folgt abgeändert: 


1. Die Ziffer 1 und 2 bes $. 146 — 
Abjag 1 erhalten folgende 
Faſſung: 
$. 146, 
Mit Geldjtrafe bis zu zmweitaufend Mark 
und im Unvermögensfalle mit Gefängnik bis 
zu jehs Monaten werben beitraft: 

1. Gewerbetreibende, welche bei der Zahlung 1. Gewerbetreibende, weldye bem 
bes Lohnes oder bei dem Verkauf von 8. 115 zumwiberhanbeln; 
mu an die Arbeiter dem $. 115 zumiber- 

anbeln; 

2. erbetreibende, welche den 8$. 135, 136 2. Gewerbetreibende, welche ben 
ober den auf Grund ber 88. 139, 1394 ge- 88. 135, 136, 137 ober ben 
troffenen Verfügungen zuwider Arbeiterinnen auf Grund der $$. 139 und 
oder jugendlichen Arbeitern Beihäftigung 139a getroffenen Verfügungen 
gie: zumiderhandeln; 

3. erbetreibenbe, welche der Beftimmung 
im $. 111 entgegen die Eintragungen mit 
einem Merkmale verjehen, welches den Ins 
haber des Arbeitsbuches günftig oder nach⸗ 
theilig zu lennzeichnen bezweckt; 

4. wer $. 56 die 6 zumiderhanbelt. 

Die Gelditrafen fließen der im $. 116 be- 
zeichneten Kaſſe zu. 
2. Dem $. 146 wird folgender — 


**9 beigefügt: 

(Reu.) Der $. 75 des Ge- 
richtöverfaffungsgejeges findet 
Anwendu 


3. Hinter © 146 wird einges — 
ſchaltet: 
4 146a. (Meu.) 

it Geldftrafe bis 600 Mark, 
im Unvermögensfalle mit Haft 
wird beftraft, wer den $8. 
105b bis 105g oder ben auf 
Grund berjelben erlafienen An⸗ 
ordnungen zumider Arbeitern 
an Sonn» und Feſttagen Bes 
ſchaͤftigung giebt, 


4. Die Ziffer 4 des $. 147 Abs — 
jap 1’ erhält foigende Faffung: 
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Beihlüffe 1. Lefung. Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. Beſchlüſſe 2. Lefung. 
Artikel 4. Artikel 4. 

Die Strafbeftimmungen bes Die Strafbeftimmungen des Titels A der 
Titel8 X der Gewerbeordnung werden Gewerbeordnung werben wie folgt abgeändert: 
wie folgt abgeändert: 

1. Unverändert. —— 1. Die Ziffer 1 und 2 des $. 146 Abſatz 1 


erhalten folgende Faflung: 


1. Gewerbetreibende, welche dem $. 115 
zuwiderhandeln; 


2. Gewerbetreibende, welche” den 88. 135, 

136, 137 ober ben auf Grumb ber 

139 und 139a getroffenen Ver— 
ügungen zumwiderhandeln. 


2. Unveränbert. —— 2, Dem $. 146 wird folgender Abjak bei— 
gefügt: 
„Der 8. 75 des Gerichtsverfaſſungs— 
nelekes findet Anwendung.” 


3. Unveränbert. —— 3. Hinter $. 146 wird eingejchaltet: 


8. 1464. 
Mit Gelditraße bis zu 600 Mark, 
im Unvermögensfalle mit Haft wird be— 
jtraft, wer den $$. 105b bis 105g oder 
den auf Grund derſelben erlajlenen 
Anordnungen zuwider Arbeitern an 
Sonn⸗ und Feſttagen Beichäftigung 
giebt oder den $$. 410 und 55a, oder 
den auf Grund des $. 105b Absatz 2 
erlassenen statutarischen Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 
4. Unverändert. — 4. Die Ziffer 4 des 8. 147 Abſatz 1 erhält 
” folgende Faſſung: 
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Beſtehendes Gejek. 


g. 147. 

Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark 
und im Unvermögensfalle mit Haft wird be— 
jteaft: 

1. wer den jelbftändigen Vetrieb eines jtehen- 
den Gewerbes, zu deſſen Beginn eine be— 
fondere polizeiliche Genehmigung (Konzeflion, 
Approbation, Bejtallung) erforderlich iit, ohne 
die vorshriftsmäßige Genehmigung unters 
nimmt oder fortjegt, oder von den in der 
Genehmigung feitgefegten Bedingungen ab- 
weicht; 

2, wer eine gewerblidye Anlage, zu der mit 
Rückſicht auf die Lage oder Beſchaffenheit 
der Betriebsftätte oder des Lokals eine be- 
fondere Genehmigung erforderlich ift (SS. 16 
und 24), ohne diefe Genehmigung errichtet, 
oder die wejentlichen Bedingungen, unter 
welchen die Genehmigung ertheilt worden, 
nicht innehält, oder ohne neue Genehmigung 
eine wefentliche Veränderung ber Betriebs— 
ftätte oder eine Verlegung des Lokals oder 
eine wejentliche Veränderung in dem Be- 
triebe der Anlage vornimmt; 

3. wer, ohne Hierzu approbirt zu fein, ſich 
als Arzt (Wundarzt, Augenarzt, Geburts- 
helfer, Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet oder 
ſich einen ähnlichen Titel beilegt, durch den 
der Glaube erwedt wird, der Inhaber 
befjelben fei eine geprüfte Medizinalperfon; 

4. wer der Aufforderung der Behörde unge- 
achtet den Beitimmungen des $. 120 zu— 
widerhandelt. 


Enthält die Handlung zugleid) eine eier 
handlung gegen die Steuergeſetze, fo ſoll nicht 
außerdem nod auf eine Steuerjtrafe erkannt 
werben, es ijt aber darauf bei Zumeſſung ber 
Strafe Rüdjicht zu nehmen. 

In dem * zu 2 kann die Polizeibehörde 
die Wegſchaffung der Anlage oder die Her- 
ftellung des den Bedingungen entiprechenden 
Zuftandes derfelben anordnen. 





1 


Sorlage. 


4. wer den auf Grund des 
8.120 d endgültig erlaffenen 
Verfügungen oder den auf 
Grund des 8. 120e er- 
lafjenen Vorſchriften zuwider⸗ 
handelt; 

5. Hinter Ziffer 4 des $. 147 

Abjap 1 wird eingefchaltet: 

(Ren.) 5. wer eine Fa⸗ 
brit betreibt, für welche eine 
Arbeitsordnung ($. 134 a) 
nicht bejteht, oder wer ber 
endgültigen Anordnung ber 
Behörde wegen Erjegung 
oder Abänderung der Urs 
beitsordnung ($. 134 f) nicht 
nadıfommt. 


6. Der $. 147 erhält am Schluffe 
folgenden neuen Abjaß: 
(Reun.) In dem Falle zu 4 
kann die ‘Boligeibehörde bis zur 
Herjiellung des der Verfügung 
oder der Vorſchrift entſprechen⸗ 
ben Zuſtandes die Einjtellung 
des Betriebes anordnen. 


Abänderungs-Anträge zur 1 Lefung. 


. Dem unter Artikel 4 Biffer 6 


vorgeſchlagenen neuen Abjag zu 
$. 147 anzufügen: 

„Joweit berjelbe durch die Ver- 
fügung oder die Vorſchrift ge 
troffen wird.” (angenommen) 


2. Zu Mrtitel 4 Ziffer 6 $. 147 


am Schluſſe neuer Abſatz Hinter 
„anordnen“ beizufügen: 
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Beſchlüſſe 1. Leiung. 


5, Unverändert. 


6. Der $. 147 erhält am Schluſſe 
folgenden neuen Abſaßz: 

In dem Falle zu 4 kann 
die Bolizeibehörbe bis zur Her⸗ 
jtellung des der Berfügung 
oder ber Vorfchrift entiprechen- 
den Buftandes die Einjtellung 
des Vetriebes anordnen, jomweit 
berjelbe durdy die Verfügung 





Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


Beſchlüſſe 2. Leſung. 


4. wer den auf Grund des $. 120d end— 


gültig erlafienen Verfügungen oder den 
auf Grund des $. 120e erlaſſenen Vor: 
ichriften zumwiberhanbelt ; 


5. Hinter Ziffer 4 des $. 147 Ablap 1 wird 
eingeichaltet: 


J 


J 


wer eine Fabrik betreibt, für welche 
eine Arbeitsordnnung ($.134a) nicht bejtcht, 
oder wer der endgültigen Anordnung 
der Behörde wegen Erſetzung oder Abs 
änderung der Arbeitsordnung ($. 1341) 
nicht nachkommt. 


6. Der $. 147 erhält am Schluſſe folgenden 
neuen Abſatz: 





In dem Falle zu 4 kann die Polizei- 
behörde bis zur Depelung bes der 
Verfügung oder der Vorjchrift entiprechen- 
den Zuſtandes die Einftellumg des Be— 
triebes, ſoweit Derfelbe durch Die 
Verfügung oder die Vorjchrift ge: 
troffen wird, anordnen, falls deſſen 


201® 


zu vier Wochen wird be 


Beftehendes Geſetz. 





$. 148, 
Mit Gelbftrafe bis zu einhundertfünfzig 
aft: 


Mark und im eg mit Haft bis 


1 


‚wer außer den im $. 147 vorgejehenen 
Fällen ein ftehendes Gewerbe beginnt, ohne 
daffelbe vorſchriftsmäßig anzuzeigen; 
‚wer bie im $. 14 erforderte Ans oder 
Abmeldung einer übernommenen Feuerver— 
fiherungsagentur unterläßt; 


3. wer bie im 8. 14 erforberten Anzeigen 


über das Betriebslofal unterläßt; 


4. wer ber nad) $. 35 gegen ihn ergangenen 


en | eines Gemwerbebetriebed zu⸗ 
wiberhandelt, oder die im $. 35 vorges 
fchriebene Anzeige unterläßt; 


5. wer dem $. 33b oder außer ben im $. 149 


fer] 


1 


Ziffer 1 vorgefehenen Faͤllen den 85. 42a 

bis 44a zumwiberhandelt, oder feine Le— 
itimationsfarte ($. 44a) ober feinen 

ndergewerbeichein 6 55) einem Anderen 
zur Benutzung überläßt; 

‚wer zum Zweck der Erlangung einer Les 
gitimationsfarte, eines Wandergewerbe⸗ 
jcheins oder der im $. 62 vnorgejehenen 
Erlaubniß in Bezug auf jeine on, oder 
die Perfonen, die er mit ſich zu führen 
—— wiſſentlich unrichtige Angaben 
macht; 

‚wer ein Gewerbe im Umherziehen ohne 
den geſetzlich erforderlichen — — 
ſchein, imgleichen wer eines der im $. 59 
Biffer 1 bis 3 bezeichneten Gewerbe der 
na $. 59a ergangenen Unterfagung zus 
wider betreibt; 


7a. wer dem $. 56 Abjaß 1, Abjap 2 Ziffer 1 


7 


7 


o 


“ 


bis 5, 7 bis 9 Ubjfab 3, 8. 56a oder 
$. 56b zuwiderhandelt; 

‚wer den VBorfchriften der SS. 56c, 60a, 
60b Abjag 2 oder 6Oc Abſatz 2 und 3 
zumiderhandelt; 

wer einer ihm im Gemäßheit des 8. 60 
Abſatz 1, $. 60b Abſatz 1 oder des $. 604 
Abjah 3 in dem Wanbdergewerbeicheine 
auferlegten Beſchränkung zumiderhandelt; 


Td. wer bei dem Gewerbebetriebe im Umher— 


7 


ziehen Kinder unter vierzehn Jahren zu ges 
werblichen Zweden mit fidh führt, 


e. ein Ausländer, welcher bei dem Gewerbe: 


betriebe im Umberziehen den in Gemäßheit 
des $. 56d vom Bundesrath getroffenen 
Beitimmungen zuwiderhandelt; 

wer bei dem Betriebe feines Gewerbes die 
von der Obrigfeit vor Fer ober 
genehmigten Taxen überjchreitet; 

wer Die geieglichen Pflichten gegen Die 
ihm anvertrauten Lehrlinge verletzt; 


Borlage 





7. Der $. 148 Abſatz 1 erhält 
folgende Zufäge: 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lejung. 





„und falls deſſen Fortſetzung 
erhebliche Nadhtheile ober &e- 
fahren herbeizuführen geeignet 
jein würde."  (angenommen.) 
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Beichlüffe 1. Lefung. AbänderungssAnträge zur 2. Leſung. Beihlüffe 2. Leſung. 
oder bie Vorſchrift getroffen Fortfegung erhebliche Nachtheile 
wird und falls dejlen Fort—⸗ oder Gelchren herbeiguführen ge: 
ſetzung erhebliche Nachtheile oder 


eiguet fein würde. 


Gefahren herbeizuführen ge— 

eignet fein würde. 

7. Der $. 148 Abſatz 1 erhält — 7. Der $. 148 Abſatzel erhält folgende Zus 
folgende Zuſätze: fäge: 
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Beſſehendes Geſetz. Vorlage. 
10. wer wiſſentlich der Beſtimmung im 8. 131 
Abſatz 2 zuwider einen Lehrling beſchäftigt, 
oder wer einer auf Grund des 8. 100e 
Nr. 2 getroffenen Beſtimmung zuwider— 
handelt. 

11. wer der Beltimmung des 
$. 134 Abſatz 2 zuwider gegen 
Arbeiter Strafen verhängt, 
welche in ber Arbeitsordnung 
nicht vorgejehen find oder den 
eſetzlich ahnen Betrag über: 

(Den.) teigen, oder wer Strnfgelber 
in einer in ber Arbeitsordnnung 
nicht vorgejehenen Weife ver- 
wenbet; 

12. wer es unterläßt, der durch 
er 134e Abſatz 1 und 134g 
ir ihm begründeten Verpflich— 
tung nachzukommen. 

In allen Dielen Fällen bleibt die Strafe 
ausgefchloffen, wenn die jirafbare Handlung 
zugleich eine Zumwiderhandlung gegen die Steuer- 
geſetze enthält, 
8. Die Ziffer 7 des 8. 149 Ab» 


. 149, 


Mit Seldftrafe bie zu dreißig Mark und 


im Unvermögensfalle mit Haft bis zu adıt 
Tagen wird bejtraft: 
1. wer den im 8. 42b vorgefehenen Erlaubs 


KW 


ws 


. wer es unterläßt, den dur 


nißſchein oder den im 8. 43 vorgejehenen 
Legitimationsfchein während der Nusübung 
des Gemerbebetriebes nicht bei jich ask 
oder den Beitimmungen des $. 44a Abſatz 
2 zumwiberhandelt; 


. wer bei dem Gewerbebetriebe im Umher— 


ziehen dem letzten Mbjat des $. 56 oder 
dem $. 60c Abſatz 1 zumiderhandelt; 


‚ wer ein Gewerbe im Umherziehen, für 


welches ıhm ein auf einen beftimmten Be— 
zirl lautender Wandergewerbeſchein ertheilt 
iſt, — in einem anderen Bezirle be— 
treibt; 


. wer ein Gewerbe im Umherziehen mit an— 


deren Waarengattungen ober unter Dar: 
bietung anderer Leiftungen betreibt, als 
fein Wandergewerbeichein angiebt; 


. wer bei dem Gewerbebetriebe im Umher— 


ziehen unbefugt Perſonen mit ſich führt, 
ober einen Gewerbetreibenden, zu welchem 
er nicht in dem Werhältniffe eines Che: 
gatten, Kindes oder Enfels fteht, unbefugt 
begleitet; 


. mer den polizeilichen Anordnungen wegen 


des Marftverfehrs zumwiderhandelt; 

88. 138 und 
1395 für ihn begründeten Verpflichtungen 
nachzufommen ; 


. wer, ohne einer Innung als Mitglied 


anzugehören, ſich als Innungsmeiſter bes 
zeichnet. 


ſatz 1 erhält folgende Faſſung: 


7. wer es unterläßt, den durch 


$8. 105e Ablak 2, 134e 
Abjah 2, 138, 1384 Abfak 3, 
139b für ihn begründeten 
Berpflichtungen nadızu= 
lommen; 


Abanderungs⸗Anträge zur 1. Leſung. 


An Nr. 12 das Allegat „und 
134g" zu ftreichen. (angenommen.) 





Reichstag. 





11. 


Beichlüffe 1. Leſung. 





wer ber PBeltimmung des 
$. 134 Abſatz 2 zumiber gegen 
Arbeiter Strafen verhängt, 
welche in der Arbeitsordnung 
nicht vorgejehen find oder den 
gejeßlich zuläffigen Betrag über: 
fteigen, oder wer Strafgelder 
in einer in der Arbeitdordnnung 
nicht vorgejehenen Weije ver: 
wenbet; 


. wer es umterläßt, ber durch 


$. 134e Abſatz 1 für ihn be— 
gründeten Berpflihtung nach— 
zulommen. 


8. Unverändert. 
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Abänderungs-Anträge zur 2. Lefung. 


1 603 


Beſchlüſſe 2. Leſung. 


wer der Beſtimmung des $. 1340 Ab— 


ſatz 2 zuwider gegen Arbeiter Strafen 
verhängt, welche in der Arbeitsordnung 
nicht vorgeiehen find oder den geſetzlich 
zuläjfigen Betrag überjteigen, oder wer 
Strafgelder oder die in $. 134 h No. 5 
bezeichneten Beträge in einer in der 
Arbeitsordnung nicht vorgefehenen Weije 
verwendet; 


. wer es unterläßt, der durch 88. 134 e 


Abſatz 1 und 1344 fir ihn begründeten 
Verpflichtung nachzukommen; 


. wer den auf Grund des $. 119a er- 


lassenen statutarischen Bestimmungen 
zuwiderhandelt.. 


8. Die Ziffer 7 des $. 149 Abſatz 1 erhält 


folgende Faſſung: 


1. 


wer es unterläßt, den durch 88. 105e Ab- 
ja 2, 134e Abſatz 2, 138, 138a Abfap 3, 
139b für ihn begründeten Verpflichtungen 
nachzukommen; 
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Beſtehendes Geſetz. 


Die Unterlaſſung einer durch das Geſetz 
oder durch Statuten vorgeſchriebenen Anzeige 
über Innungsverhältniſſe an die Behörden, 
ſowie Unrichtigkeiten in einer ſolchen Anzeige 
werden gegen die Mitglieder des Vorſtandes 
der Innung oder des Innungsverbandes mit 
der gleichen Strafe geahndet. 

In allen diefen Fällen bleibt die Strafe 
ausgeſchloſſen, wenn die ftrafbare Handlung 
zugleich eine Zumiderhandlung gegen die Steuer- 
enthält. 


. 150. 

Mit Gelditrafe Die zu avangig Mark und 
im Unvermögensfalle mit Haft bis zu drei 
Tagen für jeden Fall der Verlegung des Ge- 
ſetzes wird bejtraft: 

1. wer ben Bejtimmungen der $8. 106 bis 
112 zuwider einen Mrbeiter in Bes 
Ihäftigung nimmt oder behält; 

2. wer außer dem im $. 146 Ziffer 3 vor- 
ejehenen Falle den Beſtimmungen diejes 
ejeges in Anſehung der Arbeitsbücher 

und Arbeitsfarten zumwiberhanbelt; 


3. wer vorſätzlich ein auf feinen Namen aus- 
gejtelltes Arbeitsbuch unbraudbar macht 
oder vernichtet. 


g. 151. 

Sind polizeiliche Vorſchriften von dem Stell: 
vertreter eines Gemwerbetreibenden bei Ausübung 
des Gewerbes übertreien worden, jo trifft die 
Strafe den Stellvertreter, ift die Uebertretung 
mit Vorwiſſen des verfügungsfähigen Vertretenen 
begangen worden, jo verfallen beide der gejeh- 
lichen Strafe. 

Sit an eine ſolche Uebertretung der Berluft 
der Konzeifion, Approbation oder Bejtallung 
geknüpft, jo findet derſelbe auch als Folge ber 
von dem Stellvertreter begangenen Webertretung 
jtatt, wenn dieſe mit Vorwiſſen des verfügungs⸗ 
fähigen Vertretenen begangen worden. Iſt dies 
nicht der Fall, ſo iſt der Vertretene bei Verluſt 
der Konzeſſion, Approbation u, ſ. w. verpflichtet, 
ben Stellvertreter zu entlaflen. 





Vorlage 


9. Die Die 2 des $. 150 er- 
hält 


olgende Faſſung: 


2. wer außer dem im $. 146 


Biffer 3 vorgejehenen Falle 
den Beftimmungen dieſes Ge- 
jeßes in Anfehung der Arbeits: 
bücher zumiderhandelt; 


. 


‚(Reu.) 4. wer ben Be- 
ftimmungen des $. 120 Ab- 
faß 1 oder bes auf Grund 
des F. 120 Abſaß 3 er- 
lafjenen Ortsftatuts zuwider⸗ 
hanbelt. 


10. Der $. 150 erhält folgenden 
ufa 


werben durch die Beftimmung 
unter Ziffer 4 nicht berührt. 


11. Der Abfaß 1 des $. 151 er 
hält folgende Faſſung: 


Sind bei der Ausübung 
des Gewerbes polizeiliche 
Vorſchriften von Perſonen 
übertreten worden, welche 
der Gewerbetreibende zur 
Leitung des Betriebes oder 
eines Theiles deſſelben oder 
zur Beaufſichtigung beſtellt 
hatte, jo trifft die Strafe 
dieje legteren. Der Gewerbe- 
treibende ift nur jtrafbar, 
wenn bie Lebertretung mit 
feinem Vorwiſſen begangen 
ift, ober wenn er bei ber 
Auswahl oder der Beauf- 
ſichtigung der Betriebsleiter 


oder Aufſichtsperſonen es an 
der erforberlihen Sorgfalt 
hat fehlen laſſen. 


Abänderungs-Anträge zur 1. Lefung. 


Im $. 150 Ziffer 2 Hinter dem 
Worte „Arbeitsbücher“ zu jegen die 
Worte: „und Zeugniſſe“. 

(angenommen.) 


Den 2. Saß der Nr. 11 zu 
faſſen wie folgt: 
„Meben demfelben ift der Ge— 
werbetreibende fofern 
er nicht nachweift, daß ihn nach 
den Umjtänden des Falles, 
insbeſondere Hinfichtlich der Aus- 
wahl oder Beaufjichtigung ein 
Verſchulden nicht trifft. 
(zurüdgezogen.) 
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Beſchlüſſe 1. Leſung. Abãnderungs⸗Anlräge zur 2. Leſung. 


Beſchlüſſe 2: Leſung. 


OD. Die Ziffer 2 des 8. 150 cr: Su 8. 150. In ZFiſſer 2 an Stelle 9. Die Yıller 2 des $. 150 erhält folgende 
halt folgende Faſſung: der Worte „und Zeugniſſe“ zu jeher: Faſſung: 


„oder dent 8. 113 Abſatz 3“. 
(annenommen.) 


2. wer außer dem im $. 146 Biffer 3 vor: 
geſehenen Falle den Beftimmungen diejes 
Sejeges in Anfehung der Arbeitsbücher 


2. wer außer dem im $. 146 
Alffer 3 vorgefehenen Falle 
den Beſtimmungen diejes Ge- 


ſetzes in Anſehung der Arbeits- oder dem 8.113 Abſatz 3 zumiber: 
bücher und Zeugniſſe zus handelt; 
wiberhanbelt; 
10. Unverändert, — 10. Der 8. 150 erhält folgenden Zuſatz 
. 4. wer den Bejtimmungen bes $. 120 


Abſatz 1 ober einer auf Grund des 
$. 120 Abſatz 3 erlaffenen statutarischen 
3estimmung zuwiderhandelt. 

Landesgejeplihe Vorſchriften gegen 
die Verlegung der Schulpflicht, nad) 
welchen eine Höhere Strafe eintrilt, 
werden durch die Beftimmung unler 
Biffer 4 nicht berührt. 


11. Mbgelchnt. 11. Der Abſatz 1 des $. 151 erhält folgende 
Faſſung: 

Sind bei der Ausübung des Gewerbes 

polizeiliche Vorſchriften von Perſonen über— 


Artifel 4 unter 11 der Regierungs— 
porlage in folgender Faſſung wieder: 
herzuftellen: 

11. Der Abſatz 1 des 8. 151 erhält 


folgende Faſſung: 

Sind bei der Ausübung — 
wie Die Negierungsvorlage bis: 
legteren. Der Gewerbetreibende 
ift neben denjelben dann ſtraf— 
bar, wenn die Uebertretung mit 
feinem Vorwiſſen begangen iſt 
oder wenn er jelbjt in der Lage 
war, den Betrieb zu beauf- 
fichtigen, oder wenn er bei der 
Auswahl oder der Beauf— 
jichtigung der Betriebsleiter 
oder Aufjichtsperjonen es an 
der erforderlichen Sorgfalt hat 
fehlen laſſen. (angenonmen.) 


Altenstüde su Den Verbanblungen des Meichstaars IBM, 


treten worden, welche der Gewerbetreibende 
zur Leitung des Betriebes oder eines 
Theiles deflelben oder zur Beauffihtigung 
beitellt Hatte, jo trifft die Strafe Diele 
legteren. Der Gewerbetreibende ift neben 
denjelben jtrafbar, wenn die Uebertretung 
mit feinem Vorwiffen begangen ift ober 
wenn erbei der nach den Verhältnissen mög- 
lichen eigenen Beaufsichtigung des Be- 
triebs, oder bei der Auswahl oder der Bes 
aufſichtigung der Betriebsleiter oder Auf⸗ 
jihtsperfonen e8 an der erforderlichen 
Sorgfalt hat fehlen laſſen. 
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Beftehendes Gefep. 


$. 158. 

Wer Andere durch Anwendung 
förperlihen Zwanges, durch Drohun⸗ 
nen, durch eg Ti oder durd) 
BVerrufserflärung bejtimmt oder zu 
beitimmen verfudht, an ſolchen Ber: 
abredungen ($. 152) Theilzu nehmen, 
oder ihnen Folge zu leiſten, oder 
Andere durch gleiche Mittel hindert 
oder zu hindern verfucht, von jolchen 
Berabredungen zurüdzutreten, wird 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten 
bejtraft, forern nad) dem allgemeinen 
Strafgefek nicht eine härtere Strafe 
eintritt. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 


Vorlage. 


12. Der 8. 153 erhält folgende 
Faſſung: 


Ber ed unternimmt, durch 

Numwendung körperlichen 
Zwanges, durch Drohun— 
gen, durch Ehrverletzungen 
oder durch Verrufser— 
klärung 

1. Arbeiter oder Arbeit— 

geber zur Theilnahme 
an Verabredungen der 
im 8. 152 bezeichneten 
Art zu beftimmen oderam 
Rücktritt von ſolchen Ber: 
abredungen zu hindern, 

. Arbeiter zur Einftellung 

der Arbeit zu beftinmen 

oder an der Fortjegung 

oder Annahme ber Arbeit 
zu —— 

3. Arbeitgeber zur Ent— 
laſſung von Arbeitern zu 
beſtimmen oder an der 
Annahme von Arbeitern 
zu hindern, 

wird mit Gefängniß nicht 

unter einem Monat be— 

ſtraft. Iſt die Handlung 
gewohnheitsmäßig began— 
gen, ſo tritt Gefängniß 
nicht unter einem Jahré ein. 

Die gleihen Strafvor- 
ſchriften finden auf den— 
jenigen Anwendung, wels 
her Arbeiter zur wider: 
rechtlichen Einjtellung der 

Arbeit oder Mrbeitgeber 

zur widerredilidhen Ent— 

laffung von Mrbeitern 
öffentlich auffordert. 


tv 





Abänderungs:Anträge zur 1. Leſung. 


Den 8. 153 der Regierungsvorlage zu 


ftreidien und dem $. 153 folgende Faſſung 
zu geben: 


Wer Andere durch Anwendung lörper: 
lichen Zwanges, dur Drohung oder durd) 
Verrufserllärung bejtimmt oder zu be: 
ftimmen verfucht, an ſolchen Berabredungen 
oder Vereinen nicht Theil zu nehmen oder 
ihnen nicht Folge zu leiften, ſowie Der: 
jenige, welder mit Anderen vereinbart, 
Arbeiter deshalb, weil fie an ſolchen Ber: 
abredungen oder Vereinigungen Theil 
nehmen oder Theil genommen haben, Die 
Arbeitsgelegenheit zu erjchweren, fie nicht 
in Arbeit zu nehmen oder fie aus der 
Arbeit zu entlafjen, wird mit Gefängnif;: 
jtrafe bis zu drei Monaten beftraft, jofern 
nah dem allgemeinen Strafgefege nicht 
eine härtere Strafe eintritt.  (abgelehnt.) 


2. Dem $. 153 folgende Faſſung zu geben: 


Wer durh Anwendung körperlichen 

Zwanges, durch Drohungen, durch Ehr— 
verlegungen ober durch Verrufserflärung 
1. Arbeitgeber oder Arbeiter beftimmt oder 
zu beſtimmen verfucht, an Berabredungen 
der im $. 152 bezeichneten Art Theil zu 
nehmen oder ihnen Folge zu leiften, 
oder fie hindert oder zu Hindern ver: 
jucht, von ſolchen Verabredungen zurüd- 
zutveten, 

. Arbeitgeber oder Arbeiter hindert oder 
zu hindern verfucht, an foldhen Verab— 
redungen Theil zu nehmen oder ihnen 
Folge zu leiften, oder fie beftimmt oder 
zu beftimmen verſucht, von joldhen Ver- 
abredungen zurüdtreten, 

wird mit Gefängniß bis zu drei Monaten 

beitraft, fofern nach dem allgemeinen Straf: 

geſetz nicht eine härtere Strafe eintritt. 
(abgelehnt.) 


1. Abſatz 1 Zeile 1 die Worte „es unter: 
nimmt“ zu ſtreichen. 
2. Abſatz 1 Ziffer 1 Zeile 5 ftatt: „zu be 
ſtimmen“ zu 7* „beitimmt oder zu 
beſtimmen verſucht“, Zeile? ftatt: „zu hin- 
dern” zu ſetzen: „Hindert oder zu Hin= 
dern verſucht“. 
Abſatz 1 Ziffer 2 und 3 durch folgende 
Faſſung zu erjegen: . 
„Urbeitgeber oder Arbeiter an der 
Theilnahme an ſolchen VBerabredungen 
hindert oder zu hindern verjucht, oder 
zum Nüdtritt von ſolchen Verab— 
redungen bejtimmt oder zu beitimmen 
verſucht.“ 
Abſatz 1 die Worte von „wird mit Ge 
fängniß“ ab bis zum Schluß durd fol: 
gende Faſſung zu erjegen: „wird mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten beftrait, 
fofern nad) dem allgemeinen Strafgejef 
nicht eine höhere Strafe eintritt.“ 
Abſatz 2 zu ſtreichen. (zurückgezogen 


IX 


3. Sm $. 153: 


22 


— 


or 








Beſchlüſſe 1. Lefung. 


12, Mbgelehnt. 





Abänderungs-Anträge zur 2. Leſung. 


Reichstag. Altenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiſſion.) 1607 


Beichlüfle 2. Leſung. 


12. Abgelehnt. 
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Neichstag. Altenſtück Nr. 190, (Bericht dev achten Kommiſſion.) 








Beflehendes Gefeh. 


Schingbeflimmnngen. 
8. 154. 

Die Beftimmungen der 88. 105 
bis 133 finden auf Gehülfen und 
Yehrlinge in Apotheken und Handels= 
aeichäften feine Amvendung. 


Die Beftimmungen der $ 134 
bis 1395 finden auf Wrbeitgeber 
und Mrbeiter in Werkftätten, in 
deren Betrieb eine regelmäßige 
Berugung von Dampflraft jtatt- 
findet, ſowie in Hüttenmwerken, in 
Bauböfen und Werften entiprechende 
Anwendung. 


Vorlage. 


Artißel 5. 


An Stelle des $. 154 der 
werbeordnung treten folgende 
ſtimmungen: 


Ge⸗ 


B [4 77 


8. 154. 

Die Beitimmungen der SS. 105 
bis 133 finden auf Gehülfen und 
Lehrlinge in Apotheken, die Bes 
ftimmungen der 88. 105, 106 Eis 
119, 120a bis 133 auf Gehülfen 
und Lehrlinge in Handelsgefchäften 
feine Amvendung. 

Die Beftimmungen der 88. 134 
bis 139b finden auf Arbeitgeber 
und Wrbeiter in Hüttenwerlen, in 
Bimmerpläßen und anderen Baus 
höfen, in Werften, ſowie in ſolchen 
Biegeleien, über Tage betriebenen 
Bruͤchen und Gruben, weldye nicht 
blos vorübergehend oder in geringent 
Umfang betrieben werden, ent— 
iprecdhende Anwendung. Darüber, 
ob die Anlage. vorübergehend oder 
in geringem Umfang betrieben wird, 
enticheidet die höhere Verwaltungs- 
behörde endgültig. 

Abjah 3. (Men.) 

Die Beitimmungen der 88. 135 
bi8 139b finden auf Mrbeitgeber 
und Mrbeiter in Werfftätten, in 
welhen durch elementare Kraft 
(Dampf, Wind, Waffer, Gas, Luft, 
(Elektrizität u. |. mw.) bewegte Trieb: 
werke nicht blos vorübergehend zur 
Verwendung fommen, mit der Maß— 
gabe entiprechende Anwendung, daß 
der Bundesrath für gewiſſe Arten 
von Betrieben Musnahmen von den 
in $$. 135 Abſatz 2 bis 4, 136, 
137 Abjag 1 bis 3 vorgejehenen 
Beſtimmungen nachlaffen fann. Auf 
andere Werkftätten können durch 
Mailerlibe Werordmung mit Zu— 


or 


= 


— 
[54 


Abänderungs: Anträge zur 1. Pefung. 


. Unter Zurückziehung des Antrages Nr. 3 


den Antrag auf Nr. 2 zur Abſtimmung zu 

ftellen, als Amendement zu Wbjak 1 der 

Vorlage und mit dem Zuſat 

„Abſatz 2 der Vorlage” zu fireichen. 
(erledigt.) 


5. Dem erften Abſaß des $. 153 der Vorlane 


beizufügen: 
„Sind mildernde Umftände vorhanden, jo 
tan auf Gefängniß bis zu drei Monaten 
erfannt werden. 
(angenonmen, dann durd) Ab- 
lehnung der Vorlage erledigt.) 


’. Folgende Nefolution anzunehmen: 


„Die verbündeten Regierungen zu erfuchen, 
dem Reichstage thunlicht bald einen Gefeß- 
Entwurf, betreffend die geſetzliche Aner— 
tenmung beruflicher Organijationen der Ar: 
beiter unter Feitfegung von Normativ-Be— 
ſtimmungen vorzulegen.”  (zurüdgezogen.) 


Abjak 3 wie folgt zu faſſen: 

Die Beltimmungen der $$. 135 bis 
1395 finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Werfftätten, in welchen durch elementare 
Kraft (Dampf, Wind, Waffer, Gas, Luft, 
Elektrizität u. |. w.) bewegte Triebwerke 
nicht bloß vorübergehend zur Verwendung 
fommen, entjprechende Anwendung. 

Auf andere Werkftätten können durch 
Kaiferlihe Verordnung, mit Zuſtimmung 
des Bundesraths, die Bejtimmungen ber 
88. 135 bis 139b ganz oder theilweiie 
ausgedehnt werden. 

bſatz 4 und 5 wie die Vorlage. 
— 
Im $. 154 Abſ. 3 die Befugniß des Bundes- 
raths gr ei zuzulaffen, audy auf deu 
$. 138 zu erjtreden. (angenommen. 
I. In $ 154 Abſatz 3 den erjten Satz zu 
jtreichen; (abgelehnt.) 
Il. den zweiten Sa zu beginnen: 
„Durch Kaiferlide Verordnung mit 
Zuftimmung des Bumbesraths können 
die Bejtimmungen ber $$. 135 bis 
139b ganz oder theilweife auf die 
Hausinduftrie ausgedehnt werden.“ 


(abgelehnt.) 
Im 8. 154 Abſatz 3 ftatt „Abſaß 1 bis 3" 
zu arg 
„Abſatz 1 bis 4”. (angenommen. 


Im $. 154 im 3. Abſatz, Zeile 14, Hinter 
dem Worte „kann“ hinzuzufügen: 
„Die duch Beſchluß des Bundesraths ge- 
troffenen Bejtimmungen find dem nädhit- 
folgenden Neidhstag vorzulegen. Sie find 
außer Kraft zu jegen, wenn ber Reichstag 
dies verlangt.” (abgelehnt.) 


. Im 8. 154 Abſatz 3 vor dem lepten Satz 


einzufchalten: 
„Diefe Verordnungen ſiud dem Reichötage 
bei feinem nächſten Zufanmentritt zur 


Kenninißnahme ntitzutheilen. 
zurũckgezogen 
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Reichlüffe 1. Pefung. 


Artikel 5. 


Un Stelle des $. 154 der Gewerbe— 
ordnung treten folgende Beſtimmungen. 


$. 154. 

Die Beltimmungen der $$. 105 bis 
133 finden auf Gehülfen und Lehrlinge 
in Mpothefen, die Beftimmungen der SS. 
105, 106 bis 119, 120a bis 133 auf 
Sehülfen und Lehrlinge in Handels: 
neichäften feine Anwendung. 


Die Bejtimmungen der 88. 134 bis 
139b finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Hüttenwerten, in Zimmerplätzen und 
anderen Bauhöfen, in Werften, ſowie in 
ſolchen Biegeleien, über Tage betriebenen 
Brüchen und Gruben, welche nicht blos 
vorübergehend oder in geringem Umfang 
betrieben werben, entſprechende Anwendung. 
Darüber, ob die Anlage vorübergehend 
oder in geringem Umfange betrieben wird, 
entjcheidet die höhere Verwaltungsbehörde 
endgültig. 


Die Beitimmungen der 88. 135 bis 
139b finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Werkftätten, in welchen durch elementare 
Kraft (Dampf, Wind, Wafler, Gas, Luft, 
Elektrizität u. |. w.) bewegte Triebwerke 
nicht blos vorübergehend zur Anwendung 
fommen, mit der Maßgabe entipredjende 
Anwendung, baß der Bunbesrath für ge 
wiſſe Arten von Betrieben Ausnahmen 
von den in $$. 135 Abſatz 2 umd 3, 
136, 137 Abſaß 1 bis 4, und 138 vor- 
gefehenen Beſtimmungen nachlaſſen kann. 
Auf andere Werkftätten können durch 


Kaiferliche Verordnung mit Zuſtimmung 
bes Bundesraths die Beitimmungen der 
88. 135 bis 139b ganz oder theilmeiie 


Reichstag. Attenſtück Nr. 190. (Bericht der achten Kommiffion) 


Ahänderungs-Anträge zur 2, Leſung. 


Nedaktionell zu $. 154. 

1. Im Abſatz 3 der Beſchlüſſe eriter 
Leſung ſtatt „137 Mbjag 1 bis 
4" zu jeßen: 

„137 Abſatz 1 bis 3.“ 
(angenommen.) 

2. Den Schlußſatz des Abſatzes 3 im 
8. 154 in folgender Faſſung 
anzunehmen: 

„Die Nusnahmebeftimmungen 
des Bundesraths, mie Die 
Kaiferlichen erordnungen 
können für das Gebiet des 
Reiches oder örtlich begrenzte 
Bezirke erlaflen werden und 
jind dem Reichstage bei jeinent 
nächſten Zuſammentritt zur 
Kennmißnahme vorzulegen.” 
(angenonmen.) 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


Artikel. 


An Stelle des $. 154 der Gewerbe: 
ordnung ireten folgende Beſtimmungen: 


o 


. 154. 
Die Beſtimmungen der 88. 105 bis 
133 finden auf Gehülfen und Lehrlinge 
in Mpothefen, die Beitimmungen der 
$$. 105, 106 bis 119, 120a bis 133 
auf Gehülfen und Lehrlinge in Handels— 
geichäften feine Anwendung. 


Die Beltimmungen der 88. 134 bis 
139 b finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Hüttenwerken, in Bimmerplägen und 
anderen Bauhöfen, in Werften, fowie in 
ſolchen Bigeleien, über Tage betriebenen 
Brücden und Gruben, welde nicht blos 
vorübergehend oder in geringem Umfang 
betrieben werden, entiprecdhende Anwendung. 
Darüber, ob die Anlage vorübergehend 
oder in geringem Umfang betrieben wird, 
enticheidet die höhere Berwaltungsbehörde 
endgültig. 


Die Beitimmungen der 88. 135 bis 
1395 finden auf Arbeitgeber und Arbeiter 
in Werkftätten, in welchen durch elemen— 
tare Kraft (Dampf, Wind, Wajler, Gas, 
Luft, Elektrizität u. |. w.) bewegte Trieb- 
werfe uicht blos vorübergehend zur Vers 
wendung kommen, mit der Maßgabe ent- 
Iprechende Anwendung, dab der Bundes- 
rath für gewiſſe Mrten von Betrieben 
Ausnahmen von den in 88. 135 Abſatz2 
und 3, 136, 137 Abjah 1 bis 3, uud 
138 vorgeiehenen Beltimmungen nad)- 
laffen kann. 

Auf andere Werkftätten können durch 
Kaiferliche Verordnung mit Zuſtimmung 
bes Bundesraths die Beſtimmungen der 





Beftehendes Geſetz. 


In gleicher Weife finden An— 
wendung die VBeftimmungen der 
88. 115 bis 119, 135 bis 1396, 
- 152 und 153 auf die Beſiher und 
Arbeiter von Bergwerken, Salinen, 
Nufbereitungsanftalten und unter 
irdiſch betriebenen Brüchen oder 
Gruben. 

Arbeiterinnen dürfen in Anlagen 
der im Abſatz 3 bezeichneten Art 
nicht unter Tage beichäftigt werden. 
Zuwiderhandlungen unterliegen der 
Strafbeitinnmung des 8. 146. 


$. 155. 

Wo in diefem  Gejehe auf die 
Landesgejege verwieſen ilt, find unter 
den leßteren auch die verfaifungs- 
oder geſetzmäßig erlaffenen Ver— 
ordnungen verjtanden. 

Melde Behörden im jedem 
Bındesilante unter der Bezeich- 
mung: höhere Verwaltungsbehörde, 
untere Werwaltungsbehörde, Ge— 
meindebehörde, Ortsbehörde, Unter: 
behörde, Rolizeibehörde, Ortspolizei— 
behörde zu verfiehen find, wird 
von der Zentralbehörde des Bundes: 
ſtaates befannt gemadht. 


Reichstag 


Vorlage. 


ſtimmung des Bundesraths die Bes 
ſtimmungen der $$. 135 bis 139b 
ganz; oder theilweiſe ausgedehnt 
werden, Werkſtätten, in welchen der 
Arbeitgeber ausſchließlich zu feiner 
Familie gehörige Perſonen beichäftigt, 
fallen unter diefe Beſtimmung nicht. 


Die Beſtimmungen der $$. 115 
bis 119, 135 bis 139b, 152 und 
153 finden auf die Befiker und 
Arbeiter von Bergwerten, Salinen, 
Aufbereitungsanftalten und unters 
irdiſch betriebenen Bruchen oder 
Gruben entſprechende Anwendung. 


Arbeiterinnen dürſen in Anlagen 
der im Abſatz 4 bezeichneten Art 
nicht unter Tage beſchäftigt werden. 
Zumwiderhandlungen unterliegen der 
Strafbejtimmung des $. 146. 


Artikel 6. 


Der $. 155 Abfjap 2 der Ger 
werbeordmung erhält folgenden Zu— 


laß: 


(Nen.) 
Für die unter Meichs- und 
Staatsverwaltung stehenden Be: 


triebe können die den Polizeibehör— 
den, Yuflihtsbeamten, unteren 
und höheren VBerwaltungsbehörden 
durch die 88. 105b Abſatz 2, 105r 
Abſah 2, 105f, 120d, 134e, 1341, 
134g, 138 Abſatz 1, 138u, 139, 
139 b übertragenen Befugniſſe und 
Obliegenheiten auf die der Wer: 
waltung dieſer Betriebe vorgefegten 
Dienjtbehörden übertragen werden. 


. In $. 


Atenftüc Nr, 190. (Bericht der < achten Kommiſſion.) = 





Abänderungs-Anträge zur 1. Leſung. 


154 Abjab 3 den vorlegten Sag: 
„Auf andere Werkitätten können durd) Kaiſer— 
liche Verordnung“ u. ſ. w. zu ftreichen und 
dafür folgende Nefolution anzunehmen: 
Den Herrn Neichslanzler zu erſuchen, 
dahin zu wirken, daß Geitens der ver: 
bündeten Regierungen baldmöglichft auf 
Grund einer umfallenden Erhebung ein 
Sefegentwurf zur Wusdehnung der Be- 
jtimmungen der $$. 135 bis 139b auf 
die Hausinduftrie und das Handwerk dem 
Reichstag vorgelegt werde. (abgelehnt.) 


. Nad) Abjap 3 als Abſatz beizufügen: 


„Die Ausnahmebeftimmungen des Bun— 
desraths wie die Kaijerlichen Verordnungen 
find dem Neichstag bei jeinem nächjten 
Zufammentritt zur Kenntnißnahme vorzus 
legen. (angenommen.) 


In dem unter Vrtifel 6  vorgeichlagenen 
Zuſatz zu $. 155 Abſatz 2 das Alegat von 
$. 1348 zu jtreichen, 


(angenommen.) 





Deihlüffe 1. Lejung. 


ausgedehnt werden. Werktälten, in welchen 
der Arbeitgeber ausſchließlich zu Be 
Familie gehörige Verſonen beichäftigt, 
fallen unter Diefe Beſtimmungen mi t 
Die Ausnahmebeftimmungen des Bundes: 
raths wie die Kaiferlichen Verordnungen 
find dem Reichstag bei feinem nächſten 
Aufammentritt zur Kenntnißnahme vorzu— 
legen. 


Die Beſtimmungen der $$. 115 bis 
119, 135 bis 139b, 152 umd 153 finden 
auf die Beſiher und Arbeiter von Berg: 
werfen, Salinen, Aufbereitungsanftalten 
und unterirbiich betriebenen Brüchen oder 
Gruben entiprehende Anwendung. 


Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der 
im Abſatz 4 bezeichneten Art nicht unter 
Tage beihäftigt werden. Zumiderhand- 
lungen unterliegen der Strafbeftimmung 
des 8. 146. 


Artikel 6. 


Der 8. 155 Abſatz 2 der Gewerbe: 
ordnung erhält folgenden Zuſatz: 


AbänderungssAnträge zur 2. Leſuug. 


Reichstag. Altenſtuc Nr. 190. Bericht der achlen Kommiſſion.) 1611 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


88. 135 bis 150 b ganz oder theilweije 
ausgedehnt werden, Werhtätten, in welden 
der Arbeitgeber ausſchließlich zu feiner 
Familie gehörige Perſonen beichäftigt, 
fallen unter dieſe Beſtimmungen nicht. 


Die Kaiſerlichen Verordnungen, 
sowie Die Ausnahmebeftimmungen 
des Bundesraths können auch für 
bestimmte Bezirke erlaſſen werden. 
Sie find durch das Reichsgesetzblatt zu 
veröffentlichen und dem Reichstag bei 
feinem nächſten Zufammentritt zur 
Kenntnifuahme vorzulegen, 

4a. 

Die Beſtſimmungen der 88. 115 bis 
119a, 135 bis 139 b, 152 und 153 finden 
auf die Vefiger und Mrbeiter von Berg— 
werfen, Salinen, Wufbereitungsanftalten 
und unterirdiich betriebenen Brüchen oder 
Gruben entfprehende Anwendung. 


Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der 
vorbezeichneten Art nicht unter Tage be— 
ihäftigt werden. Zuwiderhandlungen 
unterliegen der Strafbeitimmung des $. 146. 


Artikel 6. 


Der $. 155 der Gewerbeordnung er— 
hält folgende Fafſung: 


In $. 155 Abſatz 2 hinter dem Wo in diesem Gesetze auf die Laudes- 
Worte: „Drtspolizeibehörde” einzu: gesetze verwiesen ist, sind unter den 
ſchallen: letztoren auch die verfassungs- oder 


„und welche Verbände unter gesetzmässig erlassenen Verordnungen 
der Bezeichnung meitere Kom: verstanden. 


nmmalverbände”. 

(angenommen.) Welche Behörden in jedem Bundes— 
jtaate unter der Bezeichnung: höhere Ver- 
waltungsbehörde, untere Berwaltungsbe- 
hörde, Gemeindebehörde, Orisbehörde, 
Unterbehörde, Bolizeibehörde, Ortspolizei⸗ 
behörde und welche bände unter 
der Be —— g weitere Kommunal- 


verbände zu verjtehen find, wird von der 
Für die unter Reichs: und Staats: Zentralbehörde des Bundesjtaates befannt 
verwaltung ftehenden Betriebe können bie nemadht. 
den Bolizeibehörben, unteren und höheren Für die unter Reichs- und Staats: 
Verwaltungsbehörden * die 88. 1055 verwaltung fiehenden Betriebe können die 
Abſatz 2, 1056 255* ‚ 1051, 120d, den Bolizeibehörben, unteren und höheren 
134e, 134f, 138 Abſaß 1, 138a, 139, Verwaltungsbehörden durch die SS. 105 b 
139b übertragenen Befugniſſe und Ob— Abſatz 2, 105e Abſatz 2, 1006, 1051, 
liegenheiten auf die der Verwaltung diejer 115 Absatz 3, 120d, 134e, 134f, 1349, 
Betriebe vorgejegten Dienftbehörden über: 138 Abſatz 1, 1385, 139, 139b, über: 


tragen werden. tragenen Befugniffe und Dbliegenheiten 


auf die der Verwaltunz dieſer Betriebe 
vorgejeßten Dienftbehörden übertragen 
werden, 
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Beſtehendes Geſetz. Borlage Abänderungs:Auträge zur 1. Leſung. 


Artikel 7. 


(Ren.) 

Der Zeitpunkt, an welchen die in In Artitel 7 Abſatz 4 die Worte: 
88. 105a bis 105f getroffenen Be: „und welche nicht unter 8.130 % 
ftimmungen ganz oder theilweife in Kraft Abſatz 1 Ziffer 2 Fallen“ zu 
fveten, wird durch Maiferlihe Verordnung fireichen, (erledigt. 


nit Zuflimmung des Bundesraths be— 
ſtimmt. Bis dahin bleiben die bisherigen 
geſetzlichen Beſtimmungen in Kraft. 


Im Uebrigen tritt dieſes Geſetz mit 
dem 1. Mpril 1891 in Kraft. 

Für Kinder im Alter von zwölf bis 
vierzehn Jahren und für junge Leute 
zwiſchen vierzehn und ſechszehn Jahren, 
welche vor dem 1. April 1891 bereits 
in Fabriken oder in den im 8. 154 Ab— 
ſah 2 bis 4 bezeichneten gewerblichen 
Anlagen beſchäftigt waren, bleiben die 
bisherigen gefeglichen Bejtimmungen bis 
zum I. April 1893 in Kraft. 


Tür Betriebe, in welchen vor Ver- 
fündung Diejes Gejehes Arbeiterinnen 
über ſechszehn Jahre in der Nachtzeit 
beichäftigt worden find, und welde 
nicht unter $. 139a Abſatz 1 Ziffer 2 
fallen, kann die LandessZentralbehörde 
die Ermächtigung ertheilen, längjtens bis 
zum 1. April 1893 ſolche Arbeiterinmen 
in der bisherigen Anzahl während ber 
Nachtzeit weiter zu beſchäftigen, wenn bie 
Fortführung des Betriebes im bisherigen 
Umfange bei Bejeitigung der Nadhtarbeit 
Vetriebsänderungen bedingt, weldye ohne 
unverhältnigmäßige Koften nicht früher 
hergejiellt werden können. Die Nacht: 
ihicht dieſer Mrbeiterinnen darf Die 
Dauer von zehn Stunden nicht über: 
jchreiten; zwiichen den Arbeitsjtunden 
iſt deuſelben eine mindeltens cine 
jtündige Pauſe zu gewähren. 


Urtundlid ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 





Beichlüffe 1. Lefung. 


Artikel‘. 
Ausgeſetzt. 
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Abãnderungs⸗Anträge zur 2. Leſung. 


In Artikel 7: 


Abſatz 1 hinter „F. 1051“ ein: 
zufchalten: „F. 41a, 8. 55a und 
8. 154 Abjah 3."; 

Abſatz 2 die Worte „1. April 
1891" zu erjehen durch 
„I. Januar 1892”; 

Abſatz 3 die Worte „1. Mpril 
1891” zu erjeßen burd „Ver— 
fündung dieſes Geſetzes“, die 
Worte „1. Mpril 1893“ zu er: 
ſetzen durch „1. April 1894“; 

Abſatz 4 die Worte „1. April 
1893” zu erjeßen durch „1. Ja— 
nuar 1894”, die Morte „und 
welche nicht ımter $ 1394 Mb- 
ſatz 1 Biffer 2 fallen“ zur jtreichen, 
den Schlußſatz „Die Nachtſchicht 
u. ſ. m.” zu ftreichen und dafür 
zu jagen: 

„Die Nadıtarbeit dieſer Ar: 
beiterinnen darfin zwei Wochen 
die Dauer von jchszigStunden, 
in vierundzwanzig Stunden 
die Dauer von zehn Stunden 
nicht überfchreiten und muß 
in jeder Schicht durch Pauſen 
in ber Gejammtdauer von 
minbdefiens einer Stunde unter- 
brochen fein.“ 

(angenommen.) 


2. Redaktionell. 


Zu Artikel 7. 
Im Abſatzel die Citate wie 
folgt zu faffen: 
„SS. Ala, 55a, 105a bis 
105f, 105h und 1051.” 
(angenommen.) 


Beſchlüſſe 2. Lefung. 


Artikel". 


Der Zeitpunkt, an welchem die in 
$$. 4a, 55a, 105a bis f, 105h, 1051 
und 154. Absatz 3 getroffenen Beſtim— 
mungen ganz ober at in Kraft 
treten, wird durch Kaiferliche Verordnung 
mit Zuftimmung des Bundesraths bes 
jtimmt. Bis dahin bleiben die bisherigen 
geſetzlichen Beltimmungen in Kraft. 

Im Uebrigen tritt dieſes Geſetz mit dem 
1. Jannar 1892 in Kraft. 

Für Kinder im Mlter von zwölf bis 
vierzehn Jahren und für junge Leute 
zwilchen vierzehn und jechszehn Jahren, 
welche vor Verfündung dieſes Gefeges 
bereits in Fabriken ober in Dem ın 
ss. 154 Abſatz 2 bis 4 und löda bes 
zeichneten gewerblichen Anlagen beſchäftigt 
waren, bleiben die bisherigen geſetzlichen 
Beftimmungen bis zum 1. April 1893 
in Kraft. 

Für Betriebe, in welchen vor Verkün— 
dung dieſes Geſetzes Arbeiterinnen über 
ſechszehn Jahre in der Nachtzeit beichäftigt 
worden find, kann bie Landes: Zentral- 
behörde die Ermächtigung ertheilen, läng— 
jtens bis zum 1. Jannar 1894 joldye 
Arbeiterinnen in ber bisherigen An an 
mwährend ber Nadhtzeit weiter zu beidä ⸗ 
tigen, wenn bie Fortführung bes Betriebes 
im bisherigen Umfange bei Bejeitigung 
der Nachtarbeit Betriebsänderungen be— 
dingt, welde ohne unverhältnißmäßige 
Koften nicht früher hergeftellt werben können. 
Die Nadhıtarbeit diejer Arbeiterinnen barf 
in zwei Wochen die Dauer von 
fechdzig Stunden, in —— 
Stunden die Dauer von zehn Stunden 
nicht überſchreiten und muß in jeder 
Schicht durch Pauſen in der Ge— 
ſammtdauer von mindeſtens einer 
Stunde unterbrochen ſein. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben ꝛc. 


Refolutionen 
efr. Seite 1529 und 1583. 
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Anträge 
ber 


Redaktions-Kommiffion. 


Die Kommilfion wolle beichließen: 


1. 


Statt „Titel A.” „Urtilel A.“ zu ſetzen. 


2. Ind. Ala Abſatz 1 hinter „Handelsgewerbe“ zu jepen: 


. In. 1051 a 


„an Sonn= und Feſitagen“. 

Statt „Titel B.“ „Artikel B.“ zu jeßen. 

In 8. 1055 Abſatz 1 den zweiten Saß wie folgt 
zu fafjen: 

„Die ben Arbeitern zu gewährende Ruhe hat 
für jeden Somn= und Feſtiag mindeftens vierund— 
zwanzig, für zwei aufeinander folgende Sonn= und 
Feſttage ſechsunddreißig, für das Weihnachts-, 
Dfter- und Pfingſtfeſt achtundvierzig Stunden zu 
dauern.“ 

In 8. 1056 Abja 1 den dritten Sap wie folgt 
zu fafjen: 

„Die Ruhezeit ift von 12 Uhr Nachts zu rechnen, 
in Betrieben mit regelmäßiger - und Nacht⸗ 
ſchicht, ſofern fie unter $. 1054 fallen oder der 
Bundesrath es ſonſt für ein unabweisliches Be— 
dürfniß erachtet, —— von ſechs Uhr Abends 
des vorhergehenden Werktages, ſpäteſtens von ſechs 
Uhr Morgens des Sonn und Feſttages, und muß 
bei zwei aufeinander folgenden Sonn: und Feſt⸗ 
tagen bis 6 Uhr Abends des zweiten Tages 
banern,” 


In 8. 1055 Abſatz 2 ri „Kommunalverbandes“ 
(in Satz 2) zu ſetzen: „6. 142)”. 

Zu 8. 1055 vorlepter Sa wird die Frage aufs 

I ob die hier vorgeſehenen ſtatutariſchen Be— 
Fangen ſich oA ben Fall des Sapes 2 des zweiten 
Abſatzes beichränten, oder auch dann zuläffig fein 
follen, wenn der Fall des Satzes 1 obder- Des Sapes 3 
des zweiten Abfaßes vorliege. Die Redaktions-Kom— 
miffion Hält ſich nicht für befugt, eine deutlichere Faſſung 
vorzuschlagen. 


. Im hi 105. Abjag 1 Ziffer 1a ftatt „ber geſetzlich 


vorgeichriebenen Inventur“ zu feßen: „einer geſetzlich 
vorgejchriebenen Inventur“. 


. In 8. 1050 Abſatz 2 ſiatt „Ziffer 1 bis 3“ zu feßen: 
fe Mio 


„Bifter 1 bis 4“ (vorausgefeht, dab die Kommiljion 
es als ihre Abficht anerkennt, auch die in Ziffer 4 
bezeichneten Perſonen der Vorſchrift diefes Abſatzes 2 
au unterwerfen). 


. In 8. 105 d Abſatz 3 am Ende ftatt „mitzutheilen“ 


zu jegen: „vorzulegen“. 
2 ftatt „in ber Betriebsftätte” 


zu ſetzen: „innerhalb ber Betriebsftätte”. 


. In 8. 105 f Abjah 2 am Ende ftatt „anzuſchlagen“ 


zu jeßen: „auszuhängen“. 


. In 8. 1055 Sat 2 ftatt „mitzuiheilen“ zu ſetzen: 


„vorzulegen“. 


. In 8.105 Abjap 1 das Wort „Theater“ zu ftreichen, 


14 


22. 


. Den $. 115 wie folgt zu geftalten. 


. Den 
In 
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I 8. 107 Abſatz 1 den vierten Sap wie folgt zu 
aflen : 
„Die — erfolgt an den Vater oder 
ormund, ſofern dieſe es verlangen, oder ber Ar- 
beiter das I nr Lebensjahr noch nicht voll: 
endet hat, andernfalls an ben Arbeiter jelbit.“ 
In ’ 107 Abia 1 Sa 5 hinter dem Worte „Ge— 
meinbebehörbe” zu ſetzen die Worte: „des im $. 108 
bezeichneten Ortes“; folgemeife: 


. In 8. 107 Abſatz 1 dem fechsten (legten) Sap zu 


ftreichen. 


. Ing. 118 Abſatz 3 den Schlußpaffus wie folgt zu 


faffen: „den Arbeiter in einer aus dem Wortlaute des 
Zeugniffes nicht erfichtlihen Weife zu kennzeichnen“. 

Zu 8. 113 ur 4 hält die Redaktions-Kom— 
miffion fich nicht für befugt, die aufgemworfene Frage 
zu beantworten, weldhe Gemeindebehörde zuſtän— 
dig fei. 

Abſatz 1: 

„Die Gewerbetreibenden find verpflichtet, Die 
Löhne ihrer Arbeiter in Reihswährung zu be 
rechnen und baar auszuzahlen.” 

Abſatz 2 (feither 8. 115.) 

„Sie dürfen den Ürbeitern feine Waaren kre— 
ditiren. Die Verabfolgung von Lebensmitteln“ 
u. ſ. f. wie $. 115a. 

Abſatz 3 (jeither Sap 2 des Abfak 1.) 

„Die Auszahlung ber Löhne darf ohne Ge: 
nehmigung der unteren Verwaltungsbehörde nicht 
in Gajt- und Schanlwirthſchaften oder Verkaufs: 
ftellen erfolgen.” (Den en Abjap 2 des 
—— ſ. unten $. 1194 Abſatz 2; den ſeitherigen 

ſatz 3 des $. 115 ſ. unten $. 119a 1. Äbſatz), 
folgeweife: 

8. 1152 (nun Abſatz 2 des $. 115) als felb- 
ftändigen Paragraph zu ftreichen. 
„119 den zweiten Abſatz zu jtreichen (folgt unten 


als $. 119b). 


. Us 8. 19a zu jeßen: 


Abſatz 1 (feither $. 115 Abſatz 3). 
„Lohneinbehaltungen, welche von Gewerbeunter: 
nehmern zur Sicherung des Erſatzes eines ihnen 
aus der wiberrechtlihen Auflöfung des Arbeits- 
verhältniffes erwachſenden Schadens ausbedungen 
werden, bürfen bei ben einzelnen Lohnzahlungen 
ein Viertel des fälligen Lohnes, im Gefammtbe: 
trage den Betrag eines durchſchnittlichen Wochen⸗ 
Iohnes nicht überfteigen.“ 
Abſatz 2 (jeither $. 115 Abſatz 2). 
„Durch ftatutariiche Beſtimmung einer Gemeinde 
oder eines weiteren Sommunalverbandes ($. 142) 
kann für alle Gewerbebetriebe oder gewiſſe Arten 
derſelben fejtgefeßt werden: 
1. Er Lohn- und... . (wie 8. 115 Abi. 2 
Ziff. 1). 


2. daß der von minderjährigen . . 
$. 115 Abi. 2 Ziff. 2). 

3. daß die Gewerbetreibenden den Eltern oder 
Vormündern innerhalb gewiſſer Friſten Mit: 
theilung von den an minberjährige Arbeiter 
gezahlten Lohnbeträgen zu machen haben.“ 

Als $. 119 zu ſetzen: 
„Unter den in $$. 116 bis 119a bezeichneten 


.. (mie 


— — — — —— — 


24. 


25. 


26. 


27. 


28. 


29. 


30, 


31. 


32. 
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Arbeitern werden u. f. f. (wie $. 119 Abſatz 2 
der Vorlage).” 
Ind. 180 Abjap 1 den legten Sap, wie folgt, zu 
affen: 


„Der Unterricht darf nit am Sonntage vor 
Beendigung des Hauptgottesdienftes ftattfinden.” 
In 8. 120 Abſatz 3 re. 3 ftatt „das Drtsftatut” 
zu ſehen: „ſtatutariſche Beitimmung.“ 
Sn 8. 120 Abſatz 3 den letzten Sah, wie folgt, zu 
alien! 
„Die ®emeinde- Fortbildungsichule find die jungen 
Leute nur dann zu befuchen gehalten, wenn fie 
feine von ber höheren Berwaltungsbehörbe aner: 
kannte Innungs- oder andere Fach- ober Fort 
bildungsſchule bejuchen.” 
In 8. 120. Abjap 2 Sap 2 ftatt „der desfalfigen 
Anordnungen” zu jegen: „ſolcher Anordnungen.” 
Sn 8. 120. Abſ. 4 ftatt „Kenntniß“ zu ſetzen: 
Kenntnißnahme.“ 
In 8. 122 den zweiten Satz, wie folgt, zu faſſen: 
„Werden andere Kündigungsfrijten vereinbart, 
jo müſſen fie für beide Theile gleich jein.“ 


In $. 125 Ubi. 1 Sap 3 jtatt „durch die Geltend- 
machung bderjelben“ zu jegen: „durch ihre Geltend» 33 
machung.“ 


In 3. 125 Ubi. 3 ftatt der Worte „S. 119 Abſatz 2 
zu jeßen: „Sg. 119b.“ 
Den $. 138. mie folgt zu fallen: 

„Auf die im $. 133a bezeichneten Perſonen 
findet $. 125 und, ſoweit nicht abweichende Ver: 
einbarungen getroffen worden find, 8. 119a Nbj. 1 
Anwendung." 

(Man ging Hierbei von der Anſicht aus, daß 

. 125 ftets abweichende Vereinbarungen zulafje, 
ie Faſſung des Kommiffionsbeichluffes zweiter 
Leſung aber einen irrigen Schluß auf das Gegen: 
theil nahelege.) 

In 8.184 den zweiten Abſatz wie folgt, zu fallen: 

„Den Unternehmern von Fabriken, in denen 
regelmäßig mindejtens zwanzig Arbeiter beichäftigt 
werben, iſt unterjagt, für den Fall der rechts— 
widrigen Auflöfung des Mrbeitsverhältnifjes durch 
ben Arbeiter als Schabenserjag die Verwirkung 
bes rüdjtändigen Lohnes über den Betrag des 
durchichnittlihen Wocdenlohnes hinaus auszube- 
dingen. Auf die Arbeitgeber und Arbeiter in ſolchen 
gu rilen finden die Beſtimmungen des $. 125 

bj. 1 feine Anwendung.“ 

(Diefe Beftimmungen er den Sinn des britten 
Sapes des zweiten Abjapes des $. 134b (in feit- 
heriger Faflung) wieder. Sie müfjen an dieſer Stelle 
Aufnahme finden, weil der in der Geſammt-Kommiſſion 
beihlofjene oben erwähnte britte Sa nur den Vor— 
behalt des Rechtes enthält, die Verwirkung bes 
Lohnes bis zum Betrage des durchſchniltlichen Wochen— 
lohnes auszubedingen. Die Redaktions-Kommilfion 
nimmt als Abficht der Gefammt-Kommiffion an: 

I. Für alle gewerblichen Arbeiter, beim Handwerl 
und in Fleinen wie großen Fabriken, joll $. 115 
Abi. 3 der Faſſung der Gejammtlommilfion, jetzt 
$. 119a Abſ. 1 der Faſſung der Redaktionstommtiffion 
gelten, wonach Lohneinbehaltungen zur Side- 
rung des Schadenserjages für Vertragsbruch einen 
durchſchnittlichen —E 
(vorbehältlih $. 133e). 


n nicht überfteigen bürfen 





34. 








U. Eine gejeglide Firirung der Entihädigung 
für Vertragsbruch, wie fie durch 8. 125 Abſ. 1 fakul- 
tativ eingeführt ift, fol für alle gewerblichen Arbeiter 
mit Ausnahme ber Arbeiter in Fabriken mit 20 oder 
mehr Arbeitern gelten. 


I. In Fabriken der legteren Art joll es ben Arbeit- 
gebern überlajien jein, duch Vertrag eine fejte 
Entihäbigung für Vertragsbrud auszubebingen. 

Diefe Entihädigung foll: 

a) Höchſtens in der Verwirkung bes rüd- 
tändigen durchſchnittlichen Wodenlohnes 
beftehen dürfen; 

b) Nicht al8 Strafe angejehen werden, daher 
nicht den Beichräntungen des Abi. 2 des 
$. 134b und bes Abf. 2 des $. 1340 unter: 
liegen; anbererjeil$ aber 

e) Der Beichränfung unterliegen, daß über die 
Verwendung des Betrags in der Arbeits- 
ordnung Beitimmung zu treffen ift. 

Ob die Ausbedingung der Verwirkung des rüd- 
ftändigen Lohnes aud in ber Arbeitsordnung 
ftattfinden könne, ift in den Beichlüffen ber Gefammt- 
kommiffion nicht ausgebrüdt, die Nedaktionsfommiffion 
enthält fih daher einer Beſchlußfaſſung hierüber.) 
In. 1344 Abſ. 1 den Eingang, wie folgt, zu fallen: 

„Für jede Fabril, in der regelmäßig mindeftens 

zwanzig Arbeiter beichäftigt werden, ift — —“ 
In 3. 18456 Abſ. 1 als Ziffer 5 beizufügen: 
„Ö. fofen die Verwirkung von Lohnbeträgen 
nad Maßgabe der Beftimmung des $. 134 Abi. 2 
ausbedungen werben joll, über die Verwendung 
der verwirkten Beträge.” 


35. Den Z. 1340 Abi. 2, wie folgt, zu fallen: 


= 


39, 


8. 


„Strafbeftimmungen, welche das Ehrgefühl oder 
die guten Sitten verlegen, bürfen in bie Arbeits- 
ordnung nicht aufgenommen werden. Geldjtrafen 
dürfen ben Betrag des ortsüblichen Tagelohnes 
($. 8 des Krantenverficherungsgejepes vom 15. Juni 
1883, Reichsgeſetzbl. S. 73) nicht überfteigen und 
müflen zum Beſten der Urbeiter der Fabrik vers 
wendet werden. Das Recht bed Arbeitgebers, 
Schadenserfag zu fordern, wird durch dieſe Be— 
ftimmung nicht Dielen: 

(Es jind im dieſer Faſſung alle fettgedruckten 
Worte der Kommiſſionsbeſchlüſſe geftrichen; ſ. S. 134, 
134b, Abi. 1 Ziffer 5, u. 134c.) 

Sn Abi. 3 des 8. 134b den Eingang, wie folgt, zu 
affen: 

„Dem Befiger der Fabrik bleibt überlaffen, neben 
den in Abf. 1 unter 1 bis 5 bezeichneten, — —“ 


. Im felben Abſatz Satz 2 die Worte „für die Fabrik 


beſtehenden“ zu flreichen. 
Dem Abi. 2 am Ende bes B. 134c folgenden Zuſatz 
zu geben: 

„Die Strafen müſſen ohne Verzug feitgejegt 
und dem Wrbeiter zur Kenntmiß gebracht werden.” 

Folgenden neuen Abf. 3 zu 8. 1340 zu jepen: 

„Die verhängten Selditrafen find in ein Ver- 
zeihniß einzutragen, weldes den Namen bed Bes 
fteaften, den Tag der Beftrafung, jowie den Grund 
und bie Höhe der Strafe ergeben und auf Er- 
fordern dem in * 139b bezeichneten Beamten 
jederzeit zur Einfiht vorgelegt werden muß.“ 


. In $. 1845 ftatt ber Worte „I. Januar 1891” zu 


jegen: „Inkrafltreten dieſes Geſetzes,“ den zweiten Satz 


203* 
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41. 
42. 
43. 
44. 
45. 
46. 


AT, 


48. 


49. 


50. 


57. 


58. 


. Bei Art. 1A. 


aber, wie folgt, zu faflen: „Auf Abänderungen dieſer 
Arbeitsordnungen und auf die feit bem 1. Januar 1891 
erlaffenen Arbeitsordnuungen findet der 8. 134d An— 
wendung. 

In 8. 134 Zeile 1 Hinter „SS. 134b zu feßen 
„Abſatz 3“, 

In 8. 138a den britten Sap des Abſ. 1 als Ubi. 2 
zu geitalten. 

In diefem dritten Safe am Schluffe ſtatt „geſetzliche 
regelmäßige” zu fegen: „regelmäßige gejeßliche" und 
Am Anfange des Sapes ftatt „im Jahr” zu jegen: 
„tm Jahre“. 

Am felben Z. 138a den vierten, fünften und fechsten 
Sak des Abi. 1 als Abi. 3 zu geftalten, demgemäß 


Den jeitherigen zweiten als vierten und den ſeit— 

herigen dritten als fünften Abſatz, auch 

Den Schlußſatz im Iepten Abſatz, wie folgt, zu faſſen: 

„Die Erlaubniß it ſchriftlich zu ertheilen und vom 

Arbeitgeber zu verwahren.“ 

In 8. 189a ben zweiten Sag, wie folgt, zu fallen: 

„Su den Fällen zu 2 darf die Dauer der 

wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder 36 Stunden, 
für junge Leute 60, für Arbeiterinnen 64, in 
Biegelein für gunge Leute und Arbeiterinnen 
69 Stunden nicht überfchreiten.” 


Diejen zweiten und ben folgenden dritten Satz nicht 
zu Nr. 2 zu ziehen, fondern als zweiten Abſatz des 
ganzen $. 139a und folgeweije den jeitherigen zweiten 
als dritten Abſatz zu gejtalten. 

we. britten (letzten) Abſatz folgende Faſſung zu 
geben: 

„Die duch Beſchluß des Bundesraths ge— 
troffenen Beſtimmungen find zeitlich zu begrenzen 
und können auch für beitimmte Bezirke * 
werben. Sie find buch das Reichs-Geſegblatt 
zu veröffentliden und dem Neichstage bei feinem 
nächſten Zuſammentritt zur ——— vor⸗ 
zulegen.“ 


eile 1 jtatt „Der Titel IX Gewerbe: 
ordnung“ zu ſehen: „Der Titel IN der Gewerbe: 


ordnung”. 


. In 8. 142 Abſ. 1 Sap 2 jtatt „(Mrbeitgeber und 


Arbeiter)” zu ſetzen: „und Arbeiter“. 


. In Urt. 3 8. 98a Nr. 2b Hinter „SS.“ einzuſchieben: 


„dla”. 


In Z. 1464 am Sclufje beizufügen: 


„Oder den 88. dla und dba, oder ben auf 
Grund des $. 105b Abi. 2 erlaffenen ftatutarifchen 
Beitimmungen zuwiderhandelt.“ 


In 


8. 147 im neuen Ablage am Schluſſe das Wort | 





„anordnen“ zu ftreichen und ftatt des Wortes „und“ 


zu jeßen: „anorbnen,”. 


In 9. 148 Abſ. 1 Ziff. 11 Hinter „Strafgelder“ zu | 


jepen: „ober die in 8. 134b Nr. 5 bezeichneten 


Beträge”. 

Ind. 148 bj. 1 Ziff. 12 ftatt ber Worte „S. 134« 
Abſ. 1“ zu fegen: 88. 134e Abſ. 1 und 134g*. 

In 3. 148 Abi, 1 hinter Ziff. 12 eine (nene) Ziffer 13 
einzufügen: 


„13. wer ben auf Grund bes 8. 119a erlaffenen | 


ftatutarifchen Beſtimmungen zumiberhanbelt,* 


59. 


61. 


62. 


63. 


64. 





Sn 8. 150 die (neue) Nr. 4 Abſatz 1, wie folgt, zu 
allen: 
„wer ben Beſtimmungen des 8. 120 Abjap 1 
oder einer auf Grund bes 8. 120 Abjap 3 
erlaffenen jiatutariichen Beitimmung zuwider: 
handelt.” 


In Z. 151 Abjap 1 Sap 2 die Worte: „ober wenn 
er jelbjt in der Lage war, den Betrieb zu beauf: 
fichtigen, oder wenn er bei der Auswahl“ zu erjegen 
burd) die Worte: 

„oder wenn er bei der nadı den Berhältnifjen 
möglichen eigenen Beauffihtigung des Betriebs, 
oder bei der Auswahl.” 

In B. 154 Abſatz 3 dem zweiten und dritten Saß 
als vierten Abſatz zu geftalten, ferner 

Den vierten Saß des Abjah 3 als fünften Abjag und 
diejen, wie folgt, zu faflen: 

„Die Kaiferlihen Verordnungen, ſowie die Aus: 
nahmebeitimmungen des Bundesraths fönnen aud 
für beftimmte Bezirke erlaffen werden. Sie find 
durch das Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen und 
dem Reichstag bei feinem nächſten Zufammentritt 
zur Kenntnißnahme vorzulegen.” 

Die jeitherigen Abſäße 4 und 5 des $. 154 als neuen 
8. 154. zu geitalten, und 

In Abſ. 1 dieſes 8. 1542 (feither Abſ. 4 des 8. 154) 
ftatt „119“ gu ſetzen „119a”, 

(Diefe Menderung ift nöthig geworben durch die 
oben vorgejchlagene Geftaltung der Abfäge 3 und 2 
bes $. 115 als Abſ. 1 und 2 cines neuen $. 110a. 
Die hierbei aufgeworfene Frage, ob es zwedmäßig 
und Abſicht der Geſammt-Kommiſſion geweſen jei, die 
feitherigen Abjäge 3 und 2 aud für Bergwerke x. 
anzumenben, glaubt die Nebaktions-Kommilfion nicht 
beantworten zu follen.) 


In bj. 2 des neu vorgeſchlagenen $. 154 a (jeither 


Abi. 5 des $. 154) ftatt der Worte „im Abſatz 4 be: 
zeichneten“ zu ſetzen: „vorbezeichneten“. 


Artikel 6 im Gingang, wie folgt, zu geitalten. 


„Der $. 155 ber Gewerbeordnung erhält fol- 
gende Faſſung: 
Abſatz 1 unverändert, 
Abſaß 2: 
„Welche Behörden zc.” 


. Diefen Abfap 2 mit dem eriten Sape zu ſchließen 


und den zweiten Sag als Abſatz 3 zu geftalten. 


. Sn biefem Abſatz 3 vor „1051“ zu ſetzen: „1050“, 


hinter „1051“ zu fegen: „115 Abi. 3“ (feither 115 
Abi. 1), Hinter „1341* zu feßen: „134g.“ 

In Mrtifel T Abſ. 1 ſtatt „105h und 1051” zu feßen: 
„105h, 1051 und 154 Abſ. 3.” 


In Artikel 7 Abſ. 3 ftatt der Worte „im $. 154 
2 bis 4” zu feßen: „SS. 164 Abjap 2 bis 4 und 
1543.” 


. An Artitel 7 Abſ. 3 ftatt „1894 zu feßen „1893“ 


(Die Redaktions-Kommilfion nimmt an, die Beſchluß— 
fafjung der Gefammt-Kommiffion beruhe auf einem 
Berjehen, da die Uebergangsbeitimmung ein Interefle 
nur für zwei Jahre bietet.) 


Berlin, den 17. Dezember 1890. 





Pr, 191. 
Zweiter Beridjt 


ber 


Bommiffion für die Petitionen. 


Beridhterjtatter: 


Abgeordneter Münd). Journ. I, Nr. 71. 


Die Vereine zur Wahrung der Intereſſen des Vieh— 
handel zu Dresden, Berlin, Magdeburg, Köln und Leipzig 
wünſchen eine Aenderung der dermaligen Frachtberechnung 
für die Beförderung lebenden Viehes auf den Eifen- 
bahnen. 

Betenten führen aus: dab der Berechnung der Fracht 
für die Beförderung lebender Thiere in Wagenladungen 
auf allen deutſchen Eifenbahnen der Flächenraum der 
zur Beförderung benußten Eijenbahnwagen aud dann 
zu Grunde gelegt werbe, wenn, in Frmangelung ber ats 
geforberten Wagen von geringerer Bodenflädhe, Wagen mit 
arößerer Bodenfläche feitens der Eijenbahnverwaltung ge— 
jtellt werden. Es müßten beijpielsweife Viehverfradhter, 
welche zur Verladung von 10 Stüd Ochſen einen Wagen 
mit 15 Om Fläche verlangt, von der Eifenbahnverwaltung 
aber einen ſolchen mit 18 Om Fläche erhalten hätten, nun 
aud bie Fracht für einen Wagen mit 18 Om Fläche be— 
zahlen. Die Frachldifferenz, welche die Verfradhter ohne 
ze Verſchulden zu tragen hätten, fei eine beträchtliche. 

ejonders trete dieſer Uebeljtand hervor beim Transport 
von Kleinvieh, welches in jogenannten Etagewagen zur 
Verladung gelangen fol. Im einen folden Etagewagen 
fann, da zwei übereinanderliegende Bodenflädyen vor— 
handen jind, die doppelte Stüdzahl an Kleinvieh, befonders 
Schafen, verladen werben, als dies in einem einfachen 
Wagen mit gleicher Bodenflähe möglich ift. Bejtellt nun 
ein VBiehverfraditer einen Etagewagen, erhält aber, da 
ein folder nicht zur Stelle ift, anjtatt deſſen zwei einfache 
Wagen, welche ausreichen, die vorhandene Stüdzahl von 
Kleinvieh zur Verladung zu bringen, jo muß er die er 
heblich Höhere Fracht für diefe beiden Wagen bezahlen. 

Betenten wünschen nun, daß allgemein für lebendes Vieh 
bie Fracht nur nad Maßgabe des wirklich benupten 
Bodenraums berechnet werde. Weber die Petition wurde 
in der 10. Sitzung der ®Betitionsfommilfion verhandelt. 
ALS Negierungstommilfar nahm an der Verhandlung Theil 
ber vortragende Rath im Neichseifenbahnamt, Geheimer 
Oberregierungsrath Cruſe. 

Es wurde zunächſt ausgeführt: Das Verlangen ber 
Petenten — „unter allen Umjtänden die Fracht für lebendes 
Vieh nur nah Maßgabe des wirklich bemußten Boden— 
raums zu berechnen" — ſei nicht zu unterftügen. Dei 
ber Verladung von einzelnen lebenden Thieren jei die 
Bahnverwaltung nicht in der Lage, ben Ieerbleibenden 
Raum beliebig auszunutzen, wie dies bei der Verlabung 
von Stüdgütern der Fall fei. Die Erhebung einer höheren 
Fracht jei in diefen Fällen gerechtfertigt. 

Ms billig mühe dagegen der Wunjd der Petenten 
bezeichnet werden, wenn fie verlangen, daß bei Bejtellung 
von Wagen mit angegebener üblicher Bodenfläche reip. 
bei Beftellung von Ctagewagen aud nur der Frachtſatz 
für dieſe beftellten Wagen in Anrechnung gebracht werde. 

Der Herr Negierungstommiflar erklärt: 
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Nachdem das Reichs-Eiſenbahnamt im April 1889 von 

der ſchon damals an ben Neidhstag gerichteten Petition 
durch die Mittheilung, daß die Suschumg eines Re- 
ierungslommijjars gewünſcht werde, Kenntniß erhalten 
atte, habe es jeinerjeits Anlaß genommen, ben königlich 
preußiihen Herrn Minifter der öffentlichen Arbeiten zu 
erſuchen, die den Gegenjtand der Petition bildende Au— 
gelegenheit in der ftändigen Tariflommiffion der deutichen 
Eijenbahnverwaltungen zur Berathung zu bringen. Diefe 
Berathung habe inzwiſchen unter Zuziehung bes Aus— 
ſchuſſes der Verkehrs-Intereſſenten mit anerfennenswerther 
Gründlichkeit ftattgefunden. 


Der Sadjverhalt fei folgender: 

Auf den deutjchen Eijenbahnen ſei, abgefehen von ber 
Frachtberechnung für einzelne Stüde Vieh, früher eine 
verjhiedenartige Tarifirung der Viehtransporte in Wagen- 
ladungen üblich gewejen, indem ein Theil ber Bahnen 
der Frachtberechnung die Zahl der geftellten Achſen, ein 
anderer Theil den Flächenraim des geftellten Wagens 
zu Grunde legte. Nach vielfachen Verhandlungen ſei 
durch Beſchluß der Generaltonferenz der deutſchen Eifen- 
bahnverwaltungen eine Einheitlichkeit infofern herbei- 
gefäpn worden, als die Frachtberechnung für lebendes 

ich jet allgemein für die ganze Wagenladung unter 
Augrundelegung des Flächenraums des geftellten Wagens 
ober, ſofern fid) dies billiger ftelle, unter Anwendung ber 
Einzelftüdfäße erfolge. 

Die von den Antragjtellern in ihrer Petition gemachten 
Angaben feien im Allgemeinen richtig. Es Laffe fich nicht 
verfennen, daß bei der Ungleichheit der vorhandenen 
zur BViehbeförderung geeigneten Wagen und bei ber nach 

Iter, Raffe und —— abweichenden Beſchaffen⸗ 

x ber zu verladenden Biehjendungen die Geftellung 
er dem jedesmaligen NRaumbebürfniffe entjprechenden 
Fahrzeuge mit Schwierigkeiten verfnüpft fe. Die Ver— 
ſender jeien daher vielfach gemöthigt, anftatt ber ge- 
wünſchten Wagen andere mit größerem Laderaum zu 
nehmen und die Fracht Hierfür zu zahlen. 

Einer Aenderung der gegenwärtigen Tarifbeitimmungen 
ftellten fidh aber faum zu überwindende Schwierigkeiten 
entgegen. Eine ſolche Menderung könne — abgefehen 
von dem etwaigen gänzlichen Verlaffen des gegenwärtigen 
Tarifirungsinftems — nur dadurch herbeigeführt werben, 
daß bei Geſtellung größerer, als der gewünjchten Wagen, 
ber von dem verladenen Vieh thatfächlich eingenommene 
Flächenraum ermittelt und hiervon die Fracht berechnet 
werde. Für dieſe Ermittelung bes Flächenraums könnten 
3 verfhiedene Arten des Verfahrens in Droge fommen: 

1. das räumliche Ausmeſſen der von den Thieren je- 
weilig eingenommenen Saale 

2. die a gewifler, auf eine Flächeneinheit 
(1 qm) entfallender Stüdzahlen der verſchie denen Vieh— 
gattungen und ——*— des eingenommenen Raumes 
durch Anwendung dieſer Normen auf die Stückzahl der 
ganzen Sendung; 

3. die Feſtſeßzung gewiſſer, auf eine Flächeneinheit 
(1 qm) entfallender Gewichtsziffern der verjchiebenen 
Viehgattungen und Berechnung des eingenommenen 
Raumes dur Anwendung dieſer Normalgewichte auf 
das wirkliche Gewicht der ganzen Sendung. 

Jede dieſer rmitielungsarten ſchließe befonbere 
Schwierigkeiten in fich, welche ihre Anwendung in hohen 
Grade bedenklich erſcheinen Iaffen. 

Das Ausmeſſen ſtoße infofern auf Bedenken, als 
bas Betreten der mit Vieh beladenen Wagen für 
das VBahnperjonal vielfah mit Gefahren verknüpft 
und unter Umftänden ganz unmöglich fein werde. 


Außerdem würde ein foldhes Verfahren jehr unzuver— 
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läffige Ergebniſſe liefern, weil dabei das Beſtreben der 
Verfrachter beftehen bleiben werde, die Thiere vorüber- 
gehend auf einen möglichjt engen Naum zuſammen zu 
drängen, woraus fich, abgejehen von den Unzuträglich: 
keiten zwiſchen Bahnperfonal und Publikum, von vorn 
herein Ungleihheiten in der Frachtberechnung ergäben. 

Die Berechnung der thatfächlih benupten Bodenfläche 
nah Maßgabe der Stüdzahl der verladenen Thiere 
würde zur Vorausſetzung haben, daß die durchichnittlich 
auf 1 qm Bodenfläde entfallende —* von Thieren 
der verſchiedenen Sorten bei den einzelnen Sendungen 
thatſaͤchlich annähernd gleich ſei. Nach den angeftellten 
Ermittelungen treffe dieſe Vorausſetzung aber nicht zu. 
Nah den von einer Anzahl deutſcher Bahnverwaltungen 
vorgenommenen Anjchreibungen wichen die Stüdzahlen 
einer und derjelben Gattung auf den verjchiedenen Bahnen 
beträdhtlih von einander ab, fo daß die Marimalziffern 
bei einigen Sorten mehr als das Dreifache der Minimal» 
zahlen derjelben Sorten betrügen. Unter diejen Um— 
jtänden würde die Unmwendung von Normaljtücdzahlen 
zur Berechnung des jemweilig benußten Flächenraums 
augenfheinlih Frachtungleichheiten zur Folge haben, 
welche bedeutend höher wären, als die von den Betenten 
beflagten Ungleichheiten der heutigen Berechnungsweiſe. 

Aehnlich verhalte es fi mit der Berechnung des bes 
nupten Flächenraums auf Grund feitzujegender Normal- 
gewichtsziffern. Es jeien aud in dieſer Beziehung Er: 
mittelungen vorgenommen, welde ergeben hätten, daß 
das Durhichnittsgewicht bei einer und derjelben Gattung 
Vieh ſehr erheblihe Abweichungen aufweiſe. Beſondere 
Scwierigfeiten böten hier noch die aus verjdhiedenen 
Viehſorten beitehenden (jog. gemifchten) Sendungen, da 
derartige Transporte von jo ungleicher Zufammenjegung 
feien, daß von der Feſtſetzung eines gemeinfamen Durch— 
ichnittögewichtes bei ihmen von vorn herein Abſtand ge= 
nommen werden müſſe. Außerdem komme in Betracht, 
dab die bei diefem Verfahren nöthige Verwiegung ber 
Sendungen viel zu umftändlich und zeitraubend jei. 

Ebenjowenig dürfte ein gänzliches Verlafjen des gegen- 
wärtigen er sſyſtems zum Ziele führen. Die 
Tarifirung nad Achſen Habe noch größere Ungleichheiten 
in der Frachtberechnung zur Folge Ed Die Tariftrung 
für den Wagen, alfo ohne Nüdfiht auf die Größe ber 
Rabefläche, werde bei der Verfchiebenartigteit des Wagen- 
materials ebenfalls eine noch ungleihmäßigere Fracht: 
berechnung ergeben. 

Wenn unter diefen Umftänden ein Verlaffen des gegen— 
wärtigen Tarifirungsiyitems ſich nicht empfehle, und aud) 
bei Beibehaltung dejjelben ein Ausweg zur Mbhülfe im 
Sinne des gejtellten Antrages nicht zu finden fei, fo 
werde doch eine Erleichterung der jegigen Beitimmungen 
in den Fällen eintreten können, in denen die Geftellung 
— Wagen anſtatt mehrbödiger (Etagewagen) 
erfolge. 

Von dieſen Erwägungen geleitet, habe die ſtändige 
ZTariffommilfion beſchloſſen, eine Aenderung der gegen— 
wärtigen Beſtimmungen des Tarifs dahin vorzuſchlagen, 
daß bei Geſtellung mehrerer gewöhnlicher Viehwagen 
anſtatt eines Etagewagens ein ermäßigter Frachtſatz zur 
Anwendung komme. Im Uebrigen ſei den gejtellten Anz 
trägen von ber Tariffommijfion feine Folge gegeben 
worben. 

Es jei anzunehmen, daß die binnen Kurzem zufammens 
tretenbe Öeneraltonferenz dieſen Beihluß genehmigen werbe. 

Nah diejer Erklärung wird anerlannt, dab durch 

die vorgejchlagenen Maknahmen den Wünfchen der 
Petenten in Bezug auf die Etagewagen entgegengefommen 
it. Die Kommiffion hält jedoch auch die übrigen Punkte 
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der Petition der Erwägung werth und beichließt deshalb 
zu beantragen: 
Der Reichstag wolle bejchließen: 
die Petition des Vereins zur Wahrung 
der Intereffen des Viehandels — II Nr. 1 — 
dem Herrn Reihsfanzler zur Erwägung 
zu überweifen. 


Berlin, den 14. Januar 1891. 


Die Kommiffion für die Petitionen. 


Büfing, Vorfigender. Münch, Verichterfiatter. 
iſcher. Frohme. rg von 
oldjchmidt. rumbt. 


n liszez ine; — Fr 
T. u m . . . 
von ren (Botsdamı). —* Fa Pin 
Graf Kwilecki. Dr. Graf Matuſchka. von Normann. 
Dr. Piefchel. Dr. Schaedler. Dr. Schier. Schuler. 
Schwart. Seipio, Speijer. Stephan, Wattendorf. 


Nr. 192, 


Berichterftatter: 
Abgeordneter Dr, Dohrn. 


Beridt 

ber 

Wahlprüfungs-KRommiffion 
über 


die Wahl des Abgeordneten Graf Garmer im 
1. Wahlbezirk des Negierungsbezirks Breslau. 


Im 1. Wahlfreife des Regierungsbezirks Breslau 
wurden am 20. Februar von 22045 Wählern 16 423 
Stimmen abgegeben. Davon wurden 39 für ungültig 
erklärt. 

Bon den danad) 16 384 gültigen Stimmen erhielten 


Landesältefter Graf Carmer auf Groß-Dften 7481 
Gerbereibejiger 2. Leder in Guhrau . . . 6176 
Freiherr von Huene auf Groß-Mahlendorf . 2466 
Tiihlee Horn in Breslau. . . 2 2 2....189 

re 12 


"Beriplittert . : 
Summa 16384. 


Da die abjolute Majorität von feinem Kandidaten 
erreicht war, wurde am 1. März zur engeren Wahl zwifchen 
den beiden Erjtgenannten gejchritten, bei welder von 
18 020 abgegebenen Stimmen 45 für ungültig, 17 975 für 
gültig erflärt wurden. Bon dieſen erhielt 

Landesältefter Graf Garmer 9149 
Serbereibefiger 2. Leder . 8826. 
Erſterer wurde als gewählt proflamirt und hat die Wahl 

angenommen, 

Die Prüfung der Wahlaften ergab eine Anzahl der 
immer wiederfehrenden feinen Unvegelmäßigfeiten, nament- 
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lich irrthümlich zu Unrecht für ungültig erklärte Stimm: 
A ungenügend oder gamidht unterjchriebene Wähler: 
liſten zc. 

Das Refultat des erjten Wahlganges wird dadurch 
nicht geändert, Zur Stihwahl find richtig Landesältefter 
Graf Carmer und Gerbereibeſiher Leder gelangt. 

Die Prüfung der Wahlakten aus der Stichwahl ergiebt 
betreffs der für ungültig erklärten 45 Stimmzettel, daß 
von biefen 25 für gültig erflärt werden müffen, weil auf 
denjelben der Name des einen Kandidaten durchſtrichen 
und durch den jchriftlich beigefügten Namen des andern 
Kandidaten ergänzt ift, oder weil zu Unrecht zwei bei der 
Stimmzählung ineinandergefaltete Stimmzettel, auf dene 
jelben Namen lautend, als ungültig angejehen find, 
während einer derjelben für gültig erklärt werben mußte. 

Ton diejen Zetteln fommen dem Gemwählten Einer, 
dem Gegenkandidaten Vierundzwanzig zu Gute. 

In Oftrawe, Kreis Wohlau, fanden fich bei Zählung 
der Stimmzettel zwei mehr, als die Bahl der Wähler 
betrug. In dem Wahlprotofoll findet jich darüber folgender 
Vermerk: 

„Der eine Stimmzettel auf den Namen Leder [autend, 
„ſcheint abfichtlih mehr abgegeben zu fein; der zweite auf 
„Graf Carmer lautend, ift wohl nur durch Zuſammen— 
„leben des Papiers entſtanden.“ 

Dieſe Vermuthung iſt weiter nicht begründet. Nach 
der Praxis des Reichslags find beide überzähligen Stimm— 
zettel dem Gewählten in Abrechnung zu bringen. 

Danach würde ſich das Stimmverhältniß dahin ge 
ftalten, dak Graf Garmer 9148, Leder 8850 gültige 
Stimmen erhalten hat. 

Gegen die Gültigkeit der Wahl des Grafen Carmer 
find zwei Protefte eingegangen. 

Der eine Proteft, datirt: Glogau, den 15. Mai 1890, 


2. Im Wahlbezirk Tſcheſchkowitz hat der Wahlvor- 
fteher Herr Zinmemann auf Gut Tſcheſchlowitz am Tage 
vor der Stichwahl die Wahl reip. Stimmzettel von Graf 
Carmer den Leuten ſelbſt ın die Wohnung getragen und 
zwar Haus für Haus, und hat da bei dem Leuten ſchon 
vorhandene Stimmzettel u. Flugblätter von L. Leder— 
Guhrau ſich in feine Hände von den Leuten geben laſſen 
und mitgenommen, jo daß die Leute nicht mehr im 
Befig von liberalen Zetteln jein follten. Zeuge: Schuh: 
machermeifter U. Tiesler u. Hausbeſitzer R. Schuber 
daſelbſt. 

3. Im Wahlbezirk Heinzendorf iſt der Wahlvor— 
ſteher, Gutsbeſitzer Herr v. Bernut ſelbſt, fein Schäfer u. 
der Gemeindevorjteher Herr Thomas am 28. Februar 
bei verjchiedenen Beſitzern mit zufammengefalteten con]. 
Stimmtzetteln (eigenartig zufammengefaltet) geweſen, und 
am Wahltage durch feinen Vogt den Wählern ſolche 
Stimmzettel eingehändigt. 

Zeuge S. Gutſche. Beſitzer. 

Sufammengefalteter Stimmzettel Tiegt bei. 

4. An vielen Orten find die Leute eingejchüchtert 
worden, wie passıus 5 beweift und auch beiliegendes ge— 
drucktes Eirkular. 

Zeuge Handelsmann Bordert. Klein Wierjewip. 

5. Der Vürgermeifter Herr Seiffert:Herrnftadt lieh 
auf feinen Befehl beim Gaſtwirt Ernſt dajelbft ein libe— 
rales Flugblatt aus dem Lokal von der Wand los: 
nehmen und hat es Erjtgenammter mitgenommen, mit 
der Außerung: Daf er unter den Umftänden die Con— 
zeifion nicht lange haben werde, was er beim Verlaſſen 
des Lokals noch einmal wiederholte. 

Zeuge ©. Kraufe. Gemwerjewig. 


ganz ergebenjt 


Tautet: G. Hantke im Auftrage 
Proteſt des liberalen Wahlvereins. 
gegen die Wahl des Grafen armer in Guhrau-Steinau- — 
Rohlau. 


Hierdurch lege ich Proteft ein gegen die Gültigkeit der Das unter 4 erwähnte Eircular lautet: 


Wahl des Grafen Carmer zum Reichstags-Abgeorbneten 
für den Wahlkreis Guhrau-Steinau-Wohlau. Die Ber 
gründung dieſes Protejtes folgt nad). 
r. Hermann Müller 

Verlagsbuchhändler. 
An den Deutſchen Reichstag | 
Berlin. | 


Streng geheim, 
vr PR. 

Das Ergebniß der Neihstagswahl am 20. d. M. 
hat bewieſen, in welch umfafjender und erfolgreicher Weije 
die Deutjchfreifinnigen unjern bisher jo gutgefinnten Kreis 
unterwühlt haben, und e8 ift fidher, daß diefelben bei ber 
bevorstehenden Stihwahl jedes Mittel anwenden werden, 
um ben Sieg zu erringen. 


| Die in Ausficht genommene Begründung ift nicht | 

| erfolgt. Die Konmiſſion hat daher feine Beranlaffung | 
gehabt, ſich mit diefem Schreiben weiter zu bejchäftigen. | 

| Der zweite Proteft, datirt: Guhrau 12. Mai 1890, 
lautet: 


Es bedarf daher ganz bejonderer Anjtrengung, um 
dem Kandidaten der reichstreuen Parteien zum Siege zu 
verhelfen und unjerm Kreiſe den Ruhm eines ber beit 


Guhrau 12 Mai 1890. 
An Einen Hohen Reichstag 
in Berlin. 

Die ergebenft Unterzeichneten legen ee Proteſt 
gegen die Gültigkeit der Wahl des Grafen von Carmer 
als Abgeordneten für den Wahlkreis Guhrau-Steinau— 
Wohlau ein. | 

Die Gründe dieſes Proteftes find folgende: | 

1. Im Wahlbezirk Triebuſch befand Na das Wahl: 
Iofal in einem Korridor des Schloſſes des Graf von | 
—— in dieſem Korridor ſelbſt befand ſich ein 

iener des Grafen, welcher an die Wähler Wahlzettel | 


auf den conjervativen Kandidaten lautend vertheilte. | . 


Das Wahllofal war mehrere Male zeitweis vom ges 


jammten Wahlvorſtand verlafjen. N 


Beugen 
Mülermftr. Weber & Gaftwirt Schol;. | 


gefinnten in Schlefien zu erhalten. 

Wir richten daher an Sie, jehr geehrter Herr, im 
Intereſſe unferer guten Sache die ebenſo ergebene wie 
dringende Bitte, Alles, was irgend in Ihren Kräften 
fteht, nicht nur am dortigen Ort, ſondern auch in ben 
benachbarten DOrtichaften, möglihjt im Verein mit in 
diefen wohnhaften geeigneten Gefinnungsgenoflen zu thun, 
um bei der Stihwahl ein befleres Nefultat, als bei ber 
Wahl am 20. d. M. herbeizuführen. j 

As bewährte Agitationsmittel empfehlen wir fol- 

ende: 

1. Die Wähler find, ſei es in fleineren Berfammlungen, 
jei e8 durch Rückſprachen mit Einzelnen oder klei— 
neren Gruppen, über die Bedeutung ihrer Ab— 
ftimmung, über die verderblichen Bejtrebungen ber 
Deutichfreifinnigen, welche mit Aufhebung ber Zölle 
Bernihtung umjerer Landwirthſchaft und damit des 
Kleingewerbes und der landwirihſchaftlichen Arbeiter, 
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Verbindung mit den Sozialdemokraten, Schwächung 
unferer Wehrkraft und umferes Königthums er: 
itreben, welche gegen jede wohlthätige Mafregel 
für Die Arbeiter, wie Kranfenverficherung 2c. ge— 
ftimmt haben, aufzuklären und ihnen die Unwahr- 
* der freiſinnigen Wahlparolen darzulegen. Jus— 
eſondere hat dies jo kurz vor der Wahl zu ges 
ihehen, daß nicht noch eine nachfolgende Bear: 
beitung durch freifinmige Agitatoren zu beforgen ift. 

2. Es ift forgfältig darauf zu achten, ob im Ort in 
freifinnigem Sinne agitirt und Stimmzettel ver: 
theilt werden. Geſchieht dies, fo ift es in gejeß- 
mäßiger Weije durch Leberredung der Wähler zc. 
zu vereiteln, 


3. Die Vertheilung der Stimmzettel hat nicht zu lange 
vor dem Wahltage zu erfolgen, möglichit erft am 
BWahltage oder doch erft am Mbend zuvor, damit 
die Frreifinnigen nicht in der Lage find, unſere 
* gegen ſolche ihres Kandidaten zu vertau— 

ei. 


4. Am Wahltage ijt eine genaue Kontrole darüber 
zu führen, welche derjenigen Wähler, von denen 
irgend zu Hoffen ift, daß fie fich zu einer Stimmen- 
abgabe für Graf Garmer bewegen laſſen, nicht vor 
der Wahlurne erfcheinen; diefe müſſen —— 
und zur Abgabe eines Wahlzettels für Graf Carmer 
veranlaßt werben. 


5. Soweit es ohne Anwendung von Zwang und 
Drohungen geihehen kann, iſt bei demjenigen 
Wählern, die vorher einen Zettel für Graf Carmer 
erhalten haben, von denen aber irgend zu bejorgen 
ift, fie könnten ſich haben bereden laſſen, benfelßen 
gegen einen folden für Leber vertaufcht zu haben, 
unmittelbar vor Eintritt in das Wahllotal 
zu fontroliren, ob ihr Wahlzettel auch auf Graf 
Carmer Tautet. 

6. An der Thür des Wahllofals ift, mag auch vor: 
* ſchon eine Vertheilung von Zetleln ſiattge— 
unden haben, doch noch ein Zettelvertheiler auf- 
zuſtellen, welcher, wenn er eine geeignete Perſön— 
lichkeit ift, die ad 5 gedachten Funktionen mit ver: 
jehen kannn. 

Indem wir bitten, von dieſen anderwärts und 
namentlich durd die Gegenpartei erprobten Agitations— 
mitteln je nad ben örtlichen Verhältmiffen den Ihnen 
geeignet erjcheinenden Gebrauch zu machen, jtellen wir 
ergebenft anheim, Koften bei dem unterzeichneten Grafen 
von Schmettow zu liquidiren. 


Steinau a./D., im Februar 1890. 
Im Auftrage der reichstreuen Parteien: 
Graf von Schmettow-Dammitid. 


Betreffs der einzelnen Punkte des Proteftes ift zu be: 
merfen: 

1. Falls ſich die Angabe über die Vorlommmiffe in 
Triebuſch bemahrheitete, würde ſowohl durch das Ber: 
teilen von Stimmzetteln im Wahllofale jelbjt, wie durch 
das ——— Fehlen des geſammten Wahlvorſtandes im 
Wahllokal gegen die Vorſchriften des Wahigeſetzes, 8. 11, 
und des Reglements, 8. 12, in ſolchem ar verftoßen 
ſein, daß der gejammte Wahlalt in Triebuſch zu kaſſiren 
wäre. 

In Triebuſch find 131 gültige Stimmen, ſämmilich 
auf den Namen Graf Garmer lautend, abgegeben worden. 

2. Der Wahlbezirt Tſcheſchlowitz ſetzt fih aus ben 
Dorfgemeinden Zicheichtomis und Bienowiß und 


Reichstag. Altenftük Nr. 192, (Bericht der Wahlprüfungs:Rommilfion.) 


mei ' 








ält die vorgebradhte Beſchwerde für unerheblih, da ein 
ißbrauch von Amtsgewalt nicht vorliegt oder behauptet 
wird. 

Die Zahl der abgegebenen Stimmen beträgt 60, 
darunter 59 auf den Grafen Garmer lautend. 

3. Die eigenthümliche Faltung ber Stimmzettel, wie 
der Protejt fie behauptet und die beiliegende Probe veran- 
ichaulicht, würde dieſelben als äußerlich gekennzeichnet 
erfcheinen laſſen. In Heingendorf hat von 106 gültigen 
Stimmen Graf Carmer 81 erhalten. 

4. Der Beichwerdepunft entbehrt jeder Spezialifirung. 
Die beigelegte, im Auftrage der reichötreuen Parteien 
herausgegebene Injtruktion Air bie Wahlagitation enthält 
feine Aufforderung zu ungeſetzlichem Verfahren. 

5. Wenn der Bürgermeijter von Herrnitadt, welcher 
polizeiliche Funklionen hat, ein Wahlflugblatt von der 
Wand des Gajtzimmers Hat abnehmen laffen und dabei 
wiederholt geiupent hat, daß unter ſolchen Umftänden der 
Gaſtwirth Ernft die Konzeſſion nicht lange haben werde, 
jo fann dies als eine unzuläffige Bedrohung aufgefaßt 
werben, welche auf die Stimmabgabe des p. Ernſt von 
Einfluß war. Aus den Alten ergiebt ſich, dab berjelbe 
bei der Hauptwahl ſich der Stimmabgabe enthalten, Dagegen 
bei der Stihwahl jeine Stimme abgegeben hat. 

Es wurde beantragt, in eine Unterſuchung des Falles 
einzutreten, um eventuell die fejtgeftellte Ueberjchreitung 
der Amtsbefugniffe des VBürgermeilters Seiffert rügen zu 
lafjen. Die Kommifjion lehnte jedoch mit 6 gegen 4 Stimmen 
diejen Antrag ab, da der Vürgermeifter nicht kompetent 
jei, über Schanktonzeffionen zu befinden, und möglicher: 
weile doch nur eine mohlmeinende Wamung ausges 
ſprochen habe. 

Wollte man nun von der dem Gewählten ungünftigften 
Annahme ausgehen, daß alle jpeziellen Bunte des 
Proteftes begründet jeien, und demgemäß 

1. in Triebufch 131 Stimmen, 


hi ie nu Gutsbezirken zufammen. Die Kommiljion 


2. in Ticheichlowiß . . 59 = 

3. in Heingendof . . 8 = 

4. in fadbt . . . 1 Stimme, 
zufammen . 272 Stimmen 


dem Gewählten in Abzug bringen, fo würden demſelben 
immer se 8876 Stimmen gegenüber den 8850 auf 
Leder gefallenen Stimmen, aljo ein Mehr von 27 Stimmen 
verbleiben. i 
Die Kommiffion war deshalb der Anficht, daß die 
Wahl des Grafen Carmer für gültig zu erklären, und 
daß durch dieje Erklärung der Proteft in allen feinen 
Punkten erledigt jei. 
Sie beantragt daher: 
Der Reichstag wolle beichließen: 
die Wahl des Abgeordneten Graf Garmer 
im eriten Wahlfreife des Regierungs— 
bezirts3 Breslau für gültig zu erklären. 


Berlin, den 15. Januar 1891. 


Die Wahlprüfungs-Kommilfion. 


Schmieder, Vorfigender. Dr. Dohrn, Berichteritatter. 
Auer. Evers. Fritzen (Coblen).  Gröber. 
v. Hellmann. Dr Germes (Jauer. Kochauu. 
Dr.v, Romierowöfi. Dr.v. Marquardſen. Dr. Mehnert. 
Schneider (Hamm). v. Steinan-Steinrüd, 
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